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VORWORT. 


Die  ersten  Bogen  dieses  Buches  mit  Titelblatt  und 
Widmung  worden  am  6.  Januar  1885  dem  Manne  überreicht, 
aus  dessen  Lehre  der  Verfasser  einst  den  inneren  Antrieb 

zur  Versenkung  in  die  Geschichte  des  deutschen  Gcnossen- 
schaftsrechtes  geschöpft  hatte  und  durch  dessen  Jubelfeier 
er  nunme^  den  äusseren  Anstoss  zu  dem  Versuche  empfing, 
dem  Wirken  und  Ringen  der  das  rechtliche  Wesen  mensch- 
lieber  Verbände  betreffenden  Gedanken  im  praktischen  Rechts- 
leben unserer  Tage  naciizuspüren.  Erst  nachdem  der  Druv;!. 
schon  weit  gediehen  war,  stellte  sich  der  ganze  Umtang 
der  in  Angriif  genommenen  Aufgabe  heraus.  Insbesondere 
war  es  die  allmählich  erkannte  Noth wendigkeit,  die  Dar- 
stellung des  Körperschaftsrechts  durch  die  Einschiebung  einer 
ausführHchen  Darstellung  des  Rechtes  der  über  Kommunion 
und  Societat  ii inausschreitenden  Gemeinschaften  und  nament- 
lich de^  ehelichen  Güteigemeinschaft  nebst  ihren  Fon- 
setzungen  und  der  Handekgesellschaft  in  allen  ihren  Ver- 
zweigungen SU  ergänzen,  wodurch  der  ursprüngliche  Plan 
eine,  wie  der  Augenschein  lehrt,  sehr  beträchtliche  Er- 
weiterung erfuhr.  Zum  Theil  wurde  überdies  der  Verfasser 
durch  inzwischen  erschienene  Schriften  über  die  von  ihm 
behandelten  Fragen  zu  unvorhergesehenen  Auseinander- 
setzungen mit  ganz  neuen  Ansichten  gezwungen.  Befanden 
sich  doch  darunter  die  mit  dem  Gegenstande  dieses  Buches 
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sich  vielfach  nahe  berührenden  principiellen  Brörterungen 
von  Bekker,  Hmsler,  Holder,  Labattä,  Mmrer,  Rosin,  (Vach 

uikI  Anderen,  auf  wcLhc  iiii  Laufe  der  UiucrhUuhung,  ob- 
schon  leider  eben  theilweise  erst  verspätet,  noch  Rücksicht 
genommen  werden  konnte  und  musste.  So  kam  es  zur 
Unterbrechung  des  Druckes  und  zur  Vertagung  der  Ver- 
öffentlichung. Hierdurch  wurden  dann  zu  den  ersten  Kapiteln 
Nachträge  erforderlich,  welche  (von  einigen  bei  dieser  Ge- 
legenheit eingestreuten  Berichtigungen  abgesehen)  über  in- 
zwischen ergangene  gerichtliche  Entscheidungen  und  einzelne 
Gesetze  berichten  und  zugleich  das  Nöthigste  über  die  erst 
nach  dem  Druck  der  einzelnen  Abschnitte  erschienenen 
Schriften  bemerken.  Ein  Blick  auf  diese  Nachträge  wird 
mindestens  darüber  keinen  Zweifel  lassen,  dass  es  sich  hier 
um  brennende  Fragen  von  emem  sehr  aktuellen  Interesse 
handelt ! 

Aus  der  Hntsteliuni^sweise  des  vorliegenden  Buches 
erklären  sich  ferner  manche  Mangel  in  seiner  äusseren 
Gliederung  und  gewisse  Versäumnisse  in  der  Verwendung 
der  zur  Erleichterung  der  Uebersicht  dienenden  äusseren 
Hülfsmittel.  Der  Verfasser  hat  durch  ein  eingehendes  Inhalts- 
verzeichniss  und  ein  austührlichcs  Sachregister  nachzuhelfen 
gesucht. 

SchliessHch  bedarf  es  einiger  Worte  über  das  Verhält- 
niss  dieser  Arbeit  zu  dem  Werke  des  Verfassers  über  das 
»deutsche   Genossenschaftsrecht « .    Die  Fonsetzung  des 

letzteren  in  der  vorgezeichneten  geraden  Linie  isi  durch  die 
Ausarbeitung  des  vorliegenden  Bandes  über  das  beabsichtigte 
Maaß  hinaus  unterbrochen  worden.  Zugleich  aber  ist  damit 
eine  sehr  wesentliche  Entlastung  jenes  Werkes  hinsichtlich 
der  von  ihm  noch  zu  lösenden  Aufgabe  erfolgt.  Diese  Auf- 
gabe ist  immer  noch  sowohl  in  geschichtlicher  wie  in 
dogmatischer  Beziehung  umfassend  genug  I  Denn  von  einer 
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geschicbtlichen  Weiterführung  des  im  dritten  Bande  des 
Genossenscfaaltsrechts  abreissenden  Fadens  konnte  hier  Ober- 
haupt nicht  die  Rede  sein;  es  sind  nur  gclcrcivjich  cuiil;c 
tür  die  heutige  Rechtsprechung  besonders  wichtige  historische 
Zusammenhinge  näher  verfolgt  worden.  Auch  die  dog- 
matischen Fragen  aber  sind  nur  insoweit  aufgeworfen  und 
beantwortet  worden,  als  dies  erforderlich  schien,  um  ein 
einheitliches  Gcsammtbild  der  in  der  gerichtHchen  Praxis 
sicii  abspiegelnden  Gedankenbewegung  zu  gewinnen  und 
deren  nächste  Zielpunkte  zu  bezeichnen.  Dahinter  lauem 
grössere  Probleme,  die  es  hier  kaum  zu  streifen,  geschweige 
denn  zu  lösen  galt  ?  Der  vorliegende  Band  bildet  daher  zwar 
ein  wesentliches  Stuck  der  Ausführung  des  Planes,  den  der 
Verfasser  sich  im  »deutschen  Genossenschaftsrecht«  gesetzt 
hat :  er  trin  jedoch  aus  dem  äusseren  Rahmen  desselben  als 
ein  selbständiges  Nebenwerk  heraus. 

Vor  dem  völligen  Abschluss  der  Grundlegung  wird  so- 
mit hier  der  Versuch  gewagt,  einen  Theil  der  Ergebnisse 
einer  nun  schon  länger  als  zwanzig  Jahre  hindurch  auf 
Einen  Punkt  gerichteten  geschichtlichen  Untersuchtmg  für 
das  Leben  zu  verwenhen.  Nicht  Ungeduld  war  es,  die  den 
\'ert.i.sscT  hierzu  trieb.  D.iss  er  aber  den  äusseren  Antrieben, 
die  ihn  in  diese  Bahn  drängten,  keinen  ernsteren  Widerstand 
entgegengeseut  hat,  wird  man  ihm  hoffentlich  nicht  allzu 
sehr  verubehi.  Denn  der  Rechtshistoriker  als  solcher  soll 
freilich  die  geschichtliche  Wahrheit  um  ihrer  selbst  willen 
i.nd  ohne  praktische  Xebcnrücksichten  suchen.  Allein  für 
den  Juristen  in  ihm  wird  zuletzt  doch  das  Leben  des  Rechtes 
seiner  Zeit  die  Heimath  bleiben,  von  der  er  auszog  und  in 
die  er  immer  wieder  einkehrt. 

Möchte  sich  auch  ftSr  die  deutsche  Praxis  diese  Arbeit, 
so  fremdartig  zunächst  Manches  in  ihr  das  romanistisch 
geschulte  Denken  anniuthen  mag,  nicht  als  völlig  nuulos 
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erweisen!  Sic  hat  ihren  Zweck  erfüllt,  wenn  sie  im  Laufe 
der  Zeit  auch  nur  ein  geringes  Scherflein  zu  dem  Siege 
unseres  wiedererstandenen  vaterländischen  Rechtes  beiträgt 
und  seinen  grossen  und  tiefen  Gedanken  hier  und  da  eine 
neue  Gasse  bricht. 

Hmdäberg,  MÜr^  i8Sj, 

O.  GlERKE. 
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des  Mitgliedschaftsverhältnisses  (289).  —  Behandlung  des  Guthabens 
bei  Beendigung  des  Mitgliedschafts  Verhältnisses  (291).—  Sonderrecht 
auf  Antheil  am  Geschäftsgewinn  (292).  —  Sonderrecht  auf  einen 
Amheil  an  der  Substanz  des  Genossenschaftsvcrniögens  (294)?  — 
Sonstige  verschiedenartige  vermögensrechtliche  Ansprüche  als  Son- 
derrechte (294).  —  Sonderrechte  auf  Achtung  der  vcrbaudsfreien 
Sphäre  und  auf  Wahrung  der  genossenschaftlichen  Gleichheit  (296). 
—  Sonderrecht  auf  Beibehaltung  der  Mitgliedschaft  (297).  —  Son- 
derrecht auf  Austritt  (298).  —  Sonderrechte  hinsichtlich  der  Theil- 

nahme  am  Gemeinleben  (298)  287 

Die  einiclnen  Sonderpßichtfii  (299).  —  Die  Beitragspflicht  be^w. 
Deckungspflicht  (299).  —  Individualrechtliche  und  körperschafts- 
rechtliche Seite  derselben  (30c'').  —  Umlagcverfahren  (^00).  —  Die 
Haftpflicht  (301).  —  Individualrcchtliche  und  körpcrscliaftsrechtliche 
Seite  derselben  (302).  —  Möglichkeit  von  Genossenschaften  mit  be- 
schränkter Haftpflicht  (?04).  —  Genossenschaften  ohne  jede  Haft- 
pflicht (305)  299 

V.  Ergebnisu  für  das  Verhältniss  von  B'rümt  und  Vielheit  in  dfr 
Gesammtheit  (306).  —  Sieg  der  Anschauungen  der  Genossenschafts- 
theorie in  Praxis  und  Leben  (306)  306 

Insbesondere  Bestätigung  des  Satzes,  dass  unser  Körperschafts- 
begrifF  Raum  hat  für  eine  ori;ani5chr  Verhiiuiuii^  von  Etnheits-  und 
Vitlh^tsrtckt  C306).  —  Elasticität  des  deutschen  und  modernen  Kör- 
perschaftsbegriffs  (?o6).  —  Seine  Befähigung  zur  Annäherung  an 
das  Gesellschafts-  und  Gemeinschaftsrecht  (307).—  Verhältniss  der 
genossenschaftlichen  und  der  gesellschaftlichen  Gebilde  zu  einander 
(307)'  ~        »genossenschaftliciie  Princip«  (309)  ;o6 

Die  Praxis  hat  freilich  in  principieUer  Hinsicht  den  Bann  der 
romanistischen  Denkweise  nicht  völlig  gebrochen  (309).  —  Einwir- 
kung der  dem  Begriff"  des  körperschaftlichen  Individualrechts  feind- 
lichen Tendenzen  (309).  —  Die  Richtung  auf  Herausreissung  der 
jura  singulorum  aus  ihrem  organischen  Zusammenhange  (310^.  — 
Die  Richtung  auf  Abschwächung  aller  Sonderrechte  zu  reinen  Mit- 
glicdschaftsrcchtcn  (311).  —  Doch  erv.'eist  sich  der  angefochtene 
Begriff  zuletzt  in  der  Praxis  als  unüberwindlich  (313)  309 

Konsequenzen  des  konstruktiven  Gedankens  der  Genossenschafts- 
theoric  für  die  Bestimmung  des  ol'jektii'en  Gehalts  der  körperschaft- 
lichen Sonderrechtsverhältnisse  (314).  —  Im  Gegensatz  zu  dem  rein 
individualrechtlichen  Inhalt  der  Rechtsverhältnisse,  in  denen  juristi- 
sche Personen  und  ihre  Mitglieder  einander  als  unverbundene  Sub- 
jekte gegenübertreten,  und  zu  dem  rein  socialrechtlichen  Inhalt  der 
Beziehungen  zwischen  dem  Ganzen  und  seinem  Gliede  muss  sich 
hier  eine  Mischung  von  indi%'idualrechtlichem  und  socialrechtlichem 
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Stoff  zeigen  (114).—  Die  Begriffe  des  Individualrechts  kehren  hier 

in  socialrechtlicher  Umbildung  wieder  (31s).  —  Eintheilung  unter 

Sonderreclusverlialtnisse  von  personenrechtlichem  Ge)mli  — 

Sie  kombiniren  den  Inhah  von  Rechten  an  der  eignen  Person  und 

von  Rechten  an  einer  Gesammt-  oder  Gliedperson  (}i6)  .   .    .  . 

316 

Sonderrechtsverhällnisse  von  sacheurechtlichem  Gehalt  (317).  — 

Socialrechtliche  Umbildung  dinglicher  Rechte(3 17).  —  Sachcnrecht- 

liche  Gemeinschaftsverhältnisse  mit  genossenschaftlicher  Verthcilung 

des  Rechtsinhahs  zwischen  einer  körperschaftlichen  Einheit  und  der 

Vielheit  ihrer  Glieder  (517).  —  Ausprägung  derselben  bei  den 

Körperschaften  mit  vermögensgenossenschaftlicher  Struktur  (317).  — 

Der  Begriff  des  genossenschnftlichcn  Grsainmkigcnlbums  (3 18).  —  Theo- 

Das  genossenschaftliche  Gesammteigcnthum  und  die  verwandten 

Formen  genossenschaftlicher  Gesaramtberechtigung  an  den  Allmen- 

deti  (320).  —  Die  verschiedenen  Typen  genossenschaftlicher  Ver- 

thcilung der  Sachherrschaft  an  Gemeinland  (321).  —  Der  Grund- 

typus (321).  —  Die  Sondernutzungsrechte  als  Ausflüsse  des  Ge- 

sammteigcnthums  (322).  —  Annäherung  an  diese  Auffassung  vom 
Standpunkt  des  modificirtcn  Miteigenthums  (322).  —  Annäherung 
vom  Standpunkt  der  modificirten  jura  in  re  aliena  (323).  —  Im 
Grunde  übereinstimmende  Behandlung  der  Sonderrechte  an  der 
Allmende  als  durchaus  eigenartiger  dinglicher  Rechte,  deren  sachen- 
rechtlicher Gehalt  durch  die  körpcrschaftsrechtliche  Zuthat  essentiell 
bestimmt  wird  (323)-  —  Praktische  Folgerungen  hieraus  (324)  •    •  120 

Das  genossenschaftliche  Gesammteigenthum  bei  der  Gewerk- 
schift  und  insbesondere  der  Aktinii^esdhchaft  (325).  —  Hier  ist  das 
Objekt  der  Sachlierrschaft  ein  Sondervermögen  als  einheitlicher  In- 
begritf  (326).  —  Anwendung  des  Eigenihumsbegriffs  auf  das  Herr- 
schaftsrecht an  dieser  objektiven  Einheit  in  seiner  Totalitat  (326). 
—  Hier  gewahren  ferner  die  Sonderrechte  regelmäßig  keinen  un- 
mittelbaren  Nutzungsanspruch,  sondern  erschöpfen  sich  in  dem  an- 
theilmaßigen  Ansprucii  auf  Jen  Geldwerth  des  einheitlichen  Ver- 
mögensinbcgritfes  und  seines  N'ut/ungsertrages  (327).  —  Sie  sind 
gleichwohl  als  Rechte  von  sachenrechtlichetn  (jchalt  aufzutassca 

(327)  .  —  Keine  »Forderungsrechte«  (327).  —  Vielmehr  »Antheile« 

(328)  .  —  Aber  keine  »Miteigentliumsantheile«  (329).  —  Auch  nicht 
»Rcclite  an  fremdem  Vermögen«  (330).  -  Ihre  Konstruktion  ist 
im  Gefiankonkrc  isc  des  rein  individualistischen  Sachenrecht«;  iiher- 
haupt  unmöglich  (330).  —  Sic  bietet  dagegen  keine  Schwierig- 
keiten, sobald  anerkannt  wird,  dass  einer  dem  Sociairecht  ange- 
horigen  EigentlmmsorJnung  auch  cigemirtige  saclienrechiliche  He- 
griffe von  socialrechtlicher  Färbung  entspringen  müssen  (330).  -- 
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Versuch  einer  Formulirung  (330).  —  Praktische  Folgerungen  in 
der  Frage  nach  der  gleichzeitigen  Besteuerung  der  Aktiengesell- 
schaft und  der  Aktionäre  (j)0  

Sonderrechtsverhaltnisse  von  ohlij^ationc'urfihtlichem  GehaJt  (m). 

—  öffentliclircchtliche  hezv:.  socialreclitlichc  Umbildung  des  For- 
derungsbegriffs bei  sonderrechtlichen  Forderungsansprüchen  der 
Glieder  und  Organe  eines  Verbandes  gegen  die  Verbandsperson 
als  solche  (nO-  ~  Entsprechende  Umbildung  des  Schuldbegriffs 
bei  sonderrechtlichen  Schuldverbindlichkeiten  gleicher  Richtung  (335). 

—  Körperschaftsrechtliche  Modifikationen  desObligationenrechts(^  ^6j. 

—  Insbesondere  bei  den  obligationenrechtliclien  Gemeinschaftsver- 
hiltnissen  (337).  —  Gesammtforderungsrechte  (337).  —  Gesammt- 
Verbindlichkeiten  (^37)-  —  Verscliiedene  Möglichkeiten  Jer  genos- 
senschaftlichen \'ertheilung  des  Schuldinh.ütcs    VJJ 

KAPITEL  TTT. 

Rechtsgemeinschaften  zur  gesammten 

Hand. 

I.  Da«  Rechtaprincip  der  gesammten  Hand  im  Allgemeinen. 

I.  GnniinschjftrLyrl.hilliiisse  dfs  Individuah  cchts  können  in  man- 
cherlei Übergängen  bis  an  den  körperschaftsrechtlichen  Bereich 
emporsteigen,  bleiben  aber  von  den  durch  die  genossenschaftliche 
Verbindung  von  Einheits-  und  Viellieitsrecht  begri^ndeten  Gen^ein- 
schaftsverhältnissen  durch  eine  unüberbrückbare  begritihche  Kluft 
getrennt  (339)-  —  Das  eigenthümlichc  Rechtsprincip.  welches  die 
Steigerung  des  Gemeinschaftsbegriffs  im  deutschen  und  modernen 
Recht  ermöglicht,  kann  nicht  aus  dem  Körperschal'tsrecht  herab- 
geholt werden  (339).  —  Es  ist  vielmehr  ausschliesslich  im  Indi- 
vidualrecht zu  suchen  (340).  —  Formulirung  desselben  als  Princip 
der  geiammtm  Hand  (341).  —  Verwandte  Formulirungen  (341)  .    .  339 

Die  gesammte  Hand  als  germanisches  Rfchtsprincip  (342).  — 
Einheit  des  juristischen  Gedankens  in  den  mannichfach  verschie- 
denen Erscheinungsformen  alter  und  neuer  Zeit  (>42).  —  Derselbe 
besteht  in  dem  Eintiuss  einer  persönlichen  Verbundenheit  der  Sub- 
jekte auf  eine  unter  ihnen  bestehende  Vermögensgemeinschaft  ("343). — 
Formbestimmung  durch  die  einheitliche  Zusan^menfassung  Mehrerer 
zu  kollektiver  RechtssubjektivitJt  (343)-  —  Inhaltsbestimmung  durch 
den  besonderen  Inhalt  des  persönlichen  Bandes  (344)   ....  342 

Die  dem  Individuuni  zugekehrte  Seite  des  Verhältnisses  (344).  — 
Heraushebung  einer  einheitlichen  Gesammtsphäre  aus  den  Sonder- 
sphären der  Einzelnen  (544).  —  Begrenzung  und  Bindung  der  an- 
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theilmaßigcn  oder  solidaren  Sonderrechte  und  Sonderpflichten  durch 
die  ungesonderte  Gesammtsphäre  (^t4).  —  Antheile  der  Theil- 
habcr  (;43).  —  Sonderberechtigungen  oder  Sonderverpflichtungen 
auf  das  Ganze  (346).  —  Verfügung  der  Einzelnen  über  ihre  An- 
theile (^46).  —  Erbrecht  oder  Konsolidation  beim  Tode  eines 
Gesammthanders  (?47)»  —   Ausschluss  oder  Beschränkung  der 

Theilungsklage  (348)  344 

Positive  Ausgestaltung  des  ungesonderten  Gebiets  der  einlteit' 
liehen  Gesammtsphäre  (349).  —  Herrschaft  der  verbundenen  Persoiten- 
mehrheit  als  der  Trägerin  einer  in  sich  selbst  beruhenden  Willens- 
gemeinschaft (349).  —  Darstellung  der  kollektiven  Personeneinheit 
nach  aussen  und  nach  innen  ()50)-  —  Substan:^verfügungen  (3)l). 

—  Vertretung  und  Verwaltung  (352).  —  Ordnung  des  Besitzes, 

des  Gebrauches  und  der  Nutzung  (352)  349 

Abhängigkeit  des  Bestandes  der  Vermögensgcincinschaft  von 
dem  Bestände  der  Personcnverbindung  (352).  —  Besiandsver- 
änderungen  (353)  352 

Das  Wesen  der  gesammten  Hand  beruht  in  den\  allgemeinen 
Gedanken  der  vermöffensrcchtJicben  IVirkuimkeit  einer  personeni  t  chtlichen 
Gemeinschaft  j-^'^l).  —  Personenrechtliche  Ausgestaltung  des  Sachen» 
und  Obligationenrcchts  (>$4)-  —  Analoge  Erscheinungen  auf  anderen 
Gebieten  und  insbesondere  bei  Herrschafts-  und  Unterwerfungs- 
verhältnissen (3  54).  —  Tragweite  aul  dem  Gebiet  der  Genieinschafts- 
verhaltnisse  (3j5)-  —  Überwindung  der  rein  individualistischen 
Struktur  im  Rahmen  des  Individualrechts  (353).  —  Der  Gegensatz 
zwischen  deutschem  und  römischem  Privairecht  (333)  353 

II.  Amvendun^sfdlle  (336)  336 

Verschiedene  Beschaffenheit  der  die  Subjekte  verknüpfenden 
personenrechtlichen  Gerneinschaft  (3  $6).  —  Familienrechtliche  Ver« 
bindungen:  Ehe,  Hausgemeinschaft,  erweiterte  Familiengemein- 
schaft (3  s6).  —  Aufnahme  vertragsmäßiger  Elemente  (3  S7)-  —  Ent- 
wicklung eines  deutschrechtlichen  Gesellschaftsprincips  (3 $7).  — 
Handelsgesellschaft  (357).  —  Sonstiges  Gesellschaftsrecht  (33S).  — 
Begründung  personenrechtlicher  Gemeinschaften  behufs  Gewinnung 
einer  erwerbs-  oder  verpflichtungslähigen  Personeneinheit  (358). 

—  Die  gesammte  Hand  als  blosses  formelles  Rechtsgewand  (359).  — 
Doch  bleibt  die  personenrechtliche  Verbundenheit  der  Subjekte  auch 
als  sekundäres  und  dienendes  Stück  einer  Vermögensgemeinschaft 
ein  unentbehrliches  Gedankenelement  (3S9)»  —  Nachweis  der  per- 
sonenrechtlichen Seite  der  Rhederci  (339);  —  sonstiger  sachenrecht- 
licher Gemeinschaften  deutscher  Herkunft  (360);  —  der  deutsch- 
rechtlichen  Eigenthumsgemeinschaft  überhaupt  (361);  —  der  deutsch- 
rechtlichen Erbengemeinschaft  (361);  —  der  deutschrechtlichen  For- 
derungs-  und  Schuldgemeinschaft  (361)  356 
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N'crschiedene  Beschaffenheit  des  vermögensrechtlichen  Objektes  der 
Gemeinschaft  (^62).  —  Fälle,  in  denen  ein  Vermögensinbegriff  als 
solcher  das  Objekt  ist  (36O.  —  Grundvcrniö^^cn  (363).  —  Schiffs- 
vermögen  (363).  —  Ehcvermögcii  (364).  — ■  Ürbschaft  (364).  — 
Gcschalisvcrmogen  (364).  —  Verhakniss  zu  sonstigen  Fallen  des 
Sonderverniögcns  (365).  — •  Steigerung  der  Einheit  und  Geschlossen- 
heit des  SonJcrvcrniügens  durch  den  aus  der  gcsaninitcn  Hand 
siamnacnden  subjektiven  Zusatz  (>66).  -  Eigenartige  Formen  der 
Vertiicilung  des  Rechtsinhalts  (366^.  —  Zugrundelegung  der  Unter- 
scheidung zwischen  dem  Recht  am  Vermögen  als  einem  Ganzen 
und  den  darin  enthaltenen  einzelnen  Befugnissen  und  Verbindlich- 
keiten (366).  —  Ausgestaltung  gesonderter  Wcrthantheile  bei  unge- 
sonderter  Gemeinschaft  der  Substanzreclne  (367J.  —  Wesen  dieser 
Rechii>iormcn  (367J  362 

II.  Die  gesammte  Hand  bei  der  ehelichen  Gütergemeinschaft 

und  ihren  Fortsetzungen. 

I.  Das  Princip  der  ehelichen  Gülergemeinschajt  (367)  07 

1.  Eigenthumsgemcinschafl  (367).  —  Keine  juristisclie  Person  (367). 
-  Kein  Allcineigenthum  des  Mannes  (368).  —  Keine  Thcilhaber- 
schalt  der  Kinder  (369).  —  Diese  Higenihumsgemeinschaft  kann  nur 
im  Sinne  eines  selbständigen  deutsclireclitlichen  Gemeinschattsprincips 
konsiruirt  werden  (369).  —  Dies  geschieht  vielfach  in  der  Praxis  (369). 
.—  Von  anderer  Seite  her  versucht  man  mit  Modifikationen  des 
römischen  Miteigenthumsbegriffes  auszukommen  (370).  —  Doch 
bleibt  dabei  vom  letzteren  nicht  viel  übrig  (471).  Das  Princip 
der  Eigenthumsgemeinschaft  zur  gesanmiten  Hand  beherrscht  in 
Wahrheit  die  Praxis  (372)  •  367 

2.  Die  Kgenthumsgemeinschaft  als  Wirkung  des  personenrecht- 
liehen  Bandes  (372).  —  Das  Eheband  als  Quelle  jeder  dcutschrecht- 
lichcn  ehelichen  Güterordnung(372).  —  Auch  bei  blosser  Verwaltungs- 
gcmeinschaft  (372).  —  Bei  deren  Abarten  (373).  —  Bei  allgemeiner 
oder  theilweiser  Gütergemeinschaft  (374).  —  Eintritt  und  Beendigung 
derselben  von  Rechtswegen  (374).  —  Vertragsmabige  Ausschlies- 
sung oder  Autliebung  (375).  —  VertragsmalMge  Einführung  (376).  — 
Personenrechtliche  Natur  der  betreffenden  Verträge  (376).  —  Das 
Ehepaar  als  Elgenthunissubjekt  (377)  372 

3.  Die  Eigenthumsgemeinschaft  als  Rcchtsverhältniss  an  einem 
Vermogtmganim  (377).  —  Absdiliessung  des  Gemeinschafisguts 
gegen  die  Sondergüter  (377).  —  Verhahniss  der  objektiven  Einheit 
des  Gcmeinschaltsvermögens  zu  den  einzelnen  gemeinsamen  Rechten 
und  Verbindlichkeiten  (378).  —  Insbesondere  bei  Annahme  geson- 
derter ideeller  Anthcile  (378).  —  Diese  können  immer  nur  Antheilc 
am  (ianzen  sein  (379).  —  Folgerungen  (379).  —  Verkennung  des 
Princips  in  einzelnen  Entscheidungen  (379)  377 
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II.  Verhältniss  ^wischen  Gemdnsphäre  und  Sondenphären  der  EJ:e~ 
fallen  in  Anst'hun^  ihres  i^evieimcbaftlichen  Vermös^ens  (^8o)*.    .    .    .  ^80 

1.  Verwaltung y  Vertretung  und  Verfügung  (jBi).  —  Sie  fallen 
voll  und  ausschliesslich  in  die  Gcnieinsph.ire  (>8i).  —  Repräsen- 
tative Machtsphärc  des  Hhcmanncs  (381).  —  Reprasciuative  Macht- 
sphäre  der  Ehefrau  (382).  —  Vorbeiultene  Machtsphärc  des  Ehe- 
paares (385).  -—  Verfügung  mit  gcsammtcr  Hand  (^87)    ....  ^81 

2.  Besiti  und  Gniuis  ()88).  —  Der  Gemeinsphare  treten  hier 
Sondcrspharen  gegenüber,  sind  aber  nur  durch  die  Sitte  abge- 
grenzt (')88)  ^88 

^.  Suhstanx  des  Eif^fiühums  (388).  —  Kein  Sonderrecht  an  ein- 
zelnen körperlichen  oder  unkörpcrücheti  Sachen  (388).  —  Auch  am 
Vermögensganzen  aber  sind  bei  bestehender  Gemeinschaft  gesonderte 
Eigenthunisanthcile  nicht  anzuerkennen  (389).  —  Werden  sie  an- 
genommen, so  sind  sie  bedeutungslos  (ySg).  —  Immer  dagegen 
bestehen  sonderrechtliche  Anwartschaften  auf  einen  Eigenthums- 
anthcil  für  den  Fall  der  Auflösung'  der  Gemeinschaft  (^go).  —  Min- 
destens fOr  den  Fall  der  Ehescheidung  oder  sonstiger  Aufhebung 
der  Gemeinschaft  unter  Lebenden  (390).  —  Sei  es  nun  auf  Quoten 
(390).  —  Sei  CS  auf  anders  gebildete  Vermögensantheile  (>Qi).  — 
Dagegen  ist  für  den  Fall  der  Auflösung  durch  Tod  im  Rereiche  des 
Konsolidationsprinäps  eine  gesonderte  Anwartschaft  auf  einen  Eigen- 
thumsantheil  nicht  vorhanden  (392).  —  Auch  bei  den  Güterrechts- 
systemen mit  Vcrerbunf:^sprincip  kann  es  daran  fehlen  (>90.  —  Regel- 
mäßig besteht  aber  bei  ilincn  eine  Anwartschaft  auf  einen  geson- 
derten  Anthcil  für  den  Todesfall  (394).  —  Das  Princip  der  Qjjoten- 
theilung  (394).  —  Seine  Ausgestaltungen  (394).  —  Seine  Modifi- 
kationen (394).  —  Seine  Ersetzung  durch  ein  anderes  Theilungs- 
princip  (S9$).  —  Natur  und  Starke  dieses  Sonderrechts  (396).  — 
Sein  blos  anwartschaftlicher  Charakter  (397)  ^88 

4.  Schulden^ rmeinschaft  (>97).  —  Nach  aiissni  (]gy).  —  Umfang 
der  Gcmeinschaftsschulden  (>97).  —  Gcsanmithaft  des  Ehepaares  ( ^98  ). 

—  In  subjektiver  Hinsicht  (398).  —  In  objektiver  Hinsicht  Haftung 
des  Gcmeinscluftsvermögens  (399).  —  Sonderhaft  eines  oder  beider 
Ehegatten  (400)-  Bei  allgemeiner  Gütergcmeinscliaft  (400).  —  Ur- 
sprüngliches Princip  (400)-  —  Abweichungen  (401).  --  Bei  partieller 
Gütergemeinschaft  (402).  —  Mannichfaltigkeit  der  Systeme  (402).  — 
Umgekehrte  Fälle  einer  Sonderschuld  mit  dahinter  oder  daneben 
stehender  Gesammthaft  (404)  397 

Nach  inneti(i04).  —  Keine  Schuldantheile  an  der  Gemeinschafts- 
schuld (405).  —  Dagegen  entsprechen  den  damit  verknüpften  Son- 
derschulden Beitragspflichten  für  den  Auseinandersetzungsfall  (40$). 

—  Subsidiäre  Beitragsschuld  (40S).  —  Principalc  Bcitragssciiuid  (406). 

— MöglicheDiskrepanz  desäusseren  und  des  inneren Verhalmisses  (406).  404 
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III.  Getneinscimftn'irhäUnisse  ^wische»  dem  übrrlehenden  Ehegatten 

und  d^n  Kindern  (407)  

407 

Der  Grundgedanke  der  fortgesetzten  Hausgemeinschaft  (407).  — 

Mannichfache  Ausprä^jung  desselben  (407).  —  Bei  der  Verwahungs- 

^meinschaft  (408).  —  Bei  der  Gütergemeinschaft  (408)  .... 

407 

Im  Bereiche  des  Konsolidationsprincips  gilt  das  System  der 

S^enihutnseiuheil  in  der  Hnnd  des  überlebenden  Hiiegatten  (40S).  — 

Alleineigenthum  desselben  (408).  —  Jedoch  familienreclulich  gebun- 

denes Eigenihuni  am  Hausvermögen  (409).  —  Die  Kinder  als  Mit- 

träger der  Hausgemeinschaft  (409).  —  Ihr  Antheil  an  der  Ikherrschung 

des  Hausvermögcns  (409).  —  Bei  W'rfangenschal'tsrecht  (409).  — 

Bei  sonstigen  Systemen  (4 1 1).  —  Ihre  Anwartschaftsrechte  auf  Sub- 

stanztheile  (411).  —  Beim  Tode  des  Familienliauptes  (411).  —  Bei 

Lebzeiten  desselben  (412).—  Abschichtung  (412).—  Bedeutung  des 

Schichttlieils  ('415).  —  Annäherung  an  eine  Eigenthumsgemeinschaft 

zur  gesammtcn  Hand  (413).  —  Prinzipieller  Unterschied  von  einer 

4O0 

Irn  Übrigen  Sv'Siem  der  Ei^euthumsi^c'tneitiSibaft  zwischen  dem 

überlebenden  Ehegatten  und  den  Kmdern  m  der  \vere  (4i)}-  — 

415 

Fortgesetzte  Gütergemeinschaft  (415).  —  Wesen  (415).  —  Fort- 

bestand der  alten  ungesonderten  Gemeinschaft  mit  veränderter  Trager- 

schaft (416).  —  Fortdauer  der  Grundzüge  einer  strengen  und  innigen 

Eigenthumsgemeinschaft  zur  gesammtcn  Hand  (417).  —  Subjekt  (4 17). 

Objekt  (417).  —  Gemein  Sphäre  (418).  —  Repräsentative  Stellung  des 

Familienhauptes  (418).  —  Antheil  der  Kinder  an  der  \'erniögens- 

hcrrschaft  (4i9>.  -  Somierrechle  der  Theilhaber  (420).  —  Ideelle 

Antheile  (421).  —  Dieselben  sind  indess  während  der  Dauer  der 

Gemeinschaft  bedeutungslos (422); —  unrealisirbar  (422);—  unüber- 

tragbar (423); —  unvererblich  (425).  —  Dagegen  bestehen  sonder- 

rechtliclie  Anwartschaften  der  Theilhaber  auf  Vermögensantiicile  für 

den  Fall  der  Auflösung  der  Hausgemeinschaft  (42s). —  Nicht  immer 

freilich  für  den  Fall  der  Auflosung  durch  Tod  (425).  —  Aber  viel- 

fach  (426).  —  Und  immer  lur  den  Fall  der  Auflösung  unter  Leben- 

acti  (420).  —  vüiotcninciiung^  dci  völliger  irvunosuiig  (4^"/-  —  ^cnKiu- 

tiieil  eines  einzelnen  ausgesonderten  Kindes  (427).  —  Natur  dieser 

anwartschahlichen  Sonderrechte  (428).  —  Gestaltung  im  Falle  der 

Vermeidung  der  Abschichtung  durch  Einkindschatt  (428)  ... 

Eit^enlbums'^emeinschaft  im  Falle  der  Auflösung;  der  bisherigen  Guler- 

gemeinschaft  (429).  —  Ergreift  nur  deren  Rückstand  (430).  —  Tritt 

ein  im  Falle  der  Abiheilung  ohne  Realtheilung  (4}o).  —  Bei  Lösung 

der  Ehe  (450).  —  Möglicherweise  auch  im  Falle  der  Auseinander- 

setzung einer  Hausgemeinschaft  mit  Alleineigenthum  des  Hauptes 

oder  mit  fortgesetzter  Gütergemeinschaft  (4jo).  —  Objekt  nur  das 
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zur  Zeit  vorhandene  Vermögen  (4^1).  —  Gesonderte  ideelle  An- 
theile  mit  präsenter  Wirksamkeit  (431).  —  Gleichwohl  liegt  auch 
hier  eine  Eigenthumsgenieinschaft  zur  gesammten  Hand  vor  (431). — 
In  subjektiver  Hinsicht  macht  sich  die  personenrechtliche  Verbun- 
denheit der  Hausgenossen  geltend  (4)2).  —  Stellung  des  Hauptes 
(432).  —  Insbesondere  die  Gestaltung  des  Beisitzrechtes  an  den 
Antheilen  der  Kinder  (4^2).  —  In  objektiver  Hinsicht  bildet  den 
Gegenstand  auch  dieser  Eigenthumsgemeinschaft  ein  Vermögens- 
inbegriff als  solcher  (434).  —  Abänderung  dieses  Verhälmisscs  durch 
aAusspruch«  (434)  429 

III.  Die  geeammte  Hand  bei  der  Handelsgesellechaft. 

I.  Das  Rechtsprincip  der  gesatnmten  Hand  bei  der  offetun  Handeh- 
gesellschajty  der  KommandHj^esdhchajt  und  der  'Aktienkommanditgesell- 
scbaft  (43S)'  ~  Gescliichtlich  und  dogmatisch  begründet  (4?  5).  — 
Centrale  Bedeutung  (436).  —  Verhältniss  zu  andern  Rechtsgemein- 
schaften zur  gesammten  Hand  (436).  —  Abwandlungen  bei  den  ver- 
schiedenen Gattungen  der  Handelsgesellschaft  (437)  435 

Vorherrschen  der  richtigen  Auffassung  in  Theorie  und  Praxis 

(437)-  —  Thcils  bewusst  theils  unbewusst  (43S).  -  Zui/?am/ '5  Wider- 
spruch und  sein  neuer  Konstruktionsversuch  (438).  —  Dessen 
methodischer  Fehler  (440).  —  Unhaltbarkeit  des  Ergebnisses  (441). 
—  Künstliciie  Verdeckung  der  Lücke  (448).  —  Cnentbelirlichkeit 
des  Gedankens  einer  personenrechtlichen  Verbundenheit  der  Sub- 
jekte (449)  437 

II.  IVesen  der  Handeh([esellschaft  (450)  450 

Das  persomnrechUicbe  Band  (450).  —  Die  gemeinschaftliche  Firma 

als  Ausdruck  desselben  (450).  —  Einfluss  dieses  Elementes  auf  das 
System  de>  Handelsgesetzbuches  (4)0).  —  Der  Schlüssel  lur  das 
Verstandniss  der  Subsunition  von  Gesellschaften  und  Körperschaften 
unter  den  Gattungsbegriff  der  »Handelsgesellschaft»  (43  Q-  —  Natur 
dieses  personenrechtlichen  Gebildes  (452).  —  Das  personenrechtliche 
Band  als  Kern  des  Wesens  der  Handelsgesellschaft  und  als  Q^jelle 
ihrer  Abweichungen  von  der  römischen  Sucietat  (452).  —  Unter- 
schiede in  der  Heschatlenheit  dieses  Randes  bei  den  verschiedenen 
Gesellschaftsarlen  (4S>).  —  Modifikationen  bei  der  Kommandit- 
gesellschaft (453).  —  Bei  der  Akiienkommanditgesellschaft  (4SS)  •  450 

Die  Vcnnö^cnSifctneinschaft  (436).  —  Bestimmung  von  der  sub- 
jektiven Seite  her  (456).  —  Das  Gesellschaftsvermögen  (4)6).  — 
Objektive  Einheit  desselben  (456).  —  Das  Handelsvermögen  des 
Einzelkaufmanns  als  Sonderv'crmögen  (456). —  Schon  diese  unvoll- 
kommene Sonderung  ruht  auf  personenrechtlicher  Basis  (457).  — 
Die  Steigerung  derselben  beim  Handelsgesellschaftsvermögen  fliesst 
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aus  der  Unterscheidung  der  Personenmehrheit  in  gesellschaftlicher 
Verbundenheit  von  der  Pcrsoncnmchr'neit  in  ihrem  Fürsichsein  (460). 

—  Die  ungleiche  Struktur  des  Gcscllschaltsvcrmögcns  <:;ntspricht 
der  Verschiedenheit  des  personenrechtlichen  Bandes  (460).  —  Das 
Vermögen  der  offenen  HandelsRCsellschaft  (460) ;  —  der  Komman- 
ditgesellschaft (460);  —  der  Akticnkommanditgesellschaft  (461).  — 
Trotzdem  behält  die  objektive  Einheit  des  Gesellschahsvcmiögens 

ihre  selbständige  rechtliche  Bedeutung  (461)  456 

Die  Praxis  hat  vor  Allem  den  Gedanken  der  objcklivm  Hinhcit 
des  Gesellschaftsvermügcns  als  eines  SonderverniögenS  zur  Aner- 
kennung gebracht  (462).  —  Gleichzeitig  hiermit  aber  den  Gedan- 
ken der  subjektivfii  Einheit  der  Gesellschaft  (464).  —  Sclnvankende 
Formeln  hierfür  (464).  —  Ausdrückliche  Verwendung  des  Begriffs 
der  »gcsammten  Hand«  (466).  —  Auffassung  des  Vt-ihältnisses  ^lui- 
schtii  chjeküver  und  iubjfktiver  Einheit  seitens  der  Praxis  (467).  — 
Unterschied  einer  Mehrheit  von  Geschattsvermügen  derselben  Han- 
delsgesellschaft und  der  Geschäftsvermügen  mehrerer  aus  denselben 
Personen  bestehender  Handelsgesellschaften  (467)  456 

III.  Bestand  de»  Hündehgewlhchaften  (468).  —  Beruht  im  Gegen- 
satz zu  den  familienrechtlichen  Gemeinschaften  auf  der  schopieri- 
schen  Kraft  des  freien  Willens  (468).  —  Stellung  der  Rechtsord- 
nung zur  Willkür  der  Betheiligten  (468).  —  Herrschaft  des  Vertrages 
über  den  Bestand  der  Handelsgesellschaft  (469).  —  Allein  es  han- 
delt sich  um  einen  Vertrag  mit  personenrechtHchem  Inhalt  (469).  — 
Folgen  hiervon  (469).  —  Unterschiede  bei  den  drei  Arten  der 
Handelsgesellschaft  (469)  46^ 

1.  Errichtufig  (470).  —  Sie  erfolgt  durch  personenrechtlichen 

Gescllschaftsvenrag  (470)  470 

Noilnvendigkeit  desselben  bei  der  offenen  Handelsgesellschaft  (470). 

—  Wesentlicher  Inhalt  (470).  —  Weitere  \'ereinbarungen  (471)-  — 
Verschiedenes  Maß  der  Macht  des  Vertragswillens  nach  innen  und 
nach  aussen  (471).  —  Insbesondere  hinsichtlich  des  Zeitpunktes  des 
Exisienzbeginnes  (471).  — Möglichkeit  einer  Diskrepanz  des  Gesell- 
schaftsbestandes nach  innen  und  nach  aussen  (472).  —  Immer  aber 
handelt  es  sich  nur  um  zwei  Seiten  eines  einheitlichen  Rechtsver- 
hältnisses (47^).  —  Quelle  der  gesellschaftlichen  Verbundenheit 
nach  innen  und  nach  aussen  ist  und  bleibt  derselbe  Vertragswille 
(472).  —  Auch  nach  innen  besteht  eine  Handelsgesellschaft  nur, 
wenn  zugleich  eine  solche  nach  aussen  gewollt  ist  (472;.  —  Nach 
aussen  umgekehrt  gelangt  eine  Handelsgesellschaft  nur  zur  Existenz, 
wenn  sie  durch  vertragsm.il.Mge  Willensübereinstimmung  gültig  kon- 
stituirt  ist  (472).  —  L  nschadlichkcit  sonstiger  Mangel  des  Gesell- 
schaftsvertrages (473).  —  Möglichkeit  eines  Fortbestandes  der  Ge- 
sellschaft nach  aussen  beim  Wegfall  des  Vertrngswillens  (473)-  — 
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Der  faierbei  massgebende  Gedanke  (474).  ^  Verhältniss  desselben  zum 
WiUensprindp  (47$)  470 

Abweichungen  bei  der  KotnmanditgeseUschaft  (475).  —  Durchaus 
abweichende  Regehi  bei  der  AktinilommanJUgeseUschaft  (476).  — 
Vertragsschluss  in  den  Formen  der  Korperschaftserrichtung  (476)  .  475 

2.  Verändrruiii^  (477)-  —  Durch  \'ertrag  oder  auf  \ertrags- 
niässiger  Grundlage  (477).  —  Veränderungen  des  Personalbestandes 
insbesondere  (477)   .  477 

Möglichkeit  des  Foribestanäes  der  offenm  Handesgesellsclfa/t  mit 
veränderten  Trägem  (478).  ^  Eintritt  neuer  Gesellschafter  (478).  ^ 
Ersatz  eines  GeseUsdiafters  durch  einen  andern  (479).  —  Wegfall 
eines  Gesellschafters  (480).  —  Jeder  derartige  Personenwechsel  ist 
aber  eine  wesentliche  Bestandsveränderung  (480).  —  Es  bedarf  dazu 
der  Veriragseinigung  (480).  —  Gesetzliche  Ausnahmen  bei  dem  Aus- 
schluss eines  Gesellschafters  und  dem  Andrängen  der  Privatf?läubiger 
des  Gesellschafters  (481).  —  Trcmiung  der  Wirksamkeit  nach  amen 
und  aussen  (482)  478 

Abweichungm  bei  der  KommanditgeseUschaß  (482).  —  Bei  der 
AkUeakomnuuiditgesdisdMtft  (48})  482 

j.  Auflösung  (484).  -  Durch  Vertrag  oder  durch  Erschöpfung 
des  auf  Verbundenheit  gerichteten  Vertragswillens  (484)   ....  484 

Außösurt^sgrütuie  der  offenen  Gesellschaft  (484).  —  Der  Komnian- 
dilgesellschaft  (487).  —  Der  Aktienkonunanditgesellschaft  (487)  .    .  484 

Einiiill  ät-r  rechllichen  l^irksdinkat  (4S7).  —  Zeitpunkt  (487).  — 
Rechtsfolgen  (488).  —  Rückstand  der  Gesellschaft  (488).  —  Fortdauer 
einer  VerbundetAeit  lur  gesammten  lhnd  (488).  —  GeselkchaftS' 
konkurs  (489).  —  Besonders  vereinbarte  Erledigungsarten  (489).  — 
Liquidation  (490).  ~  Bedeutung  der  Nachwirkung  des  Gesellschafts- 
bandcs  (490).  —  Abweichungen  bei  der  Aktienkommanditgesell- 
schaft (491).  —Verwandlung  derselben  in  eine  Aktiengesellschaft  (491).  487 

ThciliL-eise  Aufiösuug  (491)-  — -  Nachwirkung  des  Gesellschafts- 
bandes  bis  zur  Auseinandersetzung  (492)  491 

IV.  Die  gesellschaftlichen  RechtsverbäUmsse  (492).  —  Rechtsfähig- 
keit der  Handelsgesellschaft  (492).  —  Diesdbe  erschöpft  sich  nicht 
in  der  Vermögensfihtgkett  (49a).  —  Doch  bildet  die  Vermögens- 
fihigkeit  ihren  Mittelpunkt  (493)*  —  Rechte  und  Verbindlichkeiten 
der  »Handdsgesellschaft  unter  ihrer  Firma«  (495).  —  Wesen  der 
durch  sie  begründeten  einheitlichen  Gemeinsphäre  (494).  —  Unent- 
behrliches Korrelat  gesellsch.iftlicher  Sondersphären  (494).  —  Unter- 
schied derselben  von  den  rein  individuellen  Sondersphären  der  Gesell- 
schafter (494).  —  Die  kollektive  Einheh  und  die  einzelnen  Gesell- 
schafter treten  in  den  gesellscluftlichen  Rechtsverhältnissen  theils 
auseinander  theils  nicht  auseinander  (495).  ~  Das  Erstere  ist  vor 
Allem  in  Ansehung  des  Rechtsverhältnisses  an  dem  Gesellschafts- 
veraiögen  als  an  einem  Ganzen  der  Fall  (495)   492 
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I.  Das  Ri-chtsvtrhällniss  am  Gesclhchqftsvermögen  ah  Giiii:;^ftn  (49)). 

—  Eigenthum  daran  (49  s).  —  Dasselbe  steht  seiner  Substanz  nach 
ungesonderi  der  Gesellschaft  zu,  ist  aber  dein  Werth  nach  in  ge- 
sonderte Antheilc  zerlegt  (496)  49S 

d.  Inneres  Verhältniss  (496).  —  Bei  der  ofemn  GesellscJmft  (496).  — 
Vereinbarung  (496).  —  Gesetzliches  Norni.ilbild  (496).  —  Herr- 
sclufisreclu  der  Gesellsclialt  in  ihrer  Einheit  (497).  —  Antheile  der 
Gcscllschntter  als  Einzeh^er  (497).  —  Sie  sind  Werthantheile  (497)-  — 
Bedeuten  Rruchtheile  (498).  —  Jedoch  wcchsehulc  Quoten  (498). 

—  Mo^^lichc  Ungleicl^heit  (498).  —  Zwiefache  MögHchkeit  von 
g^ativen  Amhcilen  (499).  —  Antheile  an  einem  unterwerthigen  Ver- 
mögen als  Schuldaniheile  (499).  —  Unicrwerthigc  Antheile  am 
Geseilschaltsvermogen  als  Ausglcichsschulden  ()(X)).  —  Antheile 
aul  Null  (501).  —  Strenge  Gebundeniieii  dieser  Antheile  tür  die 
Dauer  des  Geseltschartsverhaltnisscs  ($01).  —  Gleichwohl  sind  sie 
nach  der  gesetzlichen  Regel  nicht  wirkungslos  (502).  —  »Zinsen«  ($02). 

—  Kraü  des  Wachsens  und  des  Schwindens  ()02).  —  Dagegen 
fliesst  die  Theilnihme  an  Ge^nnn  und  Verlust  nicht  aus  dem 
Antheil  f  )0)).  —  Ebensowenig  die  Theilnahnie  an  der  gesellschafi- 
lichcn  Verwaltung  und  Nutzung  der  Vermögenssubstanz  (303).  — 
Anwartsch.iitlicher  Gehalt  der  Werthantlieile  (soQ.  —  Realisirung 
bei  der  Lösung  des  GeseUschattsbandes  ()0)).  —  Bei  partieller 
Auflösung  (504).  —  Bei  völliger  Auflösung  (504).  —  Hinsichtlich 

der  negativen  Antheile  (304)  49S 

Abweichungen  bei  der  Kommanditi^eseU schalt  ($04).  —  Durchaus 
abweichende  Struktur  der  Akticnkoinmaihlitj^fUschaft  (sos).  —  Gebun- 
denheit des  Herrschaftsrechts  der  Gesellschaft  an  der  Substanz  (sos). 

—  Werthantheile  der  persönlich  liattenden  Gesellschafter  ()0))-  — 
Wenhantheile  der  Kommanditisten  als  Aktien  (sos)  S04 

b.  Äusseres  Verhältniss  (506).  —  Schon  bei  der  offetun  Gesell- 
schaft zwingend  nomiirt  (506).  —  Hinsichtlich  der  Substanz  des  Gesell- 
schaftsvermögens erscheint  die  Gesellschaft  in  unabänderlicher  Weise 
als  Herrschaftstragerin  (506).  —  Wirkungen  für  Dritte  (506).  — 
Wirkungen  gegen  Dritte  ()06).  —  Demgegenüber  erscheinen  die 
Wertlianiheile  nothwendig  als  Bestandihcile  der  Sondersphären  der 
Gesclisciiafter  ($07).  —  Wirkungen  für  Dritte  (507).  —  Abgeleitete 
Rechte  (507).  —  Rechte  der  Privatgläubiger  des  Gesellschafters  (so?). 
-  Das  Recht  auf  Lösung  des  Gesellschaüsbandes  behufs  Realisirung 
des  Antlieils  (309).  —  Wirkungen  gegen  Dritte  ()09)  ^06 

Abweichungen  bei  der  KointnaudHi^fsdlschaft  ()09).  —  Fest- 
haltung  der  kommanditistischen  Vermögenseinlagen  zu  Gunsten 
Dritter  (509).  —  Abweichungen  bei  der  Aktienkomnuinditgesell- 
schajt  (510).  —  Einschränkung  der  gesellschaftlichen  Verfügungs- 
macht über  das  Gcsellschaftsvermögcn  (510).  —  Ausgestaltung  der 
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Werthantlieile   zu    veräusserlichen    und   pfändbaren  Theilhaber- 

schaften  (^lo)  509 

2.  Die  fm^f/;i(-;;  Rechte  und  Vi'ibitidlichkcitfn  (511)  511 

a.  Inneres  Verhältniis  (511).  —  Zwei  Fragen  (511)  SU 

a.  Soweit  die  Gesellschafter  in  ihrer  koJUhtiven  Eittheit  als  Subjekt 
gesetzt  sind,  ist  datnit  das  Vorhandensein  gesonderter  Rechte  oder 
Verbindlichkeiten  der  nn;^flncu  Gesellschafter  verneint  (511).  —  In 
den  personenreclulichen  Be;^iehungen  wird  dieser  Satz  nur  insoweit 
wiritsam,  als  dabei  überhaupt  Gcsanimtrccht  und  Sonderrecht  aus- 
einandertreten (512).  ->  Im  Bereiclie  der  Vermögenspemeinschaft 
fallen  bei  jeder  Handelsgesellschaft  notiiwendi^  alle  einzelnen  Rechte 
und  Verbindlichkeiten,  insotern  sie  zum  Gesellschaftsvcrmögen  ge- 
hören, in  die  ungesonderte  Gemeinsphäre  (S12)  

Das  handelsgesellschaftliche  Bgentlmm  an  kcr^crlicheu  Sachenjs  i 

—  Es  ist  gemeinschaftliches  Eigenthum  zur  gesamniten  Hand  ohne 
jegliche  gesonderte  Antheile  (W))-  —  Begründung  (5  i  j).  —  Erwerb 
von  Dritten  (51.-}).  --  Von  einzelnen  Gesellschaftern  (5 14).  —  Wesen 
der  Illation  (514).  —  Tradition  und  Auflassung  (5 15).  —  Verwand- 
lung von  Miteigenthum  in  Gesellschaftseigenthum  ($15).  —  Fest- 
hflltung  dieses  Eigenthums  beim  Wechsel  der  Personen  (5 16).  — 
Beendigung  (516).  —  Veräusserung  ()i6).  —  Übertragung  des 
Eigenthums  auf  Gesellschafter  (517).  —  Bei  theilweiser  Auf- 
lösung (517).  —  Bei  völliger  Auflösung  (517).  —  Gesellschaftlicher 
Besitz  (si8).  —  Gesellschaftliche  Ausübung  der  Eigentliumsbefug- 
nisse  (518).      Diebstahl  oder  Unterschlagung  des  Gesellschafters 

■an  Gesellschaftssachen  (519)?  S13 

Sonstige  Rechte  als  Bestandtheilc  des  Gesellschaftsvermögens  (^20). 

—  Analoge  Grundsätze  ($20)  520 

Die  einzelnen  Verbindlichkeiten  (521).  —  Sie  erscheinen  nach 
innen  als  reine  Gesammtverbindlichkeiten  ()2i).  —  Begründung 
und  Erlöschung  (521).  —  Verwandlung  von  Sonderschuld  in  Ge- 
sellschaftsschuld und  von  Gesellschaftsschuld  in  Sonderschuld  ()2i). 

—  Ersatzanspruch  aus  Bezahlung  einer  Gesellschaftsschuld  ($21).  — 
Auch  die  ungedeckte  Gesellschaftsschuld  ist  unter  den  Theilhabern 
weder  ganz  noch  theilweise  Sonderschuld  (522)  521 

ß.  Möglichkeit  von  Rechtsverhältnissen  ^schen  der  Gesellschaft 

und  den  Gesell  schuf  lern  (522).  —  Es  giebt  zwar  zuletzt  nur  Rechts- 
verhältnisse der  Gesellschafter  unter  einander  (522).  —  Jedoch 
von  dreifach  verschiedener  Art  (323)  522 

Die  erste  Kategorie  bilden  Rechtsverhältnisse,  welche  auf  beiden 
Seiten  völlig  in  den  Bereich  der  Verbundenheit  fallen  ($25).  —  Bei 
diesen  stehen  sich  nie  Gesellschaft  und  Gesellschafter,  sondern  immer 
nur  Gesellschafter  als  solche  gegenüber  (525).  —  Dazu  gehören 
bei  der  offenen  und  Kommanditgesellschaft  nach  der  gesetzlichen 
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Regel  sämmtlicbc  aus  der  pcrsoncnrcchtlichcn  Gemeinschaft  flicsscnde 
Rechte  und  Pflichten  auf  ein  gcsellschnftsmäßiges  persönliches  Han- 
deln und  Unterlassen  (524).  —  Aufzählung  derselben  (524).  —  Sie 
werden  im  Zweifel  jedem  einzelnen  Gesellsciufter  als  solchem  gegen 
die  übrigen  eizelnen  Gesellschafter  als  solche  zugeschrieben  (52$). 

—  Sie  dienen  gleichmäßig  und  ununterscheidbar  der  Wahrung 
gesellschaftlicher  und  individueller  Interessen  ($26).  —  Kein  Gesell- 
schafter stellt  dabei  die  Gesellschaft  als  Ganzes,  jeder  die  Gesell- 
schaft in  einem  Bestandtheil  dar  (^26)  S^? 

Doch  werden  auch  in  die  pcrsoncnrtxhtliche  Struktur  der  Gesell- 
schaft möglicher  Weise  durch  Vertrag  und  bei  der  Aktienkommandit- 
gcsellschaft  unabänderlich  durcli  Gesetz  Gesammtrtchte  und  Grsavitnl- 
ptiichteii  eingeführt  (526).  —  Dieselben  stehen  dann  auf  einer  Seite 
oder  auf  beiden  Seiten  Gesellschaftern  in  einer  besonderen  Verbun- 
denheit zu  (527).  —  Fälle  einer  aus  sämmilichen  (lesellschaftern 
gebildeten  besonderen  Kollektiveinheit  (527).  —  Fälle  engerer  Kol- 
lektiveinheiten innerhalb  der  gesellschaftlichen  Kollektiveinheit  (527). 

—  Zugleich  entspringen  hieraus  für  die  einzelnen  (lesellschafter 
schon  im  personenrechtlichen  Bereich  gesellschaftliche  Sonderrechte 
oder  Scmicrpflichien  (528).  —  Mit  dem  Gegensatz  von  Gesammtrccht 
und  Sonderrecht  wird  dann  schon  hier  die  Gegenüberstellung  der 
Gesellschaft  und  des  einzelnen  Gesellschafters  als  betheiligter  Sub- 
jekte bezw.  Proccssparteicn  möglich  (529).  —  Vor  Allem  aber  ent- 
faltet sich  dieser  Gegensatz  und  diese  ihm  entspringende  Möglich- 
keit  stets  in  Ansehung  der  Fmnöf^ejisgeTneinscha/t  (529).  —  Jedoch 
noch  nicht  nothwendig  hinsichtlich  der  abstrakten  Berechtigung 
und  Verpflichtung  auf  Vcrmögensbetheiligung,  sondern  erst  in  An- 
sehung der  konkreten  Vermögensrechtsverhältnisse  (s^o)  .   .   .   .  ^26 

So  crgiebt  sich  eine  zweite  Kategorie  von  Rechtsbeziehungen 
unter  den  Gesellschaftern,  welche  einerseits  in  die  Gemeinsphäre  und 
andrerseits  in  eine  geseJlschaftliche  Sotuh'rsphäre  fallen  (Sp).  —  Hier- 
bei kann  in  der  That  die  kollektive  Einheit  ihrem  einzelnen  Theil- 
haber  als  Subjekt  gegenübertreten  (>p).  —  Mithin  kann  unter  der 
Gesellschaftsfirma  mit  dem  Gesellschafter  kontrahirt  und  processirt 
werden  (5^1).  —  Allein  es  entscheiden  dabei  die  Regeln  für  die 
innere  Seite  der  Gesellschaft  (s^i).  —  Die  Vorstellung  eines  Rechts- 
verhältnisses zwischen  Gesellschaft  und  Gesellschafter  ist  daher  nticli 
hier  nur  möglich,  nicht  nothwendig  (5  p).  —  Sie  ist  ersetzbar  durch 
die  Vorstellung  gegenseitiger  Rechte  und  Pflichten  der  Gesellschaf- 
ter rs3-)-  —  Praktische  Folgerungen  in  Ansehung  der  Parteirolle 
im  Process  ($33)  ^^o 

Die  einzelnen  vermögensrechtlichen  Befugnisse  und  Verhindlich- 
keiten  dieser  Kategorie  (534).  —  Gesellschaftliche  Sonder  pH  ichteu  der 
Gesellschafter  ($34).—  Beitragspflicht  (534).  —  Einlageptlicht  (53$). 
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—  Deckungspfiicht  (556).  —  Beitragspflichten  anderer  An  ^556). — 
Arbeit  (5  57>.  —  Haft  (537).  —  Ersauverbindlidikciicn  gcscUschat'i- 
licher  An  (S37).  —  Gesellschaftliche  Sonderrechte  der  Gesellschafter 
(538).  ~  Auf  Zinsen,  Gewinn  oder  Wertbsttbstanz  (558).  —  Auf 
sonstige  Auszahlungen  ($38).  —  Auf  Sachen  (5^8).  —  Ersatz- 
ansprüche (J59)  5}4 

Eine  dritte  Kategorie  unifasst  die  Rechtsbeziehungen,  bei  denen 
die  Gesellschafter  in  ihrer  Verhundenljeit  und  ein  oder  mehrere  Ge- 
sellschafter in  aussergeseUschaftlicher  Stellung  einander  als  Subjekte 
gegenübertreten  (559).  —  Begründung  solcher  Verhältnisse  f  5  59).  — 
Einzelfälle  (539).  —  Hier  ist  es  niclu  blos  möglich,  sondern  noih- 
wendig,  die  Gesellschall  und  den  Gesellschafter  als  einander  berech- 
tigt oder  verpflichtet  zu  denken  und  tu  bdiandeb  (540).  —  Darum 
gelten  hier  auch  durchweg  die  för  die  äussere  Seite  der  Handels- 
gesellschaft maßgebenden  Grundsätze  (541)-  —  Gerade  deshalb  je 
doch  kommen  dabei  zugleich  gesellschaftliche  Sonderrechte  und 

Sonderpflichten  zur  Gelwng  ($42)  5J9 

b.  Äusseres  Verhältniss  (542)  54^ 

0.  Rechte  der  GestUschaft  (543).  —  Sie  sind  nach  aussen  ledig- 
lich Gesammtrecbte  ($43).  —  Personenrechte  (543).  —  Vermögens- 
rechte insbesondere  (543).  —  Gegen  Dritte  (  543)-  — Fi^r  ^ri"*^  (S45)- 

—  Folgesatze  in  Ansehung  des  Ausichiusses  der  Kompettsation  (544). 

—  Gesellschaüslürdcrungen  und  Geseibcfaaftssdmiden  (544).  —  Ge- 
scUschaftsforderungen  und  Privatschulden  von  Gesellschaftern  ($45). 
_  Gesellschaftsschulden  und  Privatforderungen  von  Gesellschaftern 
(5^^).  _  Fortdauer  der  Geschlossenheit  und  Ungesondertheit  des 
Gesammtrechts  nach  der  Auflösung  (547)   54$ 

Rechte  der  GesellsclHift  gegen  einzelne  GfSi  llscbaJtcr  im  Verhältnisse 
n\  Dritten  (547X  —  Rechte  aus  dem  Gesellschaltsverhältniss  (547)-  — 
Rechte  aus  aussergesellschaüliclicni  Titel  (548)  547 

Richu  der  Gesellschafter  gegen  die  Geseüsclm/t  im  Verhälmiss  zu 
Dritten  349     Gesellschaftliche  (549)  -  Aussergesellschaftliche(j49)«  549 

ß.  l'trbituilichkeitcn  der  Gescilscha/t  (550).  —  Sie  sind  nach 
aussen  gleichfaUs  G€$itmmiverhmdmkeiieH,  enthalten  jedoch  noth- 
wendig  zugleich  eme  SoitderverbimUiebkeit  aller  oder  einzelner  Ge- 
sellschafter (J50J.  —  Bei  den  personenrechtlichen  Gesellschaftsver- 
bindlichkeiten treten  beide  Seiten  nicht  aus  einander  (550).  -  Desto 
schärfer  bei  den  vermögensreclulichen  Verbindlichkeiten  (551).  — 
Nur  dingliche  Lasten  der  Gesellschaft  erschöpfen  sich  in  einer  Ge- 
sammtlast  ()5i\  —  Obligationenrcchtliche  Gesellschaiisichulden  sind 
stets  zugleich  Gcsamnuschulden  und  Sondcrschulden  (551)    .   .   .  550 

Gaammlschuld  (551).  —  Begründung  und  Erföllung  (552).  — 
Subjekt  ^552).  —  Haftungsobjekt  (552).  —  Selbständigkeit  im  Ver- 
hältniss zu  den  Sonderscbulden  (SS))-  ^  Besondere  Schicksale  der 
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Gesanimtvchuid  ())5).  —  Scliicksale  der  SonderscliuIJ  ohne  Be- 
rührung der  Gt^ninitschuld  (554)  552 

SamdersebtJd  (555).  —  Bei  unbeschränkt  haftenden  Gesell- 
flchaftern  (S5S)*  ~  Bei  Kommanditisten  ($$0.  —  Bd  Kommandit- 
abionireii  ($$6)?  —  Das  Princip  der  Solidarhaft  ($$7).  -  Das 
Pnncip  der  Principalluft  (558).  —  Wesen  dieser  Sonderschuld  (558). 
—  Verbindung  individualrechtlicher  und  gescllscliaftsrechtlichcr  Ele- 
mente ())^?).  —  Die  sonderrechtliche  Selbständigkeit  der  Scliuld 
des  Gticiischaücrs  (3)9>  —  Die  gcsellsohattsrcchtiichc  Verknüpfung 
derselben  mit  der  Gesammtscliuld  (560).  —  Verhältnisse  bei  der 
Lösung  des  Gescllschaftsbandes  (561).  —  Bei  der  Auflösung  der 


Gesellschaft  (562).  ^  Insbesondere  Verjährung  (562).  Die 
Sondersdidd  während  des  GescUscfaaftskonkurses  (562).  —  Ver- 
hshniss  der  einiehiea  Sooderscbniden  xu  einander  (561)  ....  555 

Vermögensrecfatlidie  VerbindUehkeitm  dir  Gesdiseb^  gegm  einen 
Gt  Stils Jfü/Ur  und  dfr  GesdhAofUr  gegm  dü  Gesiüsdn^  im  Ver- 

hä!:Tiiss  zu  Dritten  (564)  $64 

\  .  Geu-ihchaftlicbes  Wollen  und  Handeln  (56$)  j6j 

I.  Sach  innen  (565).  —  Wesen  der  gesellschaftlichen  Willens- 

Verbundenheit  (56j)  565 


i>cr  GcnicJUicniiiswilie  i>ei  der  ojfftun  iiandtlsgesellschafl  (566). 

—  Venragsnaäfl%e  Festsetmngen  und  gesetzliche  Regeln  (566).  — 
IVittemiüidimg  (566).  —  Trennung  derselben  von  der  WtÜensaus- 
iähnrag  im  Bereiche  der  nicht  xur  Geschäftsführung  gehörigen 

Handlungen  (566).  —  Beschlussfassung  (567).  —  Wesen  der  gesell- 
schai'tlichen  aBeschlüsse«  (567).  —  Willensbildung  im  Geschäfts- 
J'uhrungsbcreich  (568).  —  Entkraftung  durch  Widerspruch  (568). 

—  "VV^llensbildur.g  im  Falle  der  Kolicktivgcscliattslühriing  (569).  — 
iyiuth:.^ijuimtng  (570).  —  Die  Geschahst üiirun^  als  Darstellung 
der  koUckiiven  Einheit  ihren  cimelnen  Theilhabern  gegenüber  (570). 

—  Anfiichuf&farung  (371)  566 

GestaltungderWUlensgemeinschaft während  der  jU}ii«d!iiif(0n(S7i). 

—  Bcscfahissfassung  (572}.  —  Geschäftsführung  ($72)  571 

.\bweichungen  bei  der  KmmanditgeseUsehafi  ($73).  —  Princi- 
picUe  Abwandlung  der  inneren  Ordnung  der  Willensgemein- 
scfaaft  bei  der  AktimkomnumditgeHlhchaft  (574).  —  Ausschluss  des 
Kommanditisten  als  Einzelnen  von  der  Mttdarstellung  der  gesell- 
ichaitlkhcii  \\  Ilcnscinhcit  (574).  —  Ausgestaltung  der  Komnian- 
«i:r.stenge>aniniiiieii  2ur  engeren  WilknsgcMKinschal'i  (574).  —  Ge- 
ntraiversauüniung  (57^).  —  Aufsidusraih  (575).  —  Aniheii  <icr 
pcrsdnlkfa  haftenden  Gesdlschafter  an  dieser  Willensorganisation  (575). 
«  Diese  Ordnung  trägt  indess  nur  den  S^n  einer  Körperschafts- 
veriassuB^,  da  in  ihrem  Rahmen  sich  niemals  ein  selbständiger 
Gcmesnwillc  des  Gesellschaftsganaen  verwirklicht  (516).  —  Viel- 
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mehr  entweder  nur  der  besondere  Wille  eines  Tlieiles  der  gesell- 
schaftlichen Personeneinheii  (S76).  —  Oder  nur  einTlieil  des  gemein- 
schaltlichcn  Willens  der  Gesellschaft  (578).  -  Denn  die  persönlich 
h.iltendcn  Oesellschafter  bleiben  Principahrager  der  Willensgemein- 
schaft (579)  S7^ 

2.  Kach  aussen  (^80).  —  Einheitliches  Wollen  und  Handeln  (s^o)- 

—  V nabäudcrWchQ  f^esetilicbt  Regeln  über  die  äussere  Manifestation  der 
Willenseinhcit  (380).  ---  Umfang  der  kollektiven  Handlungsfähigkeit 
($80).  —  Form  des  gesellschaftlichen  Handelns(  >8i).  —  Bedeutung  des 
Gebrauches  der  Firma  (s8i).  —  Fälle  seiner  Unentbehrlichkcit  (582)  .  580 

Ordnung  der  Repräsentation  nach  aussen  (582). —  Auftreten  der 
Gesellschafter  mit  j^esaiuniter  Hand  (582).  —  Wirkung  (58^).  —  Zu- 
lässigkeit  (58^).  —  Fälle  der  Unentbehrlichkcit  eines  Zusammen^ 
wirkens  sämmtlicher  Gesellschafter  ($8?).  —  Bei  Rechtsgesch.lften 
(583).  —  In  Ansehung  des  Verschuldens  (584).  —  Ikvüglich  des 
Wissens  oder  Nichtwissens  (s8s).  —  Modifikationen  bei  der  Aktien- 
kommanditgesellschaft f'^SS).  —  Stt'Uvcrtrder  der  Handelsgesell- 
sduift  i)87j.  —  Vcrtictuiig  der  Gcwlhchaji  durcJj  den  Gcsclhchdftt'r 
(S87).  —  Begründung  (S87).  —  Erlöschen  (S87).  —  Umfang  (>87). 

—  Enuiehbarkeit  (588).  —  Kollcktivvcrtretung  (588).  —  Wesen  der 
gesellschaftlichen  Vertretungsmacht  (S89).  —  Keine  Vollmacht,  son- 
dern Repräsentation  einer  Personeneinheit  durch  ihren  Mitträger 
kraft  Gcsammthandsrechtes  (589).  —  Ver\v'andte  Natur  der  Reprä- 
sentation der  aufgelösten  Gesellschaft  durch  die  Liquidatoren  ($90^  582 

Anwendung  dieser  Grundsätze  auf  die  Pi  occssfnhru^i:  der  Hatv 
dclsgescllschaftcn  (^91).  —  Umfang  ihrer  Parteifähi^keit  (S90-  — 
Wesen  derselben  (592).  —  Wach's  Theorie  einer  blos  formelhn 
Parteifähigkett  (59^>.  —  In  Wahrheit  ist  die  Handelsgesellschaft  als 
kollektive  Einheit  ;m7/<7u-y/  parteifähig  (S93). —  Folgen  in  Ansehung 
der  Einheit  des  Rechtsstreites  (594). —  Nichtbetheiligung  der  Gesell- 
schafter als  Einzelner  am  Gesellschaftsprocess  (39.1)-  —  jNtoglichkeit 
gleichzeitiger  Parteirolle  der  Gesellschaft  und  der  Gesellschafter  (594). 

—  Rechtskraft  des  im  Gesellschaftsprocess  ergangenen  Urtheils  für 
und  wider  die  Gesellschafter  (595).  —  Insbesondere  Wirkungen  der 
rechtskräftigen  Vcrurtlicilung  der  Gesellschaft  hinsichtlich  der  Sonder- 
schuld des  Gesellschafters  (596)  S91 

Die  Handelsgesellschaft  ist  auch  processfähig  (597).  —  Gemeiu- 
schaftliches  Handeln  vor  Gericht  fS97).  —  Fälle,  in  denen  es  des- 
selben bedarf  (S97).  —  Insbesondere  die  Eidesleistung  (598).  —  Sic 
muss  durch  sämmtliche  jeweilige  Träger  der  als  Schwurpflichtige 
Partei  erscheinenden  Personeneinheit  erfolgen  {599).  --  Zwischen 
vertretungsbefugten  und  nicht  vertretungsbefugten  Gesellschaftern 
besteht  dabei  kein  Unterschied  (599).  —  Widerlegung  der  in  der 
Praxis  herrschenden  gegcntheiligen  Ansicht  (600).  —  Eide  der 
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Kommanditgesc*ilschatt(6oi}.—  Eide  der  Liquidattonsgesellschaft(6oi). 
~  Processuate  Vertretung  durah  BewUmäcIitigte  (60 1).  —  Erstredcutig 
der  eigeatharoliebeo  gesellsebafisnAtlicbeu  VertrHung  auf  den  Process 
<6o2).  — Stellung  derartiger  Repräseauukea  im  Process(to)  ...  $97. 

KAPITEL  IV. 

Körperschaftliches  Wollen  und  Handeln* 

L  Im  AllffemeiAea. 

L  DU  Korpenäta/t  ist  willens-  und  hanihmgsfähig  (60^). —  .Auf- 
stellung dieses  Satzes  durch  die  Genossenscliaftstheorie  (603).  —  Fort- 
bestand des  gegentheilicren  romanisiischen  Dogma's  (604).  —  Erschüt- 
teruni^  seiner  Folgesalze  (604).  —  Stellung  der  Praxis  m  der  Frage 
(605    —  Stand  der  Theorie  (606)  605 

Die  Willens-  und  Handlungsfähigkeit  der  Kurperbchnlten  ist 
gelkiidcs  dmtsc})es  Ruht  (607).  —  Sie  folgt  aus  unserem  Körperschafis- 
begriff  (608).  ~  Das  Recht  findet  sie  vor  und  vollsieht  nur  die 
gleichzeitige  Anerkennung  und  Begrenaung  ihrer  rechtlichen  Gel- 
tung (609).  ~~  Verhalten  des  Rechtes  ra  der  natürlichen  WÜlens- 
ond  Handlungsfähigkeit  der  einzelnen  Menschen  (609).  —  Verhalten 
zu  der  natürlichen  Willens-  und  Handlungsfähigkeit  der  Verbands- 
persooen  (611)  607 

Der  specifische  Unterschied  in  der  Stellung  der  Rechtsordnung 
zur  Lebetxsordnung  der  Eini^ehvesen  und  der  Gemeinwesen  (612).  — 
Rechtliche  Norniirunfi;  der  inneren  Willensvorgange  des  Geniein- 
lebens  (61}).  —  .Vunauchen  neuer  und  dem  Individualrecht  frem- 
der Rechisbegriffe  im  Gebiet  der  socialen  Willensorganisation  (614).  612 

Der  Rgchtsb^rijf  lUs  Organs  (614).  —  Seine  Eigenart  (615).  — 
Anertamung  und  Handhabung  desselben  in  der  Praxis  (615). 
Doch  wird  die  soeiakechtlicbe  Ausgestaltung  dieses  Begriffes  immer 
wieder  durch  den  Einlluss  individualistischer  Gedankenschablonen 
gehemmt  (6 1 6).  —  Einerseits  wirkt  die  frühere  societätsmißige  Kon- 
struktion alles  Verbandslebens  mit  der  Unterscheidung  der  wollen- 
den und  handelnden  »univorsitns  ipsa«  und  ihrer  Vertreter  nach 
(6i6\  Principicllc  Überwindung  dieser  Anschauung  (617).  — 
(ileichwohl  hat  sie  ihre  Macht  über  das  Lebeti  nicht  ganz  einge- 
büssi  (618).  —  Folgen  (619).  —  Andrerseits  wird  im  Sinne  der 
romanistischen  Auffiosung  der  juristischen  Person  als  eines  künst- 
lichen Individuums  alle  Organscbaft  auf  gewöhnliche  Stellvertretung 
aorOdtgeflkfart  (630).  Analogien  von  Vollmacht  und  Vormund- 
schaft (621).  —  Anfange  einer  Überwindung  dieser  Anschauung 
durch  die  neuere  Rechtssprechung  (622).  —  Unterschied  des  Ver- 
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tretungsverhähnisses  kraft  Orgaoschaft  von  der  individualrechUkhen 

SteJlvertretung  (623)  614 

Das  Korpcrschaftsorgan  als  rechtlich  gfordm-iir  Venniitler  eines 
einhetllichen  GemdnUbens  (624).  —  Die  Gesanimtperson  selbst  will 
und  handelt  durch  ihr  Organ  (624).  —  Der  Umfang  der  Darstell- 
barkeit einer  juristischen  Person  durch  Organe  deckt  sich  mit  dem 
Umfange  ihrer  rechtlich  anerkannten  I.ebenssphire  (625).  —  Er 
fiberschrdtet  das  Maß  der  LeistungsHttiigkeit  der  Stellvertretung  (626). 

—  Fr  umspannt  insbesondere  auch  die  Sphäre  des  rechtlich  erheb- 
lichen Wissens  und  Nichhinssens  (627).  —  Gemeinbewusstsein  im 
Rechtssinnc  (627).  —  Bewusstseinsorgane  (627).  —  Guter  und  böser 
Glaube  (627).  —  Kenntniss  (628).  —  Irrthum  (628).  —  Eides- 
ieisiung  (629)  624 

Willens»  und  Handlungsfähigkeit  der  Anstalten  und  Stiftungen 
(629) —  Natur  ihrer  Willenseinheit  (629).  —  Organe  derselben  (6}0).  629 

n.  Umfang  der  körpersdtaftlidlim  WüUiu-  imd  ttanäimgsfäJng- 
keit  (6}o).  —  Verhältniss  desselben  au  dem  Umfange  der  körper- 
schaftlichen Rechtsfähigkeit  (6)0).  —  Zwiefache  engere  Begrenzung 
durch  das  Recht  (631)  6|0 

1.  Die  Gesammtperson  vermag  mir  hmerhaJb  äntr  ihr  vom  RecH 
^«j^lM  L«^nii/'Mr«  recbtswirksam  zu  wollen  und  zu  handeln  (6)  l). 

—  Der  eigne  Lebenszweck  der  Verbandsperson  (651).  —  Determi- 
nation desselben  durch  das  Recht  (632).  —  Im  Gegensatz  zu  dem 
Individualrecht  kennt  das  Socialrecht  eine  Begrenzung  der  recht- 
lichen Willens-  und  Handiungslahigkeit  dur^li  einen  vertassuugs- 
mäßig  abgesteckten  Lebensbereicb  (633).—  Folgen  der  Überschrei- 
tung desselben  (653).  ~~  Zwei  Arten  der  Ungültigkeit  von  Körper- 
schaftsbesdilössen  (633)  6)i 

Der  hmkrete  Umfang  der  körperschaftüdjen  Lebenssphäre  (635). 

—  Bedeutung  des  Zweckes  für  dessen  Bemessung  (635). —  Möglich- 
keit einer  Erv^'eiterung  der  Lebenssphäre  (635). —  Möglichkeit  einer 
ungleichen  Abgrenzung  derselben  für  innere  und  äussere  Beziehungen 
(656).  —  Das  hieraus  sich  ergebende  Verhalmiss  (637)     ....  63J 

Subjeklive  Rechte  auf  InneihiUung  solcher  Grenzen  (637).  —  Ver- 
hältniss des  Bereiches  dieser  Rechte  zu  dem  Bereiche  der  körper- 
schaftlichen Sonderrechte  (637).  —  Hebung  der  UnfäOugkeit  der 
Körperschaft,  jenseits  der  fhiglichen  Grenze  zu  handeln,  durch 
fremde  Mitwirkung  (659).  —  Insbesondere  der  Mitglieder  als  Ein- 
zelner (639).  —  Dritter  (640).  —  Höherer  Verbände  und  insbeson- 
dere des  Staates  (640)  637 

2.  Gebundenheit  des  Körperschaft slebens  durch  das  ihm  übergeord- 
nete Otweinklhu  {641).  —  In  zusammengesetzten  Körperschalten  (641). 

—  Kraft  Unterordnung  unter  den  Staat  (641).  —  Gebundenheit  des 
Staatslebens  selber  (642)  >  641 
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Spfcifischt  Natur  solcher  Schranken  der  gemiinJieitlicJien  Willens- 
und  Handlungsfähigkeit  (642). — Mangel  individualrechtlicher  Vor- 
bilder (643).  —  Das  auf  Übertragung  der  individualistischen  Ge- 

dankcnsclublonc  beruhende  Princip  Jer  ilaatlichm  Vormund scl>afl 
oder  Obervormundscbaß  gehört  nicht  melir  dem  geltenden  Recht  an 
(6\]).  —  Ausgestaltung  dieses  Princips  im  älteren  Rcclu  (6441.  — 
Kombination  vcrschiedenjrtigcr  Gedankcnrcihcn  (64)).  —  Die  Trüm- 
merstucke wirkliclicr  Bevormundung  der  Körperschaften  sind  heute 
in  einen  anderen  Zusanmienhang  stellen  (646).  —  Unmöglich- 
keit einer  Zugrundelegung  des  VormunJschaftsgedankens  im  lieu- 
tigcn  Recht  (646).  —  Mündigkeit  der  Gesanimtpersonen  und  singu- 
lare Entmündigung  derselben  wegen  Entartung  (647).  —  Ausschliess- 
liche Zurückfiihrung  aller  solcher  Schranken  auf  das  Princip  der 

gliedmäßigftt  Einordnung  (648)  642 

Die  staatliche  Körpcnchaflshohcit  im  Einiehien  (648).  —  Der  Staat 
als  Gesetzgeber  (648).  —  Als  Richter  (649^.  —  Als  Verwalter  (6>i). 

—  Das  Gebiet  der  eigenthümlichen  Verwaltungsthätigkeit,  in  welcher 
die  innere  Gebundenheit  des  engeren  Gemeinwillens  durch  den  Ge- 
mein willen  höherer  Ordnung  ;^ur  Erscheinung  gehmgt  (6)2).  — 
Bezeichnung  dieses  Gebietes  als  »Aufsicht«  (6^2)   648 

Die  staatlicl>e  Aufsicht  über  das  engere  Verhandsieben  im  Einiehteu 
(6  s 2).  —  Ausgestaltung  im  Rechtsstaat  (6521.  —  Ständige  Aufsicht 
oder  blos  Aufsicht  für  den  Fall  ausserordentlicher  Lebensstörungen 
(65}).  —  Aufsichtsthätigkeit  von  Amts  wegen  oder  nur  auf  Antrag 
(654).  —  Kontrole  der  Zweckmäßigkeit  oder  nur  der  Rechtmäßig- 
keit des  körperschaftlichen  Verhaltens  (654).  —  Unterscheidung  der 
Aufsichtsthätigkeit  nach  der  Bcschatfenheit  des  ihr  unterworfenen 
Bcstandtheils  der  körperschaftlichen  Lebensführung  ^656).  —  Rich- 
tung auf  negatives  oder  positives  \'erhalten  und  in  beiden  Fallen 
auf  die  Totalität  oder  einzelne  Momente  des  ^Vrbandslcbens  (6>6). 

—  Verbietende,  gebietende  und  gewährende  Aufsichtsakte  (658)  .    .  6;2 

Die  einzelnen  Mittel  der  Aufsicht s/üJjrung  (6 $8).  —  Kenntniss- 

nahnie  (659).  —  Repressive  und  präventive  Maßregeln  i6)9)  .    .    .  6i8 

Die  abht-lfmdni  Anfsichtuuittil  (^to).  —  Sie  zertallen  in  zwei 
Gruppen  (660).  —  Gruppe  der  Zwangsmaßregeln  (660).  —  Wesen 
(66o).  —  Indirekte  (660) .  —  Direkte  gegen  Organe  (661).  —  Un- 
mittelbarer Zwang  gegen  die  Gesammtpcrsoti  als  solche  (662).  — 
Gruppe  der  Einmischungshandlungen  (663).  —  Auf  Beseitigung  un- 
gchöriger  Körperschaftsaktion  gerichtete  (66|).  —  Auf  Bewirkung 
gehöriger  Körperschafisnktion  gerichtete  (66^).  —  Ausserordentliche 
Ermächtigungen  von  Körperschaftsorganen  durch  die  Aufsichts- 
behörde (664).  —  Unmittelbare  EingritTe  des  Staats  (664).  —  Be- 
stellung und  Auflösung  von  Organen  (66)).  —  Wirnahme  von 
Sclbstven^'altungshandlungen  durch  Staatsorgane  (666).  —  Partieller 
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Ersatz  der  Selbstverwaltung  Uurch  imcrunistisch  eingeschobene 
Staatsverwaltung  (666)  *  f/So 

Die  vorbeugenden  Au/sicbtsmätel  (666).  —  Ihr  Wesen  (666).  —  Das 
Erfordemiss  siaatlicher  Genehmigung  (667).  —  Fr&heres  und  jetziges 
Recht  (667).  —  Die  AinortisationsgeseuEe  (667).  —  Sonstige  Fille 

der  Genciimlgungsbedürftigkeit  von  Körperschaftshandlungen  (668). 

—  Bei  Rechtshandlungen,  die  den  Einzelpersonen  unverschränkt 
sind  (668).  —  Bei  specifisch  gern  einheitlichen  Aktionen  (669).  — 
Verschiedene  Grade  der  Freiheit  oder  Gebundenheit  des  Staates 
hinsichtlich  der  Ertheilung  oder  Versa^ncj  der  Genehmigung  ^670). 

—  Sonstige  Mittel  der  präventiven  .Aubiclit  (670).  —  Grenzen 
dieses  Begriflfes  (670).  —  Oberschreitung  derselben  durch  Ein> 
föhrung  staatsanstaltlicher  Elemente  In  die  Körperschaft  (671)  .  .  666 

SttbfdtUve  Rühle  und  Pflichten  kraft  Setzung  und  kraft  Begrenzung 
der  Gebundoüidten  von  Gcmeinwillen  durch  b6hcre  Gemein- 
willen  (673)  67» 

IIL  WoBm  mtA  BaMm  der  Veriandspersoim  imudulh  ihres 
Bereichs  (672).  —  Dasselbe  vollaiefat  sich  durch  verfassungsmiflige 
Aktionen  der  Organe  (672).  —  Das  Erfordemiss  der  VerfassungS- 
mißigkeit  in  drei  Besidiungen  (675)  672 

I.  Es  muss  ein  verfassungsmäßiges  Organ  in  Funktion  treten  (673).  67^ 
Dazu  gehört  erstens  der  rechtliche  Bestand  einer  ent-sprecbenden 
verlassungsniäßigen  Eittridiiung  (67^).  —  Schaffung  und  Umwand- 
lung von  Organen  (674)  67^ 

Zu'fitms  die  Verwirklichung  der  verfassungsmäßigen  Bildung 
des  Organs  (674).  —  Die  Rechtsnormen  über  Berufung  zu  und 
Abberufung  aus  OrgansteUungen  (674).  —  Die  korrcspondirenden 
subjektiven  Rechte  und  Pflichten  (675).  Einfluss  der  Rechtssätze 
über  die  forroeUe  Legitimation  als  KArperscbaftsorgan  (67$).  —  Hd- 
hmg  des  Mangels  verlassungsniäßiger  Benifimg  (676)  674 

DrUtens  muss  der  verfassungsniSfiige  Tri^er  da  Oiganstdlung 
handeln  (676).  ^  Trägersdiaft  von  Einzelpersonen  als  solchen  (677)« 

—  Von  Einzelpersonen  in  kollektiver  Zusammenfassung  (677).  — 
Von  organisirten  Personeneinheiten  (678).  —  Versammlungen  und 
Kollegien  (678).  —  Organisation  der  komplexen  Organe  (6781  — 
Die  Versanmilungsordnung  insbesondere  (67^).  —  Zusammen- 
tritt 1679).  —  Bcschlussfäliigkeit  (680).  —  Verhandlung  und  Ab- 
stimmung (681).  ~  Stimmenmefar  (681).  —  Verstärkte  oder  quaU- 
ficirte  Majoritit  <682).  —  Ordnung  von  Kollegin  (682).  —  Be- 
deutung dieser  Organisation *zur  einheitlichen  Organtr.lgerschaft  (683). 

—  Organträgersdiaft  von  juristischen  Personen  als  solchen  (68}).  676 

Viertens  muss  der  Trät;er  der  Organsiellung  ah  --hhfr  auf- 
treten (684).  —  Nicht  als  Individuum  oder  Individueosumme  (684). 
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^  Koch  auch  in  irgend  einem  andeien  Zusammenhani^  (685). 

~  Koonzdcben  bierflir  (685)  684 

a.  Das  funktionirende  Organ  muss  sich  imurhoih  semer  ver- 
ja'^unpmäfiigen  Zuständigktit  befinden  (685).  —  Die  Normen  über 
Kompeicau  (685).  —  Die  entsprechenden  subjektiven  Rechte  und 
Pflichten  (685).  —  Kompcicmübcrschreitungen  (6851».  —  Heilung 
vkrM.ibcn  (^686).  —  üesichtspunkic  für  die  Verilidlung  der  Zu- 
stiodigkdten  ^686)  685 

ttaiig9rimHig  61a  Organe  ^686).  —  Hauptorgane,  Theilorgane, 
ymerorgaoc,  Nebenorgane  (686).  —  Unmitudbare  und  minelbare 
Organe  (687).  Das  höchste  Organ  (687).  —  Souverlnetät  eines 
Hanptes  (687).  —  Souveränetät  der  Mitgliederversammlungen  687). 

—  Die  höchsten  Organe  der  öfTentlichrechtlichen  Körperschaften  (  688). 

—  Falle  des  Mangels  eines  obersten  Ürir.tncs  ff-^<oi.  —  Schranken 
der  Zuständigkeit  des  hochsieu  Organs  090;.  —  Kompetenzuber- 
s;nrt::iungcn  dcssclbt;n  yb^i).  —  Verniuihung  für  seine  Zustän- 
«figkeit  (691)  686 

Vertbeihiqg  der  Zuständigkeit  nach  dem  sadißAeH  FvMmts- 
fehßk  (693).  —  ^ecfatscttimg,  Rechtsprechung,  Verwaltung  (69a).  — 
Weitere  Spaltni^gen  (692)  691 

Vmhdlung  nach  formalen  Beitandtheüm  der  gemeinheitlichen 
Lebens  vorginge  (695).  —  Willensbildung  und  Willensausführung  (693). 
— '  liirc  Verkettung  ^695*1.  —  Sondemng  beider  Elemente  an  den 
Tbeilvoreängen  (693  >.  —  IP'iiittubildung  (69^1.  —  Selbständige 
Formation  uu  Hcsvhiuss  ^69};.  —  Beschlusiurgane  (694).  —  ße- 
sdünsiiassung  anderer  Organe  (694).  —  Willensbildung  bei  koUek- 
ä?er  Organtiigerschaft  (695).  —  Organe  för  Willenshemmung  ^696). 

—  Wülensbildttng  durdi  inneren  Entschluss  (696).  —  H^iUemms- 
fihnu^  ^696).  —  Sekundäre  Ausfilhrungskorapetenzen  ^696).  — 
Prindpale  Ausf&hrungsorgaue  (697).  —  Regierung  nach  imien  und 
Vertrcning  nach  aussen  '697).  —  Mit  den  Willensvorgängen  ver- 
inuptte  Beu-usstseinsvorgange  698).  —  Walinulmung  (,698;.  — 
Organe  äusserer  Wahrnehmung  <P')'6).  —  Org.ine  innerer  Wahr- 
r^iiuiun^  —  Besondere  Kontrolorganc  (,699}.  —  Innere 
Bnuä^ung  (joo).  ^  Bildung  und  Äusserung  eines  VrtbeUs  als 
sdbständig  fonnine  Zuständigkeit  (700)  69} 

In  diesen  Zusammenhang  gebArt  insbesondere  auch  die  Los- 
lösung  der  yertrttuHg  luuh  aussen  von  der  inneren  Zuständigkeits- 
ordntnig  (700).  —  An  sich  entscheiden  dieselben  Normen  in  bdden 
Richnxngen  <7oa).  —  Trotz  gesetzlicher  Vermuthungen  in  Ansdiung 
der  Vertrcnmgsmacht  (701).  —  Auch  trotz  gesetzHcher  Nothwendig- 
•cit  eines  vertretungsbefugten  Vorstandes  (701 ).  —  Und  trotz  unabänder- 
x'htr  ^»esetzlicherFixirung seiner  Vertretungskonipetenz  fjoi  ».  —  Doch 
crtabn  dieses  Princip  allgemein  Einschränkungen  zu  Gunsten  gut- 
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gUuMger  Dritter  (702).  —  Besondere  Gesetzesbestimmungen  dieses 
Inhalts  {70]).  —  ^^"eilergehcnJe  Gesetzesbestimmungen,  welche  den 
Einschränkungen  der  Vertretungsmacht  jede  Wirksamkeit  nach  aussen 
entziehen  (703).  —  Tragw-eite  solcher  Bestimmungen  (704).  —  Kennt- 
niss  des  Dritten  (704).  —  Mitglieder  als  Dritte  704V  —  Bedeutung 
für  das  innere  Korperschaftsloben  (704).  —  Wesen  dieser  formalen 
Spaltung  der  Handlungskompctcnz  (705)   700 

^  Die  verfassungsmäßigen  Formen  müssen  gewaiirt  sein  (706). 

—  Wesentliche  und  unwesentliche  Formen  (706).  —  Vermuthung 

für  Wesentlichkeit  706 

IV.  Das  Verbältniss  ansehen  individuellem  und  körperschaftlichem 
Wollen  und  Handeln  (707).  —  Geschichtliche  und  psychologische 
GrundLige  der  Sonderung  beider  Elemente  im  menschlichen  Thun 
durch  das  Recht  (707).  —  Doch  vermag  das  Recht  direkt  nur 
die  äusseren  Erscheinungsformen  der  Doppelseitigkeit  des  Willens- 
processes  zu  regeln  (706).  —  Das  Verhältniss  der  Rechtsordnung  zu 
dem  Widerstreit  socialer  und  selbstsijchtiger  Motive  (708).  —  Die 
Anforderungen  der  Ethik  an  die  bei  der  Erfüllung  socialer  Funktionen 
enx-ünschte  Gesinnung  (709).  —  Gesetzgeberische  Belehrungen  über 
sittliche  Pflichten  (709).  —  Indirekte  Einwirkung  der  Rechtsordnung 
auf  die  inneren  Elemente  der  socialen  Willensbildung  (709).  — 
Hinderung  des  Sieges  ofTcnsichtlich  antisocialer  Motive  (709)-  — 
Reaktion  durch  Strafe  und  Ungültigkeitserklärung  (710%  , —  Prä- 
vention  durch  Suspension  von  Organfunktinnen  in  Fällen  eines 
Zusanuncnstosscs  gemeinheiilicher  und  individueller  Interessen  ,710). 

—  Ohne  positivrecluliche  Grundlage  entsteht  aus  der  Interessen- 
kollision keine  Unfähigkeit  zur  Ausübung  verfassungsmäßiger 
Funktionen  (711)  707 

Das  organmäßige  Thun  des  Menschen  lässt  als  solches  seine 
Individualpersönlichkeit  unberührt  (7 12).  —  .Mlein  die  vielfache  und 
unlösliche  W-rtlechtung  alles  organmäßigen  Thuns  mit  dem  indivi- 
duellen Thun  kann  vom  Recht  nicht  tgnoriri  werden  (712).  —  Von 
vornherein  entspricht  der  Verknüpfung  der  Rechtssphären  von  Ein- 
heit und  Vielheit  in  einer  Gesammtheit  eine  Verknüpfung  der 
Handlungssphärcn  (71?).  —  Sodann  wird  auch  im  Gebiete  der 
gemeinheitlichen  Handlungssphäre  der  Überschuss  einer  Willens- 
aktion über  den  vom  Recht  als  Organfunktion  anerkannten  That- 
bestand  stets  dem  Individuum  zugerechnet  (70})  712 

II.  Einzelne  Arten  von  Korperschaftahandlungen. 

Rechtlich  bedeutungsvolle  und  rechtlich  bedeutungslose  Kdrpcr- 
schaftshandlungen  (714/.  —  Huitheilung  der  erstcrca  (714)    .    ■    .  714 

I.  Die  auf  das  eigene  innere  Leben  gerichteten  Handlungen  der  Gesammt- 
personen  (714).—  Ihre  spccifische  Natur  (7 14;. —>  Ihre  Grundtypen  (715).  714 


d  by  Google 


IML  XLI 


3: 


I.  Gruppining  derselben  nach  dem  Verhältniss  aum  gemein- 

bdtlichen  LebetishürnU  (715)  715 

A.  Innere  Körperschafisband]ungen  mit  der  Richtung  auf  das 
Gemeinlebeti  an  sich  (715).  —  n.  Verfügungen  Ober  den  eignen 
Bestand  (715).  —  b.  Verfügungen  über  die  eigne  Zusamnwu- 
sdiung  (7161.  —  c.  Hinlcitung,  Fortptiaiuung  oder  Stillstellung  der 
eignen  inneren  Bewegung  (716)  715 

B.  Innere  KAcpörschaftshandlnngen  aur  Erföllung  der  eigenen 
soeialm  LAemaufgabe  (717).  Ungldchaitiglceit  der  Handlung»- 
gebiete  je  nach  den  Lebensswecken  der  Verbandspersonen  (717).  — 
Immer  aber  stimmen  alle  Handlungen  dieser  Gruppe  darin  überein, 
dass  sie  Handlungen  eines  Gemeinwesens  an  seinen  Gliedern 
sind  '71S).  —  Insbesondere  macht  dasselbe  einerseits  das  Leben  der 
Glieder  dem  Leben  des  Ganzen  dienstbar  (718).  —  Andrerseits  aber 
auch  das  Leben  des  Ganzen  dem  Leben  der  Glieder  ^7I9^.  — 
Tj-pische  Reclitilormen  (719).  —  Am  meisten  Gleichiüruügkeit 
bestdit  binsicbtUcb  der  Rechtsnomien  Qber  die  genieinheitUche 
Haushaltföfarung  (719)  717 

a.  Etntheilung  der  inneren  Körperschaftshandlungen  nach  ihrem 
Verhältniss  zur  gemeinheitlichen  Rechtsordnung  (720).  —  Akte  der 
Rechtsetzung,  Rechtsprechung  and  Verwaltung  im  materiellen  und 
formelJen  Sinn  (720)  720 

}.  Innere  Körpersciiattsiiandlungen  köimcn  gleichidtig  in  andere 
Lebens iphilren  hineinrciclien  (721)  721 

A.  Sie  können  zugleich  dem  gliedmäßigen  Leben  der  Körper- 
schaft im  Staat  oder  in  einem  anderen  hAheren  Organismus 
angefahren  (731)  731 

B.  Sie  können  zugleich  in  das  äussere  Indtwänalleben  der  Körper- 
schaft hineinreichen  (721).  —  Akte  der  ßn-und  Ausgliederung  (722). 
—  Einschränkungen  und  Bereicherungen  von  Sondersphären  der 
Mitglieder  (722'i.  —  Einschaltung  der  Elemente  einer  Individual- 
rcchtshandlung  in  die  socialrechtliche  Aktion  1722)   ......  72t 

II.  Dil-  auf  das  i^licdmäßi^^e  Lt  boi  ittnerhaib  einer  höl/tri-ti  Grsannnt- 
persou  <^rrifht(-tfu  Körper <chaftshandlHn(^cn  (723).  —  Verlültniss  der- 
sell>en  zu  dem  gljcdniai.'igen  i^landcln  von  Eiiuelpersonen  (725).  — 
Mannichfaltigkeit  ihres  Inhalts  (723).  —  Vor  Allem  kraft  der  Em- 
Niederung  in  den  Staat  und  der  Übernahme  besonderer  staatlicher 
BemfssteUungen  (73$).  —  Kombmation  eber  derartigen  Körper- 
sdufehandlung  mit  Elementen  einer  inneren  Körperschaftshandlung 
oder  einem  Vorgange  des  iusseren  Individualiebens  der  Körper- 
ichafi  (725)  72} 

III.  Die  auf  das  individnclU-  äussere  hiu-ti  i,'er!rhtcleii  Korpfi- 
schaftshandhnt<;en  (72)).  —  Das  Körperschaüsrcchr  beherrsclu  ihre 
Voraussetzungen,  verleiht  ihnen  aber  keine  spccid:.clie  Na;ur  ^723;.  72) 
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1,  Ein  principieller  Unterschied  von  Gesanmitpersooea  und 
Einzelpersonen  besteht  hier  mciit  (726).  —  Nur  können  um  ihres 

hesonderen  Inhaltes  willen  mnnche  Reclitsakte  dieser  Gattung  nur 
von  der  einen  oder  anderen  Personenklasse  ausgehen  (726).  —  Im 
Übrigen  gilt  im  Zweifel  hier  die  Gleichstellung  der  Verhnndsper- 
sonen  mit  den  Einzelpersonen  und  uniLr  einander  (727)   ....  726 

A.  Körpersdiaftlkhe  RtdA^eschäJu  ^727/.  ~  Wiederkehr  der 
iodividtmlrechtUcheD  Typen  (728}  727 

B.  Körperschaftliche  Seeblsausubttt^ümidlmig^n  (728).  ~  Ins- 
besondere Besiueshandlungcn  (728}  738 

C.  Körperschaftliche  Procashandlia^en  (729).  —  Gleichstellung 

mit  Einaelnen  im  Civilprocess  ''750)   .    .  729 

2.  Entwicklung  eines  spccißscheu  Elementes  durch  Berulirung 
einer  andirm  Seite  des  Körperschaltslebcns  (730)  7}0 

A.  Fintritt  eines  Stückes  des  inneren  Körprrschiijtsltbens  in  eine 
nach  aussen  gerichtete  Aktion  1730).  —  Bei  Rechtsgeschäften  {750). 

—  Bei  Ausübungshandlungen  (751).  —  BciProcesshandlungen(75i). 

—  VerwicMungeo  durch  die  Berührung  von  Sonderrechtsverhilt' 
nissen  der  Gfieder  (7}i).  ^  Gleichwohl  f&gt  sich  nach  aussen 
aller  socialrechtliche  Stoff  in  den  individualrecbtlichen  Akrions^rpus 

ein  (751)  7$0 

B.  Gleichzeitiges  Hineinf.illen  äusserer  Vcrkehrsliandlungen  in 
das  giiedunißigc  Leben  einer  Körperschaft  im  Staat  oder  in  einem 
andern  Verbände  (752).  — Auch  hierdurch  wird  ihr  individualrecht- 
iicher  Typus  nicht  verändert  (752)  7J2 

IV.  Körperschaf Üiclhs  Handeln  im  Process  (732).  —  ParUi/ähig- 
keit  (755)  —  Process/äJngkät  Cj}}).  —  Im  Civilprocess  (733).  —  Im  ver- 
waltungsgerichtlidien  Process  und  in  sonstigen  besonderen  Process- 
arten  (7jj)  7}2 

Oer  Rechtsstreit  kann  semer  maUridtm  Beschaffenheit  nach  einem 
jeden  der  bezeichneten  drei  Lebensgebiete  der  Körperschaft  ange- 
hören und  somit  socialrechtlicher  oder  individualrechtlicher  Natur 
sein  (7J4I.  —  Bedeutung  dieser  Verschiedenheit  der  Streitsachen 
für  das  Processrechi  (734).  —  Insbesondere  hinsichtlich  des  Aus- 
schlusses des  Rechtsweges  und  der  Begründung  eines  besonderen 
Gerichtsstandes  (735).  —  Allein  dieser  Einfluss  der  materiellen  Be- 
schaffenheit der  Streitsache  endet,  wo  die  formdU  PartäroUe  be- 
ginnt (7^;).  ^  Formelle  Gleichsiellung  der  Parteien  (7)5).  ~  Im 
Civilprocess  ^7)6).  —  Aber  auch  im  echten  verwaltungsrechtlichen 
Process  (756;  7j4 

.\ls  Processpartei  kann  die  juristische  Person  gleich  der  Einzel- 
person sich  der  Stellvertreti  >  bedienen  und  unterliegt  in  gewissem 
Umfange  einem  Zwange  hierzu  (736).  —  Im  Übrigen  knnn  sie  auch 
vor  Gericht  durch  ihre  Organe  selbst  handeln  und  inuss  selbst  han- 
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dein,  soweit  die  Vertretung  der  handlungsfähigen  Proccsspartei  aus- 
geschlossen ist  (7)7?.  —  Auch  im  Proccss  ist  Jio  iibliclie  Gleich- 
stellung ihrer  Organe  mit  den  geseuelichen  Vertretern  von  Kindern 
und  Wahnsinnigen  verfehlt  (717).  —  Es  bedarf  vielmehr  auch  hier 
der  vollen  Anerkennung  der  körperschaftlichen  Handlungslähig- 

keit  (7;8)  7^6 

Voraussdiungen  der  processualen  Kflrpersdiaftshandlung  (759). 

—  Entscheidung  durch  Jas  nutericllc  Körpcrsclultsrecht  (739).  — 
Einwirkung  des  Processrechts  (7}9).  —  Anforderungen  desselben 
an  die  Beschaffenheit  des  Processorgans  (7?9)-  —  Processrechtliche 
N'ornnrungen  der  Zust.indigkeii  des  Processorg.mes  (740).  —  Vor- 
behalte des  älteren  Rechts  zu  Gunsten  der  Beschlussorgane  oder 
ausserordentlicher  Organe  (741).  —  Bildung  besonderer  Schwur- 
organc  (741).  —  Koncentration  aller  Processlunktionen  einschliess- 
lich der  Eidesleistung  bei  Einem  Processorgan  durcli  das  neuere 
Recht  (741)-  —  Der  jetzige  Reclus^usund  (742)  7\q 

V.  L'ncrhiubte  Handlungen  von  Ferhaniisptrsonfii  (74})  ....  743 
Der  Streit  über  die  Delikt sjdljigkäl  der  Verbände  »74$). —  Ger- 
manisches  und  römisches  Recht  in  dieser  Frage  (74$).  —  Germa- 
pisiische  Färbung  der  mittelalterliciien  Doktrin  und  Reception  der- 
selben in  Deutscliland  (743).  —  His  gegen  das  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts ertoigte  kein  entschiedener  Bruch  mit  dem  Princip  des 
Korperschaltsdelikts  (74.^).  —  Reaktion  des  romanistischen  Denkens 
(744;.  —  Das  neue  Axiom  von  der  Undeiikbarkeit  des  Korperschatts- 
deliktes  (74s).  —  Doktrinärer  Erfolg  desselben  trotz  heftiger,  aber 
mit  den  alten  Waffen  geführter  Opposition  (746).  —  Einwirkung 
auf  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  (747).  —  Gleichwohl  er- 
wies sich  der  Begriff  des  Körperschaftsdelikts  im  Leben  als  unaus- 
rottbar (747).  —  Kijnstliche  Verdeckung  dieses  Misserfolges  (747). 

—  Otfene  Ik'üireitung  des  romanistischen  .\xioms  und  Neubegrün- 
dung der  Lehre  vom  Körperschaftsdelikt  (748)  743 

Sund  der  deutschen  Praxis  (748).  —  Stellungnahme  derselben 
zu  der  ^rincipielkn  Frage  1749;.  —  Venuinut^  der  Deliktsfähigkeit 
juristisdier  Personen  seitens  mancher  Gerichtshöfe  (749).  —  Ein- 
zelne Falle  einer  Vergewaltigung  des  Lebens  durdi  dieses  doktri- 
näre Axiom  (7SO)-  —  Meist  gelangt  jedoch  die  Praxis  auf  Um- 
wegen  zur  Unschädlichmachung  desselben  <.7)i).  —  Zurecimung 
frtmden  Verschuldens  (7$ij.  —  Ausdehnung  des  Siellvertretungs- 
gedankens  (7$i).  —  Antubme  einer  künsthchen  oder  lingirten  Wil- 
lens- und  Handlungsfähigkeit  v7$2  .  —  Umschlagen  dieser  Fiktion 
in  Realität  (7 SS).  —  der  Regel  zieht  daher  die  Praxis  es  vor, 
von  vornherein  ein  eignes  Verschulden  der  juristischen  Person  als 
möglich  anzuerkennen  (753).  —  Offene  Bejahung  der  Deliktstahig- 
keit  von  Verbandspersonen  seitens  mancher  Gerichtshöfe  (7S\). 
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UoabsidttUdie  und  vielleicht  uobewussre  Förderung  dieses  Er- 
gebnisses in  zahlieicheii  Entscheidungen  (75$).  ~  Auch  des  Reichs« 
««richts  (754)  748 

Ihmfm^  der  körperschaftlichea  Detiktsßhigkeit  (7$4).  Be- 
grentung  desselben  durch  den  Uro&ng  der  körpersdiaftH^in  LehinS' 

Sphäre  (755).  —  Möglichkeit  eines  rechtswidrigen  Verhaltens  inner- 
halb dieses  vom  Recht  abgesteckten  Bereiches  (755).  —  Einfluss  der 
Relativität  der  Grenzbestimmungen  (756).  —  Wirkungen  einer  Er- 
weiterung des  äusseren  Aktionsbereiches  über  die  nach  innen  ge- 
setzten Schranken  (756).  —  Erheblichkeit  der  Möglichkeit  einer 
Übersclircitung  des  körperschaftlichen  Lebensbcrciches  unter  ireniJcr 
Mitwirkung  (757).  —  Die  Anmaassung  einer  Zustindigkeit  als  selb- 
ständiges Delikt  (7 $7).  —  Verhiltniss  der  Ddiktsfilhigkeit  der  engeren 
Verbinde  zu  ihrer  Abhängigkeit  von  höherem  Gemeinwillen  (7$7). 

—  Jenseits  der  Grenzen  des  körperschaftlichen  Lebensgebietes*  aber 
giebt  es  kein  Körperschaftsdelikt  ini  Rechtssinne  (758)  754 

Voraussetiungen  des  Körperschaftsdelikts  (758).  —  Die  Ver- 
bandsperson wird  auch  hier  nur  durch  O'^mw,  jedoch  durch  jedei 
Organ  innerhalb  seiner  Zuständigkeit  voll  und  unmittelbar  dar- 
gestellt (758).  —  Abweiciiende  AutT.issunt;  der  älteren  Theorie  f7vS). 

—  Verwirrende  Nachwirkung  derselben  in  uer  grossen  Frage  nach 
der  Haftung  da  Staait  und  anirar  GmmbeSUM  aus  mJ^srndrigen 
HaiuUttt^eu  ihrer  Beamten  (759).  —  Verneinung  dieser  Haftung  mit 
dem  Vorbehalt  der  Haftung  der  Verbandsperson  im  Falle  des  eignen 
Verschuldens  (759).  —  Bejahung  derselben  unter  Zuhülfenahme  der 
Fiktion  einer  Garantieleistung  (760).  —  Doch  hat  mehr  und  mehr 
die  richtige  Anschauunj^  gesiegt,  nach  welcher  Beamte,  wenn  und 
soweit  sie  als  Organe  lungiren,  genau  in  gleicher  \\  eise  wie  Ober- 
häupter oder  Versammhingen  die  w  ollende  und  handelnde  Gesammt- 
pcrson  zur  rechtlichen  Erscheinung  bringen  (760).  —  Unhaltbarkeit 
des  vom  Reichsgericht  eingenommenen  Standpunktes  (761).  ~  Das 
Erfordemiss  des  Funktionirens  murhaW  seiner  Zuständigkeit  gilt  auch 
hier  flkr  jedes  Organ  (762^  —  jede  Kompetenz  enthalt  die  Möglich- 
kdt  redbtswidriger  Unterlassungen  und  Handlungen  in  ihrem  Be- 
reich (764).  —  Einwirkung  der  Rclntivitlt  der  Kompetenzabgren- 
zungen  (765).  —  En:^'eiterung  der  Zuständigkeit  gegen  Dritte  (765'!. 

—  Einfluss  der  autoritären  Stellung  eines  Organs  im  Verhältniss 
zu  den  Mitgliedern  ^766).  —  Amtsüberschreitungen  onenilicher 
Beamten  insbesondere  (766).  —  Praktische  Bedeutung  der  Unter- 
sdiddnng  verschiedener  Seiten  oder  Richtungen  der  Zustindigkeit 
(767).  —  Niemals  aber  wird  der  Satt  umgestossen,  dass  Alles,  was 
ein  Organ  ausserhalb  seiner  Zuständigkeit  rechtswidrig  thut,  ledig- 
lich dem  Individuum  ;^ur  Last  fällt  (768)  758 

^    yerßecbtung  kdrpertdiofUicber  und  indiindueiler  Aktion  auf  diesem 
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Gebiet  (768).  —  Scliliesslich  lässt  jedes  KörpenchaftsdeUkt  in  dem  es 
verwirklichenden  Thatbestande  einen  Rest  von  selbstätidiger  Individual- 
lersckuliltin^  stehen  1768).  —  Die  Rechtsordnung  kann  das  eine  oder 
andere  Moment  ignoriren  (768  .  —  Doch  entspricht  eine  doppelte 
Reihe  von  Rechtsfolgen  durchaus  der  Rcchisidee  (7691.  —  Das  Vcr- 
haltniss  der  Körperschattsstrafe  und  der  Besiratung  schuldiger  Ein- 
zelner 2U  einander  (769).  —  Das  Verhältniss  der  körperschaftlichen 
Ersatzverbindlichkeit  zu  der  Ersatzverbindlichkeit  der  schuldigen  Ein« 
zelnen  (770).  —  Verantwortlichkeit  des  schuldigen  Or^^anes  gegen 
die  Gesammtperson  (770).  —  Anwendung  von  Straf-  und  Zucht- 
mitteln gegen  das  schuldige  Glied  (771).  —  Regressnahme  (771) .   .  768 

Rechtliche  Wirkungen  des  Körperschaf tsdelikles  als  solchen  (771).  — 
Völkerrechtliche  Wirkungen  des  Verschuldens  der  Staaten  (771). — 
Im  Übrigen  sind  Straf-  und  Ersatzfolgen  zu  trennen  (771)    .    .    .  771 

1.  Beilrafm^^  von  Körperschaften  (771).  —  Ihre  Denkbarkeit 
(77^^-  —  L'nsticlihaltigkeit  der  erhobenen  Einwände  (772).  —  Das 
Strafgericht  <772).  —  Die  Strafen  (772).  —  Die  I-mplindung  des 
Strafübels  (77. t).  —  Gerechtigkeit  der  Körperschaftsstrafen  (774).  — 
Den  schuldigen  Einzelnen  gegenüber  (774).  —  Keine  Unbill  gegen 

die  unschuldigen  Einzelnen  (773)  771 

Ableimmdes  Verhalten  unseres  positiven  Rechts  gegen  den  Gedan- 
ken der  Körperschaftsstrafe  (776).  —  Das  Reichsstrafgesetzbuch  (776). 

—  Die  strafrechtliche  Reaktion  gegen  schuldige  Gesammtpersonen  ist 
hiermit  aus  dem  Gebiete  des  normalen  Strafrechts  verbannt  (777). 

—  Sie  ist  gleichwohl  nicht  verschwunden  (777).  —  Insbesondere 
verwendet  auch  heute  der  Staat  die  Enliiehuns;  des  Existenirechtes 
oder  einielntr  KörperscJm/tsrechte  als  Strafmitlei  gegen  Verbandsper- 
sonen (777).  —  Nicht  immer  tritt  dabei  der  Unterschied  zwischen 
Akten  der  strafenden  Gerechtigkeit  und  der  Politik  äusserlich  her- 
vor (777).  ~  Mehr  und  mehr  indess  ist  im  modernen  Rechtsstaat 
eine  scharfe  Scheidung  der  strafweise  verhängten  Eingriffe  von  an- 
dersgearteten Eingriffen  erfolgt  (778).  —  Insbesondere  einerseits 
durch  die  materielle  Voraussetzung  einer  »rechtswidrigen  Hand- 
lung oder  Unterlassung«  der  Gesammtperson  (779^  -  -  Andrerseits 
durch  die  lünführung  eines  Richterspruches  in  das  staatliche  \'er- 
fahren  (779).  —  Reicltsgesetzliche  Bestimmungen  über  die  Aullösung 
von  Genossenschaften  zur  Strafe  (780).  —  Desgleichen  über  die 
Schliessung  von  Innungen,  Hull'skassen  und  Vereinen  (781).  — 
Landesgeseuliche  Vorscliriften  gleicher  Art  (782).  —  Entziehung 
einzelner  Rechte  als  Körperschaftsstrafe  (78  Q.  —  Verweise  und  an- 
dere Birenstrafen  (78  —  Geldstrafen  und  sonstige  Vermögens- 
strafen  (783)  776 

2.  Ersativerbindlichkeiten  aus  Körperschaftsdelikten  (784).  — 
Nothwendigkeit  ihrer  Sonderung  von  körperschaftlichen  Ersatz- 
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Verbindlichkeiten  atts  fremdem  Verschulden  und  ohne  Verschul- 
den (784)  7*4 

A.  Die  Ersaizverbindlichkeit  aas  kcrpei  schajtlicbmi  Venchulden 
(784).  —  Ihre  privatrechtHche  Natur  (784)  784 

a.  KontraktHcJj€S  Verschulden  (784).  —  Die  Haftung  der  juristi- 
schen Personen  wird  hier  nicht  mehr  bestritten  (784^  ^  Man  wirft 
sie  jedoch  mit  der  Haftung  f&r  das  ftontralctliche  Verschulden  von 
Stellvertreiem  zusammen  (78$).  —  Doch  ist  die  Haftung  aus  dem 
Verschulden  eines  Organes  als  Haftung  aus  eignem  Verschulden 
scharf  von  der  Haftung  für  das  Verschulden  des  Stellvertreters  zu 
sondern  (785).  —  Darum  wird  die  Verantwortlichkeit  der  Verbands- 
personen hierbei  keineswegs  auf  das  Verhalten  der  Organe  inner- 
halb ihrer  rechtsgescluuiiciien  Sphäre  eingeschränkt  (78Ö).  —  Viel- 
mehr haftet  das  Gemeinwesen  aitdi  fikr  vertragsmäßiges  Verhalten 
bei  Ausübung  seiner  Hoheitsrechte  (786).  —  Und  es  moss  auch, 
wenn  es  öflfentUchrechtliche  Akte  durch  Vertragsschlüsse  volkiefat, 
die  Grundsäue  über  Haftung  aus  IcontraktUchem  Verschulden  wider 

sich  gelten  lassen  (787)  784 

b.  Ausserkontraktlichcs  Ver$chiddm  (788)  788 

Im  indhHdualrechtUchn  Aktionsgcbict  (788).  —  Anerkennung  einer 

mit  der  privatrechtlichen  Haftung  der  Einzelpersonen  aus  Delikten 
gleichartigen  deliktischen  Haftung  der  Verbandspersonen  (788).  — 
Civilrechtliche  Ersaizklagcn  aus  dolus  oder  culpa  (7H9).  —  Schadens- 
crsatzansprüclie  bei  Besitzstörungsklagen  und  Eigeathumsklagen  gegen 
juristische  Personen  (789).  —  Zulassung  der  aquilischen  Klage  (789^. 
^Insbesondere  aus  schuldhafter  Nichterfüllung  gesetzlicher  Verbind- 
lichkeiten (790).  -  So  der  Verpflichtungen  von  GmndeigentMhnera 
(790).  —  Von  Bauherrn  (79  p.  —  Von  Gewerbtreibenden  (792).  • 
Uincf^cheidung  solcher  Haftung  aus  eignem  Verschulden  von  der 
Haftpllicht  aus  fremdem  Verschulden  und  ohne  Vcrsdiulden  (795)-  788 

Im  {^emeiffheith'cbett  Aktionsgebiet  (794).  —  Auch  hier  tritt  eine 
gkichartige  Ersatzverbindlichkeit  aus  schuldhafter  Schadenszufügung 
ein  (794)«  —  Es  handelt  sich  auch  in  Ansehung  des  Staates  uicht 
um  eine  »eigenartige  Haftung  nach  öffenüicljem  Recht«  1794).  —  Die 
Haftung  crgiebt  sich  viehnehr  ans  den  Grun49Ataen  des  Privairithls 

(794)  «  —  Di«  ErsatsUage  gegen  den  Staat  hat  schlechthin  dieselbe 
rechtliche  Natur  wie  die  Ersatzklage  gegen  den  schuldigen  Beamten 

(795)  *  —  Mithin  ist  die  aquilische  Klage  und  je  nach  Umständen 
eine  andere  civilrechtliche  Klage  zulässig  (795).  —  Die  Praxis  auf 
diesem  Gebiet  1796).  —  Gesetzliche  Anerkennung  einzelner  Aus- 
flusse des  richtigen  Grundprincips  (796).  —  Schädigung  durch 
widerrechtliche  Amceiuinfiij  öffculHcber  Zwang sgewall  (797).  —  Durcli 

•  mat^^ße  Vmvulluttg  fürsorglicher  öffeiUlidter  Bnrichtungen  (798). 
—  Durch   schuldhaße  ünterh$$ung  bokeitlieber  odtr  fürsorglicbfr 
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^ttU  (799).  —  Schädigung  durch  ttidmrspruA  (8oo).  —  Durch 

Rtchtsclzuiig  1800)  794 

B.  Ersatzverbindlichkeiten  aus  fremdem  Verschulden  (801).  —  Bei 
dem  Abschluss  und  der  Erfüllung  von  Verträgen  (801).  —  Aus 
Hausherrschaft  oder  Geschäftsherrschafi  (Soi)  801 

Das  H'i-mi  dieser  Ersatzverbiiidlichkeiten  iXni).  —  Ihre  Berüh- 
rungspunkte mit  körpersclidltlichen  Deliktsobiigauouen  (Ö02;.  —  Ur- 
sprung aus  HcrrachaftsvcrhUtnisseD  (803).  ~  Persooenrechtliche 
Verbindung  als  Grundlage  (80}).  —  Anlehnung  an  die  Vorstellung 
eines  fehlerhaft  funktiailirenden  sodalen  Organismus  (804).  ~  So 
lange  aber  die  fraglichen  Zusammenhänge  nur  als  Individualrechts- 
verhältnisse  gelten,  kann  im  Recbtssinne  nur  von  der  Wirkung  des 
Verschuldens  einer  Person  zu  Lasten  einer  andern  Person  gespro- 
chen werden  (804)  .    .    •  802 

C.  Ersaizverbindhchkeiten  dme  Verschuldm  '8o>).  —  Aus  ver- 
tragsmäßiger Übernahme  (805).  —  Aus  schuldloser  l'erunacbimg  (805), 

—  Sdudensaufügung  ohne  Zurechenbarkeit  emer  begangenen  Un- 
gehörigkeit (806).  —  Veraotwortlichkeit  f&r  schädigende  Sachen 
und  gefahrdrohende  Benriebe  (807).  —  Rechtmäßige  Schadensaufb- 
gungen,  denen  im  Sinne  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit  eine  Er- 
satzverbindlichkeit entspringt  (807).  —  Gerade  hierher  gehören  zahl- 
reiche Entschädigungspflichten  des  Staates  und  anderer  öffentlicher 
Verbände  aus  ihren  speciftsch  socialrechtlichen  Wiüensaktionen  -^So-), 

—  Das  Princip  der  Enteignung  und  die  venvantitrii  ImiUnk  808). 

—  Wesen  dieser  Ersaupflichten  (808)  805 

Kapitel  V. 

Veränderung  und  Beendigung  der 
Körperschaften. 

I.  Veränderung. 

Das  Princip  der  Identität  der  Persönlichkeit  im  Wechsel  ihrer 
rechtlichen  Verhältnisse  (809).  —  Doch  vermag  die  Persönlichkeit 
Verätuiernniji  n  mannichfacher  Art  zu  erleiden  (809).  —  Je  nachdem 
dieselben  den  rechtlichen  Zustand  der  Person  als  solcher  unberührt 
lassen  oder  alhcircn,  können  sie  als  »unwescntliclie«  und  «wesent- 
liche« unterschieden  werden  (810)  809 

ümatsenUkht  Veränderungen  der  Gesaramtpersonen  (810).  ~ 
Äussere  (810).  —  Innere  (810)  810 

Wesentliche  Veränderungen  der  Gesammtpersonen  (81 1).  -^Äus- 
sere Zustandsveränderungen  (811).  —  Insbesondere  Veränderungen 
in  Ansehung  der  Selbständigkeit  (811).  —  Des  Ranges  oder  einer 
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sonstigen  rechtlichen  Qualität  (812).  —  Des  Wohosittts  (Sij).  — 
Des  Namens  (815).  —  Iimtre  Bestandsveränderungen  (814).  —  Ver- 
fassunj^sjnderungcn  im  materiellen  Sinn  (814).  —  Insbesondere 
\'cr.inderungen  des  Zweckes  oder  der  Lebensdauer  (814).  —  Der 
Gliederung  und  Orgnnisaiion  des  Verbandskörpers  (814).  —  Eines 

etwaigen  saclilichen  Substrats  (815)  8u 

Voraussefyingen,  an  wdche  das  Recht  den  Eintritt  von  Verln- 
deruogen  Icnüpft  (816).  —  Tba^tstänJ*  (816).  —  mUmsaktionen 
(816).  —  Rechte  Dritter  auf  Andersseuung  eines  Verbandes  (816).  — 
Gemeinbeitltche  und  insbesondere  staatliche  Befugnisse  zur  Anders- 
Setzung  eingegliederter  Verbände  (817).  —  Umwandlung  der  Kör- 
perschaft ohne  und  wider  ihren  Willen  (817».  —  Mit  ihrer  Mit- 
wirkung (818).  —  Körperschaftliche  Veränderung  durch  eigne 
Willenstlui  (819).  —  Mit  höherer  Mitwirkung  (,819).  —  Ohne 
solche  (820).  —  Hemmeade  Sonderrechte  auf  Erhaltung  des  bis- 
herigen Reefatssustandes  (821).  —  Keineswegs  aber  bedarf  es  sdu>n 
an  sich  zu  jeder  Verftssungsänderung  der  Einwilligung  sämmtlicher 
verbundenen  Individuen  (8:21).  —  Gesetze  und  Statute  über  Ver- 
fittsungsänderungen  (821).  —  Erschwerung  derselben  (822).  —  Ver- 
fassungsänderungen von  besonderer  sachlicher  Bedeutung  (822).  — 
\'crfassungsänderungen  im  formellen  Sinn  (822).  —  Gesetzliche 
Schranken  der  statutarischen  Herabminderung  der  Erfordernisse  (823).  816 

Jede  noch  so  wesentliche  \'eränderung  lässt  das  eigentliche 
Sflhsl  der  juristischen  Person  unberührt  (823).  —  Identität  des 
Staates  bei  Zustands-,  Gebiets-  und  Verfassungsanderungen  (823). 
—  Das  gleiche  Prindp  befaerrsdit  alle  anderen  öffentUcbrechtlicheD 
und  privatrechtlichen  Verbandspersonen  (824).  ~  Zur  Unterbrechung 
der  Kontinuität  gehört  Zerstörung  und  Neuscböpfung  (824).  —  Doch 
kann  auf  dem  letztgedachten  Wege  ein  sehr  älmliches  Resulut  er- 
reicht werden  (825  ).  —  Vor  Allem  begegnen  bei  der  Vereinigung 
und  Zcriheilung  von  Verbanden  mancherlei  Konibioatioaen  von  Ver- 
änderung mit  Autlösung  und  Neubildung  (H26)  823 

Vereinigung  mehrerer  Verhandspcrsoiu-n  (826».  —  Als  blosse  \'er- 
anderung  (826).  —  Als  V^eränderung  und  Neubildung  von  Verbands- 
persönlichkeit \%26).  —  Als  Veränderung  und  Auflösung  (827).  — 
Als  Auflösung  und  Neubildung  (827)  826 

Zerümhmg  um  Verhmdes  (828).  —  Als  blosse  Veränderung 
(828).  —  Als  Veränderung  und  Neubildung  von  Verbandspersönlich- 
keit (828).  —  Als  Veränderung  und  Auflösung  (828).  —  Als  Auf- 
lösung und  Neubildung  (829)  82S 

IL  BeandicjUDt}. 

I.  Dtis  Ende  der  FerbandspersönJichkeit  ah  Folge  der  Verwirk- 
Hebung  einer  vom  Re^H  mit  dieser  Wirkung  bekUidäm  thatsdchlichen 
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Vorauiset^w^  (S30).  Regelmäßig  knöpft  das  Recht  diese  Folge 
«II  die  Zerstörung  des  socialen  Organismus  (830).  -  Fortbestand 
der  juristisclien  Person  im  leeren  Raum  (8)0)?  ^  Enuiehung 
der  Persönlichkeit  unter  Fortbestand  des  Verbandsorganisnius  (8)1}? 

—  Hineinreichen  der  Rechtsnormen  in  ilcn  inneren  Vorgang  der 
Auflösung  tles  socialen  Organismus  (831).—  £igenthQniliche  hierin 
wurzelnde  Soci.ilrechtssatzc  (832)  8jo 

Die  Rolle  des  Staati  bei  der  Beendigung  von  V'erbandspcrsön- 
lichkcii  \8j2).  —  Als  souveränes  Rechtsorgan  (8}2).  —  Als  Träger 
lebendiger  WUlensmacht  (835)  •   .   .  832 

II.  DU  Brmdigitngsgründe  von  Verhandsperwnlichkeit  (833)     .    .  833 
I.  Bttnäigung  ohne  dm  darauf  geri^de  Handiuttg  (83  3).  —  Unter 
Fortbestand  des  Verbandes  (8)}).  —  Durch  Untergang  des  socialen 
Kfirpers  {8))}   83) 

Wegfall  der  Pirsottengesammthrit  bei  Körperschaften  (833).  — 
Tod  oder  Austritt  sämmtlicher  Mitglieder  (835).  —  Abweichendes 
Recht  der  Anstalten  nnJ  Stiftungen  (H34).  —  Mftc^lichkeit  des  Fort- 
bcstandes einer  K  rptrschaft  ohne  Mitglieder  in  Ansiahslonn  (834). 

—  Wegfall  des  v  erDindskörpcrs  durch  Reduktion  auf  Ein  Mitglied 
(855).  —  Auch  hier  bt  der  Fortbestand  des  bisherigen  Rechtssub- 
jektes nur  bei  anstaltlicher  Auffassung  und  in  rein  anstaltlicher  Form 
möglicb  <S}6).  —  Der  römische  Sata  ist  daher  auf  moderne  Ge- 
nossenschaften nicht  Qbertragbar  (8)6).  —  Allein  trotz  des  Unter- 
ganges der  Gesammtperson  kann  in  der  Hand  ihres  letzten  Mit- 
gliedes die  objektive  Gebundenheit  des  hinterlassenen  Vermögens 
!ort Jauern  (836),  —  Konsequenzen  bei  üffentlrchrechtlichen  (lenossen- 
idiaiien  (836).  —  Bei  Pri%'atrechtskörpcrschaften  (857).  —  N'erwerth- 
barkeit  dieses  objektiven  Restbesundes  zur  Wiederaufrichiung  der 
Körperschaft  (838).  —  Hinzutritt  ein«  weiteren  Moment(»  im  Falle 
der  Erhaltung  der  objektiven  Gliederung  des  Vermflgenssubstratcs 
bei  den  auf  Antfadte  gebauten  Vermögensgenossenschafteo  (8)8). 

—  Bei  wenhpapiermäßiger  Verkörperung  der  Mitgliedschaften  bräucht 
das  leitweilige  Nichtvorhandensein  einer  Körperschaft  gar  nicht  in 
den  rechtlichen  Horizont  zu  treten  (838).  —  Gleichwohl  ist  die 
Vereinigung  aller  Kuxe  in  Einer  Hand  als  ßeendigungsgrund  der 
Gewerkscliatt  anzusehen  (S\H).  —  Ebenso  die  Vereinigung  aller 
Aktien  in  Einer  Hand  ais  lieendigungsgrund  der  Aktiengesellschaft 
(839).  —  Praktische  Folgerungen  hieraus  (839;.  —  Übermäßiges 
Zusanmmsdurumpfen  des  Verbandskörpers  als  fitoendigungsgrund  (840).  83  3 

W^aU  dna  sadilidm  StAslnits  (841).  —  Dagegen  ist  der  Ver- 
mögensverlnst  als  solcher  kein  AuflAsungsgrund  (841).  —  Konkurs- 
cr&Auing  (841).  —  Untergang  des  Stiftungsvermögens  (842)    .  .  841 

ErsA^img  der  LAenskraft  (84a).  —  Ablauf  einer  gesetzten 
Zeit  (842).  —  Endchung  eines  geseutea  Zieles  (843).  —  Unmög- 
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ticbkdt  der  ErfiUluog  des  gesemn  Zweckes  (84})?  —  Bei  Kflrper< 
Schäften  (843).  -  Bei  StUtungen  (843)   842 

Ereignisse  der  betrachteten  Art  als  blosse  Auflösung smotive  (844).  844 
2.  neemh'iiun^  durch  dm  fremde  darauf  geriehteic  Handlung  {844). 

—  Unter  Fortbestand  des  Verbandes  (8 14).  —  Durch  Zerstörung 
des  Verbandskörpers  (844).  —  Recluswidrige  (S44).  —  Recluniäßige 
(844).  —  Individualrechte  aul  Vernichtung  eines  socialen  Körpers 

(844)  .  —  Getneinheitliche  Rechte  dieses  Inhalts  (845)  844 

Auß)cbung  von  Körperschaften  und  Anstalten  iwA  dm  Staat 

(845) .  —  Im  Gesetxgebungswege  (845).  —  Im  Rahmen  des  be- 
stehenden Rechts  (846).  —  Aus  Zweckmäßiglceitsgründen  (846).  — 
Zurückdrängung  der  freien  Aufhebungsbefugniss  durch  das  entgegen- 
stehende Recht  der  erif^ercn  \'erb.indspersonen  auf  Existenz  (847). 

—  Aufhebung  mit  Zustimmung  der  aufzuhebenden  Verbandsperson 

(848)  .  —  Aus  Rechtsgriinden  (848).  —  Venvirkung  des  Reclnes  auf 
Existenz (848).  — Leistungsunfäiiigkeit  als  Aul'hcbungsgruad  1849).  — 
Rechtsschutz  gegen  willkörriche  Aufhebung  (849)    .    .    .  .  845 

}.  Beendigung  durch  eine  eigne  daiauj  i^erichtete  Jlandlung  (H49). 

—  Unter  Fortbestand  des  Verbandes  (849).  —  Durch  Selbstauflosung 

(849)  .  —  Regelnaßiger  Mangel  des  Sdbstaufiösungsiechtes  bei  An- 
stalten und  Stiftungen  (850).  —  Einscfaränicungen  desselben  durch 

entgegenstehende  Rechte  auf  Fortbestand  (850).  —  Individualrechte 

hierauf  (850).  -  Sonderrechte  der  Mitglieder  (851).  —  Gemeinhdt- 
liche  Rechte  auf  1-ortdaucr  des  Verbandslcbens  (851). —  Insbeson- 
dere Rechte  des  Staats  (851).  —  Völliger  Ausschluss  der  Selbst- 
auflösung bei  manchen  ort  entlieh  recht  liehen  Verbänden  (852).  —  Hr- 
forderniss  höherer  Genehmigung  (853).  —  Nicht  mehr  allgemein 
(852).  —  Freies  Selbsuuflösungsrecht  mancher  ötrentlichrechtlichen 
und  aller  privatrechtlichen  Genossenschaften  (85  $).  —  Der  Auf- 
lösungsbeschluss  (8$}).  —  An  sich  geoOgt  ein  einfacher  Körper- 
schaftsbeschluss  (8$  3).  —  Gesetthche  und  statutarische  Enchwe- 
rungen  (854)  g^^ 

III.  IVirhingen  (854).  —  Erlöschen  der  an  die  Verbandsperson 
als  solclie  gebundenen,  Fortbestand  ihrer  zu  objektivem  Bestand 
gelangten  Rechte  und  Ptiichien  (85  5).  —  Die  Grenzziehung  zwischen 
den  mit  der  Verbandsperson  untergehenden  und  den  ihre  Hinter- 
lassenschatt  bildenden  Rechtsverhältnissen  richtet  sich  nach  den- 
selben Grundsätzen,  welche  über  den  Umfang  der  iieerbung  von 
Einadpersonen  entscheiden  (85  s).  -  Untergang  der  personenrecht- 
lichen Verhältnisse  (8$6).  ^  Ausnahmen  (856).  —  Fortbestand  der 
vermögensrechtlichen  Befugnisse  und  Verbindlichkeiten  (8s7).  - 
Ausnahmen  (857)  gj^ 

RechlUche  Schicksale  der  socialen  l'rr/assenschaflen  (857).    Un- 

brauchbarkeit  der  Analogie  der  für  die  Beerbung  der  £inxelpersonen 
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geltenden  Grundsätze  (857).  —  Die  romanistische  Theorie  der  »erb- 
kisea  Verlassen$'duft(((8s7}.  —  Zusammenbruch  derselben  (858).  — 
Nochwcndigkeit  eines  vollständigen  Bruches  mit  ihr  (8s9).  —  Es 
vollfidit  skh  eine  durchaus  eigenartige  soätUrtdl^die  Succession  (8$9).  857 

Zuvörderst  entscheidet  die  besondere  LAensordma^  eines  socialen 
Körpers  über  die  rechtlichen  Schicksale  seines  Nachlasses  (859).  — 
Ursprüngliche  verfassungsmäOige  Anordnungen  (859).  —  Spätere 
SatzunfTcn  (86o).  —  Vcrtassungsmäßi.uo"  Ermächtiguncren  zwr  Vor- 
tügung  über  den  Naclilass  (860).  —  Hcschhissfassung  der  Ki  vp.r- 
schaft  über  ihre  Hintcrlassenschalt  (861).  —  Schranken  stslcher 
Verlugu!ii(  (862).  —  Besch! ubstu«>sung  im  AuseinanUcrsetzungS- 
stadium  (865)  8^9 

Dahinter  stdien  dllgemeine  Sät^e  des  Gesetzes'-  und  GmehtAaiS' 
fiehiis  (86)).  Auch  das  autonome  Belieben  dient  mehr  ihrer 
Durchführung  als  ihrer  Abänderung  (86)).  —  Maimichfaltigkeit  der 
Regeln  (865)  86) 

Als  oberster  Gesichtspunkt  aber  erscheint  dabei  die  Rücksicht- 
nahme auf  pn  ionenrechtUchc  Zusatmiu-uljun^'e  zwischen  der  wegfallen- 
den Verbandsperson  und  fortbesteiienden  Einzel-  oder  Verbands- 
personen (864).  —  Rcgclinabig  bleiben  bei  dem  Untergänge  eines 
socialen  Organismus  dessen  lebendige  Kräfte  und  Bestandtfaeile  er- 
hallen  und  treten  in  den  Dienst  anderer  Lebenscentren  (864).— Mit 
der  hierdurch  vermittelten  Obemahme  der  Elemente  der  wegfallen» 
den  Verbandspersönhchkeit  verknüpft  die  Rechtsordnung  dne  ent- 
sprechende Nachfolge  in  deren  Vermögen  (86$)  864 

Fälle,  in  denen  die  Tiiir  Nachfolge  bestimmte  Persönlichkeit 
erst  aus  den  Elementen  der  aufgelösten  l^erstVnlichkeit  i^cschaffen 
wird  (S6^).  -  Succession  beim  Ersatz  einer  Verbandsperson  durch 
eine  neu  gcbiideie  Verbaudsperson  (866).  —  Bei  der  Auflösung 
durch  Verschmelxung  (866).  ~  Bei  der  Auflösung  durch  Zerlegung 
(867).  —  Analoge  Verhältnisse  bei  der  Nachfolge  einer  hierzu  durch 
Eksnente  der  aufgelösten  Persönlichkeit  vmgesäiajfenm  Verbands* 
persönlidikeit  (867).  —  Ja  überhaupt  bei  aller  auf  Satzung  oder 
sai^ungsmäfliger  Verfügung  beruhenden  socialen  Succession  (867)  .  86$ 

Im  Übrigen  ergiebt  sich  schon  von  RetAtsutegen  aus  den  in  der 
Struktur  der  wegfallenden  socialen  Organismen  angelegten  personcn- 
rcchtlichen  Zusammenhängen  die  Ordnung  der  Nachfolgerschak 
(867).  —  Anfall  des  Gliedes  an  das  Ganze  oder  des  Ganzen  an  die 
Glieder  (868)  867 

Att/ali  dei  GUfJfs  an  das  Ganie  (86i>).  —  Das  I  Icimfallsrecht 
öficntlichrechtlicher  Verbinde  an  öffentlichen  Anstalten  und  Glied« 
kdrpeni  (868).  ^  Hehnfallsrecfat  der  Kirche  (868).  ^  Der  Gemein- 
den (869).  —  Des  Staates  (869).  —  Das  Heimfallsrecht  bei  priva- 
ten Stifoingen  (869).  —  Bei  Privatrechtskörperscfaaften  (869). 

d* 
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Wesen  dieser  Heimfallsrechte  (870),  —  Keines  derselben  darf  ab 
Anspruch  auf  erblose  Verlasscnschafi  gedeutet  werden  (870).  — 
Maass  und  Ziel  solcher  gemeinheitlichen  Rechtsnachfolge  (870).  — 
Verbindlichkeit  zur  Überweisung  des  heimgefallenen  Vermögens 
an  Verbandspersonen  gleiciier  oder  verwandter  Art  oder  mindestens 
zur  Erhaltung  desselben  für  gleiche  oder  verwandte  Zwecke  (869). 
—  Besondere  Rechtspflichten,  die  in  dieser  Hinsicht  dem  Staate 
selbst  obliegen  (871).  —  Bei  Anstalten  und  Stiftungen  (871).—  Bei 
Gemeinxlen  (872).  —  Bei  anderen  Körperschaften  (8^)«  —  Das 
Heim£dlsrecht  ab  blosses  sociales  Mittleramt  (873}  868 

Jnfall  des  Ganzen  m  die  Glieder  (87}).  —  Regelmäßig  bei  dem 

Zerfall  einer  privatrechtlichen  Körperschaft  (873).  —  Vorkommen 
bei  öffentlichrechtlichen  Körperschaften  (874).  —  Wesen  dieser  Suc- 
cession  (87.}).  —  Nachfolge  engerer  Gliedverbände  {874).  —  Nach- 
folge der  Summe  der  zurückbleibenden  Individuen  (874).  —  Thei- 
lung  (874).  —  Keine  Analogie  der  Beerbung,  sondern  eigenartige 
socialrediiliche  Succession  (87$)  .  873 

Kmbinäiiim  beider  Successimsarien  in  manchen  Fällen  (875).  — 
Seltene  Fälle,  in  denen  schliesslich  wirklich  der  Fbkus  aus  dem 
Titel  der  bona  vaeantia  succedtrt  (876)  875 

Die  socialrechtliche  Succession  ab  Gesamnktaehfu^e  in  das  Ver- 
mögen als  Einheit  (876).  —  Übergang  von  Forderungen  und  Schul- 
den (876).  —  Doch  haftet  in  Ermangelung  besonderer  Übernahme 
oder  Auferlegung  der  Successor  nur  mit  der  Verlassenschaft  (877).  876 

Schicksale  der  R^jAe  und  Verhindlicfjkdten  der  Wrhund^person 
f^egen  üire  Glieder  {877).  —  Rückstände  der  mit  der  Mitgliedschaft 
verknüpften  Sonderrechte  und  Sonderpflichten  (878).  —  Die  gerade 
auf  den  Auflösungsfall  und  nur  auf  ihn  gerichteten  Sonderrechts- 
verhältnisse  (878).  —  Die  evenmdlen  Haft<  und  Deckungsver- 
bindliclikeiten  (878).  —  Die  Deckungsansprüche  als  Aktivbestand- 
theile  des  körperschaftlichen  Nachlasses  (878).  Die  Anwartschafts- 
rechte von  Mitgliedern  (879).  —  Daraus  entspringende  Passiva  der 
Hinterlassenschaft  (^79  .  —  Das  Verhältniss  bei  denjenigen  Formen 
des  genossenschaftlichen  Ctsammtcigenthums,  bei  denen  die  Anwart- 
schaftsrechte das  ganze  \  ermOgcu  erschöpfen  (^^79).  —  Materielle 
Konsolidation  und  nur  formale  Succession  (879)  877 

Wirkungen  der  als  ÜitUwme  Auflösung  erschdnenden  Verände- 
rung (880}.  —  Vermögensausseheidungen  und  Vermögensfibenra- 
gungen  (880)  880 

IV.  yerunriUehuig  der  Anflösungsfolgen  (881),  —  Meist  dn 
besonderes  Zereeüsungssudium  (881)  881 

Zeilpmia  der  ExisteniheemUs;ung  (881).  —  Stets  ein  rechtlich 
fest  bestimmter  Augenblick  (SSi).  —  Bedeutung  vorgesduiebener 
Konstattrungen  und  Kundmachungen  (882)  88 1 
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Möglichkeit  einer  Vorauserledigung  der  Auflösungswirkungen 
(88}).  —  l^gdiaJ0ig  erfolgt  ihre  Realisirung  erst  natb  dem  krid- 
scheo  Augenblick  (883).  —  Das  Subjekt  der  sodalen  Nachlasse 
regulirung  kann  daian  mdit  die  Verbandsperson  selbst  sein  (883).— 
Allein  dieser  Vorgang  voUcieht  sich  (analog  der  Gründung)  nach 
Recht<;normen,  welche  zwar  in  Ansehung  der  Überführung  der 
Bcstandthcilc  der  wegfallenden  Rechtssphäre  in  andere  Rechts- 
sptorcn  das  allgemeine  Verkehrsrecht,  dagegen  in  Ansehung  der 
Zerseteuag  des  socialen  Kurpers  nach  wie  vor  das  besondere  Körper- 
scbaftsrecht  zur  Geltung  bringen  (884)   88} 

Das  körperschaftliche  Nachleben  (884).  —  Keine  i  iktion  des  I'ort- 
bcsundes  nach  der  Beendigung  (88$).  —  Wohl  aber  Nachwirkung 
ehemaliger  Verbandspersönlichkeit  (886).  ~  Natur  dieses  Phänomens 

(886)  .    aFortfÜhfung«  der  angefallenen  Persönlichkeit  durch  ihren 

Rcchisnachfolger  (886)  884 

Fondauer  einer  objektiven  SnJieit  des  Verbandsvermdgem  (886). 
—  Beschaffenheit  des  hiermit  in  den  Händen  des  nunmehrigen  Ver- 
mögensherrn konstituirten  eigenanigen  Sondcrvermogens  (S87).  — 
Geschlossenheit  und  Selbständigkeit  (887).  —  Zweckgebundenheit 

(887)  .  —  Besümmung  zum  l-i  utergange   886 

Diese  Vermögenseinheit  ist  nur  aus  der  Nachwirkung  der  er* 

loftchenen  Persönlichkeit  erklärbar  (888).  —  Die  Nachwirkung 
äussert  sich  aber  auch  m  der  f  ortdauer  von  Elementen  der  siä^A' 


Bd  der  Nadifblge  einer  d«iigm  Person  entfaltet  sich  haupt- 
sächlich nur  die  objektive  Nachwirkung  (889).  —  So  beim  Heim- 
fall  (889).  —  Bei  der  Fusion  (890).  —  Bei  der  Succession  des 
letzten  Mitgliedes  (890).  —  Doch  fehlt  es  auch  hier  nicht  ganz  an 
subjektiven  Nachwirkungen  (891).  —  Dieselben  liegen  in  dem  mit 
dem  Sondervermögen  verknüpften  Eintritt  in  die  Stellung  des  weg- 
gefallenen Rechtssubjektcs  gegen  Dritte  (891).  —  Ähnlich  verhält 
es  sich  bd  der  glddizcitigen  Berufung  mArerer  Penonm,  insofern 
diesdbe  ohne  Zusammenhang  mit  dem  aufgelösten  Körperschafts- 


Bei  dem  Anfall  an  die  Summe  der  letzten  Mitglieder  wird  durch 
die  objektive  Nachwirkung  des  Körperschaftslebens  gleichfalls  ein 
Sonder  vermögen  konstituirt  (892).  —  Hier  äussert  sich  aber  die 
subjektive  Nachwirkung  nicht  blos  Dritten  gegenüber,  sondern  zu- 
;ilcich  in  einem  Fortbestände  subjektiver  Verbundenheit  (892).  — 
»Liquidation«  im  engeren  Sinne  des  Worts  (893).  —  Natur  der 
Gcnossensdiaft  in  Liquidation  (895).  —  Ihre  Rechtsfähigkeit  (894). 

Ihre  Willens^  und  HandlungsdOiigkdt  (89$).  —  Ihre  Organe 
(89$).  —  Verhälmtss  aur  bbherigen  Organisation  (896).  —  Rege- 
lung der  Zuständigkeiten  (898).  —  Beendigung  der  Liquidation  (900). 


Hvm  Verbandsdtibtii  (889) 


888 


bände  erfolgt  (891) 
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Konkunverfahren  über  den  Nachlass  einer  Verbandsperson  (901). 
~  Die  Rolle  des  Gemeinschuldoers  in  einem  derartigen  Kon- 
kurse (902'!  901 

Nachwirkung  des  Körperschafisbandes  in  den  Fällen  partitlhr 

Attjlöiuni^  {^^)  905 

Die  socialrechtliche  EgeiMrt  der  im  Zersetzungssudium  der  Ge- 
meinwesen sich  entfaltenden  Begriffe,  Säue  und  Verliältnisse  (904). 
—  Verhiltnbs  zu  den  verwandten  Erschanungen  des  Individuat* 
rechts  (904).  »  Schluss  {90$)  904 
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Einleitung. 


ie  gennanistische  »Genossenschttftstbmie«,^\t  in  Beseler 
ihren  Begründer  verehn,  hat  eigenartige  Schicksale 
gehabt.  In  hartem  Kampfe  musste  sie  stets  und 
moss  sie  noch  heute  ihr  Dasein  gegen  ein  feindliches  Heer- 
lager behaupten,  dem  nicht  nur  durch  die  Zahl  der  Streiter, 
sondern  auch  durch  die  Scharfe  der  dem  romanistischen  Ge- 
dankenarsenal entlehnten  Waffen  eine  scheinbar  erdrückende 
Übenuaclit  erwächst.  Der  an  der  Oberfläche  haftenden  ge- 
meinen Meinung  gilt  sie  geradezu  als  verlorner,  Posten. 
Dennoch  ging  sie  aus  dem  Kampfe  nicht  nur  immer  wieder 
unversehrt  hervor,  sondern  wuchs  in  ihm  unablässig  sowohl 
an  äusserem  Umfange  wie  an  innerer  Kraft»  während  die 
ihr  Anfangs  in  geschlossener  Einheit  gegenüberstehende  ro- 
manistische Lehre  mehr  und  mehr  in  und  mit  sich  selbst 
zerfiel.  Und  langsam  eroberte  sie  bald  in  diesem  bald  in 
jenem  Punkte  das  Leben,  wirkte  bestimmend  auf  die  Gesetz- 
gebung ein,  leitete  die  Praxis  und  zwang  der  zögernd  fol- 
genden Doktrin  ein  Zugeständniss  nach  dem  andern  ab.  So 
bietet  sich  heute  das  merkwürdige  Schauspiel,  dass  diese 
Theorie  vielfsich  zugleich  geschmäht  und  angewandt  wird. 
Oft  genug  werden  ihr,  nachdem  sie  im  Ganzen  feierlich 
verworfen  ist,  gleichwohl  zahlreiche  Sätze  entlehnt,  die  doch 
nur  in  dem  von  ihr  begründeten  Zusammenhange  ihre  Basis 
und  ihren  Hak  haben! 
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Die  Erklärung  hierfür  liegt  zum  Theil  in  dem  Entiuick- 
lungsgange  der  Genossenschattsthcorie  .selbst.  Denn  einmal 
hat  dieselbe  erst  allmählich  aus  dem  Zwielichte  des  Werdens 
sich  zu  klarer  Gestaltung  emporgeningen'.  Unleugbar  haftete 
dem  GenossenschaftsbegrifF  etwas  Nebelhaftes  an,  so  lange 
derselbe  ein  Mittleres  zwischen  Sein  und  Nichtsein  einer 
Verbandspersönlichkeit  einschob  oder  doch  körperschaftliche 
und  gcbellschakliche  Gebilde  in  einander  rinnen  Hess*.  Die 


'  Bfsehr  selbst  hat  die  Theortc  in  den  Hrb\crtra^cii  Bd.  I  (1B55) 
S.  76  ff.  nur  er.st  in  Umrissen  an<,'edeutei,  in  »\'c^lksrecht  und  Juri^ten- 
rcclit«  (1843)  S.  1)8  rt.  erweitert,  aber  innerlich  noch  nicht  mit  den  erlor- 
derhchen  scharfen  Einschnitten  gegliedert,  im  System  des  Deutschen  Privat- 
rechts (i.  Aufl.  1S47,  2.  Aufl.  1866,  3.  Aufl.  1873)  Bd.  I  66  ff.  allseitig 
abgeschlossen  und  ausgcsuhet.  Es  ist  schwer  verständlich,  wie  Rath,  zur 
Lehre  von  der  Genossenschaft,  München  1876,  S.  63  ff.  in  dieser  Fort« 
bildung  der  Lehre  durch  ihren  Begründer  ein  Zeichen  ihrer  Ut^b.^ltb.irkeit 
erblicken  kann.  Ebenso  ist  es  irrefülirend,  wenn  Stohhe,  Handbuch  des 
dem.  Privatr.  Bd.  I  (2.  Aufl.  18R2)  'l  51  N.  8  von  Beseler's  »W.indhin^cn« 
spricht,  ohne  liinzuzufügcn,  d.iss  es  sich  nur  um  «Wandlungen«  handelt, 
wie  sie  ein  Haus  durch  den  Ausbau  oder  ein  Organismus  durch  das 
Waclisthum  erfälirt. 

'  Derartige  mehr  oder  minder  unklare  Vorstellungen  finden  sich, 
wie  in  den  älteren  Schriften  BeseUr*s,  so  bei  BlmtsdfU,  Suats»  u.  Rechts- 
gesch.  der  Stadt  u.  Landschaft  Zürich  (r.  Aufl.  1858,  2.  Aufl.  1856)  I S.  78  fL 
u.  Deutsches  Privatreclu  (1.  Aufl.  1853,  2.  Aufl.  1860)  5  53  ^-i  ff^olff, 
Lehrb.  des  gemeinen  Deut.  Privatrechts,  Bd.  I  (1845)  §  64 ff.;  Schüler, 
in  den  von  Ortloff,  Heimbach,  Schvtcr  u.  Guyd  licr.iusg.  jurist.  Abhandl., 
Bd.  I  (1847)  S.  22?  ff,;  Renaud,  Lehrb.  des  gem.  Deut.  Privatr.,  Bd.  I 
(1848)  5  57  ff.  u.  Zeitschr.  f.  Deut.  R.  Bd.  IX  (184);  S.  1  ff.  Sic  begegnen  in 
ctA\'as  abweichender  Gestalt  auch  bei  Wtiske,  Ueber  Corporationen  nach 
rümischen  u.  teutschen  Redttsbegriffen»  Leipz.  1847.  Ebenso  aber  rieben 
sie  sich  durch  die  Theorien  der  formellen  oder  kollektiven  Personenein* 
hett,  insofern  dieser  Begriff  den  Begriff  der  Genossenschaft  ersetaen  und 
hierbei  gleichfalls  körperschafihche  und  gesellschaftliche  Bildungen  um- 
spannen soll,  wie  bei  JoUy,  Zeitschr.  f.  Deut.  R.,  Bd.  XI  (1847)  S.  3i8fi", 
u.  Uttgcr,  Svstem  des  ösicrr.  allg.  Privatrechts,  Bd.  i  (1856)  S.  Jjoff.  — 
Inzwischen  sind  Renaud,  Das  Recht  der  Aktiengesellschaften,  i.  Aufl. 
(1863)  S  9  2.  Aurt.  (1875)  5  io,  und  Unger,  Krit.  Leberschau,  Bd.  VI 
(1859)  S.  180  fr.,  zur  romanistischen  Theorie  zurückgekehrt.  Beiden 
Sdiriibtdieni  blieb,  wenn  sie  ihre  unhaltbaren  Posi^men  aufgel>en  wollten, 
nur  dieser  Rücksug  oflen.  Denn  der  Weg  nach  vorwärts  war  ihnen  da* 
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Gegner  können  daher  mühelos  den  Schein  des  Sieges  er- 
ringen, wenn  sie  immer  wieder  diesen  längst  überwundenen 
Mangel  des  Anfanges  als  bleibenden  Grundgedanken  der 

ganzen  Lehre  ausgeben  und  bekämpfen*.  Wollten  sie,  statt 
einen  solchen  WinJniuhlenkampf  zu  führen,  die  ursprüng- 
lichen l-assungen  der  Genossenscliaftstheorie  geschichtlich 
würdigen,  so  würden  sie  darin  ein  nothwendiges  und  frucht- 
bares Gährungsstadium  erkennen,  aus  welchem  eine  Fülle 
auch  ihnen  geläufiger  neuer  Gedanken  geboren  ist\  Sodann 
aber  ging  die  Genossenschaftstheorie  von  einer  einzelnen 

durch  vertat»  üe  den  wahren  Grundgedanken  der  Genossenschafts* 
theorie  von  vornherein  pcrhorrcscirten  ('\  gl.  unten  S.  5  N.  1).  Um  so  weniger 
darf  man  mit  Rofh  a.  a.  O.  S.  63  diesen  Abfall  bedeutender  Anhänger 
als  Zeichen  einer  inneren  Schwäche  der  ganzen  Lehre  deuten.  —  Im 
üebrigcn  hat  in  den  letzten  Decennien  kein  Vertreter  der  Genossenschafrs- 
theoric  jenen  Genossenschaltshcgriti"  festgehalten.  Höchstens  Anklänge 
an  denselben  kommen  noch  vor,  wie  z.  B.  H^'oljf's  Konstruliuun  der  Er- 
werbs>  und  Wirthschaftsgenossenschafien  in  Endemam's  Handb.  des  H.  R. 
Bd.  I  (t88i)  S.  797  ff.  (vgl.  meine  Anaeige  in  der  Z.  f.  H.R.  Bd.  57  S.  466). 

'  So  verlihrt  a.  B.  a.  a.  O.  S.  40$,  indem  er  dabei  sogar 
dmge  von  mir  gebrauchte  Wendungen,  welche  die  noch  unentwickelte 
Vorstellungsweise  de»  älteren  deutschen  Rechtes  charakterisiren  sollen, 
der  modernen  Genossenscbnftsthcorie  tn  Lasten  bucht.  .Sehnlich  Roth 
a.  a.  O.  S.  82  ff.  u.  Syst.  des  deut.  Privntr.  I  (uSSo)  ^  72  N.  18.  In 
wesentlichem  Anschluss  an  ihn  Schuster,  Zeitschr.  für  Privatr.  u.  öff.  R. 
der  Gegenw.  Bd.  4  (1077)  S.  547  ff.  Auch  Dahn,  Deutsches  Rechtsbuch 
(1877)  S.  loi  ff.,  sikkm,  Mecklenb.  Landr.  II  $  i$o  S.  4n>  Winäsclfeid, 
Fand.  5  ;8  N.  5,  drber,  System  (14.  Aufl.  1882)  §  49  sind  von  dem 
erhobenen  Vorwurfe  nicht  freiiusprechen. 

*  Kaum  irgendwo  werden  noch  die  von  der  Genossenschaftstheorie 
vo^fiindenen  romanistischen  Kategorien  der  »universitas«  einerseits  und 
der  nsocictns«'  und  wcommunio«  andrerseits  in  ihrer  alten  St.irrheit  fest- 
gehalten, überall  vielmehr  wird  ihnen  durch  die  Zulassung  von  »Modi- 
ficaiinnenw  eine  solche  Dehnbarkeit  verliehen,  dass  ihre  \  erwirklichungs- 
formen  sich  an  der  Grenze  nahe  berühren.  Die  Genossenschaltstlieorie 
cnm'ang  gerade  dadurch,  dass  sie  ursprünglich  ein  Mittleres  rmschen  jene 
BcgrifSe  einsdiob,  <teie  Erweiterungen  der  von  den  Gegnern  (ur  aus- 
reichend  erkUrten  römischen  Denkgebilde.  Es  soll  keineswegs  geleugnet 
werden,  dass  die  Genossenschaftstheorie  ihre  KUrung  wesentlich  der 
gegnerischen  Kritik  verdankt.  Die  Polemik  gegen  sie  war  insoweit  noth» 
wendig  und  berechtigt,  als  es  sich  dabei  um  die  Abwehr  dner  Verwischung 
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Frage  aus,  tOr  welche  die  damalige  romanistische  Korpo- 
rationstheorie nur  unzureichende  Lösungen  bot:  sie  war 
jedoch  ihrer  Anlage  nach  von  vornherein  weit  mehr,  als  wo- 
för  sie  demgemäss  genommen  wurde  und  heute  noch  meist 
genommen  wird.  Denn  sie  bedeutete  alsbald  den  Versuch 
eines  totalen  Neubaues  der  gesammten  Lehre  vom  recht- 
lichen Wesen  der  Verbände'.  Ihr  Ziel  war  der  Ersatz  der 
herrschenden  romanisiischen  Korporationstheorie  durch  eine 
aus  dem  deutschen  Rechtsgedanken  heraus  gestaltete  moderne 
Körperschaftstheorie'.  Diesem  Ziel  hat  sie  in  unablässiger 
Arbeit  seitdem  sich  ständig  genähen»  ohne  es  bisher  zu  er- 
reichen. Was  aber  von  ihr  erarbeitet  worden  ist,  wird  schon 
heute  zum  Theil  ziemlich  allgemein  in  der  Körperschafts- 
lehre verwerthet,  während  der  bahnbrechenden  germanis- 
tischen That  nur  bei  der  speciellen  Frage,  die  der  Bewegung 
den  Anstoss  ^ab,  Erwähnung  gciluui  zu  werden  pflegt  ^ 

der  Grenzlinien  /wischen  Körperschaft  und  Gesellschaft  handelte.  In  diesem 
Punkte  hat  besonders  Thöl  durch  seine  geharnischte  Streitschrift  gegen 
Bru-tri  (Voll(srccht,  Juristenrecht  u.  s.  w.,  1846,  S.  18 — 62)  die  Sache 
gefordert;  ebenso  R.  Schittid,  Arch.  f.  civ.  Praxis  Bd.  36  (1855)  S,  148—189; 
V.  Gerbi-r,  Z.  f.  Civilr.  u.  Froc,  N.  F.,  Bd.  12  (1855)  S.  19}— 216  (ge- 
sammelte Abh.  S.  188—212);  Rdmer,  Z.  f.  D.  R.  Bd.  13  (1853)  S.  104  ff.; 
Ktysther,  Württ  Privatr.  5  742  u.  Z.  f.  D.  R.  Bd  16  (1856)  S.  148  ff.; 
Ih^er,  krit.  Überschau  a.  a.  O.  (t8$9);  Walter,  Syst  des  gem.  Deut. 
Privatr.  (18$$)  $  84;  Maurer,  Krit.  V.  J.  Sehr.  Bd.  9  (1867)  S.  t2}-i26. 
Allein  nidit  minder  sicher  ist,  dass  ohne  die  von  der  Genossenschafts- 
theorie ausgegangene  Kritik  der  romanistischen  Begriffe  die  Gegner  nie- 
mals deren  Revision  vollzogen  hätten.  Dies  erkennt  z.  B.  auch  Orngler, 
der  sich  früher  (Lehrb.  des  Deut.  Privatr.,  1854,  S.  128  ff.)  rein  negativ 
verhalten  hatte,  jetzt  rückhaltlos,  an  (Das  Deut.  Privatr,,  3.  Aufl.  1876, 
^  26).  Und  selbst  Thöl  hat  zuletzt  zu  dem  Begriff  der  »Genossenschaft« 
in  dem  fireiUch  verfehlten  »Sinn  einer  deutschrechtliehmodificir^societas« 
gegrifüen,  um  die  Aktiengesellschaft  zu  konstruiren;  Handelsr.  $  121  N.  4. 

'  Richt^  gew&rdigt  ist  dies  von  ZUdnumn,  Begriff  u.  Wesen  der 
sog.  jur.  Pers.,  187J,  S.  53  ff- 

^  Scharf  formulirt  hat  dieses  Ziel  zuerst  Wei^t  in  der  angeführten 
Schrift  ( [S 47). 

^  So  bei  last  allen  oben  S.  3  N.  i  und  genannten  Schriftstellern. 
.Auch  meine  Arbeiten,  welche  Roth  überhaupt  iguorirt,  führt  z.  B.  Gerber, 
Syst.  ^  49  N.  3  nur  in  diesem  Zusammenhange  an. 
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Den  Kern  der  Genossenschaftstheorie  bildet  die  \  on  ihr 
dem  Phantom  der  persona  ficta  entgegengestellte  Auffassung 
der  Körperschaft  als  realer  Gesamm^ers<m\  Dieser  Gedanke 
ist  in  mancherlei  Nfiancen  nicht  nur  von  Germanisten*,  son- 
dern auch  von  Romanisten'»  Publicisten^  und  Rechtsphilo- 


*  Vgl,  ZiUhnann  a.  a.  C).  u.  meinen  Art.  »Juristiscli«:  l*t'rionu  in 
V.  Hoitxemdarjf*s  Rechtslex.  II  S.  420—421.  Damm  konnten  Rtiiaud  und 
Vnger^  welche  stets  an  «km  Begriff  der  persona  ficta  festgehalten  haben, 
niemals  m  den  wirklichen  Anhängern  der  Genossenschaftstheorie  gerechnet 
werden  (vgl.  oben  S.  2.  X.  2). 

'  Ausser  Beieiff,  Blntüschii,  Schüler,  H'nske  und  dem  Verfasser  dieser 
Arbeit  gehören  dazu  auch  Germanisten,  welche  die  CL-nossenschaftstheorie 
befehden;  so  Dahn  a.  a.  O.  S.  77  fV..  Vernunft  im  Recht  (i«S79)  S.  160 fl".; 
auch  Stohhf  a,  a.  O.  l  49,  wahrend  er  in  der  1.  Aufl.  noch  an  der 
Fiktionstheorie  fc&thieh. 

'  Zuerst  Kuttlie,  krit.  Zeitschr.  f.  d.  gesammte  Rechtswiss.  V  (1859) 
S.  ;)9tT.;  Kursus  des  röm.  R.  t.  AuH.  (1869)  S<  299^>  2*  Aufl.  (1879) 
S.  26}  fT.;  Exkurse  über  r&m.  R.  i.  Aufl.  S.  381  ff.,  2.  Aufl.  S.  440  fr.  — 
Dann  Baron,  die  Gesammtrechtsverhähnisse  im  röra.  R.  (1844)  S.  i  ff.; 
anders  freOich  wieder  in  dem  Lehrb.  der  Pandekten  (seit  1872)  S  i?  u* 
29  ff.  —  Ferner  Zitehtiann  a.  a.  O.  S.  62  fT.  In  kurzer  Andeutung 
Rudorff,  \nm.  7x\  Puchln's  Vöries.  (187^)  I  ^,  2",  S.  6:;.  ~  Mit  Mcschr.inkung 
auf  die  historisch  gewordenen  ^\■^bände  v.  Licbf,  der  Besitz  als  Recht  in 
thesi,  Braunschw.  1876,  S.  40  ti.  -  Sodann  Zrddiawski,  das  röni.  Privatr. 
(1877)  IS.  120  ff.  —  Nachdrücklich  auch  C.  G.v.  WächUr,  Pandekten  I 
(1880)  5  )  >  N.  t— 2.  —  Ebenso  in  vollem  Aoschluss  an  die  germanistische 
Theorie  FdrsUr,  Preuss.  Privatr.  Bd.  IV  $  281.  Endlich  im  Wesent- 
lichen auch  Demburg,  Pandekten  (I)  1884  $  $9,  und  Ihnlich  schon  Preuss. 
Privatr.  I  S  49- 

*  Obwohl  die  Betrachtung  des  Staates  selbst  als  eines  mit  realer 
Persönlichkeit  ausgerüsteten  organischen  Gemeinwesens  sehr  viel  älter 
ist,  so  empfing  sie  doch  ein  festeres  juristisches  (ieprägc  erst,  seitdem  sie 
mit  einer  entsprechenden  aligemeinen  Theorie  der  Körperschaften  in  Ver- 
bindung gebracht  wurde.  So  zum  Theil  schon  bei  Sdimitthmnfr,  Zwölf 
Bflcher  vom  Staat,  Bd.  I  (1839)  S.  298  ff.,  634  ff.,  Bd.  III  (1845)  S.  252  ff.  — 
Dann  durch  BkmtsdtU;  vgl.  Krit.  V.  J.  Sehr.  I  (1859)  S.  pi  C  u.  481  ft 
u.  das  Allgemeine  Staatsrecht  (seit  1852).  —  In  gans  hervorragender 
Welse  ferner  durch  O.  Bähr,  Der  Rechtsstaat  (1864).  —  Nicht  minder 
durch  die  trefflichen  .Xusführungcn  von  /.  i:  Held,  Grund/.fige  des  allg. 
Suatsr.  (1868),  S.  79  fl'.  —  Hbenso  durch  H.  Schulir,  1-inl.  in  das  deut. 
Staatsr.  (1865  u.  1867).  —  Vgl.  jetzt  auch  G(um  in  Marquardscu's  Handb. 
I  (1881)  S.  25  ff.  u.  27  ff. 
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sophen'  aufgenommen  und  fortgebildet  worden.  Auch  liegt 
er  einzelnen  neueren  Theorien  der  juristischen  Person  trotz 
abweichender Fonnulirung  zu  Grunde*.  Unter  seinen  Gegnern 
aber  hat  mindestens  die  zuerst  von  der  Genossenschaftstheorie 

vollzogene  kritische  Vernichtung  des  alten  Begriffes  der  durch 
Fiktion  geschaiiciicn  Person  machtvoll  gewirkt.  Mittelbar 
verdanken  der  Genossenschaüsthcoric  alle  modernen  Theo- 
rien das  Dasein,  welche  die  l  ikiion  in  dieser  Lehre  über- 
liaupt  streichen»  mögen  sie  nun  die  blosse  formelle  Zusam- 
menfassung einer  Mehrheit  von  Subjekten  an  die  Stelle  setzen' 
oder  das  subjektlose  Zweckvermögen  einführen^.  Und  das 


>  Insoweit  die  Rechtsphilosophie  einer  organischen  Aulfassung  der 
Verbände  huldigte»  musste  sie  auch  dem  Gedanken  der  realen  Gesamnit- 
persönlichkeit  zugedrängt  werden,  wie  sich  dies  z.  B.  bei  Hi-gel  und  seinen 
Nachfolgern  (vgl.  namentlich  Göschrt,  Zerstreute  Blätter,  Th.  I,  Erfurt 
i8}2,  II  N.  9  S.  2}2— 2J9),  bei  Kraust,  Ahi,-tt$  w.  Röder  (Grundziige 
des  N*;uurrcchts  v.  i8}6  5  '7).  bei  Tremhltnhu).^  u.  A.  zeigt.  Erst  in 
neuerer  Zeit  aber  sind  derartige  phiiusophische  Koubiruktioiicn  der  Vcr- 
bandswesenheit  mit  der  geHutoten  rechtswissenschaftlichen  Theorie  der 
juristischen  Personen  in  engeren  Zusammenhang  getreten.  Vgl  bes.  Lassan^ 
Princip  u.  Zukunft  des  Völkerrechts  (1871),  S.  122^140;  System  der 
Rechtsphilosophie  (18S2)  %%  41  u.  5 1  ff.  —  Fr.  Vigliarolo,  Lc  persone 
giuridiche  consideratc  in  r>;  p  rto  alla  Filosofia  del  Dritto,  N'apoli  t88a  — 
Merkel,  Jurist.  Encyklopädic,  Berlin  u.  Leipz.  1885,  ^  186—189. 

*  So  den  Ausfülirungen  von  Britm  in  v.  Hoitietuhrfs  Encyklop. 
(4.  Aufl.)  S.  }ii  ff.,  wenngleich  hier  die  Personcngesamnnhcit  nicht  als 
wirkliche  Person  anerkannt  wird.  —  libcnso  der  Theorie  von  der 
Bcgriil  der  juristischen  Person  (  i.S-o),  obuolil  auch  er  dem  von  ihm  .ils 
reale  und  willcnsfähige  Einheit  anerkamuen  Verbandsganzen  hartnackig 
die  Persönlichkeit  versagt.  —  Auch  den  in  <ße  römische  Auffassung  ver- 
legten Vorstellungsfiormen  von  Ptrmce,  Labeo  (1875)  I  S.  26),  277  ff., 
und  Cotmy  «ur  Gesch.  des  röm.  Vereinsrechts  (187$)  S.  9  N.  22  u. 
S.  96  K  40. 

}  So  Salkm'ski,  Bemerkungen  zur  Lehre  von  den  juristischen  Per- 
sonen, Leipz.  i86j;  dagegen  bezeichnet  er  in  seinem  Lehrb.  der  lostitu* 
tionen  (1868)  §  59  die  juristische  Person  wieder  als  »ein  durch  die 
Staatsgewalt  erst  geschaffenes  Rechtssubjekt«. 

*  Brbti,  r.chrh.  der  Fand.,  i.  Aufl.  (i8)7),  S.  XI  u.  S.  979  ff.; 
3.  Aufl.  (i8i^)),  S.  22  }  ff.  —  Dfmelitis,  Jahrb.  t.  Dogm.  Bd.  IV  (1861) 
S.  11}  ff.  —  Bekker,  Jahrb.  des  gem.  Deut.  Rechts  ßd.  I  (1857)  S.  296  ff.; 
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Gleiche  gilt  von  den  zahlreichen  Theorien»  welche  die  Fiktion 
zwar  festhalten,  dieselbe  aber  dergestalt  umdeuten,  dass  sie 
ihren  kreativen  Charakter  verliert  und  nur  noch  als  tech- 
nischer Xoihhchcll  hi^cntlmm  reeller  Personen  vermit- 
telt'  oder  die  Subjccilosigkcit  eines  Vermögens  verdeckt' 
oder  endlich  einer  unpersönlichen  Realiüi  zum  geeigneten 
Ausdruck  verhilft  ^   Wenn  trotzdem  noch  immer  die  alte 


Z.  f.  H.  R.  Bd.  IV  (1861)  S.  499  rt.;  Jahrb.  f.  Dogm.,  Bd.  XII  (1873) 
S.  1  ff.  —  Im  Wesentlidifiii  audi,  obwohl  mit  Beibehaltung  des  Namens 
der  Person,  Füti»^,  Krit  V.  J.  Sehr.  I  (1859)  &  S^}  ^• 

'  \*or  Allem  die  Theorie  x-.  Jhering's,  nach  welcher  wahres  Sub- 
jekt die  einzelnen  Destinatare  sind,  während  die  juristische  Person  nur 
als  ihr  durch  einen  Kunstgriff  der  juristischen  Technik  geschafTcner  mecha- 
nischer Rechtstr.ii;cr  kini^Mrt;  Geist  des  röm.  R.  III,  i  S.  216  iT.,  525, 
ff.,  566  ff.;  Zweck  im  Recht  I  S.  454  11.  S>i-  —  Auch  gehört  hier- 
her die  Theorie  von  SerimiU,  Associaiions  et  corporaiions,  Genevc  1877 
wcmadi  das  wahre  Subjekt  die  jedesmaligen  Verwalter  sind. 

*  So  die  Theorie  der  »Persooearollea,  welche  dem  Vermögen  kraft 
einer  Fiktion  zugetheilt  wird;  Bihhu,  Rechtssubjekt  u.  PersonenroUe 
(Weimar  1871),  Arch.  f.  dv.  Pr.  Bd.  $6  S.  ff.,  Mecklenb.  Landr. 
II  S  79,  149  ff.,  III  §  iS4ff.;  Raiulii,  Archiv  f.  Wechseln  Bd.  15  (1866) 
S.  I  ff.  u.  537  ff.,  besonders  aber:  Der  Besitz  mit  Riiischluss  der  Besitzklagen 
(  V  Aufl.  1879)  *"  12  N*.  i^.  —  Fbenso  die  Theorie  ll'iuihrhcül's,  wonach  kralt 
einer  I-iktion  eine  »Personitikationc  des  Zweckes  ertolgt,  um  den  bei  dem 
tiefen  Zuge  der  Men^chennaiur  zur  Persönlichkeit  schwer  ertr.iglichen 
.Mangel  eines  wirklichen  Subjektes  zu  verdecken;  Krii.  Überschau  lid.  I 
(i8s5)  S.  181  ff.,  Bd.  VI  (1859)  S.  219 ff.,  Fand.  S  49  u.  $7 ff.  —  Vgl 
auch  die  Theorie  des  personificirten  Zweckes  bd  Barmt  Pand.  4.  Aufl. 
(1882),  $  29— )0,  sowie  die  zwischen  »Personenrolle«  u.  »Personifikation« 
an^bltch  vermittelnde,  jedoch  vieifacli  unklare  Theorie  von  Schiffner, 
Systemat.  Lchrb.  des  österr.  allg.  Civilr.  I  (Wien  1882)  S  55  58—59. 

'  So  die  Theorie  von  Arndts,  Krit.  V.  J.  Sehr.  I  (1859)  S.  9}  ff.. 
Zeitschr.  f.  d.  Privatr.  u.  öff.  R.  der  Gegenw.  I  S.  496  ff.,  die  Lehre  von 
Jeu  Vermächtnissen  Bd.  I  C1869)  S.  41^  H..  Fand.  2 }  u.  4I  ff.  —  Ebenso 
anscheinend  Vn^er,  Krit.  Uberscli.  a.  a.  ü.,  walirciid  er  Österr.  Privatr. 
1  5  42  iMKh  sagt:  »die  Schöpfung  einer  juristischen  Person  ist  dne 
Schöpfung  aus  dem  Nichts«  (S.  316).  —  Vgl  auch  Söcking,  Pandekten 
($.  Aufl.  1861)  $  )0  u.  62;  Rdm.  Privatr.  (2.  Aull  1862)  $  12  u.  24.  — 
Seufert,  Lefarbucli  des  prakt.  Pandektenrechts  fj.  Aufl.  i8j2)  §  Ji.  — 
Neuerdings  auch  Ehretiberg,  beschränkte  Haftung  des  Schuldners  (1880) 
S.  4SOff.;  anders  noch  KriL  V.  J.  Sehr  Bd.  21  (1879)  S.  167  ff. 
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Vorstellung  des  durch  Fiktion  geschaffenen  künstlichen  Rechts- 
subjektes solchem  Ansturm  nicht  erlegen  ist*,  so  verdankt 
sie  dies  weniger  ihrer  inneren  Stärke,  als  dem  Behammgs- 
vermögen  alles  geschichtlich  Gewordenen*. 

Aus  jenem  Gi Liuwl^^cu.inken  ist  alles  Ein~elfte  entflossen, 
was  die  Genossenschattstheorie  über  Körperschaften  lehrte 
und  lehrt. 

Unmittelbar  ergaben  sich  aus  ihm  zuvörderst  die  gewöhn- 
lich als  Kriterium  der  Genossenschaftstheorie  allein  hervor- 
gehobenen Aufstellungen  über  die  mögliche  Ferbindung  von 
Einbiitsrecbt  und  Fielheitsrecbi  in  der  Gesammtheit.  Denn 

*  Die  von  der  Genossenschaftstheoric  bekämpfte  Auffassung,  welche 
einst  unbestritten  herrschte,  fand  ihren  klassischen  Ausdruck  bei  Kieriäff^ 
Theorie  des  gem.  (2ivilr.  (1839)  S.  129  ff.,  v.  Sai-ii^iiy,  Svstcm  II  (1840) 
S.  2J5  ff.  und  Puchta  in  IVciske's  Rechtsle\ik(Mi  III  S.  6i  tT.,  sowie  Inst. 
5  190,  Pand.  5  2)  ff.,  Vöries.  §  25  ff.;  man  vgl.  aber  .luca  Muhlmhruci\ 
rechtliche  fieunheilungdesStädelschenBeerbungsfallcs,  Halle  1828,  S.  69  ff., 
Doctrina  paadectonim  (ed.  IV  1838)  5  196  sq.,  Lehrb.  der  lastitotioneo 
(2.  Attfl.  1847)  S  49;  V'  V«^f9w,  Pand.  (7.  Aufl.  186)  ff.)  I  Amn.  xu 
§  SS  u.'6o;  Sinttttis,  das  prakt.  gem.  Civilr.  (}.  Aufl.  1868)  I  §  ij;  lY^fir, 
die  Lehre  von  den  jurisi.  Personen  nach  gem.  u.  württemb.  R..  Tübingen 
1847;  RtySi-htT,  W'ürtt.  Privatr.  (2.  Aufl.  18  }6)  §  94:  r.  SchfurJ,  Inst. 
(5.  Aufl.  1857)  '  40:  f.  Hahu,  die  materielle  Übereinstimmung  der  röm. 
u.  gerni.m.  Rechtsprinc.  (Jena  !8$6)  S.  ^72  u.  ?8s  N.  6v.  Völler,  7.  f.  H.  R. 
Bd.  4  (i86i)  S.  282  ff.;  ^a/At^a-Uv  (oben S. 6N.  3);  IVaUer,  Deui.  Privatr. 
5  83  ff.  —  In  neuerer  Zeit  haben  die  reine  Lehre  von  der  persona  Acta 
namentlich  folgende  Schriftsteller  aufrecht  erhalten:  v.  Gerher,  Deut. 
Privatr.  S  49  (bes.  N.  i)  u.  GrundxQge  des  Deut.  Staatsr.  ().  Aufl.  1880) 
S.  235  ffl  (jedoch  mit  einer  wesentlichen  Einschränkung  f&r  die  Persön- 
lichkeit des  Staats);  Lahand,  Z.  f.  H.  R.  Bd.  7  S.  181  ff.  und  im  Staats- 
recht  des  Deutschen  Reiches  (vgl.  meinen  Aufsatz  im  Jalirb.  f.  Gesetzg., 
Ven\'alt.  u.  Volkswirthsch.  VII.  4  S.  29  H.);  77;ö/,  Handelsr.  3  (wie 
Volksrecln  S.  40  tV.);  Rt  iuiud,  Recht  der  Aktiengcs.  S.  150  ff.:  Birrlin'^, 
Kritik  der  juristischen  Grundbegriffe,  Bd.  II  (1H85)  S.  84  ff.;  r.  Roth,  Deut. 
Privatr.  §  71  ff.  (wie  schon  Kurhess.  Privatr.  ^  67  ff.  u.  Bayr.  CivUr. 
S  52  ff.),  der  sogar  behauptet,  dass  das  lingirte  Rechtssubjekt  rwar  in  der 
Regel  eine  sichtbare  Unterlage»  manchmal  jedoch  auch  nur  ein  gedachtes 
Substrat  habe,  und  dass  dies  Letztere  beim  Staat,  der  Kirche,  den  Uni> 
versitäten  und  SchuJanstalten  der  Fall  sei  (!) 

*  \'gl.  die  treffende  Bemerkung  von  Bülow»  Ctvilprocessualischc 
Fiktionen  u.  Waiirheiten,  Tüb.  1879,  S.  9—10. 
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sobald  statt  des  Nebeneinander  künstlicher  und  natürlicher 
Individuen  das  Ineinander  von  gemeinheitlicher  und  glied- 
iicher  Existenz  zum  Princip  des  Körperschaftsrechtes  erhoben 
wurde,  musste  sich  die  Einzwängung  der  im  Verbandsleben 
wurzelnden  Rechtsverhältnisse  in  die  Kategorien  des  Indi- 
vidualrechts als  unzureichend  erweisen.  Es  musste  eine  Fülle 
neuer  lebendiger  Rechtsbegriffe  auftauchen,  unter  denen  der 
Begriff  eines  körperschaftlichen  Gesammteigenthiinis  und 
sonstiger  das  Einheitsrecht  des  Verbandes  durch  Soiidcr- 
recluc  der  Glieder  einschränkender  Vermögensgemeinschatten 
vor  Allem  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  zog. 

Allein  die  veränderte  Auffassung  des  Wesens  der  Körper- 
schaftspersönlichkeit  trug  weit  über  die  Analyse  eigenthüm- 
licher  genossenschaftlicher  Vermögensverhältnisse  hinaus. 
Sie  drängte  zu  einer  neuen  Lehre  von  der  Enisidtuffg  und 
Beendigung  der  Körperschaften ;  sie  führte  zu  einer  Revision 
der  Sätze  über  den  Umfang  der  korporativen  Recht sj ähigheit ; 
sie  trieb  zur  Bejahung  der  von  den  Gegnern  hartnäckig  be- 
strittenen Willens-  und  Hatuiiun^sjähi^kcit  der  Gemeinheiten. 
Von  hier  aus  ergab  sich  alsbald  eine  Umwälzung  in  der 
juristischen  Konstruktion  aller  körperschaftlichen  Lebensver- 
hältnisse und  Lebensvorgänge.  Die  Begriffe  der  Mitgliedschaft, 
des  Organs,  der  Funktion,  der  Verfassung  u.  s.  w.  entfalteten 
sich  in  ihrer  eigenartigen  rechtlichen  Bedeutung.  Die  Fülle 
der  Einzel-  und  Kollektivhandlungen,  in  denen  das  Leben 
einer  Gemeinheit  sich  offenban,  konnten  auf  ihr  einheitliches 
Centrum  bezogen  und  su  neu  i^curJnci  und  gedeutet  werden. 
Und  durchweg  verschoben  sich  die  Anschauungen  über  das 
Verhältniss  zwischen  engeren  und  weiteren  Verbänden  und 
insbesondere  zwischen  Körperschaft  und  Staat. 

Endlich  wurde  es  klar,  dass,  wo  immer  in  einer  Gemein- 
schaft eine  den  Gliedern  gegenüber  selbständige  Persönlich- 
keit des  Ganzen  anerkannt  ist,  überhaupt  ein  Rechtssystetn 
höherer  Ordnung  anhebt,  an  welches  das  System  der  indivi- 
dualistischen Rechtsbeziehungen  nicht  heranreicht.  Dem  /w- 
du  läuüii  achi  trat  das  Gcnossenschajtsrecht  mit  dem  Anspruch 
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auf  autonom«  BegriiTsbildung  gegenüber*.  Hiennh  aber  er- 
öffnete sich  eine  unennessliche  Perspektive.  Denn  das  Ge- 
nossenschaftsrecht empfing  nun  die  Aufgabe,  die  rechtlichen 

Grundvcrh^iir.ibbc  darzulegen,  jus  welchen  in  der  Welt  der 
(jcmcinwcscn  bis  aufwärts  zum  Staate  sich  die  Rechtsord- 
nung des  Gemeinlebens  aufbaut.  Es  erweiterte  sich  zu  einem 
Socialrecht,  als  dessen  Gipfel  das  Staatsrecht  erschien.  Und 
wenn  überall  im  Bereiche  der  Gesellschaft  wie  der  Natur 
das  Verständniss  der  vollkommensten  und  verwickeltsten 
Organbmen  durch  das  Studium  der  niederen  und  einfacheren 
Organismen  geförden  worden  ist,  so  wird  auch  die  Hoff- 
nung sich  erfbUen,  dass  die  Genossenschaftstheorie  durch 
das  von  ihr  eingeschlagene  Verfahren  klärend  und  befruch- 
tend aui  Ja^  Staatsrecht  einwirke'. 

Doch  wir  wenden  den  Bliek  von  dieser  Höhe,  auf  wel- 
cher sich  das  Kurperschaftsrccht  zum  Staatsrecht  steigert, 
in  die  Niederungen  des  Privairechts  zurück,  wo  zuerst  das 
Genossenschaftsrecht  sich  vom  Individualrecht  ablöst.  Gerade 
hier  vermochte  die  Genossenschaitstheorie  ursprünglich  die 
sichere  Grenzbestimmung  nicht  zu  finden.  Seitdem  sie  aber 
den  nochwendigen  Einschnitt  vollzogen  hatte,  wahrte  sie 
doch  den  nunmehr  in  das  Individualrecht  verwiesenen  Ge- 
bilden des  an  das  Genossenschaftsrecht  grenzenden  Gebietes 
dadurch  ihren  eigenthiimlichen  Rechtscharakter,  dass  sie  sich 
durch  eine  über  das  römische  Gedankensystem  hinausschrei- 
tende moderne  Gmeinscbafts  -  und  Gesellschajtstheorie  er- 
gänzte ^  Auch  zu  diesem  unentbehrlichen  Komplement  der 

'  Diesen  Gedanken  hat  zuerst  klar  ausgesprochen  und  in  seiner 
Tragweite  gewArdigt  O.  ßähr,  der  Rechtsstaat  (1864);  vgl.  auch  dessen 
kurze  Rekapitulation  in  »Urthefle  des  Reichsgerichts  mit  Besprechungen«, 
München  u.  Leipzig  1885,  S.  18—20. 

'  Vgl.  in  dieser  Hinsicht  meine  Aufsätze  über  die  GrundbegrifTe 
des  Staatsrechts  und  die  neuesten  StantsrechtsiJieorien,  Tübingen  1874 
i  'A.  f.  St.iatswiss.  H.  i  u.  2),  und  über  Laband's  Staatsrecht  u.  die  Deutsche 
Rechtswissenschaft  (Jahrb.  f.  Geseizg.,  Verwali.  u.  Volkswirthsch.  VII, 
4  S.  1  ff.). 

'  Den  Grund  hiertu  legte  Besehr  System  5  70  schon  in  der  ersten 
Aufl.  (1B47).  Unter  den  Romanisten  hat  namentlich  Kuntif,  Z.  f.  H.  R. 
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Genossenschaftstheorie  lieferte  das  germanische  Recht  in  der 
Fülle  seiner  uralten  und  doch  ewig  jungen  Gedanken,  ins^ 
besondere  in  dem  Begriff  der  gesammten  Hand,  die  Bau* 
steine.   Und  wieder  zeigt  ein  Blick  auf  Wissenschaft  und 

I.Lidi,  da.sr>  uic  L;LTiiMnistische  Theorie  auch  in  dieser  Rich- 
tuni: niviiit  nur  mehr  und  mehr  an  Boden  gewonnen  hat, 
sondern  selbst  von  iliren  Gegnern  in  vielen  Punkten  der 
Sache  nach  angenommen  ist.  Freilich  wird  immer  noch  bei 
der  ehehchen  Gütergemeinschaft  mit  dem  römischen  Begriff 
des  condominium  und  bei  der  offenen  Handelsgesellschaft 
mit  dem  römischen  Begriff  der  socieus  operin.  Aber,  in 
den  »Modifikationen«,  die  man  zugesteht,  kommt  oft  un- 
vermerkt die  als  unmöglich  verworfene  germanistischeXheorie 
zum  Durchbruch ! 

Am  spatesteil  wurde  die  Genossenschaftsthet)rie  der  Thal- 
sache gerecht,  d:iss  mit  der  Kategorie  der  Körperschaften 
die  Sociaigebilde,  welche  als  reale  Verbandspersonen  aus  dem 
Individualrecht  herauszutreten  vermögen,  nicht  erschöpft  sind. 
Sie  liess  es  för  die  Stiftungen  in  der  Hauptsache  bei  der 
hergebrachten  Auffassung  bewenden  und  versäumte  die  Auf- 
stellung eines  allgemeinen  Begriffes,  aus  welchem  die  Per- 
sönlichkeit der  Stiftungen  ohne  Zuhülfenahme  der  Fiktion 
verständlich  werden  konnte.  Die  Genossenschaftstheorie  be- 
J.irt  ui  dieser  Riehiuu^  der  Lrgänzung  durch  eine  AnstaltS' 
*^eorif.  Den  Körperschaften  müssen  die  Anstalten  als  eine 
zweite  Hauptgattung  socialer  X'erbandseinheiten  zur  Seite 
gestellt  werden '.  Geschichtlich  und  dogmatisch  müssen  die 
anstaltÜchen  Einheiten  in  ihrem  selbständigen  Wesen  ge- 


Bd.  4  (1861)  S.  207  tr.,  umer  den  Gegnern  der  Genossenschaftstheorie 
SloMr,  2:  L  RecbtsgesdL  Bd.  4  (1864)  S.  485  ff.,  Handb.  U  $  St-Sa 
o.  IV  5  ^)9^  ^'i*^  Theorie  gefördert.  Vgl.  auch  KaUer,  gesammelte  Ab* 
buKlhmgcD  (x88}>  S.  421  £;  mein  Genossenschaftsrecbt  II  $  }6. 

*  Auch  hier  hat  B«$ikr  System  S  ^  zuerst  den  richtigen  Weg 
Kcxdgt.  Doch  entbehrt  bei  ihm  der  Begriff  der  »Anstalt«  nodi  der  er- 
torderJicben  Vcrknfiplung  mit  dem  höheren  Begriff  des  menschlichen 
VcrteiKks. 
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würdigt  und  als  reale  Willensträger  aufgezeigt  werden,  welche 
zu  eigner  Rechtssubjektivität  befähigt  sind  \  Die  Stiftungen 
stellen  sich  dann  von  selbst  als  eine  besondere  Form  der 
Anstalten  heraus*  und  empfangen  als  organisine  Menschen- 
verbände mit  einheitlichem  Verbandswillen  den  beseelten 
Leib,  dem  eine  wahre  Rechtspersönlichkeit  beigelegt 
werden  kann  -,  wie  sie  nimmermehr  weder  einem  blos- 

'  Vgl  meta  Genossensdiafbrccht  II  $  37. 
«  So  charakterisin  sie  auch  BeseJtr  a.  a.  O.  $66  III  u.  $  72.  Vgl. 
ferner  üt^er,  österr.  Privatr.  I  $  44  (anders  freiUdi  Krit.  Überschau 

Bd.  6  S.  159);  Stobbe,  H.indb.  5  49  u.  62;  IVächtfr,  Fand.  §  j8.  —  Da- 
gegen stellen  Roth,  Bayr.  Civilr.  §  54  u.  Deut.  Privatr.  §  71,  IViud- 
scheid,  Paiid.  ^  $7,  Derrfhnr^,  Pnnd.  ^  59  die  »Stiftungen«  den  »An- 
Sialtenti  als  eine  besondere  Gattung  von  juristischen  Personen  gegenüber. 
Wenn  jedoch  IViihlschfid  hieriür  anfülirt,  dass  eine  Siiüung  mit  einer 
Anstah  zwar  üU,  aber  niclu  immer  verbunden  sei,  so  schsvebi  ihm  ein 
cu  enger  Begriflt  von  »Anstalt«  vor.  Denn  für  diesen  Begriff  ist  ein  In- 
begriff äusserer  Einrichtungen,  welche  dauernd  der  Verwirklichung  eines 
Zweckes  dienen,  wie  ein  Hospiul,  ein  Gebäudekomplex  mit  Inventar 
u.  s.  w.,  keineswegs  wesentlich.  Vielmdir  ist  dasjenige  Moment,  durch 
welches  die  Anstalt  zum  Willensträger  geeignet  wird,  ausschliesslich  in 
der  Organisation  enthalten,  kraft  welcher  menschliche  Thdtigkeit  fort  \u^S 
fort  in  den  Dienst  jenes  Zweckes  gestellt  w  ird.  Die  Anstalt  Übt  nur 
durch  Menschen.  Dieses  Moniciit  von  \'erbandsorganisation  aber  fehlt 
bei  keiner  Stiftung:  auch  du:>  einfachste  Stipendiuni  bedarf  einer  Verfas- 
sung, welche  Menschen  in  bestimmter  Richtung  bindet  und  cu  Hand- 
lungen bew^. 

>  Vgl.  mein  Genossenschaftsrecht  II  S.  72  u.  962  ff.  —  Es  ist 
daher  eine  zu  spiritualistische  Fassung,  welche  Förster  IV  $  285,  Zitelmanit 
a.  a.  O.  S.  72  ff.,  Stobbe  5  62  u.  aucli  schon  Seuffert  a.  a.  O.  5  )0  5 
einem  richtigen  Gedanken  geben,  wenn  sie  den  fortherrschenden  ^'iUeti 
des  Stifters  ohne  weiteren  Zusatz  als  Subjekt  des  Stiftungsverniögens  be- 
zeichnen. Nur  ein  i  t-rkoifurtcr  Wille  ist  hier  wie  überall  /um  Rechts- 
subjekt geeignet:  der  Wille  des  Stifters  bliebe  trotz  aller  Anerkemiung 
seitens  der  Rechtsordnung  todt  und  machtlos,  wenn  er  sich  nicht  einen 
lebendigen  Anstaltskörpcr  erschaffen  hätte,  in  welchem  er  sich  pcrpetuirt. 
Bei  2SÜimann  hängt  diese  Auffassung  der  Stiftungen  mit  seiner  Gesammt> 
auflassung  der  juristischen  Personen  zusammen:  er  sieht  auch  die  Körper- 
schaften als  »unleiblichc  Willen«  an  und  vergisst,  dass.  wahrend  der  Wille 
auch  in  der  I-in/elperson  etwas  Unkörperliches  ist,  der  Gemeinwille  so 
wenig  wie  der  ludividuaiwille  ohne  einen  leibhchen  Träger  zu  konkreter 
Wirklichkeit  gelangt,  vielmehr  einen  wahren  und  zwar  nicht  in  seiner 
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scn  Zweck  noch  einem  todteo  Vermögen  sich  anscbaifen 
lisst*. 

Es  wäre  eine  des  Tages»  zu  dessen  Feier  hier  die  Feder 
angesetzt  wird,  würdige  Aufgabe,  den  gegenwärtigen  Stand 


Totalität,  wolil  aber  in  seinen  Hcsiandtheilen  siclitbnrcn  Körper  in  dem 
von  ihm  beseelten  Menscbenverein  besitzt.  Eine  derartige  Losreissung  der 
socblen  WiDensendiehen  von  den  Menschen,  in  denen  sie  Aossdifiesstich 
leben  und  wirken,  föbit  nothwendtg,  wenn  sie  sich  nicht  ins  Mystische 
verliert  (wie  bei  Btuiüsd^  $  4$),  zur  Fiiction  mrQcb.  So  erkU^  auch 
Förster,  der  f&f  die  Korporationen  alle  Fiktionen  verwirft,  die  Stiftungen 
(ar  fingirte  Personen,  weil  der  Wille  des  Stifters  als  fortlebend  fingirt 
werde.  Und  doch  ist  die  Uebcrflfissigkeit  der  von  Förster  behaupteten 
»Fiktion  der  Fortwirkung  des  W  illens  eines  Verstorbenen«  leicht  einzu- 
sehen. Denn  diese  Fortwirkung  ist  eine  täj.'lich  zu  beob.Klueiide  That- 
sache  der  Wirklichkeit.  Nur  lelut  uns  die  Hriahrung  aiicrdings  niemals 
tnascendeiite  Einwirkungen  der  Willen  Verstorbener,  sondern  immer  nur 
deren  Fortwirkung  durch  Bestimmung  der  Willen  lebender  Menschen  1 

'  Die  Personifikation  des  Zwecks  wird  z.  B.  von  Savigny  II  S.  244 
N.  b  und  PudUi,  Inst.  %  191,  Fand.  o.  Vöries.  $  27  angenommen; 
ähnlich  ^alUr  5  8$  (die  der  Stiftung  innewohnende  Idee  sei  das  Rechts- 
»bjekt);  Gerkar,  Jahrb.  f.  Dogm.  I  $49.  Dagegen  erheben  das  \'cr 
mögen  selbst  zum  Subjekt:  Mtü}lenhruch,  rechtl.  Beurth.  S.  78  (obwohl 
er  S,  74 — 75  die  auf  Privatstiftunp  beruhende  »Anstalt«  oder  das  »In- 
bUtut»«  für  das  eigentliche  Subjekt  erklärt);  Hocking,  Lehrb.  §  62,  röm. 
Privatr.  5  24;  Renaud,  P.  R.  €  5^'  ^rntils,  P.ind.  §  41,  Vermächin. 
S.  48;  Roth,  Jahrb.  f.  Dogm.  1  S.  203,  Deui.  P.  S  73;  iVindscheid, 
J  57,  3  (doch  »kookurrirt«  nadi  ihm,  wenn  eine  Anstalt  da  ist,  »mit  der 
Persottifidrang  des  Vermögens  die  Personificining  der  Anstalt«);  früher 
ancfa  Sutbi  (i.  Aufl.  5  63  N.  it).  Im  Resultat  kommt  die  Theorie  des 
Zu^ckvermögens  auf  dasselbe  hinaus  (oben  S.  6  N.  4) ;  ihr  huldigt  für 
SiitTungen  auch  Bruns  a.a.O.  S.  415  u.  (trotz  mancher  Umschreibungen) 
bol-f  a.  a.  O.  S.  186—197.  ~  ^ö''  Rechtssubjektivität  des  Zweckes 
hat  sich  das  O.  A.  d.  Wiesbaden  in  einem  Hrk.  v,  ^i.  Mni  1861  (Seuff 
Bd.  lü  N.  4)  ausgesprochen.  Als  ein  »Vermögen«,  das  »mit  Fiktion 
«dbständigcr  juristischer  Persönlichkeh  bekleidet«  ist,  wird  die  Stiftung 
an^cfasst  von  Oberst  Landesg.  f.  Bayern  in  einem  Erk.  v.  $.  Mai  1879 
(Scnfil  Bd.  N.  9};  doch  bt  auch  von  der  a Anstak«  als  Rechtssub- 
|ekt  die  Rede>  Dagegen  hat  das  Reichsger.  in  dem  Erk.  v.  27.  Juni  188t 
fEntsch.  in  C.  S.  V  N.  $7  S.  i$8— 146,  Seuff.  Bd.  57  N.  6),  ohne 
sich  positiv  zu  äussern,  jedenfalls  die  .Ansicht  für  unbegründet  erklärt, 
dass  dj?  Stifrun^'<.vermngen  selbst  das  Subjekt  sei :  es  weist  mit  Recht 
mi  dk  Umutürhchkcit  dieser  Ansicht  lün,  nach  welcher  eine  Stiftung 
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der  von  der  Genossenschaftstheorie  ausgegangenen  Bewegung 
allseitig  darzulegen  und  kritisch  zu  beleuchten.  Allein  die 
obigen  Andeutungen  machen  die  UnausfÜhrbarkeit  eines 
solchen  Planes  im  Rahmen  einer  Gelegenheitsschrift  hin- 
länglich klar.  So  mag  es  denn  versuttet  sein,  hier  einige 
aus  dem  Zusammenhange  einer  deranigen  Umschau  heraus- 
gcgrilicnc  Ein:;^clbilder  vorzuführen. 

Den  Gegenstand  der  nachfolgenden  Erörterungen  soll 
die  Untersuchung  bilden,  wie  sich  die  fieueste  deutsche  Recht- 
sprechung zu  gewissen  brennenden  Fragen  des  Körperschafts- 
rechtes gestellt  hat.  Seitdem  durch  die  Gründung  des  Reichs- 
gerichtes die  Einheit  der  deutschen  Rechtsprechung  in  er- 
heblichem Umfange  gefördert  ist,  liegt  der  Wissenschaft 
nicht  nur  in  erhöhtem  Maße  die  Pflicht  ob,  die  Entwick- 
lung der  Praxis  zu  beachten  und  zu  würdigen,  sondern  es 
ist  auch  für  jede  derartige  Betrachtung  der  feste  Mittelpunkt 
gegeben.  Wir  werden  daher  vorzugsweise  an  die  Entschei- 
dungen des  Reiclisgerichts  anknüpfen  und  nur  zur  Ergän- 
zung die  sonstige  gleichzeitige  und  ältere  Rechtsprechung 
heranziehen.  Doch  werden  wir  zum  Theil  nicht  umhin 
können,  durch  eine  Klarlegung  des  theoretischen  Standes 
der  einzelnen  Lehren  und  durch  Hinweise  auf  die  Lage  der 
Gesetzgebung  den  Boden  zu  ebnen. 

nie  entstehen  könnte,  da  das  Vermögen  sich  nicht  selbst  erwerben  kann; 
und  es  verwirft  die  Konsequenzen,  die  sich  aus  der  Idee  der  Vermögens- 

personifikation  für  den  Streitfall  ergeben  hätten,  in  welchem  eine  Stiftung 
unter  Lebenden,  welche  nicht  als  grosse  Schenkung  gerichtlich  insinuirt 
war,  nur  bis  /.um  Betrage  von  500  solidi  aufrechterhalten,  hinsichtlich 
des  Mehrbetrages  für  nichtig  erachtet  wurde. 
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Kapitel  I. 

Die  Entstehung  der  Körperschaften. 

Der  Stand  der  Frage« 


t:l  :  den  Fragen,  welche  die  germanistische  Genossen- 
schaftstheorie  in  Fluss  brachte,  nimmt  die  Frage 
nach  dem  Bfordemiss  staatlicher  Mitwirkung  bei  der 


Entstehung  juristischer  Personen  einen  hervorragenden  Platz 
ein  V    Die  Genossenschaftstheorie  wandte  sich  theoretisch 

ge^cn  die  von  der  ruiiianistisclicn  Korporationstbcoric  in 
immer  schärferer  Zuspitzung  ausgebildete  Lehre^  dass  die 
Begrüadung  der  Persönlichkeit  eines  Vereins  nur  durch  einen 


>  AUerdings  ist  die  Frage  vtel  älter  und  wurde  insbesondere  tür 
Stiftungen  aus  Anlass  des  StädeFsdien  Falles  in  zahlrdcfaen  Schriften 
erflitert;  vgL  dieselbe  bei  AßlMutbrucb,  rechtl.  Benrth.  <i8a8)  und  in 

Kommentar  Bd.  40  (1838)  S.  ifS.  Allein  auch  diejenigen  Juristen, 
welche  das  Hrfordcniiss  besonderer  staatlicher  Verleihung  der  juristischen 
Persönlichkeit  bei  Stiftungen  in  Abrede  stellten,  wagten  einerseits  nicht, 
dies  aut  Korporationen  auszudehnen,  und  machten  andrerseits  keinen 
Versuch,  ihre  Ansicht  auf  eine  veränderte  principieUe  Auffassung  der 
juristischen  Personen  zu  gründen;  vgl.  z.  B.  die  UnhcUc  des  Frankfurter 
Stadtgerichts  und  der  Bonner  Juristenfiieuliilt,  die  Heidelberger,  Münchener, 
Leipziger  und  BerKner  Gutachten,  die  Schriften  von  v,  DroOe  (Bonn 
IT.  5.  ZoiAariA  (Heidelb.  Jahrb.)  und  WtnA  (Ups.  1827)»  sowie  NarAtg, 
die  Gültigkeit  der  Erbeseinseuung  einer  zu  errichtenden  milden  Stiftung 
(1855),  und  Puchta,  Krit  Jahrb.  VIII  (1840)  S.  705  ff.,  Fand.  J  28.  (Die 
Unterscheidung  von  persona  moralls  inid  persona  juridica,  welche  nach 
Siühlntbrucb,  rechtl.  Heurth.  S.  115  — 122,  der  Theologe  Paulus  in  seiner 
Schrift  über  den  Stadei'schen  Fall  machte,  konnte  den  Juristen  keine 
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schöpferischen  Willcnsaki  des  Staates  ertolgen  könne.  Zu- 
gleich .ibcr  huldigte  sie  der  praktischen  Tendenz,  die  An- 
erkennung der  selbständigen  Persönlichkeit  aller  ihrem  that- 
sächlichen  Bestände  nach  hierzu  geeigneren  Verbände  durch» 
xusetzen  und  als  Korrelat  des  nu  hr  und  mehr  errungenen 
freien  Vereinigungsrechtes  das  Recht  freier  Körperschafts- 
bildung zu  erkämpfen. 

In  dem  hierdurch  entzündeten  Streit  haben  die  Gedanken 
der  germanistischen  Schuie  zwar  bisher  keinen  vollen  Sieg, 
wohl  aber  eine  Reihe  durchschlageiidcr  iiilul^c  aul/usvcisen. 

Zunächst  hat  in  ihcoi  ctischer  Hinsicht  die  alte  Streitfrage 
viel  von  ihrer  Schärfe  verloren.  Denn  selten  nur  noch  wird 
heute  die  einst  herrschende  Betrachtungsweise  festgehalten, 
für  welche  sich  aus  dem  Wesen  der  juristischen  Person  das 
Erforderniss  einer  speciiischen  staatlichen  Aktion  zu  deren 
Hervorbringung  als  logisches  Postultat  ergab Allerdings 


brauchbaren  Gesichtspunkte  liefern.)  Nur  C&r.  F.  Bvers^  v(m  der  testa- 
mentarischen Erbfähigkeit,  insbesondere  juristischer  Personen»  Gött.  1827, 
war  kühn  genu?,  nicht  nur  die  Korporationen  den  Stiftungen  gleichzu- 
stellen, sondern  .uicii  die  Prämisse  der  (ici^ner  anzugreifen,  dass  die 
juristisclif  Person  eine  bloss  fnigirie  Person  sei  ( S.  192  —  1^)6).  Damals 
erklarte  Mühltubnuh  a.  a.  O.  S.  dies  für  »unerhurtu.     Und  so 

treffend  die  Bemerkung  von  Svers  war,  die  moralische  Person  werde 
eben  «nicht  als  physische  Person»  sondern  nur  als  Person,  als  selbstfln- 
diges  Rechtssubjekt,  behandelt«,  so  gelangte  er  doch  noch  nicht  za  einer 
tieferen  Begründung  dieses  Satzes.  So  machten  denn  erst  die  Ausföh> 
rungen  Bcsr/er'St'Volksr,  und  Juristenr.  S.  169-180,  in  dieser  Lehre  wirk- 
lich Epoche. 

'  So  a.  B.  MüMettbrucht  Lehrb.  5  196—197,  rechtl.  Beurthdl.  S.  152  fT., 
160  rif..  Gläc^s  Komm.  Bd.  59  S.4i$ir..  Bd.  40  S.  >tf.;  z\  H^tiung-lt^m' 
heim  I  $104,  106;  Kierulff  S.  151  ff.  und  146  (der  Staat  pcrsonificirc 
nicht  Güter  oder  Vereine,  sondern  schaffe  ein  neues  Rcchtssubjckt  .ms 
dem  Nichts);  v.  Savigny  II  S.  275  ff.  (nur  der  Wille  der  höchsten  Cje- 
w.ih  könne  künstliche  Rechtssubjekte  schaffen);  liöckin^,  Lchrb.  j  }0  und 
65,  Grundriss  ^  55»  Röni.  Privatr.  ^  72;  Pfeifer,  jur.  Pers.  S.  j6  ff.  (es 
könne  nm  einem  geordneten  Staate«  unmöglich  den  Staatsgenossen  an- 
stehen, »Wesen,  die  an  sich  keine  Personen  sind,  «.  B.  Thicre,  oder  die 
gar  nur  in  der  Idee  eKistiren,  au  besonderen  Persönlichkeiten  au  stempdn«) 
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ist  die  Vorstellung,  als  verdanke  jede  juristische  Person  ihr 

Dasein  einem  besonderen  staatlichen  Zeiigun^sakte,  nicht 
völlig  verschwunden  '  und  erhält  sich  in  ein/cIncn  I*olge- 
sätzen  soijar  mit  ausserordentlicher  Zähigkeit  \  Allein  im 
Ganzen  ptlegt  auch  da,  wo  die  Auliassung  der  Verbands- 
persönlichkeit als  eines  durch  Fiktion  gewonnenen  künst- 
lichen Rechtsträgers  am  sciirotfsten  vertreten  v^ird,  doch  nicht 
mehr  hieraus  der  Schluss  gezogen  zu  werden,  dass  eine  der- 
artige Unidichtung  des  Nichts  zu  Etwas  nur  auf  einer  schöpfe- 
rischen That  des  souveränen  Willens  beruhen  könne Viel- 
mehr wird  regelmässig  die  Fiktionstheorie  mir  noch  för  den 
Satz  verwerthet,  dass  es  einer  autoritären  Konstatirung  des 
\'orhandcnseins  der  Voraussetzungen  bedürfe,  an  welche  jene 
Hkiion  vom  Reciu  geknüpft  wird Entschiedener  noch 

und  S.  3  Iii.;  Vangiroii\  l-chrb.  6\.>  Anui.  (  weil  jcJc  juristische  Per- 
son üireni  innersten  Wesen  nach  unleugbar  eine  Fiktion  ist,  und  eine 
solclie  mit  rechtlichem  Effekt  natürlkb  nur  durch  die  Staatsgewalt  be- 
gröndet  werden  kannu);  7^/,  Volksrecht  S.  40ff. ;  Gengier,  Lehrb.(i85  {) 
I  S.  i$off,;  Maurenbrecher,  D,  P.  R.  §  i6o;  ff^alter,  §  84  N.  7-8; 
Reyteber,  Württ.  P.  R.  $  94;  Sintenis  a.  a.  O.  '  1 5  II. 

'  So  leitet  Kt'tiaudt  Aktienge».  (2.  AuH.)  S.  360  ff.  das  Erfordemiss 
der  Staat sgenchinigung  noch  aus  dem  )»We^en  der  juristischen  Person« 
her;  vgl.  Privatr,  5  j9-  Ebenso  Salkfw^l!,  hist.  >9  (oben  S.  6  N.  3), 
n-ichdeni  er  schon  in  der  Schrift  über  die  )ui  ist.  Per«;.  S.  19  tT.  u.  bes. 
S.  2')  ff.  diesen  Standpunkt  unter  sachlichem  Rückfall  in  die  I  iktions- 
t])coric  vertreten  hatte. 

*  So  kehrt  selbst  bei  Stobbe,  obwohl  er  die  juristischen  Personen 
als  »wirkliche  Rechtssubjekte«  und  »Wesen,  weiche  einen  Willen  besitzen«, 
ansieht,  die  wkeine  Schöpfung  des  Rechts  sind«  (a.  a.  O.  S.  579),  mehr- 
fach das  »civilistische«  Argument  für  das  Krfordernlss  der  Staatsgeneh- 
migung  wieder,  dass  nicht  der  private  Wille,  sondern  nur  der  Staatswille  ein 
neues  Rechtssubjekt  erschaffen  könne  (S.^i  5, 513).  Vgl. auch  untenS.21  \.  i. 

Diese  Konsequente  hat  zuerst  Pnchta  abgewiesen;  vgl.  Reclilslcx. 
Iii  S.  67  -68  u.  76—77,  Inst,  j  192,  Pand.  u.  Vöries.  ^  28. 

«  So  selbst  Roth  D.  P.  R.  $  72  N.  21  (wo  freilich  auch  noch  der 
\-erkchrtc  Satz  herangezogen  wird,  dass  odie  SteUung  der  juristischen 
Personen  eine  exceptionelle  ist«);  dagegen  knüpft  er  Kurhess.  P.  R.  $  67, 
84  u.  86,  Bayr.  C.  R.  j  52,  Siiftun^tn  S.  205  ff.  noch  an  das  Bedürfniss 
einer  '>künstlichen  Schdpfung«  des  tingirten  Subjektes  an.  -  Ebenso 
Gtrber  5  49  N.  6. 
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wird  meist  von  denjenigen  Schriftstellern,  welche  den  Be- 
helf der  Fiktion  fallen  lassen^  gleichwohl  aber  staatliche 
Mitwirkung  fordern,  der  letzteren  eine  blos  deklarative  Be- 
deutung beigelegt'.    Mehr  und  mehr  dringt  daher  die  Er- 

kenntniss  dui  ^ii,  dass  die  dem  Sr.i.ite  bei  der  Kntstehung  juris- 
tischer Pers<.)ncn  zugetlieilte  KoUe  unter  allen  Umstanden 
nicht  in  einem  specifischen  Berul  zur  F.rzcUL;un»»  dieser  Klasse 
von  Rcchtssubiekien  besteht,  sondern  aul  die  allgemeine 
Funktion  des  Staates  bei  der  Begründung  der  Rechtsordnung 
zurückzuführen  ist.  Man  verlangt  die  Anerkennung  durch 
den  Siaat^  weil  man  die  Anerkennung  durch  das  Recht  ver- 
langt, gleichzeitig  aber  in  diesem  Falle  besonders  hervor- 
heben zu  müssen  glaubt,  dass  im  Staate  als  Recht  nur  gelten 
kann,  was  der  Staat  als  Recht  igelten  lässt*.  In  diesem  Sinne 
räumt  man  nicht  nur  ein,  dass  die  besondere  Verleihung  der 
Korperscliaüsrechte  an  den  einzelnen  \'erein  durch  einen 
allgemeinen  Rechtssatz  ersetzt  werden  kann  \  sondern  man 
lässt  auch  die  ehemalige  Auffassung  solcher  Rechtssatze  als 
Generalverleihungen  von  Körperschaftsrechten  fallen,  rückt 
hier  wie  überall  die  Rechtsregel  in  die  ihr  gebührende  erste 
Stelle  und  erblickt  in  derselben  statt  eines  verallgemeinenen 
Privilegs  nur  einen  normalen  Fall  der  Ordnung  der  Rechts- 


'  So  /.  B.  Urims  A.  a.  O.  S.  \\  \.  -  fhl^t-  a.  a.  O.  S.  177  tf.  - 
Slohl'c  a.  a.  O.  S  )2  (vgl.  indcss  oben  S.  17  N.  2).  -  U'ihhUr,  Fand,  j  j4 
IV  B.  'l  \6  u.  ]s.  -  Vgl.  auch  Gr>h:lrr  (].  Aufl.)  §  26. 

'  Sehr  boiinvnit  hat  sich  in  diesem  Sinne  schon  PuchtA  a.  a.  O. 
ausgesprochen.  Vgl.  lerncr  Stobbc  a,  a.  O.  j  52  I;  IVächter  a.  a.  O.  ^  )6, 
auch  Jberingt  Gast  des  r.  R.  II  366  fi.,  HI  216  C  299,  }2),  342  if.,  Zweck 
im  K.  I  219  ff.,  297  ff.«  31  s  ff. 

>  Dies  lehne  auch  die  ältere  Theorie,  ordnete  aber  einen  solchen 
Rechtssatz  als  eine  Generalconcesston  oder  »Vorausertheilung«  dem  Ober- 
begriff der  »staatlichen  Verleihung  juristischer  Persönlichkeit«  unter  und 

behandelte  diese  X'erlciliunysform  zusamnien  mit  der  »stillschweigenden« 

Hrihcilung  von  Korporationsrechten  als  Surrogat  der  normalen  »aus- 
drückhchen«  Kon^^tituirunt^  des  Rechtssubjekts.  Vgl.  z.  B.  Mül)lenbruch, 
V,  Savigny,  Pjeijer,  Sinlenii  a.  a.  Ü. 
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Verhältnisse  durch  das  objektive  Recht '.  Insbesondere  vcr- 
schliesst  man  daher  ^ich  nicht  mehr  der  Einsicht,  dass  an 
sich  ein  Satz  des  Gewohnheitsrechtes  genau  so  gut  wie  ein 
Gesetz  befähigt  ist,  einem  Verbände  die  Geltung  als  Rechts* 
Subjekt  zu  verschaffen*.  Hier  aber  treffen  die  Vorkämpfer 
des  Erfordernisses  der  Staaisgenehmiguni,'  mit  ihren  Gegnern 
zu>ammen Denn  auch  diese  leugnen  nicln .  dass  eine 
jurisiisciie  Person  als  solche  nur  kraft  des  objektiven  Rechtes 

'  Schon  Pinhla  a.  a.  O.  erklärt  es  iür  Uic  Ucgcl,  dass  ein  Rechts- 
satz die  dazu  geeigneten  Thatbestinde  als  Personen  zu  behandeln  vor- 
schreibt, und  tordert  nur,  weil  es  nach  seiner  Ansicht  bei  den  nicht  zu 
den  öffentlichen  Anstalten  gehörigen  Vereinen  an  einem  solchen  Rechts* 
satz  fehlt,  hier  eine  »Koncession  der  Persönlichkeit«.  Vgl.  auch  Roth» 
Cerbrr,  Stchbe,  Wädacr  u-  Gengler  a.  a.  O. 

*  Vgl.  t.  B.  Weiske  a.  a.  O.  S,  171 ;  Reuaud,  P.  R.  5  $9,  A.  G. 
(2.  Aufl.)  S.  56t;  Salkoush'.  jur.  Pers.  S.M:  Pffi/fT  a.a.O.  S.  J7;  Siohhe 
S  $2  N.  12;  iVäcbter  $  58  IV  2. 

'  Zu  diesen  Gegnern  geliören  fast  Alle,  weiche  mit  der  Genossen- 
Schaftstheorie  die  Körperschaft  für  eine  reale  W't  crhcit  erachten,  die  sich 
an  sich  zum  Rechtssubjckt  eignet;  vgl,  bes.  lirsflcr,  Volksr,  S.  172  ff., 
Syst.  -j  67;  Schüla-  a.  .1.  O.  S.  246  rt..  252  ff.:  Ilhnit'^-hli,  Privatr.  j  54; 
Päprlr,  Z.  f.  D.  R.  Bd.  17  .S.  2^0  IT.:  Kufil:,  .  Kursus  ;*  411;  /{ilhi,  der 
Rechtsstaat  S.  28;  Diihtt,  Vernunlt  itn  Recht  S.  166  h.;  ZröMaUiki  j  21 
Anm.  a.S.  i}7--i}8,  ^  41  Anm.  d.  S.  284—28$:  Dernburg,  Pand.  65; 
Farster  IV  5  284»  —  Ebenso  aber  die  Anhänger  der  reinen  oder  modi- 
ficirten  Zweckvemiögenstheorie;  vgl.  Brin;^  a.  a.  O.  S.  106;  fT.  u.  1096  tH; 
Drmeliu> ,  Jahrb.  f.  Dogm.  IV  S.  1^,7-146:  l-'iiliui;  a.  n.  O.  S.  585  ff., 
die  rcchtl.  Verhaltn.  am  St.ultschio6$graben,  Halle  1866,  S.  80  ti.  —  ües- 
^leiclicn  die  Vertreter  der  Fiktion  einer  Personenrolle;  RiUilu,  \rch.  f. 
W  echseir.  Bd.  S.  17  ft.;  miau,  RechTs^nhj,  S.  26  IT.,  Meckl.  f.andr.  il 
S.  4}4fT.  —  Niehl  minder  aber  ni.inche  Scliri'tstellcr ,  welche  an  dem 
Btfgrirt  einer  (ingirtcn  Person  in  der  einen  oder  anderen  LniJeutung  fest- 
halten; vgl.  bes.  Arndts,  Pand.  ^  44  u.  46,  Vermlchtn.  S.  415  tV. ;  Uugfi; 
krit.  Übersch.  VI  S.  148  ff.  (während  er  im  Östcrr.  P.  R  I  S.  j  17  u.  ?  59  ff. 
noch  der  Koncessionstheorie  huldigt);  fVinäscbeid  $  60;  Baron»  Pand.  S  3 1 ; 
Schiffnfr  a.  a.  O.  §  6ä  —  Vgl.  ferner  Bidnnann,  H.  R.  *  5  > ;  Rrgelshfrgerf 
Z.  f.  Kirchcnr.  Bd.  11  S.  194  IT.;  Goldschmiiit,  Zeitschr.  f.  Bad.  Verw.ihung 
i86q  Nr.  iq  S.  223  IT.:  A'.  SUurer.  Krit.  V.  Sehr.  Bd.  14  S.  51  IT.;  Hmnchs. 
/..  t.  H.  R.  Bd.  20  S.  }47;  i^Ui  ib.  Bd.  24  S.  J47  fl.;  Schuster  a.  a.  O. 
S.  $58  ff. 
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zu  bestehen  s  crmai:  '.  Und  ml  l  vO  ebenf;ills  zu,  dass  der 
Staat,  weil  aul  dem  Reclnsiiebieic  souverän, /()ri/;(//  die  Macht 
hat,  die  Rechtssatze  über  die  Iirhtntiuni^  der  Reehispcr^suiiHeh- 
keit  beliebig  zu  gestalten Sie  meinen  nur,  dies  Alles  ver- 
halte sich  nicht  anders  beim  Uinzelmenschen,  der  auch  nur 
Person  sei,  weil  und  insoweit  ihn  das  Recht  als  Person  an-- 
erkenne! 

Scheint  so  der  Streit  seinen  principiellen  Charakter  ab- 
zustreifen und  sich  asu  der  Frage  nach  dem  positiven  Inhalt 

des  geltenden  deutschen  Rechtes  zu  verengern,  so  fehlt  doch 

viel  daran,  dass  die  Konscqncn/en  des  ric.ii-cn  Grund- 
gedankens durchweg  zu  klarem  Ausdruck  gelangt  wären. 
Die  Unklarheiten  aber,  welche  in  dieser  Hinsicht  iortwahrend 


'  Irriger  Weise  behauptet  On,'rr,  Üesterr.  F  R.  I  S.  559  N.  51, 
dass  Hculti ,  lUttntschli  u.  Schulet  eine  'Rechtsvorscln  iitt^  nicht  für  erfor- 
derlich hallen,  damit  Korperschatten  al»  juristische  PcrxMicn  gehen.  Denn 
Iksfhr  w'xW  iiiii  dem  »ini  Associalionsgcistc  der  Dcutsclicn«  begründete:  1 
»allgemeinen  Rcchtsprincipc,  das  er  »der  Rechtsregel,  welche  für  einzelne 
Arten  der  juristischen  Person  ihre  staatliche  Anerkennung  soll  anticipircn 
können«,  gcgenOberstelUt  doch  nur  einen  principiellen  Rechtssatc  des 
Volksrechts  d.  h.  dcs  Gewohnheitsrechts  he/eichnen.  Und  Scbü/rr  und 
}}hnilicJ;U  betonen  ebenfalls  bei  dieser  Gelegenheit  nur,  dass  nicht  .ille> 
Recht  vom  Staate  >tannnt.  Da£;e^en  <;;eben  die  Äusserungen  vtm  Rc\H  'H  i  , 
Z.  f.  D.  K.  Bd.  XIII  S.  ^00,  u.  von  Srhislrr  a.  a.  O.  S.  ^65  allerdings 
/.VI  Missverstandnissen  Anlass.  Vgl.  im  C'brigen  über  das  }->fordernis>  der 
»Anerkeimuug  durch  die  Rechtsordnung»  i'ni^cr,  Krit.  Überschau  VI 
S.  14.S  fi.;  Artidh  a.  a.  O.;  IViitdschHd  S  60;  BiMm,  Rcchtssuhj.  S.  y\  ff  ; 
Zfodliwski  5  4  t  Anm.  a. 

'  Auf  einer  Vermischung  der  Frage,  was  die  Gesetzgebung  xu 
fonneüem  Recht  erheben  und  was  sie  sachlich  durdifQhren  kann  und 
Vernunft  ger  \\  eise  anordnen  soll,  beruhen  die  Ausführungen  von  Schuster 
a.  a,  O.  S.  ))Str..  smvie  einzelne  Äusserungen  von  Schfilt/  a.  a.  O.  S.  2i> 
u.  AVvx''/  a.  a.  O.  S.  joo.  Auch  sonst  haben  die  Ansichten  über  das 
W'ünschenswerthe  hier  wte  überall  wohl  auf  die  Auslegung  der  lex  lata 
^^insbesondere  des  ronuschen  Recins)  eingewirkt:  allein  man  hat  d(Kh 
principiell  die  Fragen  des  Rechts  und  der  Rechtspoliiik  mehr  auseinander 
gehalten,  als  dies  oft  von  Seiten  der  GegtK-r  geschehen  ist.  Die  Bemer- 
kung von  Salkowski,  jur.  Pers.  S.  27  N.  27,  trifft  seine  eignen  Deduk- 
tionen, waiirend  freilich  auch  die  Gegenbemerkung  von  Scffustfr  a.  a.  O. 
S.  j66  N.  9  einseitig  ist. 
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sich  behaupten,  wirken  auch  auf  die  Ermittlung  des  posi- 
tiven Rechtszustandes  verwirrend  ein.  Es  bedarf  also  vor- 
erst der  Verständigung  über  die  Tragweite  des  gewonnenen 
Princips. 

Hierzu  ist  vor  Allein  die  meist  versäumte  Sondcniii^ 
der  bei  der  l.ntstchuni^  jiiri.siibcher  Personen  vorkommenden 
ungleichartigen  tunktionen  des  Staates  erforderlich.  Die- 
selbe wird  nur  gelingen,  wenn  man  scharf  unterscheidet, 
was  dabei  an  sich  das  Recht  und  folgeweise  der  Staat  nur 
als  Rechtsorgan,  und  was  vielmehr  an  sich  der  Staat  als 
lebendiges  Machtwesen  leisten  kann  und  soll. 

Dem  Rechte  und  ihm  allein  gebührt  die  Entscheidung, 
ob  ein  irgendwie  beschaffenes  Etwas  die  Eigenschaft  eines 
Rechtssubjekles  hat  oder  iiiclu.  Wenn  daher  der  Suiat  Rechts- 
subjektivitat  beile«:t,  piodncirt  er  hierdurch  niemals  un- 
mittelbar ein  Rechtssubjekt,  sondern  er  schafft  entweder 
oder  konstatirt  einen  Rechtssatz,  welcher  das  Dasein  eines 
Rechtssubjektes  bejaht.  Dies  tritt  deutlich  zu  Tage,  sobald 
der  Staat  ein  Gesetz  erlässt,  welches  allgemein  mit  bestimm- 
ten Thatbeständen  Persönlichkeit  verknüpft.  Aber  auch  die 
sogenannte  »Verleihung  der  juristischen  Persönlichkeit«  an 
ein  konkretes  Verbandsgebilde  ist  schlechthin  nicht  ohne 
Vermittlunii  eines  Rechtssatzes  denkbar.  Sie  ist  vielmehr 
uüthwendig  entweder  zuglei^ii  Schatlung  oder  blos  Anwen- 
dung eines  Rechtshaizes  '.  Das  lirstere  wiire  der  Fall,  wenn 
das  bisherige  objektive  Recht  eine  Norm,  kraft  welcher  dem 
fraglichen  Gebilde  Persönlichkeit  zukäme,  überhaupt  nicht 
enthielte,  dem  Staate  aber  den  Weg  der  Specialverleihung 

'  Hs  ist  daher  schiel,  wenn  vielfach  die  »Anerkennunp  durch  den 
St:t:ir"  nichl  ^h  AnwcndungsUU,  sondern  als  Gngen*>at/  der  »Anerkennung 
durch  einen  Rcchtssatz«  dargestellt  wird.  Besonders  unglücklich  ist  die 
Wendung  von  Stcblv  a.  a.  O.  S.  408:  «Es  findet  also  der  Erwerb  der 
Korporationsredite  entweder  auf  Grund  des  objektiven  Rechts  oder  durch 
eben  Specialakt  des  Staates  stan«.  Irreführend  sind  aucn  die  Unter- 
scheidunger. hei  C.H  'Jer  (5.  Aufl.)  5  26.  —  Freilich  ist  der  ganze  Aus- 
druck 7)\'erleihung  der  juristischen  Persönlichkeit«  ein  Überbleibsel  der 
alten  Theorie  staatlicher  Kreation. 
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als  eine  Form  der  Erweiterung  des  bestehenden  Rechtes 
durch  neue  singulare  Rechtssätze  öffnete.  Dann  läge  in  jeder 
derartigen  Verleihung  ein  gesetzgeberischer  Act,  ein  Privileg 

im  ciLiciulichcn  Sinne,  ein  lex  specialis*.  Dagegen  wäre 
darin  nur  eine  Reclu.sanwcndnng  durch  Verwaltungsakt  ent- 
halten, wenn  die  geltende  Rechtsordnung  d.ihin  zu  deuten 
sein  sollte,  dass  von  ihr  juristische  Persönlichkeit  nicht  bloß 
bestimmten  Arten  von  Verbänden,  sondeni  überdies  allen 
durch  ausdrückliche  staatliche  Erklärung  als  hierfür  geeignet 
bezeichneten  Gebilden  im  Voraus  zugestanden  ist Welche 
dieser  beiden  Alternativen  in  Deutschland  zutrifft,  wird  unten 
zu  prüfen  sein.  Jedenfalls  ist  gewiss,  dass  auch  bei  der 
speciellen  Verleihung  von  Korporationsrechten  der  Staat  in- 
soweit, als  er  ein  Rechtssubjekl  begründet,  nur  ah  Organ 
des  ohjektinH  Rechts  tungin. 

Hat  nun  aber  so  das  Recht  die  Macht,  die  Eigenschaft 
der  Rechtssubjektivität  zu  erzeugen,  so  ist  es  doch  schlecht- 
hin  nicht  im  Stande,  die  ihatsiichUche  Unterlage  dieser  Eif^en- 
schaft  zu  erschaffen.  Mag  es  in  seinem  Bereiche  allmächtig 
sein :  hier  liegen  die  Grenzen  seines  Bereiches.  Als  Inbegriff 
von  Normen  für  die  Machtgebiete  freier  Willen  kann  es  so 
wenig  die  Träger  wie  die  Gegenstände  der  normirten  Willens- 
inächte  hervorbringen.  Es  muss  daher  die  Wesenheilen,  die 
es  zu  Personen  stempehi  will,  unter  den  ihm  gegebenen 
Existenzen  auswählen.  Hierbei  ist  es  an  äussere  Schranken 
nicht  gebunden.   Will  es  aber  mit  seiner  Idee  in  Hinklang 

'  Dies  Im  die  iruhcr  herrschende  Auffassun^z.  u  eiche  hei  ;tl!e;^  (^bcn  S.  i6 
N.  I  aul'getuhrtcn  Schrittsicilcrii  in  der  Bezeichnung  des  Wrleihuni^s.iktes 
als  »constitutio  personalis«,  »Tiivileg«  u.  s.  \v.  Ausdruck  nndct.  libcuio 
Gftigler,  Lchrb.  (18)4)  I  S.  iji  (»Privileg  im  eigeutUchen  Sinne«): 
Ctf^ei,  Oesterr.  P.  R.  I  517  u.  559  (constitutio  personalis«,  »Privileg  i. 
e.  S.«);  Renaud,  A.  G.  (3.  Aufl.)  S,  363  fr.  (»constitutio  personalis«); 
Dol^f,  S.  177  tf.  (»Gesetz,  Gewohnheitsrecht  oder  constitutio  personalis«); 
BöMau,  Meckl.  L.  R.  II  S  150- 

-  Diese  Auffassuni;  und  ncuerdinf^S  besonders  von  Dt-rnburi^,  Preuss. 
P.  K.  I  ^  so  und  Pand.  ^  65  vertreten;  vgl.  auch  ßrsrier  ^  67  IV, 
Förster  IV  j  2«4  und  285,     ächter  ^  $6. 
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bleiben,  so  kann  es  die  Persönlichkeit  weder  beliebigen 
Dingen  zusprechen  noch  nach  Willkür  versagen.  Nach  unserer 
heutigen  Rechtsanschauung  sind  ausschliesslich  du  Triii^er 
menschlicher  IVilUnsmacht  zu  Rechtssubjekten  geeignet.  Mit- 
hin kann  das  Recht  vernünftiger  Weise  und  mit  Aussicht 
auf  Erfolg  nur  menschliche  Individuen  und  menschliche  Ver- 
bände als  Personen  anerkennen.  Auf  anderen  Kulturstufen 
mögen  auch  GoiJ.cii^n  und  selbst  Thicrc  personificirt  werden. 
Auch  bleibt  es  inunerhin  denkbar,  dass  eine  Rechtsordnung 
leblosen  Sachen,  Grundstücken,  Verniögensinbegriffe*n,  Ur- 
kunden u.  s.  w.  Persönlichkeit  beilegt.  Allein  eine  wirkliche 
Fruchtbarkeit  können  derartige  Rechissälze  nicht  entfaltend 
Andrerseits  ist  das  Recht  formell  kompetent,  einem  an  sich 
zur  Person  geeigneten  Wesen  die  Persönlichkeit  zu  versagen. 
Doch  hat  schon  heute  das  Postulat  der  Rechtsidee,  dass 
jedes  menschliche  Individuum  als  Person  anerkannt  werde, 
die  Kraft  eines  für  den  Gesetzgeber  thatsächlich  unverbrüch- 
lichen Princips  erlangt.  Den  menschlichen  Verbänden  ist 
ein  gleicher  sakrosankter  Anspruch  auf  Personliclikeit  zwar 
noch  nicht  zuerkannt.  Indessen  lehlt  es  auch  dazu  nicht  an 
Ansätzen.  Mindestens  ergibt  sich  für  unsere  heutige  An- 
schauung die  Geltung  von  gesellschaftlichen  Körpern  als 
einheitlichen  Rechtssubjekten  unmittelbar  aus  den  Anfor- 
derungen der  Rechtsidee  \ 

Das  Recht  empfangt  also  die  von  ihm  mit  Persönlich- 
keit bekleideten  realen  Willensträger  von  außen.  Es  kann 
Weder  natürliche  noch  sociale  Organismen  aus  dem  Boden 
stnmpten.  D.ibei  besteht  freilich  zwischen  den  beiden  Gai- 
luni^en  der  Keclussubjekle  ein  liefgreitender  Unterschied. 
Denn  wahrend  dos  Werden  des  menschlichen  Individuums 

'  Vgl.  hierüber  mein  Genossenschafisrecht  II  S,  2)rt'.,68ft,  und75flf. 

^  Vgl.  bes.  BfSt-lri .  Volksr.  ijKti.,  Fitting,  a.  a.  O  S  ^83,  Liisson, 
Rcchtspliil.  []  41  (bes.  S.  444fr.),  Dembttr.:,  Pand.  S9-  Hierin  liegt  .luch 
der  richtige  Kern  der  oben  (S.20S.  2)  citirttn  Ansführungen  von  Schüln, 
Rnscbfr  und  Schuster.  Vgl.  übrigens  aucii  Stuibi  j  30,  Gengier  (5.  .\ufl.) 
S  26,  IVicbUr  S  55. 
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überhaupt  der  Rechtsordnung  entzogen  ist,  haben  die  Vor- 
gänge, welche  eine  f^erbandseinheit  ins  Leben  rufen,  eine 
rechtliche  Seite.   Da  alle  Bildung  von  Gemeinwesen  sich 

durch  äussere  menschliche  Willensaktionen  vollzieht,  vermag 
das  Recht  hierbei  durch  seine  den  Willen  ileicrniinironden 
Xi)niicn  maiHiiglach  niilzuwirken.  Allein  da.>  schupk-rische 
Moment  lie^t  auch  hier  nicht  in  dieser  Bestnuniuii^  der 
Willen  durcli  das  Recht,  sondern  in  der  lebendigen  Energie 
und  freien  Selbstbestimmung  des  Willens.  Die  Gründung 
eines  Staates  oder  einer  Kirche  kann  so  gut  wie  die  Er- 
richtung  eines  Vereines  oder  einer  Stifttmg  als  eine  Hand- 
lung von  bestimmter  juristischer  Qualität  betrachtet  und  in 
allen  einzelnen  Stadien  nach  Maßgabe  von  Rechtsregeln 
durchgeführt  werden :  hier  wie  dort  aber  entstainnn  die 
y^eii^endc  Kraü,  welche  ein  neues  Wesen  ins  Dasein  ruft, 
nicht  dem  Recht,  sondern  der  ge.schichtlichen  oder  socialen 
That'.  So  erschöpfen  sich  ja  auch  Wesen  und  Wirkungen  der 
Verkehrshandlungen  oder  letztwilligen  X'erüigungen  keines- 
wegs darin,  dass  sie  als  Rechtsgeschäfte  das  Recht  in  Be- 
wegung setzen :  ihr  innerer  Kern  vielmehr  ist  die  Schaffung 
von  Lebensverhältnissen  durch  die  vom  Recht  geschützte 
und  begrenzte  Willensmacht. 

Hiernach  gehört  zur  Entstehung  jeder  juristischen  Per- 
son ein  von  der  Deklaration  ihrer  Persönlichkeit  uiiieilicli 
verschiedener  konstitidu  <  i  Ahl.  Das  W'esen  desselben  be- 
steht in  der  Hervorbringung  eines  von  den  Individuen  ge- 
sonderten TrägerN  menschlicher  Willensmacht.  Die  Mög- 
lichkeit einer  solchen  Zeugung  beruht  auf  der  socialen 
Anlage  des  Menschen.  Indem  der  Mensch  von  Hause  aus 
sein  Dasein  zugleich  als  EinzeUeben  und  als  Gemeinleben 
führt  und  empfindet,  vermag  er  seinen  Willen  zu  spalten 
und  dem  Bereich  des  Fürsichseins  der  Einzelwillen  ein  Ge- 
biet ihrer  Verbundenheit  zum  Gemeinwillen  ge<;enüber/.u- 
stellen.    So  producirt  er  gesellschatiliche  Korper,  die  ein 

*  Vgl.  Iticrübcr  meinen  Auf&au  über  Laband's  Su.atir.  a.  a.Ü  S.  $7  i\. 
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den  Individualwilien  der  Glieder  gegenüber  selbständiger 
Wille  des  Ganzen  durch  herrscht  und  zu  einheitlichem  Leben 
befähigt.  Im  Übrigen  kann  die  Bildung  derartiger  socialer 
Willensträger  in  verschiedenartigen  Formen  erfolgen,  ür- 

sprünsrlich  vollzieht  sie  sich  auf  Grund  natürHch  i;c^cbcner 
Zusammenhange  in  aUmahHchem  WerJen  durch  mehr  oder 
minder  ^'?//'f•t:'7^^5/^•  Willen.svorgan*4e.  l.in  st)lchL's  »hrwaclisen« 
von  \'erbandsori;anismen  ist  auch  heute  nicht  undenkbar: 
zweifellos  aber  bestellen  zahlreiche  Verbandswesen  als  an- 
erkannte Rechtssubjekte»  deren  einstiges  Werden  sich  im 
Dunkel  der  Vorzeit  verliert.  Werden  sie  um  ihren  Gebuns- 
schein befragt»  so  können  sie  offenbar  jede  weitere  Nach- 
forschung  durch  Berufung  auf  Unvordenklichkett  abschneiden*. 
Uns  interessirt  hier  nur  die  heute  jedenfalls  überwiegende 
NeuNchöpfung  von  Verbandseinheiten  durch  hewiisste  Willens- 
aktiuu.  Hierbei  bei»egncn  zwei  verschiedene  Typ^n,  die  man 
als  genossenschajtlicht'  und  als  anstaltliche  Form  der  Konstitui- 
rung  bezeichnen  kann.  Die  erstere  liegt  vor,  wenn  eine 
Vielheit  von  Willen  aus  sich  heraus  einen  einheitlichen 

'  Die  Lnvordciikliclikeit  kaim  dann  zugleich  den  \:ich\vcis  der 
v.^ch  posiiiveni  Recht  etwa  erforderlichen  stnatlichen  X'erlcilunK'  der  Per- 
sönlichkeit ciäcuen;  vgl.  P/ti/ii'  a.  a  O.  S.  54— 5);  Bohkin,  Mekl.  L.  K. 
II  S  150  N.  24;  Stohhe  ^  )2  N*.  i  a;  IVädAfr  $  56;  Erk.  des  Berliner 
O.  Tr,  V.  16.  Okt.  1860  (Seufl.  Bd.  14  N.  199).  Man  darf  sie  ab«r 
darum  nicht  (wie  Pftiftr  u.  WüchUr)  als  eine  besondere  »Erwerbsartv 
der  Persönlichkeit  bezeichnen.  Vielmehr  entsteht  aus  unvordenklicher  Aus- 
übung,' der  Rechte  einer  juristischen  Person  nur  die  Veriuuthung,  dass  der 
fragliche  \*crband  irgend  einmal  durch  Vorgänge  begründet  ist.  an  welche 
die  damalige  Rechtsordnung  die  Anerkennung  eigner  Rechtssubjektiv  itat 
knüpfte.  Die  L  nvordenkliclikeit  greift  daher  auch  dann  durch,  wenn  dem 
positiven  Recht  tieben  der  direkten  X'erleihung  von  Korporaiionsrechien 
die  \'erleihung  derselben  durch  blof^c  staatliche  Duldung  unbekannt  ist. 
Dagegen  muss  dieser  letztere  Begrilf  herangezogen  werden,  um  einem 
Verein  die  Körperschaftsrechte  zu  verschaffen,  welcher  nachweislich  unter 
einer  die  Verleihung  fordernden  Rechtsordnung  ohne  direkte  Verleihung 
entstanden  ist,  trotzdem  aber  seither  als  Körperschaft  gegolten  hat  Somit 
fal'cn  .Tjch  Iiier  die  gehörige  Begründung  des  Thatbestandes  einer  socialen 
Verbandseinheit  und  die  rechtliche  Anerkennung  derselben  als  Person 
b^ritilich  keineswegs  zusammen. 
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Willen  erzeugt :  die  liiiizeKvillcn  vcrschmchcn  sich  hier  in 
Bezug  auf  den  Theil  ihrer  selbst,  den  sie  in  die  Vereinigung 
hineingeben,  7.u  einer  neuen  Willenseinheil.  Dagegen  erfolgt 
die  anstaltliche  Konstituirung  in  der  umgekehrten  Richtung, 
dass  ein  einheitlicher  Wille  einen  Theil  seiner  selbst  in  eine 
hierdurch  geeinte  Vielheit  pflanzt.  Dort  entsteht  regelmässig 
eine  Körperschaft,  hier  eine  Anstalt  oder  Stiftung.  Doch 
kann  auch  auf  dem  Wege  der  Vereinigung  eine  Stiftung  und 
auf  dem  W'c^^c  der  Wranstaliung  eine  Körperschaft  beijründet 
werden.  Jenes  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn  ein  <^cnieiniuitziges 
Institut  Icdii^lich  aus  freiwilligen  Beitragen  durch  die  nur 
für  diesen  Einen  Zweck  berufene  \'ersaninilung  der  Spender 
errichtet  wird.  Dieses  tritt  ein,  wenn  ein  höherer  Wille 
einen  Wrband  von  außen  her  zusammenfügt,  demnächst 
aber  der  Selbstbestimmung  des  in  ihm  hervorgerufenen  Ge^ 
meinwillens  überträgt. 

Bei  den  so  in  mannigfachen  Formen  möglichen  Kon- 
stitutivakten  ist  der  Staat  zu  einer  ganz  anderen  Art  von 
Wirksamkeit  als  bei  der  Entscheidung  über  Anerkennung 
oder  X'ers.igung  der  Kcchissubjektivität  fähig  und  berufen. 
Denn  da  er  selbst  reale  W'illensmacht  ist,  kann  er  untniuel- 
bar  in  die  Vorgänge  der  sucialen  Willensbildung  eingreifen. 
Er  kann  zunächst  durch  r/j,v/r:  sibopjciisihc  That  Anstalten 
und  Körperschalten  ins  Dasein  rufen.  Darin  liegt  an  sich 
ein  Verwaltungsakt,  der  aber  in  der  Form  des  Gesetzes 
erfolgen  kann'  und  manchmal  erfolgen  muss*.  Doch  ist 
auch  dann  die  konstitutive  Handlung  als  solche  keineswegs 
die  Setzung  einer  Rechtsnorm.  Nur  wird  mit  der  staatlichen 
ErzeiiL;  u  -  eines  anstahlichen  oder  körperschaftlichen  Ver- 


■  So  z.  Ii.  die  trriciliung  der  Reichbbaiik  durch  R.  G.  v,  14  März 
187  >.  Oder  der  Preuss.  Rentenbatiken  durch  Ges.  v.  2.  Mär«  1850^  der 
Sachs.  Landcskuhurrentenbank  durch  Ges.  v.  26.  Nov.  j86i,  der  Hess. 
Landes  kuhurrentenkasse  durch  Ges.  v.  20.  März  1860. 

*  Wie  die  Bildung  neuer  Gemeinden  nach  Bnd.  Gem.  O.  4i 
Braunschwei^.  St.  O.  "  7  u.  L.  G.  O.  'j  2.  Vgl.  auch  Lömng^  Lehtb.  des 
Deut,  VerwaUungsrechis,  S.  i$6  N.  2. 
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bandes  vielfach  zugleich  die  Aufstellung  von  Rechtssätzen 
verknüpft,  die  dessen  Leben  ermöglichen  und  regeln  sollen. 
Hierzu  können  auch  Sätze  gehören,  welche  die  eigne  Per- 
sönlichkeit des  neuen  socialen  Gebildes  ausdrücklich  oder 
stillschweigend  deklariren  *.  Dieselben  ändern  aber  dadurch, 
dass  sie  zu  Gunsten  der  eignen  Schöpfung  des  Staates  lauten, 
keineswegfi  ihre  Natur. —  Die  staatliche  Errichtung  von  Körper- 
sch.Utcn  schlicsst  eine  MitwirkiiUi;  der  ßi'theilii^lt'n  nicht  aus. 
Hine  solche  lsi  ^ogar  bei  der  lirrichtun^  durch  Verwaltungs- 
akt vielfach  erforderlich,  indem  das  Gesetz  die  fragliche  Hr- 
niachtigung  der  Verwaltungsbehörden  bald  von  bioser  An- 
hörung der  Betheiligten  bald  von  der  Zustimmung  einer 
Mehrheit  derselben',  bald  von  der  Einwilligung  Aller ab- 

*  Vgl.  z.  B.  Reichsbankges.  v.  14.  Marz  1875  5  i-  ("wckhc  die 
Eigenschaft  einer  juristischen  Person  besitzt«). 

'  So  2.  B.  bei  Deichverbänden  nach  Preuss.  Ges.  v.  38.  Jan.  1848 
5  10—14;  bei  Zwangsgcnossenscha^ten  für  Be-  und  Entwässerung  nach 

Preuss.  Ges.  V.  2S,  Febr.  1845  11.  Ges.  v.  ii.  Mai  i8>5  Art.  2:  bei 
Fischcreigcno5;sen.scluficn  nach  Preuss.  Ges.  v,  50.  Mai  1874  ]  9  —  10, 
Bad.  Ges.  V.  ^.  Mai  1870  .\rt.  1,  Hess.  Ges.  v.  27.  .Apr.  1881  .\rr.  52  ff.; 
bei  f,'enieinschaftlichen  Ortskrankenkassen  mehrerer  gro;,scrcr  Gcwcrbs- 
^vvcigc  nacli  K.  G.  v.  i).  Juni  1885  ^  16;  bei  obrigkeitlich  angeord- 
neten Betriebs- (Fabrik-)  Krankenkassen  nach  dems.  Ges.  '^60;  bei  den 
vom  Bundesrath  zu  bildenden  Berufsgenossenschaften  für  Uniallversiche- 
ning  n.ich  R.  G.  v.  6.  Juli  1884  j  ij. 

J  So  z.  B.  bei  öffentlichen  Wassergenossenschaften  mit  Beitritts* 
zwang  nach  den  meisten  deutschen  Landesgesetzen  (vgl,  mein  (jcnosscn- 
schaftsr.  1  S.  757  N.  56,  Lön'nig  a.  a.  O.  S.  ^9^  X.  ^)  u.  jetzt  auch 
nach  Preush.  Ges.  v.  1,  .April  1879  ^-  65  ff.;  bei  Oeichvcrbänden  in  Han- 
nover u.  Sclileswig-Holstein  nach  l'reuss.  Ges.  vom  11.  April  1872  Art.  1 
5  4  (ausser  im  Falle  gemeiner  Gefahr);  bei  Waldgenossenschaften  (mit 
verschiedener  Berechnung  der  Mehrheit,  je  nachdem  blos  Schutz  oder  Ge- 
meinschaft der  Forstwirihschaft  bezweckt  wird)  nach  Preuss.  Ges.  v.  6.  Juli 
1875  j  2)— 38.  —  Vgl.  auch  K.  G.  v.  15.  Juni  188?  j  17,  wonach  auf 
.\ntrag  einer  Mehrheil  der  Hctlicilii^en,  w  eiche  die  Zahl  von  100  erreicht 
die  Gemeinde  durch  .'\nordinm<^  der  liohcrcn  Verwahuns,'sbehördc  zur 
Errichtung  einer  Ortskraiikcnkasse  vcrpllichtct  wrrdcn  kann.  Dagegen 
vermag  hier  die  Mehrheit  die  Errichtung  nicht  /.u  verhindern. 

^  So  z.  B.  bei  Öffentlichen  Wassergenossenschaften  in  Fällen,  in 
denen  ein  Beitrittszwang  ausgeschlossen  ist,  nach  Preuss.  Ges.  v.  1.  April 
1879  S  46  ff. 
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hangig  macht.  —  Es  wäre  denkbar,  dass  der  Staat  allen  anderen 
Trägem  öffentlicher  oder  privater  Willensmacht  stets  nur 
eine  derartige  Mitwirkung  zugestände,  sich  selbst  aber  das 
Monopol  der  Konstituirung  von  Verbandseinheiten  vorbe- 
hielte. Der  deutsche  Staat  hat  dies  niemals  gethan,  immer 
vielmehr  die  Fähigkeit  der  ihm  untergeordneten  Willens- 
mSchte  anerkannt,  durch  VereiniLiuiiL:  und  durch  Stiftung 
neue  Willenseiniicitcn  aus  sich  /u  cniLissen.  Trotzdem  steht 
er,  da  er  der  Träger  der  höchsten  W'illensmacht  ist,  der 
gesellschaftHclien  Willensbildung  nicht  gleichgiiltig  gegen- 
über, sondern  erhält  dieselbe  in  mannigfacher  Abhängigkeit 
von  seinem  eignen  Willen.  Früher  band  er  vielfach  jede 
Verbandsschöpfung  an  seine  besondere  Cfcnehmignng,  Gegen- 
wänig  hält  er  hieran  nur  bei  Stiftungen  meist  fest,  während 
er  die  Vereinsfreiheit  anerkennt.  Allein  auch  heute  besteht 
das  Erforderniss  staatlicher  Genehmigung  für  alle  Vereini- 
gungen, denen  eine  publicistische  Bedeutung  zugeschrieben 
wird.  Die  Genehmigung  kann  einen  sehr  vcrchiedenen  recht- 
lichen Sinn  haben.  Immer  aber  bcdcuu':  .sie.  Ja  sie  eiutn 
WillenscHLschluss  des  Staates  über  Bestand  oder  Nichtbestand 
enthält,  einen  .-Xntheil  des  Staates  an  der  Konstituirung.  Diese 
ist  nicht  abgeschlossen,  bevor  der  Staat  etwas  von  seinem 
Willen  hinzugetlian  hat.  Dagegen  hat  auch  diese  staatliche 
Willensbethätigung  m'it  der  Anerkennung  oder  Versagung 
der  Persönlichkeit  durch  das  Recht  an  sich  nichts  zu  thun 

*  Dies  ist  heute  allgemein  anerkannt.  In  vielen  Fällen  ist  in  der 
staatlichen  Genehmigung  eine  Anerkennung,  dass  der  genehmigte  Ver- 
band sich  /um  eignen  Rechtssubjekt  qualiiicirc,  überhaupt  nicht  enthalten : 
/.  B.  ofVfiibar  bei  Innuiigsausscliüsscn  und  Innun^sverb.mdcn  nach  der 
R.  Gew.  O.  (Redaktion  v.  iS.  juli  iSSj.  R.  ü.  Hl.  S.  177)  f  102  u.  loja  bis 
104g;  vl;1.  auch  S.  29  N.  1.  In  anderen  Fallen  wohnt  /war  der  (ie- 
nehniigung  zugleich  diese  Bedeutung  bei,  es  tritt  jedoch  nicht  mit  ihr, 
sondern  erst  mit  einer  ötVcnihchcn  Registrirung.  für  welche  die  Geneh- 
migung nur  eine  der  gesetzlichen  Voraussetzungen  ist,  die  juristische 
Person  ins  Leben;  so  früher  bei  Aktiengesellschaften  nach  H.  G.  B.  a. 
208  u.  211,  Preuss.  Ges.  v.  15,  Febr.  1864;  so  bei  den  ins  Genossen- 
schaftsregister einzutragenden  »Personenvereinen,  deren  Zweck  sich  aut 
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Wenn  dalicr  das  positive  Recht  in  der  Genebmi  jung  zugleich 
di€  Verleihung  der  Rcchtssubjektivität  erblickt  \  so  spielt 
in  dieser  Richtung  die  Genehmigung  nun  dieselbe  Rolle, 
wie  in  anderen  Fällen  irgend  ein  anderer  Thatbestand,  an 
den  die  Anerkennung  eines  Verbandes  als  Person  geknüpft 
wird.  Wenn  aber  ausser  der  Genehmigung  eine  besondere 
Verleihung  der  juristischen  Personhciiktit  gefordert  wird  % 
so  ist  dem  Staate  neben  dem  Antheil  an  der  Konstituirung 
des  neuen  Willenstrager^  eine  specielle  Funktion  im  Dienste 
der  Rechtsordnung  überwiesen. — Wo  endhch  der  Staat  die 
Associationsfreiheit  wahen  lässt,  kann  er  doch  nicln  nur 
derselben  durch  das  Fcrbol  gewisser  Verbände  Sciiranken 
setzen  ^  sondern  auch  durch  mannigfaclie  Vorschriften  be- 

ot'tciuliclK-  Angclc^cniicitcn  bc/itiii«,  nach  Sachs.  Ges.  v,  ij.  Jutii  1868 
j  72,  so  auch  bei  eingeschriebenen  HOU'skassen  nach  R.  G.  v.  7.  April 
1876  S  1-6. 

*  Ok»  ist  2.  B.  ausdr&cidich  ausgesprochen  für  Knappschalten  im 
I^euss.  Bergiges,  v.  2\.  Juni  t86$  §  165 ;  für  <>cnicinnut/igc  Stiftungen 
u.  Anstalten  im  S.ich-  (ics.  v.  13.  Juni  1868  []  6;  lür  alle  Stiftungen 
im  Bad.  Ges.  v.  5.  Mai  1870  5  1  —  2  u.  sonst  oft  (vgl.  über  das  Österr.  R. 
i'tipiT  I  S.  ^i9ri.);  für  die  von  der  höheren  Verwaltuns^shchördc  j^c- 
neiniugten  Kranken-,  HüHs-  u. Sterbekassen  selbständiger  Gcv. cbireibcnder, 
insoweit  sie  nach  Landesrecht  einer  besonderen  Genehmigung  auv  Brian* 
gung  der  Rechte  juristischer  Personen  überhaupt  bedürfen,  in  der  R.  Gew.O. 
$  140.  Ebenso  noch  in  der  R,  Gew.  O.  v.  1869  §  97,  nach  dem  Muster 
der  Preusv  Gew.  O.  'j  loi,  für  hinungen,  während  die  neuere  Reichs* 
1,'eset/ gebung  jeden  derartigen  Hinweis  auf  eine  specitische  Bedeutung 
der  (jenehnjigung  tür  den  Jirwerb  eigner  Rechtssubjektivit.u  bei  den  hi- 
nungeTi  .mfgegeben  und  auch  bei  Krankenkassen  und  ßerulsgcnossen- 
schallen  lur  Lnfallversicherimg  mchi  wicdcrhoh  iiat. 

*  Wie  z.  B.  bei  nicht  gemdnnüt/igcn  »Stiftungen  und  Anstalten 
oder  Vermögensniassen«  nach  Sachs.  Ges.  v.  15.  Juni  2868  $  6;  oder 
bei  Fischerdgenossenschaften  nach  den  oben  S.  27  N.  2  angcf.  Ges.  (vgl. 
Löttin::  a.  .1.  O.  S.  428). 

■■  Vgl.  K.  Str.  G.  B.     128-129;      G.  v.  4.  Juli  1872     i;  R.  G. 
V.  21.  Okt.  1878     1—8;  Prcus-^ .  Ges.  v.  51,  Mai  1875:  S  ich^.  CJes  v. 

Aug.  1H76  ?o— M-  Ausdruclüch  verbotene  Vereine  knuuen  auch 
niciu  ali  Kccliissubjekie  anerkannt  werden;  vgl.  Schweiz.  Obligationenr. 
;^  718.  Ebensowenig  Vereine  oder  Anstahen  für  unerlaubte  Zwecke  oder 
contra  bonos  mores;  Preuss.  A.  L  R.  II,  6.  $  6;  Zürcher  Gcset^b.  j  2$; 
vgl.  Bfkter  a.  a.  O.  S.  78 ff.;  IVmlscbfid  $  60  N.  4. 
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Stimmend  auf  die  Gestaltung  der  Verbandsgebilde  einwirken. 
Er  kann  sogar,  während  er  die  Begründung  eines  Vereins 
den  Betlieiligten  überlässt,  doch  die  Vereini>?uiig  durch  Auf- 

crlc^unjs  einer  Pflicht  zum  Beitritt  indirekt  er:^u'in^eti\  Auch 
kann  er  die  Schoptang  bestimnucr  Arten  von  Verbänden 
dadurch  betordern,  dass  er  ilmen  lur  den  Fall  ihres  Zusam- 
mentritts besondere  Vortheile  und  Rechte  in  Aussicht  stellt*. 
Dabei  kann  er,  auch  wenn  er  eine  besondere  Genehmigung 
sich  nicht  vorbehält,  docli  generell  die  Erfüllung  gewisser 
materieller  und  formeller  Bedingungen  vorschreiben,  insbe- 
sondere einerseits  sogenannte  Normathhesümmungen  aufstellen 
und  andererseits  die  Kundmachung  durch  Eintrag  in  Öffent- 
liche Register  fordern.  Von  der  Beobachtung  solcher  Vor- 
schriitcn  kann  dann  bald  die  i^anzc  Hxistenz  des  \'ercines, 
bald  nur  eine  bestinnnie  rechtliche  Stellung  desselben  ab- 
hängig gemacht  werden.    Es  ist  daher  auch  möglich,  dass 
die  Anerkennung  des  Vereins  als  Kechtssubjekt  an  die  Ver- 
wirklichung des  betreffenden  Thatbestandes  geknüpft  und  in 
den  Augenblick  der  formellen  Konstatirung  dieser  Verwirk- 
lichung verlegt  wird.    Hier  aber  zeigt  es  sich  besonders 
deutlich,  dass  die  juristische  Persönlichkeit  als  solche  nicht 
aus  der  staatlichen  Willensbethätigung  bei  der  Begründung 
ihres  Trägers  stammt.   Denn  Niemand  wird  in  der  Prüfung 
und  Kundmachung  der  \'eieinsbildung  durch  die  Rei:ister- 
behorde  die  staatliche  Erzeuguug  einer  Person  erblicken 
wollen. 

Wenn  nun  an  der  Hand  dieser  theoretischen  Betr.ieli- 
tungen  die  praktische  Frage  nach  dem  in  Deutschland  gcl- 

'  Dies  ist  z.  B.  der  Fall  bei  der  freiwilligen  Bildung  von  Hcruls- 
gcnossenschattcn  für  L'nralls\  cT^^ichcriing  nach  R.  G.  v.  6.  Juli  188.4  S 
bis  14,  wobei  überdies  die  Gehung  des  Mehrheitsbeschlusses  in  der 
Gründungsvmamcnlung  festgesetzt  ist.  Man  vgL  auch  die  Fälle,  in  denen 
eine  Gemeinde  oder  ein  Unternehmer  sur  Grdndung  von  Krankenkassen 
durch  höhere  Anordnung  verpflichtet  werden  kann,  im  R.  G.  v.  15.  Juni 
188}  5  '7 

'  Dies  ist  ein  wesentlicher  Theil  des  Inhalts  der  gesammten  modernen 
Gesetzgebung  über  Genossenschaften. 
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tenden  Rechtszustande  aufgeworfen  wird,  so  kann  es  jrunächst 

keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  in  erheblichem  Um  fange 
das  von  germanistischer  Seite  aufgestellte  Po<;tul.u  der  An- 
erkennung spontaner  Körperschafisbildung  inzwischen  durch 
das  positive  Recht  erüilk  ist. 

Vor  Allem  hat  die  Reich s^eset;^gebung  grossen  Katego« 
rien  von  Verbänden  die  juristische  Persönlichkeit  ohne  die 
Forderong  besonderer  staatlicher  Verleihung  beigelegt.  Aller- 
dings hat  sie  dabei  den  Ausdruck  »juristische  Person«  oder 
»Korporation«  möglichst  vermieden'  und  sogar  bezüglich 
der  Innungen  "aus  dem  Gesetzestext,  bezüglich  der  Hülfs- 
kasscn  aus  dem  Gesci/.eseiuwurf  mit  Vorbedacht  wieder 
ciuicnit  und  durch  eine  Umschreibung  ersetzt'.  Indess 
herrschte  gerade  hierbei  Uinverstandniss,  dass  dadurch  eine 
sachlich  abweichende  Charakterisirung  solcher  Verbände  nicht 
herbeigeführt  werden  solltet  So  erlangen  denn  unbestrit- 
tener Maßen  sowohl  Innungen  als  eingeschriebene  Hülfs- 
kassen  nach  Reichsrecht  ohne  weiteres  die  Eigenschaft  von 
Körperschaften,  sobald  sie  in  gesetzlicher  Weise  begründet 


'  Jct/t  hci^^t  CS  nur  noch  von  den  Meisterkasseii  in  der  R.  (>. 
j  148,  dass  Sic  durch  die  Genehmigung  der  höheren  Verwaltung sl  Lliordc 
die  Rechte  juristischer  Personen  erlangen,  soweit  es  zur  Erlangung  dieser 
Rechte  einer  besonderen  staatlichen  Genehmigung  bedarf;  das  Landes- 
recht kann  also  bei  ihnen  niemals  eine  Specialverleihung  einer  juristischen 
Persdnlichkeit  fordern,  wohl  aber  ihre  Persönlidikeit  ohne  jede  Geneh- 
migung  anerkennen. 

*  Von  den  Innungen  hiess  es  in  der  R.  Gew.  O.  5  97  •  »N^eue  In- 
nungen erlangen  durch  die  Bestätigung  ihrer  Statuten  die  Hechte  einer 
Korpor.Ttioiv,  Dagegen  heisst  es  jetzt  in  j  99  nur:  J)ie  Innung  kann 
unter  ihrem  N'.imen  Rechte,  insbesondere  Kigemhinn  und  andere  dingliche 
Rechte  an  Grundstucken  erwerben,  \'erbindlichkeiien  eiiii^elieii .  vor  Ge- 
richt klagen  und  verklagt  werden,  i  ur  alle  Verbindlichkeiten  der  Itinuiig 
haftet  den  Gläubigern  nur  das  V^ermögen  der  Innung««.  —  Das  Gleiche 
spridit  das  R,  G.  v.  7.  April  1876  ^  5  für  die  dngescbriebene  Hülfskasse 
aus,  wihrend  es  im  Entwurf  hiess :  »Die  Hülfskasse  hat  die  Rechte  einer 
|uristi9chen  Person«. 

>  Vgl  Mmdry,  der  civilrechtl  Inhalt  der  Reichsgesetze  (a.  Aufl.  1882) 
S.  r$4  N.  9  u.  S.  160  N.  2. 
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worden  sind.  Dasselbe  i^ilt  nach  dem  Kr.mkcnversicherungs- 
ges<^tz  von  Orts-Krankenkassen,  Betriebs-Krankenkassen  und 
Bau-Krankenkassen £s  ist  nicht  minder  zweifellos  nach 
dem  Unfallversicherungsgesetz  bei  Berufsgenossenschaften 
für  Unfallversicherung  der  Fall*.  Zu  den  gesetzlichen  Voraus- 
setzungen aller  dieser  Körperschaftsbildungen  gehört  nun 
tVcilich  eine  staatliche  Genehmii;Ling  des  Statuts.  .Mlcm  die 
Versagung  dieser  Genehmigung  ist  nicht  dem  freien  Er- 
messen überlassen,  sondern  nur  aus  licsiimnuen  gesetzlichen 
Gründen  zulässig.  Hei  den  freien  Hi:lt^k.isscn  und  bei  den 
von  Gemeinden  und  ünternehmem  errichteten  (ienossen- 
schatten  für  Krankenversicherung  erstreckt  sich  die  Pri  i'ung 
der  staatlichen  Behörde  überhaupt  nur  auf  die  formale  Le- 
galität \  Bei  den  Innungen  und  bei  den  Berufsgenossen- 
schaften für  Unfallversicherung  tritt  zwar  ein  administratives 
Ermessen  hinzu,  es  sind  demselben  aber  nur  einzehie  im 
Gesetz  genau  bezeichnete  Punkte  unterstellt*.  Die  Ent- 
scheidung der  Verwaltungsorgane  über  Genehmigung  oder 
Kichtgenehmigung  hat  daher  theils  durchweL'  und  theils 
überwiegend  den  Charakter  einer  Vcrwaliun^sreciitsprechung  \ 

*  R.  (i.  V.  i>.  Juni  uSSj  C  2> :  »Die  Orts-Ki  mkeiikasse  kann  unter 
ihrem  N.uiK'n  Rechte  crwcrbcti  uiul  X'orbituilichkcilcn  i:ini;chLM» :  für  alle 
W-rbindlichkcitcn  der  Kasse  haltet  den  K.isscii^'l.uihiqcrn  nur  J.is  Vcr- 
möp^cn  der  Kasse«;  5  ^t'.  7~-  H.ii^e^en  sind  Genieindekr mkenkasscn 
(ib,  }  15)  u.  Innungskr.mkcnkassen  (ib.  j  7J  u.  R.  Gew.  O.  j  100  c) 
nur  »abhängige  Zweckvermögen«,  relativ  selbständige  Sondervermögen 
innerhalb  des  KOrperschaftsvermögens. 

'  R.  G.  V.  6.  Juli  1884  5  9'  ^^^^  Bcrufsgenossonschaften  können 
unter  ihrem  Xamen  Rechte  erv^'erben  und  Verbindlichkeiten  eingehen, 
vor  Gericht  klagen  und  verkl-vi^t  werden.  Für  die  Verbindlichkeiten  der 
ßerufsgenossenschaft  haftet  den  Gläubigern  nur  das  Genossenschalts- 
vemiö^^end. 

>  R.  G.  V.  7.  .April  i?>76  4  u.  v.  i.  Juni  iHS.|  art  >  (das  Cieset/ 
spricht  hier  nur  von  »Zul.issung»',  nicht  von  Genehmigung:);  R.  G.  v, 
I).  Juni  1885  j  2\,  (\[,  72. 

*  R.  Gew.  O.  S  98  b;  R.  G.  v.  6.  Juli  1884  5  12,  ji  Z.  4. 

>  Daher  ver>\'eist  auch  die  Reichsgesetxgebung  Beschwerden  über 
Versagung  der  Genehmigung  in  das  Verwaliungsstrciiverfahren,  falls  ein 
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Sie  erscheint  nicht  mehr  ab  Autorisation,  sondern  nur  noch 
als  Kontrole  der  vom  Gesetz  autorisinen  Körperschafts- 

.^iMuni:,.  D.i><  Princif)  der  Ireicn  Körpurschaftsbilduiig  ist  so- 
mit reiclisrcchtlich  selbst  in  1-allen  ancrkatini,  in  denen  es 
sich  um  Genossenschaften  hnndelt,  welchen  eine  öffentlich- 
rechiÜche  Bedeutun^^  zugestanden  ist  Was  aber  die  Ge- 
nossenschaften angeht,  die  ausschliefMich  dem  Privatrecht 
angehören^  so  hat  das  Reichsrecht  den  Aktiengeseibchaften 
und  eingetragenen  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften 
ohne  jede  Intervention  einer  staatlichen  Genehmigung  die- 
jenigen Fähigkeiten  zugestanden,  in  welchen  die  jurb- 
tische  Persönlichkeit  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechtes  sich 
äußere*. 

Hin  ahnliches  Verfahren  hat  vielfach  die  Latniii^^Lset^- 
gebun^  bei  einzelnen  Arten  gewillkürter  Körperschaften  ein- 
geschlagen. So  legt  das  Preussische  Allgemeine  Berggesetz 
nebst  den  meisten  ihm  nachgebildeten  Gesetzen  den  Knapp- 
scbaftsvereinen  ausdrücklich  »die  Eigenschaft  juristischer  Per- 
sonena  bei,  sobald  ihre  Statuten  die  nur  im  Falle  der 
Gesetzwidrigkeit  versagbare  Bestätigung  der  Bergbehörde  er- 
langt haben'.  Ebenso  werden  die  Gewerkschaften  nach 
erfolgter  Genehmigung  ihrer  Statuten  von  manchen  neuen 


solches  landesNChtlich  besteht.  Dass  bei  Kerufsgcnosscnschaften  für  Un- 
fallversicherung gegen  die  hier  eintretende  Iintscheidung  des  Hund("^raths 
ein  Rechtsmittel  nicht  denkbar  ist,  undurt  natürlich  nichts  an  der  inneren 
Natur  der  dem  Bundesrath  übervticscncn  Eiu^chciduag. 

'  Der  öfTentlichrechtliche  ('hirakter  der  Genosscnscliaften  mit 
Zw  in<'-smtti;licd!vchaft  ist  nicht  zweifelhaft.  Audi  die  hinun<^en  aber  sind 
nacn  der  jci/.igcn  Lage  der  Geset2gebung  öiTentliche  Korperschalten;  vgl. 
auch  I^mdry  S.  155—156. 

'  H.  G.  B.  an.  207  H.  nacli  K.  G.  v.  11.  Juni  1870  u.  v.  iü.  Juli 
1884;  R.  G.  V.  -\.  Juli  1868. 

>  Preuss.  Bergges.  v  24.  Juni  i8ö)  ^  165  u.  161^  u.  Oac  bei  Schröder, 
dk  privatr.  Ges.  (Bonn  1877)  S.  583  N.  2  angeC  Gesme  (ausser  denen 
lur  Gotha,  Mdningen  u.  Reuss).  Gothaisches  Ges.  v.  20.  Mai  1863  %  7. 
Sacfasen-Wciniarsches  Ges.  v.  22.  Juni  1857  S  104. 
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Berggesetzen  ausdrücklich  für  juristische  Personen  erklärt', 
vom  Preussischen  Berggesetz  und  den  ihm  nachgebildeten 
Gesetzen  wenigstens  sachlich  als  solche  behandelt'.  Ohne 
alle  Genehmigung  aber  erlangen  nach  dem  neueren  Preus^- 
sehen  Recht  die  freien  Wassergenossenschaften  durch  ge- 
hörige Hiriv:'itiii  und  Kundmaclumg  eines  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  entsprechenden  Statuts  die  Rechte  von  Körper- 
schaften \ 

Endlich  sind  in  einigen  Staaten  allgemeine  gesetzhche 
Bestimmungen  über  die  Rechtsstellung  gewillkürter  Genossen- 
schaften ergangen. 

In  Preussen  freilich  ist  das  durch  die  Verfassungsurkunde 
verheissene  Gesetz  über  »die  Bedingungen,  unter  welchen 
Korporationsrechte  ertheilt  oder  verweigen  werden«,  bisher 
nicht  erlassen.  Mithin  ist  f^r  alle  Verbände,  welche  nicht 
durch  neuere  Gesetze  besonders  geregelt  sind,  das  ältere 
Rccin  in  Krall  geblieben.  Ks  besteht  daher  in  den  Gebieten 
des  preussischen  Landrechts  und  des  französischen  Rechts 
das  K^to^derni^s  einer  nusdriicklichen  \'erleiluinLi;  cicr  Kor- 
porationsreclite,  während  in  den  i^enicinrccinlichen  Gebieten 
die  Frage  nicht  anders  wie  ausserhalb  Preussens  liegt  e 


'  Sächs.  Ges.  v.  16.  Juni  1868  $  9  (»Gewerkschaften  haben  die 

Rcclite  einer  juristischen  Person«),  auch  schon  Ges.  v.  22.  Mai  185 1  §  24. 
Sachs.- Weimar  (»es.  v.  22.  Juni  18,7  ^  21  (»korptKativer  Verein«). 

*  Preii«;s  Hcrgges.  ^  94— iüü  u.  die  eotsprechexKkn  "a<h- 
gebildetcn  Gcs  (ausser  (lotha  u.  Rcuss). 

3  Prcuss.  Gci.  v.  1.  April  1879  ^  11  ti.;  ebenso  in  Hlsass-Lotlinngen 
nach  FranzÖs.  Ges.  v.  21.  Juni  186$. 

4  Nicht  zu  billigen  ist  die  Ansicht  ttoth\  D.  P.  R.  %  72  N.  19, 
dass  Art.  )  i  V.  U.  für  den  ganzen  Umfang  der-  Monarchie  das  Prindp 
siatuirt  habe,  »dass  Korporationsrechte  nur  durch  X'erlcihunp  von  Seiten 
der  Staatsgewalt  entstehen«.  Die  rtHrlheilung«  oder  »VerweigerunETci  von 
Korporationsrechten  durch  unmittelbare  Sät;'c  der  Rcchisordnuni:  ist  niu 
Art.  ji  durchaus  vereinbar.  Nach  der  Auslegung  Roth',  li.itte  /.  H  d.is 
Gesetz  über  die  Wassergenossenschaften  als  Vertassungiandcrung  behan- 
delt werden  mössenl  Dagegen  gilt  natQrlich  die  Ausnahmebestimmung 
des  Art.  13  V.  U.  für  Religionsgesellschaften  und  geistliche  Gesellschaften 
in  der  ganzen  Monarchie. 
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Dagegen  ist  in  Bayern  denjenigen  Vereinen^  welche  nicht 
auf  Erwerb  oder  Geschäftsbetrieb  gerichtet  sind»  durch  das 
Gesetz  vom  29.  April  1869  die  Möglichkeit  eröfihet»  durch 
gerichtliche  Anerkennung  der  Legalität  ihrer  Statuten  die 

Rechte  »anerkannter  Vereine«  und  damit  alle  Merkmale  der 
eignen  Rechtssubjcktivitat  zu  erlangen'. 

Noch  weiter  ist  das  Sächsische  Gesetz,  die  juristischen 
Personen  betretfend,  vom  15.  Juni  1868  gegangen.  Denn 
nach  diesem  Gesetz  erlangen  alle  nicht  dem  öffentlichen 
Recht  angehörigen  oder  durch  besondere  Gesetze  geregelten 
Personenvereine  »die  juristische  Persönlichkeit«  durch  Ein- 
trag in  das  Genossenschaftsregister,  welcher  erfolgen  muss» 
sobald  das  Statut  der  Genossenschaft  den  gesetzlichen  Be- 
dmgungen  entspricht*.  Das  Gesetz  sucht  freilich  den  » An- 
schlüsse an  die  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuches 
§§  52  ff.  dadurch  zu  erreichen,  dass  es  diesen  Eintrag  für 
die  Form  erklärt,  in  welcher  von  nun  an  die  nach  §  52  »er- 
forderliche Staatsanerkennung«  erfolgt  (§  6).  Allein  diese 
Anerkennung  durch  den  Staat  bedeutet  iiier  eben  nichts 
mehr,  als  die  Anerkennung  durch  das  vom  Staat  gesetzte 
Recht. 

Auch  das  Schwei:(erische  Obligationenrecht  gewährt  jetzt 
im  ganzen  Bundesgebiet  einerseits  den  Genossenschaften  für 
wirtbschaftliche  Zwecke  ($  678—715)  und  andrerseits  den 
Vereinen  für  ideale  Zwecke  ($  716)  »das  Recht  der  Persön- 
lichkeit« auf  Grund  einer  Eintragung  in  das  Handelsregister, 


'  Der  Regieruugseniwurt'  gevvälirtc  ilmcn  ausdrücklicli  die  »Rechte 
juristischer  Personen«.  Sachlich  sind  dieselben  in  den  Art.  10— 16  u.  ^ 
beibehalten.  Eine  staatliche  Genehni^ui^  ist  nur  erforderlicht  sovt'eit 
Specialgesetze  sie  för  bestimmte  Vereine  vorschreiben  (Art.  2).  —  Die 
beiden  anderen  fiayr.  Gesetze  von  demselben  Tage  sind  wieder  aufge* 
hoben  worden  und  ist  damit  nnmcntlicli  die  Anerkennung  von  Er- 
werb^- und  W'irthschatts^ennssensdiaitcn  mii  bcschr.inkter  Il^ltpfticht  in 
der  1-orni  der  »rei^istrirtcn  Gesellschaften«  rückgangig  gewurden. 

*  Einer  Gcneiimigung  bedarl  cä  nur,  wenn  der  Zweck  des  Personcn- 
vereins  sich  auf  dlTentliche  Angelegenheiten  bezieht  ($  72);  vgl.  oben 
S.  28  X.  I. 
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welche  nur  von  der  Erfüllung  der  gesetzlichen  Voraussetzungen 
abhängig  ist.  Dabei  spricht  es  den  wirthschaftUchen  Vereinen, 
welche  sich  nicht  in  das  Handelsregister  haben  eintragen 
lassen,  das  Recht  der  Persönlichkeit  unbedingt,  den  Vereinen 
för  ideale  Zwecke  aber  nur  dann  ab,  wenn  sie  nicht  trotz« 
dem  vom  kantonalen  Recht  als  juristische  Personen  aner- 
kannt sind  (§  717)'.  Auch  behält  es  Bescliränkungen  oder 
Verbote  bestimmter  Arten  von  Personenverbänden  aus  Grün- 
den des  ölVciitlichcn  Rechts  dem  Bunde  und  den  Kantonen 
vor  (§  718)  und  überlässt  es  dem  kantonalen  Hecht,  »die 
Entstehung  und  die  Verhältnisse  der  Körperschaften  des 
öffentlichen  Rechts,  der  Stiftungen  und  anderer  juristischer 
Personen  (Allmendgenossenschaften  u.  s.  w.)a  zu  ordnen 

(S  7i9> 

Wenn  nun  aber  so  die  Gesetzgebung  in  erheblichem 
Umfange  einen  gesicherten  Boden  geschaffen  hat,  auf  welchem 
sich  eine  freie  Körperscbaftsbildung  vollziehen  kann,  so  ist 

doch  ein  aussei di  dcnthcli  grosses  Gebiet  übrig  geblieben, 
auf  welchem  die  alten  Zw  eiiel  nicht  gelöst  und  neue  Zweifel 
aufgetaucht  sind.  Hier  dissentiren  nach  wie  vor  die  Meinungen 
über  den  Inhalt  des  geltenden  Rechts.  Und  iiier  hat  daher 
auch  die  Rechtsprechung  nach  wie  vor  Gelegenheit,  bestim- 
mend in  die  Rechtsentwicklung  einzugreifen. 

Vornehmlich  sind  es  folgende  Fragen,  die  eine  ver- 
schiedene Beantwortung  finden. 

I.  Zunächst  fragt  es  sich,  in  welchem  Umfange  die 
gesetzliche  Anerkennung  von  körperschaftlicher  Persc)nlich- 
keit  auch  dann  anzunehmen  ist,  wenn  sie  nicht  ausdruckhch 
ausgesprochen  ist. 


•  Sonach  bleibt  z.  B.  Zürch.  Gesb.  ^  20  in  Kraft:  »Rein  privat- 
recluljciic  Korporationai,  welche  zu  einem  wissenschaftlichen  oder  kuu:.t- 
lerischcn  oder  sonst  einem  gtmeinnfltzigen  oder  zu  einem  erlaubt  gesel- 
ligen Zwecke  gebildet  werden,  bedarfen  zu  ihrer  Entstehung  lediglich 
der  io  den  Korporationsstatuten  festzustellenden  Obereinlcunft  mehrerer 
Korporationsglieder«. 
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U.  Sodann  entsteht  die  Frage,  ob  und  inwieweit  nach 
gemeinem  Recht  in  Ermangelung  besonderer  gesetzÜcher 
Vorschriften  eine  juristische  Person  ohne  speciellen  Ver- 
leihungsakt  der  Staatsgewalt  begründet  werden  kann. 

m.  Weiter  handelt  es  sich  darum,  wie  \'creine  recht- 
lich zu  beurtheilen  sind,  die  thatsächlich  als  Körperschaften 
bestehen,  jedoch  die  vom  positiven  Recht  gefordenen  Voraus- 
setzungen für  die  Erlangung  von  Korporationsrechten  nicht 
erfüllt  haben. 

IV.  Ein  umfangreiches  Gebiet  von  Zweifeln  taucht  end- 
lich auf,  sobald  die  juristische  Konstruktion  der  konstitutiven 
.\kie,  welche  eine  juristische  Person  ins  Leben  rufen,  in 
Frage  kommt.  Insbesondere  handeh  es  sich  auch  hier  um 
das  Verhäitniß  einer  erforderlichen  Mitwirkung  des  Staats 
zor  Entstehung  des  neuen  Rechtssubjektes. 

* 

L  Die  juristische  Persönlichkeit  kraft  indirekter 
gesetzlicher  Anerkennung. 

Die  erste  der  bezeichneten  Fragen  ist  von  der  deutschen 

Rechtsprechung  trotz  mancher  in  der  Theorie  fortbestehen- 
den Meinungsv^i>cliiedenheiten  fast  durchweg  sachgemäß 
entschieden  worden. 

Dass  überhaupt  zum  Vorhandensein  einer  Körperschaft 
die  indirekte  Anerkennung  der  selbständigen  Persönlichkeit 
eines  Vereines  hinreicht,  wird  von  Niemand  mehr  bezweifelt. 
Ist  man  längst  darüber  einig,  daß  im  Falle  einer  Special- 
mieihung  der  Korporationsrechte  die  ausdrückliche  Erthei- 
hing  der  juristischen  Persönlichkeit  durch  die  Ertheilung 
ihrer  charakteristischen  Zeichen  oder  durch  die  Bestätigung 
eines  dieselben  enthaltenden  Statutes  ersetzt  wird so  muß 


'  ^'^'I.  z.  B.  Salkowski,  jur.  Fers.  S.  2S ;  Anschüli  Im  Jahrb.  des 
rem  R  III  S.  ti  \  ff.:  Stohbe  a.  a  O.  S.  408.  So  sagt  auch  das  Oberste 
L  G.  L  Bayern  im  Erk.  v.  6,  Mai  1079  (b.  Seuff.  Bd.  }$  K.  95  S. 
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natßrlich  für  die  vom  Gesetz  geregelten  Verbinde  das  gleiche 
Princtp  durchgreifen. 

Die  Zweifel  beziehen  sich  daher  nur  darauf,  hei  wdehen 
VerbandsgaHungen  in  der  That  die  moderne  Gesetzgebung 
eine  juristische  Persönlichkeit  indirekt  anerkannt  hat.  In 
dieser  Hinsicht  ist  einerseits  gewissen  Körperschaften  ihre 
körperschaftliche  Natur  bestritten  woi  Jen,  weil  ihr  genossen- 
schat'tlicher  Bau  dem  von  der  römischen  universitns  dbsira- 
hirten  Begriff  widerspricht.  Andrerseits  hat  man  umgekehrt 
in  Gesellschaften  und  Gemeinschaften  den  Gedanken  der 
juristischen  Person  hineingetragen,  weil  ihre  gesetzliche 
Normirung  von  der  rein  individualistischen  Struktur  der 
römischen  societas  und  commimio  abweicht.  Die  eigent- 
lichen Schwierigkeiten  liegen  hier  also  auf  dem  erst  unten 
zu  betretenden  Gebiet  der  Fragen  nach  dem  Verhältniß  von 
Einheit  und  Vielheit  in  der  Gesammtheit.  Hier  genügt  die 
vorläufige  Feststellung,  daß  die  neueste  Praxis  im  Allge- 
meinen die  erwähnten  beiden  Verimingen  überwunden  und 
somit  trotz  der  Unsicherheit  des  von  der  modernen  Gesetz- 
gebung gebotenen  Anhaltes  die  Grenzen  zwischen  Körper- 
schaft und  Gesellschaft  oder  Gemeinschaft  richtig  gezogen  hat. 

I,  Ais  juristische  Personen  werden  auf  Grund  der  neueren 
Gesetzgebung  unter  den  Verbänden  mit  genossenschaftlicher 
VermögensorJnung  heute  namentlich  Aktiengesellschaften, 
eingetragene  Genossenschaften  und  Gewerkschaften  ziemlich 
allgemein  anerkannt. 

I.  Bei  AkHefigeseUschaftm  hat  das  Reichsgericht  einem 
Zweifel  an  der  eigenen  Rechtspersönlichkeit  des  Vereins 
überhaupt  nicht  mehr  Ausdruck  gegeben,  vielmehr  öfter 
ohne  weiteres  Jic  Annahme  ciücr  solchen  Rechtspersönlich- 
keit seinen  Deduktionen  zu  Grunde  gelegt'  und  in  einem 

dass  zur  Verleihung  der  Persönlichkeit  an  eine  Stifnint:  die  l.indesherr- 
liclic  Genehmigung  von  Sututcn,  nach  denen  die  Ansuii  als  selbständiges 
Rechtssubjekt  bestehen  solle,  hinreiche. 

«  Vgl.  J5.  B,  Entsch.  v.  i.  Febr.  82  C  S.  VI  N.  18  S.  71,  v.  s.  Juni 
82  VII  N.  2j  S.  70,  V.  17.  Okt.  82  IX  N.  }  S.  18;  bes.  aber  Brk. 
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trk.  V.  30.  März  1881  die  wichtige  Folgerung  gezogen,  daß 
auch  die  Summe  aller  einzelnen  Aktionäre  sich  nicht  mit 
der  Aktiengesellschaft  deckt'.  Zu  dem  gleichen  Resultat 
war  bereits  das  Reichsoberiiandelsgericht  in  eingehender  £r> 
wägung  gelangt'.  Ebenso  ist  dieser  Auffassung  das  Preus- 
stsche  Obertribunal  stets  gefolgt  ^  Auch  die  Praxis  in  Wün- 
cemberg^  und  Baden»  hat  sich  fQr  dieselbe  entschieden.  Da- 


n  26.  Febr.  85  Str.  S.  VIII  N.  39  S.  155,  wo  es  heisst,  der  Rechtssau, 

da»  die  Aktiengesellschaft  »ein  selbständiges,  von  den  Personen  der 
EiT^yel.iktionäre  ver-^chiedenes  Rechtssubjekt  bilde» .  sei  »so  unbezwcifclt 
in  Ihcoric  und  Rechtsprechung  anerkannt,  dass  es  einer  weiteren  Aus- 
tührung  hierüber  nicht  bcJaria. 

'  H^t"«^:h.  in  C.  S.  V  N.  6  S.  24.  D.üier  kann  auch  der  ubereiu- 
^jninicnJc  Wille  aller  Aktionäre  ein  Vorstandsmitglicii  nicht  von  den 
Pffiditen  entbinden,  die  demselben  das  Gesetz  gegen  die  Aktiengesellschaft 
in  Interesse  ihrer  Rechtsstellung  und  insbesondere  nach  aussen  hin  auf- 
crfeftt;  denn  der  Vorsund  ist  Organ  der  Aktiengesellschaft»  nicht  der 
Summe  der  Aktionäre. 

»  Entsch.  des  R.  O.  H.  G.  v.  17.  April  77  Bd,  22  N.  jj  S.  259  ff. 
«Freilich  lisst  es  auf  S.  242  die  Frage,  ob  »das  wahre  Wesen  der  Aktien» 

gwellschaft  im  Annahme  der  juristischen  Person  zwingt«,  der  Form  nach 
uneni^-chicden ,  s.chneidet  aber  sachlich  jede  andere  Möglichkeit  ab  und 
^iebt  sciiie  bcjaliende  Antwort  ziemlich  unverhohlen  zu  verstehen).  Vgl. 
j'.:ch  Erk.  V.  15.  Dec.  71,  11.  Febr.  73,  ij.  Sept  7?  u.  18.  Jan.  76  Bd.  4 
\.  62  S.  jio  J14,  Bd.  9  N.  17  S.  48,  Bd.  u  N.  43  S.  121—122  u. 
Bd.  19  N.  62  S.  191. 

I  Vgl  «uletct  den  PL  Beschl.  v.  20.  Dec.  75  (Entsch.  Bd.  76  S.  21  ff., 
♦jffn  auch  Seuff.  Bd.  N,  jj  S.  85-89),  der  eingebend  nachweisi; 
dass  Aktiengesellschaften  in  keintr  Besiehung  als  Soaetätm  betrachtet 
wden  können,  auch  nicht  als  irgend  eine  »Modifikation«  derselben. 
Ferner  Erk.  v,  12,  Nov,  63,  18.  Juli  65,  29.  Sept.  68  u.  26.  Sept.  71 
B4  $8  S.  16,  Bd.  >9  S.  }}o,  Bd.  61  S.  aoa ff.,  Bd.  82  S.  3}s. 

*  Erk.  des  O.  Tr.  Stuttg.  v.  5.  Nov.  64  (Seuff.  Bd  18  X.  267). 
Derselbe  Gerichtshof  hatte  sich  schon  vor  dem  Erlass  des  H,  G.  B.  int 
Irk,  V,  II    Febr    57  (Seuff.  Bd    12  N    58  S.  73- -79)   dafür  ausge- 
sprochen, Jjs;»  die  wahre  Aktiengesellschatt  ihrem VVesen  nach  ein  wtuigirtes 
Rcchrssui^jckt«  sei  und  deshalb  nur  mit  Staatsgenehmigung  erricluet  wer- 
den  könne. 

•  Erl.  des  ßad.  VcnÄ'altungsgenclitshofcs  v.  6.  Juli  i86y  {l.  f.  H.  R. 
Bä.  Ii  S.  262—266). 
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gegen  hat  die  gegentheilige  Ansicht  in  der  Rechtsprechung 
übciiuLipt  keine  Vertretung  gefunden'. 

Die  Praxis  befindet  sich  hierbei  in  Übereinstimmung 
mit  der  in  der  Theorie  heute  herrschenden  Lehre.  Denn 
so  weit  im  Übrigen  die  Anschauungen  über  das  Wesen  der 
Aktiengesellschaft  auseinander  gehen  ^  so  ist  doch  die  An- 
erkennung ihrer  juristischen  Persönlichkeit  mehr  und  mehr 
durchgedrungen  \  Und  es  läßt  sich  unschwer  voraussehen, 
daß  die  von  Thbl  energisch  festgehaltene  rein  societäts- 
mäßige  Konstruktion  dieser  Verbandsform  ihren  berühmten 
Vorkämpfer  nicht  lange  Oberleben  wird^ 

<  Vor  dem  Erlass  des  H.  G.  B.  huldigte  x.  B.  die  Sächnsche  Praxis 

{Httubold  §  289  d)  und  die  Bad.  Praxis  (Erk.  des  O.  H.  G.  Mannheim  in 
Z.  f.  H.  R.  II  S.  151  ff  )  der  Societätstheorie. 

'  Vgl.  die  Übersicht  der  Theorien  in  meinem  Genossenschnttsr.  I 
S.  1005  flt.,  bei  Renaud  S.  153  A-»  ^iobb€  S.  473  N.  U  u.  trimker  in 
Endeniann's  Handb.  I  S.  679  ff. 

J  Vgl.  die  Ciiate  bei  Rataud  S.  1)1  N.  i  u.  Stobbe  a.  a.  ü.,  auch 
Remda  a.  a.  O.  S.  53.  Daxu  gehören  alle  Theorien,  welche  vom  Körper- 
schaftsbegriff  ausgehen,  sei  es  nun  vom  reinen  oder  modificircen  römisdien 
Korporationsbegriff  (vgl.  die  in  meinem  Genosscnscluiftsr.  a.  a.  O.  N.  itj 
genannten  Schriftsteller  u.  seitdem  z.  B.  IVieiur  Z.  f.  H.  R.  Bd.  24  S.  50, 
LcnL'crifrld  Akticnges.  S.  104  ff.,  Stobbe  5  58),  sei  es  von  einem  dcutsch- 
rccluhchcti  korporativen  Ccnos<;ensch.iftsbep:riff.  (unrichtig  is-t  d.iher  auch 
hier  wieder  die  (-harakterisirung  der  neueren  Gcnos:^'nscliaftsthcorie  bei 
Renaud  S.  146  u.  Sloi>be  S.  174,  welcher  Letztere  auch  Beseler  und  mir  die 
Aniuhme  »dner  zwischen  der  Gesellschaft  u.  der  juristischen  Person  in  der 
Mitte  schwebenden  Genossenschaft«  andichtet;  dies  passt  nur  auf  die  in 
meinem  Genossensehaftsr.  a.  a.  O.  K.  116  aufgezählten  Schrifeteller). 
Vgl.  auch  Behretid,  Lehrb.  des  H.  R.  §  62  N.  3.  Ebenso  aber  muss  man 
eine  Reihe  von  Theorien  hierlier  stellen,  welche  zwar  den  Cesell- 
schattsbcgriti  anwenden  oder  gar  zu  Grunde  legen,  jedoch  die  Annahme 
einer  selbständigen  juristisclien  Person  damit  verbinden  (so  ausser  den 
a.a.O.  X.  115  Gcnaunicn  jetzt  Gerber  5  I9i>,  auch  Denümrg  Preuss. 
P.  R.  II  S  0*  u.  Pand.  5  60,  u.  Gireis  Handelsr.  S  3$)-  End- 
lich stimmen  in  diesem  Punkte  auch  die  Theorien  ikberein,  welche  f&r 
das  Subjekt  der  Aktiengesellschaft  eine  personi6cirte  Anstalt  oder  Stiftung 
erklären  (a.  a.  O.  N.  120),  oder  an  die  Stelle  der  juristischen  Person 
hier  wie  überall  das  selbständige  Zweckvermögen  setzen  (a.  n.  O.  N.  119). 

^  Von  den  Anhängern  der  eigentlichen  Societätstheorie  (a.  a.  O. 
S.  1007  N.  HO)  hat  inzwischen  Gerber  seine  Ansicht  gewechselt;  die 
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Bei  der  Rechtfertigung  der  Annahme  einer  eignen  Rechts- 
person Hjhkcit  der  Aktiengesellschaft  spielt  stets  die  Fassung 
des  U.  G.  B.  An.  213  eine  hervorragende  Rolle.  Allein  die 
Prajcis  bat  mit  Reche  sich  nicht  ausschliesslich  auf  den  Wort* 
laut  dieses  Artikels  gestützt,  mit  welchem  immerhin  eine 
Auflassung  der  Aktiengesellschaft  als  einer  hios  kollektiven 
Personeneinheit  vertraglich  wäre'.  Auch  hat  sie  nicht  ledig- 
lich aiil  den  Unisiaiid  Gewicht  gelegt,  dass  den  N'creins- 
gläubigem  nur  das  Vercinsvcrniogen  haftet  \  Sie  hat  viel- 
mehr vor  Allem  die  gesetzlich  anerkannte  körperschaftliche 
Organisation  betont,  vermöge  deren  der  Bestand  des  Ver- 
bandsganzen von  den  verbundenen  Individuen  abgelöst  wird 
und  ein  einheitlicher  Gemeinwiile  innerhalb  der  Geselischafts- 
sphire  den  Einzelwülen  herrschend  gegenübertritt.  Die  von 
den  Gegnern  erhobenen  Bedenken  aber  hat  sie  allerdings 
nur  unvollkommen  widerlegt,  indem  sie  unter  der  Herrschaft 


neue  Verthcidigung  derselben  durch  Rringamini,  die  Rechte  der  Aktionäre 
u.  die  Haftbarkeit  des  Aulsiclitsraths,  Frankf,  i8«i,  steht  auf  schwachen 
Füssen  (vgl.  Pappenfmm  Z.  f.  H.  R.  Bd.  29  S.  334).  Die  Theorie  der 
sachenrcchdichen  Gesellscbaft  (a.  a.  O.  S.  too^  K  118)  ist  verschollen. 
Aber  auch  die  modificine  Societätstheorie,  welche  den  Begriff  einer  Mos 
formellen  oder  kollektiven  Einheit  einfährt  (a.a.O.  S.  1008  \.  114), 
wird  heute  meist  nur  für  die  anderen  Formen  der  Handelsgesellschaft 
vertreten.  Was  endlich  die  eifjenartige  neue  Tlieorie  Priwhr's  a.  a.  ü. 
5  i)>  angeht,  von  der  es  schwer  zu  saj^en  ist,  oh  sie  zu  den  Socieläts- 
th<»rien  gehört  oder  nicht,  so  ist  derselben  schwerlich  eine  Zukunft  bc- 
schieden;  vgl.  meine  An/.eige  Z.  1.  H.  R.  Bd.  27  S.  164 — 165. 

'  Wenn  auch  die  Worte  »als solche  selbständig« ,  welche  in  Art.  2i% 
statt  der  Worte  »unter  ihrer  Firma«  in  Art.  iil  auftreten,  jedenfalls 
eine  Steigerung  der  rechtlichen  Einheit  des  ^'erbandes  ausdrücken,  so 
braucht  doch  damit  nicht  nothwendig  diese  Einheit  als  eine  von  der  /u> 
sammenpefassten  Pcrsonenviclheit  vcf^chiedene  Person  bezeichnet  zu  sein. 
Koch  weniger  ist  dies  bei  dem  einlachen  Worte  »selbständig«  im  Schweiz, 
übi.  R.  S  62s  der  l  all. 

*  Allerdings  ist  nach  unserm  bestehenden  Recht  schon  dieser  Um- 
stand eotsdieidend;  vgl.  meio  Genossensdiaftsr.  II  S»  73.  Allein  denk« 
bar  wire  ein  Recht,  welches  ein  im  Übrigen  nur  relativ  selbständiges 
Sondergut  doch  in  Bezug  auf  die  Haftungsverhältnisse  atnolut  abschlösse. 
Vgl,  Ehrtubtrg,  beschränkte  Haftung  S.  44$  A*. 
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der  römischen  Theorie  des  Korporadonsvermögens  eine  an- 
gemessene Konstruktion  der  genossenschaftlichen  Sonder*- 
rechte  nicht  zu  finden  vermochte  und  insbesondere  sich  ge- 
zwungen sah,  den  durch  das  Gesetz  (An.  216)  dem  Aktio- 
när verborgten  »verhältnißmäßigen  Antheil  an  dem  Ver- 
mögen der  Gesellschaft«  gewaltsam  ans  der  Weh  zu  schaffen  \ 
2.  AlilIi  die  ein^iUrügtHtii  Li-^'crhS'  und  Ulrthsrhaflsge- 
nossenschaften  liai  das  Reichsgericht  konstant  als  juristische 
Personen  nni^csehLMi  und  behandelt \  Es  hat  damit  einen 
erheblichen  Fortschritt  vollzogen.  Denn  die  bisherige  Praxis 
neigte  zwar  meist  zu  derselben  Auffassung,  wagte  aber  nur 
selten,  die  eigne  Rechtspersönlichkeit  der  Genossenschaften 
ausdrücklich  anzuerkennen'.  Überdies  ist  hier  die  gegen- 
theilige  Meinung  der  Rechtsprechung  nicht  fremd  geblieben^ 


'  Hicraui  kommen  wir  unten  zurück. 

*  So  legen  z.  B.  die  Erk.  v.  12.  Jan.  1881  u.  26.  Sept.  83  CS.  III 
N.  7  S.  II  u.  VIII  N.  2  S.  5  der  eingetragenen  Genossenschaft  aus- 
drücklicli  »juristische  Persönlichkeit«  bei;  vgl.  ferner  Erk.  v.  15.  Nov.  80 
Str.  S.  III  N.  14  S.  140  (»selbständiges  Rechtssubjekt«)  u.  v.  11.  Juli  81 
ib.  V  N.  2  S.  8  (»besoodtires  Rechtssubjekt«), 

'  Im  Voraus  that  dies  dn  Erk.  des  O.  A.  G.  Berlin  v.  1 1.  Dec  67 
(Seuff.  Bd.  21  N.  96),  indem  es  das  Preoß.  Genossenscbaftsgescu  als 

Beweis  dafür  anzog,  daß  die  solidarische  Haftung  der  Verelnsgli^er  mit 
der  Annahme  einer  besonderen  Persönlichkeit  des  Vereins  verträglich  sei. 
.\uch  ein  Erk.  des  Ü.  A.  G.  Dresden  v.  2  Aug.  78  (Seuff.  Bd.  5$  N.  268 
S.  ^90)  erklart  die  Genossenschaft  von  der  i.intragung  an  lür  ein  »neues 
Hechtssubjekt«  und  eine  »vermÖgcn'-rrLhTliche  Person«.  Das  R.  O  H.  G. 
jspricht  im  Erk.  v.  7.  Marz  77  Bd.  22  .\.  24  S.  104  von  der  »Rcchts- 
persdoUchkeit«  der  Genossenschaft  und  ^ointattcfa  im  Erk.  v.  17.  Dec  77 
Bd.  2)  N.  2$  S.  7S  indirekt  die  juristische  Piersöolichkeit  der  Genossen- 
Schaft  an. 

<  Vgl.  2.  B.  Erk.  des  A.  G.  Naumburg  b.  Gnuhot  Bd.  21  S.  547  (f.  — 
Auch  das  Erk.  des  O.  L.  G.  Hamburg  v.  16.  Nov.  80  (Seuff.  Bd.  )8 
N.  2  S.  2—4)  geht  von  einer  anderen  Auffassung  aus,  wennschon  es 
die  eingetragene  Genossenschaft  zu  den  »gesellschaftlichen  Korpor.ttionen 
des  modernen  Rechtes«  zählt.  Denn  es  sieht  nicht  nur  schoti  in  der 
offenen  Handelsgesellschaft  eine  derartige  Formation,  sondern  stellt  die 
Komnundagesellschaft  sogar  mit  der  Genossenschatt  auf  vollkommen  die- 
selbe Stufe  der  Gesellschaftsbildung. 
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Die  Praxis  des  Reichsgerichts  befindet  sich  auch  hier 
im  Einklang  mit  der  in  der  Theorie  siegreichen  Lehre'. 
Doch  ist  bei  den  eingetragenen  Genossenschaften  der  Wider- 
sund gegen  die  Annahme  einer  Vereinspersönlichkeit  auch 
heute  noch  verbreiteter  und  zäher  als  bei  den  AktiengeseU- 
Schäften 

Demi  hier  fällt  für  jeden,  der  nicht  schon  die  offene 
Handelsgesellschaft  zur  juristischen  Person  erhebt,  zunächst 
das  Argument  aus  dem  Worthiut  des  Gesetzes  fort  \  Vor 
Allem  aber  ist  es  die  Solidarhaft  der  Mitglieds r,  wodurch 
nicht  nur  ein  zweiter  Grund,  der  die  körperschaitliche  Natur 
des  Aktienvereines  stützt,  hier  beseitigt,  sondern  den  Gegnern 


*  Vgl.  die  übcrsiclit  u.  den  Nachweis  der  vcrscliicdcncn  Theorien 
bei  V.  Sicherer,  die  Genossenschaftsgesetzgeb.  S,  loi  ff.,  Stdtbe  j  60  N.  4, 
Krasitopoiskif  Z.  f.  d.  Priv,  u.  öff.  R.  d.  Gegenrw.  Bd.  8  S.  54  ff.,  Gold- 
sdmitU,  ErwerbS'  u.  Wirthschaftsgenoss.  (Separauusgabe  aus  Z.  f,  H.  R. 
Bd.  37)  S.  II»  f^olff  in  Endemaon's  Haodb.  I  S.  797 ff.,  Mandry  a.  a.  O. 
S.  169  ff.  Das  Übergewicht  behauptet  durchaus  die  Auffassung  der 
Genossenschaften  als  Körperschaften  (daf  ür  /..  B.  Schulie-Dclitisch,  Parisius, 
V.  Gerher,  Re^rler,  Ging  irr,  IVind^chciil,  Roth,  Stohhc,  Dahn,  v.  Wächter, 
ßöijlau,  H'ilkmi,  Rounthal,  Sachs,  Jivl^e,  R.  Koch,  Rovicr,  Gohischiniilt.  Kah, 
Behrend  5  62  N.  } ;  vgl.  meine  Auslührungen  Gcnossenschaltsr.  I  i  lü)  Ii. 
u.  II  923,  Art.  »Genossenschaften«  in  v.  Holtzendorff's  Rechtslexikon, 
Z.  f.  H.  R.  Bd.  20  S.  joaff.  u.  Krit  V.  Sehr.  Bd.  34  S.  587  ff  ).  Einige 
Schriftsteller  verbinden  mit  der  Annahme  einer  wahren  juristischen  Per* 
sönlichkeit  in  der  einen  oder  anderen  W'ci^c  den  Begriff  einer  Socictät 
(«.  B,  V.  Sichtrer,  Anschüti,  Demburg,  Wolff  u.  Matuiry.)  Auch  findet 
Mch  eine  mehr  stiftungsmäßige  Auffassung  des  Rechtssubjektes  (z.  B.  bei 
Kunt^e  u.  Enäemann). 

'  -\n  der  Reliandlung  der  Genossenschaft  ils  einer  niodificirten 
Socictat  halten  auch  nach  dem  Reichsgesetz  Schmidt,  tiauscr,  Thol,  Laband, 
Schuster,  Kramopohki  u.  Garen  fest  (vgl.  die  Nachweisungen  an  den  in 
d.  vorigen  Ann»,  angcf.  Stelieu;,  wennschon  Gareis  hier  wie  bei  der  offenen 
Handelsgcsdlscbalt  eine  «relative  juristische  Person«  annimmt.  Früher 
huldigte  auch  Reib  (Bayr.  C.  R.  i.  Aufl.  $  43  N.  8)  der  Societitstheorie. 

>  Das  Geoosscnschaftsges.  $  u  erUirt  die  Genossenschaft  nur 
ebenso  wie  das  H.  G.  B.  Art.  111  die  ofiene  Gesellschaft  tür  rechts- 
fähig »unter  ihrer  Firma«.  Dagegen  gewährt  ihr  das  Schwei«.  Ohl.  R. 
5  678  »das  Recht  der  Penönlichkett«. 
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Ihre  HaaptwafFe  geliefert  wird Will  doch  eine  neuere 
Doktrin  geradezu  das  entscheidende  Grenzmerkmal  zwischen 
Körperschaft  und  Gesellschaft  in  dem  Vorhandensein  oder 
Nichtvorhandensein  einer  Mitgliederhaftung  finden*.  Somit 
bedurfte  es  zunächst  des  Nachweises^  dass  eine  subsidiäre 
Haftung  der  Einzelnen  fikr  die  Vereinsschulden  mit  dem 
KörperschaftsbegrifF  vereinbar  ist  ^  Der  positive  Beweis  aber 
für  die  kori)crsclialili(.iic  Xaiui  der  cin^ciragcncn  Genossen- 
schaft ließ  sich  hier  lediglicli  aus  der  gcsctzlichL'n  Anerken- 
nung der  durch  die  Organisation  einer  Vielheit  erzeugten 
selbständigen  Verbandseinheit  erbringen^.  Die  Schwierig- 
keiten entstehen  auch  hier  wieder  erst  aus  der  eigenartigen 
Verknüpfung  von  Individualrechten  und  Individualverbind- 
lichkeiten  mit  der  Vermögensherrschaft  der  einheitlichen 
Gesammtperson. 

5.  Rückhaltlos  hat  das  Reichsgericht  den  Gewerkschaften 
des  neueren  Redftes  die  juristische  Persönlichkeit  trotz  der 
nur  indirekten  Anerkennung  derselben  im  Preußischen  Berg- 
gesetz und  den  iliiii  luciigebiidcicii  Gesetzen  zugesprochen  ^ 


'  Unter  den  S.43  N.2  goianmen  Schriftstellern  legt  nur  Kraaupolski 
hierauf  kein  Gewicht. 

*  So  Umayer,  Ö^err  Gerichts^.  1869  S.  14— 1$;  Roth,  a.  a.  O.; 
Laband,  Z.  f.  h'  R,  Bd.  17  S.  ;m;  Ehnnba.^.  Knt.  V.  J.  Sehr.  Bd.  Ji 
S.  167  ff.  (']cU\  ziiruckgciKininicn  in  •) Bcscliranktc  U-iÜiiiii;«  S.  4)  l). 

J  Diesen  Nachweis  haben  namemiich  i .  Sichtiti  a.  a.  0.  S.  109  ti., 
CMscbmidt  a.  a.  O.  S.  5S  ff.  u.  Sichke  $  ^  unwiderleghch  gefOhn.  Zu 
.  den  Gesetien,  welche  dies  ausdrOcklieh  anerkennen  (Pt.  L.  R.  II  6  $  94, 
Engl.  Recht,  Sachs.  Ges.  v.  15.  Juni  t868)  kommt  jetzt  das  Schweiz. 
Obl.  R.  S  678  mit  5  689  ff.  Hlct  sei  nur  noch  darauf  hingewiesen,  daß, 
wenn  <üe  subsidiäre  Haftung  der  Einzelnen  den  BcgriiT  der  Korporation 
au<;5chlösse,  die  .iltere  gemeinrechtliche  Doktrin  überhaupt  Korporationen 
nicht  gekannt  hätte;   vgl.  mein  Genossenschattsr.  Iii  S.  214,  379ff.i 

449  ff.»  730. 

4  Vgl.  meine  Ausfuhrung  in  der  Krit.  V.  Sehr.  Bd.  24  S.  }88ff. 

t  So  z.  B.  Entsch.  des  R.  G.  v.  1$.  Januar  81,  v.  27.  April  8t  u. 
V.  4.  Nov.  83  C  S.  III  N.  78  S.  286,  iV  N.  81  S.  joa,  VlU  N.  $6, 
S.  222;  V.  26.  Nov.  81  u.  9.  Jan.  82  Str.  S.  V  N.  59  S.  i8jff.  u. 
N.  i$o  S.  428. 
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wie  di<s  auch  die  frühere  Rechtsprechung  durchweg  gethan 
hat Auch  in  der  Theorie  herrscht  hier  keine  Meinungs> 
Verschiedenheit',  obwohl  die  Durchföhrung  des  Körperschafts- 
begriffes bei  der  Gewerkschaft  keine  geringeren  Anstände 
als  bei  der  Aktiengesellschaft  zu  überwinden  hat. 

Daliegen  will  das  Reichsgericht  gleich  dem  ehemaligen 
Preußischen  Obertribunal  die  Gewerkschaften  des  älieren  Rechts 
nicht  als  juristische  Personen  gelten  lassen  K  Für  das  Gebiet 
tks  preußischen  Landrechts  ist  in  der  That  eine  andere  Kon- 
struktion möglich  und  wohl  auch  geboten  1  Nach  gemeinem 
Recht  aber  kann  diese  Lösung  der  in  der  Theorie  bestrittenen 
Frage  nicht  als  angemessen  erachtet  werdend  Jedenfalls 


*  Vgl.  z.  B.  Entsch.  des  Prcuß.  Ü.  Tr.  v.  7.  Jnn.  74  u.  i  j.  Sept.  77 
Bd.  71  S.  261  u.  Bd.  80  S.  292;  R.O.  H.G.  12.  Oki.  74,  21.  Okt.  7=;, 
I«.  Jan.  76,  6.  Mai  79  Bd,  14  S.  245,  Bd.  18  N.  76  S.  267,  Bd.  19 
S.  &2  S.  19t»  Bd.  2$  N.  68  S.  280. 

*  Vgl.  mein  Genossenschaftsr.  1  S.  978—979;  Achenbach,  Bergr.  I 
507  ff. ;  A7<  ^tt-r  wann,  Preuß.  Bergr.  §  22;  Brassert,  Zeitschr.  f.  Bttf^r*  Bd.  t8 
S  54;  Dernburg,  Preuss.  P.  R.  I  S  269;  Bffth,  Bayr.  C  R.  III  $270 (f.; 
BeseUr  5  204:  Gengier  5  96;  Stohbe  5  59. 

J  R.  G.  15.  Jan.  81  C.  S.  III  N.  78  S.  279  u.  287,  auch  30.  Juni 
80  C.  S.  II  N.  79  S.  295 -?o?,  4.  Nov.  .S2  C.  S.  VIII  N.  s6  S.  222. 
EbcHM  Preui^.  O.  Tr.  3.  Juli  ,8  Htusch.  Bd.  39  S.  340,  26.  Juni  72 
Bd.  67  S.  239,  7.  Sept.  77  Bd.  67  S.  239. 

*  Denn  etoerseits  ndthigt  hienu  die  Fassong  der  Bestimmungen 
des  IVeuO.  A.  L.  R.  II  16  $  272  ff.  (bes.  der  Verweisiingen  in  $  268 
u.  314)  u.  des  Ges.  v.  12.  Mai  1851.  Andererseits  ergießt  die  Kombination 
«fcs  laodrcchilichen  Begriffes  des  gemeinschaftlichen  Eigoithuros»  welcher 
den  rönnschcn  Miteigenthiimsbegriff  völlig  /urückzudrangen  gestattet,  mit 
Jem  BeqTtff  der  »»erlnubtcii  Gescllschatt«  (Hntscii.  des  O.  Tr.  v.  5.  Juli  jS 
1.  i  O  \  diL-  Möglichkeit,  die  Gewerkschaft  auch  uline  Zucrkennung  des 
NamaiÄ  der  juristischen  Person  sachlich  als  Korperschaft  zu  behandeln. 

J  Vgl.  darüber  mein  Genossenschaftsr.  I  S.  975  ff.  u.  Stobhe  S  59  U. 
l'cbrigens  sprechen  auch  die  Gegner  der  Annahme  einer  juristischen  Per- 
steficbkett  After  von  einer  »Gesellschaft  mit  Hinneigung  xü,  einer  juris* 
tischen  Persoo«  {Stohbe  a.  a.  O.  S.  485)  oder  gar  von  einer  »/wischen 
Jcr  \'crtragsgcmeinschaft  und  der  juristischen  Person  in  der  Mitte  liegen» 
deo  Stellung«  ( Khstermann  a.  a.  O,  S.  275);  vgl.  auch  Gerher  ^  97;  Dcrn- 
V;'  Preuß.  P.  R.  15  2^«.  ^^'tnn  lirkker  1.  f.  H.  R.  IV  S.  den 
Bq^riif  des  abhingigcai  Zweckvennögens  für  ausreichend  hält,  um  die 
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reicht  die  Berufung  auf  die  Imxnobiliarqualität  der  alten  Kuxe 
nicht  äufiy  um  den  Beweis  zu  führen,  daß  es  sich  nur  um 
ein  modificirtes  Miteigenthum  und  eine  darauf  gebaute  Ge- 
sellschaft handeb  kann Denn  die  alte»  Kuxe  sind  so  gut 
wie  die  neuen  Kuxe  ihrem  vermögensrechtlichen  Inhalte  nach 
bloße  ideelle  Werthantheile  am  Gewerkschaftsvermögcn, 
welche  den  einzelnem  Gcwerken  keine  uniniuclbare  Mitherr- 
schaft :\n  der  Sache,  sondern  nur  einen  gliedmäßigen  An- 
theil  an  der  genossenschaftlichen  Beherrschung  derselben  ge- 
währen \  Die  neuen  Kuxe  aber  haben  den  Charakter  ideeller 
Antheile  durch  die  Mobilisirimg  keineswegs  abgestreift.  Offen- 
bar können  blosse  Werthquoten  eines  in  der  Hauptsache 
liegenschaftlichen  Vermögens  an  sich  so  gut  den  Regeln 
der  unbeweglichen  wie  der  beweglichen  Sachen  unterworfen 
werden Das  geeigneteste  Mittel  der  Durchführung  des 
einen  und  des  andern  Princips  ist  dort  die  ^^rundbuchniaßi^c 
Eintragung  der  Kuxe  und  Kuxantheile,  hier  deren  werih- 


Gcwerkschaft  zu  konstruiren,  so  scheint  doch  nach  seiner  eif^eiien  Cha- 
raktcrisirunf^  des  GewerkschnfTsvcrmöpcns  vielmehr  ein  selbständiges 
Zweckvemiöpcn  vor/ulirecn.  das  d.inn  i^leich  dem  Aktiengesellscliatts- 
vemiögen  einer  besonderen  Rechtssubjekiivitat  bedarf. 

*  Auf  die  Behandlung  der  Kuxe  ah  Eigentliumsaotheile  mit  selb- 
ständiger Immobiliareigenschaft  tedociren  sich  alle  Besonderheiteil,  aus 
denen  in  der  Praxis  und  in  der  Theorie  gefolgert  xu  werden  pflegt,  daß 
die  alte  Gewerkschaft  ihrem  Wesen  nach  keine  juristis.  hc  Person  sein  könne. 

*  Der  einzelne  Gewerke  kann  seinen  Antheil  nach  den  Regehi  des 
Immobiliarsachenrcchts  veräußern  und  belasten:  daneben  aber  bleibt  die 
Verfügung  der  Gewerkschaft  über  das  Berg\\'erk  als  Gaiucs  vorbolialtcn. 
wenn  auch  liiorbei  dem  MelirheitsbcschlulA  gesetzliche  Schrankai  gezogen 
sind  (Prcufj.  Ges.  v.  12.  Mai  i8jo  ^  4  u.  6,  Berggcs.  §  227  u.  250; 
Bayr.  Bergges.  5  229). 

^  Von  Natur  sind  sie  weder  unbeweglich  noch  beweglich,  da  sie 
keine  körperlichen  Sachen  sind.  Uebrigens  muß  auch  bei  der  Auffassung 
der  alten  Kuxe  als  »Miteigenthumsantheile  an  einer  unbeweglichen  Sache« 
alsbald  hinrugefögt  werden,  daß  sie  »nebenher  Geschäftsantheile  am  ge- 
werkschaftlichen Unternehmen  sind«  ;  R.  G.  j).  Jan.  8r  C.  S.  III  N  78; 
Klostermann  a.  a.  Ü.  S,  221  (»ein  ideelier  Thcil  einer  uiibcu  e^Michen 
körperlichen  Sache,  mit  dem  ein  Antheil  an  einem  Veniiügensinbegrittc 
untrennbar  verbunden  ist«). 
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papiermäßige  Verkörperung.  Gerade  hierdurch  aber  wird 
der  Inhalt  des  Rechtes  nicht  berührt.  Wenn  daher  die  ver- 
hältnismäßigen Antheile  der  Gewerken  am  Gewerkschafts- 
vermögen  bei  den  neuen  Gewerkschaften  den  Begriflf  der 
Körperschaft  nicht  ausschließen,  so  hindern  sie  auch  nicht 
dessen  Anwendung  auf  alte  Gewerkschaften,  falls  im 
Ucbrigen  dessen  Voraussetzungen  bci^runJct  sind'.  Wenn 
man  daizci^cn  liier  wie  bei  den  Aktiengesellschaften  einem 
theoretischen  Vorurtheil  zu  Liebe  die  »Antheile«  am  Ver- 
mögen hmwcgdeduciren  zu  müssen  glaubt,  um  zur  Aner- 
kennung einer  Gesammtpersöniichkeit  zu  gelangen,  so  braucht 
man  bei  den  alten  Kuxen  nicht  gewaltthätiger  zu  verfahren 
wie  bei  den  neuen.  Wer  bei  den  letzteren  zu  bloßen  »obli- 
gatorischen Ansprachen«  der  Gewerken  gegen  die  Gewerk- 
schaft fluchtet*,  kann  bei  den  ersteren  seinem  romanisttschen 
Gewissen  durch  die  Annahme  eigenartiger  »jura  in  re  aliena« 
Genüge  thun 

II.  Auf  der  anderen  Seite  hat  sich  die  deutsche  Recht- 
sprechung nicht  dauernd  dazu  verleiten  lassen,  aus  der  ge- 
setzHchen  Anerkennung  einer  Gesellschaft  oder  Gemeinschaft 
als  einer  juristischen  Einheit  auch  da  eine  Verbandspersön- 


*  Iii.  kommt  also  w  ieder  nur  darauf  an,  ob  die  Gewcrkschaü  eine 
körpersdiaftlichc  Verfassung  liat;  vgl.  mein  Genossenschaftsr.  1  S.  97}  ff.  — 
Die  Hafttingsverhältnisse  bei  der  genidnrcchtlichen  Gewerkschaft  sind 
von  denen  b«i  der  neuen  Gewerkschaft  nicht  princtpiell  verschieden.  Eben- 
sowenig besteht  nach  jetzigem  Preuß.  Bergrecht  ein  Unterschied  hin- 
sichtlich der  Haftung  der  Gewerken  bei  ahcii  und  neuen  Gewerkschaften. 
An  sich  aber  ist  auch  die  vom  Preuß.  O.  Tr.  truher  angenommene  per- 
sönUchc  Verhaftung  der  Gewerken  für  Grubensohuldcn  (vgl.  Klosiermann 
a.a.O.  S  276  N.  i,  Slobb,'  5  59  N.  14,  Danburg  5  268  N.  28)  mit 
korporative:  Q.ujlji.u  der  Gewerkschaft  vereinbar. 

»  So  Roth,  Bayr.  C.  R.  III  ^  272  HI;  Stobhe  a.  a.  O.  .S.  1S7, 

^  Einen  Anhalt  hierfür  wurde  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Auf- 
fassung der  Freikuxe  als  »Realberechtigungen«  am  Etgenthum  der  Ge- 
werkschaft bieten;  vgl.  Preuß.  Bcrgges.  5  224,  R.  G.  4  l*^ov.  82  C  S. 
VIII  K  $6  S.  223.  Denn  was  der  echte  Kux  vor  dem  Freikux  voraus 
hat,  besteht  nur  in  der  mit  ihm  verbundenen  Mitgliedschaft. 
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lichkeit  zu  folgern,  wo  es  in  Wahrheit  an  einer  von  den 
verbundenen  Individuen  abgelösten  Willenseinheit  fehlt. 

Vor  Allem  hat  das  Reichsgericht  der  ojfmen  Handäs- 
gcsellschafl  die  Eigenschaft  einer  juristischen  Person  ausdrück-  • 
lieh  abgesprochen  ^  In  demselben  Sinne  hatte  sich  bereits 
das  Reichsoberhandelsgericht  entschieden*.  Auch  sonst  hat 
die  Praxis  sich  mehr  und  mehr  von  der  Hinemtragung  des 
Gedankens  der  juristischen  Person  in  die  einziehe  Handels- 
gesellschaft abgewandt  ^  Unmittelbar  nach  Erlaß  des  Handels- 
gesetzbuches machte  sich  allerdini^s  eine  sehr  starke  gegen- 
theilige  Strömung  bemerkbar  \  Allein  dieselbe  begreift  sich 

'  Emsch.  V,  8.Dcc.ik),4.  Oct.81,9.  JiiliSi  u.  i  i.Oct  8?  C  S.  III.  N.  17 
S.  57—58,  V  N.  13  S.  )5,  N.  16  S.  71  u.  XI  N.  ij  .S.  117.  Dazu  die  wichtige 
Entsch.  V,  24.  Juni  82  C.  S.  IX  N.  32  S.  143-146  (Seuft,  Bd.  38  N.  f4S 
S.  192—194).  Dagegen  operin  die  Entsch.  v.  29.  Juni  8|  C.  S.  X  N.  8B 
S.  301— )oa  mit  der  swiefacben  Möglichkeit»  daß  die  offene  Handelsgesell- 
schaft juristische  Person  ist  oder  nicht  ist,  um  zu  beweisen,  daß  die  Haftung 
der  Gcscllscliaft  für  den  Gesellschafter  bei  jeder  der  beiden  Konstruktionen 
sich  auch  auf  das  deliktische  Moment  eines  Rechtsgeschältes  erstreckt. 

*  Kutsch,  des  R.  O.  H.  G.  v.  7.  Febr.  71,  7.  Nov.  71,  14.  Febr.  72, 
28.  Jan.  7j,  4,  Febr.  74,  27,  Juni  74  u.  26.  Juni  76  Bd.  II  N.  6  S.  59, 
III  N.  86  S.  417.  V  N.  46  S.  205,  LX  N.  5  S.  17-18,  XII  N.  84 
S.  261»  XIV  N.  2  S.  5,  XX  N.  54  S.  t8o. 

3  Vgl.  X.  B.  Entsch.  des  O.  A.  G.  Dresden  v.  14.  Sept.  6$  b.  Seuff. 
Bd.  20  N.  157  S.  249—250;  O.  \.  G.  Jena  v.  1870  ib.  Bd.  25  N.  49; 
O.  L.  G.  Celle  v.  6.  Aug.  80  ib.  Bd.  55  N.  250  S.  232—234;  O.  L.  G. 
Naumburg  v.  16  Okt.  82  ib.  Bd.  59  N.  122  S.  179— 180;  auch  .\.  G. 
Naumburfj  Z.  f,  H.  R.  Bd.  22  S.  2H0— 281  (wo  freilich  trotzdem  eine 
Entscheidung  geulh  w  ird,  die  ohne  .Annahme  einer  juristischen  Persön- 
lichkeit schwerlich  haltbar  ist). 

•»  Vgl.  z.  B.  Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  18.  Mai  66  b.  Busch  Arch. 
Bd.  10  S.  312  (»jede  Handelsgesellsdiaft  hat  wesentlich  die  Rechte  einer 
juristischen  Person«);  Bad.  Versv.  Ger.  27.  April  66  ib.  Bd.  19  S.  40; 
O.  A.  G.  Celle  8.  Febr.  67  b.  Seuff.  Bd.  20  N.  242  (der  Sache  nach 
eine  juristische  Person,  mithin  ein  Subjekt,  das  »)mehr  in  einer  Rechts- 
idee besteht«'):  O.  G.  München  12.  .\pril  72  ib.  Bd  N.  91  S  n  }  bis 
1 1 5  (»in  gew  isser  Richtung  ein  selbständige!.,  von  den  l^Tioncn  der 
einzdnenGcsellsehafterverschiedenesRechtssubjckt«);  O.G.Wien  20. Febr. 
77  ib,  Bd.  33  N.  $$  (»besonderes  Rechtssubjekt«);  O.  A.  G.  Dresden 
20.  April  71  Z.  (.  H.  R.  Bd.  22  S.  282  (»als  juristische  Person  gedacht«); 
H.  A.  G.  NQrnb.  28.  März  70  ib.  Bd.  22  S.  309. 
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ak  Reaktion  gegen  die  ältere  gemeinrechtliche  Praxis.  Denn 
nMkm  diese  bei  der  Handelsgesellschaft  regelmäßig  mit  dem 
römischen  Societätsbegriff  operirte'»  verwarf  sie  manche 
mkehrsmäßig  läni^st  anerkannten  Sätze,  welche  das  Handels^ 

geseizbuch  dann  positiv  formulirt  hat,  als  unvereinbar  mit 
dctn  Wesen  jeder  nicht  zur  Korporation  erhobenen  Geseü- 
sciiah*.  Wenn  daher  auch  in  der  neuesten  Rechtsprechung 
die  Neigung  nicht  ganz  verschwunden  ist,  die  offene  Handels- 
gesellschaft als  juristische  Person  zu  konstruiren^  so  wird 
doch  ToraussicbtÜch  diese  Tendenz  in  demselben  Maße  er- 

■  Vgl.  z,  B.  O.  A.  G.  Dresden  Aug.  y\  b.  Scurt".  Bd.  15  N.  57 
^.  77—7^,  wo  sogar  Unterschrift  aller  Gescllschuttcr  /ur  Gültigkeit  einer 
Prf xc'^svollm.icht  gttorJcrt  wird,  weil  die  nfVenc  Handelsgesellschaft 
»ktme  init  Korporaiionsrechtcu  versehene  Genieuiiieit  ist«  ;  O.  A.  G.  Darm- 
Stadt  17.  Sept,  51  ib.  S.  76  (keine  juristische  Person  »wegen  Nicluhiiuu- 
tiines  der  Autorisatioa  der  Staatsgewalt«);  O.  A«  G.  Dresden  Dec  54 
ib.  Bd.  9  R  }3B  S.  4)o— 4)1  (sodetas  mit  institor  u.  Abrede  der  Solidar- 
haft); O.  A.G.  Löbeck  39.  Jan.  62  ib.  Bd.  18  N.  99  S.  i$6-is8  (eine 
Mehrheit  physischer  Personen,  »nur  formell  mit  dem  Schein  einer  han- 
deincJ  auftretenden  Personeneinheit  bekleidetet,  materiell  nach  den  Grund- 
sätzen den  römischen  socictas  zu  beurilieilenj ;  auch  O.  A.  G.  Lübeck 
14.  Jan.  62  u.  J9,  Jan.  62  Z.  f.  H.  H.  Bd.  ij  S.  232—234  u.  Bd.  7 
S.  474 — 477- 

*  Vgl.  auch  die  Bemerkung  von  Halm,  Komm,  suni  A.  D.  H.  G. 
(|.  Aufl.)  I  S.  )88,  dass  »alle  Rechtsstoe,  . . .  lu  deren  prinzipieller  Be- 
püodua^  man  cur  Aufstellung  des  Grundsatzes  von  der  luristischen  Per- 
steJklikeit  gegriffen  hatte,  durch  das  Geseubuch  als  selbständige  Rechts» 
siice  aaertaimt  worden  sind«. 

»  Viff.  z.  B.  Enisch.  des  O.  L.  G.  Hamburg  v.  16,  Nov.  Ro  oben 
S.42N.4.  Auch  das  Reichsgericht  hat  in  Strafsachen  Hntscheiduii^en  ge- 
trotie?^.  welche  dcu  ßegrill  der  juribiischen  Person  wieder  einschmuggclu; 
w  fc.r»>.  des  I.  Strafsenats  v.  31.  Jan.  80  Str.  S.  I  N.  i/o  S.  17Ö— 179, 
wonach  »die  unter  dem  Namen  einer  Handelsgeseilschaft  ausammen- 
gcfinste  Persooeomelirlieit  an  von  den  individuellen  Personen,  die  ihre 
Thcindimcr  sind,  verschiedenes  Rechtssubjdkt  bleibt«,  das  als  sokbes 
acte  bdei^gt  werden  kann;  bes.  aber  Erk.  des  III.  Strafsen.  v.  Juli  82 
Str.  S.  N.  5  S.  18—21,  wonach  die  Unterschlagung  oder  Entwen- 
dung von  Bcstandthcilen  des  Gesellscliaftsvermögens  durch  einen  Gesell- 
schattcr  gerade  so  zu  beurtheilcn  sein  soll,  wie  Unterschlagung  oder 
Ehcbstalil  von  Sachen  der  Aktiengesellschaft  durcli  einen  Aktionär  oder 
von  Sachen  der  Korporation  durcii  ein  Korporationsmitglied. 
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löschen,  in  welchem  die  demsclircchtliche  Auffassung  der 
Gesellschaft  den  römischen  Grundgedanken  verdrängt.  Wir 
werden  aber  unten  sehen,  dass  die  Praxis  unserer  höchsten 
Gerichtshöfe  durch  die  Verwendung  der  Begriffe  der  ge- 
saninuen  Hand  und  des  Sondervermögens  sich  diesem  Ziele 
stetig  nähert. 

In  der  Theorie  gehen  freilich  die  Meinungen  über  das 
Wesen  der  offenen  Handelsgesellschaft  auch  heute  noch  weil 
auseinander'.  Geht  man  einerseits  noch  immer  vielfach 
von  der  römischen  socieias  aus,  so  glaubt  man  andrerseits 
auf  die  Annahme  einer  juristischen  Person  nicht  verzichten 
zu  dürfen.  Indess  ist  dabei  zu  beachten«  dass  bei  manchen 
Schriftstellern  die  juristische  Person  hier  nur  ein  schiefer 
Ausdruck  ist,  hinter  dem  sich  der  richtige  Gedanke  einer 
kollektiven  Einheit  verbirgt*.  Man  will  damit  nur  die  Auf- 
fassung der  Gesellschaft  als  eines  bloßen  Obligationsverhalt- 
nisses  zwischen  souveränen  Individuen  abwehren  und  ak  das 
Subjekt  der  Gemeinschaltssphäre  eine  in  bestimmter  Weise 


'  Vgl.  über  die  versdiiedcnen  Ansichten  mein  Gcnn«;<;enschaftsr. 
I  S,  983  ff.,  V.  Sicherer  n.  a.  O.  S.  io\  tl.,  Riinda  a  a.  O.  S.  2,  tT.,  ILihn 
a.  .1.  O.  S,  574  tT.,  Rmauii,  das  Recht  der  Kommanditgcscllschattcn  (1884) 
S.  IUI  ff.,  IVhuhcheid  l  407  N.  2,  Stobbe  ^  49  N.  ?3,  Behrend,  Lchrb.  I,  5 
(1884)  S  62,  V.  Vblderndorff,  Kommentar  lum  Reicfasges.  v.  18.  Juli  84 
(Erlangen  1884)  S. 

'  Dies  gilt  im  Wesentlichen  von  der  »kollektiven  Personeneinheit« 
bei  Brinkmann  H.  R.  5  56;  von  der  Fassung  bei  Beseler  5  222;  von  der 
»relativen  juristischen  Person«  bei  IXihn,  handelsr.  Vortr.  S.  1 1  ff.  u.  Garets 
5  29;  von  der  jetzigen  Theorie  Dtrnburg'Sy  Preuss  P.  R.  II  5  217  u.  Pand. 

61.  Dagegen  nehmen  Oelpcke  in  sciiur  Zcitschr.  H.  2  S.  }  ff.,  Etuir- 
fiuinit.  H.  R.  [,  f,)  u.  ?8.  Amcbüti,  Konun.  II  S.  6ff„  Dcrnhurg,  Kompens. 
(2,  Aufl.)  S.  446  Anm.  i,  Salkcnuski  S.  55  ff.  u.  66  ff.,  v.  Sichere)  .1.  a.  O, 
S.  loj  ff.,  Winds^ad  a.  a.  O.  und  die  französischen  Juristen  eine  juri- 
stische Persönlichkeit  derselben  Art  wie  bei  den  Aktiengesellschaften  und 
sonstigen  korporativen  Genossenschaften  an.  Auch  v.  V9Hitmä»ff  a.  O. 
S.  4  —7  sehreibt,  obwohl  er  mit  der  Auffassung  des  Reichsgerichts  über- 
einzustimmen behauptet,  der  offenen  Handelsgesellschaft  »ein  von  den 
Personen  der  einzelnen  Gesellschafter  verschiedenes  abgesondertes  Rechts- 
subjekt« 7\\,  welches  er  dann  freilich  auf  einen  persouiücirte»  aVermögens- 
inbegritl«  zu  reducircn  sclieint. 
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verbundene  und  insoweit  einheitlich  zusamroengefasste  Per- 
sonenmehrheit  bezeichnen.  Allein  es  ist  durchaus  wfinschens- 
wcrth,  dass  solche  »unechten«,  »uneigentlichen«,  »relativen«, 
»halben«  Personen  der  JcucslIilh  Rcclussprachc  Ircnid  bleiben 
mögen.  Die  deutsche  Jurisprudenz  hat  sehr  wohl  daran  ge- 
tban,  sich  tjegcn  den  vagen  Begritf  der  moralischen  Person 
zu  strauben,  wie  ihn  die  frühere  Naturrechtslehre  ausgebildet ' 
und  die  Jurisprudenz  des  romanischen  Auslandes  gerade  für 
Handelsgesellschaften  übernommen  hat  *.  Denn  diese  Aus- 
dehnung des  Begriffes  der  juristischen  Person  hängt  damit 
zusammen,  dass  unter  der  Herrschaft  eines  schroffen  Indi- 
vidualismus der  Begriff  einer  wirklichen  Gesammtperson  über- 
haupt verloren  gegangen  und  der  zurückgebliebene  Begriff 
einer  Fiktion  der  Vielheit  als  Einheit  beliebig  verwendbar 
war.  Sieht  man  dagegen  in  der  juristischen  Person  einen 
vom  Recht  anerkannten  selbständigen  Träger  socialer  Willens- 
macht und  insbesondere  in  der  Körpcrscliaft  ein  die  Einzel- 
wesen als  Glieder  enthaltendes  Gemeinwesen,  so  wird  man 
den  Namen  der  »Person«  auch  nur  derjenigen  Verbands- 
einheit vorbehalten,  welche  vermöge  einer  die  Thcile  zum 
Ganzen  ordnenden  Verfassung  ein  von  dem  Wechsel  der 
Individuen  unabhängiges  eignes  Leben  führt.  Man  wird  ihn 
daher  unbedingt  der  offenen  Handelsgesellschaft  versagen, 
in  deren  Wesen  es  liegt,  dass  ihre  noch  so  energisch  aus- 
gestaltete gesellschaftliche  Einheit  in  den  verbundenen  In- 
dividuen beschlossen  und  von  den  Wechselfällen  des  Einzel« 
lebens  abhängig  bleibt  \ 

Was  von  der  otienen  Handeisgesellschaft  gilt,  das  gilt 
in  den  hier  beregten  Punkten  auch  von  der  Kommandit- 
gesellst  ha/i  \ 

*  Vgl.  meine  Schrift  über  Althusiu«;  S.  262  — 26^ 

'  \'gl.  die  Nachwdsuiigen  bei  Rmauä  a.  a.  O.  S.  lOi  u.  bes.  Bebrmd 
a,  a.  O.  S.  448. 

>  Vgl.  mein  Gcnossenschaftsr.  I  S,  98211.,  Ii  S.  yjöff.  u.  956. 

«  Botsch.  des  R.  O.  H.  G.  6.  Mai  79  Bd.  3$  N.  68  S.  280;  auch 
R.  G.  vj.  Nov.  79  C  S.  I N.  n  S.68— 74.  Vgl.  IVendi  bei  Endemaim  S.428fi: ; 
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Gleich  der  einfachen  Kommanditgesellschaft  kann  aber 
auch  die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  nicht  als  juristische 
Person  angesehen  werden.  Allerdings  ist  bei  ihr  das  Moment 
der  körperschaftlichen  Organisation  vorhanden.  Es  ist  daher 
begreiflich,  dass  die  Praxis  gleich  der  Theorie  hier  stärker 
schwankt  *.  Allein  nach  der  Gestaltung  des  positiven  Rechtes 
ist  die  gesü^innitc  koipor.uivc  Oigaiiisaiion  bei  dieser  Ge- 
sellschaft s  form  nur  ein  unselbständiger  Hülfsapparat  inner- 
halb eines  gesellschaftlichen  Ganzen,  dessen  komplicine 
Trägerschaft  ihren  juristischen  Schwerpunkt  in  bestimmten 
Individuen  hat Sie  verschafft  nur  einer  Vielheit  von  Thetl- 
habem  die  Möglichkeit,  nach  An  eines  einzigen  Komman- 
ditisten aufzutreten  und  so  in  der  kollektiven  Enheit  einer 
besonders  ausgestalteten  Gesammthänderschaft  sich  mit  den 
persönlich  haftenden  Gesellschaftern  zu  verbinden'.  Die 

Etmud  a.  a.  O.  S.  xoi  C  —  Dagegen  meiiit  v.  Völdemäorffz,  a.  O.  S. 
dass  die  Annahme  eines  selbständigen  Rechtssubjektes  hier  »noch  noth* 
wendiger«  sei. 

'  Das  R.  O.  H.  Ü.  spricht  im  I-Jrk.  v.  5.  Febr.  75  Bd.  16  N.  69 
S.  286  bei  der  Komm.indhgescllschatt  auf  Aktien  voii  »ihrer  Fcrsönlich- 
keitj  soweit  sie  solche  besiui«;  Ja^c^cn  scheint  es  in  den  Erk.  v.  2.  Nov. 
72  u.  25.  Juni  75  Bd.  7  N.  107  S.  415  u.  Bd.  18  N.  101  S.  595  diese 
Gesellschaftsform  lediglich  der  Konunandi^gescUschaft  gleichzustellen.  Ein 
Pkeiiss.  Erlass  v.  14.  Febr.  82  rechnet  auslindische  Kommanditgesell- 
schaften  auf  Aktien  au  den  »ausländischen  Korporaocmen  und  anderen 
juiistischen  Personen  des  Auslandes«,  die  für  den  Erwerb  von  Grund> 
etgenthum  in  Preussen  königlicher  Genehmigung  bedürfen.  —  Ueber  die 
Tlieoric  vgl.  mein  Genossenschaftsr.  I  S.  988  ff.,  Printker  bei  Jindeniaiui  1 
S.  686  tT.,  Rniami  a.  a.  O.  S.  iioff.,  Stobhf  §  58  N.  29  (er  erklärt  hier, 
an  seiner  irishcrcn  Ansicht,  dass  diese  GescUschalt  eine  juristische  Person 
sei,  zwciiciialt  geworden  zu  sein). 

'  Das  R.Gw  V.  t8.  Juli  S4  hat  hieran  nichts  geändert.  Vgl.  auch 
V.  Volderndorff  a.  a.  O.  S.  }8^39- 

)  Durchaus  sachentsprechend  ist  daher  die  Bdiandlung  der  Kom- 
manditgesellschaft auf  Aktien  im  R.  G.  v.  aj.  Okt.  1867  j  2,  wenn  zur 
Führung  der  Reichsflagge  seitens  eines  ihr  geliörigen  Seeschiffes  deutsche 
Rcichsangchörigkcit  sämnnlichcr  persönlich  haftenden  Gesellschafter  und 
Sil/  der  Gesellschaft  im  Inlande  gefordert  wird,  während  es  bei  Aktien- 
gesellscliaiten  und  eingetragenen  Genosscuschaltcn  nur  auf  den  Sitz  der 
Gesellschah,  bei  offenen  und  Kommanditgesellschaften  auf  die  Reictis- 
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Kommandkgeselischaft  auf  Aktien  Uesse  sich  freilich  mit 
geringen  Verändenuigen  ihres  Rechtes  als  Aktiengesellschaft 
mit  persönlich  haftenden  Voistehem  konstniiren Vielleicht 

entspräche  dies  sogar  besser  ihrem  Wesen.  Allein  das  posi- 
tive deutsche  Recht  erkennt  sie  eben  nicht  als  solche,  sondern 
nur  als  Kommanditgesellschaft  mit  einer  in  Aktien  zerlegten 
Gesammteinlage  an 

Völlig  hat  die  deutsche  Rechtsprechung  hei  der  Sbeäerei 
sich  von  dem  in  der  Theorie  aufgetauchten  Gedanken' fem 
gehalten,  das  eigenthömliche  Wesen  und  die  relative  Seih- 

ständigkeit  dieser  deutschrechtlichen  Gemeinschak  durch 
den  Begriff  der  juristischen  Person  zu  erklären  ^ 

Endlich  hat  auch  der  Versuch,  die  eheliche  Gütergemem- 
sdnift  mit  Hülfe  der  Auffassung  des  Ehepaares  als  einer  von 
den  beiden  Ehegatten  verschiedenen  juristischen  Person  vor 
der  herrschenden  romanisirenden  Miteigeothumstheorie  zu 


«gdiOrigtceit  sämmtKcher  Geadlschafter  ankommt.  Die  Abweichung 
«OB  der  ciofachen  Kommanditgesellschaft  orgKbt  sich  daraus,  dass  hier 

%v.  Stelle  eines  oder  mehrerer  individuell  bestimmter  Kommanditisten 
CHte  Kommandinsteiigcs.iniin'.liLit  stein,  welche  in  ihrer  einheitlichen  Zu- 
lammciila&sung  nach  dem  Sit/,  der  Gesellschaft  beurtheilt  wird. 

'  So  fasst  sie  Endnninn  ^  63  auf.  —  Dagegen  ist  die  Theorie, 
nach  u  clclicr  hier  eine  Aktiengesellschaft  mit  eigner  Rcchtspers(')nlichkeit 
b  der  Gesellschaft  enthalten  oder  mit  einer  anderen  Gesellschaft  ver- 
banden sdn  son  {Regmshurgrr  Z.  f.  H.  R.  Bd.  6  S.  478,  Ktmt^r  ib.  S.  $40, 
loch  früher  t.  kaHi,  S.  394),  unter  allen  UimtSnden  unhaltbar, 

«ea  «He  Gesammdieit  der  KonmiandhaVtionäre  fikr  sich  betraditet  eines 
Vorsandes  und  damit  eines  «csatlkhen  Metlelnaks  der  AktiengesclU 
sdiaft  cmbchrL 

*  J&  ist  daher  eine  bedauerliche  Ungenatligkdt,  wenn  das  Reichs» 
feridR  in  den  Gründen  der  Entsch.  v.  25.  Nov.  81  C.  S.  VII  N.  29 
S.  — 8ft  immer  den  Ausdruck  »Kommanditaktiengesellschaft«  gebraucht. 

I  Vgl.  Eattcb.  des  R.  O.  H.  G.  v.  4.  Jan.  73  Bd.  $  N.  81  S.  J42  ff. 
IL  r.  a&.  Apr.  75  Rd.  16  S.  382.    Ueber  die  Theorie  v^l.  Lni-jV  bei 
rnj.jrrann  W  S.  54  fT  u.  das  deut.  Scerccht  (2.  AuH.  iH8j)  S.  62  fT.  (er 
hit  Mtine  frühere  AutTassunp  der  Rhederei  ah  juristischer  Person  /.urück- 
HOiotsaaca) ;        ü  'ninrr,  Handb.  des  Seerechts  Bd.  I  (18Ö4)  S.  188  ff. 
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retten  \  zwar  in  der  älteren  Praxis  bisweilen  Anklang  ge- 
funden'. Die  neueste  Rechtsprechung  aber  greift,  wennschon 
sie  sich  vom  römischen  Kondominialprincip  abzuwenden 
beginnt,  doch  nicht  zu  dem  römischen  Gegeasatz  der  juristi- 
schen Person,  sondern  führt  mehr  und  mehr  ein  selbständiges 
Gemeinschaftsprincip  des  deutschen  Rechtes  durch  ^ 

♦ 

n.  Ungenehmigfe  Korpersohafleii  des  gemeinen  Rechts. 

Die  Frage,  ob  nach  gemeinem  Recht  die  nicht  durch  be- 
sondere Gesetze  geregelten  Personenvereine  nur  durch  slaat- 
liehe  Speciaherleihung  die  Eigenschaft  von  Körperschaften 
erlangen,  ist  neuerdings  von  Roth  als  eine  Frage  vor^  unter- 
geordneter praktischer  Bedeutung  bezeichnet  worden.  Denn 


'  Vgl.  aber  diese  Theorie  Stobhe  IV  $  239  S.  222  ff.  Dabei  ist 
indess  su  bemerkeni  dass  SMe,  nachdem  er  die  rdn  romanismche  Theorie 
von  Hasse  treffend  charakterisirt  hat,  unrichtig  die  Subsumtion  der  Ehe 
unter  den  Genossenschaftsbegriff  bei  Beseler,  Bluntschli  u.  Schüler  nur  als 
«eine  Varietät  dieser  Ansicht«  bezeichnet.  Die  Vorstellung,  dass  »die 
Khegattcn  selbst  in  ihrer  genossenschaftlichen  Verbindung«  da^  Subjekt 
seien  (Brscltr,  Syst.  122),  hat  mit  der  Hass/'ichcn  Vorstellung  einer 
Pcrsonendreiheit  in  der  Ehe  nichts  gemein.  Mitunter  ist  sie  ungenau 
ausgedrückt  worden.  In  ihrem  Kern  aber  liegt  sie  der  eignen  Theorie 
Stalls  (S.  227—229)  zu  Grunde,  insofern  man  nur  bei  der  »gesammten 
Hand«  nicht  blos  an  dem  äußeren  Merkmal  des  Mangels  bestimmter 
Qlioten  haftet,  sondern  auf  den  inneren  Gedanken  des  Institutes  lurück- 
geht.  Das  Wesen  der  »gesammten  Hand«  besteht  eben  darin,  dass  als 
Subjekt  einer  Gemeinschaftssphäre  mehrere  Personen  in  einer  bestimmten 
rechtlichen  Verbundenheit,  hier  also  Mann  und  Frau  nicht  als  beliebige 
Individuen,  sondern  in  ihrer  organischen  Vereinigung  als  Hhepaar  er- 
scheinen. Meint  doch  SUAbe  selbst,  es  sei  ganz  ähnlich,  als  wenn  »nur 
ein  Subjekt  vorhanden  wäre«,  und  eine  solche  Ungetbeildieit  des  Ver- 
mögens entspreche  den  »Lebensverhältnissen«  und  der  engen  »Verbin' 
düng«  der  Ehegatten. 

*  Vgl.  z.  B.  Erk.  des  O.  A.  G.  Cassel  v.  1822  b.  Pfäfer,  prakt. 
Ausf.  I  S.  89 ff.;  Gutachten  des  Preuss.  O.  Tr.  v.  24.  Aug.  1840  QM, 
Bl.  S.  575). 

J  Vgl.  bes.  Hrk.  des  R.  G.  v.  24.  Mar^  ik)  C.  S.  I  N.  140  S.  J96 
bis  597.   Näheres  unten. 
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dieselbe  sei  nur  für  wenige  Rechtsgebietc  eine  offene,  da 
sie  fast  überall  nach  Landesrecht  entweder  durch  die  Gesetz- 
gebung oder  doch  durch  die  Uebung  in  bejahendem  Sinne 
entschieden  sei*.  Dieser  Behauptung  Riaüfs  muss  wider- 
sprochen werden.  Die  Geset^igehung  hat  för  das  Gebiet  des 
gemeinen  Rechtes  keineswegs  in  dem  von  ihm  angenommenen 
Umfange  tiurchi^cgiilieii  sie  hat  vielmehr  nur  in  einigen 
thüringischen  Kleinstaaten  in  der  That  den  von  Roth  auf- 


'  Roth,  D.  P.  R.  72  N.  18-20.  Noch  weiter  geht  G.  Meyer,  Deut. 
Staatsr.  5  2ji  N.  3,  indem  er  behauptet,  der  Grundsatz,  dass  zur  Er- 
lanc^ung  der  Eigenschaft  als  Korporation  eine  ausdrückliche  Erthcilung 
von  Korporationsrechten  Seitens  der  Regierung  erlorJerlich  sei,  habe, 
wenn  auch  nidn  gumeittredttHdif,  doch  jedenfalls  allgemeiHe  Gehung  in 
Deutschland,  da  wohl  kein  deutsches  Partikularrecht  bestehe,  in  welchem 
derselbe  nicht  entweder  durch  eine  ausdrOckltche  Gesettesbestimniung 
oder  durch  Gewohnheitsrecht  anerkannt  wäre. 

'  Rolh  behauptet,  dass  außer  den  Gebieten  des  preussischen  Land- 
rechts, des  Sächsischen  Gesetzbuchs  und  des  französischen  Rechtes  das 
gau/e  Preussische  Staatsgebiet  durch  die  V.  U.  Art.  31,  speciell  die  Pro- 
vinz Schleswig-Holstein  durch  Verordn.  v.  1796,  u,  1799,  und  das  ganze 
Bayrische  Suatsgebitt  durch  das  Ges.  v.  29.  April  1869  Art.  2  der  Kon* 
troverse  entiogen  seien.  Allein  seine  Auslegung  des  Art.  )i  derPreuss. 
V.  U.  bt  schon  oben  S.  $4  N.  4  zurückgewiesen  worden  Hinsichtlich 
SchleswigoHolsteins  bemerkt  selbst  Pauken  5  ^  (im  Jaiire  1854),  der 
das  Patent  v,  21.  Okt.  1796  erwähnt  (die  von  /?o/i  außerdem  angeführte 
V'er.  V.  17.  .Mai  [799  berührt  unsere  Frage  nicht):  »Indessen  werden  in 
unserem  Hechts.^ustande  Ausnahmen  zugelassen,  und  es  einstellen  Rechts- 
personen unter  V  oraussetzung  einer  stillschweigenden  Aucrkeiinung  durch 
den  Staat,  insofern  sie  zu  schon  öfters  gesetzlidi  erlaubten  Arten  gehören 
(siehe  2.  B.  StaatsbOrg.  Magazin  III  S.  270),  und  die  Kenotnbs  ihrer  Per- 
söolichkdt  bei  den  anderen  Staatsbürgern  angenommen  werden  kann«; 
und  Fakk  IV  S.  11  ff.  weist  >^er.ide  für  Schleswig-Holstein  ein  der  freien 
Körperschaftsbildun^'  günsti<;es  Gewohnheitsrecht  nach.  Endlich  hat  in 
Bayern  die  Gesetzgebung  von  1869  das  gemeine  Recht  bezüglicli  der 
nicht  ausdrücklich  ')anerkannteni<  Vereine  in  keiner  Weise  abgeandcri, 
wie  denn  auch  die  Bayrische  Praxis  durciuus  nicht  die  von  Roth  Üayr. 
C.  R.  S  45  3  u.  16  n.  5  44  N>  I  bduuptete  Schwenkung  vollzogen 
hat,  —  SMe  5  $s  N.  7  flUirt  auch  das  Mecklenburgische  Recht  als  ein 
Fanikuhurrecht  an,  in  dem  die  Gesetzgebung  sich  für  das  Erfordentiss 
der  Siaatsgenehm^joog  entschieden  habe;  sein  Gewährsmann  BdMau  II 
4)S  spricht  aber  nur  von  einer  »zweifellosen  Praxis«. 
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gestellten  Grundsatz  proklamirt Was  aber  die  angebliche 
Uchun^  betrifft,  so  ist  meist  nichts  weiter  erwiesen,  als  dass 
die  Ertheilung  von  Korporaüonsrechten  durch  besonderen 
Akt  der  Staatsregierung  vorkommt  \  Offenbar  kann  hieraus 
allein  ein  Schluss  auf  die  Rechtsstellung  der  nicht  speciell 
koncesstonirten  Vereine  in  den  betreffenden  Ländern  nicht 
gezogen  werden.  Denn  an  sich  wird  damit  nur  bezeugt, 
dass  ein  deraniger  Regierungsakt  ak  geeignetes  Mittel  gilt, 
das  Vorhandensein  einer  juristischen  Person  autoritativ  fest- 
zustellen. Schwerlich  hat  bei  der  Nachsuchung  und  Ertheilung 
von  Korporationsrechten  stets  diejenige  opinio  necessitatis 
gewaltet,  welche  erforderlich  wäre,  um  ein  bindendes  Ge- 
wohnheitsrecht zu  begründen,  das  den  Richter  zur  Nicht- 
anerkennung der  eignen  Persönlichkeit  ungeuehmigter  Ver- 
bände zwänge. 

Die  deutsche  Rechtsprechung  ist  daher  in  den  gemeinredjt' 
•  Heben  Gebieten  regelmäßig  durch  das  Landesrecht  nicht  ge- 


'  Ausdrüddidi  ugt  die  Sachsen-Meitiingsche  V.  U.  v.  2).  Aug.  29 
5  23 :  »Es  ist  zwar  den  Unterthanen  nicht  verwehrt,  tu  Zwecken,  wdche 

an  sich  nicht  gesetzwidrig  sind,  Gesellschaften  zu  stiften;  allein  das  Recht 
der  Persönlichkeit,  die  Fähigkeit,  auf  den  Namen  der  Gesellschaft  Grund- 
eigenthum ru  erwerben,  Beamte  ?.u  bestellen,  ein  Siegel  zu  führen  und 
Statuten  zu  errichten,  erlangen  sie  nur  durch  die  Bewilligung  des  Staats« ; 
vgl,  auch  5  2}  u.  37.  Ebenso  die  Sachsen-Altenburgische  V,  U,  v.  29.  April 
3 1  5  99 :  »Die  VerUndung  mehrerer  Landesuntertbanen  zu  einem  gemein* 
sdiaftlichen  bQrgerlichen  L^benszwcdte  iuon  nur  dann  auf  das  Recht  der 
GesammtpersAntidilteit,  als  Korporation  im  Staate,  gültigen  Anspnidi 
machen,  sobald  sokhje  Verbindung  die  Genefam^ng  und  Anerkennung 
der  Staatsregicrung  erhält«.  Minder  bestimmt  heisst  es  in  der  Koburg- 
Gothaischen  V.  U.  v.  ^.  Mni  52  5  46:  »Die  Hrtheiiung  von  Korporntions- 
rechten  steht  der  Staatsgewalt  /u"  :  hiermit  wird  nur  ein  überall  unbe- 
stritten von  der  Exekutivgewalt  geübtes  Recht  vertassungsmäßig  gesichert, 
ohne  dass  jeder  andere  Weg  zur  Erwerbung  der  Rechtspersönlichkeit 
verlegt  würde.  Die  Bestimmungen  des  Sondershauser  Landesgmndges. 
V.  24.  Sept.  41  5  94  «•  V.  U.  vom  12.  Dec.  49  $  )6  sind  durch  die 
^^  U.  V.  8.  Juli  $7  aufgehoben.  —  Gerade  die  hier  angeführten  Gesetze 
lisst  Roth  unen^'ähnt. 

'  Nur  dies  ergeben  insbtsundcrc  die  Nachweisungen  b.  Roth  D,  P, 
R.  §  72  N.  20,  Reyscbet  5  69  N.  2  u.  $  74$  N.  6,  Böbiau  11  435. 
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hindert,  die  an  sich  erlaubten  Vereinigungen,  welche  ifarem 
Wesen  nach  Körperschaften  sind,  trotz  des  Mangels  staat- 
licher Verleihong  der  Körperschaftsrecfate  als  Kdrpersdiaiten 
zu  behandeln. 

Hierzu  hat  sie  in  der  That  nach  langem  Sträuben  und 
unter  mancherlei  Schv^  ankungcn  sich  mehr  und  mehr  ent- 
schlossen. Allein  das  erlösende  Wort  lut  sie  bisher  nicht 
gesprochen!  Denn  noch  immer  scheut  sie  den  offenen  Bruch 
mit  dem  eingewurzelten  Dogma,  nach  welchem  die  juristi- 
sche Persönlichkeit  nur  durch  einen  besonderen  staatlichen 
Schöpfungsakt  entsteht.  Sie  ist  daher  genöthigt,  auf  künst- 
liche Weise  die  eingehe  Wahrheit  zu  verhüllen,  dass  nach 
deutschem  Gewohnheitsrecht  zahb-eiche  ungenehmlgte  Ver- 
eine als  juristische  Personen  bestehen  und  anerkannt  werden. 
So  aber  verwickelt  sie  sich  in  Widersprüche  aller  Art  und 
bleibt  bei  einem  an  Halbheit  und  Unsicherheit  krankenden 
Ergcbniss  stehen. 

Das  Reichsgericht  hat  bisher  die  Frn^e,  ob  es  nach  ge- 
meinem Recht  einer  besonderen  stn.itlichen  VerieihunL';  der 
Körperschaftsrechte  bedarf,  nicht  ausdrückhch  entschieden. 
Doch  scheint  es  an  der  bejahenden  Doktrin  festhalten  zu 
wollen.  Denn  in  einem  Erk.  v.  22.  Oku  1882  unterstellt  es 
Vereine  mit  veränderlichem  MitgUederbestsuide  in  Ermange- 
lung gesetzlicher  Regelung  oder  staatlicher  Verleihung  der 
juristischen  Persönlichkeit  dem  Soeietätshegriff.  Allerdings 
seien  dieselben  durch  ihre  Anlage  auf  längere  Dauer  und 
durch  ihre  regelmäßig-  vorhandene  korporative  Organisation 
»den  Korporationen  verwandt*  .  al km  »civilrechtlich«  seien 
sie  nur  als  Societäten  zu  bcliandcln  und  deshalb  »auf  eine 
durch  eine  moderne  Rechtsentwicklung  zugelassene  Modi- 
fikation der  Societat  zurückzuführeod Ebenso  will  es  in 


*  Entsch.  in  C.  S.  VIII  N.  S.  121-125  ("»'^  unrichtigen 
Datum  des  24.  Okt.  b.  Seuü'.  Bd.  38  N.  227).  In  Frage  stand  eine 
»Bickerei  der  Idsteiner  Fabrikarbeiter«»  weldie  als  Genossenschaft  der 
in  der  Fabrik  jeweilig  besdiiftigieo  Arbdier  für  ihre  Mitglieder  dmeA 
«^oen  Bicfcereibctrieb  gutes  und  bil%e$  Brod  20  bescheren  bestimmt 
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einem  Erk.  v.  4.  Nov.  1881  eine  deutschrechtliche  Genossen- 
schaft, die  es  als  einen  »zwischen  Korporationen  und  ge- 
wöhnlichen Societäten  in  der  Mitte  stehenden  Verein«  cha- 
rakterisirt,  aus  dem  Recht  der  modificirten  Societät  kon- 
struiren,  welche  nach  »deutschrechtlichen  Sätzen«  durch  den 
Wechsel  der  Gesellschafter  nicht  verändert  werde,  viehnehr 
nach  dem  Willen  der  Kontrahenten  dauernd  bestehen  und 
neue  Mitglieder  aufnehmen  könne*.  Diesen  angeblichen 
Societäten  aber  legt  das  Reichsgericht  in  Wahrheit  alle 
wesentlichen  Merkmale  der  Körperschaß  bei.  Denn  es  wendet 
auf  ihre  inneren  Verhältnisse  Begriti'e  und  Sätze  an,  welche 
auf  der  Gegenüberstellung  eines  Verbandsganzen  und  seiner 
Glieder  beruhen  %  und  gewährt  ihnen  nach  außen  einheit- 
liche Rechtsfähigkeit  und  gerichtliche  wie  außergerichtliche 
Handlungsfähigkeit  K  Die  Processfähigkeit  insbesondere  hat 

ist.  Aus  dem  Societätsrecht  folgert  das  R.  G.,  dass  die  Errichtung  form- 
los und  selbst  stilisch wt-iLTend  erfolgen  k.mn,  dass  es  einer  umfassenden 
Organisation  nicht  bedart  und  dass  gegen  den  Einwand  der  Nichtexistenz 
nur  der  Bewds  des  Besta^ides  nöthig  ist.  Dies  Alles  wäre  bei  Anwen« 
düng  des  Köfperschaftsrechtes  nicht  anders. 

*  Entsch.  in  C.  S.  VII  N.  S.  164—174.  Es  handelte  sieb  um 
eine  eigenartige  Vereinigung  NeckargcniünJer  Sciuffer,  welche  aus  der 
alten  Schifferzunit  herrührte  und  ein  dingliches  Gcsaromtrecht  auf  Be- 
nützung eines  Cirundstücks  für  SchifTerzwecke  fortführte.  Die  Zahl  der 
Genossen  war  auf  .}6  beschränkt  Zucel.issen  wurden  zunächst  die  ur- 
sprünglichen Nutzungsberechtigten  und  deren  Nachkommen  je  in  Einem 
Gliede,  eventuell  andere  Schiffer.  Die  genossenschaftlichen  Nutzungs- 
rechte waren  unverlußerlidi. 

*  In  der  Entsch.  v.  22.  Okt.  82  spricht  es  von  »Organisation«, 
»Mitgliedschaft«,  »Vereinsautonomie«  und  dVcreinsver£issung«.  In  der 
Entsch.  V.  4.  Nov.  81  erkennt  es  ebenfalls  die  »autonome  Feststellung 
der  Genossen«  als  maßgebend  für  die  Vcrcinsverfassung  und  die  Be- 
ziehungen der  Mitglieder  zu  dein  \'ereinsvcrmdgen  an,  erklärt  bei  Ver- 
einen dieser  Art  »nach  deutschreclulichen  Grundsätzen«  auch  ohne  be- 
sondere Abmachung  die  Majorität  für  berufen  aur  Repräsentation  der 
Gcsammtheit  und  unterscheidet  das  »dem  Verdn  als  solchem  erworbene 
Redit«  von  den  daran  begrOndeten  »fora  singulorum«. 

)  In  der  Entsch.  v.  22.  Okt.  82  sagt  es,  dass  alle  modernen  Ver- 
eine mit  veränderlichem  Mitgliederbestande  auch  ohne  staatliche  Ver- 
leihung der  juristischen  Persönlichkeit  dvilrechtUch  rechtsbeständig  sind 
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es  Schoo  im  Erk.  v.  30.  April  1881  den  Vereinen  unabhängig 
von  der  staatlichen  Ertheilung  der  Korporationsrechte  un- 
bedingt zugesprochen*. 

Gewiss  ist  es  freudig  zu  begrössen,  dass  so  das  Reichs- 
j^cr.chi  isii  CiC^Liibat/:  zu  «icr  jkci"cn  engherzigen  Praxis  den 
Ircien  Genossenschatten  auf  gemeinrechtlichem  Boden  in  ge- 
w!s<;em  Umfange  eine  körperschaftliche  Existenz  sachlich 
ermögiicht.  Allein  in  der  principiellen  Frage  bleibt  es  leider 
hinter  demjenigen  zurück,  was  vielfach  in  der  Rechtsprechung 
schon  erreicht  war.  Es  folgt  dabei  allerdings  nur  einer  sehr 
Terhreiteten  Strömung.  Doch  hätte  ihm  die  bisherige  Praxis 
auch  für  eme  dem  wirklichen  Sachverhalt  entsprechendere 
Behandlung  der  Frage  ausreichende  Stützpunkte  geboten. 

Die  deutschen  Gerichte  haben  den  vom  Reichsgericht 
stillschweigend  angenommenen  Satz,  dass  ein  Verein  nur 
durch  staatliche  \'erleiliung  die  Rechte  einer  juristischen  Per- 
son erlangt,  häutig  ausdrücklich  ausgesprochen'.  Sie  haben 


und  unter  dem  Namen  des  Vereins  Rechte  erwerben,  Verbindlichkeiten 

eingehen  und  Processe  führen  können ;  es  erkennt  daher  einen  Vertrags- 
schluss  Nuniens  des  klagenden  Vereines  als  nusreichende  Grundlage  der 
Kb^e  an.  In  der  I-!ntsc!i.  v.  \.  Nov.  8i  nimmt  es  eine- gültig  bestellte 
»Pcr5>on.ilscrviiut('  /u  Gunsten  der  Genossenschaft  an  und  erachtet  die 
Majorität  der  Genossen  zur  Vertretung  dieses  »dem  Verein  als  solchemo 
enporbencn  Rednes  im  Process  Här  befugt. 

■  Entsch.  in  C.  S.  IV  N.  4$  S.  iSS— 1$^  (SeuC  Bd.  yj  N.  67). 
Unier  BenrfitBg  auf  die  in  der  Praxis  und  Theorie  heute  vorherrschende 
und  speziell  auf  den  Hamburgbdien  Gerichtsgebrauch,  wie  ihn 
MtMmdtUr  1  S.  6i  bezeugt. 

'  So  der  Schöppenstuhl  zu  Jena  u.  die  Juristenfak.  zu  Halle  1845 
0.  Seuti.  Bd.  6  N.  2;  das  O.  A.  G.  Dresden  b.  Kriti  III  ?i|ff.  u.  V 
209  tf.  u  Scuff.  Bd.  I  N.  >4,  sowie  in  Ilrk.  v.  12.  Nov.  58  u.  19  Mai  59 
b.  Seiit!  BJ.  1}  N.  57  S.  78  N.  5  u.  N.  206;  das  O.  Trib,  Stuttg. 
II.  Fct>f.  )7  b.  Seiiff.  Bd  la  N.  $8  S.  74-76  («uch  Z.  1  H.  R.  1  172); 

O.  A.  G.  Cassel  19.  CkL  $0  u.  17.  Febr.  66  b.  Seuff.  Bd.  2  N.  f 
S.  10— rx  u.  Bd.  JO  N.  200;  das  O.  H.  G.  Mannheim  11.  Febr.  58  Z. 
C  HL  R.  II  152  (weU  es  sich  um  eine  »Rechtsdichtungu  handelt);  das 
0.  A.  G.  Darmstadt  12.  Sept.  65  u.  50.  Juni  66  b.  Seuff.  Bd.  25 
0  20  N.  201 ;  das  O.  A.  G.  Rostock  1.  ^Air?.  67  b.  Scuff. 
BdL  27  K.  5;  das  O.  Trib.  Berlin  15.  Sept.  60  b.  Scuff.  Bd.  14  N.  199 
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ihn  kaum  je  geradezu  verleugnet.  Im  Uebrigen  aber  haben 
sie  verschiedene  Wege  eingeschlagen. 

Ein  TheÜ  der  Gerichte  zog  gleich  dem  Reichsgericht 
die  unter  dem  Banne  der  herrschenden  romanistischen  Theorie 
unausbleibliche  Konsequenz,  dass  ungenehmigte  Vereine 
schlechthin  unter  den  Begriff  und  das  Recht  der  Societät 
lallen.  Ursprünglich  btdciucrc  dies  die  totale  Leugiiung  dei 
Vereinsexistenz  und  somit  die  Rechtlosigkeit  sowohl  der 
Vereine  wie  ihrer  Vertrat?*;-  oder  Processgegner*.  Seitdem 
aber  die  Praxis  sich  daraut  besann,  wie  stark  eine  derartige 
Rechtsverweigerung  nicht  blos  den  Bedürfnissen  des  Lebens» 
sondern  den  obersten  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  ins 
Gesicht  schlug,  musste  sie,  wenn  sie  dem  Dogma  treu  bleiben 
wollte,  den  Societätsbegriff  bei  der  Anwendung  auf  Vereine 
und  Genossenschaften  durch  die  Zulassung  von  »Modifi- 
kationen« bis  zur  Zertrümmerung  beugen.  So  verfuhr  schon 
im  Jahre  1845  die  Ho/ims^  Juristenfakultät,  indem  sie  eine 
auf  den  deutschen  Genossenschaftsbegriff  gegründete  Ent- 
scheidung des  Jenenser  Schöppenstuhles  zu  Gunsan  der 
Rechts-  und  Proccsslahigkeit  einer  Erholungsgesellschaft 
sachlich  aufrecht  erhielt,  es  jedoch  »vorzog«,  dieses  Resul- 
tat aus  dem  röinischen  Recht  zu  deduciren:  denn  da  allge- 
meine Erklärungen  im  Staiuie  seien,  specielle  Venragsschlüsse 

(doch  nur  nach  Panikiilarrcdn)  u.  bes,  in  den  Hrk.  v.  19.  März  73  (lur 
Schleswig)  u.  v.  iH  Mni  76  ffür  Nassau)  b.  Seutf.  Bd.  n  N.  t  u.  104 
(in  den  beiden  Ictxtgcdachicn  i:rntsch.  heisst  es :  »eine  aiigcineiiic  Kcdiis- 
rcgel,  dass  jede  Vereinigung  mehrerer  PerKMwn»  welche  als  solche  Redits« 
Subjekt  sein  will,  als  Korporatioii  au  betrachteti  ad,  sofern  sie  erlaubte, 
nidit  v<»Qbeiigehnide  Zwcche  verfolgt  und  eine  entsficdwnde  Organi- 
sation besitsi,  besteht  weder  im  römisdien  Recht,  noch  kann  dieselbe 
für  das  jetzt  geltende  genieine  Recht  anerkannt  werden«).  VgL  auch 
£rk.  des  Irib.  zu  Celle  v.  29.  Oki.  65  Iv  ,S7r/vr,r  a.  a  O.  S.  36  N.  i. 

*  Vgl.  2.  B.  die  Versagung  der  Proccs.staliigkeit  für  einen  nicht 
landesherrlich  bestätigten  Verein  seitens  des  O.  A.  G.  Dresden  12.  Nov.  58 
b.  SeuC  Bd.  i|  K.  $7  S.  78  N.  3,  auch  19.  Mai  59  ib.  N.  ao6;  die 
Abwebung  einer  Scbuldltlage  gegen  eine  Erholungsgcsellschaft  in  zwei 
Instanzen  b.  SeufT.  Bd.  20  N.  200;  die  Abweisung  der  Klage  dner  Ge- 
nossenschaft seitens  des  Bezirksgerichtes  b.  Seuff.  Bd.  n  ^*  tof. 
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zu  ersetzen  y  so  lasse  sich  mit  dem  Recht  der  societas 
auskommen,  wenn  man  die  vorgängige  Einwilligung  jedes 
Mitgliedes  in  die  Bestellung  von  Mandataren  durch  Majort- 

tätsbeschluss  annehme —  Auch  das  Dresdner  Übcrappel- 
lationsgehcht  suchte  vor  Erlass  des  Handelsgesetzbuches 
mit  Hülfe  des  inodificirtcn  Socictätsrechtes  bei  ungcneh- 
niigten  Akticngcsellschatten  eine  auf  das  Aktienvcrm ögen 
basirtc  und  beschränkte  Haftung  zu  konstruiren'  und  Hess 
in  ähnlicher  Weise  bei  anderen  freien  Vereinen  aus  den 
mit  ilmen  ohne  Benennung  der  einzelnen  Individuen  ge- 
schlossenen Verträgen  eine  Klage  gegen  die  Vorsteher 
auf  Erfüllung  aus  den  Vereinsmitteln  zu —  Ebenso  wandte 
das  Stuitgarter  Obenribunal  auf  ungenehmigte  Aktiengesell- 


*  Vgl.  Seuff.  Bd.  6  N.  2  S.  5—6.  Zur  Legitimation  im  Process 
genüge  daher  Vorlage  des  Statutes  und  eines  statttteninäßigen  Beschlusses 
über  Bestellung  zum  Processvertreter. 

"  Vgl.  die  Enisch.  des  O.  A.  G.  Dresden  b.  Krit^  Sammlung  III 
(1841)  S.  jijff.  u.  Seuff.  Bd.  I  N.  $4.  Hier  wird  zwar  dem  Aktien- 
verein als  solchem  die  persona  standi  in  judicio  versagt,  jedoch  die  in 
z\i'ei  Instanzen  abgewiesene  Klage  eines  Fabrikanten,  der  seine  Fabrik 
dem  Aktien  verein  verkauft  hatte,  insoweit  lür  begründet  erklärt,  als  sie 
sieb  gegen  die  Direktoren  aut  Erfüllung  »aus  den  vorhandenen  Mittein 
der  Gesdlschaft«  richtet.  GegenOber  dem  römischen  Recht  wird  die 
Benennung  der  sänuntlichen  socii  beim  Vertragsscfaluss  und  im  Process 
ab  unnötbig  erachtet  und  die  Beschränltung  der  Haft  auf  die  Einlagen 
anerkannt.  Bezeichnend  für  den  damaligen  Stand  der  Doktrin  ist  die 
lebhafte  Polemik  von  A>/V;  a.  a.  O.  S,  517-55}  geg^^^  diese  Entschei- 
dung: hier  wie  überall  gelte  allein  das  Corpus  juris;  es  hege  eine  ein- 
fache >ücictas  quacstuaria  mit  pracposiiio  institoria  vor;  eine  besclirankte 
Haft  sei  ohne  staatliches  Privileg  unmöglich  j  der  Gerichtshof  mache  im 
Grunde  die  Kasse  der  Gesellschaft  zur  juristischen  Person;  in  Wahrheit 
hatte  jeder  Aktionär  mit  der  actio  institoria  pro  parte  virili,  jeder  institor 
aber  mit  der  actio  directa  auf  das  Ganze  belangt  werden  können.  —  Die 
Frage/  ob  der  Vorstand  einer  nicht  genehmigten  Aktiengesellschaft  aus 
den  im  Namen  derselben  abgeschlossenen  Verträgen  persönlicli  oder  nur 
mit  dem  Gesellschaftsvermögen  hafte,  wurde  überhaupt  viel  erörtert; 
vgl,  Erk.  des  A,  G.  Ahenburg  in  den  Blättern  f.  Rechtspflege  in  Thüringen 
Bd.  10  (186$)  S.  142  flf. 

)  Erk.  des  O.  A.G.  Dresden  v.  Juni  5j  in  Zeitschr.  f.  Recbtspfl. 
u.  Verw.  N.  F.  Bd.  13  S.  261  flf. 
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Schäften  das  römische  Recht  der  soctetas  und  des  institor 
in  modificirter  Form  an —  Besonders  schroff  hat  das  Ober- 
appellationsgericht  zu  Darmstadt  mehrfach  und  namentlich 
in  einem  Erk.  v.  12.  Sept.  1865  die  Anwendung  des  deutschen 
Körperschaftsbegriffes  auf  moderne  Vereine  und  Genossen- 
scliat'tcn  abgewiesen,  indem  es  mit  Gerber  behauptete,  dass 
Jeder,  der  hier  etwas  Anderes  als  eine  Socict.it  und  ein 
Societäts vermögen  erblicke  und  ein  von  den  Mitgliedern 
verschiedenes  Keclitssubjekt  anerkenne,  »das  Faktische  mit  dem 
Juristischen  verwechsle«,  und  alle  gegen  die  »ebenso  mög- 
liche als  allein  statthafte  Konstruktion  aus  der  Societät«  aus 
den  Verkehrsbedürfnissen  entlehnten  Argumente  als  »Be- 
quemlichkeitsgr&nde«  vornehm  verwarf.  Gleichwohl  wollte 
es  die 'Klage  einer  Gewerbebank  wenigstens  dann  zulassen, 
wenn  die  statutenmäßige  Wahl  von  Vorstand  und  Ausschuss 
und  die  Processermächtigung  des  Vorstandes  durch  den  Aus- 
schuss erwiesen  werde.  Und  es  verstieg  sich  hierbei  zu  der 
Behauptung,  dass  MoJihkationen  des  Societätsrechts,  wie  sie 
ilas  Cenüssenschaitssiatut  mit  der  Sicherung  des  \'ereins- 
bestandes  im  Wechsel  der  Glieder,  mit  der  Leugnung  von 
Anihcilsrechten  der  Gesellschafter  und  mit  dem  Ausschluss 
der  Einzelnen  von  jeder  Vertretung  der  Gemeinschaft  be- 
wirke, »den  Kern  des  Rechtsverhältnisses  nicht  berühren«  *, 
Den  gleichen  Standpunkt  hielt  derselbe  Gerichtshof  in  einem 
£rk.  V.  30.  Juni  1866  einer  ungenehmigten  Knappschaft 
gegenüber  fest,  stellte  sich  aber  hier  noch  freier  zum  römi- 
schen Recht,  indem  er  besonders  auch  auf  die  ohnehin  starke 

»  Vgl,  Erk.  V.  II.  Febr.  $7  b,  Scuff.  ßd.  t2  N.  58  u.  $9  (die  Ab- 
rede der  Haftung  aller  socü  blos  mit  dem  Gesdlschaftsfonds  sei  zulässig, 
folge  aber  nicht  schon  aus  dem  Begriff  der  Aktiengesellschaft  und  werde 

im  vorliegenden  Fall  vermisst;  Jesh.ilb  seien  bei  der  bekl.it^ten  Bier- 
brauereigesellschatt  auf  Akiien  sainnulichc  zur  Zeit  der  f;ntstchung  der 
Forderung  vorli.uiden  i^ew  eseiien  Mitglieder  pro  rata  unmittelbar  und 
unbeschrankt  vcrliaftei).    \'gl.  Hrk.  v.  }.  Januar  57  ib.  N.  60. 

*  Vgl.  das  Erk.  b.  Seuff.  Bd.  2)  N.  206  S.  324-)  28.  Daselbst 
wird  auch  auf  frühere  Erkenntnisse  gegen  den  Turnverein  in  Glessen 
und  den  Gesangverein  in  Friedberg  Bezug  genommen. 
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Emancipation  des  Bergrechts  von  den  römischen  Grundsätzen 
Gewicht  legte Neuerdings  hat  auch  das  Oberlandesgericht 
zu  Darmsudt  in  einem  Erk.  v.  21.  Februar  1881  einen  nicht 

eingetragenen  Konsumverein  nach  dem  Recht  der  römischen 
societas  DLiirrheilt  und  hierbei  die  Unzulänglichkeit  dieser 
ganzen  Riclitung  deutlich  offenbart —  Viel  weiter  als  die 
bisher  erwähnten  Gerichtshöfe  ist  das  Obcrappellationsgericht 
2u  Cassel  in  der  sachlichen  Anerkennung  der  körperschaft- 
lichen Natur  freier  Vereine  gegangen,  indem  es  durch  Erk. 
V.  17.  Febr.  1866  die  sämmtlichen  dermaligen  Mitglieder 
einer  »Abendgesellschaft«  zur  Bezahlung  einer  von  derselben 
Gesellschaft  im  Jahre  1S40  kontrahirten  Schuld  aus  dem 
Gesellschaftsvermdgen  verurtheilt  hat,  nachdem  die  Klage 


*  Vgl.  Scuff,  Bd.  20  N.  201  S.  JJ5— $}8.  Der  Einwand,  dash  die 
KLige  der  aus  149  Mitgliedern  bestehenden  Knappschaft  auf  Herausgabe 
von  Bestandtheilen  ihres  »untheUbaren  Gesammtvermögens«  unsutthaft 

sei,  w  eil  nur  singuli  vorhanden  seien,  wird  verworfen.  Denn  (Ke  Knapp* 
Schaft  sei  zwar  keine  »wirkliche  moralische  Person«,  aber  eine  im  Wechsel 
der  Glieder  identische  deutschrcclitllchc  Gesellschaft.  Hei  einer  solchen 
gehöre  auch  ohne  besondere  Statutenbesiimmung  nach  einem  gerade  im 
Bergrecht  anerkannten  Gcwohnheitsreciit  das  Vermögen  der  Gesammt- 
hdt  der  jeweiligen  Mitglieder.  Da  das  Deutsche  Recht  \  ertrage  zu 
Gunsten  Dritter  als  gültig  behandle,  könne  die  Gesellschaft  zugleich  flkr 
ihrc  künftigen  Mitglieder  erwerben»  auf  die  dann  ohne  besondere  Cession 
das  Eigenthuni  initübergehe 

*  Vgl.  Seuff.  Bd.  57  N.  207  S,  280—282.  Eine  Bäckerfrau,  welche 
dem  «Lebensmittelrerein«  zu  Darmstadt  auf  Bestellung  des  \'orstandes 
Brod  geliefert  hatte,  klagte  die  Restschuld  pef^en  ein  Vorstandsmitglied 
dn.  In  erster  Instanz  stützte  sie  sich  auf  dessen  Ki^'enschaft  als  kontra- 
hirendes  Vorstandsmitglied,  wurde  aber  abgewiesen,  weil  nach  dem  heute 
geltenden  Princip  der  freien  Stellvertretung  der  Vertreter  nicht  ver- 
pflichtet werde.  In  zweiter  Instanz  nahm  sie  den  Beklagten  als  sodus 
auf  das  Ganze  in  Anspruch:  es  ging  ihr  aber  nicht  besser,  weil  djs  Ge- 
richt der  Ansicht  war,  dass  bei  gewöhnlichen  Societäten  die  Socii,  wie 
im  Falle  eignen  Handelns  (1.  11  2  de  duobus  rei^  '.'>■  -\  so  bei  Ver- 
tragsschlüs<;en  durch  Stellvertreter  nur  pro  r.u.i  hatten.  Soll  nun  wirk- 
lich die  Backerfrau  gegen  jedes  Vereinsglied  dessen  Antheil  ,in  der 
Schuld  mit  so  und  so  viel  Pfennigen  besonders  einklagen  ?  Oder  iuttc 
»e  wenigstens  Aussicht,  mit  dner  Klage  gegen  den  Vorstand  auf  Er- 
f&llung  bis  zum  Belauf  der  Vereinsminel  durchzudringen  ? 


Digitized  by  Google 


«4 


ErsUs  Kapitel. 


in  zwei  Instanzea  abgewiesen  war.  Es  bemerkt  richtig,  dass 
in  der  That  »ein  genossenschaftsrechtliches  Verhältniss  be- 
gründet« und  also  von  den  Mitgliedern  gewollt  sei,  »dass 
die  von  ihnen  konstituirte  Gesellschaft  ab  eine  aus  ihrer 
Persönlichkeit  ausgeschiedene  organtsirte  Einheit  ein  selb- 
ständiges Leben  führe«.  Ks  glaubt  jedoch,  nach  positivem 
Recht  dies  nicht  anerkennen  zu  dürfen  und  daher  durch  die 
Annahme  eines  im  Sinne  des  »Gesammteigenthums«  modi- 
ficirten  »Miteigenthums «  helfen  zu  müssen.  Dies  gelingt 
ihm  dann  durch  eine  Reihe  höchst  komplicirter  Annahmen 
und  Unterstellungen :  jedes  ausscheidende  Mitglied  verzichte 
auf  seinen  Antheil;  jedes  eintretende  Mitglied  erwerbe  einen 
Antheil,  wobei  die  nöthigen  fiesitzesübertragungen  durch 
traditio  brevi  manu  und  constitutum  possessorium  vennittelt 
werden ;  in  entsprechender  Weise  feinden  Schuldübemahmen 
statt  u.  s.  w. '  —  Lndiieii  hat  auch  das  Überappellationsgericht 
zu  Rostock  in  einem  Erk.  v.  2.  März  67  ausführÜch  darzu- 
legen gesucht,  dass  moderne  Vereine  zu  dauernden  gewerb- 
lichen, wissensciiaftlichen,  geselligen  und  anderen  Zwecken, 
obwohl  zum  Erwerbe  der  juristischen  Persönlichkeit  durch 
Privileg  geeignet,  an  sich  nichts  als  modiiicirte  Societäten 
seien.  Die  Bildung  eines  VereinsvermogenSt  der  Ausschluss 
der  Theilungsklage»  der  Verzicht  auf  den  Antheil  für  den 
Fall  des  Rücktrittes  oder  Todes,  der  Eintritt  neuer  Mitglieder 
in  ein  Antheilsrecht,  die  Unterwerfung  Aller  unter  das  Statut 
und  die  Besorgung  der  gcHieinschaftlichen  Angelegenheiten 
durch  Specialmandatare  seien  mit  dem  Societätsbegriff  un- 
schwer vereinbar.  Dazu  bedürfe  es  auch  nicht  ausdrücklicher 
Abreden,  sondern  nur  vermutheter  Willenserklärungen.  Eben- 
so lasse  sich  die  Beschränkung  der  Haftung  für  Vereins- 
schulden auf  das  Vereinsvermögen  aus  dem  beschränkten 
Inhalt  der  den  Vereinsorganen  ertheilten  Vollmacht  ableiten. 
Schwierigkeiten  mache  freilich  die  unbedingte  Herrschaft 


'  \      Umur,  Annalcn  Bd.  13  S.  44511.   (auszugsweise  b.  Scun. 
Bd.  20  N.  200  S.  JJ}— J3)). 
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der  Majoritätsbeschlüsse  und  die  vollkommene  Nichtigkeit 
der  individuellen  Antheilsrechte,  die  hier  der  Einzelne  nicht 
einmal  wie  bei  der  Aküengesellschaft  durch  Veräußerung 
realisiren  könne.  Indess  erkläre  sich  dieser  »gänzliche  Ver* 

zieht  des  Einzelnen  auf  jede  selbständige  Disposition  über 
seinen  ideellen  Amheil  am  Gcsanniuvci mügcn«  genügend 
daraus,  dass  die  Mitglieder  nicht  auf  Vermögenserwerb  aus- 
gehen und  daher  ihren  Antheil  am  Socieraistünds  lediglich 
als  ein  den  Vereinszwecken  dienendes  Kapital  betrachten 
müssen*.  Auf  diese  Weise  hat  nun  freilich  die  Societät  im 
Wege  der  »Modifikation <(  alle  ihre  charakteristischen  Merk- 
male abgestreift  und  gleicht  genau  dem,  was  man  sonst 
Körperschaft  zu  nennen  pflegt.  Man  begreift  nur  nicht, 
warum  es  überhaupt  noch  eines  vom  Societätsbegriff  ver- 
schiedenen KörperschaftsbegrifFes  bedarf.  Denn  mit  den  hier 
gebrauchten  Kunstmitteln  lassen  sich  auch  kommunale  und 
kirchliche  Verbünde,  Lisst  sich  der  Staat  selbsi  ;ius  den  Ele- 
menten des  Societiitsrechtcs  aufbauen.  Und  dazu  bedarf  es 
nicht  einmal  neuer  geistiger  Arbeit,  da  vom  Naturrecht 
längst  alles  Erforderliche  geleistet  ist. 

im  Gegensatz  zu  dieser  vom  Reichsgericht  fortgeführten 
Richtung  haben  andere  deutsche  Gerichte  auf  die  ungeneh- 
migten  Genossenschaften  des-deutschen  und  modernen  Rechts 
den  Begriff  und  das  Recht  der  Körperschaft  angewandt.  Sie 
haben  dabei  das  Dogma  von  dem  Erfordemiss  staatlicher 
Verleihung  der  juristischen  Persönlichkeit  nicht  förmlich  um- 
gestossen,  vielmehr  zum  Theil  nur  ignorirt  oder  bei  Seite 
geschoben,  zum  Theil  sogar  ausdrücklich  anerkannt.  Allein 
sie  haoen  sich  troi/dcni  lur  bclugi  crai^hicL,  X'erbandsgebilde, 
deren  Rechtmäßigkeit  an  sich  nicht  bezweifelt  werden  konnte, 
auch  nach  dem  ihrem  Wesen  entsprechenden  Princip  zu  be- 
urtheilen.  Die  Mittel  hierzu  bot  ihnen  die  germanistische 
Genossenschaftstheorie.  In  vielen  Fällen  behalf  sich  die 
Praxis  mit  dem  älteren  Begriff  eines  Zwischengebildes  zwischen 


<  Vgl  die  Entsch.  b.  Budde  Bd.  7  S.  )  i  ff  u.  Seuff.  Bd.  27  N.  $  S.  $—7. 
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Körperschaft  und  Gesellschaft.  In  anderen  Fällen  entschloss 
sie  sich  geradezu  zur  Anerkennung  der  Genossenschaft  als 
einer  deutschrechtlichen  Korperschaft  und  vermied  es  nur, 
ihre  Persönlichkeit  »juristische  Person«  und  ihre  Körper- 
schaftsrechte »Korporationsrechte«  zu  taufen. 

In  dieser  Weise  sind  sogar  m.inche  im  Übrigen  der 
romanisiischen  Theorie  anhängende  Gerichte  da  verfahren, 
wo  es  sich  utn  die  Beurtheilung  agrargt'nosst'tisr häßlicher 
Verhältnisse  handelte,  welche  eine  Anlehnung  an  das  ältere 
deutsche  Gemeinderecht  gestatteten*.  —  Durchweg  hat  sich 
frühzeitig  die  Praxis  in  Thüringen  zu  der  germanistischen 
Lehre  bekannt.  So  legte  schon  vor  1845  der  Jenenser  Schöp- 
penstuhl  einer  Erbolungsgesellschaft  auf  Grund  des  Wesens 
solcher  Vereine  und  ihrer  autonomischen  Festsetzungen  nach 
innen  und  außen  die  essentiellen  Rechte  der  juristischen 
Persönlichkeit  bei:  zwar  sei  sie  mangels  staatlicher  Aner- 
kennung und  besonderer  Privilegien  keine  »eigentliche  juris- 
tische Persona  und  keine  »universitasu,  aber  doch  eine  »Mittel' 


*  So  erkennt  das  Ü,  Trib.  Stuttgart  im  F-rk.  v.  26.  Jun!  6$  SeuflT. 
Bd.  25  N.  109  S.  171—75  eine  durch  Vertrag  v.  28.  Dec.  29  errichtete 
Waldgenossenschah  als  recfatsbestindige  Nachbildung  einer  Realgemeinde 
an  und  versagt  ihr  zwar  die  Ggenschaft  einer  Korporation,  unterstdlt 
sie  aber  dem  Begriff  einer  »deutschrechtlidien  Genossenschaft«,  bei  welcher 
die  Antheile  der  Einzelnen  an  dem  »ungcthcihen  gemeinschaftlichen 
Eigenthum«  nur  durch  Veräußerung  rcalisirb.ir  seien;  es  weist  daher  eine 
angestelhc  Tlieilungsklage  ab.  Vgl.  ferner  Hntsch.  des  O.  A.  G.  Cassel 
V.  14.  April  62  b,  Seuff.  Rd.  18  N.  ^  S.  $—7  (»Doutschrcchtlichcs  Ge- 
sammtcigenthum«  einer  Wcidegenossenschaft,  deren  autonomische  Satzun- 
gen und  Herliommen  für  das  Verhälmiss  zwischen  dem  Verfugungsrecht 
der  Gesammtheit  und  den  Nutzungsantheilen  der  Einzelnen  maßgebend 
sind);  V.  i.  Dec  66  ib.  Bd.  21  N.  202  S.  }4i— $43  (Anerkennung  von 
Mehrheitsbesclilüssen  innerhalb  einer  Agrargenossenschaft) ;  v.  29.  Jan.  67 
ib.  Bd.  21  N.  201  "^V  '10  (Schutz  einer  auf  Statut  von  1700  und  Her- 
kommen beruliendLU  Genossenschaft  von  Wiesenbesii;?crn  für  Bachbe- 
nut/un^  nach  Maßgabe  »älterer  deutscher  Anschnuungena  ^cgeii  einseitige 
Au!kundigung).  Auch  O.  A.  G.  Rostock  2.  April  57  ScutT.  BJ.  n  124 
S.  16) — 167  (»Halbpllegcrgenossenschaft«  zu  Teterow  als  juristische  l^erson 
mit  Nutzungsantheilen  der  Genossen). 
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Stufe  zwischen  der  eigentlichen  Societät  und  der  Gemeinheitv, 
welche  sich  »weit  mehr  der  letzteren  nähere«;  und  soweit 

dieses  Moment  der  juristischen  Person  durchgreife,  sei  das- 
selbe nach  deutschem  (jewohnheitsrcchi  zur  Geltung  v.u 
brinizen,  wahrend  das  röniische  Recht  hier  überhaupt  nicht 
angewandt  werden  könne'.  Ebenso  hat  das  Jenenser  Ober- 
appellationsgericht vielfach  gesellige,  gewerbliche  und  agra- 
rische Verbände,  denen  die  Korporationsrechte  nicht  ver- 
liehen waren,  dem  deutschen  Genossenschaftsbegriff  unter- 
stellt \  hierbei  jedoch  mehr  und  mehr  die  Vorstellung  einer 
Mittelstufe  zwischen  Körperschaft  und  Gesellschaft  faUen 
lassen  und  die  Genossenschaft  unumwunden  ftlr  eine  deutsch- 
rechtliche  Körperschaft  erklärt  ^  —  Auch  das  Obergericht 
zu  Wolfenhftftel  hat  nicht  nur  stets  Agrargemeinschaften  als 
Genossenschaften  von  mehr  oder  minder  selbständiger  Hal- 
tung anerkannt  \  sondern  in  einem  Hrk.  v.  lo.  Dec.  69  auch 
einen  freien  Verein  (eine  j)Kranken-,  Reise-  und  Sterbekasse 
der  C5gnrrennrbeitcr'<)  als  »Genossenschaft  mit  korporativem 
Charakter«  beliandelt.  Es  führt  bei  dieser  Gelegenheit  treffend 

»  Scuff.  ßd.  6  N.  2  S.  2    5.    Vgl.  dazu  oben  S.  60. 

*  Vgl.  für  ErholungsgescUschaltcn  Schuler  a.  a.  ü.  (1847)  S.  251 
N.  18;  für  Agrargenossenschaften  Erk.  in  dnem  Process  zwischen  Au- 
spinnerschaft  und  Hintersänlerschaft  derselben  Gemeuide  b.  SdtSkr  a.  a.  O. 
S.  285—293,  &k.  V.  I).  Febr.  4$  gegen  die  Gesammtheit  der  Anspänner 
eines  Amtsbezirkes  wegen  genossenschaftlicher  Frohndienstpflichten  ib. 
S.  295—311  (auch  auszugsweise  b.  SeufT.  Bd.  I  N.  514  S.  326— 
Erk.  V.  2.  Okt.  45  hinsichtlich  einer  Genossenschaft  von  Gemeindetlicil- 
bcrechtigten  ib.  S.  jii  — J26  (auch  SeufT.  Rd,  I  N.  J15  S.  ?3ofT);  für 
Aktiengesellschaften  Erk.  v.  29.  Sept.  53  in  Blättern  f.  Rechtspflege  in 
Thüringen  Bd.  5  S.  350  ff.  u.  Bd.  6  S.  291. 

)  Vgl.  Stbäler  a.  a.  O.  S.  308:  kein  »Mittelding  awischen  juristischer 
Person  und  Societät«,  wie  Woig  annimmt,  sondern  eine  Unterart  der 
Korporationen^  v.  ie  B, seier  richtiger  ausführt. 

«  Vgl.  z.  B.  Erk.  V.  10./28.  April  58  Seuff.  Bd.  15  N.  205  S  540 
bis  -^ti  ;  V.  15.  Nov.  67  ib.  Bd.  27  N.  102  S.  171;  v.  31.  März/17.  April  68 
ib.  Bd.  2]  N.  107;  nuch  Erk.  v.  i.  April  6  \  ib.  Bd.  19  N.  11  S.  19  —  23  (wo 
einer  jagdintcresscntenschalt  »in  ihrer  genossenschaftlichen  Verbindung« 
die  possessorischen  Rechtsmittel  zum  Schutz  ihres  genosscnschaftliciien 
Jagdausübungsrechtes  gewährt  werden). 
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aus,  dass  moderne  Vereine  unmöglich  deshalb,  weil  sie  weder 
societas  noch  universitas  sind  und  überhaupt  »nicht  unminel- 
bar  unter  die  römsschrechtliche  Schablone  passen«,  als  »recht- 
los« betrachtet  werden  dürfen.  Vielmehr  müsse  die  Recht- 
sprechung sie,  sofern  ihnen  keine  Ungültigkeit  anhafte,  als 
»berechtigte  Gustnltun^cn  m  RcLlitsleben«  ansehen  und  des- 
halb die  für  sie  angemessenen  Rcchrsgrunds.itze  finden.  In 
Wahrheit  aber  werde  hier  mit  der  Socieiat  Korporatives 
verbunden:  »Die  Genossenschaften  erscheinen  als  Rechts- 
bildungen zusammengesetzter  An,  in  welchen  Elemente  so- 
wohl  der  societas  als  auch  der  Korporation  enthalten  sind«. 
Das  korporative  Element  liege  darin,  dass  der  Verein  als 
»Ganzes«  im  Wechsel  der  Glieder  bestehe,  dem  Einzefaien 
jede  Disposition  über  Vereinsangelegenheiten  entzogen  und 
eine  Einwirkung  auf  dieselben  nur  durch  sein  Stimmrecht 
gcwalirt  SCI,  duivh  Mchrheitsbesclilu.ssc  und  Handlungen  von 
Organen  ein  einheitlicher  Wille  zur  Geltung  komme.  Hieraus 
zieht  das  Obergericht  den  Schluss,  dass  der  Verein  auch  im 
Process  durch  ein  gerichtliches  Organ  der  Gesammtheit, 
welche  als  solche  der  leiblichen  Individualität  entbehre,  auf- 
zutreten habe  und  in  Ermangelung  eines  statutenmäßig  legi- 
timirten  Processvertreters  nicht  nur  berechtigt,  sondern  auf 
Verlangen  des  Gegners  auch  verpflichtet  sei,  einen  Syndikus 
zu  bestellen'.  —  Sehr  entschieden  hat  femer  in  Nassau  die 
Praxis  seit  dem  Jahre  1861  Vereine  und  Genossenschaften 
jeder  Art,  sobald  sie  dui\.li  die  Meikni.ilc  einer  unbeschränk- 
ten und  wechselnden  Zahl  von  Mitgliedern,  einer  Feststellung 
des  Vereinswillens  durch  Mehrheitsbeschlüsse  und  einer  Ver- 
waltung und  Vertretung  der  Vereinsangelegenheiten  und  des 
Vereinsvermögens  durch  einen  Vorstand  von  einer  auf  be- 


'  Vgl.  das  Erk.  b.  Seuff.  Bd.  25  N.  199  S.  291—296.  Der  frag- 
liche Grundsau  gilt  bei  Korporationen:  er  ist  dnhcr  »auf  Gcnossenschirten 

mit  korporativem  Cliaraktcr  nnzuwcnden«.  Die  Klagebchändigung  »an 
den  Verein  selbst«  ist  erfolgt,  sobald  sie  i^chöriq;  ;in  ein  statutenmäßig 
zur  Eniplangnahmc  von  Miliheiiungen  legiiiniirtes  \'ereinsmiiglied  ge- 
schehen ist. 
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Stimmte  Individuen  berechneten  Societät  unterschieden  waren, 
als  »besondere  Rechtssubjektea  anerkannt  und  demgemäß 

zum  Erwerbe  von  Rechten  und  zur  Proccssführun^'  vcr- 
siaiut'.  Doch  h.it  man  auch  hier  es  vermieden,  in  Erman- 
gelung staathchcr  Verleihung  von  einer  »juristischen  Person« 
oder  von  »K(  j  orationsrechten»  zu  rcden\  —  Demnächst 
hat  das  Obcrappellationsgericht  zu  Berlin  durch  Erk.  vom 
II.  Dec.  1867  ^"  ^'"^r  Nassauischen  Sache  diese  Praxis  be- 
stätigt'. Auch  für  andere  gemeinrechtliche  Gebiete  aber  hat 

'  Nachdem  schon  untoiu  10.  Juni  $9  das  Hof-  u.  A|^l.-Ger. 
Wiesbaden  eine  Klage  gegen  ciiK-n  durch  seinen  Vorstand  reprisentiiten 

Leseverein  zugelassen  hnüc  (Busch  Arch.  Bd.  12  S.  40}),  sprachen  die 
beiden  Hoigcrichtc  des  Hcr/cigthums  durch  Gutachten  v.  14.  Juni  u. 
I.  Juli  61  den  im  Text  wiedergegebenen  Grundsatz  so  besiininu  aus,  dass 
die  herzoglidie  Regierung  sowohl  den  Erlass  eines  besonderen  Gesetzes 
Ober  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften  als  auch  die  besondere 
Verleihung  von  Korporadonsrechten  an  einen  Männerkrankenverein  Ar 
überflüssig  erklärte  (Busch  a.  a.  O,  S.  404—405,  Z.  f.  H,  R.  Bd.  7  S.  $8sC). 
^  !  dazu  Dekret  des  H,  u.  A.  G.  Wiesbaden  v.  1866  in  Sachen  des 
Vorschuss-  und  Kreditvereins  zu  Langenschwalbach  (Busch  a.  a  O.  S.  407, 
Z.  f,  H.  R.  Bd.  n  S.  608)1  Reskript  desselben  Gcrichtsliofcs  v.  16.  Jan.  66 
in  Sachen  des  Vorschussvereins  zu  Hoclist,  wo  insbesondere  auch  der 
Enjverb  und  die  Eintragung  von  Hypotlieken  auf  den  Namen  des  \'crcin.s 
anerkannt  wird  (Busch  a.  a.  O.  S.  407,  dazu  Reskr.  der  Landesregierung 
V.  }o,  Aug.  61  ib.  S.  40$);  Dekret  desselben  Gerichtshofes  v.  25.  Oct.  (A 
m  Sachen  eines  nicht  eingetragenen  \'orschussvereins  (Busch  Bd.  18 
S  tO)  flf.).  Dass  es  dabei  nicht  auf  den  Zweck,  sondern  »lediglich  auf 
die  Natur  und  Organisation  des  Vereines«  ankomme,  sprach  derselbe 
Gerichtshof  unter  Berufung  auf  Bfsthr  u.  BluntschU  durch  Dekret  vom 
1.  April  6)  in  S.iclien  eines  Schützenvcrcines  aus,  den  das  Ann  Höchst 
als  blos  ^geselligen«  Verein  »nach  den  Grundsätzen  der  römischen 
societas«  beurtheih  und  deshalb  nicht  ab  verUagbar  erachtet  hatte. 

'  Es  heisst  vielmdir  nur,  der  Verein  sei  »formell  als  dn  beson- 
deres Rechtssubjekt  au  behandeln«  (Busch  Bd.  12  S.  404  u.  406)  und 
müsse  »in  Beziehung  auf  Rechtsgeschäfte  als  kollektive  Personeneinhcit 
behandelt  werden<f  (ib.  S.  407),  wennschon  er  «als  juristische  Person  zur 
Zeit  nicht  anerkannt«  sei  (ib.  S.  405)  u.  »Korporationsrechtc«  nidu  er- 
halten habe  (ib.  S.  407). 

'  Vgl.  Scuff.  Bd.  21  N.  96  S.  166-167:  keine  »juristische  Person« 
und  »keine  Korporationsrechte«»  aber  gleichwohl  »eigne  Rechtspersön* 
iichkdt«  eines  nicht  eingetragenen  Vorschussvereines. 


9 


Digitized  by  Google 


70 


Eraa  Kafntel. 


das  Berliner  Obertribunal  ähnliche  Grundsätze  durchgeführt. 
So  hat  es  in  einem  Erk.  v.  23.  April  1874  in  einer  Hessi- 
schen Sache  den  Begriff  der  deutschrechtlichen  Genossen- 
schaft auf  eine  Vereinigung  von  Theilhabem  einer  Schaf- 

hccrdc  angewandt '.  Insbesondere  aber  liat  es  durch  hrk. 
V.  19.  März  1875  einer  Schleswi^'schen  Spar-  und  Hültskasse 
»rechtliche  Existenz« ,  »Verkehrsfähigkeit«  und  »Gerichts- 
standschati«  zugesprochen  und  dabei  allgemeine  Erwägungen 
zu  Grunde  gelegt,  welche  auf  die  Anerkennung  deutsch- 
rechtlicher  Körperschaften  ohne  Korporationsrechte  und 
körperschaftlicher  Rechtssubjektivität  ohne  juristische  Persön- 
lichkeit hinauslaufen*.  Das  Obertribunal  geht  hier  davon 
aus,  dass  weder  nach  gemeinem  Recht  noch  nach  Schleswig- 
schem  Partikularrecht  ein  allgemeiner  Rechtssatz  nachweis- 
bar sei,  welcher  die  Entstehung  juristischer  Personen  und 
den  Erwerb  von  Korporationsrechten  ohne  siaathche  \'er- 
leihun^  ermögliche.  Glcichwolil  sei  auf  moderne  Vereine 
auch  das  römische  Socictätsrecht  nnanwendbar.  Denn  die- 
selben »erscheinen  als  Rechtsbildungen  zusammengesetzter 
Art,  in  denen  Elemente  sowohl  der  Societät  als  der  Kor- 
poration enthalten  sind«.  »Das  deutsclie  Gewohnheitsrecin 
hat  aber  auf  diejenigen  Vereinigungen,  welche  .  .  .  nach  der 
Art  ihres  Zweckes,  der  Organisation  ihrer  Verfassung  und . 
Verwaltung,  nach  der  rechtlichen  Stellung  der  einzelnen 
Mitglieder  der  Gesammtheit  gegenüber  und  der  Weise  des 
Auftretens  der  Gesammtheit  im  Verkehr  thatsächlich  der 
Stellung  einer  Korporation  sich  nähern,  auch  außerhalb  des 
Handelsverkehrs  die  für  Korporationen  gehenden  (jiund- 
sätze  .  .  .  zur  Anwendung  gebracht«.  Wenn  das  Obertribunal 


'  Vgl.  Scuti.  Bd.  29  N.  212  S,  326  (daher  isi  ein  Mclirheitsbcschluss 
bindend,  welcher  nach  Ablösung  einer  Triftabgabe  die  Zaiilung  eines 
Etnstandsgcldes  zur  Genossen&chat'tskasse  seitens  neu  zutretender  Mit- 
glieder etnAhrt;  denn  eine  Genossenschaft  kann  im  Zweifel  durch  Mehr- 
heitsbeschlüsse autonomische  Festsetningen  trefien  und  dadurch  auch  das 
Herkommen  abändern). 

'  Vgl.  Seuif.  Bd,  $3  N.  i;  daiu  oben  S.  59  N,  2. 
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bei  der  Durchführung  dieses  deutschen  Gewohnheitsrechtes 
im  vorliegenden  Fall  noch  darauf  Gewicht  legt,  dass  in 
Schleswig  das  römische  Recht  nicht  gilt,  so  hat  es  in  einem 
£rk.  V.  i&  Mai  1876  die  gleichen  Principien  für  die  vom 
römischen  Recht  beherrschten  Gebiete  als  maßgebend  an- 
cikunnt'.  Docli  hat  es  hier  irotzdcin  Jic  Klage  des  Elisa- 
bethenvcrcins  zu  Rüdesheim  auf  Auszahlung  eines  ilim  aus- 
gesetzten Vermächtnisses  ahgewiesen,  weil  aus  Testanu-nten 
nur  physisclie  und  juristische  Personen  erwerben  könacu, 
der  Verein  aber  weder  das  eine  noch  das  andere  sei'.  — 
In  Uebereinstimmung  mit  dieser  Auffassung  der  höchsten 
Instanz  hat  auch  das  Appeliationsgericht  zu  Celle  einen  nicht 
eingetragenen  Haushaltsverein  zu  Hannover  durch  Erk.  vom 
21.  Mai  1878  auf  Grund  deutschen  Gewohnheitsrechtes  als 
»organisirte  Genossenschaft«  anerkannt,  welche  »in  Betreff 
der  rechtlichen  Stellung  der  einzelnen  Mitglieder  der  Ge- 
sammtheit  gegenüber  und  in  Betreff  des  Auftretens  der  Ge- 
samnitheit  im  Verkehr«  nach  denselben  Grundsätzen  wie 
»anerkannte  Korporationen«  zu  beurtheilen  sei.  Die  Frage, 
ob  f^emeinrechtlich  heute  eine  jniistische  Person  oder  Kor- 
poration ohne  staatliche  Mitwirkung  entstehe,  will  der  Ge- 
richtshof hiermit  nicht  entschieden  haben'.. 

Der  so  in  vielen  Gebieten  durchgedrungenen  Richtung 
hat  auch  das  Reichsoberhandelsgericht  sich  angeschlossen.  Ins- 
besondere  hat  es  durch  £rk.  v.  i.  Dec.  187 1  eine  Versiehe* 
rungsgenossenschaft  auf  Gegenseitigkeit,  obwohl  dieselbe 
keine  Handelsgesellschaft  sei,  für  »ein  selbständiges  Rechts- 
subjekt« erklärt.  Ausdrucklich  verwirft  es  dabei  die  Anwen- 
dung des  Societätsbegrities.    Denn  dieser  sei  zu  eng.  »Bei 


•  SeutT.  Bd.  55        »04  S.  146—147;  vgl.  oben  S.  59  N.  2. 

'  Mit  Rcciu  wird  die?ve  Kntschcidunw  b  SeufT.  a.  a.  O.  S.  147  N.  i 
schart  angegriffen.  \\  enn  einmal  »irgend  ein  Kechtssubjeict«  ancriiannt 
ist,  das  aus  Schenkung  und  sonst  unter  Lebenden  Eigenthum  erwiarben 
kann,  so  ist  nicht  abzusehen,  warum  es  nicht  auch  forderungsberecbtigt 
aus  einem  Vermächtniss  wird. 

'  Vgl.  Seuff.  Bd.  H     6  S.  7-9. 
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Vereinigungen  gewisser  Art,  welche  nach  ihren  Zwecken» 
nach  der  An  ihrer  Verfassung  und  Verwaltung,  insbesondere 
nach  der  Stellung,  welche  die  einzelnen  Mitglieder  der  Ge- 
sammtheit  gegenüber  einnehmen,  und  nach  dem  Auftreten 
dieser  Gesammtheit  im  Verkehre,  sich  thatsächUch  den  Kor- 
porationen im  Sinne  des  römischen  Rechts  nahern,  wendete 
daher  das  deutsche  Gewohnheitsrecht  die  für  diese  gellenden 
Grundsätze  an,  auch  wenn  ein  Akt  der  Staatsgewalt,  welcher 
die  juristische  Persönlichkeit  förmlich  verlieh,  nicht  vorlag«. 
Somit  sei  auch  die  fragliche  Versicherungsgenossenschaft 
ihrem  Wesen  gemäß  als  Körperschaft  zu  behandeln Ebenso 
hat  das  Reichsoberhandelsgericht  in  einem  Erk.  v.  5.  Dec.  187 1 
bezüglich  einer  nicht  eingetragenen  Genossenschaft  zu  Her- 
bom  die  frühere  Nassauische  Praxis  aufrecht  erhalten  und 
für  gemeinrechtlich  wohlbegründet  erklärt*. 

H  it  nun  demgegenüber  das  Reichsgericht  auf  dieTheorie 
der  n^< üiihcirten  socieias  zurückgegriffen,  so  steht  doch  in 
einem  Theilc  Deutschlands  die  höchste  richterliche  Autorität 
auch  heute  auf  Seite  der  germanistischen  Lehre.  Denn  das 


«  Entsch.  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  4  N.  42  S.  199—205  (Seuff.  Bd.  a6 
N.  2^7  S.  394—396).  Am  Schtuss  legt  der  Gerichtshof  auch  darauf  Ge- 
wicht, dass  die  Statuten  der  Gesellschaft  staatlich  genchniigt  waren.  Doch 

nimint  er  keine  indirekte  Verleihung  der  juristischen  Persönlichkeit  an 
und  wärde  nach  der  vorangehenden  Begründung  ebenso  entschieden 

haben,  wenn  c[flr  keine  Genehmigung  vorgelegen  hätte.  Zur  Unterstützung 
seiner  Annahme  eines  Gewohnheitsrechtes  der  gedachten  Art  beruft  sich 
das  R.  Ü.  H.  G,  auf  eine  Reihe  der  aus  ScutTerts  Archiv  oben  mitge- 
theiltcn  Entscheidungen  und  auf  die  Preuss,  Praxis  (nach  Stricihor^i 
Arch.  Bd.  2  S.  2$2,  Bd.  42  S. 66,  Bd.  58  S.  32;,  Bd.  61  S.  44  Bd.  70  S.  $7). 

*  Entsch.  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  4  N.  44  S.  211  ff.  (Seuff.  Bd.  26 
N.  219  S,  324  —  325).  »Denn  wollte  man  auch  Bedenken  tragen,  der- 
artigen Genossenschaften  .  .  in  Ermangelung  besonderer  Staatsgeneh- 
migung den  Charakter  korporativer  Vereine  mit  solidarischer  Verbörgung 
der  einzelnen  Genossenschafter  für  die  Vereinsschulden  zuzugestehen«, 
so  <;ei  doch  lucli  gemeinem  Recht  eine  solche  Genossenschaft  rechis- 
bestandig  und  ivönnc  unter  ihrem  Gesaninnnanien  durch  den  Vorstand 
kUigen.  Vgl.  auch  Hntsch.  v.  15.  Dec.  71  Bd.  4  N.  62  S.  310—314  u. 
V.  \.  Juni  75  Bd.  18  N.  27  S.  112— 114. 
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oberste  Landesgericht  {üt  Bayern  hat  in  einem  £rk.  v.  23.  Dec. 
1881  ausgesprochen,  dass  ein  »Bürgcrvercin«  zu  geselligen 
Zwecken,  der  vom  Staat  Korporationsrechte  nicht  erhalten 
hat,  trotzdem  nicht  in  den  Rahmen  einer  römischen  societas 
za  zwängen,  sondern  nach  deutschem  Körperschaftsrecht  zu 
behandeln  ist.  Durch  die  statutarische  Festsetzung  der  Gel- 
tun<^  von  Majoritätsbeschlüssen  und  der  Bindung  abwesender 
Mitglieder,  durch  den  Mangel  von  Aiuhcilsrechten,  durch 
die  Unerheblichkeit  des  Todes  oder  Austrittes  von  GenossL-n 
und  durch  die  vom  Willen  der  Hinzclncn  unabh:lngi<^e  und 
nur  der  Beschlussfassung  des  Ganzen  unterstellte  Dauer  sei 
ein  derartiger  Verein  dem  Societätsbegriff  entzogen.  Dagegen 
weise  er  die  »wesentlichsten  Merkmale  einer  juristischen 
Person«  auf,  »weshtüb  auch  die  Bestimmungen  über  juristische 
Personen  auf  denselben  Anwendung  ^  kommen  habentc. 
Darum  hafte  aus  einem  statutenmäßig  aufgenommenen  Dar- 
lehn nur  »der  Verein  als  selbständiges  Subjekt  von  Rechten 
und  Verbindlichkeiten«  ,  nicht  das  einzelne  Mitglied  des 
Vereins  oder  Vorstandes'.  Das  oberste  Landgericht  tritt 
mit  diesen  Ausführunc^en  der  in  der  Bayrischen  Praxis  be- 
reits seit  längerer  Zeit  überwiegenden  Autr.issung  bci^, 
welche  auch  nach  der  Gesetzgebung  von  1869  sich  behauptet 
hat^    Vereinzelt  wurde  allerdings  seit  18^9  den  weder 


'  Vgl.  SeuC  Bd.  37  N.  1^8  S.  266-267.  Deshalb  wird  die  Aus- 
klagung eines  Vorstandsmitgliedes  nach  Auflösung  des  Vereines  zo- 

rücligcwiesen. 

'  So  behandelte  der  oberste  Gerichtshof  zu  München  itn  Frk.  v. 
5.  Juni  45  fRlättcr  für  Rcchts.inwcnJunp^  Bd.  21  S.  25 >)  einen  Hagel- 
versicherungsverein trotz  mangelnder  Sta.usanerkennung  als  juristische 
Person.  Ebenso  einen  Unterstützungsverein  (ib.  lid,  26  S.  274),  Auch 
erkannte  er  Genossenschaften  von  Nutzungsberechtigten  innerhalb  der 
Gemeiodc  als  Körperschaften  an  (Erk.  v.  6.  Apiil  $0  ib.  Bd.  15  S.  2$} 
o.  V.  8.  Mirz  5)  ib.  Bd.  19  S.  340).  Vgl.  Jb&,  zur  Lehre  von  der 
Genoss.  S.  91  ff.,  Bayr.  C.  R.  $  4}  N.  8. 

s  Der  oberste  Gerichtshof  bat  nicht  nur  wiederholt  die  Gcriclits- 
Standfähigkeit  nicht  anerlcamittr  Vereine  angenommen  (vgl.  z.  B.  Erk. 
V.  30.  Ol^t.  74,  28.  April  77  u.  16.  April  78  b.  Roth,  Bayr.  C.  S.  S  4} 
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speciell  vom  Staat  inkorporirten  noch  durch  besondere  Ge- 
setze geregelten  Vereinen,  wenn  sie  nicht  die  Rechte  eines 
»anerkannten  Vereins«  erworben  hatten,  nicht  nur  die  Eigen* 
Schaft  der  »juristischen  Persona  abgesprochen',  sondern  es 
wurde  auch  auf  sie  das  römische  Societätsrecht  angewandt*. 
Und  R(Ab  hat  sogar  die  entgegengesetzte  Behandlungsweise 
als  eine  neuerdings  überwundene  Verirrung  bereits  todt- 
gesagt  und  jedenfalls  für  unvereinbar  mit  der  neueren  Ge- 
setzgebung erklart  .   Allein  das  erwähnte  Erkenntniss  des 


N.  17),  sondern  auch  hierfür  sich  auf  deren  körperschaftliche  Natur  be- 
rufen. So  erklarte  er  1874  einen  solclien  Verein  für  eine  deutschrccht- 
liche  Genossenschaft  mit  selbständiger  Persönlichkeit  und  dem  Recht,  zu 
kljigen  und  verklagt  zu  werden  (Hauser,  Zcitschr.  Bd.  3  S.  174  tT.).  Und 
durch  Erk.  v.  2$.  April  77  (SeuC  Bd.  33  N.  103  S.  144-146)  reforrairte 
er  ein  bedrksgerichtlichcs  Unheil,  welches  eine  Dreschmaschinengenossen- 
schafi,  weil  sie  weder  eingetragen  noch  als  Verein  gerichtlich  anerkannt 
war,  mit  ihrer  Klage  abgewiesen  hatte,  wegen  unrichtiger  Anwendung 
römischrechtlichcr  Sätze  auf  eine  deutschrechtliclic  Genossenschaft.  Eine 
solche  »passe  jedenfalls  nicht  in  den  engen  Rahmen  der  römischrecht- 
lichen societas  oder  communio,  oder  der  uiüversitas  als  einer  juristischen 
Person«,  Insbesondere  sd  ihr  nach  gemeinrechtlkher  und  bayrischer 
Praxis,  auch  wenn  ihr  »die  Eigenschaft  einer  juristischen  Person  weder 
nach  innen  noch  nach  aussen  ertheilt  sei«,  jidie  selbständige  Handiungs- 
fäliigkeit  vor  Gerichte«  gewährt.  (Es  wird  dann  weiter  ausgeführt,  dass 
sich  dies  in  dem  Geltungsgebiet  des  preussischcn  l.andrcchtes,  welches 
ini  vorliegenden  Fall  in  Frage  kam,  nicht  nnders  verliaite). 

'  Vgl.  Erk.  V.  16.  Nov.  74,  29,  Mai  76  u.  20.  März  77  b.  R<rih 
a.  a.  O.  S  43  N.  18  u.  %  44  N.  i. 

*  So  will  ein  Erk.  des  O.  G.  H.  v.  $.  Juli  74  (Blätter  für  Rechtsanw. 
Bd.  40  S.  317)  zwar  zunächst  die  Statuten,  subsidiär  aber  die  römisdi« 
rechtlichen  Grundsätze  über  die  societas  anwenden.  Auch  ein  Hrk, 
V.  16.  April  78  {Roth  a.  a.  O.  §  43  N,  16  u.  19)  spricht  den  Vereinen 
zwar  allgemein  die  proccssualische  Handlungsfähigkeit  m  iiiul  hält  auch 
im  Übrigen  die  Statisten  für  rechtlich  bindend,  !olt;crt  aber  au<;  deni 
Mangel  der  Eigenscuait  ais  j)juristische  Person«,  dass  die  civiirechtlichen 
Grundlagen  der  Soeietlt  tnaßgd>end  bfeiben. 

)  Mb,  Genoss.  S.  90  ff.;  Bayr.  C  R.  1  S.  286,  288—289  u.  291. 
Doch  erkennt  auch  tMh  jeden  Verdn  mit  »bestimmtem  Wohnsitz  und 
organisirter  Vertretung«  nach  bayr.  R.  (Proc.  ü.  v.  1869  Art.  16,  193 
u.  452)  als  »proccssualische  Einheit«  an  und  konstruirt  hieraus  eine  mit 
der  juristischen  Persönlichkeit  des  Civilrechts  sich  nicht  deckende  beson- 
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nunaiehrigen  obersten  Landesgerichtes  zeigt,  dass  alle  Be- 
mühungen Roths,  einen  Umschwung  der  Praxis  herbei- 
zuführen, vorläufig  gescheiten  sind'. 

'  Schliesslich  ist  in  gewissen  Fällen  die  Praxis  durch  die 
Reichsgesdigebuttg  selbst  geradezu  genöthigt,  eine  weder 
genehmigte  noch  eingetragene  Genossenschaft  als  juristische 
Person  anzuerkennen.  Denn  das  Genossenschaftsgesetz  §  71 
Abs.  I  bestimmt:  »In  dem  Vermögensstande  einer  schon 
bci>tclKiitjcü  Genossenschaft  wird  diirt:h  deren  Hiiitragung 
in  das  Genossenschaftsregister  nichts  geändert«.  Eine  ein- 
tr.i^Lingsliiliige  Genossenschaft  aber  braucht  sich  keineswegs 
eintragen  zu  lassen  und  steht  dann  bis  zur  Hintragunt^  unter 
dem  gemeinen  Recht.  Will  man  sie  nun  gemeinrechtlich 
nur  als  Societät  gelten  lassen,  so  kann  man  auch  die  ein- 
getragene Genossenschaft  nicht  als  juristische  Person  be- 
bandeb,  da  doch  der  Übergang  des  Vermögens  von  vielen 
Socien  auf  ein  neues  einheitliches  Rechtssubjekt  eine  ge- 
waltige Änderung  des  Vermögensstandes  wäre.  Erblickt 
man  dagegen  in  der  eingetragenen  Genossenschaft  ein  körper- 
schattlichcs  Kechtssubjckt,  so  mus^,  luaa  dudi  schon  die  ein- 
tragungsfähiL^c  Genossenschaft  für  ein  solches  erklären.  In 
diesem  Sinne  hat  denn  auch  die  Praxis  mehrfiich  mit  Kecht 
angenommen,  dass  durch  die  Eintragung  einer  bestehenden 


dere  juristisdie  Persönlichkeit  des  Proeessrechts  (Genoss.  S.  $4  ff.  u.  92  ff.). 
Ebeaso  katet  er  eine  bcachränkte  Haftung  der  Mitglieder  für  Vereins- 
scbulden  aus  dem  modificirten  Societätsrecht  her  (a.  a.  O.  S.  88  ff.). 

'  Die  Anwendung  des  GenossenscbaftsbegritTes  in  dem  Erk.  des 
Be;rirksgerichtes  Lohr  v.  28.  Okt.  75,  aus  dessen  Kritik  Roths  Schrift  zur 
Lehre  von  der  Ccnnvseiischaft  hervorgegangen  ist,  war  freilich  in  mehr- 
facher Hinsicht  vertciilt.  Roth  selbst  h;U  die  Unvereinbarkeit  des  l'rtheils 
mit  den  alleren  wie  neueren  hassungen  der  Gcnossenschaltstheorie  nach- 
gewiesen (S.  71—81).  Wenn  aber  dieser  Umstand  vielfach  den  Eindruck 
der  Roihschm  Schrift  verstärkt  zu  haben  scheint  (vgl.  z.  B.  ScbusUr  a.a.O. 
S»  547  ff.)»  so  dürfte  vielmehr  umgekehrt  deren  Hauptachwäche  darin 
liegen,  dass  sie  Oberhaupt  nur  einzelne  von  Vertretern  der  germanbtiscben 
Auffassung  begangene  Missgriffe  trifit,  den  Kern  der  Kontroverse  dagegen 
gar  nicht  berührt. 
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Genossenschaft  nicht  eine  neue  Rechtspersönlichkeit  ge- 
schaffen, sondern  nur  eine  bereits  existente  Rechtspersönlich- 
keit mit  erweiterten  Rechten  ausgestattet  wird*.  Ja  sie  hat 
nicht  ohne  Grund  den  §  71  des  Genossenschaftsgesetzes 
herangezogen,  um  überhaupt  die  Anwendung  des  Körper- 
schaftsrechtes auf  nicht  eingetragene  Erwerbs-  und  Wirth- 
schafcsgenossenschaften  zu  rechtfertigen  \  Allerdings  ist 
gleichwohl  die  AufTassnng  vertreten  worden,  dass  bb  zur 
Eintragung  nur  eine  Societät  vorhanden  sei,  während  mit 
der  Eintragung  eine  juristische  Person  entstehe  und  in  die 
Rechte  der  bisherigen  Gesellschafter  succedire Diese  Auf- 
fassung thut  indessen  dem  Worthiui  des  Gesetzes  Gewalt 
an  und  muss  schliesslich  zur  Fiktion  flüchten.  So  meint  das 
Oberappellationsgericht  zu  Dresden  in  einem  Hrk.  v.  2.  April 
1878,  dass  die  im  Genossen schatisgesetz  angedeutete  Identität 
der  eingetragenen  mit  der  früheren  Genossenschaft  nur 
»objektiv«  zu  verstehen  sei,  da  allerdings  durch  die  Hin- 
tragung ein  neues  Rechtssubjekt  zur  Existenz  komme,  das 
nur  als  Rechtsnachfolger  des  bisherigen  Personenvereins 
dessen  Forderungen  geltend  machen  könne.  Es  gelangt  in- 
dess  trotzdem  auch  zu  einer  i» subjektiven«  Identität,  indem 
es  fortfahn:  »Da  die  Genossenschaft  erst  durch  ihre  Ein- 
tragung in  das  Register  vermögensrechtliche  Person  wird, 
vorher  aber  rechtlich  nur  eine  durch  Vertrag  verbundene 


'  Vgl.  bes.  Entsch.  des  R.  O.  H.  G.  v.  7.  März  77  Bd.  22  S.  loj  ff. 

(daher  bedarf  es  keiner  wiederhohen  Bcitrittserklarunfr,  wenn  dieselbe 
nur  früher  in  Schrifilorm  abgegeben  war).  Ebenso  Hmsch.  des  Preuss. 
O.  Tr.  b.  Striethorst  Arch.  Bd.  80  S.  S4  ff-  u-  Buscli  Bd.  22  S  (die 
Genossenscluft  bleibt  nach  der  Eintragung  dasselbe  Rechtssubjekt,  welches 
sie  vwher  war). 

'  So  das  A.  G.  Celle  im  Erk.  v.  21.  Mai  78  b.  Seuff.  Bd.  ^4  N.  6 
S.  9  (wdl  ja  die  »Identität  der  eingetragenen  Genossenschaft  mit  dem 
früher  bestandenen  Rechtssubjekt«  ausgesprochen  sei). 

'  Vgl.  bes.  V,  Sicherer  S.  136,  160— 162,  189— 190,  auch  das  Erk. 
des  O.  A.  G.  Dresden  v.  9.  Sept.  66  ib.  S.  1^6  N.  27  u.  die  Motive  /u 
dem  Preuss.  Enrw.  ib.  S.  189  N.  2;  Parisius  Erläut.  zu  J  71  Abs.  I  S.  598. 
Dagegen  v.  Mandry  S.  168  N.  8. 
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Personenmefarheit  ist,  so  kann  man  behaupten:  nach  dem 
ersten  Absatz  des  $  71  übt  die  Eintragung  einer  Genossen- 
schaft die  Wirkung  aus,  dass  jener  Personenmehrheit  ffir  die 
Zeit  vor  der  Eintragung  die  Eigenschaft  eines  selbständigen 
Rechtssubjektes  fingirt  werde«'.  Diese  Bereicherung  unserer 
juristischen  Kunststücke  durch  eine  1-ikiion,  welche  rück- 
wärts für  einen  unbestininnen  Zeitraum  der  Vergangenheit 
eine  Person  erzeugt,  riciuet  sich  selbst! 

Aus  vorstehender  Darlegung  erhellt,  dass  die  deutsche 
Rechtsprechung  in  der  That  in  sehr  umfassendem  Maße 
bereits  ein  deutsches  Gewohnheitsrecht  anerkennt,  welches 
alle  ertaubten  Vereinigungen,  die  sich  als  Körperschaften 
geben  und  als  solche  genommen  werden,  nach  Körperschafts- 
recht zu  beunheilen  gestattet.  Das  Vorhandensein  dieses 
Gewohnheitsrechtes  wird  im  Grunde  auch  durch  die  mit 
dem  ßegritf  der  deulschrcchtlicb  modificirten  Societät  operiren- 
den  Entscheidungen  bestätigt.  Denn  nach  dem  cii^men  Ge- 
siändniss  ihrer  Urheber  handelt  es  sich  dabei  nur  uro  eine 
sachlich  unangemessene  und  durch  angebliche  Nothinge  er- 
zwungene juristische  Konstruktion,  welche  einer  vollendeten 
Thatsache  des  Rechtslebens  gerichtlichen  Schutz  verschaffen 
soll,  ohne  mit  der  hergebrachten  Doktrin  zu  brechen.  Er- 
wägt man«  wie  noch  vor  wenigen  Jahrzehnten  derartige 
Konzessionen  an  deutsche  und  moderne  Rechtsanschauungen 
fast  allgemein  als  undenkbar  abgelehnt  wurden,  so  wird  man 
die  l:r\varmr*i;  hc^eii  Jurlcn,  da^^  auch  die  heute  wider- 
strebenden Gerichte  mehr  und  mehr  sich  entschliessen  wer- 
den, noch  einen  Schritt  weiter  zu  gehen  und  der  künstlichen 
Umdeutung  des  individualistischen  römischen  Societätsbe- 
gritFes  die  offene  Anerkennung  der  korporativen  Genossen- 
schaften unseres  einheimischen  Rechtes  zu  substituiren.  Ins- 
besondere wird  man  zu  der  Hoffnung  berechtigt  sein»  dass 


'  Scttff.  Bd.  }s  N.  a68  S.  389—390.  Erfunden  hat  dkse  Fiktioo 
PmiMii  a.  a.  O. 
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das  Reichsgericht  in  dieser  Frage  sein  letztes  Won  noch 
nicht  gesprochen  hat 

Nur  wäre  freilich  auch  mit  der  allseitigen  Annahme  der 
geschilderten  vorgeschritteneren  Praxis  ein  vollkommen  be- 
friedigendes und  von  Widersprüchen  freies  Ergebniss  keines- 
wegs gewonnen!  Denn  offenbar  leiden  alle  jene  Erkennmisse, 
welche  die  juristische  Persönlichkeit  zugleich  versagen  und 
gewähren,  an  einer  priticipiflleti  Unklarheit,  die  auch  praktisch 
zu  allerlei  Halbheiten  und  Willkürlichkeiten  führen  muss\ 
Kann  man  mit  Fug  und  Recht  in  dieser  ganzen  Bewegung 
der  Rechtsprechung  einen  Triumph  der  germanistischen 
Genossenschaftstheorie  erblicken,  so  ist  doch  eigenthüm- 
licher  Weise  die  Praxis  hierbei  kaum  über  deren  in  der 
Wissenschaft  längst  überwundenes  Anfangsstadium  hinaus- 
gekommen. Wer  die  .mitgetheilten  Urtheile.  und  ihre  Be- 
gründungen scharf  ins  Auge  fasst,  wird  fast  überall  auf  die 
Vorstellung  eines  Zwischengebildes  zwischen  Societät  und 
Gemeinheit,  einer  Mittelstufe  jrsvischen  Sein  und  Nichtsein 
einer  Verbandspersönlichkeit  stossen\  Das  Subjekt  des 
Vereinsvermögens  soll  von  der  jedesmaligen  Gcsammtheit 
der  Mitglieder  verschieden  und  doch  keine  juristische  Person 
sein!  Die  Genossenschaft  soll  der  Körperschaftsrechte  ent- 
behren und  gleichwohl  als  Körperschaft  behandelt  werden! 
Steht  nicht  hier  wieder  das  alte  Zwitterwesen  vor  uns,  das 
weder  leben  noch  sterben  kann^? 

'  Ohnehin  hat  das  R.  G.  einerseits  bisher  den  Begriff  der  modi« 
fidrten  Societät  nur  auf  zwd  Verdnigungen  angewandt,  an  deren  kOr> 
perschafilichem  Wesen  Zwdfel  immerhin  möglich  waren,  und  ist  andrer* 

seits  weiter  als  irgend  ein  anderes  Gericht  in  der  Übertragung  der  Sätze  des 
Körperschaftsrechtes  auf  eine  solche  Gesellschaft  gegangen ;  oben  S.  S7— J^. 

'  Man  vgl.  bes.  die  Entsch.  des  Berliner  O.  Tr.  v.  i8.  Mai  76 
oben  S.  71  N.  i  u.  2. 

'  Ein  dcrarugcr  Genossenscluftsbegriti  waltet  gerade  in  den  Er- 
kenntnissen aus  neuerer  Zeit  vor.  Er  beherrscht  ersichtlich  auch  das 
Reichsgericht  in  dem  Erk.  v.  4.  Nov.  81;  vgl.  oben  S,  58  1^3. 

<  Das  Erk.  des  Berliner  O.  Tr.  v.  18.  Mai  76  lässt  in  der  That 
das  Vereinssubjekt,  weil  es  weder  »phynsche«  noch  »juristische«  Person 
sei,  vollkommen  ins  Leere  fallen! 
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Offenbar  gic^t  es  nur  Einen  Auswcf^  aus  diesem  Irr- 
ganen.  Man  gebe  der  Walirheic  die  Ehre  und  gestehe  ohne 
Umschweife  ein,  dnss  man  langst  einen  gemeinrechtlichen 
Satz  zur  Anwendung  bringt,  nach  weichem  die  Körperschafts- 
Bildung,  seitdem  sie  Ütatsächlich  wieder  frei  gegeben  ist, 
auch  rechtHeb  als  frei  anerkannt  wird ;  dass  an  sich  gültige 
Vereine,  welche  unter  dem  Schutz  der  Gesetze  als  Körper- 
schaften bestehen,  auch  Körperschaften  sind  und  somit  ohne 
jede  staatliche  Mitwirkung  juristische  Persönlichkeit  erlangen ; 
dass  die  der  Staats^^e  ,\  .i!t  vorbehaltene  ausdrückliche  »Ver- 
leihung« von  »Korporal iDiisrechtenw  oder  »juristisclier  Per- 
sönlichkeit« im  Zweifel  nur  noch  die  doppelte  Bedeutung 
hat,  einerseits  das  Vorhandensein  eines  selbständigen  Rechts- 
subjektes autoritativ  fest:(ust€lUn  und  andrerseits  gewisse  Privi- 
legien zu  begründen. 

Ein  posilivrecbtliches  Hinderniss  steht  einem  derartigen 
Vorgehen  der  Gerichte  mcbt  entgegen.  Allerdings  liegt  den 
Bestimmungen  der  Justinianischen  RechisbiUber  eine  Auffassung 
zu  Grunde,  nach  welcher  alle  Verbandsexistenz  vom  Staate 
stammt Es  ist  daher  verfehlt,  die  Anerkennung  unge- 
nehmigter  Körperschaften  auf  das  römische  Recht  stutzen 
zu  wollen,  weil  demselben  nur  das  heute  w^cggefallcne  Er- 
lorderniss  einer  polizeilichen  Genehmigung  jedes  Vereines 
bekannt  gewesen  sei,  während  sich  die  Privatrechtsfähigkeit 
genehmigter  Vereine  von  selbst  aus  allgemeinen  Rechts- 
grundsätzen ergeben  habe*.  Nicht  minder  unhaltbar  aber 
bt  die  Ansicht,  dass  im  römischen  Recht  eine  von  der 
publicistlschen  Konzession  trennbare  Verleihung  der  juris- 
tischen Persönlichkeit  vorgebildet  sei'.  Das  römische  Recht 
kennt  vielmehr  nur  einen  einheitlichen  staatlichen  Konstimtiv- 


*  Vgl  metn  Genossenschaftsr.  III  S.  96^7,  lao,  141— 144. 

'  So  Unger,  Windscheid  u.  Bikkm  (a.  a.  O.  S.  96  N.  3 seitdem 

auch  Dernburg,  Fand.  §  65  N.  5. 

J  Diese'  Ansiclit  ist  erst  seit  Savigm  herrschend  geworden;  vgi, 
die  Citate  in  meinem  Genossenschaftsr.  III  S.  96  N.  215. 
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akt,  welcher  den  rechtlichen  Bestand  des  ohne  ihn  ungültigen 
V'ereins  begründet  und  demselben  hiermit  zugleich  die  er- 
iorderliche  Vermögenstähigkeit  beilegt'.  Gerade  deshalb 
sind  in  dieser  so  eng  mit  den  Fundamenten  des  öffentlichen 
Rechtes  verwachsenen  Frage  die  römischen  Sätze  bei  uns 
überhaupt  nicht  unmittelbar  anwendbar*.  Vielmehr  kommt 
es  lediglich  auf  das  deulscbe  Gesetzes-  und  Gewohnheits- 
recht an.  In  Bezug  auf  dieses  bedarf  es  hier  keiner  Er- 
örterung» inwieweit  in  Deutschland  das  einst  unbezwetfelte 
Recht  der  freien  Körperschafisbildung  durch  die  recipirte 
italienische  Doktrin  erschüttert  wurden  ist\  Denn  da  diese 
Doktrin  durchweg  von  dem  publicistischen  Vercinsverbot 
des  römischen  Rechtes  ausging  und  das  Hrforderniss  der 
staatlichen  ,yerleihun^  der  Korporationsrechte  lediglich 
als  Konsequenz  des  Erfordernisses  staatlicher  Approbation 
jeder  Vereinigung  aufstellte  und  durchsetzte^  wurde  ihr 

*  Vgl.  über  diese  Auffassung  der  Quellen  mein  Genossenschaftsr. 
a.  a.  O.,  tt.  die  daselbst  S,  96  K.  217  aufgeführten  Scfariftsteller. 

*  Dies  erkennen  auch  Gegner  an;  so  StoNte  I  S.  4x2. 

'  Wie  wenig  dies  im  16.  Jahrh.  noch  der  Fall  war,  erhellt  aus  den 

Nachweisen  in  meinem  Genossenschaftsr.  III  S.  724—725.  Seit  der  Mitte 
des  17.  Jahrli.  drang  dagegen  in  der  That  die  Lehre  durch,  dass  keine 
Körperschaft  ohne  staatliche  Autorisation  ^  ustehen  könne. 

*  Vgl.  mein  Genossensciiaftsr.  a.  a,  O.  III  S.  206  IT.,  2S8  tT.,  368  ff., 
436  ff„  679,  7241!".,  757  if.  u.  769  ff.  —  Einzelne  Andeutungen  einer  Ver- 
selbständigung beider  Besundtheile  der  Koncession  begegnen  freilich 
schon  im  Mittelalter  (vgl.  a.  a.  O.  S.  $72  N.  67—68  u.  S.  437  N.  81). 
Gerade  in  Deatschhind  aber  wurde  die  gemeinrechtliche  Theorie  bis 
gegen  das  Ende  des  18.  Jahrh.  davon  kaum  berührt:  je  entschiedener 
die  Tendenz  des  absolutistischen  Staates  d.ihin  ging»  ein  pc^eilicfaes 
Verbot  aller  nicht  spcciell  approbirtcn  Vereine  durchzusetzen,  desto  weniger 
lag  ein  Anlas«;  vor,  die  Verleihung  der  Privatrechtsfähigkeit  von  der 
publiciitischen  .\utorisation  /.u  lösen.  Die  principielle  Unterscheidung 
der  »Genehmigung«  der  Vcreinsbildung  und  der  »Verleihung  der  Eigen- 
schaft einer  mOTalischen  Person«  findet  sich  zuerst  bd  den  Naturrechts- 
iefaren und  steht  hier  mit  der  beginnenden  Wiederanerkennung  des  Asso> 
dationsrechtes  in  Zusammenhang.  Praktisch  durchgeföhrt  wurde  sie  zu- 
en»t  im  Preussisclien  Landiecht.  Das  »Confirmations-Patent  und  Protek- 
torium«  für  die  Freimaurer-Mu**'^loge  v.  1796  (N.  C.  C.  Brandenb.  X 


Digitized  by  Google 


IHi  EnlsldMuig  dir  Körperiäkiften, 


mit  der  Wiederherstellung  des  germanischen  Urrechtes  der 
freien  Association  der  Boden  entzogen*.  Nun  erst  konnte 
ftberhaupt  die  Kontroverse  in  ihrer  heutigen  Gestalt  ent- 
stehen. ll'.UL-  Zeit  lai)g  hatte  jetzt  in  der  Tliat  den  An- 
schein, als  ^ülle  es  einer  streng  romanisirenden  Richtung 
gelingen,  auf  civilistischem  Gebiet  ein  verselbständii;ies  Stück 
des  byzantinischen  Staatsrechtes  zu  reiten.  Die  neue  Lehre, 
welche  das  staatliche  Monopol  der  Verbandspersonilikation 
unabhängig  von  seiner  publicistischen  Grundlage  festhielt, 
hatte  zwar  nicht  den  Buchstaben,  wohl  aber  den  Geist  des 
»reinen  römischen  Rechtes«  für  sich'.  Vor  Allem  berief  sie 
sich  mit  durchschlagendem  Erfolge  auf  die  zu  unbestrittener 
Herrschaft  gelangte  Vorstellung,  dass  die  juristische  Person 
ein  durch  Fiktion  erzeugtes  künstliches  Indi«nduum  sei'. 
So  war  sie  nalie  daran,  das  deutsche  Rechtsleben  sicii  zu 

p.  79)  dürfte  (ias  erste  nachweisbare  Beispiel  einer  landesherrlichen  Sta- 
tutenbestätigung sein,  in  welcher  die  Rechte  einer  amoralischen  Person« 
(  (iruTiJsiilcke  zu  erwerben  und  wiederum  an  andere  zu  vcraussern  und 
uK  eine  moralische  Person  zu  handeln«)  ausdrücklich  und  besonders  ver- 
liehen sind. 

*  Schon  aus  diesem  CjrunJc  ist  die  Bcrulun»  von  5/t>/'/v  j  52 
N.  6  auf  die  recipirtc  »Tlicor  •  der  Glossatoren  u.  Kanonisten«  muu« 
reichend 

'  Vgl,  meine  Henicri<ung  Genossenschaftsr.  III  S.  97  N.  219.  Nach 
«ier  Art  und  Weise,  wie  Dernhurg^  Pand.  $  65  N.  5  meine  Auucrung 
anftkhrt,  scheint  es  einer  ausdrOcIdichen  Deklaration  zu  bedfirfen,  dass 
damit  nicht  etwa  die  Theorie  v.  Stn^nfs  gdHlligit,  sondern  die  ganae 
von  ihm  inaugtirirte  Richtung  auf  Reaktivirung  des  reinen  römischen 
Rechts  persiflirt  werden  sollte.  Emsthaft  wird  doch  auch  der  strengste 
Romanist  zur  Entscheidung  unserer  Kontroverse  sich  nicht  in  das  Kon- 
stantinopel des  6.  J.ihrh.  versetzen  und  unsere  moderne  Vereinsc;eset^- 
^cbung  sich  als  dort  eingeluhri  vürilcllen!  —  l'rcUich  scliicu  mir  hier 
und  an  anderen  Stellen  meines  Buches  zugleich  ein  Protest  gegen  das  Ver- 
fahren der  modern  denkenden  Romanisten  erforderlich,  welche  das  von 
der  G<;genwart  errungene  Recht  immer  noch  aus  dem  Corpus  juris  be- 
gründen tu  mässen  glauben  und  deshalb  oft  genug  in  dasselbe  hindn- 
Iq^en,  anstatt  dem  germanischen  Rechtsgedankt«.  seine  Ehre  zu  gOnnen. 

J  Vgl.  oben  S.  16  N.  i.  " 
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unterwerfen*.  Seitdem  indess  die  germanbtische  Genossen- 
schaftstheone  ihr  entgegentrat,  zeigte  es  sich  mehr  und 
mehr,  dass  die  hisher  kaum  angefochtene  communis  opinio 
nicht  nur  das  positive  gemeine  Recht  nicht  für  sich  anfuhren 

konnte,  sondern  luich  keines^vegs  bereits  ein  ihr  entsprechen- 
des Gewohnheitsrecht  erzeugt  hatte^  In  der  Wissenschaft 
ist  ihre  Herrschaft  gestürzt:  das  bloße  Namenverzeichniss 
ihrer  Gegner  reicht  hin,  um  den  Beweis  zu  führen,  dass 
jedenfalls  der  heutige  Zustand  der  Theorie  einer  freieren 
Praxis  kein  Hinderniss  bereitet  \  Dem  deutschen  Rechts- 
bewusstsein  der  Gegenwart  ist  sie  fremd :  fast  wie  einst  das 
Zinsverbot  ist  sie  vom  Rechtsleben  überall  durchlöchert  und 
täglich  missachtet.  Dass  aber  auch  die  Rechtsprechung  keinen 
ihr  günstigen  Gerichtsgebrauch  mehr  erkennen  lässt,  sondern 
durchweg  in  der  einen  oder  anderen  Weise  dem  Princip  der 
freien  Körperschaftsbildung  zur  praktischen  Geltung  verhilft, 
haben  wir  oben  gesellen.  Man  könnte  höchsieus  beliaupten, 
dass  es  gerichtsgebräuchlich  sei,  den  alten  Lehrsatz  dem 
Schein  nach  unangetastet  7.u  lassen  und  der  Sache  nach  um- 
zusiossen.  Doch  wird  man  dadurch  schwerlich  die  Gerichte 
für  gebunden  erachten,  auch  fernerhin  das  Kind  nicht  beim 
rechten  Namen  zu  nennen! 


'  SfuhJcnhiiicl^  b.  Glück  Bd.  59  S.  4j6 — 457  meinte  sogar,  nur 
»>Parteischrittcii('  hätten  bisweilen  das  Gci,aMithcil  autgestellt*  und  PJdfer 
a,  a.  O.  S.  j8  bezeichnete  den  Stroit  als  »abgcm  icht«. 

'  Stobbe  a.  a,  O.  S.  415  verlangt  /.war  umgekehrt  den  Beweis  eine?» 
cnigegengcsetsten  Gewohnheitsrechtes,  um  jene  Theorie  zu  stürzen.  Allein 
da  er  das  römische  Recht  nicht  anwenden  will,  dem  älteren  deutschen 
Recht  aber  ausdrücklich  die  Anerkennung  von  Körperschaften  ohne 
St.i.usgtnehniigung  zuschreibt,  so  ist  nicht  abzusehen,  warum  es  nach 
Wiederherstellung  der  mittelalterlichen  Associationsfreiheit  noch  des  »be- 
sonderen Beweises«  bedürfen  soll,  .»dass  der  priv;tte  Wille  zur  flrschaffung 
tiner  juristischen  Persönlichkeit  iiinreicht«.  H.ittu  der  Wille  der  Privatcri 
einstmals  in  Deutscliland  diese  Kralt,  so  müsstc  doch  bewiesen  werden, 
wann  und  wodurch  er  sie  verloren  hat. 

>  Vgl.  oben  S.  19  N.  |.  Sämmtliche  dort  aufgeführte  Schriftstdler 
vertreten  die  Ansicht,  dass  nach  gemeinem  Recht  Vereine  ohne  besondere 
staatliche  Anerkennung;  juristisrhe  Personen  sind. 
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Am  wenigsteil  greifen  die  Zweekniäßigkeilsencä^^ungen 
durch,  welche  gegen  die  Anerkennung  ungcnchmigter  Kör- 
perschaften angeführt  zu  werden  pficgcn.  Die  früher  in 
erster  Kciiic  stehenden  politischen  Bedenken  mögen  auf  sich 
beruhen,  da  sie  mit  der  Zulassung  der  publicistischen  Existenz 
freier  Vereinigungen  ihr  Schwergewicht  verloren  haben'. 
Man  meint  aber,  es  würde  bei  dem  Mangel  fester  Grund' 
Sätze  ober  die  äußeren  Kennzeichen  der  juristiscJien  Person 
eine  »unheilvolle  Unsicherheit«  eintreten,  wenn  die  Bildung 
von  Körperschalten  dem  freien  Ermessen  der  Einzelnen 
überlassen  würde*.  Dieses  Argument  hatte  einen  gewissen 
Sinn,  so  lange  man  die  Konsequenzen  der  streng  romanis- 
tischen Tlieone  zog  und  jedem  X'erein  nur  die  Wahl  zw  ischen 
dem  formellen  Hrwerb  der  Korporationsrechte  und  der  voll- 
kommenen Rechtlosigkeit  im  Verkehr  und  vor  Gericht  liess. 
Sobald  man  aber  vor  einem  solchen  bei  dem  heutigen  Rechts- 
zusitnde  in  der  That  undurchführbaren  Zwange  zurück- 
schreckt und  vielmehr  selbst  sich  bemüht,  den  »Vereinen 
ohne  luristische  Persönlichkeit«  durch  Umbiegungen  des 
Societätsrechtes  ein  Surrogat  der  Korporationsrechte  zu  ver- 
schaffen, kann  man  sich  auf  das  Bedürfniss  der  Rechtssicher- 
heit nicht  mehr  berufen.  Denn  nunmehr  weiss  doch  erst 
recht  Nicni.uid,  wie  er  mit  diesen  in  allen  Farben  schil- 
lernden Verbandsgebildcn  daran  ist. 

Dass  übrigens  die  gefürchtete  Verwirrung  ein  leeres 
Schreckgespenst  ist,  zeigt  der  Zustand  derjenigen  Länder, 
in  welchen  unbestritten  durch  positiven  Rechtssatz  die  Kör- 
perschafrsbildung  freigegeben  ist.  So  gilt  in  Österreich  nach 
der  jetzt  allgemein  angenommenen  Auffassung  des  $  26  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches  genau  dasjenige  Rechtssystem,  wel- 
ches von  uns  als  gemeines  deutsches  Recht  verfochten  wird'. 

•  Vgl  ßhuUuhli,  D.  P.  R.  S  40  N.  6. 

'  So  nach  dem  Vorgänge  von  Sav^m  II  S.  277  fi*.  neuerdings 
Smez.  a.  O.  S.  415      Roth  S.  in  N.  21. 

J  Vgl  Vf^rr,  Österr.  P.  R.  I  S.  ^9  ff-  Ä^''''^»  a.  O.  S.  i8  N.  24  . 
&«Wr  IS  412;  Scbigner  a.  a.  O.  S.  202  ff.  —  Unger  wollte  freilich,  weil 

6* 
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Nicht  anders  verhält  es  sich  nach  dem  Zürcher  Gesetz- 
buch und  dem  Recht  mancher  anderen  Schweizer  Kantone*. 
Man  hat  aber  aus  diesen  Gebieten  keinerlei  Klagen  über  Rechts* 
Unsicherheit  vernommen,  während  die  Klagen  über  die  Un* 
zulänglichkeit  der  bisherigen  Handhabung  des  Korporations- 
und Gesellschaftsrechtes  in  Deutschland  nicht  enden  wollen. 
Der  Verkehr  pflegt  eben  sehr  bestimmt  zu  wissen,  wo  er 
mit  körpcrschaftÜchen  Einheiten  und  wo  vichiichr  nur  niii 
gesellschattiich  verbundenen  Einzehien  zu  ihun  hat. 

Die  Schwierigkeiten,  welche  die  Praxis  zu  überwinden 
hätte,  um  zur  offenen  Anerkennung  ungenehmigter  Körper- 
schaften vorzuschreiten,  könnten  somit  nur  in  den  Partikular' 
ncbUu  liegen.  Hiervon  haben  wir  noch  zu  reden. 

Zuvor  sei  nur  noch  bemerkt,  dass  für  das  gemeine  Recht 
auch  die  Entstehung  von  Stijtiingen  ohne  Suatsgenehmigung 
behauptet  werden  muss*.  Die  richtige  Ansicht  zähh  hier 
nicht  nur  in  der  Theorie  Anhänger,  welche  den  glelthen 
Satz  für  Körperschaften  bestreiten',  sondern  hat  auch  in 
die  Praxis  Eingang  gefunden^.    Dagegen  haben  bei  Stif> 

es  nun  einmal  Korporarionsrechte  ohne  staatliche  Verleihung  nicht  gebe, 
dne  solche  aber  in  Österreich  als  überflüssig  nicht  vorkomme,  nur  die 
Korporationen  des  örtentlichen  Rechts  in  Österreich  als  »Korporationen " 

anerkennen  (S.  540).  Die  '»erlaubten  Gesellschaften«  mit  »moralischer 
Persnnlichkeit«  brachte  er  unter  seine  Kategorie  der  »Gesellschaften  mit 
formeller  Pcrioncuciniiciu  (S.  Aus  seinem  Aubau  in  der 

krit.  Ubersch.  Bd.  6  S.  15$  ff.  erhellt  aber,  dass  er  selbst  diese  Ansicht 
aufgegeben  hat. 

<  Vgl.  oben  a  |6  N.  i. 

*  Vgl.  Ciber  diese  Strdtfrage  die  oben  S.  13  N.  i  u.  S.  16  N.  i 

angeführten  Scliriften,  sowie  mein  Gcncwsenschaftsr.  III  S.  120  N.  26, 
Roth,  Stiltungen  S.  206  ff.  u.  D.  P.  R.  5  7;  I.  Bcnh-r  j  73.  Demelius. 
Jahrb.  f.  Dogm.  Bd.  4  S.  159  ff,  Rmda  .1.  a.  O,  S  :>i  tf.,  Arndts  5  46, 
Brini  S.  1069 ff.,  Förster  IV  §  285,  H  indscheid  60  N.  2,  iVädiUr  ^  58  iV, 
Stobbe  5  62  N.  5,  Deniburg  ^  6}  N.  6. 

'  So  die  oben.S.  13  N.  i  Angeführten,  insbesondere  Piuhtai  femer 
Bruns  a.  a.  O.  S.  41$ ;  auch  WääHer  a.  a.  O.  N.  7  (jedoch  nur  für  leut- 
willig  errichtete  piae  caasae). 

^  Vgl.  Erk.  des  Bad.  O.  H.  G.  v.  21.  Sept.  61  b.  Seuff.  Bd.  16 
N.  2}2  S.  380- Anders  das  £rk.  des  O.  A.  G.  Dresden  b.  Seulf. 
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tungen  in  der  Thai  die  meisten  Partihularrechte  das  gemeine 
Recht  abgeändenV  Auch  liegt  die  Sache  hier  völlig  anders 
'wie  bei  Körperschaften.  Denn  die  moderne  Gesetzgebung 
erkennt  keineswegs,  wie  eine  allgemeine  Vereinsfreiheit,  so 
eine  allgemeine  Stiftungsfreiheit  an*.  Es  bedarf  daher  einer 
staatlichen  Prüfung  und  Genehmigung  nicht  nur  j^ur  Per- 
sonifikation, sondern  überhaupt  zur  Rechtsbestauiligkcit  einer 
slifterischen  Veranstaltung'.    Mithin  tritt  hier  der  Wider- 

Bd.  1  N,  S.  ?9S.  —  Die  Eric,  des  O.  G.  H.  f.  Bayern  v.  2.  Ja«.  74 
ib.  Bd.  29  \.  149  S.  2J3  u.  V.  6.  Mai  79  ib.  Bd.  55  N.  7}  S,  n7— Ij8 
entscheiden  die  Streitfrage  nur  fi)r  das  Bayrisdk  Recht  zu  Gunsten  des 

Erfordernisses  der  Stantsirenchmigung. 

'  Vgl.  die  Cbcrsiclii  der  Gesetzgebung  und  Chunq;  h  Rolh.  D.  P.R, 
5  7?  N.  16—17  u.  Sioi>bt'  5  62  N.  6.  Auch  in  Cstcrrcich  bedart  es  einer 
obrigkeitlichen  Konfirmation;  Uttger  I  S.  350,  Schiff ner  S  20} . 

*  Über  die  inneren  Grunde  vgl.  mein  Genossensduftsr.  II  S.  968. 

3  Nach  den  mdsten  Gesetzen  gilt  die  Gendimigung  einer  als  selb- 
ständige Anstalt  eingerichteten  Stiftung  zugleich  als  Anerkennung  ihrer 
juristischen  Persönlichkeit.  So  nach  Preuss.  A.  L.  R.  II,  19  5  52 — 33  u* 
42  (»die  vom  Staate  aiisdrückh'ch  oder  stillschweigend  genehmigten  Armen- 
und  andere  Versorgungsanstalten  liabcn  die  Rechte  moralischer  Personen«); 
vgl.  auch  II,  12  5  2  u.  54  ff.  (für  Schulen);  ferner  II,  4  ^  27  ff.  u.  Cab.  O. 
V.  2j.  Mai  45  (für  Faniilienstifiungen,  die  bloß  richterUcher  Verlautbarung 
u.  Bestätigung  bedürfen  und  hierdurch  »die  Eigenschaft  einer  moralischen 
Person«  erbngen).  Dieselbe  Bedeutung  hat  nach  den  Preuss.  Ges.  vom 
I?.  Mai  r>  ^  5  "  Vehr.  70  i  die  in  der  ganzen  Monarchie  erfor- 
derliche landesherrliche  Genehmigung  einer  Schenkung  oder  let;!t\villigen 
Verfugung,  durch  welche  »eine  neue  juristische  Person  ins  Leben  cicrafen 
werden  solh';  (Familienstiftun<^en  bedürten  nach  dem  Ges.  v.  23.  Febr.  70 
5  6  dieser  Genehmigung  nicht).  Kbcnso  verhält  es  sich  nach  Österr.  R. 
(vgl.  Vnger  I  jjo,  Sthiffwr  S.  20 j);  nach  Wdmar- Eisenach.  Ges.  vom 
22.  April  35  5  I  (Hiimbach  %  172);  nach  Bad.  Ges.  v.  5.  Mai  70  5  1—2 
(oben  S.  29  N.  l);  nach  Bayr.  Gem.  Ordn.  v.  29.  April  69  Art  69 
bei  «örtlichen  Stiftungen»;  nach  Sachs.  Ges.  v.  15.  Juni  68  $  6  bei  den 
zu  dauernden  kirchlichen,  mildthätigen  oder  gemeinnützigen  Zwecken 
selbständig  errichteten  Stiftungen  und  Anstahen,  wogegen  es  hier  bei 
Stirtuiigcn  und  Anstalten,  welche  anderen  Zwecken  dienen,  einer  aus- 
drucklichen Deklaration  ihrer  Persönlichkeit  bedarf  (oben  S.  29  N.  1 
u.  2).  Dasselbe  Princip  gilt  Qbiigens  auch  sonst,  wenn  iticht  das 
GegentbeU  besonders  bestimmt  ist  (vgl.  oben  S.  N.  i).  —  Die 
Genehmigung  hat  jedoch  diese  Wirkung  nur,  insofern  die  Stiftung  als 
selbständige  Anstatt  mit  eigner  Rechtssubjektivität  gewolk  und  ein- 
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Spruch  nicht  ein,  welcher  jedesmal  vorhanden  ist,  wenn  ein 
als  Körperschaft  organisirier  V^erein  gültig  besteht  und 
gleichwohl  nicht  als  Körperschaft  gelten  soll.  Vielmehr 
kann  eine  als  selbständige  Anstalt  eingerichtete  Stiftung  ent- 
weder überhaupt  nicht  zu  rechtlicher  Existenz  gelangen  oder 
sie  wird  in  der  ihrem  Wesen  entsprechenden  Weise  als 
juristische  Person  anerkannt  und  behandelt. 

III.  Körperschaften  ohne  Korpu rationsrechte  nach 

Landesrecht. 

Wenn  das  positive  Recht  mit  der  HrÜillung  bcstimnncr 
\  üiaussctzungen  die  direkte  oder  indirekte  Anerkennung 
eines  V'creins  als  Körperschaft  verknüpft,  so  kann  es  gleich- 
artigen Vereinen,  welche  diese  Voraussetzungen  nicht  er- 
füllen, die  Anerkennung  ihrer  Verbandsextstenz  schlechthin 
versagen,  Iis  kann  aber  auch  derartigen  Vereinen  nur  gewisse 
besmdere  Rechte  absprechen  und  ihnen  im  Übrigen  eine  in 
der  einen  oder  anderen  Art  normirte  Rechtsstellung  anweisen. 

In  Deutschland  hat  das  Reichsrecbt  nur  ßür  Aktiengesell- 
schaften absolut  zwingende  Vorschriften  aufgestellt.  Es  llsst 
«icnsclbcn  nur  die  Wahl,  entweder  als  reichsgesetzlich  norniirie 
und  geschützte  Körperschaften  oder  überhaupt  nicht  zu  be- 
stehen. Eine  nicht  eiPL^etmccne  Aktiengesellsch.iü  gilt  recht- 
lich nicht  nur  nicht  als  Aktiengesellschaft,  sondern  auch  nicht 
als  Gesellschaft  oder  Verein.  Ihre  Nichtexistenz  hndet  einen 
besonders  scharfen  Ausdruck  in  der  Bestimmung,  dass,  wenn 
in  ihrem  Namen  gehandelt  wird,  die  Handeinden  persönlich 

gerichtet  ist;  vgl.  fOr  Preussen  die  Ministerialbesclidde  v.  9.  Sept.  $4 
u.  10.  Dec.  36  b.  Ko^,  Anm.  zu  S  4a  II«  19;  f.  Bayern  Erk.  des  O.  G.  H. 
V.  6.  Mai  79  b«  Seuflf.  Bd.  \%  N.  9}  S.  137^ tj8  (Nichtigkeit  eines  Vcr- 

nüchtnisses  an  »das  homöopathische  Kranketihaus  in  M.,  dessen  Vorstand 
derzeit  Dr.  B.  ist«,  ^vcil  aus  Jcm  gcnchmii::cn  Statut  Jic  Absicht  der 
Begründung  eines  selbständigen  Rechtssubjekies  nicht  erhellt). 
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und  solidarisch  haften  Ganz  ahnliche  Grundsätze  führt  das 
Österreichische  Recht  bei  Erwerbs-  undWirihschafisgcnossen- 
Schäften,  das  Schweizerische  Recht  bei  allen  freien  Vereinen, 
jedoch  nur  bei  )»wirthschaftUchen  Vereinen«  unbedingt,  da- 
}<egen  bei  »Vereinen  für  ideale  Zwecke«  mit  Vorbehah  ab* 
weichender  Kantonalrechte  durch*.  Die  deutsche  Reichs- 
Gesetzgebung  dagegen  hat  in  allen  anderen  Fällen,  in  denen 
sie  das  Recht  bcsLiiiimtcr  Kürpcrschaftsgattungen  geregelt 
hat,  den  dazu  geeigneten  Vereinen  nur  die  Möglichkeit  des 
Eintrittes  in  eine  besondere  Rechtsstelhing  eröffnet,  keines- 
wegs aber  einen  Zwang  hierzu  auferlegt.  Solche  Vereine 
brauchen  sich  daher  nicht  unter  das  Reichsrecht  zu  stellen 
und  unterliegen  dann  dem  gewöhnlichen  bürgerlichen  Recht. 
Insbesondere  erlangt  eine  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossen- 
schaft,  welche  sich  dem  Genossenschaftsgesetz  nicht  unter- 
wirft, zwar  nicht  die  Rechte  einer  »eingetragenen  Genossen- 
bchafK»,  kann  aber  gleichwohl  nach  bürgerlichem  Recht  als 
*» Genossenschaft«  bestehen  ^   In  der  That  wiire  hier  ein 


'  H.  G.  B.  An.  211  in  der  Fassung  des  Ges.  v.  18.  Juli  84.  \^gl. 
darüber  Rfnaud,  A.  G.  S.  >95  -598.  Derselbe  f&hrt  richtig  aus,  dass  diese 
Haftung  über  diejeiuge  des  falsus  procurator  nach  H.  G.  B.  .\rt  5$  u.  298 
Ab^  2  hioatisgeht:  allein  der  innere  Grund  der  Haftung  ist  in  beiden 

Fallen  derselbe,  indem  auch  hier  der  angebliche  Vertreter  deshalb  nicht 
ais  VcrtrcicT  behandelt  wird,  weil  er  in  Folge  der  Nichtexistenz  des  ver- 
treter-cn  Subjektes  in  XX'ahrheit  kein  Vertreter  ist.  Über  ähnliche  Be- 
<::nmiungcn  fremder  Gcscue  vgl.  R^'nand  S.  ^92  N.  11  u.  S.  39}  N.  12 
—  W  ie  sich  mangels  gesetzlicher  \  orschrilten  das  Verhaltniss  gestalten 
würde,  legt  Riiuxud  S.  J87— 392  dar. 

'  Vgl.  das  Osterr.  Ges.  über  Erwerbs-  u.  Wirthschaftsgenoss.v.9.  Aprii 
73  8;  Schweizer  Obl.  R.  An.  717  (»WirthscbaftUchen  Vereinen,  welche 
Ntch  nicht  in  das  Handelsregister  haben  eintragen  lassen,  desgleichen 
Vereinen  für  ideale  Zwecke,  welche  weder  nach  k.nuonalem  Rechte  ah 
piristiscbe  Personen  anerkannt  sind,  noch  sich  in  das  Handelsret^nster  haben 
antragen  lassen,  steht  kein  Recht  der  Persönlichkeit  zu.  Wenn  im  Namen 
^okher  Vereine  Rechtshnndluii^'en  i;et;enüher  Dritten  vor^^enoninien  werden, 
>o  :»jnd  die  Handelnden  pcrsoiilicii  und  solidarisch  den  Dritten  verantwort- 
jcä,  nitr  \'orbehalt  des  Rückgriffs  gegen  die  übrigen  Vereinsnuitglieder«). 

i  \'gl.  oben  S.  75.  —  Nicht  anders  verhält  es  sich  mit  Hülfskassen 
uoJ  Versichcmogsgenossenschaften  jeder  An  gegenüber  den  R.  G.  v. 
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Registerzwang  unerträglich,  so  lange  der  deutsche  Gesetz- 
geber sich  nicht  zur  Anerkennung  eingetragener  Genossen- 
schaften mit  beschränkter  Haftpflicht  entschliesst 

Unter  den  deutschen  Landcsgesetien,  welche  sich  mit 
Körperschaftsrecht  befassen,  übt  keines  einen  so  intensiven 
Zwang  aus,  wie  ihn  das  Reichsrecht  bei  Aktiengesellschaften 
und  das  Österreichische  und  Schweizerische  Recht  bei  allen 
Winhschaftsgenossenschaften  durchftihn.  Im  Obrigen  gelten 
sehr  verschiedene  Systeme. 

Was  zunaclist  die  Gesetze  betrifft,  welche  bei  Erfüllung 
gewisser  Voraussetzungen  eine  freie  Körper  schaff  sb  il  du  nj^  an- 
erkennen, so  versagt  nur  die  Gesetzgebung  des  Königreiches 
Sachsen  jedem  Personenverein,  der  sich  nicht  durch  Eintragung 
in  das  Genossenschaftsregister  die  Rechte  einer  »juristischen 
Person«  verschafft  und  auch  sonst  nicht  formell  als  solche 
deklarirt  ist,  ausdrücklich  das  Recht  der  Persönlichkeit ^ 
Dagegen  trifft  die  Bayrische  Gesetzgebung  keine  Bestimmung 
Ober  die  Rechtsstellung  derjenigen  Vereine,  welche  die  Rechte 
eines  »anerkannten  Vereins«  nicht  erwerben'.  Ebensowenig 
greifen  die  einzelstaatlichen  Spectalgesetze  über  bestimmte 
Gattungen  von  wirthschaftlichen  Genossenschaften  in  die 
Rechtsverhältnisse  der  dem  betreffenden  Sondcirccht  nicht 
genügenden  gewillkürten  Genossenschaften  ein\ 


7.  April  76  (vgl.  5  I  u.  56),  V.  15.  Juni  85  (vgl.  ^  75)  u.  v.  6.  Juli  84.  - 
Auch  Vereine  von  Gewerbtretbenden  f&r  die  Förderung  gemeinsamer 
gewerblicher  Interessen  können  sich  bilden,  ohne  die  Rechte  und  Pflichten 
einer  »Innung»  zu  übernehmen. 

*  Vgl.  GoldschmUU,  Erwerbs-  u.  Wirtli^chnfrs^enoss.  S.  7off.  u.  die 
dort  angcf.  Litt.;  auch  meine  Anzeige  Krit.  V.J.  Sehr.  Bd.  24  S.  594— 400. 

*  Dies  ist  nach  dem  Bürg.  G.  8.  $  %l  und  dem  Ges.  v.  1$.  Juni  68 
§  6  u.  71  nicht  zu  bejsweiteln. 

^  Vgl.  oben  S.  75—75. 

*  Bekatintlich  ist  auch  die  GcwcrkschaftsbilJung  nach  dem  neueren 
Bergrecht  nicht  mehr  obliijatorisch.  Doch  enthält  das  Prcuss.  Bcrgges. 
§  U) — M4  einige  Bestimmungen,  welche  jede  .\rt  von  Genossenschalt 
unter  Mitbethciligten  eines  Bergwerks  betrctien. 
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Wenn  femer  in  allen  deutschen  Staaten  zweifellos  der 
Kechtssatz  besteht,  dass  jeder  nicht  unter  ein  Sonderrecht 
fallende  Verein  die  Körperschaftsrechte  durch  besondere  Staat" 
Hebe  Ferldbung  erlangen  kam^  so  verbindet  sich  hiermit  nur 
in  einigen  Gebieten  ein  zweiter  Rechtssatz,  welcher  in  Er- 
mangelung einer  solchen  Verleihung  einem  derartigen  Verein 
das  Recht  der  Persönlichkeit  geradezu  abspricht.  Dies  ist, 
vom  Königreich  Sachsen  abgeselien,  in  einii^cti  thüringischen 
Kleinstaaten  der  Fall Ausdrücklich  vers.it,n  ferner  das 
preussischc  Landrecht  jedem  unirenehmigten  \'crein  die  Eigen- 
schaft einer  »moralischen  Person«  und  »die  Rechte  der  Cor- 
porationen  und  Gemeinen«'.  Nach  einer  verbreiteten  An- 
nahme, die  freilicli  einer  sicheren  Grundlage  entbehrt,  soll 
derselbe  Grundsatz  im  Gebiet  des  französischen  Rechts  gelten 
Im  Übrigen  dagegen  ist  jedenfalls  ein  Geset:;esrecht  dieses 
Inhaltes  nicht  nachweisbar. 

Man  behauptet  nun  zwar  vielfach  die  allgemeine  Geltung 
eines  Gew(ihnheitsrechteSt'wt\ches  die  Anerkennung  von  Körper- 
schaltcn  ohne  staatliche  Hrtheilung  der  Korporntionsrechte 
in  den  einzelnen  deutschen  Ländern  ausschliessen  soll.  Die 
Existenz  des  angenommenen  Gewohnheitsrechtes  ist  nicht 
dargethan  ^.  Läge  aber  die  Sache  auch  hier  oder  dort  anders 
so  wäre  doch  dem  etwa  nachgewiesenen  Gewohnheitsrecht 
nicht  die  prätendirte  Bedeutung  beizulegen.  Denn  selbst  wenn 
eine  bindende  Übung  bestünde,  welche  die  Anwendung  des 
Begriffes  der  »Korporationsrechte«  und  der  »juristischen 
Person«  auf  ungenebmigte  Vereine  unmöglich  machte,  so 
wäre  doch  der  hiermit  begründete  Rechtssatz  nur  dahin  aus- 
zulegen, dass  solchen  Vereinen  die  Fülle  der  mit  jenen  Aus- 
drücken bezeichneten  Rechte  mangelt.  Dagegen  wäre  damit 
die  Anerkeniiunj^  einer  eignen  Rechtssubjektivität  des  Ver- 

»  Vgl.  oben  S.  56  N.  i. 

*  Pr,  A.  L.  R.  II,  6  5  ij,  22  u.  25. 

)  Vgl.  Zn^n«,  Handb.  5  $2;  Baturhand  Inst.  §  t6:  Mry  et  Rau, 
Cours  de  ^Iroit  rran<;.iis  I  §  54. 
^  Vgl,  oben  S.  56. 
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bandes  und  die  Beurtheiliing  seiner  inneren  und  äusseren 
Rechtsverhältnisse  nach  Körperschaftsrecht  noch  keineswegs 
abgeschnitten. 

Für  eine  solche  Auslegung  des  Landesrechtes  hat  sich, 
wie  oben  gezeigt  ist,  vielfach  die  JVoxiV  mehr  oder  minder 
bestimmt  entschieden.  Es  sprechen  aber  dafür  auch  folgende 

theoretische  Erwäi; u n  ^en. 

Bei  der  Stellung,  welclic  der  obri^^kcitliche  Sta.it  Jcr 
letzten  Jahrhunderte  /um  korporativen  Leben  einnahm,  er- 
schien mehr  und  nieiir  jede  engere  Verbandseinheit  als 
staatliche  Institution,  Man  gewöhnte  sich  daher,,  bei  den 
Ausdrücken  »universitas« ,  i>Corporation<f ,  »Gemeinheit«, 
»Gemeine«  u.  s.  w.  stets  an  eine  öffentliche  Einrichtung  und 
bei  dem  Worte  »moralische«  oder  »juristische«  Person  an 
ein  um  seiner  Öffentlichen  Bedeutung  willen  besonders  privi' 
legiirtes  Rechtssubjekt  zu  denken.  Es  befestigte  sich  eine 
Vorstellungsweise,  für  welche  mit  jenen  Bezeichnungen  der 
Hinweis  auf  einen  publicisiischen  Zusammenhang  und  auf 
allerlei  in  demselben  begründete  Rechte  und  Pflichten  un- 
trennbar verbunden  war  und  die  Begriffe  der  »Korpuraiion« 
und  der  »privilegürten  Korporation«  sich  deckten.  Seitdem 
daher  in  unserem  Jahrhunden  die  freie  Körperschaftsbildung 
wieder  durchdrang,  nahm  man  doch  Anstand^  auf  die  vom 
Staate  weder  als  öffentliche  Einrichtungen  anerkannten  noch 
mit  besonderen  Privilegien  ausgerüsteten  Verbandsgebilde 
jene  Ausdrücke  anzuwenden.  Es  schien  unangemessen,  von 
»Korporationsrechten«  zu  reden,  wd  jede  Verknüpfung  mit 
dem  Staatsorganismus  lehlte,  oder  eine  »juristische  Person« 
zu  siatuiren,  wo  jura  minorum,  Verjähruni^sprivilegien,  Be- 
günstii^ungen  im  Steuer-  und  Gebührenwesen  u.  s.  w.  nicht 
gewährt  waren.  Zum  Theil  freilich  setzte  man  sich  nach 
dem  Vorgange  der  Wissenschaft  über  diese  Bedenken  hin- 
weg. So  schloss  sich  die  Gesetzgebung  des  Königreiches 
Sachsen  vollständig  dem  neueren  wissenschaftlichen  Sprach* 
gebrauch  an.  In  den  meisten  deutschen  Ländern  aber  ver- 
mied der  offizielle  Sprachgebrauch  ängstlich  die  Ausdehnung 
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der  hergebrachten  Kategorien.  Die  Gesetzgebung  selbst 
riumte  den  Gewerkschaften»  den  Wassergenossenschaften, 
den  »registrircen  Gesellschaftenct,  den  »anerkannten  Vereinen« 
u.  s.  w.  die  Körperschafbrechte  ein,  ohne  sie  als  »Korpo- 
rationen« und  »juristische  Personen«  zu  bezeichnen  *.  Auch 
die  Kcichs^^a-sttz^cbung  nalini  .u,l  Jilsc  rcnJcn/,  Ucr  l'.ii'ti- 
kuLirrcchtc  Rücksiclu  und  uiiigin^  luciit  nur  bei  Aktien- 
gesellschaften, Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschalten 
und  eingeschriebenen  Hülfskassen,  sondern  neuerdings  so^^ar 
bei  Innungen,  öffentlichen  Krankenkassen  und  Berufsgenosscn- 
Schäften  für  Unfallversicherung  die  technischen  Namen*. 
Es  begreift  sich  daher  leicht,  dass  die  Übung  der  Verwaltungs- 
behdrden  ^e  der  Gerichte  und  selbst  der  betheiligten  Kreise 
des  Volkes  diesem  Vorbilde  nachgab.  Mochte  auch  die  An- 
erkennung freier  Vereine  und  Genossenschaften  als  körper- 
schaftlicher Rechtssubjckte  durchdringen,  so  blieben  doch  die 
»Korporationsrechteft  und  die  »juristische  Persönlichkeit«  den 
vom  Staat  förmlich  autorisirten  Verbänden  vorbehalten.  Es 
ist  aber  schlechthin  kein  Anlass  vorhanden,  ein  in  diesem 
Sinne  etwa  anzunehmendes  Gewohnheitsrecht  anders  zu 
deuten,  als  jenes  Geseuesrecht.  Betrachtet  man  die  gesetz- 
lich normirten  Körperschaften  als  wahre  Körperschaften, 
denen  nur  etwaige  besondere  Beziehungen  und  Privilegien 
fehlen,  welche  das  Partikularrecht  mit  den  Namen  der  »Kor- 
poration« und  der  »juristischen  Person«  verknüpft,  so  ist 
dieselbe  Betrachtungsweise  bei  den  gewohnheitsrechtlich  ohne 
Beilegung  der  technisch  so  genannten  »Korporationsrechte« 
als  Körperschaften  und  ohne  Beilegung  der  technisch  so 
genaniKcn  »juristischen  Person«  als  Rechtssul  jckic  ner- 
kannten  Verbände  angezeigt.  Man  wird  bei  ihnen  alle  Rechts- 
säizc  anwenden  dürfen,  welche  sich  aus  dem  körperschaft- 
lichen Grundprincip  eines  den  Mitgliedern  als  besonderes 
Subjekt  gegenüberstehenden  Verbandsganzen  herleiten  lassen. 


*  Vgl.  oben  S.  $4  N.  2  u.  {  u.  S.     N.  i. 

*  Vgl,  oben  S.  ji—n» 
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Dagegen  wird  man  bei  ihnen  diejenigen  Rechtssätze  aus- 
schliessen  müssen,  welche  sich  nach  Landesrecht  als  eine 
aus  dem  engeren  Begriff  der  privilegiirten  Koq)oration  und 
der  öiFeDtUch  autoristrten  jurisöschen  Person  herstammende 
Zuthat  charakterisiren. 

Ist  nun  aber  eine  solche  Auslegung  überhaupt  möglicb, 
so  ist  sie  Oberall  geboten,  wo  nicht  ein  direktes  Verbot  ent- 
gegensteht.  Denn  jedenfalls  ist,  wenn  sich  ein  Rechtssatx 
mehrfach  deuten  I.issi,  diejenige  Deutung  voi /.u/ieheu,  \vcL::e 
ihn  in  Einklang  nm  den  Thatsachen  und  Bedürfnissen  des 
Lebens  setzt.  Otienbar  aber  ist  dies  bei  der  hier  vertretenen 
Annahme  ai  höherem  Maße  der  Fall,  als  wenn  die  etW  viige 
Exklusivität  des  landesrechtUchen  Princips  der  staatlichen 
Verleihung  von  Korporationsrechten  dahin  verstanden  wird, 
dass  jeder  ungenehmigte  Verein  nur  nach  dem  Recht  des 
Gesellschaftsvertrages  beurtheilt  werden  darf. 

Den  Thaisachen  des  Lebens  entspricht  in  jeder  Hinsicht 
die  Anerkennunj^  zu  Recht  bestehender  Vereine  als  das» 
was  sie  selbst  sein  wollen  und  nach  den  Anschauungen 
Anderer  sind.  Dagegen  widerspricht  ihnen  auf  das  Schroffste 
die  societätsmäßige  Konstruktion  eines  körperschaftlich  ein- 
gerichteten \'ereins.  Die  zusanmientretenden  Individuen 
wollen  keine  Soeieiat  mit  einander  eingehen  :  trot/.deni  wird 
ihnen  ein  solcher  Wille  angedichtet  und  wider  alle  Regeln 
des  Vertragsrechtes  ein  Vertrag  ohne  einen  entsprechenden 
Vertragswillen  hngirt.  Man  errichtet  ein  Statut:  dasselbe 
w^ird  in  einen  Vertrag  umgedeutet.  Die  Euizelnen  ordnen 
sich  als  Mitglieder  einem  Ganzen  ein  und  unterwerfen  sich 
In  den  Angelegenheiten  des  Vereins  dem  einheitlichen 
Gesammtwillen,  der  sich  durch  verfassungsmäßige  Beschlüsse 
der  Vereinsorgane  kundgeben  soll:  statt  dessen  werden 
ihnen  verwiL:lvc!Lc  Abreden  über  das  kuniti^c  Zu>a:iunen- 
wirken  von  Individualwillen ,  \'erzichte  auf  deren  GeltenJ- 
niacliung  gegen  die  Willenserklärungen  einer  Mehrzahl,  Er- 
theilungen  von  Auftragen  und  Vollmachten  mit  Substitutions- 
befugnissen untergeschoben.  Kein  Vereinsgenosse  nimmt  für 
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sich  einen  Antheil  am  Vereinsverniögen  in  Anspruch :  gleich- 
wohl wird  ihm  ein  solcher  oktroyirt.  Wer  eintritt  oder 
ausscheidet,  glaubt  eine  Mitgliedschaft  mit  den  darin  ent- 
haltenen Rechten  und  Pflichten  zu  erwerben  oder  aufzugeben: 
tr  i  lI  belehrt,  dass  er  vielmehr  eine  Summe  stillbcUwcigen- 
tlcr  i-,rklärungen  in  Bezug  aiit  ein  Gemeinschaftsverhältniss 
abgegeben,  Besitz  ergriH'en  oder  übertragen,  Miteigenthum 
erlangt  oder  veräußert,  Schulden  übernonuncn  oder  ab- 
gestossen,  Forderungen  erworben  oder  cediri  hat.  Dass  der 
Verein  der  Kündigung  oder  Theilungsklage  eines  Einzelnen, 
der  Auflösung  durch  den  Tod  eines  Mitglieds,  dem  An- 
spruch eines  Erben  auf  Auseinandersetzung  nicht  unterliegt, 
gilt  als  selbstverständliche  Folge  seines  körperschaftlichen 
Wesens:  es  soll  aber  wieder  nur  auf  ausdrücklichen  oder 
vermutheten  Abreden  über  den  Ausschluß  der  normalen 
Sätze  des  Gesellschattsrcchui  bcrulicn  und  könnte  von  Jedem 
in  Frage  gestellt  werden,  der  eine  abweichende  Willens- 
meinung darzuthun  vermöchte.  Nach  außen  tritt  überall 
der  WTein  als  solcher  im  Verkehr  auf,  und  Jedermann  glaubt, 
wenn  er  mit  den  Vereinsorganen  kontrahirt  hat,  dem  Verein 
als  solchem  gegenüber  berechtigt  oder  verpflichtet  zu  sein: 
auch  dies  erweist  sich  als  Irrthum,  da  das  unter  einem 
Gesammtnamen  vertretene  Subjekt  bei  näherer  Betrachtung 
sich  in  die  Summe  der  zur  Zeit  dem  Verein  angehörigen 
Individuen  auflöst.  Vor  Gericht  wird  der  Verein  als  Kläger 
oder  Beklagter  zugelassen:  es  sind  aber  nur  die  jeweiligen 
Mitglieder,  welche  als  Litiskonsorten  klagen  oder  beklagt 
werden  und  hierbei  sich  eines  Vertreters  bedienen.  Wird 
der  Verem  nachträglich  vom  Staat  als  juristische  Person 
anerkannt,  so  ändert  sich  thatsächlich  bis  aiit"  die  etwaige 
Erweiterung  seiner  Rechtsfähigkeit  nichts  in  seinen  Verhält- 
nissen :  juristisch  aber  soll  nun  ntit  einem  Schlage  der  ganze 
bisherige  Zustand  in  sein  Gegentheil  verwandelt  sein,  so  dass 
es  wiederum  einer  Unzahl  von  fingirten  Willenserklärungen 
sämmtlicher  Mitglieder  bedarf,  um  den  Übergang  der  Rechte 
und  Pflichten  auf  das  neue  Rechtssubjekt  zu  erklären  und 
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dasselbe  in  den  Beziehungen  zu  Dritten  an  die  Stelle  der 
bisherigen  Socien  zu  setzen. 

Dass  den  Bedürfnissen  des  Lebens  nur  die  Behandlung 
der  Körperschaften  als  Körperschaften,  keineswegs  aber  ihre 
Unterstellung  unter  den  Begriff  der  modificirten  Societät 
vollkommen  gerecht  wird,  rauincii  selbst  Anhänger  der 
letztgedachten  Konstrukiion  unumwunden  ein '.  In  der  That 
bleibt  der  \'erein  als  moditkirte  Societät  trotz  aller  seinem 
einheitlichen  Wesen  gemachten  Zugeständnisse  in  einer 
prekären  Lage,  da  schwer  vorher/usagen  ist,  wo  Theorie 
und  Praxis  in  der  Beugung  des  Gesellschaftsrechtes  Halt 
machen  werden.  So  wird  ihm  2.  B.  von  SiMe,  der  in  der 
Annäherung  an  die  juristische  Person  am  weitesten  geht, 
doch  die  Eintragung  seines  Eigenthums  und  seiner  dinglichen 
Rechte  in  das  Grundbuch  und  die  Erbftihigkeit  versagt*. 
Auch  scheint  es  unmöglich,  eine  Serviiut  eines  Mitgliedes 
am  Vereinsgrundstüci<  zuzulassen,  wenn  dieses  in  mt  Jinc  r-em 
Miteigenthum  steht  ^  Überdies  müsste  der  Verein,  wenn  ein 
Mitglied  unter  Berufung  auf  die  regelmäßigen  Grundsätze 
des  societas  und  des  condominium  sein  Antheilsrecht  geltend 
zu  machen  versucht,  den  Ausschluss  der  betreffenden  Sätze 
durch  besondere  Abreden  doch  erst  beweisen,  was  ihm  kaum 
immer  glücken  wird.  In  nicht  minder  unsicherer  Lage  aber 
befinden  sich  Dritte,  die  sich  mit  einer  solchen  modificinen 
Societiit  einlassen.  Sie  können  nach  dem  neueren  Gerichts- 
gebrauch den  Verein  in  seinem  Vorstande  beklagen  und  von 
dem  Verein  durch  seinen  Vorstand  beklagt  werden.  Da  aber 
ihre  wahren  Processgegner  die  sämmtlichen  Einzelnen  sind, 
welche  zur  Zeit  der  Klageanstellung  den  Verein  bilden,  so 


'  Vgl.  bfis.  Stob^  a.  a.  O.  S.  ito;  auch  Saütmski  a.  a.  O.  S.  a^; 
Wätbter  a.  a.  O.  $  54  N.  17. 

^  Std'he  61  Z.  7.  —  An  sich  ist  freilich  nicht  einzusehen,  warum 
die  jeweilige  Gesellschaft  unter  dem  Vereinsnamen  nicht  auch  hierzu 

filhig  sein  soll. 

^  Vgl  die  dies  besiäti^ciulc  Gegenbemerkung  von  ütobbe bi  N.  i 
gegen  Httin§,  Krit.  V.  Sehr.  1  586. 
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können  jeden  Augenblick  von  der  einen  wie  von  der  anderen 
Seite  die  Grundsätze  der  Streitgenossenschaft  hervorgekehrt 
werden*.  Jedenfalls  hat  der  Dritte,  welcher  jjegen  einen 
Verein  kLii^cn  wiü,  kcip.c  Mittel,  die  Bestcllunj^  eines  Process- 
organs  zu  erzwingen,  wenn  der  V^erein  seine  Organisation 
verleugnet.  Andrerseits  kann  er  stets  statt  des  \'ereines  die 
einzelnen  Mitglieder  nach  Maßgabe  ihrer  antiieiligen  Rechte 
und  Friichten  in  Anspruch  nehmen.  Wer  und  was  dem  Vereins- 
gläubiger für  Vereinsschulden  hattet,  bleibt  in  hohem  Grade 
angewiss,  da  die  mannigfachsten  Zweifel  auftauchen,  sobald 
nicht  der  Verein  selbst  als  verpflichtetes  Subjekt  betrachtet 
wird  Sind  die  sämmtlichen  Mitglieder  die  wahren,  obschon 
nur  beschränkt  verhafteten  Schuldner,  so  können  sie  nicht 
blos  insgesammt  auf  das  Ganze,  sondern  auch  einzeln  auf 
ihren  Antheil  belangt  werden;  sie  können  aber  auch  im 
ersteren  Falle  ein  jedes  mit  seinen  Privatforderungen  kom- 
pensiren.  Umgekehrt  können  die  Vereinsschuldner,  wenn 
die  sämmtlichen  Vereinsglieder  die  Gläubiger  sind,  sich  durch 
ratenweise  Befriedigung  derselben  befreien  \  sie  können  aber 

*  Nach  Stohbe  n.  a.  O.  S.  505  «können  entweder  alle  einzelnen 
Mitglieder  ais  litis  consortes  auftreten  oder  es  kann  der  Vorsund  den 
Vcrda  venreten«. 

*  Stdbb«  a.  a.  O.  S.  506-508  gelangt  freiltch  genau  xu  demselben 
Resultat«  welches  steh  bei  der  Aflnahme  der  juristischen  Persönlichkeit 
des  Vereins  ergiebt.  Denn  nach  ihm  haften  dem  Gläubiger  die  einseinen 
Mitglieder  stets  nur  mit  dem  Vereinsvermögen  und  ihren  statuten- 
mäßigen Rciträgen,  wahrend  die  handelnden  Vertreter  ihm  dann,  went\ 
ihm  die  beschrankte  H.it'tart  des  \*crein5  niclit  bei<aiint  gemacht  ist  oder 
anderweit  bekannt  war  oder  sein  musste,  persönlich  haften,  uweil  sie 
ihren  Auftrag  überschritten  und  in  unvorsichtiger  Form  kontrahirten«. 
Ebenso  Bt/B/Ot,  Genoss.  S.  88  ff.  Allein  in  Theorie  und  Praxb  sind 
mancherlei  andere  Ansichten  aufgestellt.  Bald  sollen  die  handelnden 
Vertreter  in  allen  Fällen  persönlich  haften,  bald  werden  säninitliche 
Mitglieder  für  solidarisch  verpflichtet  erklärt,  bald  sämmtliche  Mitglieder 
pro  rata  persönlich  verantwortlich  gemacht  Ebenso  schwankt  man,  ob 
inzwischen  ausgetretene  Mitglieder  verhaftet  bleiben  und  neu  hinzu- 
getretene Mitglieder  verhaftet  werden.  Vgl.  oben  S.  61  N.  2  u.  S.  62 
K.  I,  S.  6}  N.  2,  S.  64  N.  t ;  Salkewski  a.  a.  O.  S.  49  tf.;  RunJa  a.  a. 
O.  S.       ffl;  Schuster  a.  a.  O.  S.  $58  flf. 
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auch,  wenn  sie  von  der  Gesammtheit  beklagt  werden,  mit 
Forderungen  gegen  einzelne  Mitglieder  konipensireo  ^  In- 
sofern nun  so  der  Verein  selbst  sich  mit  einer  halben  und 
unsicheren  Rechtsstellung  begnügen  muss,  Hesse  sich  dies 
vielleicht  damit  rechtfertigen,  dass  er  eben  die  Nachtheile 
zu  tragen  li.u,  wenn  er  die  AnerktiinLiiii^  seiner  Persönlich- 
keit sich  zu  verschaffen  versäumt.  Allein  so  lange  es  an 
einer  Gesetzgebung  fehlt,  welche  überall  den  Erwerb  der 
Körperschaftsrechte  durch  gehörige  Kundmachung  eines  den 
gesetzlichen  Bedingungen  entsprechenden  Statuts  ermöglicht, 
widerspricht  eine  derartige  Argumentation  aller  Billigkeit* 
Und  schlechthin  ungereimt  ist  die  panielle  Rechtsverweige- 
rung zu  Ungunsten  Dritter,  welche  mit  einem  erlaubten 
Verein  im  Vertrauen  auf  dessen  im  Leben  anerkannten  Be* 
stand  in  rechtliche  Beziehungen  getreten  sind.  Bei  einem 
allgemein  Jurciigeführten  Publicitatssysteni  kann  die  An- 
erkennung nicht  kundgemachter  Verbandsex istenzen  ohne 
Schädigung  Dritter  versagt  werden,  wenn  zum  Ersatz  hier- 
für die  persönliche  und  solidarische  Haftung  Ailer  aus- 
gesprochen wird,  welche  im  Namen  eines  nicht  anerkannten 
Verbandes  handeln  ^  Ein  derartiger  Registrirungszwang  ist 
winhschaftlichen  Genossenschaften  gegenüber  gerecht  und 
zweckmäßig,  sofern  nur  das  Gesetz  für  alle  berechtigten 
Gestaltungen  der  Wirthschaftsvereinigung  Raum  schafft. 
Anderen  Vereinen  gegenüber  ist  en*  kaum  zu  empfehlen 


'  Das  (jegentheil  behauptet  treilich  Slohfw  a.  a.  Ü.  S.  508  nach 
Analogie  der  Handclsgisellschalien.  Allein  dazu  bcdürl'ie  es  doch  eines 
positiven  Rechissaucs. 

*  VgL  obeo  N.  l  u.  2.  Dass  dieser  Rechtssau  nicht,  wie  hisweilen 
behauptet  worden  ist,  ohne  Weiteres  gik,  wird  jetzt  ziemlich  allgemein 
angenommen;  vgl.  Rtmud,  A.  G.  S.  389  ffl,  SUit^  5     ^-  ^• 

'  Vereine  für  wissenschaftliche,  künstlerische,  politische,  religiöse, 
sociale,  gesellige,  wohlrhätige  Zwecke  werden  voraussichtlich  stets  in 
jjrosscr  Zalii  die  noch  so  erleichterten  Formalitäten  der  I^inregistrirung 
'  crabsamnto,  weil  sie  vielfach  mit  der  Privatrechisordnung  lange  Zeit 
iiindurch  gar  niclu  in  Berührung  treten.  Ist  aber  ihnen  gegenüber  der 
indirekte  Registerzwang  nicht  von  durchgreifender  Wirksamkeit,  so  wäre 
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Jedenfalls  aber  ist  ohne  ein  solches  Korrelat  gerade  den 
Interessen  Dritter  mit  der  Negation  der  Vereinspersönltch- 
kcit  am  wenigsten  gedient*. 

Nach  allem  Gesagten  ergiebt  sich,  dass  in  den  meisten 
deutschen  Rechtsgebictcii  selbst  dann,  wenn  das  Landesrecht 
dem  Staate  die  Verleihunf^  von  MKorp^rationsrechicn«  nnd 
»juristischer  Persönlichkeit«  erweislich  vorbehielte,  die  An- 
erkennung von  KörperscbajUn  ohne  nKoiporatioiisr echten  und 
von  yerbandspersonen  ohne  »juristische  Fersditlichkeitn  ebenso 
möglich  wie  geboten  wäre.  Es  wären  freilich  nur  ein- 
gewurzelte Vorurtheile  und  Reste  alter  Engherzigkeit,  welche 
zu  einer  so  paradoxen  Terminologie  nöthigten.  Allein  der 
wirkliche  Sachverhalt  wörde  damit  treffend  bezeichnet.  Auch 
steht  nichts  im  Wege,  nach  dem  Vorgange  mancher  Ge- 
richte zu  dem  in  solchen  Fällen  beliebten  Auskunftsmittel 
zu  eilen  und  yieigcnt!iche^<  und  -»lincigenllichcn  Korporationen 
und  juristische  Personen  zu  untersclieiden. 

In  den  Ländern  des  gauciiien  Rechts  gibt  es  nur  sehr 
wenige  Panikularrechte ,  welche  eine  solche  Auslegung  ab- 
schneiden. Auch  im  Gebiet  des  frans^ösiscbm  Rechtes  aber 
dürfte  derselben  ein  Hindemiss  nicht  entgegenstehen'. 

ein  direkter  Registerxwang  durch  Ordnungssiralen  u.  s.  w.  sicherlich 
unangemessen.  Unter  den  bidierigen  Gesetzgebungen  tun  denn  auch 
allein  die  Schweizerische  an  die  Nichteintragung  von  »Verdnen  filr 

ideale  Zwecke«  die  erwähnien  strengen  Hafifolgen  für  ihre  Vertreter 
geknüpft,  wohlweislich  aber  dem  Kantonalrecht  die  Anerkennung  solcher 
Vereine  als  juristischer  Personen  auf  Grund  des  blossen  th.itsächlichen 
Bestandes  vorbehalten.  Nebenbei  bemerkt  ist  es  eine  sonderbare  i-olgc 
de^  in  der  Schwei.^  unicrnommcncn  Versuchs,  das  Handelsrecht  als 
Sonderrecht  zu  beseitigen,  dass  »Vereine  für  ideale  Zwecke«  ins  »Handels- 
r^pster«  eingetragen  werden  I 

'  Es  sei  hier  nur  auf  das  oben  S.  6)  N.  2  mitgetheilte  Erk.  verwiesen. 

>  Dem  thatsächlichen  Erfolge  nach  hat  z.  B.  das  Erk.  des  K.  O.  H. 
G,  V.  15.  Jan.  79  Bd.  24  N.  84  S,  518-  -522  im  Gebiete  des  badischen 
I.anJrechts  eine  nicht  als  solche  eingetragene  Werkgenossenschnft  gan^ 
wie  eine  juristische  Person  behandeh  und  einen  \'ersicherungsvcrlrag 
aulrecht  erhalten,  durcli  welchen  die  Genosseiischait  nach  Mabgabc  ihres 
Statuts  die  auf  ihre  Gefahr  lagernden  W'aaren  der  Mitglieder  gegen 
Feuersgefahr  versichert  hatte. 
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Anders  freilich  liegt  die  Sache  zunächst  im  Gebiet  des 
prenssiscben  Landrechts,  Indes«  hat  gerade  hier  die  Gesetz- 
gebung selbst  in  Verbindung  mit  der  neueren  Theorie  und 
Praxis  ein  annähernd  gleiches  Ergebniss  zu  Tage  gefördert. 
Auch  hier  werden  der  Sache  nach  KbrperscI.uiften  ohne  Korpo- 
rationsrechlc  anerkannt.  Dieselben  entbehren  indcss  nicht 
nur  der  besonderen  Privilegien  der  eigentlichen  »Korpo- 
rationen« und  »niorahschen  IVrsonenu ,  sondern  auch  be- 
stimmter nllgemenier  Rechte  der  PersönHchkeit.  Sie  sind 
daher  nicht  blos  tmägenlliche,  sondern  auch  unvollkommene 
Körperschaften 

Das  Preussische  Landrecht  giebt  besonders  deutlich  zu 
erkennen,  dass  es  im  Geiste  der  damals  herrschenden  An- 
schauungen mit  den  Begriffen  der  »Korporation«  und  der 
»moralischen  Person«  die  Vorstellung  einer  bffentUchen  In- 
sHttttion  verbindet,  welche  durch  den  Staat  als  solche  aner- 
kannt und  mit  Rücksicht  auf  ihre  Gemeinnützigkeit  besonders 
privilegiirt  ist  ^   Ihm  fallen  daiicr  geradezu  die  als  »Kor- 


*  Die  fol^nde  Darlci^nint:  stui/t  ^kU  im  W'L-scmJichcn  auf  den 
trctVlidien  Aubatz  von  Hosin,  Zur  Lclirc  von  «icr  Kurporation  unU  (jl 
Seilschaft,  insbesondere  der  erlaubten  Privatgesellschaft,  nach  A.  L.  R. 
und  heuii^iem  preussischen  Recht,  b.  Grudtot,  Beiträge  zur  Erläuterung 
des  Deut.  R.,  Bd.  27  (1882)  S.  108—146.  Vgl.  femer  Kcekt  Komm,  zu 
A.  L.  R.;  Fdrtter  IV  5  282  ff.  u.  Ecdus  in  der  4.  Aufl.  S  i«I  ff.J 
Oernhui-i^  I  ^  }0— 59  u.  II     214;  Stohhe  I  5  $2  N,  8—9  u,  5  61. 

^  Deshalb  ver!nn«rt  der  f  2^  A,  I..  R.  H,  6  eine  Verbindung  »zu 
cineni  tortdauenulcn  gcniciiimK/'ii^'cn  /wcckc".  womit  freilich  nicht  ein 
zweites  selbständiges  Hrtordernili  neben  der  staatlichen  \"erleihung  der 
Korporationsrechte  aufgestellt,  wohl  aber  eine  Belehrung  Qber  die  Vor- 
aussetzungen und  den  Sinn  dieser  Verleihung  ertheilt  wird;  vgl.  Koch 
.\nm.  zu  §  2$  ctt.;  Forster  a.  a.  O.  S.  388  (4.  Aufl.  S.  722);  Rosin  a.  a.  O. 
S.  114,  —  Wenn  sich  \crcin7elt  in  das  Gesetzbuch  der  vage  natur- 
rechlliche  Sprachgebrauch  verirrt  hat,  welcher  jede  einheitlich  riisammen 
gcfnf^te  Personenmehrheit  als  »Hine  moralische  Person«  bezeichnet  (wie 
5  ii^  II,  18  mehrere  Vormünder),  ist  dies  gegenüber  der  technischen 
Verwendung  des  Wortes  (I,  14  174  u.  177,  I,  2^  5  3'  ^  S  5^'' 
81  u.  86>  dazu  A.  G.  O.  I,  i  j  5j  u.  I,  2  :  10;  u.  loj,  Ilyp.  Ürdn,  $  7) 
bedeutungslos.  Andrerseits  sind  nach  preussischem  Landrecht  Familien- 
stiftungen (vgl  K.  O.  V.  2^  Mai  45  im  J.  M.  Bl.  S.  tyfl  u.  Fw'stfr 
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porationen  und  Gemeinen«  und  als  »moralische  Personen« 
anerkannten  Verbinde  mit  den  »Öffentlichen  Gesellschaften«, 

»öffentlichen  Korporationen«  oder  » privilegiirten  Korpo- 
raciunen«  zusamiiicn  *.  Als  später  in  Preussen  die  Eigen- 
schaft einer  »juristischen  Person«  ausdrücklich  in  Fällen 
enhcilt  wurde,  in  denen  die  Einräunuin'^  einer  publicistischen 
Rechtssteliunii  und  gewisser  daran  geknüpfter  Privilegien 
nicht  beabsichtigt  war,  hielt  es  die  Praxis  sogar  für  nöthis;, 
solche  Privatgesellschaften  mit  juristischer  Persönlichkeit 
als  eine  von  den  landrechtlichen  Korporationen  durchaus 
verschiedene  Rechtsbildung  aufzufassen*.  Scheint  es  nun 
auch  angemessener,  viebnehr  eine  Erweiterung  des  land- 
rechtlichen Kurporationsbegriffs  ohne  gleichzeitige  Über- 
tragung der  aus  einer  besonderen  öffentlichen  Rechtsstellung 
fliessenJcu  Vorrechte  anzunehmen    so  kann  doch  das  Land- 

5  241)  und  der  richligen  Meinung  nach  auch  die  ein  Faniiiienfideiisoninitss 
be»Uenden  Familien  (Hinsebius,  Anwaltszeit  1866  S,  17  fr,  Dernbarg  %  %i 
N.  21,  Ecdus  in  der  4.  AuH  v.  Förster  %  240  IV  S.  262—265,  während 
Förster  5  240  u.  242  anderer  Mciiuing  war)  als  wirkliche  juristische 

Personen  orgnnisirt  und  nncrknnnt.  obwohl  sie  in  keiner  Weise  dem 
oben  beschriebenen  Rcir'-itT  cntsprcclicn :  f^eradc  darum  aber  umgeht  bei 
ihnen  das  Gc^tx-bticii  durchaus  die  entscheidenden  Ausdrücke. 

*  Vgl.  »öffentliche  Gesellschaften«  II,  65  tSo  u.  192;  »öffentliche 
Korporationen«  I,  14  S  '^9  *70f  7  $  19;  »privilegirte  Korpo- 
rationen« II,  8  S  191,  II*  II  S  17»  II,  12  $  67.  Dazu  Dentburg%  50 K  2; 
J^oMii  S.  121. 

'  Diese  Auffassung  führen  die  Erk.  des  O.  Tr.  v.  21.  Mai  64  u. 
18.  Juli  6)  (Entsch.  Bd.  52  S.  417  11.  Stricth.  Bd.  59  S,  329)  für  Aktien - 
^^csf!] Schäften  durcli,  welche  nach  'l  8  des  (ics.  v.  9.  Nov.  43  »durcli 
Undcslicrrliche  Cicnchmigung  die  Higenschait  juristischer  Personen  er- 
langt« hatten;  ebenso  ein  Erk.  v.  8.  März  70  (Strieth.  Bd.  78  S.  73)  Hir 
eine  ausdrQcklidi  mit  der  »Eigenschaft  einer  privilcgirten  Korporation« 
bekleidete  Feuerversicherungsgeoossenschaft  auf  Gegenseitigkeit.  In  den 
beiden  ersten  Fällen  sollte  auf  diese  Weise  das  Privileg  der  doppelten 
Rechtsmitielfrist  abgewehrt,  im  dritten  Fall  der  statutarische  Ausschluss 
des  Rcchts\\-eges  bei  der  Geltendmachung  der  Versicherungsan:>prüche 
cntkrätict  werden. 

5  Vgl,  Rosin  a.  a,  O.  S.  121 — 123,  wo  zugleich  gezeigt  ist,  dass 
auch  hei  dieser  Annahme  sich  die  Resultate  begründen  lassen,  zu  denen 
die  erwähnten  Entscheidungen  gelangen. 

r 


Digitized  by  Google 


ErsUs  Kapitei, 


recht  selbst  nur  aus  seinem  engeren  Korporationsbegriti  ver- 
standen werden. 

Das  Preussische  Landrecht  geht  jedoch  andrerseits  über 
die  gemeinrechtliche  Doktrin  semer  Zeit  insoweit  hinaus, 
als  es  unter  dem  Einfluss  des  Naturrechts  ein  natürliches 
Recht  der  freien  Fereinsbildun^  anerkennt.  Es  erklärt  Geseü- 

sch.iluii,  dcicn  Zweck  mit  dem  gemeinen  Wolil  bestehen 
kann,  an  sich  tür  erlaubt Und  es  k\L;t  der  »Cjcnehmigungw 
solcher  Gesellschaften  durch  die  Behörde  nicht  die  Bedeutung 
eines  wesentlichen  Briordernisses  tür  den  Bestand  des  Vereines, 
sondern  nur  eine  diesen  Bestand  sichernde  Kraft  bei In 
diesem  Zusammenhange  führt  das  Gesetzbuch  einerseits  zum 
ersten  Male  eine  scharfe  Scheidung  der  polizeilichen  Ge- 
nehmigung und  der  Verleihung  der  Korporationsrechte  durch 
Andrerseits  aber  stellt  es  besondere  Regeln  für  die  nicht  zu 
Korporationen  erhobenen  Vereine  auf,  indem  es  im  Gegen- 
satz zu  den  unzulässigen  und  verbotenen  Verdnen,  denen 


*  Pr.  A.  L.  R.  II,  6  j  2.    Frcilicli  wird  nicht  nur  der  Begriff  der 

»un/ulassigcn?'  (»eselhchaften  sehr  wci:  i^ctaln  \),  sondern  ;uich  den 
Beiiördcii  ein  /iL-iiilich  Ji>lvrctioiiarcs  Vcrbotsrcclu  liegen  die  an  sich  m- 
lässigen  Gc^cllschaücn  i;cgt.bcn  4;  und  die  verbotene  Gcsellschati  der 
unzulässigen  gleich  geachtet  G  5      'ö)-   ^  gk  auch  II,  20  §  184—185. 

'  Pr.  A.  L.  R.  II,  65  22—24.  Die  »genehmigte«  Gesellschaft 
unterliegt  nicht  mehr  dem  diskretionären  Verbot,  sondern  nur  der  staat- 
Itdien  Aufhebung  aus  Granden,  welche  die  Zurücknahme  eines  Privilegs 
rechtfertigen.  Vgl.  dazu  Rosin  S.  111—112. 

J  Vgl.  Rosin  S.  112— 115.  Die  noch  von  Rönne,  Staatsr.  (4.  Aufl.) 
II  S.  204  N.  2  festgehaltene  Ansicht,  daß  nach  5  25  A.L.  R.  11,  6  die 
polizeiliche  Genehmigung  jedesmal  als  Verleihung  der  Korporationsrechtc 
^ehen  nni>se,  wenn  es  sich  um  eine  Verbindung  »zu  einem  tortdauernden 
gcmeiniuit/i^eii  Zweck«,  handelt,  ist  schon  in  einem  .\ursatz  im  J.  M.  Bl, 
V.  1848  S.  310  widerlegt.  Vgl.  auch  Förstrr  IV  585  (4.  Aufl.  S.  720); 
Erk.  des  R,  O.  H.  G.  v.  1$.  April  7$  Bd.  17  S.  87.  Daau  oben  S,  80 
N.  4.  Anders  liegt  die  Sache  freilich  bei  »Armen-  und  Versorgungs- 
ansuiten« (II,  19  S  42,  vgl.  oben  S.  85  N.  })»  und  diesen  stelh  die 
Pra.xis  Vereine  für  dieselben  Zwecke  gleich  (Hrk.  des  O.  Tr.  v,  14.  Juni  52 
Bd.  2j  S.  5)6-  357,  Brk.  des  H.  Ü.  H.  G.  v.  13,  April  yj  Bd.  17  Ü.H», 
Ocrnbnrg  ^  51  N.  24). 
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alle  rechtliche  Existenz  versagt  wird'»  den  geduldeten 
Vereinen  die  eigenthfimliche  Rechtsstellung  der  »erlaubten 
Privatgesellschaften«  zuweist*  und  dieselben  Grundsätze  im 
Falle  der  blos  polizeilichen  Genehmigung  eines  Vereines 

insoweit  .m^cwciidct  wibscii  will,  als  demselben  nicht  gleich- 
zeitig bewundere  Privilegien  eingeräumt  sind 

Die  X'orschriften  über  erlaubte  PrivalgeseUsihalU'ti  sind 
sowolil  nach  der  ihnen  im  iandrechtlichen  System  inmitten 
des  Socialrcchts  angewiesenen  Stelle  als  auch  nach  ihrem 
Inhalt  für  Verbände  mit  körperschaftlicher  Organisation  und 
Tendenz  bestimmt  1  Sie  stehen  in  scharfem  Gegensatz  zu 
dem  in  der  Lehre  vom  »gemeinschaftlichen  Eigenthumir  ab- 
gehandelten ifuliviäuaHsHschen  Gesellschafts-  und  Gemein- 
schaftsrecht    Dem  Landrecht  schweben  dabei  nur  Vereine 


•  Pr.  A.  L.  R.  II.  6  :;  6. 

»  Pr.  A.  L.  R.  II,  6  'j  n-2i. 

)  Pr.  A.  L  R.  II,  6  5  22—2).  Insbesondere  daher  auch  nach  II, 
it  I)  la,  17  u.  20  trotz  der  damals  erforderlichen  Genehmigung  bei  blos 
geduldeten  Rcli^onsgesellschaften  im  Gegensatz  zu  den  öffentlich  auf- 
genommenen KirchcngescUschaftcn. 

«  Vgl.  KiVf\  Anm.  zu  ^  i  A.  L.  R.  II,  6;  Förstn  282  11.  Eccius 
{ \.  Aufl.)  261 :  Dfrnburi:  I  j  59;  Rcsin  S.  loS  ti.;  Erk.  des  R.  O.  H.  G. 
r.  17.  Sept.  75  Bd.  iR  S.  \o\. 

i  Pr.  A.  L.  R.  Tii.  I  I  ii.  17.  Dasselbe  bildet  auch  die  Grundlage 
6tK  Rechtes  der  Handelsgesellschaften  (II,  8 614  tl.)  und  der  Rhederei 
{Vi,  8  5  1426  fr.),  deren  Stellung  im  zweiten  Theil  auf  Gründen  anderen 
Zusammenhanges  beruht;  vgl.  H^n  S.  109  N.  7.  Die  »Handlungs* 
(;e<cllschalten«  werden  aucli  in  den  5§  16—20  II,  6  den  »erlaubten 
PrivatgcscHschaftcnc  gegenübergestellt  und  unter  Ausschluss  der  für 
*  lei/terc  durcl)gc?öhrTcn  Sfit^c  des  Körpcr>vcfi.i!'tsrechts  dem  indiviJua» 
liitischen  SocietJt^rcclu  untcrworicn.  —  Dagegen  nahern  sich  die  Gewerk- 
schaften mehr  den  Körperschaften  an.  Hinsichllich  der  inneren  Verhält- 
nisse  de»  «Gcsanumeigenihumcs«  der  Gewerken  wird  allerdings  ebenfalls 
auf  Th.  17  Th.  I  verwiesen  (II,  16  5  268).  Im  Obrigen  aber  ist  die 
Anwendung  des  B^rifCs  der  »erlaubten  I^ivatgesellschaften«  nicht  un- 
zalisfig  (vgl.  das  oben  S.  45  4  angef.  Erk.  des  O.  Tr.).  Wird  doch 
■D  Landrecbi  sog^r  bei  echten  Korporationen  hinsichtlich  desjenigen 
Korporjtionsvcrmögens .  dessen  Nutzungen  für  die  einzelnen  Mitglieder 
besiirnnit  sind,  die  srfc'che  Verweisung  auf  Tit.  17  Th  f  ausgesprochen 
(II,  6  5  72,  Ii,  7  Ii        II»  ^  S  *^)'  Jit*  Anwendung 
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mit  ideah'H  Zwecken  vor'.  DoJw  unterstellt  schon  das  Land- 
recht selbst  auch  die  durch  gemeinschaliliche  Rechte  oder 
Pflichten  verbundenen  »Klassen«  von  Gemeindegliedern 
denen  es  die  Eigenschaft  ^>\virklicher  Korporationen«  gleich- 
falls versagt,  ausdrücklich  den  Rei^elii  über  erlaubte  »Privai- 
gesellschaftentt  *,  Mit  Recht  hat  daher  die  Praxis  diese  Regeln 
später  auch  auf  gewillkürte  Genossenschaften  für  mrlhscbaft- 
liebe  Zwecke  ausgedehnt,  sobald  die  Merkmale  einer  körper- 
schaftlichen Verbindung  gegeben  waren  Allerdings  haben 
die  Preussisclien  Gerichte  i^c.^cii wankt  und  bisweilen  umge- 
kehrt behauptet,  dass  jede  Vereinigimg  mit  vermögensrecht- 
lichem Endzweck  nur  nach  Socieiäisrecht  beurtheilt  werden 
dürfe  *.  Ebenso  hat  das  Reichsoberhandelsgericht  wenigstens 


des  Korporationsrechtes  auf  das  dieser  Eigenihumsgenieinschaft  eut- 
Nprechendc  Gctiossenschaftsvcrhältniss  beseitigt  würde  (vgl.  11,  8  5 
bis  16}  u.  Deklar,  v.  26.  Juni  47). 

'  V<t1.  Rosin  S.  109  u.  141  — 1.}2  u.  die  von  ihm  in  N.  106  in 
Hczug  gcnonniK-ncn  Auberun^cn  von  Siuut'-^. 

*  A.  L.  R.  il,  7  ^  2j— 27.  Solche  agrarischen  iiucresseuvcrbandc 
sind  »keine  besonderen  Korporanonen«  (5  24):  sie  sind  aber  als  »Privat- 
gesellschaften« nach  »Tit.  6«  anzusehen  (S  25),  und  es  gelten  bei  ihnen 
Mehrheitsbeschlüsse,  »wie  bei  wirklichen  Korporationen«  (5  27).  Auch 
hier  also  waltet  die  Vorstellung,  dass  es  sich,  wenn  auch  nicht  um 
»wirkliche«  Korporationen  mit  Korporationsrechten,  doch  um  ähnliche 
und  partiell  als  Körperschaften  anerkannte  Verbände  handelt. 

'  Das  i'rcuss,  O.  Tr.  h.it  neben  geselligen  Vereinen,  Hrholungs- 
iiesellschdften ,  Schützengilden,  treircliginsen  (iemeinden  und  Juden- 
genieinden  des  alteren  Rechts  (vgl.  die  1-rk.  b.  Rosin  S.  142  N.  109) 
eine  städtische  Braukonunune  (Erk.  v.  7.  Mai  61  Strieth.  Bd.  42  S.  66),  einen 
Vorschussveretn  (Erk.  v.  31.  Sept.  6$  ib.  Bd.  61  S.  44)  und  einen  nicht  ein- 
getragenen Konsumverein  (Erk.  v.  4.  Febr.  68  ib.  Bd.  70  S.  7$)nach  den  Be- 
>tinnnungen  des  Tit.  6  Th.  II  beurtheilt.  Ebenso  der  Obst.  G.  f.  Bayern 
im  Krk.  v.  28.  Apr. 77  eine  Dreschmaschinengenosscnschafi  (oben  S.  75  N.  5). 

+  So  Imt  d;is  Preuss.  O.  Tr.  im  Erk.  v.  25.  Marz  75  Entsch. 
Iki  69  S.  i6n  einen  nicht  eingetragenen  \'^or«.chussverein  als  Hrwerbs- 
geselischalt  nach  Tit.  17  Th.  I  beurtheilt  und  denigenKis>  principale  und 
solidarische  Haftbarkeit  der  Mitglieder  nach  5  259  N.  i  angenommen. 
Ebenso  ein  Erk.  des  H.  A.  G.  Nürnberg  v.  28.  Apr.  75  (Z.  f.  H.  R. 
3d.  22  S.  400)  fbr  einen  Konsumverein  u.  ein  Erk.  des  A.  G.  Nauni' 
bnnr  v.  28.  Sept.  72  (Gruchot  Bd.  17  S.  206)  für  einen  Vorschussverein. 
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die  auf  Geschäftsgewinn  abzielenden  Genossenschaften  trotz 
einer  etwaigen  korporativen  Organisation  bei  dem  Recht  der 
»Erwerbsgesellschaft«  festgehalten',  während  es  die  auf 
gegenseitige  Unterstützung  und  Ausgleichung  gerichteten 
Winhschaftsgenossenschaften  trotz  ihres  vermögensrecht- 
lichen Zweckes  als  »erlaubte  Privatgesellschaftena  behandelt 
hat*.  Und  das  Reichsgericht  scheint  sogar  wieder  schlecht- 
hin jeden  Verein,  dessen  Haiii)tz\\  eck  in  der  Bctorderung 
privater  Vermögensinteressen  der  Mitglieder  besteht,  von  dem 
Recht  der  erlaubten  PrivatgcscUsciiahen  ausschliessen  zu 
wollen  ^  Allein  bei  unbefangener  Prüfung  der  Snchkige  wird 
man  diese  einschränkende  Praxis  nicht  billigen  dürfen,  viel- 
mehr alles  Gewicht  ausschliesslich  auf  das  Vorhandensein 
oder  Nichtvorhandensein  einer  das  Individualrecht  über- 
schreitenden körperschaftlichen  Gestaltung  zu  legen  haben 

>  So  im  Erk.  v.  22.  Febr.  78  Entsch.  Bd.  21  S.  548  eine  Bohr» 
f:cscllschait  mit  \'orsT.in<J,  Gcncr.ilversammhmg  und  übertragbaren  »An- 
theilen«,  an  welche  die  MitgiieUscIult  gcknüpli  war.  (Daher  Anwendung 
von  j  259  A.  L.  R.  I,  17). 

^  So  im  Hrk.  v.  10,  Dcc,  72  liutscli.  Bd.  8  S.  i8ci  ff.  die  »Grosse 
Vereins*Sterbekassc«  xu  Berlin  11.  im  Erk.  v.  17.  Sept.  7$  Bd.  18 
S.  398—408  eine  gegenseitige  landwirthschafdiche  VersicherungsgeseU- 
Schaft  für  Vieh-,  Hagel-  und  Frostschaden.  In  dem  letztgedachten 
l->k.  ^ebt  das  R.  O.  H.  G.  eine  sehr  ausfuhrliche  Begründung  seiner 
Unterscheidung.  Dass  dieselbe  indess  nicht  haltbar  ist,  weist  Rosin 
S.  144  -I})  nach. 

J  Hrk.  V.  18.  .\pr.  85  C.  S.  Bd.  9  N.  25  S,  107—111.  Hier  wird 
eine  Gesellschaft  zur  vereinigten  Versendung  von  Speditionsgütern  trotz 
korporativer  Formen  der  Willensbildung  und  Vertretung  nicht  als  »erlaubte 
Privatgesellschaft«  anerkannt,  weil  Tit.  6  Th.  II  fordere,  dass  der  End- 
zweck d.  h.  der  maßgebende  Hauptzweck  nicht  die  Beförderung  privater 
Vcrmögensintcrcsseti  sei ,  »sondern  die  Förderung  eines  andenveiien 
objektiven  Zwecks  durch  Personenvereiniwunp  von  St-inf^unt^chörigen, 
bei  wcLlieni  eu\.ii^'c  X'crinogensinteressen  der  Mitglieder  nur  nebenher 
in  Betracht  konuiien«'.  Doch  legt  das  R.  G.  nebenbei  daraul  Gewicht, 
dass  eine  vorJaulig  gesclilossene  Zalil  von  Theilnehniern  festgesei/l  und 
das  Vertrauen  auf  <fie  Individualität  der  Thdlnebmer  ersichtlich  in  den 
Vordergrund  gerückt  war 

*  Vgl.  bes.  I^sitt  S.  145  146,  dessen  Argumenten  nur  noch  der 
Hinweis  auf  die  oben  angeführte  Subsumtion  der  Agrargenossenschaften 


Digitized  by  Google 


104 


Erstes  Kapitel. 


Demgemäß  lässt  denn  mich  das  Preussibche  Landrcclu 
keinen  Zweifel  daran  autkommen,  dass  es  die  »erlaubten  Privat- 
gesellschaften« als  Verbindungen  betrachtet,  zuelcbe  ihrem 
Wesen  nach  Körperschaften  sind\  Füi;  die  inneren  \'crhält- 
nisse  des  Vereins  zieht  es  die  Konsequenzen  dieser  Autfassung, 
indem  es  sie  schlechthin  nach  den  Grundsätzen  des  Körper- 
schaftsrechts beurtheilt  wissen  wilP.  Nach  außen  dagegen 
versagt  es  der  Thatsache  des  Bestandes  einer  Körperschaft 
die  rechilichc  Anerkennung  ^  Somit  kommen  nur  li'ir  die 
Rechte  und  Pflichten  der  Mitgheder  unter  sich  das  Vercins- 
statut  und  in  Ermangehmg  statutarischer  Bestimmungen  und 
etwaiger  subsidiärer  Gesetzesregeln  die  dem  Vereinszweck 
angemessenen  Normen  zu  voller  Geltung:  im  Verhältniss 
zu  Dritten  dagegen  gehen  gewisse  principale  Gesetzesregeln 
vor.  Nach  innen  haben  solche  Gesellschaften,  »so  lange  sie 
bestehen,  die  inneren  Rechte  der  Korporationen  und  Ge- 
meinen«, weshalb  sie  vor  Allem  ihren  Mitgliedern  gegen- 
über als  juristische  Personen  gelten  müssen:  nach  außen 
dagegen  »stellen  sie  keine  moralische  Person  vor«  und 


unter  den  Begriff  der  erlaubten  Privatgesellschaften  hin/uzutugen  ist; 
auch  Dn  iiliti  r  \  '  ^9  \  u.  II  5  ^14  N'.  9.  L'mgekchrt  fällt  daher 
jede  nicht  korporativ  organisirte  \'ereini£jun£r  auch  J.inn  unter  das 
Socictätsrccht ,  wenn  ihr  Zweck  kein  vci niogensrcchtlichcr  ist;  vgl. 
Dnnburg  II  5  214,  Rosin  S.  145,  R.  O.  Ii.  G.  Bd.  18  S.  405.  —  Die 
theilweise  abweidiende  Auffassung  von  Eccius  in  der  4.  Aufl.  v.  Förster 
IV  S.  71 3— 71 5  lässt  die  geselbchaftlichen  und  körperschaftlichen  Bildungen 
völlig  in  einander  fliessen. 

*  Vgl.  bes.  die  in  5  <  A.  L.  R.  II,  6  vorangestellte  gemeinsame 
Definition  aller  von  nun  an  behandelten  »Gesellschaften«. 

»  A.  L.  R.  II,  6  ;  II  vgl.  mit  S  26,  "  i  )  v^rl.  niit  25  ff.,  S  i)  vgl. 
mit  ^"  70  tT.  —  Dass  bei  der  Auflösung  des  Vereines  nicht  die  $$  189  ft". 
gelten,  bedurfte  keiner  besonderen  Hervorhebung,  da  hier  »innere«  Ver- 
hältnisse der  Gesellschaft  nicht  mehr  in  Frage  stehen.  Der  Antall  des 
\  crmogens  an  die  bisherigen  Mitglieder  brauchte  daher  nicht  cr<t  fc-t- 
gcsel/.l,  wohl  aber  musste  die  hiervon  gehende  .\usnalmic  in  ^  21  aus- 
drücklich bestimmt  werden.  Hiermit  erledigen  sich  die  Bemerkungen 
%'on  Ecdtts  a.  a.  O.  S.  712  N.  6. 

}  A.  L.  R.  II.  6  5  12  u.  13;  auch  5  it  vgl.  mit  C  26. 
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können  insbesondere  weder  Grundstücke  noch  Kapitalien 
auf  ihren  Kamen  erwerben.  Nach  innen  bestehen  Antheile 
der  Mitglieder  am  Gesellschaftsverniögen  nicht,  soweit  nicht 
die  Verfassung  in  der  auch  bei  Korporationen  möglichen 
Form  Sonderrechte  bej^ründet :  nach  außen  dagegen  werden 
ihre  Mitglieder  »nur  als  Thcilnelinier  eines  gemeinsamen 
Rechts  oder  einer  uemeinsainen  Wrbindlichkeit  betrachtet«- 

Das  Resultat  ist,  wie  man  treffend  gesagt  hat,  eine 
y)hn!b('  juristische  Persona  \  Die  nach  der  eignen  Auffassung 
des  Gesetzgebers  thatsächUch  bestehende  Körperschaft  wird 
nach  der  einen  Seite  hin  als  solche  auch  rechtlich  anerkannt, 
nach  der  anderen  Seite  hin  als  solche  rechtlich  ignorirt. 

Dass  der  hiermit  geschaffene  Rechtszustand  nicht  nur 
äußerst  wirr,  sondern  unheilbar  widerspruchsvoll  ist,  kann 
keinem  Zweifel  unterliegen 

Die  Praxis  hat  sich  damit  geholfen,  dass  sie  auf  allerlei 
Umwegen  auch  nach  außen  hin  die  Stellung  der  erlaubten 
Privatgesellschaft  der  einer  anerkannten  Körperschaft  immer 
mehr  angenähert  hat.  Die  l-intragung  tVeilich  von  Grund- 
cigenihum  und  dingUchen  Rechten  auf  den  Xamen  der  Ge- 
sellschaft konnte  gegen,  das  ausdrückliche  Verbot  des  Gc- 


<  So  Koch,  Privatr.  I  $  $6  N.  Ebenso  R.  O.  H.  G.  Bd.  18 
S.  40^ 

-  Xiii.  hWh,  Anni.  zu  $  13  — 14  h.  t.;  Rosin  S,  124  u.  146;  Förster 
W  1  282.  Letzterer  hat  indes?;  selbst  die  Verwirrung  dadurch  gesteigert, 
dass  er  die  dem  klaren  Wortlaut  nach  nur  auf  »Hnndhjn£rsiTesellschafteii<< 
bezüglichen  'yi  17-20  in  die  Darstellung  des  Rechts  der  erlaubten 
Privalgesellschalten  hineinzieht.  Eccius  a.  a.  O.  S.  712— 7 n  'i'iit  hieran 
fest  und  vertheidigt  unbegreiflicher  Weise  in  N.  6  diese  Auslegung  gegen 
die  richtige  AufTassuni;  des  O.  Tr.  (Entsch.  Bd.  1$  S.  323  u.  Strieth. 
Bd.  2  S.  259)»  der  auch  J?o«»  S.  127  Anm.  65  beigetreten  ist.  Dabei 
wird  aber  dem  Gesetzbuch  nicht  nur  ein  höchst  inkorrekter  Ausdruck, 
sondern  ein  ofTcnbnrcr  Widerspruch  zwischen  14  und  5  17»  zwischen 
5  i>  und  iS  und  zwischen  5  20  und  5  21  zugennttfiet !  Und  wozu 
hätte  e^  daini  in  5  21  einer  neuen  umständlichen  Bezeichnung  der  an- 
geblich in  den  vorhergehenden  ebenfalls  behandelten  Gcsclbchatt  ab 
oeiner  erlaubten  Privatgesellschaft,  welche  aber  keine  Handelsgesellschaft 
ist^,  bedurft? 
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setzgebers  nicht  gewährt  werden Auch  ist  bisher  der  er- 
laubten Privatgesellscliaft  die  Erbfähigkeit  versagt  worden  ^ 
Dagegen  hat  die  Rechtsprechung  im  Übrigen  der  Gesellschaft 
die  Fähigheit  zuerkannt»  unter  ihrem  Kamen  Rechte  zu  er- 
werben und  Verbindlichkeiten  einzugehen'.  Dabei  hat  sie 
sich  freilich  für  gebunden  erachtet,  die  Vertretung  der  Vereine 
dLiieli  ilirc  Organe  nach  den  ^cwöhnhchen  Regeln  der  Voll- 
macht VW  beurtheilen  jedoch  durch  die  Zulassung  einer  ein 
für  alle  Mal  im  Statut  erklärten  Vollmacht  dem  Begriff  des 
korporativen  Organs  auch  nach  außen  hin  eine  gewisse  Wirk- 
samkeit verschafft  *.  Ebenso  hat  die  Praxis  den  erlaubten 
Privatgesellschaften  die  Gerichtsstandsfähigkeit  unbedenklich 
zugestanden  Als  Subjekt  aber  des  unter  dem  Vereins- 
namen besessenen  und  venretenen  Vermögens  ist  mehr  und 
mehr  auch  Dritten  gegenüber  die  in  dem  Wechsel  der  Mit- 
glieder beständige  und  von  der  Individualität  ihrer  jeweiligen 


'  Vgl.  Dc-ru''iii!^  I  59;  Tttrnau,  Grundbucliordming  S.  iS6tT. : 
Rosin  S.  129:  lüiins  a.  a.  O.  S.  716  N.  25.  D;i  die  Eintragun<,'  aui  den 
Namen  sanmitlichcr  jeweiliger  Mitglieder  praktisch  undurclitülirbar  ist, 
bleibt  nur  die  l-iiitragui»g  aut  den  N'auicii  eines  VoUniaclustragcrs  übrig. 

'  Vgl.  O.  Tr.  Entsch.  Bd.  5$  S.  6i  u.  Strieth.  Bd.  $3  S.  328, 
Ebenso  Demhw^  III  $  100  S.  281,  Fdrstrr  IV  §  251  N.  46»  Eccius  j  25t 
N.  49  u.  62  u.  5  281  N.  26.  Dagegen  nieint  Rosin  S.  129-^130  mit 
Recht,  dass  sich  eine  letztwilKge  Zuwendung  an  die  Gesellschaft  aufrecht 
halten  lasse. 

5  Vgl.  bes.  Hrk.  des  Ü.  i  r.  v.  17.  Mai  47  Hntscli.  Bd.  i S.  ;{8, 
V.  13.  Jan.  51  Bd.  10  S.  J28,  v.  8.  Nov.  67  Strieth.  Bd.  68  S.  341. 

^  Krk.  des  O.  Tr.  v.  ij.  Jan.  51  Bd.  20  S.  554  ff.  u.  v.  15.  Juni  71 
b.  Gruchot  Bd.  15  S.  914.  Daher  Erforderniss  der  Schriüliclikeit  nach 
5  8  A.  L.  R.  I,  13,  der  SpecialvoUmacht  nach  SS  9^  tf.  eod. 

I  Erk.  des  O.  Tr.  v.  19.  MSrz  77  in  der  Jurist.  Wochenschrift  v. 
1877  S.  81  u.  b.  Rasitt  S.  130  N.  72. 

6  Stillschweigend  /..  B.  das  O.  Tr.  in  Erk,  v.  7.  Mai  61  u.  v. 
20.  Sept.  65  b.  Strieth.  Bd.  42  S.  66  u.  Bd.  61  S.  }),  sowie  das 
R.  O.  H.  G.  in  Erk.  v.  10,  Dec.  72  u.  17,  Sept.  7s  Bd.  8  S.  i8ii  u. 
Bd.  18  S.  ^98ff. :  ausdrücklich  der  O.  G.  H.  /.u  München  in  einer  land- 
rcclnlichen  Sache  im  Erk,  v.  28.  April  77  b.  Seuff.  Bd.  5}  N.  10 j.  -- 
Dagegen  erklären  sich  Dernbnrg  I  j  59  zw  N.  6  u.  Eaius  a.  a.  O. 
S.  719—720,  Vgl.  aber  Rosin  S,  150-132, 


Digitized  by  Google 


Die  BUsldmttf  der  Körpersd/afteu. 


107 


Träger  utiabhängige  Gesammteinheit  anerkannt  worden 
Hinsichtlich  des  Besitzes  und  des  Higenthums  der  Gesellschaft 

ist  auch  nach  außen  hin  der  Bestand  eines  körperschaftlichen 
\'crhältnisses  insofern  zuv  Geltung  gelangt,  als  dem  Mangel 
individueller  Aniheile  der  Einzelnen  und  dem  unmittelbaren 
Erwerb  und  Verlust  der  Theilnehmersciiaft  am  Gemein- 
schaftsrecht durch  Hintritt  und  Austritt  als  Mitglied  recht- 
liche Bedeutung  für  und  gegen  Dritte  beigelegt  worden  ist  \ 
In  derselben  Weise  hat  die  Praxis  Forderungsrechte  der  Ge- 
sellschaft behandelt'.  Endlich  hat  sie  auch  die  Verbindlich- 
keiten der  Gesellschaft  den  körperschaftlichen  Verbindlich- 
keiten darin  gleichgestellt,  dass  sie  daraus  eine  Klage  gegen 
die  jeweilige  Gesammtheit  auf  Bezahlung  aus  dem  Gesell- 
schaftsvermögen zugelassen  hat*.  Zur  Annahme  einer  aus- 
schliesslichen Verhaftung  des  Gesellschaftsvermögens  hat  sie 
treilich  nicht  vorschreiten  zu  dürfen  geglaubt  vielmehr  zu- 
gleich eine  direkte,  principaic  und  unbeschränkte  Haftung 


*  Das  Erk.  des  Ü.  Tr.  v.  17  47  Bd.  15  S.  3i8ft.  sagt  sogar 
^erade^'u  von  den  wegen  eines  zuTii  .Svnap:of»enbau  aufgenommenen  Dar- 
lehns  beklagten  dennalic;cn  Miti^licdorn  einer  Judenschaft:  »Die  Ver- 
klagten Stelleu  in  Beziehung  auf  dickes  Grundstück  liiw  ein;ii(e  juiiitische 
Pffsm  dar,  welche  das  den  Klägern  verantwortliche  Rechtssubjekt  bildet ; 
und  auf  Veränderungen ,  welche  im  Laufe  der  Zeit  durch  Ausscheiden 
bisheriger  und  durch  das  Austreten  neuer  Mitglieder  vorgekommen  sind, 
kommt  dabei  gar  W\c\\V&  an«. 

'  Vgl.  das  Erk.  v.  17.  Mai  47  in  der  vorigen  Note,  in  weichem 
ausdrücklich  aus  dem  in  §  15  II,  6  normirten  inneren  Korporations- 
\crhältniss  .ir<,Himciitirt  wird.  Ferner  Erk.  des  O.  Tr.  v.  8.  Nov.  67  b. 
Strieth.  Bd.  68  S.  J41:  Erwerb  von  Vcrjälirungsbcsitz  und  Eigenthums- 
«^sitzung  seitens  einer  Schützengilde  durch  ihre  Mitglieder,  ohne  dass 
der  Wechsel  der  letzteren  dabei  hinderlich  ist. 

'  Erk.  des  O.  Tr.  v.  21.  Sept  65  b.  Strieth.  Bd.  61  S.  44.  Daher 
steht  die  Geltendmachung  der  jeweili>.'en  Gesellschaft,  nidit  den  zur 
Zeil  des  Vcrtragsschlusses  vorhandenen  Mitgliedern  zu. 

*  So  schon  das  Erk.  des  O.  Tr.  v.  17.  Mai  47  Bd.  n  S 

(  ■.^!.  oben  N.  i).  Hier^'e^^en  erklärt  sich  Eiriti^  S.  719,  weil  damit  die 
Oesellschaü  sclilie^siich  doch  als  wmoralisciic  Person«  behandelt  werde. 

»  Hierfür  tritt  Fbrsler  IV  381  ein  (dessen  Ansicht  aber  Ecäits 
S.  71S  N.  29  jetzt  preisgegeben  hat).  Vgl.  auch  Ko(h,  Anm.  zu  5  14  II,  6. 
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der  Einzelnen  festgehalten '.  Allein  sie  hat  hierbei  konstant 
.die  nach  Preussischem  Recht  bei  jeder  individualrechtlichen 
Schuldgemeinschaft  an  sich  eintretende  Solidarhaft  abgelehnt' 
und  nur  eine  Theilhaft  der  Gesellschafter  angenommen  ^ 

Und  SIC  hat  cUich  bei  dieser  i atciiwcihcii  liaiiung  der  Einzelnen 
dem  körpersclKiftUchen  Verbände  insofern  Rechnung  ge- 
tragen, als  sie  dieselbe  einerseits  nur  den  Mitgliedern  in 
Gemcinscluift,  andrerseits  aber  den  sämmtlichen  zur  Zeit  vor- 
handenen Mitgliedern  auferlegt  hat^ 


'  Die  Praxis  beruft  sich  hierför  auf  $  12  A.  L.  R.  II,  6«  wonach 
die  Mitglieder  als  »Theilnehnier  einer  gemeinsamen  Verbindlichkeit«  be- 
trachtet werden. 

'  }'rk.  des  O.  Tr.  v.  15.  Jan.  51  (Prajud.  \.  226S)  Fntscli.  Bd.  20 
S.  328;  V.  i  )  Juli  51,  6.  Okt.  54,  4.  Febr.  68  1\  Stiicih.  WA.  2  S.  2>2, 
Bd.  n  299,  Bd.  70  S.  57;  v.  8.  Juni  75  Kntscb.  Bd.  75  S.  252;  Krk. 
des  H.  O.  H.  G.  v.  17.  Sept.  75  Bd.  18  S.  408.  Dem  gegenüber  meint 
SuAhi  5  61  N.  6,  dass  nach  dem  Gesetsbueh  die  solidarische  Haftung 
der  Einzelnen  gemäß  1  239  1,  17  u.  5  424^425  I,  $  eintreten  musste. 
Eccius  a.  a.  O.  S.  718—^719  nimmt  unter  Ausschluss  jeder  Haftung  der 
Gesellschaft  eine  principalc  Solidarhaft  der  bei  der  H.indlung  bethciligten 
Mitglieder  an.  Rosin  endlich  (S.  1 57 — i.^i)  statuirt  eine  subsidiäre  Solidar- 
haft, welche  hinter  der  principalcn  HaftuiiEj  der  jedesmaligen  Mito;licder 
mit  dein  t,'e^ellschaftHchcn  Sonderverniögen  diejcnigcti  Mitglieder  treffen 
soll,  welche  die  Schuld  kontrahirt  haben. 

'  So  nach  dem  Vorgange  des  IVajud.  N.  2268  iammiliciic  in  der 
vor.  Note  angel.  Erkenntnisse*  von  denen  aber  das  vom  6.  Okt.  54  eine 
subsidiäre  Solidarhaft  Aller  für  die  Ausfälle  dahinter  schiebt.  Die  An- 
theile  der  Einzelnen  werden  dabei  ohne  Rikksicht  auf  die  inneren  Beitrags» 
pflicinen  als  gleich  angenommen. 

♦  Rosin  S.  iJS~n7  weist  nach,  dass  einerseits  die  hitcrpretaiign 
der  «ffcmein'^chaftüchen«  Haft  als  einer  in  sich  unverbundenen  Theilhalt 
nach  dem  Sprachgebrauch  des  Landrechts  unniuglicli,  andrerseits  die 
Nöthigung  des  Gläubigers  ;:ur  gcmeinsciuttlichen  Helangung  solcher 
Theilschuldner  und  die  Überwälzung  einer  derartigen  Individualhaft  auf 
später  eingetretene  Mitglieder  schwer  zu  begründen  bt.  Er  will  mit 
Recht  aus  der  »gemeinsamen  Verbindlichkeit«  zunächst  nur  die  Haftung 
der  jeweiligen  Gesammtheii  mit  dem  Gescllschaftsvermögen  herleiten. 
Dagegen  ist  seine  weitere  Annahme  einer  subsidiären  Solidarhaft  der 
7.m  Zeit  des  Vertragsschlusses  vorhandenen  Mitglieder  nicht  durch  so 
zwint^ende  (Iriindc  gestützt,  dass  es  gerechtfertigt  wäre,  an  Stelle  der 
eingewurzelten  Praxis  dieses  System  zu  empfehlen.   Nach  allgemeinen 
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Diese  von  der  Praxis  eingeschlagene  Richtung  ist  von 
der  Theorie  des  Preussischen  Rechtes  fast  durchweg  gebilligt 
und  unterstützt  worden,  wenngleich  über  das  Maß  der  zu- 
lässigen Koncessionen  manche  Meinungsverschiedenheiten 
hervorgetreten  sind'.  Die  Widersprüche  und  Halbheiten 
aber,  die  hier  durch  das  positive  Kcclit  nun  einmal  bedingt 
sind ,  hat  die  Theorie  nicht  aus  der  Welt  zu  schafTen  ver- 
mocht. Allerdings  hat  oeuerdings  Rosin  den  Versuch  einer 
einheitlichen  Konstruktion  der  »erlaubten  Privatgesellschaft«» 
unternommen'.  Er  will  dieselbe,  weil  eine  juristische  Person 
nur  ganz  oder  gar  nicht  vorhanden  sein  könne,  weder  nach 
innen  noch  nach  aussen  als  Körperschaft  anerkennen,  wohl 
aber  nach  beiden  Seiten  hin  als  deutschrechtliche  Gesell- 
schaft mit  einem  zur  gesammten  Hand  besessenen  Sonder- 
mögen der  Körperschaft  nahe  rucken.  Allein  dieser  Kon- 
struktionsversnch  scheitert  an  der  ausdrücklichen  Gesetzes- 
bestimmung ,  welche  dem  Vereine  »die  inneren  Rechte  der 
Korporationen  und  Gemeinen«  voll  und  ganz  zuspricht.  Die 
inneren  Körperschaftsrechte  bestehen  darin,  dass  als  Herr 
der  Gemeinschaftssphäre  der  von  den  Individualwillen  ab- 
gelöste und  durch  Organisation  verselbständigte  Gemein- 


Rechtsgnindsitzen  und  nach  den  Anschauungen  des  Verkehrs  Wörde 
hinter  der  Haftung  des  GescUschaftsvermdgens  nur  eine  persdniiche  Ver- 
pflidttung  solcher  Kontrahenten  stehen,  welche  beim  Vertragsschluss 
Namens  des  Vereins  nicht  für  die  genügende  Bekanntschaft  des  Gläubigers 
mit  dem  Vereinsst:uiit  imd  der  durch  dasselbe  begründeten  Haftungsart 
pcsors^  haben  obL-n  S.  95  N.  2).  Dieses  Hrj^cbniss  aber  ist  mit  dem 
Wortlaut  des  Landreclitcs  nicht  schwerer  als  jedes  andere  vereinbar,  — 
Am  wenigsten  befriedigt  die  neuerdings  von  Ec^s  a.  a.  O.  S.  718-719 
vorgeschlagene  Losung,  welche  die  Verbindlichkeiten  nach  aussen  so 
regelt,  als  sei  nicht  nur  kdne  »moralische  Person«,  sondern  Oberhaupt 
kein  Gesellschaftsverhältniss  vorlianden.  Nach  seinem  eigenen  Zu- 
geständniss  entspricht  dies  »den  Bedürfnissen  des  praktischen  Lebens 
nicht« :  es  entspricht  aber  ebensowenig  dem  S  A.  L.  R.  II,  6  und  am 
wenigsten  «allgemeinen  Grundsätzen«. 

'  Vgl.  oben  S.  106  N.  2  u.  6,  S.  107  N.  4    5,  S.  iot>  N.  4.  in 
wichtigen  Punkten  zeigt  sich  freilich  dieThttMie  englicrzigcr  als  die  Praxis. 
'  Rasin  a.  a.  O.  S.  124«. 
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wille  gilt  und  folgeweise  den  verbundenen  Einzelpersonen 
das  einheitliche  Verbandsganze  als  juristische  Person  gegen- 
übertritt.  Sie  werden  nicht  gewährt,  sondern  versagt,  wenn 
der  Verein  eine  gesellschaftlich  verbundene  Individuensumme 
bleiben  soll,  m^^  das  Vertragsband  noch  so  eng  geschlungen, 
das  gemeinschaftliche  Individualrecht  von  den  getrennten 
Rechten  der  Theibehmer  noch  so  kräftig  gesondert,  das 
abhängige  Zweckvermögen  noch  so  intensiv  zusammenge- 
schlossen werden.  Zu  einer  solchen  principicllcn  Liudciiiung 
des  Gesetzestextes  liegt  nicht  der  mindeste  Anl.iss  vor.  Wenn 
der  (jcsctzgchcr,  wie  Rosiii  selbst  dies  ausführt,  von  der 
Autiassung  ausgeht,  dass  die  erlaubten  Privatgesellschaften 
an  sich  Körperschaften  j/W,  so  hat  er  mit  der  Gewährung 
der  inneren  Körperschaftsrechte  lediglich  gewisse  Folgen 
des  von  ihm  anerkannten  Thatbestandes  rechtlich  sanktionirt 
und  des  staatlichen  Rechtsschutzes  theilhaftig  gemacht.  Dieses 
Zugeständnissdarf  man  unmöglich  deshalb  rückgängig  machen, 
weil  der  Gesetzgeber  nicht  die  entsprechenden  äußeren  Rechte 
hinzugefügt  hat,  während  er  dies  logischer  Weise  hätte  thun 
müssen.  Man  wird  vielmehr  unter  allen  Umstanden  an  dem 
Wonlaut  des  Gesetzes  insoweit  festhalten  müssen,  als  die 
darin  ausgedrückte  Norm  mit  dem  realen  Thatbestandc  .sich 
deckt.  Umijekehrt  wird  man  behaupten  dürfen,  dass  der 
Gesetzgeber,  nachdem  er  einmal  das  thatsächliche  Vorhanden- 
sein einer  Körperschaft  anerkannt  hatte,  diese  Thatsache 
auch  nach  außen  hin  nicht  annuUiren  konnte.  Hr  konnte 
nur  durch  positive  Satzung  gewissen  daraus  an  sich  fliessenden 
Folgen  die  rechtliche  Sanktion  und  den  staatlichen  Schutz 
verweigern.  Insoweit  er  dies  ausdrücklich  gethan,  ist  seinem 
Gebote  zu  gehorchen.  Insoweit  er  aber  geschwiegen  oder 
doch  eine  verschiedene  Deutunt'  seiner  Worte  offen  gelassen 
hat,  mussten  die  naiurgemässen  Wirkungen  des  von  ihm 
selbst  angenommenen  Thatbestandes  auch  für  und  gegen 
Dritte  im  Reclusleben  mehr  und  mehr  zur  Geltung  gelangen. 
Man  wird  auch  fernerhm  berechtigt  sein,  bei  der  rechtlichen 
Beurtheüung  der  erlaubten  Privatgesellschaften  von  den  Ge- 
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danken  und  Princtpien  des  Körperschaftsrechtes  auszugehen 
und  dieselben  auch  nach  außen  bis  zu  der  vom  positiven 
Recht  gezogenen  Grenze  durchzufllhren.  Mag  man  dann 
diese  Grenze  enger  oder  weiter  abstecken»  so  ergiebt  sich 

jedenfalls  das  Resultat,  dass  im  Gebiet  des  Preussischen  Land- 
iLchi.s  Auch  die  der  eigentlichen  oKurporationsrechte«  ent- 
behrenden und  als  »moralische  Personen«  im  technischen 
Sinn  nicht  anerkannten  Körperschaften  rechtlich  als  Körper- 
schaften gelten,  jedoch  im  Gegensatz  zu  den  vom  Staat 
recipirten  Verbänden  nur  mit  unvollkommener  Rechtsfähig- 
keit ausgestattet  sind 

Schlechthin  abgeschnitten  dagegen  ist  die  Anwendung 
des  Körperschaftsrechtes  auf  die  nicht  als  »juristische  Per- 
sonen« anerkannten  Vereine  und  Genossenschaften  im  Ge- 
biet des  Sächsischen  bürgerlichen  Gesetzbuches.  libenso  ver- 
hält es  sich  in  einigen  gemeinrechtlichen  Gebieten  ,  wie  in 
Sächscn-Meiuin^en  und  Sachsen- Altenbmg ,  mit  allen  weder 
durch  besondere  Gesetze  norniirten  noch  vom  Stnnt  aus- 
drücklich approbirten  körperschaftlichen  Verbänden^  Hier 
ist  daher  in  der  That  die  Unterstellung  an  sich  rechts- 
beständiger Vereine,  welche  ihrem  Wesen  nach  Körper- 
schiften  sind,  unter  den  för  sie  von  Hause  aus  unpassenden 
Gesellschaftsbegriff  geboten.  Und  hier  muss,  wenn  den  Be- 


*  Ohnehin  hält  der  ^  22  A.  L.  R.  II,  6  stets  Uic  Mogliclikcit 
orten,  einer  «erlaubten  Gesellschaft«  einige  Rechte  der  Persönlichkeit 
durch  besonderes  Privileg  zu  gewähren  und  andere  zu  versagen.  Eine 
Zeit  lang  war  in  der  That  die  Verleihung  der  blossen  sogenannten 
»kleinen  Korporationsrechtea  an  gewisse  Gesellschaften  üblich.  Vgl. 
Etciiis  a  a.  O.  S.  71  j  K  18  (dessen  Bemerkungen  gegen  Rosin  hier  zu- 
treflctiJ  ^ind).  —  Als  ^unvollkommene  Körperschaften«»  kann  man  in 
Preussen  auch  ri^chcreigenossensch.iften  na<rh  dem  Ges.  v.  ^o,  Mai  74 
5  9  und  die  unter  den  Miteigeiuhümern  einer  Holzung  erricliteten 
statuurisclien  Vereinigungen  nach  dem  Ges.  v.  14.  März  81  §  4—5  an- 
sehen, da  ihnen  zwar  die  Vertretung  durch  dnen  Vorstand  eingeräumt 
ist,  im  Übrigen  aber  die  Rechte  der  juristischen  Personen  wenigstens 
nicht  ausdrücklich  gewährt  sind« 

<  Vgl.  oben  S.  s6  N.  1  u.  S.  88  N.  2, 
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dürfnissen  des  Recinslebens  einigcrmalkn  Genüge  geschehen 
^\\,di\\xc\iModifikaiionen  des  Societätsr  echtes  etwas  dem  Körper- 
schaftsrecht möglichst  Ähnliches  zu  Stande  gebracht  werden. 
Zum  Theil  hat  die  Gesetzgebung  selbst  hierfür  die  Wege 
gewiesen*.  Im  Übrigen  wird  man  der  Praxis  das  Recht  zu- 
gestehen müssen,  mit  den  von  ihr  bereits  so  ausgiebig  an- 
gewandten Mitteln  nachzuhelfen An  theoretischen  Stützt- 
punkten  wird  es  ihr  dabei  um  so  weniger  fehlen,  je  mehr 
sie  die  germanischen  llechtsgedanken  heranzieht.  Denn  bei 
der  Neigung  des  i^ermanischen  Rechtslcbens,  durch  eine 
Fülle  mannichiachster  Gebilde  die  Kluft  zwischen  den 

'  So  Li-^st  Jas  Säcln.  biirf^.  Gcsci/b,  bei  GcscllscluUen  vertrags- 
mäßige Abreden  zu.  welche  MchrlieitsbescWüsse  eintührcn  (5  1367),  den 
Übergang  der  Mitgliedschaft  auf  die  Erben  festsetzen  (5  i  $83)  oder  den 
Rechtssatz  ausschlkssen,  dass  die  uoter  anderen  Individuen  fortgesetzte 
Gesellschaft  als  eine  neue  gilt($  1386).  Auch  halt  es  Erbesetnsetzungen 
und  andere  letztwillige  Bedenkungen  von  »erlaubten  Vereinen  oder  Ge- 
sellschaften, welche  keine  juristische  PcrsoriHcliUit  hnhcn«,  zu  Gunsten 
der  beim  Anfall  vorhandenen  Mitglieder  mit  der  Maßj^nbe  einer  ^'er- 
wendungspflichl  iür  die  Vereins-  oder  Gcsellsclialtszwecke  uitrecht 
(S  ^o?))-  Kndlich  haften  nacii  dem  Ges.  v.  15.  Juni  6H  ^  15  lur  Ver- 
bindlichkeiten, die  Namens  ein«  Genossenschaft  ohne  juristische  Persön- 
lichkeit eingegangen  sind,  die  Handelnden  nur  in  Ermangelung  anderer 
Abrede  als  Selbstschuldner  und  Gesantmtschuldner  und  werden  überdies 
ohne  Weiteres  befreit,  wenn  die  Genossenschaft  nach  Anerkennung  ihrer 
Persönlichkeit  die  Schuld  übernimmt.  Es  mag  ferner  darauf  hin- 
gewiesen sein,  dass  dasselbe  Gesetz  in  5  2  den  «.\ltgenieinden«,  ohne 
sie  als  juristische  Personen  anzuerkennen  und  die  Behandlung  ihres 
Vermögens  als  eines  unter  gewissen  Voraussei/ungcn  dem  Thcilungs- 
antrage  unterliegenden  »gemeinschaftlichen  Eigenthurasv  aufzugeben,  ^e 
Befugniss  ertheilt,  über  Verwaltung  und  Verdusserung  ihres  Vermögens 
nach  den  Regeln  des  Körperschaftsrechis  Beschluss  zu  fassen;  vgl.  dazu 
revid.  St.  O,  v.  24.  Apr.  7}  §  i  }ü,  revid.  L.  G.  O.  v.  24.  Apr.  7J 
j  81.  .\hnlich  gewährt  in  Sachseu-Meiningeu  das  Edikt  v.  16,  Juni  29 
{Heimhach  §  170  N.  8)  einzelnen  Klassen  von  Gemein dej::liedern  die 
Processvertretung  durcli  S\  iKiiken  mid  das  Recht  der  MehrheitsbeschUisse; 
vgl.  dazu  V.  U.  V.  29.  Aug.  29  §  25  u.  27.  —  Man  vgl.  aucli  die 
Sadtsen-iVrimar.  V.  v.  t2.  März  41  §  185  (b.  Skithi  $  61  N.  loa)  Ober 
die  Übereignung  und  Zuschreibung  von  Grundeigenthum  an  den  »Lehns- 
iräger«  einer  »Privatg^lschaft,  welche  keine  Korporation  bildet«. 

■  Vgl.  oben  S.  $2—6$.  . 
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extremen  Typen  der  Gemeinheit  und  der  Gesellschaft  mög- 
lichst auszufüllen,  wird  begreifficher  Weise  der  germanische 
Gesellschafts-  und  GemeinschaftsbegrifF  ein  immerhin  besseres 
Xothdach  för  Körperschaften  abgeben,  als  der  noch  so  modi- 

ticinc  römische  Socictäts-  und  Koinnuinionsbegnti.  Wo  man 
Jjhcr  ein  Surrogat  für  das  Kui  pcrschaksreclu  nicht  ent- 
behren k.inii  oder  docli  nicht  entbehren  zu  können  glaubt, 
ist  die  von  Stobhe  autgestellie  und  von  Rosin  ergänzte  Kon- 
struktion der  nicht  anerkannten  Vereine  jeder  anderen  vor- 
zuziehen*. Insbesondere  wird  durch  die  Einführung  des 
Begriffes  einer  Gemeinschaft  »zur  gesammten  Hand«  an 
Stelle  des  Miteigenthums  zu  ideellen  Theilen  der  Wider* 
Spruch  zwischen  der  angenommenen  Rechtsform  und  dem 
wirklichen  Thatbestande  gemildert.  Nur  darf  man  nie  ver- 
gessen,  d.iss  CS  sich  trotzdem  nur  um  Linen  Xothbehelf 
handelt.  Denn  an  sich  ist  die  Rechist urni  der  i^esammten 
Hand  hier  durchaus  unpassend.  Vereine  für  ideale  Zwecke 
&it:hen  sogar  den  echten  Gesamnnhiinderschaften  viel  ferner, 
als  manche  anerkannte  Körperschaften,  wie  namentlich  All- 
mendgenossenschaften, Aktiengesellschaften  oder  Gewerk- 
schaften. Die  wahre  gesammte  Hand  bleibt  bei  aller  Innig- 
keit und  Dauer  doch  nur  eine  Verknüpfung  von  individuellen 
Rcchtssphiren.  Sie  gewährt  daher  nothwendig  den  Einzelnen 
am  gemeinschaftlichen  Vermögen  Antheilsrechte,  welche 
zwar  durch  ihre  Zusammengehörii^kcii  gebunden  sind  und 
nicht  nach  festen  Quoten  bestimmt  zu  sein  brauchen,  immer 
jedoch  selbständige  und  für  sich  werthvolle  Bestandtheile 
der  ausschliesslich  von  den  Einzelwillen  beherrschten  Sonder- 
sphären  bilden.  Bei  den  hier  in  Frage  stehenden  Vereinen 
dagegen  haben  die  Mitglieder  regelmäßig  nicht  nur  keine 
ideellen  Anthetle,  sondern  überhaupt  keinerlei  Individual- 

'  Stohte  I  5  6i  u.  Rosin  a.  a.  O.  S.  124  tf.  —  Die  Konstruktions- 
veiTstKhsf  von  R.  Srhrnid,  Arch.  f.  civ.  Praxis  Bd.  56  S.  183  ff.,  u.  Gerher, 
Z.  !.  Civilr.  u.  Proc.  S.  F.  Bd.  12  S.  202  ff.  (ges.  Abb.  S.  197  ff.)  stehen 
•iahinter  weit  /.urück»  sind  aber  bisher  in  der  Praxis  vor2ugswdse  voo 
Bafiusi  gewesen. 
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recht  am  \'crciiisvcrnu\i;cn.  Ihre  Ansprüche  an  dasselbe 
gehen  vielmehr  ohne  jeden  Rückstand  in  ihrer  MitgHedschati 
d.  h.  in  ihrer  Mittragerschaft  eines  selbständigen  Vereins- 
willens auf. 

♦ 

•  « 

!¥•  Die  konstitutiven  Akte  bei  der  Entsteimng  von 

Körperaciiaften. 

Eine  betriedi inende  Lösuniz  der  Zweifel,  welche  die  lechl- 
liche  Bedeutung  der  bei  der  Entstehung  juristischer  Personen 
wirksamen  Vorgänge  bctretFen,  ist  nur  zu  erwarten,  wenn  die 
oben  geforderte  SonJerung  der  Fragen  nach  dem  Dasein 
des  die  Persönlichkeit  anerkennenden  Rechtssai:;es  und  nach 
der  Erzeugung  des  kraft  dieses  Rechtssatzes  als  Person  gelten- 
den Lebewesens  durchgeführt  wird. 

L  Der  Rechtssatx,  auf  welchem  die  juristische  Persönlich- 
keit beruht,  ist  nach  den  bisherigen  Ausführungen  heute  in 
DcLiis^.liLinJ  rcgchii.'ifMg  schon  in  seiner  .lussereii  ijs^liLMüiing 
ein  allganciner  Satz  des  Gesetzes  oder  Gewohnheiisrechis. 
Er  besteht  also  in  den  meisten  Fällen  zweifellos  vor  der  Be- 
gründung eines  ihm  entsprechenden  neuen  Verbandes.  Die 
ins  Leben  tretende  Körperschaft  findet  gleich  dem  ncuge- 
bomen  Menschen  eine  von  der  Rechtsordnung  ihr  bereitete 
Stätte  vor.  Allerdings  genügt  hier  nicht,  wie  nach  heutigem 
Recht  beim  Individuum,  die  blosse  Thatsache  der  Geburt. 
Immer  vielmehr  wird  hier  zum  Erwerb  der  Persönlichkeit 
eine  legitime  Gebun  gefordert '.  Und  vielfach  mOssen  sowohl 
bestimmte  gesetzlich  vorgeschriebene  Daseinsbedingungen 
verwirklicht  als  auch  die  betrefienden  Thatsachen  gehörig 
festgestellt  und  kundi^ciikiwhi  sein,  d.imit  der  \'erband  sei 
es  überhaupt  als  Person  sei  es  doch  als  Person  von  specitischer 
Art  und  SteHung  gilt'.  Allein  sobald  die  atli^enieinen  oder 
besonderen  Erfordernisse  der  legalen  Entstehung  erfüllt  sind, 

*  Vgl.  oben  S.  J9  N.  V 

*  Vgl.  oben  S.  ji  — j6. 


Digitized  by  Google 


Du  tnlitelmttg  der  KörperschafUu. 


"5 


besteht  der  Verband  von  Rechts  wegen  als  juristische  Person,  be- 
ziehungsweise als  eigenthümlich  qualificirtc  juristische  Person. 
Von  einer  besonderen  Kreation  der  Verbandspersöniichkeit 
hinter  der  Kreation  der  Verbandsexistenz  kann  hier  schlecht- 
hin nicht  die  Rede  sein.  Was  staatliche  Behörden  bei  der 
Herstellung  des  gesetzmäßigen  Verhältnisses  etwa  leisten, 
liat  für  die  Geltung  des  Verbandes  als  Rechtssubjekt  rein 
deklai  uioristhe  Bcdciituiii^.  Sic  haben  lcJ.ii;H^li  /a\  prüfen  und 
zu  konstatiren ,  inwieweit  die  Voraussetzungen  vorliegen, 
unter  denen  die  voti  der  Rechtsordnung  ein  für  alle  Mal 
ausgesprochene  Anerkennung  der  betreffenden  Socialgebilde 
als  Personen  überhaupt  oder  als  Personen  von  eigenartiger 
Rechtsstellung  eintritt. 

Fraglich  bleibt  nur,  ob  es  sich  bei  der  Verleihung  der 
juristischen  PfrsdnHchkeit  durch  specieilen  Staatsakt  ebenso  oder 
anders  verhält.  Beruht  auch  hier  die  juristische  Persönlich- 
keit auf  einem  bereits  vorher  gegebenen  allgemeinen  Rechts- 
satz, dessen  Anwendbarkeit  auf  einen  einzelnen  Fall  der 
Staat  lediglich  feststellt?  Oder  schafft  hier  viehnehr  der  Staat 
erst  für  den  Einzelfall  einen  specieJlen  Rechtssatz,  welcher 
die  GeltuuL;  des  \'erbandes  als  Person  bewirkt? 

Wenn  unzweifelhaft  eine  Zeit  lang  in  Deutschland  die 
Auffassung  des  Verleihungsaktes  als  einer  lex  specialis  last 
allgemein  herrschte',  so  ergeben  doch  die  bisherigen  Er- 
örterungen die  Vnbaltharheh  dieses  Standpunktes  für  das 
heutige  Recht.  Hierbei  fällt  schon  der  Umstand  ins  Gewicht, 
dass  auch  nach  Einführung  des  Verfassungsstaates  der  Träger 
der  Exekutivgewalt  überall  berechtigt  geblieben  ist,  ohne 
Mitwirkung  der  Volksvertretung  und  in  den  Formen  der 
Vcrwa!tnn.fi:shandlungen  Korporationsrechte  zu  ertheilen  oder 
deren  iirüieiiung  an  \  eivsaitungsbehördeii  zu  deiegiren'.  Doch 

'  \'gl.  oben  S.  22  N.  i. 

*  Vgl.  G,  Meytr,  Deut.  Verwaltiingsr.  1  S       Zöpft.,  Staatsr.  $  481; 
WädHer,  Fand.  $  )6.  Speddl  för  Preussen  v.  ¥l$me,  Staatsr.  II  S.  20}  ff., 

Fönltr  5  284  u.  Fxc'ms  5  282,  Roün  a.  a.  O.  S.  118;  fillr  Bayern  Äol*, 
Bayr.  C  R.  S  4*1       4i        Mecklenburg  BÖiilaH  U  $  f>o  S.  4)$ 
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kann  hieraus  allein  die  Entscheidung  nicht  geschöpft  werden. 
Denn  ein  allgemeiner  Satz,  nach  welchem  die  Erzeugung 
von  Rechtssätzen  nur  durch  die  Organe  und  in  den  Formen 
der  Gesetzgebung  möglich  wäre»  ist  dem  deutschen  Staats- 
recht fremd*.  Umgekehrt  wird  die  innere  Natur  des  Ver- 
leihungsaktcs  dadurch  nicht  berührt,  wenn  für  denselben  in 
Ausnahmefällen  der  formelle  Wog  der  Gesetzgebung  vor- 
geschrieben ist*.  Kntscheidend  aber  ist  der  oben  erbrachte 
Nachweis,  dass  nach  einer  überall  durcligedrungcnen  Rechts* 
anschauung  der  rechtliche  Bestand  der  Körperschaften  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  von  der  Verleihung  der  Korporations- 
rechte unabhängig  ist  und  somit  die  Körperschaftsbildung 
an  sich  als  ein  innerhalb  der  hestdjenden  Rechtsordnung  sich 
vollziehender  Vorgang  erscheint'.    In  der  That  war  die 


(Landesherr  u.  Magistrate).  Nach  der  Rciclis  Gew.  O.  5  94  Abs.  5  sind 
überall  die  »höheren  Veru-ahungsbehörden«  kompetent,  bei  Auflösung 
dner  Innung  <ten  bisher  mit  doselbcn  verbundenen  Unterrichtsanstalten, 
HQlftkassen  und  andemi  Instituten  für  öffentliche  Zwecke  »Korporations^ 
rechte  zu  ertheilen«. 

'  Vgl.  Entsch.  des  R.  G.  v.  1.  Juli  82  b.  Seuff.  Bd.  }8  N.  187  u. 

V.  17.  Okt.  82  C.  S.  Bd.  8  N.  210  S.  J04;  Entsch.  des  Obst.  L.  G. 
Mönchen  v.  8.  März  84  b.  Seutf.  Bd.  ^9  N.  265.  —  Selbst  wenn  man 
daher  in  der  ErtlKÜimg  der  Korpnr.itionsrechte  einen  gesetzgeberischen 
Akt  sieht,  dart  man  nicht  mit  Koch,  Lchrb.  5  5^  ^i-  Konnu.  zu  V.  U. 
.\rx.  i\  hinter  5  P»"  I>  I^-  6  folgern,  dass  es  stets  eines  förm- 
lichen Gesetzes  bedürfe.  Diese  Konsequenz  zieht  aucli  z.  B.  Rönne  nicht, 
obschon  er  a.  a.  O.  S.  205  ebenfalls  behauptet,  dass  nach  Preussischeni 
Recht  die  Erthdlung  von  Korporationsrechten  ein  Akt  der  Gesettgebung 
sei.  Vgl.  übrigens  jetzt  auch  KoA  6.  Aufl.  N.  7$  zu  S  25  A.  L.  R.  II,  6. 

*  Dies  ist  nach  der  Preuss.  V.  U.  Art.  i  j  u.  der  Oldenburg.  V.  U, 
V.  12.  Nov.  $2  Art  77  bei  Religionsgesdlschaften  der  Fall.  Ein  Gesetz 

dieser  .\rt  ist  nur  Gesetz  im  formellen  Sinn.  Übrigens  sind  in  Preussen 
durch  Ges.  v.  12.  Juni  74  u.  7.  Juli  75  bei  Mennoniten-  und  Baptisten- 
gemeinden die  drei  Minister  des  Innern,  der  Justiz  und  des  Kultus  zur 
Verleihung  von  Korporationsrecliten  ein  für  alle  Mal  ermächtigt  und  bei 
Hriullung  der  gesetzlichen  \'orausset/.ungen  seitens  der  antragenden  Ge- 
meinden zugleich  verpflichtet  worden. 

'  Nur  die  Bildung  eines  neuen  Staates  ist  innerhalb  der  besienden 
Rechtsordnung  unmöglich.  Ein  neuer  Staat  muss  daher  bei  seiner  Gc- 
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Auffassung  der  staatlichen  Approbation  eines  Vereins  als 
einer  lex  specialis  nur  im  Zusammenhange  mit  dem  all- 
gemeinen Vereinsverbot  haltbar.  Seit  dessen  Wegfall  wäre 
es  fast  widersinnig,  wenn  das  objektive  Recht  denselben 
\'crl\indL'n,  deren  Bestand  es  billigt,  keine,  ilircni  WOcu 
cntsprccliende  normale  StelluiiL;  /.n  bieten  hätte,  sondern  hier- 
für aut  neu  zu  schaffendes  singuläres  Recht  verwiese.  Dieses 
Erfordemiss  einer  konkreten  Rechtsetzung  für  die  von  jeder 
Genehmigung  befreiten  \'ereine  wäre  doppelt  seltsam,  nach- 
dem die  neuere  Gesetzgebung  bei  den  einer  Genehmigung 
bedürftigen  Vereinen  die  Anerkennung  der  Persönlichkeit 
meist  unmittelbar  und  rechtsnothwendtg  mit  derGenehmigung 
verknüpft  und  hierbei  jede  Möglichkeit  abgeschnitten  hat, 
der  behördlichen  Sanktion  eine  normerzeugende  Funktion 
zuzuniuthen So  ist  denn  auch  iimerhalb  der  gemeinrecht- 
lichen Theorie  und  Praxis  die  .\uffassung  des  X'erleihungs- 
aktes  als  eines  Specialgeseik:es  langst  im  Wesentlichen  über- 
wunden'. Audi  die  Partikularrechte  aber,  welche  diesen 
Gegenstand  berühren,  haben  mehr  oder  minder  deutlich  den 
Charakter  des  Verleihungsaktes  als  blosser  Anwendung  eines 
allgemeinen  Rechtssatzes  auf  einen  dafür  geeigneten  Fall 
zum  Ausdruck  gebracht.  Dies  gilt  nicht  nur  von  mehreren 
neueren  Verfassungsurkunden'  und  vom  Sächsischen  bürger- 
lichen Gesetzbuch^,  sondern  ebenso  vom  Preussischen  Land- 

hurt  den  Rcclitssnt?.  der  ihn  als  Person  setzt,  allerdings  erst  hervor- 
bringen.  Vgl  meinen  .\utsau  über  Labands  Staatsrecht  S.  sS~59' 
'  Vgl.  oben  .S  20  N*  i. 

'  Dies  zeigt  sich  n.uncniiich  in  der  Zulassung  »indirekter«  und 
selbst  »sdllschweigender«  Verleihungen;  vgl.  oben  S.  37  N.  i,  auch 
Erk.  des  Ba}T.  O.  G.  H.  v.  16.  Nov.  74  b.  R<Hh  Bayr.  C.  R.  C  44  ^ 
u.  des  Preuss,  O.  Tr.  v.  2}.  Apr.  61  b.  Strieili.  Bd.  41  S.  191.  -  V^l. 
im  Übrigen  noch  Derubm^»  Fand.  $  6)  u.  Hinschius  b.  Marquard$eu  J 
S.  162  N.  2. 

'  Vgl,  den  W  ortlaut  der  oben  S,  56  N.  i  angelührteii  V.  L.  und 
des  Art.      der  Preuss.  V.  U. 

<  Vgl.  Sachs.  Gb.  'j  ^2:  »Das  Recht  der  Persönlichkeit  steht.,, 
den  Personenvereinen,  Anstalten  und  Verniögensmassen  xu,  welche  vom 
Staat  als  juristische  Personen  anerkannt  sindr.  Diese  Fassung  konnte 


Digitized  by  Google 


ii8 


Erstes  Kapiul 


recht,  obschon  dasselbe  unter  der  Herrschaft  der  älteren 
Theorie  redigirt  worden  ist'. 

Darf  aber  der  Verleihung.saki  nicht  als  hj^eti^mi^^,  sondern 
nur  als  Aniiendun^  eines  die  juristische  FersönHchkeit  ^c- 
wiilirenden  Rcchissatzes  betrachtet  werden,  so  wohnt  ihm 
wieder  nothwendig  für  die  Entstehung  der  körperschaftlichen 
Rechtssubjektivität  eine  nur  deklaratorische  Bedeutung  inne. 
Denn  konstitutiv  für  die  Eigenschaft  der  FersönHchkeit  ver- 
hält sich  immer  nur  das  objektive  Recht.  Die  Special  Ver- 
leihung der  Korporationsrechte  wirkt  also  genau  wie  jede 
andere  Thatsache,  an  welche  die  Rechtsordnung  die  An- 
erkennung einer  Verbandspersönlichkeit  knöpft.  Sie  schafft 
nicht  ein  Rechtssnbjekt,  sondern  versch.iH't  einem  solchen 
die  ihm  vom  Recht  zuL^edachte  Stellung.  Dieser  Konstruktion 
steht  es  nicht  entgegen,  wenn  die  Gewährung  oder  Ver- 
sagung der  Korporationsrechte  in  das  freie  Ermessen  der 
Staatsregierung  gestclh  ist.  Damit  ist  nur  den  sonstigen 
Voraussetzungen  das  Erforderniss  der  »KorporationswOrdig- 
keit«  hinzugefugt,  über  deren  Vorhandensein  ein  arbiträres 
Werthunheil  des  hierzu  berufenen  Staatsorganes  entscheidet'. 
Ebensowenig  wird  die  deklaratorische  Natur  des  staatlichen 
Personifikationsdekretes  dadurch  ausgeschlossen,  dass  dasselbe 
für  das  liiermu  anerkannte  Rcchtsubjeki  bestimmte  bis  dahin 

sogdr  unverändert  bleiben»  als  das  Ges.  v  15.  Juni  68  ergiiig;  \gl. 
oben  S.  55. 

'  Hntschc  J    J  i  :  der  Wortlaut  des  5  25  A.  L.  R,  II,  6 

und  die  austührliche  Norniirung  der  Uechrsverhaltnissc  der  künftig  zu 
bildenden  Korporationen  durch  .illijenieine  Rechtssätze  (5  26  —  202). 
A.  .M.  sind  freilich  Koch  11.  ; .  Könnt:  \'gl.  aber  Förster  284  u.  Bccius 
^  282;  Dernbur<r,  Preuss.  1'.  H.  5  S<>:  Roün  a.  a.  O  S  117  ff. 

*  Ein  solches  Wcrthurtheil  schiebt  sich  auch  in  denjenigen  Fallen 
ein,  in  denen  das  Gesetz  den  Erwerb  des  Rechtes  der  Persönlichkeit  un* 
minelbar  an  eine  behördliche  »Genehniigungir  knüpft,  diese  Genehmigung 
aber  ganx  oder  theilwetse  in  freies  Ermessen  stdh.  Umgekehrt  würde 
offenbar  z.  B.  in  Prcusseti  die  \\'ir]vung';weise  des  Verleihungsaktes  sich 
in  nichts  ändern,  wenn  der  Art.  ji  der  V.  U.  ausgeführt  und  somit  die 
Regierung  bei  Hrtheilung  oder  Versagung  der  Korporationsrechte  ge* 
seulich  gebunden  würde. 
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nicht  vorhandene  Rechte  und  Ptiichten  begründet*.  Denn 
soweit  es  sich  nur  um  die  im  Voraus  gesetzlich  normiiten 
allgemeinen  Rechte  und  PAichten  der  vom  Staat  besonders 
anerkannten  juristischen  Personen  handelt,  existirt  kein  Unter- 
schied zwischen  dieser  Wirkungsweise  einer  Verwaltungs- 
verfugung  und  der  entsprechenden  Wirkungsweise  des  richter- 
lichen Eintrages  einer  Aktiengesellschaft  oder  Genossen- 
schaft'. Insoweit  aber  im  Einzelfalle  besondere  Privilegien  ein- 
^craunu  oder  besondere  Verbindlichkeiten  auferlegt  werden, 
kann  dieser  konstitutive  Zusatz  den  übrigen  Inhalt  des  Ver- 
leihungsakies  nicht  unigestalten  \  Hiernach  liegt  namentlich 
auch  für  das  Preussische  Recht  kein  Grund  zu  einer  ab- 
weichenden Auffassung  der  staatlichen  Specialverleihung  von 
Korporationsrechten  vor^  Gerade  hier  vielmehr  wird  die 

'  Man  kann  mit  G.  Af  v,  r,  \'cr\v.i!rungsrecht  'l  52  u.  j  ,,  jede  Willens- 
erklärung einer  Verw  iltunirsliehorde,  von  welcher  Korporatitnisreclne  ab- 
iungcn,  einen  «rechtsbegrundciKion  \'erwaltungjiakt«  nennen.  Dagegen  darf 
man  nicht  mit  Raän  u.  a.  O.  S.  117-^120  in  Preussen  die  ausdrQckliche 
Verleihung  von  Korporationsrechten  als  »rechtsbegründende  Verfugung« 
konstruiren  und  demnächst  in  den  Fällen,  wo  mit  der  polizeilichen 
»Genehmigung«  die  Kofporntionsrcchtc  ohne  Weiteres  eintreten,  dem 
staatlichen  Akte  den  gleichen  Charakter  .lb^,p^ecl^en.  Hier  wie  dort  ent- 
scheidet ein  administrativer  Wülensakt  über  den  Eintritt  oder  Nicht- 
eimritt  von  Rechten. 

'  Die  verscliiedene  Konstruktion  beider  Wirkungsarten  bei  Rosin 
a.  a.  O.  ist  willkürlich.  Wenn  er  in  der  sonst  erforderlichen  Mitwirkung 
des  Staates  und  sogar  in  der  die  Korporationsrechte  unmittelbar  hervor- 
rufenden Genehmigung  von  Armen-  und  Versor^nmgsanstalten  nur  ein 
»Thaibestandsmoment«  erblickt,  an  welches  das  Gesetz  die  Entstehung 
der  jurisTi<;chen  Persönlichkeit  knüpft,  so  ist  nicht  abzusehen,  warum  dies 
bei  der  ausdrucklichen  Verleihung  von  Korporationsrechten  anders  sein  soil. 

'  So  untcriciieidet  auch  das  Preuss.  Landr.  II,  6  die  gesetzlich 
enitretenden  «Rechte  der  Korporationen  und  Gemeinen«  25)  und  die 
besonderen  im  Einzdrall  »vom  Staat  erhaltenen  Privilegien  und  Con- 
cessionen«  ($  26).  Ähnlich  das  Säcbs.  Gb.  %  $2:  »vorb^hiich  der  be- 
sonderen Bestininumi^'en.  welche  bei  Begründung  der  juristischen  Ferson 
über  den  Umfang  ihrer  Rechtsfähigkeit  getroffen  sind«. 

*  Eine  solche  venheidigt  Roün  a.  n,  O  S.  ir6:  durch  den  staat- 
lichen Akt  und  nm  durch  diesen  w  erde  »nach  positiv«»»  preu&sischem 
Recht  die  juristische  Persönlichkeit  ^eschujfcm. 
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Vorstellung  einer  ErschatVuiig  der  \^erbandspcrsün!ichkcit 
durch  den  Staat,  selbst  wenn  sie  den  Redaktoren  des  Land- 
rechts vorgeschwebt  haben  sollte,  durch  den  inneren  Zu- 
sammenhang der  gesetzlichen  Bestimmungen  vollkommen 
ausgeschlossen'. 

So  ergiebt  sich  für  dos  heutige  deutsche  Recht  das 
einfache  Resultat,  dass  neu  entstehende  juristische  Personen 
ihre  Geltung  durchweg  aUgemeinm  Recbtssäi:(en  verdanken 
und  folgeweise  durch  Handlungen,  von  denen  diese  Geltung 
abhängig  gemacht  ist,  nicht  geschaffen,  sondern  ah  vorhandett 
dehlarirt  werden.  Ist  dem  aber  so,  dann  wird  die  immer 
noch  weit  verbreitete  Anschauung  hint allig,  nach  welcher 
vor  dem  Augenblick ,  in  welchen  die  Anerkennung  der 
juristischen  Person  vom  Recht  verlegt  ist,  nur  itidiviJuiih  t'chi- 
liche  Verhältnisse  bestehen.  Diese  Anschauung  stammt  un- 
mittelbar aus  der  alten  Vorstellung  einer  Schöpfung  aus 
dem  Nichts.  Die  heutige  Rechtsordnung  dagegen  würdigt 
die  Vorgänge,  welche  ein  zu  juristischer  Persönlichkeit  be- 
rufenes Wesen  hervorbringen,  als  den  IVerde/trocess  des  von 
ihr  anerkannten  Rechtssubjektes.  Sie  muss  daher  dieselben 
nach  Maßgabe  ihrer  konstitutiven  Bedeutung  bereits  den 


*  Das  Prcussische  Lauilrechi  behandelt,  wie  oben  gezeigt  wurden 
ist,  schon  die  erlaubten  Privatgesellschaften  als  Körperschaften,  wenn 
schon  als  Körperschaften  unvollkommenen  Rechtes.  Es  sieht  daher  im 
Falle  des  5  25  II,  6  als  das  Subjokt,  welches  Korporationsrechtc  em- 
pfängt, die  bereits  bestehende  Gesellschaft  an.  Mithin  wird  nicht  ein 
neues  Subjekt  geschaffen,  sondern  ein  vorhandenes  Subjekt  mit  er- 
weiterten Rechten  ausgestattet.  Bei  der  L'mwandlunp  der  erlaubten  Ge- 
sellschaft in  eine  Korporation  lindct  nicht,  wie  d.i.s  O.  Trib.  bisweilen 
angenommen  hiii  (vgl.  Siricth.  Bd.  76  S.  ij8  u.  Bd.  80  S.  >4).  eine 
Universabuccession  statt,  sondern  die  nunmehr  ab  Korporation  an- 
erkannte Körperschaft  bleibt  berechtigt  und  verpflichtet.  Diese  richtige 
Auffassung  vertritt  Farster  u.  Eccitis  2  282  S.  722—723.  Ebenso  Dnnburg 
^  50.  der  sich  indess  ungenau  ausdrückt,  wenn  er  sagt,  es  werde  »nur 
der  Tli.ttbe'stand  dauernder  Gemeinnützifik-eit,  :m  welchen  d.is  Gcset?  die 
Korpor.uuMisrochte  knüpft,  durch  einen  Regierungsaki  konst.itiri«.  Denn 
der  cntsciieidcnde  Ihatbcstand  ist  nicht  schon  die  Gemeinnützigkeit, 
sondern  erst  der  durch  sie  motivirte,  aber  nicht  gebundene  Regierungsakt. 
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Gesichtspunkten  des  Socialrechtes  unterstellen.  Sobald  dies 
geschieht,  erledigen  sich  alle  Schwierig:keiten,  welche  bei 

de:  K(i:istriiktion  der  Jciu  Gründun^sstadium  angehörigen 
Rcchtsvcrlultiiissc  aus  dem  Matii^el  einer  juristischen  Person 
zu  erwachsen  «scheinen.  Denn  wenn  das  Recht  eine  juristische 
Person  zwar  noch  nicht  als  existent,  jedoch  als  werdend  an» 
erkennt,  so  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  dieser  Zustand, 
bei  welchem  sich  immer  wieder  der  schon  oft  herangezogene 
Vergleich  mit  dem  embryonalen  Zustand  des  Menschen  auf- 
drangt, auch  rechtliche  Wirkungen  äussern  kann.  Es  steht 
also  einerseits  das  Nichtvorhandensein  eines  Rechtssubjektes 
nacli  aussen  hin  in  keiner  Weise  der  Begriindunu  von  Rechts- 
vcriulinissen  enti^ei^cn ,  welche  für  das  werdende  Rechts- 
subiekt  bis  zu  der  l-.ntscheiduni,'  über  dessen  Sein  oder  Niclit- 
scin  in  der  Schwebe  bleiben'.  Andrerseits  kann  nach  innen 
hin  schon  die  im  Werden  begriffene  juristische  Person  als 
beherrschendes  Centrum  der  entsprechenden  rechtlichen  Vor- 
gange und  Beziehungen  zur  Geltung  kommenV 

n.  Hiemach  werden  alle  wirklichen  Schwierigkeiten  auf 

die  rechtliche  Beurtheilung  der  überaus  verschiedenartigen 

und  oft  sehr  verwickelten  Thaibestande  zurücki^eworfen, 
"  cbjhe  das  7\\  jnrisiischer  Persönlichkeit  berufene  sociale 
LebeiL'esen  erzeugen. 

I.  In  der  Richtung  nach  aussen  entsteht  zuvörderst  die 
Frage,  in  welchem  Augenblicke  die  Geburt  des  neuen  Rechts- 
Subjektes  rechtlich  als  vollzogen  gilt.  Die  moderne  Gesetz- 
gebung hat  in  dieser  Hinsicht  vielfach  genau  den  Zeitpunkt 


'  Die  Autfassung,  welche  in  der  staatlichen  Verleihung  der 
juri^äschcn  Pcrs&nlichkdt  eine  lex  specialis  erblickt,  darf  konsequent  der 
besiebenden  Rechtsordnung  nicht  xumuthen,  dem  kQnfiigen  Rechtssubjekt 
if|rcnd  welche  Rechtsverhältnisse  offen  zu  halten.  Mit  der  AutTassuug 

dfi  \'tTleihung>aktes  als  administrativer  Personschöpfung  auf  Grund 
gesccdicher  Ermächtigung  ist  dies  allen fall^^  vereinbar. 

*  In  dieser  Hinsicht  ist  für  jede  Auffassung,  welche  an  der  Vor- 
stellung einer  staatliche?^  FrscliafTiitii^  dor  juristischen  Person  festhält^  eine 
uchgcmäBe  Konstruktion  abgesclinitten. 
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tixin,  von  welchem  an  der  Verband  als  solcher  oder  doch 
als  Verband  besumniter  Art  besteht*.  Im  Übrigen  kommt 
es  auf  die  thatsächÜche  Vollendung  des  konstitutiven  Vor* 
ganges  an.   Es  muss  also  der  zum  Herrn  der  gemeinheit- 

liehen  Sphäre  berufene  Wille  durch  Loslosung  von  den 
IndividuaKvillcn  verselbständigt  und  durch  Hcrstclliiut^  einer 
socialen  Organisation  verkörpert  sein Zugleich  aber  be- 
darf es  jedenfalls  des  V^oUzuges  aller  etwa  erforderlichen 
Willensakte,  von  denen  nach  dem  Gesetz  die  Entscheidung 
über  Sein  oder  Nichtsein  des  Verbandes  abhängt.  Mithin 
bildet  namentlich  die  staatliche  Genehmigung  überall  da, 
wo  sie  Existenzbedingung  eines  Vereines  oder  einer  Ver- 
anstaltung ist,  einen  integrirenden  Bestandtheil  der  Kon- 
stituirung  \ 

'  So  entscheidet  bei  AktiengeseUschaften  (H.  G.  B.  Art.  itt)  u.  ein- 
getragene Genossenschaften  (§  5)  nach  Reichsrecht  die  Eintragung;  bei 

freien  W'.issergenossenschaftcti  die  lüntragung,  bei  ötfentlichen  der  Zeit- 
punkt des  Inkrafttretens  des  behördlich  verkündeten  St  nuts  (Prcuss.  Ges. 
5  I)  u.  58);  bei  Knappschaften  die  Bestätigung  des  Statuts  (Bergges. 
j  165^;  bei  den  juristischen  Pei  soiicii  vLs  S.lchs.  Rechts  die  Gcncliniiaung 
.Anerkennung  oder  Hintragung  b),  bei  den  «anerkannten  Vereinen« 
des  Bayr.  Rechts  die  Rückgabe  der  mit  dem  gerichtlichen  Vermerk  ver- 
sehenen Statuten  (Art.  6). 

*  Unrichtig  ist  es  daher,  wenn  das  Berliner  O.  Tr.  tm  Erk.  v. 
14.  Nov.  )4  Entsch.  Bd.  jo  S.  joC  (Seuff.  Bd.  11  N.  9  S.  8—9)»  um 
die  Gühigkeit  der  Erbeseinsetzung  einer  im  Testament  erst  angeordneten 
Stiftung  darzuthun,  behauptet,  es  sei  schon  durch  die  letztwillige  Ver- 
fügung »dieser  Fond  .  als  Rechtssubjekt  existent  geworden«.  Oder 
wenn  da«;  Wiesbadener  O.  A.  G,  im  Erk.  v.  Mai  61  Seiitl  Bd.  18 
N.  4  S.  7-8  /.u  gleiciieni  Behufe  sagt:  »Solciie  milde  Stiftungen  ge- 
langen schon  dadurch,  dass  in  einer  letztwilligen  Disposition  deren  Zweck 
festgestellt  und  eine  diesem  enttprechende  Vermögensmasse  ausgesetzt 
wird,  insofern  der  Zweck  selbst  als  das  Rechtssubjekt  zu  betrachten  ist, 
zur  Hxisten/.».  —  Dem  gegenüber  fuhrt  das  R.  G.  in  der  Entsch.  v, 
27.  Juni  81  C.  S.  Bd.  S  N.  S.  158-146  (Seufl.  Bd.  57  N.  6)  in  Be- 
zug .uit  eine  Stiftung  unter  Lebenden  rlclnig  aus,  dass  die  Krrichtung 
erst  perte'vt  wird,  wenn  ein  Organ  der  Stiftung  gewonnen  ist.  Gleiches 
Aber  gilt  lur  Stiftunjren  von  Tode-^  \vei,'en. 

'  Man  darf  dalier  nicht  nin  dem  Prcuss.  O.  Tr.  im  I;rk.  v. 
14,  Nov.  54  (vgl.  die  vor.  N.)  sagen,  durch  die  Undesherrlichc  Ge- 
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Bevor  es  rechtlich  als  existent  gilt,  kann  kein  Verbands- 
wesen Rechte  oder  Verbindlicbheiten  haben.  Allein  es  können 
für  dasselbe  bereits  Rechte  oder  Verbindlichkeiten  unter  der 
Bedingung  des  Eintrittes  seiner  Existenz  begründet  sdn. 

Dieselben  bleiben  dann  in  der  Schwebe,  bis  sie  entweder  mit 
der  Deficienz  der  Bedingung  in  sich  zusammensinken  oder 
mit  der  Erfüllung  dcrselboti  ihr  Subjekt  hnden.  Im  letzteren 
Falle  ist  wieder  zu  unterscheiden,  ob  es  sich  um  stiuuten- 
mal^ige  Daseinsmodalitäten  handelt,  welche  das  neue  Kecius- 
subjekr  hinnehmen  muss,  wenn  es  überhaupt  entstehen  will, 
oder  ob  die  Aneignung  oder  Abklinung  der  fertig  gestellten 
Rechtsbeziehungen  in  die  fireie  Wahl  der  ins  Leben  ge- 
rufenen Person  gestellt  ist.  Auf  diese  Weise  kann  ins- 
besondere durch  Rechtsgeschäfte  im  Voraus  über  die  Rechts- 
sphäre einer  erst  in  der  Bildung  begriflPenen  Körperschaft 
oder  Anstalt  verfügt  werden.  Mithin  kann  zunächst  unter 
Lebenden  nicht  nur  eine  zur  Acceptatioii  geeignete  einseitige 
OBcric  an  eine  juristische  Person  schon  in  ihrem  Gründungs- 
stadium erfolgen sondern  es  kann  auch  bereits  ein  bindender 

.    nehmigung  w«rd«  dncm  schon  existenten  Rechtssubjekt  nur  »die  Befug- 
oiss  zur  Ausübung  der  Rechte  einer  juristischen  Person«  ertheilt.  Auch 

ist  CS  verkehrt,  niit  dem  O.  A.  G.  Wiesbaden  im  Hrk.  v.  ^i.  Mai  61 
(vgl.  die  vor.  N.)  der  staatlichen  Genehmigung  hinsichtlich  des  T.nvcrbcs 
der  juristischen  Persönlichkeit  »rückwirkende  Kraft«  zu/.uschrciben.  Denn 
vor  Jlt  Gcnchnii^'iin^  besteht  die  Stillung  nidil  zu  Recht.  —  Vgl.  für 
.\kiic:ngesdlschaUcn  Renaud  S.  384. 

*  Als  einen  Fall  dieser  Art  fasst  das  R.  G.  im  Erk.  v.  27.  Juni  81 
(vgl.  oben  S.  122  N*  2)  mit  Recht  die  einseitige  Erklärung  auf,  durch  weiche 
Jemand  ein  Verm(^en  schon  bei  Lebzeiten  för  einen  Stiftungszweck 
widmet.  Hs  nimmt  daher  an»  dass  vor  der  Errichtung  der  Stiftungs- 
anstalt durch  Gewinnung  eines  Stiftungsorganes  eine  bindende  Aus- 
:»cheidung  des  Vermögens  nicht  \orliegt.  weil  es  an  einem  Subjekte 
fehlt,  wcklics  oii^  Recht  d.ir.uit  li.iitc.  \'iclnichr  sei  zunächst  nur  eine 
ÜiicrtL  an  die  ui  der  liildung  bcgnltenc  und  einem  nasciturus  vergleich- 
bare Stiftung  vorhanden,  die  das  neue  Rechtssubjekt  mit  oder  nach  Ein* 
tritt  seiner  Existenz  acceptire.  Schief  ist  nur  der  Satz  (S.  14$),  dass 
somit  die  Stiftung  unter  Lebenden  durch  »zweiseitiges  Geschäft»  cnt- 
stdiei  durch  das  fragliche  Rechtsgeschäft  wird  die  Stiftung  nicht  kon- 
stituirt,  sondern  ihr  Vemiögenserwerb  vermittelt.  Wenn  das  R.  G. 
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Vertrag  über  deren  Reclitsverliältnisse  geschlossen  sein'. 
Das  neue  Rechtssubjekt  erwirbt  dann  nach  den  beutigen 
Grundsätzen  über  \'crtra^e  zu  Gunsten  Dritter  unmittelbar 
mit  seiner  Gebun  die  ihm  ausbedungenen  Rechte'.  Es 


weiterhin  diese  Vermögcnszttwendung  als  Schenkung  charakterisirt ,  so 
muss  dieser  auch  in  der  Literatur  überwiegenden  Ansicht  (trotz  de> 
^\■iderspruches  von  Rolf!,  Stift.  S.  208  rt',,  Demelins ,  Jahrb.  f.  Hogni.  \\ 
S.  145  ff.  u.  FxiiuF.  b.  b'urster  4.  Autl.  IV  S.  757)  gleichfalls  bcigestinimt 
werden.  Daraus  folgt  dann  in  der  That  gemeinrechtlicli  die  vom  R.  G. 
ausgcsprocliene  Niclitigkeit  der  ohne  gerichtliche  Insinuation  volkogcnai 
Zuwendung  hinsichtlich  des  Betrages  Ober  joo  solidl  Dass  hieran  die 
staatliche  Verleihung  der  juristischen  Persdntichkeit  nichts  ändert,  wird 
vom  R.  G.  25\'eifellos  mit  Recht  angenommen.  —  Fine  Gehnudenhfit  an 
die  OHerte  ist  vor  der  Existenz  ihres  Destinatärs  niemals  vorhanden, 

*  Doch  besteht  unter  allen  Umständen  vor  der  Existenz  der 
juristischen  l^crsoti  nicht  ihr  gegenüber,  sondern  nur  gegenüber  deni 
Promissar  ciüc  ( ,obundenheit. 

*  So  laivai  das  R.  G.  im  Erk.  v.  Sept.  8j  C.  S  fid.  10  N,  6S 
S.  242  -24)  für  eine  Gcmeindf  unmittelbar  mit  ihrer  Hnistehung  ein 
Recht  und  eine  Kbge  auf  Erföllung  einer  Verbindlichkeit  erwachsen« 
welche  Jemand  dem  Kreisausschuss  gegenöber  dahin  Qbemommen  hatte, 
für  den  Fall  der  Gründung  dieser  Gemeinde  ihr  einen  jährlichen  Zu- 
schuss  von  joo  Mark  zu  gewähren  und  sicher  zu  stellen.  Und  es  ge- 
winnt dies  Resultat  lediglich  aus  dem  Bc^rifr  des  X'ertraires  zu  Gunsten 
ciiit».  Dritten,  nicht  aus  einer  etwa  dem  Kreisausschuss  beizulegenden 
Vertretungsbefugniss.  -  Hbensu  kann  eine  Aktu'Ui;i'seUschaft  zugleicii  mit 
ihrer  Entstehung  Rechte  erwerben,  welche  vorher  für  den  Fall  ihrer 
Entstehung  zu  ihren  Gunsten  bcgr&ndet  sind;  \gl.  Erk.  des  R.  G.  v. 
)o.  März  81  C.  S.  Bd.  5  N.  6  S.  18—33.  Dazu  gehören  auch  die  Rechte 
aus  der  Aktim^fidmtaig,  Die  Aktiengesellschaft  succedirt  J.ihei  weder 
den  Projektanten,  so  dass  erst  durch  eine  wirkliche  oder  fingirte  Ccssion 
das  zun.ichst  von  diesen  erworbene  Recht  ihr  übertr.ifjen  würde  (so 
iMhaiui,  'f..  f.  H.  R.  Bd.  7  S.  620  ff. .  Hahn,  über  die  .uis  der  Zcichaung 
von  Aktien  hervorgehenden  Reciitsvcrhaltnisse,  Stras.sb.  1874.  Entsch. 
des  Wiener  O.  G.  H.  Z.  f.  H.  R.  Bd.  11  Sw  610 ff.),  noch  ist  sie  die 
Rechtsnachfolgerin  einer  zunächst  berechtigten  Societät  (so  Jolh,  Z.  f. 
D.  R.  Bd.  it  S.  2ii  C  H^itte,  Z,  f.  H.  R.  Bd.  8  S.  2|  ff.,  Erk.  des  O.  Tr. 
Berlin  v.  24.  Mai  62  Seuff.  Bd.  16  N.  2l6  S.  2;6  ff.  u.  Z.  f.  H.  R.  Bd.  6 
S.  602  ff.  Rrk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  15.  Dec.  74  BJ  1  N.  62  S.  ?ioff.). 
.\uch  bcd.irf  es  keiner  L'nterstelhmi:  einer  Vcrtrctuiig  der  .\ktien- 
gesellscliaft  durch  die  PmjLkt.intcn  (so  I),nihur(^  Prcuss.  1*.  R.  II  ^  226). 
Dieselben  sind  vielmehr  Icdighch  die  I^nipfänger  eines  Vcrsprecliens,  aus 
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wird  aber  audi  durch  die  zu  seinen  Lasten  abgegebenen 
Versprechen  insoweit  verpflichtet,  als  es  die  fraglichen  Ver- 
bindlichkeiten entweder  als  gültig  festgesetzte  Bedingungen 
seines  Daseins  anerkennen  muss'  oder  besonders  über* 
nimmt ^  Ebenso  ist  an  sich  eine  Verfügung  vom  Todestagen 
zu  Gunsten  einer  erst  zu  errichtenden  Körperschaft  oder 
Anstalt  denkbar.  Doch  erwachsen  in  dieser  Hinsicht  aus 
den  posiiivrechtlichen  Schranken  der  TestirlVciheit  ernstliche 

welchem  die  Aktiengcstillscliart  f&r  den  Fall  ihres  Zustandekommens  ein 
eignes  Recht  erwerben  soU.  Somit  liegt  auch  in  der  Aktienxeichnung 
ein  Vertrag  xu  Gunsten  einer  noch  nicht  existenten  Person  {Ußmmi 

S.  241  tT.,  Erk.  des  O.  A,  G.  München  v.  21.  Febr.  68  Seuff.  Bd.  24. 
N.  i6  S.  89-91.  Erk.  des  \.  G.  Celle  v.  2K.  Nov.  71  Seuff.  Bd.  27 
N.  48  S.  7) — 8ü).  Hierüber  kdumit  man  auch  dann  nicht  hinwep;,  wenn 
man  einen  Geselischuitsverirag  unter  den  Zeichnern  annimmt,  aus  dieseui 
aber  unmittelbar  die  juristische  Person  erwerben  lusst  (so  il'ieiui,  L.  f. 
H.  R.  Bd.  24  S.  24  ff.).  Ebensowenig  mit  der  von  Ldut^feld  (A.  G. 
S,  104  if.)  vorgeschlagenen  Ldsung,  die  doch  nur  eine  Umschreihung  des 
bedingten  Versprechens  zu  Gunsten  eines  Dritten  bringt.  Die  Aktten- 
«eichnung  unterscheidet  sich  indess  von  gewöhnliclien  Verträgen  zu 
Gunsten  Dritter  durch  die  genossenschaftliche  Natur  der  übernommenen 
Verbindlichkeit.  Dieselbe  soll  nicht  .ils  Obligation  zwischen  einander 
fremden  Personen,  sondern  als  .Mitgliedscluftsptlicln  in  der  Körperschaft 
perfekt  werden.  Die  Aktienzeichnung  ist  nicht  bios  ein  lür  die  künltige 
jurisdsche  Person  iuOeres  Rechtsgeschäft,  sondern  ein  Besundiheil  ihres 
inneren  Konstitutivaktes.  Dies  wird  von  fUaaud  a.  a.  O.  übersehen.  — 
Vgl.  übrigens  jetzt  H.  G.  B.  Art.  209«. 

'  Dies  ist  z.  B.  der  Fall  hinsicbtlich  der  in  das  Statut  einer  Aktien- 
gesdlschaft  zu  ihren  Lasten  aufgenommenen  Festsetzungen,  welche  der 
An.  ao9b  des  H.  G.  B.  nomiirt. 

^  Vorgesehen  7.  R.  im  Sachs.  Ges.  v,  15.  Juni  68  5  15  (vgl.  oben  S,  112 
N\  i).  Vgl.  auch  Dernbnrg  a.  a.  (">.  S.  661.  —  Ist  ein  für  die  juristische 
Person  ausbedungenes  Recht  durch  eine  Verbind üclikeit  bedingt,  so  tritt 
mit  dem  Erwerbe  des  Hechts  auch  die  Verbmdliciikeii  in  Kraft.  Die 
Ausnahme,  welche  hiervon  för  Aktiengesellschaften  hmsichtlich  aller 
nicht  in  den  Zeichnungssebein  aufgenommenen  Abreden  zwischen  Projek- 
tanten tuid  Zeichneni  durch  den  Art.  2090  Abs.  4  jetzt  gemacht  wird 
und  in  Theorie  und  Praxis  schon  früher  anerkannt  wurde  (vgl.  Wiener 
a.  a.  O.  S.  452  ff.,  Hntsch.  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  >  S.  415,  Bd.  7  S.  158, 
417,  .|?7.  Bd.  9  S.  69,  Bd.  10  S.  jü,  Bd.  20  S.  274  u.  279),  beruht  auf 
der  formalen  Natur  des  Zeichnungsaktes. 
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Hindernisbf,  da  vom  bestellenden  Reclit  die  letztwiUi^e  Be- 
denkung künftiger  und  in  ihrer  Existenz  noch  ungewisser 
Personen  regelmäßig  eben  nicht  zugelassen  wird.  Indess 
wird  durch  ein  altes  Gewohnheitsrecht  mindestens  die  Erbes- 
einsetzung oder  anderweite  Bedenkung  einer  gleichzeitig 
vom  Testator  selbst  angeordneten  Stiftung  geschützt,  ob- 
schon  dieselbe  erst  nach  seinem  Tode  ins  Leben  treten  soll 

•  Die  bcrulumc  Konirovcric  bcdarl  hier  keiner  iialicrcn  Hrörierung. 
Es  sei  nur  bemerkt,  dass  die  Gültigkeit  einer  derartit^cn  Vertagung  noch 
nicht  aus  der  Entbdirlichkeit  staatlicher  Genehmigung  folgt,  da  trotzdem 
die  Stiftung  nicht  existirt«  bevor  sie  in  Ausführung  des  erblasserisdien 

Willens  wirklich  errichtet  ist.  Das  oben  bezeichnete  Gewohnheitsrecht 
aber  wird  von  der  Praxis  allgemein  anerkannt;  vgl.  du  Prrl .  S.iniinl, 
auserlesener  bair.  Rechtsßllc ,  Landshut  iHj6ff.,  IV  S.  >45  — Krk. 
des  O.  A.  G.  Jena  bei  Schnifi  a.  a  O.  I  S  i2i~  |',6;  Rrk.  des  Ü.  A.  G. 
Dresden  b.  Seuff.  Bd.  I  N.  97,  des  O.  I  r.  Berlin  v.  14.  Nov.  54  ib. 
Bd.  II  N.  9  (auch  Entsch.  Bd.  }0  S.  soif),  des  O.  A.  G.  Celle  v. 
2.  Oec.  $6  ib.  Bd.  14  N.  103  Anm.  2,  des  Bad.  O.  H.  G.  v.  21.  Sept.  61 
ib.  Bd.  16  N.  2)2,  des  O.  A.  G.  Wiesbaden  v.  jt*  Mai  61  ib.  Bd.  18 
N.  4.  des  O,  G.  H.  München  v.  2  Jan.  74  ib.  Bd.  29  N.  149.  Weim 
Manche  dies  Gewohnheitsrecht  auf  piac  cait<=;ie  einschränken  wollen 
(wie  Miil'li-itl'niJ^  u.  <;cino  .Anh.lnger  in  den  Schritten  gegen  die  Gültigkeit 
der  Erbcicisuset/.ung  des  Stadcl  ^chcn  Instituts,  oben  S.  N.  i,  Siiiffn  III 
S.  5)5  ff.,  Pffiffr  S.  15s  ff.,  Roth,  Stift.  S.  209  lt.,  Slobbe  I  ^62  u. 
fFMer  I  5  59),  so  fehh  es  dazu  an  jedem  hinreichenden  Grunde. 
Schon  seit  dem  Mtttdaher  wurde  dasselbe  dergestalt  aufgefasst  und 
motivirt.  dass  die  Erstreckung  auf  jede  überhaupt  rechtsgültige  .Stiftung 
unbedenklich  ist;  vgl.  mein  Genossenschaftsr.  III  S.  375  N.  76  u.  S.  441 
N.  114;  dazu  die  Sc!iriften  für  das  Städersche  Institut  (oben  S,  15  N.  i), 
Bcselrr  *'  72  X,  S.  Arndts  in  Weiske  s  Reclnslcx.  Iii  S.  915  ff.  u.  in 
Gluck  s  Komm.  Hd.  46  S.  415  ff.,  VI  5  14  N.  8.  Brini  S.  704  ff. 

u.  1069 ff.,  Dmelitts,  Jahrb.  I,  Dogni.  IV  S.  140 ff.,  H'indsclxid  ''^  549, 
DenOmrg,  Fand.  ^  65  N.  7,  Fester  u.  Eccius  $  251.  Freilich  stützen  sich 
manche  Entscheidungen  (vgl.  obenS.  122K2)  und  einzelne  Theoretiker 
(hes.  Aruills.  firin{,  Dernhur^,  Förster  u.  Fwciits)  auf  das  unrichtige  Argu- 
ment, dass  durch  die  W'illenserkhlruni;  des  Testators  die  Stiftungsperson 
bereits  geschaffen  sei.  .\IIein  daran  ist  lioch  so  viel  ricliti^.  d.iss  die  für 
ihre  Schöpfun«»  grundlegende  Tliat  voll/ügen  ist  Jedenfalls  fasst  in 
allen  l  allen  gleichmäßig  die  seil  Hartolus  verwandte  Analogie  der  Ein- 
setzung des  posthumus  alienus.  —  Über  die  preuss.  Praxis  vgl.  Kntsdt. 
des  O.  Tr.  Bd.  40  S.  96  ff..  BksUr  %  251  u.  Dernburg  5  2S».  — 
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Und  neuere  Partikularrechte  bestimmen  allgemein,  dass 
juristische  Personen,  welche  zur  Zeit  der  Errichtung  eines 
letzten  Willens  noch  nicht  bestanden  haben,  aus  demselben 
gleichwohl  zu  erwerben  fähig  sind,  falls  sie  später  vor  oder 
nach  dem  Tode  des  Erblassers  zu  anerkannter  Existenz  ge- 
langen'. Endlich  kann  auch  ohne  ein  darauf  gerichtetes 
Rechtsgeschäft  aus  Handlungen  und  Ereignissen,  weLlic  der 
Giündungsperiüdc  antzchörcn,  für  das  neugeborne  Rcclits- 
subjcki  ein  Recht  entstehen*  oder  eine  Verbindlichkeit  er- 
wachsen l 

2.  In  der  Richtung  nach  innen  hat  sich  bislier  nur  lang- 
sam und  unvoUkomnun  die  sachgemäße  Würdigung  der 
konstitutiven  Vorgänge  Balm  gebrochen.  Da  die  Jurisprudenz 
die  Prägung  fester  technischer  Begriffe  für  die  eigenartigen 
Rechtsakte,  welche  einen  socialen  Willensträger  erzeugen, 
lange  versäumt  hat,  wird  immer  wieder  der  Versuch  ge- 
macht, die  Schablone  des  Individualrechts  darauf  anzuwenden. 
Doch  ist  in  neuerer  Zeit  die  Erkenntniss  des  eigenthüm- 
liehen  Wesens  aller  auf  Errichtung  einer  Körperschaft  oder 


tiic  in  Praxis  d.  Theorie  uleicht.ills  iihcrwie^ciiU  zu  (iimslcii  der  »dircUa 
istituzionc  in  crcdc  di  un  coipo  nioraic  tondato  ncl  testameaiot.  ent- 
schiedene Kon^verse  nach  modernem  italienischem  Civtlredit  vgl. 
Biatuhit  Archivio  giuridico  Vol.  24  (Pisa  1880)  p.  513  sq. 

*  So  das  Sachs,  bürg.  Gb.  $  2074,  Vgl.  auch  Sachs.- Wcim.  Ges. 
iS))  S  3     Heimhatb  5  172  N.  1. 
>  So  z.  B.  aus  quasikontraktlichen  Verhähnisscn  (vgl.  R.  O.  H.  G. 

Bd.  10  S  20^)  und  inslusmidorc  aus  unerlaubten  Handluiii,'en ;  vgl.  Krk. 
des  R.  G.  V.  50.  März  81  C.  S.  Bd.  5  N.  6  S  22.  Ein  Hauptlall  ist 
der  Anspruch  auf  Scliadenscrsatz,  welcher  jet/t  durch  H.  G.  R  Art.  2jp 
bis  21  der  .Xktiengcsellscluift  £ie«jcn  die  (irunder  und  .indere  bei  üircr 
Entstehung  mitwiikcndc  i'ersoncn  aus  schädigenden  Handlungen  und 
Unterlassungen  gewihrt  wird.  Ober  die  GrÖnderveramwiHtHchkeit  nach 
bisherigem  deutschem  Recht  vgl.  IVieuer,  Z.  f.  H.  R.  Bd.  24  S.  53  fr.  u. 
Bd.  2$  Sw  Hff.;  Erk.  des  R.  G.  v.  i;.  Okt.  83  C.  S.  Bd.  10  N.  20 
S.  74--81,  auch  V.  26.  Mai  83  ib.  X.  19  S.  7}. 

'  So  z.  B.  aus  nützlicher  Verwendung;  vgl.  Demhurij  a.  a.  O. 
S.  661.  Dazu  gehören  aber  nicht  die  Gründungskosten  der  .Aktien- 
gcsellscluft;  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  26.  Jan.  76  Bd.  20  S.  216  ff. 
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Anstak  abzielenden  Handlungen  mehr  und  mehr  durcli- 
gedrungen.  Dabei  entsteht  dann  aber  wieder  die  Gelalir 
einer  Verkennung  des  in  solchen  Handlungen  möglicher 
Weise  zugleich  enthaltenen  individualrechtlichen  Elementes. 
Zu  einer  genauen  Abgrenzung  der  individualrechtlichen  und 
der  socialrechtlichen  Seite  der  Gründungshandlungen  sind 
erst  hier  und  da  die  Anfänge  gemacht. 

Betrachten  wir  zunächst  die  gemssenschaffliehe  Form 
der  KonsiitLiirLiiiL^,  so  vollzieht  sich  dieselbe  z\^eiicllüs  rc^cl- 
ni;il!>ig  mit  I  lulle  einer  Reihe  von  Willenserklärungen,  welche 
die  rechtliche  Natur  von  Vcrtra^^ssLhlussen  haben  und  in- 
soweit  von  den  gewöhnlichen  Regeln  des  Vertragsrechtes 
beherrscht  werden.  Der  wesentliche  Inhalt  solcher  Vertr^e 
ist  stets  die  Zusage  von  Leistungen  für  das  Zustandekommen 
einer  in  bestimmter  Weise  geplanten  Körperschaft'.  Bisher 
unverbundene  Personen  verpflichten  sich,  einem  aufzurichten- 
den körperschaftlichen  Verbände  als  Mitglieder  beizutreten 
und  behufs  Verw^irklichung  desselben  eine  bestimmte  Thätig- 
keit  oder  bestinuiue  X'ermugcnsautwendungcn  oder  Beides 
zui;leich  zu  präsiiren.  Ausserdem  können  dabei  Abreden 
über  die  inneren  Rcchts\erhaltnisse  der  kimftiiien  Körper- 
scliati  getroffen  und  namentlich  den  künitigen  Mitgliedern 
gewisse  körperschaftliche  Sonderrechte  vorbehalten  oder  ge- 
wisse körperschaftliche  Sonderpflichten  auferlegt  werden. 
Als  Kontrahenten  stehen  dabei  die  sämmtlichen  künftigen 
Mitglieder  entweder  einander  oder  aber  einem  die  Ver- 
sprechen sammelnden  Gründungsuntemehmer  oder  Gründer- 
konsortium gegenüber*.   Möglich  ist  dabei  die  vorläufige 

'  Von  Jcni  Falle  der  genossenschaftlichen  Konsthuirung  einer 
Anstalt  oder  Siiltung  (oben  S.  26)  sehen  wir  hier  ab. 

*  Beide  Fälle  werden  jet?.t  bei  der  Grundimg  einer  Alxtiengesellschaft 
durch  da:.  H.  G.  B.  Art.  lo^d  (Siniuitaiigrundung;  und  ^cx^e  (Succe^vsiv- 
gründung)  scharf  unterschieden,  wie  dies  in  Praxis  und  Theorie  schon 
bisher  geschah.  —  Ober  das  geseUschaftliche  Rechtsverhiltniss  unter 
mehreren  Untemehmem  der  Gründung  einer  Aktiengesellschaft  (nach 
H.  G.  B.  Art.  209  sind  jetzt  stets  mindesiens  5  Gründer  erforderlich) 
vgl.  Sydfw»  1.  f.  H.  R.  Bd.  19  S.  427 ff.»  tifmuA  S.  222 If.,  Erk.  des 


Digitized  by 


Die  BustAtttig  der  Körptrs^HtfUu, 


129 


Errichtung  einer  förmlichen  Societät,  welche  zunächst  die 
Kräfte  und  Mittel  der  Betheiligten  gesellschaftlich  zusammen- 

fassen  soll,  um  sodann  in  der  konstituinen  Körperschaft  zu 

verschwinden  ^  An  sicli  aber  ist  die  veriragsmabii^c  Ver- 
einigung von  Kräften  und  Mitteln  zur  Erzeugung  einer 
Körperschaft  keineswegs  ein  vorläufiger  Gesellschaltsvertrag \ 

O.  A.  G.  L&beck  v.  29.  Apr.  69  Busch  Arch.  Bd.  6  S.  143  ff.,  Erk.  des 
R.  O.  H.  G.  V.  II.  Mai  72  BcL  6  S.  ij  ff.  u.  v.  21.  Jan.  76  Bd.  20 
S.  207  ff.,  Erk.  des  R.  G.  v.  7.  Juni  82  C.  S.  Bd.  7  N.  }}  S.  100  ff. 

'  Dass  dies  auch  bei  der  Gründung  einer  AküengeseUschaft  vor- 
kommen knnn,  zeigt  2.  B.  dns  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  15.  Dec.  71 
Bd.  4  N.  62  S.  310—314.    Insoweit  geht  Renatid  S.  225  ti.  zu  weit. 

'  Es  ist  eine  durchaus  verkehrte  Vorstellung,  J.iss  die  sich  successiv 
vereinigende  Gesammtheit  bis  zu  ihrer  endgültigen  körperschaftlichen 
Konstituirung  eine  »Sodetät«  sei,  die  dann  in  eine  »Korporation«  um* 
schlage.  Eine  werdende  KArperschaft  aTs  solche  kann  niemals  eine 
Societät  sein.  Gesellschaftsverhähnisse  können  im  Gründungsstadium 
jdminikulirend  wirken,  bergen  aber  nicht  den  Keim  der  künftigen  Körper- 
schaft, —  Hiernach  ist  bei  der  juristischen  Konstruktion  der  Gründung 
von  Aktiengeselhch.thcn  denjenigen  bei/ustinmien ,  welche  den  BegritT 
der  sog.  Zeichncrsocictat  verwerfen;  so  Renaud  S.  221  ft.  u.  300!!.,  Labaiid 
a.  a.  O.  S.  621,  Regdsbtrger,  civilr.  Erört  I  S.  55  tf.,  Huhn  a.  a.  O,  S.  16  ff., 
Löwenfeld  S,  loi  ff.  Die  gegentheilige  Annahme  ist  freilich  sehr  ver- 
breitet, tritt  aber  wieder  in  verschiedener  Gestalt  auf.  Die  von  }oUy, 
Z.  f.  D.  R.  Bd.  II  S.  3S2f!.  und  Witte,  Z.  f.  H.  R.  Bd.  8  S.  25  fT.  ver- 
fochtene  und  sowohl  in  der  preussischen  Praxis  {t.  B.  Hntsch.  des  ü.  Tr. 
Bd.  24  S.  5-17,  Strieth.  Bd.  51  S.  19  ff,  u.  A.  G.  Ma*,'deburg  in  Z.  f. 
Gesetzg.  u.  Rcchtspll,  Bd.  4  S.  7,6)  wie  in  der  Rechtsprechung  des 
R.  Ü.  H.  G.  (Bd.  7  S.  271  ff.  u.  ßd,  11  i>.  3Ö1  tf.)  mehrfach  zu  Grunde 
gelegte  Aoffaisung,  nach  welciier  dße  Aktiengeselkduft  Recbtsnachfckigerin 
einer  von  Qir  verschiedenen  GrQndungsgesellschaft  is^  hat  mannichfache 
Modifikationen  erfahren,  welche  die  Identität  der  Gründungsgesellscbait 
mit  der  Aktiengesellschaft  zu  retten  suchen.  So  hat  die  preussische  Praxis 
öfter  auf  den  Verein  der  Zeichner  den  Begriff  der  »erlaubten  Privat- 
^e*»ellsch.iftw  und  somit  der  Sache  nach  bereits  den  Körperschaftsbegriff  an- 
gCAJvandt  (Strieth.  Bd.  4  S.  304  ff.,  Bd.  42  S.  426,  Bd.  46  S.  108,  Bd.  58 
S.  18,  Arch.  f.  Wecbselr.  Bd.  13  S.  48  ff.).  Umgekehrt  wird  bei  Dernhur^  Ii 
5  226  die  Identität  der  werdenden  und  der  fertigen  Aktiengesellschaft 
durch  eine  wesentlich  societätsmäßige  Konstruktion  auch  der  letiteren 
gewahrt.  Ahnliches  gilt  von  ThöVs  Theorie  der  einander  verdringenden 
Gründungsgesellschafien  ($  135  ff  ).  Endlich  nimmt  Wiener  (Z.  f.  H.  R, 
Bd.  24  S.  24  ff.  u.  }off.,  auch  Bd.  21  S.  }36ff.  u.  598  ff)  zwar  eine 
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Alle  derartigen  grundlegenden  Verträge  haben  bei  sonst 
noch  so  verschiedenartiger  rechtlicher  Beschaffenheit  das 
gemeinsame  Merkmal  eines  blos  präparatorischen  Charakters, 
vermöge  dessen  ihr  Schwerpunkt  in  ein  Ober  das  Vertrags- 

rechi  hinausschreitendes  Körperschaftsverhältniss  falh 
Darum  sind  sie  einerseits  durch  dessen  Eintritt  bedingt : 
sie  entbehren  der  verbiudHchen  Kraft,  wenn  die  Körper- 
schaft entweder  überhaupt  nicht  oder  doch  nicht  im  Rahmen 
der  bereits  erzielten  Willensgebundenheit  zur  Existenz  ge- 
langt*. Andrerseits  erlöschen  sie  durch  Erfüllung,  sobald  die 
Körperschaft  perfekt  wird:  sie  bleiben  vielleicht  werthvolle 
Auslegungsmittel  fOr  das  nunmehr  herrschende  Verfassungs* 
recht,  vermögen  aber  neben  demselben  keinerlei  unmittel- 
bare Wirksamkeit  hinsichtlich  der  itmeren  Lebensverhältnisse 
der  Körperschaft  mehr  zu  entfalten'.  Dies  gilt  auch  von 
denjenigen  Abreden,  durch  welche  mit  der  Mitgliedschaft 
verbundene  Sonderrechte  oder  Sonderpflichten  begründet 

Umwandlung  einer  zunächst  enutelicndtii  Gescilschnft  in  eine  cclitc 
Körperschaft  an:  allein  indem  er  darin  onr  eine  »Steigerung«  der  Rechts* 
qnalität  der  von  vornherein  als  berechtigt  gewollten  »Gesammtheit«  er* 
blickt  und  jedes  Successionsverhältniss  leugnet,  eliminirt  er  in  Wahrheit 

die  besondere  Gründer-  oder  Zcichnersocietüt  und  fasst  nur  unrichtig  die 
Gründung  so!b«f  als  Gcsellscluiftsvcrtrag  auf. 

*  Ist  die  Errichtung  einer  Körperschaft  kein  Vertra^^  so  sind  aucli 
die  vorbereitenden  Verträge  keine  Vorverträge,  keine  «pacta  de  con- 
trahendo«.   Wohl  aber  sind  sie  eigenartige  »pacta  de  constitucndou. 

*  Über  die  Anwendung  dieses  Prindps  auf  die  Aktienieichnung 
vgl.  Eric,  des  O.  Tr.  Berlin  v.  24.  Mai  62  Seuff.  Bd.  16  N.  2i6>  O.  A.  G. 
München  v.  21.  Febr.  68  ib.  Bd.  24  N.  56.  \.  G.  Cello  28.  Nov.  71 
ib.  Bd.  27  N.  48,  R.  O.  H.  G.  v.  i.  Okt.  72  ib.  Bd.  28  N.  49  u.  Hntsch. 
Bd.  7  N.  72  S.  265—277;  dazu  R.  O.  H.  G.  Bd.  11  S.  372  u.  17$, 
Bd.  18  S.  554  fl. 

»  Insofern  ihr  Inhalt  im  Verlabsungsrcclu  der  Körperschait  loriicbt. 
macht  CS  juristisch  keinen  Unterschied,  ob  die  fraglichen  Bestimmungen 
formell  in  die  Verfassung  übernommen  werden  oder  ob  die  Verfassung 
ausdrücklich  oder  stilischweigend  auf  die  Verträge  verwdst.  Auch  im 
letzteren  Falle  sind  die  in  den  Verträgen  getrotVcncti  Festsetzungen  nun- 
mehr integrirende  Bestandtheile  der  Körperschaftsverfassung  f^'orden 
und  schöpfen  ihre  Kraft  nicht  mehr  aus  dem  Vertragsrccht. 
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worden  sind.  Denn  es  ist  gerade  die  Natur  deraniger  ge- 
nossenschaftlich gebundener  Individualrechtsverhältnisse,  dass 
sie  nicht  auf  vertragsmäßiger,  sondern  auf  verfassungsmäßiger 
Grundlage  ruhen'.  Anders  verhält  es  sich  nnturlich  inso-  • 
weit,  als  mit  den  Verträgen  über  Jic  Konstituirung  des 
genossenschaftlichen  Organismus  Abreden  über  rein  mdivi- 
dualrechiliche  Verhaltnisse  zwischen  der  Körperschaft  und 
ihren  einzelnen  Mitgliedern  oder  Organen  verknüpft  worden 
sind\  Solche  vorgängigen  Vereinbarungen  behalten  auch 
während  des  Bestandes  der  Körperschaft  ihre  von  dem  \* er- 
fassung^recht  derselben  unabhängige  Wirksamkeit,  da  sie 
sich  lediglich  auf  äussere  Rechtsverhältnisse  der  Körper- 
schaft beziehen  und  in  nichts  von  gleichartigen  Vereinbarun- 
gen mit  beliebigen  dritten  Personen  unterscheiden'. 

'  In  der  Anwendung  auf  die  Errichtung  eines  Bundesstaates  und 

insbesondere  des  norddeutschen  Bundes  und  des  deutschen  Reiches  bat 
Hänel,  die  vertrngsmäOigen  Elemente  der  deutschen  Reichsverfassutigf 
Leipsr.  187},  die  Konsuimion  der  vori^anq:i£2:en  Verträge  durch  die  \'cr- 
fassung  trefflich  dar^ele^t.  Dieselben  Grundsätze  aber  finden  auf  jede 
Körperschaftserrichtung  Anwendung. 

*  Die  innere  Natur  derartiger  Abreden  wird  dadurch  nicht  ver- 
ändert, dass  sie  etwa  in  die  VerCusungsurkunde  der  Körpersdiaft  auf- 
gcnoninien  wcrdeti.  Bei  Aktiengesellschaften  ist  dies  sogar  durch  das 
H.  G.  B.  Art.  209  b  für  bestimmte  Arten  von  vorgängigen  Abkommen 
vorgeschrieben,  widrigenfalls  die  Aktiengeselhchnft  nicht  gebunden  wird. 
OiTenbar  aber  bleibt  z.  B.  der  Verkauf  einer  Fabrik  an  die  Akiien- 
gescllschaft  trotz  der  Aufnahme  der  Vertragsbedingungen  in  das  Statut 
ein  für  die  Aktiengesellschaft  äusseres  Rechtsgeschäft,  mag  nun  der 
Verkäufer  ein  Aktionär  oder  em  Dritter  sein.  Gldches  gilt  von  dem 
Versprechen  einer  Entschädigung  oder  Belohnung  f&r  die  Gründung  »an 
Aktionäre  oder  .ändere«. 

J  Vgl.  z.  B.  Entsdi.  des  R.  O.  H.  G.  v.  9.  Mai  79  Bd.  25  N.  69 
S.  282  -  289,  Schwierigkeiten  erwachsen  hier  aus  der  gemischten  Natur 
der  Aktienzeichnung  oder  einer  ihre  Stelle  vertretenden  Illation.  OtTcn- 
bar  steckt  in  der  Akiifnieichnung ,  obschon  sie  in  erster  Linie  auf  Be- 
gründung des  Mitgliedschaftsrechtes  und  einer  damit  konnexen  Mit- 
gUedschafispflicht  gerichtet  ist  (vgl.  jetzt  H.  G.  B.  Art.  209e,  2i$c,  319 
tt.  184— 184c),  zugleich  die  eventuelle  Übernahme  einer  rein  indivi- 
duellen Schuldverpflichtung,  welche  auch  bestehen  bleibt,  wenn  der 
Zeichner  nicht  Mitglied  wird  oder  die  Mitgliedschaft  wieder  verliert 
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Alle  für  die  Erriclitung  einer  Körperschaft  grundlegen- 
den Verträge  nun  aber  gehören  nur  mit  der  einen  Seite 
ihres  Wesens  dem  Vertragsrecht  an.  Gleichzeitig  sind  sie 
Elmente  des  scbcpferiscben  Aktes,  welcher  einen  socialen 
Willcnsträger  ins  Dasein  ruft.  In  denselben  Handlungen, 
tluich  wtkhc  die  hidividuen  ein  Stück  ihrer  Freiheit  auf- 
geben, vullzichcii  sie  zugleich  bucccssiv  die  Setzung  des 
Gemeinwesens,  als  dessen  Glieder  sie  sich  erklären.  Der 


(Art.  184a).    Allein  diese  von  der  Mitgliedschaft  unabhängige  Z.ihlungs- 
pflicht  tritt  nur  dn,  wenn  der  Zeichner  selbst  sein  Mitgliedschaftsrecht 
aufgiebt  oder  vera-irkt,   Dalier  kann  beim  Konkurse  des  Zeichners  zwar 
die  Gläubigerschafi  in  das  aul  Gewnhrunp  von  Aktien  gegen  Zahlung 
gerichtete  Vertragsverhältniss  aus  der  Zeichnung  eintreten  (R.  O.  H.  G. 
17.  Juni  79  Bd.  25  N.  72  S.  292—299;,  die  Akiicngc>ellscha!i  aber  gegen 
die  Gliubigerschaft  nicht  auf  tributarische  Einaahlung,  sondern  nur  auf 
Entschädigung  wegen  Nichterfüllung  des  geschlossenen  Vertrages  An- 
spruch erheben  (R.  G.  22.  Mai  80  C.  S.  Bd.  2  N.  72  S.  622  £).  Was 
aber  die  lUation  angeht,  so  ist  sie  zum  Unterschiede  von  dnem  neben 
der  Baarseichnung  herlaufenden  Verkaufe  (R.  O.  H.  G.  Bd.  25  S.  286  tT.) 
nur  eine  besondere  Form  des  Einschusses  in  das  Genossenschafts- 
vermögen. Auch  ihre  Zusage  daher  enthalt  zwar  gleich  der  B.inrzeichnung 
die  eventuelle  Begründung  rein  individueller  Pflichten  und  Rechte,  ist 
aber  ihrer  principalcn  Natur  nacii  aul  Begründung  von  Mitglicd:>chafts- 
pdicht  und  Mitglicdsduifbrecln  gerichtet.  Damm  war  es  verfehlt,  wenn 
das  Preuss.  O.  Tr.  die  Illation  als  ein  vom  »Gesellsdiaftsvertrage«  ver- 
schiedenes besonderes  Rechtsgeschäft  der  Stempelsteuer  (ur  Kaufverträge, 
Tauschverträge  oder  Hingaben  an  Zahlungsstatt  unterwarf;  PI,  Besch!, 
V.  20.  Dec.  75  Entsch.  Bd.  76  S.  21  ff.  u.  47  ff.  (Seuff.  Bd.  35  N.  55), 
vgl.  Entsch.  Bd.  47  S,  450.  Mit  Recht  haben  die  Vereinigten  Civilsenate 
des  R.  G.  entgegengesetzt  entschieden;  Erk.  v.  8,  Juli  80  C.  S.  Bd,  2 
K.  80  S.  505  -  508  (Seutl".  Bd.  36  N,  139).  Das  R.  G.  lässt  nur  bei  der 
Begründung  Klarheit  darüber  vermissen,  wie  die  Auffassung  der  Einlage 
in  dne  Aktiengesdlschaft  als  einer  »geseUschaftlichen  Einlage«  mit  der 
sonst  von  ihm  durchgeführten  Konstruktion  des  Aktiengesellschafts- 
vermögens als  Vermögens  einer  juristischen  Person  vereinbar  ist.  In 
Wahrheit  liegt  eine  »gesellschaftliche«  Einlage  nicht  vor  und  es  ist  in 
diesem  Punkte  den  .Ausführungen  des  O.  Tr    beizustimmen.  Allein 
t:ot/deni  ist  die  Illation  nicht  mit  dem  O.  Tr.  der  Ver.iusscrung  .m 
einen  Dritten  gleichzustellen,  weil  sie  als  »genossenschaltlichei'  Einlage 
insoweit  \ergenjcinschaltung  ist,  als  an  dem  hcrzusielicnden  Körper- 
schaftsvemiogen  Sonderrechte  der  Einzelnen  gewahrt  bleiben. 
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Komplex  vorbereitender  Verträge  hat  also  gewissermaßen 
ein  doppeltes  Antlitz.  Nach  rückwärts  hin  erscheint  er  als 
eine  Vielheit  ßlr  sich  stehender  Rechtsgeschäfte  zwischen 
freien  Individuen:  nach  vorwärts  hin  stellt  er  sich  als  ein- 
heitliche Handlung  einer  sich  konstituirenden  Gesammthett 
Jja  Mithin  niiiss  bei  jeder  einzelnen  Willenserklärung  von 
ihrem  etwaigen  individualistischen  Gehalt  die  Bedeutung 
unterschieden  werden,  welche  ihr  im  Zusammenhange  der 
vorschreitenden  Gründungshandlung  zukommt  \ 

Diese  Gründungshandlung  nun  aber  ist  kein  Vertrag, 
sondern  ein  einseiliger  Gesammtakt ,  der  im  Individualrecht 
keine  Parallele  hat^  Es  ist  der  successiv  sich  entfaltende 


'  \'gl.  meinen  Aufsatz  über  Laband  S.  $8ä'.  (bes.  über  die  An- 
wendung auf  Staatcngründiing), 

*  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  namentlich  auch  die  Doppcl- 
n.itur  der  Aktieii/eichnuiv^'  /u  würdigen  und  somit  der  Punkt  /u  be- 
stimmen, wo  dieselbe  niclii  mehr  w-egen  innerer  Vertragsmangel  anfecht- 
bar ist,  sondern  als  Betholigungserklirung  unbedingt  wirkt.  Offenbar 
kann  der  Zeichner,  welcher  durch  formgerechte  Zeichnung  als  künftiges 
Mii^ed  die  Aktiengesellschaft  zu  seuen  geholfen  hat,  dem  von  ihm 
mitgeschafienen  Rechtssubjekt  nicht  beliebige  Einreden  aus  einem  die 
Willenseinigung  zwischen  ihm  und  den  Projektanten  oder  anderen 
Zeichnern  betreffenden  Irrthum  oder  Betrug  entgegensetzen.  Dies  führt 
d  is  R.  G.  in  dem  Erk.  v.  14.  Febr.  83  C.  S.  Bd.  9  N.  6  S.  j6— 44 
(auch  Seuff.  Bd.  59  N".  228)  treticnd  aus,  wenngleich  es  die  Ausführungen 
Ober  die  zwiefache  Bedeutung,  der  Aktienaeiehnung  als  Vertragsschlus» 
und  als  Betheiligungserklflrung  in  genauem  Anschluss  an  IViaur  (Z.  f. 
H.  R.  Bd.  24  8.  455  ff.)  etwas  anders  einklddet;  vgl.  auch  Erk.  v. 
JD.  Juni  80  C.  S.  Bd  2  N.  5  }  S.  ijo— ijs-  Sachlkh  übereinstimmend 
hat  das  R,  O.  H.  G.  entschieden;  vgl.  Erk.  v.  24.  April  72  Bd.  , 
S.  415  rt.,  auch  Bd.  22  S.  199  u.  391  ff.  .\nders  das  Preuss.  O.  Tr. 
Strieth.  Bd.  46  S.  108  u.  Rtnand  S.  260.  Vgl,  auch  die  verschiedenen 
Eotsch.  b.  Busch  Arcli.  Bd.  7  S.  201  fF.  —  Durchaus  sadigcmüß  bestimmt 
jetzt  das  H.  G.  B.  Art  209e,  dass  selbst  aus  einem  wegen  Formmängel 
nngülHgin  Zeichnungsschein  der  Zeichner  der  GeseUschaft  haftet,  sobald  er  in 
der  konstituirenden  Versammlung  gestimmt  oder  spater  als  .\kttonär 
Rechte  ausgeübt  oder  Verpflichtungen  erfüllt  hat  Hier  tritt  der  oben 
entu'ickelte  Gedanke  deutlich  zu  Tage. 

^  Der  Begriff  des  »Gesellschaftsvertrages«  ist  genau  so  unpassend 
für  die  Gründung  eines  Vereines,  wie  für  die  Aufrichtung  eines  Staate^ 
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und  verkörpernde  Wille  des  werdenden  Gemeinwesens,  der 
in  diesem  Akte  sich  selbst  bejaht.  Darum  niuss  die  Kon- 
snituirung  der  Körperschaft  von  ihrer  ersten  Konception  bis 

oder  «ner  Kirche,  und  kann  so  wenig  bei  privatrechtlichen  wie  be 
dfilentlichiechttichen  Körperschaften  «i  Grunde  gelegt  werden.  —  Wenn 
die  deutsche  Reicbsgesettgebung  bd  Aktiengesellschaften  und  eingetragenen 
Genossenschaften  von  einem  »Gesellschaftsvcmage«  spricht,  so  ist  die 
Benennung  »Vertrag«  für  die  juristische  Konstruktion  des  Gründungs- 
.ikics  so  wenig  maßc^cbend,  wie  die  Bezeichnung  »Ge^ellschafT"  dem 
Verein  den  körperschaftlichen  Charakter  entzieht.  Ohnehin  stellt  der 
Gesetzgeber  den  passenderen  Ausdruck  »Siatui«  zur  Wahl,  den  das  R. 
O.  V.  14.  JuU  84  an  einigen  Stellen  (Art.  209c,  209d,  2096)  sogar 
ausschliesslich  gebraucht,  und  bedient  sich  (mit  einziger  Ausnahme 
von  S  38  des  Genoss.>Ges.)  des  Wones  »Gesellscbaftsvertrag«  nur  in 
Wendungen,  in  denen  es  durch  das  Wort  »Statut«  ersetzt  werden  kann. 
Wer  daher  nicht  mit  77W  aus  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  die  societäts- 
niißige  Natur  des  ges.immten  Aktienpescllschaftsrechtes  folgern  will, 
darf  aus  demselben  auch  nicht ,  wie  dies  iVieiur  a.  .i.  O.  S.  24  ff.  und 
hypothetisch  das  R.  G.  im  Erk.  v.  14.  Febr.  85  C.  S.  Bd.  9  N.  6  S.  38 
thut,  die  vertragsmäßige  Erzeugung  der  Aktiengesellschaft  herleiten,  EHe 
von  IVitner  a«  a.  O.  S.  30—31  dem  Vertrage  zugemuthete  Leistung,  ein 
neues  und  selbständiges  »Reditssubjekt«  hervorzubringen,  wird  so  lange 
undenkbar  bleiben,  als  unter  »Vertrag«  eine  Willensetnigung  über  die 
Gestaltung  subjektiver  Rechtsverhältnisse  verstanden  wird.  Soll  nicht 
überhaupt  der  ^nn;re  Vcrtr.igsbe2:nff  unkl.ir  zerflicssen,  so  muss  er  strcni» 
auf  das  Gebiet  der  von  der  Uechiiordnung  anerkannten  Freihcitbsph.vren 
für  sich  stehender  Subjekte  eingeschränkt  werden.  —  Die  übrigen  Reichs- 
gesetze, welche  von  gewillkürten  Körperschaften  handeln,  vermeiden  die 
Bezeichnung  des  Vereinigungsaktes  als  »Gesellschaftsvertrag«,  sprechen 
vielmehr  lediglich  von  einem  »Zusammentreten«  zur  Iimung  (Gew.  O. 

97),  von  einer  »Bildung  der  Benifsgenossenschaften  im  W^o  der 
Vereinbarung«  (UnfaJlversicherungsges.  1,  12),  von  Hülfskassen,  welche 
nonf  freier  Übereinkunft  beruhen«  (Hüllsk  isscns:es.  ^  i)  u.  s.  w..  sowie 
von  den  errichteten  cnler  beschlo^«;enen  uSi.uiiten«'  der  Innungen,  Kr.mken- 
k.issen,  Berufsgenossenschalten  und  Hüliskassen.  —  Von  de«i  Landes- 
ges«:uen  hält  das  Sachs.  Ges.  über  die  juristischen  PersOMn  streng  an 
den  Ausdrücken  »Sutut«  und  »Beschluss«  fest.  Auch  das  Preusstsche 
Berggesetz  mit  seinen  Nachbildungen  redet  bei  den  Gewerkschaften  und 
bei  Jen  Knappschaften  nur  von  »Statuten«  oder  Verfassung«  und  deren 
>d:rrichtung«  durch  »Beschlussfassung«.  Das  Bayr.  Ges.  über  die  privat- 
rechtl.  Stellung  der  Vereine  stellt  zwar  die  Namen  »GeseU^chaftsvertrag« 
und  »Statut«  zur  Wahl  (Art.  2),  verwendet  aber  späterhin  nur  den 
letzteren  Ausdruck.    Das  Prcuss.  V\'assergcnossenschafisges.  fuhrt  zwar 
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ZU  ihrer  endgültigen  Perfektion  als  ein  einheulicber  Akt  ge- 
würdigt werden:  die  zahlreichen  Hinzelhandlungen ,  welche 
dabei  vorkommen,  sind  als  unselbständige  Momente  in  der 
von  Einem  Centrum  aus  bewegten  und  auf  Ein  Ziel  ge» 
richteten  Gesammtbandlung  enthalten'.  Und  darum  ist  sie 
ferner  bereits  ein  körperschaftliches  Handeln:  die  sich  ver- 
einigende Gesammtheit  muss  als  Einheit  auftreten»  um  sich 
als  Einheit  zu  setzen*.  Diesen  spccifischen  Charakter  der 
Gründungshuiiciluii^  bcstiuigt  jede  ßeub.Khuing  des  bei 
Vereinsgründungen  üblichen  Vertahrens.  Überall  werden 
zwar  die  erforderlichen  Kräfte  und  Mittel  durch  Vertnigs- 
schlüsse  gewonnen:  die  Konstituirung  aber  erfolgt  in  den 
Formen  des  korporativen  Lebens.  Provisorische  Versamm- 
lungen, Ausschusse,  Vorstände  werden  thätig;  es  werden 
Beschlüsse  gefasst,  Satzungen  gewillkttrt,  Wahlen  vollzogen; 
die  Regeln  über  Geltung  des  Stimmenmehrs,  Bindung  der 
Abwesenden,  Vertretung  durch  Organe  6nden  vorläufige 
Anwendung.  Dieses  ganze  korporative  Vorleben  erweist 
sich  freilich  als  unfruchtbar,  wenn  die  Körperschaft  nicht 
zur  Existenz  i^elan^^i.  Allein  es  offenbart  seine  schöpferische 
Kraft,  sobald  es  sein  Ziel  erreicht  '.  Wenn  daher  das  Keciit 

den  Unterschied  «freier«  und  «öffentlicher«  Wasserpcnosscnscliaften  auf 
die  BegrunJuni,'  durcli  »Vertrage  oder  jjBcsciiluss«  zurück  (5  4),  idciiti- 
hcirt  ab«  dcnuuchsi  nicht  nur  audi  das  Wort  »Vertrag««  und  »Genossen- 
sdiaftMtatut«  11),  scmdera  redet  weiterhia  selbst  nur  noch  vom 
«Sutut«.  —  Das  Sdiwazerische  Obligationenrecht  bedteot  sich  m  wesent- 
licher Verbesserung  des  deutschen  Vorbildes  durdiweg  Wortes 
»Statuten«,  wennschon  es  in  Art.  615  bei  Aktiengesellschaften  das  Wort 
'>CcscIIscha(i:  vertrag««  und  in  Art.  679  bei  Genossenschaften  das  Wort 
»üründungsvcrtrag«  danebensielli. 

•  Dies  luhrt  das  R.  G.  in  der  Enisch.  v.  jo.  März  81  C.  S.  Bd.  s 
N.  6  b.  21  ricluig  aus. 

'  Aach  dies  wird  vom  R.  G.  a.  a.  O.  sachlich  anerkannt,  jedoch 
unnöchiger  Weise  durch  eine  Fiktion  au  erklären  gesucht,  indem  gesagt 
wird»  hinsichtlich  der  Wirksamkeit  der  Handltmgen  provisorischer  Ver> 
Sammlungen  und  Organe  werde  "die  Existenz  der  eingetragenen  Aktien- 
gesellschaft .  .  rrlrolraJnrtii. 

^  Gleich  allen  vorlaufigen  Rechtsakten  wirken  auch  diese  über- 
haupt nicht,  wcQD  sie  nicht  definitiv  werden,  walircnd  sie  sich  als  von 
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die  fertige  Körperschaft  als  solche  anerkennt,  so  kann  es  auch 
die  Anerkennung  der  v/erdenden  Körperschaft  als  solcher  nicht 
ablehnen:  das  ^genartige  Gebiet  der  Rechtssätze,  welche 
das  innere  Leben  der  Gemeinwesen  normiren,  erstreckt  sich 
auch  auf  deren  embryonales  Lebensstadium'. 

Im  HinzcliiLU  cnLspricln  dem  unerschöpflichen  Reich- 
thum  der  körpcischattlichen  Daseinsformen  eine  gleiche 
Mannichfaltigkeit  der  Werdeformen.  Doch  hat  zum  Theil 
die  moderne  Gcseisigchung  re^'clnd  eingegriffen.  Für  die 
gesetzlich  normirten  Körperschaften  sind  meist  bestimmte 
Typen  von  Konstitutivakten  obligatorisch  gemacht*;  es  ist 
die  Reihenfolge  der  für  wesentlich  erklänen  Handlungen 
geordnet',  ein  noth wendiger  Inhalt  derselben  fixirt^  und 

Anfang  an  wirksam  heraussiclien,  sobald  der  von  ihnen  intendirte  Er- 
folg endgültig  eintritt. 

'  Giebt  es  überliaupt  ein  im  lodtvidualrecht  nicht  eathaltenes 
Genossenschaftsrecht,  so  muss  die  Scheidung  schon  behn  Keime  be- 
ginnen. Wer  den  Sau  einräumt,  dass  im  Gegensatz  tur  Einzelperson, 
deren  inneres  Leben  för  die  Rechtsordnung  unerrdchbar  ist,  die  Gesammt> 
person  in  ihrem  inneren  Leben  vom  Recht  beherrscht  wird,  muss  das 
Walten  dieses  Unterschiedes  auch  bei  den  Zeugungsvorgängen  anerkennen. 

*  In  gewissem  Umfange  ist  dies  in  allen  obeoS.  Jl  — 3S  angeführten 
Reichs-  und  Landesgesetzen  geschehen. 

>  So  hinsichtlich  der  RetheiHgun^scrklarungcn  und  Jl-p  Statuten- 
errichlung,  der  etwa  crlorderlichcn  staatlichen  Genehmigung  oder  Zu- 
lassung, der  Anmeldung  und  Eintragung,  der  sdiliesslidien  Ver- 
öffentlichung. 

4  Vor  Allem  gehören  hierher  die  Normativbestimmungen  über  den 
Statuteninhalt  (vgl.  z.  B.  H.  G.  B.  Art.  209,  Genossenschaftsges.  $ 
Gewerbeordn.  %  98a,  Krankenversicherungsges.  $  2),  Unfallversicherungs- 

ges.  ^  17,  Hüifskassenges.  5  3;  Preuss.  Bergges.  %  94  u.  ryi  ff.,  Wasser- 
gcnossenschaftsgcs.  5  >2  u.  56,  S.ichs.  Ges.  über  jur.  Pers.  %  11,  Bavr. 
Vereinsges.  Art.  5).  Ebenso  die  Ndrschriften  über  den  anzunehmenden 
\'ercininamen  (z.  B.  H.  G.  R.  Art.  iS,  Genosseniclultsges.  §  2,  Gewerbe- 
ordn. $  98,  Hühbkassengci».  ^  2,  Bergges.  5  9S»  Sachs.  Ges.  £  i-^.  Bayr. 
Ges.  Art.  2).  Aber  auch  die  Bestimmungen  über  den  Inhalt  der  An- 
meldungen, Eintragungen  und  Bekanntmachungen.  —  Inwiefern  etwaige 
Mängel  der  Grundlegung  durch  trotzdem  erfolgte  Eintragung,  An- 
erkennung, Zulassung  oder  Genehmigung  geheilt  Vierden  oder  schlecht- 
hin die  Entstehung  der  Körperschaft  hindern,  lasst  sich  nur  aus  dem 
Wortlaut  und  Sinn  der  einzelnen  Vorschriften  ermitteln.  Dass  die  ge- 


Digitized  by  Google 


DU  EniüAung  der  Körperschaften, 


eine  Form  fflr  sie  vorgeschrieben'.  Überall  aber  ist  dabei 
mehr  und  mehr  die  Natur  der  Gründungsvorgänge  als  ge- 
meinheitlicher Wiilensaktionen  und  demgemäß  ihre  Unter- 
stellung unter  socialrechtliche  Gesichtspunkte  zum  Durch- 
bruch gelangt'.    Am  I  czcicluicndsten  ist  in  dieser  flinsicht 

gehörig  angemeldete  und  cincretragene  Aktiengesellscluilt  un erachtet 
einzelner  Mängel  in  den  ordnuni^ümiiCMgen  Vornusset/ungeii  der  Ein- 
tragung rechtlich  besteht,  hat  das  R.  G.  (21.  Sept.  8i  CS.  Bd.  5  N. 
S.  76—79)  wie  das  R.  O.  H,  G.  (Bd.  16  N.  89  S.  358  u.  Bd.  20  N.  70 
S.  27}  E,  vgl.  Bd.  7  K  65  S.  241)  angenommen.  Vgl.  auch  das  £rk.  des 
R.  G.  V.  26.  Mai  8$  C.  S.  Bd.  9  N.  19  S.  66^7}  über  die  Konvalescenz 
verfrüht  ausgegebener  Aktien  durdi  Eintragung. 

'  Abgesehen  von  Jen  Formvor^chriften  für  die  einzelnen  Beschluss- 
fassungen, Anmelduni^en.  Hintr.ii^unii;en,  Veröffentlichungen  u.  s.  \v.  wird 
die  gerichtliche  oder  notarielle  Beurkundung  des  Statuts  bei  Aktien- 
gesellschaften (H.  G.  ß.  Art.  208).  Gewerkschatten  und  soni>iigcn 
Berg\v'erksgenossenschaften  (Bcrgges.  S  94  ^3)  und  Wassergenossen- 
schaften (Preuss.  Ges.  §  11),  die  schriftliche  Abfassung  desselben  bei 
eingetragenen  Genossenschaften  4),  eingeschriebenen  Hülfskassen  4), 
Genossenschaften  des  Sächsischen  Rechts  (5  10,  vgl.  indess  §  73)  und  an- 
erkannten Vereinen  des  Haxrischen  Rechts  (Art.  2)  verlangt.  -~  An  be- 
sondere rormerfordcrnisse  ist  mitunter  die  Gültigkeit  der  einzelnen  Beitritts- 
erklärung gebunden.  So  bedarf  es  zur  Aktienzeichnung  schon  nach  bis- 
herigem Recht  einer  schriftlichen  Erklärung  (H.  G.  B.  Art.  208),  die 
aber  nach  gemeinem  wie  preussischem  Recht  durch  einen  Anderen  auf 
Grund  mündlicher  Vollmacht  oder  Ratihabition  erfolgen  Icann  (Eric,  des 
R.  C.  V.  2.  April  81  C.  S.  Bd.  4  N.  83  S.  507  325  u.  v.  2$.  März 
81  Seuff.  Bd.  56  N.  212  u.  21},  R.  O.  H.  G.  Bd.  23  N.  S.  290). 
Das  R.  G.  V.  18.  Juli  84  fordert  ausserdem  einen  formellen  »Zeichnungs- 
schein« von  bestimmtem  Inhalt,  schneidet  aber  die  Berufung  .luf  dessen 
Ungültigkeit  für  denjenigen  Zeichner  ab,  welcher  sich  liinterher  th.u- 
sächllcb  als  Mitglied  gerirt  hat  (Art.  2090).  Das  Erforderniss  der  Schritt- 
lichkelt  besteht  femer  für  den  Beitritt  zu  einer  Erwerbs^  und  Wirthschafts- 
genossenschaft  nach  dem  Genoss.-Ges.  %  2;  vgl.  daau  Entsch.  des  R.  O. 
H.  G.  V.  15.  Apr.  78  Bd.  25  S.  228»  R*  G.  v.  10.  Jan.  80  C.  S.  Bd.  i 
N.  89  S.  242  ff.  (Seuff.  Bd.  }6  N.  }),  v.  2.  Juli  81  Seuff  Bd.  37  N.  J, 
V.  26.  Sept.  82  C.  S.  Bd.  8  N.  2  S.  >  ff.  (Seuff  Bd.  58  N.  98)  u.  v. 
22.  Dec.  8}  Seuff.  Bd.  39  N,  185.  Ebenso  bei  «eingeschriebenen  HüUs- 
kaisencf  (5  6)  u.  »anerkannten  Vereinen«  (Bayr.  Ges.  Art.  2).  Dagegen 
genügt  nach  dem  Sächs.  Ges.  5  73  zum  Beitritt  »jede  rechtsverbindliche 
Erklärung«. 

*  Bei  allen  Genossenschaften  des  öffentlichen  Rechts  hat  die  Gesetz- 
gebung auf  die  Vereinigung  als  solche  niemals  auch  nur  dem  Kamen 
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die  Geschichte  der  Deutschen  Aktiengesellschafts{^esei:{^ebung, 
Das  Haiiaelsgesetzbüch  traf  noch  last  ^ar  keine  Bestimmun- 
gen über  die  Gründung  von  Aktiengesellschaften,  weil  man 
auf  der  Nürnberger  Konferenz  der  Meinung  war,  dass  die 
gewöhnlichen  Regeln  des  Vertragsrecbcs  für  die  Beurtheüung 
aller  Vorbereitungshandlungen  ausreichend  seien\  Dies  er- 
wies sich  als  ein  gefährlicher  Irrthuml  Theorie  und  Praxis 
haben  dailn  in  mühevollem  Ringen  ein  besseres  Verständniss 
der  gerade  hier  so  Oberaus  verwickelten  Gründungsvorgänge 
erarbeitet  \  Die  Gesetzgebung  aber  hat,  nachdem  schon  die 
Novelle  vom  ii.  Juni  1870  in  einigen  Punkten  eingegrifTen 


nacli  den  Vcrtra^sbcgrili  angewandt,  wohl  aber  viciJaclj  die  Konsti- 
tuirung  des  Verbandes  durdi  die  Bethtiligten  oder  die  Mitwirkung  der- 
selben bei  der  Konsdtuining  den  Regeln  über  körperschaftliche  Versamm- 
lung und  Beschlussfüssung  unterworfen.  Insoweit  dxbd  ein  Beitritts- 
zwang stattfindet,  vermag  dieser  sogar  den  bei  vollkommen  freiwilligen 
Vereinigungen  erforderlichen  ersten  individualrechtlichcn  Willensentschluss 
der  Theilnehmer  lu  ersetzen,  so  dass  bereits  bei  der  ersten  Re«^chluss- 
fassung  über  die  Errichtuni,'  der  Körperschaft  dns  M.ijorit.usprincip  durch- 
greifen kann.  Auch  wird  hier  schon  in  die  Statutenbcraihung  vieliacij 
eine  leitende,  kontrolirende  oder  ergänzende  Thätigkeit  staatlicher  Be- 
hörden eingeführt.  Vgl.  bes.  Unfallversicherungsges.  5  I}-*I4  u.  16; 
auch  Preuss.  Bergges.  5  169  u.  Preuss.  Wassergenossenschaftsges.  5  6$. 
—  Aber  auch  bei  privairechtHchen  Genossenschaften  findet  sich  öfter 
eine  ausdrückliche  gesetzliche  Anerkennung  der  Herrschaft  des  Körpcr- 
schaftsredues  im  Gründun;:: sstadium ;  \'^\.  z.  B.  Preuss.  Bergges.  ^  Ol 
Jedenfalls  wird  über.i!)  vorausgesetzt,  dass  die  Genüssenschaft  bereits  vor 
liireni  Eintritt  in  die  ihr  gesetzlich  zugedachte  Rechtsstellung  als  Einheii 
zu  handeln,  Beschlüsse  zu  fassen  und  Organe  zu  bestellen  vermag.  Denn 
die  Anmeldungen  und  Einreichungen,  welche  der  Anerkennung  vorauf- 
gehen  müssen,  sollen  von  der  itGenossenschaft«  (so  z.  B.  Sächs.  Ges. 
§  16)  oder  von  ihrem  »Vorstande«  (z.  B.  Genoss.-Ges.  5  4»  B*}**''  ^e*- 
Art.  4)  oder  »von  den  mit  der  Geschaftsleitung  vorlaufig  betrauten  Per- 
sonen oder  von  dem  Vorstände  der  Kasse«  (Hülfskassenges.  $  4)  be- 
werkstelligt werden. 

'  Vgl.  die  Protok.  der  Nürnberger  Konf.  S.  517  u.  ^19.  Da?  Preuss. 
Eisenbaiinges.  v.  3.  Nov.  j8  5  J  verwies  hinsichtlich  aller  \  organge  bis 
zur  Bestätigung  ausdrücklich  auf  die  Regeln  der  Gesellschaft  und  des 
Mandats. 

*  Dies  ergeben  die  Anführungen  in  den  obigen  Anmerkungen. 
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haue,  nunmehr  in  umfassender  Weise  iie  Gründung  der 
Aktiengesellschaften  norrnin  und  hierbei  durchweg  dem 
Gedanken  Ausdruck  gegeben,  dass  die  Konstituirung  der 
modernen  Kapitalgenossenschaft  ein  Ober  das  Venragsrecht 

hinausschreitender  socialrechtlicher  Vorgang  ist'. 

'  Das  Gesetz  lordcrt  vor  der  Hintraguiiü;  der  Aktiengesellschaft 
(Art.  210)  und  somit  vor  dem  Eiiuriit  ihres  rechtlichen  Bestandes  (Art.  21 1) 
eine  lornilichc  »Errichtung«  derselben,  welche  im  Falle  der  Simultan- 
grflDdung  durch  die  gerichtliche  oder  notarielle  Feststellung  des  Statuts 
und  der  Aktienubemahme  seitens  der  Gründer  erfolgt  (ArL  209  u.  209  d)» 
dagegen  im  Falle  der  Aufbringung  des  Grundkapitals  durch  Zeichnung 
(Art.  2096)  in  einer  zwischen  Anmeldung  und  Eintragung  vom  Handels- 
gericht berufenen  und  geleiteten  konstituirenden  Generalversammlung 
mit  quaiiticirter  Mehrheit  und  bei  Abänderung  bisherij^er  wesentlicher 
Festsetzungen  mit  Stimmeneinliclligkeit  beschlossen  werden  muss  (Art. 
2 loa).  Es  erkennt  auch  sonst  die  Wirksamkeit  provisorischer  General- 
versammlungen an,  welche  nach  den  im  Statut  festgesetzten  Regeln  be- 
rufen werden  und  beschliessen  (Art  iiob).  In  jedem  Falle  verlangt  es 
schon  vor  der  Anmeldung  die  Bestellung  eines  Vorstandes  und  eines 
Aufsichtsrathes,  deren  Mitgliedern  die  Pflichr  ;'nr  Prüfung  des  Hergrtnf^es 
der  Gründung  und  zu  schriftHclier  Bcrichtersuuung  darüber  (Art.  209  h), 
sowie  zu  den  bei  der  Anmeldung  erlordcrlicbcn  \'ach\\-eisungen  und  l:r- 
klärungen  (Art.  210)  obliegt.  Ausscrdei;;  al  er  luliri  e^  die  Funktion  der 
•Gründer«  ein,  welche  durch  Feststellung  des  Statuts  oder  Betheiligung 
mit  anderen  als  haaren  Einlagen  tübemomroen  wird  (Art.  209  c)  und  von 
vornherein  mindestens  von  fihif  Personen  durch  Feststellung  des  Statuts 
unter  Aktienbetheiligung  übernommen  werden  muss  (Art.  209),  legt  den- 
selben neben  einer  besonderen  Darlegungspflicht  im  Falle  von  Sachein- 
lagen oder  Sachübernahmen  (Art.  2(>9g)  die  gleichen  Pflichten  bei  der 
Anmeldung  wie  dem  Vorstände  und  Aufsichtsrath  auf  (An.  >io)  und 
beschwert  sie  mit  einer  genau  geregelten,  durch  die  Verantwoniiciikeii 
der  sonst  tfaäth^en  Personen  ergänaten  und  durch  eine  Reihe  von  Kautelar- 
vorschriften  gescherten  »GrQnderverantwortlichkeit«  (Art.  215a— 313 f). 
Dazu  triu,  wenn  Vorsunds-  oder  Aufsichtsrathsmitglieder  zugleich  Grün- 
der sind  oder  der  Gesellschaft  ein  Vermögensstück  überlassen  oder  sich 
einen  besonderen  Vortheil  bedungen  haben,  die  Funktion  besonderer 
»Kevi^-orenc  bei  der  Prüfung  des  Gründungherganges  (.Art.  209  h).  End- 
lich gelten  überhaupt  specielle  Regehi  über  die  Festsetzung  von  Aktionär- 
vortheilen,  Sachcinlagcn,  SachCibernahnien  und  Gründungslohn  (.-Vrt.  209  b, 
209h,  210»  210a,  210c,  2t 3 a  — 213  f).  —  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass 
hier  durchweg  der  Standpunkt  des  »Gesellsdiaftsvertrages«  trotz  der  be- 
dauerlichen  Festhaltung  des  Namens  überwunden  und  durch  den  Stand* 
punkt  der  gemeinheitlichen  Willensaktion  ersetzt  istl 
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Analog  verhält  es  sich  schliesslich  auch  bei  der  an- 
stalllicben  Form  der  Erzeugung  eines  zu  juristischer  Person* 
lichheit  berufenen  socialen  Willensträgers.  Der  Unterschied 

von  (icr  <:enüsscri:<.cliaiLiiclicii  l'orm  liciJi  111  der  vcr.schic Jenen 
Herkunfi  des  konstitutiven  Willens.  Hier  setzt  die  ver- 
bundene Gesammtiicit  nicht  sich  selbst  durch  eigne  Willens- 
aktion als  Einheit^  sondern  wird  als  solche  durch  eine  von 
aussen  kommende  Willensaktion  gesetzt*.  Wieder  aber  ist 
der  schöpferische  Akt,  welcher  die  neue  Willenseinheit  ins 
Leben  ruft,  eine  einseitige  und  einbeitticbe  Handlung.  Dies 
gilt  nicht  nur  von  der  Veranstaltung,  durch  welche  der 
Staat  oder  ein  anderer  Träger  öffentlicher  Willensmacht  ein 
Verbandssubjekt  aus  sich  enilässt*:  es  gilt  genau  so  von  der 
Stiftuni;  durch  Privatwillen,  mag  dieselbe  nun  von  Todes 
we^en  oder  unter  Lebenden  vollzogen  werdend  Auch  hier 
daher  handelt  es  sich  um  kreative  Vorgänge  des  Social- 


'  Diese  GegenQberstelhing  llsst  naturgemäß  Raum  (Ür  mancherlei 
Zwischenformen.  Ja  im  Grunde  wird  in  dte  genossenschaftliche  Kon- 
stitttirung  durch  jede  (ur  den  Bestand  des  Verbandes  erforderliche  höliere 

Genehmigung  ein  anstaltliches  Moment  unJ  in  die  anstaltliche  Konsti" 
tuirung  durch  jede  notwendige  Mitwirkung  der  Betheiligten  ein  ge> 

nossenschaftliches  Moment  eingeführt.  Indcss  ist  es  regelmäßig  nicht 
zweifelhaft,  wohin  der  Scliwerpunkt  fällt.  So  überwici^t  die  genosscn- 
schattlichc  Bcf;runduiiL:;sforni  bei  den  freiwillig  gebildeten  Berufsgeiiosscn- 
Schäften  lür  Unfallvcrsicherüng,  dagegen  die  nnstaltliche  He^:riniJunus- 
form  bei  den  vom  Bundesrath  gebildeten  Berufsgenossenschaftca  yicicher 
Gattung  und  bei  den  nach  den  Vorsdiriften  des  Krankenversicherungs- 
gesetzes von  Gememden  oder  Fabrik-  und  Bauherrn  errichteten  Kranken- 
kassen. 

*  Hier  ist  ein  Zweifel  niemals  aufgetaucht.  —  Die  staatliche  Er- 
richtung einer  Korporation  oder  Anstalt  ist  in  sich  ein  Verw.iltungsakt 
(vgl.  die  Anwendung  auf  Errichtung  von  Universitäten  bei  G.  Meyer, 
Verwaltungsr.  I.  5  90<  kann  aber  in  Gesetzes  form  erfolgen  oder  aus 
besonderer  Rechtsvorschrift  an  diese  Horm  gebunden  sein  (vgl.  ohe  1 
S,  26  N.  I  u.  2).  In  vielen  Fällen  wird  indess  ein  Gesetzgebungsakt 
hinzutreten  müssen,  um  die  tür  das  Leben  einer  soicheu  Schöpfung  er- 
forderlichen neu«!  Rechtssätse  au  erxeugen. 

)  Dies  wird  in  Theorie  und  Praxis  vielfach  verkannt.  Vgl.  oben 
S,  122  N.  I  u.  S.  123  N.  I, 
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rechts,  die  nicht  den  Regeln  des  Individualrechts  unterworfen 
werden  können.  Nur  können  auch  hier  damit  sich  indixddual- 
recbtliche  Dispositionen  oder  Vertragsschlüsse  verbinden. 
Insbesondere  sind  sie  bei  der  Stiftung  unentbehrlich,  um 

den  Übergang  des  Stifiungsvermögens  aus  der  bisherigen 

inJi\  iJuclLn  Rechtssphäre  in  die  Rechtssphärc  der  juristischen 
Person  zu  vcrmittchi.  Deshalb  stellt  sich  die  Stiftung  von 
Todes  wegen  zugleich  als  Ictzlwilligc  Verfügung  dar'.  Und 
die  Stiftung  unter  Lebenden  enihält  zugleich  ein  zweiseitiges 
Veräusserungsgeschäft  \ 


Kapitel  IL 

Rechtsverhältnisse  der  Körperschaften. 
1.  Der  Umfang  der  körpersohafUichen  Rechtsfähigkeit. 

Allgemein  ist  heute  die  Einsicht  durchgedrungen,  dass 
mit  dem  Begriff  der  juristischen  Person  nicht  ein  überall 
gleiches  Maß  von  Rechtsi^higkeit  gesetzt  ist,  vielmehr  unter 
den  Verbandspersonen  weit  grössere  Unterschiede  der  Rubis- 
fäbigieit  vorkommen,  als  sie  nach  heutigem  Recht  bei 
Einzelpersonen  denkbar  sind.  Im  Übrigen  aber  herrschen 
in  Bezug  auf  den  Umfang  des  an  sich  den  juristischen  Personen 
zugänglichen  Rechtsgebietes  mannichfiiche  Mcinungsvcrscliie- 
denliciicn.  Insbesondere  taucht  immer  wieder  die  von  der 
Gcnossenschaftstheorie  bekämpfte  X'orsteliung  auf,  nach 
welcher  die  juristische  Person  als  künstliches  Individuum 

'  Vgl.  oben  S.  126-127. 

'  Vgl.ob«n  S.  12)  N.  t.  Mit  Recht  verlangt  daher  auch  die  Freiissische 
Praxis  die  Auflassung  eines  der  Stiftung  gewidmeten  Grundstücks  behufs 

Umschreibung  des  Eigenthums  im  Grundbuch.  Dagegen  erklärt  sich  mit 
nicht  stichhaltigen  Gründen  E^dus  b.  Förster  4,  Aufl.  XV  S.  7S8— 759. 
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auf  privatrecbtlichc  und  zwar  veriuöi^e}isyechtlic}jc  Fähigkeiten 
beschränkt  oder  doch  nur  in  dieser  Richtung  ein  selbständiges 
Rechissubjekt  sein  soll.  Zugleich  wirken  dabei  die  diver- 
genten Ansichten  über  das  Verhältniss  zwischen  Privatrecht 
und  öffentlichem  Recht  störend  ein. 

Bei  der  Unsicherheit  dieses  Gegensatzes  werden  wir 
gut  thun,  ihn  nicht  an  den  Eingang,  sondern  an  das  Ende 
der  Betrachtung  zu  stellen.  Sehen  wir  aber  von  ihm  zu- 
nächst  ab,  so  lassen  steh  alle  Befugnisse  und  Pflichten  von 
Körperschaften  in  drei  Kategorien  zerlegen,  je  nachdem  die 
Verbandsperson  als  eine  für  sich  stehende  Einheit  oder  als 
ein  aus  Gliedern  zusammengesetztes  Ganze  oder  als  ein 
einem  Ganzen  eingeordnetes  Glied  berechtigt  oder  ver- 
pÜichtet  ist. 

I.  Die  erste  dieser  Kategorien  umfasst  indiviäualrechtliche 
Beziehungen,  welche  in  gleicher  Weise  den  Einzelmenschen 
zugänglich  sind.  Auf  diesem  Gebiete  werden  die  Rechts- 
Subjekte  als  in  sich  abgeschlossene  und  einander  koordinifte 
Willensträger  vorgestellt.  Hier  haben  daher  auch  die  Verbands- 
personen im  Allgemdnen  die  Geltung  von  Einzelpersonen. 

Hinsichtlich  der  Fähigkeit  zu  Rechten  und  Pflichten 
dieser  Gattung  ist  im  Princip  die  Gleichstellung  der  \'erbands- 
personen  mit  den  Einzelpersonen  durchgedrungen'.  Darin 

*  Ausdr&düich  ausgesprochen  im  Pr.  A.  L.  R.  II,  6  $  83  u. 
Oesterr.  bürg.  Gesettb.  $  26.  Sdion  im  Jusdnianetsctien  Recht  gilt  diese 
Regel  (vgl.  mein  Genossenschaftsr.  III  S.  146—148).  Doch  hat  das- 
selbe nicht  völlig  die  Reste  des  älteren  römischen  Systems  überwunJcn, 
welches  einerseits  den  Staat  auch  im  Privatrecht  über  die  Indi\  ulual- 
rechtsordnung  emporhob  (a.  a.  ().  S.  5  }  ff.),  andererseits  den  encjc- 
rcn  Verbandscinlieitcn  nur  eine  unvollkommcnene  Privatrechtst.iliigkuii 
zugestand  (a.  a.  O.  S.  88  ff.).  In  Deutschland  hat  auch  tur  «Jas 
gemeine  Recht  der  usus  moderaus  diese  Ungleichheiten  fast  ganz 
beseitigt  Insbesondere  ist  die  testamentarische  Erbfiihigkdt  aller  juristischen 
Personen,  wie  sie  von  der  mittelalterlichen  Doktrin  geldirt  wurde  (a.  a. 
O.  S.  209,  J75  u.  441),  nicht  nur  partikularrcclitlich  anerkannt  (a.  a.  O. 
S.  758  K.  1  u.  Roth.  D.  P.  R.  5  71  N.  18),  sondern  auch  durch  die 
neueren  Versuche  einer  Rcaktisiruni,'  des  reinen  römischen  Rechts  (vgl. 
Savigny  II  S.  joi  tt'.,  Pfeiffer  S.  109  ti.,  Puchta,  Rechtslex.  III  S.  68.  fl. 
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liegt  zugleich  die  principielle  Gleichstellung  der  Verbands- 
personen unter  einander'.  Mithin  erscheinen  die  hier  im 

gemeinen  oder  partikulären  Recht  festgehaltenen  Ungleich- 
heiten als  Ausnahmen  von  der  Kegel*.  Dies  gilt  einerseits 
von  den  für  gewisse  Klassen  von  juristischen  Personen  be- 
gründeten besonderen  Privilegien  \  denen  ohnehin  das  moderne 

u.  70,  Inst.  ^,oS,  Pand.  u.  Vöries.  5  25  u.  448,  Seujfett  ^  519,  Snttcni'i 
j  i)  N.  46,  Kopp f II,  Erbr.  §  $  N.  40)  im  deutschen  G«wohnlieitsrecht 
nkht  wieder  erschüttert  worden;  vgl.  Unger  $  42  K  44,  Besih  5  66 
N.  2,  SiMn  S  49  N.  12,  Roth,  D.  P.  R«  S  7i  N.  18. 

'  Dieses  Princip  wurde  im  älteren  gemeinen  Recht  durch  die  privat- 
rcclnüchc  Sonderstellung  des  Fiskus  einerseits  und  der  kirchlichen  Rechu- 
subjekte  andererseits  stark  altcrirt. 

'  Daraus  folgt,  dass  den  durch  modernes  (Tcset^cs-  oder  Gewohn- 
heitsrecht anerkannten  Genossenschaften  und  \  erciiicn  oline  zwingenden 
positivrechtlichen  Grund  weder  besondere  Privilegien  (z.  B.  jura  nUnorum) 
mcugestehen,  noch  gemeine  Privatrechtsfilhigkeiten  (z.  B.  Erbfähigkeit) 
abzusprechen  sind.  Vgl.  Erk.  des  O.  A.  G.  Dresden  v.  2$.  Jan.  $z 
Seuff.  Bd.  6  N.  138  (Versagung  der  jura  minorum  bei  Gewerkschaften 
und  Aktienvereinen) ;  oben  S.  91  ff. 

J  Vgl.  über  die  gemeinrechtlichen  Privilegien  des  Fiskus,  der  Kirchen 
und  pia  Corpora  und  sonstiger  juristischer  Personen  Siiitrni^  I  ^  1 5  S. 
11$  N.  48  u.  Brini  S.  220,  1088,  1132  —  1137;  über  ahcre  deutsche  Par- 
tikularrechte  mein  Genossenschaftsr.  III  S.  758—761;  Aber  das  neuere 
Partikularrecht  Demburg,  Preuss.  P.  R.  I  $  $7»  FörsUr-Eeeius  IV  5  283 
u.  285,  Un-cr  I  S.  342  u.  351,  Sdfifffur  61,  Roth,  Kurh.  P.  R.  I 
Bayr.  C.  R.  §  34,  56,  38,  39  u.  47,  D.  P.  R.  §  71  N.  54—41  u.  S  7J 
N.  24—25,  Reyscher,  Württ.  P.  R.  §  162,  680  u.  777.  I^ng,  Personen- 
recht 5  35.  Heimbach  5  170—172,  ScImiJt,  Sachs.  Privatr.  $  22  u.  24, 
Slobbe  S  49  N.  15,  5  53  5.  5  62  K.  16—24;  aus  dem  Reichsrecht 
Konk.  Ordn.  5  $4  Z.  2  u.  j.  —  Die  Praxis  erstreckt  die  jura  minorum 
•  auch  auf  Dorfgemeinden;  vgl.  Erk.  des  O.  A.  G.  MOnchen  v.  1 3.  Juli  40 
Scuff.  Bd.  I  N.  404,  O.  A.  G.  Celle  v.  1827,  28  u.  )3  ib.  Bd.  ;  N.  249, 
O.  A.  G.  Berlin  v,  18.  Xov.  67  ib.  Rd.  21  N.  198.  Ebenso  auf  den 
Fiskus;  Erk.  des  O.  .\.  G.  Darmstadt  ib.  Bd.  3  N.  191  u.  Bd.  14  N.  191, 
O.  A.  G.  üldenb.  ib.  Bd.  17  N.  113,  O.  A.  G.  Jena  v.  14.  JuH  54  ib. 
Bd.  10  N.  320.  Auch  rtuf  auswärtige  milde  .Stiftungen;  Erk.  des  O.  A. 
G.  Dresden  ib.  Bd.  1  N.  359.  Dagegen  schwankt  sie  be/.üglich  der  Aus- 
dehnung der  Verjährungsprivilegien.  Dem  Fiskus  gegenüber  schliesst  das 
R.  G.  im  Erk.  v.  11.  Mära  82  C.  S.  Bd.  6  N.  55  S.  202^203  auch  die 
ordentliche  Servhuienersitzung  aus;  ebenso  O.  A.  G.  Wolffenbüttei  23.  Jan. 
77  Seuif.  Bd.  32  N.  108.  Der  Universität  Würzburg  hat  das  O.  A.  G. 
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Recht  weit  weniger  günstig  als  das  altere  Recht  ist'.  Es 
gilt  ebenso  von  den  partiellen  Versagungen  der  Individual- 
rechtsfahigkeit,  welche  bei  juristischen  Personen  begegnen 

Im  Übrigen  wird  heutzutage  namentlich  jeder  Verbands- 
person im  Gebiete  des  ^Vermögensrechtes  die  gleiche  Fähig- 
keit wie  den  Einzelpersonen  zugeschrieben'. 

M&nchen  im  Erk.  v.  7.  März  $5  ib.  Bd.  6  N.  154,  wdl  sie  keine  pia 
causa  sei,  jedes  Verjährungsprivileg  abgesprochen.  Derselbe  Gerichtshof 

privilegiirt  Dorfgemeinden;  Erk.  v.  8.  M.irz  7}  ib.  Bd.  28  N.  6.  Dagegen 
hat  das  O.  Tr.  Stuttgart  durch  Plenarbeschl.  v.  10.  Juli  75  ib.  Bd.  }l 
N.  506  die  frühere  Prnxi^,  welche  pegcn  Stndt-  und  Dorfgemeinden  nur 
die  40jahri','c  \'cr]ahriiug  und  Ersitzung  /ulicss,  aulgcgLbcn.  Hhenso  hai 
das  O.  Tr.  Berlin  durch  Erk.  v.  13.  Marz  79  ib.  Bd.  55  N.  100  sich  in 
diesem  Punkte  gegen  die  ähere  Doktrin  und  Praxis  erklärt.  Vgl.  auch 
ib.  Bd.  16  N.  187.  —  Über  die  gemeinrechtlichen  Privilegien  des  Fiskus  vgl- 
noch  Erk.  des  R.  G.  v.  16.  Nov.  80  C.  S.  Bd.  3  N.  93  S.  ^  v.  28.  Juni 
81  ib.  Bd.  5  N.  J5  S.  136  (gesetzliche  Hypothek  am  Vermögen  jedes 
Vertragsschuldncrs,  auch  des  Bürgen),  v.  27.  Juni  82  ib.  Bd.  7  N.  49 
S,  152  (Freiheit  von  Verzugszinsen  nur  wegen  Schulden  .lus  ei^tten 
Kontr.ikten),  v.  j.  Okt.  82  ib  Bd.  7  N.  52  S.  161  (keine  Betrciung  von 
Verzugszinsen  bei  einer  Deliktsschuld  des  Fiskus). 

*  Die  Landesgesetzgebung  hat  vielfach  die  Privilegten  des  Fiskus 
und  der  piae  causae  gemindert  oder  beseitigt  und  bei  der  Aufliebung  oder 
Einschränkung  der  privilegia  minorum  zugleich  die  den  Minderjährigen 
gleichgestellten  juristischen  Personen  eingeschlossen;  vgl.  die  vor.  Note. 
In  letzterer  Hinsicht  greift  auch  die  Reicbgescsetz<jebiing  ein;  H.  G.  B. 
Art.  149,  Genossenschaftsges.  $  65,  Ilalipilichtges.  5     c:iv.  Pr.  O.  ^  210. 

^  Die  .\mortisationsgesete  (vgl.  Kahl,  die  deut.  .\niorü.sauonsgeset/e. 
Tüb.  1879),  welclic  den  Eru-erb  von  Liegenschaften  oder  von  Ver- 
mögensobjekten  Qber  einen  bestimmten  Werth  aus  Rechtsgeschäften 
Oberhaupt  oder  aus  Schenkungen  und  IctatwiJligai  Verfügungen  bei 
kirchlichen  Rechtssubjckten  oder  bei  allen  juristischen  Personen  an  dne 
besondere  staatliche  Genehmigung  binden,  enthalten  der  Form  nach  ' 
eigentlich  keine  Besch r.inkuni^  der  Rechtsfähii^keil ,  sondern  nur  eine  Be- 
schränkung' der  Handlufiiiijiihii^keit.  Nur  in  ni.mchen  .ilteren  Gesetzen  ist 
für  kircliliche  Rechtssubjckic  eine  wirkliclic  Unfähigkeit  zum  Er^^•e^be 
von  nicht  amortisirtcni  Grundeigenthum  statuirt,  so  dass  die  etwaige 
landesherrliche  Zulassung  als  Dispensation  erscheint.  Ebenso  begründet 
das  Nordamerikanische  Recht,  indem  es  den  Körperschaften  mit  religiösen 
Zwecken  für  ihren  Gesammterwerb  eine  absolute  Grenze  sieht,  eine  Be^ 
schränkung  der  Vermögensfähigkeit  als  solcher. 

5  Dass  es  nur  auf  die  Vermögensfähigkeit,  nicht  auf  das  \'(Trh.inden- 
sein  von  Vem^ügcn  ankonmu,  hebt  Stohbe  %  49  N.  %  richtig  hervor» 
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Unrichtig  aber  ist  die  immer  wiederkehrende  Behauptung, 
dass  die  Individualrechtstahigkeit  der  Körperschaft  sich  in 
ihrer  Vermögcnstähigkeit  erschöpfet 

Der  Natur  der  Sache  nach  fehlen  ihr  allerdings  die 
individuellen  Familienrechte,  Der  Grund  hiervon  liegt  indess 
in  der  etgenthümlichen  Beschaffenheit  dieser  Rechte.  Denn 
dieselben  werden  zwar  vom  geltenden  Recht  als  IndividuaU 
rechte  behandelt,  beruhen  jedoch  auf  organischen  Gemein- 
Schaftsverhältnissen  und  somit  auf  socialrechtHcher  Grund- 
Lii^c.  Sic  können  daher,  weil  der  baiinlienverband  von 
specifischer  Art  und  Bedeutung  ist,  ausserhalb  desselben 
überhaupt  nicht  vorkommen'.  Insofern  aber  der  Fnmilieii- 
verband  selbst  körperschaftlich  gestaltet  ist,  tritt  er  freilich 
als  Subjekt  von  Familienrecht  auf:  allein  dieses  büsst  eben 
hiermit  seine  individualrechtliche  form  ein  und  rückt  in  die 
Sphäre,  in  welcher  die  Rechte  von  Verbänden  und  Indi- 
viduen nicht  mehr  gleichartig  sind'. 

während  die  Anhänger  der  ZwcckvermÖgeostheorie  zu  dncr  entgegen- 
gesetzten Auffnssuns;  j?cdrangi  werden. 

'  Dies  h.Altcn  unter  den  Neuerern  7..  B.  Unger  I  S.  315  u.  340, 
Arndts,  Fand,  j  41  u.  42,  ScUutl,  luii.  ^  40,  Vcnng,  Inst.  ^  62,  Gengh  r 
S  25,  Roth,  Bayr.  C  R.  S  3*  «•  D«  R.  ^  7^  («Die  Fiktion  der  Rechts- 
fähigkeit efstreckt  sich  nur  auf  Vermögensverhältnlsse«),  SttMe  5  49 
N.  7»  Labond  Z.  f.  H.  R.  Bd.  50  S.  496  fest.  Dagegen  Besäet  $  66. 

'  Analoge  Rechte  und  Pflichten»  wie  sie  der  Familienverband  er- 
teugt,  können  freilich  auch  an  andere  Verhältnisse  geknüpft  sein  und 
insbesondere  auch  juristischen  Personen  zustehen :  sie  haben  indess  selbst 
im  Falle  j^lcichcr  Benennung  nicht  das  Wesen  des  Familienrcchts.  Dies 
gilt  ^.  V>.  von  der  staatlichen  Obervormund«;ch;ift,  von  dem  Rechte  des 
Staates  oder  einer  Körperschah  aul  crblosc  Güter  (vgl.  über  die  recht- 
liche Natur  der  fiskalischen  Erbfolge  nach  gemeinem  Recht  £rk.  des  R.  G. 
V.  17.  Juni  82  C.  S.  Bd.  7  N.  49  S.  ij2  u.  SeuC  Bd.  }8  K.  139,  nach 
pieuss.  Recht  Erk.  des  R.  G.  v.  Nov.  82  C.  S.  Bd.  8  N.  62  S.  245  fi\ 
von  denintestaterbrechten  juristischer  Pcrsc^icn  (mein  Genossenschafter. III 
S.  291  N.  159  u.  S.  ^73  N.  77)  und  VOM  den  Fällen  einer  Adoption  oder 
\'(^rmund5chaftsübernahme  durch  Republiken  {Baron,  Gesammtrechtsv. 
S.  19  ti"..  D>rnburg,  Fand.  §  65  N.  2). 

So  verhält  es  sich  z.  ß.  bei  dem  hochadligen  ll;uise,  welches  als 
solches  das  Subjekt  einer  theils  von  semem  jedesmaligen  Haupte  theiis 
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Dagegen  ist  die  Körperschaft  als  solche  fähig  der  Rechte 
an  der  eignen  Person,  welche  einerseits  Individualrechte, 
andrerseits  entweder  überhaupt  nicht  oder  doch  nicht  aus- 
schliesslich Vermögensrechte  sind'.  Persönliche  ZuStands- 
rechte,  wie  Stand  und  Rang,  Domicil  und  Indigenat,  Name 
und  Firma,  Siegel  und  Wappen,  gewerbliches  und  kauf- 
männisches Zeichen,  können  einer  Verbandsperson  zweifel- 
los eignen  und  werden  dann  vom  flehenden  Recht  in  dem- 
selben Umfange  anerkannt  und  geschützt,  in  welchem  dies 
bei  Einzelpersonen  der  Fall  ist^  Auch  Urheberrechte  und 
Erfinderrechte  sind  ihr  zugängliche  Nur  die  Ehre  will 

von  der  jedesmaligen  Gesammthcit  geübten  Famiiiengewalt  über  seine 
Glieder  isi;  vgl.  meinen  Aufbatz  in  der  Z.  f.  Privair.  u.  öff.  R.  der  Gegenw. 
Bd.  5  S.  $57  ft  Vgi.  auch  Bliintschli  S  53-  —  1"^  älteren  deutschen  Recht 
Stand  dlgemdn  der  Sippe  eine  ausgedduiie  Famüiengewak  xu. 

<  In  den  meisten  hierher  gehörigen  Beziehungen  wird  von  der 
herrschenden  Lehre  die  pimdpieUe  Fähigkeit  der  juristischen  Personen 
nicht  bestritten;  man  erblickt  aber  darin  theils  überhaupt  kein  subjektives 
Recht  theils  reines  Vermögensrecht.  Vgl»  dagegen  meine  Bemerkungen 
in  der  Z.  f.  H.  R.  Bd.  29  S.  269—272.  Umgekehrt  kennt  Puchta  ein 
»Recht  der  Persönlichkeit«,  spricht  dasselbe  aber  der  juristibchcn  Person 
ab,  weil  ^war  sonst  das  Recht  der  Person  wegen,  hier  aber  die  Person 
nur  der  Rechte  wegen  da  sei;  Inst.  ^  190  III.  Schitfner  6^  u.  64a) 
will  sogar  »rechtlicii  bedeutende  Zusuude«  und  «Personenstand«  der 
jursitischen  Person  nur  »fiktiv«  beilegen. 

*  Vgl.  über  das  ältere  Recht  mein  Genossenschaftsr.  III  S.  440  u. 
760.  Die  neuere  Gesetzgebung  enthält  namentlich  über  den  Sitz  der 
juristischen  Personen  ausführliche  Bestimmungen,  knüpft  privairechtliche 
Unterschiede  an  die  inländische  oder  ausländische  Qualität  der  )ttristi> 
sehen  Person,  macht  meist  die  Annalimc  eines  besonderen  Vereinsnamens 
oblit^atorisch.  Vollkommen  _:^!eichE^estelli  sind  die  Verbandspersotien  den 
Einzelpersonen  im  kaufmannischen  Firmen-  und  Markenrechi.  Hrwahnt 
sei  liier  nur,  dass  das  R.  G.  im  Erk.  v.  4.  Apr.  84  C.  S.  Bd.  9  N.  22 
S.  ioj  mit  Recht  der  Aktiengesellschaftsfirraa,  wenn  sie  auch  als  »Sach- 
firma«  gestaltet  ist,  die  dualitit  eines  Pmanenmnuns,  nicht  einer  Ge- 
schäftsbezeichnung beigelegt  hat. 

)  Unrichtig  ist  die  herrschende  Ansicht  (vgl.  z.  B.  UosUrmanHy 
geist.  Eigth.  S.  220  ff.,  O.  Wääiltr,  Autorrecht  S.  X03  ff.  u.  146  ff., 
Urheberrecht  S.  85  ff.),  dass  die  juristische  Person  nur  ein  »abgeleitetes«, 
kein  «onginäres«  Urheberrecht  oder  Erfinderrecht  haben  könne  oder  dass 
die  Annahme  eines  Urheberrechts  letzterer  Axt  auf  »Fiktion«  beruhe.  Die 
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man  neuerdings  den  Körperschaften  abschneiden.  In  Wirk- 
lichkeit hat  die  Körperschaftsehre  von  jeher  eine  wett- 
geschichtliche Rolle  gespielt  und  wirkt  auch  heute  als 

lebendiger  politischer,  socialer  und  ethischer  Hci^ntf.  Als 
KcclitsbegritF  waltet  sie  uiigcbiochcn  im  Völkerrecht.  Wenn 
im  Übrigen  unser  positives  Recht  ihr  mehr  und  mehr  die 
Anerkennung  oder  doch  den  Schutz  entzo^'cn  hat',  si;  ist 
dies  eine  Lücke  unserer  Rechtsordnung.  Immerhin  gewähn 
auch  das  Reichsstrafge&eczbuch  der  körperschaftlichen  Ehre 
in  gewissen  Fällen  einen  Schutz Theorie  und  Praxis  aber 
behandeln  fast  allgemein  diese  Bestimmungen,  anstatt  den 
in  ihnen  enthaltenen  gesunden  Gedanken  zu  entwickeln, 
ak  anomale  Singularitäten,  ja  als  positiv-rechtliche  Verstösse 
gegen  die  Gesetze  der  Logik.  Insbesondere  hat  das  Reichs- 
gericht wiederholt  in  diesem  Punkte  Äusserungen  gethan, 
nach  denen  »an  sich«  nur  eine  Ehre  von  Einzelpersonen 
»denkbar«  sein,  der  Gesetzgeber  also  dur^h  seine  ge^en- 
theilige  Festsetzung  etwas  eigentlich  »Undenkbares«  zu 
positivem  Recht  gestempelt  haben  soU^   Natürlich  hat  es 

H.uiptfallc  einer  korpersclufilichcii  Gcistesprodukiioii,  wie  z.  B.  die  gesetz- 
geberischen Hervor  bringungen,  erzeugen  freilich  kein  geschütztes  Recl«. 
Es  Udbea  aber  die  Fälle  des  R.  G.  v.  11.  Juni  70  5  ij  u.  v.  11.  Jan. 
76  S  2.  Vgl.  auch  KMer,  Patentr.  S.  61.  —  Als  verwandte  Rechte  traten 
früher  ausschliessltcfae  Gewerbefechte  und  andere  privatrechtliche  Mono« 
pole  juristischer  Personen  hinzu. 

'  Eine  Zusammenstellung  Jer  Bestimmungen  der  älteren  deutschen 
Strafgesetze  über  diesen  Punkt  liefert  Köstlin,  Abh.  CTüb.  i8$8)  S.  23-24. 

*  las  schfitzt  durch  §  196—197  »Behörden«,  »gesetzgebende  Ver- 
sammlungen« und  wandere  politische  Körperschaften «  gegen  Beleidigung, 
durch  5  187  wohl  jede  juristische  Person  s^e^eu  Kreditverläunidunij, 

'  Vgl.  Erk.  des  R.  G.  (II.  Strafsen.)  v.  12.  Apr.  Hi  Str.  S.  Bd.  4 
X.  28  S.  7^  —  76.  wo  CS  heisst:  »Richtig  ist,  dass  juristische  Personen, 
KorporatJünen  oder  andere  durcii  euien  Kollektivbegnit  befasste  Personen- 
mehrheiten  nicht  als  solche,  sondern  nur  insofern  beleidigt  werden  kön- 
nen»  als  tnitiels  der  Beleidigung  die  einzelnen  durch  den  KoDektivbegrifT 
bezeichneten  physischen  Personen  betroffen  werden,  da  die  Ehre  ein 
Attribut  der  Persönlichkeit  und  nur  diese  tiner  Ehrenkränkung  fähig  ist : 
das  positive  Recht  hat  jedoch  von  diesem  aus  dem  B^riffe  der  Beleidigung 
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sich  trotzdem  herbeilassen  müssen,  die  angebliche  Absurdität 
als  geltendes  Recht  zu  handhaben  und  hierbei  mit  dem  Be- 
griff einer  von  der  individuellen  Ehre  der  Glieder  ver- 
schiedenen einheitlichen  Gesammtehre  zu  operiren*.  Aliein 
es  hat  dabei  fast  stets  gegen  das  zu  Grunde  liegende  Princip 

sich  ergebenden  Satze  Ausnahmen  gemacht«.  Ferner  Erk.  des  R.  G. 
(III.  Str.if'sL-n  )  V.7.  Jan.Si  Str.  S.  Bd.  j  N.  92  S.  246-248:  ^iJurch  das 
posiiive  Hecht  gesch.itTcnc  Ausiialinien,  ...  da  die  Ehre  ein  Attribut  der 
menschlichen  Persünliclikeit  und  daher  eine  Ehrenkrankung  nur  in  Bezug 
auf  Pmonen  denkbar  ist«.  Sodann  Erk.  des  R.  G.  v.  5.  Juli  8}  Str.  S. 
Bd.  9  N.  1  S.  I'}:  »die  Ehre  ist  ein  Attribut  der  menschlichen  Per- 
sönlichkeit ;  an  sich  ist  daher  dne  Beleidigung  nur  von  wirklichen,  nicht 
fingirten  (juristischen)  Personen  oder  Kollektivbegriffen  denkbar;  von 
dieser  Regel  macht  das  Gesetz  eine  positive  Ausnahme«.  Ähnlich  auch 
das  O.  Tr.  Berlin  v.  }0.  Sept.  75  lintsch.  Bd.  76  S.  348  ff.  (Seuff.  Bd. 
54  N.  21}).  -  Vgl.  indess  Erk.  des  \\.  G.  v.  i  \.  Dec.  82  Str.  S.  Bd.  7 
N.  IIS  S.  582  — }8iy,  wo  es  (S.  386)  vom  Bundesrath  heisst,  dass  bei  ihm 
die  Voraussetzungen  erf&llt  sind,  »unter  denen  ^di  in  einer  Personen» 
mehrhdt  das  Bewusstsein  einer  gemeinsamen  Ehre  bilden  kann,  welches  die 
positive  Gesetzgebung  zu  den  Vorschriften  über  Beleidigung  von  Per- 
soneneinheiten . . .  veranlasst  hat«. 

'  Vgl.  das  angef.  Erk.  v.  12.  Apr.  81:  es  genügt,  »dass  die  als 
Person  gedachte  Behörde  als  solche  beleidigt  istc,  ohne  dass  die  Be- 
leidicjung  aller  oder  bestimmter  Mitglieder  festgestellt  7U  sein  braucht. 
Ferner  das  angef.  Erk.  v.  Dec.  82:  »der  HunJesratli  .ils  staatsrecht- 
liches Ganze«  kann  beleidigt  sein  und  irou  des  inzwisclicn  eingetretenen 
Wechsels  seiner  Mitglieder  die  Ermächtigung  zur  Strafverfolgung  enheilen. 
Auch  Erk.  des  R.  G.  v.  i.  Mai  82  Str.  S.  Bd.  6  N.  87  S.  347—249  (Be- 
leidigung emer  städtischen  Sparkassenverwaltung);  v.  ja  Nov.  82  ib. 
Bd.  7  N.  86  S.  285—287  (eine  aus  mehreren  Personen  bestehende  Be- 
hörde kommt,  wenn  sie  beleidigt  ist,  »in  jeder  Beziehung  als  Personen- 
cinheit  in  Bctr.icht«,  weslialb  die  Kenninissn.ihme  ihrer  einzelnen  Mit- 
glieder nicht  als  Kenntnissnahiue  Dritter  erscheint):  v.  2.  Jan.  83  ib. 
N.  124  S.  404—409  (das  Amtsgericht,  dem  »eine  besondere,  die  passive 
Beleidigungsfähigkeit  begr&ndende  Persönlichkeit  beigemessen  mrd«,  kann 
als  solches  im  Einzelrichter  belddigt  sein).  —  Von  solchen  Fällen  der 
Beleidigung  einer  Personeneinheit  umeisdieidet  das  R.  G.  scharf  die 
Beleidigung  einer  Mehrheit  vdh  Personen  unter  einem  Kollektivnamen; 
vgl.  Erk.  V.  2).  Okt.  ^  >  St-  S,  Bd.  3  N.  6  S.  12  (Generalsynode),  v. 
7.  Jan.  81  ib.  N.  92  S.  246  (Ulricierkorps),  v.  16.  Juni  81  ib.  Bd.  4 
N.  95  S.  261,  V.  5.  Nov.  82  ib.  Bd.  7  N.  52  S.  169,  v.  1.  Juli  K3  ib. 
Bd.  9  N.  I  S.  I  (konservative  Mehrheit  der  Wahlmannerversammlung). 
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Verwahrung  eingelegt  und  das  Möglichste  zu  dessen  Ab- 
Schwächung  gethan.  Das  Argument  aber,  vor  dessen  nieder- 

schmettcn  der  Ki.ui  die  widersprechenden  Tliatsachen  ins 
Niehls  versinken  sollen,  ist  das  gerade  hier  sclieinbar  un- 
ausrottbare Dogma  von  dem  fiktiven  Wesen  der  juristischen 
Person*.  Die  ältere  Doktrin  Hess  sich  selbst  durch  dieses 
Dogma  nicht  in  der  Anerkennung  der  Korporationsehre 
beirren*.  In  der  That  jedoch  zieht  die  heute  herrschende 
Lehre  nur  eine  unabweisliche  Konsequenz  der  Ftktions* 
thcoric*.  Ist  dagegen  die  als  Subjekt  gesetzte  Körperschaft 
circ  reale  Gesammtperson ,  so  versteht  es  sich  von  selbst, 
^ias?.  ihr  Hhre  gebührt,  Menschen,  die  in  ihrem  individuellen 
Fürsichsein  Anspruch  auf  Achtuni,'  ihrer  EinzelpersönHchkeit 
haben,  können  auch  in  ihrem  organisirten  Verbandsleben 


'  Dies  geht  aus  den  oben  mitgetheUtm  Stetten  von  Entsclietdungs- 
grdnden  deutlich  tiervor. 

'  Vgl.  mein  Genossensdiaftsr.  III  S.  372  K.  69,  S.  440  M.  106. 
Audi  die  Kriminalisten  unseres  Jahrh*  hielten  bis  in  die  neuere  Zeit  über« 
wiegend  an  dem  BcgriiT  der  Beleidigung  juristisctier  Personen  (est  und 
bestritten  nur  nidst,  dass  Stände  und  Klassen  ohne  Persönlichkeii  als 
solche  beleidigt  werden  könnten.  Vgl.  7..  B.  Fmerhach,  Lehrb.  (ij.  Aufl. 
1847.  zuerst  180!)  5  2S0:  Ihnlf,  Il.iiKih.  (1S21)  II  5  122  S.  247;  Abegs, 
System  (1826)  5  224,  Lehrb.  (1856)  §  29}:  IVachta,  Strafr.  (182O  ^  152 

II  81;  Hauer,  Lehrb.  (2.  Aufl.  i8n)  5  -^^^  ^  Halurtin,  Grunds.  (  iSi^-  »9) 

III  S.  r>i  ff-;  Hi'jjkt,  Kriniinalr.  (6.  Aull.  1857)  ^  Jö}  N.  6;  KostUn 
a  j.  Ö.  S.  22tf.  —  Auch  das  O.  Tr.  Berlin  im  Erk.  v.  m  Okt.  68  b. 
Seun.  Bd.  24  K.  |3  (Busch  Bd.  17  S.  210)  wies  xwar  die  Injurienktage 
einer  Aktiengesellschaft  zurück,  motivirte  dies  aber  damit,  dass  Handels- 
gcscUschaiten  »zwar  Subjekte  von  Vcmögensrechteo  sein  können,  ihnen 
aber  die  persönlichen  Rechte  juristischer  Personen  nicht  beigelegt  seien«  ; 
«s  erkannte  also  »persönliche  Rechte  iuristiscber  Personen«  im  All- 
jeerocinen  noch  an. 

'  Zuerst  deducirte  Klein  aus  dem  Wesen  der  »erdichteten  Person««. 
dc5  "lufi^jen  Wesens,  das  nun  nioralisclic  Person  nennt- .  den  M.in^el 
der  Ehre  und  der  Hciddigungsfdhigkeit ;  Archiv  d«.;,  Kriniinalr.  (H.ille 
jS(xi)  III.  5  S.  8—26.  Vgl.  ferner  Zachariä,  .\rch.  des  Kriniinulr.  N.  F. 
ih;j  S.  592  ff.  Miltennaier  zu  Feucrbach  ^  280.  Dabehnc,  Lehrb.  3  U). 
B.'r,:er.  Lehrb.  (12.  Aufl.  1882)  S.  44>.  Tmme,  Lehrb.  (1876)  i  196. 
H.  SUyei,  Lehrb.  (2.  Aufl.  l8«2)  5  99. 
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einen  gleichartigen  Anspruch  auf  Achtung  ihrer  Gesammt- 
persönlichkeit  erheben 

Schliesslich  bedarf  es  keiner  näheren  Ausführung,  dnss, 
insoweit  Rechte  und  Pßicbten  von  pubUäsHscbem  Gehali  in 
indmäualrechtUchem  Gewände  vorkommen,  auch  sie  principiell 
den  Verbandspersonen  in  gleicher  Weise  wie  den  Einzel- 
personen zugängUch  sind*. 

II.  Eine  :^weite  Katecrorie  von  Rechten  und  Pflichten  der 
Körperschaften  erwachst  aus  den  Beziehungen,  in  welchen 
die  Verbandsperson  als  Ganzes  zu  Einzelpersonen  oder  Ver- 
bandspersonen als  ihren  Gliedern  steht.  Derartige  Rechte 
und  Pflichten,  welche  wir  als  gemeinheitliche  bezeichnen 
können,  lassen  sich  stets  nur  Verbandspersonen  zuschreiben 
und  sind  den  Einzelpersonen  nothwendig  verschlossen.  Übt 
sie  ein  Einzelner  aus,  so  erscheint  er  dabei  nur  als  Organ 
eines  Gemeinwesens.  Er  kann  ein  gliedmäßiges  oder  selbst 
ein  individuelles  Recht  auf  die  Ausfüllung  dieser  Stelle  im 
socialen  Organismus  haben',  wird  aber  dadurch  nicht  zum 
Subjekt  derjenigen  Rechtssphäre,  welche  ihrem  Begriff  nach 
das  Gebiet  socialer  Willensbethätigung  ist. 

Hier  gilt  daher  statt  der  principiellen  Gleichstellung  die 
principielle  Ungleichheit  von  Verbandspersonen  und  Einzel- 
personen. Es  gilt  aber  ebenso  die  principielle  Ungleichheit 
der  Verbandspersünen  unter  einander.  Denn  wenn  die  ge- 
meinheitlichen Rechte  und  Ptlichten  in  ihrer  höchsten 
Steiijeruni^  die  Staatsgewalt,  in  einer  anderen  Richtung  die 
Kirchcngewalt,  in  engeren  Kreisen  die  Gemeindegewalt  und 
in  zahllosen  Modalitäten  alle  möglichen  Stufen  von  Vereins- 
gewalt konstituiren ,  so  handelt  es  sich  nicht  blos  um  un- 


'  Anerkaont  wird  dies  von  Lisit,  Lehrb.  (2.  Aufl.  1884)  S  121. 
Vgl.  auch  SdOt^e^  Lehrb.  (1874)  §  76. 

^  Heute  kommt  namentlich  noch  das  Patronatrecht  in  BetrachL 

Früher  war  diese  Kategorie  von  Rechten  juristischer  Personen  sehr  aus» 
gedehnt:  vgl.  mein  Genossenschaftsr.  Jli  5.  209  N.  65»  S.  441  u. 
S,  699  ff. 

*  Vgl.  darüber  meinen  Auisat2  über  Laband  S.  44  tf. 
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ermessliche  quantitative  Abstände,  sondern  um  durchgreifende 
Unterschiede  der  Art.  Das  souveräne  und  das  nicht  souveräne 
Gemeinwesen,  der  weltliche  und  der  kirchliche  Verband»  die 
Gebietskörperschaft  und  die  blose  Persomlvereinigung,  die 
öffentliche  und  die  private  Genossenschaft,  die  Vereinigung 
für  ideale  und  für  wirthschaftliche  Zwecke  u.  s.  w.  besitzen 
auf  diesem  Gebiete  nicht  blos  ungleiche  Rechte,  sondern 
ungleiche  Rcehtblahigkeit. 

Gleichwohl  giebt  es  gemeinschaftliche  Gattungsmerk- 
male aller  Rechte  und  Pflichten  dieser  Kiitcmorie.  Von  dem 
unbedeutendsten  Verein  bis  aufwärts  zum  Staat  wiederholen 
sich  typische  Formen,  die  sich  nur  mit  immer  reicherem  und 
mannichfacherem  Gehalt  erfüllen  und  demgemäß  diiFe- 
renzüren.  Unter  allen  hierbei  hervortretenden  Gegensätzen 
ist  in  der  heutigen  Rechtsordnung  keiner  von  gleicher  Be- 
deutung, wie  der  Gegensatz  zwischen  dem  Recht  der  höchsten 
irdischen  Gemeinschaft  und  jeder  anderen  ihr  eingegliederten 
Gemeinheit.  Allein  trotzdem  besteht  eine  Analogie  zwischen 
Staatsgewalt  und  Körperschaftsgewalt,  zwischen  den  Hoheits- 
rechtLü  J.cs  Staates  an  seinen  Unterthaiien  luid  den  Macht- 
rechten  der  Körpersciiaft  an  ihren  Mitgliedern ,  zwischen 
staatlichem  Gesetzgebungsrecht  und  körperschaftlichem 
Satzungsrecht,  zwischen  allen  Bestandtheilen  des  staatHchen 
Verwaltungsrechtes  und  den  entsprechenden  Bestandtheilen 
des  körperschaftlichen  Selbstverwaltungsrechtes.  Und  diese 
Analogie  endet  nicht  etwa  da,  wo  die  planmäßige  Einfügung 
der  engeren  Verbandsorganismen  in  den  Staatsorganismus 
endet'.  Sie  erstreckt  sich  vielmehr  auf  jede  von  der  Rechts- 
ordnung überhaupt  anerkannte  Körperschaft.  Auch  Aktien- 
gesellschaften und  andere  winhschaftliche  Genossenschaften 
und  Vereine  für  diesen  oder  jenen  einzelnen  Zweck  sind  im 
Bereiche  der  »inneren  Körperschal tsrechte«  Subjekte  von 

'  Bei  <kn  Gemeinden  und  anderen  zweifellos  ötfentlichrechtlichen 
Körperschaften  besteht  kaum  ein  Streit  über  das  Vorhandensein  von 
gemeinheitlichen  Gewaltrechten:  hier  wird  nur  gestritten,  inwiefern  die- 
dieselben  eigne  oder  vom  Staat  abgeleitete  Rechte  sind. 
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Befugnissen  und  Verbindlichkeiten,  wie  sie  nur  im  Verhält- 
niss  eines  Gemeinwesens  zu  seinen  Gliedern  denkbar  sind  ^ 
III.  Hierzu  tritt  endlich  eine  dritte  Kategorie  körper- 
schaftlicher Rechte  und  Pflichten,  welche  ihr  Subjekt  als 

Glied  eines  Ganzen  hat.  Deiaiu_ue  i^l.'eJunißii^e  Recliu  mw\ 
Pflichten  erwachsen  für  eine  Vcrhandspcrüon  aus  jeder  Hin- 
fügung in  einen  anderen  mit  i^ersönlichkeit  begabten  \'er- 
band,  Sie  begegnen  daher  im  Verhältniss  von  Körperschaften 
zu  einer  sie  enthaltenden  weiteren  Körperschaft  und  können 
schon  hier,  wie  das  Beispiel  der  kirchlichen  Gliedkörper 
zeigt«  einen  ausserordentlichen  Formenreichthum  entfalten. 
Sie  finden  sich  femer  im  Verhältniss  von  Gliedstaaten  zu 
einem  Gesammtstnat,  sobald  ein  zusammengesetztes  Staats- 
wesen sich  in  einer  verbundenen  Mehrheit  staatHcher  Persön- 
lichkeiten darstellt.  Sie  bestehen  aber  vor  Allem  nothwendig 
im  Verhältniss  jeder  Körperschaft  zum  Staat  als  der  alle 


'  Die  Praxis  operirt  unbedenklich  auch  bei  Privatkorporationen  mit 

dcni  Bea:rifT  der  »Autonomie«;  vgl.  7..  H.  Erk.  des  R.  G.  v.  i.  Okt.  81 
C.  S.  ßd.  6  N.  J2  S.  120 ff.  u.  Seuff.  Bd.  58  N.  41  (Aktiengesellschaft); 
Erk.  des  O.  L.  G.  Hamburg  v.  16.  Nov.  80  Seuff.  Bd.  58  X.  5  (ein- 
getragene Genossenschaft):  Erk.  des  O.  A.  G.  Lübeck  v.  29.  Apr.  45 
Seuff.  Bd.  9  N.  7  (W  itwctikasse) ;  Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  27.  Mai  75 
Seuli.  Bd.  5 1  N.  198  (Agrargenossenschaft).  Freilich  verwendet  sie  das 
Wort  auch  fär  die  Individualbefitgiüss  der  Gestaltung  von  Rechts- 
verhältnissen durch  Rechtsgeschäfte  (z.  &.  O.  L.  G.  Stuttg.  30.  Dec.  79 
u.  O.  L.  G.  Jena  7.  Febr.  79  Seuif.  Bd.  ^5  N.  144  S.  212  u.  N.  22  t 
S.  525),  was  schlechthin  verwerflich  ist  (a.  M.  Stobhe  I  S.  ij2).  Allein 
bei  den  Korporationen  lässt  sie  schon  durch  die  Verbindung  des  Be- 
griffes der  Autonomie  mit  den  Begriffen  der  »Statuten«,  der  »Verfassung«, 
der  »Satzung«'  u.  s.  w.  erkennen,  dass  sie  echte  Autonomie  d.  h.  Er- 
zeugung von  Rechissätzen  meint.  Was  Stobhe  I  5  19  N.  ^a  u.  N.  6  u. 
^  20  X.  t8  gegen  die  Autoiioniic  der  Privatkorporationen  chuxcikIct, 
beruht  auf  der  willkürlichen  Aiui.ihnic,  dass  »Rechtsnorm«  nur  ein  Satz 
sein  könne,  welcher  eine  gleich  unbedingte  und  allgemeine  Geltung  wie 
das  Staatsgesets  hat.  Richtig  Bolit  a.  a.  O.  S.  168—17;.  —  Vgl.  ferner 
iiber  die  sututarische  Strafgewalt  einer  Aktiengesellschaft  Erk.  des  R.  G. 
v.  ^i.  Dec.  79  C.  S.  Bd.  2  N.  7  S.  14-  25;  über  die  Unterwerfung  der 
Mitglieder  unter  ein  statutarisches  Gericht  Erk,  des  R.  O.  H.  G.  v. 
7.  März  79  Bd.  25  N.  4  S.  20  -26. 
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Verbände  wie  Einzelnen  umschliessenden  souveränen  Ge- 
meinschaft. 

Dabei  ergiebt  sich  sofort  ein  Unterschied,  jcnachdcm 
es  sich  um  Rechte  und  Pflichten  handelt,  wie  sie  aucli 
Ein^t'Ipei  souen  in  einer  ähnlichen  GlieJsiellung  zugeschrieben 
werden  können,  oder  vielmehr  um  Rechte  und  Ptiichten, 
welche  nur  bei  FerhnudspersQficn  möglich  sind. 

Juristische  Personen  als  solche  können  neben  physischen 
Personen  gleichartige  Mitgliedschaftsrechte  und  MitglieJ- 
schaftspflichten  haben.  Sie  haben  dann  insoweit  nur  die 
Geltung  einfacher  Wesenseinheiten»  deren  zusammengesetzter 
Bau  in  den  fraglichen  Verhältnissen  ausser  Betracht  bleibt  \ 
Dem  Staate  gegenüber  wird  man  sogar  gewisse  aus  der 
Staatsangehörigkeit  folgende  allgemeine  Unterthanenpflichten 
und  Staatsbärgerrechte,  wie  z.  B.  die  Gehorsamspflicht  und 
den  Anspruch  auf  Rechtsschutz,  jeder  juristischen  Person 
in  derselben  Weise  wie  den  Individuen  nttribuiren  müssen. 
Darüber  hinaus  werden  juristische  Personen  zum  Theil  der 
gewöhnlichen  SteuerpHiclit  unterworfen ,  hier  und  da  auch 
neben  Einzelnen  zur  Stimmabgabe  bei  Wahlen  berufen. 
Doch  ist  im  modernen  Staate  das  Gebiet,  auf  dem  sich  die 
staatsbürgerlichen  Rechte  und  Pflichten  von  juristischen  und 
physischen  Personen  decken,  nur  von  geringem  Umfange'. 

Im  Gegensatz  zu  derartigen  Verhältnissen  haben  die 
gliedmäßigen  Rechte  und  Pflichten  einer  Körperschaft  einen 
specifischen  Charakter,  sobald  dieselbe  dabei  in  ihrer  gemein- 
heitlichen Struktur  und  Bedeutung,  mithin  nicht  als  ein  den 

'  Man  denke  z.  B.  an  die  Mitgliedschaft  einer  juristischen  Person 
in  einer  Aktiens^esellschaft  oder  Genossenschaft,  einer  Versicherunc^s- 
genossenschatt  auf  Gegenseitigkeit,  einer  W  .isserpenossenschntt.  einem 
freien  Verein  u.  s.  w.  In  solchen  Verhältnissen  kann  selbst  der  Staat 
in  gewisser  Richtung  einer  Vereinsgewalt  unterworfen  sein. 

'  Auch  die  Behandlung  auswärtiger  (reichs-,  Staats«  oder  gemeinde- 
fremder) juristischer  Personen  steht  vielfach  unter  anderen  Regeln  als 
die  Behandlung  auswärtiger  Einzelpersonen.  So  hat  die  deutsclic  juristische 
Person  keineswegs  ein  reichsgesetalich  gesichertes  Recht  auf  Zulassung 
in  jedem  deutschen  Staat. 
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Individuen  gleichgestelltes  einfaches  Glied,  sondern  als  ein 
aus  Personen  zus.immcngeseiztcs  Glied  zur  Geltung  kommt. 

Dies  ist  zunäclist  schon  in  Folge  jeder  Unterordnung 
eines  Verbandes  unter  einen  ihn  umschliessenden  höheren 
Verband  insoweit  der  Fall,  als  damit  Jas  gemeinheitliche 
Leben  der  engeren  Körperschaft  einer  Normirung,  Be- 
schränkung und  Kontrole  durch  die  übergeordnete  Verbands- 
gewalt unterworfen  wird.  Denn  hieraus  ergeben  sich  eigen- 
artige gltedmäßige  Pflichten  und  dazu  gehörige  Rechte  ab- 
hängiger Verbandspersonen,  wie  sie  bei  Einzelpersonen, 
deren  inneres  Leben  der  Rechtsordnung  überhaupt  entzogen 
ist  und  somit  niemals  der  Gegenstand  licuider  rechtli^ucr 
Willensmacht  sein  kann,  schlechthin  undenkbar  sind.  Eine 
derartige  Unterordnung  konmit  kiaii  besonderer  Relationen 
im  Verhältniss  von  Körperschaften  zu  anderen  Körper- 
schaften vor'.  Allgemein  aber  besteht  sie  im  Verhältniss 
jeder  Körperschaft  zum  Staat.  Denn  indem  der  Staat  als 
Träger  der  höchsten  rechttichen  Wülensmacht  alles  Gemein- 
leben in  letzter  Instanz  rechtlich  regulirt,  abgrenzt  und 
beaufsichtigt  >  entspricht  seiner  »Korporationshoheit«  ein 
specifisches  und  bei  den  einzelnen  Unterthanen  in  keiner 
Weise  vorgebildetes  Subjektionsverhältniss  der  Verbands- 
personen. 

Gci.tci^ert  und  vermehrt  werden  die  eigenthümlichen 
gliedmaßigen  Beziehungen  einer  Körperschaft ,  sobald  die- 
selbe als  solche  einem  höheren  Verbandsorganismus  in  be- 
sonderer Stellung  eingeorättet  ist.  Derartige  Einordnungs- 
verhältnisse von  Gliedkörpern  begegnen  in  mannichfachen 


'  So  2.  B.  veimöge  der  Aufeichtsrechte  der  GemeiDden  über  Innun- 
gen nach  Rcichsrecht  (Gew.  O.  5  104)  und  über  Stiftungen  nach  Landes- 
recht (LceiiiHg ,  Vcnxahungsr.  S.  185  X.  4).  Oder  vermöge  der  kirch« 
liehen  Aufsichtsrechte  über  kirchliche  Körpcrschnften  und  Anstahcn; 

vgl.  über  deren  Fnrtbe*;Tnnd  nciicn  der  Stn.it^autsichi  auch  nach  den 
neuen  prcussisciieu  Kirchengcscizcn  Erk.  de^  R.  G.  v,  26.  Sept.  85  C.  S. 
Bd.  10  K  s6  S.  206— 2  jo.  Ahnliches  findet  sich  im  Gebiete  der  freien 
Yereinsbildung. 
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Abstufungen  und  Nuancen  bei  allen  zusammengesetzten 
Körperschaften,  deren  Aufbau  sich  auf  engere  Körperschaften 
stützt.  Die  daraus  hervorgehenden  besonderen  Rechte  und 
Pflichten  der  eingegliederten  Verbandspersonen  weisen  einen 
grossen  Formenreichthum  auf:  der  engere  Verband  empfängt 
als  solcher  diese  oder  jene  Funktionen  im  Leben  des  wetteren 
Verbandes ;  er  überkommt  damit  dienstliche  Pflichten  und  ent- 
sprechcndc  aar.iulic  Kcciuc ;  er  winJ  .in  der  Willcnsbiluung 
des  höheren  Gemeinwesens  betheiligt ;  er  unterliegt  umgekehrt 
einem  mehr  oder  minder  intensiven  Mitbestimmungsrecht 
desselben  bei  der  Bildung  seines  Sonderwillens.  In  um- 
fassendster Weise  hat  wiederum  der  Staat  körperschaftliche 
Verbände  in  der  einen  oder  anderen  Stellung  seinem  Organis- 
mus eingefügt,  uralte  Verbandspersonen  in  seinen  Dienst 
gezogen  und  neue  zum  Theil  für  diesen  Dienst  geschaflen, 
und  den  einzehen  Körperschaften  je  nach  dem  Maße  und 
dem  Wenh  ihrer  besonderen  Verknüpfung  mit  seinem  eignen 
Leben  besondere  öffentliche  Pflichten  tmd  Rechte  zuerkannt. 
Hierdurch  entsteht  ein  durchgreifender  Unterschied  zwischen 
den  in  keinerlei  organische  Beziehung  zuin  Suuit  gesetzten 
Vereinen  und  Genossenschaften  und  den  irgendwie  mit  dem 
Staatswesen  organisch  verknüpften  Verbandspersonen.  Bei 
den  letzteren  aber  bleibt  für  die  ungleichartigsten  Mischungs- 
verhältnisse von  staatsrechtlicher  Einordnung  und  körper- 
schaftlicher Selbständigkeit  Raum ,  wie  dies  schon  der 
flüchtigste  Blick  auf  die  Geschichte  und  den  gegenwärtigen 
Zustand  des  Rechtes  der  staatlich  recipinen  Kirchen,  der 
Gemeinden  jeder  Ordnung,  der  Universitäten,  der  Zünfte 
und  Innungen,  der  öflfentlichen  Kredit-  und  Versicherungs- 
verbände u.  s.  w.  zeigt. 

IV.  Fragen  wir  nun  schliesslich  nach  dem  Verhältniss 
dieser  drei  Kategorien  von  körperschaftlichen  Recluen  und 
Pflichten  zu  dem  Gegensatz  von  Privntrecht  und  öffentlichem 
Recht,  so  wird  die  Antwort  durch  die  Relativität  dieser  Be- 
griffe und  durch  die  Unsicherheit  des  Sprachgebrauches  er- 
schwert. 
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Könnte  man  den  erwähnten  Gegensatz  mit  dem  von 
Individualrecht  und  Socialrecht  identificiren ,  so  v  'tc  die 
Lösung  einfach  genug.  Denn  dann  wurden  nur  die  Rechte 
und  Pflichten  der  ersten  Kategorie,  weil  ihre  Subjekte  stets 
als  für  steh  seiende  Sonderwesen  vorgestellt  werden,  in  das 
Privatrecht  gehören,  dagegen  sämmtliche  Rechte  und  Pflichten 
der  zweiten  und  dritten  Kategorie,  weil  ihre  Subjekte  als 
Gemeinwesen  oder  als  Gliedwcsen  erscheinen,  dem  öffent- 
lichen Recht  aulicHiilalicn.  Iii  dci  I  !iat  ssud  irian  zu  einer 
derartigen  AufTassung  gelangen,  sobald  man  einen  Stand- 
punkt innerhalb  des  jedesmal  in  Frage  stehenden  \'erbandes 
wählt.  Auch  in  einer  Aktiengesellschaft  oder  einem  freien 
Verein  stellen  sich  für  jede  Betrachtung,  welche  im  Rahmen 
des  statutarischen  Rechtes  bleibt,  die  körperschaftlichen 
Rechtsverhältnisse  je  nach  ihrer  individualistischen  oder  ge- 
meinheitlichen Struktur  als  Bestandthetle  zweier  ungleich- 
artiger Daseinsordnungen  dar.  Im  inneren  Leben  jeder 
Körperschaft  spielt  daher  die  Scheidung  der  hiemach  ab- 
gegrenzten Sphären  eine  analoge  Rolle,  wie  sie  im  Leben 
des  Staates  der  Gegensatz  zwischen  Privatrecht  und  Öffent- 
lichem Recht  spielt,  und  wenn  ein  Körperschaftsorgan  bei 
der  Handiiabung  des  Satzungsrechtes  über  eine  dawin  be- 
rührte Frage  zu  behnden  hat,  so  wird  es  von  der  speciliselien 
Dirterenz  der  Rechtsverhältnisse  beider  Ordnungen  ausgehen 
müssen.  Allein  die  im  körperschaftlichen  Horizont  befangene 
Auffassung  kann  keinerlei  Geltung  für  die  ausserhalb  des 
fraglichen  Verbandes  sich  ausbreitende  Rechtswelt  in  An- 
spruch nehmen.  Sie  ist  am  wenigsten  für  den  Staat  maß- 
gebend. Nun  wird  aber  heute,  wenn  vom  Recht  schlechthin 
die  Rede  ist,  darunter  stets  das  Recht  vom  staatlichen 
Standpunkt  aus  verstanden.  Nur  diesen  Standpunkt  haben 
jedenfalls  die  Gerichte  als  Staatsbehörden  einzunehmen. 
Somit  ist  auch  die  Frage  nach  der  privatrechtlichen 
oder  i*llcmlichrechtlichen  Natur  der  Körperschaftsrechte, 
wenn  sie  allgemein  gestellt  wird,  im  Sinne  der  staat- 
lichen Wcrthung  dieser  Rechte  gemeint  und  hat  nur  in 
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diesem  Sinne  eine  unmittelbare  Bedeutung  für  die  Gerichts- 
praxis. 

Der  Staat  behandelt  durchweg  die  indhidualrecbtlicben 
Elemente  des  Körperschaftsrechts  als  Privatrecbt,  keineswegs 
aber  gewährt  er  durchweg  den  genuinbeUluben  Elementen 
desselben  den  Wenh  des  offentlicben  Rechts.  Nothwendig 
erstreckt  er  das  Gebiet  des  letzteren  nur  über  alle  seinem 
eignen  Gemeinlcben  angchürigen  gemeinheitlichen  und 
gliedmäßigen  Rechtsverhaltnisse,  mithin  auch  auf  diejenigen 
allgemeinen  und  besonderen  Beziehungen,  in  welchen  Körper- 
schaften als  seine  Glieder  oder  Organe  stehen.  Geht  er  aber 
hierüber  nicht  hinaus?  Die  Frage  ist  zu  verneinen,  wo  sich 
im  römischen  Sinne  das  ö6fentliche  Recht  mit  dem  Staats- 
recht deckt*.  Dann  aber  muss  man  entweder  im  Wider- 
spruch mit  unserer  deutschen  Rechtsanschauung  jede  Körper- 
schaft, die  vom  geltenden  Recht  als  »öffentliche«  anerkannt 
wird,  in  allen  das  Individualrecht  überschreitenden  Beziehun- 
gen zum  blosen  Staatsorgan  stempeln  und  nicht  blos  die 
Gemeinden  jeder  Ordnung,  sondern  auch  die  recipirten 
Kirchen  und  alle  mit  einem  Abglanz  staatlicher  Autorität 
bekleideten  Genossenschaften  als  Staaibaiibtaiten  mit  bioser 
eigner  Vermögenspersönlichkcit   betrachten*.   Oder  man 


'  Vgl.  mein  Gcnossenschaltsr.  III  §  4—6. 

'  Eine  derartige  Auffassung  hat  freilich  in  Deutscliland  zeilweise 
gencrrscht,  wirkt  noch  heute  in  vielen  Bestimmungen  Ues  positiven 
Rechtes  nadi  and  findet  theoretische  Vertheidiger.  Alkin  hi  vollem  Um- 
fange wird  »e  doch  nur  selten  noch  durcli^^enihrt.  Die  Gemeinden  will 
neuerdings  wieder  £.  Lming,  Verwaltungsr.  S.  |tff.,  i$)ff.  u.  180 ff. 
als  reine  Staatsorgane  mit  lediglich  staatlichen  Aufgaben  betraclitcn. 
Indess  rechtfertigt  die  von  ihm  hervorgehobene  Unmöglichkeit  einer 
principiellen  Abgrenzung  staatlicher  und  konmunialer  Aufgaben  keines- 
wegs einen  sülciien  Machispruch ,  der  nicht  nur  dem  Rechtsbewusstsein 
der  Gegenwart,  sondern  zum  Theil  dem  klaren  inaali  neuerer  Ver- 
fassungsurkunden  und  Gemetndegesetze  widerstreitet.  Dieselbe  Argumen- 
tation  mQsste  erst  recht  dahin  föhren,  die  von  Lonung  S.  33  ff.  fest- 
gehaltene Annahme  eines  eignen  Wirkungskreises  der  deutschen  Glied- 
staaten zu  negiren,  da  eine  principielle  Unterscheidung  gesammtstaatlicher 
and  gliedstaatlicher  Aufgaben  gewiss  undenkbar  ist.  £s  handeh  sich  hier 
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muss  im  Widerspruch  mit  unserem  positiven  Recht  den 
Begriff  des  öffentlichen  Rechts  überall  enden  lassen,  wo  der 
dem  staatlichen  Organismus  eingeordnete  Verband  die 

Geltung  eines  in  sich  gegründeten  Gemeinwesens  mit  eigner 
Machtsphäic  ^L'wahrt  oder  ciiiplangcn  hat,  und  üai>  Ge- 
meinderecht in  demselben  Umfange,  in  dem  es  wirkliches 
Gemeinderecht  ist,  das  innere  Kirchenrecht  und  alles  selb- 
ständige Genossenschaftsrecht  schlechthin  in  das  Privatrecht 
verweisen.  Weder  die  eine  noch  die  andere  dieser  Gewalt- 
maßregeln ist  zulässig.  Bei  unbefangener  Betrachtung  des 
heutigen  Rechtszustandes  wird  man  vielmehr  finden,  dass 
sich  für  den  deutschen  Staat  der  Gegen wan  das  öffentliche 
Recht  mit  dem  Staatsrecht  eben  nicht  deckt.  Der  Staat 
legt  bei  dem  nichtstaatlichen  Socialrecht  den  Maßstab  der 
grösseren  oder  geringeren  Bedeutung  für  das  Leben  der 
Allgemeinheit  an  und  bestimmt  nach  dem  Ausfall  dieser 
Werthung ,  inwieweit  dasselbe  als  Besiandtheil  der  über 
die  Privatrechtsordnung  erhöhten  öHentlichen  Rechtsordnung 
anerkannt  werden  soll  oder  nicht.  Er  zieht  also  die  Grenze 
zwischen  Privatrecht  und  öffentlichem  Recht  mitten  durch 
das  Genossenschaftsrecht. 

Aus  dieser  Art  der  Grenzzieliuug  erklart  es  sich,  dass 
ein  einfaches  und  sicheres  Kriterium  der  privatrechtlichen 
oder  ölFentlichrechtlichen  Natur  körperschaftlicher  Rechts- 
verhältnisse nicht  existirt.  Vielmehr  hängt  Alles  hier  von 
positivrechtlichen  Einzelbestimmungen  ab.  Dabei  wird  nicht 
nur  in  den  Gesetzen  verschiedener  Staaten,  sondern  auch 
in  verschiedenen  Gesetzen  desselben  Staates  bald  ein  weiterer 
bald  ein  engerer  Begriff  der  »Öffentlichen«  Körperschaft  zu 
Grunde  gelegt,  so  dass  dasselbe  Verhältniss  in  der  einen 
Richtung  als  öffentlichrechtlich  gewerthet,  in  der  anderen 


uberall  nur  um  die  Niederschläge  geschichtlicher  Entwicklung.  Für  das 
eigne  öffentliche  Recht  der  Gemeinden  vgl.  ausser  den  bei  Loemng  S.  32 
N.  t  angeführten  Schriftstellern  jetzt  namentlich  Roshtt  Souverinettt, 
Staat,  Gemeinde,  Selbstverwaltung  (188O  S.  19  ft 
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Richtung  als  Privatvcrhältniss  behandelt  wird.  Zujjleich 
treten  in  diesem  bunten  Durcheinander  der  Gesetzgebung 
sehr  ungleicliartige  Gesichtspunkte  als  ausschlaggebend  her- 
vor. Zum  Tbeii  wirkt  die  ältere  staatsanstaltiiche  Auffassung 
der  Korporationen  nach.  In  diesem  Sinne  wird  der  nament- 
lich in  Preussen  festgehaltene  Begriff  der  »mittelbar  staat- 
lichen« Funktionen,  Behörden  und  Beamten  mit  dem  Be- 
ijriflr  der  Funktionen,  Behörden  und  Beamten  von  »öftent- 
liclien  Korporationena  iJeiniiicii  i.  Dann  aber  werden  wieder 
beide  Bcgriffsreihen  unterschieden,  indem  nur  im  Bereiche 
der  vom  Staat  einer  Körperschaft  zur  Verwaltung  in  seinem 
Namen  übertragenen  Machtrechte  von  mittelbarer  Staatlich- 
keit, darüber  hinaus  gleichwohl  von  Öffentlichkeit  gesprochen 
wird.  Unter  diesen  Umständen  hat  das  Reichsstrafgesetzbuch, 
welches  einerseits  seinen  Beamtenbegriff  auf  unmittelbare 
und  mittelbare  Staatsbeamte  einschränkt,  andrerseits  ohne 
nähere  Erläuterung  von  öffentlichen  Ämtern  spricht,  die 
herrschende  Verwirrung  nur  vermebn.  Auch  die  Recht- 
sprecfiung  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  lässt  in  dieser 
Hinsicht  ein  festes  Princip  nicht  erkennen.  Einerseits  wird 
der  Begriff  des  »mutelbaren  StaaLsbcaniten«  dergestalt  aus- 
gelegt, dass  darunter  jeder  Angestellte  einer  vom  Staat  als 
Subjekt  öffentlicher  Rechte  anerkannten  Körperscb:ifT  fallen 
zu  müssen  scheint Andrerseits  soll  wieder  als  aötieutiiches 


'  Das  R.  G.  erklin  durchweg  die  Gemeiodebeamten  fOx  »mittel* 

bare  Staatsbcamrece;  so  aach  die  Gemeinderechncr  In  Nassau  (Erk.  v. 
10.  März  84  Str.  S.  Bd.  10  N.  60  S.  192  —  195).  Feldhüter  in  der 
Pf.ilz  r^i.  Jan,  84  ib.  Bd.  10  N.  19  S.  64— 6Ö),  die  stadtischen  Bezirks- 
vorsichcr  und  jedes  in  der  Gemeindearmenverwaltun^  eine  Stelle  ein- 
nehmende Gemeindeglied  in  Preussen  (14.  Marz  bi  ib.  Bu.  5  N.  161 
S.  420—421),  einen  stidtischen  Gasanssaltsdirektor  (19.  Jan.  80  ib.  Bd.  i 
N.  78  S.  1$$)»  die  Mitglieder  da  GemelndeausschQsse  in  bayrischen 
Landgemeinden  (i.  Febr.  8}  ib.  Bd.  8  N.  9  S.  29—32).  Es  beruft  sich 
hit^r  darauf,  dass  die  Gemeinde  »eine  dem  Staat  untergeordnete, 
orj^anisch  in  dessen  \'crf.issung  eingreifende  und  unter  dessen  Autorität 
und  Kninrolc  ilue  Angelegenheiten,  insbesondere  ihr  Vermögen  ver- 
waltende Gemeinheit«  ist  (Bd.  i  S.  153,  Bd.  8      51);  dass  auch  in  den 
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Amt«  nur  das  mittelbare  Staatsamt  gelten,  dieses  aber  keines- 
wegs mit  dem  Amt  einer  öffentlichrechtlichen  Körperschaft 
zusammenfallen«.  Eine  ähnliche  Unsicherheit  begegnet  hin- 

»eigentlichen  Genieindeangelegenheiten«  ein  staatliches  Interesse  mitspielt 
und  staatliche  Aufsicht  stattfindet  (Bd.  8  S.  51);  dass  selbst  die  gewählten 
GcnK-indevcrtreter  «unter  Aufsicht  und  Discipün  der  St.iat^recnerunf^, 
thtilwcise  allerdings  an  deren  Stelle,  gewissermaßen  als  deren  gesetz- 
liche Mandanten«  fungiren  (ib.  S.  52).  Ebenso  rechnet  es  zu  den  »mittel- 
baren StasMsbeamten«  die  Rendanten  Preussischer  Schulgemeinden,  weil 
letztere  »unter  staatlich«-  Aufsicht  stehende  Korporationen  sind»  welchen 
das  Interesse  des  Staates  an  einem  geordneten  öffentlichen  Unterrichts* 
wesen  innerhalb  der  gesetzlichen  Gron;^en  anvertr.iut  ist«  (5.  Juli  81  ib> 
Bd.  4  N.  136  S.  ^79);  die  Beamten  Preussischer  Proviiizialfeuersocietaten, 
weil  letztere  »von  den  Provinzialständcn  beantragt,  mit  landesherrlicher 
Genehmigung  errichtet  sind«  (3.  Juni  81  ib.  Bd.  4  N.  90  S.  24g):  Jie 
protestantischen  Pfarrer  in  Bayern  »als  gesetzlich  Dcrulcnc  .Mitglieder 
der  von  der  Staatsgewalt  eingesetzten  Ktrchenvermogensverwaltang« 
(II.  Okt.  80  ib.  Bd.  2  N.       S.  316— 1 18);  den  Rendanten  einer  katho- 
lisdien  Pfangemeinde  In  Preussen,  weil  die  katholisdien  Pfarrgemeinden 
als  »privilegürte  ötTentlichrechtliche  Korporationen«  »organisch  in  die 
Vcrfassuno^  des  Sta.ites  eingreifen«,  «der  staatlichen  Aufsicht  und  Kontrole 
unterliegen«  und  insbesondere  bei  der  Verwaltung  ihrer  Vermögens- 
angelegenheiten vielfachem  Einlluss  des  Staates  »kraft  seiner  Kirchen- 
hohett«  unterworfen  sind,  und  weil  insbesondere  das  Ges.  v.  20.  Juni  75 
den  Gedanken  durchgeführt  hat,  dass  die  Kirche,  die  ihre  Vermögens» 
fähigkeit  als  Korporation  aus  dem  börgerlichen  Recht  herleitet,  ihr  Ver* 
mögen  nicht  »durch  rein  kirchliche  Organe«,  sondern  durch  ^staatsseitig 
pescliaffenc«,  »wirkliche,  von  der  Henrscliaft  des  Klerus  anabhängige  und 
mit  bestimmten  Rechten  und  Priichten  nii5q:cstattete  Organe  der  Gemein- 
den» verwalten  soll  (20.  Jan.  81  ib.  Bd.  5  N.  97  S.  258—262).  Mit 
bokiicn  schillernden  Argumenten  lässt  sich  jeder  Angestellte  einer  otient- 
lichen  Korporation  aum  Staatsbeamten  stempeln. 

t  Das  R.  G.  föhn  im  Erk.  v.  i}.  Mai  84  Str.  S.  Bd.  10  N.  63 
S.  199-  203  aus:  »öffentliches  Amt«  im  Siime  des  Str.  G.  B.  überhaupt 
und  des  §  132  insbesondere  sei  nur  iidicjcnige  Stellung,  vermöge  deren 
Jemand  dazu  berufen  ist,  im  Dienste  des  Reiches  oder  im  unmittelbaren 
oder  mittelbaren  Dienste  eines  Bundesstaates  als  Organ  der  Siaatsi:m'all 
für  die  Durchfnhi  iing  der  /..-.  tckc  Jrs  Sld<i!t  <:  thätig  zu  sein«.  .Allerdings 
könne  man  »ohentliches  Amt«  im  weiteren  Sinne  jedes  Amt  nennen, 
»das  von  einer  öffentHchrechtlichen  Anstalt  oder  von  einer  unter  der 
Herrschaft  des  öffentlichen  Rechts  stehenden  Korporation  verlidien  wird, 
and  dessen  Ausübung  durch  Vorschriften  geregelt  wird,  welche  dem 
Öffentlichen  Redit  angehören«.  Allein  das  Str.  G.  B.  nehme,  wie  seine 
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sichtlich  der  Subsumtion  von  Körperschaftsorganen  unter 
den  BegrifT  der  »Behördea  im  Sinne  des  Strafgesetzbuches 
und  der  »öffentlichen  Behörde«  im  Sinne  der  CivUprocess- 
Ordnung'.  Sie  waltet  ebenso  bezüglich  der  Erstreckung  des 
Begriffes  der  »staatsbürgerlichen  Rechte«,  der  »politischen 
Rechte«  und  der  Stimm-  und  Wahlrechte  »in  öffeiulichcn 
Angelegenheiten«  aui  die  Mitglicdschafisrechte  in  Körper- 
schatten Jedcnlallb  kann  der  Auflegung  dieser  vieldeutigen 
reichsrechtlichen  Bestimmungen,  welche  schon  wegen  der 
ungleichartigen  Autfassung  und  Terminologie  der  Landes- 

Enistehungsgeschichte  und  die  Analogie  des  ^  ))9  zeige,  den  Ausdruck 
im  engeren  Sinne.  Somit  seien  »die  Anuer,  weldie  von  Anstalten  uml 
Korporationen  öffetUUcbrechtiicher  \'alur  verliehen  werden,  insbesondere  die 
kirdilichen  Ämterci,  keine  öffentlichen  Amter  im  Simie  des  Str.  G.  B. 
Hieraa  könne  auch  das  Landesrecht  nichts  ändern,  das  zwar  entscheide, 
ob  dn  bestimmtes  Amt  als  unmittelbares  oder  mit»lbares  Staatsamt  an- 
ausehen  ist,  den  Begriff  des  öffentlichen  Amts  aber  nicht  darüber  hin- 
aus erstrecken  könne.  (Wie  I.ige  indess  die  Sache,  wenn  das  Landes- 
recht jedes  Amt  einer  »oti'entlichen  Korporation^  lür  ein  »»mittelbares 
Staatsanitc.  erklärte,  was  das  R.  G.  in  anderen  Entscb.  lür  Preusscn  und 
Bayern  .iuzunehnien  scheint?) 

'  Für  eine  der  Betetdigung  fähige  »Bdiörde«  erklärt  das  R.  G.  im 
Erk.  V.  I.  Mai  82  Str.  S.  Bd.  6  N.  87  S.  247  C  eine  städtische  Spar- 
kassenbdiörde  in  Preussen,  weil  sie  als  »dn  im  Interesse  des  Gemdn- 
viesens  unter  öffentlicher  Autorität  und  Aufsicht  eingerichtetes  Organ« 
»Träger  staatlicher  Pfliclnen  und  Reclite  und  eine  mittelbare  Staatsbehörden 
sei.  Ebenso  identiticirt  es  »öftentliche  Behörden«  mit  »unmittelbaren 
oder  mittelbaren  Staaisbehurdenw  und  letztere  mit  Behörden  «ötlent- 
licher  Körperschaften«  im  Erk.  v.  i.  Febr.  83  ib.  Bd.  8  N.  ^  S.  29».; 
vgl.  auch  Erk.  v.  3.  Juni  81  ib.  Bd.  4  X.  90  S.  246  ff.  u.  v.  la  März  84 
ib.  Bd.  10  N.  60  S.  192  ff.  Dagegen  scheint  es  im  Erk.  v.  10.  Jan.  84 
ib.  Bd.  jo  N.  II  S.  35—41  zur  Charakterisirung  badischer  Stiftungs- 
behörden als  »öffentlicher  Behörden«  schon  dk  Staatsaufsicht  für  aus- 
reichend zu  halten. 

*  Vgl.  R.  Str.  G.  B.  §  54  Z.  4  u.  5  107—109.  Das  K.  G.  erklärt 
im  Erk.  v.  9.  Nov.  82  Str.  S.  Bd.  7  N.  68  S.  225—228  Genieindewahlen 
für  Wahlen  »in  .Ausübung  staatsbürgerlicher  Rechte«  im  Sinne  des  5  ^07, 
begnügt  sich  aber  nicht  mit  der  Darlegung,  dass  der  Ausdruck  hier  eben 
Hl  weiterem  Sinne  zu  nehmen  sei,  sondern  1^  noch  besonderes  Ge- 
wicht darauf,  dass  nach  bayrischem  Recht  das  Gemeindebürgerrecht 
»zuletztK  nur  »Ausffuss  der  Staatsangehörigkeit«  sei. 

II 
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rechte  eine  bald  engere  bald  weitere  Interpretation  heraus- 
fordern, eine  prindpiell  klärende  Bedeutung  nicht  beigemessen 
werden. 

Wenn  nun  aber  so  nicht  nur  die  Grenzlinien  vielfach 
schwanken  und  verschwimmen,  sondern  auch  die  maß- 
gebenden Gesichtspunkte  stark  divergircn,  so  ist  doch 
zweifellos  im  positiven  deutschen  Recht  ein  bcgnjjiicher 
Gegensati  privatrechtlicher  und  'öffentlichrechtlicher  Körper^ 
Schäften  begründet,  welcher  mindestens  bezüglich  gewisser 
Hauptgruppen  jedem  Streit  entrückt  und  in  seinen  all- 
gemeinen Wirkungen  bestimmbar  ist. 

Als  prwatrechtiiche  Körperschaften  erscheinen  vom  Stand- 
punktc  des  Staates  aus  unter  den  reichsgesetzlich  norminen 
Vereinigungen  die  Aktieni^cscllschaften,  eingetragenen  Ge- 
nossenschaften und  eingeschriebenen  Hülfskassen ;  uiiter  den 
landesgesetzlich  normirten  Verbänden  die  Gewerkschaften, 
die  freien  Wassergenossenschaften,  die  anerkannten  Vereine 
des  Bayrischen  Rechts'  und  die  in  das  Genossenschafts- 
register eingetragenen  juristischen  Personen  des  Sächsischen 
Rechts*;  sodann  alle  weder  gesetzlich  geregelten  noch 
specicll  vom  Staat  sanktiuniitcn  V  ereine  und  Genossen- 
schaften^; endlich  aber  auch  die  durch  Gesetz  oder  Verwal- 
tungsakt ausdrücklich  als  »Korporationen«  oder  »juristische 
Personen«  anerkannten  Verbände,  falls  ihnen  nicht  hiermit 
zugleich  Rechte  gewährt  oder  Pflichten  auferlegt  sind,  die 
der  Staat  als  Ausfluss  einer  besonderen  öffentlichrechtlichen 
Stellung  betrachtet^.  Das  Wesen  der  Privatrechtskorperschaft 

*  Das  Ges.  V.  29.  Apr.  69  schUesst  im  Art.  i  die  >»öflrentlichen 

Korporationen«  ausdrücklich  aus. 

'  Nach  dem  Ges.  v.  15.  Juni  68  §  i  fallen  die  »dem  öffentlichen 
Rechte  .m^ehörigen  . .  juristischen  Personen«  nicht  unter  dessen  Be- 
stimmungen. 

'  Also  sinimtliclie  ungenehmigten  Körperscluftcn,  von  denen  oben 
S.  )4  tt.  die  Rede  war. 

*  Hier  fehlt  es  nun  freilich  an  jeder  sicheren  Gremslinie.  6d  der 
Specialverleihuog  der  Korporationsrechte  wird  es  auf  den  Inhalt  der 
Verleihungsurkunde  und  des  Statuts  ankommen,  im  Zweifel  aber  ein  Mos 
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,ibcr  besteht  nicht  etwa  tJariii,  d.iss  sie  üt?ciulicher  Rechte 
und  Pflichten  unfähig  wäre.  Vielmehr  steht  sie  schon  kraft 
ihrer    Staatsan<^chörigkeit    nothwcndi^    in  publicistischen 
Rechtsverhältnissen  und  kann  aus  den  mannichfachsten  Titehi 
in  specielle  öfFentlichrechtliche  Beziehungen  eintreten Allein 
ihr  eignes  Socialrecht  gilt  dem  Staate  nicht  als  öffentliches 
Recht,  sondern  als  Privatrecht.   Ihre  gemeinheitÜchen  und 
gÜedmäßigen  Beziehungen  zu  Mitgliedern  und  anderen  Privat- 
rechtskörperschaften büssen  hierdurch  keineswegs  ihre  social- 
rechtliche  Eigenart  ein.  Sie  sind  im  Gegentheil  in  demselben 
Umfange,  in  welchem  die  Körperschaft  als  solche  zu  Recht 
besteht,  vom  Staate  in  ihrer  Eigenart  anerkannt  und  ge- 
schützt. Allein  sie  sind  nicht  in  die  Sphäre  derjenigen  Ge- 
meinlebensverhältnisse erhoben,  welche  der  Staat  der  über 
die  Ordnung  des  Einzellebens  erhölnen  öffentlichen  Ord- 
nung untersteilt.   Dieses  Socialrecht  hat  für  den  Staat  nur 
den  Gattungswerth  des  Individualrechts  und  bildet  daher 
gleich  diesem  einen  Bestandtheil  des  Privatrechts,  Der  Ver- 
band als  Ganzes  und  die  Glieder  als  Einzelne  erscheinen 
dabei  vor  dem  staatlichen  Forum  nur  als  Träger  gletch- 
werthiger  Interessen.  Allerdings  besitzt  daher  auch  die  Privat- 
rechtskörperschaft  in  den  inneren  Körperschaftsrechten  die 
Machtrechte  eines  Gemeinwesens:  aber  ^e  besitzt  darin 

privatrechdicher  Charakter  anxunehmen  sein.  So  trägt  nach  dem  Erk. 
des  R.  G.  V.  24.  Apr.  8)  C.  S  v.  24.  Apr.  8;  C.  S.  Bd.  9  N.  70 

S.  a6o  ff.  die  preuss.  Renten  Versicherungsanstalt,  obwolil  sie  dem  Gemein- 
wohl gewidmet  und  unter  den  Schutz  und  die  besondere  Aufsicht  des 
Staates  genommen  ist,  »zunächst  einen  privativen,  nicht  einen  otlent- 
lichcn  Charakter«.  Dasselbe  gilt  von  Agrargenossenschaften  trotz  ihrer 
Herkunft  aus  dem  Gemeindeverbande;  vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  17.  l  ehr.  85 
C.  S.  Bd.  9  N.  62  S.  334.  —  Nicht  entscheidend  bt  der  Vereins« weck: 
«s  giebt  dflendichrechtliche  Körperschaften  mit  rein  vermögensrechtlichen 
Aufgaben  («.  B.  öffentliche  Kredit-,  Versichemngs-,  Hülfs-  und  Unter- 
stützungsverbände) und  privatrechtliche  Körperschaften  für  rein  ideale 
oder  E^emc!nnüt3?i<»e  Zwecke,  ja  für  Zwecke,  die  s\ch  vif  -.örentliche 
Angelegenheiten«  beziehen  (Sachs.  Ges.  v.  i«;.  Juni  i<sö«  j  72). 

'  Man  denke  an  Eisenbahnunternchmungen,  Bankbetrieb  und  andere 
Gewerbebetriebe  von  Aktiengesellschaften.   Vgl.  auch  Renaud  S.  210  ff. 
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nach  der  Auffassung  des  Staates  keinerlei  Hoheitsrcclite^ 
sondern  eine  eigenthümliche  Privatgewalt '.  Allerdings  er* 
freut  sie  sich  der  Autonomie  und  erzeugt  Sauungen,  welche 
für  ihren  Bereich  objektives  Recht  sind:  aber  ihre  statu- 
tarischen Normen  sind  in  den  Augen  des  Staates  Privat- 
normen  und  nehmen  in  keiner  Weise  an  den  publicistischen 
Eigenschaften  der  Gesetze  I  hcil".  Ailcrdiiigs  h.u  äic  Organe^ 
Behörden  und  Beamte:  aber  dieselben  sind  vor  dem  Staats- 
gesetz Privatorgane,  Privatbehörden  und  Privatbeamte \ 
Allerdings  giebt  es  in  ihr  ein  Verfassungs-  und  Verwaltungs* 

*  Die  »Unterwerfung«  der  Mitglieder  und  Organe  unter  die  statu- 
tarische Korporationsgewalt  berulit  daher  regelmäßig  auf  freiem  Willcns- 
cntschluss  (vgl.  Pr.  A.  L.  R.  1,  65  37)-  Allein  sie  darf  glcicliwohl 
nicht  auf  einen  »Vertrag«  zurüclige führt  werden,  sondern  ist  die  rechts- 
nothwendige  Folge  der  gewollten  MitgUe<bchaft  oder  Ofganschaft. 
Richtig  Rttutud  S.  })off. 

*  Darum  hat  die  Praxis  mit  Recht  den  Sututen  von  Aktiengesell- 
schaften und  anderen  Privatrechtskörperschaften»  mögen  sie  auch  landes- 
herrlich  genehmigt  und  durch  die  Gesetzsammlung  publicirt  sein,  des 
Charakter  einer  Gesetresvorschrift  in  dem  Sinne  abgesprochen,  dass- 
deren  Verletzung  durcii  richterliches  ürtheil  dessen  Nichtigkeit  begründen 
würde;  vgl.  Erk.  des  K.  H.  Darnist.  v.  14  Febr.  59  Z.  f.  H.  R.  Bd.  j 
S.  562  ff.;  des  A.  G.  Köln  v.  ij.  Febr.  65  Busch  Bd.  6  S.  40«.;  des 
O.  Tr.  Berlin  v.  31.  März  68  Seuff.  Bd.  24  N.  i  (anders  Erk.  v. 
14.  Mai  66  b.  Stxieth.  Bd.  64  S.  125);  des  R.  O.  H.  G.  v.  2t.  Nov.  71 
Bd.  4  S.  58  ff.,  V.  1.  Okt.  72  Bd.  7  S.  2111^  v.  ja  Dec  72  Bd.  8  S.  191,. 
V.  15.  Juni  7)  Bd.  10  S.  $27,  V.  18.  Män  74  Bd.  13  S.  119C,  v. 
9.  März  75  u.  27.  Aug.  75  Bd.  17  S.  32  u.  iio;  Erk.  des  R.  G.  v. 
24.  Apr.  83  C.  S.  Bd.  9  N.  70  S.  260  ff.  (Statut  der  preuss.  Renten- 
versicherungsanstalt). Ja  das  R  (i.  hat  durch  Erk.  v.  25.  März  81  Seuff. 
Bd.  36  N.  309  in  Übereinsiininning  mit  dem  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v. 
11.  Jan.  73  Bd.  9  S.  no  das  Gleiche  he/üglich  der  Reglements  der 
prcussischen  Provin/iaiteuersociciäten  ausgcspruchen,  die  in  anderer  Hin- 
sicht als  öffentliche  Körperscliaftcn  gelten.  Daraus  ist  jedoch  keineswegs 
der  Schluss  zu  ziehen,  dass  es  sich  nicht  um  objektives  Recht  handle; 
vgl.  Renaud  S.  )54,  ßolie  S.  17). 

)  Natürlich  können  solch«  Privatbeamte  so  gut  wie  die  Angestellten 
von  Einzelpersonen  zugleich  durch  Übertragung  öffentlicher  Funktionen 
als  öffentliche  Beamte  erscheinen;  vgl.  Erk.  des  H.  G.  v.  24.  März  84 
Str.  S.  N.  97  S.  325  —  330  (Beamte  einer  Pnvatei«;enbahn  als  öffentliche 
Beamte,  soweit  sie  bahnpolizeiliche  Funktionen  ausüben). 
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recht  und  möglicherweise  auch  ein  Sirafrecht  und  ein 
Proccssrecht :  allein  alle  daraus  flifsscnden  Verhältnisse 
bleiben  privatrechtlichcr  Natur  und  vermögen  nur  innerhalb 
<ier  dem  Privatrecht  überlassencn  Sphäre  zu  wirken'.  So 
«rgiebt  sich  ein  umfassendes  Gebiet  von  privatrechtlichem 
Socialrecht,  welches  seiner  inneren  Struktur  nach  mit  dem 
öffemlichen  Recht  und  zuletzt  mit  dem  Staatsrecht  ver- 
wandt ist,  }edoch  seiner  Geltung  nach  auf  gleicher  Stufe 
mit  dem  Individualrecht  steht.  Dasselbe  bildet  als  Inbegriff 
der  Rechte  von  Gesammtpersonen  an  ihren  Gliedpersonen 
tind  von  Gliedpersonen  an  ihren  Gesammtpersonen  einen 
durchaus  selbständigen  uiiJ  cii;cn.iniL;en  ßestandtheil  des 
Privatrechts  und  findet  im  System  desselben  die  passendste 
Stelle  am  Schluss'. 

«  Vgl.  Preuss.  A.  L.  R.  I,  6  $$  42  ff.  —  Wieder  folgt  hieraus 
nicht»  dass  die  Strafen  Konventionalstrafen,  die  Bestimmungen  der  Ver- 
fassung über  körperschaftliche  Rechtsprechung  Sciiiedsverträge,  die 
statutarischen  Kompetenzen  V'ollmachtsaufträge  u.  s.  w.  waren. 

•  Eine  derartige  Systematik,  bei  welcher  zugleich  das  Korpcr- 
schaftsrecht  die  Brücke  zum  öffentlichen  Recht  schlägt,  ist  im  preussi- 
schen  Landreeht  voi^bildet,  dessen  systematische  Gedanken  Oberhaupt 
sich  hoch  über  unsere  Pandektensysteme  erheben.  Wenn  letxtere  noch 
immer  an  der  Fiktioo  festhalten,  dass  ausser  dem  Familienrecht  alles 
Privatrecht  Verniöi^ensrecht  sei,  so  werden  dabei  eben  nicht  nur  die 
Persönlichkeitsrecluc ,  sondern  auch  die  inneren  Körperschaftsrechte 
ignorirt.  Und  doch  sind  die  letzteren  offenbar  einerseits  voll  ausgebildete 
Rechte  und  andrerseits  bei  Privatrechtskörperschaften  privatrechtlicher 
Natur»  während  sie  ebenso  rwdfellos  entweder  überhaupt  nicht  oder 
doch  nicht  ausschliesslich  vermögensrechtlichen  Inhah  haben.  Verfehlt 
^d  daher  die  Ausfikhrungen  Gerb^r's  (Abh.  I  S.  194 ff.)»  denen  sidi 
neue5tens  nieder FMband{Z,  (.  H.R.  Bd.  )0S.  496)  anschliesst,  dass  bei  privat- 
rechtlichen  Vereinen  nur  die  vermögensrechtlichen  Beziehungen  für  das 
Recht  von  Belang  seien,  dass  die  sonstigen  Interessen  der  Vereine  ausser- 
halb der  von  der  Rechtsordnung  nnrniirten  Lebensverhältnisse  liegen, 
dass  daher  ein  Verein  für  ideale  Zwecke  nur  nebenbei  als  Rechtsgebilde 
erscheine.  Wo  immer  eine  iussere  Willensorganisation  besteht,  da  ist 
auch  Recht  Das  Vereinswesen  für  politische,  religiöse,  künstlerische, 
wissensdiaftliche  und  gesellige  Zwecke  unterscheidet  sich  gerade  dadurch 
von  dem  freien  menschlidMn  Zusammenwirken  für  solche  Aufgaben, 
dass  es  denselben  die  Formen  und  Mittel  des  Rechts  dienstbar  madit. 
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Demgegenüber  schreibt  der  Staat  anderen  \'erbanden 
den  Charakter  ößcntlichrechtlicher  Körperschaften  zu.  Dahii) 
gehören  selbstverständlich  alle  Gemeinheiten,  welche  gleich 
den  Kommunal  verbänden  jeder  Ordnung  in  ihrem  ganzen 
Bestände  zugleich  integrireqde  Theile  des  staatlichen  Orga- 
nismus oder  gleich  manchen  berufsständischen  Korporationen 
in  erster  Linie  för  die  Erfüllung  staatlicher  Aufgaben  er* 
richtet  oder  gleich  den  Universitäten  und  Akademien  wesent* 
lieh  stiiatsanstaltlich  formirt  sind.  Doch  werden  dahin  auch 
Körpci behalten  gerechnet,  die  nur  in  der  L:iicn  oder  anderen 
Hinsicht  /ugleich  als  staatliche  Organe  lungiren.  Ja  selbst 
ohne  jede  Ausstattung^  mit  staatlicliem  Beruf  werden  manche 
Verbände  wegen  ihrer  Bedeutung  für  das  Staatsieben  als 
Körperschaften  des  öffentlichen  Rechts  behandelt,  wie  dies 
heute  vor  Allem  bei  den  recipirten  christlichen  Kirchen  und 
ihren  Theilkörpem  der  Fall  ist Vielfach  wird  die  Mitglied- 
schaft in  den  Körperschaften  dieser  Gattung  der  Disposition 
des  Individuums  entzogen,  und  ein  vom  Staat  geübter  Bei- 
trittszwang wird  stets  als  Kennzeichen  einer  publicistischen 
Auffassung  des  Verbandes  gelten  müssen*.  Keineswegs  aber 

Ist  aber  ein  derartigLr  Verein  als  Körpcrscluift  .inerkannt,  so  ist  sein 
Recht  mich  Recht  im  staatlichen  Sinn.  Die  Anerkennung'  beschränkt  sich 
nicht  etwa  .uit  die  Sat/iin^en  über  Reitr.i^e  nnJ  Kasseiiverw.ütung,  sondern 
umfasst  aucli  Jic  Normen  über  Autnahnic  uu«i  Ausschluss  von  Mit- 
gliedern, aber  Bildung  der  Organe,  über  Stimmrechte  und  Wählbarkeit» 
aber  Kompetenten  und  Funktionen  von  Versammtungen,  AusschOssen 
und  Vorstehern,  Ober  Form  und  Inhalt  von  Beschlüssen  und  Verwaltungs- 
handlungen, kurz  über  das  gesammte  innere  Leben  des  Verbandsorganismus. 

»  Wenn  in  der  Zeil  Jes  Staatskirchenthums  die  öfTentllchrechtliche 
Natur  de5  kirchHchen  Verbandes  (v^l.  z.  B.  Preuss.  A.  L.  R.  Ii,  ii  $  17 
u.  ?7  u.  H.ivr.  Rel.  Ed.  v.  1818  5  28)  aus  der  Übertragung  staatlicher 
Funktionen  hergeleitet  werden  konnte,  so  ist  dies  heute  jedentalis  ausge* 
schlössen.  Trotzdem  sind  die  grossen christlichenKirchen  cweifellosÖfTentlich- 
rechtlicheVtf  binde  geblieben.  AusdrQcklich  werden  stei.  B.  tm  Bad.  Ges.v* 
9.  Okt.  60$  I  u.  im  Hess.  Ges.  v.  33.  April  7$  Art.  1  als  »öffentliche  Korpo- 
rationen« anerkannt.  Vgl.  überhaupt  Hinschius  b.  Marquardsen  I  S.  249  ff- 

'  Hierauf  legt  z.  B.  auch  das  Sachs.  Ges.  v.  1^.  Juni  68  §  1  Ge- 
w  ictn.  indem  Verbände  mit  gesetzlicher  ßcitragspflicht  von  seinen 
Bestimmungen  ausschliesst. 
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liegt  liierin  ein  wesentliches  Merkmal:  auch  Genossenschaften 
mit  voller  Freiwilligkeit  des  Ein-  und  Austritts  empfangen 

die  Eigenschaften  öffentlicher  Korporationen*.  In  mannich- 
fach  vcrscliicdciicir.  L  nit.iiiijL  bcliali  sich  der  Sl.uu  eine  Mit- 
wirkung bei  der  ErriLluang,  \'craniicrung  oder  Auflösung 
solcher  Körperschaften  vor  und  bindet  das  Vcreinslcbcn 
durch  eine  das  Maß  der  einfachen  Korporationshoheii  über- 
schreitende staatHche  Regelung  und  Aufsicht.  Andrerseits 
räumt  er  vielfach  derartigen  Verbänden  Privilegien  ein,  die 
er  den  Privatrechtskörperschaften  versagt.  Allein  in  allen 
solchen  Besonderheiten  sind  nur  mehr  oder  minder  be- 
zeichnende S3rmptome,  nicht  dagegen  wesentliche  und  für 
sich  allein  ausschlaggebende  Kennzeichen  der  öfientlich- 
rechtlichen  Qualifikation  zu  erblicken Entscheidend  ist  viel- 
mehr die  Unterstellung  des  körperschaftlichen  Socialrechtes 
unter  i^leichartigc  Gesichtspunkte  und  Xurmen,  wie  sie  das 
staatliche  Gemeinlehen  beherrschen  \  Bei  solchen  Körper- 
schaften werden  also  die  Rechtsverhältnisse  zwischen  dem 


*  So  nach  Reiditredii  die  Innungen;  vgl.  oben  S.      Ebenso  sind 

nach  heutigem  Rccln  die  Kirchen  keine  Zwangsgenossenschaften  mehr. 
Auch  gehören  hierher  die  k  iulnuinnischcii  Korporationen  (nK-in  Genossen- 
schaftsr.  I  S.  947  —  949),  manche  otVcntlichc  \'er<;tcherungsgeiiossciischaften, 
wie  Provizni-ilfcuerhocictatcn  ohne  Beitriits/.w.ing  (vgl.  a.  a.  Ü.  S.  1054), 
ottemliciie  Krcdilverbände,  wie  die  prcuss.  L.uidhchaltcn  (Erk.  des  K.  G. 
V.  4.  Juli  85  C  S.  Bd.  9  N.  85  S.  303  fT.),  die  »dfrentlichen  Wasser- 
genossenschaften«  in  den  FDlen»  in  deoen  kein  Bdtrittszwang  stattfindet 
(oben  S.  27  N.  4)  &  w.  ^  Regdmäflig  übt  bei  solchen  Verbinden 
der  Staat  einen  Zwang  zur  Aufnahme  oder  doch  zur  ßcibehahung  von 
Mitghcdem.  welche  die  gesctzHchen  Bedingungen  erfüllen  :  dies  kann 
aber  wieder  .uich  bei  Privatrechtskörperschaften  vorkommen,  wie  es  z.H. 
bei  den  Innungen  auch  in  der  Zeit,  in  welcher  sie^n.icli  der  herrschen- 
den Meinung  blose  Privatrechtskörperschaften  waren,  der  F-all  war. 

*  Dies  legt  in  Ansehung  der  Kirchen  Hinschtus  a.  a.  O.  S,  251  ri, 
voftrefflicb  dar. 

'  Im  Wesenilicticn  übereinstimmend  mit  der  hier  vertretenen  Auf- 
fassung begründet  Htnsärius  a.  a.  O.  S.  233  if.  in  erscli<!pfender  Weise 
den  dficntlichreditlichen  Charalcter  der  Kirchen.  Vgl  auch  Softm,  Z.  f. 
Kirchenr.  Bd.  ii  S.  166^167. 
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Verbandsganzen  und  seinen  Gliedern  und  Organen  nach  den- 
jenigen Normen  gewerthet,  beurtheilt  und  geschütsEt,  welche 
der  Staat  ak  Normen  des  über  dem  Einzelleben  verlaufenden 

Gemeinlebens  unter  dem  Gesichtspunkt  einer  von  der  Pnwit- 
rechtsordnung  specifisch  verschiedenen  Ordnung  behandelt. 
Das  Ganze  und  der  Theil  erscheinen  auch  vor  dem  staat- 
lichen Forum  nicht  mehr  als  gl  eich  werthig.  Die  Verbands- 
gewalt stellt  sich  nicht  mehr  als  Privatgewalt,  sondern  als 
öffentliche  Gewalt  mit  obrigkeitlichem  Charakter  dar.  Die 
autonomische  Satzung  nimmt  an  den  Eigenschaften  des 
Gesetzes  Theil.  Die  Organe,  Behörden  und  Beamten  gelten 
als  Träger  öffentlicher  Funktionen.  Die  Lebensordnung  der 
Körperschaft,  ihr  Verfassungs-  und  \'erwaltungsrecht,  wird 
als  Bestandtheil  der  öffentlichen  Ordnung  gewerthet.  Alle 
Zustände  und  Vorgänge  dieses  besonderen  Geraeinlebens 
rucken,  obschon  sie  keineswegs  dem  Staatsleben  angehören, 
unter  die  Herrschaft  des  öffentlichen  Rechts,  woraus  dann  der 
Ausschluss  des  Rechtsweges  in  den  inneren  Streitigkeiten  des 
Verbandes,  die  Gewährung  des  Verwaltungszwanges  gegen  die 
Mitglieder,  die  Bekleidung  der  Amtshandlungen  von  Ver- 
bandsorganen mit  erhöhter  Autorität  und  ultcnili  jlicir,  Glauben, 
ein  quahhcirter  strafrechtlicher  Schutz  der  kui persv;haftlichen 
Rechte  und  Interessen  und  ähnliche  wichtige  Folgen  sich  zu 
ergeben  pflegen.  Doch  kann,  wenngleich  im  Zweifel  das 
gesammte  Socialrecht  einer  für  »öffentlich«  erklärten  Körper- 
Schaft  in  jeder  Richtung  als  »öffentliches  Recht«  zu  be- 
trachten ist,  im  Einzelnen  das  Princip  in  ungleichem  Grade 
durchgef^lhrt  sein.  Es  kann  daher  auch  ein  Verband,  dessen 
publicistisches  Wesen  feststeht,  in  dieser  oder  jciicr  Hin- 
sicht auf  die  Stufe  der  Privatrechtskörperschattca  gestellt 
bleiben'.  Und  es  kann  umgekehrt  eine  Privatrechtskörper- 
schaft in  einzelnen  Punkten  des  Rechtes  der  öffentlichen 
Körperschaften  theilhaftig  werden*. 

•  Vgl.  üben  S.  159— i6i  u.  S.  164  N.  2. 

'  So  gewahrt  das  R.  Str.  G.  B.  5  166  schan  aaf  Grund  des  Vor- 
handenseins von  »Korporationsrechten«  jeder  deutschen  »Rdigions^ 
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V.  Wenn  wir  bisher  nur  von  Körperschaften  gesprochen 
haben,  so  würde  eine  Analyse  der  Rechtssphären  der  An- 
stalten in  Bezug  auf  den  Umfang  ihrer  Rechtsfähigkeit,  die 
Kategorien  ihrer  möglichen  Rechte  und  Pflichten  und  den 
Unterschied  der  öffentlichen  Anstalten  und  der  Privatanstalien 
oder  Stiftungen  zu  analogen  Ergebni!>i»en  führen  Doch  nug 
dies  hier  unerörtcrt  bleiben. 

Dagegen  sei  hier  noch  darauf  hingewiesen ,  dass  es 
zahlreiche  Verbandseinheiten  giebt,  welche  der  vollen  Rechts- 
fähigkeit einer  juristischen  Person  entbehren,  gleichwohl 
aber  zu  Subjekten  von  Rechten  und  Pflichten  einer  bestimmten 
Gattung  berufen  sind.  Sie  sind  keine  Volipersonen,  können  je- 
doch  als  umfcUkmmeneoder  räoHve  Personen  bezeichnet  werden. 

Da  Begriff  und  Won  der  »juristischen  Person«  im 
Privatrecht  ausgebildet  sind  und  hier  die  Vermögensfähigkeit 
als  wichtigstes  Merkmal  der  Persönlichkeit  erscheint,  wird 
von  einer  »juristischen  Personv  noch  gesprochen,  wenn  nur 
die  f  \'rmÖi;i'}isf (ihiii^kt'il  cmci  ii  L;ciid\vic  von  *icii  Einzelmcnschen 
begritilich  abgelösten  Wesenheit  beigelegt  ist.  Derartigereine 
Vcrnuigenspersonen,  deren  Statuirung  formell  in  der  Macht 
der  Rechtsordnung  liegt,  jedoch  stets  nur  kraft  einer  künst- 
lichen Trennung  der  Reclu&subjektivität  von  dem  wirklich  zur 
Herrschaft  berufenen  Träger  menschlicher  Wiüensmacht  denk- 
bar ist%  sind  den  juristischen  Vollpersonen  nicht  verwandter 

gesellschafta  und  Uireu  Linnclicungen  und  Gebrauchen  einen  be^tonderen 
itraHrechtlidiea  Schot«,  rechnet  also  diewibeii  insoweit  zur  öffentlichca 
Ordnung  (vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  ).  März  $2  Str.  S.  Bd.  6  N.  28  S.  80), 
verleiht  aber  natürlich  hierdurch  im  Ohrigen  keineswegs  jeder  mit  Korpo- 
rationsrechten ausgestaneten  Religtonsgesellschaft  einen  publicistischen 
Charakter. 

*  Fs  ist  daher  auch  tur  die  Iiier  erörterten  Fragen  f^leichgültig, 
wenn  tnaii,  wie  dies  in  der  That  als  angemessen  erscheint,  mit  Hinschms 
a.  a.  O.  S.  249  fl.  die  christlichen  Kirchen  lieber  »öflfentliche  Anstalten« 
als  »öffentlidie  Korporationen«  nennen  und  ebenso  bei  anderen  schon 
bcrOAirten  Verbänden  das  anstaltltche  Element  f&r  überwiegend  er- 
aditen  wUL 

'  Denn  ohne  solche  Trennung  lässt  sich  nur  ein  menschliches  In- 
dividuum oder  ein  menschlicher  Verband  als  Subjekt  seuen.  Geschieht 
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als  den  sog.  physischen  Personen*.  Umgekehrt  spricht  man 
nicht  von  einer  »juristischen  Persona  im  technischen  Sinn, 
yrenn  einer  in  anderen  Beziehungen  als  Subjekt  anerkannten 

Wesenheit  die  Vermö^^enstahi^keit  fehlt. 

Das  Letztere  ist  nicht  selten  bei  or^iinisirten  Verbänden 
der  Fall,  welche  an  sich  zu  selbständigen  Trägern  eigner 
Verniügenssphären  geeignet  waren,  jedoch  nicht  als  solche 
gewollt  oder  doch  nicht  als  solche  anerkannt  sind.  Sie  sind 
keine  »juristischen  Personen«  und  daher  auch  keine  echten 
»Körperschaften«.  Allein  sie  können  trotzdem  als  Subjekte 
einer  eignen  gemeinheitlicheu  Macht  über  die  in  ihnen  ver- 
bundenen Einzelpersonen  oder  Verbandspersonen  erscheinen. 
Auch  können  sie  als  einheitliche  Glieder  höherer  Verbände 
gliedmäßige  Rechte  und  Pflichten  haben.  Es  steht  ihnen 
also  eine  Socialrechtsfähigkeit  zu'.  Dieselbe  steigert  uch 

dber  das  Letztere,  so  bedarf  es  einer  rechtlichen  WUJensorganisation,  die 
nothwendig  Rechtsverhältnisse  nicht  blos  vermögensrechtlicher  Natur 

erzeugt. 

'  Dies  gilt  in  erster  Linie  von  dem  cin/i^'cn  dem  t^cltcnJcn  Recht 
bekannten  Fall  dieser  Art,  der  römischen  Pcrsonitikation  der  iitrcdius 
jacens.  Es  würde  ebenso  von  Verniögensmassen,  Grundstücken,  Rechten, 
Finnen  u.  s.  w.  gelten,  wenn  sie  als  Personen  anzuerkennen  wären. 

*  Im  Gebiete  des  freien  Veretnswesens  begegnen  mcht  selten  Ver> 
bände,  denen  ihr  Statut  eine  eigne  Vermögens fahigkdt  nicht  beilegt. 
Namentlich  kommt  es  vor,  dass  für  bestimmte  Interessen  nur  örtliche 
Vereine  als  Vermögen ssubjektc  orjranisirt,  diese  aber  zu  l'rovinziai-  und 
Centraiverbänden  mit  leitender  luler  bc.iutsichtigender  Gew.ilt  zusammen- 
geschlossen sind.  Auch  abgesehen  liiervon  aber  erkennt  die  deutsche 
Vereinsgesetzgebung  (vgl.  die  Oben^chten  Über  deren  gegenwärtigen 
Stand  b.  G»  Mryer,  Verwaltungsr.  I  S.  176  ff.  u.  £.  Umt^,  Verwaltungsr. 
S.  371  ff.)  in  gewissiim  Umfange  alle  Vereine  ganz  unabhängig  davon, 
wie  sie  im  Vermögensrecht  stehen,  als  socialrechtliche  Personeneinheiten 
an.  Sie  handelt  freilich  nur  von  Beschränkungen  der  V^ereine.  Allein  sie 
legt  nicht  nur  solche  Besclirankungen  dcn\'ereinen  als  solchen  auf,  welche 
eben  hierbei  in  ihrer  statutarischen  Or^anisaticm  hingeiionunen,  in  iliren 
Vorstanden  und  Versammlungen  betrohen  und  als  einheiiiiciie  VV'illens- 
träger  mit  positiven  und  negativen  Verbindlidikeiien  belastet  werden, 
sondern  sie  gewährt  auch  durch  die  Errichtung  von  Rechtsschranken  der 
staatlichen  Vereinspolizei  den  Verdnen  ein  Recht  auf  ihren  soclalrecht- 
lichen  Besund  und  hiermit  auf  Bethätigung  ihres  gemeinheitlichen  Wesens 
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zur  publicistischen  Rechtsfähigkeit,  wenn  sie  der  Staat  als 

öffentliche  \'erbände  eingesetzt  oder  recipirt  hat'.  Man  kann 
sie  daher  den  juristischen  Vüllpersonen  als  blos  socialrecht^ 
liehe  beziehungsweise  dßcntlichrechüicbe  Personen  zur  Seite 
stellen 

Andere  Verbandseinheiten  sind  schon  ihrer  Struktur 
nach  nicht  als  Vollpersonen  angelegt,  weil  sie  in  keiner 
Hinsicht  zu  einem  rechtlichen  Fürsichsein,  sondern  lediglich 
zu  einem  gliedmäfVigen  Dasein  innerhalb  eines  in  sich  voll- 

mnerhalb  der  garantirtcn  Sphäre  der  Vcrcinsfraheit.  In  Preussen  können 
sogar  die  Vereine  nur  durch  gerichtliches  L  rtlicil  ihrer  socialrcchtHchcn 
PersönHchkeii  beraubt  werden  und  in  Hävern  können  sie  g'-'K^""  ^'^ 
polizeiliche  Auflösung  den  Rekurs  an  die  Vcrwaltungsgerichte  ergreiten* 
Die  VerdDc  treten  daher  hier  audi,  selbst  wenn  sie  keine  juristischen 
Personen  sind»  als  proeessrcchtliche  Subjekte  auf.  In  den  Fällen,  in  denen 
eine  staatliche  Genehmigung  des  Vereins  ertfadh  wird,  wdl  sie  aus^ 
nahmswcise  erforderlich  oder  freiwillig  nachgesucht  ist ,  kann  erst  recht 
kein  Zweifel  daran  aufkommen,  dass  der  Verein  auch  im  Sinne  der 
staatlichen  Rechtsordnung  dn  socialrechtliches  Subjekt  ist.  Der  rein 
publicistische  Charakter  aller  hier  erwähnten  Beziehungen  der  Wreine 
zum  Staat  bewirkt  natürlich  keinerlei  öHentlichrechtliche  Bedeutung  des 
eignen  Socialrechts  der  Vereine.  Dieses  bleibt  vielmehr,  insoweit  es 
überhaupt  indirdtt  oder  direkt  vom  Suate  als  Recht  anerkannt  ist,  im 
Sinne  des  Staates  Privatredit.  Vgl.  £1  Ldmi^  a.  a.  O.  S.  271,  wo  aber 
unriclniger  We»e  der  Verein  deshalb  ab  ein  »Vertragsverhältniss«  be« 
zeichnet  wird. 

'  Dies  ist  /.  H.  der  Fall  bei  den  Innunf»sverbänden  (R.  Gew.  O. 
5  1043^  lotg)  und  bei  den  Innungsausschüssen  (ib.  §  102).  Hbensii  mm 
Theü  bei  den  landwirthschafilichen  Vereinen  und  dem  preuss.  Landes- 
flk«momiekollegium  (das  nicht  blos  Behörde,  sondern  zugleidi  Organ 
einer  Gesammtheit  von  Vereinen  ist);  vgl.  E  Lnut^  a.  a.  O.  S.  416 ff. 
Vor  Allem  aber  ist  die  Kirche  als  Ganzes  nidit  überall  als  vermögens- 
fähig anerkannt  und  bildet  gletchwohl  in  ihrer  Gesammtheit  ein  Subjekt 
öfTentHcher  Rechte  und  Pflichten;  vf^l.  Hinschius  a.  a.  O.  S.  i\cf.  Diese 
pubhcistische  Hechtssubjekti vital  genügt  auch,  um  einer  »christlichen 
Kirche«'  den  Schutz  des  ^  166  des  R.  Str.  G.  B.  zu  verschaffen  (a.  M. 
Ltiit  S.  521  N.  vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  5.  Dec.  81  Str.  S,  Bd.  5  N.  61 
S.  188  IT.;  audi  ib.  Bd.  a  N.  177,  Bd.  6  N.  53,  Bd.  9  N.  46,  Bd.  to  N.  43- 

*  Für  diesen  Bereich  aber  sind  se  Vollpersonen  mit  einer  in  sich 
abgeschlossenen  gemetnheitlichen  Existenz  und  unterscheiden  sich  hier- 
durch scharf  von  den  bloßen  Organpersonen. 
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endeten  Verbandsorganismus  bestimmt  sind.  Dahin  gehören 
alle  staatlichen,  körperschaftlichen  oder  anstalllichen  Organe, 
welche  nicht  zugleich  als  selbständige  Körperschaften  oder 
Anstalten  formlrt  sind.  Die  in  untechnischem  Sinne  als 
»politische  Körperschaften«  bezeichneten  Regierungs-  und 
Vertretungsorgane  des  Staats'  und  die  analogen  Organe 
anderer  Verbände,  die  administrativen  und  richterlichen 
»Kollegien«  und  son.stii^cn  »Bchördciiu*  sind  keine  juristi- 
schen Personen Hbensowenig  können  die  einzelnen  fiska- 
lischen Stationen  als  solche  betrachtet  werden  ^.  Auch  giebt  es 


'  Dahin  gehören  die  »geset/t^cbciidcn  X'crsanimlungen«  des  Reiches 
und  der  Einzeistaaten,  welche  Jas  R.  Str.  G.  B.  in  §  197  zusaiunicii  mit 
»anderen  politischen  Körperschaften«  schützt  und  von  den  in  5  '9^  ge- 
nannten »Behördena  unterscheidet  Mit  Recht  jEählt  das  R.  G.  im  Erk. 
V.  14.  Dec.  82  Str.  S.  Bd.  7  N.  iis  S.  382  flf.  den  Bundesrath  hierher 
und  nicht  «u  den  »6«h<^den«. 

*  Über  den  Begriff  der  »Behörde«,  welcher  eine  »selbständige, 
durch  Recht  und  Verfassung  dauernd  geregelte  Organisation«  eines 

Amtes,  kc7ne<;wej2^s  aber  eine  kollegiale  Cost.iltLUig  desselben  vnrnusset;^t, 
vielmehr  aucli  »in  der  bureatikratischen  Form  eines  einzigen,  nur  von 
subordinirten  L'nteri^ebenen  uiuer>.tützieii  Beamten  sich  darstellen  k.uitu>, 
vgl.  l-rk.  des  R.  G.  v.  8.  Jan.  83  Str.  S.  Bd.  8  N.  2  S.  J  fll.  u.  v.  2.  Jan. 
8)  Bd.  7  N.  124  S.  404  ff. 

J  Vgl  Erk.  des  O.  A.  G.  München  v.  9.  Apr.  67  SeufT.  Bd.  22 
N.  246  (Ungültigkeit  der  Erbeseinseizung  des  entbischftflichen  Ordinariats, 
weil  eine  Behörde  des  Staates  oder  der  Kirche  keine  juristische  Person 
ist);  Erk.  des  A.  G.  Celle  v.  11.  Febr.  69  ib.  N.  211 ;  Erk.  des  R.  G. 
V.  7.  Nov.  82  C.  S.  Bd.  8  N.  57  S.  227  (ein  Amt,  eine  Behörde  ist 
keine  juristische  Person,  kein  Rechtssubjekt  für  sich,  nsondcni  lediglich 
ein  Institut  und  ein  Organ  einer  anderen  Person,  des  Staates  oder  der 
Gciucinde«).  Übereinstimmend  Savigny  II  S.  2J7  u.  379,  Vnger  1  S.  325  ti. 
(bes.  S.  326  N.  52),  Stobbe  5  49  N.  24,  fVädfter  5  53,  Fl^er^Eccius 
IV  5  280  N.  I);  a.  M.  2.  B.  Siuffert,  Fand.  $  $4. 

«  Vgl.  Erk  des  R.  G.  v.  4.  Okt.  80  C.  S.  Bd.  2  N.  108  S.  $92 
bis  )94;  Erk.  des  A.  G.  Celle  v.  28.  Sept.  75  Seuff.  Bd.  31  N.  200;  för 

Preussen  PI.  Beschl.  des  ü.  Tr.  v,  20,  Okt.  50  Entsch.  Bd.  20  S.  19. 
Über  frühere  abweichende  AufTassungen  in  Preussen  vgl.  Dernburg  I 

§  57  N.  2.  —  Trotzdem  hat  das  Berliner  O.  Tr.  im  Erk.  v.  Nov.  68 
Sirieth.  Bd.  72  S.  35)  (Seuri".  Bd.  24  N.  147)  die  Bezeichnung  des 
Hauptzollamtes  als  Wechselreniittenten  für  ausreichend  erklärt,  da  das- 
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keine  juristische  Persönlichkeit  von  »Würden«  und  »Ämtern«*. 
Alle  derartigen  Theilorganismcn  entbehren  der  eignen  Ver- 
mögensföhigkeit.  Sie  entbehren  ebenso  der  eignen  gemein- 
heitlichen Rechtsfiihigkeit*.  Allein  sie  sind  trotzdem  Subjekte 
von  Rechten  und  Pflichten.  Denn  sie  haben  in  ihrer  glied- 
mäßigen Stellung  verfassungsmäßige  Kompetenzen,  welche 
subjektives  Recht  in  sich  schliessen.  Als  ständige  Träger 
cinch  besonders  organisirten  Stuckes  geiviciiihciiUchcr  Willens- 
macht haben  sie  ein  mehr  oder  minder  geschütztes  Recht 
und  eine  mehr  oder  minder  erzwingbare  Pflicht  aut  Aus- 
übung bestimmter  Funktionen  des  Verbandsganzen  und  auf 
Vertretung  von  Rechten  desselben  gegen  andere  Organe, 
gegen  die  eignen  jedesmaligen  Organglieder  und  gegen  dritte 
Personen*.  Dabei  begegnen  je  nach  der  äusseren  Stellung 
und  inneren  Bildung  des  Organs  mannichfach  verschieden- 
artige Rechtsverhälmisse,  bei  denen  die  typischen  Formen 
der  gemeinheitlichen  und  gliedmäßigen  Beziehungen  juristi- 
scher Personen  in  veränderter  Bedeutung  wiederkehrend 
So  lässt  sich  auch  diesen  Theileinheiten  gesellschaftlicher 
Körper  eine  .su^uih  eciiiliclie  beziehungsweise  ötientlich- 
rechiliclie  Persönlichkeit  nicht  absprechen*.  Dieselbe  besteht 


selbe,  wennschon  keine  juristische  Person  für  sich,  doch  als  hskalische 
Station  Repräsentantin  des  Fiskus  sei. 

*  Weder  der  Würden  und  Ämter  als  solcher  (wie  Blnntschli  5  44 
will),  noch  der  successiven  Mehrheit  der  Inhaber  (wie  Seuffert  %  50  u. 
Wmdscheid  S  S7  N.  3  annehmen).  Vgl.  Erk.  der  Hall.  Juristenfak.  f.  Jena 
V.  9.  Märs  67  b.  Seuif.  Bd.  34  N.  106  S.  168—169. 

'  .Auch  die  sog.  »Autononiie«  der  parlamentarischen  Körper- 
schaften ist  kein  eignes  gcmcinheitliches  Recht,  sondern  selbständig  ge- 
übtes staatliches  Recht. 

3  Vgl.  meinen  Auisatz  über  Laband  S.  47—49. 

4  Vgl.  a.  a.  O.  S.  45—44. 

i  So  sagt  auch  das  O.  A.  G.  München  im  JErk.  v.  9.  Apr.  67 
Seuff.  Bd.  32  N.  246:  eine  Behörde  des  Staats  oder  der  Kirche  sei  keine 
juristische  Person,  jedoch  insofern  eine  korporative  Ezistem,  »als  ihnen 

eine  Staats-  oder  kirchcnrechtliche»  auf  das  Gebiet  des  öffentlichen  Rechts 
beschränkte  Persönlichkeit  zukommtc  Ebenso  lässt  das  R.  G.  im  Erk,  v. 
7.  Nov.  82  C.  S.  Bd.  8  N.  S7  S.  226—229        Civilklage  g^en  eine 
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indcss  als  blose  Or^ant^er sönlichkeit  in  keiner  Richtung  für 
sich,  sondern  erscheint  durchweg  nur  als  relativ  verselb- 
ständigtes  Element  innerhalb  der  Willensorganisation  einer 
vollen  Verbandspersdnlichkeit. 

n.  Einheit  und  Vielheit  in  der  Geaammtheit. 

I.  Die  so  den  Verbandspersonen  zugänglichen  Rechte 
und  Pflichten  bilden  die  Elemente,  aus  denen  sich  die  Rechts- 
Sphären  der  socialen  Wiüensänheiten  zusammensetzen.  Denn 
wenn  in  einem  konkreten  Falle  eine  Körperschaft  als  solche 
berechtigt  oder  verpflichtet  ist,  so  hat  dies  eben  die  Bedeu* 
tung,  dass  der  den  körperschaftlichen  oder  anstaltlichen  Or- 
ganismus dm  chhcrrschende  einheitliche  Wille  durch  das 
objektive  Recht  als  dürfend  oder  sollend  determinirt  ist. 

In  demselben  Umfange,  in  welchem  auf  diese  Weise  die 
Rechtssphäre  einer  socialen  Einheit  gesetzt  worden  ist,  wird 
nothwendig  die  Rechtssphäre  der  in  ihr  verbundenen  Helheit 
verneint.  Ist  die  Verbandsperson  Subjekt  von  Rechten  und 
Pflichten,  so  kann  das  Subjekt  dieser  Rechte  und  Pflichten 
keine  andere  Person  sein.  Alle  Glieder  und  Organe  des  Ver- 
bandes alsi)  sind  insoweit,  als  sie  überhaupt  Personen  sind, 
nicht  Subjekte  der  Rechtssphäre  des  Verbandsganzen,  son- 
dern Subjekte  davon  unterschiedener  Rechtsspharen.  Auf 
dieser  nach  aussen  und  nach  innen  durchgreifenden  Unter- 
scheidung von  Einheitsrecht  und  Vielheitsrecht  beruht  der 
ganze  Begriff  der  juristischen  Person.  Mit  ihr  steht  und 
fällt  der  Aufbau  eines  Socialrechts  über  dem  Individualrecht. 

Polizeibehörde  zu,  weil  dieselbe  trotz  ihrer  Vermögcnsuiifähigkcit  ab 
selbständige  Processpnrtci  den  Staat  zu  vertreten  habe.  Auch  das  A.  G. 
Celle  im  I'>k.  v.  ii.  Febr.  69  Seuff.  Bd.  22  N.  2Tt  nimmt  die  Fähigkeit 
einer  gerichtlichen  HeliörJc  nn.  den  Fiskus  nls  selbständige  Processpartei 
zu  vertreten.  Hierauf  beruht  die  Möglichkcii  der  Gleichstellung  von 
Beh&rden  und  gesetzgebenden  Venammlimgen  mit  Körpersdiaften  be- 
sQglich  des  strafrechtlichen  Schuues  gegen  Beleidigung ;  vgl.  oben  S.  147 
N.  2.  —  Vgl.  auch  Bdxe  S.  i)4<-i)8. 
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In  ihr  wurzeln  die  obersten  Sätze  des  Körperschaftsrechts, 
welche  im  Fortscliritt  der  Rechtsgescbichte  zum  Gemeingut 
aller  volleniwickelien  Rechtssysteme  geworden  sind'. 

Allein  diese  Unterscheidung  bedeutet  keineswegs  in  jedem 
Fälle  das  gleiche  Maß  und  die  gleiche  Art  von  Trennung  der 
beiderseitigen  Rechtssphären,  verträgt  sich  vielmehr  mit  den 
mannigfachsten  Formen  einer  in  der  Trennung  festgehaltenen 
Verhinäm^.  Die  herrschende  romanistische  Theorie  übersieht 
liiLS  hcilicl)  nocli  iieute.  Sie  lässt  zwischen  den  Verbands- 
per!>i)nen  und  den  durch  sie  verbundenen  Personen,  wie  immer 
ihre  Rehuion  jenseits  der  Rechtsordnung  zu  denken  sein  mag, 
im  Rechts£,'ebiet  durchweg  dasselbe  Trenniingsverhältniss  wie 
zwischen  unverbundenen  Personen  walten,  eine  Verbindung 
daher  nur  in  derselben  Weise  wie  zwischen  beliebigen  ein- 
ander von  Hause  aus  fremden  Rechtssubjekten  vorkommen. 
Dieser  Lehre,  welche  bei  ihrer  imposanten  Einfachheit  sicher- 
lich den  Triumph  verdiente,  wenn  sie  nur  nicht  so  erstaunlich 
denThatsachen  des  Rechtslebens  Hohn  spräche,  galt  und  gilt 
in  erster  Linie  der  Angriff  der  Genossenschaftstheorie!  In 
der  That  ist  sie  nur  der  vollkommen  adaequate  Ausdruck  jener 
individuahstisch-niechanischen  Gesaniniranschauun^,  welche 
für  die  Verbandsperson  nur  den  Begriff  und  die  Stellung  eines 
fmgirten  Individuums  oder  eines  irgendwie  das  fehlende  Indi- 
viduum vertretenden  Lückenbüssers  übrig  hat*.   Sie  bricht 

'  Diese  Saue  bedurtcn  hier  keiner  nalieren  Darlegung:  wie  sie  in 
der  Theorie  unbestritten  sind,  werden  sie  vor  der  Praxis  täglich  ange- 
wandt. Vgl.  E.  B.  Besehl.  des  R.  G.  v.  28.  Apr.  82  C.  S.  Bd.  7  N.  92 
S.  )ti>-|i):  keine  Unfähigkeit  der  Richter  zur  Ausübung  des  Richter« 

amts,  weil  sie  Mitglieder  einer  als  Processpartei  auftretenden  juristischen 
Person  (hier  der  » All^iemcinen  Versorgungsanstah  des  Grossh.  Baden«) 
sind.  Ferner  die  Lrtheile,  welche  die  Zeugnissfnhif^keit  der  Einzelnen  in 
Processen  ihrer  Körperschaft  anerkennen,  sofern  dieselben  nicht  unmittelbar 
zugleich  in  ihren  Sondennteressen  berührt  werden  oder  als  Processorgane 
vom  Zeugniss  ausgeschlossen  sind;  vgl.  Seuflf.  Bd.  i  N.  372,  Bd. 6  N.  70 
u.  71,  Bd.  9  N.  91,  Bd.  17  N.  164,  Bd.  20  N.  192,  Bd.  24  N.  281,  Eric, 
des  R.G.  V.  I.  Okt.  80  C.  S.  Bd.  2  N.  112  S.  400  (Seuff.  Bd.  37  N.  16$). 

*  Darum  ist  diese  Lehre  historisch  berechtigt  für  das  reine  römische 
Pnvatrecht,  historisch  unberechtigt  für  das  heutige  deutsche  Privatrecht, 
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daliegen  sofort  ziisnmmcn,  wenn  die  Persönlichkeit  der  Ver- 
bände kein  denselben  von  aussen  angedichteter  Schein,  son- 
dern eine  als  Rechtsbegriff  gefasste  innere  Eigenschaft  ihres 
Wesens  ist.  Denn  dann  kann  auch  auf  dem  Rechtsgebiet  das 
social-organische  Wesen  der  Verbandspersonen  nicht  einfach 
verschwinden.  Vielmehr  wird  dasselbe  zwar  in  gewissen 
Verhältnissen  als  juristisch  unerheblich  zurücktreten,  weil 
dabei  die  Gemeinwesen  nur  die  Gekung  der  Einzelwesen 
haben,  dagegen  in  anderen  Verhältnissen  juristische  Bedeu* 
tung  gewinnen,  weil  dabei  die  Eigenschaft  der  Gemeinwesen 
als  zusammengesetzter  Ganzen  zur  Geltung  kommt.  Und 
hiernach  wird  das  Verhilltniss  von  Trennung  und  Wrbui- 
dung  zwisclien  den  Ree'htssphären  der  Einheit  und  der  Viel- 
heit in  der  Gesammtheit  sich  ungleichartig  gestalten. 

Im  Allgemeinen  lassen  sich  in  dieser  Hinsicht  drei  Typen 
von  Rechtsbeziehungen  zwischen  einer  Verbandsperson  und 
den  in  ihr  verbundenen  Personen  unterscheiden:  der  orga- 
nische Zusammenhang  der  betheiligten  Subjekte  wird  ent- 
weder durchweg  ignorin  oder  durchweg  in  Betracht  gezogen 
oder  theilweise  ignorirt  und  theilweise  in  Betracht  gezogen. 

II.  Beziehungen  der  ersten  Art  walten  im  Bereiche  des 
feinen  Individualrechts,  dessen  Träger  eben  Einzelpersonen 
und  \  ci bandspersonen  als  in  sich  geschlossene  und  selb- 
ständige Willenseinheiten  sind,  als  welche  sie  vermöge  iiirer 
rechtlich  anerkannten  Freiheit  unter  Abstraktion  von  den 
socialen  Willenszusammcnhängen  vorgestellt  werden. 

Jeder  Verband  belässt  heute  den  verbundenen  Personen 
eine  verbandsfreie  Individualsphäre.  Der  Staat  selbst  nimmt 
die  Persönlichkeit  seiner  Glieder  nur  zu  einem  begrenzten 
Theü  für  sich  in  Anspruch  und  garantirt  darüber  hinaus  den 
Einzelnen  und  den  Verbänden  ein  seiner  Machtsphäre  ent-' 
rücktes  Gebiet  rechtlicher  Willensmacht.  Seine  Stellung  zu 
den  Individualsphären  ist  freilich  dadurch  besonders  geartet, 

gescliichtüch  und  logisch  unmöglich  für  das  öffentliche  Recht.  Vgl.  mein 
Genosscnschaftsr.  und  die  Bemerkungen  in  mdnem  Auisatt  über  La> 
band  S.  30  ff. 
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dass  er  als  souveräner  Gestaltgeber  der  Rechtsordnung  einer- 
seits selbst  ohne  jede  äussere  Gebundenheit  über  deren  Gren- 
zen zu  befinden  hat  und  andrerseits  sich  überall  ein  letztes 
Hohettsrecht  vorbehält Allein  gleichwohl  erscheinen  kraft 
seiner  eignen  Deklaration  die  Freibeitssphären,  wie  er  sie 
Lntc:'  i,^n)  inneren  Zwange  der  Rechtsidee  zur  Zeit  <^c;>Ltzt 
und  nmheirt  hat,  als  Beliälter  eines  vom  Staatsverbande  nicht 
ergnitciien  Individualrechts.  Um  so  weniger  wird  in  den 
nichtsouveränen  \'crbaadea  die  IndividuaUechtsfähigkeit  durch 
Mitgliedschaft  oder  Organschaft  aufgesogen.  Die  £r$treckung 
eines  Genossenschaftsverhältnisses  auf  die  gesammte  Persön- 
Gchkeit  ist  in  der  Gegenwart  sogar  rechtlich  unmöglich,  weil 
die  moderne  staatliche  Rechtsordnung  der  ipdividuellen  Frei- 
beitssphäre  des  Einzehien  einen  absoluten  Schutz  gewährt*. 

Insoweit  nun  einem  Verbände  seine  Glieder  und  Organe 
als  gleichzeitige  Trager  verbandsfreier  Individualsphären 
gegenüberstehen,  kommt  der  organische  Zusammenhang  der 
Subjekte  ruhllich  mcht  in  Betracht. 

Darum  enden  die  gemeinbeitlicben  und  gliedmäßigen  Be^ 
^iehungm  an  dem  Punkte,  an  welchem  die  dem  Verbands- 
recht entzogenen  Verhältnisse  beginnen.  Wenn  die  Gesammt- 
porsdnlichkeit  bei  der  Bethätigung  ihres  Gemeinlebens  darüber 

'  Darum  kommen  hier  gewisse  Kategorien  von  Rechtsbeziehungen 
ruTbchc!!  Fvnheit  und  Vielheit  vor,  welche  bei  anderen  Verbänden  fehlen. 
Es  giebt  M  igÜedschafisrechte  aut"  ein  verfassungsmäßi«:  ?!ugesichenes 
Maß  von  \  crbandstVeihcit  (vgl.  über  die  Natur  der  »Grundrechte«  meinen 
Aufsatz  über  Laband  S.  36  ti.).  Und  es  giebt  gemeinhciüichc  Rcciitc 
auf  besiininitc  E;ngnlTe  in  die  freien  Individualsphären  der  Mitglieder. 

'  Da  ein  Verzicht  nuf  die  hidividualpersönlicl^keit  nach  heutigem 
Recht  wirkungslos  ist,  so  erscheuu  auch  der  Eintritt  in  einen  Monchs- 
odcr  Nonnenorden,  wennschon  er  nach  Ürdeusrcchi  dic^ca  Chaia^icr 
tut,  ru^u  Maaiiidicin  Recht  nidit  mehr  als  Absorption  der  Individual- 
pcr»üQüciiJ(cit  dtuch  die  Verbandsmt^ÜedscIuifi.  Doch  besteht  in  der 
Aanafame  des  »börgerUchen  Todes«  während  der  Dauer  einer  derartigen 
Nilgliedschaft  ein  starker  Rest  von  bürgerlicher  Wirkung  dieser  das 
Jafividualrecht  n^irenden  Genossenschatts Verhältnisse.  Vgl.  5IpW«  I 
f     2.  j ;  DiTHburg  l  %  4/a\  Roth  X>,  P.-R.  «  70  2-  5- 
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hinausf^reift,  so  vcrlcizi  sie  nicht  blos  ein  in  ihrer  eii^ncn 
Lebensordnung  begründetes  gliedmäßiges  Recht,  sondern 
das  Recht  fremder  Persönlichkeit.  Für  jede  Körperschafts- 
gewalt bilden  daher  die  freien  Individualsphären  ihrer  Glie- 
der und  Organe  unantastbare  Herrschaftsgebiete  selbständiger 
Wülenstrager,  welche  hierbei  dem  Gemeinwesen,  das  sie  in 
anderer  Hinsicht  einschliesst,  als  in  sich  abgeschlossene  Voll- 
personen  auf  gleicher  Linie  entgegentreten Die  Staats- 
gewalt selbst  hat  das  Privatrecht  der  Staaisgenossen,  so  lange 
sie  nicht  etwa  kraft  ihrer  Souvcränetät  einen  bis  dahin  freien 
Bestandtheil  desselben  in  den  Bereich  des  staatlichen  Zu- 
sammenhanges hineinzieht,  als  das  Recht  einer  in  diesen 
Grenzen  dem  Staate  fremden  Persönlichkeit  zu  achten  ^ 
Mithin  stehen  auch  dem  Staate  als  Subjekt  von  Hoheits- 
rechten die  Einzelnen  und  die  Verbände  als  Subjekte  von 
Individualsphären  in  voller  Selbständigkeit  und  Ebenbürtig- 
keii  gegenüber^  Und  wenn  ein  Streit  darüber  geführt  wird, 
ob  in  einem  konkreten  I-alle  seitens  eines  Staatsorganes  bei 
der  Ausübung  der  öffentlichen  Gewalt  unter  Überschreitung 
der  gesetzlich  tixirten  Grenzen  derselben  in  ein  reines  Privat- 
recht  eingegriffen  ist,  so  treten  der  Staat  als  Staat  und  die 


'  Sie  können  daher  auch  dne  formgerechte  statutarische  Satzung, 
welche  in  ihr  freies  Individualrecht  eingreift,  ab  eine  in  diesem  Punltte 
fiir  sie  schlechdiin  unverbindliche  fremde  Handlung  abldincD.  VergL 

Erk.  des  R.  G.  V.  24.  Febr.  85  C  S.  Bd.  10  N  57  S.  128  ff.:  ein  städti- 
sches Statut  beseitigt  durch  Einfuhrung  neuer  Beschränkungen  des  Eigen* 
thunis  an  Wiesen  zu  Gunsten  der  darauf  für  die  städtische  Herde  be- 
gründeten Nachhut  weder  die  bisher  freien  Eigenthunisbel'ugnisse  noch 
auch  den  daran  erworbenen  Besitz.  Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  27.  Mai 
7S  SeuH.  Bd.  ji  N.  198:  Nichtigkeit  der  Satzungen  einer  Schkuscnkoni- 
mune,  insofern  darin  ein  Eingriff  iu  das  Privateigenthum  der  Genossen  liegt. 

*■  Inso^'dt  steht  der  Staat  dem  Privatredit  seiner  Unterthanen  nicht 
anders  gegenüber,  als  dem  Privatiecht  der  Unterthanen  eines  fremden 
Staats.  Oer  Unterschied  beginnt  erst,  wo  die  dem  Privatrecht  durch  das 
öffentliche  Recht  gezogenen  Grenzen  anfangen. 

1  Ohne  diese  schon  von  den  Römern  ausgebildete  Auffassung  gäbe 
es  kein  ecliies  Privatrecht,  sondern  höchstens  ein  den  jura  singulorum  in 
universitate  analoges  staatsbürgerliches  Sonderrecht. 
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Staatsgenossen  als  Individualsubjekte  einander  als  un verbun- 
dene Paneien  entgegen*.  Hiermit  ist  freilich  hckH  keines^ 
wegs  die  weitere  Frage  beantwonet,  ob  und  inwiefern  zur 
Entscheidung  solcher  Streitigkeiten  die  ordentlichen  Gerichte 
oder  vielmehr  die  Verwaltungsbehörden  und  neuerdings  die 
Verwaltungsgerichte  berufen  sind*. 


'  Als  solche  können  sie  nicht  Wo-?  vor  Gcrichf^höfcn  des  ötTent- 
Uchcn  Rechts,  sondern  auch  vor  den  ordetulichcn  Civilgerichten  einander 
entgegentreten.  So  führt  das  R.  G.  im  Eric.  v.  7.  Nov.  8.^  C.  S.  Bd.  8 
K.  57  S.  226-229  aus,  dass  im  Falle  der  Anfechtung  einer  Polizeiver- 
fügung mit  einer  auf  Befreiung  von  der  dadurch  auferlegten  \'crptlich- 
tung  gerichteten  Civilklage  auf  Grund  des  Preuss.  Ges.  v.  11.  Mai  1842 
%  2  »der  Staat  als  Staat«  Processpartei  sei  und  als  solcher  durch  die 
verfugende  Behörde  ebenso  vertreten  werde,  wie  sonst  der  Fiskus  durch 
die  handelnde  Ein/tlbeliörde.  Übrigens  steht  auch  bei  manchen  Processen 
mit  dem  Fiskus  zugleich  der  Staat  als  Staat  vor  dem  Civilrichter  /m 
Recht.  So  2.  B.  bei  jeder  Entschädigung^klage  gegen  den  Fiskus  .ujs 
Amtshandlungen  von  Staatsbeamten;  vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  10.  Juni  81 
C.  S.  Bd.  s  N.  10  S.  48—50. 

*  Selbst  wenn  man  als  feststehend  annimmt,  dass  nach  heutigem 
Recht  im  Zweifel  jede  pnvairethüidte  Streitsache  vor  die  ordentlichen 
Gerichte  gehört  und  jede  dffentUchreditUcbe  ihnen  ent«^fen  ist,  ergiebt 

sich  ein  verschiedenes  Resultat,  jcnachdem  bei  dem  angeblichen  Ein  griff 
der  öffentlichen  Gewalt  in  das  freie  Privatrecht  vom  verletzten  Individual- 
recht oder  vom  bestrittenen  i;;emeinlicitlichen  Rocht  ausge£r.tn::en  wird. 
Unter  dem  (»csicht^punktc  des  Scluit/es  der  Privatrechte  blieb  in  man- 
chen dcutsciicn  l.andcrn  der  Rechtsweg  in  dcrariigen  Streit^>achen  weit 
geöffnet;  vgl.  Bahr,  der  Rechtsstaat  S.  142  ff.,  G.  Meyer,  Staatsr.  §  i8o 
N.  17,  Verwaltungsr.  I  §  9  N.  7.  Dagegen  haben  die  meisten  Landes- 
rechte  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Entsdieidung  über  dn  Grenzen  der 
Slaatsge>^'alt  die  Kompetenz  der  Civilgerichte  regelmäßig  negirt,  wo 
Organe  der  öffentlichen  Gewalt  als  solche  gehandelt  haben,  und  tjewähren 
nur  in  mehr  oder  minder  zahlreichen  Ausnahmefällen  aus  behördlichen  Ein- 
gritfen  in  das  Privatei,i»enthum  eine  ( jvilk!.iu:e  yet^eii  den  Staat  oder  d^vli 
eine  verniügetisrecluliche  Hntschadigungs-  oder  Rückforderungsklagc  gegen 
den  Fiskus ;  vgl,  bes.  Preuss.  Ver.  v.  a6.  0ec.  1808  §  56  ff.,  Ges.  v. 
II.  Mai  42,  Ges.  v.  24.  Mai  61;  Sachs.  Ges.  v.  28.  Jan.  3;  §  7  u.  10; 
5tfrntff,  das  öff.  R.  u.  die  Verwahungspflege  $  15  AT.;  £•  Uömi^  a.  a.O. 
§  200.  Insoweit  CS  nun  aber  an  positiven  Bestimmungen  fehlt,  hat  das 
Kdch^erichl  konstant  das  Princip  der  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  auf- 
recht erhalten.  Vgl.  die  in  der  vor.  Anm.  angel'.  Entscheidungen.  Femer 
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Bei  dieser  durchgehenden  Trennung  von  Einheit  und 
Vielheit  bleibt  in  dem  davon  betrotienen  Bereich  eine  k'er- 
binäung  zwischen  der  Verbandsperson  und  den  verbundenen 
Personen  nur  in  der  Form  individualrechüicher  ße:;übuttgm 
möglich.  Dieselben  erwachsen  hier  aus  denselben  besonderen 
Titeln,  aus  welchen  sie  die  Rechtsordnung  zwischen  belie- 
big,'cn  imverbundenen  Personen  hervorgehen  lässt.  Sie  nehmen 
d.idui\;li,  dass  iiirc  Subjekte  ausserdem  organisch  verbunden 
sind,  nichts  von  den  Eijzenschaften  des  Sociahcchts  an,  son- 
dern verharren  im  Ralunen  der  dem  Individualrecht  allein 
bekannten  äusserlichen  und  (wenn  das  Wort  gesuttet  ist) 


Erk.  V.  1).  Marz  82  C.  S.  Bd.  6  N.  57  S.  204  —  200:  nach  gcuicincm 
Recht  ist  der  Rechtsweg  bei  jedem  von  einer  Polizeibehörde  unter  Über- 
schreitung der  objektiven  Grenzen  ihrer  Amtsbefugnisse  begangenen  Ein- 
griff in  das  Privateigenthum  (hier  Verbot  des  Au£»teUens  von  Wagen 
auf  einem  unrichtig  xur  öffentlichen  Strasse  gerechneten  Grundstück) 
zulässig.    Sodann  Erk.  v.  1.  Juli  Si  C.  S  Bd.  J  N.  9  S.  J4— }8:  wegen 
ungesetzlich  erhobener  Zölle  ist  der  Heclusweg  nach  allgemeinen  staats- 
rechtlichen Grunds:it/cn  imbedingt  nilSssig ;  mithin  kann  gegen  den 
Reichshskus  der  von  einer  Koichsbchori-lc  (hier  dem  kais.  Haupt/olhinu 
zu  Bremen)  ungesetzlich  erhobene  Zoll,  iiisoternc  nicht  blos  eine  unrich- 
tige Subsunuion  einer  Waare  unter  eine  Tari{poi.itiün  bchaupcei  wird 
{§  12  des  Ges.  v,  1.  Juli  69),  mit  einer  Civilklage  zurückgefordert  wer- 
den; nicht  dagegen  aus  der  Zollerhebung  einer  preussischen  Behörde 
gegen  den  preussischen  Fiskus,  weil  hier  die  RQckibrderungsklage  posi- 
tivrechtlich  nur  auf  Befreiung  aus  Vertrag,  Privileg  oder  Verjährung 
oder  auf  bereits  erfolgte  Tilgung  gestützt  werden  kann.  Vgl.  auch  Erk. 
V,  I.  Apr.  80  b.  Sarury  a.  a.  O.  S.  $82  —  585.    Das  R.  G.  schliesst  sich 
hierbei  einer  verbreiteten  älteren  Praxis  .in  (vr;l  /.  B.  Seuff.  Bd.  II  N.  95 
u.  296,  Bd.  17  N.  99.    Bd.  24  N.  j8.   HJ.       N.  179).    Den  cntge2:en- 
geseizten  Grundsatz  vertritt  in  Übereinstimmung  mit  der  Praxis  anderer 
Gerichte  (vgl.  bes.  Seuff.  Bd.  4  N.  251,  Bd.  ^  N.  61  n.  109,  Bd.  6  N.  252 
u.  235,  Bd.  8  N.  162,  Bd.  9  M  74,  Bd.  19  N.  187  u.  267)  das  Obst. 
L  G.  f.  Bayern  im  Erk.  v.  28,  Okt.  80  SeofL  Bd.      N.  64 :  der  Ein- 
griff in  das  Privateigenthum  (hier  zollamtliche  Schliessung  einer  Verbin> 
dungsthüre  zwischen  Brauhaus  und  Mühle,  um  Defraudationen  der  Mab« 
aufschlagsgebühr  zu  erschweren)  begründet  keine  Zuständigkeit  der  Ge. 
richte,  wenn  er  von  einer  \'erwaltungsbehörde  innerhalb  ihres  amtlichen 
Wirkungskreises  ausgeht.    Ebenso  S^^nvc^•  §  25  (unter  Polemik  gegen 
das  R.  G.^,  G.  Meyer,  Verwaltungsr.  I  §  12,  £.  Lomng  §  201. 
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mechanischen  Verknüpfungen.  Hier  nehmen  daher  in  der 
Tbat  der  Staat  als  Fiskus  und  die  Körperschaften  und  An- 
stalten als  juristische  Personen  ihren  Angehörigen  gegenüber 
nur  die  Geltung  von  Individuen  in  Anspruch',  die  Mitglieder 

der  Verbände  aber  erscheinLii,  m«icni  von  ihrer  Mitglied- 
schaft abstrahirt  wird,  ihren  eignen  Vcrbnndscinheiten  gegen- 
über als  »Dritte«  ^  Diese  Betrachtungsweise  ist  uns  dergestalt 
in  l'lcisch  und  Blut  übergegangen,  dass  in  Theorie  und 
Praxis  nicht  mehr  ihre  Begründung,  sondern  nur  noch  ihre 
Begrenzung  eine  Rolle  spielt. 

III.  Im  Gegensatz  hierzu  walten  im  Bereiche  des  reinen 
Soäalrechts  zwischen  den  Verbandspersonen  und  den  ver- 
bundenen Personen  lediglich  Beziehungen  der  :(weiten  An,  für 
welche  der  Zusammenhang  des  gesellschaftlichen  Körpers 
durchweg  bedingend  und  bestimmend  ist.  Hier  entsprechen 


'  Darum  ist  die  privatreclitliche  Natur  Jcr  aus  «solchen  Wrhältnisscn 
eru^achsenden  Streitigkeiten  allgemein  anerkannt  und  der  Kocinsv  eg  darin 
auch  gegen  den  Staat  und  die  öflentlichcn  Körperschaften  tiacii  deutschem 
Recht  unbedingt  lulässig,  wenn  nicht  einer  der  wenigen  positivrecht- 
lieben  Ausnahmefälle  vorli^t ;  vgl.  Sarwey  S.  298  ff.«  G.  Meyer  a.  a.  O. 
§  13,  B.  liömng  S.  797.  Bei  Privatrechtskörperschaften  sind  aus  gleichem 
Gnmde  derartige  Streitsachen  einer  etwaigen  sututarischen  Gerichtsbarkeit 
entaogen. 

'  Deshalb  gehören  bei  Rechtsgeschäften  mit  einer  Aktiengesellschaft 
oder  eingetragenen  Genossenschaft  auch  die  Mitglieder  zu  den  »dritten 
Personen«,  denen  gegenüber  die  unbeschrankte  und  unbeschränkbare  {ge- 
setzliche Vertretungsfunktiou  des  Vorstandes  eintritt ;  vgl.  Hrk.  des  R.  G. 
V.  II.  Mira  81  C.  S.  Bd.  4  K.  ao  S  72—7;.  (Dass  trotzdem  die  Ver- 
kiufe  der  Konsumvereine  an  die  Mitglieder  keine  Handelsgeschäfte  sind, 
wie  dies  das  R.  G.  im  Erk.  v.  24.  Okt.  81  Sr.  S.  ßd.  $  N.  )2  S.  1 12 
—  114  aus  dem  Mangel  eines  Erwerbsrweckes  richtig  folgert,  steht  hier- 
mit nicht  in  Widerspruch).  Ebenso  hat  Jas  R,  O.  H.  G.  die  Verträs»e 
einer  .^kticnajesellscliaft  mit  ihren  Ikanuen  und  selbst  den  Anstellun^^- 
vertrag  oder  Abstandsvertrag  mit  ihrem  Direktor  nach  den  Grundsätzen 
über  Vertrage  mit  dritten  Personen  beuriheilt  (Erk.  v.  14.  Mai  72  Bd.  6 
N.  27  S  140  ff.  u.  V.  t6.  Juni  74  Bd.  14  N.  37  S.  89  ff.),  während  es 
die  Bewilligung  einer  Remuneration  an  den  Vorsitxenden  durch  den 
Verwaltungsrath  als  inneren  Akt  angesehen  hat  (Erk.  v.  29.  Mai  7$ 
Bd.  19  N.  98  S.  3}4)- 
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den  gmeinheiüicbtn  Sphären  der  Verbandseinheiten  glUd- 
mäßige  S^hzTtn  ihrer  Theileinheitcn.  Beiderlei  Sphären  aber 
sind  nicht  princtpiell  getrennt,  sondern  hängen  von  einander 

ab  und  ergänzen  einander  zur  Totalität. 

Auch  hier  handelt  es  sich  um  u-irklirhc  Rechtsveihdlt- 
uissc.  Weil  die  innere  Lebensordnung  jedes  (Gemeinwesens 
objektives  Recht  ist,  sind  die  damit  gesetzten  Beziehungen 
zwischen  Einheit  und  Vielheit  desselben  Ganzen  subjektives 
Recht'.  Es  giebt  nicht  blos  Rechte,  sondern  auch  Pflichten 
der  Verbände  gegen  ihre  Glieder  und  Organe,  und  nicht 
blos  Pflichten,  sondern  auch  Rechte  der  Glieder  und  Organe 
gegen  ihre  Verbände.  Kur  in  dem  Umfange,  in  welchem 
innerhalb  eines  zusammengesetzten  Willcnsorganismus  die 
einzehien  Willensfaktoren  im  Verlialtniss  zu  einander  und 
zu  der  aus  ihnen  resultirenden  Willenseinheit  als  Rechts- 
subjekte und  somit  als  Personen  anerkannt  sind,  hat  das 
Socialrecht  im  Allgemeinen  und  das  öflentÜche  Recht  ins- 
besondere die  Natur  des  Rechts. 

Allein  diese  Rechtsverhältnisse  sind  von  denen  des  rei- 
nen Individualrechts  specifisch  verschieden.  Denn  es  ist  ihnen 
wesenthch,  dass  die  in  ihnen  stehenden  Subjekte  nicht  als 
getrennte  und  in  sich  geschlossene  Personen  auf  gleiche 
Linie  gerückt,  sondern  als  organisch  zum  Ganzen  getilgte 
Personen  ungleicher  Ordnung  vorgestellt  werden.  Hier  treten 
die  Verbandspersonen  als  Gesammtpersonen  und  die  in  ihnen 
enthaltenen  Verbands-  und  Einzelpersonen  als  mannichfach 
abgestufte  Gliedpersonen  und  Organpersonen  auf.  Darum 
werden  die  Rechte  und  Pflichten  dieser  Gattung  nicht  durch 
individualrechtliche  Titel,  sondern  entweder  unmittelbar  durch 
das  Verfiissungsrccht  des  Verbandes  oder  diuch  die  verfas- 
sungsmäßig mit  solcher  Kraft  ausgcriisicien  \\)rgänge  des 
Verbandslebens  begründet.  Und  darum  bleiben  sie  Bestand- 
theile  eines  verfassungsmäßig  zusammengehörigen  Inbegriffs 
von  Rechtssphären.  Dies  zeigt  sich  nach  aussen  in  den  von 

»  Vgl.  meinen  Aufsat«  über  Laband  S,  J4  ff. 
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der  individualrechtlichen  Stellvertretung  verschiedenen  Re- 
prisentationsvcrhältnissen,  kraft  deren  die  gemeinheitliche 

Sphäre  der  \'cri\mdspcrson  Dritten  L;e£^enübcr  die  i^licJ' 
niaßiizen  Sphären  miienthält  und  deckt,  jode  glicdni.il>i^c 
Sphäre  aber  zugleicli  einen  bestimmten  Tlieil  der  i^cmein- 
hciiiicben  Sphäre  darzustellen  beruten  ist.  Nach  innen  tritt 
CS  vor  Allem  in  Verhähnissen  von  Über-  und  Unterordnung 
hervor,  welche  in  der  Unterwerfung  aller  gliedmäßigen 
Sphären  unter  die  gemeinheitliche  Sphäre  gipfeln.  Ja  zu- 
letzt stehen  die  Rechte  der  Glieder  und  Organe  als  solcher, 
da  sie  nur  um  des  Ganzen  willen  da  sind,  zur  freien  Verfii- 
gung  des  das  Ganze  durchherrschenden  einheiiHchen  Willens. 
Sie  sind  zwar  w.iiirend  ihres  Bestandes  auch  dem  Ganzen 
ge^eaüb^r  wirkliche  Rechte:  allein  ihr  Bestand  ist  nur  durch 
die  innere  Lebensordnung  des  Gemeinwesens,  nicht  gegen 
dieselbe  gesichert. 

Hiernach  sind  die  Rechtsverhältnisse  dieser  Gattung 
auch  bezüglich  des  ihnen  gewährten  Rechtsschut:(es  eigen- 
thümÜch  gestellt.  Sie  sind  an  sich  des  Rechtsschutzes  durch- 
aus Uiiii:.  Allein  sie  kennen  den  Rechtsschul/  nur  nach 
Maßgabe  des  besonderen  Verfassungsrechts,  in  welchem  sie 
wurzeln,  und  niemals  gegen  die  verfiissungsmäßigen  Lebens- 
aktionen des  V'erbandes  geniessen.  Somit  können  sich  Ge- 
meinheiten und  ihre  Glieder  und  Organe  in  Rechtsstreitig- 
keiten des  reinen  Socialrechts  als  Parteien  entgegentreten, 
bleiben  aber  auch  hierbei  Träger  von  Willensmomenten 
desselben  gesellschaftlichen  Organismus.  In  den  mannich- 
tacbsicii  Kunibinationen  sind  Processe  über  bestrittene  oder 
behauptete  Mitgliedschaft,  über  den  Umfang  der  Mitglied- 
schaftsrechte und  Mitghedscliaitsptlichten,  über  verweigerte 
oder  auigenöthigte  Organsteilung,  über  die  Kompetenzgrenzen 
rwischen  verschiedenen  Organen,  über  die  Wirksamkeit  von 
Beschlüssen  und  Anordnungen  denkbar.  Immer  jedoch  kann 
dk  richterliche  Hülfe  nur  insofern  angerufen  werden,  als  die 
verfassungsmäßige  Einordnung  der  Glieder  und  Organe  in 
Jas  Gemeinwesen  dafür  Kaum  lässt.  Wo  daher  der  einheit- 
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liehe  Verbandswille  sich  innerhalb  der  gemeinheitlichen 
Sphäre  durch  das  verfassungsmäßige  Organ  in  verfassungs- 
mäßiger Form  bethätigt  hat,  ist  die  gerichtliche  Anfechtung 
eines  solchen  Aktes  durch  widerstrebende  Mitglieder  oder 

Organe  abgeschnitten,  wenn  niLiu  das  positive  Recht  sie 
ausnahmsweise  verstattet '. 

Die  cigcnthümliche  Beschaffenheit  der  hierher  gehörigen 
Streitsachen  findet  bei  den  öffenüichrecbtlichen  Verbänden 
darin  ihren  Ausdruck,  dass  ihnen  das  geltende  deutsche 
Recht  den  Weg  des  Gvilprocesses  principiell  verschliesst. 
Denn  sie  sind  ihrem  Begriff  nach  Streitigkeiten  des  öffent- 
lichen Rechts  und  falten  daher  nicht  unter  den  Begriff  der 
»bürgerlichen  Rechtsstreiiigkeitenc,  insofern  sie  nicht  etwa 
das  Landesrecht  spcciell  als  solche  qualificirt.  Deshalb  sinJ 
vor  Allem  die  Streitigkeiten,  in  welchen  gemeinheitliche  und 
gliedmäßige  Rechtsbeziehungen  des  inneren  Staatslebens  in 
Frage  stehen,  der  Kompetenz  der  ordentlichen  Gerichte  ent- 
zogenDas  gleiche  Princip  aber  ist  regelmässig  für  alle 
öffentlichrechtlichen  Körperschaften  und  Anstalten  durch- 
geführt ^  Dagegen  bilden  gerade  die  Streitsachen  dieser 
Gattung  einen  erheblichen  Bruchtheil  der  Fälle,  in  denen 
besondere  Gerichtshöfe  des  öffentlichen  Rechts  zur  RccUt- 


'  Eine  solche  Ausnahme  bildet  die  durch  das  Berggcs.  §  ii)— ii6 
jedem  Gcwerkcn  gewährte  Klage  auf  gerichtliche  Aufhebung  eines  Ge- 
werkschaftsbeschlusses, der  nicht  zum  Besten  der  Gewerkschaft  gereicht 

*  So  die  Verfassungsstreitigkeiten,  Erk.  des  R.  G.  v.  15.  Febr.  81 
C.  S.  Bd.  }  N.  117  S.  409  ff.  (Seuff.  Bd.  }6  N.  die  Kompetenx- 

Streitigkeiten  mit  Ausnahme  der  Frage  nach  der  Zulässigkeit  des  Rechts^ 
wcges  (Ger.  Verf.  Ges.  §  17);  die  Streitigkeiten  über  die  staatsbürger- 
lichen Rechte  und  Ptlichtcn  der  Einzelnen  und  der  Verbände. 

J  Vgl.  z.  H.  Hrk.  des  K.  G.  v.  25.  Nov.  79  C.  S.  Bd.  i  N  62 
S.  161  ff.,  V.  10.  Jan.  81  ib.  Bd.  5  N.  77  S.  270  ff.,  v.  20.  Sept.  80  ib. 
N.  6]  S.  221  ff..  V.  26.  Febr.  8?  ib.  Bd.  8  N.  70  S.  2&0  ff.,  des  Obst. 
L.  G.  L  Bayern  v.  51.  Juni  81  Seufl".  Bd.  37  N.  145;  des  O.  L.  G. 
Darmst,  v.  24.  Sept.  81  u.  jo.  Jan.  84  ib.  Bd.  58  N.  i6j  u.  ßd.  59 
N.  2)9  Doch  bestehen  manche  landesrechtliche  Ausnahmen;  vgl  i.  B. 
Erk.  des  R.  G.  v.  8.  Jan.  80  C.  S,  Bd.  i  N.  56  S.  140  ff.,  v.  24.  Juni  80 
ib.  Bd.  2  N.  68  S.  247  ff.,  v.  26.  Febr.  8)  ib.  Bd.  8  N.  70  S.  a8o  tf. 
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Sprechung  berufen  sind  *.  Und  liiermit  ist  der  Rechtscharakter 
der  in  der  Witlensorganisation  des  Staates  und  anderer  publi- 
cistischer  Körper  begründeten  Verhältnisse  zu  voller  Aner- 
kennung gelangt. 

Bei  privatrechtlichen  Körperschaften  und  Anstalten  aber 
grem  cnic  solche  Beschränkung  des  Rcchtswei^es  nicht  Platz. 
Vielmehr  sind  bei  ihnen  die  Streitigkeiten  über  die  Verhält- 
nisse der  Verbandseinheit  zu  ihren  Theilcinheiien,  da  sie 
einerseits  auch  hier  subjektives  Recht  betreffen,  andrerseits 
dieses  hier  als  Privatreclit  gewerthet  wird,  an  sich  als  »bür- 
gerliche Rechtsstreitigkeiten«  auf  den  Weg  des  Civilpro- 
cesses  verwiesen'.  Auch  bedarf  es  nicht  etwa  des  Nach- 
weises  eines  Vermögensinteresses,  um  die  Kompetenz  der 
ordentlichen  Gerichte  zu  begründen'.  Denn  das  Privatrecht 
deckt  sich  nicht  mit  dem  Vermögensrecht,  und  das  Recht, 
welches  kein  Vermögensrecht  ist,  entbehn  nicht  des  Rechts* 
Schutzes.  Dagegen  wird  allerdings  auch  hier  der  Rechtsweg 
durch  die  Schranken  eingecnut,  wcUac  das  Verfassungsrecht 
der  einzelnen  Verbände  der  Geltendniacliung  des  Theilwillens 
gegen  den  Gemeinwillen  setzt.  Darum  kann  das  Gericht  erst 


Solch«  Ausnahmen  berechtigen  aber  nicht,  das  Prineip  selbst  in  Frag« 
zu  stellen,  wie  dies  das  R.  G.  im  Erk.  v.  4.  Dec.  84  Bd.  12  69 

S.  286—287  thut. 

»  So  die  Wrfassungsgerichte  (G.  Meyer,  Staatsr.  ^  96  N,  1 5  u.  |-  1 12 
N.  7),  die  KonipeienzkoTitlikT*igcrichte  (Sivv.rx  n.  a.  O.  '1  71,  G.  Meyer 
a.  a.  O.  S  ^«  Schui^c,  ü.  Staatsr.  I  ^  194,  L,  Lonitig,  Vcrwaltungsr. 
l  202)  und  vor  Allem  die  Verwaliungsgerichie  {Saruey  a.  a.  O.  S.  404  ff., 
G,  Meyer,  Venn'altungsr.  S  Schule  a.  a,  O.  S  ^51»  l^^ing  a.  a.  O. 
S  206—207»  V.  Stengel,  Organis,  der  Preuss.  Verw.     7  u.  64  ri.). 

^  Die  C.  Pr.  O.  §  2j  bestimmt,  dass  in  solchen  Fällen  der  Gerichts- 
stand Act  Körpersdi.ift  nicht  blos  für  Klagen  gegen  dieselbe,  sondern 
auch  lur  ihre  Klagen  gegen  Mitglieder  als  solche  und  lür  Klagen  der 
Mitglieder  als  solcher  ge?en  einander  maßgebend  ist. 

3  Dies  meint  Siohbe  I  $  61  N.  4.  Ebenso  würde  dazu  die  An- 
nahme von  Sarwey  S.  loj  S,  u.  2S9  ff.,  E  Uning  $  201  II  und  Anderen 
nöthigen,  dass  ausser  den  Familienrechten  nur  Vermögensrechte  Gegen» 
stand  von  Privatrechtsstreitigkeiten  sein  können  Hiergegen  erkUrt  sich 
mit  Recht  das  R.  G.  im  Eric.  v.  4*  Dec.  84  fid.  12  S.  28}. 
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nach  Erschöpfung  dar  gesetzlich  oder  sututarisch  innerhalb 
des  Vereinslebens  gewiesenen  Wege  angerufen  werden*. 
Und  darum  ist  der  Rechtsweg  überhaupt  verschlossen,  wo 

eine  Verletzung  gliedmässiger  Rechte  oder  gemeinheitlicher 
Pflichten  durch  einen  Akt  bch.uiptet  wird,  in  welchem  nach 
gesetzlicher  oder  statutarischer  Norm  der  einheitliche  Ver- 
einswille in  der  Sphäre  seiner  Herrschalt  über  die  Glieder 
und  Organe  des  Vereins  zum  Ausdruck  kommt*.  Hiemach 
ist  z.  B.  eine  Klage  auf  Anerkennung  als  Mitglied  zwar  an 
sich  zulässig':  allein  da  an  sich  jeder  Verein  über  seinen 
Mitgliederbestand  frei  verfugen  darf,  kann  gegen  eine  vom 
zuständigen  Organ  in  gehöriger  Form  erfolgte  Zurück- 
weisung oder  Ausschliessung  richterliche  Hülfe  nicht  ange- 
rufen werden,  insofern  nicht  etwa  durch  Gesetz  oder  Statut 
ein  Individualrecht  auf  Zulassung  oder  doch  auf  Beibehaltung 
der  einmal  erworbenen  Mitgliedschaft  anerkannt  ist^.  Ebenso 


»  Vgl.  £.  Ii.  Uuiscil.  des  K.  O.  H.  G.  V.  7.  Mürz  77  Bd.  22  N.  2| 
S.  104  —  108;  auch  V,  2.  Juni  74  Bd.  14  N.  35  S.  82  ff.  (nach  Er- 
schöpfung der  statutarischen  Mittel,  d.  h.  hier  nach  erfolgloser  Berufuqg 
an  die  Generalversammlung). 

*  Vgl.  z.  B.  Erk.  des  R.  G.  v.  2$.  Sept.  80  C.  S.  Bd.  2  N.  82 
S.  311—516. 

'  Vgl.  Erk.  des  Ü.  Tr.  Berlin  v.  9.  Aug.  41  Bd.  7  S.  126  u.  v. 
27.  Ükt.  )2  Strieth.  Bd.  7  S.  292;  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  16.  Apr.  78 
Bd.  2^  S.  580  ff.  —  Ebenso  giebt  es  eine  Klage  aul  Feststellung  der 
NichUDitglicJschafT:  Hrk.  des  R.  G.  v.  2:;.  Dec.  8^  Scuff.  Bd.  59  N.  186 
S.  266—267.  Lud  umgekehrt  kann  eine  Körperschaft  auf  Feststellung 
der  xMitgliedschaft  oder  der  Nichtraitgliedschart  klagen. 

-t  Das  R.  O.  H.  G.  nimmt  B.  im  Erk.  v.  16.  Apr.  78  mit  Recht 
an,  dass  durch  $  )8  des  Genossenschaftsges.  das  Recht  der  eingetragenen 
Genossenschaften,  Mitglieder  aussuschliessen,  auf  den  Fall  des  Ehrver- 
lustes iiiui  die  ausserdem  im  St.mit  besonders  vorgesehenen  Fälle  be- 
schränkt ist.  Nach  dem  Pr.  A.  L.  R.  II,  6  5  44  «st  bei  /edcr  Korporation 
das  Recht  der  .\usstossung  von  MiiiJicJern  durch  die  Aufsicht  des 
Staats  und  die  Staatsgesetzc  beschranki,  weshalb  das  O.  Tr.  im  Erk.  v. 
27.  Okt.  32  a.  a.  Ü.  S.  297  einer  auf  Ausschluss  de:>  Rechtsweges  gegen 
den  Ausstossungsbeschluss  gcrichieteii  statutarischen  Bestimmung  die 
rechtliche  Wirkung  versagt  hat.  Vgl.  auch  die  gerichtlkhe  Kassation  des 
Ausschlusses»  eines  Mitgliedes  aus  einem  Leseverdn  b.  Sduiuherg,  Züricher 
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giebt  es  eine  Klage  auf  Einräumung  einer  rechtlich  begrün- 
deten Organstellung':  allein  die  in  gehöriger  Form  durch 
das  verfassungsmässig  berufene  Organ  vollzogene  Absetzung 
oder  Suspension  von  einer  körperschaftlichen  Funktion  ist 
wiederum  gerichtlich  nicht  anfechtbar,  falls  nicht  durch  Ge- 
hciz  oder  Statut  ein  Individiialrcclu  darauf  zugcbichcri  ist  \ 
Nach  dcinsclbcn  Princip  ist  die  Umstossung  eines  Mehr- 
heitsbeschlusses durch  die  Minderheit  im  Wei-c  des  Civil- 
prücesses  durchtührbar,  wenn  der  Beschliiss  als  gesetz-  oder 
Statuten  widrig  erwiesen  werden  kann :  dagegen  kann  der 
innerhalb  des  verfassungsmäßigen  Rahmens  formgerecht  zu 
Stande  gekommene  Beschluss  nur  angefochten  werden,  in- 
soweit durch  ihn  Individualrechte  verletzt  sind.  Ähnliche 
Gesichtspunkte  entscheiden  bei  privatrechtlichen  Stiftungen 
über  die  Frage,  in  welchem  Umfange  die  stiftungsmäßigen 
Ansprüche  von  Organen  und  Destinataren  gegen  die  Stiftung 
als  solche  durch  bürgerliche  Klagen  geschützt  sind'. 


Zcitsclir.  f.  Gcsetzg.  u.  Rcc!it^\vi>s.  I  S.  112.  Ahi^esehcn  von  bcsondLrcn 
Vorschriften  oUcr  VcrluiknUscn  aber  wird  man  Jen  PrivaircciUbkorper- 
schaften  die  endgültige  Entscheidung  über  die  Mitgliedscliaft  einrflumen 
mössen.  (Die  abweichende  Entsch.  des  R.  O.  H.  G.  v.  Okt.  76  Ed.  21 
S.  84  ff.  bezieht  sich  auf  eine  Gesellschaft.) 

'  \  g!  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  27.  Apr.  7$  Bd.  17  N.  28  S.  107 
—  114:  ein  rite  gewähltes,  aber  vom  Vcrw.iltuni^srnth  nicht  anerkanntes 
und  einberufenes  Vorstmidsmitirlied  ist  zur  Klage  uit  Aberkennung  und 
Einberufung  berechtii^t;  kann  nnch  S.  112  das  Matut  deu  Rechts- 

weg verschhessen;.  Vgl.  ib.  Bd.  14  S.  82  ff. 

'  Wenn  dies  für  Aktiengesellschaften  und  eingetragene  Genossen- 
schaften aus  H.  G.  B.  An.  227  u.  Genossenschaftsges.  $  17  folgt  (Erk. 
des  R.  O.  H.  G.  V.  2.  Juni  74  Bd.  14  N.  35  S.  82  ff.),  so  gilt  es  doch 
ebenso  für  jeden  Verein,  wie  dies  Jas  O.  L.  G.  Kiel  im  Erk.  v.  15.  Nov. 

SeutT.  Bd.  )9  N.  184  mit  Recht  annimmt.  Vgl.  Schweiz.  Obl.  R.  Art. 
647  u.  708. 

'  Alli'Lincin  wird  von  der  Praxis  ein  kl<it?bares  Privattecin  auf  An- 
erkennung der  Zugehörigkeit  /u  den  Siiliungsnueressentun  angenommen, 
hkraus  aber  ein  gerichtlich  verfolgbarer  Anspruch  auf  Stiftungsgenuss 
nur  insoweit  abgeleitet,  als  nicht  statutenmäßig  die  letzte  Entscheidung 
den  Stiftungsorganen  zusteht;  Erk.  des  O.  H.  G.  Mannheim  b.  Scutf. 
Bd.  I  N.  to6  (v.  13.  Okt.  43)  u.  N.  360;  Erk.  des  O.  A.  G.  Jena  ib. 
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IV.  Endlich  walten  Beziehungen  einer  dritten  Art 
zwischen  N^erbandspersonen  und  verbundenen  Personen  im 
Bereich  der  zahlreichen  Verhältnisse,  deren  Wesen  in  der 
Verflechtung  von  IndmduaSrecht  und  Socialrecbt  besteht.  Denn 
solche  Verhältnisse  werden  ihrer  Natur  nach  von  Normen 
beherrscht,  welche  den  organischen  Zusammenhang  der 
Subjekte  theils  als  erheblich  und  theils  als  unerheblich  setzen. 
Statt  der  bisher  dar^cleiiten  einfachen  Principien  gelten  hier 
verwickelterc  Kegeln,  welche  aus  einer  Mischung  der  in 
verschiedersariigen  Gebieten  wurzelnden  Grundsätze  resiil- 
tircn.  Dabei  ist  eine  unerschöpfliche  1  iilk-  von  Kombinatio- 
nen möglich!  Gerade  in  dem  Reichthum  der  vom  deutschen 
und  modernen  Recht  verwirklichten  Gebilde  dieses  Zwischen- 
gebiets beruhtdieScbwierigkeitderjenigenProbleme,  von  denen 
die  Genossenschaftstheorie  ihren  Ausgang  genommen  hat. 

Das  gemeinsame  Merkmal  derartiger  Rechtsverhältnisse, 
welche  man  als  Verhältnisse  des  körperschaftlichen  und  an- 
stMichen  Individualrechts  zusammenfassen  kann,  ist  ihre 
gleichzeitige  Zugehörigkeit  zu  einer  durch  Mitgliedschaft 
oder  Ortianschaft  begründeten  gliedmaßigen  Sphäre  und  zu 
der  davon  abhängigen  Sondersphäre.  Die  Hechte  und  Priich- 


Bd.  2  N  \  Erk.  des  O.  L.  G.  ClIIc  v.  20.  Juli  81  ib.  Bd.  W  259; 
Erk.  des  R.  G.  v,  11.  F(.hr.  Ö2  C.  S.  Bd.  9  N.  55;  vgl.  auch  Hrk.  des 
R.  G.  V.  25.  Nov.  7  )  ib.  Bd.  I  N.  j8.  Das  O.  Tr.  Berlin  hat  im  Erk. 
V.  12.  Scpi.  79  Seuii.  Bd.  55  N.  }oo  bei  einer  Familicnstiftung  auch  den 
zur  Zeit  zum  Gcnuss  nicht  berufenen  Familiengliedem  ein  klagbares  Redit 
eingeräumt,  von  den  Verwaltern  Einsicht  in  die  Verwaltung,  Stiftung»* 
mäßige  Führung  derselben  und  Rechnungslage  zu  fordern.  Unzureichend 
begründet  ist  die  Fr.tsch.  des  0.  Tr.  Stuttg.  v.  21.  Okt.  64  SeufT.  Bd.  2\ 
N.  170,  wonach  d.is  testamentarisch  begründete  Vcii^L-bungsrccht  einer 
gemeinnützigen  Stittung  kein  vor  dem  Civilt^ericht  vcrtblgbarcs  Privat- 
recht  sein  soll,  weil  solche  Stiftungen  in  \\  ürttemberg  uiiter  Aufsicht 
der  StaatsverwaltungsbehOrden  stehen;  vgl.  auch  Entsch.  v.  16.  Apr.  47 
b.  SeuC  Bd.  4  N.  2$t  S.  414,  wo  derselbe  Satz  för  jede  Stiftung  zu 
einem  öffentlichen  Zweck  damit  begründet  wird,  dass  dne  solche  Stiftung 
dem  öffentlichen  Recht  angehöre,  v  -ihrcnd  im  Erk.  v.  j.  Juli  45  ib. 
S.  413  bei  einer  Familienslifmng  der  Klage  auf  Zulassung  zur  Verwal' 
tung  stattgegeben  ist. 
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ten  dieser  Gruppe  unterscheiden  sich  also  von  freien  Son- 
derrechten und  Sonderpilichten  durch  ihre  socialrechtliche 
Gebundenheit  und  von  reinen  Mitgliedschaftsrechten  und 
Mitgtiedschaftspflichten  durch  einen  individualrechtlichen  Be- 
standtheil.  Sie  stehen  ihren  Subjekten  weder  ausschliesslich 
um  ihrer  selbst  willen  noch  ausschliesslich  um  des  Ganzen 
willen  zu,  vcicnu^en  vielmehr  in  sich  eine  zwiefache  Zweck- 
bestimmung. Bei  ötrciitlichrechtlichcn  \'crbändcn  ergiebt  sicii 
hieraus  eine  Einfügung  privatrechtlicher  Elemente  in  das 
ötTcntlichc  (bozw.  völkerrechtlicher  Elemente  in  das  staat- 
liche) Recht,  bei  privatrechthchen  Verbänden  eine  analoge 
Verknüpfung  des  individuellen  Privatrechts  mit  dem  gemein- 
heitlichen Privatrecht.  Diese  Doppeiseitigheit  des  Wesens 
aber  kann  an  verschiedenen  Punkten  und  in  verschiedener 
Weise  auftauchen.  So  können  für  Entstehung,  Bestand  und 
Aufhebung  derartiger  Rechtsverhältnisse  individualrechtliche 
Titel  neben  der  verfassungsmäßigen  Zuweisung  eine  Rolle 
spielen.  Sodann  vermag,  während  sie  in  ihrer  Eigenart  mit 
der  \'eib.indbzugehöri»4keit  oder  einer  besonderen  Stellung 
im  Verbände  stehen  und  fallen,  ihr  individualrechtlicher  ße- 
standtheil  diesen  Zusammenhang  als  nunmehr  freies  Indi- 
vidualrecht zu  überleben.  Nach  aussen  kann  auf  sie  das 
Prmcip  der  gemeinheitlichen  und  gliedmaßigen  Repräsen- 
tation eine  mehr  oder  minder  umfassende  Anwendung  fin- 
den, während  gleichzeitig  die  Möglichkeit  ihrer  selbständi- 
gen Venretung  durch  ihre  besonderen  Subjekte  gewahn 
bleibt.  Nach  innen  sind  sie  in  gewissem  Urninge  der  Herr- 
schaft des  einheitlichen  Verbandswillens  unterworfen,  dar- 
über hinaus  aber  derselben  verfassungsmäßig  entzogen. 
Ebenso  werden  Art  und  Maß  des  ihnen  gegen  den  Verband 
gewährten  Rechtsschutzes  je  nach  dem  Übergewicht  des 
socialrechtlichen  oder  des  individualrcchtlichen  Elementes 
ungleich  bestimmt,  so  dass  nanuntlich  auch  bezüglich  der 
Zulassung  des  Rechtsweges  gegen  den  Staat  und  andere 
öffentlichrechtliche  Gemeinheiten  gerade  hier  die  verschie- 
denartigsten Abgrenzungen  begegnen. 
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Wenn  nun  so  die  Rechtsverhältnisse  dieser  Gruppe  von 
einander  mannigfach  difFeriren,  so  können  wir  an  dieser 
Stelle  nicht  den  Versuch  unternehmen,  eine  erschöpfende 
Klassifikation  derselben  zu  entwerfen^  geschweige  denn 

die  bisher  höchst  unvollkommen  entwickelte  Theorie  der- 
selben vollständig  auszubauen.  Vielmehr  wollen  wir  nur  eine 
mehr  äusserliche  Übersicht  des  frai^lichen  Gebietes  sieben, 
um  einige  dahin  gehörige  Erscheinungen  naher  zu  betrach- 
ten, welche  die  gerichtliche  Praxis  beschäftigt  haben. 

I.  Wir  erwähnen  daher  nur  im  Vorübergehen  den  für 
das  heutige  Reichsstaatsrecht  wieder  so  wichtig  gewordenen 
Begriff  der  Sonderrechte  der  EinTielslaaien  im  :(usammengesef:^en 
Staat.  Es  sei  nur  bemerkt,  dass  den  Gliedstaaten  des  deut> 
sehen  Reichs  neben  ihrem  reinen  Mitghedsciiai Lsrecht  und 
ihrem  freien  Individualrecht  ein  mehrfach  abgestuftes  bundes- 
staatliches  Sonderrecht  zugeschrieben  werden  muss,  welches 
die  charakteristischen  Züge  des  körperschaftlichen  Individual- 
rechts aufweist.  Denn  zunächst  können,  sobald  der  Gedanke 
der  Einheit  der  Staatsgewalt  durchgeführt  wird,  die  der  Ge* 
sammtstaatssphäre  gegenüber  anerkannten  staatlichen  Sonder- 
Sphären,  obschon  sie  in  der  Bundesmitgliedschaft  nicht  auf- 
gehen, doch  nicht  als  bundesfreies  Individualrecht,  sondern 
durchweg  nur  als  ein  mit  der  Mitgliedschaft  konnexes,  die 
staatlichen  Befugnisse  des  Reiches  ergänzendes,  durch  den 
bundesstaatlichen  Zusammenhang  bedingtes  und  bestimmtes 
Individualrecht  aufgefasst  werden*.  Sodann  sind  bestimmte 
gliedmäßige  Sonderstellungen,  welche  einzelnen  Staaten  theils 

'  Vgl.  meinen  Aufsatz  über  Laband  S.  75  N.  i.  Dass  die  einzel- 
staatlichen Sondersphriren  im  Verhältniss  zum  Reichsverbande  individuelle 
Herrschahsgebietc  sind,  kann  auf  keinem  Strindpiinktc  bestritten  werden, 
auf  welchem  überhaupt  der  Bundcbsta.itsbe^rili  festgehalten  wird.  Da- 
gegen wird  die  Auffassung  derselben  als  bundcslreicr  Hcrrschatts- 
gebietc  nach  Analogie  der  Privatrechtssphären  der  Individuen  zwar  noch 
nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dass  ihre  Einschränkung  durch  ein  ver- 
fassungändemdes  Reichsgeseu  erfolgen  kann,  tst  jedoch  mit  jeder  Kon> 
stniktion  unvereinbar,  welche  im  Bundesstaat  nur  eine  Venheilung  der 
staatlichen  Funktionen  und  nicht  eine  Gewaltentbdlung  gelten  Usst. 
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eine  Exemtion  von  der  Reichskompetenz  und  somit  eine 
erweiterte  Sonderphäre,  theils  einen  Vorzug  im  Reichsleben 
und  somit  eine  verstärkte  Gliedsphäre  sichern,  verfassungs- 
mäßig zu  Individualrechten  ausgeprägt,  denen  zum  Theil 
ausdrucklich  die  Unentziehbarkeit  gewährleistet  ist*.  Endlich 
ist  der  allgemeine  Anspruch  jedes  Staates,  hinsichtlich  der 
bundesstaatlichen  Rechte  und  Pflichten  nicht  ungünstiger  als 
die  übrigen  Staaten  behandelt  zu  werden,  als  verfassungs- 
mäßiges Sonderrecht  zu  bcuacliLen'. 

2.  Es  sei  ferner  bemerkt,  dass  auch  tiii^^elne  und  Ver- 
bände zum  Staat  in  Verhältnissen  stehen,  welche  sich  :ils 
Verhältnisse  des  staatsrechthch  begründeten  Individualrechts 
sowohl  von  denen  des  freien  Privairechts  wie  von  denen 
des  reinen  Staatsrechts  unterscheiden  lassen.  Ist  ati.!i  die 
Abgrenzung  hier  sehr  unsicher,  so  kann  doch  nicht  bestritten 
werden,  dass  im  geltenden  Recht  die  Vorstellung  einer  sol- 
chen Verknüpfung  öflentlichrechtltcher  und  privatrechtlicher 
Elemente  bei  zahlreichen  Rechtsinstituten  waltet.  Dies  ist 
zunächst  schon  bei  den  Rechten  und  Pflichten  der  Fall, 
welche  för  alle  Staatsgenossen  aus  der  Berührung  ihrer 
Individualspharcn  mit  staatlichen  Huheitsrechten  erwaclLsen  \ 
Denn  insoweit  der  Staat  die  Freiheit  und  das  Eigenthum 
seiner  Angehörigen  nach  aussen  schützt  und  vertritt,  nach 


'  Vgl.  bes.  Laband,  Annalcn  des  deut.  Reichs  1874  S.  i  tS;  fF, 
Staatsr.  5  n  — 12;  £.  Löning,  Annalen  1875  S.  jjy  ff.  —  Die  Kontro- 
verse über  die  Tragweite  des  Art.  78  Abs.  2  der  R.  V.  bctrifTt  nur  den 
Unit-THg  der  SichcrsteUimg  der  Sonderrechte  geycii  den  souveränen 
Reichswiiicii ;  ücr  Bcgritr  der  jura  siiiguloruni  in  universitaie  kann  au 
sich  noch  bestehen,  wenn  ein  Souveränetätsakt  des  Reichs  sie  zu  beseiti- 
gen vermag. 

*  So  mit  Redit  Laband  a.  a.  O. ;  vgl.  meinen  Aufsatz  a.  a.  O. 
Sw  75  K.  I. 

i  Also  einerseits  die  sog.  Grundrechte,  wdche  den  verfassungs* 
miOtgen  Ansprach  auf  Unterlassung  staatlicher  Eingriffe  in  die  Indivi- 
dualsphären  ausgestalten,  andrerseits  die  damit  konnexen  Verbindlich- 
keiten, welche  der  Pflicht  zur  Duldung  solcher  Eingriffe  kraft  staatlicher 
Hoheitsrechte  Ausdruck  geben. 


Digitized  by  Google 


Zweites  KafnUl. 


innen  ganunirt  und  beschränkt,  behnndclt  er  das  Privairecht, 
ohne  dessen  individualrechUicheu  Charakter  zu  tilgen,  gleich- 
zeitig als  Bcstandtheil  des  vom  Staatsverbande  bewirkten 
rechtlichen  Gesammtverhältnisses.  Die  Abstraktion,  vermöge 
deren  die  Eingliederung  der  Einzelnen  und  Verbände  in  den 
Staatsorganismus  hinsichtlich  ihrer  Sondersphären  weggedacht 
wird,  hat  hier  ihre  Grenze:  allein  obschon  nunmehr  auch 
in  dieser  Hinsicht  der  staatliche  Zusammenhang  zur  Geltung 
gelangt,  bleibt  in  demselben  das  Sonderrecht  als  solches 
anerkannt  und  die  Verschiedenheit  desselben  von  dem  nur 
um  des  Staates  willen  vorhandenen  Miiglicdschaftsreclu  wirk- 
sam Sodann  können  Rechte  und  Pflichten,  welche  eine 
bcsiinunic  staatliche  GHedsiellunL;  oder  Organsicllung  als 
solche  zum  Inhalt  haben,  als  Individualrechte  begründet  und 
gesichert  sein'.  Endlich  ist  es  möglich,  dass  die  mit  suat* 


'  Dies  zeigt  sich  z.  Ü.  nach  aussen  darin,  da^s  die  volkerreclitliclic 
Vertretung  der  Umerthanen  durch  den  Staat  hinsichttidi  ihrer  Privat- 
rechte nur  insoweit  eintritt,  als  die  Selb£tvertretung  nicht  ausreicht.  Nach 
innen  beruht  darauf  z.  B.  die  in  erheblichem  Umfange  durchgeföhrte 
Unterstellung  derjenigen  siaatlichen  Herrschaftsakie,  welche  eine  V'er- 
füi^'unt:  über  die  freien  Individualspharen  enthalten,  unter  die  Kinitrolc 
der  ordeniliclien  Cjenchtc.  Auf  diesen  Gesichtspunkt  l.isst  ^ich  nament- 
lich die  gcsanimtc  SoiKicrstellung  des  Straircchts  inncrli.iib  des  öffent- 
lichen Rechts  und  dci  Siralprocesses  innerhalb  der  utlentlichcn  Rechis- 
streitigkeiten  zurückfuhren.  Im  Gebiete  der  Civiirechtspflege  mag  nur 
daran  erinnen  werden,  dass,  obschon  die  Zwangsenteignung  als  solche 
keiner  Nachprüfung  des  Civitgerichts  unterliegt,  doch  regelmäßig  der 
Entschädigungsanspruch  daraus  als  ein  vor  dem  ordentlichen  Richter 
verfolgbares  I'r:v.itrc^ht  behandelt  wird;  vgl.  über  die  privaircchtliche 
Natur  dieses  Anspruchs  bes.  Erk.  des  O.  Tr.  Stuttg.  v.  I0'25.  Juni  70 
Seuff.  Bd.  2i  N.  29  u.  des  R.  G.  v.  2.  Dec.  84  Bd.  40  N.  209  S.  511 

'  Ein  verfassungsmäßiges  Individualrecht,  das  nicht  mehr  wie  im 
Patrimonialstaat  als  freies  Individualrecht  im  Smne  des  Privatrechts  auf* 
geiasst  werden  kann  und  doch  mit  seiner  staatsrechtlichen  Eingliederung 
den  Charakter  des  ludlvidualreclns  nicht  abgestreift  hat,  ist  im  modernen 
Staate  zweifellos  da.s  Rcchi  des  Monarchen  .luf  die  Steüuni,'  als  Haupt 
des  S?.i3tsk('>rpers.  Im  Übrigen  kommen  Individualrechte  auf  eine  be- 
sondere Stellung  im  Staatsorganismus  nur  noch  insoweit  vor,  als  sich 
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licher  Mitgliedschaft  oder  Organschaft  verknüpften  Bezieh- 
ungen zur  suatlichen  Rechtssphäre  zugleich  indivtdualrecht- 
liehe  Elemente  enthalten.   So  können  namentlich  in  ver- 

mögensrc»::iilulicr  Umsicht  dem  Staate  ^cgcn  seine  Ange- 
hörigen Rechte  zustehen,  welciie  trotz  ihrer  pubhcisiisclien 
Bedeutung  in  dem  einen  oder  anderen  Punkte  als  individuell 
begründete  dingliche  oder  persönliche  Rechte  erscheinen'. 
Ebenso  können  Staatsgenossen  oder  Staatsorgane  als  solche 
vermögensrechtliche  Ansprüche  gegen  den  Staat  haben,  bei 
welchen  die  gliedmäßige  Beziehung  zum  Gemeinwesen  einen 
selbständigen  sachenrechtlichen  oder  obligationenrechtlichen 
LJuIi  in  sich  aufnimmt.  An  dem  für  den  öffentlichen  Ge- 
brauch bestimmten  Staatsvermögen  (welcliem  hierin  ötfent- 
liche  Genieindesachen  gleichstehen)  kommen  freilich  heute 
neben  etwaigen  freien  Privatrechten'  nur  rein  publicistische 


Reste  fler  ständischen  Verfassung  erhalten  haben,  welche  durchweg  auf 
sokbe  Rechte  gebaut  war.  Doch  kann  man  von  dem  Recht  auf  die 
StiatsangriiArigkeit  selbst  bduuipten,  dass  dasselbe  durch  die  ihm  ver- 
fassungsmäßig zugesicherte  Unenuiehbarkeit  ein  individualrechtliches  Mo- 
nier! cr.tfaltct  hat. 

^  Dieser  Gesichtspunkt  gelangt  bei  den  mit  dem  Inhalt  privatrechl- 
licher  Servituten  oder  Reillasten  ausgestatteten  o'Tentlichrechtlichen  Be- 
•schränkungen  oder  Ik-lastungen  des  Grundeigenthums  und  bei  den  mit 

Trihalt  \  nii  F()rderi!nusrechtcn  crfTillten  öffentlichrechtlichen  Ansprü- 
chen iul  Abgaben,  Steuern,  Gcbuiircn  oder  vermögenswerthe  Dienste 
neiiHach  tot  Geltung.  So  in  der  Anerkennung  inifividualrechtlicher 
Verpfikhtungs-  oder  Befreiungstitel  uod  in  der  Zulassung  des  Rechts- 
wenn  die  Befreiung  auf  Grund  eines  solchen  Titels  oder  die  be^ 
rcns  erfolgte  Tilgung  der  einxefaien  dlligen  Leistung  behauptet  wird. 

*  Besonders  begründete  Rechte  an  öffentlichen  Sachen,  welche  in 
keinem  Zusammenhang  mit  dem  staatlichen  Genossemchaftsverhältniss 
Sttl^en.  unterliefen  den  gewöhnlichen  Regeln  des  Privatrechts  und  sind 
im  Civilprocess  vcrfolgbar;  \^\.  Samrv  S.  329  ff.  —  Unhaltbar  jedoch 
sind  die  für  das  prcuss.  u.  rhein.  R.  ergangenen  Hntsch.  des  R.  G.  v. 
7.  Mir?  82  C.  S.  Bd.  7  N.  6}  S.  211—21J  u.  v.  Febr.  83  ib.  Bd.  10 
N  76  S.  271 — 27^.  welche  jedem  Hauseigenihünier  an  der  ötVentlichen 
Strasse  neben  semein  publicistischen  Gebrauchsrecht  ein  derartiges  privat- 
rechtliches  Gebrauchsrecht  zuschreiben,  das  durch  stillschweigenden  Ver- 
tr^  mit  der  Gemeinde  als  Servitut  an  der  res  publica  entstanden  sei  und 
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Gebrauchsrechte  ohne  jede  individualrcchdiche  Beimischung 
vor'.  Dagegen  wird  unser  Recht  durchweg  von  der  Auf- 


cwar  gegen  Verinderung  der  Strasse  im  ftffentlidien  Interesse  nicht 

schüt^^c,  woh]  nber  einen  ^tscbädigungsanspruch  b^ründe.  Bin  solches 
Sonderrecht  würde  immer  nicht  als  privatrechtlich  begründete  Servitut 
sondern  höchsten*?  als  ein  im  Genossenschattsverhältniss  wurzelndes  Nut;^- 
ungsrecht  zu  betrachten  sein,  wie  dies  dns  O.  A.  G.  Rostock  im  Hrk.  v. 
12.  Jan.  1865  SeutL  Bd.  22  N.  144  anzunehmen  scheint.  Doch  ist  über- 
haupt nicht  ersichtlich,  wie  durch  das  gesteigerte  Interesse  des  Haus- 
eigenthOmers  an  der  Ausübung  des  Gemeingehrauchsrechts  ein  Sonder* 
recht  entstehen  soll.  Andere  Gerichtshöfe  leiten  einen  Schadensersatz* 
anspruch  aus  dem  allgemeinen  Princip  her,  J.^ss  staatliche  Eingriffe  in 
das  Privateigenthum  j-nr  Entschädigung  verpflichten;  vgl.  Erk.  des  O.  A. 
G.  Darmst.  v.  6.  Okt.  Scuff.  Bd.  i  N.  iS  j.  des  O.  A.  G.  Wiesh.  v. 
Q.  März  50  u.  V.  10.  Okr,  6?  ib.  Rd.  10  X.  166  u.  Bd.  18  N.  141,  des 
O.  Tr.  Berlin  v.  10.  Apr.  üo  hinein.  Bd.  62  S.  276  u.  v.  22.  Dcc  JJ 
Entsch.  Bd.  72  S.  t.  Allein  es  liegt  gar  kein  Eingriff  ia  das  Privat- 
eigenthum vor.  Vgl  Erk.  des  R.  G.  v.  16.  Nov.  80  C.  S.  Bd.  }  N.  4^ 
S.  171  ff.;  E  Löning  a.  a.  O.  S.  S7}  N.  t. 

'  Darum  versagt  die  Praxis  eine  dvilrechtliche  Klage  auf  Zulassung 
cum  Gemeingebrauch  und  regelmäßig  auch  jeden  Entschädigungsanspruch 
aus  der  Entziehung  desselben  durch  öffentlichen  Akt ;  vgl.  Erk.  des  R.  G» 
V.  16.  Nov.  80  C.  S.  Bd.  3  N.  49  S.  171  ff.  (Seuff.  Bd.  36  N.  277)  n. 
V.  I}.  Jan.  82  ib.  Bd.  6  N.  42  S.  159  ff.;  auch  v.  2}.  Febr.  Öo,  13.  Apr.  80 
u.  28.  Mai  80  ib.  Bd.  i  N.  iji  u.  N.  150  u.  Bd.  2  N.  92.  Vielmehr 
cxistirt  dem  Staat  oder  der  Gemeinde  gegenüber  nur  ein  rein  publicisti- 
scher  Anspruch»  der  sich  lu  verwaltungsgerichtlichem  Schuu  eignet; 
Sannuy  a.  a.  O.  S.  501  ff.  Deshalb  sind  auch  auf  das  Recht  des  Gemein^ 
gebrauchs  die  Regeln  des  Privatrechts  über  Begründung  und  Erlöschung 
dinglicher  Rechte  unanwendbar;  Erk.  des  R.  G.  v.  10.  Jan.  83  C.  S. 
Bd.  8  N.  39  S.  1^2  tr.  (Seuff.  Bd,  38  N.  206),  auch  Erk.  des  O.  L  G. 
Jena  v.  10.  Dec.  79  SeutT.  Bd.  37  N.  189.  Und  eine  für  die  Benützung 
zu  entrichtende  Gebühr  hat  den  Ciiarakter  einer  olienilichen  Abgabe,  wie 
dies  z.  B.  das  R.  G.  im  Erk.  v.  16.  Dec.  82  C.  S.  Bd.  9  N.  65  S.  243  ff. 
für  das  Hafengeld  richtig  ausfuhrt.  —  Die  publidstische  Natur  des  Ver- 
hältnisses, kraft  dessen  der  Staat  eine  Sache  dem  Gemeingebrauch  zu 
öffnen  verpflichtet  und  der  Staatsgenosse  zu  ihrer  Benfltsung  nach  .Maß- 
gabe der  öfTentlichen  Reclitsordnung  befugt  ist,  entzieht  indess  dem 
Eigenthum  des  Std.ues,  insoweit  es  überhaupt  begründet  ist,  nicht  seinen 
privatrechtlichen  hihah.  Desh.ilb  kann  die  in  der  Pra.icis  des  preuss. 
O.  Tr.  u.  aes  R.  G.  durcligedrungene  Aullassung,  nadi  weicher  das  land- 
rechtliche  »gemeine  Eigenthum  des  Staats«  an  öffentliclien  Flüssen  und 
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fassung  beherrscht,  dass  die  vermögensrechtlichen  Ansprüche 
der  Beamten  gegen  den  Staat,  obwohl  sie  aus  einem  öfFent- 
lichrechtlichen  Verhähniss  stammen  und  an  dieses  gebunden 
sind,  einen  privatrechtlichen  Bestandtheil  enthalten'.  Auch 


aiiderca  dffentHdiai  Sadien  kein  Privateigcnthum  dnschliessen,  vielmehr 
nur  daneben  ein  besonderes  fiskalisches  Eigentbum  an  einzekien  Nutz- 
ungen bestehen  soll,  nicht  gebültgt  werden;  vgl.  6rk.de$  O.Tr.  v.  17.  Jan.  7} 

Strieih.  Bd.  87  S.  }2o,  des  R.  G.  v.  10.  Febr.  81  C.  S,  Bd.  4  K.  71 
S.  258  ff.,  V.  2).  Sept.  80  ib.  Bd.  4  N.  65  S.  252  ff.,  v.  2$.  Febr.  80  ib. 
Bd.  I  N.  131  S.  ^66  lt.  Hbensowenig  ist  es  mit  dem  rein  publicisti- 
schen  Wesen  der  Bcziciiun^'en  /wischen  dem  Gemeinwesen  und  den 
Gebrauchsberechtigten  unvereinbar,  dass  diese  Gebrauchsrechte  Dritten 
gegen&ber  gemeinrechtlich  noch  heute  als  Privatanspräche  geschützt  wer- 
den; vgl.  Erk.  des  R.G.  v.  3).  Jan.  80  C  S.  Bd.  i  N.  $9  S.  iSS-^t^Z, 
des  Obst.  L.  G.  f.  Bayern  v.  8.  Febr.  81  Seuff.  Bd.  )6  K  199,  des  O. 
L.  G.  Kiel  V.  10.  März  84  ib.  Bd.  40  N.  Jl. 

'  Es  kann  keinem  Zweifel  unterließen,  dass  es  diese  Auflassung  ist, 
welche  hier  /.ur  Zulassung  des  Rechtsweges  geführt  hat;  so  auch  Erk. 
des  R.  G.  V.  25.  Sept.  8j  C,  S.  Bd.  ii  N,  66  S.  295  u.  v.  14.  Nov.  84 
Bd.  12  N.  16  S.  72  (theoretische  Grundlage  der  Zulassung  des  Rechts- 
weges ist  die  Scheidung  der  staatsrechtlichen  und  privatrechtlichen  Sdte 
des  Verhältnisses).  Vgl.  daher  einerseits  a,B.  Erk.  des  R.  G.  v.  ti.  Okt.  85 
C.  S.  Bd.  IG  N.  49  S.  182—186  (privatrechtlicher  Anspruch  eines  un- 
gerechtfertigter Weise  aus  dem  Dienst  entlassenen  Staats-  oder  Genieindc- 
heamtcn  auf  Fortbezugf  des  ihm  bei  der  Anstellung  zugesicherten  Dienst- 
emk(immens);  v.  25.  Sept.  S5  CS.  Bd.  11  N.  66  S.  289—297  (Rechts- 
anspruch der  richterliclien  Beamten  in  Preussen  auf  das  Einrücken  m  die 
etatsmäßigen  Gebaltszulagen  nach  dem  Dienstalter) ;  Erk.  des  R.  G.  v. 
16.  Jan.  80  u.  II.  Jan.  81  Str.  S.  Bd.  i  N.  }6  S.  7$  u.  Bd.  )  N.  71 
S.  184  (Entscheidung  des  bürgerlichen  Rechts  über  die  Frage  des  Eigen- 
thumserwerbes am  Besoldun^'sholz  eines  Lehrers).  Andrerseits  im  Erk. 
des  R.  G.  v.  14,  Nov.  S.|  Bd.  12  N.  16  S.  70—74  die  Durchführung  des 
Gedankens,  dass  die  vermögensrechtlichen  An<;prüche  der  He.imten  trotz 
ihres  privatrechtlichen  Inhalts  n^ch  dem  Reichsbeamtenuesetz  von  der 
durch  die  kompetente  \  erwaiiuiigsbehörde  in  lornieii  gehöriger  Weise 
gescfaaHenen  staatsrechtlichen  Stellung  des  Beamten  nicht  losgelöst  und 
daher  von  den  Gerichten  auch  nur  nach  Maßgabe  derselben  geschätzt 
werden  können  (abwdcbend  vom  Erk.  des  Preuss.  O.  Tr.  v.  4.  Febr.  u. 
9.  Juli  69  Bd.  62  S.  250  tt.  244);  dazu  Erk.  des  R.  G.  v.  9.  Jan.  80 
C.  S.  Bd.  1  N.  17  S.  34-36,  V.  2  }.  Nov.  So  ib.  Bd.  3  N.  28  S.  91-9I, 
V.  28.  .Mni  80  ib.  Bd.  2  N.  20  .S.  66—74.  Ferner  insbes.  die  zutrefien- 
den  principiellen  Ausführungen  des  O.  L.  G.  Kiel  im  Erk.  v.  11.  Juli  82 
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schliesst  in  so  manchen  anderen  Fällen  die  staatsrechtliche 
Basis  eines  für  öiFentliche  Leistungen  zu  gewährenden  Äqui- 
valents keineswegs  einen  privatrechtlichen  Gehalt  des  hier- 
auf gerichteten  Vermdgensanspniches  aus*. 

3.  In  mannigfachen  Formen  weist  das  Ksrchenrecbt  Ver- 

lialniissc  des  körperscliaitlichen  oder  anstaltlichen  Individual- 
rechts auf.  Vor  Allem  ^'ehören  dahin  die  P  frün  den  rechte; 
welche  in  typischer  Weise  den  Gedanken  eines  durch  Kor- 
porationsmitgiiedschaft  oder  anstaltliche  Vorsteherschaft  be- 
dingten und  bestimmten  Sonderrechts  reaiisiren^  Ein  anderes 

Seuff.  Bd.  39  N.49:  »das  Stüatsdiencrvcrhälmiss  gehört  in  sdnen  wesent» 
liehen  Beziehungen  dem  öffentlichen  Rechte  an;  die  Grundlage  desselben 
ist  kein  Vertrag,  sondern  ein  einseitiger,  durch  die  Ernennung  und  An- 
stellung des  Beamten  vollzogener  Akt  der  Staatsgewalt,  und  wenn  da- 
durch auch,  was  nicht  bestritten  werden  kann,  in  vermögensrechtlicher 
Bezichunfj  ein  privatrechtliches  Verhältniss  zwisclien  der  Staatsgewalt 
und  dem  Beamten  existent  wird,  aus  welchem  auf  beiden  Seiten  civil- 
rechtliche  Ansprüche  erwachsen,  so  ist  doch  för  die  privatrecbtliche  Seite 
der  Gesichtspunkt  eines  Vertrages  ausgeschlossen,  indem  die  be2flglichen 
Ansprüche  ihren  Entstdiungsgrund  und  ihren  Rechtstitd  lediglich  in  dem 
Akt  der  Anstellung  des  Beamten  absdten  der  Staatsgewalt  haben«;  gana 
ähnlich  Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  3.  Apr.  70  Seuff.  Bd.  55  N.  255  (ab- 
weichend vom  Erk.  v.  O.  Tr.  v.  17.  März  65  J'iusch.  Bd.  52  S.  520). 

*  Dieser  Gesichtspunkt  führt  in  vielen  Fällen  zur  Zulassung  des 
Rechtsweges.  Vgl.  Sanvey  a.  a.  O.  S.  pi  ff.,  510  ff.,  S17  ff. 

*  Darüber,  welche  Rolle  in  der  Iheorie  der  korporativen  Sonder- 
recliie  gerade  die  Erörterung  des  Wesens  der  Pfründenrechte  seitens  der 
Kanonisten  gespielt  hat,  vgl.  mein  Genossenschaltsr.  III  &  295  fi  u. 
444  ff.  —  Hinsichtlich  des  Pfairguts  schreibt  das  R.  G.  im  Erk.  v.  7.  Jan.  80 
C.  S.  Bd.  I  N.  76  S.  aoS*3i6  gemeinrechtlich  das  Eigenthnm  der  Pfair- 
Stdle  als  solcher,  dem  Pfarrer  aber  die  Doppelstdlung  des  Niessbrauchers 
und  des  Repräsentanten  der  Pfarrstelle  m.  Im  Eric  v.  7.  OkL  80  C  S. 
Bd.  2  N.  85  S.  329—332  fiihrt  es  richii«:  niis,  d.iss  auch  nach  prenss. 
L.  R.  nuf  den  Niessbrauch  des  Pfarrers  am  Pfangut  die  Vorscliriften 
über  den  i^ewöhnlichen  Niessbrauch  nicht  Mos  da,  wo  ausdrücklich  Ab- 
weichendes bestimmt  ist,  sondern  überall  unaawendbar  sind,  wo  sie  mit 
der  Stellung  des  Pfarrers  und  der  Beschaffenheit  des  Niessbrauches  ab 
eines  Thdles  seines  Diensteinkommens  in  Widerspruch  stehen;  vgL  auch 
Entsch.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  |o.  Nov.  60  Entsch.  Bd.  4$  S.  296  u.  v. 
23.  Juni  7)  Strieth.  Bd.  89  S.  loi.  Dazu  Erk.  des  O*  A.  G.  Cassel 
von  27.  Okt  40  Seuff.  Bd.  i  N.  115,  des  O.  A.  G.  Jena  v.  2.  Jan.  51 
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Beiilpi«.!  tncicu  Jic  KirchstuhlsrLvljiL-,  in^uwci:  ^ic,  w.ilircnd 
sie  doch  an  die  X'or.uissctzung  der  Kirchenmitgliedschaft  ge- 
bunden und  durch  die  kirchHche  Ordnung  beschränkt  blei- 
ben, als  dingliche  oder  persönliche  Privatrechte  anerkannt 
werden  *.  Ähnlich  verhält  es  sich  mit  den  an  Kirchhöfen  er- 
worbenen Erbbegräbnissrechten  und  sonstigen  Rechten  an 
Begräbnissstätten  %  während  es  freilich  in  hohem  Grade  be- 
denklich ist,  wenn  das  Reichsgericht  schon  das  aus  der  Mit- 
j,Iicdi>chaU  in  einer  Kirchengemeinde  fliessende  Recht  auf 
bestimmungsmäßige  Benutzung  des  im  Eii^enihum  derselben 
stehenden  Kirchhofs  zum  ehrlichen  Begräbniss  eines  Familien- 
angehörigen als  ein  im  Rechtswege  verfolgbares  körper- 
schaftliches Sonderrecht  behandelt'. 


ib.  Bd.  1)  N.  84  u.  des  O.  A.  G.  Drtsden,  v.  28.  Nov.  77  ib.  Bd.  )$ 
y.  147,  wo  indess  das  dingliche  Sonderrecht  des  Pfaners  von  seiner 
Stellung  als  Organ  der  Pfarre  nicht  gehörig  unterschieden  und  nanienthch 
Sein  Recht  der  Scr\  irutcnersitzung  für  die  Pfnrrc  unrichtig  auf  den  über  den 
Umfang  dc5  N'iosbr.uichi.s  hinausreichenden  Inhalt  seines  Nutzungsrechtes, 
scaa  auf  seinen  licrut  /ur  Repräsentation  der  Pfarre  gegründet  wird. 

»  Vgl.  ErK.  des  R.  G.  V.  5.  Mai  82  C.  S.  Bd.  7  X.  4^  S.  156— 13S 
(^Scuff-  Bd.  38  N.  328):  Kirchstuhl  rechte  sind  als  dingliche  oder  persön- 
Bcbe  Privatrechte  denkbar,  vorbehaltlich  der  aus  der  Bestimmung  des 
Gebindes  und  der  kirchlichen  Ordnung  folgenden  Einschränkungen ;  sie 
kommen  als  solche  audi  in  katholischen  Kirchen  vor;  w^n  eines  an- 
l^licfa  ersessenen  Rechtes  dieser  Art  ist  der  Rechtsweg  gegen  den  kirch- 
Beben  Eigcnthümer  zulässig.  Vgl.  auch  Erk.  des  O.  L.  G.  Celle  v, 
3.  Juni  81  Seuff.  Bd.  37  N.  132:  das  Recht  ruht,  so  lange  der  Eigcn- 
thümer des  berechtigenden  Grundstücks  der  Kirche  nicht  .mgchört,  und 
kann  inzwischen  /um  IkMen  der  Kirchenkassc  an  Dritte  vermiethei  wer- 
den.  Dazu  SeutT.  Bd.  6  N.  240:  Bd.  11  N.  272. 

*  Vgl.  Erk.  des  O.  Tr.  Stuug.  Seufl.  Bd.  4  N.  251  S.  416  ff.,  des 
O.  L  G.  Darmst.  v.  2.  Juü  75  ib.  Bd.  31  N.  180,  des  O.  Tr.  Berlin 
T.  ]6.  Kov.  75  ib.  Bd.  )2  N.  7,  des  Obst.  G.  zu  Wien  v.  20.  Juli  82 
ib.  Bd.  39  N*.  laob  des  R.  G.  v.  t8.  Sept.  82  C.  S.  Bd.  8  N.  $2  S.  200 
-304.  Auch  Entscb.  des  O.Tr.  Berlin  b.  Strieth.  Bd.  44  S.  2$  u.  Bd.  51 
&248. 

i  Erk.  v.  4.  Dec.  84  Bd.  12  N.  69  S.  280—288.  Dieses  Recht  soll, 
*ta  den  besonderen  Rechten  der  einzelnen  MitplieJcf  '   im  Sinne  des 
Fr.  A.  L  R   11,  6     7-  cjehören  und  daher  irotz  der  otienilichrechtlichen 
.Vttur  der  Kirchengeinemde  eine  »private«  Berechtigung  sein.  Es  ist  aber 
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4.  Eine  Fülle  von  Zweifeln  in  Theorie  und  Praxis  haben 
Verhältnisse  dieser  Gattung  seit  alter  Zeit  im  Getmndertcht 
hervorgerufen.  Zum  Theil  wiederholen  sich  hier  nur  die  im 
Staatsrecht  vorgebildeten  Formen  des  publicistischen  Indi- 
vidualrechts ^  Dazu  treten  aber  eigenartige  Formen  eines 
gemeindlichen  Sonderrechts,  welches  in  der  alten  Af^ar- 
gemeinschaft  wurzelt  und  somit  die  Reste  des  im  elieiuali^en 
Genicindcvcrbande  zugleich  enthaltenen  Privatrechisverbandes 
birgt.  Hier  erwachsen  also  Schwierigkeiten  zwiefacher  Art. 
Denn  wenn  zunächst  diesen  wie  nllen  zwischen  Mitglied- 
schaftsrecht und  Individualrecht  waltenden  Verknüpfungs- 
verhältnissen die  doktrinäre  Auseinanderreissung  von  Einheit 
und  Vielheit  in  der  Gesnmmtheit  entgegensteht,  so  wider- 
strebt überdies  der  principiell  rein  öfFentlichrechtUche  Cha- 
rakter der  heutigen  Gemeinde  dem  Zugeständniss,  dass  mit 
derselben  immer  noch  privatrechtliche  Genossenschaftsver- 
hältnisse verwohen  sind*. 

ein  reines  MitL'licdschaftsrecht  und  thciii  (.icslialh  die  öffentlichrechtliclie 
Natur  der  Kirclicnangchörigkcit.  Des  Rcchtschui/es  bleibt  es  trotzdem 
fähig:  allein  unmöj^lich  kann  es  zu  den  Rechten  gezählt  werden,  »welche 
einen  G^enstand  des  Privateigendiiuns  ausmachen«  und  deshalb  im  Ge- 
biet des  Preuss.  Rechts  nach  $  i  EinL  zur  A.  G.  O.  prindpiell  im  Civil- 
process  vcrlolgt  werden  können. 

'  Dies  ist  7..  B.  in  Bezuu;  auf  die  Rechtsverhältnisse  der  Gemeindc- 
beaniten,  die  kommunnlen  Abgaben  und  Dienste,  die  Entschädigungs- 
ansprüche gegen  die  Gemeinde  der  Fall. 

*  Der  Übst.  G.  f.  Bayern  hat  im  Hrk.  v.  5.  Juni  74  Scuri.  Bd.  32 
N.  6  hl  der  That  behauptet,  dass  d<»i  Nuttungsrechten  am  Gemetnland 
ein  privatrechtlicher  Charakter  nur  zukomme»  wenn  ihre  Entstehung  auf 
einem  pnvatrechtlichen  Titel  berulie;  dass  dagegen  »die  aus  dem  Ge- 
meindevcrbandeentspringendenNutzungsredite«  stets  dem  öffentlichen  Recht 
angehören,  selbst  wenn  sie  als  »Rechte  an  einer  Siehe«  oder  als  »Real- 
rechte«  erscheinen  oder  kraft  Übereinkunft  oder  Herkommens  nicht  allen 
GemeindeuIieJern  oder  nicht  .i;len  gieichin.ißig  /.ustehen.  Auch  das 
O.  Tr.  Siuitg.  bczei^imci  im  Krk.  v.  8.  Sept.  74  ib.  Bd.  52  N.  8  eui 
Kommunalweiderecht  schon  deshalb,  weil  es  auf  dem  Markungsverbande 
beruht,  als  dem  »öfientlidien  Recht  angdiörig«,  folgert  aber  hieraus  nur 
dessen  Unterstellung  unter  den  Gemeindebeschluss,  wälirend  ein  auf 
diesem  itTcntlichen  Recut  lastendes  herrschaftliches  Pferchrecht  als  »ding* 
liclies  Privatrechtflc  vom  Gemeindewillen  unabiiängig  sd. 
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Trotzdem  macht  gerade  in  der  Fraxis  das  geschichtlich 
begründete  Wesen  der  vom  Sturm  der  Zeiten  verschonten 
Cberbleibsel  der  alten  Markgemeinde  sich  immer  wieder 
geltend. 

Allerdings  ist  die  Rcclnsprcchun^  nicht  nur  schon  seit 
dem  Mittelalter  durch  die  Einwirkung  der  romanistischen 
Korporationstheorie,  sondern  auch  neuerdings  durch  den 
Zwang  der  Gesetzgebung  vielfach  in  eine  Richtung  gedrängt 
worden,  für  welche  es  nur  die  Alternalive  :;u'ischen  reinem 
MUgliedschafisrecht  in  der  Gemeinde  und  freiem  Privatrecht 
gegen  die  Gemeinde  giebt^  Insbesondere  wird  bei  der  Beur- 
theilung  der  Nutzungsverhältnisse  am  Gemeinlande  auch 
heute  oft  davon  ausgegangen,  dass  die  Ansprüche  der  Ein- 
zelnen nur  entweder  unselbständige  Ausflüsse  der  publicisti* 
sehen  Gemeindeangehörigkeit  oder  aber  selbständige  und 
vom  Gemeindeverbande  rechtlich  unabhängige  Privatrechte 
sein  können ^  In  diesem  Sinne  empiangcn  alle  Nmzungs- 
rechtc,  wclclic  nicht  einen  auch  sonst  zur  Erzeugung  eines 
subjektiven  Rechtes  gegen  die  Gemeinde  geeigneten  Privat- 
rechtstitel aufzuweisen  haben,  sundern  lediglich  auf  der  ge- 
schriebenen oder  ungeschriebenen  Gemein  de  Verfassung  be- 
ruhen, den  Charakter  blosser  y>bürgerlicber  Nnt:^nngem<.  Sie 
werden  daher  principiell  durchweg  den  gemeinen  Gebrauchs- 


*  Vgl.  mein  Genoisensclialtsr.  Th.  I  S.  66j  fT.,  6S9  ti.,  III  S.  447  ff., 
728  ff.;  seitdem  z.  B.  Städte-  u.  i-lccken-O.  f.  Sclilciung -  Holstein  v. 
14.  Apr.  69  j  21;  Bayr.  G.  O.  v.  29,  Apr.  69  §  19,  22,  26—37,  d. 
Pfalz  5  19-J8;  K.  Sachs.  St  O.  V.  %i.  Apr.  75  S  11,  21,  ijo,  L.  G.O. 
S  II  u.  81;  Bad.  St.  O.  V.  24«  Juni  74  %  64-65  u.  104—112. 

'  Diese  Auffassung  folgt  aus  den  oben  S.  198  N.  2  angef.  Erk.  In  be- 
sonderer Schärfe  ist  sie  stets  von  der  Preuss.  Praxis  vertreten  worden, 
so  sehr  auch  das  (\  Tr.  bezüglich  der  Abgrenzung  beider  Gattungen  von 
Nutzungsrechten  geschwankt  hat:  v£r!.  bes.  PI.  Bcschl.  v.  22.  März  n 
Entsch.  Bd.  7  S.  24  u.  v.  17.  Okt.  45  ib.  Bd.  17  S.  74.  Ebenso  kennt 
die  Weisung  der  Min.  d.  Innern  u.  d.  Juidx  v.  t2*  Febr.  41  (b.  Kod) 
Ann.  2u  S  28  Pr.  A.  L.  R.  II,  7),  welche  der  Bedrohung  aller  Privat- 
rechte am  Gemeinland  durch  die  gerichtliche  Praxis  entgegentrat,  ledig» 
lieh  diese  Alternative. 
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rechten  an  einem  öffentlichen  Wege  oder  einer  anderen 
öffentlichen  Gemeindesache  gleich  gestellt,  so  dass  dem 
»Patrimonium  universitatis«  gegenüber  alles  verfassungsmäßig 
zur  Nutzung  durch  die  Hinzeinen  bestimmte  Gemeindever* 
mögen  unterschiedslos  in  dem  Begriff  der  »res  universitatls 
in  Speele  sie  dictae«  zusammenfliesst Als  Wirkungen  des 
Gemeindeverbandes  werden  sie  einerseits  im  Verhältniss  gegen 
die  Gemeinde  jeder  Selbständigkeit  eQtkteidet^  andrerseits 
im  Verhältniss  der  Betheiligten  unter  einander  schlechthin 
aus  der  GemciiniemitgliedschalL  abgeleitet  und  lUuii  der  Gc- 


'  So  werden  einerseits  häutig  öffentliche  Gemeinden  c^c  als  »res 
univenitatis  in  spccie  sie  dictae«  qaaUfidrt;  vgl.  s.  B.  £rk.  des  O.  A.  G. 
Wolfenb.  v.  2t.  Dec  41  Seuff.  Bd.  17  164,  des  O.  A.  G.  Dresden  v. 
15.  Nov.  62  ib.  N.  j,  des  O.  A.  G.  Damist.  v.  13.  Dec.  54  ib.  Bd.  9 
N.  91.  Andrerseits  unterstellt  der  PI.  Bcschl.  des  O.  Tr.  Herl,  v,  2.  Mai  42 
ib.  Bd.  I  K.  165  (Entsch.  Bd.  8  S.  5)  demselben  Begriff  alles  Genieinde- 
vermdfjen .  dessen  Nutzung  den  Genieindegliedern  selbst  zu  (nitc 
küninii;  das  O.  Tr.  Stuttg.  zahlt  im  hrk.  v.  2j.  März  46  ib.  Bd.  9  N.  125 
ein  Weiderecht  der  GenieindegUeder  als  solcher  im  henrsdiaftlicheii  Walde 
zu  den  »Gemdndesachen  im  Gemeingebrauch«;  das  O.  G.  Wolfenb. 
unterschddet  im  Erk.  v.  15.  Nov.  67  ib.  Bd.  28  N.  t03  »Patrimonium 
universitatbu  und  »res  universitatis  in  sensu  stricto«»  je  nachdem  der 
Nutzen  nur  indirekt  oder  direkt  den  Gcmeindeglicdcm  ^.uflicsst. 

»  Hrk.  des  Ü.  Tr.  Berlin  v.  18.  Mai  6j  SeutV.  Bd.  21  N.  10 
(Entscii.  Bd.  )j  S.  III"):  durcli  blosse  Obscrvrtnz  ohne  speciellen  Privat- 
rechtbtitel  begründete  Reciitc  der  Gcnicindcglicder  am  Gcmcindcvermogcn 
sind  niemals  »wohlerworbene  Rechte«;  Gewohnheitsrecht  und  Autonomie 
als  Rechtsquellen  können  stets  nur  Rechte  und  Pflichten  verfassungs- 
mäßiger Art  erzeugen,  die  auf  objektivem  Rechtssalz  beruhen,  mit  der 
Verfassung  stehen  und  fallen  und  deshalb  »bedingt  und  widerruflich« 
?ind.  Hiermit  wird  also  der  ganze  Begriff  der  korporativen  Sonderrechte 
nei^irt,  da  diese  ger.ide  jura  singulorum  krall  \  erfassungsrechtes  sind  ! 
Vgl.  dii/u  I-Jitsch.  des  Prcuss.  Geridiish.  z.  Entich.  der  Kompetenzkontl. 
V.  7.  Juni  yb  (J.  M.  Bl.  S.  270),  V.  21.  Nov.  J7  (J.  M.  Bl.  v.  58  S,  164) 
u.  V.  t.  Okt.  59  (J.  M.  Bl.  v.  60  S.  314)»  wonach  gegen  die  Verwand* 
lung  von  BQrgervermögen  in  Kämmereivermögen  durch  staatlich  ge- 
nehmigten  Beschluss  der  städtischen  Behörden  der  Rechtsweg  aus- 
geschlossen ist,  insofern  der  Widerspruch  nicht  auf  einen  »speciellen 
privatrechilichen  Titel«,  sondern  nur  auf  das  »Verhältniss  des  BetheiÜgten 
als  Mitglied  der  Gemeinde«  gestützt  wird. 
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meindemitgliedschaft  bemessen'.  Es  wird  ihnen  sogar  Über- 
haupt die  Eigenschaft  eigner  Rechte  abgesprochen  und  nur 

die  Hit;cnschaft  von  .MiL^licdschafibrcclncn  auf  Ausübung 
eines  an  sich  der  Korporation  als  solcher  zuständigen  Ge- 
brauciisreclncs  beigelegt*.  Von  diesem  Standpunkt  aus  stellt 
sich  die  Entstehung  von  Individualrechten  an  der  Allmende 
durch  die  Bildung  eines  objektiven  Rechtssatzes  innerhalb 
der  Gemeinde  geradezu  als  unmöglich  dar^  Vielmehr  kann 

'  Vgl  Erk.  des  O.A.G.  Celle  v.  22.  Nov.  }8  Seuff.  Bd.  7  N.  147: 
«die  Bcfugniss  der  einzelnen  Mitglieder  einer  Gem -ip  ic,  .m  den  Nutzun- 
gen des  Gcmeindevcrniogcns  Theil  /u  nehmen,  kann  ihren  letzten  Grund 
leJighch  in  ihrer  rein  persönlichen  Cir^enschaft  Gemeindei^lieder  fin- 
den««; da  diese  Eigenschalt  bei  allen  gleich  ist,  sind  auch  ini  Zwcilel 
gleidie  Rechte  und  Pfiictatea  aller  animidinaen.  Ferner  Pr.  A.  L.  R.  II, 
7  $  a8  IT.  u.  PI.  BeschL  des  O.  Tr.  v.  la.  Mint  41,  welcher  den  neuen 
Anbauem  in  einer  Dorfgemeinde  unbedingt  ein  Recht  auf  Mitbenuuung 
aller  »GeraeingrOnde«  zusprach,  was  dann  in  der  Ministerialweisung  v. 
12.  Febr.  45  u.  dem  PI.  Besch!,  des  ü.  Tr.  v.  17.  Okt.  45  auf  die  als 
»Korporationsvern\öi;ena  der  Gemeinde  zu  betrachtenden  Gemeingründe 
eingeschränkt  wurde. 

*  So  meint  das  O.  A.  G.  Berlin  im  Erk.  v.  19.  Nov.  73  SeutT. 
Bd.  38  K  103  S.  172— 173,  die  als  »privatrechtliche  Nutzungsrechte  aus 
GerocindemitgUedschaft«  qualificirten  Weiderecbte  seien  nicht  einmal 
Mos  Privatrecbte,  weldie  mit  der  Zugehörigkeit  zur  juristischen  Person 
tusammcnhängcn,  sondern  »Privatrechte,  welche  der  städtischen  Kor- 
poration selbst  als  Rechtssubjekt  gehören,  deren  Ausübung  aber  von  ihr 
jn  die  einzelnen  Gcnicindegüeder  überwiesen  istc  Nur  zwischen  diesen 
beiden  Auffassungen  habe  die  Praxis  von  je  geschwankt:  die  lei2iere 
aber  sei  richtig  und  werde  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dass  nur  Vich- 
besitzer  von  solchen  Nutzungen  Vortheil  haben.  In  dem  Falle»  den  das 
O.  A.G.  au  entsdieiden  hatte,  mag  die  Konstruktion  desselben  zutreffend 
gewesen  sdn.  (Es  handelte  sich  um  eine  Klage  der  Stadtgemeinde  Mel- 
dorl  gegen  die  auf  109  ideelle  Antheile  gegründete  Genossen  sc  h  .ift  der 
Interessenten  der  Bürgerweide,  um  d.is  Recht  einer  gewissen  Mithut  an 
der  Marschknmmer  fiir  alle  übrigen  Burger  durch/ubet/en.)  Allein  die 
Argunieiii.uiou  des  Gerichtshofes  lautet  ganz  allgemein  und  scimeidet 
jede  Möglichkeit  eigner  Sondemutzungsredite  aus  der  Gerodndemitglled- 
schaft  ab. 

}  Diese  Konsequenz  hat  das  Preuss.  O.  Tr.  in  dem  oben  (5. 200  N.  2) 
angef.  Erk.  v.  18.  Mai  65  gezogen.  Noch  weiter  geht  das  O.  .\.  G.  Celle  im 
Erk.  V.  3$.  Mai  5  s  SeufT.  Bd.  10  N.  190^  indem  es  den  Erwerb  irgend 
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ein  selbständiges  Sondernutzungsrecht  nur  anerkannt  werden, 
insoweit  für  ein  solches  ein  besonderer  Privatrechtstitel  auf- 
findbar ist*.  Wird  aber  ein  derartiger  Titel  als  vorhanden 
angenommen,  so  wird  nun  umgekehrt  in  ihm  das  alleinige 
und  ausreichende  juristische  Fundament  der  Nutzungsbefugniss 
erblickt,  neben  welchem  die  positivrechtlich  etwa  gefordene 
einfache  oder  qualiiicirte  Gemeindemitgliedschaft  nur  die 
Bedeutung  einer  Ausiibungsbedingung  für  das  an  sich  ausser- 
halb des  Gcnicindcvcrbandcs  bcgriinüci^  IvclIii  behält*.  Die 
Kuizuniisrechte  erscheinen  daher,  sobald  sie  iihcrhauptlPrWai- 
rechte  sind,  alsbald  als  freie  Privatreclue,  in(\L;en  sie  nnn  als 
dingliche  Rechte  am  Higenthuni  der  Gemeinde  nnch  Art  der  in 
gleidier  Weise  für  beliebige  Dritte  mögliche  jura  iii  re  aliena 


einer  Mast'  und  Weidebereditigung  am  Gemeindelande  für  die  Klasse 

der  Häuslingc  als  juristisch  undenkbar  ablehnt.  Denn  eine  Begründung 
Solcher  Rechte  durch  einen  zur  Erzeugung  subjektiver  Privatrechte  aus- 
rcicbctiJen  Titel,  wie  z.  B.  durch  unvordenklichen  Besitz,  sei  nussrc- 
schlössen,  weil  die  Klasse  der  Hnuslinge  kciiic  Korporation  oder  Genossen- 
schaft sei  und  aucl)  keine  zur  Anknüpfung  standiger  Befugnisse  geeigneten 
Grundstücke  besitze,  an  die  politische  Gemeindeangehörigkeit  aber  oder 
an  das  publidstische  Wohnrecht  in  der  Mark  die  Entstehung  bestimmter 
Privatrechte  nicht  anknöpfen  könne.  Auf  ein  Gewohnhdtsrecht  dagegen 
könne  der  Anspruch  dcsshalb  nicht  gestützt  werden,  weil  dn  soldies 
niemals  aus  der  Ausübung  subjektiver  Rechte,  sondern  nur  aus  der 
Übmif^  eines  Rcc!nssat7:es  hervnr7u Jüchen  vermocht  bitte.  Die  .\rgumen- 
latior.  ist  durchweg  \'erl;chrt  I  Am  wcnii^^tcn  ist  cin/usL'hcn,  warum  sich 
nicht  durch  Übung  iauciiialb  der  Gemeinde  ein  Rechtssatü  dahin  bilden 
kann,  dass  die  jedesmaligen  Häuslinge  neben  den  Realgenieindeberech« 
tigten  gewisse  Sondernutzungsrechte  an  der  Allmende  haben!  Gtdchwohl 
geht  derselbe  Gerichtshof  im  Erk.  v.  7.  Febr.  6$  ib.  Bd.  aa  N.  9  5.  iz 
und  das  an  seine  .Stelle  getretene  A.  G.  im  Erk.  v.  28.  Mära  7)  ib. 
Bd.  28  N.  98  von  ähnlichen  Erwägungen  aus. 

■  Dies  wird  ausdrücklich  in  vielen  Gesetzen  und  bisher  angef.  Erk. 
gesagt. 

*  Die  Gemeindemit^'lleds:!iaft  resp.  die  Zugehörigkeit  zu  einer  be- 
stimmten Klasse  der  Gemeindeangehorigen  rückt  hier  also  juristisch  an 
dieselbe  Stelle,  welche  bei  i\cn  aus  der  Gemcindemiti;Iiedschait  fUessenden 
bürgerlidieu  Weidenutzungen  der  Viehbesitz  einuimmt. 
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äusserlich  mit  dem  Gemeinderecht  verknüpft  bleiben '  oder 

ak  ein  vom  Gemeindevermögen  abgesondertes  gemeinschaft- 
liches Eigenthum  völlig  aus  dem  Gemeindeverbande  heraus- 
Ijerissen  werden  \ 

Indess  pflegt  selbst  da,  wo  dieses  Schema  zu  Grunde 
liegt,  dasselbe  in  einzelnen  Punkten  durchbrochen  zu  werden. 
Und  viel^ch  haben  die  Gerichte  in  älterer  und  neuerer  Zeit 
auch  principidl  sich  zu  einer  abweichenden  Auffassung  be- 
kannt ]c  mehr  sie  die  konkreten  Gemeinderechtsbtldungen, 
anstatt  sie  in  der  früher  üblichen  Weise  durch  unzulässige 
VernllgcTneincrungen  zu  vergewaltii^'cn ,  wieder  aus  ihrer 
geschichtlichen  Entwicklung  zu  begreifen  suchen',  desto 


'  Dies  ist  die  in  neuerer  Zeit  verbreitctstc  Konstruktion;  vgl.  mein 
GcT^osscnschaftsr.  I.  S.  664  N,  25 — 27;  Erk.  des  O.  Tr.  Stuttg.  v. 
6.  Juni  60  Seuff.  Bd.  7  N.  271;  Erk.  des  O.  G.  Wolfcnb.  v.  15.  Nov.  67 
ib.  Bd.  28  N.  102  S.  171:  »Das  NutJ-unErsrecht  der  Einzelnen  erscheint 
insofern  als  Recht  an  einer  Saclie,  welche  in  (renidem  Eigemhum,  nämlich 
in  dem  der  Gemeinde  stobt«. 

'  DiCb.c  Auitabbung  ist  aul  Grund  der  Bestininiungen  des  Preuss. 
A.  L.  R.  (bes.  II,  6  S  72,  7  5  32  u.  8  $  160)  in  der  Preuss.  Praxis 
durchgedrungen.  Denn  wenn  auch  nach  der  Deklar.  v.  26.  Juli  2847 
(G.  S,  S.  )2$)  hinsichtlich  des  blos  mit  borgerlichen  Nutzungen  belasteten 
Burger-  oder  Gliedervermögens  der  Begriff  des  Miteigenthums  vielmehr 
durch  den  Begriflf  des  reinen  »Korporationsvermögensu  verdrangt  ist, 
so  wird  desto  entschiedener  alles  dem  Sondergcnuss  bestimmter  Bercch- 
ti^cr  vorbehaltene  Allmcndirut  als  »ein  f^cmeinsch.jftliclics  Privatvernu')gcn 
der  Gemein dcglieder«  dem  Eigcinhuni  der  juristischen  Person  ciu/.ogen 
und  dem  Korporationsvermögen  uepenubcr  /um  Nritciucntluim  der 
Nutzungsberechtigten  gestempelt,  deren  ideelle  Aniheiic  der  Kegel  nach 
Zubehör  der  Höfe  und  Acker  sind,  gleich  diesen  der  privatrechtitchen 
Dtspositkm  unterliegen,  »nur  durch  die  gewöhnlichen  Privatrechtstitel« 
Qod  nicht  durch  die  Gemeindemitgliedschaft  erworben  werden,  im  Falle 
der  Gemeinhehstheilung  endlich  sich  einfach  in  Realtheile  verwandeln. 
Dio  Alles  wird  besonders  in  der  Ministerialweisung  \  .  12.  Febr.  45 
(J  M.  Bl.  S.  38)  scharf  ausdnandergeseut.  Vgl.  auch  Danburg,  Preuss. 

P.  R.  L  S  $4  N 

^  In  diesem  Sinne  hat  sich  Jas  R.  G.  im  Erk.  v.  17.  Febr.  8?, 
C.  S.  Bd.  9  y.  62  S.  2n  dahin  ausgesprochon,  dass  nach  gemeinem 
Recht  «N*ui;rung^bc!ut:nisse  an  einer  Gemeinheit  (Allmende)«  keineswegs 
>tcü  den  Charakter  eines  jus  in  re  alinea  tragen,  dass  vielmdir  die 
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entschiedener  erkennen  sie  hier  fortlebende  deutsche  Rechts- 
gedanken an,  welche  sich  mit  den  römischrechtlichen  Schul- 
begriffen nicht  decken'.  So  scheuen  sie  denn  auch  nicht 


höchste  M.mnkhtahigkeit  besteht.  Ebenso  hat  das  O.  A.  G.  Berlin  im 
Erk.  V.  7.  Okt.  72  Seiiff.  Hd.  27  N.  203  die  allgemeine  Geltung  eines 
Rechtssatzes  vcrworlcn,  nacli  welchem  bis  zum  Nachweise  eines  gegen- 
theiligen  Herkommens  jeder  Ortsbürger  als  nuuungsbereditigt  anzu- 
erkennen wäre.  Vgl.  Erk.  des  O.  A.  G.  Jena  von  i8}$  Seuff.  Bd.  i 
N.  2$6:  ob  Hintersiedler  dn  Stimmrecht  haben  oder  nicht,  lässt  sidi 
nur  aus  der  individuellen  Gemdndeverfassung  entscheiden.  Einiger- 
maOen  hat  auch  die  Praxis  im  Gebtete  des  Preuss.  Landr.  seit  dem 
PI.  Beschl.  des  O.  Tr.  v,  17.  Okt.  45  (Entsch.  Bd.  ir  S.  74)  sich  von 
der  früheren  Generalisirungstendenz  abgewandu  Vgl.  auch  Preuss.  Ges. 
f.  Kurhcsscn  v.  13.  Mai  67  5  i»  5  ^■ 

'  So  h.it  das  O.  A.  G.  Jena  konstant  die  Verknüpfung  dcf  Ge- 
meinderechts und  der  Hin/clrechte  aus  dem  alteren  deutschen  M.irken- 
verbande  mit  seiner  Verquickung  von  Flurherrschaft  und  Wirthschafts- 
gemdnsclialt  liergeleiiet  und  gegen  die  abweichenden  Sätze  des  römischen 
Rechts  aufrecht  erhalten;  vgl.  Entsch.  b.  Schäler  a.  a.  O.  1.  S.  266  ff.  u. 
SeufT.  Bd.  X  Nr.  313  it.,  Erk.  v.  9.  Sept.  58  ib.  Bd.  14  N.  6.  Ebenso 
erklärt  das  O.  Tr.  Smttg.  im  Erk.  v.  7.  Mära  $4  ib.  Bd.  8  N.  11  das 
röm.  R.  för  unanwendb.ir  auf  die  uralt  historischen  deutschen  Genossen- 
schaften. Das  O.  A.  G.  München  interpretirt  im  Erk.  v.  25.  Nov.  6a 
ib.  Bd.  16  N.  97  den  Begriff  der  Gemeindesache  »im  Anschluss  an  die 
frühere  Auffassung  der  Gemeinde  als  eines  ;;^ur  Wahrung  aller  gemein- 
samen Rechte  der  Gemeindeangehorigen  berufenen  genossenschaftlichen 
Ganzen«.  Auch  das  Ü.  G.  Wolfenb.  sagt  im  }>k.  v.  ji.Marz,/i7.  Apr.  68 
ib.  Bd.  25  N.  107:  »denn  die  Landgemeinde  ist  noch  immer  Trageria 
der  von  allen  Einwohnern  oder  einer  Klasse  ausgeübten  wirtfascfaaftlichen 
Rechte«,  Desgldchen  beruft  sich  das  O.  A.  G.  Darmst.  im  Erk.  v. 
8.  Apr.  73  ib.  Bd.  29  N.  12  für  die  Annahme  einer  deutschrechtlichen 
Gesammtbercchtigung  auf  die  »Resie  des  Gemdnde-  und  Marken- 
verbandes«. Vgl.  ib.  Bd.  8  N.  113.  Ausführlich  sucht  das  O.  H.  G. 
Mannheim  im  Krk.  vom  2^.  Dcc.  52  ib.  Bd.  9  N.  256  darzuthun,  das$ 
die  Behandlung  eines  auf  allen  Grundstücken  einer  Gemarkung  begrün- 
deten Schafweiderechts  als  eines  Rechtes  gegen  die  Gemeinde  sich  aus 
der  grösseren  Bedeutung  rechtfertigt,  welclie  der  genossenschaftliche 
Gemeindeverband  in  Deutschland  sich  »gegen  die  rönnschen  Begritte 
über  universitas  und  jura  singulorum«  in  Verbindung  mit  der  auch  staats- 
rechtlich anerkannten  Markenherrlichkeit  der  Gemeinde  bewahrt  hat; 
dass  daher  weder  der  römische  noch  der  entsprechende  franaösicbe  und 
badische  Bigentfaunisbegriff  hiergegen  gdtend  gemacht  werden  kann. 
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vor  dem  Zugestiindniss  zurück,  dass  die  der  alten  Mark- 
gememde eigenthümliclie  Verfiechtung  von  puhlicistischm  Ge- 
mettiderecht  und  wirthschaftsgmossenschajtlichem  Individualrecht 
auch  in  der  beutigen  Gemeinde  noch  vielfach  besteht  und 
wirkt*.  In  diesem  Sinne  schieben  sie  bei  den  Nutzungsver- 
hältnissen an  der  Allmende  zwischen  die  rein  onsbürger- 
liehen  Befugnisse  und  die  etwaigen  freien  Privatrechte  die 
gemeinheitlichen  Sonderrechte  ein,  welche  gleichzeitig  im  Ge- 
meindeverbande begründet  und  nls  Individualrechte  aus- 
gestahct  sind.  Für  eine  solche  Dreitheilunt;  der  Rechte  der 
Gemeindcgliedcr  ist  namentlich  das  O.  A.  G.  zu  Jena  ein- 
getreten *,  Auch  sonst  aber  hat  die  Praxis  die  Kategorie  der 
gemetndeverfassungsmißigen  Sondemutzungsrechte  nicht  zu 


»  Vgl.  die  vorige  Note.  —  Mehrere  Gerichtshöfe  leiten  sogar  noch 

aus  der  Geschichte  der  Marken,  da  sie  ja  einstmals  durchwein  genossen- 
schaüUches  Gcsammteigenthum  gewesen  und  später  insoweit,  nh  keine 
Zu\\eisung:  Sonderrecht  stattgeluudcn  habe,  Jcni  Gcsamniircchi  der 
Geuicmdc  vorbehalten  geblieben  seien,  eine  Präsumtion  für  das  Eigen- 
tfium  der  Gemdnde  in  der  Feldmark  her.  So  namentlich  das  O.  G. 
Wolfenb.  im  Eric  vom  27.  Febr./i}.  Mär«  66  SeufT.  Bd.  21  N.  203  u. 
Bd.  20  N,  199.  Vgl.  Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  von  1855  SeutT.  Bd.  2  N.  252. 
Dazu  ib.  Bd.  5  N.  282.  Vgl.  mein  Gcnosscnschaftsr.  III  S.  726  N.  86. 

^  Es  führt  schon  in  einem  Erk.  v.  18^^  SeufT.  Bd.  2  N.  258  den 
Gedanken  aus,  dass  es  in  den  Gemeinden  drei  Klassen  von  Rechtsver- 
hahnibsen  gebe,  indem  ent^vedcr  die  Gemeinde  als  juristische  Person  und 
somit  kein  Ein/cliier  berechtigt  sei,  oder  »reine  Privatreclitco  der  Gemcindc- 
gtieder  mit  Ausschluss  jedes  Redites  der  juristischen  Person  begröndet 
sden,  oder  endlich  dn  Privatrechtsvwhälmiss  der  Gemetnd^lieder  als 
solcher  \orlicge.  Letzteres  komme  wieder  in  doppelter  Weise  vor. 
Entweder  sei  es,  wie  z.  B.  das  Recht  an  der  Gemeineweide,  von  der 
juristischen  Person  abgeleitet.  O  Kr  es  beruhe,  wie  7.  B.  cm  Gesammt- 
recht  in  der  Nachbartlur  oder  eine  Gesammtbelastung  der  eigenen  Flur, 
auf  dem  Gemeindeverbande,  wobei  ebenfalls  eine  Doppelnatur  der 
betreffenden  Befugniss  oder  V^erbindlichlceit  hervortrete,  indem  dieselbe 
nach  dem  Grundgedanlten  und  der  geschichtlichen  Entwicklung  für  die 
Gemdnde  ab  soldie  b^rOndet,  äusserlidi  aber  auf  die  Einzelnen  ver- 
theilt sei.  In  beiden  Fällen  könne  nach  alter,  von  Leyser,  Kind  und 
Haubold  bezeugter  Praxis  sowohl  die  juristische  Person  wie  jeder  Einzelne 
klagen  und  beklagt  werden,  so  dass  ein  für  und  wider  die  Gemeinde 
ergangenes  Urtheii  für  und  wider  die  Eiiuclncn  und  umgekehrt  ein  für 
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umgehen  vermocht',  wenn  sie  auch  vielfach  dieselbe,  nur 
durch  eine  Hintenhüre  einlässt,  indem  sie  entweder  den 
Begriff  der  börgerlichen  Nutzungen  durch  Hineinlegung 
eines  individualrechtlichen  Momentes  umbiegt',  oder  aber 
umgekehrt  die  aus  selbständigen  Privatrechtstiteln  abgelei- 
teten Nutzun^sbefu^nisse  doch  wiederum  mit  der  GciiicinJc- 
Verfassung  juristisch  verknüpft'.  Sehr  entschieden  hat  neuer- 


und wider  die  Einzelnen  ergangenes  Urtheil  för  und  wider  das  Ganze, 
sofern  nur  dies  von  dem  Processe  unterrichtet  war,  res  judicata  schaffe. 

—  Diesen  Ausführungen  ist  beizustinunen.  Nur  ist  £e  Zweitheilung 
der  gliedmäßigea  Sonderrechte  insofern  verfehlt,  als  es  sich  dabei  in 
Wahrheit  gar  nicht  um  einen  Unterschied  des  Verhältnisses  zwischen 
der  juristischen  Person  und  den  Gliedern,  sondern  !cdiglich  um  den 
Unterschied  des  genossenschaftlichen  Gcs.mmniii^tnlluiws  und  der  ein- 
sprechenden Cjesamnit/tr/;/t'  und  Gcs2imnnvtrbindJicbkiit<ii  liandelt 

»  Vgl.  z.  B.  Hrk.  des  O.  G.  Wolfenb.  v.  15.  Nov.  67  Scutf.  Bd.  28 
N.  103:  an  der  AUmende  »ist  zwar  die  GemeindemitgUedsdiaft  allgemeine 
Voraussetzung,  aber  nicht  aUdniger  Grund  des  Nuuungsrecbts«;  dieser 
liegt  vielmehr  im  Besitz  einer  altberecfatigten  Rdhestelle»  so  dass  »insth 
/rm*  das  Nutzungsrecht  als  selbständiges  dingliches  Privatrecht  ersdidnt. 
£rk.  des  O.  L.  G.  Celle  v.  iS.  Dec.  79  Seuff.  Bd.  35  N.  180:  das 
Nutzungsrecht  an  der  Allmende  war  ursprünglich  regelmäßig,  ausser 
durch  GcmeindemitgHedsch.ift ,  durcli  >Reilieni-innschaft«  d.  h.  durch 
Besitz  eines  Bauerhofes  bedinj^t;  im  Fürstenthum  Lüneburg  besteht  keine 
abweichende  Regel;  mithin  kann  der  Klager  nach  Abveräusserung  des 
Wohngcbaudci  mit  eingefriedigtem  Areal  vom  Restgrundstuck  ^Uimend- 
rechte  in  der  Gemeindeforst  nicht  mehr  geltend  machen. 

'  Dies  kommt  namentlich  bei  Nutzungsrechten  vor,  welche  kraft 
Herkommens  oder  Ortsstatuts  allen  Gemeindegliedera  oder  einer  nur 
durch  persönliche  Merkmale  abgegrenzten  Klasse  derselben  zustehen 
Auch  die  Gesetz^  welche  mangels  besonderer  Privatrechtstitel  das  Princip 
der  bürgerlichen  Nutzungen  durd^uhreo,  behalten  vielfach  ausdrücklich 
eine  gew^ohnheitsrechtliche  oder  statutarische  Modifikation  derselben  im 
Sinne  selbständiger  Sonderechte  vor.  Vgl.  Pr.  A.  L.  R.  II.,  7  5  28  u.  ^  i ; 
Bad.  Gem.  O.  §  104;  mein  Genossenschaltsr.  I  S.  691—692.  Die  Bayer. 
Gem.  O.  erkennt  neben  »besonderen  Rechtstitehi«  das  »rechtsbegründete 
Herkommen«  als  Quelle  von  Nutzungsrechten  an,  welche  einen  individual^ 
rechtlichen  Charakter  haben  (S  32),  jedoch  in  letzter  Instanz  dem  Ge- 
mdndebeschluss  unterli^en  ($  35). 

'  Hierzu  nOchlgt  bei  den  GemeindegerechtigkeiteQ,  mögen  sie  noch 
so  entschieden  entweder  als  Pertinenzen  des  Privateigenthums  am  Grund 
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diDgs  das  Reichsgericht  >  ohne  sich  auf  eine  Konstruktion 
des  Rechtsverhältnisses  an  der  Allmende  einzulassen,  das 
doppelseitige  Wesen  der  Gemeindenutzungsrechte  betont, 

^\ie  es  sich  regelmäßig  in  der  Kombination  verfassungs- 
niJlML;er  Gebundenheit  und  priv.urechtlichcr  Sclbi»ündigkeit 
üüenbart'.  Noch  all  g  emeiner  als  bei  dem  markgenossenschnft- 
licben  Q^sdximMei^oUbum  haben  die  Gerichte  bei  den  la)m- 
munalen  Gesammt/'^^^^/Z^iiiat^«!  deutscher  Herkunft  den 
Fortbestand  der  Verknüpfung  von  körperschaftlichem  Ein* 
heitsrecbt  und  individuellem  Vielheitsrecht  anerkannt.  Ein 
konstanter  Gerichtsgebrauch  behandelt  Berechtigungen^ 
welche  allen  Gemeindegliedem  oder  einer  Klasse  derselben 
für  ihren  eignen  wirthschaftlichen  Nutzen,  jedoch  aui  ürund 
ihrer  Gemeindean^eliörigkeit  zustehen,  gleichzeitig  in  ihrer 
Vereinzelung  ils  individuelle  Sonderrechte  und  in  ihrer 
Zusauimenfassung  als  körperschaftliche  Gemeinderechte'. 
Dabei  wird  insbesondere  für  Grunddienstbarkeiten,  \vekhe 
in  dieser  Weise  als  genossenschaftliche  Gesammtrechte  be- 
gründet  sind,  die  Unanwendbarkeit  des  römischen  Servituten- 


uLiU  Boocn  oder  aber  als  lur  sich  veräusserliche  und  vererblicbe  Privat- 
itchte  ausgestaltet  sdn,  doch  das  positive  Ortsrecbt  in  fast  allen  Fällen, 
in  denen  nicht  an  die  Stelle  der  Gemeinde  eine  von  dersdben  volU 
kommen  getrennte  agrarische  Genossenschaft  tritt 

■  Das  R.  G.  sagt  im  Erk.  v.  25.  Juni  80  C  S.  Bd.  2  N.  42  S.  161—164: 
»Wie  man  auch  im  Obrigen  das  Rechts verhältniss  au  der  Allmende  auf- 
listen mag,  darüber  kann  nicht  wohl  ein  Zweifel  bestehen,  dass  rcgel- 
niaiiig  dir  Gtmfinde  als  solcher  (nach  Betinden  einer  Realgemeinde  oder 
Genossenschaft)  die  Ven.va!tung  und  Disposition  über  die  Allmende  in 
einer  die  einzelnen  Mitglieder  derselben  bindenden  Weise  ziikomnu, 
andrerseits  aber  auch  dicstn  letzter,  n  in  eiiietn  L'cwisscn  Umfange  krajt 
tri'.  iUn  Re£hts  Nutzungsbclugnissc  zustclien,  wci^-hc  ümcn  durch  üenieinde- 
bochluss  nkht  enuogen  noch  beeinträchtigt  werden  können.  Der  Zweifel 
bcttifit  nur  die  Ortn^jt,  innerhalb  deren  sich  die  Dispositionen  der  Ge- 
flwbde  ai  bewegen  haben«'. 

*  VgL  die  Zusammenstellung  der  älteren  Praxb  b.  ScuflT.  Bd.  i 
N.  I  0.  die  prindpiellen  AusfiUirungen  des  O.  A.  G.  Jena  in  dem  oben 
S.  J05  S.  2  angef.  Erk. 
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rechts  eingeräumt',  wennschon  zur  Beschwichtigung  des 
ronianistischen  Gewissens  häufig  der  von  Zasius  erfundene 
Kothbehelf  wieder  hervorgesucht  und  die  Gemarkung  der 
Gemeinde  in  ihrer  Ganzheit  zum  praedium  domtnans  erhoben 
wird*.  Ein  analoges  Verhältniss  ergiebt  sich  vielfach  bei 
den  Jci  Gemeinde:  zugcbclincbciicii  Kcallastbcicuiui^ungcn 


'  V.rl.  z.  B.  Erk.  O.  A.  G.  Jena  v.  9.  Dec.  41  Seuff.  ßd.  i 
K.  f Schüler  I  S.  266  ft.):  Bauholzgerechtigkeit  der  Gemeinde  im 
bcrrsciiattlichen  Walde  zu  Gunsten  der  von  Alters  berechtii^ten  Häuser. 
Erk.  des  O.  A.  G.  Cassel  v.  24.  bebr.  38  ib.  Bd.  8  N.  115;  Gemeinde- 
wegeservitut  ohne  praedium  dominans.  Erk.  des  O.  G.  Wolfenb. 
V.  10/28.  Apr.  58  ib.  Bd.  15  K.  20$:  das  deutsche  Recht  kennt  Servituten 
einer  Korporation,  einer  Gemeinde  oder  einer  EinwohnerUasse  ohne 
praedium  dominans.  Erk.  d.  O.  A.  G.  Lübeck  v.  )a  Juni  63  ib.  Bd.  16 
N.  176;  Gninddien«barkcit  (Hütungsrecht)  einer  Gemeinde  oder  Innung, 
welche  selbst  dann,  wenn  sie  als  Personalservitut  aufzufassen  wäre,  nach 
deutscher  Rechtsbildung  den  römischen  Beschränkungen  der  Zeitdauer 
nicht  unterläge.  Erk,  des  O.  Tr.  Stuttg.  v.  24.  Sept.  69  ib.  Bd.  24 
N.  12:  Lesehnl>rgerechtigkeit  einer  Gemeinde  für  ihre  armen  Ortsbürger. 
Da/.u  Erk,  des  R.  G.  v.  2}.  Nov.  80  C.  S.  Bd.  4  N.  38  S.  152— ijj 
(Seuff.  Bd.  37  N.  9). 

*  Vgl.  z.  B.  Erk.  des  O.  A.  G.  Darmst.  v.  21.  März  71  Seull.  Bd.  26 
N.  4 :  ein  Gcsammtrecht  einer  Gemeinde  ist  als  Dienstbarkeit  möglich, 
da  die  Gesammtgemarkung  oder  der  Häuserkomplex  oder  dn  Theil 
derselben  als  praedium  dominans  erscheinen  kann.  Erk.  des  O.  A.  G. 
Jena  v.  21.  Jan.  51  ib.  Bd.  21  N.  9$ :  ein  Wdderecht  der  Gemeinde  ist 
ohne  praedium  dominans  zulässig ;  »übrigens  ist  ein  solches  unbedenk- 
licti  die  ganze  Gemeindeflur«.  Dazu  mdn  Genossenscfaaftsr.  III  S.  676 
—  677. 

J  Vgl.  Erk.  des  O.A.  G.  Wolfenb.  V.  22.  Aug.  47  Seuff.  Bd.  16  N.  174: 
GesamnitrcnlListberechtiguno;  einer  Gemeinde  .lufCberhissuni;  des  Kirchen- 
holzes an  die  29  Reihewohner  für  einen  bestinunten  Retrag,  begründet 
durch  Unvordenklichkeit  und  geschützt  durch  Besitzklage.  Erk.  des  O.  A.G. 
Darnist.  v.  8.  Apr.  73  ib.  Bd.  29  N.  12:  das  deutschrechtliche  Bdiol- 
zungsrecht  einer  Geniciiide,  wonach  jeder  Einwohner  im  Besitz  eines 
altberechtigten  Hauses  im  Walde  eines  Standesherra  zwei  oder  ein 
Klafter  Buchenholz  (jenachdem  er  Geschirr  hat  oder  nicht)  angewiesen 
resp.  verabfolgt  verlangen  kann,  ist  nicht  als  römisdie  Ptaedial-  oder 
Personalservimt  zu  behandeln,  sondern  als  eigenartige  deutschrechtliche 
Gesammtgerechtigkeit ;  denn  einmal  geht  es  auf  ein  facere  ohne  Rück- 
sicht auf  das  Bedörfniss  dnes  praedium  dominans:  sodann  ist  es  nicht 
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Bannrechten'  und  ZoUfreiheiten\  Endlich  werden  von  der 
Praxis  yerpfiicbtungen,  welche  aus  dem  Gemeindeverbande 
entspringen  und  zugleich  die  Grundstücke  der  Gemarkung 
oder  die  Personen  der  Gemeindeglieder  individuell  belasten, 
durchaus  als  genossmscbaftUcbe  Gesammiverbindliäfkeiten  auf- 
gefasst,  so  dass  auch  hier  dieselbe  Verbindlichkeit  sich  einer- 
seits als  einheitliche  Verbindlichkeit  der  Gemeinde  darstellt 
und  andrerseits  in  einer  Summe  individueller  Sonderverbind- 
hchkciicii  äussert'. 


von  jedem  (tir  sich,  sondern  von  lier  Gemeinde  für  ihre  qualiticirten 
Mitglieder  durch  Vertrag  oder  Ersitzung  erworben,  l^uij^t  vom  Gemeinde- 
verb.mJf  ab  und  steht  den  Nachfolgern  der  Berechneten  ,'u,  wird  daher 
auch  nacn  aussen  sowolil  von  der  Gemeinde  krMi  des  durch  sie  ertuig- 
tcn  Recbtserwerbes  als  auch  von  den  berechtigten  Einwofanero  kraft  ihrer 
Nutzungsbefugniss  gültig  vertreten.  Eric  des  O.  A.  G.  Darmst.  v.  i.  Juli  75 
Seuff.  Bd.  29  N.  14 :  Anspruch  einer  Gemeinde  auf  IJeferung  des  Bau- 
holzes an  alle  Ortsbürger  für  beliebige  Bauten  aus  einem  Walde  des 
Kskus  Ah  dingHches  Gesammtrccht. 

'  Erk.  des  O.  A.  G.  Lübeck  v.  31.  Dec  67  Scuff.  Bd.  2)  N.  108: 
Brauereibannrecht  einer  Gemeinde  für  ihre  Brauer. 

'  Hrk.  des  O.  A.  C.  München  v.  2j.  Nov.  62  SeufT.  Bd.  16  N.  97: 
Ge^.lnlnltrectu  einer  Dürigemeinde  auf  Befreiung  der  Fubrwerlcc  ihrer 
Angehörigen  von  einem  städtischen  Zoll. 

3  Vgl.  SeutT.  Bd.  1  N.  I  :  llolzabfjnben,  Frohndienste,  \'crpHich- 
lungen  aus  Bamirechien  und  Wcidcserviiuica  als  Gcsammtlasteu ;  bes. 
Erk,  des  O.  H.  G.  Mannheim  v.  7.  Febr.  45  über  die  Behandlung  einer 
Weidelast  der  Gemarkung  als  einhettlicber  Dienstbarkeit  des  von  der 
Gemeinde  repräsentirten  Inbegriffs  der  Grundstöcke.  Eric,  des  O.  H.  G» 
Mannheim  v.  25.  Dec  $2  ib.  Bd.  9  N.  256:  Schafweiderecht  auf  allen 
Grundstücken  der  Gemarkung  ist  durch  Verunheilung  der  Gemeinde 
rechtskr-ifrig  gegen  jeden  einzelnen  Grundbesitzer  (auch  den  Dom.inen- 
hskus)  Jestgesielit.  Erk.  der  juristenfak.  lleidelb.  f.  das  Ü.  .\.  G.  Jena 
v.  18.  Febr.  51  ib.  Bd.  22  N.  249:  wegen  einer  dem  Fiskus  gegenüber 
bestehenden  Reallast  (Abgabe  von  »Küdienkuhgeldi«)  ist  die  Gememde 
ab  solche  die  rechte  Beklagte,  mag  sie  nun  als  solche  oder  mögen  ihrt 
Glieder  belastet  sein;  auch  ist  Besitz  daran  möglich;  als  pAichtiger 
fundus  haftet  die  Gemcindemarkung ;  es  eine  unerschöpfliche  \^er- 
bindlichkeit  mit  terminweisen  Leistungen  vor,  welche  mit  dem  Gemeinde* 
verband  zusammenhängt.  Erk.  der  Juristenfak.  Jena  1.  das  O.  .\.  G.  Jena 
V.  1859  ib.  Bd.  16  N.  175:  die  Verpflichtung  zu  Abgaben  an  den  Fiskus 
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Muss  in  allen  solchen  Fällen  der  Gemeinde  ak  solcher 
noch  heute  eine  agrargenossenschaftliche  Bedeutung  bei- 
gelegt werden,  so  ist  in  erheblichem  Umfange  diese  den 
modernen  Tendenzen  widerstreitende  Verflechtung  von  Öffent- 
lichem Gemeinderecht  und  privatem  Genossenschaftsrecht 
lIuicIi  die  vollzogene  AusciHandi'rset:inn^  beider  Scnen  Jcr 
alten  Markgenieindc  beseitii^t.  Allerdings  kann  der  Gemeinde 
gegenüber  eine  besondere  Agrarkörperschaft  nur  dann  als 
vorhanden  angenommen  werden,  wenn  sich  ein  gesetzliches 
oder  gewohnheitsrechtliches  Fundament  der  Zweiung  nach- 
weisen lässt'.  Allein  vielfach  ist  zweifellos  die  Ablösung 
einer  für  sich  konstituirten  Markgemeinde  von  der  politi- 
schen Gemeinde  sowohl  rechtlich  wie  thatsächlich  vollkom- 


aus  schutzherrlichen  Verhältnissen  kann  als  Gesammtvcrbiiuilichkeit  einer 
Gemeinde  bcp^ründct  sein  und  als  Reallast  auf  ».icni  j^an/cii  Komplex  des 
die  Markung  oder  Flur  bildenden  Grundbesitzes  sowohl  der  Korporation 
wie  der  Eiiuclncn  haften ;  derartige  Fixirungcn  und  Rcpartitionen  von 
Gemdmleabgaben  kommen  schon  seit  dem  12.  u.  13.  Jahrh.  vor  und 
heben  den  Charakter  der  Geroeinddast  nicht  auf ;  daher  wird  auch  die 
Reallast  imGniuea  durch  die  Gemeinde  vertreten  und  dem  Fiskus  gegen 
dieselbe  Besitzschutz  gewährt.  Erk.  des  O.  A.  G.  Jena  v.  i.  Apr.  jo 
ib.  Rd.  7  N.  5 :  Frohndtenste  einer  Klasse  von  Gemcindej^licJern  als 
S4">lclicn,  begründet  durch  L'nvorJcnklichkeit ,  wenn  die  jedesmal iocn 
Hiniersiedlcr  leisteten;  ähnlich  27.  Ükt.  5J  ib.  N.  269  u.  }i.  Okt.  55 
ib.  Bd.  6  N.  10. 

*  Vgl.  Erk.  des  O.G.  Woltcnb.  (als  O.  A.  G.  f.  Scliaumburg-Lippe) 
V.  15.  Nov.  67  Seuü.  Bd.  28  N.  102,  wo  ausgciuhn  wird,  dass  in  Er- 
mangelung einer  gesetdichen  Auseinanderseuung  ^e,  Umendiddung 
einer  engeren  Realgemdnde  und  einer  weiteren  politischen  Gemeinde 
nicht  zu  billigen,  vielmehr  an  der  Allmende  das  Eigenthum  der  Ge- 
meinde, die  Nutzung  den  im  Besitz  einer  altberechtigtcn  Reihestelle  be- 
findlichen Gemeindegliedern  zuzu<?chreibcn  sei ;  dass  daher  die  Gemeinde 
als  Eigenthümerin  die  Allmende  nach  aussen  zu  vertreten  liabc,  wahrend 
freilich  die  Nutzungsrechte  sowohl  nach  aussen  wie  ucgen  die  Gemeinde 
selbst  auch  von  den  Eiiuelnen  lür  sich  oder  in  korporativem  Zusanmieii- 
hange  verthddigt  werden  könnten ;  dass  in  dnem  Process,  in  welchem 
die  Gemdnde  als  solche  für  die  Allmende  auftrete,  bd  der  Wahl  des 
S)'ndikus  die  Mitv^  irkung  auch  der  vom  Allmendnutcen  ausgeschlossenen 
Neubauern  erforderlich  sd. 
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men  durchgeführt*.  In  anderen  Fällen  wird  wenigstens  eine 
relative  Sonderung  der  kommunalen  und  der  markgenossen- 
schaftlichen  Verhältnisse  anerkannt,  indem  zwar  die  letzteren 
nach  wie  vor  im  Einklänge  mit  der  thatsächlichen  Fortdauer 
mannichfacher  publicistischer  Beziehungen  des  Allmendrechtes 
als  Bestandtheile  des  politischen  Gemeindeverbandes  gelten  \ 
gleichzeitig  jedoch  innerhalb  desselben  als  Basis  eines  in 
gewissem  Umfange  selbständigen  besonderen  Genossenschafts- 
verbandes erscheinen  ^  Zum  .Theil  hat  sogar  die  Gesetz- 


*  Vgl,  mein  Gcnosscnscliaftsr.  I  S.  678  ff.  —  Wenn  neuer Jing«! 
Frank  im  Magaz.  1.  d.  dcui.  R.  der  Gegen w.  Bd.  5  S.  21;  ti.  die  iti  der 
Hannov.  Praxis  dcmlicfa  allgemein  durchgedrungene  Anerkennung  be> 
«onderer  »Realgenieinden«  anficht,  so  wird  ein  solcher  Röckschritt  durch 
die  von  ihm  beigebrachten  Gründe  jedenfalls  nicht  erzwungen ;  insbeson- 
dere Usst  ein  etwa  fortbestehendes  Eigenthum  der  politischen  Gemeinde 
immer  noch  für  ein  von  der  Summe  der  Sondernutzungsrechte  verschie- 
denes \'ermdgcnsrecht  der  Realgemeinde  ais  solcher  Raunt,  da  das  Ge- 
sammtnuuungsrecht  in  seiner  einheitlichen  Substanz  als  solches  vorge- 
stellt werden  kann. 

*  Insbesondere  gilt  daher  die  politbche  Gemeinde  als  legitimirt  zur 
processualischen  Vertretung  der  gemeinschaftlichen  Rechte  dner  nutzungs- 
berechtigten Einwohnerklasse ;  vgl.  z.  B.  Erk.  des  O.  A.  G.  Wolfcnb.  v. 
22.  Aug,  47,  13.  März/ 17.  Apr.  68  u.  !$•  Nov.  67  Seuif.  Bd.  16  N.  174, 
Bd.  2j  K,  107  u.  Bd.  28  N.  102;  des  O.  A.  G.  Berlin  v.  19.  Nov.  7j 
ib.  Bd.  28  N.  103  ;  des  O.  A.  G.  Darmst.  v.  8.  Apr.  ib.  Bd.  29  N.  12. 
—  Vgl.  auch  mein  Gendsscnschaftsr.  I  S.  675  ff. 

'  So  werden  die  durcli  gleichartige  Nutzungsrechte  und  entspre- 
chende Pflichten  verbundenen  Klassen  von  Gemetndeangehörigen  im 
Verhilmiss  gegen  einander  und  gegen  die  politische  Gemeinde  als  rechts- 
und  processfähige  Genossenschaften  anerkannt  in  dem  Erk.  des  O.  A.  0. 
Jena  b.  Schüler  I  S.  28$  ff.  u.  Seuff.  Bd.  1  N.  315  u.  516,  des  O.  G. 
Wolfenb.  v.  10  28.  Apr.  58  ib.  Bd.  15  N.  20$  (vgl.  auch  oben  S.  2x0  N.  i). 
des  O.  A.  G.  Berlin  v.  19.  Nov.  73  ib.  Bd.  28  N.  103,  des  Übst.  G.  f. 
Bayern  v.  16.  Apr.  75  ib.  Bd.  51  N.  199.  Dagegen  schwankt  die  Praxis 
hinsichtlich  der  Frage,  ob  eine  solche  Klasse  auch  nach  aussen  ihr  ge- 
metnschafdichcs  Recht  selbständig  vertreten  kann,  wie  dßes  das  O.  A.  G. 
Jena  in  den  angef.  Erk.  u.  b.  Seuff.  Bd.  1  N.  )I4,  das  O.  G.  Wolfenb. 
3.  .1.  O.,  das  O.  A.  G.  Darmst.  ib.  Bd.  12  N.  229  u.  das  O.A.  G.  Lübeck 
im  Erk.  v.  31.  Dec.  67  ib.  Bd.  23  N.  108  annehmen,  oder  vielmehr  in 
dieser  Richtung  nothwendig  durch  die  Gemeinde  vertreten  wird,  wie  das 
O.G.  Wolfenb.  im  Erk.  v.  31. März/ 17.  Apr.  68  ib.  Bd.  23  N.  107  meint. 
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gebuDg  nicht  ohne  einschneidende  Gewaltsamkeit  auch  da, 
wo  beiderlei  Verbände  sich  thatsächlich  verschlingen,  sie 
rechttich  völlig  getrennt,  so  dass  die  politische  Gemeinde 

Liiiii  lIic  Gciiiciiisv;luiti  vier  individuell  berechtigten  Nutzuni;s- 
intcrcbsenten  begrittiich  stets  als  zwei  gegen  einander  ab- 
geschlossene Gesellschaftsgebilde,  ihre  geschichtlich  begrün- 
deten Verknüpfungsverhältnisse  aber  juristisch  als  zufällige 
und  äusserliche  Beziehungen  aufgefasst  werden  müssen'. 

Insoweit  nun  hiemach  eine  besondere  Agrargencssen- 
schaff  2U  Recht  besteht,  wird  dieselbe,  mag  sie  auch  als  Alt-, 
Real-,  Nutzungs-,  Privat-,  Bürgergemeinde  u.  s.  w.  den 
Namen  der  »Gemeinde«  fortführen,  von  den  Gesetzen  und 
in  der  Praxis  regelmäßig  als  privatrechtUche  Vereinigung  be- 
trachtet ^  Somit  begegnet  die  Verknüpfung  von  Individual- 
rechten an  der  Allmende  mit  der  Mitgliedschaft  in  einer 
solchen  Genossenschaft  nicht  den  besonderen  Bedenken, 
weiche  die  Verwebung  privater  Nutzungsrechte  mit  der 
publicistischen  GemeindemItgUedschaft  zu  überwinden  hat. 
Vielmehr  musste  gerade  in  den  verselbständigten  Agrar- 
genossenschaften der  Begriff  der  körperschaftlichen  Sonder- 


'  Dies  ist  namentlich  nach  der  Preuss.  Gesetzgebung  u.  Praxis  der 
Fall,  da  ihr  zufolge,  sobald  überhaupt  individuell  begründete  Nutzungs- 
rechte einzelner  Gcmcindeglieder  oder  einer  Klasse  derselben  %'orliegen, 
der  Begriff  des  iigenKinschaftüchcn  PrivatvemiÖgens«  Platz  greift;  vgl. 
oben  S.  203  N.  2.  Deshalb  gotcln  .uich  die  Preuss.  St.  O.  v.  30.  Mai  55 
5  49  hinsiciulich  des  »Vermögens,  welches  nicht  der  Gemeindekorpo- 
ration in  ihrer  Gesammtheit  gehört«,  der  Gemeinde  nur  insofern  eine 
Beschlussgewalt  su,  »als  sie  dazu  durch  den  Willen  der  Bethdligten 
oder  durch  sonstige  Rechtstitel  berufen  ist«;  vgl.  St.  O.  f.  Westphalen 
V.  19.  März  56  §  48. 

*  Vgl.  oben  S.  162  N.  4.  Die  zahlreichen  neueren  Gemeinde» 
gesctze,  welche  das  Princip  der  bürgerlichen  Nutzungen  als  Korm  aul- 
stellen,  jedoch  Ausnahmen  auf  Grund  »privatrechtlicher«  Titel  anerkennen, 
ver\\ei>en  hiermit  auch  die  Verhämlc  von  Sondernutxungsbcrcchtigten  in 
däi  Privaireciit.  —  Dagegen  sind  die  flaubergsgenossenschaften  trotz 
ihrer  völligen  Losung  von  den  Gemeinden  in  Prcusseu  als  eigenartige 
Körperschaften  des  öffmtlkben  Rechts  organisin;  vgl.  die  Haubergs-O. 
für  den  Kreis  Siegen  v.  17.  Mirz  79  (bes.  %  16,  19,  20,  25  -  55). 
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rechte,  wenn  er  nicht  überhaupt  schlechthin  verworfen  wurde, 
sich  typisch  entfalten.  In  der  That  hat  hier  der  germanistische 
Rechtsgedanke  so  gut  wie  vollständig  über  die  streng  ro- 
manistische  Theorie  triumphirt.  Denn  einerseits  ist  in  irgend 
einer  Form  überall  die  Behandlung  der  Agrargenossenschaf- 
ten als  Körperschaften  durchgedrungen.  Ist  ihnen  diese  Eigen- 
schaft zum  Theil  ausdrücklich  beigelegt  worden so  wird 
sie  ihnen  von  der  Praxis  nicht  nur  auch  ohne  speciellen 
Titel  vindicirt^  sondern  es  wird  selbst  da,  wo  iIihl::  Jic 
Anerkennung  als  ^Korporation«  oder  »juristische  Person« 
ausdrücklich  versagt  wird,  gleichwohl  auf  sie  in  den  wesent- 
lichen Punkten  der  Begriti'  und  das  Recht  der  Körperschaft 
angewandt ^  Andrerseits  wird  den  Rechten  der  einzelnen 
Genossen  am  Gemeinlande  einer  solchen  Genossenschaft, 


'  Vg!.  mein  Genosscnschaftsr.  I  S.  686-6S7;  Prcuss.  Haubergs-O. 
5  6:  mik'  H.uibcri^ss^enosscnschaft  kann  unter  ilircm  Namen  Rechte  er- 
werben und  V'erbindliclikciten  eingehen,  Eigentluini  und  andere  dingliclic 
Rechte  an  Gmndstiiekeii  erwerben,  vor  Gericht  klagen  oder  verklagt 
werden«. 

*  Vgl.  die  oben  S.  66  N.  i,  S.  67  K.  a  u.  4  u.  S.  70  N.  i  angef. 

Erkenntnisse.  Die  Gesetzgebung  bereitet  dieser  Auffassung  nicht  nur  da 
keine  Hindemisse.  wo  sie  Jas  Vorhandensein  von  "Korporationen!  oder 
nGcnossenschaften«  in  der  (ienicinde  als  nin<,Hich  erwalnit,  sondern  auch 
niciu,  wo  sie  aul  das  Herkoninien  oder  die  bestehenden  Rechtstitei  ver- 
weist; vgl,  mein  Genossenscliaüsr,  I  S.  687;  auch  L.  G.  O.  !,  Wcstph. 
V.  19.  Märs  56  5  52,  Verord.  f.  d.  Prov.  Hessen  v.  13.  Mai  67  5  i  (wo 
die  Mflgticbkeit  des  AUmendrigcnthums  von  »Mit*  oder  Gesaromteigen' 
thümem  oder  von  Genossenschaften«^  offen  gehalten  wird),  Bayr.  Gem. 
O.  V.  39.  Apr.  69  5  22  u.  \2. 

'  Dies  ist  selbst  nach  dem  Preuss.  Landr.  u.  der  an  dasselbe  an- 
knüpfenden Geset^p^ehunj^  und  Praxis  trotz  der  Annahme  eines  »Mit- 
ei<;'enthunis<(  der  (»enossen  der  Fall;  vs^l.  oben  Kap.  I  S.  102  N.  2.  So 
legt  auch  das  Preuss.  Ges.  über  genicinschatiliclic  ilokuiigen  v,  i-i.  März  81, 
obwohl  CS  die  Waldungen  von  »Realgemeinden,  Nutzungsgeraeindent 
Markgenossenschaften,  Gehöferschaftent  Erl^enossenschaften  und  gleich- 
artigen  Genossenschaften«  mitumfasst»  zwar  den  %tgr\f(  des  »Miteigen- 
thums«  zM  Grunde,  macht  aber  durch  den  regelmäßigen  Ausschluss  der 
Theilunp;,  durch  die  Unterwerfung  der  Henutzung  unter  Staatsaufsicht, 
durch  den  Zwang  zur  Bestellung  einheitlicher  Repräsentanten  und  durch 
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während  sie  durch  die  Mitgliedschaft  in  derselben  bedingt 
und  bestimmt  und  somit  einem  körperschaftlichen  Zusammen- 
hange eingeordnet  bleiben,  allgemein  in  irgend  einem  Um- 
fange zugleich  eine  dem  körperschaftlichen  Bereich  entrttckte 
individualrechtUche  Geltung  zugesprochen*. 

Die  rechtlichen  Wirkungen,  welche  die  Praxis  der  so  in 
den  Gcmcindcvcrl'.alaiisscn  toridaucindcn  \'crknüpluni;  von 
Einhciis-  und  X'iclhcitsrccht  beilegt,  bestehen  nach  ausM-n 
namentlich  in  der  gleichzeitigen  Zulassuni;  gcnieinheiilicher 
Kepräseniaiion  und  individueller  Selhstvertretung. 

Dieses  Princip  führt  ein  alter  und  befestigter  Gerichts- 
gebrauch vor  Allem  bei  der  proressualischen  Geltendmachung 
von  Gesariimtgerechtigkeiten  und  Gesammtverbindlichkeiten 
durch  ^  Die  Gemeinde  oder  Genossenschaft  als  solche  er- 


die  Ennächtigung  des  Mehrheitsbeschlusses  cur  Errichtung  eines  »Statuts« 
gewisse  Grundsätze  des  Körperschaftsrechts  dabei  allgemein  anwendbar 
und  setzt  im  einzelnen  Fall  einer  noch  intensiveren  Gestaltung  der  Ver- 
bandseinheit kein  Hindcmiss  entgegen.  —  Ueber  das  Sachs.  Recht  vgl. 
oben  S.  1 12  N.  2. 

'  In  dic5cr  Hinsicht  macht  es  keinen  Unterschied,  oh  den  Genossen 
bloi  diugliciic  Hechte  am  Eigenthum  der  dcnosscnsclialt  oJcr  ein  »Ge- 
sanimteigenthumu  oder  Amheilc  an  einem  »Miteigenthum«  zugeschrieben 
werden.  \'g].  Erk.  b.  SeuE  Bd.  8  N.  it,  Bd.  N.  124,  Bd.  18  N.  5, 
Bd.  21  N.  201  u.  202,  Bd.  2%  N.  109,  Bd.  29  N.  212,  Bd.  N.  28i> 
Bd.  3)  N.  95,  auch  das  angef.  Erk.  des  R.  G.  v.  25.  Juni  80  (oben S. 207  N.  1), 
das  zugleich  Agrargoiossenscbafteo  ins  Auge  üasst*  Näheres  unten. 

^  Ueber  das  Alter  dieser  Praxis  vgl.  mein  Genossenschaftsr.  III 
S.  729  N.  95.  Litteraturnachweise  b.  Stol'h  §  $3  N'.  Der  von  Schüler 
a.  a.  O.  S.  257  ff.  u.  Bf'rlrr  5  70  angedeutete  ricluige  Gesichtspunkt 
wird  in  der  Theorie  vicllach  verkannt.  Bald  wird  Icdii^üch  vom  Recht 
der  Gemeinde  als  solcher  ausgegangen  und  das  von  ihr  zugleich  reprascn- 
lirte  Individualrecht  Übersehen  (so  v.  MarH»»  Arch.  f.  civ.  Pr.  Bd.  10 
S.  18  ff.),  woraus  dann  consequenter  Weise  der  Ausschluss  jedes  Klage- 
rechtes  der  Einzelnen  folgt  (vgl.  z.  B.  Pfeifer  S.  68).  Bald  wird  um- 
gekehrt an  sich  nur  eine  Processlci^itini.ition  der  Einzelnen  als  Streit- 
gcnossen  ancrk.mnt ,  mithin  die  Behandlung  derartiger  Streitigkeiten  als 
Gemeindesachen  als  principlose  Ausn.ihme  bchnndclt  (so  Siohhe  a.  a.  O- 
S.  4}o).   Ungenügend  ist  auch  die  Construktion  von  liolie  S.  39  -40. 
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scheine  hierbei  nach  aussen  als  das  Subjekt  der  fraglichen 
Berechtigung  oder  Verpflichtung  in  ihrer  Totalität;  sie  ver- 
tritt daher  als  Klägerin  oder  Beklagte  nicht  nur  das  Einheits- 
recht oder  die  Einheitspflicht  der  juristischen  Person,  sondern 
auch  die  daraus  abgeleiteten  oder  doch  davon  abhängigen 
vielheitlichen  Sonderrechte  oder  Sonderpflichten  aller  oder 
-cwisser  Mitglieder;  sie  gilt  somit  auch  als  legitimirt, 
wenn  es  sich  um  Befugnisse  oder  Verbindlichkeiten  handelt, 
welche  ihren  Mitgliedern  oder  einer  Klasse  derselben  zwar 
individuell,  jedoch  im  gemeinheitlichen  Zusammenhange  zu- 
stehen oder  obliegen'.  Insoweit  entscheidet  das  Urtheil, 
welches  für  oder  wider  die  Gemeinde  ergeht,  zugleich  über 
eigne  Rechte  und  Pflichten  der  gegenwärtigen  und  künftigen 
Gemeindeglicdcr  und  wird  auch  für  und  wider  dieselben  als 
Einzelne  rechtskräftig'.  Die  Unterstellung  unter  eine  der- 

'  Vg],  die  b.  Seuff.  ßd.  i  N.  i  zusammengestellten  älteren  Erk. 
(bes.  des  O.  H.  G.  Mannheim,  des  O.  A.  G.  München,  des  O.  A.  G. 
Kassel  und  Nachtrag  S.  ip  — 152  des  O.  Tr.  Stuugart);  Erk.  des  O.  A.  G. 
Jen.1  V.  1855  ib.  Bd.  2  N.  2,8  (üben  S.  205  N.  2),  v.  13.  Febr.  45  ib.  Bd.  1 
N.  314,  V.  9.  Sept.  )8  Bd.  14  N.  6,  v.  18.  Febr.  51  Bd.  22  N.  249 
(oben  S.  209  N.  $);  des  O.  G.  Wolfenb.  v.  20.  Märe  46  resp.  16.  SepL  $0 
ib.  Bd.  16  N.  192,  V.  22.  Aug.  47  ib.  K.  174,  v.  15.  Nov.  67  ib.  Bd.  28 
N.  102  (oben  S.  210  N.  i),  v.  31.  März/r7.  Apr.  68  ib.  Bd.  23  N.  107;  des 
ü.  A.  G.  Wiesb.  v.  8.  Juni  52  ib.  Bd.  9  N.  255;  des  O.  H.  G.  M.mn- 
heim  v.  23  Dec.  52  ib.  Bd.  9  N.  256  (oben  S.  209  N.  3);  des  O.  A.  G.  Kassel 
V.  7.  Febr.  38  ib.  Bd.  11  N.  124,  v.  14.  Dec.  32  ib.  Bd.  7  N.  2;  des 
O.  Tr.  Stuttg.  V.  4.  Mai  53  ib.  Bd.  6  N.  309,  v.  24.  Sept.  69  ib.  Bd.  24 
N.  12;  des  O.  A.  G.  MQnchen  V.  2$.  Nov.  62  ib.  Bd.  16  N.  97  (oben 
S.  209  N.  2);  des  O.  A.  G.  Darmstadt  v.  8.  Apr.  73  ib.  Bd.  29  N.  12  (oben 
S.  208  N.  })  u.  V.  I.  Juli  73  ib.  N.  14;  des  O.  A.  G.  Berlin  v.  19.  Nov.  73  ib. 
Bd.  28  N.  103 ;  des  O.  Tr.  Berlin  Entsch.  Bd.  56  S.  221.  —  Die  Praxis 
geht  hierbei  im  Allgemeinen  von  dem  richtigen  Gesichtspunkt  aus,  dass 
es  sich  um  (jcmeinderechte  oder  Gcnicindclastcn  handelt,  welche  aber, 
indem  sie  nur  »formell«  der  juristischen  Person  zustehen  und  nur 
»mittelbar«  oder  »sekundär«  dieselbe  interessiren ,  zugleich  eine  Summe 
individueller  Rechte  oder  Pflichten  von  primirem  Einzdlnteresse  ein- 
scbliessen. 

»  Nach  dem  Erk.  des  O.  A.  G.  Kassel  v.  7.  Febr.  38  Seuff.  Bd.  1 1 
N.  124  kann  die  Gemeinde  auch  den  Entschädigungsanspruch  der  Ein- 
zekien  wegen  Beeinträchtigung  in  der  Ausübung  des  Gesammtrechts 
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anige  processuaUsche  Repräsentation,  welcbe  ohne  besondere 
Vollmacht  und  lediglich  auf  Grund  des  genossenschaftlichen 
Zusammenhanges  eintritt,  unterscheidet  die  mit  der  Ge- 
meindemitgliedschaft verknüpften  Individualrechtsverhältnisse 
scharf  von  Verhältnissen  des  freien  Privatrechts Allein 
auf  der  anderen  Seite  greift  dabei  aiich  den  Verhältnissen 
des  reinen  Mitgliedschattsrcchts  gegenüber  ein  principieller 
Unterschied  Platz'.  Denn  die  reinen  Mitglicdsch.iftsrechte 
und  Mitgliedschaftspflichten  sind  nach  aussen  hin  einer  ge- 
meinheitlichen Keprüseniation  nicht  nur  fähige  sondern 
schlechthin  bedürftig^;  sie  können  überhaupt  nur  für  und 


gett«nd  machen.  Dagegen  spricht  das  O.  Tr.  Stuttg.  im  Erk.  v.  4.  Mai  j } 
ib.  Bd.  6  N.  309  der  Gemeinde  die  Klage  auf  Schadenersau  ab,  da  dieser 
nicht  an  die  Gemeindekasse,  sondern  an  die  geschädigten  Individuen  falle. 

Umgekehrt  niuss  die  Clenicindc,  wcIcIk-  mit  einer  boh  uipteten  GesamnU- 
gerechtiks^eii  abgewiesen  ist,  den  durch  unerlaubte  Ausübung  ihrer  Mit- 
glieder bis  dahin  entstandenen  Sch.idcn  ersetzen,  haftet  aber  nicht  für 
spätere  Kontraventionen  der  Ein/.elnen ;  Erk,  des  O.  G.  Wolfenb.  v. 
16.  Sept.  5ü  u.  20.  März  4b  ib.  Bd.  16  N.  192;  Erk.  des  O.  A.  G.  Kassel 
V.  14.  Dec  j2  ib.  Bd.  7  N.  2. 

'  Ein  blos  mehreren  Grundstücken  der  Gemeindegemarkung  gemein- 
sames Wegerecht,  das  für  jedes  einzelne  Grundstück  besonders  begründet 
ist,  kann  die  (Gemeinde  nicht  geltend  machen;  Beschl.  des  O.  A.  G. 
Berlin  v.  26.  Okt.  72  Seufl.  Bd.  28  N.  14. 

'  Dieser  Unterschied  wird  nicht  immer  gehörig  beachtet.  So  kon- 
struirt  B.  Bol-f  S.  75  tT.  d.is  Recht  de«;  Gemein j^ehrauches  an  öffent- 
lichen Sachen  ganz  als  körperschaftliches  hidividuairccht. 

'  Die  Gemeinde  venritt  z.  B.  in  einem  Process  über  einen  öffent- 
lichen Gemeindeweg  zugleich  die  Mitgliederrechte  auf  dessen  Gemein« 
gebrauch.  Dass  sie  hierbei  auch  die  Interessen  anderer  zum  Gebrauch  ' 
des  Weges  verstatteten  Personen  wahrnimmt,  beruht  auf  der  territorialen 
Bedeutung  des  Gemeindeverbandes,  welcher  n■^  bleibender  Trailer  der 
örtlich  beschränkten  ötTcntlichen  Interessen  \v.  irgend  einem  Umfange 
alle  mit  dem  Gemcinde^'ebiet  in  Beruiirung  kuiuiuciiJcn  Personen  ergreift 
und  insoweit  gleich  dem  Staate  die  liinwohncrschaft  in  abstracto  rcpräsen- 
tirt.  Vgl.  Erk.  der  Jurisrenfak.  Göttingen  nebst  Erk.  des  O.  A.  G.  Kiel 
V.  18.  März  63  SeufF.  Bd.  12  N.  11.  Der  von  Siolfbe  a.  a.  O.  S.  451 
unter  Berufung  auf  dieses  Erk.  fwnmlirte  Satz  ist  viel  zu  w  eit  gefasst. 

■•  Dies  gilt  daher  auch  von  den  Rechten  auf  Gemeingebrauch  ÖffentUcher 
Gemeindesachen.  Doch  erscheint  der  römische  Interdiktenschutz,  insofern 
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wider  die  Gemeinde,  nicht  für  und  wider  die  Mitglieder  aU 
Einzelne  gerichtlich  geltend  gemacht  werden'.  Dagegen 
konkurrirt  bei  dem  körperschaftlichen  Individualrecht  mit 

der  gemcinhciiliclicn  Repr.iscnt.ition  die  individuelle  Selbst- 
vcrtrctung*.  Die  Gemeindeglicdcr  können  also  wegen  der 
im  Gemeindeverbande  begründeten  Sonderrechte  und  Sonder- 
pflichten  auch  als  Einzelne  klagen  und  verklagt  werden  K 


er  die  gememen  Gebraachsrechte  in  der  Richtung  gegen  Dritte  als  indivi- 
duell ▼emetbare  Privatansprüche  behandelt,  als  eine  Modifikation  dieses 

Princips.   Vgl,  oben  S.  194  N.  i, 

»  Vgl.  Erk.  des  O.  A.  G.  D.irmst.  v.  21.  Marz  71  SeufT.  RJ.  26 
K.  4:  da«;  Recht  auf  einen  örtentlichcn  W'ci;  können  die  Ijiuclncn  nicht 
als  ein  aus  dem  Gcnicindeverbande  tiiessendcs  Recht  selbständig  ver- 
folgen. Erk.  des  O.  A.  G.  Dresden  v.  ij,  Nov.  62  ib.  Bd.  17  N.  5, 
wo  indess  die  Begründung  des  gleichen  Satzes  zu  allgemein  gefasst  bt, 
so  dass  auch  die  Selbstvertretung  der  aus  dem  Gemeindeverbande  siam* 
mendcn  privatrechtlichen  Nutzungsbefugnisse  ausgeschlossen  sein  würde. 
Erk.  des  O.  A.  G.  Wolfenb.  v.  21.  Dec.  41  >b.  Bd.  17  N.  164.  -  Da- 
pe^en  kann  das  puMicistischc  Recht  auf  Bcni"it?uiif^  cnies  Weges  als 
örieniiiciicn  Gcnieindewc:^cs  cinrcdow  ci?e  von  dem  ein/elncn  Gemeinde- 
gliede  gegen  eine  Negatorienklage  geltend  gemacht  werden ;  Erk.  des 
O.  A.  G.  Jena  v.  12.  Jan  }2  Seuff.  Bd.  7  N.  8.  Vgl.  Bd.  j  N.  48. 
Midsin  kann  auch  der  von  dem  Eigenthfimer  eines  Grundstäcks  mit  der 
Negatorienklage  belangte  Einzelne  ach  der  Klage  nicht  durch  die  Be- 
hauptung entziehen,  d.iss  er  nur  als  Gemeindeglied  ein  öffentliches  Wege- 
recht  ausgeübt  habe  und  deshalb  die  Gemeinde  die  reclitc  Beklagte  sei. 
wie  dies  vom  Obst.  G.  f.  Bavern  im  Erk.  v,  9.  Febr.  78  ib.  Bd.  34 
N.  279  aus  dem  richtigen  Satz,  Jass  der  Fin/elnc  das  We^erecht  der 
Gemeinde  nicht  für  sich  im  Proccss  verlolgen  kaut»,  unrichtig  gefolgert 
wird;  vgl  die  Kritik  dieser  Entsch.  ib.  S.  407—408  und  Siobbe  %  5} 
N.  J2- 

'  Zweifellos  können  die  Einzelnen  wegen  ihres  Sonderinteresses  in 

den  Process  der  Gemeinde  auch  als  Nebenintervenienten  eintrete; 
C.  Pr.  O.  V  6}.  Andrerseits  befreit  die  Praxis,  wenn  die  Gemeinde  nur 
wegen  jura  singulorum  ihrer  Glieder  processirt ,  die  der  Processkilirung 
widersprechenden  Einzelnen  von  der  Heitratrspriicht  zu  den  Proccsskosten; 
Erk.  des  ü.  A.  G.  Jena  von  1825  Seuli.  ßd.  i  N.  257. 

5  Vgl.  Erk.  des  O.  A.  G.  Jena  v.  18 jj  Seuff.  Bd.  2  N.  258  (oben 
S.  ao  j  N.  2),  V. }  I .  Okt.  $  5  ib.  Bd.  6  N.  i}6;  des  O.  G.  Wolfenb.  v,  i  $.  Nov.  67 
ib.  Bd.  38  N.  102  (oben  S.  210  N.  i),  v.  ji.  März/ 17.  Apr.  68  ib.  Bd.  2} 
N.  107;  des  O,  A,  G,  Kassel  v,  24.  Febr.  )8  ib.  Bd.  8  N.  11 }  (als 
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Ebenso  kann  eine  als  Genossenschaft  anerkannte  Klasse  der 

Gemeindeglieder  hinsichtlich  ihrer  der  kommunalen  Repräsen- 
tation unterworlcnen  gemeinsamen  Rechte  und  Pflichten 
auch  als  Sünderkörperschaft  klagen  und  verklagt  werden 
Und  in  solchen  Fällen  gilt  der  Inhalt  des  für  oder  wider 
die  einzelnen  oder  die  Klasse  ergangenen  rechtskräftigen 
Unheils  auch  für  oder  wider  die  Gemeinde*. 

In  ähnlicher  Weise  zeigt  sich  die  Verknüpfung  von 
Einheitsrecht  und  Vielheitsrecht  in  den  Verhältnissen  des 
kommunalen  Gesammtrechts  bei  dem  Erwerb  oder  Verlust 
des  Bt'sit-es  und  lül<,a'\vcisc  ^  ^i  der  i:Vi//^i/w^^  oder  I\'r/i!h- 
rung  wirksam'.  Die  GemeuKlc  kann  als  solche  den  Besitz  eines 
Rechtes,  das  die  GemeindegHeder  oder  eine  Klasse  derselben 
für  sich  zu  eignem  Nutzen  auszuüben  haben,  erwerben  ^  und 


Strdigeaossea) ;  des  O.  A.  G.  Lübeck  v.  26.  Nov.  5$  ib.  Bd.  to  N.  12$ 
(Klagerecht  Einzeliier  wegen  Besiustörung  in  der  Ausübung  eines  ihnen 
als  Gemeindegliedcm  zustehenden  Rechtes  auf  Genuss  und  Wegfühning 
von  Seegras),  v.  11.  Dec.  67  ib.  Bd.  23  N.  108  (Klagerochi  der  Brauer 
neben  dem  Klagerecht  der  Stadtgemeinde  wegen  ihres  Rechtes  -inv  Aus- 
übung des  städtischen  Brauercib.innrcchtcs)  ;  Hrk.  des  O.  A.  G.  Münclicn 
V.  25.  Mov.  62  ib.  Bd.  16  N.  97  (Klagcrccht  sowohl  der  Cjcmeindc  .vis 
der  eiiuchien  Genicindeglieder  wegen  einer  ZüUtreilieit) ,  Erk.  des  O.  A.  G. 
DariDSt.  V.  21.  März  71  ib.  Bd.  26  N.  4,  v.  &  Apr.  73  ib.  Bd.  29  N.  12 
(Klagerecht  sowohl  der  Gemeinde  wie  der  Einzelnen  wegen  eines  zum 
Nutzen  der  Letzteren  bestimmten  Beholzungsrechtes,  wobei  aber  auch 
die  klagenden  Einzelnen  nicht  als  »völlig  getrennte  Eigenihünier«,  son- 
dern als  »Bctheiligte  an  eiucm  Gcmelndcrecht«  zu  beurtheilen  sind ;  Erk. 
des  O.  Tr.  Berlin  v.  ]\.  Mni  77  ib.  Bd.  33  N.  282. 

'  Die  Zweifel  der  Praxis  beziehen  sich  liier  nur  darauf,  ob  eine 
solche  Klasse  überhaupt  als  solche  parteifähig  ist;  vgl,  oben  S.  211  \.  j. 

*  Vgl.  Erk.  des  0.  A.  G.  Jena  v.  1833  Seuff.  Bd.  2  N.  258.  Natür- 
lich erstreckt  sich  die  Rcchtskr.ift  des  Urtheils  nur  auf  die  Anihclle  der 
am  Process  beihciiigten  GeuKiude^'liedcr  und  ihrer  Rechisnachfoli^er. 

>  Vgl.  mein  Genosscmchafur.  III  S.  \^^  N.  97»  44S,  676«  728 
N.  91,  729. 

Vgl.  Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  ^,1,  Mai  77  ScutT.  Bd.  53  N.  2S2  : 
die  Gemeinde  Assniannshausen  kann  durch  unvordenkliche  Wri.ihruiig 
ein  Überfahrisrecht  ohne  Regalitat  gegen  den  Fiskus  tur  ihre  Schitler 
erwerben. 
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verlieren'.  Sie  kann  aber  auch  nach  feststehender  Praxis 
durch  Besitshandlungen  Einzelner,  welche  dabei  ein  Recht 

zwar  für  sich,  jedoch  auf  Grund  ihrer  Gemeindemitglicd- 
schaft  ausüben  wollen,  zugleich  lui  ^ich  und  ihre  übrigen 
qualificirten  Mit^^licder  den  Besitz  erlangend  Und  sie  kann 
ebenso  in  dem  Besitz  einer  Gesammtgerechtigkeit  gestört 
oder  desselben  entsetzt  werden,  wenn  die  individuelle  Aus- 
übung des  Rechtes  durch  Einzelne  verhindert  wird ^  Um- 
gekehrt kann  durch  einheitliche  Handlungen  der  Gemeinde 
als  solcher  oder  gegen  die  Gemeinde  als  solche  der  Besitz 
eines  zugleich  die  Mitglieder  als  Einzelne  betreffenden  Rech- 
tes gegen  die  Gemeinde  begründet  oder  beendigt  werden*. 
Es  wird  aber  ein  derartiger  Besitz  gegen  die  Gemeinde  auch 
durch  Handlungen  gegen  alle  Einzelnen  oder  Leistungen 
aller  Einzelnen,  falls  dieselben  hierbei  auf  Grund  des  Ge- 


*  Dies  fülgi  schon  aus  ihrer  processualischen  Dispositionsbcfugniss 
über  derartige  Rechte. 

'  Vgl.  PI.  Beschl.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  2.  Mai  .\2  Seuflf.  Bd.  i 
N.  i6s  (Entsch.  Bd.  8  S.  5) :  den  \\qs\u  an  Sachen  oder  Rechten,  welche 
als  res  universiiatis  in  spccie  den  einzehien  GcnieinUcglicJcrn  zu  Gute 
kommen,  können  die  singuli  ergreifen  und  erwerben,  wenn  sie  als  Ge- 
meindeglieder  und  zwar  sämmtltch  oder  in  der  Mehrheit  handehi ;  PI. 
BesdUL  V.  )i.  Jan.  48  ib.  Bd.  2  N.  1^3 :  eine  durch  die  einzdnen  Mit> 
gliedcr  vollzogene  Ersitzung  einer  Holzungs-  oder  Streugerechtsame  für 
die  Gemeinde  nützt  auch  deren  künftigen  Mitgliedern.  Erk.  des  O.  A.  G. 
VVolfenb.  v.  22.  Aug.  47  ib.  Bd.  16  N.  174  ;  des  O.  G.  Wolfenb.  v. 
10/28.  Apr.  58  ib.  Hd.  ij  N'.  205  :  Ersitnmg  einer  Gesammtgerechti-^keit, 
Vrcnn  die  Mitglieder  einer  Klasse  in  dieser  Eigenschalt  und  zwar  Alle 
oder  die  Mehrheit  sie  ausgeübt  haben.  Erk.  des  O.  A.  G.  Wiesb.  v. 
8.  Juni  $2  ib.  Bd.  9  N.  2$5 :  es  brauchen  nicht  Alle  gehandelt  zu  haben, 
sondern  nur  Viele  so,  dass  auf  ein  Gemeinderecht  zu  schliessen  ist.  Da» 
bei  wird  eine  Vermuthung  aufgestellt,  dass  die  Einzelnen  als  Gemeinde- 
glieder genützt  haben;  Erk.  des  O.  A.  G.  Kassel  b.  Seutf.  Bd.  22  S.  328 
N.  I  (bezüglich  eines  Huderechts).  Anders  £rk.  des  O.  A.  G.  Darmst. 
V.  1838  ib.  N.  210, 

i  Vgl.  Emmiflghaus,  Fand.  S.  22$  N.  62;  Slobbc  5  $|  K.  46. 

4  Vgl.  SttMft  S  S5  N.  4J. 
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meindeverbandes  in  Anspruch  genommen  sind  oder  geleistet 
haben,  sowohl  erworben*  als  verloren*. 

Derselbe  Konnex  zwischen  Einheitsrecht  und  Vielheits- 
recht tritt  bei  Rechtsgeschäften  über  derartige  Verhältnisse 
zu  Tage.  Die  Gemeinde  als  solche  begründet  durch  Er* 
werbsgeschäfte  mit  ihrem  Gesammtrecht  zugleich  Sonder- 
rechte ihrer  Mitglieder  oder  einer  Klasse  derselben  ^  und 
tilgt  durch  Befreiungsgeschäfte  mit  ihrer  Gesammtverbind- 
lichkcit  zugleich  die  darin  enthaltenen  Sonderverbmulich- 
keiten*.  Sic  verm;it^  aber  auch  durch  Veräusserungsgeschät'te, 
welche  zunächst  ihr  Gesammtrecht  betreffen,  die  von  dem- 
selben abgeleiteten  Sonderrechte  zu  schmälern»,  und  durch 
Verpflichtüngsgeschäfte,  welche  zunächst  eine  GesammtpHiclu 
konstituiren,  Sonderpflichten  zu  setzend  Aliein  diese  Dis- 


*  Erk.  des  O.  A.  G.  Jena  v.  i.  Apr.  ?o  Seuff.  Bd.  7  N.  5 :  Be- 
gründung einer  Gesammtverbindlichkcit  der  Gemeinde  resp.  einer  Klasse 
von  Gemeindegliedern  als  solchen  durch  Unvordenklichkeit,  wenn  dio 
jedesmaligen  Hintersiedler  bestimmte  Frohndicnste  {geleistet  haben.  \'gl. 
Erk.  V.  27.  Okt.  53  ib.  N.  269.  —  Fälle,  in  denen  besondere  Gesetze 
eineo  Besitz  gegen  die  Gemeinde  schon  durch  Handlungen  gegen  Ein- 
zelne oder  Binxelner  entstehen  lassen  (z.  B.  bei  Laudemialberechtigungen, 
Holzberechtiguni^en  auf  der  ganzen  Feldmark  u.  s.  w.),  vgl.  b.  Stobbe 

S  5J  >«•  45- 

»  Vgl.  StoMv  S  SJ  N.  47. 

5  Vgl.  Erk.  des  O.  A.  G.  Jena  v.  8.  Apr.  <;«  Seuff.  Bd.  14  N.  6 ; 
des  O.  A,  G.  Darnist.  v.  8.  Apr.  75  ib.  Bd.  29  N.  12,  Haubcrgs  O.  f. 
Siegen  S  5-  Nach  preuss.  R.  soll  jedoch  die  Ferleihung  einer  Holz- 
gerechtigkeit an  eine  Gemeinde  im  Zweifel  nur  den  dermaligen  Mitglie- 
dern und  ihren  Rechtsnachfolgern  su  Gute  kommen ;  Erk.  des  O.  Tr. 
Berlin  v.  11.  Okt.  49  Seuff.  Bd.  5  N.  joo.  Dies  ist  auf  andere  Erwerbs- 
arten nicht  auszudehnen;  ib.  Bd.  2  N. 

<  So  7.  B.,  wenn  sie  durch  Vergleich  einen  völligen  oder  theil- 
weisen  Erlass  erlangt, 

J  Vgl.  Krk.  des  O.  A.  G.  Jena  v,  9.  .Sept.  j8  Seuff.  Bd.  14  N.  6; 
des  O.  A.  G.  München  v»  as.  Nov.  6a  ib.  Bd.  16  N.  97  (\'erglcich),  des 
O.  Tr.  Stuttg.  V.  a}.  März  46  ib.  Bd.  9  N.  135  (wirksamer  Verzicht  des 
Gemeinderaths  auf  ein  Weiderecht  der  Gemeindeglieder  als  solcher  im 
herrschaftlichen  Walde).    Preuss.  Haubergs-0.  f.  Siegen  §  4  u.  15. 

So  r.  H.  durch  \'ergleich  bei  einem  von  ihr  geflihrten  Process 
über  eine  Gesammtverbindlichkeit. 
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posilionsbefugniss,  bei  welcher  die  Gemeinde  wiederum  ihre 
Mitglieder  auch  in  den  mit  der  Mitgliedschaft  verknüpften 
Individualbeziehungen  nach  aussen  repräsentirt>  findet  ihre 
je  nach  der  Beschaffenheit  des  Einzelfalls  enger  oder  weiter 
gezogene  Schranke  an  dem  der  genieinheitlichen  Willens- 
macht schlechthin  entzogenen  Bestandtheil  der  Soiidcr- 
spharen Umgekehrt  stellt  den  Genieindegliedern  als  Hin- 
zeinen in  bestimmtem  Umfange  regelmäßig  eine  rechts- 
geschäftliche Disposition  über  ihre  Sonderanthcile  zu',  wäh- 
rend gleichzeitig  der  Gemeindeverband  solche  Verfügungen 
mannichfach  beschränkt  und  bindet  ^  Durch  diese  Kombi* 


*  So  kann  Jic  Gemeinde  zweifellos  keine  X'crfugung  tretTen,  welche 
nur  die  Sonderrechte  cuuclner  Mitgheder  oder  einer  Klasse  derselben 
verkQrMn  oder  Einzditien  besondere  Lasten  auferlegen  wQrde.  Vgl.  Pr. 
L.  R.  II,  7  S  2)  u.  31.  Inwieweit  dagegen  durdi  NutzungsansprQche» 
welche  sämmdichen  Gemeindegliedern  resp.  sämmtlichen  Genossen  als 
solchen  zustehen,  die  Veräusscrung  oder  Belastung  des  Grundeigenthunos 
der  Gemeinde  resp,  Genossenschaft  an  Jic  Zustimmung  aller  Betheiligten 
gebunden  vrird,  hängt  von  der  Stärke  der  im  einzelnen  Fall  entwickel- 
ten Individualrechte  ab ,  wenn  z.  B.  die  Gemeinde  durch  Mehrheits- 
beschluss  eine  Allmende  nicht  zum  Kämnierci-  oder  ürtsvermögen  ziehen 
darf,  kann  sie  dieselbe  auch  nicht  mm  Besten  der  Gemetndekasse  ver- 
kaufen. Vgl.  Langemti  u.  Kort,  Erört  II  S.  11  C  Man  darf  daher  weder 
für  jede  Veräusserung  oder  Verpfiüidung  von  Gemeinland  Einstimmig» 
keit  fordern,  wie  v.  Rülow  u.  Hagemann  III  N.  2$,  IV  N.  57  u.  VI  N.  6  u. 
Römer,  2.  f.  D.  R.  Bd.  13  S.  117  thun,  noch  mit  Stobbc  $  5}  S.  428  die 
Veräusserung  stets  dem  Melirheitsbeschluss  anheimgeben.  —  Die  H;ni- 
bergs-O.  t.  Siegen  5  6  verbietet  für  die  Zukunft  Verpfändungen  und 
dingliche  Belastungen  der  Hauberge  Oberhaupt. 

*  Jedoch  kdnnen  die  Einzelnen  durch  Sonderverträge  niemals  über 
^e  Substanz  des  Gesanuntrechts,  aus  welchem  ihre  Sonderrechte  fliessen, 
verfugen;  vgl.  den  Rechtsfall  b.  Schüler  I  S.  266—284  u.  den  Auszug 
aus  den  Motiven  der  £ntsch.  des  O.  A.  G.  Jena  v.  9.  Oec.  41  b.  Seulf. 
Bd.  1  N.  315. 

'  Ob  und  inwieweit  die  NiJt/unf;s.intheile  an  der  Allmende  ver- 
erbiicn,  veräusscrlich,  verptandbar,  theiin.ir,  der  Ausübung  nach  über- 
tragbar nnd ;  ob  sie  als  subjdttiv  dingliche  Rechte  bestimmten  Grund- 
stücken anhalten  oder  als  selbständige  Gerechtigkeiten  davon  abgetrennt 
wCTden  kdnnen;  ob  ihre  Abtretung  nur  an  andere  Mi^lieder  der  Ge- 
meinde oder  Genossenschaft  m^^lich  ist  oder  vielmehr  umgekehrt  den 
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nation  von  Abhängigkeit  und  SclbstäiUi^keit  unterscheidet 
sich  wieder  das  Jienieinheitliche  Individualrecht  sowohl  \on 
freiem  Priv.urecht  der  Glieder,  welches  von  den  Rechts- 
geschäften der  Gemeinde  nicht  berührt  wird',  als  auch  von 
dem  der  individuellen  Verfügung  völlig  eDtzogenen  und  der 
gemeinheitiichen  Disposition  durchaus  mitunterworfenen  Mit- 
gliedschaftsrecht  am  Gcmeindevermö^cn 

Nach  innen  treten  in  jedem  Fall  die  Sphäre  der  juristi- 
schen Person  und  die  Sphären  der  Mitglieder  einander  als 
gesonderte  Herrschaftsgebiete  gegenüber.  Allein  die  Ver- 
knüpfung von  Einbeitsrecht  und  Vielheitsrecht  verleiht  auch 

Übergang  einer  Korporatiommitgliedschaft  bewirkt;  welche  weiteren 

Voraussetzungen  auf  Seiten  des  Erwerbers  etwa  erfällt  sein  müssen: 
dies  Alles  besömnu  sich  zunächst  nach  dem  ungesetzten  oder  gesetzten 
Recht  des  einzelnen  AUmcndverbandes.  mein  Genossenschaftsr.  1 

S.  595  ff.,  671  fT.,  II  S.  266  tT.,  686  fT.,  sowie  die  dort  angef.  Litt.  :  seit- 
dem besonders  v.  Al/aiAviviAv,  die  bcluvcizcrische  Allmend  (1879)  S.  86ff. ; 
Slohbe  S  s  S  i  Müttcbmeyer  im  Magazin  f.  d.  deut.  R.  der  Gegenw.  Bd.  2 
S.  41  ff.,  SUgemmm  ib.  S.  69  ff.«  Detmold  ib.  Bd.  3  S.  82  ff.,  Fuhrmatm 
ib.  S.  219  ff.,  Frank  ib.  Bd.  5  S.  228  ff.,  sowie  die  ib.  Bd.  2  S.  56  ff. 
U.  71  ff.  mitgetheiltcn  Entsch.  über  die  Frage  der  Trennbarkeit  der  Real- 
gemdndeberechtigungen  vom  Hofe.  —  Doch  stellen  die  Gesetze  nicht 
nur  vielfach  subsidi;ire  Regeln,  sondern  mitunter  auch  zwingende  Vor- 
schriften darüber  .lut,  wie  /.  H.  Jas  Verbot  der  Trentiung  der  Nutzungs- 
rechte von  Grundstücken,  mit  denen  s\c  bisher  verbunden  waren  (Bayr. 
Gem.  O.  $  53,  Bad.  Gera.  O.  5  108),  Theiiungsverbote  u.  s.  w.  Die 
Preuss.  HaubergS'O.  f.  Siegen  gewährt  den  Genossen  jede  Art  von 
privatrechtlicher  Verfugung  über  ihre  Antheile  mit  Ausnahme  der  Tiid» 
lung  unter  ein  satzuogsmlßtges  Maß  ($  7),  unterstellt  jedoch  den  Eigen» 
thumswechsel  der  genossenschaftlichen  Kontrolc  (§  10). 

'  So  bleibt  z.  B.  die  Servitut  eines  Gemeindegliedes  ;im  Gemein« 
Und  bei  dessen  Veräusscrung  durch  die  Gemeinde  unverändert. 

'  Ausdrücklich  verbietet  z.  B.  die  Bad.  Gem.  O.,  welche  die  »Ge- 
nusstheile«  an  der  Alhnende  principiell  als  »bürgerliche  Nutzungen«  be- 
handelt (S  106—107),  jede  Übertragung  der  Allmendberechtigung  durch 
Erbschaft  oder  Verluaserung  ($  to8),  dte  Verpachniog  dme  Gendmü* 
gung  des  Gemeinderaths  ($  109)  und  bei  Holzgaben  den  Verkauf  des 
dargereichten  Holzes  vor  der  Befriedigung'  des  eigenen  Bedürfnisses 
(§  Iii).  Dagegen  weiss  yic  nichts  von  einer  Einschränkung  des  Ver- 
äussern n^s-  und  Verpt.uidunusrechie*  der  Gemeiade  durch  die  Genuss- 
rcchie  der  Glieder  136—141). 
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m  dieser  Richtung  den  Sonderrechten  und  Sondeqjflichten 
in  Gemeinden  vaid  Agrargenossenschaften  einen  eigenanigen 
Qarakter,  vermöge  dessen  sie  weder  in  den  gliedmäfSigen 
Beziehungen  ihrer  Subjekte  völlig  aufgehen  noch  dem  kör- 
perschaftlichen Nexus  völlig  entzogen  sind. 

Schon  ihrer  Bc^riindtuig  nach  erscheinen  sie  dem  Ver- 
bände gegenüber  zugleich  als  Ausllüsse  der  MitgUedschaft 
und  als  individuell  tiiuÜrte  Verhälmissc.  So  beruhen  die 
hierher  gehörigen  Nutzungsrechte  an  der  Allmende  stets  auf 
einem  sowohl  körperschaftsrechtlichen  als  individualrecht- 
lichen Fundament.  Ihr  ursprünglicher  Erwerb  gründet  sich 
auf  eine  gemeinheitliche  Zutheilung,  welche  in  gewissen 
Grenzen  als  Satzung  des  inneren  Körperschaftsrechtes  der 
vcrt  jssungsmäßigcn  Abänderung  unterliegt,  in  gewissem  Um- 
fange aber  als  unwiderrufliche  Verleihung  eigner  Rechte 
wirkt Sie  bleiben  daher  fort  und  fort  zugleich  verfassungs- 
mäßig vom  Gesamnurecht  abgeleitete  und  individuell  dem 


'  Deshalb  können  auch  die  durdi  Gewohnheitsrecht  oder  Statut 
UnmitÜdiea  Gemeindeglicdem  mit  dgaiem  Hausstande  oder  den  armen 
OrtsbQrgem  oder  irgend  einer  anderen  nur  durch  persönliche  Eigen- 

Swhat"r-.n  bestimmten  Klasse  übenviesencn  Mlmendnutzungcn  für  die  jc- 
udligen  Berechtigten  als  wirkliche  Sonderrechte  konstituirt  sein,  ohne 
Jiss  dafür  ein  anderer  individiujller  Titel  als  die  von  der  Gemeinde  ein 
fjr  alle         vollzogene  Zutheilung  angeführt  zu  werden  braucht;  vgl. 
ErL  des  O.  A.  G.  Berlin  v.  1867  Seuff.  Bd.  24  N.  208,  des  O.  Tr.  Stuttg. 
T.  24.  Sept.  69  ib.  Bd.  24  N.  12;  oben  S.20t  N.  3  u.  S.ao6  N.2.  Nur  können» 
da  in  derartige  persönliche  Nutningsrechte  keine  Succesnon  stattfindet» 
lueibet  lediglich  jura  quaesita  der  schon  vorhandenen  Gemeindeglieder 
vvuliegen,  so  dass  bei  einer  Abänderung  des  fraglichen  Ortsrechtes  auf 
künftige  Gemeindeglieder  keine  Rücksicht  genommen  zu  werden  braucht. 
1^  I^  brjjTcn   T'^t  kein  Unterschied  zwischen  einer  Ausscheidung  solcher 
Sonderrechte  aus  dem  Gcsammtrecht  und  der  endgültigen  genossenschaft- 
lichen Zutheilung,  auf  welcher  die  standig  mit  gewis-^en  Höfen  verbun- 
denen oder  für  sich  vererblichen  oder  vcriusserlichcn  AUnicndgerechtig- 
kencn  beruiieu.  Wiil  man  mit  Stobhe  a.  a.  O.  S.  427  bei  öffeutlichrecht- 
licheo  Koq>OFationen  jede  Verfassungsbestimmung  und  jeden  Majoritais» 
beschlösse  welche  Rechte  am  Gemeindevermögen  ertheilt  haben,  för  ab- 
saderSch  durch  eine  neue  Verfassungsbestimmung  oder  einen  neuen 
Majorititsbescliluss  halten,  so  giebt  es  Oberhaupt  keine  individuell  be- 
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Gesammtrecht  gegenüber  erworbene  Rechte'.  Ebenso  voll- 
zieht sich  die  Rechtsnachfolge  in  derartige  Sonderrechte, 
insofern  dieselben  als  vererblich  und  veräusserlich  konstituirt 
sind»  zwar  einerseits  auf  Grund  der  Kdrperschaitsverfassong, 
welche  stets  die  Nutzungsrechte  am  Gemeingut  von  einer 
Gliedstellung  im  Verbände  abhängig  macht S  andrerseits  aber 
auf  Grund  individudicr  Hrwcrbstitcl,  welche  als  dem  körper- 
schaftliclien  Bereicli  entrückte  Quellen  der  Theilhaberschaft 
anerkannt  sind  K  Durch  diese  Doppelnatur  ihrer  Rechtsbasis 
unterscheiden  sich  solche  Nutzungsrechte  principiell  sowohl 
von  freien  Privatrechten  als  von  reinen  Mitgliedschafcsrechten 
desselben  Inhalts.  Denn  jene  sind  an  sich  auch  Nichcmit- 
gliedern  zugänglich  und  werden  daher  von  Mitgliedern  ohne 
Konkurrenz  der  Körperschaftssatzungen  auf  gewöhnlichen 
Privairechtswegen  erworben.  Diese  aber  entbehren  j]^  un- 
selbständige Ausflüsse  einer  körperschaftlichen  Gliedsteliung 


gründeten  Rechte  in  der  Gemeindeflur,  und  es  ist  selbst  das  Eigenthum 
an  den  Bauerhöfen  vor  der  Wiedereinziebung  «um  Gesanuntredit  nicht 
sicher  I 

'  So  werden  sie  in  mehreren  unten  mitzutheilenden  F.ntsch.  char.ik- 
teri«;irt;  am  rrctrcndstcn  in  deni  Erk.  des  O.  A.  G.  Lübeck  v.  20.  Dec.  77 
Seuff.  Bd.  35  N.  281. 

*  Dabei  besteht  die  grdsste  Mannichfaltigkeit  nkht  nur  hinsichtlich 
des  Inhaltes  der  dem  Verbände  gegenüber  xu  erflWenden  Bedingungen 
der  Zulassung,  sondern  auch  hinsichtlich  des  Umfanges»  in  welchem  aus 
dem  Vorhandensein  des  iodividualrechtfichen  Titels  ein  jus  quaesitum  auf 
Zulassung  entspringt.  Insoweit  ein  snlcl:  :  ^  bestehi.  kann  auch  durch  Ver- 
fassungsänderung der  Eintritt  in  die  Theilhaberschatt  nicht  erschwert 
werden;  vgl.  z.  B.  Bayr.  Gem.  O.  §  22  Abs.  2.  Im  Übrigen  kann  ein 
Melirhcitsbeschluss  die  Bedingungen  des  Hintritts  abändern;  Erk.  des 
O.  Tr.  Berlin  v.  23.  Apr.  74  Scutf.  Bd.  29  N.  212. 

J  Dass  der  Erwerb  eines  als  Perlinen/,  des  privaten  Giuudcigen- 
thums  oder  als  selbständige  Gerechtsame  übertragbaren  Nutzungsantheiles 
(wie  des  Haubergsanthciles  nach  der  Haubergs-O.  f.  Siegen  %  7 — 10) 
trotz  der  Einbeziehung  in  das  kommunale  oder  genossenschaftliche  Ver« 
fassungsrecht  einen  individuellen  Utel  darstellt,  niditsdestoweniger  aber 
keineswegs  blos  als  \'c)raussetzung,  sondern  als  causa  efficiens  des  Son- 
derrechts an  der  Allmende  erscheint,  lässt  sich  ohne  Gewaltsamkeil  nicht 
wegdisputiren.  Vgl.  die  Erk.  v.  Wolfenb.  u.  Celle  oben  S.  206  N.  i. 
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jedes  ausserhalb  der  gemeinheitlichen  Sphäre  belegenen 
Rechtstitels.  Nur  haben  die  dem  Begriff  der  Sonderrechte 
in  der  Gemeinde  feindlichen  Gesetze  vielfach  Modifikationen 

zugelassen,  welche  es  ermöglichen,  theils  bei  den  angeblich 
aus  rein  individuellen  Titeln  fliessenden  Nutzungsrechten 
thatsäLlilitli  eine  vcrfassungsniaiMgc  Basis  festzuhalten',  theils 
bei  den  sogenannten  bürgerlichen  Nutzungen  hergebraclite 
individuelle  Titel  dem  Erfolge  nach  fortwirken  zu  lassen'. 

Demgemäß  sind  die  körperschaftlichen  Individualrechte 
in  ihrem  Bestände  überall  in  irgend  einem  Umfange  der  Herr- 
schaft des  einheitlichen  Verbandswillens  und  in  irgend  einem 
Umfange  der  Herrschaft  der  vielheitlichen  Einzelwillen  unter- 
stellt ^  Insbesondere  entspricht  es  dem  Wesen  der  Sonder- 
natzungsrechte  an  der  Allmende,  dass  der  durch  Mehrheits- 
beschlüsse ausgedrückte  Gemeinwille  bis  zu  einer  gewissen 
Grenze  über  sie  Macht  hat  und  jenseits  dieser  Grenze  ihnen 
gegenüber  machtlos  isf.  Die  Grenzziehung  hängt  dabei. 


'  Vgl.  oben  S.  202—205. 

*  Dies  wird  schon  dadurch  ermöglicht,  dass  viele  Gcmeindcgesct^e 
die  Abhängigmachung  der  Theilnalunc  am  Allniendgenuss  von  der  Zah- 
lung eines  »ßnkaufsgeldesv  oder  einer  »Getneinder<*chtsgebühr«  ver- 
statten; vgl.  Preuss.  Ges.  v.  14.  Mai  1860  §  1—2  u.  8  (zu  den  St.  O. 
f.  die  Östl.  Prov.,  Wcstf.  u.  Rhcinprov,),  Ges.  v,  24.  Juni  61  5  1 — ^  U.  6 
(zur  L.  G.  O.  f.  Wesif.),  Rhein.  Gem.  O.     i.s,  St.  O.  f  Schlesw.-Holst. 
S  IS,  Hannov.  St.  O.  5  29,  Nassau.  Gem.  O.  85,  B.iyr.  Gem.  O.  22 
Sachs.  St.  O.    2 1 ;  ebenso  lür  Fremde,  dai^e^cn  nicht  für  geborene  Oris- 
bürger,  Kurhcss.  Gcni.  O.  5  24,  Bad.  Burgcrrechtsi;es.  5  37      39,  Hess. 
St.  O.  Art.  75  u.  L.  G.  O.  5  6j.   Sodann  aber  durch  den  meist  nur 
subsidiären  Charakter  der  gesetxltdien  Bestimmungen  über  die  sonstigen 
Vorausseuungen  und  Qber  den  Maßstab  der  Theilnahmerechte»  wodurch 
in  beiderlei  Hinsicht  die  gex^  ohnhcitsrechtliclie  oder  ortsstatutarische  Auf* 
rcchterhaitung  von  individuell  begründeten  Anrechten  oder  Vorrechten 
otTen  bleibt;  v£;l.  z.  B.  Preuss.  A.  L.  R.  II.  7  52,  Bayr.  Gem.  O. 

^  ^,2,  Bad.  Gem.  O.  5  ii^4  1^.;  anders  nianclic  ältere  Geseue,  vgl.  mein 
Gcnosscnschaftsr.  I  S.  691-  692. 

J  Principiellc  Bestimmungen  darüber  enth.ilt  das  Fr.  A.  L.  R.  II, 
7521,  2$u.)iin  Verbindung  mit  II,  6  5  64—70  u.  88—89. 

«  Vgl.  die  Ausföhrungen  des  R.  G.  im  £rk.  v.  25.  Juni  80  CS. II 
N.  42  S.  164  (oben  S,  207  N.  i). 
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soweit  nicht  generalisirende  Gesetze  durchgreifen,  von  dem 
ungesetzten  oder  gesetzten  Recht  der  einzelnen  Gemeinde 
oder  Genossenschaft  ab :  im  Zweifel  aber  pflegt  die  Praxis 

das  Eiuscheidun^sprincip  aus  dem  Gedanken  zu  schöpfen, 
dass  die  Sonderrechte  der  Körperschal ts^ewalt  hinsichtlich 
der  Ausübung  unterworfen  und  liinsichtlich  der  Substan:^  ent- 
rückt sind*.  In  diesem  Sinne  werden  MehrheitsbeschU"isse 
als  gültig  anerkannt,  wenn  sie  nur  die  An,  die  Zeit  oder  das 
Maß  der  Nutzungen  verändern,  dagegen  als  unwirksam  ver- 
worfen, wenn  sie  in  das  Verhältniss  der  Nutzungen  zu  ein- 
ander oder  zum  Recht  der  Gesammtheit  abändernd  ein- 
greifen ^  So  erklärt  das  O.  A.  G.  zu  Rostock  in  einem  Eric. 
V.  2.  Apr.  57  die  als  selbständige  Gerechtigkeiten  vererb- 
lichen und  veräusserlichen  Nutzungsantheile  in  der  Ilalb- 
pflegergenossenschaft  zu  Teterow  zwar  für  jura  quaesita, 
die  der  Genosscnschaftsbeschluss  nicht  schmälern  kann,  legt 
aber  der  Majorität  die  Befugniss  zu  einer  die  AntheÜe  der 
Einzelnen  nicht  beeinträchtigenden  Änderung  derTheilungs- 
art  bei,  »da  der  Erwerb  der  Nutzungsantheile  durch  den 
Eintritt  in  die  Genossenschaft  bedingt  wird,  die  Theilhaber 


*  Dieses  freilich  etwas  vage  Princip  stellt  auch  das  R.  G.  in  dem 
angef.  Frk.  auf:  nach  der  allgemeinen  Natur  des  Allmendvcrhältnisscs 
hat  die  Gemeinde  nur  das  Recht,  «vorbehaltlich  des  Nutzungsrechte^ 
jedes  einzelnen  Mitgliedes  die  Art  und  das  Maß  der  Ausühun^^  dicker 
Nutzungsrechte  im  hiteresse  der  Gesammtheit  zu  rc^'ciu  und  demgemäß 
ZM  beschränken«;  ein  Recht  dagegen,  durch  ihre  Verfugung  auch  die 
SubUaw^  der  Nutzungsrechte  zu  alteriren,  hat  die  Gememde  nur,  wenn 
Gewohnheit  oder  Gesetz  ihr  es  gewähren. 

*  Natürlich  darf  auch  dn  GemeindebescMuss,  der  nur  die  Aus* 
Übung  eines  Gesammtnutzungsrechtes  betrifft,  niclit  in  die  Rechte  Dritter 
eingreifen.  So  knnn  B.  nach  dem  Erk.  des  O.  A.  G.  Rostock  v. 
23.  Mai  70  Scutl.  HJ.  27  N.  96  die  Stadt,  welche  eine  Weidepcrechtig- 
kcit  für  die  Gemcindchccrdc  hat,  den  Bürgern  nicht  die  Ausübung  durch 
Einzclhul  gestatten.  —  Der  cinzchic  Nutzungsbcrcclitigtc  darf  die  ik- 
nutzungsart  eines  ihm  jure  universitutis  gebührenden  AlimendiheUcs  oiclu 
verändern  und  daher  z.  B.  nicht  ohne  Gemcnideheschhiss  statt  Hut  und 
Weide  Torfstich  ausüben;  Erk.  des  O.  A.  G.  Celle  v.  16.  Sept.  36  ib. 
Bd.  7  N.  148. 
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sich  folglich  in  Bezug  auf  ihre  gemcinschaftlichea  Rechte 
nicht  als  Privatpersonen,  sondern  als  Mitglieder  einer  Kor- 
poration gegenüberstehen« Das  O.  A.  G.  Kassel  hält  im 
Erk.  V.  14-  Apr.  €2  einen  die  Benutzungsweise  der  Gemein- 

weiJc  abändernden  Mchrhcit.sbcschluss  einer  \\'eKlLi;ci]cj:>:ien- 
Schaft  trotz  der  dadurch  bewirkten  Reduktion  der  Stückzahl 
des  aufzutreibenden  Viehes  aufrecht*.  Derselbe  Gerichtshof 
verwirk  im  Erk.  v.  i.  Dec.  66  den  Widerspruch  eines  Ge- 
meindenutzungsberechtigten  gegen  einen  Mehrheitsbeschluss, 
welcher  das  bisherige  Recht  der  Einzelnen  auf  Verabreichung 
von  Bauholz  in  natura  in  den  Anspruch  auf  einen  Antheil 
am  Erlöse  des  jährlich  zu  verkaufenden  Holzertrages  um- 
wandelt :  denn  die  privatrechtlich  erworbenen,  verkäuflichen 
und  vererblichen  Gcnicmdenutzen  seien  doch  nur  Privat- 
rechte  ^'aut  genossenschaftlicher  Grundlage«,  mithin  dem 
Genossenschaftsbeschluss  unterworfen»  insofern  nur  derselbe 
nicht  die  Einzelnen  ungleich  behandle  oder  in  die  Substanz 
der  Individuahrechte  eingreifet  Das  O.  A.  G.  Lübeck  vin- 
dtcin  im  Erk.  v.  20.  Dec.  77  unter  Berufung  auf  die  ur- 
sprüagliche  deutsche  Markenverfassung  einer  Realgemeinde 
dbs  Recht«  durch  Mehrheitsbeschlüsse  die  Ausübung  der 
Sonderrechte  im  Ganzen  zu  regeln  und  nanienilicli  Zc::  uiiu 
Miij  der  Weidenutzung  für  Alle  gleichmalMg  zu  kürzen; 
denn  die  Sonderrechte  seien  zwar  »in  gewissem  Sinne« 
aPrivacrechte«,  weshalb  sie  bezüglich  des  Maßes  der  Nutzung 


*  Seuff.  Bd.  15  K.  124;  es  sden  deshalb  nicht  die  Grundsätze  Ober 
«iMmitiiL^^  soodeni  über  Verfliguiig  und  Verwaltung  von  Korporationen 
annvcaden,  insoweit  ni^t  das  Recht  der  Einielnen  auf  dm  Genuss  der 
Frtetee  enig^enstehe;  mit  dieser  MaOgabe  könne  der  Wille  der  Kor- 

poration  als  solcher  auch  Obscrvanxcn  abändern. 

-  Scutf.  Bd.  18  N.  }.  Es  nimmt  freilich  ein  die  Genossenschaft 
hierzu  ermächtigendes  Herkommen  als  erwiesen  an,  erklärt  aber  dasselbe 
für  überemsiimmend  mit  den  im  Zwcilcl  bei  »dcutschrcclitlichcm  Gc- 
sammtdeenthcnif  geltenden  Regeln;  die  winhscluülichc  Xoihwendig- 
^cx  u<r  Rt:Jul.üon  scheint  als  dargethan  vorausgesetzt  zu  werden. 

^  Seuf.  Bd.  21  N.  202.  Das  Benifungsurthdl  hatte  Einstimmigkeit 
ferfaagt. 

15* 
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im  Verhähniss  zu  einander  dem  Mehrheitsbeschluss  entzogen 
seien ;  allein  sie  seien  andrerseits,  weil  mit  der  »Eigenschaft 

als  Genosse«  verknüpft,  »von  dem  Kcclit  der  Ges.immtheit 
abgeleitet«  und  deshalb  von  der  Beschlussfassung  derselben 
abhängig'.  In  ähnlicher  Weise  begründet  das  A.  G.  Celle 
im  Erk.  v.  i.  Juli  74  die  Kompetenz  einer  Realgemeinde^ 
durch  Mehrheitsbeschluss  im  Falle  der  Unzulänglichkeit  einer 
Weide  für  das  wirthschaftlicbe  Bedürfhiss  aller  Mitglieder 
die  Nutzungen  der  Einzelnen  verhältnissmäßig  zu  mindern, 
spricht  dagegen  ausdrücklich  der  Gesammtheit  die  Befugniss 
ab,  die  Sonderrechte  durch  Abänderung  des  Thcilnahme- 
Verhältnisses  an  der  Allmende  zu  entziehen  oder  zu  schmä- 
lern *.  Von  denselben  Erwägungen  geht  das  Reichsgericht 
in  dem  schon  angeführten  Erk.  v.  25.  Juni  1880  aus,  ver- 
neint daher  die  Gültigkeit  eines  Statuts  v.  10.  März  73, 
durch  weiches  eine  Hohenzollem-Hechingen*sche  Gemeinde 
die  executivische  Beschlagnahme  der  durch  periodische 


*  Scuff.  Bd.  }5  N.  aSt.  Das  Gericht  schont  insofern  zu  weit  «1  * 
gehen,  als  es  das  Recht  der  Majorität  zur  verhiltnissmäßigea  Kfinung 
der  Weiderechte  nicht  von  dem  Nachweis  der  wirthschaftKchen  Noth- 
wendigkeit  abhängig  macht  und  Abhülfe  gegen  ungerechtfertigte  Ver- 
kürzungen nur  im  Aufsichtswege  für  möglich  hält. 

*  Seuff.  Bd.  5)  N.  95  S.  141—  144.  Der  Majoritäisbeschluss  kann  d.iher 
den  Durchwintcrungsfuss  nicht  durch  das  Princip  der  Nachbargleichheit 
ersetzen ,  falls  crsicrer  entweder  durch  Gewohnheitsrecht  für  alle  Mit- 
glieder oder  durcli  Unvordenklichkcit  für  den  einzelnen  Hof  als  Theil- 
nahnjevcrhäliniss  an  der  Allmende  gegen  die  Gesammtheit  rcciitiicu  be- 
gründet ist.  Denn  »die  Befugnisse  zur  Nutzung  der  Allmende,  welche 
dem  Einzelnen  nach  Maßgabe  der  bestehenden  Gemeindeveriassung  oder 
kraft  besonderen  Kechtsdtels  zustehentr,  sind  ihrem  Charakter  nach 
»Sonderrechte«.  Gerade  der  Schutz  di^er  Sonderrechte  ist  neben  ihrer 
Vertretung  nach  aussen  die  wesentliche  Zweckbestinunung  der  deutsch- 
rechtlichen Realgemeinde.  Doch  bleibt  der  letzteren,  wenn  sie  auch  über 
die  Sonderrechte  nicht  verlügen  kann,  trotzdem  ein  gewisses  Feld  ad- 
ministrativer Thäiigkeit  übrig:  «sie  map  Maßregeln  zur  Förderung  des 
allgemeinen  Wohls  beschlicssen,  und  mau  wird  ihr  auch  sc^lche  nicht 
versagen  können  in  Fällen,  wo  wegen  Konfliktes  der  Sonderrechte  unter 
sich  eine  Ausgleichung  nöthig  wird,  aber  nur  unter  Respektirung  und 
thunlichster  Schonung  der  Sonderrechte«. 
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AUmendvenhetlungen  den  GemeindegUedern  zu  überweisen* 
<len  Genussrechte  an  Allmendstücken  untersagt  hatte:  denn 
•darin  Hege  ein  unzulässiger  Eingriff  in  die  Substanz  der 
Sonderrechte,  weil  damit  den  Einzelnen  das  bisherige  freie 

Verfügungsrcch:  über  den  Ertrag  ihrer  Nutzung  entzogen 
werde'.  Auch  die  Gcscue  erkennen  in  diesem  Punkte  viel- 
fach die  Eigenart  der  Sondernutzungsrechte  an  der  Allmende 
iin*.  Und  wieder  tritt  hier  trotz  aller  von  der  einen  oder 
anderen  Seite  her  gemachten  Zugeständnisse  der  principielle 
Unterschied  solcher  korporativen  Sonderrechte  sowohl  von 
gewöhnlichen  Privatrechten  der  Genossen  an  der  Allmende 
^1$  auch  von  blossen  bürgerlichen  Nutzungen  hervor.  Denn 
erstere  unterliegen  an  sich  überhaupt  nicht  dem  Gemeinde- 
beschluss'.    Letzere  aber  sind  zwar  ebenfalls  subjektive 


'  Emsch.  in  C.  S.  Bd,  2  S.  165.  Da«;  R.  G.  mmnu  als  tcstiicstclit 
an,  dass  in  den  Hohenzollern -  Heclungen  ;>chen  Gemeinden  die  Bürger 
von  je  ihre  AUmendbezüge  an  Dritte  ohne  Rücksicht  auf  deren  Gemeinde- 
mitgliedschaft  verpfändet  und  verpachtet  haben. 

*  So  wird  B.  durch  die  Haubergs-O.  för  Siegen  den  Genossen* 
schaftsorganen  resp.  der  Aufsichtsbehörde  die  Regdung  der  Benutcungs- 
<art  der  Hauberge  durch  Fortsbetrieb,  Getreidebau  und  Weide  ($  it— 1}X 
•sowie  die  Bestimmung  des  Theilungsmodus  (j  18)  überwiesen,  dagegen 
den  einzelnen  Genossen  die  Substanz  ihrer  Antheile  einschliesslicli  der 
freien  Verfügbarkeit  (5  7  u.  9)  und  des  Anspruchs  auf  eine  verhaliniss- 
maßige  Qjiüic  do  Gesamnitiiutzcns  gegen  vcrhaUnissmäßige  Mitiragung 
der  Gesammilasten  (j  8)  als  Sonderrccln  garantirt.  Ebenso  aber  lassen 
^Ite  Gemeindegesett^  welche  die  auf  besonderen  Rechtstiteln  oder  auf 
Herkommen  beruhenden  Nutzungsredite  gegen  den  Gemeindebeschluss 
sicherstellen,  fiir  das  gleiche  Verhälmiss  Raum,  da  ja  der  Rechtstitel  oder 
das  Herkommen  nicht  den  Bestand  des  Rechtes  in  jeder  Flinsicht  zu 
festigen  brauchen,  vielmehr  zugleich  der  Gemeinde  eine  mehr  oder  minder 
umfassende  Macht  darüber  einräumen  können. 

>  Wo  daher  AllmenJnutzungen  auf  Miteigenthum  oder  gewöhnliche 
Servitutenrechte  zurück^'ciührt  werden,  muss  streng  genommen  dem 
Melirhcitsbeschluss  jede  Macht  auch  hinsichtlich  der  Ausübung  der 
Nuteungen  abgesprochen  werden.  In  der  That  hat  die  Praxis  bisweilen 
diese  Konsequenz  gesogen;  vgl.  v.  Bülow  u.  Hagemann  VI  N.  6  (doch 
soll  der  eigensinnige  Widerspruch  Einzelner  gegen  Änderung  der  Be- 
nuttungsart  Qberhört  werden);  Erk.  des  O.  Tr.  Stuttg.  v.  30.  Juni  49 
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Rechte,  welche  auch  der  Genieindc  <:c5^cnüb>er  verfnssnngs- 
mäßig  gesichert  und  gleich  der  Gemeindemitgliedschaft  selbst 
willkürtichen  EingriiFen  entzogen  sind',  entbehren  aber  des 
Schutzes  gegen  eine  im  Rahmen  des  Verfassungsrechtes 
oder  unter  entsprechender  Abänderung  desselben  durch  Ge- 
meindebeschluss  vollzogene  Schmälerung  oder  Aufhebung*. 

Hiernach  erfolgt  eine  Beendigung  derartiizcr  aus  Körper- 
schaftsrcchtund  Indi\  kIlkiIi  echt  gemischter  Verhältnisse  im  All- 
gemeinen nur  durch  die  Konkurrenz  körperschaftsrechtlicher 
und  individualrechtlicher  Erlöschungsgründe.  Liegen  gemein- 
heitUche  Sonderrechte  an  der  Allmende  vor^  so  können  die 

« 

Z.  f.  D.  R.  Bd.  13  S.  119— -122.  D.igci^cn  \v^bc\^  die  Gesetze  ölter  um- 
gckclin  mit  der  gleiclicn  principiclkii  GruadLi^c  die  Zulassung  von 
Mehrhetisbeschlüssen  f&r  vereinbar  gehalten.  So  namentlich  das  Preuss.  R. 
trotz  seiner  Miteigemhumstheorie;  Pr.  A.  L.  R.  II,  7  $  27  u.  oben  S.  ao} 
N.  it  S.  212  N.  t  a,  S.  21)  N.  3. 

'  Die  Gemeinde  kann  dem  verfassungsmäßig  (durch  Herkoniinen, 
Statut  oder  Gesetz)  berufenen  (jemeindc£;liede  die  Theilnahme  am  .Aü- 
mcndgcniiss  nicht  versagen  oder  entziehen,  bei  der  Vcrtheiluni;  \o\\ 
Vorilvcilcn  ujid  Lasten  nicht  zu  Ungunsten  Einzelner  oder  einer  Klasse 
von  dem  zu  Recht  bestehenden  Theilungsmaßstab  abweichen  und  regel- 
mäßig auch  nicht  für  die  Zukunft  das  Verhiltniss  der  bürgerlichen 
Nutzungen  unter  einander  durch  einsdtigen  Gemeindebeschluss  abändern. 
Vgl.  Pr.  A.  L.  R.  II,  7  §  28-31,  L.  G.  O.  f.  Westf.  S  $3,  St.  O.  f,  d. 
östl.  Prov.  §  49,  f.  Westf.  S  48;  Bad.  Gem.  O.  %  104—107;  Bayer. 
Gem.  O.  5  52  u.  35. 

2  Ueberau  k:inn  die  Ciemeinde  durch  Gemeindebeschluss,  der  nur 
mcibt  suailichcr  Bestätigung  bedarf,  die  bürgerüchen  Nutzungen  im  Be- 
dürfnissfalle ganz  oder  theilweise  durch  Verwandlung  des  Allmendgutes 
in  freies  Gemeindcgut  einziehen;  vgl.  Pr.  L.  R.  II,  75  19  niit  II,  6  §  88, 
L.  G.  O.  f.  Westf.  $  51  u.  5),  St.  O.  f.  d.  östl.  Prov.  $  49,  für  Westf. 
5  48  u.  die  oben  S.  200, N.  2  erw.ihnte  Praxis;  Nassau.  Gem.  O.  5  51  ; 
Kurhess.  Gem.  O.  5  70  ;  Bad.  Gem.  O.  §  7"  "  ^72"^;  Württ.  Verw.  Hd. 
j  65  —  66;  Bayer.  Gem.  O.  5  5$  (keine  Staatsgenehmigung,  aber  quali- 
fkirte  Mehrheit):  Sachs.  St.  O.  §  n  u.  L.  G.  O.  5  'i-  Nich  m.inchen 
Gesetzen  kann  sie  sogar  das  bisher  zu  Reciit  bestehende  Verhähnibb  der 
Nutzungen  unter  einander  abändern;  so  nadi  Bad.  Gem.  O.  5  104  mit 
Zweidrittebmehrhdt,  jedoch  »nur  insofern  nidit  die  Genusstheile  unwider« 
ruflich  auf  dem  Besitz  bestimmter  Güter  oder  Häuser  haften«.  Endlich 
kann  sie  bisweilen  auch  das  Genussrecht  des  Einzelnen  zur  Strafe  oder 
wegen  Forderungen  einziehen;  vgl.  Bad.  Gem.  O.  $  110  u.  112. 
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Einzelnen  zwar  ihre  darin  enthaltenen  individuellen  Ansprüche 
aufgeben',  nicht  aber  eine  Zerstörung  des  dieselben  ein- 
schliessenden  körperschaftlichen  Bandes  herbeiführen*.  Da> 
gegen  kann  die  Gemeinde  oder  Genossenschaft  als  solche 
zwar  im  Zweifel  das  körperschaftliche  Band  lösen',  soweit 
ihr  nicht  aus  Gründen  des  ütlentlichen  Rechtes  die  \'cr- 
tügung  über  dasselbe  entzogen  ist^:  sie  vermag  aber  hier- 


'  Also  z.  B.  durch  Vercidit,  durch  Veräussenang  der  berechtigenden 

Licgenschnft  oder  der  Nutzungsgerechtigkeit  als  solcher  u.  s.  \v. ,  wobei 
dann  der  bishcrif^c  Berechtij^te  zugleich  in  der  Latjc  ist,  sich  ciu  öko- 
nomisches Acquiv.i'.cüt  iiir  das  Nutzungsrecht  zu  verschaffen. 

*  Vgl.  iirk.  des  O.  Tr.  Stuttg.  v.  7.  März  J4  Seuff.  Bd.  8  N.  11 
u.  V.  26.  Juni  65  ib.  Bd.  23  N.  109;  des  O.  A.  G.  Kassel  v.  29.  Jun.  67 
ib.  Bd.  21  N.  20t.  —  Dagegen  gesteht  die  Preuss.  u.  Sädis.  Gesetz- 
gebung vom  Standpunkt  des  Mitcigenthunis  aus  dem  Einzelnen  im  Princip 
das  Recht  xu,  die  Thailing  oder  doch  die  Ausscheidung  seines  Antheils 
zu  verlangen;  vgl  mein  Genossenschaftsr.  I  S.  66$  N.  32  u.  33; 
£.  Löning  a.  a.  O.  S.  ^60  u.  363. 

»  Mit  Recht  daher  halt  da«;  O.  \.  G.  Jena  im  l-!rk.  v.  18-, 5  Seuff. 
Bd.  2  N.  2^6  einen  Mclirlicitsbcschluss  über  die  Theilinu'^  \on  Genieindc- 
gütem  lur  zulassig,  wenn  nur  der  Theilungsfuss  nicht  iüuJerrechtc  vcr- 
Ictct  und  sämmtliche  bisher  b^irOndeten  Nutzungsansprüche  berücksichtigt. 
Die  oft  geforderte  Uebereinstimmung  aller  Berechtigten  (vgl.  z.  B.  v. 
B6hw  u.  Hagmmm  III  N.  2$,  Auiitf  Beitr.  I  S.  2$  ff.,  Eichhorn  $  373, 
Renaud  Z.  f.  D.  R.  Bd.  9  S.  88  flF.,  Römer  ib.  Bd.  13  S.  117,  Beseler 
j  85  N.  6  u.  bei  unmittelbar  nns^^cübtcn  Nutzungsrechten  auch  Lw^enn 
u.  Kori  II  S.  17  tf.)  ist  nur  dann  an  sich  nöthi? ,  wenn  die  Nut-rungs- 
rechte  zu  freien  Privatrechten  geworden  sind.  Denn  im  korpor.uiven 
Sonderrecht  ist  ein  Individualrecht  aui  ['ortbestand  des  K6rpert>chaits- 
verhältnisses  nicht  enthalten :  ein  anderes  Individualrecht  aber  wird  nicht 
verletzt,  wenn  die  Körperschaft  ihr  Einhdtsrecht  zu  Gunsten  der  bisher 
durdi  dasselbe  gebundenen  und  beschränkten  Vielheitsrechie  aufgiebt. 

^  Da  jede  \'cn\andlung  korporativer  Sonderrechte  in  freie  Indivi- 
iiualrcchte  und  selbst  schon  jede  Verstiirkuns:  der  bi>heri<^en  Sonderrechte 
auf  Kosten  des  Gesanimtrechts  sich  als  eine  Substanzverausserung  von 
Kurperschaltsrecht  an  Grund  und  Boden  charakierisirt,  unterliegt  die 
politische  Gemeinde  hierbei  im  Zweifel  denselben  Vcräusserungsbeschrän- 
kungen,  welche  überhaupt  hinsichtlich  des  Gemeindevermögens  gelten. 
Darüber  hinaus  werden  von  Verboten  oder  Beschränkungen  der  Theilung, 
wie  sie  neuerdings  namentlich  zum  Schutz  von  Gemeinwaldungen  er- 
gangen sind,  auch  privatrechtliche  Genossenschaften  getroffen;  Preuss. 
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durch  den  individualrechtlichen  Bestandtheil  der  Alimend- 
berechtigungen  nicht  auszutilgen.  Vielmehr  bleibt  derselbe  in 
solchem  FaUe  nothwendig  in  der  Form  eines  nunmehr  freien 
Privatrechts  zurück.  Mithin  ergiebt  sich  bei  dem  Wegfall 

de.-»  lunhcitsrcchtcs  eine  Sumn.c  nur  noch  iudr, ;«iLialrcchtlicli 
verbundener  Viclhcitsrcchtc,  ucrcn  Gemcinschaftsverhahniss 
der  Theilung  nach  den  Kegeln  des  Miteigenthums  oder 
sonstiger  Mitberechtig uni;  unterliegt Diese  Gedanken  haben 
auch  bei  der  gesetzlichen  Kegulirung  der  Gemeinheiis- 
theilungen  insofern  Ausdruck  gefunden,  als  dabei  regelmäßig 
die  Grundsatze  der  körperschaftlichen  Beschlussfassung  über 
Gemeinderecht  und  der  Theilung  einer  Gemeinschaft  kom- 
binirt  worden  sind'.  Nur  wird  dabei  durch  die  auf  das 
örtcntliche  Interesse  gegründete  staatliche  Fürsorge  und 
Mitwirkung  zugleich  die  Durclitührung  des  Princips  einer 
Zwangsenteignung  gegen  Entschädigung  ermöglicht,  wodurch 
eine  freiere  Disposition  über  die  bisherigen  Sonderrechte, 
als  sie  ohne  Specialgesetz  sich  ergeben  würde,  zulässig  wird 

Ges.  V.  14.  März  81  $  6.  Vgl.  Haubergs-O.  $  2  u.  $;  Mdning.  Ges. 
V.  9.  Juli  67  A.  4  u.  Koburg  Ges.  v.  3.  Juli  69  A  a  b.  Stchhe  II 
S  84  N.  24. 

'  Hicmits  folg:t  in  Ermangelung  ijesctzHclicr  Bestimmungen  bei 
Allmendthcilungen  die  Bcmcs'^unL'  der  Antheile  nach  dem  bisherigen 
ThciinahnKverhältniss,  der  Anspruch  jedes  Einzehicn  auf  einen  Xatural- 
theil  des  Landes  und  die  Forthaftung  der  Pfandrechte  und  sonstigen 
dinglichen  Rechte,  welche  entweder  die  AihnenJc  im  Ganzen  oder  das 
fragliche  unausgeschiedene  Sonderrecht  beschwerten,  auf  dem  ausge- 
schiedenen Andieil. 

*  Vgl.  über  die  Gemeinhdtstheilungsgesetsc  mein  Genosseoschaftsr*  I 
S.  662  fT,  und  seitdem  bes.  Stobhe  I  'l  56,  G,  Meyer,  Verwaltungsr.  I 
S,  2«9  flf.,  £.  Lömng  a.  a.  O.  S.  358  ff, 

'  Das  Hntci2:niinnsprincip  muss  zu  Hülfe  genommen  werden,  in- 
soweit auch  trcie  Privatrechte  der  Allmende  besciiif^t.  Abfindungen 
in  Kapital  oder  Rente  aufgedrun-cn.  Aiuhcile  an  liucrcssciUen  ohne  feste 
Berechtigung  gewährt  werden  siillen.  W  ird  das  AllnKnd\  erliaI:niss  über- 
haupt als  ein  blosses  Nebeneinander  von  Ligenihum  der  juristischen 
Person  und  jura  in  re  aliena  der  Glieder  aulgefasst,  so  ist  mangels  £iii> 
stimmigkeit  die  Gemeinheitstheilung  ohne  den  Gesichtspunkt  der  Expro- 
priation undurchführbar;  vgl.  mein  Genossenschaftsr.  I  S,  665  N.  )t. 
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Wo  dagegen  entweder  das  Recht  der  juristischen  Person 
oder  das  Recht  der  Einzelnen  geleugnet  wird,  rückt  die 
Gemeinheitstheilung  an  sich  unter  andere  Gesichtspunkte. 
Doch  haben  auf  der  einen  Seite  die  Gesetze ,  welche  sie 
lediglich  als  Theilung  eines  individualrechtlichen  Gemein- 
schaftsverhältnisses  auffassen,  sich  der  thatsächlichen  Aner- 
kennung der  korporativen  Seite  des  Vorganges  nicht  ent- 
ziehen können'.  Und  auf  der  anderen  Seite  hat  die  Reduktion 
der  AllnicndbLi eclitigungen  auf  Mitglicdschnfisrccht,  obschon 
an  sich  die  Vertheilunt^  eines  nur  mit  bürgerlichen  Nutzungen 
belasteten  GemcindeL;utes  unter  die  Gcmeindcglieder  ledig- 
lich als  \'erausserung  von  Körperschaftsverniögen  erscheint  % 
manche  Gesetze  nicht  abgehalten,  eine  solche  Veräusserung 
dergestalt  zu  normiren,  dass  deni  Erfolge  nach  dabei  zugleich 
der  Gedanke  durch  Theilung  realisiner  Individualrechte  zur 
Geltung  gelangt'. 

Schliesslich  prägt  sich  in  der  Art  des  KechtsschuU^es^ 
welcher  den  Gemeindenutzungsberechtigten  gegen  die  Ge- 
meinde und  andere  Gemeindeglieder  gewährt  wird,  die  Ver- 
schiedenheit der  den  Nutzungsrechten  beigelegten  rechtlichen 
Be5chati"enlieit  ans.  Denn  insoweit  der  Begriff  der  bürger- 
lichen Nutzungen  durchgedrungen  ist,  wird  in  Folge  der 
Belnindluniz  derselben  nls  unselbständii:er  Ausflüsse  eines 
öffentlichen  Hechts  die  Kompetenz  der  ordentlichen  Gerichte 


'  So  namentlich  die  Pfeuss.  Sitohs.  Gesetzgebung ;  vgl.  auch 
Dernbufg  I  $  au,  LatÜtold  S.  300  u. 

*  Als  solche  ist  sie  in  Preussen  unter  Modifikation  der  Bestim- 
mungen des  Landrechts  u.  der  Gem.  Th.  O.  v.  7.  Juni  21  §  17  durch 
die  Dcklar.  v.  26.  Juli  47  überhaupt  verboten  worden  ;  ebenso  für  Kur- 
hcssen  durch  V.  v,  Mai  67  $  5  ;  Nassau.  Gem.  O.  5  43  i  Württemb. 
Verw.  Ed.  ^  90  j  Hess.  Ges.  v.  22.  Nov.  72  A.  i. 

3  So  namentUch  Bad  Gem.  O.  ^  113— 134  u.  172«*  u.  ßayr.  Gcm.O. 
5  27—29  u.  159  (Pßk.  $  io-^ii  u.  91),  und  awar  sowohl  bei  der  Ver- 
the.lung  zu  Sondereigenthum  als  zu  Sondergenuss.  Vgl  dazu  die  Be- 
stimmungen über  Einführung  neuer  bürgerlicher  Nutzungen  durch  Ge- 
meindebeschluss  in  Bad.  Gem.  O.  $  104  u.  Bayr.  Gem.  O.  §  31  (Pfalz. 
S24). 
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ausgeschlossen'  und  nur  neuerdings  in  erheblichem  Umfange 
das  verwaltungsgerichtliche  Streitverfahren  zugelassen'.  In- 
soweit umgekehrt  freie  Privacrechte  angenommen  werden» 
ist  der  Rechtsweg  auch  den  Gemdndegliedem  gegen  die 

Gcincnidc  als  boLlic  völlig  unvcrschränk:'.  Da^ci^cn  sind 
die  korporativen  Sonderrechte  an  der  Allmende  einerseits  in 
ihrem  individualrechthchen  Bestände  auch  gegen  die  Ge- 
meinde als  solche  durch  Civilklagen  geschützt^  andrerseits 
in  ihren  dem  Körperschaftsnexus  eingeordneten  Beziehungen 
auf  administrative  Schutzmittel  beschränkt  ^  Auch  wird  bei 
Klagen,  welche  wegen  der  mit  der  Mitgliedschaft  konnexen 
individuellen  Rechte  oder  Pflichten  von  der  Gemeinde  gegen 
ihre  Mitglieder  oder  von  Mitghedern  gegen  einander  erhoben 
werden,  durch  diese  Konnexität  der  geno^.^enschattliche  (je- 

richtsstnnd  beeründet*.  In  letzterer  Hinsicht  unterscheidet 
« 

sich  auch  in  privatrechtlichen  Agrargenossenschaften  das 
körperschafthche  Individualrecht,  weiches  hier,  wie  ja  auch 
das  reine  Mitgliedschaftsrecht,  durchweg  der  civilrichterlichen 


'  Vgl.  Erk.  des  O.  Tr.  Stuttg.  v.  1838—48  b.  Seuff.  Bd.  4  N.  251 
S.  405 — 410,  V.  6.  Juni  60  ib.  Bd.  14  N.  63 ;  HrK.  des  Preuss.  Komp. 
Gerichtsh.  v.  12.  März  59  (J.  M.  Bl.  S.  448),  v.  14.  J.m.  bo  (J.  M.  Bl. 
1861  S.  155),  sowie  die  ol^en  S.  ZOO  N.  2  angel.  Erk.  ;Bad.  Gem.  O.  ^  112 

u.  175  ;  B.iyr.  Gcni.  O.  j  56. 

^  Vgl.  Prcuss.  Zust.mdigkeitsgcs.  5  18,  21,  34,  59;  Bad.  Ges.  v. 
$,  Okt.  68  5  5  Z.  2  ü.  ly  ,  Bayr.  Ges.  v.  8.  Aug.  78  .\rt.  8  Z.  28  ; 
Wüm.  Ges.  V.  t6.  Dec.  76  An.  10  Z.  5 ;  Hess,  Ges.  v.  la.  Juui  74 
Art  48 ;  E,  Löning  a.  a.  O.  S.  196;  Sarvuy  a.  a.  O.  S.  550  ff. 

'  Erk.  des  O.  Tr.  Stuttg.  oben  N.  i ;  Erk.  des  Prcuss.  Komp. 
Ger.  V.  12.  Okt.  61  (J.  M.  Bl.  1862  S.  61) ;  Bayr.  Gem.  O.  $  56  (Pfalz« 
S  27),  jedoch  erst  nach  adnuiustrativem  Sühneversuch  ($  57  resp.  28). 

^  Dies  nehmen  alle  oben  angef.  Entsch.  aber  derartige  Nuuungs^ 
rechte  an ;  vgl.  z.  B.  Erk.  des  O.  G.  Wolfenb.  oben  S.  210  N.  i,  auch  Erk. 
des  O.  Tr.  Stuttg.  oben  N.  i. 

$  So  schliesst  z.  B.  die  Haubergs-0.  f.  Siegen  den  Rechtsweg  bei 

Streitigkeiten  über  die  örtliche  .\bgrenzung  der  den  Haubergsgenosscn 
zur  Sondemuuung  zu  überweisenden  Grundflächen  aus  (S  26—27). 

•  C.  Pr.  O.  S  2$. 
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Kognition  unterliegt,  von  dem  freien  Individualrecht  der 
Mitglieder. 

5.  Dass  bei  vielen  anderen  Körperschaften  des  dfenilicbm 
Rechts  gleichfalls  in  mannichfachen  Formen  eine  organische 
Verknüpfung  von  Mitgliedschaftsrecht  und  Individualrecht 
begegnet,  mag  hier  nur  angedeutet  werden.  Allerdings  sind 
gewisse  Typen  solcher  \'erhältnisse  durch  das  moderne  ju- 
dicium  liniuni  regundorum  zwischen  öffentlichem  und  Privat- 
recht beseitigt  worden  oder  doch  nur  noch  in  Trümmer- 
slücken vorhanden.  Dies  gilt  2.  B.  von  den  durch  Gilde- 
oder Zunftmitgliedschafi  bedingten  und  bestimmten  Indivi- 
dualrechten auf  Ausübung  einer  der  Körperschaft  als  solcher 
zustehenden  ausschliesslichen  Gewerbeberechtigung'.  Allein 
es  können  noch  immer  mancherlei  Gesammtrechte  oder 
Gesammtverbindlichkeiten  für  publicistische  Verbände  der- 
gestalt begründet  sein,  dass  daraus  zugleich  für  sämmtliche 
Mitglieder  oder  die  Mitglieder  einer  Klasse  mehr  oder  minder 
selbständige  Sonderrechte  oder  Sonderpflichten  fliessen*. 
Auch  wiederholt  sich  in  dem  Rechtsverhaltniss  der  Beamten 
hier  vielfach  die  privatrechtUche  Behandlung  der  zur  publi- 
cistischen  Organstellung  gehörigen  vermögensrechtlichen  Be- 
ziehungen. Vor  Allem  jedoch  sind  zahlreiche  öffentlich- 
rechtliche  Genossenschaften,  indem  sie  bestimmungmäßig 
gewissen  wirthschaftUchen  Interessen  der  verbundenen  Ein- 


'  Vgl.  mein  Genossenschaftsr,  II  S.  916  ff. 

*  Vgl.  mein  Genossenschaftsr.  U  S.  909  ff.,  914  ff.,  919  ff.  —  Hier- 
her gehört  2.  B.  das  Recht  einer  Metcgertunft  auf  Sdia^veide  ihrer 
Hammetmet^q^  in  der  Gemarkung,  bei  welchem  das  O.  A.  G.  Darmst. 
im  Erk.  v.  7.  März  J7  Seuff.  Bd.  12  N,  229  richtig  ein  Klagerecht  so- 
wohl der  Zunft  wie  der  eiiizelncn  Weideberechtigten  gegen  IVi'tc  an- 
genommen, unrichtig  aber  das  Klagerecht  der  Einzelnen  lediglich  auf 
eine  Bcfugniss  zur  Vertretung  des  Ganzen  zurückgeführt  hat.  —  \'gl. 
auch  über  den  eigcnihünilichen  Fall  eines  von  der  Universität  München 
vertragsmäßig  erworbenen  Rechts  auf  Abhaltung  des  Gottesdienstes  för 
Universitätsangehörige  gegen  einen  aus  Korporationsniitteln  zu  leisten- 
den Jahresbeitrag  zur  Dotation  der  betreifenden  Kirche  das  Erk.  des 
Obst  L.  G.  f.  Bayern  v.  |i.  Okt.  82  ib.  Bd.  )8  N.  {29. 
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:(eJnen  dienen,  die  Wahrung  dieser  Interessen  aber  unter  dem 
Gesichtspunkt  des  Gemeinwohles  nls  einen  öffentlichen  Beruf 
handhaben,  von  vornherein  darauf  angelegt,  in  eigenihüm- 
licher  Weise  Socialrecht  und  Individualrecht  verfassungsrecht- 
lich zu  verflechten.  So  erscheinen  bei  öffentlichen  Kredit- 
verbänden, Versicherungsverbänden  und  sonstigen  Hiilfs- 
verbänden  die  Ökonomischen  Rechte  und  Pflichten  der  Ge- 
nossen gegen  die  Genossenschaft  in  erheblichem  Umfange 
trotz  ihrer  Abhängigkeit  von  dem  Mitgliedschaftsverhältniss 
zugleich  als  individuelle  Rechte  und  Pflichten Nicht  anders 


>  Unter  den  Reichsgesetzen  lässt  z.  B.  das  Krankenkassengesetz  die 
gemischte  Natur  der  Unterstützungsansprüche  (vgl.  5  ^ — 20 -2z,  26) 

und  Bcitragspflichten  G  5,  8—10,  22,  26,  29,  51,  51— 54)  hervortreten, 
wobei  hier  nur  als  besonders  chnrnkicristisch  betont  werden  ma?.  dass 
die  Ansprüche  einerseits  als  Mitgliedsciuiitsrcclnc  unübertragbar,  unvcr- 
pfändbar,  unpiandbar  und  nur  auf  geschuldete  Beiträge  aufrechenbar 
sind  56),  andrerseits  als  Individualrechte  die  Mitgliedschaft  überdauern 
können  (^11  u.  27),  dass  ferner  in  Strdtigkeiten  über  beiderseitige 
Leistungspflicbten  zwischen  der  Kasse  und  den  Mitgliedern  der  Rechts« 
weg  offen  bleibt,  obschon  eine  vorläufige  Verwaltungsentschcidung  ein- 
tritt (5  S8,  6$,  72)  und  die  Beitrage  der  Verwaltungsexekution  unter- 
liegen C,  ^5).  Ähnlich  behandelt  d.is  Unf.illversichcrun»sgesetz  die  Eni- 
schädiquiii;satisprüche  und  BeitragspJliciucn  der  (,ci5o>^cii  ?egen  die  Ge- 
nossenschaft (5  $1  —  77),  unterstellt  sie  jedoch  in  Ict/.tcr  Instanz  einer 
reichsverwaltungsgcrichtüdien  Entscheidung  57—63).  Denselben  ge- 
mischten Charakter  haben  nach  Landesrecht  die  Ansprüche  und  Bei- 
tragspflichten der  Mitglieder  b  Knappschaften  (vgl.  Preuss.  Bergges. 
5  171,  173—177)!  ^vie  denn  auch  das  Reiclisgericht  in  zwei  Erk.  v. 
6.  Febr.  84  C.  S.  Bd.  12  N.  61  u.  62  S.  269—274  das  durch  die  Mit- 
p:lic\!'ich;tft  in  einer  Knappschaft  erworbene  Recht  auf  Invalidctnüncr- 
stutzung  (und  zwar  nicht  b!os  nach  Eintritt  der  Invalidität,  sondern 
schon  als  eventuellen  Ansprucli)  ausdrucklich  für  ein  korporatives  Sonder- 
recht erklärt  und  als  solches  selb»  dann,  wenn  im  Statut  von  vornherein 
die  Veränderung  der  Hdhe  der  Pensionsbeoräge  durch  Statutenänderung 
zugelassen  ist,  doch  gegen  willkOrlkhe  Schmälerung  und  namentlich 
gegen  eine  nicht  alle  MitLilieJcr  gleichmäßig  treffende  Kürzung  geschützt 
hat.  Gleiches  wiederholt  sich  hei  allen  öffentlichen  Hülfs-,  Unterstützungs-, 
Pensions-,  Versorgungs-.  Sterbegelds-  und  <on<;!i<Tcn  Personalversicherungs- 
vcrbanden.  Noch  niistjeprägtere  Typen  dci.  korpersch:iü]ichen  Individual- 
rechts vi-eisen  die  uiientiichen  Sachversicherungsvcf bände  (wie  Landes- 
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verhält  es  sich  bei  Deichverbänden  und  dffemlichen  Wasser- 
gcnoi>scnsch;it'ten,  hei  denen  insbesondere  der  Begriff  einer 
als  körperschaftlicher  Sonderpflicht  gestalteten  Realla&t  in 
den  Vordergrund  tritt*. 

6,  In  Privatrechtskbrperschaßen  ist  ein  individualrechi» 
iicher  Bestandtheil  des  Mitgliedschaftsverhältnisses  mindestens 
insoweit  regelmäßig  anerkannt,  als  der  Einzelne  einen  ohne 
seine  Zustimmung  nicht  verletzbaren  Anspruch  auf  gleiche 
Behandlung  mit   den  übrigen  Mitgliedern  hat'.  Darüber 


und  Provinzialfeuersocietäten)  und  Kreditverbände  (wie  die  Prcuss.  Lnnd- 
schalten)  auf.  Ein  eigenartiges  Sonderrecht  hat  z.  H.  das  Rciclisgericht 
bei  der  ahcn  Posencr  Landschaft  anerkannt,  indem  es  hier  an  Jcni  im 
Korr"irati(.)nseigentliuni  befindliclicn  «eigcnihüailichcn  Fonds«  deii  Mit- 
gliedern ein  SüuJerreciu  aui  einem  MiteigenthumsanthcU  im  Falle  der 
.\uäösuiig  zuspricht,  dieses  Sonderrecht  jedoch  als  Bestandtheil  der  »5ub> 
}cknv  und  objektiv  dinghchen  Mitgliedschaft«  für  eine  untrennbare  Guts- 
pertinem  und  nur  den  auf  Grund  desselben  bereits  erworbenen  Miteigen- 
tfanmsantheü  för  ein  selbständig  übertragbares  Privatrecht  erklärt ;  Erk. 
V.  17.  Apr.  80  C,  S.  Bd.  I  N.  141  S.  348—402,  auch  v.  25.  Febr.  80 
ib.  M.  132  S.  j68  ff.  u.  v.  :(-.  Okt.  84  ib.  Bd.  12  N.  6$  S.  264  ff  ;  dazu 
Erk.  V.  20-  Sept.  80  ib.  Bd.  3  N.  6;  S.  221—226  u.  v.  16.  Okt.  84  ib. 
Bd.  12  X.  65  S.  264—268.  —  Bei  .illen  derartigen  Genossensch.iften 
findet  ?ich  in  gewissen  Grenzen  zuj^leich  ein  Individualrecht  .lut  Erwerb 
und  Beibehaltung  der  Mitgliedschalt  selbst ;  daneben  kann  eine  entspre- 
chende Pflicht  begründet  oder  die  Freiheit  des  Heitrittes  und  Austrittes 
gfA.*iiri  sein,  m  welchem  letzteren  Falle  die  Ausiritislrcihcit  öfter  der 
Körperscbaft  gegenfiber  besonders  gesicliert  wird. 

•  Vgl.  mein  Genossensdiafbiecbt  I  S.  772  ff.  u.  778  ff.,  II  S.  92 1 ; 
seitdem  bes.  Preuss.  Wassetgenossenschaftsges.  $  52,  5),  55,  $6  N.  $—7, 
Bad.  Wassergesetz  Art.  $6  u.  $9«.  Auch  hier  finden  »di  aber  xa- 
gieich  körperschaftliche  Sonderrechte  auf  Mitgenuss  der  .^nlagien  und 
Vortheile,  daher  auch  Individualrechte  auf  die  Mitgliedschaft  als  sokhe 
oder  doch  auf  Entschädigung  im  Falle  des  Zwangsausschlusses  und  um- 
sjekehrt  auf  Lösimf:  vom  Verb.inde  unter  gewissen  Umständen ;  vgl. 
Preuss,  Wasscrgenossenschiiftsges.  'j  59,  66,  68  u.  69 ;  Bad.  Wasserges. 
Art.  45—47.  —  Über  die  genossenschaftliche  Natur  der  Jagdrechte  der 
Eiruelnet)  in  einer  Ja^dgenossensciiaft  vgl  Erk.  des  O.  G.  Wolfenb.  v. 
I.  .Apr.  64  b.  Seuft.  Bd.  19  N.  n. 

*  VgL  Pr.  A.  L.  H.  II,  6  S  69 ;  Koch,  Anm.  zu  S  68  h.  t.;  Laband 
^  t.O,S.  X50}  ff.;  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  ja  Dec  73  Bd.  8  S.  189  ff. 
^  Doch  lässt  ^  nicht  behaupten,  dass  dieser  Anspruch  fiberall  schon 
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hinaus  kann  das  Rccln  auf  die  Mitgliedschaft  selbst  oder  auf 
eine  bestimmte  Gliedstellung  als  Individualrecht  konstituirt 
sein'.  Sodann  findet  sich  auch  hier  die  Verknüpfung  von 
Sonderrechten  und  Sonderpiiichten  mit  der  Berufung  zum 
Körperschaftsorgan'.  Insbesondere  enthält  das  dem  öffent- 
Hchrechtlichen  Beamtenverhältniss  analoge  Verhältniss  von 
Genossenschaftsbeamten  sowohl  körperschaftsrechtliche  wie 
individualrechtliche  Elemente.  Ja  zum  Theil  hat  die  Gesetz- 
gebung, indem  sie  das  Recht  des  Einzelnen  auf  die  ihm 
übertragene  Funktion  als  solche  unbedini;:  der  genieinhcit- 
iichen  Disposition  unterworfen,  dagegen  die  vermögensrecht- 
lichen Ausflüsse  der  Organstellung  dem  körperschaftlichen 
Machtbereich  entrückt  hat,  in  denkbar  schärfster  Weise  den 
Gegensatz  der  beiden  Seiten  desselben  Verhältnisses  aus- 
geprägt  ^ 

Können  derartige  Formen  des  körperschaftlichen  Indivi- 
dualrechts bei  jedem  Verbände  vorkommen,  so  sind  gewisse 
eigenartig  ausgestattete  Typen  gliedmäßiger  Sonderrechte 
und  Sonderpflichten  für  einzelne  Arten  privatrechtlicher  Ge- 

aus  dem  Wesen  der  Körperschaft  folgt ;  jedenfalls  kann  er  statutenmiOig 

ausgeschlossen  oder  eingeschränkt  sein. 

«  V^l.  oben  S.  186-187  auch  Pr.  A.  1..  R.  II.  6  ^  171  u.  Erk. 
<les  O.  Tr.  v.  9.  l'cbr.  53  Strieth.  Arch.  Bd.  6  S.  J2.  Bei  Jen  Innungen 
erkannte  die  Reichsgt^etzgebung,  auch  bevor  sie  ihnen  wieder  öflfenth'che 
Befugnisse  verlieh,  ein  dem  Innungswillen  entrücktes  Recht  nicht  nur 
auf  Beibehaltung,  sondeni  sogar  auf  Erwerb  der  Mt^liedschaft  an.  — 
Vgl.  aber  die  Möglichkeit  eines  statutarisch  gesicherten  Rechts  auf  Vor- 
stands- und  Aufsichtsrathsniitglicdschaft,  wobei  dann  aber  die  crstere  ge- 
richtlich entziehbar  bleibt,  Schweiz.  Obl.  R.  Art  708  (bei  Wirthschafts- 
genossenschaften). 

'  Das  Preuss.  O.  Tr.  btclh  im  Erk.  v.  11.  Sept.  51  Enisch,  Bd.  21 
S.  277  den  allgemeinen  Sau  aul  ;  «Vorrechte  und  Befugnisse,  welche 
bevorzugten  Mitgliedern  und  Beamten  einer  Gesellschaft  nach  den  Sta. 
tuten  unbedingt  und  ohne  Vori)ehalt  beigelegt  sind,  können  denselben 
ohne  vollständige  Entschädigung  weder  durch  Majoritätsbeschlüsse,  noch 
auch  durch  Errichtung  neuer  Statuten  eingeschränkt  oder  genommen 
werden  (f. 

'  Vgl.  H.  G.  R.  Art.  227;  Genossenschaftsges.  %  17;  Preuss.  Was 
sergcnosscnschaftsges.  S  2$ ;  oben  S.  187  N.  2. 
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nossenschaften  charakteristisch  und  wesentlich.  Dies  gih 
z.  B.  von  den  Antheilsrcchten  an  Gemeinland  bei  den  schon 

besprochenen  Agrarc;enossensclutten.  Ks  gilt  ebenso  von  den 
ungleichen  Individualrechten  des  Familienhauptes  und  der 
iramilienglieder  am  Hausvermögen  hochadliger  Familien'. 
Es  gilt  nicht  minder  von  den  Vermögensantheilen  der  Ein- 
zekien  bei  Aktiengesellschaften,  Gewerkschaften  und  anderen 
auf  Werthquoten  eines  Gesammtvermögens  gebauten  Ge- 
nossenschaften *.  Und  es  gilt  endlich  von  den  wiederum 
uunnichfach  verschiedenen  individuellen  Befugnissen  und 
Verbindlichkeiten,  welche  mit  der  Mitgliedschaft  in  den  auf 
das  Princip  der  Gegenseitigkeit  gegründeten  VVirtiischafts- 
genossenschaften  verfassungsmäßig  verknüpft  sind^ 


'  Vgl.  die  Aufsärxe  von  Btseltr  und  mir  in  der  Z.  f.  d.  Privat-  u.  öfF.  R. 
der  Gcfcnw.  Bd.  5  S«  S40  ff  u*  557  ff.  ~  Nach  der  Auffassung  desPreius. 
Landr.  halMo  bd  jedem  Familienfideikommiss  das  Besitz-  und  Nutzungs« 
recbt  des  jeweilig  berufenen  Inhabers  und  die  Anwartschaftsrechte  der 

ubr'gen  Familienglieder  den  Charakter  gcMiossensch  iftlicher  Sonderrechte. 

'  So  a*  B.  auch  von  den  Einzelrechten  in  Pfännerschaften ;  vgl. 
mein  Genossenschaftsr.  I.  S.  980  ff.  und  über  die  nls  selbständige  Ge- 
rechtigkeiten nuf  die  Artikel  ihrer  Inhaber  eiutragbaren  »Antheile  am 
Salrwerk«  /u  Lüneburg  v.HanrI,  Z.  f.  hannov.  R.  Bd.  10(1878)3.  }}l  ff., 
MüMchniexer,  Mag.  I.  Deut.  R.  Bd.  2  (1882)  S.  ^2  ff. 

^  Bei  Versichcningsgenossenschatten  aul  Gcgcnsicitigkeii  hat  das 
Reichsgericht  die  Natur  der  Leistungspflichten  der  Einzelnen  als  agenosscn- 
schaftikher  Pflichten«  und  ihrer  Ansprüche  als  »genossenschaftlicher 
Rechte«  anerkannt  und  demgemäß  hinsichtlich  der  darüber  entstehenden 
SiTcitigiceiien  den  genossenschaftlichen  Gerichtsstand  nach  C.  Pr.  O.  $  2\ 
fiir  begründet  erklärt;  Erk.  v.  5.  Apr.  81  CS.  Bd.  4  M.  tu  S.  394 
*-$99-  VgL  ferner  Erk.  v.  29.  Jan.  8t  ib.  Bd.  5  N.  108  (Seuff.  Bd.  36 
K,  296)  u.  V.  2a  .Mai  84  Bd.  11  N.  55  S.  182.  Solche  Genossenschaften 
«  erden  daher  durch  den  lediglich  nach  innen  rjerichtcten  Geschäftsbetrieb, 
bei  •'•elchem  die  Mitglieder  ihnen  .ils  solche  und  nicht  als  Dritte  ge^en- 
Lbcr>tehen,  nicht  ^u  Handel  treibenden  Geseliscliaften;  Beschl.  des  Obst. 
G-  TU  Wien  v.  ;o.  März  81  Seuff.  Bd.  }6  N.  217.  Andrerseits  ^inJ  die 
durci;  den  Beitritt  ermöglichten,  jedoch  in  ihrem  konkreten  Unit'ani^c 
durch  den  damit  verknüpften  Versicherungsvertrag  festgestellten  Beiirags- 
pflicfaten  und  Venicherungsansprüche  individueller  Natur  und  können 
sdbst  im  Wege  formell  gehöriger  Statutenänderung  tücht  erhöht  tesp. 
emxogen  werden;  Erk.  d^  R.  O.  H.  G.  v.  10.  Dec  72  Bd.  8  S.  187 
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An  dieser  Stelle  mag  es  genügen,  die  in  der  Praxis 
durchgedrungene  Anerkennung  des  körperschaftlichen  Indivi- 
dualrechts bei  Aktiengesellschaften,  Gewerkschaften  und  ein- 
getragenen Genossenschaften  festzustellen. 

7,  Bei  der  Jktieitgcscllschirft  sind  die  Beziehungen  zwischen 
Einheit  und  Vielheit  dergestsdt  geregelt,  dass  der  Begriff  des 
körperschaftlichen  Individualrechts  daraus  mit  Nothwendig- 
keit  hervorspringt.  Die  Ptaxis  hat  daher  diesen  Begriff  hier 
stets  auf  das  Wirksamste  gehandhabt,  wennschon  sie  in 
iiczug  auf  dessen  Umfang  und  Inhalt  ausserordciuach  ge- 
schwankt hat.  Zum  Theil  greift  jetzt  das  neue  Aktieni^csell- 
schaftsgcsetz  gerade  in  dieser  Hinsicht  maßgebend  ein. 

Es  ist  von  vornherein  klar,  dass  bei  der  Aktiengesell- 
schaft der  individuairechtliche  Bestandtheil  der  Mitgliedschaft 
dU  Struktur  des  gesammten  MUgHedschaftsverhäUnisses  in  höhe- 
rem Maße  als  bei  jeder  anderen  Genossenschaftsform  be- 
stimmt. Erscheinungen,  welche  die  Vennögensgenossenschatt 
überhaupt  charakterisiren,  gelangen  bei  dieser  reinen  Kapital- 
genossenschaft zu  gesteigerter  Bedeutung.  Hier  stellt  sich 
der  dem  Einzelnen  um  seiner  selbst  willen  zustehende  An- 
theil  an  einer  Vermögensgemeinschaft  als  fundamentaler  Be- 
standtheil des  Mitgliedscliaicsveriiähnisses  dar,  während  der 
ihm  um  des  Ganzen  willen  gewährte  Am  heil  am  Gemein- 
leben nur  die  Rolle  eines  unselbständigen  Annexes  spielt. 
Zugleich  treten  hier  die  durch  den  Verband  begründeten 

bis  193.  Reichsgesetdich  fixirt  ist  bei  eingesdiriebeoen  Hülfakassen  das 
individuairechtliche  Moment  des  Rechtes  auf  dSe  Mitgliedschaft  als  solche 

und  ausser  im  Falle  des  Ehrverlustes  auch  auf  das  in  ihr  enthaltene 
Stimmrecht  ($  6  u.  15),  sowie  der  Beitragspflichten  (§  8  u.  ij)  und 
Untcrstützunfjsansprüche  (§  7  u.  12),  welche  letzteren  aber  als  Mitglied- 
sch.iitsrt;clnc  uiuibertrac^bar,  unverpfändbar,  unpfändbar  und  nur  auf  ge- 
schuldete Beitrage  aufrechenbar  bleiben  (5  10).  —  Unter  den  Landes- 
gesetxen  ftkhrt  *.  B.  das  Prcuss.  Wassergenossenschaftsgescu  bei  freien 
Wassergenossenschaften  das  Prindp  durch,  dass  die  aus  dem  Genossen» 
schaftsverhlltniss  entspringende  antheilmißige  Beitrags-  und  subsidiäre 
Deckungspflicht  zugleich  das  als  Träger  der  Mitgliecbchaft  erscheitiende 
Grundstück  nach  An  einer  individuell  begründeten  und  dntragsßhigen 
Keallast  verhaftet     24-  30). 
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Pflichten  vor  den  in  ihm  wurzelnden  Befugnissen  dergestalt 

/uriick,  d.\ss  sie  bei  Jci  reinlichen  Heurtheilurii;  des  üe- 
5aniiiiiverii.ilinibscs  nur  als  Müditikationen  der  Hetui^nisse 
iufgelasst  werden.  Durch  die  Verkörperung  in  einem  Werth- 
papier empfängt  dann  dieser  Befugnisskomplex  mit  dem  Ge- 
wände des  Mobiiiarsachenrechtes  vollends  die  Merkmale  des 
Individualrechts.  So  erscheint  die  Mitgliedschaft  selbst,  wo 
sie  als  einheitlicher  Begriflf  in  Betracht  kommt,  als  körper* 
^wiiaiiliches  Sonderrecht.  Sie  gehört,  obschon  sie  die  Mit- 
tragerschatt  einer  gemeinheitlichen  Willenssphäre  enthalt,  in 
ihrer  Totalität  der  vom  Einzelwillen  beherrschten  Sphäre 
des  Individualvermögens  an.  Die  rein  gliedmäßigen  Rechte 
und  Pflichten  bilden  hier  nicht  den  entscheidenden  Grund- 
bestandtheil  des  Verhältnisses,  sondern  werden  als  sekundäre 
Bestandtheile  von  dem  die  Mitgliedschaft  als  solche  aus^ 
JruvkensJen  Sonderrecht  umschlossen.  Wenn  in  mancherlei 
Absiut'ungen  auch  sonst  eine  Rückwirkung  des  aus  der  Mit- 
^üedscliatt  hervorspriessenden  Sonderrechts  auf  die  recht- 
liche Natur  der  Mitgliedschaft  selbst  sutthndei,  so  ist  hier 
die  lerne  Stufe  in  dieser  Richtung  erreicht.  Darum  wird  die 
Mitgliedschaft  als  »Aktieo  nach  den  Grundsätzen  des  körper- 
schaftlichen Individualrechts  begründet  und  aufgehoben,  über- 
tragen und  ausgeübt.  Als  ein  im  genossenschaftlichen  Zu- 
sammenhange würze iiides  und  doch  zugleich  eignes  und 
^IbstanJiges  Vermögensrecht  unterliegt  sie  den  durch  Ge- 
scu  und  Statut  in  das  Verfassungsrcchi  einer  Körperschaft 
eingefügten  und  demgemäß  raodificirten,  jedoch  im  Kern 
unversehrten  Regeln  des  Vermögensverkehrs.  Die  Konsti- 
tuirung  von  Mitgliedschaftsrechten  durch  Aufnahme-  und 
Beitrinserklärungen  erfolgt  in  den  Formen  der  verfassungs- 
mäßig geordneten  L»nd  geLU.ndenen,  j»-dc)ch  aut  individuelle 
Iitel  gestützten  Zuiheilung  und  Erwerbung  von  Antheileu 
j.ai  Genossenschaftsvermögen'.   In  gleicher  Wei&e  kleidet 

'  H.  G.  B.  An.  207  ff.  u.  2i$a>-2i5b;  vgl  Renauä,  A.  G.  S.  40off. 
o.  4P  n.  —  Das  Ausstellen,  Geben  und  Nehmen  der  das  Mitglied- 
schaftsrecht  verkörpernden  Urkunde  (Interimsschein  oder  Aktie)  gehört 

16 
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sich  die  totale  oder  partielle  Beseitigung  von  Mitgliedschafts* 
rechten  in  das  Gewand  einer  verfassungsmäßigen  Ausschei* 
dung  von  Vermögensantheilen  der  Einzelnen  aus  dem  ge- 
nossenschaftlichen Gesammteigenthum  Während  ihres  Be- 
standes sind  die  Mitglicdschaftsrcchte  unter  Lebenden  und 
von  Todes  weisen  übertragbar;  und  wenn  der  hierin  ent- 
haltene Aus-  und  Eintritt  von  Mitgliedern  sich  nur  unter 
den  gesetzlich  und  statutarisch  normirten  Bedingungen  und 
Schranken  vollzieht,  so  erscheint  er  doch  in  seinem  juristi- 
schen Hergange  stets  als  Verlust  und  Erwerb  von  Ver- 
mögensantheilen*, wird  regelmäßig  durch  den  Obergang 
des  Eigenthums  an  einem  Werthpapier  vermittelt^  und  ge- 

zur  vollständigen  Erfiillung  des  Vertrdiges  über  Begründung  des  Mit* 
gliedschaftsverhAltnisses,  ist  aber  — abweichend  von  den  gewöhnlich  bei 

Werthpapicrcn  geltenden  Regeln      nicht  dessen  Begründungsfornt 

*  H.  G.  B.  Art.  215  d  u.  248,  Die  totale  Ausscheidung  von  .\n- 
theilsrcchten  liegt  in  der  Amortisation  von  Aktien,  die  partielle  Aus- 
scheidung in  deren  Reduction,  mag  nun  im  letzteren  Falle  der  fragliche 
Theil  der  Aktie  durch  Rückzahlung  realisirt  oder  vielmehr  für  \erloren 
gegangen  erklart  werden.  Als  Beseitigung  von  Mitgliedschaftsrcciuen  er- 
scheint ferner  der  Erwerb  von  Anthcilsrccluen  durch  die  Körperschaft 
selbst,  unterliegt  daher  gesetzlichen  Verboten  oder  Beschränkungen.  — 
Zur  unbedbigten  Wirksamkeit  der  Tilgung  eines  Mitgliedschaftsredits 
gehört  jedoch  nach  den  Regdn  über  Wenhpapiere  die  Kassation  der  aus- 
gegebenen Aktienurkunde.  Deshalb  hat  auch  der  Erwerb  eigner  Aktien 
durch  die  Gesellschaft  die  ihm  adaequate  Wirkung  nur,  wenn  die  Zer- 
störung des  Werthpapieres  folgt  fvgl.  Schwei/.  Obl.  R.  Art.  628  Z.  I 
u.  3  u.  Abs.  5).  Andernfalls  ruht  die  Mitgliedschaft  zwar  (vgl.  Art.  62?^ 
cit.  Abs.  5  über  Nichtausübung  des  Stimmrechts),  gewinnt  aber  mit  der 
Wiederveräusserung  neue  \\'irks.imkeit  (vgl.  Art.  628  cit.  Z.  5  u.  4.  u. 
Abs.  4  über  die  Priicht  des  Aktienvereins  zu  schleuniger  Vcräusserung 
erlaubter  Weise  erworbener  eigner  .Aktien). 

*  H.G.B.  Art.  207  a  Abs.  3,  215  c,  215  d,  220  nebst  Art.  182  u.  18;. 
Uberall  ist  von  Übertragung  der  »Aktien«  oder  »Anthcilsrechtew  die 
Rede.  Ebenso  in  An.  219  mit  Art.  184  a  u.  184  b  im  Falle  des  Kadu- 
airungsverfahrens  von  dem  »Ausschlüsse  mit  dem  AntlieUsredit«  und 
von  dessen  äussersten  Falls  zulässigem  »Verkauf«  durch  die  Aktien- 
gesellschaft 

}  Das  H.  G.  B.  betrachtet  die  Ausgabe  von  Urkunden  Ober  das 
Mitgliedschaftsrecht  als  wesentlich  (vgl.  Art.  207  Abs.  2—5,  207a,  309 
Z.  4  u.  bes.  auch  An.  184  a  u.  184  b  über  die  Ersatzurkunden  für  ver- 
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u'tnnt  dem  Vereinsleben  gegenfiber  die  durch  die  Natur  des 

frai>lichen  Werihpapiers  bedingte  Selhständii^kcit  \  Endlich 
ist  dic  Ausübung  des  Mitgliedschaftsrechtes  von  der  Substanz 
desselben  trennbar;  und  obschon  auch  in  dieser  Hinsiciu  ge- 
setzliche und  statutarische  Bestimmungen  das  individuelle 
Recht  genossenschaftlich  binden  und  beschränken  %  so  bleibt 

wirkte  Antheilsrecfate).  Es  behandelt  aber  alle  solche  Urkanden  als 

Wfrthpapiere.  Von  Inhaberaktien  versteht  sich  dies  von  selbst.  Für  Namen- 
aktien ergiebt  es  sich  regelmäfiig  schon  aus  ihrer  Indobsirbarkeit  (Art.  182 
Abs.  5).  Glcicli  ihnen  sind  jetzt  die  Interimsscheine  im  Zweifel  Order- 
papierc  fAn.  185 j),  was  sie  schon  bisher  durch  Statut  oder  Orderklausel 
'.Verden  konnten  (Erk.  des  R.  G.  v.  17.  Mai  81  Seuti.  Bd.  57  N.  52). 
Aber  au*;li  die  als  Rek:.ip.)piere  ausgegebenen  Namenaktien  und  In- 
terimsscheine sind  Werihp.ipiere,  weil  ii.ich  Art.  18^  u.  18^ a  auch  hei 
Ihnen  der  Übergang  des  Eigenthums  an  der  Urkunde  zum  Ubergang  der 
3tlitglicdschaft  erforderlich  und  die  Vorlegung  des  Papiers  unter  Nach- 
weis des  Eigenthumsüberganges  Bedingung  der  Eintragung  im  Aktien- 
hoch  and  somit  der  Ausübung  des  Mitgliedscfaaftsrechts  ist.  Dies  gilt 
selbst  von  den  im  Falle  des  An.  207  a  Abs.  j  (resp.  17)  a  Abs.  0  aus- 
;Eregebenen  Aktien  und  Interimsscheinen  unter  1000  Mark,  obwohl  sie 
^ch  als  beschränkt  veräusseriich  bezeichnen  sollen  (Art.  215  c  Abs.  4 
reps.  181  Abs.  5)  und  nur  durch  gerichtlich  oder  notariell  beglaubigte 
Erklärung  mit  Zustimmung  des  Aufsichtsraths  und  der  Generalversamm- 
limg  übertragen  werden  können  (Art.  182  Ab.  2). 

»  Vgl.  Erk.  des  R.  ü.  H.  G.  v.  20.  Okt.  77  Bd.  22  N.  91  S.  276 
—277  über  die  Unmöglichkeit,  aut  das  Verbot  des  Erwerbes  eigner 
.VtUca  durch  die  AktiengescUsciiaü  eine  Aniechtung  der  Mitgliedscliafis- 
recbie  derer  zu  gründen,  an  welche  die  Aktiengesellschaft  soldie  Aktien 
wciterveriiissert  hat.  Erk.  des  R.  G.  v.  a.  Dec  81  SeuE  Bd.  )8  N.  42: 
das  statutarisch  den  Aktioniren  augesicherte  Vorkaufsrecht  an  den  Aktien 
htodert  nicht  den  Erwerb  des  Eigendmms  an  denselben  durch  einen  frem- 
den Kiitfdr;  aodt  tritt  die  Mitgliedschaft  der  Gesellschaft  gegenüber  durch 
die  vorn  \'orsiand  vollzogene  Eintragung  dieses  Eigenthums  im  Aktien- 
buch  in  Kraft,  wenngleich  nach  dem  Statut  der  Verkauf  von  Aktien  ohne 
Anzeige  an  den  .Xufsichtsrath  der  Gesellscluft  gegenüber  wirkungslos 
sein  sollte:  wenn  d.iher  der  ursprüngliche  Aktionär  dieselben  .\ktien 
spater  unter  Beobachtung  des  Statuts  verkautt,  kann  hierdurch  eine  Ände- 
rung nicht  bewirkt  und  eine  Unistossung  der  Bucheiniräge  weder  von 
der  .\ktjcngesellschaH  vorgcnomiucn  noch  von  den  Aktionären  verlangt 
werden. 

'  Hierher  gehören  namentlich  die  Vorschriften«  welche  die  Aus- 
«bme  des  Stimmredits  durch  Nkhtmitglieder  einschränken  und  der  Um- 
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(Joch  die  Gcltcndmachuni;  vun  Miti:ii*^u:3*.;kiUbrcciiiL'ii  durch 
Xichtmitgliedcr,  wie  sie  sich  aus  der  Anwenduiii;  der  Satze 
des  Vcrmögensrechis  und  speciell  der  Regeln  über  die  Rechte 
aus  Werthpapieren  er^i^iebt,  in  erheblichem  Umfange  zulässig 
und  darüber  hinaus  thatsächhch  moghch 

Wenn  so  dasMitgUedschaftsrecht  als  einheitliches  Ganze 
die  Merkmale  des  körperschaftUchen  Individualrechts  an* 
nimmt,  so  behalten  doch  die  äni^änm  in  ihm  zusammen* 
gefassten  Befugnisse  und  Verbindlichkeiten,  insofern  sie  für 
sich  in  Betracht  kommen,  ihre  besondere  rechtliche  Natur. 
Darum  erscheinen  einerseits  die  von  diesem  Komplex  um- 
spannten  Rechte  und  Pflichten,  welche  dem  Aktionär  nur 
im  DieiLsLe  der  i^euieinhcuhchen  Willenssphäre  zustciieiiy 
auch  hier  als  an  sich  rein  gliedmäßige  Beziehungen.  Andrer- 


gehung  solcher  Verbote  vorbeugen.  Das  Gesetz  überlässt  dieselben  dem 
Statut,  greift  aber  jetzt  durch  das  Erforderniss  schrit'tlicher  Fomi  für 
etwaige  Vollmachten  (Art.  221  Abs.  2  u.  190  Abs.  2),  durch  die  Be- 
stiiniuung  über  die  für  enva  geforderte  Hinterlegung  der  Aktien  ?.\\  ge- 
währende Minimalfrisi  (An.  258)  und  durcli  die  Strafbestininiungen  in 
Art  249  d  Z.  3  u.  249  f  dn.  —  Auch  die  Kautelarvorschrifteii  der  Art. 
222  a  Abs.  I,  22}  Abs.  2  u.  190  a  Abs.  3  beschränken  unter  Anderem  die 
AusQbung  von  Mitgliedschaltsrechten  durch  Nichtmitglieder. 

■  Bei  Inhaberaktien  folgt  dies  aus  dem  Recht  der  Inhaberpapiere^ 
nach  welchem  die  Aktiengesellschaft  regelmäßig  sich  mit  dem  Nachweis 

des  Besitzes  begnügen  und  den  Nachweis  des  Eigenthunis  nicht  verlangen 
darf  noch  muss;  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  26.  Okt.  74  Bd.  14  S.  }59, 
auch  des  O.  A.  G.  Berlin  v.  1868  Busch  Arch.  HJ.  20  S.  344  ff.  —  Für 
Nanicaakticn  und  hiicruusschcine  ergiebt  es  sicli  aus  Art.  iSj  u.  183  a^ 
wonach  das  Aktienbuch  dem  Verein  g*^enüber  allein  die  Lcgiiimaiioa 
als  Aktionär  bewirkt,  während  der  Verein  die  Übereinstimmung  des  Ein- 
träges  mit  dem  wirkliehen  Eigenthumsverhälmbs  zu  prüfen  zwar  be^ 
rechtigt,  aber  nicht  verpflichtet  ist;  vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  17.  Mai  81 
Seuff.  57  N.  5j  (Zulässigkeit  des  Gegenbeweises  gegen  das  Akticnbuch^ 
dass  nur  Vcrpf.indung  der  Aktie  beabsichtigt  war);  Erk.  des  R.  G.  v. 
5.  Mär/  8!  ib.  Bd.  56  N.  2M  11.  CS.  Bd.  3  N.  46  S.  162-164.  -  Die 
Ausübung  des  Stimmrechts  durch  W-rtrctcr  ist  an  sich  zulässig;  die 
faktische  Möglichkeit  der  Ausübung  desselben  Jurcii  unbefugte  Personen, 
wird  durch  die  Strafdrohungen  in  Art.  249 d  Z.  5  u.  249 f  anerkannt. 
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scits  aber  ergiebt  eine  Zerlegung  des  Mitgliedschaftsrechts 
Sonderrechte  und  Sonderpflichten  von  sehr  verschiedenartiger 
Beschaffenheit. 

Was  zunächst  die  etrt^elnen  Stmderrechte  betrifft,  so  hat 

sich  die  Theorie  gleich  der  Praxis  nianniLiiViLh  mit  denselben 
besch.iüigt,  ohne  über  ihre  Abgrenzung  gegen  die  reinen 
Mitgüedschaftsrechte  einerseits  und  über  ihre  Klassiükatiou 
andrerseits  bisher  einig  zu  werden'. 

Den  Kern  aller  Sonderrechte  des  Aktionärs  bildet  zweifel- 
los derjenige  Anspruch^  welchen  das  Gesetz  als  werhähmss- 
mäpigen  Antheil  am  Fern i  0^,11  der  Gesellschaft^  bezeichnet*. 
Dieser  »Antheil«  verleiht,  wie  sich  gezeigt  hat,  vermöge 
seines  Übergewichtes  der  Mitgliedschaft  im  Ganzen  ihr 
sonderrechtliches  Gepräge.  Um  so  energischer  entfaltet  er, 
wo  er  für  sich  in  Betracht  kommt,  die  Eigenart  des  körper- 
schaftlichen Individualrechts.  Obschon  daher  im  Übrigen 
das  Wesen  der  in  der  Aktie  ausgedrückten  Werthquote 
überaus  bestritten  ist  und  nur  darüber  Einverständntss  herrscht, 
dass  dieselbe  sicli  praktisch  in  dem  statutenmäßigen  Anrecht 
auf  eine  entsprechende  Ertragsquote  und  in  der  Anwart- 
schaft auf  eine  Substanzquote  äussert,  so  ist  doch  die  zu- 
gleich genossenschaftliche  und  individuelle  Natur  dieser  Ver- 
tnögensberecbtigung  des  einzelnen  Aktionärs  in  der  Praxis 
mehr  and  mehr  zur  Anerkennung  gelangt.  In  der  That  kann 
man  unmöglich  diese  durch  die  Mitgliedschaft  bedingten  und 
bestimmten  und  auf  verfassungsmäßiger  Grundlage  ruhenden 
Anthcilsrechte,  welche  man  nicht  wegdenken  kann,  ohne  die 
Aktien^csellschatt  selbst  wegzudenken,  aus  dem  organischen 
Zusammenhange  des  Körperschaftsrechtes  heraussreissen  und 
als  freie  Einzelrechte  auffassen ,  wie  sie  auch  Dritten  gegen 


*  Die  Litt,  über  die  Sonderrechte  in  Aktiengesellschaften  weisen  die 
Motive  zu  den)  Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  die  Kommanditgesellschaften 
auf  Aktien  und  die  Aktiengesclfschnften.  Berlin  itSHj,  S-  255  X.  i  nach. 

'  H.  G.  B.  Art.  216  Abs.  i.  \  gl.  Erk.  des  R.  O.  H.G.  v.26.  Okt.  74 

Ba.  24  s.  356. 
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die  juristische  Person  als  solche  zustehen  könnten*.  Man 
kann  sie  aber  ebensowenig  als  reine  Mitgliedschaftsrechte 
mit  verfassungsmäßig  garantiner  Selbständigkeit  ganz  in 
das  Körperschaftsrecht  aufgehen  lassen,  während  sie  doch 
einen  beim  Wegfall  des  Genossenschaftsbandes  sofort  in 
freies  HinzLh^cht  überglciundcii  Besiar;Jilieil  enthalten  und 
in  ihrem  Kern  nicht  blos  durch,  sonUeni  auch  gegen  die 
gemeinheitliche  Lebensordnung  gesichert  sind*.  Wenn  daher 
der  Aktionär  der  Aktiengesellschaft  gegenüber  keinen  .in- 
deren  als  den  ihm  durch  das  Statut  zugewiesenen  Anspruch 
auf  eine  Dividende  oder  auf  ein  Surrogat  einer  solchen  hat^ 


'  Die  Ungleichartigkcit  der  auf  Grund  des  Statutes  bestehenden 
Rechtsverhllmisse  zwischen  dem  Aktionär  und  der  AktiengesellüdiAft  und 
der  sonst  etwa  zwischen  ihnen  begründeten  Rechtsbeziehungen  betont 
das  R.  G.  im  Erk.  v.  i.  Febr.  82  C.  S.  Bd.  6  N.  18  5.  69  ff. 

^  Den  Unterschied  der  Sonderrechte  des  Aktionärs  gegen  die  Aktien- 
gesellschaft von  den  nach  Art.  224  durch  die  Gcncralversaninilung  aus- 
geübten gemeinschaftHchen  AktinnSrrcchten  hat  das  R.  O.  H.  C.  oft 
dargelegt:  vgl.  Erk.  v.  ij.  Sept.  7?,  26.  Okt.  74,  6.  Apr.  77,  9.  Sept.  7^ 
Bd.  II  S.  HiJ  Ii.,  Bd.  14  S.  5)6,  Bd.  22  S.  20,  Bd.  25  S.  510  ff. 

'  Vgl.  H.  G.  B.  Art.  216  Abs.  2,  dazu  Schweiz.  Obl.  R.  Art.  625^ 
Abs.  I.  Vom  Statut  hangt  es  ab,  ob  überhaupt  ein  Dividendenanspruch 
besteht;  ob  derselbe  lediglich  vom  Vorhandensein  eines  Reingewinnes 
oder  von  einem  besonderen  Vertheilungsbeschluss  abhängt;  ob  bei  dem 
letzteren  die  .Xktiengesellschaft  frei  oder  gebunden  ist;  ob  und  welche 
sonstigen  Beschr.inkiingcn  des  Dividcndenrcchis  bestellen.  Ebenso  be- 
stimmt das  Statut  über  die  Legitimation  zur  Erhebung  der  Dividende 
und  namentlich  über  die  Fomi  etwaiger  Dividendenscheine.  Auch  k.inn 
CS  Präklusivfristen  für  die  Erhebung  setzen,  womit  nicht  eine  Verjährung 
angeordnet,  sondern  eme  Verwirkungsklausel  vereinbart  ist;  Erk.  des 
R.G.  V.  3.  Jan.8|  C.  S.  Bd.  9  N.  5  S.  so— 36.  —  Als  Surrogat  sind  »Bau* 
Zinsen«  d.  h.  vorläufige  feste  Renten  zulässig,  jedoch  wegen  der  hierdurch 
ermöglichten  Rückzahlung  von  K.ipit.ihheilcn  nur  für  eine  kalendermäßig 
fest  begrenzte  Vorbereitungszeit;  H.  G.  ß.  Art.  217  Abs.  2;  R.  O.  H.  G.  17. 
Ii  6.  .\pr.  77  Bd.  22  N.  5  —  6  S,  12—25.  Auch  kann  statt  oder  neben 
der  Dividende  ein  Gebrauchsrecht  an  Vermögensobjekten  der  Gesellschaft, 
Benützung  ihrer  Räume  zu  geselligen  Zwecken  (vgl.  das  von  Gnalter 
in  der  Z.  f.  schweii»  R.  Bd.  2%  S.  18  mitgetheilte  Zürdier  Erk.),  freie 
Fahrt  auf  ihrar  Eisenbahn  zur  Generalversammlung  u.  s.  w.  als  Sonder- 
recht konstituirt  sein. 
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und  sich  die  nähere  Bestimmung  des  Inhahes  desselben  durch 
verfassungsmäßige  Beschlüsse  und  Festsetzungen  gefallen 
lassen  mussS  so  ist  doch  der  einmal  begründete  Anspruch 
in  der  ihm  vom  Statut  verliehenen  Gestalt  für  die  Körper- 
schaft unantastbar*  und  kann  vom  Einzelnen  auch  gegen 
den  gehörig  erklärten  Gesammtwillcn  gerichtlich  gcitciKl 
gemacht  werdend   In  gleicher  Weise  ist  die  in  der  Aktie 


'  H.  G.  B.  Art.  217  Ab^.  i,  221  Abs.  i,  259—2590  mit  185a— 185c 
Vgl.  R.  O.  G.  H  10.  Sept.  79  Bd.  25  N.  77  S.  226  ff.  (Abweisung  der 
Kla?e  auf  Dividcndenvertheihn^g  .u:s  einer  bilnnzmäßig  eingestellten 
■  Rotrvc  für  üwtifclhafte  Forderungen«  oder  aus  dem  st.itutenmäßig 
»für  ausserordentliche  Verluste«  gebildeten  Reservefonds);  R.  O.  H.  G. 
13.  Sept.  73  Bd.  II  N.  45  S.  118  ff.  (mittelbare  Einwirkung  der  General- 
▼ersaounltttig  auf  die  kOnftige  Höhe  der  Dividende  durch  Beschlüsse  über 
deren  Berechnungsart) ;  R.  G.  4.  Mai  81  C.  S.  Bd.  4  N.  28  S.  I02»i04 
n.  Setiff.  Bd.  37  N.  54  (Wegfall  des  Anspruchs  auf  eine  bilanzmäßige  Divi- 
dende, wenn  die  (kneralversammlung  w^en  Unsicherheit  der  inAnsata 
gebrachten  Werthc  die  Kichtvertheilung  der  Dividende  bcschliessi,  —  mag 
^:e  auch  ohne  statutarische  Ermächtigung  die  Form  ihrer  Zurückbe- 
haltung als  »Specialrcscrvc«  wählen). 

*  Uoentziehbar  ist  selbst  durch  Statutenänderung  der  einmal  statu- 
tarisch zugesicherte  Anspruch  des  Aktionärs  auf  Dividende  überhaupt 
(R.  O.  H.  G.  28.  Jan.  79  Bd.  25  S.  265):  unentziehbar  eben«;o  der  nach 
Maßgabe  de<  Statuts  sei  es  schon  durch  Gutheissung  der  Bilaiu,  sei  es 
erst  durch  besonderen  Heschluss  lestgestelltc  konkrete  Anspruch  .u;f  eine 
restimmte  Dividende  (  R.  O.  H.  G.  4.  Jan,  76  Bd.  19  S.  141,  10,  vSept.  75 
Bd.  18  S.  Gleiches  ^ih  von  Bauzinsen  (ib.  Bd.  11  S.  19  W  ). 

Ditrcb  unbefugte  Weigerung  der  Zahlung  der  Dixidende  geräth  die 
Aktiengesellschaft  in  Verzug;  dabeisind,  weil  die  Dividende  kein  Zins  ist» 
Venogsansen  durch  das  Verbot  des  Anatocismus  nicht  ausgeschlossen; 
Erk.  des  O.  L.  G.  Hamb.  v.  23.  Apr.  83  Seuff.  Bd.  38  M.  219. 

^  Der  einzelne  Aktionär  kann  daher  die  ihm  statutenmäßig  ge- 
bührende Dividende  unter  Anfechtung  des  entgegenstehenden  formell  statu« 
aenmäßigen  Beschlusses  der  Generalversammlung  einklagen;  R.  O.  H.  G. 
26,  OkL  74  Bd.  14  S.  357.  Er  kann  auf  Erhöhung  der  Dividende  klagen 
tmd  zu  diesem  Behuf  die  Berichtigung  einer  statutenwidrig  be- 
wirkten Fe^t'^teüung  der  Generalversammlunc:  fordern;  R.  O.  H.  G. 

Sept.  73  Bd.  11  N.  4}  S.  118  129  (Seuti.  ßd.  29  N.  i Auch 
lann  er  einen  die  \'cr\vcndung  des  Gewinns  für  Gesellschaüs/w  ecke 
Aflordoeodcn  Mebrheitsbeschluss  anfechten,  weun  das  Statut  den  Ansprucii 
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enthaltene  Anwartschaft  auf  einen  Thcil  der  W'erthsubstan^ 
des  Körperschattsvermögcns  zwar  nur  nach  Maßgabe  der 
gesetzlichen  und  statutarischen  Bestnumungcn  und  der  ver- 
fassungsmäßigen Körperschaftsbeschlüsse  rcalisirbar',  ihrem 
wesentlichen  Gehalt  nach  aber  der  gemeinheitlichen  Willens- 
macht  entrückt'.  Nach  aussen  repräsentin  die  Aktiengesell- 
schaft als  solche  vermöge  ihres  Eigenthums  am  Genossen- 
schatrsvcrmögen  mit  dessen  ungctheiher  Substanz  zugleich 
die  Werthantheile  der  Aktionäre:  allein  gerade  deshalb  ist 
bei  Processen,  welche  für  den  Vermögensbestand  im  Ganzen 
erheblich  sind,  zugleich  jeder  Aktionär  als  Einzelner  be- 
theiligt und  zur  Intervention  befugt^.  Ebenso  muss  der 
Aktionär,  während  er  selbst  nur  über  seinen  Werthantheil 
und  dessen  Ausflüsse  verfügen  kannS  rechtsgeschäftliche 


auf  Dividende  lediglich  vom  Vorhandensein  von  Reingewinn  abhängig 
macht  und  die  Bilanz  gutgeheissen  ist;  R.  O.  H.  G.  4.  Jan.  76  Bd.  19 
N.  48  S.  141-143.   Vgl.  auch  R.  O.  H.  G.  22.  Apr.  73  Bd.  9  N.  81 

S.  272  ff.  —  Vgl.  Bdka;  Z.  f.  H.  R.  Bd.  12  S.  455  u.  458-459;  Rnmiä 
S.  651  ff.  LI.  670  ff.;  Grimhif  Z.  f.  Privat-  u.  öff.  R.  Bd.  i  S.  507  ff.; 
V.  Hahn,  Komm.  S.  704;  Löuxnjäd  S.  381  ff.;  Primher  S.  )68  u.  620  ff. 

*  H.  G.  B.  Art.  24^-2443  u.  245  Abs.  2  —  5.  Das  H.  G.  hat  im 
Erk.  V,  17.  Febr.  82  C.  S.  BJ  7  \.  10  S.  52  —  55  eine  in  gehöriger 
Form  vorgenommene  St.uiitcnaiiderung  tur  /ul.issiq'  crkl.u:,  durch  welche 
den  Aktionären  die  Krliobiinj^  ihrer  Betrage  .lus  Jcr  Liquidatioi-j  binnen 
5  Jahren  nach  der  Hck.umtmachung  bei  \'crnicidung  des  Verlustes  zu 
Gunsten  der  Mai^e  aulerlcgi  wurde;  in  die>er  zeitlichen  Beschränkung 
der  Ausübung  des  Individualrechtes  auf  den  Antheil  liege  kein  Eingriff 
in  dessen  Substanz. 

*  H.  G.  B.  An.  216  Abs.  i  u.  245  Abs.  i;  Erk.  des  R.  O.  H.  G. 
V.  2).  Okt.  78  Bd.  24  S.  224,  V.  28.  Jan.  79  Bd.  2S  S.  265.  \  gl.  lifhker 
a.  a.  O.  S.  453  u.  456—457;  Rfnaud  S,  877  fF.;  Lawen/eld  S.  389—390 
Primker  S.  657  flF. 

J  Die  früher  in  Art.  194—195  u.  226  des  H.  G.  B.  darüber  ge- 
troffenen Bestimmungen  sind  jetzt  als  nach  5  65  C.  Pr.  O.  selbstver» 
ständlich  weggeblieben. 

Vgl.  K.  O.  H.  G.  17.  Apr.  77  Bd.  22  S.  242:  es  ist  »die  Ver- 
tügung  über  das  Gc^Hschaftsvermögen  dem  Willen  des  Einzelaktionärs 
als  solchen  unbedingt  cntzogcmn. 
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Verfügungen  der  Aktiengesellschaft  über  die  Vermögcns- 
substaoz  gelten  lassen ,  wenngleich  dadurch  dem  thatsäch- 
lichen  Erfolge  nach  der  Werthinhalt  seines  Amheils  ge- 
schmälert werden  sollte*:  er  hat  jedoch  ein  Widerspruchs* 
recht  gegen  jede  Substanzverfügung,  welche  in  ihrem  unmittel- 
baren RechtsefTekt  auf  die  Preisgabe  von  Werth  und  somit 
auf  Verkürzung  oder  Beseitigung  auch  seines  Werthantheiles 
gerichtet  ist 

*  Man  wird  im  AUgenieinen  behaupten  dürfen,  dass  auch  ohne 

statutarische  Ernüchtigung  die  Aktiengesellschaft  als  solche  zu  jedem 
Rechtsgeschäft  befugt  ist,  welches  an  sich  nicht  nuf  Hingabe  von  Ver- 
raögenswerth  ohne  entsprechendes  Äquivalent,  sondern  auf  GeA\  :nr!ung 
von  Werth  fijr  \\  crth  n;crichtet  ist.  Sie  kann  daher  Vc•rm^s>en^^c■^^.lnd- 
thciic  vcraussern,  verptunJen  und  belasten,  Anleihen  .müichtucn,  sich  aus 
Erwerbsgeschäften  verpflichten,  Vergleiche  schliessen  u.  s.  w.,  ohne  dass 
der  einzelne  Aktionär  wegen  etwaiger  Minderung  des  Wenhes  seiner 
Aktie  widersprechen  könnte.  Diese  Grenze  wird  seihst  durch  die  I)ei 
der  Verstaatlichung  der  Privaieisenbahnen  geschlossenen  \'ertrage  nicht 
überschritten :  denn  .luch  die  Übertr.ns:ung  des  gesanimten  Betriebes  au( 
einen  Anderen  unter  \  erwandlung  der  Dividenden  im  äquivalente  fixirte 
Renten  enthält  nur  einen  in  der  Kompetenz  der  General versammliu^i,' 
belegenen  ^'erfugungsakt ,  den  der  Einzelne  nicht  anfechten  kann;  Hrk. 
des  R.  G.  V.  19.  Febr.  81  CS.  Bd.  }  N.  59  S.  12}  £  Auch  kann  die 
Aktiengesellschaft  als  solche  durch  Vergleich  Qber  eine  Dividenden- 
garantie dKspoinren,  insofern  dieselbe  eben  ihr  und  nldit  den  einzelnen 
Aktionären  gclei-^tet  und  nicht  etwa  demnächst  Cw:\  letzteren  besonders 
zugewandt  ist;  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  i-j.  M.jrx  77  Rd.  22  N  51 
S.  224—251.  —  Die  jetzt  durch  Art.  21^  /  eingeführte  ßcsclirankung 
von  Übernahmeverträgen  in  den  ersten  zwei  Jahren  (sog.  »Nachgrün- 
dungenu)  ändert  nichts  am  Princip. 

'  Jeder  Aktionär  kann  daher  einen  nidit  statutarisch  zugelassenen 
oder  sonst  besonders  motivirten  UberalUdtsakt  der  Aktiengesellschaft  an- 
fechten. Dies  hat  schon  das  R.  O.  H.  G.  im  Erk.  v.  25.  Okt.  78  Bd.  24 
N.  58  S.  222—228  anerkannt;  denn  es  verwirft  hier  zwar  den  Wider- 
spruch des  .\ktionärs  gegen  eine  nicht  auf  einer  Rechtsptlicht  bcru!iLiidc, 
sondern  nur  nu«;  ii Rücksichten  dea  Anstanden  und  der  Geschalischre« 
von  der  Generalversammlung  beschlossene  Honoralbewilligung  an  die 
Liquidatoren,  weil  zvcslt  »das  Antheilsrecht  des  einzelnen  Aktionärs  an 
der  Vemiögensmasse  sein  Sonderrecht«  sei,  jedodi  die  innerhalb  des 
Zweckes  der  Liquidation  liegenden  Verfügungen  der  Gesellschaftsorgane 
ihn  binden;  allein  es  fügt  ausdrijcklich  hinzu,  dass  sowohl  während  des 
Bestandes  der  Gesellschaft  als  während  der  Liquidation  auch  remunera- 
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Von  diesem  ftlr  den  Begriff  der  Aktie  wesentlichen 

Süiidcirccht  am  Genossenschafcsvcrmöijen  muss  als  ein 
weiteres  Sonderrecht  das  Recht  auf  die  Miti^licdschajt  seihst 
unterschieden  werden,  welches  neben  der  Klage  auf  Aner- 
kennung als  Mitglied  zugleich  den  gerichtlich  verfolgbaren 
Anspruch  auf  Aushändigung  eines  die  Mitgliedschaft  ver- 
körpernden Werthpapieres  nebst  den  etwa  dazu  gehörigen 
Legitimattonsmitteln  und  bei  Namenaktien  überdies  auf  Ein- 
tra^Ling  in  das  Akticnbuch  cizcai;t.  Dieses  Sond^-rrc^ht 
wird  der  Aktiengesellschaft  gegenüber  zunächst  durch  den 
gehörigen  Erwerb  eines  Antheils  bei  der  ersten  Konsti- 
tuirung  oder  späteren  Erhöhung  des  Grundkapitals  begründet '. 
Es  kann  aber  schon  das  Recht  auf  einen  deranigen  Erwerb 
als  »Bezugsrecht«  den  Gegenstand  eines  genossenschaftlichen 


torischen  Schenkungen  Grenzen  gezogen  seien,  »bei  deren  Überschreimng 
die  durch  die  eingegangene  Gemeinschaft  nicht  gebundenen,  sondern 
vorbehaitenen  Rechte  der  Einzelaktionäre  verletzt  werden«.  Vgl.  dazu 
Erk.  V.  12.  Mai  77  ib.  Bd.  22  S,  281 — 282.  Das  R.  G.  hat  im  Hrk. 
V.  19.  Febr.  81  CS.  Bd.  3  N.  J9  S.  123—158  principiell  der  General- 
versamnilunf^  ciie  Kompetenz  zu  jeder  reinen  Sclienl^ung  abgesprochen, 
der  Schenliung  aber  eine  Vcrbürcrun^^  lur  iremde  Schuld  <;lcichgeachte:, 
wie  sie  in  der  Verpfändun<,'  der  Eiseiibahn  der  ilumaiiischen  Hisenbahn- 
gcsellschaü  zu  Ikrlin  lur  die  Rumänische  Staatsscliuld  lag.  Ebenso  h.it 
im  Jahre  ii>68  da:>  Ü.  A.  G.  zu  Rostock  den  Erlass  einer  Konvcnaonal- 
strafe  durch  Majoritätsbeschluss  als  einen  gegen  den  Widerspruch  dner 
Minderheit  unmlässigcn  Liberalititsakt  kassirt;  Samml.  der  Entsch.  in 
Rostocker  RechtsiäUeo,  Bd.  4  (Rost.  1861)  S.  68  if.  —  Hiernach  muss 
man  jedem  Aktionär  audi  dn  Sonderrecht  darauf  zugestehen ,  dass  die 
Aktiengesellschaft  nicht  ohne  statutarisdie  Ermächtigung  Ansprücl.e  auf 
die  Einlagen  anderer  Aktionäre,  Regressansprüche  gegen  deren  Rechts- 
vorgänger und  Ersatzansprüche  gegen  Gesellschaftsorganc  durch  Erlass 
oder  Vcr/icht  freiwillig  aufgebe.  Insoweit  aber  d.is  Gesetz  selbst  der 
Aktienuesellschaü  die  Verfügung  über  ihr  Vermögen  entzieht,  wie  dies 
durch  das  Liberiruny^^verbot  (Art.  219  mit  18. ja  Abs.  ^  u.  184b  Abs.  ?) 
und  die  Einschrinkuni;  der  Disposition  über  die  ,\nspruche  aus  der 
Gründcrveraniwortlichkeit  (.\rt.  2i3d)  geschieht,  sind  damit  zugleich 
statuurisch  unabänderliche  Sonderrechte  jedes  Aktionärs  aufgesteUt.  — 
Vgl.  auch  Primker  S.  601  ff. 

'  Vgl.  oben  S.  241  H.  t  u.  242  N.  5 ;  Lowen/efd  S.  385. 
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Sonderrechts  bilden'.  Sodann  erwächst  aus  jeder  gehörigen 
Rechtsnachfolge  in  das  Higenthum  einer  Aktie  ein  für  die 
Aktiengesellschaft  unablehnbares  Recht  auf  Anerkennung  als 
Mitglied  und  bei  Namenaktien  auf  Eintragung  in  das  Aktien- 
buch*. Endlich  hat  der  Aktiüii.u  cm  unaniastbares  Rcchi  auf 
Beibehaltung  der  Mitgliedschaft',  insofern  nicht  ein  gesetz- 
lich oder  statutarisch  vorbehaltener  Fall  der  genossenschaft- 
lichen Ausscblussbelugniss  vorliegt ^  Im  Übrigen  braucht 
der  Aktionär  den  unfreiwilligen  Ausschluss  auch  dann  nicht 
über  sich  ergehen  zu  lassen,  wenn  er  dabei  wegen  seines 
Wenhantheils  vollständig  abgefunden  wird^ 

Hieran  schliesst  sich  ein  Sonderrecht  auf  Erhallung  des 
MitgUedschaftsrecbis  in  unversehrtem  Bestände,  Der  Aktionär 
kann  daher  z.  B.  jeder  nicht  statutarisch  vorgesehenen  Um- 
wandlung der  rechtlichen  Beschaffenheit  seiner  Aktie  wider- 
sprechen, wodurch  der  Umfang  oder  die  Art  seiner  indivi- 
duellen Dispüsitionsbefugniss  über  das  Mitgliedschaftsrecht 
verändert  würdet  Er  ist  an  sich  auch  zum  Widerspruch 
gegen  jede  Vermehrung  oder  Verminderung  der  Aktienzahl 


*  Vgl.  £rk.  des  R.  Ü.  H.  G.  v.  12.  Febr.  75  Bd.  17  N.  35  S.  150 
—148  (Bezugsrechte  ktonen  als  Individualrechte  auch  durch  Statuten- 
änderung nicht  beseitigt  werden).  Nunmehr  ist  indess  die  Zusicherung 
von  Bezugsrechten  vor  dem  Beschluss  über  die  Ausgabe  junger  Aktien 
unwirksam;  Art.  215a  Abs.  4.  —  Auch  das  Recht  auf  Wiedereinsetzung 
in  ein  veräusscrtes  Mitgliedschaftsrecht  im  Falle  des  An.  184  b  ist  ein 
Sonderrecht. 

*  Vgl.  oben  S.  242  N.  2-5  u.243  N.  i,  bes.  Erk.  des  R.  G.  v.  2.  Dcc.  81. 
J  Erk.  des  R.  0.  H.  G.  v.  17.  Jan.  76  Bd.  uj  N.  87  S.  297—505 

(daher  ist  die  Entziehung  von  Mitgliedschaftsrechten  auf  Grund  einer 
durch  Sutttteninderung  fQr  den  Fall  des  NichtUmtausches  der  Aktien- 
Urkunden  angedrohten  Präklusion  ungültig). 

<  Wie  bei  Verwirkung  der  Mitgliedschaft  durch  Zahlungsverzug 
(Art.  184  a)  oder  Amortisation  von  Aktion  im  F.ille  der  .Anorvlnuncf  einer 
solchen  durch  ursprüngliche  Satzunr^  oder  im  Falle  einer  partiellen  Auf- 
lösung der  Aktiengesellschaft  (Art.  21 3  d  u.  248). 

i  Hierin  zeigt  sich,  dass  dieses  Sonderrecht  mit  dem  WerüianiheiL 
nicht  zusammenfiint. 

<  Vgl.  H.  G.  B.  Art.  209a  Z.      Rmaud  S.  $09. 
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befugt,  insofern  dsimit  seine  Quote  sich  ändert*.  Gleiches 

gilt  von  der  Herabsetzung  der  AkLiciibetiage*.  Insoweit 
aber  durch  das  Statut  und  in  Ermangelung  einer  Satzung 
schon  durch  das  Gesetz  die  Generalversammlung  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  zu  derartigen  Eingriffen  in  den 
Bestand  der  Mitgliedschaftsrechte  ermächtigt  ist bleibt  doch 
das  Sonderrecht  auf  Unterlassung  von  Eingriffen  in  irgend 
einer  andern  Form  bestehen^. 


*  Remud  S.  509  u.  764  ;  Lö::  en/elJ  S.  587  —  58S.  Mithin  konnte 
n.ic!i  bisherio'cm  Recht  eine  Erliohuiif»  des  Cjrundknpit.il<;  durch  Ausgabe 
neuer  Aktien  nur  im  F.illc  statutarischer  HcsLininiun.i^  auf  korporativem 
Wege  beschlossen  werden,  wie  dies  das  R.O.  H.  G.  im  lixk.  v.  28.  Jan.  79 
Bd.  25  N.  65  S.  266  ff.  indirekt  anerkannt  hat.  Dagegen  war  allerdings 
eine  Verminderung  der  Aktienzahl  durch  theilwcisc  Zurückzahlung  des 
Griiodlcapitals  nach  Art.  248  im  Zweifel  kraft  einfachen  Mehrheitsbeschlus- 
ses der  Generalversammlung  möglich. 

*  Doch  würde  eine  Herabsetzung  der  Nominalbeträge*  welche  ledig- 
lich dem  durch  Verluste  oder  aufgedeckte  Werthüberseuungen  eingetre* 
tenen  thatsächltchen  Verhältniss  Ausdruck  giebt,  sclion  nach  allgemdnen 
Grundsätzen  von  deni  einzelnen  Aktionär  nicht  angefochten  werden  kön- 
nen. Unbedingt  ermächtigt  der  Art.  248  die  Generalversammlung  zur 
Herabsetzung  des  Grundkapitals.  Sehr  bedenklich  aber  ist  das  Erk.  des 
R.  O.  H.  G.  vom  28.  Jan.  79  Bd.  25  N.  65  S.  259-268,  won.ich  hier- 
mit auch  die  Zu^aninicnlegung  von  je  fünt  Aktien  in  eine  zugelas^ea 
sein  soll  (in  zweiler  Instanz  war  anders  entschieden  worden). 

J  Die  Novelle  von  1884  hat  durch  die  neue  Fassung  der  Art.  215, 
215  a  u.  248  die  in  Ermangelung  statutarischer  Bestimmungen  begründete 
gesetzliche  Kompetenz  der  Generalversammlung  erwdtert,  jedoch  nicht 
nur  die  stamurische  Berufung  anderer  Organe  zu  solchen  Beschluss- 
fasfungen  abgeschnitten,  sondern  auch  im  Falle  der  theilweisen  Zurück- 
zahlung oder  Herabsetzung  des  Aktienkapitals  die  Minimalfordemng  einer 
Mehrheit  von  drei  \*ieriheilen  des  in  der  Generalversammlung  vertrete- 
nen Grundkapitals  für  statutarisch  unabändcrlicli  erklärt. 

^  Wenn  also  z.  B.  ein  .Aktion.ir  einen  Beschluss  über  Hrholiang 
des  Grundkapitals  anficht,  weil  derselbe  nicht  mit  Dreiviertelsmehrheit 
gefasst  ist.  so  rügt  er  nicht  blos  eine  Fornnvidrigkcit.  sondern  zugleich 
eine  Verleihung  seines  Sonderrechtes.  Das  letztere  lautet  zwar  niciu 
mehr  dahin,  dass  jede  Änderung  seines  Mitgliedschaftsrechts  durch  Ver- 
mehrung der  Aktien  unterbleibe»  woht  aber  noch  dahin,  dass  ein  der- 
artiger Eingriff  in  den  Bestand  seines  Mitgliedschaftsrechtes  nicht  ohne 
Wahrung  der  erschwerenden  Form  stanfinde. 
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Auch  das  Recht  des  Austrittes  aus  der  Aktiengesellschaft 

erscheint  insoweit  als  Sonderrecht,  als  die  statutenmäßig 
begründete  Befugniss  zur  Veräusserung  seiner  Mitgliedschaft 
dem  Aktionär  nicht  wieder  entzogen  werden  kann.  Ja  selbst 
auf  die  völlige  Tilgung  eines  Mitgliedschaftsrechts  durch 
Auszahlung  eines  Werthbetrages,  worauf  regelmäßig  ein 
Anspruch  nicht  gewährt  ist'»  kann  in  den  Fällen  verfassungs- 
mäßig vorgesehener  Amortisation  ein  Sonderrecht  erwachsen'. 

Unzweifelhaft  hat  femer  der  Aktionär  ein  Sonderrecht 
auf  Uyiicrlassuti^  jedes  körperschaftlichen  Aktes,  welcher  einen 
nicht  sclhvi  i^esil:Jicb  oder  statuta/ isch  i^ehiindenen  Thcil  seiner 
Persönlichkeit  in  das  Genossenscbajisverhältniss  hincinsiehen 
würdcK  Deshalb  ist  er  vor  Allem  gegen  jede  einseitige  Er-- 


■  H.  G.  B.  An.  ai6  Abs.  2.  Schweis.  Obl.  R.  Art.  629  Abs.  ). 
Isolirt  steht  der  Vorschlag  des  Osterr.  Entw.  Art  226  a  (Motive  a.  a.O. 
Sw  416)»  dem  Aktionär  ein  Klagerecht  auf  Ausscheidung  mit  seinem  An* 
il:e:l  zu  gewähren,  wenn  er  die  Unmöglichtteit  d^  Erreichung  des  Ge- 
scUschaftszweckcs  nachweist. 

*  Der  Aktionär,  dessen  Aktie  planmäßig  ausgcloost  ist.  Iku  zweifel- 
los ein  Sonderrecht  aul  VolI/:ii^'  der  Ausscheiduui,'.  Ist  ihm  ausser  der 
Rücivzahlung  des  Akiicnbetragcs  oder  einer  sonst  lixirten  Werthsumme 
ein.  leniercr  Antheil  nni  Gewinn  uad  ein  liierüber  lautender  Geau:>s- 
sciitin  zu^icsichcrt,  i>o  bildet  dieser  Anspruch  einen  ßesiandilieil  seiner 
Abtindung. 

)  Oboe  statutarische  Grundlage  ist  daher  auch  eine  Statutenände- 
rung, virdcfae  die  Grenaen  der  körperschaftlichen  Machtsphire  auf  Kosten 
der  bisher  freien  Individuabphären  vorschiebt,  auf  dem  Wi^e  des  Kör- 
perschaftsbcschlusses  unzulässig.  Allein  damit  ist  keineswegs  je^e  Statu* 
Cdsandcning  dem  Wirkungskreise  der  Gesellschaftsorgane  im  Princip 
eotfogen,  wie  dies  RenaudZ.  f.  H.  R.  Bd.  ij  S.  141  ff.  u.  A.  G.  S.  509  tf. 
u.  LruenffU  S.  386  u.  j6o  Ü.  behaupten.  Insoweit  vielmehr  von  der 
Statutenänderung  nur  die  Lebensordnun^  der  Körperschaft  als  solcher 
perührt  wird,  fola^  die  Befu^'niss  der  Aktient;csellscii.tft  zu  deren  Vor- 
nahme schon  .lus  dcni  Betritt  der  korporativen  Autonomie.  D.irun)  waren 
auch  «die  bisherigen  äusserst  bestrittenen  Bcstimnjungea  des  H.  G.  B.  im 
^rnric  der  Zuiässigkeit  von  Sututenänderungen  durch  Mehrheitsbeschluss 
uat«x  Wahrung  der  Formvorschriften  des  Art.  214  auszulegen;  Erk.  des 
R.  O.  H.  G.  V.  26.  Okt.  7$  M  20  N.  14  S.  41  ff.  u.  des  R.  G.  v. 
I.  Okt  8j  C.  S.  Bd.  6  N.  32  S.  120^12$;  vgl.  v.  Hahn  I  S.  615  ff., 
iW6r//  S.444,  Kejfumr  au  Art.  214  Hr.  t,  Btkker  a.  a.  O.  S.  597,  Ummer- 
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höhung  seiner  dem  Wesen  der  Aktiengesellschaft  *^cin.il^ 
fest  begrenzten  Beitrags-  und  Haftpflicht  schlechthin  ge- 
schützt'. An  sich  aber  hat  er  auch  ein  Widerspruchsrecht 
gegen  jede  Abänderung  des  Gegenstandes  des  Unternehmens*, 
gegen  die  Verlängerung  der  dem  Verein  gesetzten  Lebens- 
dauer', gegen  die  Verwandlung  der  selbständigen  Existenz- 


mann  in  Busch  Arch.  Bd.  5  S.  122  ff.,  Strey  S.  II5  ff.,  Wimo  1.  f.  H.  R. 
Bd.  21  S.  605,  Primker  S.  S70  ff-,  Anschüti  u.  i.  Voidemdorß  i.  Auti.  II. 
S.  489  ff.  u.  2.  Aufl.  zu  An.  215.  Durch  db  jetzige  Fassung  des  Art.  215 
Ist  dies  ausser  Zwdfel  gesetzt,  zugleich  jedoch  jede  Sututeninderung 
schlechthin  an  einen  Generalversammlungsbeschluss  und  mangels  anderer 
Satzung  an  Drcivicrtelsmehiheit  gebunden.  Umgekehrt  aber  ist  hiermit 
nicht  etwa  jede  behebige  Statutenänderung  dem  quilificirtcii  Mehrheits- 
beschluss  anheimgegeben.  Vielmehr  gelten  die  Art.  214  u.  215  nach  wie 
vor  nur  für  Statutca-nulcruniren,  welclie  entweder  nach  dem  Begriff  der 
korporativen  Autonomie  oucr  Kralt  besonderer  buiuurischer  Ermächtigung 
an  sich  in  der  Kompetenz  der  Generalversammlung  liegen.  In  dieser 
Hinsicht  ist  der  bisherige  Rechtszusund,  wie  ihn  das  R.  O.  H.  G.  u.  das 
R»  G.  in  den  angef.  Erk.  principiell  richtig  darlegen,  durch  die  Novdle 
nicht  geändert:  auch  jetzt  können  die  den  Einzelnen  vorbehaltenen  Rechts- 
sphären ohne  deren  Einw  illigung  so  wenig  durch  Siatutcn.indenmg  wie 
auf  einem  anderen  korpor.uiven  Wege  in  die  Gemcinsciuft  hineingezogen 
werden.  Ebenso  verhalt  es  sich  nach  den  aiisl.indisclien  Gesetzen,  welche 
besondere  Erlordernisse  für  SututeaanJerungen  aut'aicllen;  vgl.  Rmuiui 
S.  514—515  und  die  angef.  Motive  S.  335—354. 

>  H.  G.  B.  Art.  219;  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  xi.  Febr.  78  Bd.  aj 
N.  97  S.  296  —  299,  wonach  dieses  »Individualrecht«  auch  durch  das 
R.  G.  V.  16.  Dec.  75  nicht  berührt  ist  und  daher  auch  behufs  Umwand- 
lung des  Aktienbetrages  in  Reichswährung  dem  widersprechenden  Aktionär 
keine  Nachzahlung  zugemuthct  werden  k.inn. 

'  Hier  schloss  bisher  auch  das  H.  G.  B.  Art.  215  im  Zweitel  die 
Geltung  des  Stimmenmehrs  :iu5,  wahrend  es  nunmehr  Tiwar  die  .Ab- 
änderung durch  qualifidrten  Beschlusö  /.ulasst,  jedoch  dem  Statut  nur 
die  Erschwerung»  nicht  die  Verringerung  der  Erfordernisse  eines  solchen 
Beschlusses  gestattet  (Abs.  )X  Dagegen  verbietet  das  Schweizer.  Obl.  R. 
Art.  627  jede  Umwandlung  des  Gesellschaftszwecks  durch  Mehrheits- 
beschluss  tmd  eröffnet  nur  flir  die  Erweiterui^  oder  Verengerung  des 
Geschäftsbereiches  einen  korporativen  Weg. 

J  In  diesem  Punkte  ist  den  Ausführungen  von  Renaud  Z.  f.  H.  R. 
Bd.  1}  S.  141- 166  u.  Löwnfeli  S.  ^^^8 — 589  bei/ustininien:  vgl.  aucii 
Primker  S.  572—57}.  Denn  zweilellos  kann,  wer  sich  nur  auf  bestinmue 
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form  der  Körperschaft  in  irgend  eine  andere  Form  des  ge- 
sellschaftHchen  Daseins*,  sowie  überhaupt  gegen  jede  ihm 
präjudicirlichc  AbandcrLiiii;  eines  die  Art  und  den  Umhing 
seiner  korporativen  Gebundenheit  essentiell  bestimmenden 


Zeit  gebunden  hat,  durcli  die  Körperschaft  nur  dann  für  einen  weiteren 
Zeitraum  gebunden  werden,  wenn  er  derselben  das  Recht  hierzu  ein- 
geräumt hnt.  Im  entgegengesetzten  Sinne  hat  das  O.  Tr.  Berlin  im  Erk. 
V.  29.  5epi.  68  Seuff.  Bd.  24  N.  57  (Strieih.  Bd.  72  S.  231)  entschieden. 
.\udi  das  R.  G.  ver\virft  im  Erk.  v.  i.  Okt.  81  C.  S.  Bd.  6  N.  52 
S.  120  ff.  (Seuff.  Bd.  j8  N.  41)  unter  Berufung  auf  den  Begriff  der 
Autonomie  und  die  Bestimmungen  des  H.  G.  B.  den  Widerspruch  des 
EiDiefaien  gegen  einen  im  Statut  nkht  voi^gesehenen  Fortsetningsbeschluss, 
madtt  jedoch  den  Vorbehalt,  dass  es  anders  sein  wOrde,  wenn  die  indi- 
vidudle  Wesentlichkeit  der  Zeitdauer  nachgewiesen  wire.  Ein  Eric  des 
Trib.  Kön^berg  b.  Busch  Arcfa.  Bd.  xo  S. '3)1  will  wenigstens  dann» 
m-enn  die  Generalversammlung  statutarisch  zu  Statutenänderungen  er- 
mächtigt ist,  hierin  ohne  Weiteres  auch  die  Ermächtigung  derselben  2ur 
Verlängerung  der  Zeitdauer  findet v 

'  Hierher  gehört  der  Fall  der  Fusion,  die  das  H.  G.  B.  sowohl  in 
der  bisherigen  als  in  der  jetzigen  Fassung  des  Art.  215  (.\bs.  2  resp. 
.^bs.  4)  der  Abänderung  des  Gesellscha'"t';7wecl<ej;  gleichstellt.  Vgl.  Erk. 
des  R.  O.  H.  G.  V.  26.  Okt.  74  Bd.  14  h.  561  —  565  (ein  Übertragungs- 
bcschlüs--.  den  Aktionären  die  W'alil  zwischen  der  Abfindung 

durch  Aktien  der  Fusion^sgesellschaft  und  durch  Baar/ahluntr  lässt,  ist 
iib  Fusion  zu  behandeln,  wenn  das  Recht  auf  Baar^ahlung  nur  zum 
Schein  eingeräumt  ist;  ob  derselbe  nicht  auch  sonst  wegen  Eingriffes  in 
das  Sonderrecht  auf  einen  Antheil  nichtig  wäre,  bleibt  dahingestellt). 
Ebenso  hat  das  R.  G.  un  Erk.  v.  19.  Febr.  81  C.  S.  Bd.  )  N.  39  S.  123 
•  i|S  der  Generalversammlung  der  Rumänischen  EisenbahngeMllsdiaft 
fu  Beriin  die  Kompeten-t  abgesprochen,  eine  »Sclbstentmündigunga  der 
.XUtiengeselischaft  durch  Übertragung  der  Vorstandsfunktion  an  eine  vom 
Kenianischen  Ministerium  instruirte  Kommission  und  somit  zugleich  eine 
«•Verstümmelung«  ihres  Organismus  durch  Beseitigung  eines  eignen  aus- 
luh'c-.den  Org.mes  zu  beschliessen.  -\uch  die  Verlej^unfj  des  Sitzes  der 
Gesciischaft  in  das  .Ausland  fordert  an  sich  EinwilHtjung  aller  Aktionäre, 
da  hiermit  die  vüui  deutschen  Recht  gewahrte  Rechtsstellung  verloren 
?eht.  (Ist  die  Mehrheit  statutarisch  dazu  erniacluigt,  so  will  das  R.  G. 
dies  als  Ermächtigung  zur  Übertragung  des  gesammten  Vermögens  der 
anfkuldsendeo  einheimischen  Gesellschaft  als  eine  im  Auslande  aus  den- 
selben AJnioDireo  neu  zu  bildende Gesdbchaft  auslegen;  Erk.  v.  $.  Juni 82 
C  Sl  Bd.  7  N.  2j  S.  et—^2  u.  Seuff.  Bd.  )8  N.  243). 
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Stückes  der  Körperschahsvertassung Insoweit  daher  das 
Statut  innerhalb  des  ihm  vom  Gesetz  gewähnen  Spielraums 
oder  ^  in  Ermangelung  einer  statutarischen  Bestimmung  das 
Gesetz  selbst  die  Generalversammlung  ermächtigt,  im  Wege 
der  Verfassungsänderung  durch  einen  besonders  qualificirten 
Beschluss  solche  Grenzverschiebungen  zu  vollziehen,  bleibt 
doch  wiederum  ein  Sonderrecht  auf  deren  Nichtvornahme 
seitens  eines  änderen  Organes  oder  in  Irgend  welcher  ande- 
ren Form  in  Kraft'. 


'  So  X.  B.  gegen  die  Beseitigung  von  Veifassungsbestinunungen» 
welche  den  Schutz  seiner  Sonderrechte  bezwecken;  gegen  die  Einföhrung 

einer  ihm  den  Rechtsweg  verkürzenden  Schiedsgerichtsbarkeit;  gegen  die 

Begründung  einer  Verbindlichkeit  zur  Annahme  von  Vereinsämtern.  Da- 
gegen ist  eine  Stntutcnänderun«:^,  welche  direkt  nur  den  körperschnl't- 
lichen  Organismus  als  solchen  bciritft,  nicht  schon  deshalb  unzul.issii^, 
weil  sie  mittelbar  auf  die  Sonderrechte  einwirkt  oder  einwirken  kann. 
So  kt  die  Generalversanunlnng  in  firmangelung  statutarischer  Be> 
Stimmungen  im  Allgemeinen  befugt,  durch  qualificirten  Besdiluss  die 
nicht  gesetzlich  für  wesentlich  erklärten  Kompetenzen  der  Gcneralver* 
Sammlung,  des  Vorstandes  und  des  Aufeichtsrathes  abzuändern,  die  Bil- 
dung und  die  Geschäftsor  Jnuii«;  dieser  Ori^nne  innerhalb  des  vom  Gesetz 
gelassenen  Spielraumes  /u  modiliciren,  ^esetzlicli  nicln  uotlnvendige 
Organe  einzuführen  oder  abzuschatTcn,  Zweigniederlassungen  zu  errichten 
(R.  O.  H.  G.  12.  Mai  77  Bd.  22  S.  282  Jt.)  u.  s.  w. 

'  So  auch  jeut  nach  Maßgabe  der  Art.  214  u.  215  des  H.  G.  B. ; 
vgl.  oben  S.  2$2  N.  4.  —  Darum  besteht  auch  ein  Sonderrecht  darauf,  dass 
ein  sei  es  durch  ausdrückliche  statutarische  Bestimmung  sei  es  durch  das 
Schweigen  des  Statutes  kraft  Eintritts  der  subsidiären  Gesetzesregel  ein- 
mal begründeter  VcrfassungssatTr,  welcher  bestimmte  Abänderungen  des 
Statutes  im  Interesse  der  einzelnen  Aktionäre  verbietet  oder  erschwert, 
nicht  durch  Statutenänderung  beseitigt  werde.  Dieses  Princip,  ohne  dessen 
Annahme  jede  verfnssim^smäf*igc  Gewährleistung;  von  Sonderrechten  auf 
dem  Wege  der  Statutenänderung  widerruflich  wäre,  ist  vom  K.  O.  H.  G. 
im  Erk.  v.  26,  Okt.  75  Bd,  30  N.  14  S.  42—47  anerkannt  Hiemach 
konnte  also  z.  B.  bisher  eine  Aktiengesellschaft  nicht  durch  eine  im  Übri- 
gen gehörige  Statutenänderung  die  Abändenmg  ihres  Zwecks  oder  die 
Fusion,  welche  bd  dem  Schweigen  des  Statuts  dem  Mehrheitsbeschluss 
gesetzlich  entzogen  waren,  nachträglich  dem  Mehrheitsbeschluss  unter- 
stellen. Ebensowenig  aber  kann  jetzt  eine  Aktiengesellschaft,  deren  Statut 
derartige  Umwandlungen  ganz  verbietet  oder  an  besondere  erschwerende 
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Zweifelhafter  kann  es  scheinen,  ob  und  inwieweit  dem 

Aktionär  auch  ein  Sonderrecht  auf  positive  Lebensbelhätigung 
der  Genossenscbajl  zusteht.  Indcss  wird  ihm  zunuchsi  all- 
gemein ein  selbständiger  und  gerichtlich  erzwingbarer  An- 
spruch auf  Vornahme  derjenigen  Körperschaftsakte  einge- 
räumt, von  welchen  unmittelbar  die  VerwirkHchung  seines 
Antheils  am  Reingewinn  oder  am  Vermögen  der  aufgelösten 
Gesellschaft  abhängt  \  Darüber  hinaus  lässt  sich  theoretisch 
ein  Sonderrecht  auf  wirklichen  und  ununterbrochenen  Be- 
trieb des  statutenmäßig  in  Aussicht  genommenen  Unter- 
nehmens durch  die  Aktiengesellschaft  rechtfertigen  \  Das- 
selbe ist  indess  praktisch  kaum  erzwingbar,  wenn  nicht  dem 
Aktionär  üQr  den  Fall  des  Nichtbeginnes  des  Gescbäfts- 


V  uraussct/ungcM  bindet,  im  Wege  der  Statutcnämleruag  dalür  das  ?eseu- 
liclie  Mindesterlorderniss  eines  mit  Dreivienel&nichrheit  gefasstcn  Gcneral- 
versammlungsbesdihisses  für  ausreichead  crldiren.  Dagegen  steht  eino- 
Einftlhrung  von  Erschwerungen  der  Sututenänderung  durch  Abänderung 
der  bisher  darüber  gehenden  statutarischen  Satzungen  kein  Sondenrecht 
entgegen.  Auch  hat  der  Einzelne  kein  Widerspnichsrecht  gegen  eine  Er- 
leichterung der  Abänderung  einer  Be?;timn>img.  welche  die  Individual- 
sphären  nicht  berührt.  Deshalb  hatte  in  dem  vom  R.  O.  Ii.  G.  im  ungef. 
Erk.  entschiedenen  Sireiifall  das  Appell.  Ger.  zu  Steiiin  mit  Unrecht  das 
durch  das  Statut  begründete  »Recht  des  Hinzelaktionärs,  die  Auhosung 
der  Gesellschaft  nur  durch  Zweidrittel-Majoritit  der  Aktien  und  Stimmen 
beschlossen  zu  sdien«,  für  eb  durch  Statutenänderung  unentziehbares 
Sonderrecht  erklärt:  denn  die  Erleichterung  der  Auflösung  iiat  in  Bezug 
auf  die  Individualsphären  nur  entbindende,  nicht  bindende  Kraft. 

•  Da«;  R.  O.  H.  G.  hat  das  Klagerecht  des  Aktionärs  auf  Vornahme 
der  statutenmäßigen  I-eststellung  des  Jahrcsge Winnes  und  der  Dividende, 
sowie  aut  Korrektur  der  Bilanz^iehung  ausdrücklich  anerkannt;  Hrk.  v. 
22.  Apr.  7}  Bd.  9  N.  81  S.  272  —  276,  v.  9.  Sept.  79  Bd.  2,  M.  76 
^50  (^o  freilich  die  Fassung  auf  S.  po~}it  zu  weit  ist).  Auch 
hat  es  dieses  Sonderrecht  von  dem  Sonderredit  auf  (Ue  Dividende  selbst 
zutreffend  unterschieden  und  daher  in  dem  erstgedachten  Erk.  nur  dem 
Aktionär,  nicht  schon  dem  Inhaber  des  Dividendenscheines  den  Anspruch 
auf  Hr/.wingung  derartiger  Körperschaftsaktc  zuerkannt.  Vgl.  Btkkcr 
a.  a.  Ü.  S.  4JS  zu  438  zu  439;  Remud  A.  G.  S.  666;  Pucht-It  S.  424 
Nr.  6  u.  443;  Lcnvenjcld  S.  386  N.  *.  —  Über  die  Sonderrechte  auf  Vor- 
nahme von  Liquidationshandhingen  Löwen/eld  S.  }89  — 390. 

'  Ein  solches  Sonderrecht  statuirt  UvunfUd  S.  38$. 
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betneb«s  in  bestimmter  Frist  oder  der  längeren  Unterbrechung 
desselben  das  weitere  Sonderrecht  auf  Auflösung  der  Aktien- 
gesellschaft zugestanden  ist,  welches  in  Deutschland  durch 
das  Statut  besonders  begründet  sein  müsste',  während  es 
nach  ausländischen  Gesetzen  aus  solchen  und  ähnlichen  Grün- 
den  ohne  Weiteres  eintritt Dagegen  ist  ein  Sonderrecht 
auf  Fortbestand  der  Aktiengesellschaft  principiell  nicht  anzu- 
erkennen: vielmehr  lie^t  das  Recht  der  Selbstautlösun«:  an 
sich  in  der  gemeinheitHchen  Machlsphare  der  Körperscluiü, 
welche  hierbei  nur  über  die  rein  gliedmäßige  Seite  des  Mit- 
giiedschattsverhältnisses  der  Aktionare  verfügt  ^ 

Unbedingt  wird  man  auch  bei  der  Aktiengesellschaft 
das  regelmäßig  bei  jeder  Genossenschaft  begegnende  Sonder- 
recht jedes  Mitgliedes  auf  glmhe  Behandhtng  mit  den  übrigen 
MitgUedern  anerkennen  müssen^.  Dieses  Sonderrecht  hat  des- 
halb eine  selbständige  praktische  Bedeutung,  weil  es  sich 


'  Ein  gesetzliclics  Sonderrecht,  die  Auflösung  zu  erzwingen,  besteht 
in  Deutsdiland  nicht;  vgl.  Bekker  a.  a.  O.  S.  435—436,  Emiemann  5  65, 
Pudteh  zu  Art.  242  Anm.  K^fsmtr  ta  Art  142  Anm.  4;  a.  M.  JnsdiiUi 
u.  VdUemdmf  u  Aufl.  II  S.  5)$  (bd  Unmöglichkeit  der  Erreichung  des 
Zwecks)  tt.  V.  HtAn  Art.  342  $  12  (aus  wichtigen  GrOnden).  Der  erste 
Entw.  der  Nov.  v.  1884  Art.  242a  u.  200a  schlug  ein  Minderheitsrecht 
auf  Herbeiführung  einer  gerichtlichen  Auflösung  vor,  das  aber  in  das 
Gesetz  nicht  aufgenommen  ist. 

'  So  nach  engl.,  französ.  u.  bclg.  R.;  vgl  Motive  a.  a.  O.  S.  }66 
N.  1—2, 

)  Das  Gegendieil  behauptet  Rauuiä  S.  510  u.  800  d,  welcher  so- 
gar die  Anerkennung  des  Auflösungsbeschlusses  durch  den  bisherigen 
Art  242  des  H.  G.  B.  bestreitet.  Vgl  tndess  Erk.  des  R.  O.  H.  G. 

V.  26.  Okt.  74  Bd.  14  S.  36s— 366;  dazu  oben  S.  3$6  N.  2.  Der  jetzige  Art, 
242  steih  für  die  freiwillige  Auflösung  Jas  stntut.irisch  unabänderliche 
Mindcsterlorderniss  eines  mit  Dreiviertelsnichrheit  gefassien  Beschlusses 
der  Generalversammlung  auf.  Damit  ist  nun  zwar  die  Verfügung  der 
Aitucngescllschafi  über  ihren  eignen  Bestand  gesetzhch  eingescliranki, 
jedoch  ein  Sonderrecht  der  Aktionäre  nicht  geschaffen. 

4  Indirekt  gesichert  durch  H.G.B.  Art  209a  Z.  4  u.  209  b  Abs.  i 
Vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  19.  Febr.  8t  C.  S.  Bd.  J  N.  59,  wo  au  den  Un- 
gültigkeitsgründen des  angefochtenen  Beschlusses  auch  die  Bevortugung 
der  in  den  Besita  des  Staates  übergegangenen  Aktien  gerechnet  wird. 
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auch  auf  die  rein  gliedmäßigen  Beziehungen  erstreckt, 
welche  insoweit,  als  das  Gleichheitspnncip  nicht  verletzt  wird, 
dem  Kdrperschaftsbeschluss  unterworfen  sind*. 

Andrerseits  können  t^orrechte  nuniiichtachci  An,  mögen 
sie  nun  den  Anthei!  am  Vermögen  und  seinem  Ertrage  oder 
den  Antlieil  am  Gemcinleben  betreffen,  statutarisch  als  Son- 
derrechte zugesichert  sein*.  Handelt  es  sich  um  derartige 
Vorrechte  eitv^ärnr  Aktionäre,  so  ist  deren  Entziehung  ohne 
Zustimmung  der  Berechtigten  schlechthin  ausgeschlossen'. 
Dagegen  können  die  Klassenvorrechte,  welche  aus  der  Aus* 
gäbe  verschiedener  Arten  von  Aktien  mit  ungleicher  Be- 
rechtigung entspringen,  jetzt  im  Wege  der  Verfassungsände- 
rung beseitigt  oder  gemindert  werden,  wenn  nur  die  benach- 
theiligte  Klasse  als  Gesammtheit  durch  einen  besonderen 
qualificinen  Mehrheitsbeschluss  einwilligt^. 

Schon  aus  dem  Bisherigen  folgt,  dass  auch  das  Recht 
auf  Theilmihnie  am  Gemeinlehni,  obschon  es  seinem  inneren 
Gehalt  nach  reines  Mitgliedschafisrecht  ist,  jedenfalls  inso- 

'  So  kann  die  General  Versammlung,  wenn  die  Vertheilunf^  von 
Dividende  in  ihr  freies  Ermessen  ircstelU  ist,  doch  nie  eine  ungleich- 
mißige  Vmlicilung  be^cliliesscn ,  vgl.  Ptiniker  S.  627.  Ebensowenig 
kann  dne  an  tulässige  Abänderung  der  Bedingungen  flir  die  Aus- 
Qbung  des  Stiminrechts  dergestalt  getroffen  werden,  dass  dadurch  einxelne 
Aktionäre  vor  anderen  bevorzugt  oder  beoachtheiligt  werden. 

»  H.  G.  B.  Art.  209a  Z.  4  u.  Art.  209b. 

J  Krl         R  O  H  G.  V.  27.  Apr.  7$  Bd.  17  S.  ili  u.  xij,  v. 

ao.  Okt.  77  Bd.       S  274. 

*  So  jetzt  nach  der  positiven  Bestimmung  des  H.  G.  B.  Art.  215 
Abs.  s-6,  21  ja  Abs.  2,  248  Abs.  i;  da/.u  Art.  i8og  Abs.  2  —  5,  180h 
Abs  4,  20 )  Abs.  I.  Dagegen  konnte  nach  bisherigem  Recht  eine  solche 
besondere  Rechtsgemeinschaft  unter  den  Aktioniren  einer  Klasse  ohne 
statutarische  Grundlage  nicht  angenommen  werden,  so  dass  es  vielmehr 
der  Einwilligung  jedes  eintelnen  Aktionärs  der  durch  einen  Beschluss 
bcnachiheiligten  Klasse  bedurfte.  Nur  steht  natürlich  einem  Mehrheits- 
beschluss, welcher  lediglich  den  wahren  Iiih.ih  der  Statuten  in  Bezu^ 
auf  die  Vorrechte  der  Prioritätsaktien  dckhiriri,  kein  Widerspruchsrecht 
der  Prioriiätsakiionäre  entgegen ;  vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  j.  Jan.  8j  C.  S. 
Bd.  9  N.  s  S.  }o  —  }6,  auch  des  R.  O.  H.  G.  v.  t8.  Mai  77  Bd.  22 
S.  )6i  ff. 
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weit  den  Gegenstand  von  körperschaftlichem  Sonderrecht 
bildet^  als  es  überall  von  dem  Recht  auf  genossenschaftliche 
Gleichheit  und  unter  Umständen  von  besonderen  Vor- 
rechten ergriffen  wird.  Darüber  hinaus  aber  muss  das 
mit  der  Aktie  verbundene  Recht  auf  einen  bestimmten  An- 
theil  an  der  Willensbildung  der  Gesammtheit,  wie  es  sich 
im  Stimmrecht  ausdrückt,  als  ein  unwiderruflich  eingeräumtes 
und  selbst  im  Wege  der  Statutenänderung  nicht  wieder  ent- 
ziehbares  Sonderrecht  betrachtet  werden'.  Die  Novelle  von 
1884  hat  jetzt  sog:ir  das  Recht,  mindestens  Eine  Stimme  in 
der  Generalversanmilung  zu  führen,  als  wesenthches  Sonder- 
recht jedes  Aktionärs  gesetzlich  sichergestellt  und  fi^r  die 
Zukunft  auch  ursprünglicher  statutarischer  Versagung  ent- 
zogen*. In  Ermangelung  eines  Stimmrechts  ist  mindestens 
das  Recht  auf  Theilimhme  an  der  Generahersamndung  ab  un- 
antastbares Sonderrecht  des  Aktionärs  anzusehen  und  jetzt 
gesetzlich  als  solches  gewährleistet'.  Dazu  tritt  nunmehr  ein 
Sonderrecht  auf  Ketmtnissnahme  von  der  Bilanz  nebst  dazu 
^ehun^en  V  orlagen      Es  giebt  also  hier  wie  in  vielen  an- 

*  Vgl  Erk.  d«s  R.  O.  H.  G.  v.  28.  Jan.  79  Bd.  25  S.  261—26), 
wo  anerkannt  ist,  dass  die  Zusammenlegung  von  je  fänf  Aktien  m  dne 
dann  als  EtngrifT  in  ein  Sonderrecht  unzulässig  wäre»  wenn  damit  den 
Aktionären,  wdche  weniger  al»  fönf  Aktien  besiuen,  ihr  Stimmrecht  ent> 
zogen  würde. 

*  H.  G.  B.  Art,  221  mit  190;  dazu  Ges.  v.  1884  j  4.  Ebenso  Iklg. 
Ges.  V.  18.  iMai  75  Art.  61,  iLiI.  Cod.  di  comm,  Art.  157,  Schweiz. 
Ohl.  R.  Art.  640. 

i  Dass  nadi  der  NoveUe  den  Aktionären  ohne  Stimmrecht  in  älte« 
ren  Aktiengesellsdiaften  mit  Rödtsidit  auf  Art.  190a  der  Zutritt  zur 
Generalversammlung  nicht  versagt  werden  darf,  bemerkt  riditig  M*ytr 
in  seiner  Ausg.  zu  Art.  190. 

^  H.  G.  B.  .\rt.  259  Ab«;.  2:  Recht  auf  Einsicht  der  mindestens 
2  Wochen  vor  der  Wrs.immhin^  im  Geschäfislokal  auszulegenden  Vor- 
lagen und  aul  Hrthcilung  ancr  Abi>chrilt  gegen  Kosteuersatz.  Über  aus- 
ländisches Recht  vgl.  Motive  a.  a.  O.  S.  }$6.  Das  Schwdz.  ObL  R. 
An.  64t  schliesst  die  Regelung  der  Kontroirechte  der  Aktionire  mit  dem 
Satz :  »Jic^e  Rechte  der  Aktionäre  dürfen  weder  durch  die  Statuten  noch 
durch  Beschlösse  der  GeneraJversamrnlung  aufgehoben  oder  beschränkt 
werden«. 
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deren  GenossenschafteD  Individualrechte  der  Mitglieder  auf 

AusiibunL;  körperschaftlicher  Funktionen.  Hiermit  büssen 
jedüch  diese  Funktionen  selbst  keineswegs  ihren  rein  gemein- 
heillichen  Charakter  ein'.  Insbesondere  bleibt  das  Stimm- 
Ticbt  als  solches,  wenngleich  ein  Sonderrecht  auf  dasselbe 
besteht,  an  reines  Mitgliedschaftsrecht.  Es  ist  dem  Aktionär 
lediglich  als  Mittel  zur  Ausübung  derjenigen  Befugnisse  ver* 
liehen,  welche  er  als  Mitglied  der  Genossenschaft  in  Bezug 
auf  deren  einheitliche  Herrschaftssphäre  besitzt*.  Er  er- 
scheint dabei  in  keiner  Weise  als  Träger  eines  selbstän- 
digen Einzel  willens,  sondern  durchaus  nur  als  Mitträger 
eines  einheitlichen  Gemeinwillens.  Darum  soll  er  das  Stimm- 
recht lediglich  im  Interesse  des  Ganzen  und  nicht  im  eigenen 
oder  iremden  Sonderinteresse  handhaben'.  Er  kann  es  in 
Person  oder  durch  einen  gehörig  bestellten  Vertreter  aus- 
üben, darf  aber  weder  aus  der  eigenen  Stimmführung  noch 
aus  der  Übertragung  desselben  sich  einen  besonderen  Vor- 
theil  verscha6fen  ^.  Durchweg  ist  er  bei  der  Geltendmachung 

'  Es  ist  daher  sdiief  ausgedrückt,  wenn  das  R.  O.  H.  G.  HJ.  25 
S  jio  ah  zweite  Klasse  von  Sonderrechten  neben  detijciuijcn  Rechten, 
Sc  den  Eiiuclakiion.ircp  aK  Tra.:crii  selbständiger  Individualwillen  aus 
ucai  üesellsciiafisvcrhältniss  gegen  die  Gesellschaft  als  die  Verpflichtete 
xusteben,  diejenigen  Rechte  bexeichnet»  welche  ihnen  als  Mittragern  des 
Goamnitwillens  behufe  Mitwirkung»  damit  dieser  Wille  zur  Erscheinung 
komme,  ongcräumt  sind. 

'  H.  G.  B.  ArL  22t .  Vgl.  Schweiz.  Obl.  R.  Art.  6)9. 

>  Auf  dicxm  Gedanken  beruhen,  wie  dies  die  Motive  aum  Entw. 
der  Sov.  S.  252  u.  392  ausdrücklich  hervorheben,  die  neuen  Gesetzes- 
be&dmraungen,  welche  einerseits  den  Aktionär  bei  Angelegenheiten,  bei 
denen  er  persönlich  interessirt  ist,  von  der  Ausübung  des  Stimmrechts 
ausschliesser.  L\rt.  221  mit  190  Abs.  }),  andrerseits  Jeden  mir  Strafe 
bedrohen,  der  sich  Vortheile  dalür  gewähren  oder  versprechen  iasst,  dass 
CT  in  der  Generalversammlung  in  einem  gewissen  Sinne  stimme  (Art. 
249c).  Wäre  das  Stimmrecht  ein  Sonderrecht,  das  dem  Aktionär  in 
erster  Linie  um  seiner  selbst  willen  anstände ,  so  wire  dessen  Nutabar- 
machuag  f&r  Sonderinteressen  weder  moralisch  anfechtbar  noch  juristisch 
cinschrtokbar. 

4  H.  G.  B.  Art  349e  u.  249  f.  Kur  das  entgeltliche  Leihen  und 
Vcrleiheo  von  Alttien  behu&  Ausübung  des  Stimmrechts  ist  hiernach 
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dieses  Rechtes  an  den  korperscluftlichen  Zusammenhang  ge- 
bunden lind  den  gesetzlichen  und  statuurischen  Macht- 
befugnissen der  Körperschaftsorgane  unterworfen'*  Wird  ihm 
nur  überhaupt  das  Stimmrecht  gewährt,  so  vermag  er  im 
Übrigen  seinen  Willen  im  Gemeinschaftsbereiche  nur  im 
Wege  der  verfassungsmäßigen  Einwirkung  auf  die  Bildung 
des  Gesammtwillens  durchzusetzen,  entbehrt  dagegen  des 
Schutzes  gegen  jede  im  gesetzlichen  und  statutarischen 
Rahmen  formgerecht  ohne  oder  wider  ihn  vollzogene  kör- 
perschaftliche Willensaktion*. 

Dagegen  hraucht  er,  wenn  ein  Körperschaftsorgan  seine 
gesetzlichen  oder  statutarischen  Machtbefugnisse  überschrirten 
oder  in  verfassungswidriger  1  orni  gehandelt  iiat,  eine  solciie 
Handlung  nicht  als  Körpcrschattshaiidlung  anzuerkennend 

strat"har,  rvihrend  nach  dem  fran/.ös.  Ges.  v.  24.  Juli  67  Art.  15  u  45, 
dem  bcl^^  (ics,  v.  18.  Mai  7}  Art.  iji  u.  dem  Oesterr.  Entw.  Art.  249 
jede  Überlassung  und  Benützung  von  Aktien  behufs  Stimmabgabe  durch 
einen  sich  als  Eigenthüraer  ausgebenden  NichteigcnthOmer  mit  Strafe 
bedroht  wird. 

■  H.  G.  B.  Art  221  u.  19a  Darum  können  auch  im  Wege  der 

Statutenänderung  Vorschriften  über  die  Bedingungen  und  Formen  der 
Ausübung  des  Stimmrechts  abgeändert  oder  neu  eingeführt  werden,  wenn 
nur  damit  nicht  das  Recht  auf  Tlicilnalimc  in  der  Abstimmung  über- 
haupt vereitelt  oder  der  wohierwürbenc  .\r.spnich  auf  ein  bestimmtes 
Stmimgewicht  gekrankt  wird.    Vgl.  i-.  VcUiermivrjj  2.  Auti.  S.  552  ff. 

*  Vgl.  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  25.  Okt.  78  Bd.  24  S.  222  ff. 

'  Ein  eigenartiges  »Recht  auf  Beobachtung  von  Gesetz  und  Statut« 
ist  hierin  für  den  Aktionär  der  Aktiengesellschaft  gegenüber  nicht  ent- 
hahen.  Zwar  konstruirt  Jns  R.  O.  H.  G.  im  V.tV.  v.  20.  Okt.  77  fid,  2) 
N.  91  S.  274  ff.  ein  besonderes  »Recht  des  Aktionärs,  um  der  Gesell- 
schaft und  seiner  Mitgliedschaft  willen  zu  verlangen,  dass  tkr  Ge.sell- 
schnftswille  sich  entsprechend  den  Gesetzen  und  den  statut.irischeii  Be- 
siimniungen  bcUutigc.  Und  wenn  es  hier  dieses  Reciii,  das  gemeinhin 
»Anfechtungsrecht«  heisse,  nicht  als  »Sonderrecht  im  eigentlichen  Sinne« 
gelten  lassen  will,  so  meint  es  im  Erk.  v.  9.  Sept.  79  Bd.  25  S.  )I0 
—311,  cu  den  Sonderrechten  gehöre  »und  zwar  eigentlich  in  erster  Reihe, 
mindestens  bei  vorhandenem  vermögensrechtlichen  Interesse,  das  Recht, 
dass  die  Gesellschalt  die  cieset^ltchen  und  statutarischen  Vorschriften  rwr 
Geltung  bringe«.  Ähnlich  lUkhr  a.  a,  O.  S.  \]\  tV.  u.  4?7  ^-j  Lötucnfiii 
S.  380 — }8i.  Indess  ist  dieses  allgemeine  Hecht  des  Aktionärs  aui  Wohl- 
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Er  kann  sie  daher  auch  nach  Erschöpfung  der  von  der 
Körperschaftsverfassung  selbst  gebotenen  Mittel  gerichtlich 

anfechten,  solci  u  er  nur  ein  rechtliches  hiteresse  an  der  Fest- 
stellung der  Unverbindlichkeic  des  fraglichen  Aktes  darzuthun 
vermag'.  \'or  Allem  hat  er  dieses  Anlechiungsrecht  gegen 
einen  Heschluss  der  Generalversamniking  ,  über  welcher  es 
kein  höheres  Körperschaftsurgan  mehr  giebt'.  Darin  liegt 
an  sich  kein  speciclles  Mitgliedschaftsreclu  sei  es  rein  kor- 
porativer sei  es  zugleich  individueller  Natur.  Vielmehr  folgt 
das  Anfechtungsrecht  aus  dem  allgemeinen  staatsbürgerlichen 
Anspruch  auf  Anrufung  der  Gerichte  zum  Schutz  eines  durch 
die  rechtswidrige  Handlung  eines  anderen  Rechtssubjektes 
verletzten  oder  bedrohten  Privatrechts.  Das  Anfechtungs- 
recht kann  daher  so  gut  der  Wahrnehmung  von  reinen 
Mitglied.-ichciu.'.rechten  wie  vun  Sünderreciuen  dienen'.  Nur 
hängt  der  Umfang,  in  dem  es  einerseits  überhaupt  i  latz 


verhalten  der  Aktiengesellschaft,  soweit  es  überhaupt  begründet  bt,  nichts 
Andres,  als  was  die  Rechtsordnung  überhaupt  jedem  Rechtssubjekt  gegen 
jedes  andere  Rechtssubjekt  gewährt. 

<  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  26.  OkL  74  Bd.  14  S.  )$7>  17.  Jan.  76 
Bd.  19.  S.  297  IT.,  V.  20.  Okt.  77  Bd.  23  S.  273  ff.,  V.9.  Sept.  79  Bd.  25 

S.  $07  ff.,  des  R.  G.  V.  19.  Febr.  81  Bd.  5  S.  12?  ff.,  v.  10.  Juni  82 
Bd.  7  S.  io>  ff.  Dazu  B(kker  n.  a.  O.  S.  42 j  ff.,  EiuUmann  S  62,  Thöl 
1  ^  161,  Rcnand  S.  )2},  v.  llahn  /u  .\rt.  2l6  5  2. 

'  Das  R.  O.  H.  G.  bL-nierkt  im  Erk.  v.  20.  Okt.  77  Bd.  23  S.  279, 
da^i  bei  einer  Kl.if^e,  die  sicli  gei;cn  einen  (jener.ilversanjinluugsbcichJui.s 
richtet,  ein  rcchiiichcs  Inicrcisc  des  Aktionärs  an  der  Entscheidung  regel- 
mäßig von  vornherein  anainehmen  sei:  alldn  es  weist  trotEdem  im 
konkreten  Streitfall  gerade  wegen  des  Mangels  eines  anderen  als  rein 
theoretischen  Interesses  an  der  Feststellung  der  Gesetzwidrigkeit  oder 
Gesetzmäßigkeit  des  eingeschlagenen  Verfahrens  die  Anfechtungsklage 
zurück. 

J  Vgl.  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  26.  Okt.  74  Bd.  14  S.  357:  anfecht- 
p.ir  ist  ein  Ver5.immlungsbcschlu"^s  sowohl  wegen  Einj^riiTes  in  .Sonder- 
rev;lue  als  wegen  Verstosses  t;ef^en  Fornivorschriften.  —  Der  Aktionär 
Kann  übrigens  das  Anfechtungsrecht  aucii  ausüben,  um  ein  von  der 
Aktiengesellschaft  gekränktes  freies  Privatrecht  zu  schützen»  das  er  z.  B. 
als  Gläubiger  derselben  hat. 
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greift  und  andrerseits  durch  Satzungsrecht  wirksam  be- 
seht aiikt  werden  kann,  von  der  Beschaffenheit  der  im  ein- 
zelnen Falle  zu  Grunde  liegenden  materiellen  Rechte  ab'. 
Das  neue  Reichsgesetz  hat  indess  das  Recht  des  Akiiunars 
als  solchen  zur  gerichtlichen  Anfechtung  i'esetz-  oder  siaiu- 
tenwidriger  Beschlüsse  einer  Generalversammlung  zu  einem 
eigenartigen  formellen  Mitglieäschaflsrecht  ausgestaltet,  welches 
nunmehr  zwar  als  Smiderrecht  schlecht liin  anerkannt  und 
gegen  jede  statutarische  Entziehung  oder  Beschränkung  un- 
bedingt gesichert,  zugleich  jedoch  als  körperscbaftlicbes  Recht 
durchweg  von  gewissen  socialrechtlichen  Voraussetzungen 
abhängig  gemacht  und  hinsichtlich  seiner  Geltendmachung 
wie  seines  Erfolges  In  den  genossenschaftlichen  Zusammen- 
hang eingebunden  ist*. 

*  Insoweit  die  Altieiigesellscbaft  Sonderrechte  dcht  entziehen  kann, 
vermag  sie  auch  nicht  die  Anfechtung  von  Beschlüssen  aur  Grund  einer 
Verlegung  solcher  Sonderrechte  xu  verbieten  oder  einauschrJtnIcen.  Im 

Übrigen  sind  statutarische  Beschränkungen  möwlicli.  Doch  ist  die  An- 
nahme des  O.  A.  G.  Berlin  von  1868  b.  IUim:1i  Arch.  Bd.  20  S.  546 
dass  auch  ohne  besondere  stnnitnrtsche  Rcstiniiium^  ein  Aktionär  an  der 
Anfechtung  eines  Gciitr.i!vcrs.imniluiiL;^besclilusscs  L;cliindert  ist,  welchenj 
er  beigewohnt  hatte,  o!uk  den  \'crst()ss  zu  riii^'cn,  nicht  zu  billigen. 

^  H.  G.  B.  Art.  222  mit  190  a  u,  190  b.  Der  erschienene  Aktionär 
muss  gegen  den  fieschluss  Widerspruch  zu  Protokol]  erklärt  haben ;  der 
nicht  erschienene  Aktionär  kann  die  Anfechtung  nur  darauf  gründen, 
dass  die  Berufung  der  Versammlung  oder  die  Ankündigung  ihres  Zwecks 
nicht  gehörig  erfolgt  v:ar.  Die  Klage  findet  nur  binnen  der  Frist  von 
einem  Monnte  statt  und  gelangt  nicht  vor  Abl.iuf  dieser  Frist  zur  münd- 
lichen Vcrlimdlung.  Der  kl.ip^cnde  .'\ktinn.ir  nui^s  seine  Aktien  hinter- 
iLL'en  und  aul  Verlangen  .Siciicrhcil  leisten.  Mehrere  Anfechtungsprocesse 
iitid  zu  verbinden.  Durcli  Verotientlichuiig  ist  allen  Aktionären  Gelegen- 
heit zum  Anschluss  zu  gewähren.  Dafür  wirkt  das  rechtskräftige  Urtheil, 
wenn  es  den  Beschluss  für  ungültig  erklärt»  auch  gegen  die  am  Process 
nicht  betheiligten  Aktionäre.  —  Dieses  gesetzliche  Anfechtungsrecht  geht, 
weil  es  statutarisch  unabänderlich  ist  und  nicht  von  dem  Nachweise 
eines  rechtlichen  Interesses  abhän<];t ,  iiber  das  bisher  gewährte  gemeine 
Anfechtungsrecht  hin.ius.  Viel  tiekr  aber  greift  die  Btschränkuns;  des 
letzteren  durch  die  neue  Gesetzesbestimmung  ein :  der  Aktionär  hat 
nunmehr  kein  gerichtliches  Schutzmittel  gegen  einen  geset/-  oder  statu- 
tenwidrigen Generalversammiungsbcschluss,  wenn  er  entweder  den  als* 
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Die  Motive  des  l:ni\vurfs  erblicken  in  dem  so  zugleich 
verstärkten  und  besclininkten  Antechtun<^srecht  kein  »ei<;cnt- 
liches  Sonderrecht«,  sondern  rechnen  es  zu  den  nlndividual- 
rechUnti,  welche  eine  von  den  Sonderrech ren  sc!  irf  geschie- 
dene Klasse  bilden  sollen  \  Sie  wollen  als  »Sonderrechte« 
nur  Rechte  «vermögensrechtlichen  Inhalts,  bei  denen  die 
Gesellschaft  dem  berechtigten  Aktionär  als  Verpflichtete 
gegenübersteht«,  betrachten.  Dagegen  seien  die  »Individual- 
rechte« gleich  den  Mitgliedschaftsrechten  dem  einzelnen 
Aktionär  nur  als  Mitträger  des  Gesammtwillens  im  Kamen 
und  Interesse  der  Gesellschaft  verliehen  j  jedoch  im  Gegen- 
satz zu  Jen  AlKglic(is*.ha{isrck:hien  dergestalt  konstituirt, 
dass  der  Aktionär  vermö*^e  derselben  den  Willen  und  das 
Recht  der  Gesellschaft  selbständig  und  unabhängig  von  der 
Generalversammlung  geltend  machen  könne.  Allein  diese 
Unterscheidung  kann,  von  der  unpassenden  Namengebung 

baldigen  W  iderspruch  in  der  Gciieralvcr^aninilung  odei  den  licsucli  der 
gehörig  berufenen  Generalversanuuking  uoteiJasaen  hat,  mag  er  auch 
durch  höhere  Gewah  daran  gehindert  sein,  oder  wenn  er  die  Klagefrist 
nicht  einhalten  oder  die  Aktien  nicht  hinterlegen  oder  die  geforderte 
Sicherheit  nicht  bestellen  kann  oder  will.  Man  wird  annehmen  müssen, 
dass  diese  Einsclir.inkuni^  der  Rechtshülfe  sich  .uif  alle  Fälle  bezieht,  in 
denen  der  Aktionär  in  der  Eii;ciisch.i!t  als  Akticinar  einen  Heschluss  an- 
fkh:,  s(T  lJ.l^s  auch  die  aus  der  Mitgiiedscluü  rtic-sieudcn  Suiiderrcchte 
gegen  üenerulversamnilungsbeschlüsse  auf  keinem  anderen  Wege  mehr 
durchgesetzt  werden  können.  War  also  z.  B.  ein  Aktionär  verhindert, 
in  einer  lur  Beschlussfassung  über  die  Vertheilung  der  Dividende  gdidrig 
einberufenen  Generalversammlung zu'erscheinen,  so  steht  er  selbst  schutzlos 
einem  Beschlüsse  gegenüber,  welcher  statutenwidrig  den  auf  seine  Aktien 
lallenden  Gewinnantheil  dem  Reservefonds  überweist!  Dieses  bedenkliche 
Result.1t,  dns  durch  den  bcabsiclnigtcn  indirekten  Zwang  zum  Besuch 
der  Generalversammlung  innerlich  kaum  vollständig  gerechtfertigt  ist, 
lässt  sich  bei  der  Fassung  des  Gescues  nicht  ablehnen.  Dagegen  wird 
man  die  Einschränkung  des  Anfechtungsrechtes  nidn  auf  Fälle  ausdehnen 
dürfen,  in  denen  ein  Aktionär  nicht  als  solcher,  sondern  auf  Grund  eines 
Eingriffes  in  sein  mit  der  Mitgliedschaft  nicht  zusammenhängendes 
Privatrecht  die  Un Verbindlichkeit  eines  Generalversammlungsbeschlusses 
für  sich  behauptet. 

'  Motive  a.  a.  O.  S.  233  if.   Zustinuiiend  t^.  VölcUrtdorff  2.  AuH. 
S.  IT. 
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ganz  abgesehen,  für  innerlich  begründet  nicht  erachtet  wer- 
den. Die  Sonderrechte  der  Miigheder  sind  freiiich  von  ver- 
schiedener Natur  und  Kraft'.  Es  kann  jedoch  zwischen  den 
zum  Theil  der  Individualsphäre  angehörigen  und  den  ganz 
in  die  gemeinheitliche  Sphäre  fallenden  Mitgliedschaftsrech- 
ten  ein  Drittes  nicht  geben Am  wenigsten  kann  in  dieser 
Hinsicht  der  vermögensrechtliche  oder  nicht  vermögens- 
rechtliche Inhalt  der  Befugniss  einen  Unterschied  begründen. 
Nach  der  Beschreibung  der  Motive  wäre  das  angebliche 
Individualrecht  Oberhiiupt  kein  Individualrecht,  sondern  ein 
reines  MitgliedschaTtsrecht,  das  seine  ausschHesslich  social- 
iL\;h:achc  Bedeutung  dadurch  nicht  einbüssen  wurde,  dass 
dabei  das  einzelne  MitgÜed  als  Repräsentant  der  Körper- 
schaft erschiene.  Diese  Beschreibung  passt  jedoch  auf  das 
Anfechtungsrecht  nicht.  Der  Aktionär  kann  dasselbe  offen- 
bar zum  Schutz  sowohl  eigner  wie  gesellschaftlicher  Rechte 
und  Interessen  gebrauchen;  es  ist  in  hohem  Grade  bedenk- 
lich, ihn  bei  der  Anfechtungsklage  als  Funktionär  der  Körper- 
schaft zu  behandeln  und  somit  einen  derartigen  Process  als 
Streit  zwischen  verschiedenen  Organen  derselben  Gesammt- 
persönlichkeit  zu  betrachten';  und  selbst  wenn  man  ihm 


'  Einen  bcachtenswerthen  Versuch  der  Klassifikation  macht /^iv/i/Jj/rf 
S.  J67— ^95.  Doch  hegt  das  Bedürfniss  einer  derartigen  Scheniatisirung 
mit  willkürlich  gewaiilten  technisclicn  UntcrschciJungsnamcn  (»Separat- 
rechte,  prioritatische  Kedue,  Einzclrcchte,  Sonderrechte  i.  e.  S.,  Indivi- 
dualrechte«') kaum  vor. 

'  Denkbar  wäre  uiuiier  nur  eine  Unterscheidung  der  Sonderrechte 
je  nach  dem  Übergewicht  des  korporativen  oder  de&  individuellen  Bc- 
standdidles. 

'  Die  Art.  190  a  und  190  b  behandeln  ja  auch  offenbar  vielmehr 
den  Aofechtungsprocess  als  Rechtsstreit  zwischen  der  durch  den  Vorstand 
oder  Aufsichtsrach  repräsentirten  juristischen  Person  und  dem  einzelnen 

Aktionlr  und  zwingen  nur  eine  Mehrheil  von  Anfechtungsklägem  zur 

Streitgcnosscnscli  ift  (C.  Pr.  O.  §  59).  Auch  die  Hrstreckung  der  Rechts- 
kr.tft  eines  den  Beschliiss  tür  iingQhit;  erklärenden  Urtheils  auf  alle 
Aktionare  ist  durch  den  izcnosscnsch.ittlichen  Zusammenbang,  welcher 
alle  Rechte  der  Aktionare  als  solcher  umspannt,  hinlänglich  motivirt. 
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dabei  lediglich  eine  koq>orative  Funktion  zuschreiben  wollte, 
bliebe  doch  das  ihm  nunmehr  unbedingt  gesicherte  In- 
dividualrecht auf  diese  Funktion  ein  echtes  und  eigentliches 
Sonderrecht*. 

Die  übrigen  angeblichen  hdiviäualrechU,  von  welchen 
die  Motive  reden,  haben  in  der  deutschen  Gesetzgebung 

nicht  die  Form  von  Sonderrechten,  sondern  die  Form  von 
Minoritätsrecblt'n  erhalten.  Die  Minorit.iiM  echte  .\hcr  sind, 
obschon  sie  zugleich  7A\m  Schutz  von  Sonderrechten  dienen, 
selbst  keine  Sonderrechte^.  Sie  stehen  nicht  den  einzelnen 
Aktionären,  noch  auch  einer  bestimmten  Klasse  derselben, 
sondern  einem  fungiblen  ßruchtheil  der  Mitgliedergesammt- 
hcit  zu.  Ihr  juristisches  Wesen  beruht  auf  der  Berufung 
einer  solchen  Minderheit  zum  Körperschaftsorgan.  Die  Min- 
derheit tritt  bei  ihrer  Geltendmachung  stets  formell  als  Ver- 
treterin des  gesellschaftlichen  Ganzen  auf  und  nimmt  dessen 
Rechte  oder  Interessen  gegen  die  regelmäßigen  Organe  des 
Gemeinwillens  wahr.  Darum  handelt  es  sich  hier  nicht  um 
einen  Widerstreit  zwischen  der  (jesannntperson  und  ihrer 
Gliedperson,  sondern  um  einen  inneren  KonHikt  im  Leben 
des  einheitlichen  Gemeinwesens.  Die  Lösung  eines  der- 
irritjen  Konfliktes  kann  insoweit,  als  dabei  die  Minderheit 
dem  von  der  Generalversammlung  innerhalb  ihrer  Sphäre 


Und  wie  ungereimt  wäre  es,  wenn  einzelne  Aktionäre  sich  der  beiilagtca 
AktieogeseUschait  als  Intervenienten  anschliessen,  die  Rechtsstellung  sol- 
cber  zweifellos  aus  eigenem  Recht  processirenden  Aktionire  anders  auf- 

aufasscn,  als  die  Rechtsstellung  der  gegnerischen  Aktionäre ! 

'  Es  hätte  dann  eine  ähnliche  Natur  wie  das  Recht  auf  Stimmrecht. 

*  Sie  verhalten  sich  zu  den  Sonderrechten  nicht  .indcTs,  \v\c  das  in 
den  Fällen  des  ]->iordernisscs  einer  Dreiviertclsmchrhcit  oder  einer  sonst 
verstärkten  Mciirheit  begründete  negative  Mindcrheitsreclit  aut  Verhiiuic- 
rung  des  Zustandekommens  eines  gültigen  Beschlusses.  Ausdrücklich 
formulirt  bt  ein  solches  negatives  Minderheitsrecht  in  An.  21}  d,  nach 
welchem  ein  die  Ansprüche  aus  der  GrQnderverantwonlichkeit  betreffen« 
der  Vergleich  oder  Verzicht  der  Gencr.ilversaninilung  an  dem  Wider- 
spruch einer  Minderlieit  scheitert»  deren  Antheile  den  (iänlten  Theil  des 
Grundkapitals  darstellen. 


Digitized  by  Google 


268 


Zufätes  Kartei. 


gehörig  gcfassten  Mehriicitsbcscliluss  und  somit  dem  an  sich 
höchsten  Körperschaftsorgan  opponirt,  nur  dadurch  gefunden 
Vierden,  dass  eine  über  der  Aktiengesellschaft  stehende  In- 
stanz in  deren  Gemeinleben  einj^eführt  wird  Dieselbe 
Aushülfe  ist  bei  einem  Zwiespalt  zwischen  der  Minderheit 
und  den  leitenden  Körperschaftsorganen  zwar  nicht  unent- 
behrlich, aber  möglich  und  zweckmäßig*.  In  diesem  Sinne 
wird  von  dem  neuen  deutschen  Gesetz  hier  das  Gericht  nicht 
nur  zur  Entscheidung  einer  reinen  Rechtsfrage,  wie  dies  bei 
der  Anfechtungsklage  der  Fall  ist,  sondern  gleichzeitig  zu 
oiiKT  })ositivc:ii  l  iiaugkeit  im  Verbandslcbcn  berufen  und 
somit  seinerseits  zu  einem  ausserordentlicher  Weise  fungiren- 
den  obersten  Körperschaftsorgan  bestellt*.  Wenn  schliesslich 
die  Minderheitsrechte  durch  Satzungsrecht  weder  entzogen 
noch  verkürzt  werden  können,  so  verleihen  diese  gesetz- 
lichen Schranken  der  Autonomie  den  dadurch  gesicherten 
Organschaftsrechten  so  wenig  einen  individualrechtlichen 


*  So  im  FaUe  des  Art.  222  a,  da  hier  die  Ablehnung  dnes  in  der 
Generalversammlung  gestellten  Antrages  auf  Prüfung  vorausgesetzt  wird. 

^  So  im  Falle  des  Art.  227 :  das  hier  anerkannte  Minderheitsrecht 
bestand  schon  bisher  ohne  bc«;on  deren  Schutz  und  findet  sich  auch  in 
ausländischen  (icsct/eii  ohne  solchen  ( /.  B.  Schweiz.  Obl.  R,  Art.  645); 
auch  ist  CS  ino^^lich.  dass  durch  das  (.icset?  unmittelbar  die  Minderheit 
zur  lieruking  einer  General vcisanHiiiung  ertuacluigi  wird  (so  nach  engl.  R.) 
oder  dass  die  zur  Berufung  verpflichteten  Organe  dazu  durch  Straf- 
drohungen angehalten  werden  (Osterr.  Entw.  Art.  257,  Codice  di  comni. 
Ital  Art  159  u.  184  Z.  8). 

>  Als  solches  wird  es  thätig,  wenn  es  auf  Antrag  einer  Minderheit 
Revisoren  zur  Prüfung  gesellschaftlicher  Hergänge  ernennt  (Art.  222 n). 
Bevollmächtigte  /ur  Processluhrung  Namens  der  Gesellschalt  besteilt 
(Art.  22 O.  Aktionäre  zur  Berufung  einer  Generalversammlung  oder  zur 
Ankündigung  eines  Bcschlussfassungsgegensundes  erniächiigt  (Art.  2J7), 
Liquidatoren  ernennt  oder  abberuft  (Art.  224).  Ebenso  fungirt  nach 
Engl.  R.  das  Handelsamt,  nach  Ungar.  $  175,  Belg.  Art.  124,  Ital. 
Art  152  u.  Österr.  Entw.  Art  224  g  das  Handelsgericht  auf  Antrag  einer 
Minderheit  als  Organ  zur  Verwirklichung  einer  Prüfung  des  gesellschaft- 
lichen Zustandes.  Nach  L'np:ir.  H.  C.  B.  5  «7^  beruft  das  Gericht  seihst 
eine  GeneralversanmilaiiL;.  wenn  die  Direktoren  binnen  8  Tagen  deni 
Anspruch  der  Mniderheit  nicht  genügen. 
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Charakter,  wie  ein  solcher  den  durch  Statut  unabänderlichen 
Kompetenzen  der  Generalversammlung,  des  Vorstands  und 
des  Aufsichtsraths  beiwohnt.  Unter  den  einzelnen  Minoritäts- 
rechten trägt  vor  Allem  das  Recht,  die  Berufung  einer 
Generalversammlung  zu  erzwingen,  die  Zuge  eines  rein 
organmäßigen  Rechtes  auf  eine  korporative  Funktion  an  der 
Stirn'.  Gleiches  ^^ilt  von  dem  Recht,  die  Anköndipjung  von 
Gegenständen  zur  Beschlussfassung  einer  Gciicralversamm- 
lung  zu  verlangen*.  Verwandt  ist  das  Minderheitsrecht  auf 
Vertagung  der  Verhandlung  über  die  Prüfung  der  Bilanz 
unter  Bemängelung  bestimmter  Ansätze  derselben  \  Aber 
auch  das  einer  Minderheit  gewährleistete  Recht,  eine  ge- 
riclnliche  Untersuchung  von  Vorgängen  bei  der  Gründung, 
Geschäftsführung  oder  Liquidation  der  Aktiengesellschaft 
durch  ernannte  Revisoren  herbeizuführen,  kann  schlechthin 
nur  in  dieser  Weise  aufgefasst  werden^.  Was  dagegen  die 
Geltendmachung  von  Ansprüchen  aus  pflichtwidrigen  Hand- 
lungen  und  Unterlassungen  von  Mitgliedern  des  Vorstands 


'  H.  G.  B.  Art.  257  II.  1S8.  D  is  Recht  steht  bei  der  AktiengesclI- 
schnft  einer  Minderheit,  die  den  zwanzi^'sten  Tlieil  des  Grundkapitals 
darstellt,  bei  der  Koninianditgesellschait  aui  Aktien  erst  einer  Minderheit 
von  einem  Zehntel  zu,  soiern  das  Statut  nicht  eine  noch  kleinere  Minder- 
heit damit  ausrüstet.  —  Ober  das  ausländ.  R.  vgl,  Motive  a.  a.  O. 
S.  2  so— 253. 

*  H.  G.  B.  Art.  2)7  Abs.  2. 

I  H.  G.  B.  Art.  2)9 a  Abs.  2^)  (Recht  eines  Bruchtbetls  von  einem 
Zehntel). 

4  H.  G.  B.  Art.  222  a  (Recht  einer  Minderheit,  die  ein  Zehntel  des 

Grundkapitals  darstellt;  abhängig  von  Hinterlqping  der  Aktien  und 
glaubhaftem  Nachweis  eines  mindestens  sechsmonatlichen  Besitzes  der- 
selben vor  der  den  Antrag  .uil  Prütung  ablehnenden  Generalversamm- 
lung). Uber  auslaudisches  Recht  vgl.  Motive  a.  u.  Ü.  S.  247.  —  Dazu 
kommt  noch  das  Recht  einer  Minderheit  von  einem  Zwanzigstel,  die 
Ernennung  oder  Abberufung  von  Liquidatoren  durch  den  Richter  za 
beantragen ;  Art.  244  Abs.  2  u.  4  u.  Art  206  (der  Osterr.  Entwurf 
Art.  244a  gewährt  dies  Antragsrecht  jedem  Aktionär).  Ahnlicher  Natur 
ist  das  im  Osterr.  Entv^'.  Art.  22$  u.  19s  der  Minderheit  zugedachte  Recht 
auf  Vertretung  im  Auisicbtsrath. 
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und  des  Aufsiclusraths,  sowie  von  den  für  die  Gründung 
verantwortlichen  Personen  und  von  Liquidatoren  betrifft,  so 
werden  in  dieser  Richtung  freilich  von  ausländischen  Gesetz- 
gebungen Sonderrechte  der  Aktionäre  anerkannt*.  Allein 
wenn  Manche  auch  bei  uns  dem  Aktionär  ein  selbständiges 
Klagerecht  gegen  solche  Funktionäre  einräumen,  weil  ja 
deren  die  Gesellschaft  schädigender  Verstoss  wider  die 
Amtspflichten  immer  zugleich  die  Antlieile  der  Einzelnen 
schädige^  so  ist  doch  in  der  Praxis  die  auch  in  der  Tlieoric 
überwiegende  Ansicht  durchgedrunoen,  dass  nach  positivem 
deutschem  Recht  die  Träger  der  Ürganschaft  nur  der  Aktien- 
gesellschaft als  solcher  und  nicht  den  einzelnen  Aktionären 
für  die  gehörige  Erfüllung  ihrer  Funktionen  verantwortlich 
sind'.  Dieses  Princip  ist  durch  das  neue  Gesetz  nicht  nur 
nicht  geändert,  sondern  bestätigt  worden^  Darum  ist  auch 
das  nunmehr  eingeföhne  Recht  einer  Minderheit  auf  Er- 
hebung der  fraglichen  Ansprüche  schlechthin  als  gemeinheit* 
liehe  Kompetenz  gestaltet:  die  Minderheit  klagt  nicht  als 


<  So  nach  Engl.,  Franzds.  u.  Belg.  R.  (vgl.  meinen  An.  »Vonund« 
b.  Holtiend.  Rechtswörterb.  Bd.  j  S.  1189,  Motive  a.  a.  O.  S.  243),  so- 
wie jetzt  namentlich  nach  Schweiz.  Oh!.  R.  Art.  671  Q.  67J— 675. 

*  Vgl.  die  in  meinem  An.  oVorst.ind«  a.a.O.  angef.  Schriftsteller« 
sowie  seitdem  Rein^anum  n.  a.  O.  S.  }S  ff. 

'  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  3^  Nov.  75  Bd.  19  S.  178  ff.  (.Scuff. 
Bd.  \2  N.  268)  u.  V.  17.  Apr.  77  Bd.  22  S.  23«^  ti.  (ScutL  Bd.  33  N.  56): 
^  EinzelaktioHiär  hat  weder  ein  Klagnrecht  in  eignem  Namen  noch  im 
Namen  der  GesellKhaft ;  er  kann  ebensowenig  die  Abtretung  des  Ersatz- 
anspruches der  Gesellschaft  oder  eines  Antheiles  an  demselben  verlangen; 
auch  hat  er  kein  Sonderrecht  darauf,  dass  die  Gesellschaft  klage.  Vgl. 
dazu  die  in  mcineni  Art.  »Vorstand«  .i.  a.  O.  S.  1188  angcf.  Schrift- 
steller, sowie  seitdem  Primktr  S.  588  ti.  —  Hierdurch  ist  nicht  ausge- 
schlossen, dass  der  Aktionär  aus  einem  besonderen  Rechtsgrundc  eine 
Schadcnsklage  gegen  Mitglieder  des  Vorstands  oder  Aufsiclusrathes  h.ibc. 
Auch  steht  ihm  nach  Aullösung  der  Gesellschaft  eine  solche  Klage  aus 
fehlerhaften  Verwaltungshandlungen,  welche  niemals  von  der  General- 
versammlung gebilligt  waren,  zu ;  Erk.  des  R.  G.  v.  16.  Mai  u.  1$.  Okt. 
188}  C.  S.  Bd.  10  N.  19  u.  20  S,  72-75  u.  76, 

4  Motive  a.  a.  O.  S.  24a  flf.;  v.  VdUtmdorjf  3.  Aufl.  S.  58a  ff. 
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Sirciij^enosscp.. schalt,  bondcrn  als  PioccbSür^an  cuicr  juristi- 
schtn  FcrMMi'. 

Dass  die  Mitgliedschaft  in  der  Aktiengesellschaft  neben 
den  Sonderrechten  auch  Sonderpflichten  enthält»  kann  nicht 
wohl  bezweifelt  werden.  Dahin  gehört  vor  Allem  die  in 
der  Höhe  des  Nominalbetrages  der  Aktie  oder  ihres  etwaigen 
höheren  Emissionskurses  begründete  Beitrags pfli'cht  oder  die 
.m  ihrer  Stelle  statutarisch  etwa  icMgcsctzte  Emla^cpilicht  \ 
Die  individualrechtUche  Seite  dieser  auf  specieller  Verpflich- 
tungserklärung beruhenden,  mit  den  regelmäßigen  Wirkungen 
einer  privaten  Schuldverbindlichkeit  ausgerüsteten  und  das 
Mitgiiedschaftsverhälmiss  überdauernden  Obligation  ist  noch 
niemab  verkannt  worden  ^  Allein  schon  nach  bisherigem 
Recht  erschien  dieselbe  zugleich  als  integrirender  Bestand- 
iheil  der  Mitgliedschaft  und  somit  als  eine  im  Körperschafts- 
recht wurzelnde  ObÜgation*,  welche  deshalb  auch  im  Ver- 


'  H.  G.  B.  An.         Darum  werden  nöthigenfalls  »die  von  der 

SGuderhdt  bezeichneten  Personell  durch  das  Handelsgericht  ak  Bevoll- 
michllgte  der  Gesellschaft  zur  Führung  des  Proccsscs  ernannt«.  Auch 
mass  der  Anspruch  von  der  Minderheit  (welche  hier  ein  Füiittcl  errciclien 
mus5>  in  einer  Generalversammlung  geltend  gemacht  und  dann  binnen 
drei  Monaten  erhoben  werden.  Ebenso  werden  die  Processkosten  even- 
tuell der  Geselhchaft  auferlegt.  Dass  die  Minderheit  diese  Kosten  zu  er- 
statten verpflichtet  ist,  steht  der  Auffassun<j;  ihres  Klagerechtes  als  kor- 
fH>raiivcr  i  unktion  so  wenig  en^egen,  wie  die  Forderung  der  gericht- 
lichen Hinterlegung  der  Aktien,  der  Glaubhaftmachuiig  ihres  sechsmonat- 
Kdicn  Bffifyi  und  der  Sicheiiieitsstellung. 

'  H.  G.  B.  Art.  319  u.  M9b  Abs.  3.  Möglich  ist  auch  die  Ver-. 
kaäpfoog  einer  fortdauernden  individuellen  Verbindlichkeit  zu  weiteren 
!.rmiiftgr'*  mit  der  Mitgliedschaft;  vgl.  a.  B.  über  eine  Aktiengesellschaft 
im  Rttbenzuckerfabrikation  mit  statutenmäßiger  Verpflichtuilg  der  Aktio- 
nire, auf  jetk  Aktie  drittlialb  Morgen  mit  Rüben  zu  beb.iuen  und  die 
Rjben  zu  einem  durch  einen  Ausschuss  festzusetzenden  Preise  an  die 
Fabrik  /u  liefern,  Erk.  des  K.  O.  H.  G.  v.  21.  Nov.  77  Bd.  23  N.  34 
S.  98—100 

5  oben  S.  124  N.  2  u.  S.  IJI  N.  }  ;  specieli  über  die  Vcr- 
iugiiüi^cii  Art.  184. 

4  Vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  5.  Min  81  C.  S.  Bd.  3  N.  46  S.  i6a 
—164  (Scuff.  Bd.  }6  N.  214),  welches  anerkennt,  dass  der  Erwerber 
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hältniss  zu  einer  aus  rein  individuellem  Titel  herrührenden 
beliebigen  Obligation  zwischen  dem  Aktionär  und  der  Aktien« 
gesellschaft  als  ungleichartig  zu  erachten  war'.  Dns  neue 
Gesetz  hat  nunmehr  vollends  die  körperscbaftsrechtliche  Seite 
dieser  Sonderpflicht  principiell  anerkannt  und  erheblich  ver- 
stärkt ^  Als  »Verpflichtung  des  Aktionärs«  ist  sie  eine  rechts- 
nothwendige  Folge  der  Mitgliedschaft,  mit  welcher  sie  auch 
im  Falle  der  Ungültigkeit  des  Zeichnuiir^sscheines  aus  der 
thatsächüchen  Betheiligung  an  der  Gesellschaft  entsteht  und 
ohne  Weiteres  liurch  Lbcm\i^Li:i^  des  Higenthums  an  der 
Aktie  übergeht.  Ihre  Nichiertullung  kann  jetzt  auch  ohne 
statutarische  Androhung  in  1-olge  der  Einleitung  des  Kadu- 
zirungsvertahrens  den  Verlust  der  Mitgliedschaft  bewirken. 
Durch  den  ausdrücklichen  Ausschluss  der  hinsichtlich  der 
Zulässigkeit  bisher  bestrittenen  Aufrechnung  anderweiter 
Forderungen  gegen  die  Beitragsschuld  und  des  Rententions^ 
rechtes  an  der  zu  leistenden  Einlage  wegen  sonstiger  An- 


eincr  Aktie  nicht  blos  kraft  Eintritts  in  die  Rechte  und  Pfficfatea  seines 
Vorgängers,  sondern  kraft  setner  cu  eignem  Recht  nadi  Maßgabe  des 
Statuts  begründeten  Mitgliedschaft  rar  Bniahlung  des  rückständigen  Be- 
trages verpflichtet  ist. 

>  Dies  luhrt  das  R.  G.  im  Erk.  v.  !.  Febr.  82  C.  S.  Bd.  6  N.  18 
S.  6g— 7)  trctlciui  aus ;  es  beruft  sicli  Jatur  auf  die  principiclle  Ver- 
scIucUcuiicit  aller  aul  GrunU  Statutes  jtwischeii  Aktionär  und  Aktien- 
gesellschaft bestehenden  Besiehungen  von  den  sonst  etwa  «wischen  ihnen 
begründeten  Rechtsverhältnissen  und  findet  die  gesetsliche  Anerkennung 
der  »rechtlichen  Besonderheit«  der  Einzahlungspflicht  schon  in  den  Maß- 
regeln fQr  Evidenz  und  Erhaltung  des  Grundkapitals  ausgedrückt ;  aus 
der  Ungleichartigkeit  aber  von  beiderlei  Fordcrungsvcrhälinissen  folgert 
es  den  Ausschluss!  der  Kompensation  nvisclicn  l-ordcruni^^en  der  .Aktien- 
gesellschaft aus  der  lün/ahlungsplliclu  des  .\ktionars  und  beliebigen  For- 
derungen dc2>  letzteren  gegen  die  AktiengesellschaU.  In  gleichen)  Sinne 
hatten  das  O.  G.  Hamburg  im  Erk.  v.  &  Apr.  $9  Z.  f.  H.  R.  Bd.  6 
S.  616  ([,  u.  das  O.  Tr.  Berlin  im  Erk.  v.  12.  März  6}  Bd.  49  S.  350 
entschieden»  während  das  R.  O.  H.  G.  im  Erk.  v.  9.  Mai  79  Bd.  s$ 
Nr.  69  S.  284— 28J  die  Aufrechnung  gestattet  hatte. 

'  Vi:;!,  H.  G.  n.  Art.  219  mit  184— 184  c  u.  .^rt.  ^09 e:  dazu  Mo- 
tive S.  114  —  134  (wo  auch  bisherige  deutsche  und  «lusiäodische 
Recht  dargelegt  und  beleuchtet  ist). 
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Sprüche  ist  die  Besonderheit  dieser  Obligntion  befestigt. 
Und  wenn  im  Falle  der  Veräusserung  der  Mitgliedschaft  eine 
Verbindlichkeit  der  arsprünglichen  Zeichner  und  der  Zwischen- 
aktionäre bestehen  bleibt,  so  ist  nunmehr  einerseits  das  ent- 
sprechende Fordenmgsrecht  der  Aktiengesellschaft  durch  das 
unbedingte  Liberirungsverbot  in  seinem  ganzen  Umfange  als 
Bestandihcil  des  Grundkapitals  der  körperschaftlichen  Ver- 
fügung entzogen,  andrerseits  diese  Verbindlichkeit  dadurch 
als  Rückstand  des  Genossenschaftsverhäknisses  charakterisirt, 
dass  samnnliche  Rechtsvorganger  nur  subsidiär  und  der  Reihe 
nacii,  nur  unter  dem  Angebot  der  Wiedereinsetzung  in  die 
Mitgliedschaft  und  nur  für  die  binnen  zwei  Jahren  nach  der 
Anmeldung  der  Übertragung  des  Antheilsrechtes  eingeforder- 
ten Beträge  herangezogen  werden  können'.  —  Gleich  der 
Beitragspflicht  des  Aktionärs  wurde  dessen  Haftpflicht  gegen 
die  Gesellschaftsgläubiger  als  korporative  Sonderpflicht  be- 
trachtet werden  müssen,  wenn  eine  solche  Haftpflicht  über- 
haupt angenommen  werden  könnte*. —  Als  reine  Mitglied- 
schaftspflicht dagegen  erscheint  stets  die  Verbindlichkeit  des 

'  Aach  bezieht  sich  die  Versagung  der  Kompensation  und  der  Re» 
tention  durch  Art.  184  c  tugleich  auf  die  Rechtsvorgänger.  Denselben 
Charakter  eines  Rückstandes  der  Mitgliedschaft  hat  die  im  Falle  der  Ver- 
wirkung  derselben  trotsdem  fortbestehende  Verhaftung  fQr  den  Ausfall 
(Art,  184  a  Abs.  2). 

*  Nach  deutschem  Recht  besteht  keine  Haftpflicht  des  Aktionärs 
^'egen  die  Gesclisclialisglau biger ;  letztere  liabcn  gepen  den  Einzelnen  kein 
direktes  Klagerecht  (Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  20.  Sept.  77  Bd.  22  N.  81 
S.  343  -  345)  und  machen  auch  im  Konkurse  der  Gesellschaft  nur  das 
ihnen  als  unentziehbares  Haftobjekt  gesicherte  Forderungsrecht  ihrer 
Schuldnerin  auf  rückständige  Beiträge  oder  auf  zurückzugewährende  un- 
gebäbrliche  Auszahlungen  geltend  (vgl.  ib.  Bd.  19  S.  227  Ii.  u.  Bd.  20 
S  270  ff.)  Auch  die  bisher  im  Falle  des  Art.  225  Abs.  3  eintretende 
Mibsidi.lre  Verhaftung  war  nur  der  Gesellschaft  «^eijcnüber  als  Haft, 
dagegen  den  Gläubigem  gegenüber  als  blosc  DeckungspHicht  gemeint. 
Vgl.  Renaud  S.  567  ff.  u.  777  ff.  u.  die  Citate  S.  567  N.  10.  Das  direkte 
Klagerecht  der  Gläubiger  gegen  die  Aktionäre  hat  neuerdings  Primker 
S.  614  (F.,  6$4,  662  u.  698  iT.  verfochten,  jedoch  mit  unzureichenden 
(iründcn.  Dagegen  ist  dasselbe  in  Prankreich  anerkannt;  vgl.  Wiener^ 
Z.  L  H.  R.  Bd.  34  S.  14—21. 

18 
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Aktionärs  zur  Unterwerfung  unter  das  Statut.  Daneben  kann 
die  Verfassung  der  einzelnen  Aktiengesellschaft  auch  Mit- 
gliedschaftspflichten  mit  positivemLeistungsinhalt  begründen 

Schliesslich  muss  als  Eigenthümlichkeit  des  Aktiengesell- 
schaftsrechtes  hervorgehoben  werden,  dass  hier  körperschaft- 
liche Sonderrechte  und  Sonderpflichten  begegnen,  welche 
mit  der  technisch  so  gcnatiincn  »MilgUedschaft«  in  keinem 
juristischen  Zusamnienh.in^e  stehen,  jedoch  tnit  einer  von  der 
Aktie  uthiblh'nanirt'fi  GliedsicUtiH^^  im  genossen schajtlichen  Orga- 
nismus verknupji  sind.  Denn  indem  hier  das  Mitgliedschafts- 
recht als  Aktie  ein  in  sich  geschlossener  und  sachenrecht- 
lich vcrselbst  itniigter  Inbegriff  von  Rechten  und  Pflichten 
ist,  vermögen  Verhältnisse  einer  organischen  Eingliederung 
in  den  Vereinskörper  ohne  ein  solches  Mitgliedschaftsrecht 
zu  bestehen*  oder  doch  neben  demselben  ein  getrenntes 
Dasein  zu  föhren'.  Wenn  daher  aus  solchen  Verhältnissen 
Sonderrechte  oder  Sonderpflichten  hervorgehen,  so  bleiben 
dieselben,  obwohl  sie  mit  der  Aktionäreigenschaft  nichts  zu 
thun  haben,  im  Gegensatz  zu  bcHcbigen  Ivechten  und  l'llicii- 
tcn  gegen  die  Aktiengesellschaft  ki)rperschaftsrechtlich  be- 
dingt und  bestimmt.  In  dieser  Weise  schliesst  sich  nament- 
lich für  die  MitgÜeder  des  Vorstands  und  des  Aufsichts- 
rathes  an  ihr  verfassungsmäßig  erworbenes  Recht  auf  Organ- 
Stellung  mit  den  darin  enthaltenen  gesetzlichen  und  statuta- 
rischen Befugnissen  und  Verbindlichkeiten  zur  Erfüllung  be- 
stimmter Funktionen  im  Gemeinleben  ein  umfassendes  kor- 


•  Wie  z.  B.  die  ^'erpflichttlnI:  zur  Übernahme  von  Vereinsämtern. 

'  Dies  gilt  jcizt  nicht  bios  von  der  Berufung  in  den  Vorstand,  son- 
dern auch  von  der  in  den  Aufsichtsrath ;  H.  G.  B.  Aru  227  u.  224. 
Lbeuso  voa  der  Berufung  zum  Li>^uidator;  Art.  244. 

'  Die  Stellung  der  Vorstands-  oder  Aufsichtsratlismitglieder  ab 
sokber  wird  rechtlich  davon  nicht  berühr^  wenn  sie  zugleich  Aictionire 
sind  oder  nach  dem  Sutut  sein  mfissen;  die  Grfinder  sind  immer  zu- 
gleich Aktionäre  (Art.  209  c),  allein  die  Rechte  und  Pflichten,  welche 
sie  als  Gründer  haben,  sind  gleichfalb  von  ihrem  Aktienrecht  juristisch 
getrennt. 
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poratives  Individualrecht  an'.  Aber  auch  die  Gründer  haben 
durch  das  neue  Gesetz  eine  Stellung  innerhalb  des  Vereins- 
organismus empfangen,  mit  welcher  sich  zugleich  indivi- 
duelle Rechte  und  Pflichten  verknüptcn  können  \  Dasseloe 
gilt  unter  Umständen  noch  von  anderen  für  die  Entfahung, 
Weiterführung  und  Beendigung  des  genossenschaftHchen 
Lebens  thätigen  Personen.  Doch  bedürfte  es  zum  Theil  einer 
eingehenden  Untersuchung,  um  hierbei  überall  die  Grenzen 
nicht  nur  zwischen  der  gemeinheitlichen  und  individualrecht- 
lichen Sphäre  innerhalb  des  Körperschaftsrechtes,  sondern 


*  VgL  meine  Art.  »Vorstand«  a.a.O.  S.  1187— 1 189  u.  »Aufsichts- 
rath« S.  182 —  185;  über  die  Natur  eines  Tanti^meanspruchs  Erk.  des 
R.  G.  V.  5.  Apr.  84  Bd.  11  N.  51  S.  160—165.  —  In  seiner  nunmehri- 
gen Fassuf!?  übcrlässt  das  H.  G.  B.  wie  bisher  die  Festset:runn:  der 
Sonderrechte:  solcher  Funktionäre,  von  der  Ausnahme  des  Art.  224  mit 
192  abgesehen,  dem  Statut  und  den  vertassungsm.ißigen  Beschlüssen  und 
Verträgen:  nur  scliHesst  es  jetzt  nicht  blos  für  \'orstandsmitglicdcr  (Art. 
227  .\bs.  5),  sondern  auch  für  AulMchisrailismitglicdcr  (Art.  224  mit  191 
Abs.  4)  anbedingt  die  MögHcIikeit  der  Einräumung  eines  f&r  die  Geoeral- 
venammlnng  unantastbaren  Rechts  auf  die  Stellung  als  solche  aus.  Was 
aber  die  SmderfßitAteH  betrifft,  so  sind  dieselben  in  erweitertem  Maße 
geictiHch  6xin  und  mannichfach  verstärkt  Für  Mitglieder  des  Vorsun- 
des wie  des  Aufsichtsraths  ist  die  Verbindlichkeit  zur  Wahrnehmung 
ihrer  amtlichen  Obliegenheiten  mit  der  Sorgüalt  eines  ordentlichen  Ge- 
sdüftsmamies  ausgesprochen  (Art.  226  Abs.  i  u.  241  Abs.  2),  den  erste- 
rcn  ^'jdeich  eine  Beschränkung  des  anderweiten  Geschäftsbetriebes  (Art. 
252),  den  letzteren  die  Ptiicht  zu  persönlicher  Amtsführung  (Art  225 
Abs.  4)  auferle^.  Überdies  ist  ihre  individuelle  vermögensrechtHche  Ver- 
anru-ortlichkeit  gc^^en  die  Aktiengesellschaft  peres^clt  (Art.  2i^c,  226  u. 
241)  wild  in  gewisicn  Fa'-'n  zugleich  tme  uimuticlbare  und  selbst  durch 
Berufung  auf  Generahersammlungsbeschluss  nicht  abl^nbare  Verani- 
woctlichkeit  gegen  die  Geselbchaftsgläu biger  (&t  sie  begründet  (Art.  326 
Abs.  )  u.  241  Abs.  4;  vgl.  ßber  das  bisherige  Recht  meinen  Art.  »Vor- 
stand« S.  1189  u.  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  19  S.  tSi,  des  R.  G.  Bd.  $ 
S.  24). 

*  Vgl.  Ober  die  korporativen  Funktionen  dieser  nothwendigen  Er* 
liduongsorgane  H.  G.  B.  ArL  309  Abs.  i,  209  d,  2096,  Z.  2,  209g»  2to 
Z.  2  u.  Abs.  4,  210C  Z.  2;  Ober  ihre  etwaigen  Sonderrechte  Art.  209b; 
ober  ihre  individueUe  Verantwortlichkeit  Art.  215a  u.  215  f  Abs.  5. 
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auch  zwischen  körperschaltsrechtlichem  und  freiem  Indivi- 
dualrecht genau  zu  ziehen'. 

8.  Die  Gewerkschaft  ist  gleich  der  Akticngescllschalt  auf 
ein  in  Antheile  zerlegtes  Vermögen  gebaut,  durch  welches 
ihre  gesammte  rechtliche  Existenz  bedingt  und  bestimmt 
wird.  Darum  wiederholen  sich  bei  ihr  trots  aller  Abweichun- 
gen und  trotz  der  erheblichen  Verschiedenheiten  zwischen 
ihrer  neueren  und  älteren  Ausgestaltung  doch  dieselben 
Grundformen  des  körperschaftlichen  Individualrechts,  welche 
durch  das  Aktiengesc'l  clialtsrecht  hindurchi;ehen. 

Vor  Allem  emplangt  auch  hier  die  Miiglicdschajl  im 
Galten  durch  das  Übergewicht  des  ihren  fundamentalen 


'  Offenbar  befinden  sich  unter  den  nach  Art.  209  b  nur  durch  sta- 
tutarische Festsetzung  wirksam  für  die  Aktiengesellschaft  begründbaren 
Verbindliclikciten  neben  solchen,  welche  einen  Bcstnndtheil  des  inneren 
Körpcrschaüsvorhältnisses  bilden  sollen,  auch  solche,  welche  lediglich 
eine  äussere  Vertragsbeziehung  zwischen  der  Körperscli.il't  und  einem 
Dritten  iiersiellen  und  Jurcli  die  socialrechtliciien  lirlordernisse  der  Ver- 
bindlichmachung  der  Aktiengesellschaft  ihren  rein  indtvidualrechtltdien 
Charakter  nicht  einbOssen  (vgl.  oben  S.  131  N.  3).  Gletdies  gilt  von 
den  durch  Art.  313  f  beschränkten  nachträglichen  Übernabroeverträgen. 
Ebenso  bleiben,  wenn  auch  über  den  Umfang  der  Vertrttungsbefugniss 
identische  Rcgehi  entscheiden  (Art.  2^5),  die  von  der  Akticnf^^csellsch.ift 
eriiieilien  \  oUmacliten  (An.  255)  und  Prokuren  (Art.  231)  als  rein  iii- 
dividualrechtHche  Verhältnisse  von  den  mit  einer  Organsiellung  ver- 
knüpften verfassungsmäßigen  Kompetenzen  unterschieden.  Wenn  lerner 
alle  der  Aktiengesellschaft  aus  fehlerhafter  Gründung  gesetzlich  zuge- 
sprochenen Ersataansprüche  gewisse  gemeinschaftliche  Qjaalifikationen 
empfangen  (Art.  213 d,  21  je  u.  223),  so  bleibt  doch  das  Fundament  der 
Verantwortlichkeit  eigentlicher  Gründer,  welche  für  die  Erfüllung  posi- 
tiver Funktionen  bei  der  Errichtung  der  Körperschaft  liaften,  und  an- 
derer Personen,  welche  als  Dritte  aus  schädigender  Einwirkung  auf  die 
Grundungsvorgangc  iialtbar  werden  (Art.  213  a  Ab.  4  Z.  i  u.  2  u.  213  b), 
durchaus  ungleichartig.  Auch  die  Ersatzpflidit  aus  Art.  215  c  Abs.  i  u.  2 
trifft  Organe  wie  Dritte.  Endlich  enthält  das  aktienrechtliche  Sonderstraf- 
recht (Art.  249— 249  0  in  seiner  jetzigen  Fassung  neben  Strafdrohungen 
für  die  Verletzung  der  besonderen  aktiengesellschaftlichen  Organ-  und 
Mitgliedschaftspflichten  auch  Strafdrolmngen  gegen  Jedermann  für  die 
\'erlet?ung  allgemeiner  in  Bezug  auf  den  Aktienverkehr  begründeten 
Pflichten. 
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Bestandtheil  bildenden  Vermögensantheiles  die  charakteristi- 
schen Züge  eines  genossenschaftlichen  Sonderrechts.  Sie 
wird  als  »Kux«  zwar  lediglich  auf  Grund  und  im  Rahmen 

der  Körperschaftsverfassung,  jedoch  ^ben  ihr  zufolge  nach 

den  Regeln  des  privaten  X'crmügcnsvcrkchrs  erworben  und 
besessen,  übertragen  und  verloren '.  Dieses  Princip  gilt  in 
gleicher  Weise  für  Kuxe  des  alten  und  des  neuen  Rechts. 
Nur  werden  diese  hierbei  als  »bewe^'Hciie  Sachen«  behan- 
delt* und  können  durch  die  Verkörperung  in  einem  Werth- 
papier vollends  dem  Mobiliarsachenrecht  verfallen jene  hin- 
gegen unterstehen  als  »unbewegliche  Sachen«  dem  Immo- 

'  Die  genossenschaftlichen  Be<.cliränkungcn  des  Sonderrechtes  am 
Kux  zeigen  sich:  hi  der  Beschränkung  der  Thcilbarkeit  (Pr.  L.  R.  II, 
16  5  135»  PreuäS.  Ikrgges.  5  228,  Ösicrr.  Ikrggcs.  140)  oder  der  bei 
neuen  Kuxen  eingeführten  völligen  Unüieilbarkeit  (Preuss.  Bergges.  ^  loi) ; 
in  dem  früheren  Vorkaufs-  oder  Näherrecht  der  Gewerken;  in  der  ge- 
nossenschäftlichen  Registrining  des  Eigenthumswechsels'  und  dem  Princip, 
dass  der  Gewerkschaft  g^enüber  als Eigentl^ümer  gilt,  wer  im  Berggegen* 
buch  als  solcher  eingetragen  oder  im  Gewerkenbuch  als  solcher  ver- 
zeichnet ist  (Pr.  L.  R.  II,  16  §  256  ff.,  266  u.  267,  Preuss.  Bergges. 
5  106—107,  Sachs.  G.  V.  185 1  5  29  u.  v.  1868  §  13  —  14,  Österr.  Ges. 
5  i}2);  in  der  Vcrwirkung  des  Kuxes  durch  das  Retardat  und  den 
neueren  Ersatzinstitutcu  für  die  Kaduzirung. 

*  Vgl.  Sachs.  Ges,  v.  185 1  j  13  u,  v.  iB6&  S  Österr.  Ges. 
S  140;  Preuss.  Ges.  $  loi :  »sie  haben  die  Eigenschaft  der  beweglidien 
Sachen«.  Diese  Eigenschaft  ist  von  der  Ausfertigung  eines  Kuxscheines 
nicht  abhängig.  Wird  ein  solcher  nicht  verlangt,  so  bleiben  sie  eben 
unkörffrJicht  bewegliche  Sachen.  Auch  nls  solche  stehen  sie  nach  Jcni 
Preuss.  Bergges.  \\\\  »F.ii^eiuhunic,  sind  vererblich  und  in  Schritttorui 
veräusserlich  (5  104)  und  können  geplandci  und  »im  Wege  der  Mobiliar- 
versteiger uug«  verkauft  werden      109  u.  131). 

'  Die  Kuxscheine,  welche  nach  Preuss.  Bergges,  5  103  im  Gegen- 
sätze XU  Akden  nur  auf  Verlangen,  stets  auf  Namen  und  auf  Wunsch 
über  eine  Mehrhdt  von  Kuxen  ausgestellt  werden,  spielen  freilich  nicht 
blos  bei  der  Begründung  der  Mitgliedschaft  keine  Rolle,  sondern  sind 
auch  für  deren  Übertragung  ein  zwar  brauchbares,  aber  nicht  nmh wen- 
diges Vehikel  (5  105  Abs.  2  u.  Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  11.  Sept.  77 
Z.  f.  Bergr.  Bd.  19  S.  103).  Allein  ihre  W  erthpapicrsnaiur  tritt  darin 
hervor,  dass  die  Vorlegung  des  Kuxscheins  oder  der  Amortisations- 
erkläniDg  erforderlich  ist,  um  die  Umschreibung  im  Gewerkenbuch  und 
somh  die  Mögtichkeit  der  Ausübung  des  Mitgliedschaltsrechtes  au  er- 
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biliarsachenrecht'  und  sind  gleich  anderen  liegenschaftlichen 
Gerechtsamen  der  grundbuchmäßigen  Verkörperung  zugäng- 
lich \  Immer  aber  treffen  die  sachenrechtlichen  Schicksale 
nicht  blos  den  Antheil,  sondern  das  gesammte  Mitglied- 

schaftsverhältniss :  mit  dem  »Eigenthnm«  am  Kux  fällt  noth- 

wcndig  die  Eigenschaft  als  Gewcrkc  zusammen  \  währtnd 
das  Recht  und  die  Möglichkeit  der  Ausübung  des  Mit- 


langen (5  TO)  Abs.  }).  Auch  ist  die  Verpßbidung  des  Kuxes  nur  durch 
Übergabe  des  Kuxschdnes  auf  Grund  eines  schrifUicfaen  Vertrages  mög- 
lich ($  io8).  Ebenso  erfolgt  die  Pßtodung  nach  den  Regeln  der  Zwangs» 

Vollstreckung  in  körperliche  bewegliche  Sachen  109). 

'  Sa  behalten  nach  dem  Preuss,  Berg^c?.  228  die  Kuxe  der  alten 
GcwcrkscliattLii  »dk  Eigenschaft  unbcwci^-liclicr  Sachen«,  unterliegen  bei 
der  \'crauij«crung  und  Verpfändung  dem  tur  Grundstücke  geltenden  Hecht 
(v  250  u.  231)  und  werden  erforderlichen  Falls  im  Wege  der  Subhastation 
verkauft  (5  2^4).  Diese  Sätze  aber  gelten  unabhängig  davon,  ob  Grund- 
bücher extstiren  und  zur  Eintragung  der  Kuxe  eingerichtet  sind. 

*  Vgl.  Preuss.  Bergges.  $  229  u.  Ges.  v,  5.  Mni  7:  §  68  nebst 
Grundbuch-O.  l  17.  •—  Im  Wesentlichen  wnr  ^chon  die  Eintmcriing  in 
das  Berggegenbuch  nach  den  älteren  Bergordnungen  eine  gruiKiini.:h- 
malMge  \'erkörperung,  indem  das  Higcnthum  nm  Kux  im  Falle  trci\\  iiii- 
ger Veräusscrung  durch  Umschreibung  überguig  und  die  Verptandung 
oder  dingliche  Belastung  des  Kuxes  durch  Einschreibung  erfolgte.  Für 
Preussen  verneinte  jedoch  der  PI.  Besch!,  des  O.Tr.  v.  7.  Juli  $1  Entscb. 
Bd.  31  S.  10  die  Geltung  eines  vom  damaligen  allgemeinen  Grundstücks- 
recht  abweichenden  Satzes  bei  Kuxen  und  liess  daher  auch  bei  diesen 
das  Eigenthum  durch  Tradition  übergehen.  —  Die  »Gewährscheine«  sind 
blose  Bewei-^urkunden. 

3  Die  Mirgliedschnft  «selb";!  wird  daher  vererbt  und  veräussert,  kann 
njchrl.ikig  oder  /.u  einem  Brucluiieil  Jciiiandcni  zustellen,  vermag  den 
Gegenstand  eines  gemeinschaftlichen  Eigenthums  zu  bilden  u.  s.  w.  Die 
Gewerkschaft  selbst  vollzieht  die  Übertragung  von  Mitgltedschaftsrechten, 
welche  ihr  durch  Verwirkung  oder  Verzicht  zur  Verfügung  anheimfallen, 
in  der  Form  des  »Verkaufes«  und  im  Falle  der  Verkäuflichkeit  in  der 
Form  der  «Zii«.chreibung«  vnn  Amhcücn.  Insoweit  sie  riher,  weil  eine 
Zuschreibung  an  die  Gcwtrken  in  ganzen  Kuxen  unausiuhrbnr  ist.  die 
un\ erkäuflichen  Kuxe  lasiealrei  i>ich  selbst  im  Gewerkenbuch  oder  Grund- 
buch zuschreib:  (Preuss.  Bcrggcs.  ^  131  — 132  u.  234),  wird  sie  nicht  etwa 
ihr  eignes  Mitglied,  sondern  vermindieR  vielmehr  die  Zahl  der  vorhanden 
nen  Mitgliedschaftsrechte;  vgl.  Klost€rmann,  Kommentar  zum  Preuss. 
Bergges.  (4.  Aufl.  lÜBs)  S.  335  N.  27S. 
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^Iicdschaftsrechtes  von  der  Substanz  desselben  getrennt  sein 
kann^ 

Das  Mitgliedschaftsrecht  ist  jedoch  auch  hter^  obschon 
es  in  seiner  Totalität  zum  Vermögen  des  Einzelnen  gehört, 

ein  Inbc^^riti"  unttr  bich  ungleichartiger  Rechte  und  Pflichten, 
welche  theils  individunlrechtliche  Elemente  enthalten  theils 
in  rein  giiedmäßiger  Beziehung  aufgehen. 

Den  Kern  der  einzelnen  körperschaftlichen  Sonderrechte 
bildet  wieder  der  dem  Gewerken  am  Genossenschaftsver- 
mögeo  zustehende  »Antbeilin,  welcher  gleich  dem  Antheil 
des  Aktionärs  als  ideelle  Wenhquote  erscheint*  und  einen 
für  die  Körperschaft  unantastbaren  Anspruch  auf  einen  ver- 
haltnissmäßigen  Antheil  an  der  Ausbeute  und  für  den  Fall 
der  Auflösung  an  dem  verbleibenden  Reinvcrmogen  be- 
gründet ^  Dieser  Werthantheil  des  Einzelnen  ist  hier  schlecht- 
hin gegen  jede  Veränderung  durch  Vermehrung  der  Antheile 
oder  durch  Verschiebung  ihres  proponionalen  Verhält- 
nisses gesichen\  Dagegen  entzieht  derselbe  keineswegs  der 


*  Durch  das  Ce\vcrkenbuc!i  oder  Grundbuch  kann  ein  Nichteigen- 
•humcr  als  Eis^cnthunicr  und  somit  ein  Nichtmiti^lied  als  Mitglied  Icgiti- 
nürt  sein.  Djc  AuMiburiij  de<;  MitgHcJschattsrechtes  durch  Stellvertreter 
ist  zulassig.  Im  Falic  Ucr  Eigcnthunisgcmciubchaft  an  einem  umheil- 
barcn  Kux  ist  die  Bestellung  eines  gemeinsamen  Bevollmächtigten  sogar 
DOtbvendig;  Klöslermann  a.  a.  O.  S.  203  N.  320. 

*  Vgl.  oben  S.  46.  Der  QMOtencharakter  wird  zum  Lutcrichicdc 
vom  Aktienrecht  hier  auch  äusserlich  ausgedrCkckt;  die  Zerlegung  in  Ao> 
ibdk  xriSt  jedoch  bei  alten  wie  neuen  Kuxen  nur  das  Gewerkschafts- 
vennögen  als  objektive  Wertfaeinheit. 

i  Vgl.  Preuss.  Berggcs.  5  loa  und  dazu  Ktostermatm  a.  a.  O.  S.  204» 
sowie  über  den  Anspruch  des  Gewerken  auf  einen  Theil  des  Vermögens 
der  aufgelösten  Gewerkschaft  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  18.  Jan.  76 

Bd.  19  S.  19a  u.  194  u.  V.  6.  M.ii  79  Bd.  2)  S.  2S0.  Der  letzigedachte 
.\nspruch  ergreift  im  Falle  des  Wi  k.iufes  des  Bergwerkes  den  Verkaufs- 
erlös^ im  Falle  der  bergbehördlichen  Entziehung  (Preuss.  Ges.  ^  156—160) 
oder  der  unentgeltlichen  Aufgabe  des  Bergwerk seigcnthums  mindestens 
das  sonst  etwa  vorhandene  Gewerkschaftsvermögen. 

*  Eine  Vermehrung  der  Zahl  der  Kuxe  ist  durch  die  gesetzliche 
Fixirung  derselben,  welche  zum  Wesen  der  Gewerkschatt  gehört  (Erk. 
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Genossenschaft  als  solcher  das  Eigenthum  und  die  darin 
enthaltene  unmittelbare  Sachherrschait  an  dem  Bergwerk 

und  allen  sonstigen  gewerkschaftlichen  Vermögensstücken, 
gewährt  vielmehr  dem  Gcwcrkcii  lediglich  ein  Widerspruchs- 
recht i;c^en  solche  körijcrschaltlichen  Siibstanzvcriiii^ungen. 
welche  unmittelbar  zugleich  aui  Beseitigung  oder  Schmale- 
rung  des  ?u  Sonderrecht  vertheilten  Werthes  gerichtet  sind 

An  diesen  ökonomischen  Kern  schliessen  sich  auch  hier 
Sonderrechte  auf  Gewährung  und  Belassung  der  Mitgliedschafl*, 


des  R.  G.  V.  12.  Dec.  81  C.  S.  Bd.  6  N.  78  S.  285),  völlig  ausge. 
scliK^sscii.  Dagegen  ist  eine  Vemiindcrung  ihrer  Zahl  zulassig,  wenn 
die  L'csctzh'chcn  Vor.uis^ct/ungcn  begründet  sind,  unter  welchen  die  Ge- 
werkicluii  uiivcrkautiichc  verwirkte  oder  aufgegebene  .\nthcile  sich  selbst 
zuzuschreiben  hat  (Prcuss.  Ges.  ^  i}  1  —  132  u.  254).  Der  Gewcrke  ist 
abo  zwar  gegen  eine  Verkleinerung»  nicht  aber  gegen  eine  Vergrösserung 
seiner  Qvote  unbedingt  geschützt.  Immer  aber  kann  er  hierbd  die 
Wahrung  der  Verhältnissmäßigkeit  fordern. 

*  Das  Preuss.  Bergges.  5  114  Abs.  2  fordert  «Einstimmigkeit«  /u 
Verfügungen  über  das  verhehene  Bergwerkseigenthum  durch  Verlieht 
oder  Sthfnku*ii^ .  wnran  d.is  Statut  nichts  ändern  kann  (j  94);  d;jhci  be- 
darf e>.  wenn  die  LrkJaruiiL'  \\mc\\  einen  BevoUnikhiie^en  nh^0L;cben 
wird,  Jd  SpecialvoUaiacht  (üik.  des  O.  Tr.  v,  ü.  Juli  73  Z.  l.  Bcrgr. 
Bd.  17  S.  66).  Bei  alten  Gewerkschaften  wird  bberdies  Einstimmigkeit 
aur  Verpfändung  des  Bergwerks  im  Ganzen  verlangt,  wenn  schon  ein- 
selne  Kuxe  h\'pothekarisch  belastet  sind  ($  230).  —  Im  Übrigen  ist  eine 
Verfugung  über  die  Substanz  des  Bergwerks,  wie  z.  B.  Verkauf,  Tausch, 
Konsolidation,  Theilung,  Verpfandung  oder  sonstige  diiK-liche  Belastung; 
und  Obcr!a*5«;unL':  der  Ausbeute  gegen  Kntgeh  (Verpachtung),  durch 
Körptr:>chaltsbcscliluss  /uUs^ig  und  nur  mangels  anderer  statutarischer 
Satzung  an  die  Zustimmung  einer  Drciviertelsmehrheii  aller  Kuxe  ge- 
bunden. Mit  Recht  bemerkt  lüoatrmam  a.  a.  O.  S.  217  N.  24)1  dass 
hierbei  die  Abstimmung  der  Vertreter  bevormundeter  Personen  weder 
bei  alten  ikkIi  bei  neuen  Gewerkschaften  obervormundschaftlicher  Ge- 
nehmigung bedarf,  weil  der  Gewcrke  nicht  über  seinen  Amhcil  disponirt, 
sondern  ?\\  einem  über  d.i?;  Geworkschaftsvermögen  disponirenden  Körper- 
schaftsbeschlusse  mitwirkt.  Bei  alten  Gewerkschaften  5et;'t  sich  freilich 
Klosieimanu  hierdurch  in  Widerspruch  mit  seiner  Auflassung  der  Kuxe 
als  Miteigenthunisantheilc  an  einer  unbeweglichen  Sache. 

*  Darin  liegt  zugleich  das  Sonderrecht  auf  Eintragung  in  das  Ge- 
werkenbuch und  Aushändigung  resp.  Erneuerung  des  Kuxscheines  (Preuss. 
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welchen  Sonderrechte  auf  deren  Veräusserung  oder  Preisgabe 
zur  Seite  stehen*.  Auch  kann  der  Gewerkc  selbstverständ- 
lich jeden  Körperschaftsakt  ablehnen,  welcher  einen  nicht 
gesetzlich  oder  statutarisch  bereits  zur  Verfügung  des  Ge- 
samnitwillens  gestellten  Bestandtheil  seiner  freien  Individual- 
Sphäre  in  den  Verbandsnexus  hineinziehen  würde.  Doch  hat 
er  zum  Unterschiede  vom  Aktionär  kein  Sonderrecht  auf 
Innehaltung  einer  festen  Grenze  Ivi  dci  Ausschreibung  von 
Beiiräj^'cn,  N-ermai^  vielmehr  einer  ordnunijsmäßig  umgelegten 
Zubusse  sich  nur  durch  Preisgabe  seines  gesammten  Mit- 
gliedschaftsrechtes zu  ent;?iehen*.  Unbedini^t  aber  ist  er  im 
ganzen  Bereich  der  gemeinheitiichen  Zuständigkeit  gegen 


Bergges.  S  103^105).  —  Der  unfreiwillige  Ausschluss  eines  Gewerken 
bt  nur  im  Falle  der  Kadusining  des  Kuxes  zulässig.  Un^kehrt  besteht 
mcht  blos  ein  Recht,  sondern  auch  eine  Pflicht  des  Gewerken  zum 

Hinzuerwerb  weiterer  Mitglicdschiftsrcclüc.  wenn  vcn\'irkte  oder  rtnf- 
pegebene  Anihcilc,  deren  Unvcrk.uillichkeit  bei  einem  von  der  Gewerk- 
schaft versuchten  Verkauf  sich  hcrausslelh,  an  die  anderen  Gewerken 
nach  \'erhahniss  Uirer  Anihcilc  in  ganzen  Kuxen  zugeschrieben  werden 
können  (Preuss.  Bergges.  S  131-1 12). 

'  Nach  Preuss.  Bergges.  hat  der  Gewerke  stets  das  Recht  der 
freien  Veräusserung  der  Mitgliedschaft  (§  104),  das  ihm  auch  durch 
Statut  nicht  entzogen  werden  kann  ($  94)'  Dagegen  hat  er  das  Recht 
des  freiwilliiTLii  Verzidites  nur,  wenn  auf  dem  Antheil  weder  schuldige 
BcitrK'C  nocli  sonMjjre  Schuldverhindlichkeiten  haften  oder  aber  die  Ein- 
willigung der  filaubigcr  beigebracht  wird  1^2),  Sonst  hat  er  nur 
das  Hecht,  zur  Ainvendung  der  Verunheiluug  oder  Execution  aus  einer 
von  der  Gewerkschaft  gegen  ihn  auf  Zahlung  von  Beiträgen  erhobenen 
Klagen  den  Verkauf  seines  Antheils  behufs  Befriedigung  der  Gewerk- 
schaft anheimzustellen  ($  t)o).  Überdies  hängt  in  beiden  Fällen  die 
Aufgabe  der  Mitgliedschaft  von  der  Überreichung  des  Kuxscheines  ab. 
Das  ähere  Bergrecht  gewährt  regelmäßig  eine  freie  Verzichtsbefugniss. 
Ebenso  sapt  das  Sachs.  Ges.  v.  185 1  j  25  u.  iS6<s  []  ir:  »Die  MitgHeder 
einer  (ie werkschaft  sind  /.u  jeder  Zeit  berechtigt,  sich  unter  \"crlust  alles 
bis  dahin  Hingezahltcn  von  der  Gewerkschaft  loszusagen  und  sich  somit 
nicht  nur  der  Rechte,  sondern  auch  der  Verbindlichkeiten,  welche  sie  als 
Mitglieder  der  Gewerkschaft  haben,  zu  entledigen«.  ^  Niemals  hat  der 
Gewerke  ein  Recht  auf  Austrin  unter  Aussonderung  seines  Antheils; 
Preuss.  Bergges.  ^  100. 

*  Vgl.  Preuss.  Bergges.  $  102  u.  die  vorige  Note. 
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jede  VerletziintT  des  Princips  der  genossenschattiichen  Gleich- 
heit geschützt  ^ 

HinsichiHch  der  'l'h  ihahme  am  Gemeinlcbcn,  welche  als 
solche  den  Kreis  der  dem  Gewerken  lediglich  in  seiner 
gliedmäßigen  Ein-  und  Unterordnung  gewährten  Befugnisse 
umfasst,  ist  doch  auch  hier  ein  unentziehbares  Sonderrecht 
auf  Zuziehung  zu  der  Gewerkenversammlung  und  auf  das 
dem  Antheil  am  Vermögen  entsprechende  Stimmrecht  in 
derselben  begründet  \  Auch  hat  der  Gewerke  ein  Sonder- 
recht auf  Kontrole  der  Verwaltung  durch  Einsicht  der 
Bücherl  Dazu  inti  hier  ein  die  übriLjcn  Sonderrechte  zu- 
gleich sicherndes  und  ergänzendes  cigenihümlichcs  lornielles 
Sonderrecht,  kraft  dessen  der  Gewerke  im  Wege  der  Klage 
die  gerichtliche  Authebung  eines  Gewcrkschattsbeschlusses 
bewirken  kann,  falls  derselbe  nicht  zum  Besten  der  Gewerk- 
schaft gereicht*.  Im  Übrigen  hat  er  zur  Wahrung  seiner 
Rechte  und  Interessen  gegen  die  Gewerkschaft  die  gewöhn- 


'  Insoweit  es  sich  um  die  vermögensrechtlichea  Vortheile  und 

Lasten  handelt,  kann  das  Princlp  der  gleichen  Rctheiligung  eines  jeden 
Kuxes  nach  Preuss.  Bergges.  §  94  nicht  einmal  durch  das  ursprüngliche 
Statut  abgeändert  werden,  wenn  überhaupt  eine  Gewerkschatt  vor- 
liegen soll. 

•  Vgl.  Preuss.  Bergges.  ^  111  —  112.  Das  Suiut  kann  zwar  diese 
Bestiminungen  abändern  und  daher  x.  B.  die  Stimmen  anders  als  nach 
Kuxen  vertheilen:  allein  das  einmal  statutarisch  gewährte  Stimmrecht 
rouss  dann  als  ein  auch  im  Wege  der  Statutenänderung  nidit  wieder 

entziehbarcs  Recht  gelten. 

'  \'gl.  Preuss.  Bergges.  ^  121.  Dagegen  steht  d.is  Recht  auf 
RL-chnungslage  des  Vorstandes  nur  der  Gewerkschaft,  nicht  dem  Ge- 
wcrken  zu;  Erk.  des  O.  Tr.  v.  19.  Okt.  77  Z.  i.  Bcrgr.  Bd.  19  S.  249. 

♦  Preuss.  Bergg.  ^  115- 116.  Doch  muss  es  ein  Beschluss  sein, 
der  an  der  bisherigen  Sachlage  etwas  ändert  (Entsch*  des  O.  Tr. 
V.  14.  Dec  57,  6.  März  68,  12.  Juni  7$  u.  21.  Mai  69  Bd.  37  S.  32a 
bes.  551,  Bd.  59  S.  ^65.  IUI.  75  S.  229  bes.  239,  Bd.  61  S.  305);  ein 
solcher  Beschluss  aber  ist  auch  die  Erlheilung  der  Dccharge  (Erk.  des 
R.  G.  V.  27.  Apr.  81  CS.  Bd.  6  N.  81  S.  296  fT).  Die  Kl.ige  i^t  in 
ciiic  Ausschlussfrist  von  vier  Wochen  gebunden.  Durch  iiirc  Anstellung 
wird  die  .\usführung  des  Beschlusses  nicht  aufgehalten  und  iui  l*alle  der 
.\uthebung  erlischt  seine  Wirksamkeit  erst  niit  dem  Augenblick  der 
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liehen  Rechtshülfemittel',  soweit  nicht  durch  das  Gesetz 
oder  das  Statut  die  Garantie  derselben  ausschliesslich  in  das 
körperschaftliche  Leben  verlegt  ist*.  Besondere  Garantien 
rein  korporativer  Katui  :  u  :ct  den/ Einzelnen  hier  einerseits 

(Jas  gesetzliche  ErlbrUerniss  bergbehördlicher  Bestätigung \ 
andrerseits  die  gesetzliche  Anerkennung  von  Minderheits- 
rechten ^. 

Den  Sonderrechten  entsprechen  auch  hier  Sonderpflichten, 
unter  denen  die  Verbindlichkeit  zur  Leistung  verhäUniss- 


Rechlskraft  des  Erkenntnisses:  in  beiderlei  Hinsicht  gilt  jedoch  das 
Gewentheil  (Suspensiveffekt  und  Auihcbun«:  ex  teuc),  wenn  der  Bcschluss 
eine  Subsianzvcrlugung  oder  die  Aussclireibung  von  Beiträgen  cntiiali. 
Das  Statut  kann  dem  ordentlichen  Gericht  ein  statutarisch  geordnetes 
Schiedsgericht  substituirea  und  somit  dieses  Sondenrecht  *u  dem  Recht 
auf  Anrufung  eines  besonderen  körperschaftlichen  Organes  mit  richter- 
licher Funlction  abschwächen. 

'  Der  Gewerke  kann  daher  unabhängig  von  der  cigenthümlichen 
Anfechtungsklage  des  5  11$  des  Prcuss.  Bergges,  einen  Gewerkschafts- 
bcschluss  gerichtlich  als  ungültig  anfechten,  wenn  derselbe  materiell 
oder  rornxll  rechtswidrig  ist;  so  auch  wegen  eines  in  der  Versanimlunr^ 
selbst  nicht  gerügten  Mangels  der  Le<;itinKUion  von  Abstimmenden  (Erk. 
des  O.  Tr.  V.  12.  Juli  75  1  i.  Bcrgr.  Bd.  17  S.  6b;  und  wegen  Form- 
widrigkeii  (Lrk.  des  A.  G.  Köln  v.  29.  Juli  67  ib.  Bd.  9  S.  176  gegen 
das  abwdchende  Erk.  des  Landger.  Köln  v.  2.  Mära  67  ib.  Bd.  8  S.  4»0» 
^  Das  Statut  kann  jedoch  den  Schuu  solcher  Sonderrechte,  wekhc 
das  Gesetz  unbedingt  gewährleistet,  nicht  ausschliesslich  einem  Körper- 
schaftsorgan auweisen ;  vgl.  Preuss.  Bergges.  $  94 

5  Vgl.  Preuss.  Bergges.  §  94  u.  daau  KhsUnmm  a.  a.  O.  S.  199 
N.  210 a;  auch  $  2}5  b. 

4  Ausser  dem  Erfordemiss  einer  Drcivicrtebmehrheit  aller  Kuxe 
bei  wichtigen  Beschlüssen  (Preuss.  Bergges.  S  94,  "4»  235 »  u  mo) 
ist  gesetzlich  der  Anspruch  einer  Minderheit  von  einem  Viertheil  auf 
Berufung  einer  Gewcrkenversammlung  anerkannt  (§  122  Abs.  2).  Die 
Bergbehörde  kann  zur  Wahl  des  Repräsentanten  oder  Grubenvorstandes 
oder  zur  Beschlussfassung  über  dessen  Absetzung  auch  schon  aul  An- 
trag eines  einzelnen  Gcwcrken  eine  Versammlung  einberufen  (5  122 
.\bs.  )):  dieses  Antragsrecht  ist  aber  um  so  weniger  ein  korporatives 
Sonderrecht,  als  es  auch  dritten  Interessenten  xustcht  («.  B.  Jemandem, 
der  die  Gewerkschaft  verklagen  will). 
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mäßiger  Beiträge  die  erste  Stelle  einnimmt'.  Die  Beitrags- 
pflicht  fliesst  aus  der  Mitgliedschaft  als  solcher';  sie  wird 
durch  Körperschaftsbeschluss  festgesetzt';  ihre  Nichter- 
füllung kann  den  Verlust  des  MitgUedschaftsrechtes  be- 
wirken*; der  Verpflichtete  kann  sich  von  ihr  durch  Preis- 
gabe des  Mitgliedschaftsrechtes  befreiend  Allein  sie  erscheint 
gleichwohl,  so  lange  sie  besteht,  als  eine  persönliche  und 
individuelle  Verbindlichkeit  des  einzelnen  Gewerken'.  Sie 

*  Ausserdem  gehört  dazu  die  Pflicht  «ur  Übernahme  der  von  der 
Gewerkschaft  durch  Zuthcihing  von  Kuxen  oder  durch  Verminderung 
der  Kuxzahl  auferlegten  MehrbetheiUgung;  vgl.  oben  S.  279  N.  4  u.  2S0  N.2. 

*  Preuss.  Rergges.  §  102. 

'  Preuss.  Bergges.  %  120  u.  129. 

4  Die  Kaduarung  der  in  du  Retardat  gesetiten  Kux^  wie  sie  alle 
älteren  Bergordnungen  und  auch  das  Sichs.  Ges.  v.  18$  i  $  i}8  u.  das 

Oestcrr.  Ges.  §  160  AT.  festhalten,  ist  durch  das  Preuss.  Bergges.  besdtigt. 
Doch  kann  die  Gewerkschaft  auch  hier  den  Ausschluss  des  säumigen 

Gcv.crkcn  herbeifuhren,  indem  sie  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung 
den  Kux  pfänden  und  verkaulen  lässt  (§  129  u.  109). 
^  Vgl,  oben  S.  281  N.  1—2. 

<  Darum  bleibt  im  Falle  der  freiwilligen  Vcrausscrung  des  Kuxes 
der  bisherige  Gewerke  der  Gewerkschaft  für  alle  Beiträge  verhaftet,  deren 
Erhebung  vor  der  gehörigen  Beantragung  der  Umschreibung  im  Ge- 
werkenbuch beschlossen  ist;  Preuss.  IJergges.  5  107,  Sachs.  Ges.  v.  185 1 
S  29  u.  V.  1868  S  13  —  14,  österr.  Ges.  §  142.  Doch  wird  er  zugleich 
mit  dem  neuen  Gewerken  befreit,  sob.ilJ  der  Kux  unter  Überreichung 
de*>  Kuxscheins  der  Gewerkschaft  zur  Bctriciiitium:  übcrhisscn  wird. 
Ferner  hat  die  Gewerkschaft,  sobald  die  L'nanfcchibarkcit  des  Beschlusses 
auf  Erhebung  von  Zubusse  feststellt,  nach  Preuss.  Bergges.  die  gewölui- 
liche  Schuldklage  gegen  den  Gewerken  und  kaim  die  Zwangsvollstreck- 
ung in  dessen  ganzes  Vermögen  suchen«  bis  der  Gewerke  diese  Folgen 
durcli  Darbietung  der  Kuxes  abwendet  (3  129— iji).  Vollends  endlich 
ist  die  individualrecmliche  Naiur  dieser  Obligation  durch  die  in  der 
Praxis  durchgedrungene  und  vom  R.  G.  im  Hrk.  v.  15.  Jan.  Si  C.  S. 
Bd.  ^  N.  78  S.  271 — 280  best,uiu!c  Aruiahnie  verstärkt,  dass  der  (Je- 
werksciialt  an  allen  wie  neuen  Kuxen  wegen  der  Zubussc  weder  ein 
dingliches  Recht  noch  ein  persönliches  Vorzugsrecht  vor  sonstigen  Gläu- 
bigem des  Gewerken  mehr  ansteht ;  vgl.  darüber  Khsttrmann  a.  a.  O. 
N.  276  S.  2)0~254.  Das  ältere  Bergrecht  wurde  durch  die  das  Berg* 
werkseigenthum  und  die  Bcrgschulden  verknüpfenden  .Xb^onderungs-  und 
Vorzugsrechte  der  korporativen  Seite  da  gewerksdiaftlichen  Beitrags- 
püicht  mehr  gerecht. 
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bietet  also  ein  Musterbeispiel  der  körperschaftlichen  Sonder- 
pflicht. Neben  der  gegen  die  Gewerkschaft  begründeten 
Pflicht  zur  Zubusse  ist  eine  Haftpflicht  gegen  Dritte  für 
Gewerkschaftsverbindiichkeiten  dem  Gewerken  nicht  auf- 

» 

erlegt ' :  soweit  eine  solche  früher  vorkam  oder  etwa  statu- 
tarisch festgesetzt  ist^  trägt  auch  sie  den  Charakter  der 
individuellen  Obligation  aus  Körperschaftsrecht  *. 

Endlich  giebt  es  auch  bei  der  Gcwcrkscliaft  eine  von 
der  im  Kux  verselbständigten  xMitgliedschaii  unabhängige 
körperschaftliche  Gliedstellung,  mit  welcher  sich  Sonder- 
rechte und  Souderpflichten  verschiedener  An  verknüpfen 
können  ^ 


'  Preuss.  Bergges.  §  99;  Sächs.  Ges.  v.  18$  i  $  24;  österr.  Ges. 

5  138  (trotz  ungenauer  Fassung,  vgl.  Stobbe  J  59  N.  34). 

'  Vgl.  oben  S.  47  N.  i  und  die  dortigen  Anführungen  über  die 
frühere  Preuss.  Prnxis.  —  Da  nach  Preuss.  Bergges.  die  Bestimmungen 
über  Beitrags-  und  Haftpflicht  durch  das  Statut  nicht  abgemindert  werden 
können  94),  so  wäre  eine  Bergwerksgenossenschafi,  deren  Statut  die 
Mitgtieder  persönlich  haftbar  machte,  keine  Gewerksdiaft  im  Sinne  die- 
ses Gesetzes;  Erk.  des  R.  G.  v.  12.  Dec  81  C.  S.  Bd.  6  N.  78  &  281  ff. 
Ebeosowenig  wäre  dies  eine  Gewericschaft,  deren  Statut  dnen  Betheiltg- 
ten  von  jeder  Zubusse  befreit  (Erk.  des  O.  Tr.  V.  7.  Jan.  74  Bd.  71 
S.  256  ff.)  oder  die  Beiträge  anders  als  nach  Kuxen  vertheilt  (Erk.  des 
R.  O.  H,  G.  V.  6.  Apr.  77  Deut.  Juristemeitung  S.  577).  Das  R.  G. 
nimmt  .iber  an,  das  dies  nur  für  eine  unter  der  Herrschaft  des  Berg- 
gesetzes entstandene  Gewerkschaft  gilt ;  a.  a.  ü.  S.  286 — 289. 

J  Vgl.  Preuss.  Bergges.  §  117 — 128  über  Repräsentanten  resp.  Gru- 
benvorstandsmitglieder, welche  nicht  Gewerken  zu  sein  brauchen  ($117 
Abs.  }),  aber  als  nothwendige  Organe  fungiren ;  dazu  über  ihre  Sonder- 
rechte und  Sonderpflichttn  $  127  Abs.  2,  $  126  Abs.  2  und  die  Ver- 
weisung auf  den  Vollmaclitsvertrag  in  5  128.  Wenn  Repräsentanten 
oder  Grubcnvorstandsmitglieder  zugleich  Gewerken  sind,  bleiben  beiderlei 
Sphären  dergest.nlt  getrennt,  dass  sie  sogar  auf  Grund  ihrer  Kuxe  bei 
dem  Beschluss  über  ihre  eigne  Hiiiiastung  mitstimmen  können ;  Erk.  des 
O.  Tr.  V.  12.  Juli  7$  Z.  f.  Bcrgr.  Bd.  17  S.  66  u.  des  R.  G.  v.  27.  Apr. 
1881  C.  S.  Bd.  4  N.  81  S.  301—305.  —  Freikuxe  gewähren  nach  Preuss. 
Bergges.  ^  224  keine  Mitgliedschaft,  sondern  lediglich  ein  dingliches 
Recht  an  fremder  Sache  von  rein  individuabechtlicber  Natur ;  Erk.  des 
R.  G.  v.  4.  Nov.  82  C  S.  Bd.  8  N.  56  S.  220—225  u.  v.  22.  Nov.  84 
Bd.  12  N.  66  S.  271^272. 


Digitized  by  Google 


286 


Zweites  KafUd^ 


9.  Im  Gegensatz  zu  solchen  und  anderen  Vermögens- 
genossenschaften, bei  welchen  die  Mitgliedschaft  auf  einen 
Anthell  am  Genossenschaftsvermdgen  gebaut  ist,  erscheint 
die  eingetragene  Genossenschaft  des  deutschen  Rechts  als 

wirthschaftliche  Personalgenossenschaft.  Darum  weist  auch 
das  bei  ihr  geltende  körperschaftliche  Individualrecht  keines- 
wegs den  Typus  auf,  welcher  bei  Aktiengesellschaften,  Ge- 
werkschaften und  manchen  agrargenossenschaftlichen  Bil- 
dungen die  schärfste  Ausprägung  erfahren  bat,  sondern  ent- 
faltet nur  die  auch  bei  anderen  Verbänden  für  gegenseitige 
wirthschaftliche  Förderung  und  Unterstützung  vorkommen^ 
den  Grundformen. 

Vor  Allem  innimt  die  Mif^Uedschaß  im  Ganzen  hier 
durchaus  nicht  den  Charakter  eines  zum  Vermögen  des  l:in- 
zelnen  gehörigen  Sonderrechts  an.  Sie  bleibt  vielmehr,  wenn- 
schon die  aus  ihr  fliessenden  Sonderrechte  und  Sonderpdich- 
ten auf  ihre  rechtlichen  Schicksale  zurückwirken,  an  sich 
das  rein  personenrechtliche  Verhältniss  der  Gliedstellung  in 
einem  mit  Gesammtpersönlichkeit  bekleideten  Vereinsorga- 
nismus. Von  einer  sachenrechiliclien  Verselbständigung  der 
Mitgliedschaft  ist  hier  nicht  die  Rede:  dieselbe  wird  auf 
rein  korporativem  Wege  durch  Beitritts-  und  Aufnahmeerkiä- 
rung  erworben  und  durch  Austritts-  oder  Ausschlusserklärung 
verloren*;  sie  ist  an  sich  unvererblich  und  unveräusserlich'; 


*  Genoss.  Ges.  §  2  Abs.  4,  §  5  Z.  4,  5  }8.  Vgl.  österr.  Geno-^s. 
Ges.  V  9.  Apr.  1873  S  5*  S  2<  4t  54  u.  77 ;  Schweiz.  ObU  R.  Art.  6äo 
Z.  4  u.  685—685. 

•  Genoss.  Ges.  j  ?8;  vgl.  Üsierr.  Ges.  5  54  u.  77  —  78.  Schweiz. 
Art.  686.  Auch  sututarische  Bestimmungen,  nach  welchen  die  Mitglied- 
schaft mit  dem  Tode  nicht  erlöschen  soll,  machen  dieselbe  nicht  im 
eigentlichen  Sinne  vererblidi,  sondern  gewähren  nur  dem  Erben  ein 
Recht  auf  Emtritt  Die  Mitgliedschaft  ist  daher  auch  unverpAndbar  und 
unp^dbar:  Pfandrecht  und  Zwangsvolbtreckung  ergreifen  nur  das- 
jenige, was  vier  Genossenschafter  an  Zinsen  und  Gewinn  oder  im  Falle 
seines  Ausscheidens  oder  der  Auäösung  an  Vermögensantheil  zu  fordern 
hat.  Der  Gl.iubiger  h.it  jctioch,  wenn  er  nach  fruchtloser  Exekution  in 
das  Privatvemiögen  eines  Genossensdiafters  die  £xekuuon  in  dessen 
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und  sie  ist  auch  der  Ausfibuog  nach  keineswegs  principiell 

iibtTtragbar 

Unter  den  ein:^elnen  Sonderrechten  des  Genossenschafters 
tritt  freilich  auch  hier  ein  sogenannter  TuGeschäftsantheih  in 
den  Vordergrund'.  Allein  derselbe  ist  zunächst  nicht  Grund- 


l&oftigcs  Gtttbabm  erwirkt  hat,  die  Befugniss  sur  Herbeifiihniiig  des 
Ausscheidens  seines  Schuldners  durch  Aufkündigung.  An  Stelle  der  dem 
Glaubiger  eines  Aktionärs  oder  Gewerken  gewähnen  Möglichkeit,  die 
Mitgfiedschaft  selbst  m  seiner  Befriedigung  zu  verwenden,  tritt  also  für 
den  Gläubiger  eines  Genossenschafters  die  Möglichkeit,  die  Mitgliedschaft 
ru  zerstören,  um  das  von  ihr  gebundene  Individualrecht  frei  und  damit 
sich  zugänglich  zu  machen.  Gcnoss.  Ges.  §  \\ — 14  u.  16,  Vgl.  Osterr. 
Ges,  ^  $6— S7  u.  59,  Schweiz.  Obl.  R.  Art.  694. 

«  Eine  Ausübung'  einzelner  Mit^liedschaftsrcchtc  und  namentlich 
Stimnircchis  durcii  Stcllvcrirctcr  kann  staiuiarisch  sowolü  zu- 
gelassen als  geboten  sein.  In  Emumgelung  statutarischer  Bestimmung 
moss  dag^en  hier  jede  Stellvertretung  als  au^eschlossen  gelten,  in- 
sofern es  sich  nicht  hlos  um  die  Geltendmachung  rein  vermfigensrecht- 
ficher  AosprOche  handelt  So  würde  auch  a.  B.  der  Vormtmd  eines 
di^positkmsuolähig  gewordenen  Genossenschafters  zwar  Zinsen  und  Divi- 
dend-n  erheben,  jedoch  nicht  das  Stimmrecht  ausüben  können. 

*  Das  Ücut.  Ges.  §  5  Z.  5  macht  die  Bildung  von  Geschäftsantheilen 
nothwendig.    Ebenso  das  österr.  Ges.  5s  '^•5.5^4  .\bs.  5, 

während  das  Schweiz.  Recht  solche  weder  fordert  noch  für  den  Fall 
ihrer  Bildung  regdi.  Die  Geschaftsantheile  des  österr.  Ges.  entsprechen 
aber  nur  bei  »Genossenschaften  mit  unbeschränkter  Haftung«  wesentHch 
denen  des  Deutschen  Gesetzes.  Bei  «Genossenschaften  mit  beschrankter 
Haftung«  nehmen  sie  dadurch  Besonderheiten  an,  dass  sie  nicht  nur  den 
liindescbetrag  der  nicht  unter  ihrem  Duplum  festzusetzenden  Haftungs- 
samme  bestimmen,  sondern  auch  den  GÜubigem  als  Haftungsobjekt  ge- 
sichert werden.  Darum  ist  ihre  Kündigung  besdiränkt  und  ihre  Aus- 
nhlnng  während  der  Haftungszeit  verboten.  Auch  muss  im*  Falle  des 
Vcrinsies  der  Hälfte  des  auf  die  Geschäftsantheile  eingezahlten  Betrages 
iBtTcrzüglich  eine  Generalversammlung  berufen  und  von  der  Sachlage 
QDterrichtct  werden.  Ferner  kann  ein  Genossenschafter  nur  Mitglied 
bleiben,  wcijn  er  mindestens  mit  Einem  Gesch.lftsantheil  betheili^t  bleibt. 
Endlich  sind  die  (Jesclüftsantlieiie  im  Zweifel,  obschon  nur  mit  Rewilli- 
guns  des  Vorstandes,  übertragbar.  Das  Statut  kann  sie  .Aktien  nocli 
ähnlicher  rnaciicn.  iinnierhui  unterscheiden  sie  sich  von  solchen  n.x^h 
der  gesetzlichen  Regel  im  innersten  Wesen,  da  sie  einerseits  nicht  die 
Bas»  der  Mitgliedschaft  bilden,  wedialb  audi  mebrfadie  Geschäftsanthdle 
inclir  mefarfiiclic  Mitgliedschaft  bcgründeti,  andrerseits  keine  Wenhquote 
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läge,  soodem  Ausfluss  der  Mitgliedschaft:  diese  entsteht  und 
besteht  unabhängig  von  dem  Geschäftsantheil,  berechtigt  und 
verpflichtet  aber,  in  gewissem  Umfange  durch  Einzahlungen 

oder  Jurcli  Zuschrcibuii^cu  einen  boicheii  v.i\  erwerben'.  Und 
er  ist  andrerseits  kein  ideeller  Antheil  am  Genossenschafts- 
vermögen oder  an  dessen  Werth*:  er  drückt  keine  Quote 
aus  und  wird  daher  auch  durch  Vermehrung  oder  Vermin- 
derung der  Mitgliederzahl  oder  durch  Vergrösserung  oder 


darstellen  und  daher  im  Zweifel  nur  ein  Forderunn^srccht  von  bestimmter 
Höhe  und  keinen  Ansprucli  auf  einen  Antheil  am  Genossenschaüsvcr- 
niögen  erzeugen.  Vgl.  Österr.  Ges.  §  76—84.  Ähnliche  Modifikationen 
des  Rechtes  der  Gescbäftsaaäidle  enthält  das  Bayr.  Genoss.  Ges.  v. 
29.  Apr.  69  für  »registrirte  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht«; 
vgl.  Art  7J— 77. 

*  Das  statutarisch  gewährte  Ruht  auf  Bildung  emes  Geschäftsan- 
dieiles  und  auf  Ycry^rösscrung  desselben  durch  Zuschreibungen  bis  zu 
einem  gewöhnlich  fixirten  Höchstbetrage  erscheint  als  ein  eignes  Mit- 
gliedschaftsrecht, welches  selbst  wiederum  als  Sonderrecht  konstituirt  sein 
kann.  Umgekehrt  pflegt  statutarisch  nicht  nur  jedem  Genosscnschaltcr 
die  Bildung  eines  Geschäftsantheiles  bis  zu  einem  Mindestbctra^e  /ux 
Pfiichi  gemacht,  sondern  auch  von  einer  hierzu  erforderlichen  Einzalilung 
oder  Einlage  die  Aufnahme  und  von  ferneren  Beitragsleistungcn  oder 
von  dem  Nichtbezuge  gewisser  an  sich  fälliger  Zins-  oder  Gewianraten 
der  Verbleib  in  der  Genossenschaft  abhängig  gemacht  zu  sein.  Damit 
ist  aber  nicht  die  Mitgliedschaft  auf  ihren  vermögensrechtlichen  Bestand^ 
tfaeil  basirt,  sondern  es  sind  nur  »Bedingungen  des  Ein-  und  Austritts« 
statuirt 

*  Nach  dem  Genoss.  Ges.  gewährt  er  weder  dem  ausscheidenden 
Genossenschafter  oder  dessen  Erben  einen  Anspruch  an  den  Reserve- 
fonds oder  das  sonst  vorhandene  Genossenschaftsvermögen  (§  39  Abs.  2), 
noch  bei  der  Auflösung  der  Genossenschaft  einen  Antheil  am  Reinver- 
mögen der  ehemaligen  Körperschaft  (3  47).  Es  ist  daher  unbegreiflich, 
wie  das  Reichsgericht  im  Erk.  v.  i).  Nov.  79  C.  S.  Bd.  i  N.  5  S.  12—15, 
obwohl  CS  dies  richtig  hervorhebt,  doch  den  Ansprucli  des  ausscheiden- 
den Genossenschafters  auf  Aus/.ahlung  seines  Geschäftsantheiles  als  den 
ihm  vom  Gesetz  gewahrten  »einzigen  Ersatz  für  sätte  hUherige  Miteigm- 
AumsquoU  am  Gaiossmsdi^svermSgenK  charaktetisiren  kaim.  Schlimmer 
noch  ist  die  Verwirrung  in  dem  Erk.  des  O.  L.  G.  Hamburg  v.  16.  Nov. 
1880  b.  SeulT.  Bd.  j8  N.  3,  wenn  es  hier  heisst,  dass  »den  ebizelnen 
Mitgliedern  an  dem  Gcsellschaftsvermögen  kein  unmittelbares  Recht, 
kein  Miteigenthum  oder  Mitgläubigerrecht,  wohl  aber  ein  ideeller  An« 
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Verkleinerung  anderer  Geschäftsantheile  nicht  verändert'. 

Der  Geschäftsantheil  ist  vielmehr  ein  in  ciL^cnihümlicher 
Weise  mit  der  Mitglicdschatt  verwobenes  l-Orderun^srecht 
von  einer  seinem  jedesmaligen  Nominalbeträge  entsprechen- 
den Hohe  und  wird  weit  passender  als  genossenschaftliches 
nOuthabenm  bezeichnet  \  Als  Forderungsrecht  gehört  er  zum 
Vermögen  des  Einzelnen:  allein  als  ein  an  und  durch  die 

• 

theil  an  dem  Vermögen  in  seiner  Gcsammiheit  /.usteht«,  dass  »darin  der 
Geschäftsantheil  der  Mitglieder  besteht«  und  dass  »die  Summe  aller  Gc- 
schiftsantheile  da<;  Reinvermögen  der  Gesellschaft  begleicht«.  Auch  das 
R.  O.  H.  G.  spriclit  im  Erk.  v.  23.  Apr.  75  Bd.  17  S.  214  unrichtig  von 
cimTji  "VV'crth.nnlicil««.  —  Ebenso  verhalt  es  sich  nacli  dem  C):»ierr.  Ges., 
/.  Aar  aucii  bei  Genossenschalten  mit  beschrankter  Haltung;  vgl.  ^48, 
i)  u.  79  Abs.  2. 

*  Ein  Sonderrecht  auf  Nichtauäiahnte  neuer  oder  Nichtentlassung 
bisbcrigcr  Mitglieder  kann  auch  statutarisch  nicht  eingeräumt  werden,  da 
die  Mi^iiedcnahl  offen  und  der  Austritt  frei  bknbeo  muss  (Genoss.  Ges^ 
^  I  u.  |8,  österr.  Ges.  $  i  u.  $4).  Ebensowenig  aber  begründen  regel- 
mäßig die  statutarischen  Satzungen  über  die  Höhe  der  Geschäftsantheile 
eia  der  körperschaftlichen  Disposition  entzogenes  Sonderrecht  der  etnzel» 
nen  Genossenschatter  auf  NichtVerminderung  oder  NichtVermehrung  der 
übrigen  Antlicile.  Nur  insoweit,  als  die  Geschäftsantheile  das  principale 
Hattobjekt  der  Gläubiger  bilden,  wird  man  auch  den  einzelnen  Genossen- 
schaftern ein  Sonuerreclu  aul  I-eMhaiiun;^  der  Gescliattsantheüe  bei  dieser 
Haltung  nacii  MaJ.^gabc  der  gesetzlichen  und  siatuiarischen  bestmmiuagen 
cmräumen  müssen  i  österr.  Ges.  ^  77  u.  79-  83. 

'  Die  Geschiftsanibeile  können  auf  ungleiche,  durch  Zu*  und  Ab- 
idvdbitDgcn  veränderliche  und  nicht  runde  Summen  lauten.  Das  Deut. 
Genosscnscbaftsges.  acut  sogar  diese  Gestaltung  derselben  voraus.  Mög- 
ficb  ist  aUerdiogs  auch  die  Konstituirung  von  Geschdftsanthetlen  auf 
kste  Beträge,  die  Behandlung  derselben  als  unveränderlicher  Gnindein- 
betten  der  Bctheiligung  und  die  Zulassung  einer  Vereinigung  mehrerer 
solcher  Antheüe  in  1-iner  Hand.  Eine  solche  Einrichtung  hat,  während 
das  Bayr.  Ges  (An.  77.  75  u.  76)  auch  bei  der  wre^strirten  desell- 
«sihalto  nur  von  wdeju«  Cie^chaltsantheil  eines  Jeden  spricht,  das  Österr. 
G«.  76—84)  bei  den  Cienossenschaften  mit  beschrankter  Haftung  im 
Auge  und  unterscheidet  deshalb  »die  Geschahsanlheile«  des  Genossen- 
schaficr^  und  »das  sonst  demselben  auf  Grund  des  Genossenschalbver- 
häitmsscs  gebührende  Guthaben«  (S  79  "  ^5)-  I^och  bleibt  auch  ein 
'  aamnger  Geschäftsantheil  ein  »Guthaben«  veo  bestimmter  Höhe  und 
Um  skh  immer  nur  durch  eine  Summe,  niemals  gleich  der  Aktie  oder 
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M  tghedschaft  gebundenes  Vermögensrecht  unterliegt  er  nur 
innerhalb  des  statutarischen  Rahmens  individueller  Verfügung 
und  erlangt  erst  nach  der  Lösung  des  ihn  umschliessenden 
genossenschaftlichen  Bandes  die  Selbständigkeit  eines  freien 
Obligation cnrechtlicben  Anspruchs'.  Der  Genossenschaft 
gegenüber  ist  er  gegen  willkürliche  Entziehung  und  Schmä- 
lening  geschützt:  als  Mitgliedschaftsrecht  aber  steht  er  den 
Forderungsrechten  Dritter  gegen  die  Genossenschaft  nach 
und  ist  ausschliesslich  auf  das  zur  Deckung  der  Mitglieder- 
guthaben bestimmte  Reinvermögen  angewiesen,  sodass  dessen 
völliger  oder  theilweiser  Verlust  ihn  völlig  oder  theilweisc 
in  Wegfall  bringt  und  die  KonsLatirung  solcher  thatsächlich 
eingetretenen  Verluste  durch  verhältnissmaßige  Abschrei- 
bungen von  den  Geschäftsantheilen  in  der  Kompetenz  der 
Genossenschaft  liegt  V   Nach  aussen  ist  er  der  genossen- 

dem  Kux  durch  einen  Bruchtheil  ausdrücken.  Die  Natur  der  Geschäfts- 
antheile  als  Forderungsrechte  tritt  insbesondere  auch  darin  her\'or,  dass 
sie  im  Gegensau  su  den  Werdiantheilen  in  dner  Vermögensgenossen- 
schaft fähig  sind,  echte  Zmsm  xu  tragen.  Das  Statut  kann  jedem  Ge- 
schäftsantheil  Zinsen  von  bestimmter  Höhe  sei  es  ausschliesslich  sei  es 
neben  einem  Gewinnantheil  zusichern. 

'  Das  Statut  kann  dem  Genossenschafter  die  Bcfui^niss  gewähren, 
nicht  blos  (allige  Zinsen  und  Gcwinnanthcile,  sondern  auch  mit  oder  ohne 
vorherige  Kündigung  einen  Theil  seines  Guthabens  während  des  Be- 
standes der  Mitgliedschaft  herauszuverlangen.  Es  kann  aber  umgekehrt 
nicht  nur  das  Recht  der  Kündigung  des  Guthabens,  sondern  auch  den 
Anspruch  auf  HerauszaUung  der  Zinsen  oder  Gewinnantfaeile  ausschliessen 
oder  beliebig  beschränken.  Nur  was  hiernach  den  Gegenstand  eines  freien 
Bezuc^srcchtes  bildet,  unterliegt  während  des  Bestandes  der  Mitgliedschaft 
der  freien  Verfügung  des  Genossenschafters  und  dem  ZugrüT  seiner  Glau- 
biger. Dagegen  ist  der  dem  Kinzelnen  für  den  Fall  seines  Ausscheidens 
zustehende  Ansprucli  am  Genosscnsciiaftsvermögen  stets  übertragbar  und 
pdndbar.  —  Anders  verhält  es  sich  nach  dem  österr.  Ges.  $  77  f[.  bei 
Genossenschalten  mit  beschränkter  Haftung,  indem  hier  emerseits  die 
Kündigung  und  Auszahlutig  von  Geschäftsantheilcn  und  Guthaben  ge- 
sculich  ctngesciuinkt,  andrerseits  die  Übertragung  derselben  mit  Bewilli- 
gung des  Vorstandes  im  Zweifel  (ur  zulässig  erklärt  ist 

'  Genoss.  Ges.  5  9  Abs.  2  u.  1''.  T)'\c  Genossenschaft  kann  daher 
sämnitliche  Gcsch;»rtsantheile  für  absorbiri  durch  die  erlittenen  Verluste 
erklaren;  Hrk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  18.  D«c.  72  Bd.  8  S.  275.  Sie  kann 
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scbaftUchen  Disposition  entrückt:  allein  er  beschränkt  an 
sich  in  keiner  Weise  die  im  Eigenthum  enthaltenen  Ver- 
tretungs-  und  Verfugungsbefugnisse  der  Genossenschaft  an 
ihrem  gesammten  Vermögen  und  gewährt  selbst  gegen  un- 

enti^cltliche  Hingahe  von  Vermögenswt ; tii  kein  Widcr- 
spruchsrecln,  insofern  dieselbe  nicht  etwa  unmittelbar  den 
Betnuj  des  Guthabens  verkürzt*.  Mit  der  Beendigung  des 
Mit^liedschaftsverhältnisscs  schlägt  der  GeschSfrsantheil  in 
ein  freies  Forderuogsrecht  um^  Doch  streift  er  nicht  sofon 


in  Höhe  der  eingetretenen  Verluste  verhältnissmäßige  Abschreibungen 
von  den  Stammantheilen  vornehmen;  und  zwar  ist  hierzu  im  Zweifel 
nicht  nur  die  Gencralvcrsaninilung,  sondern  auch  der  Vorstand  kom- 
petent; R.  O.  H.  G.  I.  Febr.  79  Bd.  24  S.  420.  Der  ausscheidende  Ge- 
nossenschafter kann  Jeu  Geschäftsantiicü  nur  insoweit,  als  nicht  dessen 
Verlust  nachgewiesen  wird,  herausfordern,  was  selbst  durch  «ttsdrficUidie 
Statutenbesdnunung  nicht  gültig  geändert  werden  kdnme;  Erk.  des 
O.  L.  G.  Hamb.  v.  16.  Nov.  80  Seufif.  Bd.  )8  N.  2.  Auch  kann  er  ebe 
Abschreibung  nicht  deshalb  anfechten,  weil  die  fraglichen  Verluste  vor 
seinem  Hintritt  erfolgt  waren;  Erk.  des  R. G.  v.  22. Apr.  81  CS.  Bd. 4 
S.  106— r  08. 

*  Der  Gcno,siCiii.chafter  kann  daher  selbst  eine  von  der  General- 
versammlung beschlossene  Schenkung  nicht  anfechten,  falls  damit  nur 
über  dasjenige  Vermögen  verfugt  ist,  weldies  die  zur  Deckung  der  Gut- 
haben bestimmten  Mittel  (das  sog.  »Mfi^fiedervennögen«  vieler  Sumte) 
übersteigt.  Sein  Interventionsredit  in  Processen,  weldie  die  Genossen* 
Schaft  hinsichtlich  ihres  Vermögens  f&hrt,  richtet  sich  nach  allgemeinen 
Grundsätzen;  durchweg  anerkannt  ist  es  im  Falle  des  $  39  Abs.  3 
(Öst.  Ges.  S  25). 

*  Darum  wird  der  Geschäftsantheil  des  ausgeschiedenen  Genossen- 
schafters, falls  die  Genossenschatt  nicht  durch  ihre  binnen  drei  Monaten 
ausgesprodiene  Auflösung  dieses  Ausscheiden  uch  gegenüber  unwirksam 
macht,  von  nachträglichen  Verlusten  nicht  mehr  affidrt;  Erk.  des  O.  L.  G. 
Hamb.  v.  16.  Nov.  80  Seutf.  Bd.  38  N.  2  S.  4.  Auch  kann  die  Forderung 
auf  denselben,  sobald  sie  nülig  und  unbedingt  geworden  ist,  zur  Tilgung 
oder  Aufrechnung  beliebiger  Forderungen  der  Genossenschaft  an  den  Ge- 
nossenschafter benützt  werden;  F.rk.  des  R,  O.  H.  G.  v.  23.  Apr.  75 
Bd.  17  S.  214.  Schon  vor  Ablauf  der  dreimonatlichen  Frist  katni  der 
ausgeschiedene  Genossenschafter  nicht  mehr  als  Mitglied,  sondern  nur 
noch  als  Gläubiger  der  Genossenschaft  gelten;  Erk.  desR.G.  v.  ix.Märi  84 
C.  S.  Bd.  II  N.  7  S.  26.  Sind  drei  Monate  nach  dem  Ausscheiden  ver- 
flossen, ohne  dass  die  Auflösung  der  Genossenschaft  erfolgt  ni,  so  er- 
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die  Nachwirkungen  seiner  körperschaftlichen  Beschaffenheit 

ab.  Vielmehr  bleibt  das  Forderungsrecht  eines  ausscheiden- 
den Genossenschafters  oder  seines  Rechtsnachtolgers  drei 
Monate  lang  betagt  und  dergestalt  bedingt,  dass  die  Genossen- 
schaft die  Wahl  hat,  entweder  das  buchmäßige  Guthaben 
auszuzahlen  oder  durch  ihre  Auflösung  dasselbe  wiederum 
in  den  genossenschaftlichen  Verband  hineinzuziehen,  als  sei 
das  Ausscheiden  erst  mit  oder  nach  der  Auflösung  erfolgt'. 
Wird  aber  die  Genossenschaft  aufgelöst,  so  verharren  die 
Forderungsrechte  der  eliemaligen  Genossenschafter  aus  ihren 
Gutachten  während  der  Liquidation  oder  des  Konkurses  in 
gcnossenschaftHcher  Gebundenheit  und  gelangen  nur  nach 
Maßgabe  des  Liquidations-  oder  Konkursergebnisses  zur  end- 
lichen Befriedigung'. 

Inwieweit  ffir  den  einzeben  Genossenschafter  ein  San- 
derrecbt  auf  mm  Anthäl  am  Geschäftsgewinn  begründet  ist. 


scheint  die  Forderung  endgültig  nls  gewöhnliche  Forderung  von  dc- 
siimmtcr  Höhe  und  wird  nuch  durch  eine  nunmehr  beschlossene  Auf- 
lösung und  l.i.jLUij.iiion  iiiclit  wieder  in  den  Verband  der  Mitgiiedergui- 
haben  hineingezogen;  l;rk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  8.  Sept.  79  Bd.  25  N.  61 
S.  240—  247  (Seuff.  Bd.  )5  N.  94);  des  R.  G.  v.  15.  Nov.  79  C 
Bd.  I  N.  s  S.  10-14  u.  7.  Febr.  80  Seuif.  Bd.  N.  179.  —  Das  Ge- 
nossenschaftsbuch, in  weichem  das  Guthaben  nebst  Zugängen  vermerkt 
wird,  kann  als  Schuldurkunde  vom  Genossenschafter  bei  Empfang  des 
Geschäftsantheils  zurückgefordert  werden ;  Erk.  des  R.  O.H.  G.  v.  7.  Sepcyft 
Entscb.  Bd.  24  N.  67  S.  268^270  (Seuff.  Bd.  35  N.  16). 

'  Genoss.  Ges.  $  59  Abs.  2  u.  3.  Da/u  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v* 

23.  Apr.  7)  Bd.  17  S.  215  u.  V.  12,  Mai  76  Bd.  20  S.  294  —  299,  des 
R.  G.  V.  15.  Nov.  70  r  S.  Bd.  I  N.  5  S.  10—  14  u.  v.  8.  Juli  84  ib. 
Bd.  12  N.  15  S.  56-61.  Wird  durch  .Xullösung  die  vermögensrechtliche 
Wirkung  des  Ausscheidens  aul'gelioben,  so  nimmt  der  Geschaftsanthcil 
auch  an  spateren  Verlusten  Theil  und  ist  zur  Kompensation  mit  beliebi- 
gen Forderungen  der  Genossenschali  gegen  den  Gcnossensciuticr  un- 
geeignet (R.  O.  H.  G.  Bd.  17  S.  215).  Das  österr.  Ges.  $  5s  Abs.  2  setzt 
die  Frist  auf  einen  Monat  herab;  im  Übrigen  trifft  es  die  gleichen  Be- 
stimmungen in  genauerer  Passung. 

'  Genoss.  Ges.  $  40  ff.  u.  insbes.  $  47;  österr.  Ges.  5  4i  ff**  u. 
insbes.  $  48. 
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«ntscheidet  sich  nach  dem  Statut*.  In  Ermangelung  statuta- 
rischer Bestimmungen  über  den  VertheÜun^smaßstab  wird 
vom  deutschen  Gesetz  der  Ge\vinnani.pruch  mit  dem  Ge- 
schäftsantheil  verknüpft*.  Allein  diese  Verknüpfun*^  ist  hier 
keineswegs  begrifflich  gefordert:  vielmehr  kann  das  Statut, 
während  es  den  Geschättsantheilen  feste  Zinsen  zusichern 
kann,  die  Dividendenansprüche  vöUig  oder  theilweise  von 
-den  Geschäftsantheilen  lösen  und  den  Mitgliedern  entweder 
in  gleichem  Umfange  oder  nach  beliebigen  anderen  Maß- 
stäben einräumen  \ 


'  Gcnoss.  Ges.  §  j  Z.  6  u,  $  9.  Vgl,  Österr.  Ges.  5  >  Z.  6,  Schweiz. 
Obl.  R.  Art.  680  Z.  I.  Man  muss  hier  wie  bei  der  Aktiengesellschaft 
unterscheiden.  Der  Anspruch  auf  Zuthcilung  einer  Quote  des  thatsächlich 
gemachten  Gewinnes  kann  verschieden  geartet  sein,  jenachdem  die  He 
Mininiun«,'  der  dewinnverthcilung  durch  die  Genossenschaltsorganc  lü) 
in  deren  treiei»  Ermessen  gestellt  oder  durch  ein  dem  Einzelnen  zuge- 
sichertes festes  Recht  auf  dnen  Gewlnnamheil  und  denigemäfl  auch  auf 
rechtzeitige  und  richtige  BilamfeststeUung  gebunden  ist.  Dagegen  ist  der 
Atispruch  auf  die  festgestellte  Dividende  stets  ein  individuelles  Forderungs- 
recht, welches  nur  wahrend  des  Bestandes  der  Mitgliedschaft  dadurch 
niodificirt  sein  kann,  dass  der  (icnossenschafter  st.ut  der  Aus/ahlung  die 
Zuschreibunor  zu  seinem  (iuthnhen  in  f^ewissem  Unitan).^e  dulden  nuiss 
und  in  gewissem  Umfange  verlangen  kann.  Dividende,  vvelclie  auf  Grund 
cineb  ihatsaciilichcn  irrthunib  von  der  Generalversanunlung  ohne  eine 
bierxu  bestehende  statutarisdie  Verpflichtung  zugethdlt  ist,  kann  mit  der 
condictio  indebiti  zurückgefordert  werden,  ohne  dass  der  gutgläubige  Ge- 
nossenschafter hier  gleich  dem  gu^läubigen  Aktionär  (H.  G.  B.  Art.  3 18) 
gesdlüt/t  wäre.  Vgl.  Erk.  des  R. O.  H.  G.  v.  17.  Jan.  78  Bd. 2J  S.  171  ff.;  da/.u 
Erk.  V,  2.  Mai  76  Bd.  20  S.  296  u.  v.  8.  Sept.  79  Bd.  25  S.  140,  Ebenso  Erk.  des 
R  (;  V.  t6.  Dec.  84  C  S.  Bd.  1 3  N.  1 1.  S.  25-29  (Scuff.  Bd.  40  N.  272),  wo 
zugleich  die  gesetzliche  Kompetenz  der  Cieneralversanimlung^  /ur  endgültigen 
Feststellung  des  Reingewinns  und  der  Dividende  lur  statutarisch  unüber- 
tragbar erklärt  wird. 

'  Genoss.  Ges.  S  9- 

'  Das  Preuss.  Genoss.  Ges.  v.  27.  März  67  $  8  schrieb  in  Erman- 
gelung statutarischer  Satzung  Kopftheilung  vor;  das  Österr.  u.  Schwei/. 
Recht  enthalten  gar  keine  subsidiäre  Gesetzesregel,  verlangen  vielnielu* 
«ine  ausdrückliche  Statutenbesiinimung  über  die  Vertheilung  des  Ge- 
winnes, solcrn  ein  solcher  öbcrh.Tupt  beabsichtigt  wird,  —  In  jedem  Fall 
gilt  für  den  Gewiiinanspruch  des  letzten  Redmungsjahres  die  N'orschrifi 
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Auch  ein  Sonderrecht  auf        Antheil  an  der  Suhstans^ 

des  Genossenschaftsvermögens  kann  durch  das  Statut  bc::ri;n- 
det  sein'.  Im  Zweifel  besteht  ein  derartiges  Sonderrecht 
nicht*.  Mit  dem  Geschäftsantheil  als  solchem  ist  jedeniails 
an  sich  keinerlei  Anwartschaft  auf  einen  Vermögensantheil 
verknüpft:  das  Statut  kann  indess  einen  deranigen  An- 
spruch, wie  mit  beliebigen  anderen  Mitgliedschaftsverhält- 
nissen,  so  mit  dem  Geschäftsantheil  in  Verbindung  setzend 
im  Übriticn  können  bei  den  ciiizclucii  Arten  von  Hr- 
werbs-  und  Wirthscliaftsgenüsscnschaften  höchst  verschieden- 
artige vermögensrechtliche  Ansprüche  der  Gcnossenscbatter 
gegen  die  Genossenschaft  vorkommen.  Dabei  lässt  es  sich 
nur  nach  dem  Statut  ermessen,  ob  und  inwieweit  einerseits 


des  Geiioss.  Ges.  ^  47,  wonach  derselbe  liintei  ücii  deschalisamheilen 
und  vor  den  Mitgliederansprüchen  auf  Vermögensamheile  aus  der  Ut^ui- 
dationsmassse  zu  befriedigen  ist. 

'  Genoss.  Ges.  §  39  Abs.  2  u.  5  47  litt.  c.  Vgl.  Österr.  Ges. 
S  48  Z.  2,  S  55  Abs.  2,  %  79  Abs.  2:  Schweiz.  Obl.  R.  An.  6S7  u.  71}. 

*  Und  zwar  weder  für  den  Fall  des  Ausscheidens  des  Genossen- 
schafters aus  der  fortbestehenden  Genossenschaft  noch  f&r  den  Fall  der 
Auflösung  derselben.  Denn  im  letzteren  Fall  wird  zwar  mangels  statu- 
tarischer Anordnung  das  nach  Deckung  aller  Ansprüche  von  Dritten  und 
Mitgliedern  übrige  Vermöf^en  unter  die  bei  der  Auflösung  vorhandenen 
Mitglieder  vertheilt.  Allein  diese  geset-^liche  Rep;e!,  welche  nur  d.is  bei 
Privfltreclitskörpersclintten  regelmäl>ip  geltende I'rincip anwendet,  begründet 
kenic  uncni/iehbareii  Aiuvartbchatien.  Sie  kann  daher  auch  durch  nach- 
trägliche statutarische  Satzungen  abgeändert  werden.  Erst  mit  der  Auf- 
Idsung  entstehen  Mitdgenthunisantheile,  die  nun  nicht  niebr  entziehbar 
sind.  Ebenso  ist  natürlich  der  durch  das  Schweiz.  Obl.  R.  Art.  687  dem 
ausgeschiedenen  Mitgliede  oder  seinen  Erben  zugesicherte  Anspruch,  für 
den  Fall  der  innerhalb  eines  Jahres  erfolgenden  Auflösung  einen  Kopf- 
theil  zu  erhalten,  wenn  überhaupt  das  Vermögen  zur  Vertheilung  ge- 
langt, vom  Augenblick  des  Ausscheidens  an  ein  wohlerworbenes  Recht. 

i  Das  dem.  u.  Schweiz.  Recht  schreiben  im  Zweifel  \'cmiöi:e!'is- 
tlieilung  nach  Köpfen  vor,  während  das  Österr.  Ges.  im  Zweilei  Jen 
statutari^chen  Gewumvcrtheilungstuss  für  maßgebend  erklart.  Da^  Statut 
aber  kann  nicht  nur  die  für  den  Fall  der  Auflösung  gewahrten  Ansprüche 
am  Genossenschaftsvermögen,  sondern  auch  die  etwa  den  ausscheidenden 
Mitgliedern  eingeräumten  Ansprüche  auf  Herausgabe  eines  Thdles  des 
Vermögens  nach  beliebigen  Maßstäben  abstufen  und  begrenzen. 
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die  Mitglieder  hierbei  als  solche  oder  als  Dritte  der  Ge- 
nossenschaft gegenübenreten,  andrerseits  die  mit  der  Mit- 
gliedschaft verknöpften  Rechte  rein  gemeinheitlicher  oder 

zugleich  individualrcchtlicher  Natur  sind.  Zweifellos  be- 
gegnen hier  mannichfache  und  oft  sehr  eigenartige  Formen 
deb  körperschaftlichen  Sonderrechts'.  Das  Reichsgericht  hat 
Gelegenheit  gehabt,  bei  einer  als  eingetragene  Genossen- 
schaft konstituirten  Lebens-,  Unfalls-  und  Rcntenversiche- 
rungsanstalt  auf  Gegenseitigkeit  den  durch  den  Beitritt 
erworbenen  und  mit  der  Eigenschaft  als  Genossenschafter 
untrennbar  verbundenen  Versicherungsanspruch  als  ein  der- 
aniges  genossenschaftliches  Sonderrecht  zu  würdigen  \ 


'  So  erscheint  ?..  B.  bei  Konsumvereinen  d.is  Recht  auf  K.uif  von 
Lebensmiticln  vom  \'erein,  bei  Vorscluiss\  ereinen  das  Recht  aul  Kredit- 
gox'ährung  und  aul  Aiiiuivnic  von  Spareinlagen,  bei  VVohnungsgcnossen- 
schaften  das  Recht  auf  Miethe  einer  Wohnung  ab  verfassungsmäßiges 
Mitgliedschaftsrecht  und  xwar  regefanäßig  innerhalb  gewisser  Grenzen 
als  Sonderrecht,  während  <fie  in  Ausübung  solcher  Rechte  geschlossenen 
Kauf-»  Darlehns-  oder  Miethverträge  zwischen  dem  Genossenschafter  und 
der  Genossenschaft  den  Regeln  des  reinen  Individualrechts  untersuUt 
bleiben  und  somit  beide  Theile  hierbei  einander  wie  beliebige  Dritte 
gegenübertreten.  Vgl.  Erk.  des  R.  (j.  v.  11.  M  ir/  81  b.  Kiü),  Beitr, 
zum  Recht  der  Erwerbs-  u.  Wirthschaüigenoss.  S.  260  -262.  Dagegen 
kann  bei  Wetkgcnosscnschaften  nicht  nur  das  Recht  auf  entgeltliche 
oder  unentgeltliche  Benüuung  von  Werkzeugen  oder  Werkstätten,  son- 
dern auch  das  dem  Einzelnen  eingeräumte  konkrete  Benützungsrecht 
unter  der  Herrschaft  des  Körperschaftsrechts  stehen.  Ahnlich  verhält  es 
sidi  bei  Magazingenossenschaften.  Und  bei  Produktivgenossenschaften 
kann  nidn  blos  ein  Mitgliedscliaftsrechi  luf  Arbeit  gegen  entsprechende 
Vergutnn<^  begründet,  sondern  auch  d.is  ganze  Arbeitsverhälmiss  im 
Sinne  giiedniaiiigcr  Thati^'lveit  ^ere^elt  sein. 

*  Erk.  des  R.  G.  v.  20.  Mai  Ö4  C.  S.  Bd.  ii  N.  5S  S.  178-18}.  Es 
handelte  sich  um  die  »Süddeutsche  Lebens-,  Unfalls-  und  Rentenversiche- 
rungs-AnsuIt  zu  Karlsruhe,  eingetragene  Genossenschaft«,  deren  Mitglied« 
Schaft  durch  Ausstellung  der  Poltze  über  eine  auf  Gegenseitigkeit  ge- 
schlossene Pcrsonalversicherung  erworben  wurde.  Das  Reidisger.  hat 
hier  den  zugleich  mit  Jem  Eintritt  erworbenen  Versicherungsanspruch 
für  ein  mit  der  Mitgliedschaft  verknüpftes  Recht  erklärt,  das  daher  auch 
dnrch  die  genossenschaftlichen  Pflichten  bedingt  und  bc^ren^t  sei.  Man 
könne  die  Versicherung  aul  Gegenseitigkeit,  bei  welcher  der  \  erNichcrte 
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Unbedingt  wird  man  auch  hier  dem  Einzelnen  die  bei* 
den  Grundrechte  zusprechen  müssen,  welche  in  privatrecht- 

lichcn  Körperschaften  i  ci^elmäßig  als  Sonderrechte  gesciiützt 
sind:  das  Recht  auf  Achtung  der  veibandsfreieit  Sphäre'  und 
das  Recht  auf  iVahrung  der  genossenschaftlichen  Gleichheit  \ 
Wenn  daher  bei  der  eingetragenen  Genossenschaft  des  deut- 
schen Rechts  der  Heranziehung  der  Mitglieder  zu  Beiträgen  eine 
absolute  Schranke  nicht  gezogen  werden  kann,  so  besteht 
doch  ein  Sonderrecht  jedes  Genossenschafters  darauf»  dass 
er  einerseits  nur  beim  Vorhandensein  der  gesetzlichen  und 
statuta!  ibclien  Voraussetzungen,  andrerseits  nur  nach  dem 
gesetzlichen  und  statutarischen  Verhältniss  zu  Beiträgen  ge- 

zugleich  in  seioer  gliedmäfiigen  Stellung  Versicherer  sei,  nicht  in  zM,iei 
Verträge  über  Versicherung  und  Beitritt  auseinanderrcisseo,  sondern 
müsse  beide  Abreden  als  Eleinenic  eines  «einheitlichen  Ganzen (  auflfassen» 
so  dass  alle  daraus  hervorgehenden  Rechte  und  Pflichten  mit  dem  ge> 
nossenschaftlichen  Verhältniss  in  untrennbarem  Zii^ammenhnnge  bleiben. 
Deshalb  könne  ein  Genos^cnschafter  oder  sein  Rcchtsiiachfolfrer  di/'Sf 
Forderungen  nur  nach  Maßgabe  des  gesetzlichen  oder  statutarischen  Gc- 
no^seuNchaftsrechtes  geltend  niaclica,  ,sci  dabei  an  das  N'ertheilung--- 
vcrlahrcn  gebunden  und  auf  Befriedigung  aus  Mitgliedcrbciiragen  an- 
gewiesen, habe  dagegen  nicht  die  dem  dritten  Gläubiger  zustehende 
Klage  gegen  einxelne  Genossenschafter  aus  deren  SolidarhaCi.  Anders 
wäre  CS,  wenn  es  sich  um  eine  heliA^e  Forderung  eines  Genossen- 
schafters gegen  die  Genossensctiaft  handeln  würde,  wobei  das  O.  L.  G. 
Karlsruhe  unrichtiger  Weise  schon  den  gleichen  Grundsatz  angenommen 
hatte  (S.  180). 

'  Dasselbe  schliesst  indess  hier  so  wenig  wie  bei  anderen  Körper- 
schaften jede  nicht  ausdrücklich  im  Statut  vorgesehene  Statutenänderung 
durch  Mehrheitsbcschluss  aus,  wie  v.  Sicherer  zu  6  des  Genossenschafts- 
(.ics.  meint.  X'iehiielir  genügt  nach  dem  deutschen  Recht  im  Zweifel  /u 
jeder  Statutenänderung,  wclciic  sich  im  Bereiche  der  korperschaftlicheti 
Autonomie  hält,  ein  einfacher  GeneralversammlungsbcscliJuss ;  vgl.  l'arisius 
2u  5  6.  Das  ösierr.  Ges.  5  35  fordert  im  Zweifel  eine  Mehrheit  von 
zwei  Dritteln  der  abgegebenen  Stinmien.  Dagegen  verlangt  das  Schweiz. 
Obl.  R.  Art.  682  allerdings  zu  jeder  Abänderung  der  Statuten,  zu  welcher 
nicht  statutarisch  ein  Genossenschaftsorgan  ermächtigt  ist,  »die  Zustinv 
mung  sämmtlicher  Genossenschafter«. 

'  Dieses  Recht  erstreckt  sich  hier  wiederum  auch  auf  reine  Mit- 
gliedschaftsverhälmisse. 
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nöthigt  werde Wo  aber  Genossenschaften  mit  beschränkter 
Haft  zugelassen  sind,  wird  ihren  Mitgliedern  das  gleiche 
Sonderrecht  auf  Innehaltung  einer  festen  Grenze  für  die  von 
ihnen  zu  bringenden  pekuniären  Opfer  eingeräumt,  welches 
bei  Aktiengesellschaften  aus  deren  Wesen  folgt'. 

Dem  Genossenschafter  steht  ferner,  w«ihrenJ  es  ein 
Sonderrecht  auf  Erwerb  der  Mitgliedschaft  hier  im  All- 
gemeinen nicht  giebt\  ein  Sonderrecht  auf  Beibeballung  der 
erworbenen  MUgUedschaft  zu,  sofern  nicht  der  gesetzliche 
Ausschliessungsgrund  des  Ehrverlustes  oder  ein  besonderer 
statutarischer  Ausschltessungsgrund  vorliegt^.    Durch  das 


'  Darum  kann  einerseits  jjdes  Mit<:^lied  »krnft  seines  der  Kompetenz 
eines  (V^ans  entzogenen  Sonderrechts«  einen  Bcschlusi  als  nichtig  be- 
handeln, der  ohne  statuienniabige  lirnuchiigung  vor  der  Konkurseröffnung 
wegen  Überschuldung  das  Unilageverfahren  erdflhet;  Erk.  des  O.  L.  G. 
Dresden  v>  17.  Febr.  Bi  SeuC  Bd.  57  N.  88.  Andrerseits  kann  der 
statutarisch  einmal  begründete  oder  in  Ermangelung  einer  Statuten- 
bestimmung kraft  Gesetzes  eingetretene  Verthdlungsfuss  der  Verluste  und 
Umlagen  niemals  ohne  Zustimmung  der  dadurch  henachtheiligten  (ie- 
nossenschafter  nbircindcrt  werden.  \\'egcn  unrichtiger  Vertheilung  der 
zur  Deckutii.'  der  Ausfalle  erlürderlichen  Reltrn^'e  kann  jeder  Genossen- 
sciuitcr  aucli  den  vollstreckbaren  geriviuliclicn  Verilieilungsplan  durch 
dnc  gegen  die  übrigen  Genossenschafter  gerichtete  und  auf  das  Ver- 
häkniss  der  Genossenschafter  au  einander  gestützte  gerichtliche  Klage 
anfechten  ($  $6),  während  diese  Anfechtungsklage  nicht  auf  Pormtndngel 
des  Verfahrens,  Pflichtwidrigkciicn  der  Liquidatoren,  Fehler  des  Gerichts, 
unriciuige  Feststellung  der  Cienossenschaftsschulden  oder  Nichtladung 
des  (jenosscnschafters  gegründet  zu  werden  vermag;  Erk.  des  R.  G.  v. 
II.  Jan.  8j  C.  S.  Bd.  11  N.  11  S.  40 -4t  (Seuti.  Bd.  59  N.  187). 

*  Oesterr.  Ges.  5  76;  Bayr.  Ges.  Art.  70;  Schweiz.  Übl.  R.  .\rt.  688. 

^  Doch  kann  durch  das  Statut  ein  Redn  auf  Aufnahme  für  die 
Erben  begründet  oder  sonst  an  IndividualrechtMitel  gekuüptt  sein. 

*  (jcnoss.  Ges.  5  ^^^s.  5  Das  R.  O.  H.  (j.  erkennt  dieses 
Sonderrecht  .i1s  solches  an .  indem  es  einerseits  den  Rechtsweg  wider 
eine  Ausschliessung  aus  staiuienniaüig  nicht  vorgesehenen  Gründen  zu- 
lässt  (Krk.  v.  16.  Apr.  78  Bd.  J2  S.  508  ff.),  andrerseits  nicht  nur  dem 
Richter  die  Kachprüfung  der  inneren  Berechtigung  einer  statutenmäßigen 
Ausschlussverfögung  entzieht  (a.  a.  O)»  sondern  auch  die  Anrufung  des 
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Gesetz  selbst  ist  ihm  andrerseits  ein  der  autonomischen 
Abänderung  entzogenes,  jedoch  an  die  Innehaltung  be- 
stimmter I  üi  iiicu  und  Fristen  gebundenes  Sonderrecht  des 
Austritts  garantirt 

Was  endlich  die  Thdlnahme  am  GemeinUben  an^^chi,  so 
wird  man  neben  dem  gesetzlich  gewährleisteten  Recht  jedes 
Genossenschafters  auf  Einsicht  in  das  Protokollbuch*  auch 
das  demselben  durch  das  Statut  einmal  gewährte  oder  in 
Ermangelung  statutarischer  Satzung  nach  gesetzlicher  Regel 
für  ihn  begriindciL'  SLliiinircLlu,  obwohl  es  eine  rein  glied- 
mäßige Funktion  zum  Inhalt  hat,  als  ein  im  Zweifel  der 
Substanz  nach  unverletzliches  Sonderrecht  betrachten  müssen. 
Denn  das  Stimmrecht  steht  dem  Genossenschafter  zwar  nur 


Richters  fQr  abgeschnitten  erklärt»  wenn  die  gegen  eine  Ausschluss ver> 
fOgung  des  Vorstandes  verfassungsmäßig  gewährte  Beschwerde  bei  der 
nächsten  Generalversammlung  unterblieben  ist  (Erk.  v.  7.  Mai  77  Bd.  3X 
S.  103—108).  Im  letEtgedacbten  Erk.  ist  zugleich  ausgesprochen,  dass 

bei  der  Umwandlung  einer  schon  bestehenden  Genossenschaft  in  eine 
»eingetragene«  die  bisherigen  Mitglieder  ein  Recht  auf  Beibehaltung  der 
Mitgliedschalt  und  deshalb  mich  nut  AnnielJuug  /um  Gcnossenschnfts- 
re^^ister  haben.  —  Das  Schweiz.  Ohl.  R.  Art.  685  gestattet  stet^  die 
richterliche  .Ausschliessung  eines  Gciiosbenschaiters  »aus  wichtigen 
Gründen«,  wenn  ein  andrer  Genobsenschaftcr  daraut  klagt. 

'  Genoss.  Ges.  $  i^.  Ebenso  Osterr.  Ges.  §  54,  während  hier  in 
j  77  bei  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haftung  nur  umgekehrt  die 
.\ustrittsfreiheit  gesetzlich  beschränkt  wird.  Anders  Bayr.  Ges.  Art.  72 
mit  Art.  )8  u.  bes.  Schweiz.  Obl.  R.  Art.  684,  welche  bei  jeder  Ge- 
nossenschaft die  Austrittsfreiheit  unbedingt  garantiren.  —  Ein  Sonderrecht 
besteht  auch  auf  Anmeldung  des  Ausscheidens  zum  Genossenschafts^ 
register,  da  hiervon  der  Beginn  der  Klagen  Verjährung  abhängt;  vgl. 
Schweiz.  Ob!.  R.  Art.  702.  Doch  erlischt  die  Mitgliedschaft  unabhängig 
von  dieser  Anzeige  und  von  der  Auszahlung  des  Guthabens  mit  dem 
Ablauf  des  fraglichen  fTescliaftsjahres,  so  da^s  sie  von  diesem  Augen- 
blick an,  wahrend  hi>  danin  eine  Kündigung  2uruckgcuonmicn  werden 
kann,  nur  durch  förmliche  schriftliche  WiedereintrittserkJärung  neu  be- 
gründet wird;  Erk.  des  R.  G.  v.  tt.  März  84  C  S.  Bd.  ti  N.  7 
S.  25—27. 

Genoss.  Ges.  5  5$  Abs.  2.  Ebenso  Osterr.  Ges.  $  }4  Abs.  2 
mit  Hinzuftkgung  eines  Rechtes  auf  Abschriften  des  Sututs  und  der  ge- 
ndmiigten  Rechnungsabschlüsse  und  fiilaiuen  in  %  35. 
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uro  des  genossenschaftlichen  Ganzen  willen  zu  und  ist  hin- 
sichtlich der  Geliendmachung  schlechthin  in  den  genossen- 
schafdichcn  Zusammenhang  verwiesen,  dient  aber  n>ittelbar 
zugleich  der  Wahrnehmung  von  Sonderinteressen*.  Ob  und 
inwieweit  im  Übrigen  Individualrechte  auf  körperschaftliche 
FunktioDen  begründet  sind  oder  erworben  werden  können» 
hingt  lediglich  vom  Inhalt  des  Statutes  ab*. 

Den  Sonderrechten  können  auch  hier  mancherlei  Son- 
dtf pflichten  entsprechen,  wobei  wiederum  das  Statut  sowohl 
über  die  Abgrenzung  der  Mitgliedschaftspflichten  von  den 
rein  individuellen  Verbindlichkeiten  des  Genossenschafters 
gegen  die  Genossenschaft,  als  auch  über  die  Grenze  zwischen 
reinen  Mitgliedschaftspflichten  und  den  mit  der  Mitgliedschaft 
verknöpften  Sonderpflichten  entscheidet'. 

Immer  gehört  zu  den  korporativen  Sonderpflichten  die 
Beiiragspflicht  der  Genossenschafter  zu  den  Bedürfnissen  der 
Geno>scnschaft,  welche  bei  der  eingetragenen  Gciiossenschaft 
üt6  deutschen  Rechts  nothwendig  eine  unbeschränkte  Deck- 
ungspüicht  bezüglich  aller  Vermögensverluste  und  aller  durch 
das  Genossenschaftsvermögen  nicht  gedeckten  Schulden  der 
Genossenschaft  einschliesst,  jedoch  die  einzelnen  Genossen- 
schafter nicht  solidarisch,  sondern  nach  dem  durch  das 
Sutut  und  in  Ermangelung  statutarischer  Bestimmung  durch 

'  Diese  Auflassung  ergit;bl  sich  aus  der  Fassung  des  Genoss.  Ges. 
1  :o  in  Verbindung  mit  ^  >  9  Vgl.  Östcrr.  Ges.  5  5  2-9  S  ^7- 
Das  Sutut  kann  jedoch  das  Stimmrecht  von  vornherein ,  wie  beliebig 
entziehen  oder  hcsclir.mken.  so  tür  einziehbar  oder  heschrankbar  erklären, 
l^nc  W  titcres  können  die  He^timmunocn  über  die  l'orm  der  Ausübung 
dti  .Siimnirechis  (z.  B.  über  Zulassigkcit  der  Abstimnmug  durch  Slell- 
vcrticier)  geändert  werden. 

'  Nur  ein  Individualrecht  auf  Vorsteherschaft  oder  Vorsundsmit- 
gliedschaft  kann  niemals  wirksam  einem  Genossenschafter  eingeräumt 
werden ;  Genoss.  Ges.  $  17,  Osterr.  Ges.  S  I5*  ^obl  aber  ein  solches 
auf  Au&tchtsrathsmitgliedschaft.  Vgl.  auch  Schweis.  ObL  R.  Ar.  708. 

)  Auch  in  dieser  Richtung  kommen  sehr  verschiedenartige  Verhält- 
nisse vor»  f&r  welche  das  oben  S.  29$  N.  i  u.  2  Gesagte  analoge  Anwen- 
Jang  fiodeL 
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das  Gesetz  angeordneten  Verhältniss  belastet*.  Die  tndi- 
vidualrechtliche  Seite  der  Beitragspflicht  liegt  auf  der  Hand'. 

Ihre  körpcrschaftsrechtliche  Seite  aber  entfaltet  sich  beson- 
ders deutlicli  in  dem  im  Konkurse  oder  im  Falle  der  Un- 
zulässigkeit des  Konkurses  nach  Feststellung  der  Überschul- 
dung der  Genossenschaft  eintretenden  Umlageverfahren,  wel- 
ches sich  durchweg  als  eine  nöthigenfalls  mit  gerichtlicher 
Hülfe  durchgeführte  gemeinheitUche  Aktion  behufs  Fest- 
stellung und  Realisirung  genossenschaftlicher  Verbindlich- 
keiten darstellt  ^  Darum  ergreift  dieses  Verfahren,  wahrend 
es  die  nach  aussen  bestehende  Solidarhaft  unberührt  l.isst, 
sämmtliche  aus  dem  inneren  Genossenschaftsverhältniss  fties- 

*  Nach  dem  Genoss.  Ges.  5  9  sind  zur  Deckung  von  \  crlusten 
zunächst  die  Geschäftsantlieile  im  Verhältotss  ihrer  Hdhe,  nach  deren 
Erschöpfung  aber  die  Genossenschafter  gldchmäßtg  heransuctehen.  Dem- 
gemäß kann  auch  im  Zwdfel,  wer  einen  grösseren  Gesehäftsaotheil 
opfern  musste»  gegen  einen  minderbetheiligten  Genossenschafter  keinen 
Rückgriff  ndinicn,  sofern  nur  der  Letztere  die  statutenmäßigen  Einzah- 
lungen gemacht  hatte.  Nach  dem  maßgebenden  gesetzlichen  oder  statu- 
tarischen Vertheiiungsfuss  sind  auch  die  Ausfälle,  welche  sich  durch  In- 
solvenr  einTreiner  Genossenschafter  ergeben,  von  den  übrii,'en  (]cnos^ev- 
sch.iücni  .Hl t zubringen  S7)-  "  l^-»^  Österr.  Ges.  )  Z.  6  verlangt 
statntari.sche  Bestimmungen  über  die  Vertheiiung  dc:>  \erlustes.  d.Ti 
Scliwciz.  Ohl.  R.  Art.  68o  Z.  5  solche  über  Art  und  Grösse  der  /.u  leisten- 
den Beiträge  überliaupl:  eine  subsidiäre  gesetzliche  Regel  fehlt  hier  wie  dort. 

*  So  erkiän  auch  das  R.  G.  im  Erk.  v.  12.  Jan.  8t  C.  S.  Bd.  }  N.  7 
S.  II  dieselbe  für  eine  »im  Gesetz  begründete  Verpflichtung  der  Genossen- 
schafter gegenüber  der  juristischen  Persönlichkeit  der  Genossenschaft«. 

'  Genoss.  Ges.  $  $2—62  mit  Konk.  O.  $  19$— 197;  dazu  über  die  An- 
wendbarkeit des  Umlageverfahrens  auf  eine  schon  unter  der  Herrschaft  des 
Preuss. Ges. eingetragene  Genossenschaft, deren  ältere  Mitglieder  keineswegs 
ein  jus  quacsitum  aiifXiclitheranziehung  in  dieser  Form  opponiren  können, 
Erk.  desR.  G.  v.  16.  Apr.  85  G.S.  Bd.  15  N.  27  S.  loj—ioj.  Die  Vertheilung 
und  die  Einforderung  oder  exekutivische  Hcitrcibniif^  der  zur  Deckung 
der  .\iisf.ille  nöthiacn  Heiträge  wird  durch  den  Vorstand  oder  die  IJqui- 
d.iturcn  als  Organe  der  (im  Rahmen  und  lur  den  Zweck  de:»  Konkurs- 
verfahrens als  fortbestehend  behandelten)  Genossenschaft  besorgt,  wäh- 
rend das  Gericht,  indem  es  den  Vertheilungsplan  prüft,  nach  summarischer 
Erörterung  berichtigt  und  fikr  vollstreckbar  erkiän,  nur  als  Aufsichts« 
behörde  thätig  wird,  die  einzelnen  Genossenschafter  aber  blos  das  Recht 
haben,  mit  etwaigen  Erinnerungen  gehört  zu  werden.  Trotzdem  bleibt 
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senden  Verbindlichkeiten  der  Genossenschafter  gegtn  die 
Genossenschaft*.  Dagegen  bleiben  die  genossenschaftlichen 
Beitragsschulden  von  beliebigen  rein  individaellen  Obligatio- 
nen zwischen  denselben  Rechtssubjekten  völlig  getrennt,  so 
dass  insbesondere  der  Genossenschafter  seine  Beitragsschuld 
nicht  mit  ciuci  L:ci;cn  die  Genosseiischatt  zustehenden 
gewöhnlichen  roidcrLini^'  konipcnsireii  kann*. 

Scharf  geschieden  von  der  Beitragspflicht  besteht  die 
gesetzliche  und  nach  deutschem  Recht  statutarisch  unabän- 


das  individuelle  Recht  auf  Wahrung  des  statutrrischea  oder  gföetzlichcn 
Verhältnisses  der  Beiträge  dem  Korporationswillcn  gegenüber  durch  die 
Anfechtungsklage  geschützt,  welche  zwar  gegen  die  übrigen  Genossen- 
schafter, jedoch  gegen  deren  im  (Gerichtsstände  der  Genossenschaft  fest- 
gehaltene und  durch  den  Vorstand  vertretene  Gesamnitheii  zu  richten 
ist ;  vgl.  ürk.  des  R.  G.  v.  II.  Jan.  84  oben  S.  297  N.  i. —  Ähnlich  nach 
Osterr.  Ges.  %  61—72  und  mit  gewissen  Modifikatiooen  nach  5  S$— 86 
auch  bei  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haftung. 

'  Ausgeschiedene  Mitglieder,  deren  Ausscheiden  durch  Auflösung 
der  Genossenschaft  binnen  drei  Monaten  vermögensrechtlich  annullirt 
wird,  sind  nicht  nur  /um  Umlageverfahren  heranzuziehen,  sondern  blei- 
ben hierbei  aucli  zur  Deckung  von  Ausfällen  aus  inzwischen  kontrahir- 
tcn  Genossenschaitsschulden  verpflichtet;  I:rl<.  des  R.  G.  v.  8.  Juli  84 
C.  S.  Bd.  12.  N.  ij  S.  56-61.  Dagegen  hat  das  Reichsgericht  aus  dem 
Princip,  dass  nur  »Genossenscbafter«  am  Umlageverfahren  Thdl  oehmeu 
sollen  und  diese  »innere  Angelegenheit«  der  Genossensdiaft  deren  ihr 
fremd  gewordene  ehemalige  Mitglieder  nicht  berührt,  die  Unaulässigkeit 
der  Heranzidiung  von  forthaftenden  Genossenschaftern,  welche  länger 
als  drei  Monate  vor  der  Auflösung  ausgeschieden  sind,  gefolgert ;  Krk. 
V  M.  Jan.  81  C,  S.  Bd.  5  N.  7  S.  10  H".  Für  den  1-ali  einer  bereits 
volkogenen  Auseinandersetzung  /wischen  der  Genossenschaft  und  dem 
Genossenschafter  sind  die  Gründe  dieser  Entsch.  /.wijigend.  W  cnn  da- 
gegen der  Antheil  des  Genossenschafters  an  dem  aur  Zdt  seines  Aus- 
Scheidens  zu  deckenden  Verlust  noch  nicht  regulirt  ist,  verknüpft  sich 
mit  der  Haftpflicht  auch  nodi  eine  Bdtragspflicht  aus  ehemaliger  Mit* 
gliedschaft,  welche  sich  zur  Feststellung  und  Realisirung  im  gemetqheit- 
liehen  Verfahren  genau  so  gut  eignet,  wie  die  ja  ebenfalls  nur  aus  ehe- 
maliger Mitgliedschaft  stammende  Beitragspflicht  der  erst  durch  die  Auf- 
lösung ausgeschiedenen  Genossenschafter.  Vgl.  Parisius  S,  j8o  —  j8i ; 
Goldschmidt  S.  19— 2  S 

*  Erk.  des  K.  G.  v.  20,  Mai  Ü4  C.  S.  Bd.  11  N.  35  S.  180—  181, 
des  R.  O.  H.  G.  V.  26.  Apr.  7)  Bd.  9  N.  87  S.  294 396. 
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derliche  Haftpflicht  des  Genossenschafters  für  die  Verbindlich- 
keiten der  Genossenschaft.  Auch  sie  aber  trägt  den  ausge- 
sprochenen Charakter  einer  kor{K>rativen  Sonderpfltcht Denn 
einerseits  ist  sie  zweifellos  eine  Individualobligation :  sie 
macht  die  Genossenschafter  als  Einzelne  zwar  nur  subsidlir, 
jedoch  unmittelbar,  solidarisch  und  mit  ihrem  ganzen  Ver- 
mögen den  Gciiosscnsch.iiLsglaubigcrn  verbindlich  Andrer- 
seits aber  ist  sie  körperschaftsreclitlicher  Natur.  Sie  entsteht 
von  Rechtswegen  mit  der  Mitgliedschaft In  vertragsmäßig 
imabänderHcher  Weise  ergreift  sie  neu  eintretende  MitgHeder 
auch  hinsichthch  der  vor  ihrem  Eintritt  eingegangenen  Kör- 
perschaftsverbindlichkeiten*  und  erweitert  sich  während  der 
Dauer  der  Mitgliedschaft  ohne  jedes  individuelle  Zuthun 
durch  jeden  eine  Körperschaftsverbindlichkeit  erzeugenden 
Vorgang  des  Gemeinlebens  ^  In  ihrem  individualrechtlichen 
Bestandtheil  fiberdauen  sie  das  Mitgliedschaftsverhältniss, 
büsst  jedoch  mit  dessen  Beendigung  ihre  Expansionsfähig- 


*  Vgl.  mein  Genosscnschaftsr.  I  S.  icx)8,  II  S.  920 ;  Goldschmidt 
a.  n.  O.  S.  56  IT.;  meine  Anzeige  in  der  krit.  V.  J.  Sehr.  Bd.  24  S.  595 
—394  u.  402. 

*  Genoss.  Ges.  $  12  u.  Konk.  O.  5  i97-  österr.  Ges.  5  S$  u.  60. 
Schweiz.  OU.  R.  Art.  689. 

)  Genoss.  Ges.  $  )  Z.  12,  %  12  Abs.  i^y  Ebenso  nach  Osterr. 
Ges.  5  5  Z.  12  u.  5  S3>  wenn  das  Statut  die  Genossenschaft  für  eine 
solche  mit  unbeschränkter  Haftung  erklärt,  nach  Schweix.  Obl.  R.  Art. 
689—690,  wenn  d.is  Statut  keine  gegeniheiligc  Bestimmung  enthält  oder 
eine  solclic  nicht  gehörig  verütfentHcht  ist. 

*  Gciiüsi.  Ges.  5  12  Abs.  2—3,  Österr.  Ges.  S  $}  Abs.  2—),  Schweiz. 
Obl.  K.  Art.  690. 

f  Dieses  Princtp  bleibt  auch  wihrend  des  Konkurses  wirksam,  so 
dass  die  wegen  der  Ausfalle  beklagten  Einxdnen  nur  gegen  Forderungen, 
die  von  dem  Vorstande  oder  den  Liquidatoren  im  Prüfongstermio  aus- 
drücklich bestritten  sind,  Hlnredcn  haben;  Kook.  O.  $  197  (Genoss. Ges. 
5  sO-  Österr.  Ges.  §  60  Abs.  >  lässt  sogar  wegen  der  festgestellten 
Forderungen  Zwangsvollstreckung  ohne  nochmalige  Klage  gegen  die 
Finzclncn  zu.  —  Die  Haltung  des  Genossenschafters  für  Wcchselschulden 
der  Genossenschaft  ist  indess  selbst  nicht  wechselmäßig,  da  dies  mit 
ihrer  subsidiären  Natur  unvereinbar  wäre;  Erk.  des  R.  G.  v.  12.  Dec79 
Seuflf,  Bd.  J5  N.  178. 


Digitized  by  Google 


• 


DU  RfchtsverhdJtmsse  da-  Körper scha/Un.  3^3 

keit  ein'  und  erlischt  vollkommen  durch  den  Ablauf  einer 
nach  gehöriger  gerichtlicher  Anmeldung  des  Ausscheidens 
oder  der  Auflösung  beginnenden  Zeitfrist\  Ihre  Geltend- 
machung ist,  da  sie  nach  An  einer  Schadlosbürgschait  nur 

für  den  im  Konkurse  der  primär  verpflichteten  Körperschaft 

von  deren  Gläubigern  crluuncn  und  käi^cbiclhcn  Ausfall 
eintritt',  durch  korporative  Vorgänge  bedingt,  befristet  und 
umfänglich  begrenzet  Zugleich  wird  sie  mittelbar  durch 


*  Der  ausgeschiedene  Genossenschatter  oder  seine  iirbcn  Ijalien 
nicht  fUr  später  eingegangene  Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft;  Ge- 
noss.  Ges.  $  ^9  Abs.  i,  Osterr.  Ges.  $  Abs.  i ;  Schweis.  Obl.  Art  691. 
Nach  der  Auflösimg  Icönnen  Erweiteruogen  der  Haftung  nur  nodi  ein- 
treten. ins(yweit  wälircnd  der  Liquidation  noch  neue  genossen<;chaftUche 
Verbindlichkeiten  begründet  werden  ki^nnen  (Genoss.  Ges.  §  45  u.  49) 
oder  der  Konkurs  Genosscnschaftsschulden  erzeugt  (Erk.  des  R.  G.  v. 
la  juh  8}  C.  S.  Bd.  9  N.  55  S.  149-158). 

^  Nach  dem  dcut.  Genoss.  Ges.  5  59  i^i-  65  —  65  ist  die  Rechtsform 
dieser  Haftbefreiung  eine  zweijährige  Klagenvcrjähruni^,  welche  durch 
Kechtsliaiidlungen  gegen  die  fortbestehende  Genossenschaft  oder  die 
Liquidatoren  der  aufgelösten  Genossenschaft  oder  die  Konkursraasse  un- 
terbrochen wird.  Darüber,  dass  trotz  der  ungenauen  Fassung  des  5  ^4 
auch  die  Verjährung  zu  Gunsten  des  vor  der  Auflösung  ausgeschiedenen 
oder  ausgeschlossenen  Genossenschafters,  falls  die  Auflösung  vor  Ablauf 
der  Verjährungsfrist  erfolgt  ist«  durch  Rechtshandlungen  gegen  die  Liqui- 
datoren oder  die  Konkursmasse  unt«  rhro-lien  wird,  vgi  Erk.  des  R.  G 
V,  29.  Juni  80  u.  14.  Jan,  82  C.  S.  Bd.  2  N.  $  S,  9  - 1 3  u.  Bd.  6  N.  8 
S.  3?  — sowie  für  den  Konkursfall  E.  G.  rm  R.  Konk.  O.  5  3.  — 
Übereinstimmend  Österr.  Ges.  §  73  75.  Dagegen  suiuirt  das  Schweiz. 
ObL  R.  An.  691—693  unabhängig  von  max^at  ünt  Ha/tbe/reiung  durch 
Ablauf  zweier  Jahre  nach  Eintragung  des  Ausscheidens  oder  der  Auf- 
lösung, insofern  in  dieser  Frist  nicht  der  Genossenschaftskonkurs  eröffnet 
wird,  und  eme  KlagcnverjähruHg  binnen  einem  Jahre  nach  der  Beendigung 
des  Genossenschaftskonkurses. 

J  Erk.  des  R.  G.  v.  5.  Febr.  84  Seufl^.  Bd.  39  N.  351  S.  485—484. 

—  Doch  gih  diese  Beschr.inkung,  wie  nur  für  Jen  Fall  der  .Möglichkeit 
des  Konkurses  (Genoss.  Ges.  5  59),  so  im  Falle  des  Konkurses  nur  hin- 
sichtlich derjenigen  Forderungen,  deren  Einziehung  in  den  Konkurs  mög- 
lich ist,  Hrk.  des  R.  G.  v.  lo.  Juli  85  C.  S.  Bd.  9  N.  35  S.  149— 1$8 
(SeuC  Bd.  59  N.  86). 

*  Vgl.  Goldschmidt  a.  a,  O.  S.  )8. 
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die  gesetzliche  Regelung  der  inneren  genossenschaftlichen 
Deckungspflicht  modificin*. 

Wo  üGenossenschaften  mit  beschränkter  Haflpflicht«  zu- 

gelassen  sind,  kann  in  ähnlicher  Weise  eine  den  Einzelnen 
kraft  seiner  MirgHcdschaft  unmittelbar  den  Korpcrschafts- 
gläubii^crn  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  verpflichtende  Haft 
als  korporative  Sonderpflicht  begründet  sein.  So  ist  es  z.  B. 
nach  Österreichischem  Recht*.  Doch  wird  mitunter  der 

'  ZuvörUcrsi  cnisprichi  der  gciniulichen  Regel»  dass  in  erster  Linie 
die  Gesdti^sMitbeile  zur  Deckung  vcn  VeHusten  bestunmt  sind,  zwar 
Iceine  specidle  Haftbarmachung  derselben  nach  aussen:  aUdn  sowdt  die 
Attssalilung  der  Geschiftsantbeile  noch  nicht  suttgefunden  hat  oder  die 

erfolgte  Auszahlung  nach  allgemeinen  Grundsätzen  von  der  Genossen- 
schaft oder  ihren  Gläubigern  rückgänf^i^  gemacht  werden  kann,  sind  die 
Gläubiger  iLidnrch  primär  auf  die  Befriedigung  aus  den  Gcschäftsantlicilen 
verwiesen,  daj.s  j>ie  zunächst  das  GenossenschaftsvcrnuHa^n  crschöptai 
müssen,  diesem  gegenüber  aber  die  Ansprüche  der  Mitglieder  aus  Ge- 
schäftsantheilen  unbedingt  hinter  allen  GUubigerrediten  aurückstehen 
(Genoss*  Ges.  $  47).  Auch  wird  die  Heranaiehung  der  noch  unausge- 
schiedenen  Sonderansprüche  von  Mi^ltedem  seitens  der  Gläubiger  durch 
die  Verjährung  der  persönlichen  Klage  gegen  die  fraglichen  Mitglieder 
nicht  ausgeschlossen  (§6}  Abs.  3).  Vgl.  östenr.  Ges.  5  48  u,  §  7} 
Abs.  }.  Sodann  aber  wird  auch  die  fernere  Regel,  dass  die  Deckung 
der  nach  Erschöpfung  des  Genüsscnschalts\crniögens  konstatirten  Aus- 
fälle den  dafür  persönlich  und  solidarisch  haftenden  Genossenschaltern 
antheilmäßig  obliegt»  durch  das  gesetzlich  normirte  Umlageverfidtten 
mindestens  thatsächlich  zugleich  nach  aussen  im  Süuie  ehicr  Abschwäch' 
ung  der  Sofidarhaft  wirksam  gemacht ;  vgl  Goldsebmidt  a.  a.  O.  S.  22  ff., 
44}  61,  63. 

*  österr.  Ges.  5  76—86.  Der  Umfang  der  Haftung  wird  durch 
einen  sututarisch  festgesetzten  Betrag  begrenzt,  tritt  aber  mindestens  in 
Höhe  des  Geschäftsantheiles  und  eines  ihm  gleichen  weiteren  Betrages 
ein.  Die  Haltung  ««Jt  im  Übrigen  in  derselben  Weise  wie  die  unbe- 
schränkte Haüung  direkt  und  solidarisch,  jedoch  höchst  subsidiär  und 
durch  ein  Umlageverfahren  modificirt  Sie  dauert  jedoch  f&r  den  aus> 
geschiedenen  Genossenschafter  oder  dessen  Erben  in  Ermangelung  einer 
statutarisch  festgesetzten  längeren  Frist  nur  Ein  Jahr  nach  Ablauf  des 
fraglidien  Geschäftsjahres,  Ausserdem  ist  hier  die  primäre  Haftung  des 
Genossenschaftsverniogcn«;  mit  Einschluss  der  Gesch.iftsaiitheile  und 
sonstigen  genossensciialtlii^licn  Guthaben  durch  gesct/hchc  W^rschritten 
verstärkt,  welche  diese  Hauoi  jckte  den  Gläubigern  siciicm  solk-n:  die 
Kündigung  kann  nur  zum  Ablauf  eines  Geschältsjahres  und  zwar  min- 
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Ausdruck  »Haftpflicht«  in  diesem  Zusammenhange  blos  von 
der  den  Genossenschaftern  im  Verhiütniss  zur  Genossen- 
schaft auferlegten  Deckungspflicht  verstanden'.  Die  »Ge* 
nossenschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht«  sind  dann  in 
Wahrheit  Genossenschaften  ohne  Haftpflicht  der  Einzelnen 
und  \\  ürdcn  passender  als  Genossenschaften  mit  bcschiaulvtcr 
Behl  a^ypfiichl  bezeichnet*.  An  sicli  können  natürlich  auch 
Genossenschaften  mit  unbeschr.mkier  BeitragspÜicht  der  Mit- 
glieder in  gleicher  Weise  ohne  jede  Haftpflicht  der  Einzelnen 
für  die  köi  perschaftlichen  Verbindhchkeiten  konstituirt  sein*. 

Hinsichtlich  der  mit  örgamcbajt  verknüpften  Sonder- 
rechte und  Sonderpflichten  gelten  hier  keine  principiellen 
Besonderheiten  \ 

deMens  vier  Wochen  vorher  erfolgen  und  ist  sot^lcich  in  das  MirtjUeJer- 
rej^ibier  diuuiragen;  die  Auszahlung  von  Geschattsaniheilen  und  Gut- 
haben ausgeschiedener  Genossenschafter  oder  von  gekündigten  Geschäfts- 
antheilen  ist  während  der  Dauer  der  Hafttdt  und  die  Venfaeilung  de» 
Vermögens  der  aufgelösten  Genossenschaft  dnschliesslich  der  Zurück- 
zahlung von  Gcschäftsandieilen  während  eines  gesperrten  Jahres  unzu- 
lässig;  im  Falle  der  Übertragung  von  Geschäftsantheilen  und  Guthaben 
bleibt  deren  bisheriger  Inhaber  mindestens  ein  Jahr  lang  subsidiarisch 
haftbar.  —  Ahnlich  nach  dem  Bayer.  Ges.  Art.  70— 8a  Vgl.  auch  über 
das  Ungar.  R.  Goldschmidt  S.  105  —  106. 

*  So  bezeichnet  das  Sächs.  Ges.  v.  15.  Juni  68  in  ^  11  Z.  6  die 
Verpfltditung  der  Mitglieder  au  Geldleistungen  fiir  den  Zweck  der  Ge- 
nossenschaft als  »Hafi^ffidit« ,  wdche  «beschränkt«  oder  »unbeschränkt« 
ist,  jenachdem  sie  im  Vöraus  ihrem  Umfange  nach  bestimmt  oder  nach 
dem  Bedarfe  bemessen  sein  soll,  und  fordert  in  Abs.  2  weitere  statu- 
tarische Bestimmungen,  wenn  von  den  Mitgliedern  »nusscr  ihrer  Haft- 
ptliclu  gegen  die  Genossenschaft  auch  noch  eine  N'erbindUchkeit  zu 
direkter  Haftung  gegen  die  Gläubiger  der  Genossensclufi  übernommen 
werden«  soll ,  über  Umfang  und  Dauer  dieser  Haftpflicht  und  die  Vor- 
ausscuungcn  ihres  Eintritts. 

'  So  die  im  Säcbs.  Ges.  v.  1$.  Juni  66  $  56—60  geregelten  »Ge- 
nossenschaften mit  beschränkter  Haftpflicht«.  Ebenso  die  winhschaftlichen 
Genossenschaften,  deren  Statut  die  Haftbarkeit  der  einzelnen  Mitglieder 
ausschlicsst,  nach  Schweiz,  Obl.  R.  An.  68«. 

5  Vgl.  Sachs.  Ges.  v.  15.  Juni  68  §  11  Z.  6  u.  Abs.  2,  sowie  ^61-69. 

*  Vgl.  obenS.  187  \.  2  u.  258  N.  ^:  Krk.  des  R.  G.  v.  28  Apr  C  S. 
Bd.  1}  N.  18  i>.  45 — 52  (wo  (iea  Aulsichtsraihsmiigiiedcru  liaitung  tur  die 

Sorgfiüt  eines  ordeotUelien  Gcschäftsmamies  auferlegt  wird). 
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V.  Die  vorstehenden  Erörterungen  ergeben,  dass  in  Bezug 
auf  das  Verhäliniss  von  Einheit  und  VitlhtU  in  der  Gesamml- 
heit  die  von  der  Genossenschaftsiheoric  vertretene  AuiFassuog 
des  Wesens  der  deutschen  und  modernen  Körperschaft  ihat- 
sächlich  Lehen  und  Praxis  beherrscht.  Denn  zuvörderst  ist 
gegenüber  den  indtvidualrechtlicben  Beziehungen,  in  welche 
Verbandspersonen  und  die  in  ihnen  verbundenen  Personen 
Ulli  dem  vom  Verbandsreclu  unberührten  Gebic:  gleich  be- 
liebigen Dritten  zu  einander  treten,  die  durch  den  organischen 
Zusammenhang  ihrer  Subjekte  bedingte  Eigenart  der  social- 
rechilichen  Verhältnisse,  welche  die  Lebensordnung  einer 
Gemeinheit  unter  Gesanimtpersonen  und  ihren  Giiedper- 
sonen  hervorruft ,  zu  voller  Anerkennung  gelangt.  Sodann 
aber  hat,  je  entschiedener  die  Anschauung  durchgedrungen 
ist,  dass  alle  gliedmäßigen  Rechte  und  Pflichten  als  solche, 
wennschon  sie  subjektives  Recht  im  vollen  Wortsinn  sind, 
zuletzt  in  dem  Machtbereich  des  einheitlichen  Gemeinwillens 
beschlossen  bleiben,  desto  unwiderstehlicher  sich  die  Aner- 
kennung eines  ausgedehiiieii  Gebietes  körperschaftlicher  Son- 
derrechte und  Sonderpflichten  durchgesetzt ,  welche  der  ge- 
meinheitlichen Sphäre  angeliören,  ohne  doch  völlig  in  ihr 
autzugehen. 

Hierdurch  wird  der  Satz  der  Genossenschaftstheorie 
bestätigt,  dass  unser  Körperschaftsbegriff  f'ir  eine  organische 
Verbindung  von  Einheitsr  echt  und  yielhätsrecht  Raum  hat. 
Denn  in  demselben  Umfange,  in  welchem  mit  einer  körper- 
schaftlichen Glied*  oder  Organstellung  Rechte  oder  Pflichten 
von  einem  thetlweise  individualrechtlichen  Gehalt  verfas- 
sungsmäßig verknöpft  sind,  werden  durch  das  Körper schafts- 
recht  seihst  in  und  irni  der  Sphäre  des  einheitlichen  Gemein- 
willens  zugleich  Sphären  selbständiger  Ein^elwillen  sowohl 
geset:^t  wie  heisren;}. 

Diese  Möglichkeit  verschafft  dem  deutschen  und  mo- 
dernen Körpcrscliaftsbegriff  seine  ausserordentliche  hlasiicität. 
Er  vermag  in  gleiclur  \\'eise  Verbände  zu  umspannen,  in 
denen  das  Mitgliedschaftsrecht  zuletzt  nur  für  die  Zwecke 


Digitized  by  Google 


Die  Recbtsverhältttisu  der  Körperschaften. 


lies  Ganzen  und  in  denen  umgekehrt  das  Recht  des  Gan/.cii 
zuletzt  nur  für  die  Zwecke  der  Einzehien  existirt.  Durch 
eine    unendliche   Fülle  von  Kombinationen  und  Nüancen 
reicht  er  so  bis  hart  an  die  Grenzen  der  individualrechtlichen 
Societät.   Je  nach  dem  Maße  und  Inhalt  der  Dienste,  die 
der  Verbandsorganismus  den  Sonderinteressen  der  Mitglieder 
leisten  soll,  bestimmen  sich  Maß  und  Inhalt  des  körper- 
schaftlichen Individualrechts.  Erscheint  dasselbe  bei  manchen 
Gemeinheiten  nur  als  unwesentliches  Element,  so  ruckt  es 
bei  anderen  Verbänden  und  zwar  namentlich  bei  Wirth- 
schaftsvereinigungen  in  die  Stellung  eines  Gattungsmerk- 
males, um  cmüich  bei  Vermögensgenossenschaften  sich  zum 
ausschlaggebenden  und  ihr  innerstes  Gefüge  beherrschenden 
Bestandtheil  zu  erheben.  Solcher  Steigerung  entspricht  eine 
wachsende  Verwerthung  von  Principien  des  Gesellschafts- 
und Gemeinschaftsrechts  für  den  Aufbau  des  Körperschafts- 
rechts.   Die  Körperschaft  büsst  hiermit  nichts  von  ihrem 
körperschaftlichen  Wesen  ein:  sie  wird  nicht  zu  einem 
Minleren  zwischen  Gemeinheit  und  Gesellschaft.  Allein  kein 
doktrinärer  Widerspruch  schafft  die  Thatsache  aus  der  Welt, 
dass  die  begriffliche  Kluft,  welche  wir  unsem  juristischen 
Denkformen  gemäß  hier  offen  zu  halten  gezwungen  sind, 
vom  Leben  mannichfach  überbrückt  wird;  dass  die  Rechts- 
geoilde  auf  beiden  Seiten  der  Grenzlinie   einander  um  so 
ähnlicher  werden,  je  mehr  sie  sich  derselben  nähern;  dass 
es  Übergangsgebilde  giebt,  welche  an  sich  so  gut  social- 
rechtlich  wie  individualrechtlich  konstruirt  werden  können, 
ohne  dass  in  dem  einen  oder  anderen  Fall  den  Thatsachen 
eine  stärkere  Vergewaltigung  widerführe'.  Diesem  Verhält- 
niss  nach  Möglichkeit  gerecht  zu  werden,  ist  die  von  der 

*  So  ist  der  deutschen  Aktienkomtnanditgesellschaft  (vgl.  oben 
S.  52—53)  die  schweizerische  KommanditaktieageseUschaft  (ObL  R. 
Art.  676)  äusserlidi  fast  gleich:  sie  bt  aber  juristisch  als  Aktiengesell- 
schaft mit  persönlich  haftendem  Vorstände  und  somit  als  Körperschaft 
ausgestaltet,  während  jene  eine  Kommanditgesellschafi  bleibt.  Überhaupt 
aber  wird  alles  im  Text  Gesagte  ja  schon  dadurch  bestätigt,  dass  unser 

20* 


Digitized  by  Google 


308  Zü-eiia  Kapitel. 


germanistischen  Theorie  erstrebte  und  vollbrachte  Leistung. 
Denn  indem  sie  innerhalb  des  Körperschaftsrechts  dem  Viel- 
heitsrecht Raum  schafft,  während  sie  zugleich  mnerhalb  des 
Gesellschafts-  und  Gemeiaschaftsrechcs  geeignete  Rechts- 
formen für  die  einheitliche  Zusammen^ssung  einer  Mehr- 
heit bietet,  vermeidet  sie  zwar  nicht  den  nothwendigen 
Trennungsschnitt,  entkleidet  jedoch  denselben  seiner  Leben 
zerstörenden  Wirkung*.  Ob  es  zweckmäßig  ist,  diejenigen 
Körperschaften,  deren  Wesen  durch  Sonderrechte  oder 
Sonderpäichten  der  Glieder  bestimmt  wird,  unter  dem  tech- 


H.  G.  B.  Gesellschaften  ui.d  Ivorpcrsc haften  nicht  nur  der  gcmeinschaü- 
Hchen  Rubrik  der  »llanilLls-rsellschafiu  unicrstcllcn ,  sondern  auch  bei 
dem  Aufbau  aller  so  zu;-.aiiinicii^c!assten  Gebilde  aus  einem  gemeinsamen 
Fonds  von  Rcclu5f,^c Janken  und  Rechtssätzen  schöpfen  konnte! 

'  Diesen  Vorzu^^  wendet  jetzt  freilich  Lahand  Z.  f.  11.  R.  Bd.  30 
S.  488  ff.  zum  Vorwurl.  Insbesondere  meint  er,  eine  Aulfassung,  welche 
annähernd  dasselbe  Resulut  sowohl  vom  Standpunkt  des  Körperschafts- 
begriffs wie  vom  Standpunkt  des  GesdlschaftsbegrifB  zu  gewinnen  ver- 
möge, setze  an  Stelle  eines  objektiv  erkenobaien  Unterschiedes  einen 
blosen  Unterschied  der  Spekulation  fiher  dieselben  Lebenserscheinungen. 
Allein  das  Recht  ist  ja  in  der  That  eine  Gedankenwelt,  welche  sich  mit 
der  Welt  des  Wirklichen  niemals  vollkommen  deckt.  Den  Aberglauben» 
dass  durch  logische  Abstraktion  von  den  Thatsachen  sich  ein  unfehlbares 
und  zwingendes  BegrifTss^'Stem  erzielen  lasse,  widerlegt  jede  dogincn- 
peschichtllohe  Betrachtung.  Wenn  einerseits  der  Staat  als  Societat  und 
.m  ir  ,  r  sLiis  die  Ehe  als  juristische  Person  konstruirt  werden  konnte,  so 
sirui  dciartige  Konstruktionen  nicht  an  logischen  Mängeln,  sondern  an 
ilirer  L'iiangeniessenhcit  gescheitert  Dass  aber  der  Verf.  dem  ciiuelnen 
Lebensgebilde  gegenüber  stets  nur  Eine  unter  den  logisch  mdgUchen 
Konstruktionen  (ilr  angemessm  erklirt  hat,  verschweigt  Ltkuii  bei  seiner 
Polemik.  Ein  »objektiv  erkennbarer  Unterschied«  zwischen  Korporation 
und  Gesellschaft  «üstirt,  lässt  sich  aber  freilich  nicht  auf  ein  dnzehies 
mit  absoluter  Sicherheit  feststellbares  äusseres  Merkmal  zurückführen,  wie 
Labatui  es  in  der  Nichthaftung  oder  Haftung  der  Einzelnen  für  Schulden 
zu  besitzen  wähnt.  Dieses  Kriterium  ist  vollkommen  willkürlich  gewählt 
und  nöthigt  zu  einer  schlechthin  unangemessenen  Grenzziehung ;  vgl. 
(>bcii  S.  44.  Wie  stellt  sich  Lfli'dwJ  7.  B.  /.u  den      678—715  des  Schw  eiz. 
Obl.  R.,  wo  Genossenschaften  mit  und  ohne  Haftung  der  Einzchicn  ein- 
heitlich geregelt  sind  und  iliaen  allen  ausdrücklicli  das  »Recht  der  Per- 
sönlichkeit«! eingeräumt  wird? 
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nischen  Namen  der  »Genossenschattcn«  auszusondern  und 
den  sonstigen  Körperschaften  gegenüberzustellen,  kann  man 
bezweifeln'.  Unzweifelhaft  aber  muss  man,  wenn  man  die 
veriässimgsmäßtge  Verknüpfung  von  vielheitlichem  Sonder- 
recht der  Glieder  mit  dem  einheitlichen  Gesammtrecbt  einer 
Verbandsperson  als  ttgenossenscbaflHcbes  Princ^  bezeichnet, 
der  deutschen  und  modernen  Körperschaft  Überhaupt  die 
Fähigkeit  zu  genossenschaftlicher  Struktur  beilegen,  die  ein- 
zelnen Körperschaftsg:utuni;cn  aber  nach  der  Art  und  dem 
<jrade  der  Verwirkiicliung  dieser  Mö»^lichkeit  unterscheiden. — 

Wenn  hiernach  in  demselben  Umfange,  in  welchem  die 
körperschaftlichen  Sonderrechte  und  Sonderpflichten  aner- 
katmt  und  geschützt  werden^  die  Genossenschaftstheorie 
gerade  hinsichtlich  ihrer  am  meisten  angefochtenen  Auf- 
stellungen praktisch  siegreich  ist,  so  ergiebt  fireilich  die  obige 
Darstellung,  dass  bezüglich  der  theoretischen  Grundlegung  auch 
die  Praxis  hierbei  noch  innner  den  Bann  der  herrschenden 
romanistisch  gefärbten  Doktrin  ni..i)t  völlig  gebrochen  und 
die  hierdurch  bedingten  Unsicherheiten  und  Halbheiten  nicht 
überwunden  hat. 

Muss  doch  der  ganze  Begriff  des  körperschaftlichen  In- 
dividualrechts stets  von  Neuem  mit  gegnerischen  Auffassungen 
ringen,  welche  durch  die  gewaltsame  Durchführung  des  einen 
oder  des  anderen  von  zwei  Extremen  die  angeblich  un- 
logische Annahme  einer  Verbindung  von  Einheitsrecht  und 
Vielheitsrcclu  XU  vciniciJcii  suchen!  Dieselben  haben  umso 
freieren  Spielraum,  als  von  den  Gesetzbüchern  und  Gesetzen 
nur  das  Preussische  Landreclu  eine  dem  Standpunkt  der 
damaligen  Korporationslehre  entsprechende  wirkliche  Theorie 


'  Hiergegen  spricht  nicht  nur  der  Umstand,  dafs  heute  fast  bei 
jt'ticr  Körperschaft  Sonderrechte  begegnen,  die  nicht  Iciilcn  kuaucn,  son- 
dern auch  die  Erv^'ägung,  dass  dies  im  geringsten  Maße  gerade  bei  man- 
chen der  zu  den  »Genossenschaftcti«  gerechneten  modernen  Vereine  der 
Fall  ist.  Vereine  för  gememnOttige  Zwecke  können  ohne  alle  jura  singu- 
loram  bestehen. 
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der  jura  singulorum  in  universitate  aulgestellt  li.it wahrend 
sich  sonst  darüber  nur  vage  Sätze  von  geringem  principieliem 
Werth  finden  ^ 

Von  der  einen  Seite  kann  so  die  namentlich  von  privat- 
rechtlichen  Ausgangspunkten  überwiegend  vertretene  Ten- 
denz sich  ausbreiten,  welche  die  Rechte  und  Pflichten  von 
Mitgliedern,  sobald  sie  als  Sonderrechte  und  Sonderpfltchten 
anerkannt  sind,  für  die  juristische  Betraehtungsweise  aus 
ihrem  organibchen  Zusammenhange  hcrauszurcisscn  sucht ^ 
Insbesondere  waltet  die  Neigung,  die  rein  vermögensrecht- 


'  Diese  Theorie,  deren  liauptmaugcl  darin  bcsiclu,  Jass  sie  Mitglied- 
schaftsrechte nur  dann  als  eig^itliche  Sonderrechte  gehen  lissu  wenn 
sie  sich  von  den  Rechten  der  übrigen  Mitglieder  unterscheiden,  dagegen 
die  einem  jeden  Ktitgliede  unterschiedslos  zustehenden  fodivtdoalrechte 
im  Prindp  dem  Mehrheitsbcschhiss  unterwirft  (5  68  u.  88  II,  6),  findet 
sich  im  Erk,  des  R.  G.  v.  6.  Febr.  84  C.  S.  Bd.  n  N.  60  S.  270—271 
trefflich  dargeler^t;  v£^l.  auch.  R.  (T  H.  G.  Bd.  8  S.  1S7  ff. 

*  So  Siichs.  Gesetzb.  5  y\'  S(iiuicrrechte  ein/einer  .Mitglieder 

von  Personenvereinen  können  weder  durch  die  Vertreter,  noch  durch 
Beschlüsse  der  Mitglieder  beeinträchtigt  werden«.  Oder  Schwdc.  Obh  R. 
A.  627:  »Wohlerworbene  Rechte  der  Aktionäre  können  denselben  nicht 
durch  Mehrheitsbeschlüsse  der  Generalversammlung  entzogen  werden«. 

'  Auf  diesem  Wege  hat  die  civilistische  Theorie  und  Praxis  nament- 
lich seit  alter  Zeit  die  mit  der  Gemeindemitglicdschat't  verknüpften 
Nutzungsrechte  am  Gcmeinlande  als  selbständige  Privatrechie  auszudeu- 
ten gestrebt,  um  sie  vor  der  Aufsausrung  durch  den  modernen  poüttsclien 
Gemeindeverbaiid  /u  ^c!ult/c^.  \'gl.  oben  S.  202—205.  Allein  dieselbe  Rich- 
tung macht  sich  vicltach  ganz  allgemcia  geltend.  So  huldigt  ihr.  das 
R.  O.  H.  G.  in  den  Erk.  v.  26.  Okt.  74  Bd.  14  N.  11$  S.  j>6  u.  v. 
6.  Apr.  77  Bd.  22  N.  6  S.  20,  wenn  es  den  begrifflichen  Unterschied  der 
nach  Art.  224  gemeinschaftlich  auszuübenden  und  der  von  Art.  224  nicht 
getroffenen  Rechte  der  Aktionäre  dahin  bestimmt,  dass  ihnen  jene  »intif/- 
halb«  der  Gesellschaft,  diese  »ge^enüheru  der  Gesellschaft  als  einem  ihnen 
»kontraktlich  rrrpfÜil'U'!,  n  Snhfektf  zustehen.  Diese  auch  von  SlcNv  l 
5  55  S.  426  zu  Grunde  gelci^to  L  ntcr«;cheidiini^  der  »innerhalb  der  Kor- 
poration« und  der  »gegenüber  der  Korpor.iticmf  hcL;rmuit.tcii  .\tit<^Iicdcr- 
rechte  ist  überdies  im  .'\usdruck  vergriflcn :  denn  ^üdx  die  rein  glied- 
mäßigen Ansprüche  der  Mitglieder  können,  wenn  überhaupt  als  Rechte, 
nur  als  Rechte  vorgestellt  werden,  bei  welchen  die  Korporation  im  Gan* 
zen  und  die  einzelnen  Mitglieder  einander  »gegenüber«  stehen. 
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liehen  Ausflüsse  der  Mitgliedschaft  zu  verselbständigen.  Be- 
handelt man  bei  den  Ansprüchen  an  das  Körperschaftsver* 
mögen  die  verfassungsmäßige  Verknüpfung  mit  der  Mit- 

ijlicdschaft  als  juristisciic  Zul.uli^kcii  und  die  genossenschaft- 
liche Gebundenheit  als  äusscrliche  Zuthai,  so  hindert  nichts 
deren  Gleichstellung  mit  beliebigen  dinglichen  oder  obliga- 
torischen Rechten  Dritter  gegen  die  juristische  Person.  Nicht 
anders  verhält  es  sich  mit  dinglichen  Belastungen  oder  per- 
sönlichen Verpflichtungen  der  Mitglieder.  Auf  diesetn  Wege 
rücken  die  körperschaftlichen  Sonderrechte  und  Sonder- 
pflichien  '\n  d.is  Cicbict  des  reinen  Individuali  cchts  cm  uiid 
bilden  hochsiens  noch  innerhalb  dt^selben  eine  eigcnthüm- 
lich  beschaffene  Klasse.  £s  ist  aber  klar,  dass  hiermit  eine 
juristische  Vorstellungsweise  eingeführt  wird,  welche  mit 
den  Thatsachen  des  Lebens  in  offenen  Widerspruch  tritt. 
Muss  doch  nunmehr  eine  Körperschaft,  welche  ohne  be- 
stimmte Sonderrechte  der  Mitglieder  keinen  Augenblick  als 
das,  was  sie  ist,  bestehen  konnte,  dergestalt  konstruirt  wer- 
den, als»  sei  zunächst  einmal  eine  zur  ausschliesslichen  Herr- 
schaft über  eine  Gemeinsphäre  berufene  juristische  Person 
ins  Leben  getreten  und  hierauf  eine  Summe  individueller 
Rechtsverhältnisse  zwischen  ihr  und  den  Mitgliedern  ge- 
Mrhaflfen! 

Auf  der  anderen  Seite  macht  sich  die  namentlich  unter 
pfentlichrechtlichen  Gesichtspunkten  vieltach  verfolgte,  neuer- 
dings aber  auch  vom  Privatrecht  her  mit  radikaler  Folge- 
richtigkeit durchgeführte  Tendenz  geltend,  welche  jeden 
Anspruch,  sobald  er  als  Mitgliedschaftsrecht  anerkannt  wer- 
den muss,  auch  ganz  und  voll  in  den  körperschaftlichen  Zu- 
sammenbang einzuordnen  und  daher  zuletzt  der  gemeinheit- 
lichen Willensmacht  zu  unterwerfen  strebt Dann  erscheinen 

'  In  diesem  Sinn«  hat  dne  in  Geseugebung  und  Praxis  vielfach 
siegreiche  Theorie  die  Sonderrechte  am  Gemeinland  oft  in  unselbständige 
Ansflässe  der  Gcnicindemitgliedschaft  verwandeh.  Vgl  oben  S.  i^fT.  Über» 
haupt  aber  macht  sich  namentlich  in  Staats-  und  verwaltungsrcchtlichen 
Werken  die  Neigung  bemerklich,  bei  allen  öfenÜUhretMUchen  Verbänden 
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die  Sonderrechte  der  Mitglieder  nicht  mehr  als  wesensver- 
schieden von  den  übri«;en  Mitglicdschaüsrcchtcn ;  sie  smj  in 
Wahrheit  keine  »jura  singulorum«,  sondern  rcinc  Mit»^licd- 
schaftsrechte,  die  sich  höchstens  durch  gewisse  verfassungs- 
mäßige Garantien  ihres  Bestandes  auszeichnen ;  sie  enthalten 
schlechthin  keinen  ausserhalb  der  einheitlichen  Machtsphäre 
der  Gesammtpersonlichkeit  gelegenen  individualrechtlichen 
Bestandtheil  und  stehen  in  letzter  Instanz  zur  Verfügung  der 
Majorität.  Auf  diese  Weise  wird  die  unerträgliche  Zer- 
reissung  der  organischen  Rechtsgcbilde  vermieden*.  Allein 
indem  dies  mii  der  \  c:  iiichiiiiit;  der  Sclbstätidigkcu  zahl- 
reicher bisher  als  jura  singulorum  für  unantastbar  gehaltenen 
Rechte  erkauft  wird,  entsteht  ein  nicht  minder  L'reller  Wider- 
spruch mit  den  Thatsachen  des  Lebens  und  einer  vielhundert- 
jährigen Rechtsüberzeugung*. 

jedes  mit  der  Mitj^liedsch.itt  vcrknüpüe  Vermögensrecht  durchweg  der 
gemeinheitlichen  Sphäre  einzuverleiben,  um  das  Zugeständniss  eines  privat- 
rechtlichen Bcsiandüieiles  desselben  zu  vermeiden.  Den  kühnen  Schritt, 
auch  bei  sämnatlkhen  FrivairedasHrptrsdMßm  die  genossenschaftlichen 
Sonderrechte  und  Sonderpflichten  der  Mitglieder  ohne  jeden  RQdatand 
in  das  einheitliche  Machtgebiet  des  Gemeinwillens  2U  verlegen»  hat 
neuerdings  J7m/«r,  Institutionen  des  deutschen  PrivatredltS  (Leip;;.  1885) 
I  S.  262— irew.ic:!.  I'r  geht  von  der  ;iltcn  Markgenossenschaft  aus, 
die  er  al^  rein  privatrechiHchen  Verbaiul  autVasst,  und  sucht  den  Nacli- 
weis  zu  iVihrcn.  d.iss  bei  ihr  an  allem  <^ci5ossensk:h.i!tlich  beniitTiten  Gut 
das  Higenthum  oder  sonstige  licgen:>chattiiche  Gesanuutrcchi  ausschliess- 
lich der  juristischen  Person  zustand,  während  die  Genussrechte  der  Ein* 
seinen  durchweg  nur  als  die  in  Gemäßheit  des  Wesens  und  Zweckes 
dieser  juristischen  Person  statutarisch  verordneten  Wirkungen  ihrer  Mit- 
gliedschaft galten.  Dieselbe  Konstruktion  aber  führt  er  für  das  alte  wie 
för  das  moderne  Recht  bei  Kenli^cmeinden,  Gehöferschaften,  Haubergs- 
genossenschaften,  Alpgenossenschaften,  Deich-  und  \\'nsserpenosscnsclnf- 
ten,  Zünften  und  anderen  Gewerbsgenossensdiafien,  Gewerkschatten  und 
Aktiengescllschatien  durch. 

*  Dies  ist  namentlich  der  Konstruktion  Heuskr^s  nachzurühmen, 
welche  hierdurch  immerhin  dem  Wesen  der  deutschreditlichp]  Genossen* 
schalten  in  weit  höherem  Maße  gerecht  wird«  als  die  herrschende  civi- 
listische Doktrin. 

'  Wenn  Heusler  behauptet,  in  der  alten  Markgenossenschaft  habe 
«s  schlechthin  nur  Cinheitsreclit  und  keinerlei  eignes  \'ielheitsrecht  an  der 


Digitized  by  Google 


DU  RechtsvirhäJtnisse  der  KörperschafUn. 


Obwohl  jedoch  oft  genug  je  nach  Gelegenheit  des  Falles 
auch  von  der  Praxis  die  eine  oder  die  andere  dieser  ein- 
seitigen Auffassungen  als  bequemes  Mittel  zur  Lösung  auf- 
taue iicn  Je  r  Sclnvierigkeiten  benützt  worden  ist,  so  zeigt 
doch  die  obige  Darlegung,  dass  die  deutsche  Rechtsprechung 
aut  die  Dauer  sich  nicht  dazu  verstehen  konnte,  eine  der- 
artige Wahl  als  Nothwendigkeit  hinzunehmen.  Die  Gerichte 
haben  vielmehr  mit  wachsender  Entschiedenheit  den  Begriff 


Mark  gegeben;  wenn  er  alles  Sonderrecht  auf  den  Gcsaniiiuwillen  ^urück- 
fühn,  welcher  durch  GeineinJebeschluss  »den  Genossen  irciwülig  zu- 
tbdll,  was  ihiien  den  Tag  naclüier  wieder  entzogen  werden  kannf 
(S.  279);  wenn  er  demgemäß  nicht  nur  die  Nutcungsanthdle  an  der 
Aßmende  der  Entdehung  durch  ordnungsmäßige  Willenserldärung  der 
joristischea  Person  unterwirft  (S.  274  ff.  u.  281  iT.),  sondern  folgerkhtig 
dKses  Prindp  auch  auf  die  Hufe  erstreckt  (S.  377  u.  279X  wddie  daher 
streng  genommen  gar  kein  »Eigen«  gewesen  sei  (S.  278  N.  22):  so  lässt 
sich  freilich  der  Beweis,  dass  derartige  Aufstellungen  der  in  den  Q.uel!en 
kundgegebenen  Rechtsüberzeugung  des  mittelalterlichen  Landvolks  schroff 
vider sprechen,  nur  indirekt  führen.  Denn  einer  ausdrücklichen  Verwah- 
ning  des  Sonderrechtes  ;:;e£jen  diese  angeblichen  Majorit.usrechte  bedurfte 
ö  nicht,  weil  niemals  ein  \  ersuch  «gemacht  ist,  dieselben  auszuüben. 
Wenn  aber  Utuskr  bei  allen  Vcrmugensgenossenschaften  die  gleiche 
Otnnipoienz  des  Genieinwillens  für  geltendes  Recht  erklärt,  so  braucht 
ma  nur  die  von  ihm  für  Aktiengesellschaftsrccht(S.282),  Agrargenossen- 
Khafbrecln  (S.  292  fT.)  und  Gewerlcschaftsrecht  (S.  502  ff.)  hieraus  ge- 
lOKeoen  Folgerungen  mit  dem  oben  beigebrachten  Material  zu  verglei- 
cfaav  um  den  geradezu  erstaunlichen  Widerspruch  zwischen  diesen  gene- 
rellen Behauptuni:en  und  den  Thatsachen  des  Rcchtslebens  zu  konstatiren. 
Frcilkh  hält  auch  HeusUr  einen  Schlupfwinkel  offen,  in  welchem  Sonder> 
rechte  geborgen  werden  können,  wenn  es  sich  ausnahmsweise  nicht  um- 
Rehen lässt,  sie  als  unentT'iehbnre  jurn  quncsit.i  anzuerkennen.  Allein  er 
verlegt  denselben  aus  dem  Hereich  des  Genossenschahsrechtes  in  den  des 
Stiftun<!«;*"echTe?.  Ftne  Cienossensch.ilt  mit  w  irklichen  jura  sing^nlorum  Sfill 
keine  Gcnnssenschalt  mehr  sein,  sondern  unter  den  liegriti  einer  Stillung 
oder  Ansuii  lallco,  welcher  stiftungsmäliig  konstituirte  Individualrechte 
tüQ  festem  und  unabänderlichem  Gehalt  gegenüberstehen  (S.  282  u.  296). 
Es  ist  tndess  nicht  einzusehen,  warum  mit  dem  Ursprung  eines  Rechtes 
m  verfassungsmäßiger  Zutheilung  dessen  Unwtderruflichkeit  und  mh  der 
Gebaoienbeit  eines  Rechtes  durch  die  Satzungen  einer  juristischen  Person 
•iessen  partielle  Selbständigkeit  bei  Sliftungm  verträglich  sein  soll,  wenn 
dies  bd  Kdrperscha/Un  nubt  der  Fall  ist. 
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des  körperschaftlichen  Individualrechts  als  einen  selbständigen 
Rechtsbegrifif  von  umfassendster  Tragweite  ausgeprägt  und 
gehandhabt  und  hierbei  dessen  durch  die  Verknüpfung  glied- 
mäßiger  und  individueller  Beziehungen  bedingte  Dopp<;l- 
seitigkeit  ausdrücklich  anerkannt.  Insbesondere  hat  das  Reichs- 
jiericlu  diesen  Begritl  in  so  principieller  Weise  formulirt  und 
durch^'eführi,  dass  derselbe  mich  fernerhin  gegen  jeden 
doktrinären  Ansturm  gesichert  zu  sein  scheint  ^ 

Hiermit  ist  eingestandener  oder  uneingestandencr  Maikn 
bezüglich  des  Verhältnisses  von  Einheit  und  Vielheit  in  der 
modernen  Körperschaft  der  konstruktive  Gedanke  der  »Ge^ 
nossenschaftstheoriev  acceptirt.  Gleichwohl  scheut  die  Praxis 
selbst  dann,  wenn  sie  diesen  entscheidenden  Schritt  gethan 
hat,  vielfach  vor  dessen  weiteren  Konsequenzen  zurück.  Ins- 
besondere geräth  sie  ins  Unsichere,  wenn  es  sich  darum 
handelt,  die  Einwirkung  der  eigenartigen  subjektiven  Be- 
ziehungen, welche  der  Begriff  des  körperschaftlichen  Indivi- 
dualrechts zunächst  ausdruckt,  auf  den  objektiven  Gehalt  der 
damit  gesetzten  Rechtsverhältnisse  zu  bestimmen. 

Dass  aber  eine  solche  Minwirkuni;  sta::tiiiJcii  iiiiiss,  liegt 
auf  der  Hand  !  Rechtsverhaltnisse,  in  denen  eine  juristisclie 
Person  und  ihre  Mitglieder  einander  als  an  sich  unverbundene 
5«^/>/:/f  gegenübertreten,  müssen  den  vollkommen  unveränderten 
Gehalt  der  überall  sonst  begegnenden  hdividualrecbtsverbält'^ 
nisse  aufweisen,  so  dass  z.  B.  die  Begriffe  des  Eigenthums, 
der  Rechte  an  fremder  Sache,  des  obligatorischen  Ver- 
trages u.  s.  w.  ohne  jede  Modifikation  auf  sie  anwendDar 

*  Es  sei  hier  nur  auf  die  principieUen  Ausführungen  der  Erk.  des 
R.  G.  V.  25.  Juni  So  C  S.  Bd.  2  N.  42  S.  164  (oben  S.  207  N.  2),  v. 
$.  Apr.  81  ib.  Bd.  4  N.  III  S.  $94  ff.  (oben  S.  239  N.  3),  v.  20.  Mai  84  ib. 
Bd.  II  N.  3$  S.  178 fi.  (oben S.  295  N. 2)  u.  v. 6.  Febr.  84  ib.  Bd.  12  N.  60 

S.  270—  271  /u  rück  verwiesen ;  ferner  auf  die  Begriffsformulirungen  in 
den  Erk.  der  Gerichtshöfe  zu  Jena,  Rostock,  K.isscI.  Wolfenbütiel,  Lübeck 
und  Celle  b.  Seutl.  Bd.  2  N.  258,  Bd.  13  N.  124,  Bd.  21  N.  202.  Bd.  28 
N.  102,  Bd.  5}  N.  281  u.  Bd.  35  N.  95  (oben  S.  205  N.  2,  224  N.  1, 
227  —  228),  sowie  des  R.  Ü.  H,  ü.  v.  9.  Sept.  79  Bd.  25  S.  jio—  jii. 
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sind'.  Wo  umgekehrt  lediglich  Beziehungen  :(U'ischffi  dem 
GiM:;^en  und  seinem  Gliede  in  Frage  stehen,  haben  die  Ka- 
tegorien des  Individualrechts  schlechthin  keine  Stätte,  so  dass 
z.  B.  aach  die  rein  gUedmäßigen  Anrechte  am  Korporations- 
vermögen nicht  als  dingliche  oder  obligatorische  Hechte 
aufgefasst  werden  dürfen  ^  Dagegen  müssen  die  kcrper- 
schaftUchen  Sonderrechte  und  Sonderpflichten  auch  in  objektiver 
Hinsicht  eine  Mischuru^  van  tndiuiduairechtlichem  und  social' 
rechtlichem  Stoff  /eigen.  Hier  handelt  es  sich  daher  um 
Rechtsverhähnissc,  auf  welche  die  Begritle  des  Individual- 
rechts und  insbesondere  des  privaten  Vermögensrechts  zwar 
übertragbar  sind,  jedoch  immer  nur  mit  den  durch  die  Hin- 
gliederung in  das  Socialrecht  bedingten  Modiiikationen  über- 
tragen werden  könnend  , 

Unter  diesem  Gesichtspunkt  lassen  sich  die  Sonderrechts- 
verhältnisse in  solche  von  personenrecbtlichem,  Sachenrecht- 
Uchem  und  ohUgationenrechtlichefn  Gehalt  eintheilen^. 


•  Dies  ist  unbestritten.  Selbst  GcmeinsehaftsverhältniiSt'  zwischen  einer 
juristischen  Person  und  ihren  Mitgliedern  können  daher  den  Ch.traktcr 
des  Miteigenthunis,  der  Societät,  der  aktiven  oder  passiven  Korreaiobli- 
gation  u.  s.  w.  haben. 

'  Dies  ist  bei  den  Rechten  auf  Gemeingebrauch  öffentlicher  Sachen 
in  Staat,  Kirche  und  Gemeinde  ziemlich  allgemein  anerkannt;  vgl.  oben 
S.  194  N.  1.  Es  gilt  ebenso  von  den  Xutzungi»rechten  an  der  Allin^de,  falls 
bei  ihnen  der  Begriff  bioser  »bürgerlicher  Nutzungen«  streng  durch- 
geführt ist.  Und  wenn  die  Konstraktion  Heusltr*s  zutreffend  wire,  so 
wären  überhaupt  die  aus  der  Mitgliedschalt  fliessenden  Anrechte  an  das 
KörperschilltsvMniögen  nicnuils  als  «tingliche  Rechte  oder  Forderungs- 
rechte, sondern  stets  nur  als  Rechte  von  rein  personenrechtlichem  Ge- 
liaJt  autzufassen. 

>  Dabei  ist  natürlich  von  vornlicrcin  n\  beachten,  dass  diese  sociai- 
rechtiichc  L  nibildung  der  individualrcchiüchen  BegritTe  eine  priocipiell 
verschiedene  Bedeutung  hat,  jenachdem  es  sich  um  öffentlichrechtliche 
oder  privatrechtliche  Verbände  handek  und  folgeweise  zugleich  eine 
Kombination  von  privatrechtlichem  und  publicistischem  Gebalt  oder  nur 
eine  Mischung  ungleich  gearteteter  privatrechtliclier  Elemente  vorliegt. 

-»  Hierbei  lassen  wir  dicjeiiigcn  Sonderrcchtsvcrhaltnissc  ausser  Be- 
tracht, bei  denen  der  individualrechtliche  Bestandtheil  selbst  überhaupt 
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Die  bondcrrcclusvcrhältnissc  von  personmrechtUchcrn  Ge- 
halt bieten  auf  der  objektiven  Seite  keine  weiteren  Schwierig- 
keiten als  auf  der  subjektiven  Seite  dar.  Da  ihr  Herrschafts- 
objekt dieselben  Persönlichkeitssphären  bilden,  deren  Träger 
als  Subjekte  zugleich  in  individueller  Selbständigkeit  und  in 
genossenschaftlichem  Zusammenhange  vorgestellt  werden»  so 
kombiniren  sie  den  Inhalt  von  Rechten  an  der  eignen  Per- 
son und  von  Rechten  an  einer  die  eigne  Persönlichkeit  er- 
gänzenden Gcsamnn-  oder  GlicJjK-rson.  Sic  sind  daiicr  zwar 
mit  den  i^crsnnlichkcitsrechtcn  des  reinen  Individualrechts 
verwandt,  unterscheiden  sich  aber  von  denselben  durch  einen 
specifisch  socialrechtlichen  Zusatz.  Man  denke  z.  B.  an  die 
oben  in  mannichfachen  F-ormen  vorgewiesenen  Individual- 
rechte auf  Erwerb  oder  Beibehaltung  einer  Mitgliedschaft, 
auf  eine  bestimmte  Stellung  im  Verbände,  auf  Ausübung 
des  Stimmrechts  oder  sonstiger  korporativer  Funktionen, 
auf  Wahrung  der  genossenschaftlichen  Gleichheit,  auf  Unter- 
lassung von  HingrifFen  in  die  frei  gebliebene  Persönlichkeits- 
Sphäre,  auf  ungehinderten  Austritt  u.  s.  w.  Hier  überall 
springt  die  Nothwcndi^keit,  bei  der  Bestimmung  des  objek- 
tiven Gehalts  in  den  Begriff  des  personenrechtlichen  Indivi- 
dualrechts eine  körperschattsrechtliche  Beziehung  aufzuneh- 
men, sofon  in  die  Augen*. 


nicht  dem  Privatrecht,  sondern  deni  im  \'erhähniss  publicistischer  Per- 
sönHchkeiten  zu  einander  geltenden  Individualrecht  angehört.  Dies  ist 
insbesondere  bei  den  im  zusammengesetzten  Staat  begründeten  gHed- 
staatlichen  Sonderrechten  und  Sonderpflichten  der  Hall,  deren  vom  Staats- 
recht ergritVenc  und  umgebildete  iiulividualrcchtlichc  ElenK-titc  nicht  dem 
Privatrcclu^  sondern  dem  Völkerrecht  entstammen.  Über  die  \'erwerihung 
des  genossenschaftlichen  Prindps  zur  Konstruktion  dieser  VerhAltnisse 
vgl.  meinen  Aufsatz  Ober  Laband  S.  71^76. 

'  Unter  den  staatsrechtlichen  Individualrechten  offenbaren  z.  B.  die 
Grundrechte  der  Staatsbürger  einerseits  und  das  Recht  des  Monarchen 
auf  die  Stellung  als  Staatsoberhaupt  andrerseits  besonders  deutlich  die 

Verbindung  von  Individualrecht  an  der  eignen  Persönlichkeitssphäre  und 
von  gliedmäßigem  Recht  am  Suats verbände;  vgLoben  S.  191 N.  5  u.  192 N.  a. 
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Dasselbe  aber  gilt  von  den  SonderrechtsveKliiltnissen 
von  sadmrechtUchem  Gehalt.  In  mannich^hen  Formen  be- 
gegnen Sonderrechte  ond  Sonderpflicbten,  welche  sich  ihrem 
Inhalt  nach  zweifellos  als  dhigltche  Rechte  am  Körperschafts- 
gut  bezw.  als  dingliche  Lasten  des  Hinztlguts  darstellen. 
Auf  sie  sind  die  allgemeinen  Kategorien  des  Sachenrechts 
anwendbar.  Allein  dieselben  nehmen  hier  stets  zugleich 
einen  den  analogen  Verhältnissen  des  individualistischen 
Sachenrechts  fremden  socialrechtiichen  Inhalt  auf  und  em* 
pfangen  hierdurch  neue  und  eigenthümliche  Merkmale'. 

Am  weitesten  entfernen  sich  von  den  im  Individual- 
recht vorgebildeten  Typen  die  sachenrechtlichen  Gmtm- 
scbaftsverbaltmssey  welche  durch  die  nach  genossenschaft- 
lichem Princip  geordnete  Vcrtheilung  eines  dinglichen  Rech- 
tes oder  einer  dinglichen  Last  zwischen  einer  korporativen 
Liiihcir  und  der  Vielheit  ihrer  Glieder  begründet  werden. 
Denn  Uir  das  gegenseitige  Verhaltniss  der  hier  durch  die 
Körperschattsvertassung  zugleich  gesonderten  und  verbun- 
denen Sphären  der  juristischen  Person  und  der  Einzelnen 
bieten  die  Gemeinschaftsformen  des  individualistischen  Sachen- 
rechts schlechtbin  iSr««^  Analogie*. 

Dies  tritt  am  schärfsten  hervor,  wenn  in  Folge  einer 


'  Man  denke  z.  B.  einerseits  an  das  eigenartige  Wesen  der  ding- 
lichen Rechte  an  kirchlichen  Pfründen,  Kirchcnstühlcn  und  Erbbcgr.lb- 
.  nissen  (oben  S.  196—197),  andrerseits  an  die  besondere  Natur  der  das 
Crundelßenthuni  in  der  Weise  von  Servituten  oder  Reallasten  beschwe- 
renden siaatiichcn  und  kommunalen  Beschrankungen  (oben  S.  193  N.  i),  der 
Deidüasten  und  analogen  Aifentltchen  Wasserlasten  (S.  2^7  N.  i)  und  der 
privatrechtlicben  Genossensehaftslasten  in  freien  Wassei^ossenscfaafien 
(S.  240  Note). 

'  !:s  !i  u  sich  oben  gezeigt»  dass  die  Praxis  im  Allgemeinen  dem 

eigenthümlichen  Wesen  dinglicher  Gesammtrechte,  welche  mit  dem  Sachen- 
recht einer  juristischen  Person  j'uglcich  unmittelbare  dingliche  Rechte 
der  einzelnen  Genossen  erzeugen,  und  dinglicher  Gcsammtlasten.  welche 
mit  der  einheitlichen  Belastung  des  Grundstückskomplexes  einer  Gemeinde 
zugleich  Sonderlasten  der  dazu  gehörigen  einzelnen  GrunditAcke  setttn» 
durchaus  gerecht  wird;  vgl.  oben  S.  307—209  u.  3)5  N.  2. 
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vermdgensgmossenschaftUcijen  Struktur  'der  Körperschaft  die 
Antheile  der  Hinzeinen  an  einem  nut;Ebaren  Vermögens- 
objekt,  welches  dem  Eigenthum  oder  doch  einer  eigenthums- 
ähnüchen  Sachherrschaft  des  Verbandes  unterworfen  ist,  zu- 
gleich die  Basis  oder  doch  den  eigentlichen  Kern  der  Mit- 
gliedschaft bilden*.  Gleichwohl  glaubt  die  romanistischc 
Doktrin  auch  hier  nur  die  Wahl  zwischen  uriVci\inJe: ur 
Übertragung  und  völliger  Ablelmung  des  individualrcchtlichen 
Schema's  zu  haben.  Im  Gegensatz  hierzu  hat  die  germani- 
stische Theorie  für  solche  Verhältnisse  den  specifischen  Be- 
griff des  korporativen  Gesammteigenthims  (bzw.  der  analogen 
korporativen  Gesammtgerechtigheit)  aufgestellt,  in  welchem 
sie  den  sachenrechtlichen  Niederschlag  des  genossenschaft- 
lichen Princips  erblickt'.  Sie  geht  dabei  von  folgenden  Er- 
wägungen aus.  Da  bei  den  fraglichen  Rechtsverhältnissen 
sowohl  der  juristischen  Person  wie  den  Einzebien  Befugnisse 
zustehen,  welche  aus  dem  Stoff  der  privatrechtUchen  Sach- 


'  Für  das  Verhältniss  zwisch<m  dem  Recht  der  juristischen  Person 
und  den  Amheilsrecbten  der  Einzelnen  macht  es  kdnen  wesentlichen 
Unterschied»  ob  das  nach  dem  Prindp  der  Vermögensgeno^enschaft 

zerlegte  Herrschaftsrccht  Eigenthum  oder  nur  ein  umfassendes  Bmutzut^s- 
recht  isL  Ebenso  bleibt  der  (Jrundtypus  des  Vcrhälinisscs  derselbe,  wenn 
d.T;  ['cnnssenschaftüch  beherrschte  Objekt  nicht  eine  körperliche,  sondern 
eine  Htikorpt'r licht-  lünzcl-  oder  Gesammtsache  ist.  So  fand  im  älteren 
Recht  das  Princip  des  ^enossenschaltlichen  Gcsanuntcigcnthunii>  vielfach 
auf  verselbständigte  nutzbare  Gerechtigkeiten  Anwendung,  welche  die  . 
Basis  oder  doch  den  Mittelpunkt  eines  korporativen  Verbandes  bildeten ; 
insbesondere  wurde  das  Zunftiecht  von  dem  Gedanken  einer  genossen- 
schaftlichen Vertheilung  der  in  der  Gewerbegerechtigkeit  enthaltenen 
Befugnisse  beherrscht;  vgl.  mein  Genossenschaftsr.  II  S.  547  ff.  u.  916 ff. 
Im  modernen  Recht  ist  vor  Allem  die  Durchführung  desselben  Princips 
in  Bezuf?  nuf'  einen  l't-rmögensintegrif  als  solchen  wichtig,  worauf  wir 
unten  zurückkommen. 

*  Vf^l.  insbesondere  A'-  wAr,  S\sieni  .Aufl.  1885)  5  82  I  ncbsi 
§  67  II  u.  5  7<J  IV  c  u.  meinen  Art.  nCies.imniicigenthunj«  in  v.  Holtzen- 
dorfTs  Rechtslexikon,  sowie  die  hier  angef.  weitere  Lttteratur.  —  Datu 
die  gesetzliche  Formulirung  des  B^riffs  im  Zflricher  Gesetzbuch  $  567 
—  $71  u.  BQndner  Civ.  G.  B.  $  21}  —  2i4<  • 
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herrschaft  genommen  sind,  so  müssen  sowohl  das  Einheits- 
recht der  Körperschaft  wie  die  Sonderrechte  der  Gheder 
als  dingliche  Rechte  und  tolyeweise  irgendwie  als  Eigenthums- 
antheik  oder  Eigenthumssplitter  konstruirt  werden.  Man 
darf  daher  weder  ein  mit  dinglichen  Sonderrechten  unver- 
trägliches korporatives  Volleigenthum  noch  ein  das  selb- 
ständige dingliche  Recht  der  juristischen  Person  ausschlies* 
send  es  Miteigenthum  annehmen.  Vielmehr  ist  jedenfalls  da- 
von auszugehen,  dass  der  Iktugiiissinhalt  des  Privjieigen- 
ihuiiis  hier  unter  verschiedene  Rechtssubjekte  vertbeilt  ist. 
Die  Form  dieser  Vertheilung  aber  wird  hier  ausschliesshcli 
durch  das  Körperschaftsrecht  bestimmt,  welches  mit  Hülfe 
der  ihm  eigenthömiichen  Normen  die  Befugnisssphären  nicht 
Dar  scheidet,  sondern  auch  zusammenordnet.  Für  eine  der- 
artige Vertheilung  der  Eigenthumsbefugnisse  kann  das  Indi- 
iiäiijlrecht  ein  pa.s  .iides  Begrilh.:.cl)cnia  nicht  bieten:  jede 
Auseinniiderreissung  in   l;igentluini   und  jura  in  re  alienu 
widerspricht  dem  innersten  Wesen  eines  zusammengesetzten 
Herrschaftsverhäitnisses,  das  trotz  der  relativen  Verselbstän- 
diguog  seiner  Bestandtheiie  ein  verfassungsrechtlich  geord- 
netes Ganze  bleibt'.  Es  bedarf  vielmehr  eines  neuen  und 
seibständigen  Rechtsbegriffes.  Dieser  aber  hat,  da  es  sich 
eine  nur  dLir«.h  das  Sociahccht  ermöglichie  l  orm  der 
Eigenihunisordnung  handelt,  mit  den  Gedanken  des  Social- 
Tcchts  zu  rechnen,  tr  muss  daher  die  Modifikation  zum  Aus- 
druck bringen,  welche  das  Verhältniss  einer  Zerlegung  der 
Eigenthumsbefugnisse  unter  eine  Mehrheit  von  Subjekten 
dadurch  erleidet,  dass  diese  Subjekte  hierbei  als  die  Reprä- 
sentanten des  in  derselben  genossenschaftlich  verbundenen 
Gehemmtheit  unterschiedenen  einheitlichen  und  vielheitlichen 
Willens  erscheinen.  Somit  bleibt  nun  zwar  der  individua- 

'  In  diesem  Punkte  ist  den  Ausführungen  Heusler's  a.  a.  O.  S.  275 
^27^  vollkommen  «itustiromen.  TrdTeod  sagt  er,  dass  die  Nuizungs- 
rechte  der  Einsdnen  sich  nicht  ab  Beschränkungen»  sondern  als  Aus- 
flösse des  Eigenthums  charakterisiren. 
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listische  Begriff  des  Privateigenthums  (bzw.  dinglichen  Rechts) 
insoweit  unvciandcn,  aL  dessen  nur  in  der  Zusammenfas- 
sung der  einheiilichen  und  vielheitlichen  Befut^nisssphare 
gegebene  Totalität  in  Frage  steht.   Allein  für  die  einzelnen 
Ligcnihums Splitter,  welche  in  dem  Recht  der  juristischen  Per- 
son einerseits  und  in  den  Sonderrechten  .der  Glieder  andrer* 
seiis  gegen  einander  verselbständigt  sind,  entfällt  die  Noth- 
woidigkeit  derjenigen  BegriiFsmerknule,  welche  im  Bereiche 
des  reinen  Individualrechts  durch  die  ahsuhue  Trennung  der 
Willensgebiete  fiir  sich  stehender  Personen  bedingt  werden. 
Denn  hier  handelt  es  sich  eben  um  eine  blos  relative  Son- 
derung der  beiderseitigen  Herrscliaitssphärcn,  weUhc  gleich- 
zeitig durch  die  Körperschaftsverfassung  organisch  verbun- 
den, als  Bestandtheile  eines  zusaniniengeseizten  Herrschafts- 
verhältnisses auf  gegenseitige  Ergänzung  angewiesen  und 
principiell  von  einander  abhängig  bleiben.    Somit  ist  es 
weder  geboten  noch  zulässig,  innerhalb  dieser  genossen- 
schaftlichen Herrschaftsordnung  die  Ausschliesslichkeit  des 
Eigenthumsbegriffs  durchzuführen  und  das  Genossenschafts- 
vermögen  entweder  der  juristischen  Person  oder  den  Ein- 
zelnen als  «res  aliena«  zu  entfremden.  Als  einzig  angemessen 
erscheint  vielmehr  die  Aufstellung  eines  selbständigen  Rechts- 
begriffs, welcher  die  1  haih.iche  ausdrückt,  dass  hier  der  Stoff 
der  individuah  cchllichcn  Sachherrschaft  nach  socialrecMichen 
Normen  :(erlegt  ist.  So  ergiebt  sich  der  zugleich  dem  Sachen- 
recht und  dem  Körperschaftsrecht  angehörige  Begriff  des 
genossenschaftlichen  Gcsammteigenthums  und  der  analogen 
genossenschaftlichen  Gesammtberechtigungen,  der  in  seinem 
Kern  unanfechtbar  und  unentbehrlich  ist>  so  viel  auch  über 
den  Namen  und  die  Formuiirung  gestritten  werden  mag. 

In  der  That  triumphirt  zunächst  bei  den  Recbtsverbälh 
ttissen  an  der  Allmende  dieser  Begriff  in  der  Praxis  stets  von 
Neuem  über  alle  Angriffe.  Denn  insoweit  hier  die  Nutzungs- 
rechte der  Einzelnen  nicht  durch  die  neuere  Rechtseni- 
wicklung  entweder  als  »bürgerliche  Nutzungen«  in  reine 
Micgliedschaftsrechte  oder  als  freie  »Privatrechte«  in  reine 
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Individualrechte  verwandelt  worden  sind',  sondern  den 
Charakter  korporativer  Sonderrechte  bcwahn  haben,  macht 

sich  auch  die  \'ür.stcllung  geltend,  dass  die  Hi»T;cnthunisbe- 
fugnisse  nach  genossenscliattUchcm  Princip  i^wischcn  Hinheit 
und  Vielheit  vertheih  sind.  Dabei  begegnet  eine  kaum 
übersehbare  i  üiie  'von  verschiedenartigen  Vertheilungsfor- 
men :  die  Sonderrechte  können  nicht  nur  selbst  einen  mannich- 
fach  ungleichen  Inhalt  aufnehmen  sondern  empfangen  auch 
ein  verschiedenes  Gepräge,  jenachdem  das  ihnen  gegenüber- 
stehende einheitliche  Gesammtrecht  der  politischen  Ge- 
meinde oder  einer  verselbständigten  Agrargenossenschaft 
zusteht  und  jenachdem  in  dem  einen  oder  anderen  Falle  die 
vertheilte  Sachherrschaft  im  Ganzen  als  Eigenthum  oder  nur 
als  ein  anderweiies  dinglidies  Recht  erscheint ^  liiiiiici  aber 
wiederholt  sich  der  Grundtypus  einer  genossenschaftlichen 
Herrschaitsordnung ,  kraft  welcher  die  in  dem  Higenihum 
oder  dinglichen  Recht  enthaltenen  Verfügungs-  und  Ver- 
waltungsbefugnisse einer  juristischen  Person  zugewiesen  sind, 

'  Dass  dies  in  bedeu^dem  L'nifange  thdls  durch  innere  Bntwick- 
lling  theils  durch  gesetzgeberische  HingrüTc  geschehen  ist,  unterlief;^ 
keinem  Zweifel  :  sclhstverständlicli  aber  kann  dann  von  einer  Anwendung 
der  Principicn  des  gcnosscnschaltlichcn  ( icsamnitcigenthums  nicht  mehr 
die  Rede  sein.    Vgl.  Beieltt,  Syst.  (4.  Aull.;  ^85. 

*  Ilireni  ursprünglichen  Typus  gemäß  enthalten  sie  stets  eine  Be- 
fugoiss  unmittelbarer  Einwirkung  auf  die  Sache  durch  Ausübung  einer 
landwirthschaftlichen  Nutzung  (Viehauftrieb,  Holzschlag,  Bebauung  einer 
auf  Zeit  überwiesenen  Parcelle  u.  $.  w.).  Allein  sie  können  zu  dnem 
blosen  Bezugsrecht  auf  Nutzungsprodukte  (z.  B.  auf  Lieforunrr  eines 
Holzquantums)  oder  selbst  zu  dem  Recht  auf  ein  Geldäquivalent  ab* 
geschwächt  sein. 

?  W  ahrend  früher  namentlich  in  Folge  der  grundherrlichen  Vcriialt- 
nisse  das  Recht  der  Gemeinde  an  der  Mark  vielfach  nur  als  ein  abgelei* 
tetes  Besitzrecht  erschien  (vgl.  mein  Genossenschaftsr.  II  S.  153  ff.,  auch 
Htusler  a.  a.  O.  S.  282  ff.),  ist  heute  nicht  selten  das  liegenschaftliche 
Gesammtrecht  einer  Realgemeinde  oder  sonstigen  Agrargenossenschaft 
nur  als  nutzbares  dingliches  Recht  an  einer  im  Eigenthum  der  politi- 
schen Gemeinde  stehenden  Grundfläche  anerkannt  fvp^l.  mein  Genossen- 
schaftsr. 1  S.  687,  Gicaitcr,  Z,  1.  Schweiz.  R.  Bd.  20  S.  44^77i  HeusUr 
a.  a.  O.  S.  292^293). 
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dagegen  der  Kut/ungiinhak  jenes  S.ichcnrechts  ganz  oder 
in  der  Hauptsache  in  der  Form  von  sonderrechtlichen  An- 
theilen  den  Mitgliedern  übcici«^net  ist.  Bei  einem  solchen 
Verhältniss  drängt  sich  im  Leben  tinabweisUch  die  Vor- 
stellung auf»  dass  irgendwie  zugleich  ein  einheitliches  Körper- 
schaftsvermögen  und  eine  auf  Antheile  gebaute  Vermögens- 
gemeinschaft  vorliegt.  Es  ist  der  Jurisprudenz  trotz  ihrer 
durcli  J.ilirhundsjrtc  torri^esetztcn  Bemühungen  ukIu  L^clunt^cn, 
diese  \'ürstellung  auszurotten',  obschon  doch  die  elemen- 
tarste juristische  Betrachtung  lehrt,  dass  die  hierbei  kom- 
binirten  Rechtsbegriife  in  ihrer  Individualrechtlichen  Aus- 
prägung unvereinbar  sind.  So  beginnt  sie  denn  endlich 
mehr  und  mehr  einzusehen,  dass  der  Fehler  eben  in  der 
unveränderten  Übertragung  der  individualrechtlichen  Kate- 
gorien .uii  das  Gebiet  des  Genossenschaftsrechtes  steckt. 
Nur  selten  freilich  und  nicht  ohne  Scheu  bekennt  man  sich 
ausdrücklich  zu  dem  selbständigen  RechtsbegriÖ  des  genossen- 
schaftlichen Gesammteigenthums,  in  welchem  sowohl  für 
einheitliche  wie  für  vielheitliche  Eigenthumsbefugnisse  Raum 
ist*.  Allein  auch  von  abweichenden  Standpunkten  aus  nähen 
man  sich  im  Resultat  der  richtigen  Auffassung.  Von  der 
einen  Seite  her  ^^laubt  man  den  Cluirakier  der  Sondericehtc 
als  wAntheile«  am  Allmendnuuen  nur  durch  die  Annahme 


'  Besonders  kr  iltig  bricht  dieselbe  immer  wieder  bei  den  Gcmein- 
heitsthcilungcn  durch. 

*  So  gcJu  die  Preuss.  Haubcrg-Ü.  lür  den  Kreis  Siegen  v.  17.  Marz 
1879  von  dem  BegrifT  eines  »ungetheihen  und  untheilbjiren  Gesammt- 
eigenthums« an  den  Haubergen  aus  2)  und  schreibt  daher  den  Ge> 
nossen  daran  selbständige  sachenrechtliche  »Antheile«  au  ($  7—9),  wäh- 
rend doch  die  Genossenschaft  als  juristische  Person  anerkannt  wird  (56) 
und  als  solche  eine  Reihe  von  Eigcnthumsbefugnissen  in  Betrug  auf  Ver* 
fögungcn  über  die  Substanz  des  Gutes  und  in  Bezug  auf  die  Regelung 
und  \'crtheilunc;  der  forst-  und  landwirthschaftlichcn  Nutzungen  ausübt 
(S  5—^»  10— I).  iS.  26—27).  V;,'l.  auch  das  oben  S.  227  N.  2  an^cf.  Kas- 
seler Hrk.,  sowie  saninitliche  oben  S.  204  N.  i  mitpctheiltcn  Ausf  ührungen 
der  Gerichte.  Ferner  das  freilich  in  der  Ausdruck^wcisc  verfehlte  i£rk.  des 
O.  A.  G.  Celle  V.  14.  Dec.  60  in  dem  Maga/in  f.  da>  dcut.  R.  der  Gegen- 
wart  Bd.  s  S.  222. 
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eines  modifictncn  Miteigenihums  retten  zu  können:  man 

führt  jedoch  iü  dasselbe  alsbald  im  Wege  der  Modifikationen 
eine  korporative  Gebundenlieit  ein,  welche  aut  das  Aner- 
kenntniss  eines  dinglichen  Hcrrschnftsreehls  der  zur  juristi- 
schen Person  erhobenen  Gcsamnitheit  hinausläuft'.  Von  der 
anderen  Seite  her  halt  man  mit  dem  Begriff  des  Körper- 
schaftsvermögens nur  ein  Alleineigenthum  der  juristischen 
Person  für  verträglich,  welches  für  die  Sonderrechte  lediglich 
die  Stelle  von  jura  in  re  aliena  offen  Usst:  allein  man  räumt 
ein,  dass  diese  Rechte  an  fremder  Sache  von  allen  sonst 
vorkommenden  Rechten  derselben  Gattung  specifisch  ver- 
schieden sind*.  Zuletzt  wird  dort  der  Betriff  des  Miteigcn- 
ihumsnntheiles  und  hier  der  Bet^riff  des  Rechtes  an  fremder 
Sache  durch  die  EinUigung  genossenschaftsrechtlicher  Mo- 
niente dergestalt  verwandelt,  dass  beide  im  l-rgebniss  sich 
nahe  berühren.  Jedenfalls  scheint  mehr  und  mehr  eine  Über- 
einstimmung mindestens  dahin  sich  festzustellen^  dass  die 
Sonderrechte  an  der  Allmende  als  durchaus  eigettarlige  dhig- 
licbc  Rechte  aufzufassen  sind,  deren  sachenrecbüicher  Gehalt 


'  Dies  ist  vor  Allem  bei  der  im  (jci  icr  des  Preuss.  Landr.  durcii- 
gedrungenen  Auffassung  der  Fall;  \  oben  S.  20}  N.  2,  212  N,  i,  21  ^  N*.  j, 
250  N.  j,  2j}  N.  I.  Vgl.  ferner  Erk.  des  O.  Trib.  Stuttg.  v.  7.  Mar/.  54  Seuft. 
Bd.  8  H.  1 1  u.  V.  26.  Juni  65  ib.  Bd.  aj  N.  109,  wo  dieser  Geriditshof,  welcher 
im  Erit.  v.  2a  Juni  49  aus  der  Miteigentfaumstheone  die  Umulassigfceit  jedes 
Majoritätsbeschlusses  in  Ansehung  der  Allmende  gefolgert  hatte  (oben 
S.  ajo  N.  }),  zwar  bei  Realgemeinden  und  ahnlichen  »deutsch-rechtlichen 
Cjenns5;cnsch.iften«  den  Begriff  des  ))Miteigeiithumsff  festhält,  allein  nur 
noch  ein  mit  Rücksicht  auf  den  fortdauernden  Zweck  und  die  kdrper- 
schaftsähnliche  Organisation  »niodilicirtes"  Miteit,'enthum  annininit,  bei 
weiclicni  CS  insbesondere  keine  Theilungsklagc  giebt. 

*  Dies  ist  das  in  der  gemeinrechtlichen  Praxis  am  meisten  ver- 
breitete, an  die  Ausf&hrungen  von  Renauä  (L  f.  D.  R.  Bd.  9)  u.  Römer 
(ib.  Bd.  I))  anknüpfende  Verfahren ;  vgl.  oben  S.203  N.  1,  sowie  Erk.  des 
O.  A.  G.  Jena  v.  1829  u.  1855  b.  Scuff.  Bd.  I  N.  255  u.  Bd.  2  N.  256, 
des  c).  A.  G.  Kassel  v.  29.  Jan.  67  ib.  Bd.  21  N*.  201  (keine  Servitut), 
des  O.  A.  G.  Celle  v.  i.  Juli  74  ib.  Bd.  55  N.  95,  des  O.  L.  Dresden 
V.  20.  Sept.  78  ib.  Bd.  j6  N.  108;  dazu  Hrk.  des  R.  G.  v.  17.  Febr.  85 
(oben  S.  20}  N.  3j  u.  v.  28.  Üki.  82  C.  S.  Bd.  8  N.  $4  S.  208. 

21* 


Digitized  by  Google 


Zwtüti  Kapikl, 


durch  die  kör  per  schaftsrechtliche  Zuthat  essentiell  bestimmt 
wird'.  Dieserspecitische  Charakter  der  Allmendberechtigungen 
schliesst  dann  nüthwendig  auch  bezüglich  der  Frage  nach 
ihrer  subfMvm  Beschaffenheit  jede  Argumentation  aus, 
welche  mit  den  für  Rechte  von  gleichem  sachenrechtlichen 
Gehalt  sonst  geltenden  Grundsätzen  operirt.  Ob  z.  B.  ReaU 
gemeindegerechte  und  verwandte  Gerechtsame  subjektiv 
dinglich  oder  persönlich,  ob  sie  untrennbare  Gutspertinenz 
oder  vom  liulc  iicnnb.u,  ob  und  inwieweit  sie  für  sich  ver- 
äusserlich,  vererblich  und  theilbar  sind,  hängt  lediglich  von 
der  Gemeinde-  oder  Cjcnossenschaftsvcrlassung  ab,  während 
aus  dem  gemeinen  bachenrecht  auch  nicht  einmal  eine  sub- 
sidiäre Entscheidung  darüber  geschöpft  werden  kann Hbenso 
muss  natürlich  bei  der  Frage  nach  der  formellen  Behandlung 
solcher  Rechte  im  Grundbuch  die  eigenartige  Natur  der- 
selben zur  Geltung  kommen 


'  Hierbei  ist  daran  zu  erinnern,  Uasi  die  Praxis  auch  lür  das  ge- 
meine Kcclii  im  ücgcnsau  zum  römisclien  Redit  den  Kreis  der  heute 
lulässigen  dinglichen  Rechte  als  unbegrenit  annünim;  Erk.  des  R.  G. 
V.  i6.  Sept.  84  C  S.  Bd.  12  N.  45  S.  176—179  (Seuff.  Bd.  40  N.  126). 
auch  V.  2$,  Nov.  80  C.  S.  Bd.  4  N.  38  S.  i)}  (Seuff.  Bd.  }7  N.  9); 
Seuff.  Bd.  16  N.  176,  Bd.  34  N.  17,  Bd.  }6  N.  106,  to8  u.  163,  Bd.  57 
N.  97. 

^  Vgl.  oben  S.  221  N.  3.  Zu  diesem  Ergcbiii;,s  tuhren  auch  die  dort 
erwähnten  neuesten  Krörterungen  über  die  Frage  der  Trennb.irkeit  der 
hantiüverschen  Realgememdcrcchtc  vom  Hole,  hs  isi  daher  vertclilt, 
wenn  Frank  a.  a.  O.  sich  nicht  danut  begnügt,  aus  der  GescWchte  des 
Hannover*schen  Gemeinderechts  eine  Vermuthung  gegen  die  Trenn- 
barkMt  herzuleiten  (S.  228— 2|t  a.  221—222),  sondern  auch  ein  die 
selbständige  Veräusserlichkeit  und  Theilbarkeit  der  Nutzungsantheilc  fest- 
setzendes Gewohnheitsrecht  anzuerkennen  Bedenken  trägt  und  jedenfalls 
eine  statutarische  Satzung  dieses  Inhalts  hir  kr.iftlos  erklaren  will,  weil 
damit  Rechte  entstehen  wurden,  weklu-  ^ich  den  Grunds.itwT  des  ge- 
meinen Privatrechts,  über  die  BegrundLUig  und  Übertragung  dinghcher 
oder  persönlicher  Redue  entzogen  (S.  231  233). 

'  Dem  Wesen  der  Sache  entspricht  am  meisten  die  Anlegung  be> 
sonderer  genossenschaftlicher  SpedalgnindbQcher  f&r  Eintragung  der  An- 
tlieile  und  der  mit  ihnen  vorgehenden  VerSndeningen,  wie  sie  z.  ß.  bei 
liaubergsgenossenschaften  als  »Lagerbüchen»  (Preuss.  Ges.  v.  1879  ^  10), 
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Analog  wie  bei  der  Agrargenossenschaft  verhält  es  sich 
bei  allen  anderen  auf  Antheile  an  einem  Vermögen  gebauten 
Genossenschaften,  mithin  insbesondere  auch  bei  der  Gewerk- 
schaft und  vor  Allem  bei  der  AkHe9^es€Üscbaft\  Doch  nimmt 
der  Begriff  des  genossenschaftlichen  Gesammteigenthums 
nicht  nur  bei  jeder  Form  der  Vermögensgenossenschaft  ein 
besonderes  Geprii^e  an,  sondern  stösst  auch  bei  jeder  auf 
neue  Schwierigkeiten,  die  ihm  die  Stanlicit  ikr  im  In- 
dividualrecht   ausgebildeten   sachenrechtliclien  Kategorien 


bei  den  Berner  Alpengenossenschaften  als  »Seybüchcr«  {flenthr  a.  a.  O. 
S.  5115  —  504)  und  bei  anderen  Allmendgenossenschat'tcn  als  «Grund- 
buclier"  (Hfusler  a.  a.  O.  S,  275)  eingerichtet  sind.  In  Ermangelung 
solcher  Liurichtuugen  ersclicint  es  an  bich  als  angemessen  und  zulässig, 
im  ordentlichen  Grundbuch  das  Eigenthum  der  Gemeinde  oder  Genossen- 
schaft zuzuschreiben»  jedoch  die  Gebundenheit  dieses  Eigenthums  durch 
Anthdlsrechte  der  Mitglieder  zu  vermerlcen  und  die  einzelnen  Sonder- 
nutzungsrechte in  der  jedesmal  geeigneten  Form  als  dingliche  Rechte  ein- 
zutragen flm  Gebiet  des  Preuss.  Landr.  tritt  natürlich  die  Eintragung 
der  Antheile  als  Miteigcnthumsantheile  an  die  Stelle).  Kann  einer  Real- 
gemdnde  das  Eigenthum  nicht  zugeschrieben  werden,  weil  die  politische 
Gemeinde  als  Eigenthümerin  gilt,  so  wird  man  regelmäßig  berechtigt 
sein,  ihr  Gesanuntnutzungsrecht  als  sdbständige  liegenschaftlidie  Ge- 
rechtigkeit zu  behandeln,  für  wdche  ein  besonderes  Folium  anzulegen 
ist;  auf  dieses  Folium  sind  dann  auch  die  einzelnen  Nuttungsrechte  ein- 
zutragen. Dagegen  ist  das  einzelne  Nutzungsrecht  selbst  dann,  wenn  es 
für  sich  veräusserlich  ist,  keine  eines  eignen  Grundbuchblattcs  fähige 
»selbständige«  Gerechtigkeit.  Ist  es  untrennbare  Gutspertinenz,  so  kann 
davon  noch  weniger  die  Rede  sein  ;  doch  ist  es  dann  aul  dem  Tittelblatt 
des  berechtigenden  (jrundstucKS  unter  den  Zubehörungen  aukufuhren. 
Vgl.  über  diese  Fragen  die  zum  Theil  abweichenden  Erörterungen  von 
Mündniuyer,  Magaz.  f.  d.  deut.  R.  der  Gegenw.  Bd.  2  S.  35  f(.,  Detmold 
ib.  Bdi  3  S.  8a  ff.,  Fubmumn  ib.  Bd.  3  S.  223  ff. 

*  Diese  Analogie  betont  neuerdings  wieder  tJeusler  a.  a.  O.  S.  281 
mit  vollem  Recht.  Auch  der  Verf.  hat  dies  stets  gethan  und  sogar  den 
Gattungsbegriff  der  «Verniögensgenossenschaftc  zuerst  aufgestellt.  Er 
hat  nicht,  wie  es  nach  Hruskr's  Bemerkung  a.  a.  O.  scheinen  könnte,  die 
Unverwerthbarkeit  der  in  der  Markgenossenschaft  verwirklichten  »Rechts- 
form« für  die  heutige  Dogmatik,  sondern  nur  die  Uuzulässigkcit  der 
Herübemahme  der  noch  im  Sinnlichen  befangenen  älteren  »VorsteUuqgs» 
form«  in  die  moderne  juristtsdie  Konstruktion  jener  Rechtsform  be- 
hauptet. 
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entgegcnthürmt.  fi^i  der  Aktiengesellschaft,  der  hierin  die 
Gewerkschaft  wenigstens  in  ihrer  neueren  Gestalt  wesentlich 
gleichsteht,  kommt  in  dieser  Hinsicht  namentlich  ^derlei 
in  Betracht.  Einmal  ist  hier  das  Objekt  der  genossenschaft- 
lichen Sachberrschaft  statt  einer  körperlichen  Einzel-  oder 
Gesammtsache  ein  aus  körperlichen  und  unkörperlichen 
Sachen  zusammengesetztes  Sondervermo^en,  welches  als  eine 
im  Wechsel  sciiic;  ]ie;-.änUdiL.ic  o.c.bcndc  objektive  hjnheit 
gedacht  wird'.  Wenn  man  nun  an  diesem  X'ermögen  als 
einem  Ganzen  ein  'Hii^enthum«  statuirt,  das  nicht  blos  Li^en- 
thumsrechie  an  körperlichen  Sachen,  sondern  auch  dingÜche 
und  obligatorische  Rechte  jeglicher  Art  nebst  dazu  gehörigen 
Verbindlichkeiten  umschliesst,  als  einheitliches  Recht  aber 
sich  mit  der  Summe  dieser  Befugnisse  und  Pflichten  keines- 
wegs deckt,,  so  entfernt  man  sich  von  dem  individualrecht- 
lichen EigenthumsbegrifF  in  seiner  rdmischrechtlichen  For- 
mulirung.  Gleichvrohl  ist  dieser  Begriff  eines  Eigenthums 
an  dem  Genossenschaftsvermögen  als  solchem  unentbehrlich, 
da  einerseits  das  Herrschaftsrecht  an  dieser  objektiven  Ein- 
heit selbständig  kunstituirt  ist,  andrerseits  dieses  flerrschafts- 
recht  in  seiner  Totalität  nur  sachenrechilich  aufgetasst  wer- 
den kann'.  Sodann  ist  die  socialrechtliche  Vertheilung  der 


'  Wenn  Kü/masl,  Bcitr.  2.  Erldut.  des  deut.  R.  Bd.  28  S.  }j6  tl., 
zur  Konstruktion  der  Aktienfiese!lsch;ift  die  Aufstellung:'  eines  besonderen 
und  tcclinischen  juristischen  He^ritts  des  »Kapitals«  für  erlorderlich  halt, 
so  ist  den  von  Ktiirs,  das  Geld  2.  Aurt.  1885  S.  81—82,  gegen  ihn  ge- 
richteten Bemerkungen  durcliaus  bcizustimmeD.  Der  Begriff  des  »Ver- 
mögeas«  nicht  vollkommen  aus*  und  die  Struktur  des  Aktiengeselischsifts« 
Vermögens  im  Sbne  einer  als  »produktiver  Sachwerth«  aufgefassten  Ver- 
mögenseinheit verleiht  nur  deni  Vemiögensbegriff  eine  besondere  —  man 
kann  sagen  »kapitalistische«  —  Färbung. 

*  Ührif^ens  ist  auch  schon  bei  den  Agrargcnossenschafteti  mitunter 
die  Neigung  vorhanden,  als  Objekt  des  getiossenschaftlichen  »Eigenthums« 
die  ideelle  f-jnlieit  eines  »GrundvL'rnn)gensi'  zu  denken.  Ist  das  Herr- 
schaftsobjekt  eine  selbständige  Gerechtigkeit,  so  trägt  mau  ohnehin  kein 
Bedenken,  an  dieser  uokörperlichen  Sache  ein  »Eigenthum«  aiucunehmen 
und  im  Grundbuch  einzutragen.  Bei  der  Gewerkschaft  wird  die  Vor- 
stellung des  »Etgemhums«  am  Gewerkschaftsvermögen  nur  scheinbar 
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Eigenthunisbcfugnisse  zwaraucli  liier  nach  dem  regelmäßigen 
Typus  der  Vcrmögensgenossenschatt  dergestalt  geordnet, 
dass  die  Verfügungs-  und  Verwaltungsbctugnisse  bei  der 
juristischen  Person  konccntrirt  sind,  der  Nuizungsinhah  ganz 
oder  in  der  Hauptsache  den  Stoff  der  Sonderrechte  bildet. 
Allein  die  Sonderrechte  gewähren  hier  keinerlei  unmiitäbaren 
Nut:(ungsansprucb  an  irgend  einem  realen  Besundtheil  des 
Genossenschaftsvermögens,  sondern  erschöpfen  sich  in  dem 
aniheilmäßigen  Anspruch  auf  den  Geldwerth  des  einheitlichen 
Veruw^^ensinheiirijfes  inul  seines  Nut~iin^sertrages^.  Alle  in  dem 
Eigenthuni  am  Ganzen  enthaltenen  Rechte  an  einzelnen 
Sachen  stehen  gleich  den  einzelnen  Forderungen  und  Ver- 
bindlichkeiten voll  und  ausschliesslich  der  juristischen  Person 
zu:  den  Gegenstand  der  den  einzelnen  Mitgliedern  über- 
eigneten Antheile  bildet  lediglich  die  nutzbare  Seite  des 
Rechtes  an  der  ideellen  Vermögenseinheit,  welche  in  der 
Vorstellung  ihres  Geldwerthes  aufgeht,  weil  das  ihre  un- 
gleichartigen Bestandtheile  einigende  sachliche  Band  allein 
in  dem  gemeinsamen  Merkmal  des  Geldwerthes  besteht. 
Wenn  nun  derartige  Sonderrechte  als  Rechte  von  Sachen- 
rechtlichctn  Gehalt  aut^cfasst  werden,  so  entfernt  man  sich 
wiederum  von  dem  römischrechtlichen  Schema.  Gleich- 
wohl wird  keine  andere  Autiassung  ihrem  Wesen  gerecht. 
Zwar  hat  auch  in  der  Praxis  vielfach  eine  Richtung  Boden 
gewonnen,  welche  die  den  Aktionären  und  den  Gewerken 
gesetzlich  und  statutarisch  gewährleisteten  »Verhältnisse 
mäßigen  Antheile«  am  Genossenschaftsvermögen  hinweg- 
deducirt.  Es  soll  sich  dabei  nur  um  untechnische  Redens- 
arten handeln :  in  Wahrheit  soll  damit  nur  ein  Forderungsrecbt 


daUurch  c.l^i^aicrt,  dass  dessen  Hauptbcsiandthcil  ein  »öergwerkseigcn- 
thum«  ist  (vgl.  oben  S.  46). 

'  Doch  kommt  es  eincrsdts  schon  bei  den  Agrargenossenschaften 
vor,  dass  die  Nutzungsrechte  kdne  direkte  Sachherrschaft  an  einer  körper- 
lichen Sache  gewähren  (vgl.  oben  S.  321  N.  2),  und  es  ist  andrersdts  auch 
bei  der  Aktiengesellschaft  möglich,  dass  die  Aktien  ein  Recht  zu  unmittel- 
barem Sachgebrauch  oder  Sachgenuss  begründen  (oben  S.  246  N.  3). 
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gemeint  sein,  das  während  des  Bestandes  der  Genossenschaft 
auf  Auszahlung  einer  Gewinnquote,  nach  Auflösung  derselben 
auf  Auskehrung  einer  Substanzquote  geht Allein  diese  Kon- 
struktion, welche  den  Wortlaut  der  Gesetze  und  der  meisten 
Statuten  vergewaltigt,  der  AnschaLuni;  des  Lebens  widerspricht 
und  einen  schroffen  Zwiespalt  zwischen  dem  wirthschaft- 
lichen  Thatbestand  und  seiner  juristischen  Form  setzt,  erweist 
sich  in  demselben  Augenblick,  in  dem  mit  ihr  wirklicher  Ernst 
gemacht  wird,  als  praktisch  unbrauchbar.  So  kehrt  denn 
die  Praxis  immer  wieder  zu  der  Vorstellung  der  y)Antheilen 
zurück'.  In  der  That  liegt  keine  begrüBiche  Schwierigkeit 

»  So  PI.  BeschL  Jcs  O.  Tr.  Berlin  v.  20.  Dec.  7s  Emsch.  RJ.  76 
S.  21  (T.  u.  47  ff.  u.  b.  Seuff.  Bd.  >  N".  55  S.  88  (kein  Miteigenthum, 
sondern  Higcnthum  der  Aktiengesellschaft  als  solcher,  so  dass  der'  in 
Art.  216  erwähnte  »Antheil«  jedenfalls  beim  Bestände  der  Aktiengesell- 
schaft nur  einen  »persönlichen  Anspruch«  bedeuten  kann);  Erk.  des 
R.  Ü.  H.  G.  V.  17  Apr.  77  Bd.  22  N.  5}  S.  240  ff.  (ein  »eigentliches 
condomlnium«  nimirn  keine  der  aber  «ks  Wesen  der  Akticngesellsctiaft 
aufgestellten  Theorien  an,  wie  es  ja  auch  unmdglich  ist,  die  eincelncn 
dem  Gesdlschaftsxweck  dienenden  Rechte  und  Verbindlichkeiten  den 
Einzelnen  nach  Quoten  zuzuschreiben;  es  liegt  aber  überhaupt  keine 
Gemeinschaft  vor;  der  in  Art.  216  dem  Aktionär  zugesprochene  »Antheil« 
bedeutet  nur  ein  «Erhebungsrechtw  nach  Wegfall  des  gegenwärtigen 
RcchtssLibjektes  und  schliesst  die  Behandlung  des  Vermögens  der  aulgc- 
löstcn  Aktiengcscllbchalt  als  bonutn  vacaus  aus;  so  bleibt  es  auch  waiirend 
der  Liquidation) ;  ähnlich  (ür  neuere  Gewerkschaften  Erk.  des  R.  O.  H.  G. 
V.  18.  Jan.  76  Bd.  19  S.  194  u.  v.  6.  Mai  79  Bd.  25  S.  ato  (die  Ge- 
werken  werden  auch  durch  Aullösung  der  Gewerkschaft  nicht  »condo- 
mini«,  sondern  erlangen  nur  einen  »persönlichen  Anspruch  auf  ITieilung«); 
auch  Hrk.  des  R.  G.  v.  15.  Jan.  81  Bd.  5  N.  79  S.  286  (keine  »Vcr- 
mögensgemeinschaft«  zwischen  Gewerkschaft  und  Gewerben).  Die  Praxis 
folgt  liicrbci  der  in  der  Tlieorie  bei  den  Anh.mgern  der  juriblischen  Per- 
sönlichkeit des  Aliiienvercins  (oben  S.  40  N.  3)  herrsclienden,  freilich 
verschieden  forraulirten  Ansicht;  vgl.  neuerdings  besonders  v.  Hafm  zu 
Art.  216,  Stecke  I.  S.  476,  WädtUr  I.  S.  247,  v.  VHdemdorff  zu  An.  216 
und  über  sonstige  Formulirungen  Renaui  S.  97—98;  dazu  hinsidnlidi 
der  Gewerkschaften  oben  S.  47  N.  2.  Windscheid  J  58  fasst  die  Aktie 
als  Werthantheil  auf,  unterstellt  sie  aber  in  N.  $  trotzdem  dem  Begriff 
des  »Forderungsrechts f<. 

*  Vgl.  /.  H.  Erk.  des  R.  G.  v.  i.  Febr.  82  C.  S.  Bd.  6  N.  18  S.  71. 
wo  es  beisst,  dass  die  Einzahlung  des  Aktionärs  der  Regel  nach  sachlich 
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vor,  sobald  ddb  Horrschattsrccht  an  dem  Vernuii^en  in  sei- 
ner ideellen  Einheit  als  lii^cnthum  anerkannt  ist,  auch  die 
zu  Sonderrecht  vertheilten  Splitter  dieses  Herrschaftsrechtes 
als  antheilmäßige  Rechte  dinglicher  Art  zu  denken.  Nur  ist 
es  wiederum  klar,  dass  auf  die  Werthantheile  der  Aktionäre 
oder  Gewerken  nicht  die  individualrechtliche  Kategorie  der 
MitageitihumsantheiU  übertragen  werden  kann,  ohne  das 
selbständige  Recht  der  Körperschaftspersönlichkeit  zu  ver- 
nichten oder  doch  zu  wesenlosem  Scheine  herabzusetzen'. 
Ebensowenig  können  diese  Sonden  c»>.iue  euva  nach  Analogie 


nicht  Viräuisenm^  eines  VL-rmögciistlKils  an  eine  /retmie  Person,  son- 
dern Aussotiderun^  desselben  zu  besiimniier  Verwendung  an  eine  lediglich 
XU  diesm  Zweck  gebiliOi  Person  dass  zwar  »formell«  dieses  Rechts* 
Subjekt  Eigenthümcr  bezw.  Gläubiger  werde;  dass  jedoch  das  Recht  nicht 
alle  Konsequenzen  hieraus  habe  ziehen  können.  Ferner  das  oben  erwIhnK 
Erk.  der  Verein.  Civils.  des  R.  G.  v.  8.  Juli  80  (S.  152  Note),  welches 
durchaus  mit  dem  Begriff  der  »gescllschattlichenff  Einlage  c^perirt.  Auch 
Erk.  des  R.  G.  v.  27.  Mai  81  C.  S.  Bd.  5  N.  55  S.  191  ff.  Hmcrinis- 
schein  u.  Vollaktie  repräsetitiren  dasselbe  Recht,  das  «Antlieilsrecht  an 
dem  Vermögen  der  Gesellschaft«);  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  28.  Jati.  79 
Bd.  25  S.  263—264. 

'  Die  Anhänger  der  Miteigenthumscheorie  pflegen  neuerdings  nicht 
nur  Modifikationen  des  Miteigenthumsbegriffes  einzuräumen,  welche  die 
Vorstellung  von  Antheilen  des  Einzelnen  an  jedem  einzelnen  Vermögens* 
Objekt  nebst  ihren  geradezu  unannehmbaren  Konsequenzen  (wie  der  von 
Rrini  S.  104 1  behaupteten  UnmögUchkeit  der  Bcs:ründimg  einer  Servitut 
an  der  Eisenbahn  für  den  Aktionär  oder  der  von  RenauJ  S.  105  zurück- 
gevs'iesenen  Behandlung  der  Aktien  grundbesitzender  Gesellschaften  als 
Rechte  an  Liegenschaften)  beseitigen  oder  mindestens  unschädlich  machen, 
sondern  sie  führen  auch  in  dieses  Miteigenthum  in  irgend  einer  Form 
die  Unterscheidung  eines  einheitlichen  Herrschaftsreehtes  der  Gesammt- 
heit  von  den  getrennten  Antbeilsrediten  der  Einzelnen  ein.  So  namentlich 
Ihöl  %  150  ]  i  GrrhtT  5  138  verbindet  jetzt  mit  der  Betrachtung  der 
Aktien  als  Societätsantlieile  die  Ancrkcnnuii"  des  einheitlichen  Aktien- 
fonds als  juristischer  Person.  Ebenso  ninmn  Dotihurp,  Preuss.  P.  R.  II 
5  225  u.  229  eine  »mit  korporativen  Rechten  ausgestattete  Societat«  an 
und  schreibt  dabei  trotz  des  lortbestciicadcn  »Mitcigcnthums«  die  Ver- 
iügungs-  und  VorwaHungsbefugnisse  dem  korporativen  Ganzen  zu.  Vgl. 
audi  Primktr  a.  a.  O.  S.  5  $6,  Man  komlmt  also  hier  wie  bei  den  Agrar> 
genossenschai^  auf  diesem  Wege  dem  Begriff  des  korporativen  Ge- 
samroteigenthimis  ganz  nahe:  nur  behält  man  bei  der  Zugrundelegung 
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der  Rechte  an  fremder  Sache  als  Rechte  an  einem  ah  ein- 
heitliches Sacliobjekt  gedachten  Jremden  Vermögen  konstruirt 
werden*.  Jede  Lösung  ist  unannehmbar,  welche  entweder 
die  AkticngeseUschaft  oder  die  Aktionäre  expropriirt!  Aus 
diesem  Dilemma  aber,  dem  die  Praxis  nur  von  Fall  zu  Fall 
durch  willkürlichen  Wechsel  des  Standpunktes  zu  entgehen 
weiss,  bietet  wiederum  der  Gedankenkreis  des  individualisti- 
schen Sachenrechtes  keinen  Ausweg:.  Dagegen  verschwinden 
auch  hier  die  theoretischen  Miudcniisse  einer  dem  That- 
bestande  adäquaten  juristischen  Konstruktion,  sobald  man 
sich  zu  dem  Anerkenntniss  entschliesst,  dass  einer  dem  So- 
cialrecht  angehörigen  Hi^enthumsordniini^  auch  eigenartige 
sachenrechtliche  Begriffe  von  socialrechtlicher  Färbung  ent- 
springen müssen.  Unter  dem  Gesichtspunkt  einer  verfasstmgs- 
mäßigen  Vertheilung  der  an  einem  yermdgensinbegriß  begrün- 
deten  Prtvairecbtsberrsebaft  fischen  der  dnbeUUchen  und  viel- 
heitUchen  RechtssübjdtUvUät  der  genossenschaftUdf  verbundenen 
Gesammfbät  wird  es  mögUch,  das  durch  die  Sonderrechte 
beschränkte  Eigenthum  der  Aktiengesellschaft  und  die  durch 
das  Körperschaftsrecht  i^ehundenen  Aniheile  der  Aktionäre 
als  zwei  sachem'echtliche  I3ehiL;nissspharen  vorzustellen, 
welche  einerseits  beL;ritilich  zusanimen^'chören  und  nur  in 
ihrer  serhissungsmälMgen  Zusammenordnung  sich  zur  Tota- 
lität des  Individualeigenthums  ergänzen,  andrerseits  aber  für 
sich  betrachtet  einander  selbständig  und  gleichberechtigt 
gegenubertreten Jedenfalls  ergiebt  sich  wiederum  ein  durch- 
aus specifiscber  Charakter  der  Sonderrechte  am  Genossen- 
schaftsvermögen, welcher  die  unveränderte  Übertragung  der 


des  unveränderten  iiutividualistischen  Eigenthumsbct^ritTcs  keinen  wirklich 
sachenrechtlichcn  Sto\\  lür  die  verselhstiindiLrtc  J'inhciissphäre  übrig. 

•  Hierauf  kommt  das  von  Kutitie,  Z.  t.  H.  R.  Bd.  6,  S.  iH  ft.  u. 
Krit.  V.  Sehr.  Bd.  6  S.  78,  angenommene  ojus  in  bonis«  hinaus. 

'  Den  richtigen  Grundgedaiiken  hat  gerade  hier  Beider  sdion  im 
Volksr.  tt.  Juristenrechts.  186—189  besonders  treffend  formulüt ;  vgl.  dazu 
Beseler^  Syst.  (4.  Aufl.)  S  ^  ^1;  niein  Genossenschafisr.  II 
S.  91$-  916. 
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ausserhalb  des  Socialrechts  geltenden  Rechtssätze  verbietet 
Dies  ist  auch  bei  der  neuerdings  viel  erörterteo  und  mehr- 
(.ich  zu  gerichtlicher  Entscheidung  gelangten  Streitfrage  zu 
beachten,  ob  die  Besteuerung  des  Einkommens  der  Aktionäre 
aus  Dividenden  neben  einer  Besteuerung  der  Aktiengesell- 
schaft als  solcher  eine  Doppelbesteurung  und  deshalb  nach 
dem  Reichsgesetz  v.  30.  Mai  1870  den  deutschen  Einzel- 
staatcn  insoweit  verboten  ist,  als  es  sich  um  die  Aktien 
einer  in  einem  anderen  deuL^clien  Hinzelsiaat  domicilirten 
Gesellschaft  handelt.  Während  das  frühere  O.  A.  G.  zu  Lübeck 
darin  eine  reichsgesetzlich  unzulässige  Doppelbesteurung  er- 
blickte', der  dritte  Strafsenat  des  Reichsgerichts  umgekehrt 
jedes  Vorhandensein  einer  Doppelbesteurung  verneint  hat', 
führt  neuerdings  eine  civilrechtliche  Entscheidung  des  Reichs- 
gerichts aus,  dass  unter  allen  Umständen  kein  Fall  der  reichs- 


'  Dies  betont  auch  Reimud  (2.  Aufl.)  S.  89  u.  bes.  S.  lOO  N.  }6, 
welcher  die  Aktie  durchweg  als  das  r.wm  Vermfiffensrccht  gewordene 
Mitgliedschaftsrecht  auffassr:  ci  geht  indcs^  zu  weit,  wenn  er  iur  den 
von  ihm  doch  anerkannten  individualrochtlichcn  Hestandtheil  dicso  Mit- 
gliedschaftsrechts die  üntcfiitcllung  unter  Uic  allgemeine  Kategorie  sei 
es  der  persönlichen  sei  es  der  dinglichen  Rechte  Oberhaupt  ablehnt. 
Ebenso  wird  HeusUr  a.  a.  O.  S.  305  dem  specifischen  Wesen  des  in  der 
Aktie  ausgedrückten  Vermögensredites  vollkomnten  gerecht,  verkennt 
aber  seinerseits  dessen  individualrechtlichen  Gchah. 

*  Hrk.  V.  31.  Okt.  74  SeulT.  Bd.  57  N.  Jj:  die  Dividende  des  Ak- 
tionärs einer  auswärtigen  Aktiengesellschaft  sei  unmittelbares  Einkommen 
aus  auswärtigem  (jcwerbebettiebe  und  deslialh  nach  5  J  des  R.  Ci  v. 
13.  MAi  70  nur  in  dem  Staat,  in  dessen  Gebiet  die  Aktiengescllscluu 
ihren  Sita  hat,  der  Besteuerung  unterworfen;  denn  da  <fie  AktiengeselU 
Schaft  nur  fQr  die  Aktionäre  erwerbe,  könne  man  nicht  zwei  dnander 
gegenfiberstehende  Einkommen  unterscheiden;  sondern  »das  Einkommen 
der  Aktion.lrc  Ist  nichts  Anderes  als  das  Hinkommen  der  Aktiengesell- 
schaft in  seiner  getheiltcn,  und  das  Einkommen  der  Aktiengesellschaft 
ist  nichts  .\nderes  als  das  Einkommen  der  Aktionäre  in  seiner  ungctheil- 
ten  Gestah«. 

5  Erk.  V.  26.  Febr.  8}  Str.  S.  Bd.  8  N.  $9  S.  152— 1}5:  es  folge 
dies  ein&cb  aus  der  Anwendung  des  unbezweifelten  civilistischen  Grund* 
sattes»  dass  die  Person  und  das  Vermögen  der  Aktiengesellschaft  und 
des  Aktionärs  verschieden  sind,  auf  steuerrechtliche  Verhältnisse. 
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gesetzlich  verwehrten  Doppelbesteurung  vorliegt*,  lässt  es 
aber  dahingestellt,  ob  an  sich  eine  Doppelbesteurung  darin 
zu  finden  ist*.  Die  Antwort  hierauf  hängt  natürlich  davon 
ab,  was  man  unter  Doppelbesteurung  versteht.  Zweifellos 
wird  durch  die  angefochtenen  Steuergesetze  dieselbe  wirth* 
schaftliche  Ertragsquelle  doppelt  belastet  und  der  aus  ihr 
fliessende  Gewinn  an  zwei  verschiedenen  Stellen  geschmä- 
lert. Ebenso  gewiss  aber  ist  es,  dass  der  Ertrag  des  Ge- 
schäftes der  Aktiengesellschaft  jedesmal  als  Einkommen  eines 
anderen  Rechtssubjektes  getroffen  wird.  Eine  solche  Doppel- 
besteurung widerspricht  an  sich  in  keiner  \^\"ise  den  gel- 
tenden Principien  des  Steuerrechts ^  Bedenken  können  also 
immer  nur  darauf  gegründet  werden,  dass  hier  eine  juristische 
Person  und  ihre  Mitglieder  nicht  als  unverbundene  Subjekte» 
sondern  als  Träger  der  einheitlichen  und  vielheitlichen  Seite 
eines  genossenschaftlichen  Gesammtvermögensrechtes  den- 
selben Unternehmergewinn  als  ihr  Einkommen  versteuern 
sollen.  Indess  wird  durch  die  rechtliche  Vcrselbständigung 

'  Hrk.v.  i  i.  Febr. 8s CS. Bd.  i  j  N.  54 S.  142— i  u.Seuff. Bd.4oN. 210 
S.312— )I7:  das  Hamburg.  Ges.  v.  7.  Märe  l88t  verstösst  nicht  gegen  §  3  d«s 
R.  p.  V.  1 3 .  Mai  1 870,  weil  die  Dividende  jedenfalls  kein  »Einkommen  aus  Ge^ 
Werbebetrieb«  ist,  vietmefar  nur  die  Aktiengesellschaft  als  sokhe  das  ge- 
werbliche Untcmcbmen  betreibt  und  citi  Einkommen  daraus  bezieht;  das 
Reichsgesetz  aber  will  nicht  jede  Doppelbesteurung  beseitigen,  sondern 
nur  ?x\r  Vermeidung  von  Kollisionen  der  Stcucrgew.ihen  die  Besteurung 
dosclbca  Steuersubjektes  durch  mehrere  deuiächc  Staaten  ausschliessen ; 
die  Entscheidung  über  die  Besteuerung  der  Aktionäre  neben  der  Aktien- 
gettellscliaft  blieb  der  Gesetzgebung  der  Eimclstaaten  vorbehalten,  deren 
Steuerhoheit  insoweit  unbeschränkt  fortbesteht. 

'  A.  a.  O.  S.  148  resp.  3 16 :  es  £if  Doppelbesteurung  nach  dem  mgUri^n 
Zweck  und  der  unithschaftlichrn  Natur  der  Aktienj^escllscliaft,  weil  der 
Ge«'inn  aus  demselben  Unternehmen  zwiefache  Schm.ilerung  erleidet; 
es  ist  keine  Doppelbesteurung  nach  der  fonntllni  Organisation  und  der 
juristischen  Natur  der  AktiengeselJscliaft,  weil  vcrsdiicdenc  Personen 
vorliegen. 

5  Sic  tritt  uberall  ein,  wenn  Angestellte  eines  Unternehmers  ihr 
Einkommen  aus  Besoldung  oder  Lohn,  Dienstboten  ihr  Einkommen  aus 
Kost  und  Lohn  u.  s.  w.  versteuern  müssen,  ohne  dass  der  Principal  die 
betreffenden  Aufwendungen  von  seinem  Hnkommen  abrechnen  darf. 
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der  beiderseitigen  Befugnisssphären  die  besondere  Belastung 
der  einer  jeden  von  ihnen  entspringenden  Einkünfte  durch'* 
aus  gerechtfertigt.  Da  durch  die  aktiengesellschaftliche  Eigen- 
thumsordnung in  zwei  verschiedenen  Willenscentren  eine 
selbständige  Vermögensmacht  begründet  wird,  so  kann  auch 
an  beiden  Stellen  von  dem  betreffenden  Willensträger  das- 
jenige Opfer  an  Vermögen  gefordert  werden,  welches  ju- 
ristische wie  physische  Personen  nach  dem  Maße  ihrer 
Leistungsfähigkeit  dem  Gemeinwesen  zu  bringen  haben. 
Demgegenüber  fällt  es  nicht  ins  Gewicht,  dass  die  Alvtien- 
gesellschaft  ihr  Einkommen  ganz  oder  zum  grössten  Theil 
nur  bezieht,  um  es  alsbald  den  Aktionären  als  Hinkommen 
zuzutheilen :  diese  Verwendungsart  ist  hier  eben  die  dem 
Wesen  und  der  Zweckbestimmung  der  juristischen  Person 
entsprechende  Form  ihres  Einkommensverbrauches'. 

Endlich  ist  auch  bei  den  Sonderrechtsverhältnissen  von 
ohHgaUmenrechtlichem  Gehalt  davon  auszugehen,  dass  sie  zwar 
Jcii  SiütV  des  individualistischen  Obligationenrechts  enthal- 
ten, jeduch  denselben  unter  Verschmelzung  mit  socialreclu- 
lichen  Elementen  zu  neuen  und  eigenartigen  Keclusi^ebilden 
ausprägen.  Die  obige  Übersicht  hat  zahlreiche  Beispiele  von 
körperschaftlichen  Individualrechten  geliefert,  weiche  sich  als 
forderungsrechte  von  Mitgliedern  oder  Organen  eines  Ver- 


'  Nicht  /.u  billigen  ist  dagegen  die  in  der  neuesten  Badischen  Hin- 
koniniensteuergeset/gcbung  (Ges.  v.  2a  Juni  84  Art.  >  u.  VolJ/.ugs-Ver. 
V.  17.  Febr.  75  ^  13)  vollzogene  Gleidtstellung  reiner  Gegeaseitigkeits- 
genossensduiften  mit  AktiengeseUscbaften  und  der  von  ihnen  verthdlten 
Dividenden  mit  Aktiendividendeo.  Ist  schon  die  Behandlung  des  Ge- 
sehiftsbetriebes  einer  Vcrsichcrungsgenossenschaft  auf  Gegenseitigkeit, 
eines  nur  an  Mitglieder  verkaufenden  Konsumvereins  oder  eines  lediglich 
den  Mitgliedern  dienenden  Vnrschussvereines  als  »Gewerbetrieb«  princip- 
widrijj,  so  ist  die  t^leich/.eiiige  Besteurung  der  Dividenden  als  »Hin- 
koninien«  jedenlalls»  insitnjeit  ungerechtfertigt,  als  dieselben  weder  einen 
Antheil  an  einem  von  aussen  her  gemachten  gesellscliat'tlichen  Gewinn 
enthalten  nodi  etwa  die  Zinsen  eines  Guthabens  vertreten,  sondern  nur 
den  auf  vorl&tifig  lu  hoch  dngeforderte  Beiträge,  Kaufpreise,  Schuld- 
msen  u.  s.  w.  xurilclcgeiahlten  ersparten  Betrag  reprisentiren. 
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bandest  auf  eine  vermögensrechtliche  Leistung  der  Ver- 

bandspersönliclikcit  darstellen  :  überall  aber  hat  sich  bei  diesen 
unter  sich  höchst  ungleichartigen  Ansprüchen  die  gemein- 
same Eigenthümlichkeit  ergeben,  dass  auf  sie  der  im 
reinen  Individualrecht  ausgebildete  ForderungsbegrifT  nur  in 
wesentlich  veränderter  Gestalt  übertragbar  ist.  Auch  hat  es 
sich  gezeigt,  dass  die  Praxis  trotz  mancher  Schwankungen 
und  Unsicherheiten  im  Ganzen  hier  das  richtige  Princip  zu 
Grunde  legt.  So  spricht  sie  dem  Staate  gegenüber  konstant 
den  Entschädigungsansprüchen  aus  Zwangscnteignung,  den 
vermögensrechtlichen  Ansprüchen  der  Beamten,  den  Ersatz- 
ansprüchen für  öffentliche  Leistungen  und  vielen  anderen 
aus  staatsrechtlichen  Verhältnissen  entspringenden  Ver- 
mögensansprüchen  einen  privatrechtlichen  Inhalt  zu:  allein 
sie  betont  zugleich  dessen  unlösliche  Verknüpfung  mit  öffent- 
lichrechtlichem  Stoff  und  den  durch  diese  Mischung  beding- 
ten specilischen  Charakter  solcher  Forderungsrechte*.  Analog 
verhält  es  sich  bei  den  in  aiuieren  öiientlichrechtlichen  Ver- 
bänden mit  der  Mitgliedschaft  oder  einer  bestimmten  Organ- 
stellung  verwobenen  Forderungsrechten  gegen  die  Verbands- 
persönlichkeit*. Bei  den  Privatrechtskörperschaften  weisen 


'  Man  v$^l.  ?.  B.  he/,  des  Hnischädigungsanspruchcs  .ms  Hxprtv 
priaiion  lirk.  des  R.  G.  v.  2.  Dec.  84  Seuff.  Bd.  40  N.  209:  kein  An- 
spruch auf  Schadensersau,  sondern  ein  obligatorischer  und  rwar  quasi 
kontraktlicher  (?)  Anspruch  auf  Wertherstattung,  welcher  durch  einen 
öfTentlichreehtlicben  Akt  begründet  wird,  selbst  aber  einen  normalen 
privatrechtlichen  Charakter  hat.  —  Bez.  der  vermögensrechtlichen  Ansprüdte 
der  Beamten  gegen  den  Staat  die  oben  S.  195  N.  i  angcf.  Erk. — Daxu  das 
Erk,  des  R,  G.  v,  17.  Mai  84  C.  S.  Bd.  11  N.  75  S.  519— j 24  über  die 
aus  einer  nach  C.  Pr.  O.  §  801  vollzogenen  Hinterlegung  bei  einer 
staatlichen  Hinterlegungsstelle  entspringenden,  zwar  privatrechilichen. 
aber  nicht  nach  Vertragsrecht  zu  beurthcilcndcn  Obligationen.  —  Auch  Erk. 
des  O.  I..  G.  Kiel  v.  35.  Apr.  81  SeiitV.  Bd.  19  N.  }o6  über  die  rcchts- 
gcsch.ittlichcn  Wirkungen  der  von  einem  Armenvcrbande  aus  seiner  ge- 
setzlichen Unterstülzungsprticlit  gelci^tcltu  Zahlung. 

*  Daher  auch  mit  den  Unterstützungs-,  Ver^cherungs-,  Kredit- 
gewährungsansprüchen u.  s.  w.  in  öfTentlichrechtlichen  Wirthsdhaftsver- 
bänden;  vgl.  oben  S.  144  N.  i. 
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die  als  Forderangsrechte  erscheinenden  Sonderrechte  freilich 
nicht  eine  derartige  Mischung  von  privatrechtlichem  und 
öfFentlichrechtlichem  Gehalt,  wohl  aber  eine  entsprechende 

Mischung  von  individualrechtlichem  und  socialrechilichem 
Gehalt  auf.  Wir  liaben  gesehen,  wie  namentlich  bei  den 
auf  das  Princip  der  Gegenseitigkeit  gebauten  Wirthschal'ts- 
genossenschaften  die  mit  der  Mitgliedschaft  verbundenen 
Ansprüche  auf  vermögensrechtliche  Leistungen  des  Verban- 
des behufs  Unterstützung  oder  Förderung  der  Einzelwirth- 
schaft  eine  Fülle  solcher  Rechtsformen  entfalten*.  Daneben 
haben  wir  eine  höchst  eigenthümliche  Form  mit  besonders 
intensiver  Umbildung  des  gewöhnlichen  Forderungsrechts 
durch  das  Genossenschaftsrecht  in  den  Mitgliederguthabcn 
oder  sogenannten  »Geschäftsantheilen«  bei  eingetragenen 
Genossenschaiien  kennen  gelernt'.  In  umgekehrter  Richtung 
ist  uns  die  gleiche  Erscheinung  einer  Verschmelzung  von 
obligationenrcchtlichem  und  körperschaftsrcchtlichem  Stoff 
bei  zahlreichen  vermögensrechtlichen  y^erbindUchkeiieu  be- 
gegnet, welche  im  Zusammenhang  mit  einer  Glied-  oder 
Organstellung  als  Sonderpilichten  gegen  die  betreffende  \' er- 
bandspersönlichkeit  begründet  sind.  So  haben  sich  als  be- 
sonders verbreitete  Typen  dieser  Gattung  die  gemeinheit- 
lichen Beitragspflichten  von  den  Staatssteuern  bis  hinab  zu 
den  Vcrcinsbetträgen  und  die  Ersatzverbinditchkeiten  aus 
anuli^licr  \'craniwonlichkeli  hciausgestellr,  wobei  dann 
natürlich  wieder  der  Unterschied  öffentlichrechtlicher  oder 
nur  privatrechtlicher  Werthung  des  zu  Grunde  liegenden 
Socialrechtsverhältnisses  pnncipielle  Verschiedenheiten  be- 


'  So  kehren  in  Be/ug  auf  die  Ansprüche  der  Beamten  hier  analoge 
Verhältnisse  wie  bei  den  öffentlichen  Beamten  wieder;  vgl.  oben  S.  2j8 
N.     275  N.  I,  185  N.  3. 

'  Vgl  oben  S.  259  N.  3,  295  N*.  1—5,  295  N.  1—2. 

>  Vgl.  oben  S.  287  293  Die  durch  die  genossenschaftliche  Ein- 
ijlrcderung  bewirkte  Umbiklung  der  Forderunpsrcchte  geht  hier  so  weil, 
dass  sie  sogar  die  Gerichte  niclirf.ich  /.u  der  irrthümlichen  AufTassung 
derselben  als  Vermögensantheilc  verleitet  hat;  oben  S.  288  N.  2. 
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wirkt'.  Auf  alle  solche  Sonderrechte  und  Sonderpflichten 

konnLii  dcn^iiach,  wennschon  sie  ein  Fürdci ungsrecht  oder 
eine  Schuldverbindlichkeit  der  Einzelperson  gegen  die  Ge- 
sanimtperson  enthalten,  die  Regein  des  individualistischen 
Obligationenrechts  nur  insoweit  angewandt  werden,  als  sie 
mit  dem  gleichzeitig  gesetzten  gemeinheitlichen  Gehalt  des 
Rechtsverhältnisses  verträglich  sind.  In  der  mamiichfachsten 
Weise  werden  daher  hier  die  Sätze  über  Begründung  und 
Lösung,  Ubcnraguny  und  Gckcndniachung  der  Obligationen 
müdi^ici^t^  Was  aber  den  Umfang  und  Inhalt  dieser  Modi- 
iikationen angeht,  so  walten  bei  jedem  derartigen  Rechts- 

*  Vgl.  oben  S.  19}  N.  i,  195  N.  1,  236  \.  1,  239  N.  ^  271  —  273.  275, 
283 — 285,  299—301.  Über  diu  N.itur  der  Stcucrforderuiig  sprichi  sich  das 
R.  G.  IUI  i^rk.  V.  5.  Juli  84  SculT.  Bd.  40  N.  17  aus  (obligatio  cx  lege, 
nicht  aus  Rechtsgeschäft,  weshalb  eine  zum  Konkurse  angemeldete  Steuer- 
forderung ans  einer  um  des  Kredites  willen  ^ssendkh  zu  hoch  abge> 
gebenen  Einkommensdeklaration  niemals  als  auf  Freigebigkeit  beruhend 
zurückgewiesen  werden  kann).  Hinsichtlich  der  ErsatzverbindUcIikdc  des 
Beamten  aus  amtlichem  Verschulden  vgl.  Erk.  des  O.  L.  G.  Kiel  v. 
II.  Juli  82  Seuff.  Bd.  39  N.  49  (civilrechtlichc  Verbindlichkeit  aus 
öffentlichrechtlichem  Verhältniss,  keine  Vertragsobligation);  Erk.  des 
R.  G.  V.  5.  Febr.  85  C.  S.  Bd.  12  N.  }2  S.  14}  — 145  (Seuff.  Bd.  40 

N.  235)-  

'  Dies  hat  sich  oben  im  Einzelnen  gezeigt.  —  Besondere  Scluvicng- 
keiten  pflegt  die  Frage  m  bereiten,  inwieweit  auf  den  Begrundun^sakt 
der  Vertragshegriff  anwendbar  ist.  Man  muss  hier  unierschcidai,  ob  die 
mit  dem  Eintritt  in  das  betreffende  GUedverhältniss  verknüpften  obliga- 
tionenrechtlichen  Wirkungen  schon  durch  gesetzliche  bzw.  statutarische 
Norm  oder  erst  durch  individudle  Willensdnigung  einen  konkreten  In- 
halt empfangen.  Im  erstem  Falle  ist  der  Vertmgsbegriif  völlig  abzuleh> 
nen,  wie  dies  von  der  neueren  Praxis  namentlich  m  staatsrechtlichen 
Verhältnissen  und  insbesondere  auch  in  Bezug  auf  die  vermögensrecht- 
liche Seite  des  Si.iatsbeamtenvcrh.iltnisses  geschieht  (vgl.  oben  S.  195  N.  i, 
S.  331  N.  I  u.  356  N.  I,  sowie  das  Erk.  des  R.  G.  v.  2.N0V.  85  CS. Bd.  10  N.  21 
S.  Si — 86,  welches  dem  gegen  Gehnltsab/u<^  zugesicherten  gesetzlichen 
Anspruch  auf  Wirv^'enpension  die  Vertragsgrundlage  abspricht  und  die 
durch  Gch:iltsabziig  vom  Beamten  gezahlten  Beitrage  nicht  als  Versiche- 
rungsprämie gelten  lasst,  sondern  als  eine  di-ui  Ik.unten  behuts  ErtuUuiig 
einer  allgemeinen  Standespflicht  gemachte  Auflage  charakterisirt),  —  wie 
es  aber  allgemein  sowohl  bei  öffentlicfareditlicfaen  als  auch  bei  |>rivat- 
rechtlichen  Korporationen  geschehen  muss.  Im  xweiteo  Falle  dagegen 
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gebilde  neben  den  allgemeinen  Principten  des  Soctalrechts 
besondere  ausschlaggebende  Momente,  welche  nur  im  Zu- 
sammenhange mit  den  Eigenihümlichkcitcn  dc^  <;c5cizl;clicn 
oder  siatiitarischen  Verfassungsrechtes  der  einzelnen  Gemein- 
heit zu  ermitteln  sind. 

Am  weitesten  entfernen  sich  auch  hier  wieder  von  den 
individualrechtUchen  Gebilden  die  Gemänschaftsverhältnissey 
welche  zwischen  einer  juristischen  Person  und  ihren  Mit- 
gliedern hinsichtlich  einer  Forderung  oder  Schuld  begründet 
sein  können.  Es  finden  sich  Gesammiforderungsrechle,  bei 
denen  an  Stelle  der  sonst  vorkommenden  Formen  gemein- 
schaftlicher Gläubigerschaft  irgend  eine  Form  der  genossen- 
schaftlichen Vertheilung  des  Rechtsinhaltes  zwischen  Einheit 
und  \  lellieit  diii\:hgeiührt  ist,  so  dass  /..  B.  aus  der  1-orde- 
rung  der  juristischen  Person  zugleich  Antheilsforderungen 
der  Einzelnen  hervorgehen  oder  umgekehrt  Forderun <4en 
der  Hinzeinen  sich  zugleich  zu  einer  einheitlichen  Forderung 
der  juristischen  Person  zusammenschliessen  \  Ebenso  be- 
gegnen genossenschaftliche  GesammivcrbindlicMuUcn,  deren 

ist  7;\veife!los  ein  V'ertnigselcnicnt  vnrliandcn:  allein  dasselbe  ist  auch 
hier  durch  die  Hinlügiing  in  einen  zugleich  ein  Körperschaftsverhältniss 
begründenden  oder  verändernden  Akt,  welcher  als  solcher  einen  Be- 
standtheil  des  einheitlichen  Gemeinlebens  bildet,  eigenthümlich  bestimmt 
und  gebunden.  So  verhält  es  sich  z.  B.  mit  dem  Eintritt  in  eine  öffent» 
liehe  oder  private  Versicherungsgenossenschaft  auf  Gegenseitigkeit,  wenn 
dk  Mitgliedschaft  nicht  schon  nadi  Gesetz  oder  Statut  bestimmte  kon» 
krete  Versichcrungsansprüche  begründet  (wie  bei  Knappschaften  und 
reichsrechtlichcn  Krankenkassen),  sondern  nur  einen  abstrakten  Anspruch 
aui  Versicherung  setzt,  dem  nur  eine  mit  dem  F.intritt  nothwendig  ver- 
bundene individuelle  Vereinbarung  konkreten  Inhalt  verleiht;  vgl.  Erk. 
des  K.  Ü.  n.  G.  V.  lo.  Dec.  72  Bd.  8  N.  46  S.  lyo  u.  bes.  l:.rk.  des 
R.  G.  V.  30.  Mai  84  (oben  S.  29$  N.  2).  ^enso  liegt  die  Sache  bei  der 
Übertragung  und  Übernahme  einer  korporativen  Funktion,  wenn  damit 
nicht  blos  gewisse  stamurisch  daran  gdmüpfte  Vermögensrechte  begrün- 
det werden  (wie  z.  B.  oft  mit  der  Wahl  zum  Aufsichtsrathsmitgiied), 
sondern  ein  besonderer  Anstellungsvertrag  die  Rechte  und  Pflichten  des 
Funktionärs  individuell  regelt  (wie  /.  R.  oft  hei  der  Anstellung  von 
Direktoren  einer  Akticngesellschatt  oder  (ienossenschaft). 
*  Vgl.  mein  Genosscnschaltsr.  II  S.  3Ö1  ff.  u.  919. 
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Struktur  in  den  individualrechtliclien  Formen  der  Schuld- 
gemeinscbafc  schlechthin  kein  Vorbild  hat,  weil  sie  auf  einer 
wiederum  nur  im  Socialrecht  möglichen  organischen  Ver- 
knüpfung von  einheitlicher  Körperschaftshaft  und  vielheit- 
licher Sonderhaft  beruht*.  Dabei  sind  auch  hier  die  ver- 
schiedenartigsten Konibinanouen  nioglieh  :  dieSunJci  Verbind- 
lichkeiten können  als  primäre  Verpflichtunjjen  erscheinen, 
welche  sich  nur  in  gewisser  Richtung  zur  Verbindlichkeit 
einer  juristischen  Person  zusannnenschliessen,  oder  umge- 
kehrt sich  nur  als  sekundäre  Ausflüsse  der  Verbindlichkeit 
der  juristischen  Person  darstellen ;  sie  können  itn  letzteren 
Falle  eine  mehr  oder  minder  subsidiäre,  beschränkte  oder 
unbeschränkte,  antheilmäßige  oder  solidarische  Verhaftung 
erzeugen*.  Bei  der  eingetragenen  Genossenschaft  des  deut- 
schen Rechts  ist  Eine  unter  diesen  möglichen  Formen  genau 
geregelt  und  ausschliesslich  für  zulässig  erklärt'. 

'  Heusler  a.  a.  O.  S.  280  hebt  den  specifischen  Unterschied  dieser 
Schuldverbälinisse  von  individualrechtlichen  Schuldgemeinschaften  richtig 
hervor,  bestreite!  aber  wieder  selbst  für  das  mittelalterliche  Recht  die 

darin  enthaltene  Vcrbindlichmachung  der  l£nuelnen  als  Einzelner.  \\'enii 
er  jedoch  zu  diesem  Hehut  alle  »Abgaben,  Heden,  Leistungen.  Dienste« 
der  alten  I.nndi^eineinJen  für  einheitliche  Verpflichtungen  der  M.irk- 
gcnusscnsch.ilten  ;iK  juristischer  Personen  erklärt,  bei  denen  der  RltccIi- 
ügte  nur  aus  Bcqucmlichivcii  bisweilen  die  einzelnen  denossen  anzugehen 
vorgezogen  habe ;  wenn  er  die  Pfändung  von  Einzelnen  für  Gemeinde- 
schulden lediglich  als  »Gewaltthitigkeit«  betrachtet;  wenn  er  andere 
seiner  Konstruktion  hinderliche  Erscheinungen  durch  den  Hinweis  auf 
die  ungeordnete  Finanzverwaltung  jener  Zeit  bei  Seite  schiebt :  SO  hat 
er  wiederum  jedenfalls  nicht  das  in  den  Quellen  bekundete  Rcchtsbcwusst- 
sein  zum  Ausdruck  gebracht.  Abgesehen  aber  von  dieser  hier  nicht 
auszutragenden  reclns<^eschichtlichen  Frage,  steht  seine  Negation  aucli 
hier  in  W  iderspruch  mit  der  in  der  Praxis  allgemein  üblichen  Behand- 
lung der  Reste  jener  markgenossenschaftlichen  Gesanimiverbindlidikeiteu; 
vgl.  oben  N.  66. 

'  Vgl.  mein  Genossenschaftsr.  II  S.  )8j  ff.  u.  92a 

J  Vgl.  oben  N.  507—}  15, 
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Kapitel  III. 

Rechtsgemeinschaften  zur  gesammlen  Hand. 

I.  Das  Rechtsprincip  der  gesammten  U&nd 
im  ÄUgemeinen. 

I.  Von  den  durch  die  genossenschaftiichc  Verbindung 
von  Einheits-  und  Vielhcitsrecht  begründeten  Gemeinschafts- 
verhältnissen sind  alle  Genteinschaftsverhältnisse  des  Individual- 
rechts durch  eine  unüberbrückbare  begriHltche  Kluft  getrennt. 
Dass  die  scharfe  Innehaltung  der  hiermit  gezeichneten  Grenz- 
linie  durch  die  geschichtlich  erarbeiteten  Denkformen,  welche 
unser  gesammtes  Rechtssystem  tragen  und  beherrschen, 
kategorisch  geboten  wird,  liil  cn  wir  mehrfach  bereits  be- 
tont. Nicht  minder  nachdrücklich  aber  mussten  wir  darauf 
hinweisen,  dass  in  unserem  Rechislcben,  wie  von  der  einen 
Seite  die  Gebilde  des  Körperschaftsrechts  durch  eine  Fülle 
von  Abstufungen  bis  an  das  Gebiet  der  individualrechtlichen 
Gemeinschaften  hinabreichen,  so  von  der  anderen  Seite  die 
letzteren  durch  mancherlei  Übergänge  bis  an  den  körper- 
schaftsrechtlichen Bereich  emporsteigen;  dass  daher,  wie 
dort  die  im  BegriflT  der  »universitas«,  so  hier  die  im  Begriff 
der  »communio«  ausgedrückte  römische  Gedankenschablone 
zu  eng  ist ;  dass  es  vielmehr,  wie  einer  Bereicherung  des 
Körperschaftsbegriffs  durch  das  im  germanischen  Recht  ent- 
faltete genossenschaftliche  Princip,  so  einer  Bereicherung 
des  Gemeinschattsbegritfs  durch  ein  auch  Iiier  erst  in  der 
mittelalterlichen  und  modernen  Welt  ausgebildetes  eigen- 
thümliches  Rechtsprincip  bedarf. 

Dieses  Princip  lässt  sich  nicht  im  Sinne  der  ursprüng- 
lichen Fassung  der  »Genossenschaftstheorie«  dahin  formu- 
liren,  dass  die  Gemeinschaften  und  Gesellschaften  des  deut- 
schen Rechtes  ein  korporatives  Bement  zu  entwickeln  oder 
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aufzunehmen  tiihi*^'  seien'.   Denn  wenn  sich  oben  die  Mög- 
Hchkeii  inJividualrcchtlichcT  BestaüdiheUe  des  Socialrechts 
ergeben  hat,  so  folgt  daraus  keineswegs  umgekehrt  auch 
die  Möglichkeit  socialrechtlicher  Bestandthcilc  des  Individual- 
rechts. Das  Socialrecht  kann  als  ein  Reich  höherer  Ord- 
nung in  mannichfachster  Weise  die  in  dem  Reiche  niederer 
Ordnung  zu  abgeschlossenen  Bildungen  ausgeprägten  Inhalte 
als  Elemente  der  eignen  Bildungen  reproduciren :  es  kann 
aber  mit  keinem  seiner  specifischen  Elemente  in  das  Indivi- 
dualrecht eingehen,  ohne  dieses  alsbald  über  es  selbst  zu 
erheben  und  insoweit  in  Socialrecht  m  verwandeln'.  Wo 
immer  socialrechtlichc  und  individualrechtliche  Elemente  zum 
Ganzen  vereint  sind,  handelt  es  sich  nicht  um  eine  mecha- 
nische Mischung,  deren  Produkt  hierher  oder  dorthin  fallen 
kann,  sondern  um  eine  organische  Verbindung,  in  welcher 
das  Ungleichartige  ungleichartig  und  seine  Rangverschieden- 
heit gewahrt  bleibt.  So  mag  man  bei  individualrechtlichen 
Gemeinschaften  zwar  von  einer  Tendenz  der  Annäherung 
an  das  Körperschaftsrecht  sprechen,  sie  als  körperschafts- 
ähnlich beschreiben,  die  einzelnen  Grundverhaltnisse  ihrer 
Struktur  nm  korrespondirenden  Verhältnissen  des  Körper- 
schattsrechts  parallelisiren  :  allein  man  darf,  wenn  man  sie 
nicht  als  wirkliche  Körperschaften  anerkennt,  auch  nichts 
von  Begriff  und  Wesen  der  Körperschaften  in  sie  hinein- 
legen. Das  eigenthümliche  Rechtsprincip,  welches  die  un- 
bestreibare  Annäherung  an  das  Körperschaftsrecht  bewirkt, 
kann  nicht  aus  dem  Körperschaftsrecht  herabgeholt  wer- 
den, gleich  als  handle  es  sich  hier  um  verkrüppelte  Kör- 
perschaftsorganismen oder  degenerine  juristische  Personen : 
es  ist  vieinielir  ausschliesslich  im  Individiialre».lu  zu  bUthen, 


'  \'gl.  oben  S.  2  N.  2.  —  Auf  dasselbe  kommen  alle  Theorien 
hinaus,  welche  mit  einer  »relativen  juristischen  Person«  oder  irgend 
einer  anderen  Speeles  x'erkrQppelter  Persdnlichkeit  operiren. 

*  Dasselbe  Verbältniss  besteht  dann  wieder  «wischen  »öffentlichem 
Recht«  und  »Privatrecht«. 
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das  aus  eigner  Kraft  und  mit  eignen  Mitteln  jene  Leistungen 
vollbringt*. 

Die  germanistische  Theorie  hat  diesem  Postulat  Genüge 
gethan,  seitdem  sie  an  dieser  Stelle  das  deutschrechtliche 
Princip  der  gesammten  Hand  unter  Wiederbelebung  und  Aus- 

ticluuing  seinem  alten  technischen  Xanicns  eingeführt  und 
unter  scharfer  Sonderung  vom  Genosscnschaftspincip  kon- 
struktiv verwcrthct  hat\  Unter  anderen  Namen  ist  auch 
von  anderer  Seite  ein  verwandtes  Prmcip  von  selbständiger 
Bedeutung  zur  Erklärung  der  fraglichen  Erscheinungen  auf- 
gestelh  und  benützt  worden'.  Demgegenüber  bestreitet  die 
herrschende  Doktrin  zwar  keineswegs^  dass  im  deutschen 


*  Vgl.  auch  Heusler  a.  a.  O.  S.  249-250.  Der  von  Heusler  heran- 
gezogene  Vergleicli  würde  freilich  eher  für  die  MögHchkeit  einer  Ober- 
gangsform sprechen,  welche  als  nMaule^elif  »nvischen  dem  Pferde  der 
commimio  und  dem  Esel  der  universiiasn  vermittelte :  denn  die  Existenz 
von  Mauic^clu  Ussl  sich  nun  doch  einmal  nicht  bestretten.  Treffender 
wäre,  um  bei  einem  verwaodien  Bilde  zu  bleiben,  der  Vergleich  des 
Verhältnisses  beider  Gemeinschaftsordnungen  mit  dem  von  Thier  und 
Mensch.  Im  Thierreich  finden  wir  Typen  von  wachsender  Annäherung 
an  das  Menschliche,  wir  sprechen  von  menschenähnlidien  Thieren  und 
parallelisiren  thierische  und  menschliche  Verhältnisse:  allein  wir  erblicken 
trotzdem  im  Thier  nichts  vom  spccifisch  Menschlichen,  fassen  die  Thiere 
nicht  als  unvollkommen  entwickehe  Menschen  auf  und  suchen  den 
Schlüssel  auch  lur  das  dem  besonderen  Wesen  des  Menschen  sich 
Näherade  nur  im  Thierrdch  selbst  Dagegen  finden  wir  umgekehrt  im 
Menschen  das  Thier  wieder  und  leugnen  Iceinesu-egs,  dass  das  Wesen 
des  Menschen  Elemente  des  seelischen  wie  leiblichen  Organismus  der 
Thierweh  einschlicsst :  wir  meinen  nur.  dass  alle  diese  Elemente  vermöge 
der  Einordnung  in  den  Zusammenhang  eines  Ganzen,  welches  einem 
durch  das  .\uf  blitzen  der  Vernunft  unverf^leichlich  höher  gearteten  Reich 
angehört,  eine  veränderte  Bedeutung  gew  innen. 

'  Vgl.  oben  S.  10  N.  ^  u.  seitdem  bes.  BfSfler,  Syst.  4.  Aufl.  §  70  .\ 
u.  B  Ha,  82  II,  128,  160  II,  230,  260  I^^  Heusler  a.  a.  O.  S.  22}— 252. 

^  So  namentlich  das  Princip  einer  »formellen  '  oder  »kollektiven 
Einheit«,  wclciies  immer  dann,  wenn  es  von  dem  Princip  der  juristischen 
Person  scharf  gescliieden  wird,  mit  dem  Princip  der  geiammien  Maud 
zusammentritt.  Saciilicli  stinuiu  auch  Dernburg,  Preuss.  P.  R.  I  $  222 
N.  8  Qberein. 
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und  modernen  Recht  Gemeinschaftsverhäluiisse  begegnen, 
auf  welche  der  römische  Kommunionsbegriif  nur  mit  un- 
römischen Modifikationen  anwendbar  ist :  allein  sie  hält  den 
römischen  Rahmen  fest  und  verwirft  die  Zurückfuhrung 

dieser  im  Einzelnen  höchst  mannichfachen  Modifikationen 
auf  einen  einheitlichen  juristischen  Gedanken.  Gleichwohl 
zeigt  eine  nähere  Betrachtung,  dass  seihst  von  diesem  Stand- 
punkt aus  vielfach  Vorstelluni^en  entwickelt  werden,  welche 
einem  nur  unter  der  Voraussetzung  des  angefochtenen  Prin- 
cips  überhaupt  möirlichen  Vorstellungskrcise  angehören.  So 
ist  denn  auch  in  der  deutschen  Praxis  das  Princip  der  ge- 
sammten  Hand  bisher  durchaus  nicht  zu  unbestrittener  Herr- 
schaft gelangt:  allein  es  hat  in  wachsendem  Maße  die  aus- 
drückliche Anerkennung  der  Gerichte  gefunden  und  in  viel 
grösserem  Umfange  unausgesprochen  die  Rechtsprechung 
geleitet. 

Die  gcsaaimte  Hand  ist  in  der  That  ein  j^ermanisches 
Rechtsprincip,  Sie  ist  kein  für  sich  bestehendes  Kechtsinsti- 
tui,  sondern  ein  einer  Fülle  von  Rechtsinstitiuen  gemein- 
sames Gedankenelement'.  Darum  ist  ihr  innerer  Gehalt 
durch  den  Wegfall  der  Formen  und  Sinnbilder,  welche  ihn 
im  älteren  deutschen  Recht  zum  plastischen  Ausdruck  brach- 
ten, in  keiner  Weise  zerstört.  Darum  ist  aber  auch  ihre 
Bedeutung  för  das  heutige  Recht  nicht  mit  dem  Absterben 
vieler  Institute,  welche  ehemals  das  Hauptgebiet  ihrer  Aus- 
bildung und  Anwendunj?  bezeichneten,  und  mit  der  Verän- 
derung ihrer  WirktUi^su  eise  bciiJ  uKi  cn  lorrlebenden  oder 
neu  erwachsenen  Instituten  versclnvunden.  Schon  im  mittel- 
alterlichen Recht  manileslirte  sich  das  Princip  der  gesannn- 
len  Hand  bei  den  einzelnen  von  ihm  beherrschten  Gemein- 
schaftsformen in  mannichfach  verschiedenen  Rechtssätzen. 
Ihnen  allen  aber  lag  derselbe  einheitUche  Rechtsgedanke  zu 
Grunde,  welcher  noch  heute  lebt  und  wirkt. 

Soll  nun  dieser  JurisHsche  Gedanke  der  gesammten  Hand 


'  Dies  hebt  HeusUr  a.  a.  O.  S.  22$  richtig  hervor. 
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formulirt  werden ,  so  weist  zunächst  schon  ihr  einstiges 
äusseres  Gewand  darauf  hin,  dass  es  sich  dabei  um  den 
Einfluss  einer  Verbundmiheit  der  Subjekte  auf  eine  unter  ihnen 
.  bestehende  Vermögensgemeinschaft  handelt.  Indem  mit  »ge- 
sammter  Hand«  empfangen  oder  vergeben  wird^  bekundet 
sich  die  Auffassung,  dass  mehrere  Personen  in  ihrer  Zu- 
sanniiLiüa.s.suiig ,  als  eine  uurch  ein  Rechtsband  ver€iiii;_;ie 
Gruppe,  berechtigt  oder  verptiichtei  sind.  Sie  bilden  in  dieser 
Vereinigung  keine  juristische  Person :  denn  da  in  dem  herr- 
schenden gemeioschatilichen  Willen  der  Hinzelwille  eines 
Jeden  von  ihnen  als  essentieller  Faktor  enthalten  und  kennt- 
lich bleibt,  ist  ein  von  dem  Hinzelwillen  losgelöster  und 
ihnen  gegenüber  in  einem  selbständigen  Verbandsorganismus 
verkörperter  Gemeinwille  nicht  vorhanden.  Sie  erscheinen 
aber  auch  nicht  als  mehrere  schlechthin  fükr  sich  stehende 
Individuen,  zwischen  denen  nur  die  mit  einander  konkur- 
rirenden  Beziehungen  zu  demselben  1  ic:  r:,^liaftsobjekt  eine 
rechtliche  Verknüpfung  herstellen :  denn  sie  sind  zuvorderst 
in  ein  Verhiiliniss  gegenseitiger  Willensgebundenhcit  gesetzt 
und  nur  als  Träger  der  hiermit  gegebenen  Willcnsgemein- 
schaft  zur  Herrschaft  berufen.  Das  Subjekt  ist  also  hier  in 
der  That  eine  verbundene  Personenniehrheit,  welche  man 
mit  gleichem  Rechte  eine  geeinte  Vielheit  und  eine  kollek- 
tive Einheit  nennen  kann'.  Hiermit  ist  jedoch  nur  eine  an 
sich  leere  Formel  gewonnen.  Denn  eine  ahsträkte  Verbunden- 
heit von  Individuen  giebt  es  fdchi.  Einen  bestimmten  Inhalt 
empfängt  daher  das  Princip  der  gesammten  Hand  erst  durch 


'  Wie  im  Zahlensystem  xwei  Grössen  als  t  -f  t  ^^'^      ^  gedacht 

werden  können,  beide  Betrachtungsweisen  aber  sich  keineswegs  decken, 
da  die  Eigenschaften  der  Zahl  2  nicht  die  doppehcn  Eigenschaften  der 
Zahl  I  sind,  so  ist  es  im  Rechtssvsteni  ein  juristisclier  Unterschied,  ob 
ich  die  Ehegatten  als  zwei  Individuen  oder  als  Ehepaar,  die  Gesellschafter 
als  so  und  so  viele  Hinicelne  oder  als  Ge5ell:>chait  in  eine  rechtliche  6e- 
Ziehung  setKb  Vgl.  namentlich  jetzt  auch  Vn^rr,  Passive  Korrealitit  und 
Solidarität  im  rdm.  u.  heut.  R.  (Separatabdruck  aus  den  Jahrb.  f.  Dogm. 
Bd.  22)  S.  9— ts ;  das  Wesen  der  Korrealobligation  (aus  Bd.  2})  S.  i  ff. 
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den  besonderen  Inhalt  des  ihre  Subjekte  umschlingenden  Bandes, 
Je  nach  der  Beschaffenheit  desselben  gestalten  sich  die  von 
ihm  bezüglich  der  Vermögensgemeinschaft  hervorgebrachten 

Wirkungen  irianmcliiach  un L'lcich.  Überdies  ist  natürli^li 
eine  Maßvcrschicdcnheit  des  rccinlich  ancrkaiiiiten  Hintiusses 
der  Personalgemcinschaft  auf  die  gemeinschaftliche  Ver- 
mögenssphäre denkbar.  Darum  macht  keine  euizelne  der 
dem  einfachen  Kommunionsverhältniss  unverbundener  In- 
dividuen  fremden  Erscheinungen,  in  denen  sich  eine  gesammte 
Hand  manifestirt,  deren  Wesen  aus.  Wohl  aber  gewinnen 
diese  Erscheinungen  jedesmal  erst  ihr  volles  Verständniss, 
wenn  sie  als  Ausflüsse  desselben  Grundgedankens  aufgefasst 
werden. 

Betrachtet  man  zunächst  die  dem  Individuum  zugekehrte 
Seite  des  Verhältnisses,  so  ermöglicht  dieser  Grundgedanke 

die  eigenthümlichen  Rechtsphänomene,  welche  auf  der  Heraus- 
hebung der  gemeinschaftlichen  Sphäre  aus  den  gesonderten 
Individualsphiiren  der  Theilhabcr  beruhen.  Sobald  ein  Recht 
oder  eine  Pfliclu  mehreren  uwoerhinidenen  Subjekten  gemein- 
sam ist,  muss  die  Kommimion  völlig  durch  die  dnm  Jeden 
ßr  sich  zustehenden  Befugnisse  oder  Verbindlichkeiten  er- 
schöpft werden,  so  dass  gemäß  der  vom  römischen  Recht 
durchgeführten  Alternative  ein  Jeder  entweder  nach  dem 
Quotcnprincip  auf  einen  Anthcil  oder  nach  dem  Solidar- 
princip  auf  das  Ganze  berechtigt  oder  verpflichtet  ist.  In- 
soweit dagegen  eine  persönliche  Verbundenheit  der  Subjekte 
in  einer  Vermögensgemeinschaft  zur  Geltung  gelangt,  treten 
die  den  Subjekten  m  ihrer  Verbundenheit  zuständigen  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  als  Bestandthcile  einer  cMeitlichen 
Gesammtspbäre  aus  den  Sondersphären  der  Kinzelnen  heraus 
und  können  daher  einem  Jeden  für  sich  weder  ganz  noch 
theiiweise  zugeschrieben  werden.  Damit  bleiben  nun  zwar 
Sonderrechte  und  Sonderpflichten  von  grösserem  oder  gerin- 
gerem Umfange  und  je  nach  der  Beschaffenheit  der  Ver- 
mögensgemeinschaft  von  antheilmäßiger  oder  solidarer  Struk- 
tur durcliaus  vereinbar:  allein  dieselben   erschopkn  das 
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Gemeinschaftsverhältniss  nicht  und  werden  durch  die  unge- 
sondenc  Gesammtsphäre  begrenzt  und  gebunden.  So  können 
während  des  Bestandes  einer  Eigenthumsgemeinschaft  zur 
gesammten  Hand  die  AtObeile  der  Theilhaber  entweder  über- 
haupt nicht  als  gesonderte  Rechte  an  einem  bestimmten  Theil 
vorstellbar  sein'  oder  unter  den  BegriiF  von  ideellen  Quoten 
fallen*;  sie  können  im  letzteren  Falle  zur  Zeit  jeder  Wirk- 


'  Dies  ist  mindestens  dann  stets  der  Fall»  wenn  bd  der  Auflösung 
der  Gemeioschaft  entweder  überhaupt  keine  AnthcUe  oder  je  nach  den 
Umständen,  unter  denen  die  Auflösung  erfolgt,  ungleiclic  Antlicile  her- 
vortreten. So  vielfach  bei  der  ehelichen  Gütergcmcinschatt  und  ihren 
Fortsetzungen.  Ebenso  aber  auch  z,  B.  bei  der  bauerlichen  Erbengemein- 
schaft, wetiu  die  Bestimmung  des  Anerben  unter  den  Miterben  erst  von 
künftigen  ungewissen  Ereignissen  abhihigt.  In  einem  Falle  der  letit- 
gedachten  Art  nimmt  auch  ein  PK  B.  des  O.  G.  Wolfenb.  v.  si.  Dec.  72 
u.  ein  Brk.  desselben  Gerichtsh.  v.  ).  Jan.  7)  SeufF.  Bd.  38  N.  147  ein 
«Gesammteigenthum«  an,  bei  welchem  wegen  der  Ungleichheit  der  even- 
tuellen Rechte  auf  den  Hof  oder  eine  Abfindung  ideelle  Theile  undenk- 
bar seien ;  deshalb  seien  X'crfügungen  nur  durch  die  Gesammthett  mög- 
lich und  nur  der  Gesaninitheit  könne  das  lü^enthum  im  GrunJbuch 
/ugcsciiricben  werden,  während  eine  Umsciircibung  auf  sammtliche  Erben 
nach  Virikheilen  oder  gar  nur  auf  einen  oder  den  anderen  Erben  nadi 
setneni  Antheil  (wie  das  decretum  a  quo  för  statdiaft  hielt)  unzulässig 
sd.  Übrigeos  hält  dieser  Gerichtshof  dieselbe  Konstruktion  trotz  der 
Schwankungen  der  bisherigen  Praxis  auch  daim  für  allein  angemessen, 
wenn  das  Anerbenrecht  bereits  feststeht.  Ebenso  fasst  er  im  Erk.  v. 
6.  März  7  j  ib.  Rd.  29  X.  256  die  »Hofesf^emeinschaft«  während  der  der 
Witwe  bis  /.uv  \'olli.ihri|,'keit  des  Anerben  /.ustehcnden  Leibzucht  ah  ein 
Verhältniss  aui,  bei  w  elchem  die  Wirvvc  als  Niessbr.uicherin  den  Hol  nach 
aussen  zu  vertreten  und  nach  innen  zu  verwalten  hat,  dagegen  als  Mit- 
erbin das  Eigenthum  am  Hofe  »nur  gmdnseht^Üith  und  im^ftbeUt  mit  den 
übrigen  in  der  gemeinsamen  Were  beflndlicfaen  Miterbenir  besitzt  und 
deshalb  weder  nach  aussen  zu  Substanzverf&guDgen  nodi  nach  innen 
zur  Repräsentation  der  Theilhaber  gegen  einander  l^itimirt  ist ;  sie  sei 
deshalb  zwar  auch  zum  Unterhalt  und  zur  Aussteuer  der  Kinder,  aber 
nicht  ^ur  Auszahlung  von  Abfindungen  verpflichtet. 

*  Vgl.  mein  Genossensch.iftsr.  II  S.  947  —  948,  wo  bereits  darauf 
hingewicicn  i^i,  dass  nicht  nur  für  den  Begriff  der  gesammten  Hand  der 
Mangel  ideeller  Quoten  keineswegs  gefordert  wird,  sondern  im  Hinter- 
gründe sogar  stets,  wenn  bei  der  Aullösung  Antheile  hervortreten,  die 
Idee  der  Antheile  schlummert.  Ahnlich  jetzt  Heusfer  a.  a.  O.  S.  238 
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samkeit  entbehren'  oder  in  irgend  einer  Weise  für  das 
Theilnahmeverhältniss  des  Einzelnen  maßgebend  sein':  im> 
mer  aber  ist  es  das  die  Theilhaber  verknüpfende  persönliche 
Band,  welches  dns  Quotenprincip  ausschliesst  oder  in  seiner 

Entfaltung  hindert  oder  einschrankt'.  Ganz  analog  verhält 
CS  sich,  wenn  und  soweit  sich  mit  der  gemeinschaftÜchen 
Berechtigung  oder  Verpflichtung  Sonderberecinigungcn  oder 
Sonderverpflichtungen  auf  das  Ga«^^  verknüpfen  *.  Dem  Hin- 
zeinen kann  femer  während  des  Bestandes  der  Gemeinschaft 
die  Verfügung  über  seinen  Antheil  ganz  oder  theil weise  ent- 
zogen oder  dessen  Veräusserung  beschränkt  oder  unbe- 
schränkt gestattet  sein':  stets  aber  wurzelt  jede  derartige 
Gebundenheit  in  einem  Mangel  der  Dispositionsmacht  des 

bis  240,  während  Sictbe  nicht  blos  den  Ausschluss  der  Qitotenthenuog 
als  Ausgangspunkt  festhält  (Handb.  U  $  81),  sondern  auch  denselben 

9Xn  Schluss  für  die  juristische  Konstruktion  allein  verwcrthet  (ib.  ^  82 
S.  81 — 82).  Darum  wird  auch  im  heutigen  Recht  nicht  blos  durch  die 
in  ihrem  Bestände  wechselnden  Antheilsrechte  der  Handelsgesellschafter, 
sondern  auch  durch  die  lesten  Quotenrechte  bei  der  Erbern^ci'v  ill^chafT. 
der  Khederei  u.  s.  w.  der  Gedanke  der  gesamniten  Hand  keineswegs 
ncgirt. 

*  So  bei  der  ehelichen  Gütergemeinsdtaft,  falls  hier  ideelle  Hälften 
angenommen  werden.  Ebenso  mangels  anderer  Abrede  bei  der  ofSencn 
Handelsgesdlsdiaft.  Man  pflegt  hier  neuerdings  von  »latenten«,  »ruhen- 

den«',  rtstillgestellten«  Anthcilsrechten  zu  reden. 

*  Schon  im  Mittelalter  begegnet  bei  Ganerbscliaften  und  anderen 
Ges.imnnh;inderschaften  eine  Vertheilung  sowohl  der  Nutzungen  wie  des 
Siinimgcwichts  n.ich  (Quoten.  Heule  ist  dies  bei  vielen  Eigenthums- 
gemeinschatien  /.ut  gesanitnten  Hand  der  hall  und  bei  der  Hhedcrei 
durch  das  H.  G.  B.  angeordnet 

s  Dies  <eigt  sich  am  deutlichsten  darin*  dass  beim  WcgüUl  des 
Bandes,  soweit  nicht  das  Konsolidattonsprincip  durchgreift,  alsbald  Quoten- 
rechte  hervorspringen  resp,  die  vorhandenen  Qjuotenrechte  frei  werden. 

Dies  konmit  namentlich  bei  obligationenrechtlicben  Gemeinschaf- 
ten zur  gesnnimten  Hand  vor  ;  vgl.  unten. 

>  Vgl.  mein  Gcnossenscliafisr.  11  5.949;  Stobbe  II  5  81  S.  72  u.  ^  82 
S.  77 — 78;  HeusUt  a.  a.  O.  S.  2^6  ff.  —  Man  darf  die  Unzulassigkeit 
einseitiger  Verfügung  über  den  Antheil,  obsciion  sie  bei  den  ursprüng- 
lichen Formen  der  gesammten  Hand  die  Regel  bildet,  doch  nicht  mit 
Heuüer  a.  a.  O.  für  ein  wesentliches  Merkmal  derselben  erklären. 
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Theilhabers  über  die  Stelle,  welche  er  in  der  Personalge- 
meinschaft einnimmt'.  Bei  dem  Wegfall  eines  Gesammt- 
händers  durch  den  Tod  kann  sein  Antheil  den  übrigen 

Gesanimthändern  zuwachsen  oder  dem  Erbgange  unterliegen*: 
soweit  jedoch  das  Konsolidationsprincip  gilt,  fiiesst  es  aus 

*  D.uuni  isi,  wahreiiU  der  Hin^clne  über  den  für  den  F.1II  der 
Lösung  des  Personalbandes  ihm  etwa  gebührenden  Antheil  regelmäßig 
schon  im  Voraus  frei  verfügen  kann,  die  gesetxliche  oder  vertragsmiOige 
Einräumung  einer  einseitigen  Verfil^gungsmacht  ftber  den  Antheil  bei 
bestehender  Gesamnuhand  nur  insoweit  denkbar,  als  in  die  fragliche 
Pcrsona^enieinschafi  die  Ersetzbarkeit  einer  Person  durch  eine  andere 
Person  einfiihrbar  ist.  Dies  ist  um  so  eher  der  Fall,  je  mehr  die  Ver- 
bundenheit der  Personen  nur  als  Mittel  für  den  Zweck  der  \'cmi()gens- 
jjcmeinschaft  dient  und  deshalb  durch  die  Aiitheile  bedingt  und  bestimmt 
wird.  Soweit  dann  aber,  wie  dies  im  alteren  Reclu  die  Regel  bildete, 
die  Veriusserlichkeir  der  Antheile  durch  Näherrechte  der  Gemeiner  (Gan- 
erbenlosung, Vorkaufsrechte  der  Gewerken  und  der  Mitrheder)  beschränkt 
bleibt,  kommt  immer  noch  ein  Moment  persönlicher  Verbundenheit  zur 
Geltung.  Besonders  charakteristisch  ist  es  in  dieser  Hinsicht,  dass  bei 
der  Rhederei  auch  nach  der  Aufhcbunt^  des  gesetzlichen  Vorkaufsrechtes 
der  Mitrheder  die  Veiausserung  der  Scliitispnrten  nicht  blos  formell  einer 
«jesellschaftlichen  Konirok  unterworten,  sondern  an  einen  Ausländer  nur 
mit  Zustimmung  aller  Mitrheder  möglicli  i:>t,  Ii.  G.  B.  Art.  47a  Denn 
wenn  die  RhedereigeseUschaft  durch  das  Übergewidit  der  sachenrecht- 
lichen Seite  der  Schiffsparten  gewissermaßen  zu  einer  kollektiven  Einheit 
fungibler  Personen  gestempelt  wird,  so  wird  doch  da,  wo  diese  Fungi- 
bilitäi  wegen  des  Einflusses  der  Nationaüt.it  des  Individuums  auf  die 
Rechtsverhältnisse  des  Schiffes  aufliört,  alsbald  umgekehrt  die  personen- 
rechtliche Gebundenheit  wieder  sachenrechtUch  wirksam.  Mit  Recht  er- 
klärt daher  auch  das  R.  Ü.  H.  G.  im  Erk.  v.  5.  Febr.  78  Bd.  24  S.  46 
— 47  die  unbewilligte  Veräusserung  an  einen  Auslander  nicht  blos  den 
Mitrhcdern  gegenüber,  sondern  an  sich  für  tüchtig,  weil  die  dazu  cr- 
fördcrltche  Dispositiommacht  in  dem  Eigenthumsantheil  des  einzelnen 
Mitrbeders  von  vornherein  gar  nicht  enthalten  war. 

*  Vgl.  mein  Genossenschaftsr.  II  S.  9$o— 951;  SiMe  Z.  f.  R.  G. 
Bd.  4  S.  219  ff.  u.  256  ff.,  Handb.  II  5  81  S.  72;  Heiuler  a.  a.  O. 
S.  a43'345.  Die  ursprüngliche  Regel  ist  die  Konsolidation,  jedoch  be- 
schränkt durch  das  Einrücken  der  Nachkommen  in  die  Stelle  des  ver- 
storbenen Gemeiners.  Insoweit  der  Erbgang  Platz  greift,  ist  wieder  ein 
doppeltes  Vcrhältniss  möglich.  Entweder  nämlich  ist  der  Antheil  als 
solclier  und  somit  auch  die  Zugehörigkeit  tm  PersrnvTlt'emcinschaü  der 
ErbloJgc  unterworfen.  Oder  der  Tod  lost  das  persouliclie  Band,  bo  dass 
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der  Abschliessung  des  verbundenen  Personenkretses  gegen 
unverbundene  Dritte'.  Die  Thetitmgsklagt  endlich  kann  dem 


nur  der  im  Talle  der  Auflösung  rcsp.  Jc>  Aussclicidcns  begründete  An- 
spruch vererbt  wnrd.  -  In  analoger  Weise  tritt  Konsolidation  kratt  An- 
wachsungsrechtes eb,  wenn  ein  Theilbaber  aus  der  fonbestehenden  Ge- 
meinschaft freiwillig  ausscbetdet  oder  rechtmäDig  ausgeschlossen  wird, 
sein  Antheilsrecht  aber  weder  übertragen  noch  realisirt  wird»  sondern 
durch  Verzicht  oder  Präklusion  erlischt.  Vgl.  z.  B.  über  den  Anfall  einer 
Schitfspart,  auf  wcklie  in  gehöriger  Weise  verzichtet  ist,  au  die  Mitrheder 
nach  Vcrhältniss  ihrer  Schiffsparten  H.  G.  B.  An.  468. 

'  Der  Anf.ill  erfolgt  daher  nicht  kraft  Erbrechts,  sondern  kraft 
Aussclilusses  des  Erbrechtes;  vgl.  mein  Genossenschnftsr.  .1.  .i.  O.  X. 
sowie  Slühhf  u.  Hettsicr  a.  a.  O.  —  Abgesehen  von  der  ehelichen  Guter- 
gcnieinschatt,  wird  in  der  heutigen  Praxis  der  Gedanke  der  Konsolidation 
vielfach  bei  der  bäuerlichen  Hofesgemeinschaft  zwischen  mehreren  zum 
Anerbenrecht  berufenen  Miterben  und  zwischen  dem  Anerben  und  sdnen 
abfindungsberecbtigten  Miterben  durchgefiUhrt.  Was  den  ersteren  Fall 
.in^eht,  so  hat  das  O.  G,  Wolfcnb,  itn  Erk.  v.  9.  Okt.  68  Seuff.  Bd.  24 
N.  entschieden,  dass  bezüglich  eines  nach  .'\ncrbcnrecht  angefallenen 
Bauernhofes,  den  drei  Brüder  lebenslänglich  oline  Auseinandersetzung 
über  das  Anerbenreclu  in  ungetheilter  Gewere  und  lügenthumsgcniein- 
schaU  besessen  halten,  erst  mit  dem  Tode  des  Letztlebendcti  ein  >'I>btjü« 
ehigetreten  ist.  Aber  auch  die  »Hofesgcmeinschaft«  zwischen  dem  bereits 
feststehenden  Anerben  und  seinen  Geschwistern  wird  von  der  Praxis 
meist  als  eine  Erbengemeinschaft  aufgefasst,  in  welcher  bis  zu  ihrer 
Auseinandersetzung  durch  Realisirung  der  Mofesübemahme  einerseits  und 
der  Abfindungsrechte  andrerseits  das  Konsolidationsprincip  herrscht. 
Darum  soll  einerseits  beim  Tode  des  Anerben  vor  Antritt  der  Stelle  keine 
W'eitervererbung  des  Anerbenreclits,  sondern  das  Hinrücken  der  Miterben 
in  dasselbe  kratt  iiirer  »gemeinsamen  W'ere«  stattlinden;  vgl.  Erk.  des 
O.  G.  Wolienb.  v.  2.  Jan.  62  ib.  Bd.  i6  N.  155  u.  v.  26.  Mai  71  ib. 
Bd.  26  N.  49,  des  O.  A.  G.  Lübeck  v.  25.  Sept.  56  ib  Bd.  19  N.  175; 
ebenso  beim  Verzicht  auf  das  Anerbenrecht  nach  Eric,  des  O.  G.  Wolfenb. 
V.  10.  Dec.  50  ib.  Bd.  16  N.  1)5.  Andrerseits  sollen  <fie  Abfindungen, 
obschon  sie  als  Erbtheilsrechte  und  die  Abfindlinge  als  Miterben  gelten 
(Erk.  des  A.  G.  Celle  v.  13.  Sept.  78  Seuff.  Bd.  54  N.  159),  kraft  der 
Hofesgemcinschatt  beim  Hofe  verbleiben,  falls  der  AlMiiidling  vor  der 
mit  der  rechtmäßigen  Losung  seiner  I lofesangeliorigkeii  eintretenden 
Fälligkeit  der  Abfindung  verstirbt;  Erk.  des  O.  G.  VVoitenb.  v.  ji.  Okt.  7} 
Seuff.  Bd.  29  N.  tS4,  auch  v.  20.  Nov.  56  ib.  Bd.  11  N.  267  u.  v; 
3.  Apr.  68  ib.  Bd.  2}  N.  48;  Erk.  des  O.  A.  G.  Celle  v.  S.  Nov.  $s 
ib.  Bd.  II  N.  268.  (Anders  Erk.  des  O.  A.  G.  Celle  v.  28.  Okt.  )6  ib. 


Digitized  by  Google 


Rccbtsgemeimcbajtai  \wr  gesammiett  Hand,  {49 

Einzelnen  durchaus  versn^i  oder  in  bestimmten  Fällen  ge- 
>\'ahrt  sein':  jedenfalls  aber  entsprechen  die  Rechtssätze, 
wclcl^e  d.is  Recht  des  Theühabers  auf  Realisirung  seines 
Antheiles  abschneiden  oder  modificiren,  dem  von  der  Be- 
schaiTenheit  des  persönlichen  Bandes  abhängigen  Umfange, 
in  welchem  der  Einzelwille  der  Macht  über  den  Bestand  der 
ihn  umfangenden  Personalgemetnschaft  entbehrt*. 

Bewirkt  mm  aber  so  der  Grundgedanke  der  gesammten 
Hand  m  mo^scrcni  oder  ^ciiui;ciLin  Linlaiigc  eine  Negation 
der  Sondersphäre,  so  ermöglicht  er  zugleich  eine  positive 
Ausgestaltung  des  ungesonderten  Gebietes  zur  einheitlichen 
Gesammt Sphäre.  Auch  bei  der  Kommunion  bedarf  es  freilich 
des  Zusammenwirkens  der  Subjekte,  sobald  das  einem  jeden 
von  ihnen  nur  zu  einem  ideellen  Theil  gehörige  Herrschafts- 
Objekt  im  Ganzen  getroffen  werden  soll.  Allein  es  handelt 
sich  dabei  nur  um  eine  durch  die  Kollision  der  Sonder- 
rechte erzwungene  Vereinigung,  welche  im  Princip  eine 
jedesmal  vollkommen  freie  Übereinstimmung  individueller 
Willensträger  bleibt  und  höchstens  durch  besondere  obli- 
gjiionenrechtliche  Vereinbarungen  unter  den  llicilhabem 
bib  zu  einem  gewissen  Grade  im  \'oraus  ijesichert  werden 
kann.  Wird  dagegen  eine  Personenmehrheit  von  vornherein 
in  einer  bestimmten  Verbundenheit  zur  Herrschaft  berufen, 
so  vermag  sie  als  Trägerin  einer  in  sich  selbst  beruhenden 


Bd.  to  N.  76  u.  des  O.  A.  G.  Berlin  v.  la  Nov.  7}  ib.  BcL  39  N.  ij}). 
Vgl.  auch  Zörich  Gh.  5  1569  u.  Sdiauberg,  Zürcb.  Z,  f.  Gerichtspr.  u. 
Recbtswisa^  I  258. 

'  Vgl.  Handb.  II  §  81  S.  72;  Heusler  a.  a.  O.  S.  240—241. 

*  Daher  entspricht  z.  B.  bei  der  ehelichen  Gütergemeinschaft  der 
.\ussch!uss  der  Theilungsklage  dem  unlöslichen  Charakter  des  Ehebandes, 
wahrend  bei  der  Rhcderci  dieselbe  Versagiin>^  der  Theilungsklage  gerade 
umgekehrt  den  Kechtssatzcn  korrcspondirt,  welche  die  Lösung  des  Gesell- 
schafubandes  für  den  Einzelnen  unter  Fortbestand  der  Rhederei  und  die 
Realmmng  des  Anthdles  durch  Veräussening  ermöglichen  (H.  G.  B. 
Art.  468,  470^472).  Insoweit  dagegen  der  Einxelne  durdi  einseitigen 
Willensakt  die  völlige  oder  partielle  Auflösung  der  Personaleinheit  be- 
wirken kann,  greift  auch  die  Thdlungsklage  Platz. 
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WUUnsgemeinschaft  die  ihr  vorbehaltcnen  Rechte  sowohl 
Dritten  wie  den  einzelnen  Theilhabern  gegenüber  einheitlich 
auszuüben.  Im  Einzelnen  aber  hängen  wieder  die  Art  und 
der  Grad  der  DurchfiQhrung  dieses  Gedankens  von  der  be- 
sonderen Struktur  der  subjektiven  Verbundenheit  ab.  Sie 
entscheidet  darüber,  ob  und  in  welchen  Fällen  nach  aussen 
hin  die  kollektive  Personeneinheit  nur  durch  die  vereinigt 
handelnde  Gesammtheit  oder  durch  ihr  Haupt  oder  einen 
einzelnen  Mit  träger  oder  irgend  eine  engere  Personenmehr- 
heit dargestellt  wird ' ;  ob  und  in  welchen  Fällen  nach  innen 
hin  der  einheitliche  Gemeinschaftswille  nur  durch  die  Über- 
einstimmung Aller  oder  durch  den  entscheidenden  Willen 
des  Hauptes  oder  einer  Mehrheit  der  Theilhaber  zur  Er- 
scheinung gelangt'.  Nur  indem  so  der  ein  für  alle  Mal 
begründeten  Willensgebundenheit  der  Einzelnen  einerseits 


*  Vgl.  mein  Geuossenschaftsr,  II  S.  94 j  it.,  949,  952  IT.  —  Dabei 
ist  2U  beachten,  dass  einerseits  das  Handeln  »mit  gesammtcr  Hand«  sich 
ursprünglich  schon  der  Form  und  immer  dem  Gedanken  nach  von  den 
zusammenstimmenden  Einzelhandlungen  von  Kommunionsinteressenten 
unterscheidet,  andrerseits  die  unmittelbar  aus  der  ständigen  Ordnung  einer 
Personalgcmciiiscliafi  fliessenden  Repräsentationsverhältnisse  (wie  die  Dar- 
stellung der  Hhegcmcinschift  durch  den  Ehemann  und  zum  Theil  auch 
die  Fhefrau,  der  Haus^ctiicinschnft  durch  das  Hnupi  oder  den  Ältesten, 
der  Lchnigemcinscliatt  durcii  den  Lchnsiräger,  der  Hofesgcmeinscliaft 
durch  den  Gutsträger  0.  s.  w.,  aber  auch  der  HandelsgeseUschaft  durch 
den  firmirenden  Gesellschafter,  der  Rheder«  durch  den  Korrespondent' 
rheder)  einen  spedfischen  Charakter  offenbaren,  welcher  dadurch  nur  um 
so  deutlicher  wird,  dass  daneben  die  gewöhnlichen  Formen  der  Stellver- 
tretung anwetidbar  bleiben. 

'  Vgl.  mein  Genossensch aftsr  II  S.  9J8  ff.  u.  954  ff.  —  Die  ein 
für  alle  Mal  sei  es  unmittelbar  durch  das  Gesetz  sei  es  erst  auf  Grund 
des  Gesetze«;  durch  Vertrag  hergestellte  Einordnung  des  Einzelwillens  in 
eine  Willcnsgcincinschaft  muss  hier  zum  Unterschiede  von  einer  rein 
übHgationeurcchtlichen  Bindung  als  ein  die  Personlichltcit  selbst  ergreifen- 
des, ihre  Vereinzelung  in  bestimmter  Richtung  aufhebendes  Verhähniss 
aufgefasst  werden.  Dies  ist  tür  die  familienrechtlichen  Gemeinschaften 
allgemein  anerkannt;  es  gilt  aber  ebenso  für  eine  Handelsgesellschaft 
oder  Rhedcrei  und  selbst  für  jede  vom  Gesetz  an  one  zufällige  Gemein* 
Schaft  geknüpfte  Willcnsverbundenheit. 
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und  ihrer  ungleichen  Stellung  in  dieser  Willensgemeinschaft 
andrerseits  ein  rechtlicher  Ausdruck  verliehen  wird,  ver- 
mögen jene  mannichfach  verschiedenen  ständigen  Gemein- 
schaftsordnungen txx  entstehen,  welche  sich  mehr  oder  min- 
der einer  Körperschaftsverfassung  nähern Mit  dem  Grund- 
gedanken der  gesammten  Hand  ist  es  sonach  ebensowohl 
vereinbar,  wenn  l^erf Übungen  über  die  Substanz  des  ge- 
meinschaftlichen Vei  mögensobjektes  nur  von  Allen  »mit 


'  Insbesondere  findet  sich  einerseits  in  Folge  der  Berufung  eines 
Einzelnen  oder  einer  engeren  Kollektiveinhcit  zur  Ausübung  einheitlicher 
Vertretungs    oder  Verwaltungsbcfugnisse   oder    beider    T-ui^leich  eine 
wachsetuie  Annäherung  an  die  Einrichtung  einer  korporativen  VorUchtr- 
sdjaß.   Man  denke  an  die  Stufenleiter,  welche  in  dieser  Richtung  der 
Hhemann  oder  Qberlebende  Ehegaue  als  Gemeinscfaaftshaupt,  —  der 
Herrschalts-,  Lefans- oder  Gutsträger  nebst  dem  von  ihm  möglicherweise 
verschiedenen  Gemeinschaftsverwalter,  —  der  Korrespondentrheder  (H, 
G.  B.  Art.  459-466,  Erk.  des  R.  O.  H,  G,  v.  4-  Jan.  7?  Bd.  8  M.  81 
S.  545,  des  R.  G.  V.  12.  Mai  80  u.  19.  Apr.  83  C.  S.  Bd.  i  N.  107 
S  29>  tT.  u.  Bd.  ri  N.  59  S.  192  ff.),  —  die  persönlich  h.nttenden  Ge- 
sellschafter der  Aktien konimanditgesellscli.ift   bilden.    Andrerseits  wird 
durcii  die  Lmtuhrung  von  Mchrlieiisbc:>clilüssen ,  wie  sie  durcl»  Verein- 
barung bei  jeder  GenieifBchaft  (daher  insbesondere  bd  allen  Handeis- 
ge-sellschaften)  möglich  ist  und  schon  hn  Mittelalter  (a.  B.  bei  Ganerb- 
schaften) vorkam,  durch  die  Partütulargesetzgebung  aber  verallgemeinert 
(Stobbe  II  S  82  S.  75— 76)  und  reichsgesetzlich  bei  der  Rhederei  (H.  G.  B. 
Art.         4S9»  468  u.  473)  und  hei  der  Aktienkonimanditgesellschaft  er- 
lolgi  ist,  eine  Annäherung  nn  die  Einrichtung  der  KörpfrschafisheschJüssc 
bewirkt.    Immerhin  uniersciicidei  sich  die  gesetzliche  Anerkennung  des 
Majoriiaispriiicips  von  der  gesetzlichen  Regel  des  Körperschattsrechts 
nicht  nur  in  allen  diesen  Fällen  durch  ein  geringeres  Machtgebiet  des 
Mehrheitswillens,  sondern  auch  meist  durch  den  Mangel  eher  formellen 
Versammlungsordnung.  Es  bedarf  daher  dnersdts  der  Mdvheit  aller 
vorhandenen  und  nicht  blos  der  durch  Stimmabgabe  vertretenen  Antfaeile, 
andrerseits  aber  keiner  einheitlichen  Beschlussfassung,  sondern  nur  einer 
Einigimg  der  Mehrheit  durch  beliebige  schriftliche  oder  mündliche  Er- 
kl.iriingen.    Letzteres  nimmt  das  R.  O.  Ii.  G.  im  Frk.  v  3^.  Apr.  7^ 
Bd.  16  S.  ^Hoff.  mit  Recht  auch  für  die  Rliederei  an,  da  das  Gcgciulieil 
nicht  augeordnci  ist.  Dagegen  gelten  bei  der  Aktienkommanditgesellschaft 
für  die  Generalversammlung  der  Kommanditisten  und  ihren  Aufsichts- 
rath geseuliche  Vorschriften,  welche  durchweg  auf  der  Nachbildung 
einer  körperschaftlichen  Organisation  beruhen. 
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gesammter  Hand«  getroffen  werden  können,  als  wenn  auch 
hierbei  eine  Repräsentation  der  gesammicn  H.in*i  durch 
eine  einzelne  herrschende  oder  mitherrschendc  Hand  statt- 
findet*. Ebenso  kann  bezüglich  der  l^erlretnng  und  der  Fer- 
waUung  das  Einheitsprincip  in  der  verschiedensten  Fona 
und  deni  verschiedensten  Umfange  durchgeföhrt  sein*.  Nicht 
anders  verhält  es  sich  mit  der  Ordnung  des  Besit:(es,  des 
Gebrauches  und  der  Na^ung,  wobei  je  u.idi  Jtr  Art  und 
Stärke  des  persönlichen  Bandes  die  mannichfachsten  Kom- 
binationen von  Gemeinsamkeit  und  Sonderung  begegnen  \ 
Endlich  manifestirt  sich  der  Grundgedanke  der  gesamm- 
ten  Hand  in  der  Abhängigkeit  des  Bestandes  der  Vermögens- 
gemeinschaft von  dem  Bestände  der  besonderen  Personen- 
verbindung. Die  ReclusgcmeuiijciiaU  mag  als  gewöinüichc 


*  Die  ursprüngliche  lU*^el  war,  dass  Verfügungen  über  Liegen- 
schaften nur  mit  gesammter  Hand  gültig  getroffen  werden  konnten,  wäh- 
rend im  H.ilirnissverkchr  die  gesammte  Hand  stets  durcu  ihr  Haupt  voll 
reprasentirt  wurde;  vgl.  HcusJer  a.  a.  O.  S.  2j6  u.  245.  Man  darf  aber 
hierauf  nicht  mit  Heusier  entscheidendes  Gewicht  legen.  Vielmehr  liegt 
es  einerseits  durchaus  im  Rahmen  des  Gesammthandsprincips,  wenn 
Liegenschaften,  wo  sie  nur  noch  als  Besundtbeile  eines  in  seiner  Ein* 
heit  als  Gemeinschaftsobjekt  gesetzten  Vermögensganzen  erschienen,  io 
diesem  Punkte  dem  Fahmissrecht  unterworfen  wurden,  wie  dies  schon 
im  Mittelalter  zum  Thcil  bei  der  dldichen  Gütergemeinschaft  und  durch- 
gängig bei  der  offenen  Handelsgesellschaft  geschah.  Andrerseits  ist  mit 
dem  Wesen  der  gesammten  Hand  auch  hier  der  Ersatz  der  repräsen- 
tativen Stellung  des  geborncn  oder  gekomen  Hauptes  durch  jede  andere 
Rcpräsentaiionsordnung  verträglicli. 

'  In  diesem  Punkte  trat  schon  im  Mittelalter  das  kollektive  W  ollen 
und  Handeln  Aller  regelmäßig  stark  vor  einer  einheitlichen  Repräsen- 
tation der  gesammten  Hand  zurück;  vgl.  Heusier  a.  a.  Ü.  S.  245  tf. 

3  Vgl.  mein  Genossenscliaftsr.  11  S.  951;  Stobbr,  Z.  f.  R.  G.  Bd.  4 
S.  22S  ff.,  244  ff.;  Heusier  a.  a.  O.  S.  246  ff.  —  Hier  weist  schon  das 
mittelalterliche  Recht  alle  Obergangsformen  von  der  tu^prönglichen  un» 
geihethen  Gewcre  und  Nutzung  bis  zur  vollkommenen  realen  Sondening 
des  Besitzes  und  Genusses  auf;  auch  kennt  es  bereits  Gemeinschaftsord- 
nungen, nach  welchen  der  Besiu  und  der  Substanzgebraucb  ungesonden 
bleiben,  die  Nutzungserträge  aber  in  Natur  oder  in  Gelde  nach  Quoten 
vertfaeilt  werden. 
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Kommunion  schon  vor  dem  Nexus  der  Subjekte  begründet 
sein  oder  diesen  überdauern:  als  Gemeinschaft  zur  gesamm- 
teD  Hand  steht  und  jälH  sie  mit  der  Verbundenheit  ilirer 
Träger.  In  derselben  Weise  verändert  sie  sich  mit  der  Ver- 
ändeniog  der  subjektiven  Einheit.  Somit  gewinnen  die  un- 
gldchanigen  Nonnen,  welche  je  nach  der  rechthclicn  Natur 
der  maßgebenden  PersonenverbinJuiig  über  deren  Begrün- 
dung, Beendigung  und  Veränderung  entscheiden,  immer  zu- 
gleich eine  unmittelbare  Bedeutung  für  die  Gestaltung  des 
vermögeDsrecbtlichen  Gemetnschaftsverhälmisses 

Das  eigentliche  Wesen  der  gcsammten  Hand  beruht 
hiemach  in  der  That  in  keiner  Einzelnheit,  sondern  in  dem 
iiigemeinen  Gedanken  der  vermögensrechtlichen  IVirksamkeit 
einer  personenrechtlichen  Genmnschajt*,  Während  bei  dem  ein- 
hchea  Miteigenthum  und  sonstigen  Mitberechtigungen  und 


*  Vgl.  mein  Genossenschat'tsr.  II  S.  936  ff.  —  Eine  Fülle  cigen- 
thümlicher  Erscheinungen  ergiebt  sich  hier  frühzeitig^  besonders  daraus, 
^iais  zu-ischcn  den  Formen,  bei  denen  die  Individualität  der  zus.immen- 
£efa55tcn  Personen  liir  den  Bestand  der  kollektiven  Einheit  schlechthin 
■*C'c:-.thjh  (wie  bei  der  Ehe)  oder  durchaus  unerheblicii  (wie  bei  der 
Rhcdcreij  ist,  ^arilreiche  mittlere  b'ormen  liegen,  bei  denen  die  indivi- 
duelle Persönlichkeit  der  jeweiligen  i  hcilhabcr  zwar  ah  trljcblich,  jedoch 
n  gewissen  FiUen  als  i^ctt  wtsatilkb  behandelt  wird.  Indem  hier  das 
posooenrechtliche  Band  ohne  totale  Auflösung  und  NeuschQraung  in 
fienig  auf  eioen  bisher  Verbundenen  gelöst  oder  auf  einen  bisher  Un- 
vtrbttndenen  erstreckt  werden  kann,  entsteht  auch  die  Mögtichkeit  eines 
Fortbestandes  der  Rechtsgemeinschaft  zur  gesanunten  Hand  mit  ver* 
indener  Trigeischaft.  Dazu  treten  die  Formen,  bei  denen  die  Indivi> 
■ituliiät  eines  oder  einiger  Theilhabcr  wesentlich  oder  doch  erheblich, 
döc  IiKfividnalitit  anderer  Theilhaber  unerheblich  oder  doch  nicht  wesent- 
Beb  bt- 

*  Vgl,  die  in  meinem  Genossenschaftsr.  II  S.  928  N.  4  angef,  über- 

ac:.i::nn:cnden  Aussprüche  Anderer.  Besdrr  Syst.  (.}.  .Aufl.)  5  7^^  drückt 
iiescn  Gt-danken  dahin  aus,  dnss  die  gesanmite  Hand  unter  den  Betliei- 
iigien  »lur  bestinuntc  Beziehungen  die  Grenzen  ihrer  Persönlichiicit  auf- 
hebt und  dieselbe  gleichnial'ig  über  die  ihnen  genieinsam  gev.oidcnc 
Rechtssph^c  erweitert«.  Stoblx  1  j  49  S.  387  -  588,  II  j  Si  S.  69  u.  j  82 
^•7?  77  betont  ebenfalls  die  Verbundenheit  der  Personen,  welche 
nach  der  ^ten  Anschauung  »gehen  wie  Eine  physische  Person,  wie  Eni 

2} 
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Mitverpflichtungen  die  Gedanken  des  Sachenrechts  oder  Obli- 

gationcnrcchts  in  voller  Reinheit  zum  Ausdruck  kommen, 
da  )ede  etwa  ausserdem  bestehende  Verbindung  der  Subjekte 
für  die  Gestaltung  der  sachenrechtlichen  oder  obligationen- 
rochtlichen  Gemeinschaft  juristisch  unerheblich  ist,  empfangen 
hier  die  sachenrechtlichen  und  obligationenrechtlichen  Ver- 
hältnisse einen  aus  der  Verbindung  der  Subjekte  stammen- 
den Zusatz  und  werden  deshalb  von  eigenthümlichen  Nor- 
men beherrscht,  welche  das  Sachenrecht  oder  Obligationen- 
recht  mit  Gedanken  des  Personenrecbts  durchdringen.  Eine 
derartige  Ausprägung  personenrechtlich  bedingter  und  be- 
stimmter Vermögensrechte  ist  keineswegs  auf  den  Fall  der 
gcsamnncn  Hand  beschränkt;  insbesondere  legt  das  deutsche 
Recht  vielfach  auch  in  die  aus  Ilerrschafts-  und  Unterwer- 
fungsverhaltnissen entspringenden  Vermögensrechte  zugleich 
personenrechtliche  Elemente  hinein  und  bildet  demgemäß 
eigenanige  RechtsbegrilFe  für  sie  aus'.  In  der  gesammten 


Ldb,  indem  <fie  Schrimken  der  Individualität  der  Einzelnen  aufgehoben 
sind«.  Auch  HeusJer  a.  .1.  O.  S.  2%o  ff.  erblickt  den  tieferen  Grund  der 
gesammten  Hand  in  der  Bindung  des  Eigenthums  durch  Rücksichten  auf 
Ehe,  Familie  und  weitere  bürf:^crlichc  oder  j2[cnosscnsch.iftlichc  Kreise, 

*  Man  denke  an  den  Bei^riti'  der  clKMiiamilichcn  (icwcrc  rechter 
Vormundschatt,  dessen  pcrs(Micnri.'chtliclio  Ik-dini^tiicii  und  l-?estiinnulicit 
selbst  durch  die  gesetzgeberische  Unicrsiellung  unter  die  Kategorie  des 
Niessbrauches  nicht  gans  ausgetilgt  werden  konnte  und  dessen  diesbezflg' 
liehe  Eigenart  in  der  neueren  Praxis  wiederum  voll  gewürdigt  wird; 
vgl.  Erk.  des  O.  A.  G.  Dresden  v.  8.  Dec.  47  Seuff.  Bd.  2  N.  191,  des 
O.  A.  Oldenburg  v,  i868  ib.  Bd.  24  N.  4j,  des  O.  L.  G.  Kiel  v.  9.  Mai 
81  ib.  Bd.  J7  N.  12),  des  O.  L.  G.  Jena  ib.  Pd.  N  155;  des 
O.  A.  G.  Oldenburg  ib.  Bd.  1  N.  246;  des  O.  Tr.  Berlin  v.  10.  Dec.  74. 
20.  Dec.  77  u.  II.  März  79  ib.  Bd.  vi  52  11.  5}  u.  Bd.  35  N.  46;  des 
R.  G.  V.  2.  Jan.  80  C.  S.  Hd.  i  N.  35  S.  1^6—140  u,  v.  21.  Kov.  82 
Bd.  S  N.  )i  S.  125—153.  Femer  an  den  Begiiff  des  Beisitfes  des  Qber- 
lebenden  Ehegatten,  bei  welchem  die  Praxis  ebenfalls  wieder  den  fami* 
lienreehtltchcn  Gdialt  anerkennt  und  die  Analogie  des  nsusfruaus  ab- 
lehnt; Erk.  des  O.  k.  G.  Oldenb.  v.  50.  Sept.  45  u.  8.  März  7?  SeufT. 
Bd.  !  \'.  jj  u.  Bd.  29  N.  }8,  des  O.  A.  G.  Cassel  v.  j.  Apr.  41  ih 
Bd.  5  N.  350;  dazu  über  die  lebensl.in^liclie  Leibzucht  des  überlebenden 
Ehegatten  nach  bolmscr  Landr.  Erk.  des  O.  A.  G.  Wiesbaden  v.  22.  Aug.  4$, 
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Hand  liegt  nur  die  besundcrc  Anwendung  dieses  allgemeinen 
Gedankens  auf  Gemeinschaftsverhallnissc.  Dabei  wird,  da  alle 
hier  in  Frage  stehenden  Personenrechte  nicbt  als  Beziehun- 
gen zwischen  Gcsnmmtpersonen  und  Gliedpersonen,  sondern 
als  Rechte  von  Einzelpersonen  an  einander  gelten,  der  Rah- 
men des  Individualrechts  nicht  Ctberschritten.  Allein  es  wird 
innerhalb  des  Individualrechts  die  rein  individualistische 
Struktur,  wie  sie  im  Personenrecht  durch  die  Anerkennung 
sinnJi^^cr  Willensverbundenheiten  von  vornherein  ausge- 
schlossen wird,  so  auch  im  Vermögensrecht  durch  die  ein- 
geführten personenrechtlichen  Elemente  überwunden.  Hier 
waltet  in  der  That  ein  tiefer  Gegensatz  zwischen  deutschem 
und  römischem  Recht.  Denn  das  römische  Privatrecht,  wel- 
ches schon  im  Verhältniss  der  Subjekte  zu  einander  die  Ver- 
einzelung des  souveränen  Individuums  nach  Möglichkeit 
durchführt,  sucht  um  so  energischer  im  Vermögensrecht 
seinen  rein  individualistischen  Eigenthumsbegriff  und  die 
Qbrtgen  analog  gestalteten  Befugnissbegriffe  vor  jeder  Trübung 
durch  das  Hineinwirken  einer  organischen  Verbundenheit  zu 
bewahren'.  Hier  wie  übduU  ist  der  i^cniianischc  Rcchts- 
gedanke  in  erheblicliem  Umfange  der  römischen  Übermacht 
erlegen:  auf  so  manchem  Gebiete  aber  blieb  er  imbesiegt 
und  fordere  auch  von  der  gelehrten  Jurisprudenz  nach  langer 

i8.  Juni  51,  29.  Apr.  46  u.  11.  Mai  58  ib.  Bd.  6  N.  ?6,  Bd.  lo  X.  178, 
Bd.  ij,  N.  317  (wahrend  das  Erk.  v.  }0.  Mai  38  ib.  Hd.  9  N.  194 
noch  die  Grundsäue  des  römischen  ususfructus  im  Zweifd  Oir  anwend- 
bar erlüärte);  auch  über  die  lebenslängliche  Ldbzucht  des  Ehemanns 
am  Bauerhof  Erk.  des  A.  G.  Celle  v.  S.  Mai  76  u.  8.  Febr.  78  ib.  Bd.  36 
N,  47  u.  Bd.  33  N.  318.  Desgleichen  an  die  vermögensrechtlichen  Wir- 
kungen des  deutschen  väterlichen  Mundialrcchts ;  Erk.  des  R.  G.  v.  24.  Okt. 
84  C.  S.  HJ.  12  N.  47  S.  188—  189.  —  Ausserhalb  des  Faniilienre<:lns 
aber  beherrschte  ja  einst  der*.elbt;  Gedanke  die  gcsamiutc  Eigeiuhums- 
Ordnung  des  Lehn-,  Dienst-  und  Hol'rechts! 

*  Vgl.  mein  Gtnüssenschaftsr.  III  S.  j6  ff.  —  Dass  wenigstens  die 
personenrechtlichen  Gemnusthafim  des  römischen  Familienrechts  keine 
Vermögensgemeinschaft,  die  vermögensrechtlichen  GemeinUbaften  des 
römischen  Sachen-  und  Obh'gationenrechts  kein  personenrechtiiches  Band 
erzeugen»  ist  fast  allgemein  anerkannt. 
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Misshnndlung  die  wissenschaftliche  und  praktische  Aner- 
kennung seiner  unverküiiniicricn  ik'Jcuiung. 

II.  Im  Einzelnen  empfängt  somit  jede  Rechisgemtin- 
schaft  zur  gcsaramten  Hnnd  ihre  charakteristischen  Züqe  in 
erster  Linie  durch  die  besondere  Beschatfenhcit  der  zwischen 
ihren  Subjektea  bestehenden  personenrechtlichen  Gemeinschaft 
Ursprünglich  war  dieselbe  stets  eine  auf  natürlich-sittlicher 
GnmdUge  benihende/aini7f^»r«i;/rl/t<:^e  Verbindung:  aus  dem 
Gedanken  der  Gebundenheit  des  HausvermÖgens  durch  die 
innige  Gemeinschaft  der  Hausgenossen  ist  die  gesammte 
Hand  geboren,  und  im  Kreise  engerer  und  weiterer  Familien- 
gemeinschaften hat  sie  ihre  kräftigsten  T5^pen  entfaltet*. 
Noch  heute  entspringen  im  engsten  l-nmilienkreise  bei  der 
ehelichen  Gütergemeinschaft  aus  dem  Ehebande  und  zum 
Theil  bei  der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft  aus  dem  die 
Eltern  und  Kinder  in  der  Hausgenossenschaft  verknüpfenden 
Bande  die  strengsten  Formen  der  Rechtsgemeinschaft  zur 
gesammten  Hand,  während  die  erweiterten  Hausgemein- 
schaften des  Mittelalters  langsamer  Auflösung  verfallen  und 
bis  auf  geringe  Reste  verschwunden  sind'.  Allein  schon  im 


'  Mein  Genossaischaftsr.  II  S.  944—945. 

*  Vgl.  jetzt  bes.  deren  Darstellung  b.  ihusier  a.  a.  O.  S.  227—256. 

'  Doch  wird  die  bäuerliche  Hofesgemeinsctiaft  bis  zur  Auseinander* 
Setzung  noch  vielfach  voo  dem  alten  Gedanken  derGanerl»schaft  bdienscfat, 
wie  dies  die  oben  S.  34$  N.  x  u.  348  N.  i  angef.  Erkenntnisse  wgea  und 
die  Rechtssprüche  Qbor  die  Natur  der  Miterbenrechte  auf  Unterhalt, 
Ausstattung  und  Abfindung  besUtigcn;  vgl.  Erk.  des  A.  G.  Celle  v. 
1  j.  Sept.  78  Seuff.  Bd.  34  N.  159  u.  i^^l^-s.  die  in  den  Erk.  Jos  O,  \.  G. 
resp.  Ü.  G.  Wolfenb.  v.  17.  Sept.  24,  11.  Juni  47  u.  1.  Juli  62  ib  \id.  24 
N.  5^  u.  des  O.  A.  G.  rusp.  A.  G.  C-llc  v.  ii.  Okt.  64  u.  8.  Scpi.  71 
ib.  Bd.  N.  2)2  u.  Bd.  i7  N.  245  bckuaacie  Praxis,  nacli  weicher  die 
Abfindungen  t^t  nach  dem  Zdtpunkt  des  Antritts,  s(»ideni  nadi  dem 
Zeitpunkt  der  Auseinandersetning  der  Erbengemeinschaft  berechnet  wer- 
den, bis  dahin  also  die  Gemeinschaft  auf  Gedeih  und  Verderb  geht.  — 
.Man  vgl.  ferner  Erk.  des  O.  A.  G.  Wolfenb.  v.  182$  b.  Seuff.  Bd.  12 
N.  281  über  die  im  »Gcsanunteigenthum«  aller  Mitbelehnten  verbleiben- 
den Rraunschweic:ischen  Rauerlehcu,  an  denen  der  Anerbe  nur  ein  auf 
seine  lehnsiahige  Descendcnz  vererbiiches  Besitz-  und  Nutzungsrcclit,  die 
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Mittelalter  trat  in  zwiefacher  Richtung  eine  Fonentwicklung 
ein.  Einerseits  streiften  Gemeinschaften  familienrechtlicher 
Herkunft  ihren  rein  familienrechtlichen  Charakter  ab,  nahmen 
vertragsmäßige  Elemente  auf  oder  wurden  vertragsmäßig 
nachgebildet,  ohne  das  Princip  der  gesammten  Hand  zu  ver- 
leugnen Auf  diesem  Wege  konnte  sich  allmählich  ein  selb- 
ständiges und  eigenthümliches  deutschrechtliches  Gesell- 
schaft sprincip  entwickehi,  welches  vor  Allem  in  der  Handels- 
gesellschaft, nachdem  dieselbe  sich  von  ihrer  einstigen  fami- 
lienrechtlichen Grundlage  abgelöst  hatte \  neue  lebenskräftige 
Formen  der  Gesammthänderschaft  hervortrieb',  zum  Theil 

Mitbelchnten  dagegen  auf  ihre  lebensfiQiige  Descendenz  vererbliche  jähr- 
liche Lchnszinse  als  »Surrogat  ihrer  Nutzungsantheile«  empfangen,  wib- 

rend  durchweg  gegenseitige  Anfallsrechte  gewahrt  bleiben.  —  Ebenso 
haben  sich  im  Adel  mancherlei  ginerbschaftliche  Verhältnisse  erhalten, 
^•elche  Trum  Theil  (wie  in  einem  dem  Verf.  durch  ein  von  ihm  erfor- 
denes  Guuchien  bekannt  gewordenen  Fall)  in  der  Form  von  Familien- 
ßdcikommksen  perpetuirt  sind. 

'  Die  bäuerlichen  Gemeinderschaften  und  ritterlichen  Ganerbschat- 
len  waren  zwar  von  Hause  aus  fortgcseu.ie  Erbengemeinschaften  von 
Familien-  und  Hausgenossen,  konnten  jedoch  durch  Vertrage,  wie  sie 
bd  den  ritterlichen  Ganerbschaften  später  als  Burgfrieden  allgemein 
Qblidi  wurden,  niher  geregelt,  auf  Fremde  erstreekt,  ja  von  vornherein 
unter  Fremden  begründet  werden.  ^  In  Besug  auf  eine  bei  der  biuer- 
fichoi  Gntsabtretung  vertragsmäßig  hergestellte  Wirtfaschaftsgemonsdiaft 
mit  nngesoodertem  Haushalt  und  Gleichtheilung  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  zwischen  dem  alten  und  neuen  Bauern  hat  das  O.  A.  G.  Darmst. 
im  Erk.  V.  23.  Okt.  69  Seuff.  Bd.  26  N.  47  zwar  die  Grundsätze  der 
römischen  societas  an  sich  für  anwendbar,  jedoch  die  Auflösungsgründe 
des  römischen  Gcsellschaftsvcrtrages  für  unpassend  erklärt;  ähnlich  in 
eiocm  Er'<  v,  21.  Juni  55  ib.  Bd.  9  N.  lo'. 

•  Vgl.  hierüber  Listit^,  Z.  t.  H.  R.  Bd.  24  S.  387  ff.  u.  in  Ende- 
mann's  Handb.  I  S.  529  tl.;  mein  Gcnossenschaftsr.  III  S.  424  N.  22; 
Schmidt.  Handelsgesellschaften  in  den  dein.  Stadtrechtsquellen  des  M.  A., 
BresUu  S.  5  tf . ;  Liitlcs,  II  diniio  commerciale  nella  legislazione 

sututaria  delle  dtti  ItaÜane,  Milano  1Ö84,  p.  160  sq.;  Dchraul  §  6}  N.  12. 

)  Die  Enrmcklung  der  offenen  Handelsgesellschaft  in  Deutschland 
hat  zuerst  Sämidi  a.  a.  O.  quellenmäßig  dargelegt.  Er  zeigt  als  Wurzeln 
ihrer  Recfatsbildung  »Ganerbschaft«  und  »gesammte  Hand«  auf.  Dabei 
beAcm  er  sich  indess  des  Ausdruckes  »gesammte  Hand«  einerseits  nur 
für  <fie  ^isscre  Seite  der  Gemdnschaft  und  andrerseits  nur  fi)r  «teren 
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aber  auch  darüber  hinaus  in  den  Partikularrechten  dem  römi- 
schen Societätspiincip  gegenüber  festficlialten  wurde'.  And- 
rerseits wurden  schon  im  Mittelalter  pcrsonenrechtliclic  Ge- 
meinschaiten  erst  ins  Leben  gerufen,  um  eine  zum  Erwerbe 
oder  zur  Verpflichtung  mit  gesammier  Hand  geeignete  sub- 
jektive Einheit  zu  gewinnen'.  Vielfach  konnte  daher  die  ge- 
sammte  Hand  bereits  als  bloses  formelles  Rechlsgewand  er- 
scheinen, dessen  personenrechtUche  Struktur  nur  noch  als 
jaristisches  Mittel  zur  Erreichung  eines  sachenrechtÜchen 
oder  obligationenrechtlichen  bzw.  eines  damit  verknüpften 
erbrechtlichen  Erfolges  diente'.  Immerhin  stellte  sich  zunächst 
auch  in  solchen  Fällen  die  Verbindung  der  Personen  äusser- 
lich  als  Voraussetzung  der  cigenihunilichen  Gestaltung  der 
Vermögensgemeinschafi  dar  und  wurde  als  solche  in  sinn- 


durch  N.imen  und  Symbol  ursprünglich  nusgedriicktc  Rechtsform.  So 
gelangr  er  zu  der  Annahme  eines  späteren  ))Hruclisi'  mit  dem  Princip 
der  gesamnucn  Hand.  Fasst  man  dieses  Princip  nicht  in  so  enger  Äusser- 
lidikcit,  sondern  im  Sinne  des  ihm  zu  Grunde  liegenden  Rechtsgedankens 
auf,  so  erkennt  man,  dass  vielmdir  eine  von  innen  her  voUsogene  Fort» 
bildung  desselben  sur  Verwirklichung  des  alten  Gedankens  in  neue  For- 
men geführt  hat. 

•  Vgl.  über  ältere  Geseiae  mein  Genossenscluiftsr.  III  S.  819  N.  194; 
insbes.  nber  die  Restimmunpen  des  Preuss.  A.  L.  K.  I,  17  169 — 310 
über  den  Geselischaftsverirag  u.  dazu  Dntihuii;,  Preuss.  P.  R.  II  §  217 
Z.  2,  5  219  N.  7—9  u.  5  222  Z.  i;  audi  oben  S.  112  N.  i  über  das  Sachs, 
GcbcUschal  tsrecht. 

'  Bd  der  Bdehnung  zur  gesammten  Hand  wird  die  das  Lehn 
empfangende  Gemeinderschaft  durch  die  vor  dem  Herrn  vollzogene  Ver- 
einigung konstitttirt;  wenn  ihr  urspriknglich  regelmäßig  eine  Erbengemein- 
sdiaft  zu  Grunde  liegt,  so  ist  doch  weder  eine  solche  noch  eine  andere 
vorlier  bestehende  Verbindung  be^rifnich  erforderlich.  Ahnlicli  verhält 
es  sich  bei  sonstigem  Rechtswerb  mit  i^esammter  Hand.  Hbenso  beruht 
die  aus  einem  ein;:e!nen  Versprechcnscniplaug  oder  Versprechen  zu  ge- 
samnner  Hana  ncrvorgehcnde  Gläubiger-  oder  Schuldnergcmeinschaft 
formdl  nur  auf  der  ad  hoc  hergestellten  Verinmdenhdt. 

)  Dies  begegnet  am  frühesten  bei  der  Verwendung  der  Aufnahme 
in  die  Eigenthumsgemeinschaft  zum  Zweck  einer  Vergabung  von  Todes 
wegen  (Bgseier,  Erbv.  I  S.  88  fT.);  sodann  namentlich  bei  den  Erbver- 
brüderungen, der  gesammten  Hand  des  Lebnrechts  und  im  Übliga- 
tionenrecht. 


Digitized  by  Google 


iUchtsg*memcI)aJUn  \ur  gtsammUn  Hand. 


559 


fälliger  Weise  zu  unzweideutigem  Ausdruck  gebracht'.  Seit- 
dem jedoch  der  alte  Rechtsformalismus  wegfiel,  konnte  die 
personenrechtliche  Verbundenheit  der  Subjekte  auch  der 
äusseren  Erscheinung  nach  als  sekundäres  und  dienendes 
Element  einer  Vennögensgemeinschaft  fungiren*.  Sie  blieb 
indess  darum  hier  nicht  weniger  ein  unentbehrliches  Ge- 
dankenelement. Wo  immer  daher  das  Princip  der  gesamm- 
ten  Hand  wirkt  oder  nachwirkt,  da  müssen  auch  heute  die 
Subjekte  als  eine  durch  Willensgemeinschalt  geeinte  Mehr- 
heit vorgestellt  werden,  wennsclion  diese  \'erbundenlK'it 
nur  tür  einen  speziellen  vermögensrechtlichen  Zweck  und  in 
dem  hierdurch  begrenzten  Umfange  besteht.  Somit  fehlt  die 
personenrechtliche  Seite  nicht  blos  nicht  der  Rhederei '  und 


■  Immer  noch  musste»  steh  bd  der  Bdehnung  zur  gesammten  Hand 

die  mehreren  Subjekte  Jurch  Vereinigung  der  Hände  zunächst  als  Per» 
soneneiohcit  konstituiren,  bevor  sie  das  gemeinschaftliche  Lehnrecht  em- 
pfingen. In  gleicher  Weise  verbanden  sich  bei  der  Begründung  von  For- 
derungen  und  Verbindlichkeiten  zu  gesaniniter  Hand  ?:uvörderit  die 
Gläubiger  oder  Schuldner  unter  einander.  Bei  den  Erbverbrüderungen 
wurde  bis  zum  definitiven  Ersatz  des  Princips  der  gesaniiiiten  Hand  durcli 
das  des  Erbvertrages  stets  auch  ein  personenrechtliches  Band  der  ver- 
brüderten Hiuser  begrOndet  und  durch  die  gegenseitige  Annahme  von 
Wappen  und  Titeln  in  charakteristischer  Weise  ausgedrückt. 

*  Vgl.  mein  Genossenschaftsr.  II  S.  933  u.  95}  fT. 

5  Bei  der  Rhederei  besteht  zweifellos  ein  gescllsc:i;^*tiic!ies  Hand 
der  Tlieilhabcr,  das  auf  Vertrag  beruhen  kann,  jedoch  in  Krmai'gelung 
einer  Vereinbarung  von  Recius  wegen  eintritt  (H,  G.  B.  Art.  457).  Dieses 
Gesellschal tsband  aber  ist  nicht  als  blose  Obligation,  sondern  als  dauern- 
der WUlenszusammenhang  konstituirt.  Nach  innen  zeigt  sich  dies  be- 
sonders in  dem  Ausschluss  jeglicher  WUIensmacht  des  Hnzefaien  in  Be- 
zug auf  den  Bestand  der  Gesellschaft  (Art.  472)  und  in  der  watgehen- 
den Unterwerfung  des  ElnzelwUlens  unter  den  durch  Mehrheitsbeschlüsse 
kundgegebenen  oder  vom  Korrespondentrheder  vertretenen  Gemeinschafts- 
willen (Art.  458—459,  463—466).  Das  R.  O.  H.  G.  unterscheidet  daher 
im  Hrk.  v.  23.  Okt.  74  Bd.  14  S.  418-422  mit  Recht  die  vom  uGesell- 
scliaüswillcn«  beiicrrschie  Sphäre  der  Gemeinschaftsrechic  und  die  dem- 
selben entrückte  Sphäre  der  »Sonderrechte«  (zu  welchen  ein  woiilerwor- 
benes  Recht  auf  Auflösung  der  Geseltsdiaft  gehört).  Vgl.  auch  Erk.  des 
It  G.  V.  18.  Okt  81  CS.  Bd.  9  N.  31  S.  136-  143.  Nach  aussen 
erscheint  die  Gesammtheit  der  Theilhaber  als  eine  im  Wechsel  der 
Personen  bestindige  kollektive  Einheit  (Art  472),  welche  als  solche 
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sonstigen  zu  dauerndem  Bestände  organisinen  sachenrecht- 
lichen Gemeinsdiaften sondern  auch  nicht,  soweit  dabei 
partikularrechtlich  das  römische  Recht  durch  das  deutsch- 

ihren  besonderen  Gerichtsstand  bat  (Art  475)  und  in  gesetzlich  nor- 
minem  Umfange  gerichtlich  und  aussergerichtlich  durch  den  Korrespon* 
dentrheder  vertreten  wird  (Art.  460^462).  Obwohl  daher  die  Rhedeiei 

kein  eignes  Rechtssubjekt  ist,  vielmehr  die  einzdnen  Theilbaber  un- 
mittelbar  nach  Verhältniss  ihrer  Antbeile  bereditigt  und  namentlich  auch 
persönlich  verpflichtet  sind  (Art.  461 ,  474—475) ,  so  spielt  doch  die 
Summe  der  jedesmnliq:en  Theilhnbcr  in  ihrer  gesell. schaftliclieii  Verbun- 
denheit eine  andere  subjektive  Rolle,  als  sie  zu  spielen  vermag,  wenn 
sie  als  Vielheit  unverbundener  Individuen  auftritt,  in  diesem  Sinne  ist 
es  zu  verstehen,  wenn  das  R.  O.  H.  G.  im  Erk.  v,  4.  Jan.  73  Bd.  ö 
S.  34!  ff.  vom  Korrespondentrheder  sm^t,  er  sei  Vertreter  nicht  eines 
einzigen  Rechtssubjektes,  aber  auch  nichi  der  Hm/.clncn,  sondern  jitv 
Ehederei  als  solcher^  d.  h.  der  durch  die  Einzelnen  gebildeten  Rechtsge- 
meinschaft,  auf  deren  Fortbestand  eine  Änderung  in  den  Personen  keinen 
Einfluss  hat«.  Darum  genügt  auch ,  wie  beim  Abscbluss  von  Rechts- 
geschäften (Art  461),  so  bei  der  Anstellung  einer  Klage  filr  oder  wider 
diese  Gesellschalt  die  Bezeichnung  der  »Rbederei«,  ohne  dass  es  einer  Nen- 
nung der  Bbuelnen  bedarf;  R.  O.  H.  G.  a.  a.  O.  u.  Eric.  v.  20.  Sept.  72 
Bd.  7  S.  147.  Ebenso  bestdit  das  durch  die  Bestellung  eines  Kofie^MD* 
dentrheders  begründete  Mandatsverhälmiss  zwischen  dem  Korrespondent'« 
rheder  und  der  »Rhederei«  als  kollektiver  Einheit,  nicht  rN\nschcn  ihm 
und  jedem  Theilhaber  als  Einzelnem;  Art.  463,  466;  Erk.  des  R.  G.  v. 
12.  Mai  80  C.  S.  Bd.  I  N.  107  S.  295^298  (Scuff.  Bd.  ?6  N.  79). 

'  Sehr  ähnlich  wie  bei  der  Rhederei  ist  das  gesellschafthche  Band 
bei  der  älteren  Gewerkschaft  aufzufassen,  fa/Is  ihr  keine  eigne  Persön- 
lichkeit zugeschrieben  werden  kann  und  uu^li  mein  der  preussischrecht- 
liche  Begriff  der  »erlaubten  Privatgesellschaft«  sich  einschieben  lasst- 
v^l.  oben  S.  45  N.  }— 5  u.  S,  lOl  N.  $  und  Ober  ältere  Gesetze  mein 
Genossenschaftsr.  III  S.  821—823.  Gleiches  gilt  von  allen  entweder 
durch  die  konkrete  geschichtliche  Entwicklung  des  körpersdiafüichen 
Charakters  oder  durch  gesetzgeberischen  Machtspruch  der  kArperschaft- 
liehen  Geltung  beraubten  Agrafgenmnsdiaftmt  bei  denen  nur  regelmäßig 
die  Verbundenheit  der  Theihaber  nicht  aus  einem  Gesdlschaftsvertiage 
stammt  (obwohl  auch  dies  möglich  ist  und  vorkommt),  sondern  eto 
Trömmerstück  des  alten  Gemeindebaues  ist;  vgl.  oben  S.  66  N.  i,  102 
K.  2,  III  N.  I,  112  N.  I.  —  Wird  bei  modernen  Vereinen  überhaupt 
zu  dem  Noihbehelf  der  Annahme  einer  Rechtsgemeinschaft  zur  ge- 
saninnen  Hand  gegritTcn  (oben  S.  115),  so  handelt  es  sich  regelmäßig 
um  eine  ohnehin  nicht  auf  den  Vermögenszweck  beschrankte  gesellschaft- 
liche Verbundenheit,  deren  personcnrechiliclier  Geh.ih  vermöge  seiner 
selbständigen  Bedeutung  von  vornherein  iu  die  .Augen  fällt. 
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rechtliche  Princip  der  i]'esamniten  Hand  modificirt  ist,  der  ein- 
fachen Eigenthumsgemeinschaft ',  der  Erbengemeinschaft  vor 
der  Erbtheilung'  uod  der  Forderuogs-  und  Schuldgemeinschaft'. 

*  Vgl.  die  in  meinem  Gcnosscnschal'tsr.  III  S.  819  N.  196  angef. 
älteren  und  die  bei  Siohbe  §  82  angcf.  alteren  und  neueren  Gesetze;  vor 
Allem  wieder  das  Preuss.  A.  L.  R.  1,  17  S  1—114  u.  dazu  Dernburg  1 
§  332—334.  Die  personenrechtlidie  Vcrbiindcnheit  manifestirt  sich  hier 
etoerseits  in  der  Einschränkung  der  Verfögungsnucht  über  die  AntheUe 
durch  ein  gesetzliches  Näher-  oder  Vorkaufsrecht  der  Miteigendiümer 
{das  in  Preussen  noch  heute  bei  Liegenschatten  auch  ohne  Eintragung 
dinfrlich  ist)  und  mitunter  auch  durch  ein  Verbot  der  Verpfändung  von 
ideellen  Antheilcn  an  Grundstücken  (Siohbe  €  82  N.  19—22),  andrerseits 
in  der  gesetzlichen  Unterwerfunor  des  lunzel willens  unter  den  Mehrhcits- 
beschluss  und  eine  im  Nothtdll  erzwungene  einheitliche  Verwaltung.  In 
besonders  intemlw  Weise  hat  das  Preuss.  Landr.  einen  in  der  Sphäre 
der  Gesammtinieressen  aur  Herrschaft  berufienen  GesammtwiUen  aus- 
gestaltet» zugleich  aber  ihm  gegenüber  die  Individualrechte  (auf  Mitbcshi , 
Nut/ungsantheil,  Vertretung  nach  aussen,  Verfögung  über  den  Antheil 
und  Herbeiführung  der  Auseinandersctzun;^")  i'ercj^clt  und  sichergestellt. 
Mit  Recht  bemerkt  Dernburg,  dass  sich  hierdurch  das  \'erhaltniss  in  einiger 
Hinsicht  dem  der  juristischen  Person  nähert;  eine  solche  Annäherung  aber 
ist  immer  nur  durch  eaue  die  Personen  als  solche  ergreiteude  V  erbindung 
müglidi.  Zu  beachten  bt»  dass  ^  gesetzlichen  R^eln  Ober  gemein- 
schaftliches Eigentbum  einerseits  auf  andere  gemeinschaftlidie  Rechte 
analog  anwendbar,  andrerseits  einer  vertragsmäßigen  Abänderung  im 
Sinne  gesteigerter  Energie  der  Willensgemeinschaft  fähig  sind. 

*  Vgl.  mein  Genossenschaftsr.  III  S.  821  N.  200  u.  Preuss.  A.  L.  R.  I^ 
'•  '^5 — ^6^'  Preuss.  Recht  führt  seine  allgemeinen  Grundsätze 

über  gemeinschaftliches  Eigenthum  auch  hier  durch  und  ergänzt  dieselben 
nur  mit  Rücksicht  darauf,  dass  als  Gemeinschaftsobjekt  die  Erbschaft  im 
Sinne  eines  Vermögensganzen  gedacht  wird;  vgl.  unten  S.  364  N.  3.  Da- 
gegen versäumt  es,  den  spedfischen  Charakter  des  zwischen  Mtterben  be- 
stehenden Bandes,  welches  nach  der  ursprünglichen  Anlage  des  deutschen 
Erbreclites  familienrcchtlicher  Natur  war,  immer  aber  schon  kraft  der  ge- 
meinschaftlichen Berufung  an  die  Stelle  einer  weggefallenen  Einzelperson 
hcsonders  geartet  bleibt,  zu  rechtlichem  Ausdruck  zu  bringen.  In  dem 
hierdurch  bedingten  Mangel  einer  sachgemäßen  Organisation  der  Willcns- 
gemeiiischalt  der  Miterben  wurzeln  manche  Streitfragen  über  das  Ver- 
hälmiss  zwischen  dem  ganer  bschaftlichen  Gesammtrecht  und  den  Indi- 
vidualrechten der  Emzehien,  wobei  die  Praxis  vielfach  den  Sonderrechten 
eine  mit  dem  landrechtlichen  Gemeinschafbprincip  unverträgliche  Aus- 
dehnung gegeben  bat;  vgl.  Dernburg  III  %  3)9  (bes.  N*  8— lO)  u.  FürOer' 
Ecäus  IV  ^  271  (bes.  N.  20—26). 

)  Vgl  Stobbi,  Vertragsr.  S.  i)8  ff.,  Handb.  III  S  176;  Äsi^.Syst 
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Neben  der  ungleichartigen  Beschatfenheit  des  personen- 
rechtlicben  Bandes  ruft  jedoch  auch  die  Verschiedenheil  des 
vermbgensrubtUchen  Objektes  der  Gemeinschaft  bei  den  ein* 
zelnen  Anwendungsfallen  der  gesammten  Hand  typische 
Unterschiede  hervor.  Es  kann  sich  um  die  Eigenthumsge- 
meinschaft bezüghch  einer  körperlichen  Einzelsache  (^Jcr 
Gesamnitsache ,  um  die  Gemeinschaft  eines  einzelnen  ding- 
lichen oder  obligatorischen  Rechts,  um  eine  genieinschaft- 

5  115  II;  mein  Gcnossenschaitsr.  11  S.  956—958.  Der  Gegensatz  des 
deutschen  Rechtes  gegen  das  römische  tritt  hier  gerade  darin  hervor, 
dass  nicht  blos  vom  Ohli^aiiotwnrecl.t  her  (sei  es  durch  Einlieil  der  Ob- 
ligation oder  sei  es  durch  Emheit  des  Gegenstandes  mehrerer  Obligationen) 
ein  Gemcinschaftsverbältniss  bewirkt  wird»  sondern  dass  die  Verbindung 
mehrerer  Personen  zu  einer  kollektiven  Gläubigerscfaaft  oder  Schuldner- 
Schaft  eigenartige  Kombinationen  von  Einhdtlidikeit  und  Vielheidichkeit 
eines  obHgatiottenrechtlichea  Verhältnisses  erzeugen  kann.  Dabei  sind 
wiederum  die  mannichiachsten  Fonnen  möglich  1  So  kann  (um  von  den 
analogen  Möglichkeiten  bei  Sammtfordermgen  ganz  abzusehen)  eine 
SammtverbindUcbhit  lediglich  als  ungctlieiltc  und  einheitlidie  Obligation 
der  Personengesammtheit  begründet  sein  (wie  nach  Preuss.  A.  L.  R.  1, 
17  §  127  11.  151  die  Erbschaftsschuld  der  Miterben  bis  zur  Theilung): 
sie  kann  aber  auch,  indem  die  »wie  Ein  Mann«  in  ilirer  kollektiven  Einheit 
verhaftete  Personenniehrheit  zugleicii  als  Summe  getrennter  Individuen 
ergriffen  wird,  hitiicr  oder  neben  oder  selbst  vor  der  Sii>nif:!h.i/(  eine 
Soniicihufl  eines  Jeden  enlhaken  (»sanmit  und  sonders«).  Diese  Sonder- 
halt kann  dann  wieder  eine  Ratenhaft  (wie  bei  Rhedereischuiucn;  oder 
eine  Ratenhaft  mit  dahinterstehender  SoHdarliAli  (Stobbe,  Vertragsr.  S.  161 
•^166)  oder  endlich  trotz  DurchfQhrung  des  AntheHsprincips  im  Imieren 
der  Schuldnergemeinschaft  eine  prindpale  Haftung  eines  Jeden  för  das 
Ganze  (»Alle  für  Einen  und  Einer  für  Alle«)  seia  Endlich  ist  es  möglidi» 
dass  die  Sooderhaft  nur  einen  oder  einige  unter  den  Gesammtschuldnem 
oder  dass  sie  die  Einzelnen  in  ungleicher  Weise  trifft,  —  Neuerdings  \u\ 
Vnger  a.  a.  O.  im  Gegensatz  zu  der  seit  lange  herrschenden  Ansicht 
auch  die  römische  Korrealobligalion  auf  eine  Verbundenheit  der  Subjekte 
zurückgeführt  (S.  6,  17  tf.,  28  ff.,  )0  ff.)  und  das  Princip  der  »gesanmitea 
Hand«  insoweit  geradezu  schon  dem  römischen  Recht  vindicirt  (S.  20). 
Indess  scheint  er  hier  doch  eine  vom  deutschen  Reclit  abstammende 
moderne  Vorstellung  in  die  Quellen  hineinzutragen.  Übrigens  hebt  auch 
er,  während  er  bei  seiner  romanistischen  Konstruktion  vorzugsweise  auf 
die  (ohne  entsprechende  Personeneinheit  freilich  undenkbare)  Zusanunen- 
lassung  einer  Mehrheit  \an  (V'!ii;iit!oth-ti  zu  ehieni  einheitlichen  Kollektiv- 
ganzen  Gewicht  legt,  die  weit  energischere  Ausgestaltung  der  mi^jfkttvm 
Verbindung  im  di'utscJit-n  Recht  hervor  (S.  45  ff.  u.  70—71). 
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liehe  dingliche  Last  oder  persönliche  Verbindlichkeit  handchi'. 
Schon  im  Mittelalter  aber  cju^prachen  den  wichtigsten 
Formen  der  gesammrcn  Hand  umlasscndere  Vermögensge- 
meinschaften, als  deren  Objekt  ein  Vcrmögetisinhegriff  als 
solcher  mit  allen  darin  enthaltenen  dinglichen  und  persön- 
lichen Rechten  und  Pflichten  erschien.  Ursprünglich  war 
eine  deranige  objektive  Einheit  regelmäßig  an  eine  als 
Hauptsache  mit  Zubehörungen  vorgestellte  Liegenschaft  ge- 
knöpft, so  dass  sich  der  Begriff  eines  durch  ein  konkretes 
Grundstück  bedingten  und  bestimmten  Grundvermögens 
ergab  und  demgemäß  auch  für  das  Gemeinschaftsverhältniss 
ein  küiikrctcb  lui^cnthumsrccht  oder  sonstiges  dingliches 
Recht  maßgebend  blieb*.  \'cr\vandt  hiermit  ist  der  Fall 
des  Schitisvermögcns  bei  der  Rheder  ei'.  Dagegen  ist  beider 

*  Vgl.  mein  Gcnossenschaftsr.  II  S.  9}$  ff.;  (ein  Fall  einer  den  In- 
habern der  Trennstücke  eines  Gruiulsiiicks  kraft  Vereinbarung  nach  dem 
Princip  der  gesammten  Hand  gemeiubciuiilicn  verbliebenen  Schäfereige- 
rechtigkeit ist  in  dem  Erk*  des  O.  L.  G.  Braunscbweig  v.  i.  Mai  82  b. 
Seulf.  Bd.  }8  N.  108  bebandelt).  Im  Mittelalter  wurde  auch  ÖfFent' 
liebes  Recht  xu  gesammter  Hand  besessen  (mein  Genossenschaftsr.  a.  a.  O.); 
heute  kann  eine  Staatengemeinschaft  als  kollektive  Einheit  konstituirt  sein 
(mdn  Aufsatz  über  Laband  S.  62  N. 

*  So  bei  der  bäuerlichen  Gemeinderschafi  uod  der  ntterlichen 
Ganerbschaft;  ähnlich  bei  der  alten  Gewerkschaft. 

>  Der  Bestand  der  Rliedcrei  ist  durch  die  l£igcnthums(^enK-inschafl 
an  dem  konkreten  Schiti  beumgt  (ii.  G.  B.  Art.  456),  SO  dasb  der  Be- 
sdilttss,  das  Schiff  zu  veräussem,  als  Beschluss  der  Auflösung  der  Rhederei 
gilt  (Art  47J  a.  R.  O.  H.  G.  Bd.  14  S*  418  C).  Dass  einerseits  schon 
die  (SeseUscfaaft  zur  Erbauung  des  Schiffes  sum  Theil  dem  Rhederdrecht 
untersteht  (Art.  476),  andrerseits  nach  dem  Erk.  des  R.  G.  v.  19.  Apr.  8j 
C.  S.  BJ.  11  N.;^)9  S.  192—197  (Seuff.  Bd.  40  N.  153)  das  gesellschaft- 
liche Band  auch  im  Liquidationsstadium  fortwirkt,  ist  zwar  beweisend 
für  das  oben  beliauptetc  \'orhandensein  einer  Personalverbindung,  nimmt 
aber  derselben  nicht  den  Charakter  sachcnrechtlicher  Bedingtheit  und 
Bestimmthdt.  Darum  sind  auch  die  SchilTsparten  zwar  Amheile  an  einem 
Vermögensganzen  und  enthalten  als  solche  einen  Komplex  von  Rechten 
und  Verbindlichkeiten :  allein  es  Qber^'iegt  hierbei  das  Element  der  Eigen» 
thumsquote  am  SchitT  dergestalt,  dass  die  SchiHspart  in  ihrer  rectnlichen 
Gesammtnatur  als  Eigenthumsantheil  an  einer  körperlichen  Sache  zu  be- 
urtheiien  ist;  vgl.  die  Anwendung  dieses  Princips  auf  die  Frage  nach 


Digitized  by  Google 


3^4 


Dr&tiS  Kapitei, 


ehelichen  Gütergemeinschaft  und  ihren  Fortsetzungen  das 
Objekt  der  gcsanimten  Hand  ein  von  keinem  einzelnen 
Sachkörper  mehr  abhängiger  Vermögensinbegriff,  der  in 
seiner  rein  ideellen  Einheit  einem  in  sich  einheitlichen  ge- 
meinsamen Herrschaftsrecht  unterworfen  wird,  wennschon 
der  Unterschied  seiner  unbeweglichen  und  beweglichen  ße- 
standtbeile  vielfach  eine  durchgreifende  Bedeutung  behält'. 
Ebenso  erscheint  in  anderen  Fällen  namentlich  nach  preus- 
sischem  Landrecht  ein  Vermögen  in  seiner  begrifFlichen  Ein- 
heit  als  Gemeinschafesobjekt*,  wie  dies  insbesondere  von 
der  Praxis  trotz  alles  Widerspruches  einer  romanisirenden 
Theorie  bei  der  prcussischrechtlichen  Erbengenieinschait  an- 
erkannt wird'.  Endlich  erreicht  bei  der  Handelsgesellschaft 

der  Regründung  des  Pfandrechtes  an  Schtfisparten  im  Erk.  des  R.  G. 

V.  20.  Mai  8)  SeufT.  Bd.  40  \.  305. 

'  Die  Betrachtung  des  Vermögensganzen  als  einer  objektiven  Sach- 
einheit manifestirt  sich  schon  im  Mittelalter  vollkommen  unzweideutig 
im  Falle  vertragsmäßiger  Gütergemeinscluit  durch  die  gegenseitige  Auf- 
lassung des  beiderseitigen  Vennög^s;  vgl.  Schröder,  Gesch.  des  eheL 
G&terr.  II,  3  S.  380     SiMe,  Handb.  II  S  219  N.  6. 

'  Nach  Preuss.  Recht  stehen  bei  jeder  aus  dnem  Gesellschaftsver- 
trage  fliessenden  Gemeinscliaft  dem  einzelnen  Gesellschafter  nur  Antheile 
am  Ganzen  zu;  Demhurg  II  §  217  Z.  2.  In  einer  bestimmten  Richtung 
ist  dieses  Princip  durch  die  ReichS'Konk.-O.  5  44  bei  jeder  Gemeinschaft 
durchgeführt. 

J  Das  R.  G.  hat  im  Erk.  v.  21.  Mai  83  C.  S.  Bd.  9  N.  73  S.  272 
—  276  die  insbesondere  durch  den  PI.  Beschl.  v.  16.  März  1857  besie- 
gelte Annahme  des  O.  Tr.  (Entsch.  Bd.  35  S.  ^$3  o.  datu  die  vomItG. 
a.  a.  O.  S.  27$  angef.  älteren  Entsch.)  gebiUigt,  dass  nach  Preuss.  R. 
der  einzelne  Miterbe  nur  einen  ideellen  Antheil  am  Ganzen,  keinen  .\n> 
theil  an  einer  einzelnen  Nachlasssache  hat.  VgL  auch  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v. 
II.  Oct.  7;  Rd  !  T  X.  68  S. 203— 205  (mit  dem  gemeinrechtlichen  Gegensat« 
ib.  N.  ^,7  S.  icv,  ).  Die  heftige  Polemik  von  6'(^/'/ifT/(Miteigth.  S.S2  ff.  u.  107  ff.) 
und  forstt-r  (Bd.  4  S.298tr.  )  gegen  diese  Autfassung  ist  neuerdings  auch  in  der 
Theorie  namcntiicli  durch  Dmiburg  Iii  ^  ^37  ff.  u.  Eccius  IV  ^  271  schlagend 
widerlegt.  Im  Einaelnen  hat  die  Praxis  die  Konsequenten  dieses  Prindps, 
welche  das  Gesetabuch  selbst  nur  beaQglidi  der  aum  Kachlass  gehörigen 
Forderungen  und  Schulden  ausdrikcklich  gesogen  hat,  insbesondere  auch  be- 
züglich der  sachenrechtlichen  Verhälmissedurdigeiuhrt.  So  folgert dieangef. 
Entsch.  des  R.  G.,  dass  an  einem  Nachlassgrundstück  der  ein/.elne  Miterbe 
kein  Sondereigenthum  (weder  ein  bescliränktes  am  Ganxea  noch  ein  volles 
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die  Verseibständigung  der  abstrakten  Vermögenseinheit  durch 
die  kapitalistische  Aaffassung  und  Struktur  des  Geschäfts- 
vermögens ihren  Höhepunkt.  An  sich  ist  nun  wieder  diese 
Zusammenfassung  körperlicher  und  ankörperlicher  Sachen 

zu  einer  alb  besondere^  Kecbtsohjckt  qualiticirten  Vermögens- 
einheit eine  im  deutschen  und  modernen  Recht  weit  verbrei- 
tete und  nicht  aui  den  Fall  einer  Rechtsgemeinschaft  zur 
gestimmten  Hand  beschränkte  Erscheinung'.  Allein  in  zwei 

an  einem  Theil)  hat;  dass  vielmehr  das  durch  den  Erbgang  erworbene 
Eigentbum  der  Erboagcnieinsdiaft  erst  durch  Auflassung  der  Qbrigen 
Miterben  auf  Emen  unter  ihnen  übergeht,  indem  das  Sonderrecht  des 
Emielnen  auf  das  Grundstück  erst  durch  den  Erbthcilungsvertrag  und 
also  durch  freiwilliges  Rechtsgeschäft  entsteht ;  dass  dalier  auch  das  aus 
dem  Frbrecess  erworbene  Recht  auf  Auflassung  durch  Ccssion  und  ohne 
Mitwirkung  der  kraft  bestehender  Gutergcjneinscliaft  bei  der  \\rausse- 
rung  von  Grundeigenthum  zuzuziehenden  Ehefrau  abgetreten  werden 
kann.  Die  Praxis  ist  ferner  grundsatzlich  einig,  dass  der  einzelne  Mit- 
erbe zwar  über  sdnen  ideellen  Antheil  am  Ganzen,  nicht  aber  über  einen 
Substanzdieü  des  Nachlasses  verfügen,  midrni  Erbschaftssachen  oder  £rb- 
sdiaftsrecbte  weder  ganz  noch  theilweise  veräussem,  dinglich  betasten 
oder  verpfänden  kann ;  sie  hat  indess  den  Gedanken,  dass  es  sich  hier 
um  einen  wirklichen  Mangel  der  subjektiven  Verfügungsmacht  liandelt, 
nicht  immer  folgerichtig  durchgeführt,  wie  die«;  Eccim  a.  a.  O.  S.  651 
— 6^}.  unter  Darlegung  der  Einzeltiheiten  treffend  rügt.  Wenn  endlich 
aus  dem  iandreciuiichen  Priacip  gefolgert  werden  muss,  dass  auch  zur 
processualiscben  Vertretung  von  Erbschafbrecbten  nicht  der  einzelne  Mit- 
erbe als  solcher,  sondern  nur  die  Erbengesammdieit  oder  ein  Einzelner 
ab  ihr  Vertreter  legitimirt  ist,  so  hat  die  Praxis  in  diesem  Punkte  viel- 
fach das  Wesen  der  gesammten  Hand  völlig  verkannt,  mdem  sie  indivi- 
duelle Klagerechtc  auf  Leistungen  (z.  R.  Rechnungslegung,  Zahlung  von 
Nachlassforderungcn,  Herausgabe  von  Sachen)  an  die  Erben gesammtheit 
gewahrt  hat,  ohne  doch  dem  Urtlieil  Rechtskraft  für  und  wider  die 
übrigen  Miterben  beilegen  zu  können  ;  vgl.  auch  hier  namentlich  Eccius 
a.  a.  O.  S.  628 — 631.  —  Über  die  entgegengesetzte  Struktur  der  Erben- 
gemeinschaft nadi  franzfts.  R.  vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  3.  Jan.  8}  C.  S. 
Bd.  9  N.  107  S.  }d4  u.  V.  21.  OkL  84  Bd.  12  N.  88  S.  3  39. 

*  Vgl.  mein  Gcnossenschaftsr.  II  S.  64  ff.  u.  950  flf,  —  Daher  kann 
auch  ein  Gemeinschaftsverhältniss,  welches  ein  Vermögen  als  Ganzes 
zum  Objekt  hat,  einerseits  nach  dem  Princip  des  Miteigenthums  mit 
vollkommen  gesonderten  Antheilen  der  Einzelnen  (vgl.  oben  S.  361  N.  2), 
andrerseits  nach  dem  Princip  des  genossenschaftlichen  Gesammteigen- 
thums  mit  bloscn  Mitgliedsclialtssonderrechten  kunstruirt  sein. 
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Richtungen  gewinnt  der  Begriff  des  Sondervermögens  durch 
die  gesammte  Hand  eine  eigenartige  Entfaltung.  Einmal 
verleiht  dieselbe  der  objektiven  Sonderang»  welche  bei  den 
innerhalb  der  Vermögenssphäre  desselben  Einzelsubjektes 
unterschiedenen  Vermögenskomplexen  schlechthin  nur  un* 
gleichartige  Sachqualifikationcn  bewirken   kann',  in:  \  er- 
hältniss  des  Gemeinschnftsvermöizcns  zu  dem  Sondcrver- 
mögen  der  Theilhaber  nothwendig  zugleich  einen  subjekti- 
tiven  Zusatz  und  im  Zusammenhange  hiermit  regelmäßig 
einen  weit  intensiveren  Charakter.  Freilich  kann  auch  hier, 
so  lange  eben  das  Subjekt  eine  Personenmehrheit  und  nicht 
eine  juristische  Person  ist,  stets  nur  von  einer  rekuivcn  Son- 
derung die  Rede  sein  :  allein  der  Umstand,  dass  die  Perso- 
nenmehrheit in  einer  bestimmten  Verbundenheit  und  nicht 
als  Vielheit  beliebiger  Individuen  die  Stelle  des  Rechtssub- 
jektes einnimmt»  ermöglicht  jene  innerhalb  des  Individual- 
rechts sonst  unbekannten  Erscheinungen,  welche  das  Gemein- 
schaftsvermö^en  einem  Körperschaftsverniögen  annähern.  So- 
dann bringt  die  gesammte  Hand  in  Bezug  auf  einen  von  ihr 
ergriffenen  Vermögenskomplex  eigenartige  Formen  der  V* er- 
theilung  des  damit  gesetzten  Rechtsinhalies  hervor.  Denn 
wie  sie  überhaupt  in  mannichfachster  Weise  zu  der  Zerle- 
gung einer  Gemeinschaftssphäre  in  einen  ungetrennten  Be- 
standtheil  und  in  getrennte  Antheile  führt,  so  kann  nun 
diese  Kombination  von  einheitlicher  ZusanuiieiiLissuni^  und 
antheilmüßiger  Sonderung  auch  dergestalt  durchgeführt  wer- 
den, dass  ihr  die  Unterscheidung  des  Rechtes  am  Vermögen 
als  einem  Ganzen  und  der  darin  enthaltenen  einzelnen  Be- 
fugnisse und  Verbindlichkeiten  zu  Grunde  gelegt  wird*. 
Insbesondere  kann  so,  falls  die  Vermögenseinheit  vollkom- 
men abstrakt  genommen  und  demgemäß  in  den  Werthbegriff 


'  Vgl.  mein  Genossenschaftsr.  II  S.  74-75.  Ebenso  natOrtich  im 
Verhältniss  vollkommen  freier  Kommunionsantheile  an  einem  Sonder^ 
vermögen  zu  dem  fibrigen  Vermögen  ihres  Subjektes. 

*  Vgl.  oben  S.  359  K  5,  360  N.  i,  561  N,  1—2. 
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verlegt  wird,  mit  un^?esonderter  Gemeinschaft  aller  Substanz- 
rechte  die  Au8ges:,iluin^  gesonderur  W'crih.üitlieilc  verbun- 
den werden.  Wiederum  handelt  es  sich  hier  um  eigenartige 
Rechtsfornien,  wie  sie  innerhalb  des  Individualrechts  undenk- 
bar sind,  bevor  das  Rechtsprincip  der  gesammten  Hand  auf- 
tritt. Und  wiederum  erklärt  es  sich  allein  aus  der  Kraft 
eines  die  rein  individualistische  Schablone  der  Vermögens- 
rechte brechenden  Gedankens,  dass  hier  das  Individualrecht 
Gebilde  hervorbringt,  deren  wachsende  Annäherung  an  die 
Gebilde  des  Socialrechts  unverkennbar  ist. 

Nach  diesen  allgemeinen  Erörterungen  wollen  wir  nun 
noch  einen  Blick  auf  die  beiden  heute  wichtigsten  und  von 
der  neueren  Praxis  vorzugsweise  behandelten  Typen  der 
Rechf^^emeinschnft  zur  gesammten  Hand  werfen.  Es  sind 
dies  die  eheliche  Gütergemeinschaft  und  die  offene  Handels- 
geseilschaß, 

*  « 

II.  Die  geflammte  Hand  bei  der  ehelichen  Gütergemein- 
schaft und  iliren  Forteetsnngen, 

I.  Bei  der  ebelicben  Gütergemeinschaft  wird  die  Praxis 
nicht  nur  durch  den  Einfluss  der  einander  befehdenden 
'l  iicorien,  sondern  mehr  noch  durch  die  unendliche  Viel- 
gestaltigkeit  der  in  den  einzelnen  Gebieten  geltenden  Rechts- 
säizc  zu  sehr  verschiedenen  Auffassungen  gedrängt.  Allein 
im  Grunde  wird  sie  so  gut  wie  ausschliesslich  von  dem  Ge- 
danken der  ehelichen  Eigenthumsgetneinschaft  ^tir  gesammten 
Hand  beherrscht,  so  dass  die  principiellen  Gegensätze  sich 
eigentlich  nur  noch  um  die  im  Rahmen  dieser  Rechtsform 
möglichen  Modalitäten  drehen. 

I.  Die  Praxis  ist  zunächst  über  das  Vorhandensein  einer 
Eigenthumsgemeinschafi  fnst  einig.  Die  unzulässige  Enteignung 
der  Ehegatten  zu  Gunsten  einer  juristischen  Person  ist  von 
der  neueren  Rechtsprechung  aufgegeben*.  Aber  auch  die 


'  VgJ.  oben  S.  S3— 54- 
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Enteignung  der  EhefraLo  zu  Gunsten  des  Ehemannes  hat  nur 
geringen  Anklang  gefunden*.  In  der  That  wÖrde,  wenn 
nach  einzelnen  Gesetzen  noch  heute  dem  Ehemann  das 

Alleineigenthum  am  Eiicvermögeii  zugeschrieben  werden 
müsste*,  hierin  nicht  das  Princip  der  Gütergemeinschaft, 
sondern  eine  neben  derselben  verwirklichte  besondere  Güter- 
rechtslorm  der  »Higenthumscmhcit  m  der  Hand  des  Mannes« 
zu  suchen  sein^  Doch  dürfte  diese  Form  so  wenig  dem 


'  Vgl.  gegen  diese  insbes.  von  Duncker,  Gesammteigth.  S.  at8  ff. 
vertretene  Theorie,  Besdtr  %  128  S.  $88  u.  $  239  L  Doch  hat 

das  O.  H.  G.  Mannheim  in  einem  Eric  v.  1844  SeoSL  B<L  i  N.  71  im 
Aoschluss  an  Duncker  als  Grundlage  der  Verfügungsgewalt  des  Ehe* 

manns  über  das  gemeinschaftliche  Vermögen  ein  «volles  Eigenthum«, 
das  nur  durch  »eventuelle  Rechte  <  der  Ehefrau  beschränkt  sei,  angenom- 
men. Und  das  O.  Tr.  Berhii  spricht  im  Erk.  v.  2.  Juh  78  ib.  Bd.  34 
N.  53  bei  der  Errungenschattsgemeinschaft  dem  Manne  das  Higenthum 
an  Mobifa'en  zu. 

'  Neuerdings  hat  £1  Huher  in  der  höchst  beaditenswerthen  Schrift 
»Die  historische  Grondhge  des  ehelichen  Güterrechts  der  Bamer  Hand> 
feste«  (Basel  1884)  ^  das  alemann,  und  burgund.  Recht  einen  Ent- 
wicklungsgang wahrscheinlich  gemacht,  welcher  überhaupt  das  System 

einer  Eigenthumscinheit  in  der  Hand  des  Mannes  als  die  ursprüngliche 
(jedoch  zum  Theil  vorhistorische)  Form  des  gernianisclien  ehelichen  ^'er- 
mögensrechies  ersclieineii  lassr,  während  aus  dieser  einheithchen  Wurzel 
erst  niii  der  rechtücheu  und  wirthschaitliclicn  Versclbstandiguug  der 
Frauen  ehierseits  durch  Erhebung  der  ßrau  zur  Iftttherrscbaft  die  G&ter- 
gemeinschaft  und  andrerseits  durch  Eigenthumsvorbehalt  itkr  die  Frau 
die  VerwaJmngsgemdnschaft  entsprungen  wären;  auch  ae^  er  die  Fort- 
dauer dieses  ältesten  Systems  oder  doch  Spuren  desselben  in  der  Bemer 
Handfeste  und  anderen  verwandten  Qpcllen  des  spateren  Mittelalters 
auf.—  Gleichzeitig  hat  R.  Freund  in  der  Schrift  »Das  lüb.  ehehche  Güter- 
recht in  ältester  Zeit«  (Weimar  1884)  S.  90  ff.  nach  dem  Vorgange  von 
Kraut  u.  A.  nachzuweisen  gesucht,  dasj»  iiadi  Lübischenj  Recht  (und 
zwar  bei  unbeerbter  wie  beerbter  Ehe)  eine  Gütergemeinschaft  mitAUein- 
dgenthum  des  Ehemannes  bestehe.  Für  das  Hamburger  Recht  wird 
dieselbe  von  BaumäsUr  II  $  89  behauptet 

)  Denn  die  »Gemanschaftu  würde  eben  nicht  das  Eigenthtmi, 
sondern  nur  Verwaltung  und  Genuss  betreffen.  Undenkbar  wäre  dann 
in  einem  solchen  Falle  die  Durdifühning  des  individualistischen  römi- 
schen Eigcntlmmsbegriffs.  Man  müsste  vielmehr  das  Eigenthum  des 
Mannes  noch  immer  im  Sinne  des  alten  deutschen  Rechtes  als  das 
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geltenden  deutschen  Recht  angehören,  wie  die  in  älteren 
Quellen  nachweisbare  Form,  bei  welcher  die  Kinder  bereits 
bei  Lebzeiten  beider  Eltern  als  Theilhaber  an  der  Gemein- 
schaft erscheinen'. 

Wird  nun  aber  so  eine  Higenthumsgcmcinschaft  der 
Ehegatten  angenommen,  so  handelt  es  sich  nur  noch  um 
die  Frage,  ob  dieselbe  einem  selbständigen  dt'utschrecljilicben 
oder  dem  deulschrecbllicl)  modificirlen  römischen  Getr.eiuschafts- 
begriti  unterstelh  werden  soll.  Die  deutschen  Gerichte  haben 
sich  vielfach  für  die  erste  dieser  Alternativen  entschieden 
und  hierbei  den  Gedanken  der  gesammten  Hand  mehr  und 
mehr  zur  Geltung  gebracht'.  In  demselben  Sinne  hat  sich 


fjunilienrechtUch  gebundene  Eigenthum  am  Hausvermögen  auffitssen. 
Vgl.  über  den  (in  Beisprudisrechten,  Verfangenschaft  u.  s.  w.  nur  ein- 
zelne Ausdrucksformen  gewinnenden)  Gedanken  der  Gebundenheit  des 

Eigenthums  am  Hausverniögen  meinen  Aufsatz  in  der  Z.  1,  R.G.  Bd.  12 
S.  484  ü  u.  Hiäier  a.  a.  O.  S.  8,  16  fT.,  22  fT.  u.  ji  tT.  Auch  Freund 
a.  a.  O.  nimmt  bei  dem  Alleineigenthum  des  Mannes  ein  »latentes  gc- 
nossenscliaitliclies  Element«  an  (S.  95  u.  97). 

'  So  im  Wcndiscli-rugianischen  Landgebr;uich  Tit.  12».  Über  an- 
dere Spuren  Slobhe  j  258  N.  i.  Dazu  ;•.  Brunru-ck,  Sicilicns  mmciaitcr- 
lichc  Stadtrechte  (Halle  1881),  System.  Darst.  S.  6  ff.  —  Die  Keime  der 
Entwicklung  dieser  Form  sind  in  der  Stniknir  des  alten  Hausvermögens 
leicht  zu  entdecken ;  vgl.  Hoher  a.  a.  O.  S.  tS  (F. 

*  Vgl.  Erk.  des  O.  A.  G.  Jena  v.  27.  Febr.  45  Scuff.  Bd.  i  N.  351 
(beide  Ehegatten  haben  an  sich  ein  gleiches  Recht,  indem  sie  zusammen 
die  eheliche  Genossenschaft  bilden),  auch  v.  7.  Febr.  79  ib.  Bd.  j)  N.  221  ; 
Hrk.  des  ü.  A.  G.  D.irmst.  v.  2^  Nov.  59  ib.  Bd.  9  N.  ^50  (es  könne 
»eigentlich  von  bestimmten  Recliten  der  einzehien  Hhegaiten  an  den 
unter  dem  Rechtsverhaltniss  der  ürrungcnschalt  erworbenen  Gegetasian- 
den  während  der  Dauer  der  Ehe  keine  Rede  sein«);  Erk.  des  O.  A.  G. 
Oldenburg  v.  18.  Dec  4$  ib.  Bd.  i  N.  71  (Eigenthum  der  »ehelichen 
Genossenschafter).  —  Vgl.  über  ältere  Gutachten  u.  Gesetae,  welche  das 
Princip  der  ges.inmiten  Hand  zu  klarem  Ausdruck  bringen,  Beseler  5  12g 
N.  9.  In  der  Theorie  hat  Btsekr,  Volksr.  S.  168  u.  189  die  richtige 
Auffassunp^  zuerst  tiefer  begründet  und  klar  formuürt ;  mit  ihm  stimmt 
Scimler,  jurist.  Abh.  I  S.  485  ff.  überein  ;  ebenso  aber  Stobbi'  5  2^9  S.  227 
—  229  trotz  seines  Protestes  (vgl.  oben  S.  54  N.  l) ;  vgl.  ferner  die  bei 
Bntier  Syst.  %  128  N.  1  u.  a.  a.  O.  N.  \o  angef.  Scliriftsteller ; 

auch  Oamer^  das  HohenzoUern'sche  eheliche  Güterrecht»  Wiesb.  1885» 

24 
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das  Reichsgericht  in  einem  Brk.  v.  24«  März  1880  siusge^ 
sprechen Auch  wollen  manche  Erkenntnisse,  welche  schein- 
bar das  Ehepaar  zu  einem  besonderen  Rechtssubjekt  erheben, 
in  Wahrheit  hiermit  nur  die  Berechtigung  der  Ehegatten  in 

ihrer  Verbundenheit  ausdrücken*.  Und  ebenso  soll,  wo  die 
einstmals  hcrrs>.liciidc  Autiassung  des  »Ccsanitiueigenthums« 
als  eines  ocondoniiiiium  plurium  in  süliduiii«  noch  auftaucht 
oder  nachklingt,  doch  der  Snche  nach  hiermit  nur  der  Mangel 
gesonderter  Antheile  behauptet  werden'.  Dagegen  stellen 
sich  die  meisten  Gerichte  im  Einklang  mit  der  herrschenden 


muss  hierher  gestellt  werden,  da  er  zwar  »Miteigenthunrt«  annimmt»  je- 
doch ein  vom  römtschrechtUchen  Mitdgenthum  durchw^  verschiedenes 
»deutschrcchtliches  Mttcigenthuni«  »ohne  Qjioten«  und  mit  einem  »das 
Gan/e  um  fassenden  Vcrtugungs*  und  Nuuungsrecht  des  Hauptes  der 

Familie««;  vgl.  bes.  S.  S— 11,  15,  58.  7^,       109— tia 

'  Erk.  des  R.  G.  V.  24.  Mära  80  C.  S.  Bd.  i  X.  1 40  S.  ^96 :  »Die 
eheliche  GütergemciiT^chaft  ist,  wie  durch  konstante  jiuiik.uur  und  die 
neuere  Wissenschaft  tcstgestellt  ist,  nicht  aU  Miteigenthuni  der  Fheleule 
Jii  dem  ehelichen  Vermögen  im  ri>mi.'»chreclit)ichen  Sinne,  Sondern,  in- 
dem sie  im  germanischen  Rechte  wurzelt,  als  ein  i^fvuinschaßlicJses  IW- 
mögin  badtr  Eheleute  anzusehen,  welches  gaiu  unter  der  V<^chaft  (mun- 
dium)  des  Mannes  steht,  bei  welchem  Vtrhälmisse  während  des  Bestehens 
der  Ehe  von  In  stimmt  sondernden  Antheilat  der  Eheleute  fideellen  An- 
iheilen)  tiichl  die  Rede  sein  kann  ;  erst  mit  der  .Auflösung  der  lihe  treten 
Sonderrechte  der  Eheleute  b/w.  der  Erben  an  der  gemeinschaftlidicn 
Masse  hervor«.  Vgl.  Erk.  des  R.  G.  '•.  20.  Miirz  84  Str.  S.  Bd,  10  N.  66 
ü.  211  (be/.üglich  der  tr.uiki>elien  Güiergeuieuischalt). 

'  So  spricht  das  oben  S.  509  N.  2  angel".  Erk.  des  O.  .\.  G.  Jena  v. 
27.  Febr.  45  von  dem  »durcii  die  Ehe  gebildeten  Reclussubjekia,  giebt 
aber  weiterhin  zu  erkennen,  dass  es  damit  nur  die  Ehegatten  in  ihrer 
genossenschaftlidien  Verbundenheit  meint.  Ebenso  wird  in  den  älteren 
Gesetzen  mit  dem  Ausdruck,  die  Ehegatten  seien  »lur  eine  Person«  zu 
achten,  nur  die  kollektive  Personeneinheit  bezeichnet;  vgl.  Beseler  5  128  N.  i. 

'  So  im  Erk.  des  O.  A.  G.  Mönchen  v.  3$.  Okt  69  SeuC  Bd.  30 

N.  58  (»jeder  von  beiden  Ehegatten  das  Eigenthum  an  dem  ganzen  beider- 
seitigen Vermögen«):  Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  27.  Okt.  6j  ib.  ^^d.  18 
N.  1  17  (  »condominium  in  solidum«  anzunehmen,  weil  nur  dieses  die 
Konsolidation  erklärt);  ältere  Stuttg.  Praxis  nach  SeufT.  Bd,  !8  \.  146 
S.  2j6  N,  I.  —  Über  die  Geschichte  dieser  .XutVassiing  vgl.  Dutukti 
a.  a.  O.  S.  I  tf.,  Bestler  $  128  K.  4,  Stohbe  'j  2J9  N.  24—28. 
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Thcuric  noch  immer  in  einen  principiellen  Gegensatz  zu 
dieser  Richtung,  indem  sie  aus  »logischen«  oder  »civilisti- 
schen« Gründen  gezwungen  zu  sein  glauben,  den  römisch- 
rechtlichen Begriff  des  Miteigenthums  nach  ideellen  Theilen 
m  Grunde  zu  legen*.  Auch  das  Reichsgericht  hat  sich  dem 
Druck  des  romanistischen  Dogma's  besonders  in  einigen 
strafrechtUchcn  Entscheidungen  gefügt*.  Allein  regelmäßig 
wird  alsbald  ein  Fülle  deutschrechthcher  »Modifikationen« 
zugestanden,  welche  den  Grundgedanken  der  gesammren 
Hand  unvermerkt  in  das  Miteigenthum  einführen.  Zuletzt 
bleibt  vom  römischen  condominium  kaum  etwas  Weiteres 
stehen,  als  die  Nöthigung,  gesonderte  Antheile  auch  da  zu 
denken,  wo  solche  ihr  Dasein  durch  keinerlei  Lebensäusse- 


•  Vgl.  Erk.  des  O,  Tr.  Stuitg.  v.  7.  Febr.  6}  Scuff,  Bd.  i8  N.  146, 
«tlcbes  mit  der  früheren  Praxis  bricht  und  »bestimmte  ideelle  Anthetle« 
«nnimmt,  weil  »mit  dem  Begriffe  des  Higenthums  als  eines  nothwendig 
ausschliesslichen  Rechts«  keine  andere  Auffassung  verträglich  sei ;  das- 
selbe Krk.  ib.  Bd.  21  N.  131  ;  auch  Erk.  v.  21.  Nov.  73  ib.  Bd.  29  N.  247. 
Ferner  Erk.  des  O.  A.  G.  Damist.  v.  26.  Okt.  58  ib.  Bd.  16  N.  ^6  u, 
des  0.  L.  (j.  Darmst.  v.  22.  Jan,  85  ib.  Bd.  ^9  N.  219  (>'cin  Miteigen- 
thum /u  ideellen  Thoilcu  für  beide  Ehegatten«;.  Für  das  prcussische 
Landr.  Erk.  Jci  O.  Tr.  Berlin  v.  8.  Jan.  67  Entsch.  Bd.  57  S.  65  tV.. 
auch  Bd.  75  S.  265.  Endlich  die  b.  Roth,  D.  P.  R.  II  ^  102  \.  24  an- 
gct  .Münch.  Erk.  —  Über  die  Gesetze,  welche  ausdrücklich  das  Qjnoten- 
pttncip  statuiren,  vgl.  Stthbt  5  239  N.  10;  über  die  Geschichte  der  Mit« 
agcndmmstbeorie  (deren  dostmals  übliche  Formulirung  im  Sinne  der 
ssodetas«  nemlich  allgemein  aufgegeben  ist)  und  ihre  gegenwäntge 
Vcnretiing  in  der  juristischen  Litteratur  vgl.  Beseler  5  128  N.  2,  RoÜJt 
D.  P.  R.  n  $  102,  StMe  $  239  II. 

*  5k»  namentlich  in  dem  Erk.  v.  12.  .\pr.  81  Str.  S.  Bd.  N.  3« 
S.  ftj  (  ci:;  Miteigenthum  zu  ideellen,  während  des  Bestehens  der  Ehe 
latenten  Antheilenc).  Auch  das  oben  S.  370  N.  i  angef.  Erk.  v.  20.  März  84 
Str.  S.  R.l  10  N.  66  geht  zwar  von  dem  Gedanken  eines  »ungctheilten 
Higenthums«  beider  Ehegatten  aus,  %\ohe!  das  beiderseitige  gei'cnwärtige 
und  künftige  Vermögen  so  vermisclit  werde,  »d,iss  kein  'I'heil  mit 
kung  mehr  sagen  kann,  dieses  oder  jenes  sei  sein*'.  L;el.in<4i  dann  aber 
trotzdem  zur  Annahme  eines  ».Miteit^eniliunis  der  Eiiclrau«.  Für  die  We"St- 
tal.  (iüter^ta)einschau  nininit  aucli  das  Erk.  v.  24.  Apr.  83  C.  S.  HJ.  9 
K.  71  S.  267  ein  »Miteigenthum  xu  ideellen  Theilen«  schon  bei  bestehen- 
der Ehe  an. 

24* 
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rung  verrathen.  Die  irrige  Grundannahme  vermag  freilich 
immer  noch  zu  manchen  praktischen  Fehlgriffen  zu  ver- 
leiten :  allein  sie  stellt  nunmehr  das  Rechtsprindp  der  ge- 
sammten  Hand  als  solches  nicht  mehr  in  Frage. 

2.  In  der  That  kann  zunächst  eine  nicht  gänzlich  dem 
Leben  abgewandte  Rechtsprechung  unmöglich  den  Gedanken 
verleugnen,  Jass  die  eheliche  Gütcrgcmcinschah  durch  die 
personenrechtliche  Ferhundenheit  ihrer  Subjekte  bewirkt  und  in 
ihrer  Higcn.irt  bestimmt  wird.  Man  erblickt  ja  allseitig  die 
den  verschiedenen  deutschen  ehelichen  Güterrechtsordnungen 
im  Gegensatz  zum  römischen  Dotalsystem  gemeinsame 
Grundidee  gerade  darin,  dass  das  Eheband  als  solches  auf 
die  vermögensrechtliche  Gesammtlage  der  Ehegatten  ge- 
staltend einwirkt.  Dabei  kann  nun  freilich  die  innige  per- 
sönliche Gemeinschaft  in  ungleichem  Grade  und  in  mannich- 
fach  verschiedenen  Formen  sich  vermögensrechtlich  ab- 
spiegeln :  soweit  aber  jedesmal  die  vermögensrechtliche  Ge- 
meinschaft reicht,  ist  sie  Ausllusb  der  ehelichen  Verbunden- 
heit. Möglicherweise  tritt  eine  blosc  Verwaltungsgcmeinschaft 
ohne  Eigenthumsgemeinschaft  cm,  wobei  dann  wieder  die 
äussere  Vermögenseinheit  bald  vorzugsweise  nur  in  dem 
Herrschaftsrecht  des  Ehemannes  ausgeprägt  ist bald  zugleich 


'  Dies  i^t  bei  den  aus  dem  System  der  Gcwere  zur  rediten  Vor- 
mundschaft entwickelten  heutigen  Systemen  der  Verwaltungsgcmeinschaft 
oder  des  ehemännlichen  Niessbrauches  der  Fall,  Mffdtr  5  127  N".  4  und 
Hfusler  L  f.  schwei/..  R.  Kd.  2}  S.  25  N.  i  (unter  Bilii^'uii^^  v.  Stci^W 
5  127  N.  4)  halten  den  Namen  »Verwaltungsgcmcinschaft"  lur  unpa^bend. 
weil  die  Verwaltung  in  der  Hand  des  Mannes  liege  und  also  eben  nicht 
gemeinsam  sei.  Indess  findet  doch  in  der  That  zunächst  in  objektiver 
Hinsicht  eine  »gemeinschaftliche«  Verwaltung  des  ru  Einer  Masse  ver« 
einigten  und  »ungezwetten«  Gutes,  nicht  eine  gesondene  Verwaltung 
zweier  Massen  statt;  sodann  ven^-altet  in  subjektiver  Hinsicht  der  Mann 
sammtliche  Güter  zwar  aus  eignem  Recht,  aber  lediglich  als  Haupt  und 
Repräsentant  der  ehelichen  Pcrsnneneinhcit  für  den  ^gemeinschaftlichen 
Zvveok.  nicht  theils  für  eigne  uikI  ihcils  tur  Ircnuie  Interessen ;  endlich 
niniiut  die  l-rau  in  untergeordneter  Stellung'.  \^  ;c  sie  am  gan/.€ii  i:^he- 
vermögen  Mitbesitz  (Sachensp.  I  Art.  45  §  2)  und  Mitgcnuss  hat,  so 
auch  an  der  gemeinsdiaftlichen  Verwahung  Theil,  mdem  sie  nicht  nur 
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in  einem  selbständigen  Mitherrschaftsrecht  der  Ehefrau  sich 
äussen'.  Auch  kann  sich  mit  der  Verwaltungsgemeinschaft 
eine  innere  Verschmelzung  aller  oder  gewisser  Bestandtheile 
der  beiderseitigen  Vermögensmassen  hinsichtlich  ihrer  recht- 
lichen Schicksale  bei  Auflösung  der  Ehe  verbinden,  ohne 
dass  daJuicli  cüic  Ligcnthumgemeinschaft  entsteht*.  Wo 


bei  gewissen  Substaii/vertügungen  über  ihr  Eigciuhum  iiiitwirkcn  muss, 
sondern  auch  in  der  W  irkungssphärc  der  Hausfrau  für  sich  allein  das 
Ehepaar  repräsentut  und  genau  mit  dem  gleichen  rechtUdien  Erfolge 
wie  der  Mann  xu  handdn  vermag.  I>er  eigentliche  Gedanke  dieser  Güter- 
rechtsordnungen ist  also,  dass  das  Ehepaar  in  seiner  organisdien  Ver- 
einigung und  eben  darum  regelmnßJg  in  seinem  Haupte  zur  Verwaltung 
der  zu  Einem  Ehevermögen  verbundenen  Güter  berufen  ist  Dies  ist  nun 
freilicli  bei  der  Gütergemeinschaft  ebenso  der  Fall:  man  kann  aber  ohne 
Zweidfutijjkeit  diejeniue  Gemeinschaft,  welche  »ur  Verwahungsgcnicin- 
schali  uiui  niclit  ausserdem  Ligciuhunisgemeinschaü  ist,  technisch  »Ver- 
waltungsgemeinschaft«  nennen.  Dagegen  lassen  (Ue  Ausdrücke  »Güter- 
vereinigung«, »Güterverbindung«  und  »Gütereinheit«  den  Gegensatz  gegen 
die  Gütergemeinschaft  doch  unxweideutig  erst  hervortreten,  wenn  ein 
Zusatz  sie  als  »äussere«  oder  »formelle«  kennzeichnet;  dann  kann  man 
aber  ebensogut  von  äusserer  oder  formeller  »Gütergenieinschaft«  reden, 
da  eine  »^Gemeinschaft«  so  c^ut  eine  blos  äussere  oder  formelle,  wie  eine 
»Vereinigung«}  »Verbindunga  oder  »Einheit«  eine  innere  oder  materielle 
sein  kann. 

'  Dies  war  bei  dem  fränkischen  (und  schwäbbch-bayrisciicm)  System 
der  »gesammten  Hand«  der  Fall,  wenn  und  soweit  eben  nur  eine  Ver- 
waltungsgemeiiiKhaft  und  keine  E^genthumsgemdnschaft  mr  gesammten 
Hand  eintrat  Denn  während  hier  im  Übrigen  die  Stellung  des  Ehe- 
mannes als  des  Hauptes  der  Gemeinschaft  dieselbe  wie  im  sichsischen 
Recht  war,  rückte  hinsichtlich  der  Verfügung  über  Liegenschaften  die 
Ehetrau  in  die  Stellung  einer  gleichberechtigten  Mitträgerin  der  Verwal- 
tungsgemeinschaft  ein,  so  dass  insoweit,  mochte  nun  das  Gut  des  Mannes 
oder  das  der  Frau  ui  Frage  stehen,  das  Ehepaar  nur  durwli  die  /.usammen 
handebiden  Gatten  rqnäsentin  wurde.  Im  heudgen  Recht  begegnet  dieses 
Verhältniss  nur  noch  bei  dnwlnen  Formen  der  Errungenschaftsgemein- 
schaft in  Bezug  auf  die  einer  blosen  Verwaltungsgeroeinschaft  unter- 
worfenen Sondergüter;  so  nach  der  Frankf.  Ref.  u.  anderen  b.  ttn^  %  ti8 
N.  6  angef.  Statuten. 

'  Die  sogen.  »Gütergemeinschaft  von  Todes  wegen«,  einst  weit  vcr- 
breiiei  und  noch  heute  in  mehreren  Gebieten  gehendes  Recht  (vgl.  Roth 
5  145  —  146  u.  Slobbe  $235  III),  kann  schlechtliin  nur  aus  der  Einwir- 
kung der  Ehe  auf  das  Vermögen  erklärt  und  unrndglidi  auf  blos  erb- 
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aber  eine  Eigenthumsgcmeinschaft  und  -Mmii  eine  eheliche 
Güteri^emeinschatt  begründet  wird,  da  ist  sie,  mag  sie  nun 
alles  Vermögen  oder  einen  Theil  desselben  ergreifen  und  im 
Übrigen  in  dieser  oder  jener  Form  geordnet  sein,  genau  in 
derselben  Weise  das  Produkt  der  personenrechtUchen  Ver- 
bindung, wie  dies  die  Gewere  zur  rechten  VormuDdschaft 
ist*.  Darum  vollzieht  sich  die  totale  oder  partielle  Ver- 
schmelzung der  beiderseitigen  Vermögenssphären  unmittel- 
bar kraft  Gesetzes  ohne  gegenseitige  Kommunikationshand- 
lungen  durch  den  Abschluss  der  Ehe*  oder  den  Eintritt  eines 
etwa  erst  mit  dieser  Wirkung  bekleideten  späteren  Lreig- 


rechtliche  Gesichtspunkte  zurückgeführt  werden.  —  Wenn  mit  der  Ver- 
waltungsgcmcinscliatt  zugleich  eine  Schuldengenicinsch.ilt  ohne  sonstige 
materielle  Rechtsgemeinschaft  ent*.tehi,  wie  dies  ebenfalls  noch  heute 
vorkommt  (/?ö//j  %  141  N.  10  —  19,  Stobbe  §  252  N.  48),  so  liegt  darin 
streng  genommen  schon  dne  partikuläre,  nur  eben  «uf  Passiva  beschränkte 
GQtergemeinschart. 

'  Die  Bemerkungen  von  SuMn  a.  a.  O.  S.  324  —  225  sind  daher 
unzutreffend:  die  genossenschaftliche  Verbindung  der  Ehegatten  kann  in 

verschiedener  Weise  auf  die  Vermögensverhältnisse  derselben  einwirken, 
aber  darum  bleibt  nicht  weniger  die  jedesmalige  »besondere  Ordnung  der 
\'crmögensvcrhaltn!5sea  in  ihrer  »Eigenthümlichkeit«  der  Ausdruck  der 
»Organisation  der  Elic«. 

*  Vgl.  Bc$eler  S  128  III,  Stobhe  §  2?8  1.  i,  Dettthur^  III  §  56,  Erk. 
des  ü.  A.  G.  München  v.  25.  Okt.  69  5euÜ,  Bd.  jo  N.  58.  Unrichtig 
und  widerspruchsvoll  Rdh  §  102  N.  26  u.  27.  -  Dieses  Princip  erstreckt 
sich  im  Zweifel  auch  auf  die  Vergomeinsdiaftiing  der  Liegenschaften, 
welche  daher  auch  nach  dem  Preuss.  Ges.  v.  Mai  1872  §  5  und  den 
meisten  anderen  Grundbuchsystemen  ohne  Auflassung  und  Eintragung 
eintritt.  Dass  allgemein  oder  in  gewissen  Fällen  (wie  in  Preussen  bei 
vertragsmäOif^er  Gürerj^emeinschnft  und  hinsichtlich  der  in  einem  Gebiet 
ohne  gesetzliche  Gütercfemeinschaft  belegenen  Grundstücke)  die  lüin- 
tragung  der  Genieinscliaft  erforderlich  bleibt,  um  die  einseitige  Ver- 
fugung des  allein  eingetragenen  Gatten  gutgläubigen  Dritten  gegenüber 
unmj^lich  lu  machen,  ist  als  einfache  Folge  des  ftftendichen  Glaubens 
des  Grundbuches  keine  Modifikation  des  Prindps.  Dag^en  liegt  eine 
solche  vor,  wenn  der  Euitritt  der  Gütergemeinschaft  hinsichtlich  der 
Liegenschaften  nur  einen  Rechtsgrund  zur  Eintragung  giebt;  so  nach 
Sachs.  Gb.  S  169$  bei  vertragsmäßiger  Gütergemeioschaft. 
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nisses\  kommt  dagegen  im  Falle  der  Nichtigkeit  der  Ehe 
überhaupt  nicht  zu  Stande'  und  endet  mit  der  Aufl"><«ung 
der  Ehe  durch  Tod  oder  Iihescheidung  ^  Die  Möglichkeit, 
durch  Vertrag  den  Eintritt  der  Gemeinschaft  zu  hindern  oder 
einzuschränken  oder  die  bereits  entstandene  Gemeinschaft 
ganz  oder  theilweise  aufzuheben,  änden  nichts  an  diesem 
Principe.  Ebenso  aber  bleibt  die  vertragsmäßig  eingeführte 


'  Wie  nach  manchen  Rechten  durch  die  Geburt  eines  Kindes  oder 
eine  bestimmte  Dauer  der  Ehe  (Heu  In  128  N.  13  —  14,  Stohbf  j  257 
N,  2>  — 26);  nach  Preuss.  A.  L.  R.  II,  18  782  —  794  durch  die  Er- 
klärungen oder  Nichterklärungen,  welche  die  lur  eine  bevormundete  Khe- 
trau  ausgesetzte  Gütergemeinschaft  hervorrufen  (Hrk.  des  K.  G.  v.  1 1.  Okt. 
80  C  S,  Bd.  )  N.  6S  S.  242  —  245  und  über  die  Fortgeltung  der  Suspen- 
sion  trou  der  Vorm.Ordn.  Erk.  v.  2$.  Apr.  81  Bd.  $  N.  $9  S.  217-^22)). 

*  Erk.  des  O.  L.  G.  Darmst.  v.  29.  Jan.  47  SeufF.  Bd.  12  N.  ^42. 
Dodi  macht  sich  auch  hierbei  die  Gleichbehandlung  der  Putativehe  mit 
einer  wirklich  bestehenden  Ehe  geltend;  Erk.  des  O.  A.  G.  Darmst.  v. 
19.  Febr.  47  ib.  Bd.  19  S.  157. 

J  Vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  9.  Dec  «4  C.  S.  Bd.  12  N.  84  S.  526 
—  528.  Ob  AUeineigenthum  des  überlebenden  Eliegatten,  Fortsetzung  der 
Gemeinscliaft  in  veränderter  Bedeutung,  Auftheilung  nach  Antheilen  oder 
Sonderung  nach  ursprünglichen  Bestandtheilen  an  die  Stelle  tritt,  ist  hier- 
für gleichgültig.  —  Aufhebung  der  häuslichen  Gemdnschaft  ohne  Tren- 
nung der  Ehe  wirkt  nicht  beendigend;  Erk.  des  O.  L.  G.  Darmst.  v. 
29.  Jan.  47  Seuff.  Bd.  12  N.  ^41, 

*  Vgl.  IkseUr  5  150  II  u.  III:  Slohh,-  ^  227;  Roth  j  95  vi.  109; 
Oamer  a.  a.  O.  S.  86  flf,  u.  107;  Erk.  b.  SeuH.  Bd.  9  N.  170  i;.  171, 
Bd.  15  N.  41,  Bd.  20  X.  47,  Bd.  27  N.  2^7,  Bd.  ji  N.  53«;  F.rk.  des 
R.  G.  V.  26.  Sept.  81  CS.  Bd.  5  N.  74  h.  ^73-  278,  v.  19.  Scpi.  81 
Bd.  6  N.  67  S.  259—241,  V.  29.  N[ai  85  Bd.  9  N.  19  S.  93,  v.  7.  Okt.  84 
Bd.  12  K  77  S.  $09— 312»  V.  12.  Okt.  8$  Seuff.  Bd.  $9  N.  108.  Die 
Praxis  erkennt  (von  dem  Anfechtungsrecht  kraft  Konk.  O.  $  24—25  u. 
R.  G.  V.  21.  Juli  79  5  }  abgesehen)  keine  Schranken  der  vertragsmäßigen 
Gütersonderung  während  der  Ehe  als  gemeinrechtlich  an;  über  die  par- 
tikularrechtlichen Verbote  und  Beschränkungen  vgl.  Roth  ;  9^  N.  14  -  16, 
18  u.  21,  ^  Kvj  N.  I  — §  150  N.  I.  Ebenso  hält  die  Praxis  eine  be- 
stimmte Form  des  Auisciiliessungsvertrages  gcnicinreciulich  nicht  für  er- 
forderlich; über  die  partikularrechilichen  Formerfordernissc  vgl.  Roth  ^  9J 
N.  24— 29  a  u.  5  104  N.  19.  Das  Reichsgericht  a.  a.  O.  Bd.  5  N.  74 
bezeichnet  das  Rechtsverhältniss,  welches  entsteht»  wenn  ein  unter  den 
Ehegatten  wirksamer  Ausschliessungsvertrag  mangels  gehöriger  Be> 
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oder  ausgedehnte  Gemeinschaft  eine  Folge  des  Ehebandes'. 
Denn  das  deutsche  Recht  will  mit  der  von  ihm  hinsichtlich 
der  Gestaltung  des  ehelichen  Güterrechts  gewährten  .Ver- 
tragsfreiheit nicht  etwa  nun  doch  wieder  die  Vermögens- 

rcciuliclicn  \'crhakiiKShc  der  l:hcgaticii  von  ihre;  pcrsonen- 
rechtlichcn  Vereinigung  loslüscn,  sondern  den  Gedanken 
durchführen,  dass  die  Ehegatten  statt  der  gesetzlichen  Wir- 
kungen diejenigen  abweichenden  Wirkungen  des  Ehebandes 
auf  das  Vermögen  Willküren  können,  welche  nach  ihrem 
Ermessen  dem  ehelichen  Verhältniss  im  konkreten  Fall  ent- 
sprechen So  ist  die  Vereinbarung  der  Gütergemeinschaft 
kern  blos  obligationenrcchtlicher,  sondern  ein  personcurecht- 
licher  Vertrag,  welcher  den  Einfluss  der  pcrsönliclien  Lebens- 
gemeinschaft auf  die  Gemeinschaftlichkeit  der  Vermögens- 
sphären über  das  gesetzlich  fixirte  Maß  hinaus  erstreckt  l 

kanntmachung  der  Wirkung  gegen  Dritte  entbehrt»  ab  »fingirte  Gütcr- 

gemeinschaftc. 

*  Im  Falle  eines  solchen  Vortrages,  welcher  gemeinrechtlich  sowohl 
vor  als  während  der  Ehe  zulässig  und  an  keine  Form  gebunden,  nach 
manchen  Partikulawechten  jedoch  während  der  Ehe  unzulässig  oder  be- 
schrankt (Roth  95  N.  14 — 17  u.  19)  und  /.um  Tlicil  an  eine  Form  i;e- 
buuJcn  (Rüib  ^  95  N.  2 }.  25  u.  30)  ist,  tritt  daher  mangels  anderer  Ab- 
rede die  Verschtnel/ung  der  beiden  \  crmögenssphären  ebenfalls  olinc 
Weiteres  mit  dem  Ehebande  oder  dem  etwaigen  späteren  Vertragsschluss 
€in  (Sachs.  Gb.  §  1695,  Fr.  A.  L.  R.  II,  i  §  354—356  mit  5  361—362) 
und  endet  ebenfalls  von  selbst  mit  der  Auflösung  der  Ehe  durch  Tod 
oder  Scheidung  (Darmst.  Erk.  v.  1859  b.  Roth  $  93  N.  58). 

*  Darum  hat  der  deutsche  Ehevertrag  die  Macht  cur  Begründung 
soldier  die  ganze  vermögensrechtliche  Persönlichkeit  ergreifenden  Ver* 
hältnisse,  wie  sie  der  römische  Dotalvertrag  niemals  erzeugen  konnte; 
vgl.  Roth  II  S  9}  N.  3.  Nur  kann  auch  er  nichts  dem  Wesen  der  Ehe 
Widersprechendes  statuiien,  so  dass  z.  B.  der  völlige  Verzicht  des  Ehe- 
mannes auf  die  Verwaltung  des  gemeinschaftlichen  Vermögens  und  da- 
mit auf  seine  Stellung  als  Familienhaupt  unwirksam  ist;  Erk.  des  O.  A.G. 
Miinchcn  v.  25.  Okt.  69  Seuff.  Bd.  p  N.  58;  auch  Erk.  des  O.G.  Wolfenb. 
V.  2;.  Üec.  64  SeutV.  Bd.  19  N.  100. 

J  Treftend  lührt  in  dicsetn  Sinne  das  O.  A.  G.  Jena  im  Erk.  v. 
7.  Febr.  79  SeuiT.  Bd.  5>  N.  221  aus.  dass  die  \ ertragsmabige  Einfüh- 
rung allgemeiner  Guicrgcnieiaschalt  nicht  unter  dem  Gesichtspunkt  des 
gemeinrechtlichen  Verbotes  der  Schenkuiigeii  unter  Ehegatten  angefochten 
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Wird  aber  demgemäß  stets  und  überall  die  Eigenthums- 
gemeinschaft>  soweit  sie  besteht,  als  Ausfluss  der  ehelichen 
Verbundenheit  betrachtet,  so  können  auch  als  das  Bgen- 
thumssubjekt  stets  und  überall  nur  die  Ehegatten  in  dieser 
ihrer  Verbundenheit  vorgestellt  werden. 

^.  Hierzu  tritt  jedoch  von  der  objektiven  Seite  her  das 
weitere  für  die  ehcliclie  Gütergemeinschaft  charakteristische 
Merkmal,  dass  das  Gemeinschaftsobjekt  immer  ein  Vermögen 
als  Qam^es  ist.  Die  allgemeine  Gütergemeinschait  ergreift 
das  gcsammte  Ehevermögen  und  die  lirningenschaftsgemein- 
schaft  und  die  Mobiliargemeinschaft  ergreifen  einen  be- 
stimmten Vermögenskomplex  innerhalb  des  Ehevermögens 
als  einheitliche  Inbegriffe,  die  im  Wechsel  ihrer  Bestand- 
theile  identisch  bleiben.-  Diese  Seite  des  Verhältnisses  mani- 
festirt  sich  nach  aussen  in  der  relativen  Abschliessung  des 
Gemeinschaftsvermögens  .i;cgcn  die  ihm  nicht  ungehörigen 
ehelichen  Vermögensniasscn,  wie  sie  bei  der  allgemeinen 
Gütergemeinschaft  vertragsmäßig  ausi^eschicden  werden  kön- 
nen und  bei  der  partikulären  Gütergemeinschaft  gesetzlich 
als  Sondergüter  jedes  Ehegatten  konstituirt  sind.  Zwischen 
den  so  gegeneinander  abgegrenzten  objektiven  Einheiten 
bilden  sich  eigenartige  Rechtsbeziehungen,  welche  zunächst 

werden  köime;  die  GOtergemeifudiaft  -sti  »nach  deutscher  Atnchauung 

recht  eigentlich  Ausdruck  der  innigen  Lebensgemeinschaft  der  Ehegatten 
in  der  Sphäre  des  Vermögensrechts«,  womit  jenes  Verbot  überflüssig 
werde:  es  liege  aber  auch  eine  »gegenseitige  Schcnkiins^  des  halben  Ver- 
mögens« nicht  vor;  sicherlich  nicht,  wenn  eine  der  «Formen  mit  Gc- 
sammteigcnthuni«  intcndirt  sei;  aber  auch  nicht,  wenn  man  »ideelle 
Hälften«  konstituiren  wollte;  denn  hnmer  sei  die  EigenthumsQbertragung 
kein  isolirtes  oder  aus  dem  Zusammenhange  lösbares  Rechtsgeschäft, 
»sondern  nur  eine  einzelne  Seite  eines  das  ganze  Vermögen,  /a  die  ver- 
inögeusTfchtliche  Persönlichkeit  dar  Galten  seihst  ergreifende,  ihreti  ganzen 
künftigen  Erwerb,  ihre  vorehelichen  und  ehelichen  Schulden,  ihre  eig- 
nen und  ihrer  Kinder  Erbrechte  berührenden  und  n.icli  Befinden  wesent- 
lich alterirenden  Vorganges«.  —  Vgl.  auch  Erk.  des  Obst.  G.  Wien  v. 
4.  Apr.  8^  Seuflf.  Bd.  N.  2^  über  vertragsmäßige  Hinführung  allge- 
meiner (juiergemeinsciuü  wahrend  der  Ehe  nach  Östcrr.  R.  u.  ihre  Un- 
anfechtbarkeit wegen  Pfliditdieilsverletzung. 
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objektiver  Natur  sind,  jedoch  vermöge  der  Unterscheidung 
der  den  Ehegatten  in  ihrer  Verbundenheit  und  der  einem 
jeden  von  ihnen  für  sich  zugeschriebenen  Rechte  una  1  luv 
ten  zugleich  ein  subjektives  Moment  Liulialien'.  Die  Aui- 
fassung  des  Gemeinschaftsobjektes  nls  eines  Vermögens- 
ganzen  offenbart  sich  aber  auch  nach  innen.  Denn  ihr  ent* 
stammt  einerseits  das  Princip,  dass  alle  einzehien  Rechte  und 
Verbindlichkeiten  sofort  und  unmittelbar  von  der  Gemein- 
schaft ei'i^riffen  werden,  wenn  liiiJ  solange  sie  iheile  des 
Ganzen  sind*.  Und  sie  ermöglicht  andrerseits  eine  Struktur 
des  Gemeiuschat'tsverhältnisses,  bei  welcher  das  l:igenthum 
am  Ganzen  und  die  davon  umschlossenen  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten  bezüglich  der  einzelnen  Theile  des  Ganzen 
verschieden  behandelt  werden  ^  Diese  Unterscheidung,  w  elche 
in  einer  Reihe  von  Wirkungen  zu  Tage  tritt,  gewinnt  von 
vornherein  eine  principielle  Bedeutung,  sobald  besonder u 


*  Vgl  über  diese  Verhältnisse  Roth  %  117  u.  137,  Stokhe  S.  27s, 
Erk.  des  O.  A.  G.  Darmst.  v.  22.  Sept.  74  SeufT.  Bd.  30  N.  250  u.  2Si, 
Erk.  d.  R.  G.  v.  29.  Mai  83  C.  S.  Bd.  10  N.  79  S.  278-279. 

'  Darum  wd  bei  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  jedes  von 
einem  Ehegatten  erworbene  Eigenthuni  oder  sonstige  Vermögensrecht 
ohne  Kommunikationshandlung  und  jede  von  einem  Ehegatten  gültig 
cinget^.ingcne  \'erbindlichkeit  ohne  SchuldQbernahme  von  Rechtswc«jen 
gemeinscliattlich,  w  <ibci  auch  hinsichthch  der  Liegenschaften  nur  die  ooen 
S.  ^7  }  N.  2  erwähnten  l-.inschr,inkungen  wiederkehren.  Das  gleiche  Pnncip 
aber  gilt  bei  der  partikularen  Güiergemeinschalt  hinsichtlich  aller  Rechte 
und  Verbindlichkeiten,  welche  nach  objektiven  Grundsat/un  in  die  Ge- 
nicm^chalt  fallen;  vgl.  die  aiisUihrlichc  Darlegung  lur  die  lirruugca- 
schaftsgenieinschafi  im  lirk.  des  O.  L.  G.  Darmst.  v.  22.  Jan.  8j  SeutT. 
Bd.  59  N.  219.  Handelt  es  sich  um  ein  Nutzungsrecht,  so  fallt  dessen 
Substanz  und  folgeweise  das  Recht  auf  die  einzelnen  Nutzungen,  nidit 
blos  die  Nutzung  der  Nutzungen  in  die  Errungensdiaftsgcmeiaschaft ; 
Erk.  des  R.  G.  v.  5.  Apr.  82  C.  S.  Bd.  6  N.  $8  S.  2o8~2i}.  ~  Von 
selbst  versteht  es  sich  hiernach  auch,  dass  die  Gütergemdnschat't  aus- 
wärtige Grundstücke  ergrdft;  Pr,  L.  R,  II,  i  S  3^$— )69,  v.  Bar,  Intern. 
Priv.  R.  S.  334  ff.,  Slobbe  I  5  y\  N.  i)  — 17. 

J  In  Bezug  auf  die  Verwendung  des  Nauens  und  Begriffes  »Eigen- 
thiinvf  für  das  Recht  an  der  Substanz  der  unkörperlicben  Einheit  vgl. 
oben  S.  326. 
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idieüe  Antbeile  der  Ehegatten  angenommen  werden  müssen 
oder  sollen.  Denn  unter  allen  Umständen  darf  man  die 
Zerlegung  in  getrennte  Quoten  nur  auf  das  Eigenthum  am 
Vermögen  als  Ganzen»  nicht  auf  das  Eigenthum  an  einzelnen 

Sachtn  und  jedes  sonstige  Vermögenstück  beziehen.  In  der 
That  ptlegt  die  Praxis,  insofern  sie  der  Mitcigeiuhumsthcorie 
huldigt,  das  Miteigentlium  in  diesem  freilich  sehr  unrömi- 
schen Sinne  zu  verstehen'.  Auch  wird  wohl  nirgends  im 
Grundbuch  das  Eigenthum  jedem  Ehegatten  zu  einer  ideellen 
Quote  zugeschrieben  \  Indess  sind  einzelne  Gerichte  auch 
nicht  vor  der  praktisch  ganz  unmöglichen  Vorstellung  eines 
in  gesonderte  Hälften  getheilten  Miteigenthums  an  jedem 
Sachkörper  zurOckgeschreckt Ja  der  zweite  Strafsenat  des 

*  So  namciiilich  die  Preuss.  Praxis;  vgl.  Dernburg  III  5  35;  Entsch. 
des  O.  Tr.  Bd.  68  S.  169  (ein  nicht  beide  Gatten  verbindender  Akt 
kann  nicmais  becQglicb  eines  ideellen  Theiles  der  betroffenen  Sache 
kräftig  sein).  Ebenso  offenbar  das  O.  Tr.  Stuttg.  in  den  Erk.  v.  7.  Febr.  6% 

Seuff.  Bd.  18  N.  146  u.  Bd.  21  N.  131  (wo  einem  jeden  Ehegatten  ein 

aliquoter  Theil  »an  dem  während  der  Elic  zu  einer  unzertrennlichen 
Masse  vereinigten  Vermögen«  /ut^eschricbcn  wird)  u.  v.  21.  Nov.  7}  ib. 
Bd.  29  N.  247  (wo  der  verkehrte  Ausdruck  »Miteigenthuni  am  Gesammt- 
vermögen  nach  idtellen  und  zwar  im  Zwdlel  gkichcn  Theileu,  welche 
sich  mit  der  Trennung  der  Ehe  in  mfflr  Theik  verwandeln,  so  dass  der 
absterbende  Ehegatte  die  Hälfte  des  Gesamrotvermögens  als  seinen 
Nachlass  hinterlässt«,  wohl  dks  besagen  soll).  Vgl.  auch  Erk.  des 
O.  A.  G.  Darmst.  v.  a6.  Okt.  $8  Seuff.  Bd.  16  N.  $6. 

^  Die  Eintragung  erfolgt  vielmehr  nach  manchen  Rechten  auf  de« 
Namen  des  Hliemannes  nis  des  Hauptes  der  Ehe  (vgl.  über  das  Hnnib.  R. 
Baunuisio  II  S.  70  tV.,  über  d.is  Löh.  R.  PauU  Abh.  II  S.  9  und  neuer- 
dings über  das  Hohenzoil.  R.  Q unter  S,  35  tf.,  78,  1 1 1  —  1 12),  regel- 
mäßig aber  auf  den  Namen  des  Ehepaares  {Bestier  5  128  N.  16).  Letz- 
teres ist  auch  In  Preussen  der  Fall;  doch  wird  bei  Anlage  von  Personal- 
folien nadi  der  Grundbuch-O.  $  16  alles  Gut  im  Artikel  des  Mannes 
eingetragen  (hätte  die  Frau  einen  ideellen  Amheil,  so  müsste  sie  daftlr 
die  Anlage  eines  besonderen  Artikels  verlangen  können). 

'  So  spricht  das  O.  L.  G.  Darmst.  im  Erk.  v,  22.  Jan.  83  Seuff. 
Bd.  59  N.  219  von  einer  i)jdceilen  Hälfte  des  Matines«  an  einem  ein- 
zelnen Grundstuck  der  Hrrungenschaltsgenicinsch.it t  und  erklärt  die  Er- 
wirkung einer  Zwangshypothek  in  diese  ideelle  Hallte  iur  zulassig,  wie 
sie  fi'eilich  ebensogut  in  das  ganze  Gnindst&ck  hätte  erfolgen  können. 
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Reichsgerichts  hat  daraus  die  zwar  konsequente,  jedoch  un- 
erträgliche Folgerung  gezogen,  Jas.s  ein  Diebstahl  der  Ehe- 
frau an  einem  Gegenstände  der  allgemeinen  Gütergemein- 
schaft des  preussischen  Landrechts  möglich  sei*! 

II.  Wenn  nun  so,  von  einzelnen  Verirrungen  abgesehen, 
in  der  Praxis  die  eheliche  Gütergemeinschaft  im  Sinne  des 
Rechtsprincips  der  gesammten  Hand  als  ein  Gemeinschafts- 
verhältniss  aufgcfasst  wird,  bei  welchem  das  Subjeht  die 
Hhegatten  m  ihrer  personenrechtlichen  Verbundenheit  sind 
und  das  Objekt  ein  Vermögen  als  Ganzes  ist,  so  handelt  es 
sich  weiter  noch  um  das  Verhältniss  :(wischen  der  einbeit' 
Heben  Gemeinsphäre  des  Ehepaares  und  den  in  Ansehung  des 


Eine  praktische  Wirksamkeit  der  llaluenthciiang  tritt  hierbei  nicht  hcr\or, 
da  die  auf^ebliclie  ideelle  Hälfte  der  Frau  nach  wie  vor  dem  Zugnii  der 
Gläubiger  ausgesetzt  bleibt  und  nach  der  Begründung  des  Erk.  nidit 
einmal  etwas  im  Wege  gestanden  häne,  diese  Hälfte  zuerst  heranzugehen. 

*  Erk.  V.  12.  Apr.  8i  Str.  S.  Bd.  4  N.  ?i  S.  8}— 86;  es  sei  eben 
doch  ein  Miteigenthum  zu  ideellen,  wennschon  latenten  Anthcilen  vor- 
handen; der  Miteigenthümer  aber  k&nne  die  gemeinschaftliche  Saclic 
stehl«!  und  unterschlagen ,  da  nur  ein  Antheil  sein  und  im  Übrigen  ^ 
Sache  ihm  fremd  sei;  bleibe  die  Ehefrau  freilich  wegen  eines  solchen 
Diebstahls  nach  Str.  G.  fi.  $  347  Abs.  2  straffrei,  so  sei  doch  Hdilcret 
dabei  möglich  und  stran>ar.  Man  erwäge  nun»  dass  so  euerseits  die 
Ehefrau  zwar  nach  Pr.  L.  R.  II,  2  $  364  nicht  an  ihren  »noüiweiid%en 
Kleidungsstücken«,  wohl  aber  an  ihren  Schmucksachen  oder  einem  Bilde 
ihrer  Eltern  zur  Diebin  werden,  andrerseits  natürlich  auch  der  Ehemann 
seine  Bucher  und  Manuskripte,  seine  Reliquien  aus  der  Junggesellenzeit, 
ja  seinen  Frack  stehlen  oder  doch  unterschlatren  kann !  —  Weni^i^er  be- 
denkhche  Konsequenzen  hat  d.is  \lr\i.  v.  20.  M.ir/.  8  }  Str.  S.  Bd.  10  N.  6^ 
S.  2!0— 2n  ^cni  «Miteigenthum  der   Ehefrauc   an  den  ein/ehien 

Bestandthcilcn  der  frankischen  Güterf^emeinschalt  gezogen,  wenn  es 
daraus  die  selbständige  Antragi.berechiiguni,'  tier  l-ilietVau  im  Falle  des 
Hausdiebstalils  an  gütergemeinschaftlicheu  Sachen  herleitet;  doch  dun:c 
€s  auch  hier  dem  Wesen  des  Verhältnisses  entsprechen,  nur  ein  einheit- 
liches Antragsrecht  des  bestohlenen  Ehepaares  anzunehmen,  welches  zu- 
nächst blos  der  Ehemann  und  erst  im  Falle  seiner  Verhinderung  die 
Ehefrau  auszuüben  hat;  es  ist  gewiss  nicht  im  Geiste  dieser  Güterredits- 
ordnung,  wenn  dem  Antrage  der  Mutter  auf  Bestrafung  des  Hauskindes 
trotz  des  Widerspruches  des  Vaters  Gehör  gegeben  werden  musst 
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gemeinscbafüichm  f^emögens  bestehenden  Sonäerspbären  der 
Ehegatten^, 

i.  Vollkommen  und  ausschliesslich  in  die  Gemeinsphäre 
fallen  stets  die  im  gemeinschaftlichen  Eigenthum  enthaltenen 

Verwaltung s-,  Verlretungs-  und  Verfügungsrechte*.  Der  Ehe- 
maiiii  hat  freilich  die  freie  Verwaltung  des  \' crmögcn.sganzcn 
und  seiner  einzelnen  Besiandtheile ,  die  uneingeschninkte 
gerichtliche  V^ertretung^  und  eine  ausgedehnte  Verfügungs- 


'  Die  innerhalb  des  Gemeioschaftsverhiltnisses  begründeten  Sonder« 
Sphären  am  Gemeingut  dürfen  natürlich  nicht  mit  den  ausserhalb  des 

Gemeinschaftsvcrhältnisscs  liegenden  Sondersphären  am  Sondergut  ver- 
wechselt werden,  welche  hier  nicht  interessiren. 

^  Dies  gilt  jedoch  mir  von  denjenigen  Befii<»nissen ,  die  eben  im 
iiigcntliumsbereich  als  solchem  wur/cln  uiui  bcsclilosscn  ^ind,  nicht  da- 
gegen von  denjenigen  DisptJiiiiunsrechten,  welche  Jcui  Bereiche  der  in- 
dividuellen Persönlichkeit  angehören  und  erst  mittelbar  das  Vermögen 
betreffen.  So  fällt  beispielsweise  bezüglich  des  von  einem  Ehegatten 
verfassten  Sehriftwerkes,  obschon  daran  nicht  nur  das  Sadwigenthum» 
sondern  auch  nach  der  Veröffentlichung  die  nutzbare  Seite  des  Urheberrechts 
gemeinschaftlich  wird,  doch  die  Entscheidung  über  das  Ob  und  Wie  der 
A'crotTentlichung  nicht  in  die  Cjcmcinsphäre.  Der  Fhemann  knnn  daher 
nicht  eiiiseitif(  einen  Vcrl.i^^^vcr'.rag  über  ein  Bucli  seiner  sciirittstellern- 
Ucu  Frau  iciilicssen.  (Üb  die  Ehefrau  ihrerseits  diesen  Vertrag  nur  unter 
Mitwirkung  des  Mannes  oder  allein  schlicssen  kann,  hängt  von  dem 
Vorhandensein  oder  Fehlen  des  ehemännlichen  Mundium  ab).  Nach  der 
römischen  Auffassung  des  Erbrechts  wird  man  unter  demselben  Gesichts* 
punkt  dem  Ehamann  die  Befugniss  absprechen  müssen»  die  Antretung 
einer  in  die  Gütergemeinschaft  fallenden  Erbschaft  durch  die  Frau  ^u 
erzwingen  oder  statt  der  Frau  vorzunehmen,  \\  ie  Jies  im  Erk.  des  ü.  A.  G. 
Lüheck  V,  20.  Juli  }i  SeufT.  Bd.  9  N.  501  richni;  ausgeführt  ist  fvj^l. 
indess  über  die  spätere  entgegengesetzte  F  it^clieidung  der  Frapc  Jurcli 
die  Bremische  Gcseugebung  ib.  S.  j88  N.  ij.  Dagegen  wird  naturlich 
nach  der  deutschen  Auffassung  des  Erbrechts  jede  einem  Dv^tten  an- 
fallende Erbschaft  ohne  Weiteres  gemeinschaftlich  und  ihre  Ausschlagung 
ist  Veräusserung  von  Gemeinschaftsgut. 

?  Vgl.  i:tk.  des  O,  A.  G.  Darmst.  v.  8.  Dec.  43  Seuff.  Bd.  26 
X.  1J5  (ein  Vergleich  im  Process  kann  daher  von  dem  Manne  selbst 
dann  gültig  geschlossen  werden,  wenn  er  wegen  einer  dnrin  enthaltenen 
Liegenschaftsveräusserung  sonst  der  Zustimmung  beider  Gatten  bedürfte); 
V.  7.  Juni  44  ib.  Bd.  4  N.  529;  v.  9.  März  64  ib.  Bd.  26  N.  243  (auch 
den  Kid  hat  nur  der  Ehemann  im  Process  zu  leisten).    Erk.  des  O.  Tr, 
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gewalt,  in  welcher  vielfach  sogar  die  Befugniss  zur  Ver- 
äusserung  und  Belastung  von  Liegenschaften  enthalten  ist  * : 
allein  er  verwaltet,  vertritt  und  verfügt  lediglich  als  Haupt 
der  ehelichen  Gemeinschaft*  und  übt  damit  nicht  theilweise 
eignes  Recht  in  eignem  Namen  und  theilweise  fremdes 
Recht  in  fremdem  Namen,  sondern  durchweg  das  einheit- 
liche Recht  der  verbundenen  Gurten  im  N.imen  des  Ehe- 
paares aus^   Auch  die  Ehefrau  hat  als  Hausfrau  im  Kreise 


Stuttg.  V.  6.  Juni  51  ib.  Bd.  4  H.  2)$a.  Erk.  des  O.  A.  G.  Jena  v. 
35.  Febr.  60  ib.  Bd.  16  N.  226.  Auch  Cramer  a.  a.  O.  S.  I)  ff.  57«  ti}. 

*  Man  vergl.  die  Gesetze,  wdcbe  dies  ausdrücklich  bestimmen,  bei 

Roth  $  105  N.  8  (für  allgemeine  Gütergemeinschaft),  ^  118  N.  26  (för 
Hrrungciischaftsgemeinschaft)  und  §  128  N.  12  (für  Mobiliargcmeinschaft), 
lifsfier  $  I2Ö  N.  19,  Slohhfi  §  238  N.  28,  §  146  N.  40,  Cramer  a,  a.  O. 
S.  12,  57  u.  III;  dazu  1-rk.  des  O.  H.  G.  Mannheim  v.  1844  •'^'^i^i''. 
Bd.  I  N.  71,  des  O.  A.  Ci.  Damist.  v.  2;.  Nov.  59  ib.  Bd.  9  N.  ",o. 
des  Ü.  Tr.  Berlin  v.  2.  Juli  7.S  ib.  Hd.  ^4  N.  $5,  des  O.  L.  G.  Darmst. 
V.  22,  Jan.  8j  ib.  Bd.  59  N.  219.  Doch  darf  man  dies  nicht  einmal  mit 
dem  Erk.  des  O.  I..  G.  Darnibt.  v.  51.  Mai  61  ib.  Bd.  16  N.  55  bei  der 
l!rrung»:nschat:s<;Lmcinschaft,  geschweii^c  denn  mit  dem  Erk.  des  O.  .\.  G. 
Munclien  v.  15,  März  35  ib.  Bd.  i  N.  240  bei  der  allgemeinen  Güter- 
geniemschaf^  für  die  gemeinrechtliche  Regel  erklären. 

*  Diese  Stellung  des  Mannes  als  Gemeinschaftshaupt  ist,  obwohl 
nach  älterem  deutschem  Recht  untrennbar  mh  dem  ehemännlichen  Mun* 
4ium  verknüpft,  doch  heute  von  dem  letzteren  begrifflich  unabhängig; 
vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  t8.  Febr.  81  C.  S.  Bd.  4  N.  67  &  3j8>-242, 
auch  V.  14.  Nov.  79  ib.  Bd.  i  N.  57  S.  85^86  u.  v.  15.  Mars  8t  Bd.  4 
S.  }7a-575- 

J  Die  Praxis  folgt  (nachdem  ältere  Versuche  einer  »civilistischen 
Konstruktion«  mit  Hülfe  einer  vermutheten  »stillschweigenden  Einwil- 
ligung« der  Frau  so  ziemlich  verschollen  sind)  neuerdings  meist  der 
richtigen  Auffassung.  Vgl.  Prk.  des  O.  A.  G.  Jena  v.  27.  Febr.  45 
Seuff.  Bd.  I  N.  351:  der  Mann  hat  nur  als  Reprasentain  der  ehelichen 
Cienossenschaft  die  Verwaltung  und  Verfügung;,  l'rk.  des  O.  A.  G. 
OlUenb.  v.  18.  Dvc.  45  ib.  Bd.  i  N.  72.  Erk.  des  O.  A.  G.  Jena  v. 
25.  Febr.  60  ib.  Iki.  16  N.  226:  der  Ehemann  ist  nicht  blos  Verwalter, 
Nutzniesser  und  Elicvorniund,  sondern  Jas  IJaupt  der  eheliclhtt  Genossen- 
sdiaß  und  als  solcher  auch  im  Proccss  thätig;  er  ist  daher  nicht  »Ver- 
treter der  Frau«  im  processualischen  Sinne,  weshalb  eine  Restitution  der 
Frau  wegen  seiner  Versäumnisse  nicht  stattfindet.  Erk.  des  O.  Tr.  Berlin 
V.  27.  Okt.  6}  ib.  Bd.  18  N.  147:  das  einseitige  Verfögungsrecht  des 
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der  Schlüsselgewalt  und  darüber  hinaus  im  Bereiche  ihres 
natürlichen  Berufs  zur  Vertretung  des  verhinderten  Haus* 
herm,  als  Handels-  oder  Gewerbefrau  aber  sogar  im  ganzen 
Umfange  des  betreffenden  Geschäftsbetriebes  das  «;eniein- 
bciuiiliche  Vermögen  zu  verwalten  und  zu  vertreten*:  sie 


liheni.inne;»,  wenn  auch  unbeschränkt  und  auf  Grundstücke  erstreckt,  be- 
steht doch  nur  »zum  Zwecke  der  ehelichen  (ienossenschal't«;  er  hat  es 
äüs  »Herr,  nicht  als  Eigenthümer«.  Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  i.  Febr.  77, 
SeufT.  Bd.  33  N.  40:  die  Verwaltungs-  und  Dispositionsrechte  des  Mannes 
stehen  ihm  nur  »in  Repräsentation«  und  »f&r  die  Zwecke«  der  Ehe  und 
Familie  ^u;  sie  erlöschen,  wenn  er  durch  thatsächliche  Trennung  der 
Ehe-  und  Hausgemeinschaft  (er  war  hier  nach  Amerika  entwichen)  sie 
aufgiebt,  und  gehen  J.inii  bei  ihrer  liochst  persönlichen  Natur  nicht  etwa 
auf  die  Gläubiger  über.  Hrk.  des  H.  (i.  24.  März  80  C.  S.  Bd  t 
N.  141)  S.  395  —  597;  soweit  der  Mann  kraft  seiner  Vogtscliaft  verlugen 
kann,  verpflichtet  er  die  Frau  in  Bezug  auf  das  ganze  Vermögen ;  soweit 
er  nicht  verfügen  kann,  steht  ihm  tarnt  Verfugung  überhaupt  nicht  und 
auch  nicht  in  Bezug  auf  einen  ideellen  Antheil  zu;  vielmehr  ist  seine  ein- 
seitige Verfügung  in  der  den  beiden  Ehegatten  zu  gemeinsamer  Ver> 
fugung  vorbehaltencn  Sphäre  nichtig  und  zwar  auch  für  ihn  selbst. 
Rbcnso  dns  Hrk,  des  O.  Tr.  Berlin  v.  2t.  Juni  75  Entsch.  Bd.  75  5,257  IT., 
bes.  S.  265. 

•  Vgl.  R,^ll>  5  T06.  5  ir8  II.  ^  t2S  II  2:  Slobk'[,22.r-  l^rk.  de^  O.  A.  G. 
Kiel  V,  4.  Apr.  38  SeulL  Hd.  7  N.  104,  des  O.  Tr.  Berlin  v.  jo.  Üki.  65 
ib.  Bd.  19  N.  99;  dazu  SeufT.  Bd.  $  K.  29,  Bd.  14  N.  98,  Hd.  24  N.  45, 
Bd.  38  N.  13$,  Bd.  39  N.  22.  Bei  der  Vertretung  im  Process  ist  jeut 
durch  die  Civ.  Pr.  O.  jede  aus  der  beschränkten  Handlungsfähigkeh  der 
Khefrau  h«rrilhrende  Schranke  beseitigt,  während  die  Frage  nach  der 
Sachlegiiimation  der  klagenden  oder  beklnj^Ten  Ehefrau  hiervon  niciit 
bcrülirt  wird  (vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  16.  J.ui.  S5  C.  S.  Hd.  15  S.  29^). 
Die  Ihindek-  oder  Gewerbefrau  erschein:  regelniaiiig  als  sclbst.iiuli^e 
Vcrwalierin  und  \  ertreterin  eines  nur  tiiatsachlich  gesonderten  Besi.uid- 
theilcs  des  Gemeinschaftsvermdgem ;  möglich  ist  es  freilich  auch,  dass 
das  Geschäftsvermögen  als  ihr  Sondergut  konstituirt  ist;  auch  dann  aber 
verschuldet  die  Handelsfrau  nach  H.  G,  B.  Art.  8  durch  Handelsschulden 
zugleich  das  ganze  Gemeinschaftsgut  (nicht  etwa  blos  ihren  AntlicÜ).  — 
Singular  ist  bei  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  des  Hamburger 
Rechts  die  der  Frnii  unter  fjewissen  Umst.inden  über  die  von  ihr  ein- 
gebrachten Bcstandtheiie  des  Genieinsch.iits>;uts  eingeräumte  Verfügungs- 
maciu  (Stadtr.  III,  1,  14,  III,  6,  9).  Doch  wird  dadurch  so  wenig  wie 
durch  die  Befreiung  des  Prauenguts  von  der  Haftung  für  voreheliche 
Schulden  des  Mannes  (ib.  II,  $,  11)  der  Begriff  der  Eigenthumsgemeinschaft 
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erscheint  jedoch  hierbei  ebenfalls  als  Repräsentantin  des  ein- 
heitlich zusamniengefassten  Ehepaars*.  Somit  ist  die  Hcrr- 
schattsniacht  des  einzelnen  Ehegatten,  so  weit  immer  sie 
reichen  mag,  niclit  Negation,  sondern  Ausfluss  der  gesamm- 
ten  Hand'.  Wo  aber  diese  Herrschaftsmachc  des  Hausherrn 
oder  der  Hausfrau  endet,  da  müssen  beide  Ehegatten  zusam- 
menwirken, um  das  berechtigte  Subjekt  zur  Darstelluni;  zu 
bringen.  Dies  ist  im  Sinne  der  ursprünglichen  Gestaltung 


ausgeschlosseiB ,  wie  Stobbe  $  2)7  N.  5  mit  (y€pp  u.  A.  meint.  Denn 
mit  dem  Begriff  einer  Eigenthumsgemeinschaft  sun  Verniögensganzen  ist 

CS  immerhin  vereinbar,  dass  in  dem  einen  oder  anderen  Punkte  fiir  die 
einzelnen  ßestanJtheile  je  nach  ihrer  Herkunft  ungleiche  Regeln  gelten; 
vgl.  oben  S.  578. 

'  Riclitigc  Anschauungen  über  die  Natur  der  Schlüsselgewalt  und 
ihrer  etwaigen  Erweiterungen  entwickelt  das  O.  A.  G.  Oldenburg  inj 
Erk.  V.  18.  Dcc.  45  Seuff.  Bd.  i  N.  72  :  es  sei  stets  nur  »vereintes  \\  i-»!len 
und  Handeln  der  eiielichen  Genossenschaft«  wirksam,  welche  Jabel  ent- 
weder durch  den  }:hemann  als  caput  lannliae  oder  durch  die  I-helrau  als 
Hauslrau  vertreten  werde  ;  darum  aber  werde,  wennschon  die  1-rau  ia 
ihrer  Sphäre  »als  rechtmäßiges  Organ  des  in  der  Ehe  vereinten  WUlens 
der  beiden  Ehegatten  und  als  berechtigte  Vertreterin  der  ehelichen  .  Ge« 
nossenschaft  Dritten  gegenüber«  erscheine,  doch  ihre  Vertreiun^befugniss 
durch  den  Widerspruch  des  Ehemanns  gehemmt;  nur  müsse  diesdr  Wider- 
spruch dem  Dritten  bekannt  geworden  sein,  um  ihm  g^enüber  die  W^irk- 
samkeit  der  fraglichen  Handlung  der  Frau  ausxuschliessen.  Ähnlich  bc- 
gründet  dasO.  Tr.  Berlin  im  Erk.  v.  30.  Okt.  6j  ib.  Bd.  19  N.  99  (Strieth. 
Arch.  Bd.  >2  S.  58)  sowohl  die  Schlüsselgewalt  als  auch  die  nusgedehn* 
tere  eheweibliche  Verfügungsgewalt  im  Falle  dauernder  Verhinderung 
des  Ehemannes  (durch  Abwesenheit,  Blödsinn,  PrcHligalität  u.  s.  w.)  aus 
der  eherechtlichen  Stellung  der  Hausfrau,  welche  als  solche  neben  dem 
Hausherrn  ^ur  Tlieiinahme  an  der  »Herrschaft«  berufen  sei.  —  Gan^ 
romanisiisch  dagegen  (aus  dem  Princip  der  iiegotiorum  gestio)  \\  ird  die 
Schlüsselgewalt  vom  O.  A.  G.  Dresden  im  Ivrk.  v.  uSji  Seu!l.  Bd.  ^ 
N.  29  u.  V.  21.  Juni  60  ib.  Bd.  14  N.  9H  koustruirt.  Unriclitig  aucii  Erk. 
des  O.  \.  G.  Wiesbaden  v.  6.  Juni  34  ib.  Bd.  5  N.  185. 

*  Dies  gilt  auch  bei  der  in  eherechtlicher  Hinsicht  sehr  anomalen 
Form  der  Münster*schen  P.  O.,  nach  welcher  jeder  Ehegatte  in  ähnlicher 
Weise  die  freie  Verfugungsniacht  Über  das  ganze  götergemeinschafüiche 
Vermögen  hat,  wie  im  Zweifel  jeder  offene  Handelsgesellschafter  über 
das  Gesellschaftsvermögen;  vgl.  Roth  $  105  N,  3t  u.  das  dort  angef. 
Erk.  V.  Celle. 
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des  Gesammthandsprincips  vielfach  bei  jeder  Substanzver- 
fügung  über  eine  Liegenschaft  geltendes  Recht'.  Zum  Theil 
ist  das  Erfordemiss  der  Mitwirkung  beider  Ehegatten  durch 
die  Gesetzgebung  noch  >veiter  ausgedehnt'.  Zum  Theil  ist 
es  umgekehrt  dadurch  eingeschränkt,  dass  auch  die  Liegen- 
schaften als  Bestandtheile  des  gemeinschaftlichen  Vermögens- 
ganzen der  Verfügung  des  Hauptes  der  Gemeinschaft  unter- 
worfen sind*  AHein  auch  im  letzteren  Falle  bleiben  gewisse 
Dispositionen  dem  lüicpaaic  als  solchem  voriKiKiluii.  Denn 
unter  allen  Umständen  können  nur  beide  Ehegatten  zusam- 
men über  die  Substanz  des  V  ermögens  als  eines  Ganzen 
verfügen^.  Darum  kann  im  Zweifel  auch  kein  Ehegatte  ein- 

»  Vgl.  die  bei  Reih  5  105  X.  9-15  u.  ^  118  N.  27,  Stobbc  §  2j8 
.  N.  29  —  })  u.  5  246  N.  41  u.  Begier  %  128  N.  17 —  18  augcf.  Gesetze. 
Dazu  Erk.  d«$  R.  G.  v.  i.  Dec.  82  Str.  S.  Bd.  7  N.  80  S.  265—269  (tlir 
das  Gebiet  der  Poininer*schen  Bauerordnung;  das  durch  Kauf  eines 
Grundstücks  erworbene  Recht  auf  Aulkssung  aber  kann  der  Hhemann 
ohne  Mitwirkung  der  Ehefrau  gültig  \\'icder  veräussem).  Hierin  muss 
man  noch  immer  die  gemeinrechtliche  Kessel  crhlicken.  wie  dies  neuer- 
dings der  Obst.  G.  f.  Bayern  (im  Gegensatz  2U  der  oben  angel.  Hntsch.) 
mehrfach  angenouinien  hat;  Krk.  v.  i  j.  Jan.  76  SeuH'.  Bd.  ji  N.  541, 
auch  V.  2j.  Okt.  69  ib.  Bd.  }o  N.  j8  u.  v.  5.  Febr.  75  b.  Roth  j  io> 
N.  25 ;  vgl.  auch  Erk.  des  O.  A.  G  Darmst.  v.  8.  Dec.  43  SeufT.  Bd.  26 
N.  1)5.  Zustimmend  a.  a.  O.  S.  8$.  Singular  ist  es»  wenn  bei 
ebem  sonst  im  Sinne  der  allgemeinen  G&tergemcinschaft  geordneten 
ehelichen  Güterrecht  die  Zustininiung  der  Frau  nur  bei  der  Veräusserung 
der  von  ihr  eingebrachten  Liegenschal  ten  gefordert  wird,  wie  in  Hohen - 
zollern-Hechingen  ;  vgl.  Cramer  a.  a.  O.  S.  57  11.  111.  Hoch  wird  iiier- 
durch  wieder  an  sich  der  Ikgritf  der  Higentluims^emciiischalt  am  V'er- 
niögensganzen  noch  nicht  ausgeschlossen ,  vgl.  oben  S.  jhj  N'.  1.  Darum 
nimmt  Orantir  S.  79  ß'.  mit  Recht  an,  dass  in  Hechingen  das  hier  alt- 
hergebrachte S>'stem  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  noch  heute  besteht. 

*  Vgl,  die  Ges.  bei  Roth  $  los  N.  10—1$  u.  Siclfb*  a.  a.  O.;  so 
auf  Einziehung  und  Kündigung  von  Kapitalien,  Bürgschaften»  Vergleiche 
u.  s.  \v.,  ja  nach  der  Nürnb.  Ref.  auf  alle  Verträge. 

5  Vgl.  oben  S.  v^-  ^-  ^-  ^^"^  Zusammenhang  dieser  Erweiterung  der 
Verfügungsgewalt  des  Jihemannes  mir  der  Entsonderung  der  Grundstücke 
durch  Finlugung  in  ein  Vermögensganzes  ist  schon  erwähnt;  vgl.  oben 
S.  5)2  N.  I, 

4  Ausdrücklich  ist  för  die  Westßil.  Gütergemeinschaft  durch  das 
Ges.  V.  16.  Apr.  60  $  }  bestimmt :  »Verträge,  durch  welche  das  gemein- 
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seitig  einen  reinen  Liberalttätsakt  oder  ein  anderes  Rechts- 
geschäft vornehmen,  welches  unmittelbar  auf  eine  erhebliche 

Minderuni^  der  Werthsiibstanz  des  gemeinschaftlichen  V^er- 
mögens  ohne  Verschaffung  eines  Äquivalents  gerichtet  ist'. 


schaftliche  Vermögen  ganz  oder  theitweise  sdion  bei  Lebzeiten  der  Ehe- 
leute in  Rficksicht  auf  eine  künftige  Erbfolge  abgetreten  wird  (Übertrags^ 
vertrage),  können  nur  von  beiden  Eheleuten  gemeinschaftlich  abgeschlos- 
sen werden«.  Das  R.  G.  im  Hrk.  v.  24,  März  80  C.  S.  Bd.  i  K.  140 
S.  39^  tT.  findet  aber  hierin  mit  Recht  das  allgemeine  Prtncip  sanktionirt, 
dass  über  das  Gcsammtvermögen  oder  einen  aliquoten  Theil  desselben 
nur  beide  Ehegatten  zusammen  verfugen  können*  Dieses  Prindp  ist  für 
jede  Gütergemeinschaft  auf/ustellcn. 

'  Denn  hierin  liegt  eine  Dispo^i^ion  nicht  blos  über  Jie  beiroucncn 
Einzelsacheti,  sondern  über  den  Vert)iugeü:5jnbegriff  als  ;>olchen.  Vgl.  Erk. 
des  O.  Tr.  Berlin  v.  27.  Okt.  6^  Seuff.  Bd.  18  N.  147:  es  ist  durchweg  . 
anzunehmen,  »dass  der  Ehemann  das  gesanuiitc  ;^uicrgemeinschalilichc 
Vermögen  oder  einen  aliquoten  Theil  desselben  (rcsp.  dessen  hauptsäch- 
liche Bestandtheile)  nicht  so  veräussem  dürfe,  dass  das  Äquivalent  der 
Veräusserung  ilim  allein  oder  einem  Dritten  und  nicht  der  Gemeinschaft 
zu  Gute  komme«.  Erk.  des  O.  Tr.  Stuttg.  v.  i.  Febr.  75  ib.  Bd.  ;i 
N.  147 :  trotz  seiner  Weite  hat  das  Verfögungsrecht  des  Ehemannes  nach 
Wesen  und  Zweck  der  Gemeinschaft  begriffliche  Grenzen ;  er  kann  nicht 
nur  kerne  »beträchtlichen  Schei^kungentr  (und  hier  vertragsmäßig  auch 
keine  BürgschaftsObern ahmen  und  Verpfändungen  für  Dritte)  gültig  voll- 
ziehen,  sondern  auch  nicht  das  liegenscliafth'che  Vermögen  veräussem, 
um  mit  dem  erlösten  banrcn  CiolJe  nach  Amerika  zu  entweichen ;  ein 
solches  Geschäft  ist  auch  dem  Kaufer  gegenüber  anlechtbar,  wenn  dieser 
um  den  Widerspruch  der  Ehefrau  wussie.  Erk,  des  O.  A.  G.  Darnist. 
v.  1840  ib.  Bd.  19  N.  1)6:  keine  Verwahungsmabregel  (hier  Bchisiung 
eines  Grundstücks  mit  einem  Baux  erbot),  welche  »das  ehehche  Ciesnmnu- 
verniögcn  weseuthch  becitilrächtigt«.  Vgl.  auch  liins.  des  Prcuss.  R. 
Dernbur^r  m  r  \^  22  u.  Erk.  des  O-  Tr,  Entsch.  Bd.  57  S.  144  ff., 
Strieth.  Bd.  67  S.  74  u.  Bd.  86  S.  208  ff. ;  femer  Code  civ.  Atl  t4}7.-> 
Hinsichtlich  der  Schenkungen  vgl.  auch  Erk.  des  O.  A.  G.  Jena  v. 
27.  Febr.  4$  Seuff,  Bd.  i  N.  )Si  (keine  »reinen  Schenkungen,  welche 
dem  Stand  und  den  VermÖgensverhältnissen  der  Ehegatten  unangemessen 
sind«)  und  die  bei  Roth  $  105  N,  4  angef.  Geseue.  Die  Frage,  in  wel- 
chem Umfange  nach  der  Natur  des  Verhältnisses  der  Matm  resp.  die 
Frau  (die  zweifellos  durch  Gel^^enheitsgeschenke,  Geschenke  an  Arme 
und  für  wohlthätige  Zwecke  u,  s,  w.  die  Gemeinschaft  ebenfalls  zu  bin- 
den vermag)  einseitig  schenken  kann,  lässt  sich  nur  konkret  entscheiden. 
Manche  Gesetze  jedoch  gestatten  dem  Manne  ganz  allgemein  jede  auch 
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Im  Bereich  dieser  dem  Repräsentationsprincip  entrückten 
Dispositionssphäre  bedarf  es  mich  heute  an  sich  eines  gemein- 
schaftlichen Verfügungsaktes  mit  gesammter  Hand*.  Die  Ge- 
:setze  begnügen  sich  jedoch  vielfach  mit  der  Handlung  des 
Mannes  und  der  Zustimmung  der  Frau.  Auch  dann  aber 
muss  die  übereinstimmende  Willenserklärung  beider  Träger 
der  Gemeinschaft  vorliegen,  damit  überhaupt  das  zur  Dispo- 
siiiun  bciu^ic  Subjekt  als  wollend  und  iundcind  erscheine 
und  irgend  ein  Rccluscrfolg  zu  Stande  komme Nur  wenige 
Gesetze  weichen  hiervon  insofern  ab,  als  sie  bei  gewissen 
der  Gemeinschaft  nachtheiligen  Geschäften  die  Mitwirkung 
•der  Frau  zwar  nicht  für  wesentlich  erklären,  der  Frau  jedoch 
ein  Recht  der  Rescission  binnen  kurzer  Frist  (reclamatio 
«ixoria)  gewähren'. 


unentgeltliche  Veriusserung  einzelner  FahmUsstücke.  So  verlangt  das 
Westfsll.  Ges.  v.  16.  April  1860  5  3  die  Einwilligung  der  Frau  nur  <u 
unentgeltlichen  Verfügungen  über  einzelne  Immobilien  und  über  das  ge« 
sammte  bewegliche  Vermögen  oder  einen  aliquoten  Theil  dl.■s^clben. 
EWrnso  Code  civ.  Art.  1422.  Vgl.  ferner  die  nbweiclienden  Bestim- 
mungen des  Pr.  L.  R.  II,  i  $  ^8r— 583  u.  die  bei  Roth  a.  a.  O.  N.  5  u. 
Stobbe  5        N.  23  anget.  Gcsei/e. 

'  Dies  wird  vom  R.  G.  im  Erk.  v.  24.  März  80  C.  S.  Bd.  i  N.  140 
S.  )9S— 397  Hir  den  Fall  einer  Übertragung  des  ganzen  Vermögens  gegen 
Gewährung  von  Wohnung  und  Unterhalt  angenommen.  Es  ist  aber 
überall  festzuhalten,  wo  nicht  das  Gcgentheil  als  positives  Recht  er- 
weislich ist. 

'  Vgl.  oben  S.  ;S2  N.  ^;  hins.  des  Prcuss.  R.  Drrnhur^  III  ^  37  (bes. 
N.  4,  II  — 15,  17 — iS).  Wenn  das  O.  A.  G.  n.imist.  im  Ivrk.  v.  1840 
Seuff,  Bd.  19  N.  156  einen  Vertrag,  der  das  Gesamnitvermögen  wesent- 
lich beeinträchtigt,  för  anfeditbar  durch  die  Ehefrau,  nicht  aber  durch 
den  Ehemann  selbst  erklän,  weil  der  Letztere  »nur  innerhalb  der  ehe- 
männlichen Verwaltungsbefugnttse  gdiandelt«  habe,  so  ist  dies  princip- 
widrig.  Dem  Dritten  gegenüber  kann  freilich  im  Falle  formeller  Legiti- 
mation des  Fhemanns  die  Geltendmachung  der  materiellen  Überschrei- 
tunfj  der  cliemännliclien  D)spo«iitionssphäre  durch  m:»l.i  fldes  bedingt  sein 
(vgl.  oben  S.  j86  N.  I  u.  dazu  .S.  ^S  j  N.  i)-  nilein  immer  ist  das  Gesciüft 
entweder  Jür  beide  Ehegaticr.  i^der  lür  keinen  gültig. 

J  Vgl.  Roth  §  IG)  N.  i6~2o;  Stobhf  f,  258  N.  }6 ;  Erk.  4.es  R.  O. 
H.  G.  V.  4.  Apr.  72  Bd.  5  N.  84  S.  569  (bei  Vichhandelsgeschäften)  u, 
V.  21.  Febr.  76  ib.  Bd.  19  N.  92  S.  320  (bei  Differenzgeschäften). 

2$^ 
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2.  Die  Gi'nicifispLuit c  unispaniit  ferner  den  Besit:^  und 
Gemtss  des  gemeinscliattlichen  Vermögens,  Man  wird  indess 
kaum  bezweifeln  können,  dass  an  sich  auch  bei  strengster 
Durchführung  der  Lebensgemeinschaft  zugleich  eine  Sonder- 
Sphäre  des  individuellen  Besitzes  und  Genusses  für  jeden 
Ehegatten  besteht.  Nur  fällt  die  Grenzziehung  zwischen  Ge- 
meinsamkeit uiici  Absonderung  in  dieser  Hinsicht  ausschliess- 
lich der  Sitte  und  nicht  dem  Recht  anheim'.  Die  juristische 
Betrachtung  muss  sich  also  mit  dem  Hinweis  darauf  be- 
gnügen, dass  in  Bezug  auf  Besitz  und  Genuss  des  gemein- 
schaftlichen Vermögens  das  eheliche  Gesammtrecht  sonder- 
rechtliche Bestandtheile  enthält*. 

3.  Wird  nun  von  den  einzelnen  Higenthumsbefugnissen 
die  SuhsUin:!^  des  Eigenlhuins  selbst  unterschieden,  so  ist  sclion 
oben  geltend  gemacht,  dass  innerhalb  der  ungetheilten  Eigen- 
thumsgemeinschaft des  Ehepaares  für  antheilmäßige  Sonder- 
rechte der  Ehegatten  an  ein^^elnen  körperlichen  oder  unkörper- 
lichen Sachen  schlechthin  kein  Raum  ist.  Dagegen  muss 
hinsichtlich  der  Frage  nach  dem  Vorhandensein  von  anihcil- 

'  Auch  das  Pr.  A.  L.  R.  enthält  eine  soldie  nicht;  es  nimmt  nur 
»die  nothwendigen  Kleidungsstücke  der  Frau«  von  der  Eigenthumsgemetn- 
Schaft  überhaupt  aus  (II,  1  $  364)  und  berücksiditigt  die  überdies  inner- 
halb der  Eigenthumsgemeinschaft  begründeten  besonderen  Gebrauchsrechte 
insoweit,  als  bei  der  Theilung  des  Vermögens  nach  der  Auflösung  der 
Gemeinsdiaft  durch  den  Tod  der  überlebende  Ehegatte  (und  ebenso  bei 
der  Ehescheidung  der  die  Hälftentheilung  walilende  unschuldige  Ehe- 
gatte) stets  »die  zu  seinem  eignen  persönliclicn  Gebrauche  bestinmiten 
Kleidungsstücke,  Betten  und  Leibwäsche«  als  Voraus  erhalten  soll  640, 
645  u.  815),  der  verstorbene  Fhcti^ane  die  gleichen  Gegenstände  auf  seine 
unabcjefundenen  Kinder  als  Voraus  vererbt  (J>  641).  Vgl.  auch  Hohenloh. 
L,  K.  V,  2  5  1. 

'  Übrigens  wird  inner  Umstanden  der  Ricliter  sich  der  Ruck-sjcht- 
nnhme  auf  die  in  der  Natur  der  Sache  bci^ruiidotcii  individuellen  )>cst:/- 
uiid  Cjebrauchsrechte  nichi  cntbdilagen  kunnciij  so  selbst  bei  bcätchcnJcr 
Gemeinsdiaft  im  Falle  einer  einstweiligen  VerA3igung  in  einem  Ehe> 
Scheidung  sprocess  oder  einer  seitweiligen  Trennung  von  Tisch  und  Ben, 
sowie  bei  der  Beurthetlung  des  Verhältnisses  während  einer  thatsach- 
liehen  Unterbrechung  der  liebensgemeinschaft ;  insbesondere  aber  bei  der 
Auseinandersetzung  der  Gemeinschaft. 
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mäßigen  Sonderrechten  am  Vermögensganim  zwischen  gegen* 
wärtigen  und  anwanschaftlichen  Sonderrechten  unterschie- 
den werden. 

Gesonderte  EigentbumsaniheiU  am  VernLo^cn  der  bestehen- 
den Gemeinschaft  existircn  in  Wahrheit  mcht^,  Sie  sind  öber- 

luupi  nicht  vorstcUbar,  wciüi  das  Wi  h.iliniss  so  gcoidnct 
ist,  dass  auch  mit  der  Auflösung  der  Gemeinschaft  entweder 
gar  keine  Quoten  oder  je  nach  den  nunmehr  vorhegenden 
Umständen  ungleiche  Quoten  entstehcn^  Wo  aber  mit  Rück- 
sicht auf  eine  künftige  Quotentheilung  schon  bei  bestehen- 
der Gemeinschaft  bestimmte  ideelle  Antheile  (in  der  Regel 
Hälften)  eines  jeden  Ehegatten  angenommen  werden  können 
oder  nach  dem  Wortlaut  des  positiven  Rechtes  angenommen 
werden  müssen',  da  handelt  es  sich  schliesslich  nur  um  eine 
im  Grande  völlig  leere  Vorstellung.  Denn  diese  Antheile 
haben  weder  einen  realen  Gehah,  da  sie  in  keiner  Weise 
den  Grund  oder  den  Maßstab  für  die  Theihiainne  an  der 
Verwaltung  oder  dem  Genuss  des  Vermögens  bilden,  noch 
sind  sie  in  irgend  einer  Weise  reahsirbar,  da  der  einzelne 
Ehegatte  seinen  Antheil  nicht  veräussern  und  ebensowenig 
die  Theilungsklage  anstellen  kann^.  In  Theorie  und  Praxis 
pflegt  man  denn  auch  die  angeblichen  Quotenrechte  alsbald 


'  Vgl.  oben  S.  369  N.  2  u.  370  N.  i. 

*  V|(].  SUiiAi  S.  221—222,  276  N.  29,  284  N.  3.  Zu  den  von  ihm 
angef.  Ordnungsverhältnisscn  treten  noch  viele  andere  mit  der  Annahme 
gesonderter  Quoten  unvereinbare,  sobald  die  gesetzlichen  Bestimmungen 
für  die  Fventualit.ltcn  der  Hhescheiduno;  oder  der  Gütersonderung  ohne 
Aurtüsung  der  Ehe  mit  in  Betracht  gezogen  werden. 

J  Vgl.  oben  N.  57—58  S.  571  N.  1—2. 

4  Dies  Alks  ist  unbestritten  und  unbestreitbar.  Es  ist  wohl  nur  ein 
ungenauer  Ausdnick,  wenn  S.  221  von  einer  Verfugung  des  Man^ 
nes  »über  seine  ideelle  Qjiote«  spricht  Selbst  wenn  der  Mann  so  frei 

gestellt  wäre,  dass  er  einseitig  eine  Qiiote  als  solche  verausscm  könnte 
(vgl.  jedoch  oben  S.  38$  N.  4),  so  vermöchte  er  doch  niemals  über  seine 
Hälfte,  sondern  nur  über  eine  Hälfte  zu  verfügen:  er  würde  damit  nicht 
seiner  Frau  einen  .uidercn  Miteifrcnthümer  .in  seiner  Stelle  aufdrängen, 
sondern  das  Gemeinschattsverniogen  .lul  die  ideelle  HaÜte  reduciren  und 
an  dieser  zurückbleibenden  Hälfte  selbst  wieder  Mitcigenthiimer  sein. 
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dadurch  unsch  kiiich  zu  raachen,  dasb  nun  sie  lur  »latent« 
oder  »  rii  h  en  d  <>  erklärt*. 

Umgekehrt  sind  sondcrrechtUchc  Anwarlschajten  auf  einen 
Eigenihumsantheil  für  den  toll  der  Auflösung  der  Gemeinschaft 
in  irgend  einem  Umfange  stets  för  jeden  Eh^atten  be- 
gründet. Denn  immer  bestehen  sie  für  den  Fall  der  Eheschei- 
dung'^ und  für  die  Fälle,  in  denen  nacli  gesetzlicher  Vor- 
schrift ein  Ehegatte  die  völlige  oder  theilweise  Aufhebung 
der  Geinein  Schaft  auch  ohne  Beendigung  der  Ehe  erwirken 
kann'.  Die  Anwartschaften  dieser  Art  können  sich  auf  eine 


'  Erk.  des  O.  Tr.  Stuttg.  v.  7.  Febr.  63  Seuff.  Bd.  2  t  N.  ni  (auch 
Bd.  18  N.  146):  Aliquote  Antheile  eines  Jeden,  welche  mit  der  Auf- 
lösung der  Gemeinschaft  »hervortreten«,  nachdem  sie  »wahrend  der 
Dauer  dieser  Gemeinschaft  sich  nicht  äußern  konnten,  gleichsam  geruht 
haben«.  Vgl.  Runde^  deut.  ehel.  Güterr.  S.  1 19  u.  150  ff.;  Förster  III 
%  209  (»Miteigcntbiim  mit  latenten  Aniheiletiu);  Cramcr  a.  n.  O.  S.  8— 11» 
3^^  7)>  9)>  109  —  110  (»wirksames«  Miteigentiium  des  Ehemannes  uud 
»ruhendes«  der  Frau). 

»  Vgl.  Roth  §  149,  Stobbe  5  249. 

3  Vj»l.  Roth  5  109  N.  }— 5.  5  120  N.  6-13,  §  HO  N.  S-is;  Stobbe 
S.  215  u.  285.  llicrüLi  gehört  das  Kc^lu  jedes  E})egatUn  uui  .\ufhebung 
oder  doch  Einschränkung  der  Gütergemeinschaft,  wie  es  sowohl  bei  der 
allgemeinen  wie  bei  der  partiellen  Gütergemeinschaft  begegnet;  so  bei 
jener  wegen  vorehelicher  Oberschuldung  des  anderen  Ehegatten  (z.  B. 
nach  Pr.  L.  R.  II»  z  §  J92— 394  binnen  zweijähriger  Frist  mit  Wahlrecht 
zwischen  bioser  Absonderung  des  eingebrachten  Verm^ns  und  völliger 
Gemeinschaftsaufhebung,  vgl.  Entsch.  des  O.  Tr.  Bd.  67  S.  10}  u.  Dtrt§- 
hurg  III  5  }8,  sowie  nach  Hohenloher  Landr.  I,  4  5  ^  Bamb,  L.  R. 
S.  285  u.  anderen  b.  RMh  §  109  N.  s  angef.  Stat.),  wegen  einer  die 
Hälfte  des  Gemeinschaftsvermögens  übersteigenden  Deliktsschuld  des  ande- 
ren Ehegatten  (I.ipp'sche  V.  5  41,  Stobbe  5  258  N.  42),  wegen  Verschwen- 
dung desselben  (Frank.  L.  G.  O.  51,  8)  und  wegen  eines  durch  ihn  ver- 
anlassten Konkurses  (Pr.  L.  R.  II,  i  5  l^i  u-  lusunhiüer  II  S.  85  tf.  u. 
102  ff.);  ahnlich  bei  der  Errungenschatisgemeinschaft  wegen  Überschul- 
dung des  anderen  Hhegntten  (Pr.  L.  R.  II,  i  %  410  u.  420)  und  wegen 
Konkurses  desselben  (ib.  ^  421,  Hamb.  L.  R.  S.  46  u.  Star.  b.  Roth 
Bayr.  C.  S.  5  84  2—4).  Ferner  das  einseitige  Reclit  der  EJje/rau  auf 
Gütersonderung,  wie  es  bei  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  wcgoi 
Verschwendung  oder  Verwaltungsunßlhiglceit  des  Mannes  vorkommt 
(Roth  a.  a.  O.  $  78  N.  5—6  u.  D.  P.  R.  S  109  N.  4,  5<oMe  5  238  N.  $3» 
Gramer  S.  87  —  88)»  bei  der  Errungenschaftsgemeinschaft  nach  mandim 
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ideelle  Quote  des  gemeinschaftlichen  Vermögens  richten  * ; 
sie  gehen  jedoch  häufig  vielmehr  auf  einen  anders  tjcbilde- 
ten  Vermögenstheil,  für  dessen  Bestimmung  die  durch  den 
Eintritt  der  Eigenthumsgemeinscbaft  erloschenen  Rechtsver- 


Gesetzen  wegen  Gelalirduiig  des  Sondergui^  der  Frau  begründet  ist 
{Rfith  a.  A.  O.  5  ^13)       ^  französischen  Recht  die  Gntnd* 

läge  der  Gfitertrennungsklage  bildet  {Kx^  a.  a.  O.  %  130  N.  8  ffl  u.Erk. 
des  R.  G.  V.  27.  Juni  84  C.  S.  Bd.  12  N.  81  S.  318— 3 19»  wonach  auch 

die  Frau,  die  nichts  eingebracht  hat,  im  Falle  der  Gefährdung  ihres 
künftigen  Arbeitserwerbes  diese  Klage  hat).  —  Ohne  ausdrückliche  ge- 
setzliche Bestimmung  gilt  keiner  dieser  Aufhebungsgründe;  nuch  die 
Frau  kann  ^gemeinrechtlich  bei  Jer  Güter<^cnicinschaft  wie  bei  jedem 
Güterrechtssysiem  wegen  Gelahrdung  ilirer  \'crmögensiage  nur  verlangen, 
dass  die  Veruallung  dem  böswilligen  oder  unfähigen  Mamie  abgenommen 
und  ihr  Übertragen  werde;  St<Ab«  S.  148  u.  ai$. 

*  So  erhält  bei  der  Errungenschaftsgemeinschaft  sowohl  im  Falle 
der  Ehescheidung  wie  in  den  sonstigen  F^illen  der  Absonderung;  rei^cl- 
mäßig  jeder  Ehegatte  dieselbe  Q.uote,  welche  ihm  bei  Auflösung  der  Ehe 
durch  den  Tod  zufallen  würde,  eventuell  aber  die  Hälfte;  Pr.  L.  R.  II,  t 
S  821,  Roth  §  149  N.  25.  I:beiis(i  w  ird  die  französische  Mobiliargemein- 
schaft, wenn  es  unter  den  Ehegatten  zu  ihrer  Aufthciluiig  kommt,  ganz 
wie  beim  Tode  eines  Ehegatten  nach  Hälften  gctheik.  Aber  auch  bei 
der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  wird  im  Falle  der  Ehesdietdung  nach 
manchen  Gesetzen  (vgl.  die  K  Ro^  %  149  N.  20  angef.  Stat  u.  Osterr. 
Gb.  %  1266)  jedem  Ehegatten  die  ihm  för  den  Fall  des  Todes  des  an- 
deren Gatten  zustehende  Quote  und  eventuell  die  Hälfte  des  Gesammt- 
vermögens  als  I-igenthumsantheil  zugewiesen,  während  nach  anderen 
Geseuen  (iii'^bes.  Preuss.  L.  R.  II.  1  Sit  11.  814  tl.)  die  Hnlftcntheilung 
nur  auf  Verlangen  des  unsehuldi^en  Theiles  eintritt:  in  Theorie  und 
Praxis  wird  sogar  viclfacli  die  Q.uoientheiIung  für  gemeinrechtlich  er- 
klärt, vgl.  a.a.O.  S.  2 $6  u.  die  dortigen  Citate  u.  Erk. des O,  A. G. 
Celle  V.  12.  Apr.  53  Seulf.  Bd.  7  N.  193,  dagegen  aber  Stobhe  a.  a.  O. 
S.  296.  Jedenfalls  tritt  in  den  Fällen  der  Auftheilung  einer  allgemeinen 
Gütergemeinschaft  während  der  I'he  im  Zweifel  Hälftentheilung  ein  (so 
auch  im  Falle  der  Lippe'schen  X.  5  40-  —  I^'^  *^cr  Ehescheidung 
dem  Unschuldigen  zu  leistenden  Vermogensstrafen  oder  Erbabfindunp;cn 
berühren  das  Princip  der  Gemcinschari^tiieiluni,'  rcgclmänif^  nicht,  da  sie 
crit  den  abgesonderten  Eigenthumsantheil  des  Schuldigen  tretfen.  W  o 
dagegen  die  Ehescheidungssirafe  im  Verlust  des  Antheils  besteht  (wie 
nach  den  b.  R(^}  ^  149  N.  15  angcf.  Ges.),  liegt  ein  Fall  der  Konsoli- 
dation vor. 
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hältnisse  von  Neuem  maßgebend  werden Für  den  normalen 
Fall  aber  der  AnHösung  der  Gemeinschaft  durch  den  Tod 
eines  Ehegatten  ist  überall  da,  wo  das  Kansolidafimsprincip 

der  allen  ehelichen  Gesaumiihand  Jui\:liL;cliilii :  \v;iJ,  eine 
gesonderte  Auwartscliaft  aut  einen  Higeuthumsantheil  nicht 


'  Bei  der  allgemeinea  Gütergemeinschaft  wird  für  den  Fall  der 

Eheschciduiit:  von  manchen  Gesetzen  das  im  Zweifel  auch  ohne  aus- 
drückliche Bestimmung  als  angemessen  zu  erachtende  Princip  durchge- 
führt, dass  jeder  Ehegatte  sein  Eingebrachtes  und  den  späteren  Erwerb 
aus  ihm  eröffneten  Erbach nften  und  ihn  betreffenden  Glücksfällen  zurück- 
erhalten und  eventuell  nach  Maßgabe  dieses  Anspruches  an  dem  etwa 
minderwerthigen  Vermögen  oder  an  der  etwa  vorhandenen  Errungen- 
schnft  participiren  soll;  vgl.  Stohbe  §  249  N.  24  u.  die  dortigen  Nadi- 
wcisungen,  bes.  Hohenloher  L.  R.  I,  8     11  :  ebenso  Pr.  L.  R.  II,  i  57)5» 
812  u.  Anli.  5  82  niii  der  zwielacneii  Modifikation,  dass  die  Errungen- 
schaft Stets  nach  Hälften  getheilt  wird  und  der  unschuldige  Ehegatte 
Hälftentheilung  des  Ganzen  verlangen  kann  (vgl.  im  Übrigen  Kodf  za 
S  755  u.  Demburg  III  $  40  N.  5  —  4) ;  auch  Bamb.  L.  R.  S.  200  u. 
Lippe'sche  V.  5  32,  falls  der  Unschuldige  Herausgabe  seines  Eingebrach- 
ten statt  Hälftemheilung  wählt;  vgl  auch  die  eigenthümlichen  Bestim- 
mungen  des  Hamburger  Redits  b.  Baumeister  5      tt»  des  Nürnberger 
Rechts  b.  Roth  Bayr.  C.  R.  $87  N.  28.  Dieselbe  Theilung  nach  ursprüng- 
lichen Bestandtheilen  begegnet  bei  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft 
auch  im  Falle  der  Gütcrsonderung  wegen  Überschuldung  des  anderen 
Ehegatten  (vgl.  Pr.  L.  R.  II,  i  'l  592 — ,94  nebst  den  bei  Koch  Anm.  zu 
diesen         Detnbur<j  III  §  }8  mitgetheilten  Reskr.  u.  Erk.,  be-^.  PI.  Reschl. 
des  O.  Tr.  v.  19.  Nov.  47  Entsch.  Bd.  16  S.  226).  —  Eine  derartige 
Auseinandersct/.üiig  kann  juristisch  niemals  nh  Riirla^än^i^ftiacfwnt' ,  ^ou- 
dern  immer  nur  als  Tfmluii!^  der  Eii^enthumsgemcinschaft.  welche  )a  durch- 
aus zu  Recht  bestanden  hat  und  deren  Wirkungen  fortdauern,  aulgctdsst 
werden.  Auch  darf  aus  dem  Anspruch  eines  Ehegatten,  dass  sein  aus- 
zuscheidender Antheil  bestinmite  einzelne  Sachen,  soweit  sie  noch  vor- 
handen sind,  in  natura  enthalte,  nicht  etwa  auf  ein  trotz  der  Verschmel- 
zung der  beiderseitigen  Vermögen  in  der  Gemeinschaft  fortbestehendes 
»latenteste  Sonderredit  geschlossen  werden  (und  zwar  audi  dann  nicht, 
wenn  das  Eigenthum,  wie  das  Berliner  O.  Tr.  b.  Strieth.  Bd.  87  S.  55  ff, 
für  das  Preuss.  L.  R.  bei  der  Ehescheidung  annimmt,  von  selbst  zurück- 
fällt, vgl.  Dernbwi:  III  §  40  N.  2);  vgl.  unten  S.  397  N.  i.  --  Andersgeaneie 
Modifikationen  der  Quotentheilung,  welche  nach  den  in  der  vor.  Nöte 
angef.  Gesetzen  eintreten,  gelten  ebenso  für  den  Todesfall  und  sind  unten 
noch  zu  erwähnen  (S.  395  N.  1). 
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vorhanden'.  Denn  soweit  dieses  Princip  reicht,  ist  der 
unausgeschiedene  Antheil  jedes  Ehegatten  unvererblich  und 
wächst  daher  kraft  Gemeinschaftsrechies  dem  überlebenden 
Thcilhabcr  an*.  Ja  au^n  ;;ach  dcnjcnii^en  Güterreclits- 
sysiemcn,  nach  welchen  der  Antheil  des  durch  den  Tod 
aus  der  Genieinschaü  abberutenen  Ehegatten  vererbt  wird, 

'  Bei  der  alh;cnicinen  Gütergemeinschaft  lallt  nocli  immer  nach 
zahlreichen  Statuten  das  Allcinei^enthum  an  den  überlebenden  Ehegatten 
(Roth  $  112  N.  3— 20,  Stobbe  'j  242  N.  t);  mitunter  wenigstens  bei  un« 
beerbter  Ehe  (Roth  $  in  N.  22  a.  5  na  N.  2$,  Stobbe  $  342  N.  7—8, 
O-anur  a.  a.  O.  S.  16 — 17,  t8,  116)  oder  gerade  umgekehrt  nur  bei  be- 
erbter Ehe  (Rolh  5  II-  24);  nach  einzelnen  Rechten  nur  an  den 
Witwer  {Roth  ^  112  N.  21 — 22).  Auch  bei  der  Errungenschaftsgemein- 
schaft kommt  der  Anfall  der  i»an:^en  Hrnincrenschnft  nn  den  überlebenden 
Ehegatten  allgemein  oder  doch  bei  unbeerbter  Ehe  vor  (Roth  j  121  N.  29, 
56  — ?8,  §  122  N.  22  —  23,  25  —  26,  §  12}  N.  7  u.  14,  Slobbf  §  247).  — 
Bei  der  Westphäl.  Gütergemeinschaft  (vgl.  BeseUr  §  128  N.  hat  das 
R.  G.  im  Eric.  v.  24.  Apr.  83  C.  S.  Bd.  9  S.  267  —  268  sich  gegen  die 
Fortgehung  des  Konsolidationsprincips  ausgesprochen. 

*  Vgl.  Niehaus,  N.  Magaz.  f.  Hannov.  R.  Bd.  }  S.  202  ff.,  214  (f., 
ßeseler  (4.  Aufl.)  S.  594,  Sterbe  S.  244;  Erk.  des  O.  A.  G.  Darmstadt 
V.  14.  Febr.  71  Seuff.  Bd.  26  N.  i}6  (im  Erbacher  Landr.  ist  es  aner- 
kannt, dass  »keine  eigentliche  Erbschaft«,  sondern  »Wcixlallen  der  Be- 
schrankung der  Gemeiiiscliatt  durch  den  anderen  Elicgattenc  vorliegt); 
aucii  Frl<.  des  O.  A.  G.  Oldenb.  ib.  Bd.  i  N.  90  (vertragsmäßige  Be- 
gründung der  Konsolidation,  nicht  anfechtbar  wegen  Pftichttheilsver- 
letzung,  aber  certa  spes  succedendi  der  Kinder).  Der  Begriff  der  Kon- 
solidation anstatt  der  Erbfolge  ist  natOrlich  auch  anwendbar,  wenn  die 
Konsolidation  nur  in  gewissen  Fällen  eintritt,  der  Antheil  also  nicht 
überhaupt  unvererblich,  wohl  aber  nur  beschr.inkt  vererblich  ist;  die 
häufig  vorkommende  Form,  bei  welcher  Kinder  in  einen  Eigenthums- 
antheil  am  Gemeingut  succedircn,  dagegen  bei  unbeerbter  Hlie  Konsoli- 
dation eintritt,  entspricht  sogar  einem  einst  sehr  verbreiteten  lypus  der 
gesammten  Hand.  Das  Konsolidationsprincip  schl^sst  selbstverständlich 
jede  einseitige  letztwiJlige  Verfügung  eines  Ehegatten  aus.  Eine  andere 
Folge  desselben  ist  die  Unzalässtgkeit  der  Ausschlagung  des  Anfalls.  — 
Wenn  die  romanisirende  Theorie  keine  Konsolidation  anerkennen,  viel- 
mehr ein  unentziehbares  Erbrecht  des  überlebenden  Ehegatten  an  der 
QMOte  des  verstorbenen  substituiren  will  (vgl.  Roth  112  \.  32  —  ^1  u. 
die  dort  Angeführten,  Cramer  a.  a.  O),  so  ist  diese  unhistorischc  und 
sachwidrige  Konstruktion  nur  dann  uuvcrmeidiich,  wenn  das  Gesetz 
selbst  dazu  zwingt.  Verkehrt  dagegen  ist  die  Argumentation  des  O.  Tr, 
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kann  es  für  den  Fall  beerbter  Ehe  an  jeder  Anwartschaft 
auf  einen  besttinmten  VermögenstheU  fehlen.  Denn  wo  die 
fortgesetzte  Gütergemeinschaft  in  reiner  und  ursprünglicher 
Gestah  gilt,  rücken  die  Kinder  nur  in  den  auch  fernerhin 

iifigesonderien  Antheil  des  weggefallenen  Gesammthänders 
ein.  Dagegen  ist  regelmäßig  hier  eine  Anwartschaft  auf 
einen  ^gesonderten  Antheil  für  den  Todesfall  bci^rLindet,  indem 
das  Gcnicinschaftsvermögcn  unmittelbar  mit  der  Losung  des 
Ehebandes  in  einen  als  Nachlass  des  Verstorbenen  ausge* 
schiedenen  und  einen  als  Eigenihimi  des  Überlebenden  zu- 
rückbleibenden Theil  zerfällt.  Gewöhnlich  erfolgt  diese 
Trennung  nach  ideellen  Quoten,  welche  freilich  bei  fort- 
gesetzter Gütergemeinschaft  zunächst  unpraktisch  bleiben, 
im  Übrigen  jedoch  sofon  eine  reale  Bedeutung  entfalten'. 
Diese  Quoten  können  nun  zwar  nach  gleichen  Hälften ,  sie 
können  aber  auch  im  Verhältniss  des  überlebenden  und  des 
vcrstürbenen  Ehegatten  ungleich  fixirt  sein ;  sie  können 
ferner  beim  Tode  des  Mannes  und  beim  Tode  der  Frau 
einen  verschiedenen  Umfang  haben;  sie  können  endlich  für 
beerbte  und  unbeerbte  Ehen  und  wiederum  für  jene  nach 
der  Kinderzahi,  für  diese  nach  der  Verwandtschaftsnähe  der 
Erben  auf  ungleiche  Bruchtheile  lauten  \  Überdies  wird  das 

Stut^.,  dflss  eine  andere  Form  der  Nachfolge  in  den  Antheil  des  ver- 
storbenen Hluuatten  als  Erbfolge  »gar  nicht  denkbar«  sei;  so  im  Erk. 
V.  7.  Febr.  6;  Scutf,  Bd.  18  N.  146  u.  Bd.  21  N.  131,  auch  v.  ai.  Nov.  73 

ib.  ßtl.  29  N.  2  jy. 

'  Dies  ist  nicht  nur  der  Fall,  wenn  aut  Cirund  der  Q^oicnrLcluc 
alsbald  die  Thciiungsklage  angestellt  werden  kann,  sunJcrn  auch,  wenn 
diese  zwar  durch  ein  Beisiizrecht  oder  sonstiges  Leibzuchtrecht  des  über- 
lebenden Ehegatten  hinausgeschoben  wird,  die  Antheile  aber  nach  dem 
Stande  des  Vermögens  im  Augenblick  des  Todes  des  anderen  Ehegatten 
ermittelt  werden  und  wirken. 

'  Beispiele  für  alle  diese  Modalitäten  und  eine  reiche  Fülle  von 
Kombin.itioncn  derselben  bei  der  allgemeinen  Gütcrj^emeinscb.-jft  und  in 
noch  niainjichfaltigcrer  Gestaltung  bei  der  partiku Liren  Gutorijcnieinscluitt 
bietet  die  Zu:>aaitnensTellung  der  Eichenden  deutsclien  Rechte  b.  Roth 
5  110— III,  121-123  ^'ß^'  ^"'^'^  Siobbe     240  N.  6- II  u.  ^3  247. 

—  Zum  Theil  haben  freilich  neuere  Gesetze  die  Fälle  schwankender 
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Princip  der  Qiiotentbdlung  vielfach  durch  Rechtssätze  an- 
derer Herkunft  modificirt'.  Ja  es  finden  sich  Formen  der 
ehelichen  Gütergemeinschaft,  bei  welchen  auch  im  Todesfall 


Quotentheilung  dadurch  auf  Hälftentheilung  (oder  sonstige  feste  Qpotcn- 
theihing)  reducirt,  dass  sie  dem  überlebenden  Elici^.itten  dasjenige ,  was 
er  über  die  HaiCte  (oder  seine  sonstige  NortnalquotL)  erhält,  als  statu- 
tarische Portion  aus  erbrechtlicbem  Titel  zuspreclien.  Allein  diese 
Scheidung  voa  EigenthumsantheU  und  Erbantheil  des  zurückUdbenden 
Tbeilhabe»  am  Gemeinschaftsgut  darf  ohne  positivrechtlichen  Anhalt 
nicht  vorgenommen  werden;  sie  ist  ohnehin  undurchführbar,  sobald  der 
überlebende  Ehegatte  weniger  als  die  Hälfte  (oder  seine  sonstige  Nor- 
malquote) erhält. 

*  So  durch  ungleiche  Hehandlunf^  der  pemeinschaftlichen  IJcjjcn- 
schaften  und  der  Fahrniss.  wie  sie  bisweilen  bei  der  all|:emcinen  Gutcr- 
gcmeinsclialt  (Stohhe  5  240  N.  ii)  und  viellacli  bei  der  Hrrungenschalts- 
genieinschaft  (Roth  %  121)  begegnet.  Femer  durch  den  Voraus  des  fiber- 
lebenden Ehegatten  (Siobhe  %  340  N.  $  nebst  $  222  N.  10),  welcher  nach 
Pr.  L.  R.  (II,  I  S  ^2  mit  $  628—630)  im  Falle  des  Nichtvorhandenseins 
unabgefundener  Kinder  ausser  den  stets  von  der  Theilung  ausgenommenen 
Gegenständen  des  persönlichsten  Gebrauchs  (oben  S.  388  N.  1)  sogar 
alles  im  gewöhnlichen  Gebrauche  Beider  gewesene  Bettzcu^,',  Tischzeug, 
Möbein  und  Hausrath  unilasst;  daneben  mitunter  auch  durch  einen  Voraus 
der  Erben  des  verstorbenen  Ehegatten  (oben  S.  }88  N.  1).  Sodann  schon 
durch  das  dem  überlebenden  Ehega»ien  öfter  eingeräumte  Vorrecht, 
Grundstücke  und  bestimmte  andere  Sachen  gegen  Entrichtung  des  Tax« 
werthes  an  die  Erben  zu  behalten  (vgl.  bes.  Pr.  L.  R.  II,  i  $  648^649 
mit  der  bei  Koch  angef.  umfangreichen  Judikatur;  dazu  Ober  das  ent- 
sprechende Vorrecht  des  die  Hälftentheilung  bei  der  Ehescheidung 
wählenden  unschuldigen  Fhoi,'a!tcn  ^  816—818).  Endlich  auch  durch 
d;!s  Recht  der  f:hcfr.ui  (mitunter  aucli  des  Ehemannes),  bei  der  Auf- 
lösung der  GutciT^'cnicinschaft  von  Todes  wegen  oder  unter  Lebenden 
sich  durch  Verzicht  auf  den  gülergcnieinschaftiiclien  Antheil  von  der 
persönlichen  Schuldengemeinsduft  zu  befreien«  so  dass  an  Stelle  der 
Theilung  die  Konsolidation  tritt;  vgl.  Stcbhe  %  2}8  N.  41  u.  $  246  N.  $4, 
Erk,  des  O.  Tr.  Berlin  v.  28.  Mai  79  SeuC  Bd.  35  S.  $9,  des  R.  G.  v. 
29.  Mai  85  C.  S.  Bd.  9  N.  19  S.  94—95;  dazu  besonders  über  das  bei 
der  französischen  Gütergemeinschaft  in  allen  Fällen  der  Ehefrau  und  im 
Falle  ihres  Todes  auch  ihren  Erben  (und  ?;war  jedem  von  mehreren 
Miterben  für  seinen  Antlicil)  zustehende  Flucht,  unter  Herausi'ichung  des 
in  ihrem  Gebrauch  gewesenen  Weisszeugs  und  Leibgeräths  die  Geaiein- 
schaft  auszuschlagen,  Code  civ.  Art.  1453—1466,  1475  u.  1492— 1494, 
Zachariae  §  517  u.  521,  Roth  §  iji— ij2. 
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die  Quotcntheilung  principicll  durch  die  Theilung  nach  den 
ursprünglichen  Besundtheilen  des  Vermögens  ersetzt  wird  \ 
Wie  immer  aber  die  das  Konsoltdationsprincip  ausschliessende 
Auseinandersetzung  geregelt  sein  mag:  immer  ist  damit  für 
den  einzelnen  Ehegatten  ein  Softderrecht  auf  den  bei  der 
dereinstigen  Theilung  von  Todes  wegen  ihm  oder  seinen 
Erben  züiaKcndcn  Anrhcil  am  Ganzen  be«^ründet,  .so  dass 
er  nicht  nur  gegen  dessen  Entziehung  durch  IctztwilH^c 
Disposition  des  anderen  I^hcgatten  gesichert  ist*,  sondern 
im  Zweifel  seinerseits  über  denselben  einseitig  leiztwiliig 
verfügen  darf.  Nur  ist  dieses  Sonderrecht  wiederum  eine 


'  Vgl.  die  bei  Kolh  %  iiD  N.  40  ff.  u.  S  112  N.  60  u.  Stot^  %  lyj 
N.  4  angef.  Geseue;  dazu  das  HohensoUeni-Hedungen'sche  Recht  nach 
dem  von  Cramer  a.  a.  O.  S.  61.  62,  67—68,  79<— 8$,  108  (T.  u.  117  ff. 

geführten  Nachweise.  Eine  solche  Gütersonderung  von  Todes  wegen  ist 
mit  einer  wahren  Eigenthumsverschmelzung  wahrend  der  Ehe  begritriich 
ebensogut  vereinbar,  wie  die  entsprechende  Gütersonderung  im  Falle  der 
Ehescheidung.  Sie  dar!  nur  wieder  nicht  als  Rückgängigmachuog,  sou- 
dem  lediglich  als  Theiltingsmodus  der  Gemeinschaft  au%efa$st  werden. 

'  Dies  wird  von  den  Gesetzen  regelmäßig  auch  bezüglich  des  als 
Erbantheil  behandelten  Theiles  der  dem  überlebenden  Ehegatten  ver- 
bleibenden Quote  festgehalten. 

>  Vgl.  Erk.  des  O.  Tr.  Smttg.  v.  7.  Febr.  6)  Seuff.  Bd.  18  N.  146 

u.  Bd.  21  N.  151»  des  O.  A.  G,  Lübeck  v.  26.  Apr.  44  ib  Bd.  9  N,  181, 
des  O.  G.  München  (f.  Ansbach  u.  München)  ib.;  Roth  §  108  u.  die 
daselbst  N.  2  angef.  Gcset/c.  118  K.  57,  5  '^8  N.  24;  Stobbc  3  238 
N.  4),  §  246  N,  60;  ijiiuiti  S.  17  u.  iij.  Die  Möglichkeit  letztwilliger 
Verfügung  über  den  kunfugcn  Antheil  wird  durch  dessen  Unbestimmt- 
heit nicht  ausgeschlossen,  da  er  beim  Eintritt  des  Todes  jedenfalls  be- 
stimmt wird.  Dagegen  ist  zu  beachten,  dass  kein  Eh^tte  einseitig  über 
einzelne  Sachen  oder  Rechte  der  Gemeinschaft  oder  über  einen  ideellen 
Antheil  an  denselben  letztwiUig  verfügen  kann,  sofern  es  sich  nicht 
etwa  um  Gegenstände  handelt,  auf  welche  in  Folge  einer  der  oben  er- 
wähnten Abweichungen  vom  Qjiotentheilungsprincip  seine  Erben  ein 
spe»riclle^  Anrecht  haben  wurden.  —  Übrigens  wird  durch  die  <;t:itt  der 
Knusi-ili Jution  in  Aussicht  stt-lK-ndc  Aiithcil^vcrorlning  die  Tcstirt'rcihcit 
zwar  ermöglicht,  keineswegs  aber  crlordcrt.  Sie  wird  daher  niclu  nur 
durch  einzelne  Gesetze  auf  einen  geringeren  Vermögenstheil  eingeschränkt 
(Rülh  %  lott  N.  4),  sondern  auch  durch  andere  Gesetze  stets  (Roth  $  108 
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blose  Anwartscbaß  für  den  Auflösungsfall ,  welcher  ein 
Sonderrecht  an  der  Eigenthumssubstanz  bei  bestehender 
Gesammthand  keineswegs  zu  entsprechen  braucht  und  Ober- 
all da  gar  nicht  entsprechen  kann,  wo  für  verschiedene 
Eventualitäten  ungleiche  Theilun^rsgrundsätze  gelten'. 

4.  lüne  eigenartige  und  mannichfach  verschieden  ge- 
staltete Verflechtung  der  Gemeinsphärc  des  Ehepaares  und 
der  Sondersphären  der  Ehegatten  findet  endlich  bezüglich  der 
5chuläei!i;rintif!sfhaft  statt,  welciie  mit  der  ehelichen  Guter- 
gemeinscbait  als  Eigemhumsgemeinschat't  an  einem  Ver- 
roögensganzen  nothwendig  gesetzt  ist*.  Hier  begegnen  Hist 
alle  im  Rahmen  der  Verbindlichkeit  zur  gesammten  Hand 
denkbaren  Formen. 

Im  Einklänge  mit  den  bei  der  deutschrechtlichen  Schuld- 
gemeinschaft auch  sonst  waltenden  Grundsätzen  muss  dabei 
zwischen  der  äusseren  und  der  inneren  Seite  des  Verhält- 
nisses untersciiicden  werden. 

Nach  aussen  erscheinen  diejenigen  Verbindlichkeiten, 
weiche  einen  passiven  Bestandtlieil  des  von  der  Higen- 
thumsgemeinsciiaft  ergritienen  Vermögensganzen  bilden, 
in  erster  Linie  als  Gemeinschajtsschuläen,  Dazu  gehören  bei 
der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  sämmtUche  von  einem 
Ehegatten  in  die  Ehe  eingebrachten,  die  während  des  Be- 
stmdes  der  Gemeinschaft  von  beiden  Ehegatten  oder  von 


3»  Stohbe  $  23B  N.  46)  oder  doch  ha  beerbter  Ehe  (Westf.  Ges.  v. 
1860  $  6  u.  die  Ges.  b.  Roth  $  108  N.  5)  völlig  ausgeschlossen,  so  dass 
nur  gemeinschaftliche  Testamente  zulässig  bleiben. 

'  Vgl.  oben  S.  389  N.  2.  Wer  aus  den  bei  der  Auflösung  entspringen- 
den Quoten  aul  Qj.ioten  während  des  Bestandes  der  Gemeinschaft 
schliessen  zu  müssen  glaubt,  mm->  auch  im  F;ille  einer  durcli  den  'I'nd 
oder  die  SLli..idLin<,'  bewirkten  ( jutcrsonderung  und  sircni;  i^cminimcn  bei 
jedem  Voraus  laientcs  AUeineigenihum  jedes  niiegatien  an  bcstinunten 
Genieinschaftsobjekten  annehmen,  was  bisher  wohl  niemals  geschehen  ist. 

'  Es  giebt  keine  eheliche  Güicrgemeinschalt  ohne  Scliuldengenicin- 
schdt'ti  dagegen  ist  Schuldengemeinschaft  der  Ehegatten  ohne  Eigea- 
thumsgemeinschaft  möglich,  vgl.  oben  S.  375  N.  i,  auch  S.  375  N  4. 
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einem  derselben  als  Repräsentanten  der  Gemeinschaft  kon- 
trahirten  und  die  durch  das  Gesetz  einem  Ehegatten  aufer- 
legten oder  durch  das  Delikt  eines  Ehegatten  bc^ruinictcn 
vermögensrechtlichen  Verbindlichkeiten*.  Dagegen  ist  bei 
der  partiellen  Götergemeinschaft  der  Kreis  der  Gemeinschafts- 
schulden enger  begrenzt*.  Die  Gemeinschaftsschulden  be- 
gründen als  solche  eine  Haftung  des  JBtepaars  mit  dem 
gemeinschaftlichen  Fermögm.  In  subjektiver  Hinsicht  sind 
daher  die  Elicgatten  in  ihrer  Verbundenheit  verpflichtet  uiiJ 
werden  als  eine  derartige  Schuldnergemeinschaft  zur  ge- 
samniten  Hand  durch  den  Ehemann  repräsentirt  ^   In  ob- 

'  Vi^l.  Roth  §  107;  Stohbe  §258  III;  Cramtr  a.  a.  O.  S.  12—15  u. 
52  il. ;  Pr.  L.  R.  II,  i  $  380  ff.;  Code  civ.  Art.  i  jog:  Sachs.  Gh.  5  1696; 
Lippe'sche  V.  §  12.  Dass  insbesondere  Delikisschulden  der  Elielrau  in 
die  Gemeinschaü  lallen,  führen  die  Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  25.  Nov.  78 
Seuff.  Bd.  34  N.  309  u.  des  R.  G.  v.  10.  Okt.  82  C.  S.  Bd.  8  N.  51 
S.  1)8 -160  (Seuff.  Bd.  58  N.  134)  u^aLit^  aus;  vgl.  dazu  Beieier  ^  128 
N.  24,  Raüt  %  107  N.  22,  Stclbhc  j  258  N.  42,  Oamer  S.  iij.  —  Aus- 
nahmen von  diesem  Princip  gelten  bisweilen  hinsichtlich  der  vorehelichen 
Schulden  (vgl.  die  bei  Rath  a.  a.  O.  N.  8—10  angel.  Gesetze  und  dam 
die  oben  S.  590  N.  3  erwähnten  Fälle  der  in  bestimmter  Frist  zugelassenen 
Vermdgenssonderung  wegen  Überschuldung  des  anderen  Ehegatten)»  so« 
wie  nach  einigen  wenigen  Rechten  hinsichtlich  der  Deliktsschulden  der 
Frau  (Roth  a.  a.  O.  N.  22).  Die  vom  O,  A.  G.  Rostock  im  Erk.  v. 
14.  Nov.  64  Seuti.  Bd.  19  N.  193  gemachte  Ausnahme  ist  nicht  zu  bÜ> 
Ilgen;  die  von  Rolb  a.  a.  O.  N.  18—19  angeführten  Ausnahmen  sind  keine, 
—  Soweit  Sondergut  vorhanden  ist .  kann  natürlich  in  Benig  auf  dieses 
auch  bei  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  eine  Sondcrschuld  begründet 
werden. 

*  Vgl.  Roth  5  119  u.  129:  Stohhf  5  246  Z.  7  u.  8.  Bei  der  Errungen- 
sch.i!tsgeiiieinsch;U't  sind  GemeiiiscliaftsscluiKlen  nur  die  genieinsani  von 
beiden  Ehegatten  und  die  von  einem  Ehegatten  innerlialb  seiner  Repräsen- 
tationssphäre fiir  die  Zwecke  der  Ehe  oder  des  Gemeinschaftsgutes  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten ;  bei  der  französischen  Mobiliargemeinschaft 
treten  die  vorehelichen  und  ehelichen  Mobiliarschulden,  die  Zinsen  von 
Sonderschulden  und  die  Deliktsschulden  des  Mannes  hinzu. 

}  Vgl.  Erk.  desO.  A.  G.  München  v.  14.  u.  15.  Apr.  )5  u.  6.  März  46 
Seuff.  Bd.  I  N.  247  (es  genügt,  dass  der  Ehemann  als  Vertreter  der  Ct- 
meinschaft  beklagt  wird);  Erk.  des  O.  Tr.  Siuttg.  v.  6.  Juni  51  ib.  Bd.  4 
N.  255  a  (Zurückweisung  des  Einwandes,  dass  die  Frau  zur  Hälfte  hätte 
mitbeklagt  werden  müssen);  Erk.  v.  Berlin  v.  17.  Apr.  48  ib.  Bd.  4 
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jckiiver  Hinsicht  wird  von  dieser  iial'tung  das  Gemcinschafts- 
vermögen  als  Ganzes  ohne  jede  Unterscheidung  von  Antbeilen 
oder  Bestandtheilen  ergriffen',  wenn  nicht  durch  das  positive 


N.  46  (die  Ehefrau  kann  sich  wc^cn  des  von  ihr  mitunterzekhneten 
Schuldscheins  nicht  auf  Nov.  134  c.  8  berufen);  Erk.  des  Obst.  G.  München 
V.  23.  Okt.  71  ib.  Bd.  27  N.  2}6  (Schulden  aus  Intercessionen  des  Ehe- 
mannes machen  keine  Ausnahme);  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  8.  Okt.  74 

Bd.  1}  N.  77  S.  2:5^-  2^6  fnus  der  Übcrnalinie  einer  Wechselverbind- 
liciikcit  dnrch  den  Hlicniann  wird  in  .\nscluing  des  n^fitcrgemeinschaf't- 
lichen  X'erniöpciis  die  Hhefrau  wechsclm.ißig  mitverptliclnct) ;  Erk.  des 
R.  G.  V.  2j.  Okt.  83  Str.  S.  Bd.  y  N.  .^7  S.  161  — 163  (stellt  der  Ehe- 
mann die&Hillung  der  gemdnsehafdklum  VerbindUehkeiten  wegen  Un- 
auUnglichkeit  der  gemeinschaftlichen  Afosse  ein»  so  hat  nicht  blos  er, 
sondern  es  haben  beide  Eheganen  ihre  Zahlungen  eingesteUt;  denn 
auch  die  Ehefrau  ist  Schuldnerin,  wennschon  sie  der  Mann  bei  der  Er- 
füllung vertritt);  auch  Erk.  des  R.  G.  v.  20.  Apr.  83  C.  S.  Bd.  10  N.  78 
S.  275—27«. 

'  ^'on  diesem  Gesichtspunkte  gehen  die  in  der  vor.  Note  nni^ef 
Erk.  aus;  vgl.  auch  die  Fassung  des  Pr.  L.  R.  II,  t  5  1^<^-  19'-  )9}- 
Hieraus  ergiebt  sich,  dass  der  Konkurs  eines  Ehegatten  die  gan^e  Ge- 
meinschaft ergreifen  muss,  midiin  der  andere  Ehegatte,  auch  wenn  über 
ihn  fiersdnlich  der  Konkurs  nicht  eröflfhet  wird,  als  mitschuldnerischer 
Gemeinschaftstheilhaber  auch  am  Konkurse  Theil  nimmt  (er  steht  dann 
ähnlich  wie  ein  Kommanditist  im  Konkurse  der  Handelsgesellschaft).  Es 
ist  J.ihcr  nicht  zu  billigen,  wenn  das  O.  A.  G.  Celle  itii  Erk.  v.  21.  März 
62  .ScufT.  Bd.  17  N.  rqH  meint,  der  «Vemiögensanthetl  der  l:!iefrnu  am 
ehelichen  (ies.initntverniogenc  bei  gütergemeinschaftliciicr  Ehe  l.ille  nicht 
unniiiiclbar  m  die  Konkursmasse  dei>  Mannes,  sondern  könne  nur  von 
den  Gläubigern  herangezogen  werden.    Weit  bedenklicher  aber  ist  das 
Erk.  des  R.  G.  v.  5.  Apr.  83  C.  S.  Bd.  8  N.  26  S.  102  —  106  (Seuff. 
Bd.  39  N.  347)«  welches  ausfuhrt,  dass  nach  der  Reichs-Konk.-0.,  weil 
dieselbe  (im  Gegen s.itz  tm  Preuss,  K.  O.  5  88  AT.)  der  Eröffnung  des 
Konkurses  über  das  Vcrmdgen  des  Ehemannes  jeden  Einfluss  auf  die 
Vermögensreclite  der  Ehefrau  entzogen  habe,  der  gütergemeinschaftfiche 
Antheil  der  lihelr.ui  üherbnupt  nicht  zur  Konkursmasse  gehöre,  zu  dieser 
vicinieh:  lediglich  der  nach  Maßgabe  des  ^  11  K.  O.  ausserhalb  des  Kon- 
kurses durcii  Absonderung  crnuuclie  Amhcil  des  Ehemannes  gezogen 
werden  könne.  Der  $  44  K.  O.  bezieht  sich  jedoch  schon  seinem  Wort' 
taut  nadi  nur  auf  die  Absonderung  eines  den  Konkursgläubigem  niebt 
verhafteten  Antheils  eines  Dritten,  ist  dagegen  auf  den  mitverhafteten 
Antheil  an  einem  Gemeinschaftsvermögen  unanwendbar ;  er  betritt  zu- 
nächst die  innere  Auseinandersetzung  der  Gemeinschaften  und  berührt 
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Recht  eine  Ausnahme  gemacht  wird'.  Mit  der  Gcnieinschtiüs- 
haft  verbindet  sich  aber  eine  nach  Art  und  Umtang  überaus 
verschieden  gestaltete  Sondtrhaß  eines  oder  beider  Ehegatten. 
Bei  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  sind  nach  dem  ur- 
sprünglichen und  auch  heute  im  Zweifel  durchgreifenden 
Princip  alleGemeinschaftsschulden  zugleich  persönliche  Schul- 
den jedes  Ehegatten'.  Doch  ist  die  persönliche  Haftung  der 


die  Rechte  der  Gläubiger  freilich  durch  die  Berechnung  des  ihnen  ver- 
iialteten  Amheiles  als  eines  blosen  »Ncitoanüieilo«,  nicht  aber  durch 
Zerreissung  eines  ihnen  durchweg  verhafteten  Vemi6gens  m  zwei  ihnen 
gen-ennt  verhaftete  Amheile»  deren  einer  dem  Konkurse  fremd  bliebe; 
er  hat  das  im  materiellen  Recht  der  ehelichen  Gütergemeinschaft  begrün- 
dete Princip,  dass  bei  diesem  Gütcrrechtssysteni  der  Koi^kurs  eines  Ehc- 
u[attcn  zugleich  Gemeinschaftskonkurs  ist  und  insoweit  den  anderen  V.hc- 
ijntten  in  die  Gcmcinscbuldnerschaft  hineinzieht,  nichi  beseitii^t.  Nncli  der 
Ansicht  des  R.  G.  hatte  die  K.  O.  i^.m/  alli,'eniein  alles  bestehende  ehe- 
liche Güterrecht  durch  den  neuen  Rcchl.ssai/  abgeändert,  dasb  der  Kon- 
kurs des  Ehemannes  die  eheliche  Gütergemeinschaft  von  selbst  aufhebt 
und  nur  noch  einerseits  ein  gewöhnliches  Miteigenthum,  andrerseits  ge- 
trennte Sonderschulden  der  Ehegatten  übrig  lässt.  Vgl.  auch  Aoft^  S 
Nr.  4);  femer  namentlich  Cramn  ^.  .\.  O.  S.  i^  — i6u.  iij,  der  zu  dem 
richtigen  Resultat  gelangt,  jedoch  bei  der  Begründung  desselben  nur  von 
der  unlöslichen  Verbundenheit  der  Antlieile  au- :;eht.  w.ilirend  er  die  hieraus 
doch  notiuvcndig  bildende  Konkurstheiihaberscijati  der  brau  verwirft. 

'  Solche  Ausnaiinien  sinvi  indess  sehr  sehen.  So  haftet  nach  der 
Nürnberger  Ref,  28,  i.  ^  lur  einseitig  begründete  i:heschulden  nur  die 
dem  betreliendcii  lihegatieii  /.ustehcnde  »Hallte«,  ebenso  nach  der  Lippe  - 
sehen  V.  ^  14  för  Deliktsschulden  im  Falle  einer  dadurch  bewirkten 
Gütersonderung.  Sodann  sollen  nach  Preuss.  L.  R.  II,  i  $  386  für  solche 
Gemeinschaftsschulden»  die  der  Ehemann  bei  der  Auseinandersetzung  sich 
auf  seinen  Antheil  anrechnen  lassen  müsste,  die  von  der  Ehefrau  einge- 
brachten f jriHidstücke  lind  (icrcchtigkeiten  erst  in  Ermangelung  anderen 
\  crmogens  lialten,  Endlich  haftet  nach  Hamb.  R.  das  Hingebrachte  der 
Frau  nicht  für  voreheliche  Schulden  des  zur  Zeit  der  I£hescliliessuug  be- 
reits übersciu'.ldeien  Ehemanns;  vgl.  oben  S.  583  N.  i. 

^  Vgl.  iku'Ur  'j  128  \.  25,  Roth  107  N.  4  nebst  den  in  N.  15  —  16 
angef.  Gesetzen  (von  denen  jedoch  das  Verdener  Recht  die  voreliclichen 
Schulden  ausnimmt.)  Doch  kann  nach  der  Entsch.  des  R.  O.  H.  G.  v. 
19.  Juni  78  Entsch.  Bd.  24  N.  17  S.  57—59  (SeuE  Bd.  3$  N.  j8)  die 
Witwe  aus  den  nur  vom  Manne  ausgestellten  Wechseln  nicht  Wechsel- 
mäßig,  sondern  nur  dvilrechtiich  belangt  werden.  —  Diese  persönliche 


Digitized  by  Google 


Rfchts<iemeimchafteti  inr  gtsamtnlrn  Hand. 


40t 


Ehefrau  häufig  durch  das  Recht  beschränkt,  nach  Auflösung 
der  Gemeinschaft  durch  Verzicht  auf  das  gesammte  Ehe- 
vennögen  sich  von  der  ferneren  Haftung  für  die  Gemein* 
schaftsschulden  als  solche  zu  befreien*.  Und  manche  neuere 

Gesetze  statuiren  von  vornherein  die  persönliche  Sondcr- 
h.iliLin^  beider  Ehegatten  nur  für  genieinschatthch  einge- 
gangene Verbindhchkeiten,  während  im  Übrigen  nur  der- 
jenige EheL;.inc,  welcher  die  Schuld  kontrahirt  oder  ver- 
ursacht hat,  zugleich  persönlich  haltet,  insbesondere  also  die 
Ehefrau  für  voreheliche  Schulden  des  Mannes  und  für  alle 
nicht  von  ihr  speciell  mitübernommenen  Eheschulden  per- 
sönlich nicht  aufzukommen  braucht*.  Der  Mangel  persön- 

Haftung  jedes  Hhcgnticn  ist  natürlich  eine  soliJarische ;  eine  Ausnahme 
macht  das  W  ur/ burger  Recht,  nach  welchem  jeder  Rhetjatte  für  die  durch 
das  gemeinsduftliche  Vermögen  nidil  gedeckten  Schulden  nur  zur  Hälfte 
haftet ;  Sdklbass  5  59  N.  8. 

'  Vgl  über  das  sog.  »beneficium  abdicationis«  Besehr  §  127  N.  iS 
u.  5  128  N.  25»  Stijibhe  §  221  N.  22—28»  $  238  N.  41 ;  Westf.  Ges.  $  12 
u.  andere  b.  Bath  j  107  H.  16  angef.  Gesetze:  Erk.  des  O.  Tr.  Herlin 
V.  28.  März  79  Seuff.  ßd.  55  N.  39  (Vcrurtheilung  einer  Stralsunder 
Wirv^^e  zum  Ersatz  der  Kassendefekte  ihres  Mannes  an  die  Stadt,  weil 
sie  nicht  biimi.Mi  6  Monaten  das  AbJikaDoiisrecht  durch  »Bergen  und 
DachdingsauUragenu  iu  Gcniaüiicit  lubischen  Rechtes  gciicuJ  ge- 
macht hat).  Trotz  der  Eatschlagung  bleibt  im  Zweifel  die  Ehefrau  für 
ihre  vorehelidten  und  die  von  ihr  speciell  mitübernommenen  Schulden 
verhaftet.  Der  Ehemann  hat  kein  Entschlagungsrecht  und  wird  durch 
Verficht  auf  das  Gesammtgut  nicht  einmal  von  der  Flaftung  (Dr  die  vor- 
ehelichen Schulden  seiner  verstorbenen  Frau  befreit 

'  So  nach  den  b.  Roth  5  107  N.  14  angef  .  Geseuen ;  insbesondere 
auch  nach  Pr.  L.  R.  II,  i  5  661  u.  den  in  den  Anni.  v.  Koch  dazu  angef. 
Erk.;  ebenso  nach  der  Annahme  des  v.  Oat/ui  a.  a.  O.  S.  60—61  mit- 
getheiltcn  Erk.  des  A.  G.  Arnsberg  v.  25.  Apr.  63  in  Hohenxollem;  des- 
gleichen  nach  der  Annahme  des  O.  A.  G.  Rostock  im  Erk.  v.  7.  Okt.  7$ 
SeuC  Bd.  31  N.  $40  bei  der  aligemeinen  GQiergemeinschaft  in  den 
Städten  des  Stargard'schen  Kreises ;  vgl.  auch  Erk.  desselben  G.  H.  v. 
18.  März  60  ib.  Bd.  28  N.  268.  Gewöhnlich  haftet  bei  diesem  System 
.uich  der  Ehemann  nicht  persönlicli  für  die  von  der  Frau  einseitig  kon- 
tr.ihirten  oder  verursachten  Genicinscliaftsschulden  (insbesondere  nicht 
lur  ihre  vorehcliclicn  und  iXüktsschuldcn)  ;  doch  haftet  er  vielfach  trou- 
dem  persönlicü  lur  au^  dem  l lande! sbet riebe  der  I  rau  herrührenden 
Gemeinschaftsschulden;  Pr.  A.  L.  R.  II,  i  j  557)  Behrtnä,  RR.  S.  190. 
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lieber  Haftung  ist  dann  regelmäßig  Mangel  jeglicher  Sonder- 
haftung ;  CS  ist  indess  auch  möglich,  dass  gleichwohl  eme 

beschrankte  SoiidciiuUtung  iiiii  allem  oder  gewissem  ehc- 
liciien  Sondergut  eintritt'.  Weit  mannichfacher  noch  gestal- 
ten sich  die  Formen  der  bei  der  partiellen  Gütergemeinschaft 
hinter  der  Gemeinschaftshaft  stehenden  Sonderhaft.  Auch 
hier  begegnet  immer  hei  den  gemeinschaftlich  eingegangenen 
Gemeinschaftsschulden'  und  darüher  hinaus  häufig  hei  allen 
eigentlichen  Eheschulden'  eine  L^leichzeitige  persöiilidio  Ver- 
haftung beider  Ehegatten.  Allein  diese  Haftung  tritft  bald 
jeden  Ehegatten  für  das  Ganze^,  bald  beide  Ehegatten  oder 
einen  von  ihnen  nur  für  die  Hälfte  oder  einen  anders  he* 
messenen  Antheil^,  hald  erscheint  sie  als  principale  Raten- 


'  Vgl.  Stobbe  a.  a.  O.  S.  211.  Ein  Fall  dieser  Art  tritt  nacli  der 
Annahme  der  Praxis  im  Gebiet  des  Preuss.  R.  ein,  wenn  die  Gütcr- 
gcmeinschait  aul  Antrag  eines  Ehegatten  wegen  Überschuldung  oätr 
Konkurses  des  anderen  Ehegatten  aufgehoben  ist;  denn  dann  soll  der 
abgesonderte  Ehegatte  für  die  gemeinschaftlich  verbleibenden  (d.  h.  (iir 
die  während  des  Besundes  der  Gemeinschaft  entstandenen  und  im  Kon- 
kursfalle  auch  fat  die  vorehelichen)  Schulden  nkht  blos  mit  allem  m  der 
Gemeinschaft  gewesenen  Gut,  sondern  auch  mit  demjenigen  späteren 
Sondererwerbe,  welcher  ohne  Aufhebung  der  Gemeinschaft  in  dieselbe 
gefallen  war  forthaften;  vgl.  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  ij.  Sept.  7}  u. 
IJ.  Nov.  75  Bd.  10  N.  98  S.  419-42}  u.  Bd.  19  N.  tj  S.  42—44. 

'  Vgl.  Roth  ^  119  N.  25—27,  Siohbe  §  246  N.  47— )0-  T>azu  ge- 
hören insbesondere  auch  die  Schulden  aus  gemeinsamem  Gewerbebetriebe ; 
vgl.  auch  B(-<-eltr  5  129  N.  14. 

5  Vgl.  Roth  '■  119  N,  50—31,  ?5  — Slohhe  5  246  N.  Si— H  ^ 
der  französischen  Gütergemcinscliatt  auch  bei  den  vorehelichen  MobiÜar- 
schuiucii.  Zachariae  5  508  u,  521.  " 

So  nicht  blos  vielfach  bei  den  gemeinschafilicli  eingegangenen 
Verbindlichkeiten  {Rolh  ^  1 19  N.  26,  Stobbe  5  246  N.  49),  sondern  auch 
mitunter  bei  den  einseitig  Icontrahirten  Ebescfaulden  {Rolh  5  119  N.  34 
— }5;  bisweilen  wenigstens  bei  beerbter  Ehe,  vgl.  ib.  N.  31). 

(  Die  Haftung  nach  Hälften  wird  bei  der  Emmgeaschaftsgemetn- 
Schaft  nicht  nur  von  vielen  Gesetzen  sei  es  hinsichtlich  aller  Gemdn- 
xhaftsschulden  (Roth  5  119  N.  24)  sd  es  doch  hinsichtlich  der  eigcnt« 
liehen  Eheschulden  {Roth  5  119  N.  )i  u.  53,  Garns,  die  Errungenschafts- 
gemeinschaft  in  den  althess.  Gebtetsthcilen  der  Prov.  Oberhessen,  Gicssen 
i88$»  S.  38  u.  44)  ausdrücklich  angeordnet»  sondern  auch  von  der  Theorie 
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haft  mit  subsidi^irer  Solidnrhaft  fiir  den  Ausfall '.  Sic  tritt 
ferner  entweder  unbedingt  ein  oder  kann  von  der  Ehefrau 
durch  Verzicht  auf  ihren  Gcmeinschaftsaniheil  abgewälzt* 
oder  voo  jedem  Ehegatten  durch  Ausschlagung  des  Antheiles 
am  Nachlass  des  verstorbenen  Ehegenossen  beseitigt  oder 
doch  ermäßigt  werden^.  Nach  anderen  Gesetzen  dagegen 

und  Praxis  zum  gemeinrechtlichen  Princip  erhoben;  vgL  Roib  $  119 

N.  23  u.  29;  Hrk.  des  O.  A.  G.  München  v.  Ii.  Dcc.  40  Seuff.  Bd.  4 
N.  60  (jedoch  soll  der  kontrahircnJc  Mann  auf  das  Ganze  haften);  des 
O.  Tr.  Berlin  v.  10.  Sept.  74  ib.  Bd.  50  N.  155  ;  des  O.  A.  G.  D.trnist. 
V.  22.  Sept.  7}  ib.  N.  251.  Wo  jedoch  un^'Ieiche  Antheüe  an  der  Hr- 
rungensclialt  angenommen  werden,  wird  auch  der  Schuldantiieil  ungleich 
(z.  B.  nach  Mainzer  L.  R.  IV  §  2  für  den  Mann  auf  für  die  Frau 
auf  V))  fixirt.  Auch  ist  nach  manchen  Gesetzen  der  Mann  stets  zunächst 
för  das  Ganze  und  nur  die  Frau  subsidiär  blos  pro  rata  verhaftet ;  SMe 
5  246  N.  55.  —  Bei  der  Gütergemeinschaft  des  französischen  Rechtes 
gilt  durchg.ingig  der  Satz,  dass  jeder  Eh^tte  für  Gemeinschaftsschuldcn, 
für  die  er  nicht  aus  besonderen  Gründen  persönlich  auf  das  Ganze  haf- 
tet (wie  jeder  Ehe^^^attc  für  seine  vorehelichen  und  die  von  ihm  während 
der  Ehe  gültig  kontniiirten  Schulden  und  der  Mhemann  überdies  für  ille 
Eheschulden),  /.ur  Haltte  aui  kommen  muss  (also  aer  Mann  tür  die  iiaitte 
der  vorehelichen  Schulden  der  Frau,  die  Frau  für  die  Hälfte  der  vor* 
ehelichen  Schulden  des  Mannes  und  der  vom  Manne  kontrahirten  Ehe- 
schulden) ;  vgl.  Zaehariae  $  508 — 509  u.  520. 

*  So  z.  B.  bei  gemeinsam  eingegangenen  Verbindlichkeiten  nach 
Mainzer  L.  R.  a,  a.  O.;  vgl,  Roth  §  119  N.  25,  Slobbe  §  246  N.  50. 

*  Vgl.  die  Ges.  b.  Roth  ^  119  N.  36;  Stohbr  §  246  N.  51;  dam 
über  die  eigenthümlich  gestaltete  »weibliche  Freiheit«  hei  der  Mrrnngen- 
schaftsgenieinschaft  des  VVürtt.  R.  im  jetzigen  Konkursrechi  Hrk.  des 
R.  G.  V.  29.  Mai  83  C.  S.  Bd.  9  N.  19  S.  92—97.  —  Bei  der  französi- 
sdien  Gütergemeinschaft  wird  die  Ehefrau  nicht  nur  durch  Ausschlagung 
der  Gütergemeinschaft  von  jeder  Haftung  (ut  Gemdnsdiaftsschulden  als 
solche  befreit  (Zaehariae  §  $21)»  sondern  kann  auch  im  Falle  der  An- 
nähme  der  Gemeinschaft  durch  Errichtung  eines  Inventars  diese  Haftung 
auf  den  Bctrng  des  ihr  aus  der  Gemeinschaft  zukommenden  Vortheils 
einscliränken  (ib.  §  520), 

J  So  nach  den  b.  Ri^lh  5  119  N.  ?S— 41  u.  51  .uigef.  Ge^et/en  durch 
Verzicht  auf  den  ßeisitz  oder  die  statutarisdie  Portion,  wobei  dann  der 
überlebende  Ehi^atte  bald  v<mi  jeder  Haftung  für  alle  Gemeinschafts» 
schulden,  die  nicht  aus  einem  besonderen  Grunde  ihn  persönlich  belasten, 
frei  wird,  bald  noch  für  die  Hälfte  oder  eine  andere  Q)ioie  der  Gemein- 
schaftsachulden  als  solcher  verhaftet  bleibt. 

26* 
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hnfiet  fiir  Gemeinschaitsscluilden  als  solche  die  Ehefrau  über- 
haupt nicht  persönlich ;  mitunter  ist  ihr  dann  gleichwohl  eine 
beschränkte  Sonderhaft  dafür  auferlegt',  gewöhnlich  aber 
jede  Haftung  ihres  Sondcrgines  ebenfalls  ausgeschlossen*. 
Enthält  nun  so  die  eheliche  Gemeinschaftsschuld  gleich  an- 
deren  Verbindlichkeiten  zur  gesammten  Hand  zugleich  ein 
sehr  verschiedenartig  konstruirtes  Element  von  Sonderschuld» 
so  begegnet  vereinzelt  bei  der  allgemeinen  Gütergemein- 
schaft, in  erheblicherem  Umfange  aber  bei  der  partiellen 
Güteri^cmcinschaft  auch  das  umgekehrte  Verhältniss  einer 
Sofidei  schuld,  hinter  oder  neben  welcher  eine  Geuuinscbajts- 
haß  steht  ^ 

Nach  innen  kann  bei  der  ehelichen  Schuldgemeinschaft 
die  Grenze  zwischen  Gemeinsamkeit  und  Sonderung  der 


'  So  di«  Haftung  der  Ehefrau  mit  ihrem  Angebrachten  für  gemein- 
same Gewerbeschulden  (nach  dem  Recht  v.  Memmingen  b.  Roth  5  119 
N.  2s)  oder  für  Eheschuldcn  (nach  demselben  Recht  und  den  Rechten 

V.  Fehmarn  u.  Coburt,»  ib.  N.  52). 

*  Vgl.  die  b,  Roib  5  119  N.  ^7  anget,  Ges.  (dazu  Hessen- Honib. 
ib.  N,  uclclie  der  Frau  jede  HaUung  für  die  von  ihr  nicht  speciell 
mitübemominenen  Eheschulden  abnelimco. 

s  So  haftet  nach  der  fränk.  L.  G.  O.  104»  }  f&r  voreheliche 
Schulden  eines  Ehegatten,  nach  den  Rechten  v.  Fulda  u.  Erbach  für 
Deliktsschulden  der  Frau  zunächst  das  etwa  vorhandene  Sondergut, 
subsidiär  aber  das  Gesanimtgut;  Roth  a.  a.  O.  §  107  N.  10  u.  22,  Heck 
u.  Lauteren  S.  198.  Bei  der  Errungcnschnfts^cmeinschaft  haftet  nach  Pr. 
L.  R.  n.  r  ;  406  —  408  für  alle  vorehelichen  und  i^ültii^en  ehelichen 
SoiidcrschulJtn  eines  Ehegatten  ausser  dessen  Einh.inds^ut  die  f^anze 
Errungenschaft ;  ebenso  nach  Mainzer  L.  R.  IV  ^  1  mhidestens  lur  ehe- 
liche Sonderschulden;  desgleichen  nach  einzehien  Bayr.  Statuten  (Neu- 
bauer^ Zusammenst.  S.  115).  Andere  Rechte  lassen  bei  der  Errungen- 
schaftsgemeinschaft für  Sonderschulden  eines  Ehegatten  ausser  dessen 
Sondergut  die  ihm  zugeschriebene  Q.uote  an  der  Errungenschaft  haften; 
vgl,  Württcnib.  L.  R.  IV,  1  5,  Fränk.  L.  G.  O.  Tit.  104  ^9  11. 
Vielfach  dagegen  haftet  für  Sonderschuldcn  nur  das  Einhandsgut  (st)  n.ich 
Trier.  L.  R.  VI  j  26 — 27  u.  den  meisten  Hi\r.  Statuten);  doch  ist  dies 
nur  von  dem  Verhältniss  bei  bestehender  Gesammih.iiid  zu  verstehen, 
da  natürlich  der  bei  der  Auseinandersetzung  einem  Eiicgatien  zufallende 
Antheil  von  seinen  Sondergläubigem  in  Anspruch  genommen  werden 
kann.  So  auch  nach  französ.  R.;  vgl.  Ziuhariae  5  517  N»  47— $1. 
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Verbindlichkeiten  abweichend  von  der  für  die  Gläubiger 

maßgebenden  Scheidung  gezogen  sein.  Soweit  eine  Schuld 
ledigUch  als  Geineinschaftsschidu  in  Betracht  küninit,  ist  auch 
nach  innen  von  gesonderten  Schtddnniheilen  der  Ehegatten 
schlechthin  nicht  die  Kede ;  selbst  wenn  durch  die  Autiösung 
der  Gütergemcinschatt  getrennte  Antheile  entstellen,  sind 
damit  doch  nicht  die  einzelnen  Passiva  pro  rata  getheilt, 
weil  es  sich  immer  nur  um  Antheile  an  dem  unter  Abzug 
der  Gemeinschaftsschulden  verstandenen  Vermögensganzen 
handelt.  Dagegen  erscheint  die  mit  der  Gemeinschaftsschuld 
verknüpfte  Smderschuld  nach  innen  als  eine  den  einzelnen 
Ehegatten  treffende  BeHraf^spßicht,  welche  freilich  während 
des  ßest.iudcs  der  Gemeinseh.üt.  cbciilalls  rnchi  hci  soiintt, 
wohl  aber  bei  der  Auseinandersetzung  derselben  wirksam 
wird  und  zwischen  den  Ehegatten  oder  ihren  Rechtsnach- 
folgern klagbare  Regressansprüche  erzeugt.  Eine  solche  Bei- 
tragspflicht kann  zunächst  in  der  Weise  begründet  sein,  dass 
sie  lediglich  für  den  Fall  der  Unzulänglichkeit  des  Genicin- 
schaftsvermögens  eintritt.  Diese  subsidiäre  Beitragspfiicht 
braucht  sich'  dann  mit  der  subsidiären  Haftpflicht  keines- 
wegs zu  decken:  sie  ist  vielmehr,  insofern  sie  beide 
Ehegatten  ergreift,  auch  dann  eine  antheilmäßige,  wenn  jeder 
Ehegatte  den  Gläubigern  aus  das  Ganze  hattet';  und  sie 


'  Wenn  da,  wo  bdde  Eheganen  logleich  persönlich  (oben  S.  400  N.  2 
u.  402  N.  4)  oder  doch  mit  Sor  Ici  ;;ut  (oben  S.402  N.  I  u.404  N.  i)  für  eine 
Gcmcinschaflsschuld  solidarisch  haften,  der  ganze  Betrag  nach  Erschöpfung 

der  Gcmcinschnft  von  einem  Hhef^atten  beigetrieben  ist,  so  wird  man  dem- 
selben bei  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  im  Zweifel  <;tets  und  bei 
dtr  Hrrungcaschaftsgemeinschalt  mindestens  in  den  l  allen  einer  gemein- 
schaftlich eingegangenen  Verbindlichkeit  einen  Regressanspruch  gegen 
den  anderen  Ehegatten  oder  dessen  Rechtsnachfolger  auf  die  Hälfte  (oder 
den  sonst  etwa  maßgebenden  Antheil)  zubilligen  mfissen.  Wo  schon  die 
subsidiäre  Sonderbaft  (ur  Gemeinschaftsschulden  als  solche  nur  eine  Raten- 
haft ist  (obenS.40oN.  2U.402N.  5),  deckt  sich  in  diesem  Punkte  die  innere 
mit  der  äu<;?;eren  Seite.  Hoch  tritt  die  l'nterscheidung  auch  bei  diesen 
(/uterrechtssystemen  sofort  wieder  hervor,  w  enn  ausnahmsweise  ein  Hhe- 
gaiie  für  das  Ganze  haltet;  so  führt  das  Iranzösisclie  Recht  im  \  erhäitniss 
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kann  ausschliesslich  Einem  Ehegatten  obUegen,  wahrend  nach 
aussen  beide  sei  es  solidarisch  oder  pro  rata  verhaftet  sind*. 
In  erheblichem  Umfange  aber  finden  sich  auch  principaU 
Beitragspflichten  des  einen  oder  anderen  Ehegatten  zu  der 
in  seinem  besonderen  Interesse  belasteten  oder  herangezoge- 
nen Gemeinschaft,  so  dass  bei  deren  Auseinandersetzung  der 
fragliche  Betrag  auf  den  Antheil  dieses  Ehegatte»^  angerech- 
net wird*.  Hierbei  kann  dann  dieselbe  VerbindHchkeit,  welche 
nach  aussen  entweder  eine  principale  oder  doch  eine  sub* 
sidiäre  Genieinschaftsschuld  ist»  nach  innen  sich  als  reine 
Sonderschuld  darstellen.  Dieses  Verhältniss  kommt  selbst 
bei  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  vor',  spielt  aber 
namentlich  bei  der  partiellen  Gütergemeinschaft  eine  wich- 

der  Eheleute  zu  einander  die  Hilftentfaeilung  der  Gemeinschaftsschulden 

schlechthin  und  auch  für  die  Falle,  in  welchen  ein  Ehegatte  den  Glitt* 
bigern  für  das  Ganze  haftet,  durch;  vgl,  Zachariae  §  520  II. 

*  Bei  aülen  in  der  vor.  Note  erwähnten  Haftungsformen  Icann  es 
vorkommen,  da?;s  der  nach  Erschöpfung  des  Gemeinschaftsvcrniögens  zur 
Zahlung  einer  vom  anderen  Ehegatten  elnscitic::  kontrahirten  oder  verursach- 
ten Gemeinschaftsschuld  herangezogene  Eiiegatte  einen  gesetzlichen  Re- 
gressansprucli  i^e^^ni  Jen  anderen  Ehegatten  wegen  des  gan/.en  gezahlten 
Betrages  hat.  Wo  dagegen  für  derartige  GenieinschattsschulJen  den  nach 
innen  unbclheiligten  Ehegauen  auch  nach  aussen  keine  Sdiiderhuli  iriut 
(obenS.  401 N.  2  u.  404  N*.  2),  deckt  sich  wieder  die  innere  mit  der  äusseren  Seite. 

*  Der  Antheil  kann  dadurch  nkht  nur  auf  Null,  sondern  audi  unter 
Null  sinken,  so  dass  der  betrefTende  Ehegatte  noch  etwas  von  scinem 
Sondergut  herzugeben  hat,  um  den  Antheil  des  anderen  Ehegatten  voll 
zu  machen. 

'  So  insbesondere  nach  Preuss.  Landr.  II,  1  $  585  -~  585  u.  390 
auf  Sdte  des  Mannes  bezüglich  der  von  ihm  einseitig  gemachten  Schen- 
kungen und  verwirkten  Geldstrafen  und  Untersuchungskosten,  auf  Seite 
der  Frau  bezüglich  der  von  ihr  der  Gemeinschaft  aufgebürdeten  Geld- 
strafen und  Untersuchungskosten;  dagegen  nach  5  595  nicht  bezüglich 
der  vorehelichen  Schulden.  Für  Dcliktsschulden  wird  dieses  Princip  von 
Manchen  für  gemeinrechtlich  gehalten;  vgl.  Stobhf  5  2^8  N.  42.  Doch 
ist  der  richtigen  Meinung  nach  im  Zweifel  jeder  Ersatzanspruch  au>i:e- 
schlosscn;  vl'1.  Cramer  a.  a.  O.  116.  —  Hier/u  treten  die  Fälle  der 
Beiiancilun^  einer  Genieinschaftsschuld  als  Sonderschuld  bei  der  Ausein- 
andersetzung einer  Gütergemeinschaft  nach  ursprünglichen  BestAndihcilen; 
vgl.  oben  S.  592  N.  i  u.  396  N.  i. 
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tigc  Rolle'.  Umgekehrt  begegnen  analoge  Ansprüche  des 
einzelnen  Eheganen  auf  Schadloshaltung  seines  im  Interesse 
der  Gemeinschaft  verkürzten  Sonderguts  aus  dem  Gemein- 
schaftsgut» wobei  dann  das  Verhältniss  einer  nach  aussen 
neben  oder  hinter  der  Gemeinschaftshaft  stehenden  Sonderhaft 
ohne  entsprechende  innere  Sonderschulcl  zur  Geltung  gelangt*. 

III.  Beherrscht  so  das  Rechtsprincip  der  gesann nicn 
Hand  in  der  That  die  eheliche  Gütergemeinschaft,  so  ver- 
mag es  nach  deren  Wegfall  auch  in  einer  sie  ersetzenden 
Gemeinschaft  :(wiscben  dem  überlebenden  Ehegatleti  und  den 
Kindern  sich  eigenartig  zu  entfalten. 

Alien  deutschrechtlichen  Formen  der  fartges€t{ien  Haus- 
gmeinsch<tft  liegt  der  gemeinsame  Gedanke  zu  Grunde,  dass 
die  zwischen  dem  überlebenden  Eltemtheil  und  den  Kindern 
in  der  Were  bestehende  personenrechtliche  Verbundenheit 
einen  vermögensrechtlichen  Ausdruck  gewinnen  soll.  Dieser 
Gedanke  aber  bewährt  dieselbe  Hlasticiiät,  welche  den  ent- 
sprechenden Gedanken  der  Hinwirkung  des  Hhebandes  auf 
da.s  W-rmögensrecht  der  lühegatten  zur  Hervorbringung  so 
vielgestaltiger  Güterrejchtsordnungen  befähigt  hat^ 


'  Vgl.  hinsichtlich  der  Enrungenschaftsgcmeinschaft  Pr.A.L.  R.  IL,  i 
§  407 — 409  u.  411,  %  246  N.  25  u.  $  247;  hinsichtlich  der  Mo- 

biliargemcinschaft  Code  civ.  Art.  1409, 1419, 14)7,  ZifAtfritf^ $  508  u.  3 1 1  IL 
'  Vgl.  bes.  Code  civ,  Art.  1419,  1470  u.  1495 ;  Zachariae  §  508 
Z.  9  u.  5  511  I.  —  Die  Hrs.atzansprüche  im  Verhältniss  des  einen  Son- 
ikrguts  zum  anderen  Sondcrgut  {Zacf^ariae 512)  gehören  nicht  hierlier, 
3  Doch  hat  da:>  deutschrechtliclic  i'rincip  in  der  Anwendung  auf 
die  fongesetztc  Hausgenosscnscliaft  sich  nicht  in  demselben  Umfange  wie 
in  der  Anwendung  auf  die  JEhegenossenschaft  2U  bdiaopten  vermocht.  Ins- 
besondere haben  ihm  die  neueren  Gesetzbücher  theils  völlig  die  Anerkennung 
versagt»  wie  der  Code  civ.,  das  Bad.  L.  R.  (dessen  EinscMebung  eines 
Beisitzes  bei  unbeerbter  Ehe  in  Art.  738a  hier  nicht  in  Betracht  konmu), 
das  österr.  Gb.  u.  das  Sachs.  Gb.,  theils  nur  in  unvollkommenem  Maße 
Rechnung  getragen,  wie  das  Preuss.  L.  R.  Auch  sonst  bco;e<jncn  ehc- 
rechthche  Güterordnungen  deutscher  Struktur  ohne  gleichzeitige  hest- 
haltung  vermögensrechthcher  Wirkungen  der  lortgesetzien  Hausgemein- 
schaft. (Der  überall  anerkannte  und  jetzt  fast  durchweg  auf  deutschrecht* 
lieber  Grundlage  ruhende  väterliche  Niessbrauch  gehört  nicht  hierher» 
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Er  kann  zunächst  eine  der  ehelichen  Verwaltungsgemein- 
schaft analoge  blose  VerwaUun^sgetneinschaft  erzeugen,  bei 
w  elcher  das  Eigenthum  des  überlebenden  Ehegatten  und  der 
Kinder  vollkommen  gesondert  ist der  erstere  aber  als  Haupt 
der  Hausgemeinschaft  das  ganze  zu  Einer  Masse  vereinigte 
Ehevermögen  besitzt,  nutzt  und  verwaltet*. 

Wo  dagegen  eheliche  Gütergemeinschaft  bestanden  hat 
oder  auch  nur  von  Todes  wegen  eingetreten  ist,  ergreift  die 
fortgesetzte  Hausgemeinschaft  auch  die  Eigenthumsi  crhältnissc 
an  dem  von  ihr  zusammengehaltenen  Hhcvermögen. 

Im  Bereiclie  des  Konsolidaiionsprincips  gilt  dabei  das 
System  der  Eigenthumscinheit  in  der  Hand  des  Hauptes,  Der 
überlebende  Hiterntheil  rückt  in  das  Alleineigenthum  am  bis- 
herigen Genieinschaftsgut  ein:  dieses  Alleineigenthum  aber 
ist  bei  beerbter  Ehe  nicht  wie  bei  unbeerbter  Ehe  ein  freies 
individuelles  Herrschaftsrecht,  sondern  immer  noch  das  alte 


wennschon  er  in  der  Anwendung:  auf  das  Muttcrerbthci!  vernuif^c  des 
regelmäßigen  Zu'^.imiuciit.illcns  der  Ikx-ndigung  der  väterlichen  Gewaii 
mit  der  Lösung  aui>  der  Hausgemeinschaft  sich  nahe  mit  dem  Beisilz 
berQhrt,  Doch  finden  sich  Mischformen;  vgl.  Stci^(  5  -55  ^-  55  ~ 
Und  wo  auch  ein  münerlicher  Niessbrauch  am  Kindergut  nach  dem  Tode 
des  Vaters  eintrin,  erscheint  derselbe  im  Wesentlichen  nur  als  eine  Neben- 
form des  Beisilzcs;  vgl.  Slobhe  a.  a.  O.  N.  59). 

'  Im  Vcrh.iltni'.'^  der  Kinder  ru  ciii.mder  pflegt  freihch  auch  hier 
eine  ungethciUc  I:ii;ciithiim«;frfmcinsclKitt  /.u  bestehen,  welche  :\\>  fort- 
gesetzte Erben^emcnisciutt  von  dem  Reclusprincip  der  gesammten  Hand 
beherrscht  wird. 

'  Dies  ist  die  ursprQngliche  Bedeutung  des  elterlichen  Beisitzes  in 
den  Fällen  dielicher  Verwahungsgemeinschaft  mit  Gütersonderung  beim 
Tode.  Auch  heute  aber  hat  sich  dn  derartiger  elterlicher  Beisitz  vielfach 

erhalten;  vgl.  die  Ges.  b.  Besekr  5  131  X.  6—8,  5i<»Wf  S  ?4— JS» 

Roth  5,  14}  N.  59,  41,  42,  48,  52.  Der  Zusammenhang  diese«;  Beisitzes 
mit  der  fortgesetzten  H.ius|^emeinsch.ift  zeigt  sich  nicht  nur  darin,  d.iss 
in  Vo\a^c  der  Vcrkmipianu  mit  der  H.uisvorstandschrif't  das  Nutzungsrecht 
am  Kindergut  einerseits  durch  Verwaltungsbetugnisse  erweitert  und 
andrerseits  familienrcchtlich  gebunden  und  belastet  ist,  sondern  nament- 
lich auch  darin,  dass  das  elterliche  Recht  regelmäßig  durch  Wiederver- 
heirathung  (bisweilen  jedoch  nur  (ur  die  Mutter)  und  meist  auch  durch 
Absonderung  des  Kindes  aus  dem  gemeinschaftlichen  Haushalt  (oder 
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familienrechtiich  gebundene  Eigenthum  am  Hausvermögen 
Die  Kinder  erlangen  also  kein  Miteigentham  zur  gesammten 
Hand,  wohl  aber  treten  sie  an  Stelle  des  verstorbenen  Ehe- 
gatten als  Mitträger  der  das  Eigenthum  des  Familienhauptes 

timschlifssenden  tuid  einschränkenden  Hausgemeinschaft  ein. 
Als  solche  luiben  sie  einen  Antlieil  an  der  Reherrschnn^^  des 
Hausvermögens.  Dns  alte  Verfangenschaftsreclii  berief  sie 
zur  Mitwirkung  bei  der  \'er;iusserung  aller  vom  Gemeinschafts- 
verhältniss  ergriffenen  Liegenschaften:  es  brachte  daher,  ob- 
schon  es  das  alleinige  und  einheitliche  Eigenthum  des  überle- 
benden Ehegatten  nicht  in  Frage  stellte  %  doch  den  Gedanken 


durch  dessen  Volljährigkeit,  vgl.  C>!dcnb.  Ges.  v.  24.  Apr.  7}  ^,  5)  er- 
lischt. Indess  ist  -lucli  eine  Fortd.iuer  Jes  Bci^^itzes  nach  der  Versclbsiändi- 
gung  der  Kinder  um  dem  (.jcdaukeu  der  turigcscuten  Hausgemeinschaft 
vereinbar»  da  die  Rechtswirkungen  der  letzteren  auch  s<Mist  nicht  »eltea 
ihren  thatsächlichen  Bestand  überdauern.  Dagegen  ist  der  vielfach  vor- 
kommende lebenslängliche  Betsitz  des  überlebenden  Ehegatten  bei  un- 
beerbter Ehe  zwar  ebenfalls  durch  familienrechtlicfae  Elemente  vom  ge- 
wöhnlichen Niessbrauch  unterschieden,  empfangt  aber  seine  Besonder- 
heiten lediglich  aus  der  N.ichwjrkunp  des  Hhcbandes.  Vgl,  oben  S.  554  N.  i. 
—  Wo  der  elterliche  Beisit/.  gc^ctzlicli  nicht  besieht,  wird  er  noch  immer 
überaus  häufig  durch  Vertrag  oder  let/twillige  Verfügung;  nachgebildet. 
In  den  zahlreichen  Fällen,  in  denen  die  Kinder  zu  Erben  eingesetzt,  dem 
überlebenden  Ehegatten  aber  Niessbrauch  und  Verwaltung  vermacht  wer- 
den, bedarf  es  xur  sachgemäßen  rechtlidien  Beurtheilung  der  hieraus  ent- 
springenden Veriiältnisse  stets  des  RückgrifTes  auf  die  Idee  der  fort- 
gesetzten Hausgenossenschaft.  Dies  führt  das  R.  G.  im  Erk.  v.  19.  Dec. 
8j  C  S.  Bd.  10  N.  74  S.  265-  269  richtig  aus  (daher  einerseits  familien- 
rcclitiiche  Gebundenheit  des  Niessbr  uichs,  andrerseits  repräsentative  Stel- 
lung dieses  Niessbrauchcr^  ali  des  Hauptes  der  einheitlich  fortfiel ulirtcn 
Wirthschaft,  so  dass  derselbe  mindestens  /.usammcu  mit  den  Kindern  auch 
in  obligatorischen  Verhältnissen  den  Erblasser  reprSsentirt), 

*  Das  Verhältniss  ist  also  dem  einer  Ehegemeinscbaft  mit  Allein - 
eigenthum  des  Ehemannes  am  Ehevermögen  analog;  vgl.  oben  S.  568 
N.  2—},  Huber  a.  a.  O.  S.  9  ff. 

'  Durch  die  Ausführungen  von  Seht  öder  II,  2  S.  1S6  iT. .  II.  5 
S.  i^o  N.  16  u.  7.  f.  R.  C.  Bd.  10  S.  4.J0  ff.  i«it  neucrdini^'s  wieder  die 
Auti.issunjT  in  Aiitnalime  gekommen,  dass  Uralt  des  Wrt'an^enschafts- 
rechies  das  Eigenthum  an  sämmtlichen  Liegenschaften  durch  den  Tod 
eines  Elterntheäs  auf  die  Kinder  übergehe  und  dem  überlebenden  Ehe- 
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einer  fortbestehenden  Verwaltiingsgemeinschaft  zur  ge- 
sammten  Hand  deutlich  zum  Ausdruck*.  Noch  heute  be- 


gatten nur  die  Leibzucht  bleibe;  so  auch  Rolh,  D.  P.  R.  j  loi  S.  62, 
Gareis  a.  ;i.  ü.  S.  7-8.  V^l.  aber  gegen  diese  juristisch  unmrtp;liche 
Konstruktion,  zu  der  verein/ehe  Quellenausspriiche  bei  der  ^egciuhciligen 
Ausdruckswcisc  .uiJcrcr  QiicUcii  kcinei\veg:>  aothigen,  G.  Hiiiditig ,  Kr, 
V.  J.  Sehr.  Bd.  13  S.  575,  Stobbe  ^  225  S.  129,  H^ftr  a.  du  O.  S.  10—11. 
In  sachenrechtlicher  Hinsicht  erscheint  vielmehr  auch  an  den  Liegen- 
schaften das  Recht  des  aberlebenden  Ehegatten  als  Eigenthoro,  das  Recht 
der  Kinder  als  bloses  Wartrecht;  vgL  Stcbbe  a.  a.  O.  S.  130  u.  die  Ca- 
täte  in  N.  21. 

'  Das  Rechtsprincip  der  gesammtcn  Hand  zieht  auch  Gerber  §256 
N.  8  zur  Erklärung  der  N'ertaiigenscliaU  lieran  ;  ebenso  Heuser  a.  a.  O.  S.235. 
Wenn  freilich  Gerber  an  cuic  sdion  existente,  obwohl  schlummernde 
Eigenthumsgemeiaschaft  au  denken  scheint,  so  ist  in  diesem  Punkte  der 
Widerspruch  von  Schröder  XI ^  2  S»  1^  ff«  Stotht  a*  a.  O.  S.  129 — 130 
u.  Hoher  a.  a.  O.  begründet.  Allein  eine  Gesammthanderschaft  hinsicht- 
lich der  Dispositionssphare  ohne  Gemeinschaft  des  Eigenthums  begegnet 
auch  sonst;  sie  findet  sich  namentlich  unter  Ehegatten  trotz  gesonderter 
Higcnthunisverhältnisse  an  den  Bestandtheilen  des  Ehevemiogens  (vgl. 
oben  S.  373  N.  i)  und  ist  ebenso  mit  der  l:igenihuinseiiiheit  in  der  Hand  des 
Eiiemaunes  verembar.  Es  ist  daher  sehr  wohl  moglicli,  das>  bei  dem 
W^all  der  Ehegemeinschalt  das  Eigenthum  an  den  übrig  bleibenden 
Gesammthänder  fsUh,  hinsichtlich  der  Dispositionsbefugnisse  aber  die 
Kinder  anstan  des  verstorbenen  Ehegatten  als  Gesammthänder  einrücken. 
Eine  derartige  Auffassung  liegt  in  der  That  den  ChieWen  zu  Grunde 
(vgl.  auch  Schröder  a.  a.  O.  S.  189  zu  N.  S7);  sie  wird  dadurch  nicht 
ausgeschlossen,  dass  die  Kinder  nicht  gerade  den  verstorbenen  Fhem- 
theil  repr asentiren.  sondern  inmier  nur  die  /weite  Stelle  in  der  gesanimten 
Hand  cuuiclimen,  sie  ist  auch  nach  denjenigen  Rechten  durchtuhrbar, 
welche  die  Sphäre,  in  der  gemeinschaiilich  geiiauUclt  werden  muss, 
nunmehr  weiter  als  bei  bestehender  Ehe  abstecken;  sie  verträgt  sich  so  gut 
mit  der  Einschränkung  der  Verfangenschaft  auf  die  beim  Eintritt  des 
Verhältnisses  vorhandenen  Grundstücke,  vnt  mit  ihrer  bisweilen  ange- 
ordneten Erstreckung  auf  späteren  Erw  erb  (Schröder  II,  2  S.  84,  107,  120, 
Slobbe  5  N'-  Oi  sie  wird  endhcli  durch  die  ganz  im  Sinne  der  alten 
Gesamnuliand  nehen  der  V'crfangen^,chafl  der  Liegenschaften  anerkannte 
(reie  Verfüguagsbcluguiäb  über  jährende  Habe  bestätigt.  Nach  der 
Auliassung  Schröder' s  besteht  ebenfalls  eine  Gemeinschalt  zur  gesanuuten 
Hand,  aber  eine  Eigenthumsgemeinschaft  des  Immobiliarvermögens  unter 
den  Kindern  (a.  a.  O.  S.  188— 19  welche  freilich  der  an  sich  blos  bei- 
sitzberechtigte  überlebende  Eltemtheil  dergestalt  repräsentiri,  dass  er  so- 
gar im  Falle  der  echten  Noth  einseitig  über  die  Subsuna  verfügen  kann. 
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gegnet  vereinzelt  dieser  Typus'.  Auch  insoweit  aber,  als 
der  fiberlebende  Ehegatte  nach  den  neueren  Rechten  freier 
gestellt  ist,  bleibt  nicht  nur  seine  Eigenthumsverwaltung 
durch  die  Zweckbestimmung  des  Hausvermögens  gebunden  *, 

soiidcir,  er  entbehrt  auch  re^cliiuiIM<4  der  einseitigen  Ver- 
tügungsmacht  über  die  Wertiisubstanz  als  solche '  und  kann  von 
Todes  wegen  entweder  überhaupt  nicht  oder  doch  nur  über 
einen  Thcil  disponiren-*.  Neben  solcher  Mitberufung  zur  Aus- 
übung der  Eigenthumsherrschaft  stehen  zugleich  tndividuelle 
und  umntiiehhare  Anwartschaftsrechte  der  Kinder  auf  einen  Sab- 
stan:(tbeil  K  Diese  Anwartschaften  verwirklichen  sich  jedenfalls 

'  So  nach  Erbacher  Landr.;  vgl.  Beck  u.  Lautern  S.  237,  241,  245, 
2  50  tr.  u.  dum  Erk.  des  O.  A.  G.  Darmst.  v.  14.  Febr.  71  Seuff.  Bd.  26 
N.  136. 

'  Dies  zci^'t  sich  naiucntlicli  in  dem  Recht  der  Kinder,  wegen 
schlechter  Verwaltung  die  Abihcilung  verlangen;  vgl.  die  Stat.  b. 
Roth,  Bayr.  C.  R.  S  81  N.  44,  D.  P.  R.  S  "2  N.  56,  Neubauer  S.  iji, 
Sioihe  S  242  N.  10. 

)  Er  ist  daher  zu  rdnen  Uberalitätsakten  regdmäßig  nicht  befugt; 
vgj.  Roth,  D.  P.  R.  S  112  N.  }7. 

<  Der  ursprünglichen  Anlage  des  Verhältnisses  entspricht  der  Aus- 
schluss 'c  ler  einseitigen  Verfügung  von  Todes  wegen  vor  der  Abtheüunf^ 
(vgl,  KutiJc  a.  a.  O.  5  ^'5-  Mnuifubr.rhcr  P,  R.  5  5  52  N,  5,  Gnlur 
a.  a.  O.),  woran  ciii/chie  Suitute  fcstli.ilien  (st)  das  üudtr.  v.  Nord- 
Ungen,  vgl.  Roth  a.  a.  O.  ^  ^42  N.  42).  Die  meisten  neueren  Statute 
aber  gestatten  die  letttwiUige  Verfugung  aber  den  SchichtaatheU ,  den 
der  überlebende  Ehegatte  im  Falle  der  Abtheilung  erhalten  Wörde  (ffolfr 
a.  a.  O.  N.  44),  und  ebe  verbreitete  Aiaicht  will  dies  im  Zweifel  stets 
gelten  lassen  (so  Roth  und  die  von  ihm  N.  41  u.  45  angef.  Schriftsteller, 
Stobhc  [,  242  N.  7).  Bisweilen  ist  sognr  Testirfreiheit  mit  bioser  Be- 
schränkung durch  Pflichttheiisrecht  durchgedrungen  (Roth  a.  a.  O.  N.  40 
und  4}). 

i  Bei  dem  System  des  Veriangeaschaüsrecluci  sind  die  Anwart- 
schaftsrecbte  in  Bezug  auf  Grundstücke  eigenartig  ausgeprägt  und  ge- 
sichert: allein  sie  gehen  auch  hier  an  sich  auf  das  Vermögen  im  Ganzen, 
so  dass  sie  einerseits  die  gehörig  (also  auch  die  im  Falle  der  echten 
Noüi  durch  einseitigen  Akt  des  Parens)  aus  dem  Hausvermögen  ver> 
äusserten  Liegenschaften  loslassen,  andrerseits  auch  das  Mobiliarvermögen 
ergreifen.  Deshalb  sind  auch  hinsichtlich  der  Fnhrniss  die  Erbansprüche 
der  Kinder  gegen  einseitige  Entziehung  von  Todes  wegen  geschützt 
{Schrodtr  11,  2  S.  146  N.  2).   Ferner  muss  nach  einzelnen  Rechten  im 
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bei  der  Auflösung  der  Hausgemeinschaft  durch  den  Tod 
ihres  Hauptes*.  Allein  schon  bei  Lebzeiten  desselben  haben 
die  Kinder  nicht  blos  einen  Anspruch  auf  Unterhalt  und 
Ausstattung  aus  dem  Hausvermögen*,  sondern  erscheinen  in 
denjenigen  Fällen ,  in  denen  auf  Verlangen  des  Hausvor- 
standes oder  wegen  dessen  zweiter  Ehe  oder  schlechter 
Wirthschnft  eine  völlige  Auilosuni;  der  Hausgemeinschaft 
eintritt,  als  nunmehrige  Antheilsberechtigte Es  erfolgt 

Falle  der  zweiten  Ehe  die  Fahmiss  nach  Quoten  getheilt  werden  (Schrdärr 
II,  I  S.  is6»  II,  1  S.  106  C,  11$  u.  142),  während  sie  regelmäßig  zwar 
ausschliesslich  an  das  zweite  Bett  gelangt,  jedoch  dafür  den  Kindern 
erster  Ehe  nunmehr  ein  ausschliessliches  Anrecht  auf  die  verfangenen 
Gruml5tückc  erwächst  und  somit  auch  hier  ein  Äquivalent  für  ein  weg- 
fallendes Recht,  das  auch  die  Fahrniss  umfas.st  haben  niuss,  gewährt 
wird  (Schröiier  H.  2  S.  r8i  — i8j).  Am  schlagendsten  endlich  bewährte 
der  ursprijiii^lichc  CjcJanke  des  Instituts  sich  bei  der  Entwicklung  und 
Ausbreitung  des  »Thdlrechts«  als  fortlebend;  denn  fast  überall,  wo 
dieses  die  Lösung  der  Verfangenschaft  durch  Abtheilung  ermöglichte, 
musste  die  Theilung  nach  C^ten  des  GrsamnUvermögens  erfolgen; 
Schröder  II,  2  S.  144  if.,  200  it,  II )  S.  193  C,  Stobbe  a.  a.  O.  S.  126 
u.  130  N.  22. 

■  N'.itürüch  im  Wege  der  Bfcrhuus;  und  r\var  der  riti}}eillichm  Bc- 
erbung  des  .111  Stelle  des  Elternpaares  getretenen  Alleineigenthümers  des 
Hausvcrniugciib ;  v^l.  Hvher  n.  a.  O.  S.  9  ff .  Die  Annahme  einer  gleich- 
zeitigen verspäteten  ßccrbung  des  vorverstorbenen  Eltcrntheilcs,  wie  sie 
StcMfe  a.  a.  0.  S.  343  vertritt,  ist  nicht  nur  mit  dem  Begriff  eines  vor- 
lierigen  »AUeinerbrechts«  des  überlebenden  Eh^atten,  sondern  audi  mit 
dem  Begrif!  der  »Konsolidation«  unvereinbar.  Denn  nach  dem  Kon- 
solidationsprincip  wird  ja,  wie  Stahhe  selbst  ausführt,  der  Higenthums- 
antheil  des  erstverstorbenen  Ehegatten  überhaupt  nicht  vererbt. 

'  Roth  a.  a.  O.  S.  117;  Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  17.  Dec.  78  SeuH". 
Bd.  34  N.  510  (wo  :iher  nur  J.is  Recht  auf  Ern:ihrung  und  Erziehung 
und  auf  Ausstattung  der  l'ochtcr,  nicht  auch  da^  Recht  auf  Beihülfe  zur 
Aussuttung  des  ausscheidenden  Sohnes  f&r  gemetnreehtlich  erklärt  wird). 

>  Viele  Statute  geben  dem  überlebenden  Eh^atten  das  Recht  ein- 
seitiger Abtheilung  (RoA  $  112  N.  $8),  die  meisten  verpflichten  ihn  zur 
Abtheilung  im  Falle  der  Wiedervcrheir.uhung  (ib.  N.  55)  oder  der 
schlechten  WirthschaU  (ib.  N.  )7).  Im  System  des  Verfangenschafts- 
rochtcs  kamen  ähnliche  (irunds:it?e  kr  ift  de«;  weitverbreiteten  »Theilrcchts»' 
(oben  in  der  N'.  zur  vor.  S.)  zur  Gehuiiq.  Schon  in  der  Zeil  der  ^^)Iksrechte 
aber  war  die  Auftheilung  des  Hausvermogciis  mit  der  Wirkung  JeN 
Wegfalles  seiner  Gebundenheit  bekannt,  vgl.  L.  Burg.  1,  24  §  5,  51  ^  i, 
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daher  eine  förmliche  Abschichtung,  welche  regelmäßig  auf 
dem  Princip  fester  Quotenrechte  der  einzelnen  Theilhaber 
beruht'.  Bei  strenger  Durchführung  der  Einheit  des  Haus- 
vermögens gilt  der  Schichttheil  als  ausgesonderter  Antheil 

an  der  Gcsainmtmasse  und  somit  als  AbfindiinL;  vom  bciJci- 
seitigen  Elurnvcrmugcn";  vicUach  indess  wird  er  nur  als 
Abfindung  vom  Antheil  des  verstorbenen  Hltcnuheils  be- 
handelt \  Je  fester  so  den  Kindern  ein  dereinstiger  Sub- 
stanztheil  in  der  Form  des  Hrbtheils  oder  des  Schichttheils 
gesichert  ist,  desto  mehr  nähert  sich  das  Verh-lltniss  dem 
einer  Eigenthumsgemeinschaft  zur  gesammten  Hand** :  immer 
jedoch  erscheint  das  Anrecht  der  Kinder  juristisch  nicht 
als  Eigenthumsantheil,  sondern  lediglich  als  Anwartschaft  \ 


84  5  I,  L.  Bajuv.  I,  1,  Hiiher  a.  a.  O.  S.  16  ff.  —  Die  hierbei  auUre- 
tenden  Schichttheile  darf  man  nicht  erbrechtlich  Iconstruiren:  sie  sind 
vielroehr  von  Rechts  wegen  entstehende  Eigenthumsantheile  am  auf* 
gelösten  Hausvcnnögen,  welche  (ur  den  überlebenden  Eltemtheii  an 
Stelle  des  gebundenen  Alleineigenthums  am  Ganzen,  für  die  Kinder  an 
Stelle  ihrer  dieses  Eigenthuni  bindenden  Wartrechte  am  Ganzen  treten; 
richtig  s.igt  Hubrr  a.  a.  O.  S.  19,  die  portio  -^ei  lAquivaleni  des  Rechtes 
der  Söhne  auf  das  ganze  ^ci^cnwärtigc  Wrnuigcn  des  Vaters«. 

*  Vgl.  über  die  im  Kin/elnen  nuuniclilach  ungleich  bestimnneii 
Quoten  Rolh  §  112  S.  61— 66  u.  für  das  ältere  Recht  Schröder  II,  2 
S.  201—202.  Bisweilen  werden  die  Qpoten  nach  abw'eichenden  Normen 
ermittek;  Rath  a.  a.  O.  N.  60. 

*  Vgl.  über  die  noch  heute  hieran  festhaltenden  Rechte  Kolh  $  112 
N.  67  u.  Siobhe  ^  242  N.  14.  Mit  dem  Letzteren  (S.  24))  hier  eine 
gleichzeitig  in  Bezug  nuf  den  Vcr^-torhcnen  verhingsamtc  und  in  Bezug 
aul  den  Überlebenden  crlruhtc  l'>bt()ii:;c  .ui/unehnKu,  einspricht  in  keiner 
Weise  dem  Gedanken  ät)icher  .\uitlii.;li!ni,'cn  des  Il.uisvcrningens. 

J  Roth  5  112  N.  68.  liine  nacluragiiciic  Krblolgc  liegt  auch  hier 
nicht  vor,  wohl  aber  eine  nachträgliche  Sonderung  des  einheitlichen 
Vermögens  des  Ehepaares  in  verschieden  behandelte  Antheile. 

*  Mit  Recht  sagt  SMc  a.  a.  Ü.  S.  243 ,  es  handle  sich  der  fort- 
gesetzten Gütergemeinschaft  gegenüber  «weniger  um  einen  tiefgreifenden 
Gegensatz,  als  um  eine  Ditferenz  in  der  Auffassung«.   Vgl.  auch  ßeuUr 

5  Vgl.  Roth  a.a.O.  N.  ^8  u.  ilic  dort  aii<,'et.  l-rk. ;  .uicli  das  Krk.  des  O.  I  r. 
BcrÜn  V.  17.  Dec.  78  Seuli.  ßd.  ^4  N.  510,  dem  Sloinu-  j  241  N.  14  nnt 
Unrecht  einen  »offenbaren  Widerspruch«  vorwirft,  da  es  keineswegs  zu* 
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Darum  verstcln  hier  von  selbst,  dass  wahrend  des 

Bestandes  der  Gemeinschaft  dieser  Anspruch  nicht  vererbt 
wird,  sondern  nur  auf  die  in  die  Gemeinschaft  einrückenden 
Descendenten  vorverstorben  er  Kinder  übergeht';  dass  im 
Falle  der  Vermeidung  der  Abschichtung  bei  derWiederver- 
heiraihung  des  Hausvorstaades  durch  Eingehung  einer  Ein- 
kindschaft ein  besonderer  Verzicht  der  yorkinder  auf  An- 
theile  nicht  erforderlich  ist*;  dass  endlich  die  Abtheilung 
stets  nach  Maßgabe  des  gegenwärtigen  Vermögensbestandes 
erfolgt  \ 


gleich  »Gesammteigenihum«»  und  »Alleineigcntlmnn  annininii,  sondern 
nur  das  »Alleineigemhnnic  des  überlebenden  I:hc<;attcn  aus  dem  H^- 
herii^fu  »Gesammieigenthum«  des  Hhepaars  erliürt  und  höchstens  im 
Ausdruck  fehlgreift,  wenn  es  dieses  EigenthuA  vi  egcn  s«ner  Gebunden* 
heit  durch  Wartrechte  als  Mos  »vor  der  Hand«  antretend  bezeichnet. 

'  Vgl.  Slehhe  a.  a.  O.  S.  24).  Ebenso  im  System  des  Verfangen* 
Schaftsrechts;  Schröder  II,  2  S.  ]88<-i89. 

'  Vgl.  Roth  $  112  N.  t$s,  Seck  u.  Lauteren  S.  270»  291,  291,  Erk. 

des  O.  A.  G.  Darmst.  v.  14,  Febr.  71  SeufT.  Bd.  26  N.  1)6  (durch  Ein- 
kindschaft wird  das  bisherige  Verhältniss  erhalten).  Hieraus  erklärt  es 
sich,  dass  bei  dieser  Gemeinschaftsform  und  wohl  nur  bei  ihr  ^e^rtiUche 
Eiiikiiuischaft  vorkommt  (/v  n.  a.  O.  N.  49 — $5),  so  dass  nur  der 
Sticipurcns  abzutheilen  verpllichict  ist.  Auch  bei  der  alten  Verfangen- 
schaft war  es  die  Regel,  dass  das  Hausvermögen  in  die  zweite  Ehe  über- 
ging ;  die  verfangenen  Grondstücke  verharrten  jedoch  nicht  nur  in  einer 
(mitunter  verstärkten)  Verfangenschaft»  sondern  wurden  auch  meist  hin- 
sichtlich des  späteren  Erbanfalles  ausschliesslich  den  erstdielichen  Kindern 
vorbehalten,  während  zum  Ersatz  hierfür  das  übrige  \'ermögen  nur  an 
die  Kinder  der  zweiten  Elie  fiel ;  vgl.  Schröder  II,  2  S.  l8i — 18),  Stcbbt 
5  225  N.  8—9,    Huber  a.  a.  O.  S.  12  ff. 

J  Vgl.  Stohbe  §  242  N.  12—15;  Roth  ^  112  N.  %o  u.  61  ;  BestUr 
i^i  N,  12— I}.  Doch  fällt  regelmäßig  nur  der  gesaninnc  Hrwerb  des 
uhcricbenden  Elternihciis  in  das  Hausvemiögen,  während  der  Hrwerb 
der  Kinder  als  ihr  Sondergut  gilt  Einzelne  Rechte  indess  (wie  das 
Wflrzb.  Recht  nach  SebeOiass  S  40  u.  die  b.  Rolh,  Bayr.  L.  R.  $  8t  N.  58 
u.  Neuhauer  S.  iji  angef.  Stat.)  ziehen  auch  gewisse  Erwerbungen  der 
Kinder  in  das  Hausvermögen.  ~  Dieses  Princip  ist  auch  beim  Vcrfangen- 
schaftsrecht  weder  durch  die  ungleiche  Behandlung  von  Immobiliar-  und 
Mobi!tarverm(>;^en  noch  durch  die  verschiedene  Stelluii«;  verfangener  und 
uu verfangener  Grundstücke  gebrochen  worden ;  vgl.  oben  S.4 10  N.  1  u.4 1 1  N.S. 
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Soweit  dagegen  das  Konsolidationsprincip  nicht  oder 
doch  nicht  bei  beerbter  Lhc  durchgeft'ilirt  wird,  entspricht 
der  fortgesetzten  Hausgemeinschaft  im  Bereiche  der  ehelichen 
Gütergemeinschaft  eine  Etgentbrnnsgemeimcbaft  zwischen  dem 
überlebenden  Ehegatten  und  den  Kindern  oder  Enkeln  in 
der  Were.  Dieselbe  kommt  aber  wieder  in  zwei  verschie- 
denen Formen  vor. 

Sie  erscheint  als  jorl^eset:;te  Güteri^cfm'iusclHjj!,  wenn  Jic 
Kinder  an  Stelle  de«;  erstverstorbenen  l^lterntheils  in  das 
gemeinschaftliche  Higenthum  am  Hausvermogcn  einrücken, 
die  Higemhumsgemeinschaft  aber  trotz  dieses  Wechsels  in 
ihrer  bisherigen  Gebundenheit  und  Ungesondertheit  erhalten 
wird Obwohl  auch  hier  mit  der  Auflösung  der  Ehe  durch 


>  Der  Name  »fortgesetzte  GOtergemeiiischaft«  ist  (reilich  vieldeutig, 
wird  aber  doch  am  besten  (mit  Schröder  II,  |  $  il,  Roth,  D.  P.  R.  S  m» 
Stcbhe  j  241  II  u.  A.)  auf  die  oben  bezdchneteo  Fälle  beschriteikt.  Dem- 
nach gehören  hierher  die  b.  Roth  5  m  N.  j  —  21  u.  §  147  u.  Stohbe 

5  2\\  N.  15  angcf.  Gütcrrcclitssystcme  fühcr  das  ndhcnzoll.  R.  vgl.  jetzt 
0\imtr  a.  a.  ü.  S.  18  ti..  65  tl.,  114  ti.;,  insbcs.  auch  mindestens  nach 
dem  Ges.  v.  16,  Apr.  xt^bo  das  Westfälische  Güterrecht,  welches  vom 
Prcuss.  O.  Tr.  schon  früher  unter  .\blciinung  des  Konsülidationsprincips 
in  den  Recht^bieten  von  Minden,  Ravensburg  und  Paderborn  in  diesem 
Sinne  aufgefasst  wurde  (vgl.  bes.  Erk.  v.  15.  Apr.  53  Entsch.  Bd.  26 
S.  136  ff.  mit  S.  171  u.  b.  Seuff.  Bd.  8  N.  56)  und  auch  vom  R.  G. 
durchgängig  so  verstanden  wird  (Erk.  v.  24.  Apr.  8',  C  S.  Bd.  9  S.  71 
S.  265—269  für  die  Reichsgrafschaft  Rietberg).  An  sich  ist  auch  bei 
bioser  Gütergemeinschaft  von  Todes  wcjxen  dasselbe  Verhältniss  möglich, 
auf  welches  dann  freilicli  der  Name  »tort^csct/tc  (jutcrgemeinschafi«  nur 
insoweit  passt,  als  man  dabei  an  dt-n  Fortbestand  der  erst  im  Moment 
des  Todes  unter  den  Ehegatten  eingetretenen  Eigenthumsgemeiuschaft 
denkt.  Die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  des  IMisäm  Rechtes  aber 
darf  man  nicht  mit  Roib  $  147,  Slobbt  $  241  N.  13,  fFÜmawski,  das  lüb. 
R.  in  Pommern  S.  178  ff.  u.  A.  hierher  stellen,  da  vielmehr  nach  rieh* 
tiger  Auffassung  schon  durch  die  Geburt  eines  Kindes  allgemeine  Güter- 
gemeinschaft unter  den  Ehegatten  ein<:^etreten  war ;  vgl,  Erk.  des  R.  Ü. 
ii.  Ci.  V.  7.  Apr.  75  Bd.  9  N.  77  S.  249—250  u.  2j6.  auch  des  O.  Tr. 
Berlin  l'iusch.  Bd.  10  S.  62,  Bd.  45  S.  187,  Bd.  4S  S.  187  u.  b.  Strieth, 
Bd.  47  S.  166.  (Der  von  Freund  a.  a.  O.  i>.  68  ft.  unternommene  Ver- 
such, hier  vielmehr  Alleineigenthum  des  überlebenden  Elterntheils  zu 
deduciren,  ist  noch  weniger  geglückt,  wie  der  Nachweis  eines  Allein- 
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den  Tod  die  eheliche  Gütergemeinschaft  als  solche  noth- 

wcndig  endet,  besteht  doch  die  alte  GL-mcinschaft  mit  ver- 
änderter Trägerschaft  fort'.  Die  ungesonderte  Eigenthuras- 


cigcnthums  des  Ehemannes  bei  bestehender  Ehe.)  —  Das  Prcuss.  LaaJr. 
kennt  keint  wahre  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  (Erk.  des  O.  Tr.  b. 
Strieth.  Bd.  25  S.  i}^),  lässt  aber  die  provinzaN  und  statutarrechtUche 
fortgesetzte  Gütergemeinschaft  unberührt  (Erk.  des  O.  Tr.  b.  Strieth. 
Bd.  68  S.  J04  ff.  u.  288  £,  Entsch.  Bd.  77  S.  58  ff.)  und  zwar  in  ihrem 
ganzen  Umfange»  so  dass  in  dieselbe  niemals  heterogene  laadrechtliche 
Sätze  (z.  ß.  über  den  Erbscliaftserwerb)  hineingetragen  werden  dürfen; 
so  tretTend  das  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  a.  a.  O.  S.  255  fT. 

*  Wenn  RiOh  5  m  S.  104,  der  gleich  anderen  Schrifrstellem  (ib. 
N.  38)  eine  ganz  neue  Rcchtsgcnieinschart  annimmt,  gegen  Jie  Idee  des 
Forlbestandes  der  alten  Gemeinschaft  einwendet,  dass  dann  die  Kinder 
der  Mutter  gegenüber  die  Stellung  des  verstorbenen  \  aters  einnehmen 
müssten  (!),  so  beruht  dies  auf  einer  völligen  Verkennung  und  Verleug- 
nung des  Heclusprincips  der  gesaniniien  Hand;  vgl.  oben  S.  ^55  N.  !.  Die 
Kinder  rücken  an  Stelle  des  verstorbenen  Ehegatten  in  die  goaniniie 
i^and  ein,  aber  natürlich  nicht  in  die  Stelle  desselben  als  Vater  oder 
Mutter :  sie  nehmen  vielmehr  innerhalb  der  nunmehrigen  kollektiven  Ein* 
heit  denjenigen  Platz  ein,  der  ihnen  nach  der  organischen  Natur  des 
Verhiltnisses  als  Kindern  gebülirt.  Die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft 
wird  ja  auch  durchaus  nicht  för  identbch  mit  der  bisherigen  ehelichen 
Gütergemeinschaft  erklärt:  es  wird  nur  behauptet«  dass  die  letztere 
nicht  aufgeldst  und  durch  eine  neu  gebildete  Gemeinschaft  ersetzt,  son- 
dern verändert  wird.  In  diesem  Sinne  hat  auch  das  R.  O.  H.  G.  im 
Erk.  v.  7.  Apr.  7}  Bd.  9  \.  77  S.  256  sich  für  die  Annahme  eines 
Fortbestandes  der  lübischen  Gütergemeinschaft  von  der  Geburt  eines 
Kindes  bis  zur  Beendigung  der  communio  prorogata  entschieden,  so  dass 
mit  dem  Tode  eines  I:heg'.itten  nur  n statt  des  erslverftorhetmi  hJngattm 
die  Kinder  in  die  Reci^ty^emcinscimji  cintrden  und  die  rmmxensi'rri^jH'fnj 
gewisse,  durcli  die  l\  i  soiu  ni  crämieruni^  bedingte  }^iodiühiUioncn  crleidit-  :  es 
will  dalicr  auch  mit  Reclit  die  Reclit^lolgeti,  welche  hierbei  »durch  dus 
Ausscheiden  eines  Genossen  und  den  Eintritt  anderer  Genossen  an  seiner 
Stelle«  eintreten,  zunächst  nach  den  Grundsätzen  des  fraglichen  Geroein- 
schaftsrechts  und  nicht  nach  sonstigen  erbrechtlicben  Normen  beurthetlen. 
Ebenso  betrachtet  das  O.  A.  G.  Celle  im  Erk.  v.  28.  Jan.  61  Seuff.  Bd.  61 
N.  62  die  fortgesettte  Gütergemeinschaft  als  Anwendungsfall  der  »Idee 
der  Fortsetzung  des  ehelichen  Güterverhältnisses  über  den  Tod  des  an- 
deren, nunmehr  von  den  Kindern  vertretenen  Ehegatten  hinaus«  und 
will  daher  die  allgemeinen  Regeln  der  ehelichen  Gütergemeinschaft  da- 
rauf anwenden. 
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gemeinschait  der  Ehegatten  verwandelt  sich  hier  von  Rechts- 
wegen in  eine  ungesonderte  Eigenthomsgemeinschaft  des 
überlebenden  Ehegatten  und  der  Kinder  in  der  Were Allein 
wenngleich  mit  der  Veränderung  des  Personalbestandes  zu- 
gleich manche  durch  die  abweichende  Beschaffenheit  des  die 
nunmchi i„;cii  Subjekte  vcrkiiüptcndcn  Bandes  bedingte  Ver- 
änderungen des  Rechtsverhältnisses  eintreten,  so  gehen  doch 
für  dasselbe  in  den  wesentlichen  Punkten  die  Kechtsgrund- 
sätze  der  eheHchen  Gütergemeinschaft  fort*.  Die  fortgesetzte 
Gütergemeinschaft  trägt  daher  die  Züge  einer  strengen  und 
innigen  Fj^cnihumsgemeinschafi  :^ttr  gesammttn  Hand,  In  sub- 
jektiver Hinsicht  erscheinen  als  Träger  des  gemeinschaft- 
lichen Eigenthums  die  Hausgenossen  in  ihrer  personenrecht- 
lichen Verbundenheit  und  somit  in  dem  organischen  Ver- 
hältniss  der  von  ihrem  Haupte  beherrschten  Hausgemein- 
schaft*, In  objektiver  Hinsicht  ergreift  die  Genicinschau  das 

'  Die  Umwandlung  erfolgt  ipso  jure  (vgl.  Roth  5  n  1  N.  24  u.  die 
daselbst  angel".  Erk.)  ;  nur  kann  mitunter  schon  durch  einseitige  letzt- 
willige Verfügung  eines  Hhcgaiten  der  liiiuritt  des  Verhrihnisses  .111s- 
«^cschlossen  werden  (Westl.  Ges.  §  14,  Bauuu-iittr  II  86).  Darum  er- 
werben die  Kinder  unmittelbar  diurch  den  Tod  des  Vaters  oder  der  Mutter 
einen  Bigenthumsantlieil,  ohne  dass  es  des  im  betreifenden  Rechtsgebiet 
sonst  etwa  erforderlichen  Erbschaftsantrines  oder  bei  Grundstücken  der 
Eintragung  tm  Grundbuch  bedürfte;  vgl.  Oamer  S.  19.  36  ff.,  69.  — 
Möglich  ist  aber  auch  die  Begründung  des  Verhältnisses  durch  einen 
Vertrag,  der  dann  ähnlich,  wie  die  Vertrage  über  Begründung  eines  be- 
stimmten ehelichen  Güterrechts,  beurtheiien  ist ;  Erk.  des  O.  Tr. 
Siuttg.  V.  21.  Nov.  7^  Seuff.  Bd,  29  X.  247. 

'  Die  Praxis  wendet  einstimmig  im  Zweijel  die  Grundsätze  der  ehe- 
lichen Gütergemeinschaft  an,  was  sich  nur  unter  dem  Gesichtspunkt  des 
Fonbestandes  deralteo  Gemeinschaft  rechtfertigen  lässt ;  vgl.  oben  5. 416  N.  i. 

'  Vgl.  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  7.  Apr.  73  Bd.  9  S.  2$2 :  die  Kin- 
der erlangen  zwar,  indem  sie  »als  Rechtsnachfolger  des  verstorbenen  Hlie- 
gatten  als  dessen  Kinder  in  die  Rechtsgemeinschaft  eintreten«,  ein  »Mit- 
eigenthum  an  dem  Gesummt £^ut«,  sind  aber  nicht  "f^ewöhnliche,  gleich- 
berechtigte Miterben  resp.  Miteigeuthüiiieri<  ;  vielnielir  hat  der  parens 
supcrstcs  die  »alleinige  Verwaltung,  Benutzung  und  Disposition«.  I:rk. 
des  R.  G.  V.  24.  Apr.  85  C.  S.  Bd.  9  N.  71  S.  267  (»enÄ'eitcrte  elter- 
liche Scbtttzgewalt«).  Wenn  daher  nach  manchen  Rechten  die  Eintragung 
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Hausvermögen  als  Ganzes  einschliesslich  des  künftigen  Zu- 
waches',  soweit  nicht  den  Kindern  etwaiger  späterer  Erwerb 
ab  Sondergut  vorbehalten  ist'.  Wie  bei  der  ehelichen  Güter- 
gemeinschaft fallen  auch  hier  Besitz  und  Genuss,  Vertretung 
und  Verwaltung,  Verwendung  und  Verfügung  in  die  Ge- 
meinsphäre. Dabei  nimmt  im  Allgemeinen  der  Oberlebende 
Eliernihcil  als  Haupt  des  Hauses  dieselbe  Stellung  ein,  welche 


des  Miicipcntlninis  der  Kinder  im  Grundbuch  der  gemeinschaftlichen 
LiegLiiscIuitton  erfolgt,  wie  nach  der  Prcuss.  Grundb.-O.  $  50  .uif  Antr.ig 
des  überlebenden  Ehegalten  oder  Jor  Kinder  resp.  ihrer  gesetzHchen  \'cr- 
ireter,  nach  Lüh.  R.  (Pauli  Abb.  Ii  S.  110  ff.)  u.  s.  \v.,  so  ist  doch  auch 
die  Fintrnj^ung  des  Grundeigenthums  auf  den  alleinigen  Namen  des 
Fanulicnhauptcs  mit  dieser  Form  der  F'igenthumsgemeinschaft  durchaus 
verträglich;  vgl.  Insbes.  Cramer  S.  36—41,  78,  115. 

^  Im  Zweifel  ßUlt  in  die  Gemeinschaft  zunächst  alles  bei  ilireni 
Eintritt  vorhandene  Ehevermögen  (Rotf)  g  11 1  N.  50,  Slohbe  $  241 'S,  18), 
daher  auch  ein  Handelsgeschäft  (Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  r6.  Jan.  78 
Bd.  2\  N.  57  S.  166—168);  sodann  der  gesammte  spätere  Erwerb  des 
überlebenden  Ehejrattcn  (Rf^th  5  m  N.  u  —  '  t-  Slobhe  $  241  N.  19. 
Liumet  S.  65)  einsch!iessiii;li  des  Erwerbes  aus  ilrbschnften  und  Glücks- 
fällen (Erk.  des  O.  A.  G.  Celle  v.  28.  Jan.  61  Scuti.  Bd.  17  N.  62)  und 
des  Alimentationsanspruches  oder  der  Witwenpension  (Eric,  des  6.  Tr. 
Berlin  v.  38.  März  79  ib.  Bd.  ^5  N.  39) ;  endlich  aber  auch  derjenige 
Erwerb  der  Kinder,  welcher  nicht  schon  bd  Lebzeiten  beider  Eltern 
ilir  Snndergut  geworden  wäre  {Besekr  v"  151  K  ij,  Westf.  Gcs  "  10, 
Lippe'sche  V.  5  19;  M.  Roth  u.  Stohbe  a.  a.  O.).  -  Aus  der  Einheit  des 
Hausvermögens  rechtfertigt  sich  die  Fntsch.  des  Ü.Tr.  Berlin  v.  3.  Juni 
64  Seuff.  Bd.  21  N.  i]2,  welche  die  von  der  Frau  vor  der  Todeserklä- 
rung ihres  Mannes  vollzogene  Cession  eines  für  sie  und  ihre  Kinder 
gegen  den  Abwe&cnlieitskurator  des  Mannes  rechtskräftig  erstrittenen 
Alimentationsanspruches  als  ungültig  behandelt,  weil  die  erspanen  Ali' 
mente  in  die  gütergemeinschaftliche  Masse  zurückfielen  und  eine  abtret- 
bare Forderung  gar  nicln  vorhanden  war. 

*  Dies  ist  n.ieb  vielen  Gesetzen  der  Fall;  vgl.  Roth  §  iii  N.  j6  u. 
§  !  J7  N.  Sli'hl'r  3  241  N.  21,  (y.tmcr  S.  6^  Bisweilen  wird  auch  der 
lukrative  Erwerb  des  überlebenden  F-hegatten  dessen  Sondergui;  Roth 
5  Ml  N.  51.  Insoweit  hiernach  die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  einen 
beschränkleren  Umfang  als  die  eheliche  Gütergemeinschaft  hat,  liegt  eine 
Modifikation  des  Princips  der  »Fortsetzung«  vor,  der  man  jedoch  nicht 
mit  Baumtisier  II  113  u.  SMthe  a.  a.  O.  $  241  N.  21  eine  princtpielle  Be- 
deutung beilegen  darf. 
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während  der  Ehe  dem  Ehemann  gebührt*.  Dagegen  haben 
die  Kinder  an  der  Vertretung  und  Verwaltung  keinen  Theil*. 

■  Vgl.  die  Ges.  b.  Roih  %  iti  N.  46—49,  StfMn  S  241  N.  23—24; 

die  b.  Roth  a.  a.  O.  N.  4)  angef.  Schriftsteller;  Cramer  S.  19  ff.  44  ff., 
69 — 78  (wo  eine  zum  Thcil  abweiciiende,  die  Kinder  in  weiterem  Um- 
fancje  und  namentlich  bei  der  Veräusscrunq:  von  Grundstücken  zur  Mit- 
vertreiung  der  Ma^se  berufende  neuere  GericlUbpraxis  bckiniplt  wird); 
die  Hrk.  des  O.  A.  G.  Celle  v.  31.  Mai  55  u.  16.  Dec.  61  Seuii.  ßd.  16 
N.  36  (die  Witwe  hat  im  Zweifel  das  gldche  Dispositionsrecht,  wie  es 
»der  Ehemann  als  Haupt  der  Familie  und  Repräsentant  des  Gesammt» 
guts  hatte«),  des  O.  A.  G.  Darmst.  v.  26.  Okt.  58  ib.  Bd.  16  N.  56  (die 
Mutter  hat  letzt  die  gleiche  Stellung,  xsne  sie  der  \'ater  hatte,  sie  »nimmt 
dessen  ganzen  Rechtskreis  ein«),  des  O.  A.  G.  Jena  v.  ij.  Sept.  45  ib. 
Bd.  14  N.  99,  des  R.  O.  H.  G.  v.  7.  Apr.  75  Bd.  q  S.  2^2,  des  R.  G. 
V.  24.  Apr.  85  C.  S,  Rd.  9  N*.  71  S.  267.  Wo  d.iher  der  Ehein.inn  ein- 
&eitit(  zur  Verfius<;erunt;  von  Grui)Jstuckcn  legitiniirt  war,  ist  im  Zweite! 
auch  der  überlebende  Hhcgattc  hierzu  befugt;  vgl.  Erk.  des  0.  A.  G, 
Celle  a.  a.  O.  für  das  Rechtsgebiet  des  Hadder  Landr.,  Erk.  des  O.  Tr. 
Stut^.  V.  4.  Jan.  34  Seuff.  Bd.  4  N.  ajsb  u.  die  ausdrücklichen  Be> 
Stimmungen  des  Westf.  Ges.  $  10,  der  Lippe'schen  V.  §  17  u.  andrer 
Statute  b,  ffc/A  5  m  N.  46.  Auch  über  ein  gemeinsames  Handelsgeschäft 
hat  die  ^^'ilwe  wie  der  Witwer  die  .illeinifi^c  Disposition;  Erk.  des  R.  O. 
H.  G.  V.  16.  J.ui.  7S  Bd.  2]  S.  166— i6S.  Der  uberlebende  Ehegatte  k.xnn 
ferner  einseitig  das  g.m/e  \  crmogcn  ver>chulden.  Ebenso  vertritt  er  J.is- 
selbe  im  I'roccss  als  Klager  (Erk.  des  0.  A.  G.  Kiel  v.  4.  M.ir/  40 
Seufi.  Bd.  7  K.  6))  und  als  Bdclagter  (Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  3.  Juni 
64  ib.  Bd.  21  N.  132).  —  Bisweilen  ist  aber  die  Mutter  nicht  so  frei 
gestellt  wie  der  Vater  (so  nach  Hamb.  R.,  Lfib.  R.  u.  s.  w.,  Stohbe  $  241 
K.  2),  Roll)  5  III  N.  47);  und  mitunter  schwächt  sich  auch  das  Recht 
des  Vaters  durch  die  Auflösung  der  Ehe  ab  (so  nach  Lüb.  R.  hinsichtlich 
der  \'eräu5serung  von  Immobilen,  vgl.  die  Cii.  b.  Roth  $  147  N.  30  mit 
denen  N.  17). 

'  Auch  nicht  etwa  in  dem  Uiulauge,  in  dem  die  Ehclrau  da/u  be- 
rulen  ist.  Darum  haften  sie  auch  aus  den  Gemeinschaftsschulden  ilirer- 
seiis  nicht  persönlich.  Vgl.  Roth  $111  N.  $7-595  Erk.  des  R.  O.  H.G. 
V.  16.  Jan.  78  Bd.  2}  N.  57  S.  166—168.  Nach  der  Annahme  der  Preuss. 
Praxis  brauchen  sie,  um  die  Haftung  über  ihren  Gcmeinschaftsantheil 
hinaus  abzulehnen,  weder  die  sonst  vom  Preuss.  Landr.  dem  Beneficial- 
crben  auferlegten  Pflichten  r.u  erfüllen,  noch  der  Erb  cluft  zu  entsagen; 
vgl.  Bericht  des  O.  Tr.  v.  20.  M.irz  44  7.  M.  Bi.  Ucil.  zu  Nr.  55  S.  9, 
Erk.  des  O.  Tr.  v.  26.  Jan.  154  u.  24.  M.ii  s>  b.  Strieth.  Bd.  11  S.  281 
u.  Bd.  18  S.  14.  Fiir  Wcstiaien  ist  dies  durcli  das  Ges.  v.  16.  Apr.  60 
5  18  jetzt  ausdrijcklich  bestimmt.  Aber  auch  für  die  fortgesetzte  Güter» 
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Sie  sind  jedoch  ak  Mitträger  der  Eigenthumsgemeinschait  in 
denselben  Fällen  zur  Mitwirkung  bei  Substanzverfugungen 
berufen,  in  denen  es  während  der  Ehe  einer  gemeinschaft- 
lichen Handlung  beider  Ehegatten  bedarP.  Auch  haben 
sie  ein  Recht  darauf,  dass  das  HausvermÖgen  nicht  bestim- 
mungswidrig verwaltet  und  verwendet  werde',  und  einen 
Anspruch  auf  Mitbesitz  und  Mitgenuss,  der  sich  zunächst 
in  dem  Kcciii  aiit  Untc:  h  iluing  und  Iirzicliung  ans  Gc- 
mcinschafismittehi  aiisscit,  hei  der  Verheirathung  aber  zu 
einem  Recht  auf  Ausstattung  steigert  ^  Der  Gemeinsphäre 


L'L'niciiischalt  des  Lub,  Rechts  in  Pommern  ist  der  gleiche  Grundsatz 
durch  die  vorirciflich  begründete  Entsch.  des  R.  O.  H.  G.  v.  7.  Apr.  7} 
Bd.  9  N.  77  S.  246—261  gesichert 

'  Mithin  bedarf  es  im  Zwdfet  der  Mitwirkung  dbr  Kinder  «tr  Vcr» 
äusserung  von  Liegenschaften;  Eric  des  Obst.  G.  f.  Bayern  v.  14.  Jan. 
76  SeutT.  Bd.  31  N.  341.  Vieh'ach  ist  dies  ausdrücklidi  bestimmt  (vgl, 
Roth  l  III  N.  47,  Stobbe  5  241  N.  35),  jedoch  mitunter  nur  gegenüber 
der  Khcfriu  ( Baiimristtr  II  S.  ii>  u.  125),  während  nach  Lüb.  R.  jeder 
Lhef^atte  nur  mit  Zustimmung  der  Kinder,  die  liliefrau  ;iber  selbst  mit 
dieser  nur  im  Fall  der  echten  Noth  iiher  die  Substanz  von  Grundstücken 
verfugen  kann  {Pauli  II  S.  U)  Ii.  u.  142  tF.,  WUmowiki  S.  186  ff.  u. 
189  tT.,  Erk.  b.  Roth  S  147  N.  52  u.  des  R.  O.  H.  G.  a.  a.  O.  S.  2$3). 
Unter  allen  Umständen  ist  die  Mitwirkung  der  Kinder  zu  den  oben 
S.  )85  N.  4  u.  )86  N.  I  erwlhnten  Dispositionen  erforderlich ;  Westf.  Ges.  %  to. 

'  Dieses  Recln  äussert  sich  darin,  dass  sie  im  Falle  vcrschwendcri» 
scher  Wirth.schalt  oder  eintretender  Verwaltungsunfahigkeit  des  Familien- 
hauptcs  die  Abschichtung  fordern  können;  vs}.  Roth  5  ^- 
S  147  N.  27,  Sfobh'  241  N.  27  u.  59,  Lippe'sclie  V.  5  17  u.  21,  Westf. 
Ges.  j  14,  K.  O.  il.  G.  a.  a.  Ü.  S.  252.  Dagegen  ist  der  überlebende 
Eltemtheil  sur  Brrtchtung  eines  Inventars,  Sicberhdtsbestellung  oder  Rech- 
nungslegung nicht  verpflichtet;  Erk.  des  O.  A.  G.  Jena  v.  i).  Sept.  4$ 
SeuC  Bd.  14  N.  99;  Westf.  Ges.  $  11. 

>  Vgl.  Roth  S  III  N.  41  u.  §  147  N.  56.  Stobbe  $  241  N.  29,  Cramfr 
S.  18.  Zutreffend  charakterisirt  das  R.  G.  im  Frk.  v.  20.  Nnv.  So  Seuff. 
Bd.  j6  N.  i]2  den  Anspruch  auf  Ausstattung  als  cinJqitiialoit,  welches 
dem  aus  der  torigocizien  Hau'-i.'eiiieinschaft  scheidenden  Kinde  für  die 
bisherige  UicUualime  am  Xul;^en  des  doch  auch  ihm  ^uni  TlieiJ  gehöri- 
gen Hausverniögeiis  gebülire ;  darum  enterbe  die  Toditer  diesen  An- 
spruch sofort  mit  da*  Heirath  (falls  nur  zugleich  der  Austritt  aus  dem 
Hause  erfolgt)  und  bringe  denselben  als  einen  Bestandtheil  des  dem 
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gegenüber  sind  mich  hier  Sonderrechte  der  einzelnen  Theil- 
haber  begründet.  Dieselben  gelangen  in  höherem  Maße  als 
bei  der  ehelichen  Gütergemeinschaft  schon  während  des  Be* 
Standes  der  Gemeinschaft  zur  Geltung'.  Hier  werden  sogar 
ziemlich  allgemein,  so  wenig  dies  der  ursprünglichen  An- 
lage des  Institutes  entspricht,  gesondene  ideelle  Antheile  an 
der  Substanz  des  Vermögensganzen  mindestens  im  Verhält- 
niss  des  überlebenden  Ehegatten  einerseits  und  der  Gesammt- 
heit  der  Kinder  andrerseits  von  vornherein  unterschieden  \ 


neuen  Hausstände  dienenden  Gutc<;  in  die  Khe  ein;  sterbe  sie  vor  Em- 
pfanc;  der  Ausstattung,  so  werde  ihr  Recht  auf  dieselbe  zwar  nicht  in 
gewohnlicher  Weise  vererbt,  gehe  aber  ebensowenig  stets  unter;  vichnchr 
könne  es  von  dem  Ehemann  als  Haupt  des  fortbestehenden  Hauses  für 
«ch  und  die  Kinder  oder  auch  kraft  seines  Ldbzuchtsrechtes  Ar  sich 
alldn  gegen  den  überlebenden  Parens  der  verstorbenen  Frau  klagweise 
geltend  gemacht  werden.  Ähnlich  schon  Erk.  des  O.  A.  G.  Wiesbaden 
V.  27.  Mai  40  Seuff.  Bd.  2  N.  61;  vgl.  auch  ib.  Bd.  1}  N.  Ji?.  —  Einen 
Anspruch  des  Sohnes  auf  Reihülfe  /v.r  Frrichtung  einer  selbständigen 
W'irthschatt  will  das  O.  Tr.  Berlin  im  i-.rk.  v.  17.  Dec.  78  ib.  Bd.  54 
N.  so  wenig  hier  wie  bei  der  fortgesetzten  HnusL'e:ios*;onscliaft  mit 
Alleineigeathuni  des  Parens  als  gemeinrechtlich  ancrhcuucu.  \  :elc  Statute 
indess  gewähren  auch  einen  solchen  Anspruch. 

'  Di»  zeigt  sich  namentlich  schon  bei  den  in  der  vor.  Note  er- 
wähnten Ansprüchen  auf  Ausstattung  oder  BdhiUfe  bei  Errichtung  einer 
eignen  Wirthschaft.  Denn  diese  Ansprüche  gehen  ihrem  inneren  Gedan* 
ken  nach  auf  Absonderung  im  Genua  durch  Zuweisung  von  SondergUt 
ohne  Zerstörung  des  hausgenossenschaftlichen  Rechtsbandes  und  der  durch 
dasselbe  bedingten  Eigcnthumsgenieinschaft  am  Vermögensganzen.  Darum 
büsst  dat»  thatsachlich  abgesonderte  Kind  nicht  gleich  dem  abgcschichte- 
ten  Kind  sein  Recht  auf  einen  dereinstigen  Schicbttheil  oder  Erbthcil  ein, 
muss  sich  jedoch  bei  der  späteren  Auftheilung  des  Vermögens  das  Vor- 
ausempfangene anredinen  lassen  (ßioth  %  iii  N.  76).  Man  kann  dieses 
Verhältniss  mit  den  alten  Mutschiärungen  vergleichen. 

*  Hierzu  ist  man  stets  dann  genöthlgt,  wenn  die  Auffassung  durch- 
gedrungen  ist,  dass  die  Kinder  als  Erben  eines  vom  verstorbenen  Eltern- 
theil hinter lassenen  Antheiles  von  bct^timmtcr  Grösse  in  die  Gemeinscliaft 
einrücken.  Freilich  sind  die  Quoten  nicht  nur  numnichf.ich  ungleich  be- 
stinmit,  sondern  können  sich  auch  durch  spatere  Ereignisse  verschieben; 
im  Zweifel  wird  dem  fiberldienden  Ehegatten  einersdts  und  den  Kindern 
andrerseits  je  eme  ideelle  Hälfte  zugeschrieben;  Erk.  des  O.  Tr.  Berlin 
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Doch  entbehren  selbst  diese  Antheile  und  um  so  mehr  die 
etwa  auch  im  Verhähniss  der  Kinder  zu  einander  ani^enom- 
menen  Antheile  während  der  Dauer  der  Gemeinschatt  jeder 
rechtlichen  Wirksamkeit Sie  sind  weder  Grund  noch 
Maßstab  der  Theilnahme  an  der  Verwaltung  oder  Nutzung' 
und  können  weder  durch  Veräusserung  noch  durch  eine 
von  dem  Antrag  auf  Aulhebung  der  Hausgemeinschaft  un- 
abhängige Theilungsklage  realisirt  werdend   Auch  sind  sie 


V.  ij.  Apr.  5}  SeufT.  Bd.  8  N.  56,  des  O.  A.  G.  Celle  v.  18.  Jan.  61  ib. 
Bd.  17  N.  62,  des  R.  G.  v.  24.  Apr.  8}  C.  S.  Bd.  9  N.  71  S.  267,  auch 
lUith  $  III  N.  27  u.  5$).  Manche  Gesetze  (wie  i.  B.  das  Westf.  Ges.  v. 
1860)  unterscheiden  auch  im  Verhähniss  der  Kinder  zu  einatidcr  geson- 
derte ideelle  Aothdle.  Allgemein  werden  solche  vom  O.  A.  G.  Jena  im 
Erk.  V.  15.  Sept.  45  Seuff.  Bd.  14  N.  99  und  von  vielen  Schriftstellcni 
(vgl,  bes.  Roth  S.  107)  angenommen.  Iiidcss  giebt  selbst  Roth  S.  105  zu, 
ihss  die  Kinder  «dem  überlebenden  Ehegatten  qcgonubcr  nls  eine  einzipe 
Person  erscheinen«.  Auch  nach  innen  aber  ist  die  Annahme  <^cs(mUener 
ideeller  Antheile  der  cin/ehien  Kinder  meist  nicht  erforderlich  und  regel- 
mfifM'g  durch  die  Struktur  des  Verhähnisses  geradezu  ausgeschlossen.  Vgl. 
aucli  1-rk.  des  O.  Tr.  Stuttg.  v.  4.  Jan.  54  Seuff.  Bd.  4  N.  255b. 

'  So  sagt  auch  dns  R.  O.  H.  G.  im  Erk.  v.  7.  Apr.  7^  Rd.  9 
S.  255:  »Es  ist  den  Kindern  wahrend  der  communio  proroi^ata,  obwohl 
ihnen  ein  Miteigenthuiu  nüniiiiell  zusteht,  virtuell  die  Aiisubun;^'  aller 
weseuilichcn  aus  dem  Higenthutn  tiiesscndea  Rechte  ent/o;^en<'.  Selbst 
Roth  a.  a.  S.  106  sagt;  »dieses  Miteigenthum  rulii  aber  wahrend  der 
Dauer  der  fortgesetzten  GOtcrgemdnsdiaft«.  Vgl.  femer  Orem/er  a.  a.  O. 
S.  8— II,  38,  7$,  95,  114. 

'  Wenn  das  O.  Tr.  Berlin  im  Erk.  v.  ij.  Apr.  Seut:.  Bd.  8 
N.  56  die  überwiegende  Stellung  des  Faraihcnhauptes  auf  ein  besonderes 
»Niessbrauchsrecht  und  ausgedehntes  Verwaltungsrecht«  an  der  ideellen 
Hälfte  der  Kinder  zurQckfÜhrti  so  steht  diese  Auseioanderreissung  der 
Verwaltungs-  und  Nutzungsrechte  an  den  beiden  Hälften  des  Hausver- 
mögens  in  der  Praxis  wie  in  der  Theorie  vereinzelt  da.  In  der  That 
wird  von  allen  Gesetzen  das  HausvermAgeo  hinsichtlich  der  Verwaltung 
und  Nutzung  schlechthin  als  einheitliches  und  ungetheiltes  Ganze  be- 
handelt. Dass  die  Ansprüche  der  Kinder  auf  Mitgenuss  keine  quoten- 
mäßigen sind,  bedarf  keiner  näheren  Ausfuhrung. 

I  Dies  ist  unbestrinen.  Der  Anspruch  des  Kindes  auf  Ausscheidung 
eines  Sondcrgutes  bei  der  thatsädilichen  Lftsung  aus  dem  Hausverbande 
ist  nirgends  ein  quotenmäßiger. 
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regelmäßii,'  nicht  blos  unter  Lebenden  unübenragbar*, 
sondern  während  des  Bestandes  der  Hausgemeinschaft  auch 
unvererblich*.  Deshalb  rücken  beim  Tode  eines  unabge- 
schichteten  Kindes  zwar  dessen  Nachkommen  in  seine  Stelle 
in  der  fortbestehenden  Gemeinschaft  ein',  im  Obrigen  aber 


'  Vgl.  Roth  5  tu  N.  66.  Darum  fiJlt  auch  der  Antheil  des  sich 
verheirathenden  unabgcschichtetcn  Kindes  der  richtigen  Meinung  nach  nicht 
in  die  Cütergenicinscli.ift  desselben  mit  seinem  Ehegatten  (vgl.  Sdn-öder 
II.  5  S.  177,  Slohhf  5  258  S.  206  u.  die  b.  Roth  5  104  N.  9  u.  ^  ni 
N.  6s  iinget".  h.miKn-.  Erk.;  a.  M.  Roth  a.  a.  O.  u.  einige  von  ihm  citirte 
SchrilistcUcr).  W  o  das  Gcgenlhcil  ausdrücklich  bestimmt  ist  (wie  im 
Westf.  Ges.  v.  1860  5  16),  wird  damit  immer  noch  nicht  der  Antheil 
«  verselbständigt»  sondern  nur  der  Krds  der  <ur  Thethaberschaft  berufenen 
Gesammtbander  erweitert;  deshalb  rOckt  hier  auch  der  Ehegatte  des 
vor  Begründung  der  fortgesetzen  Gütergemeinschaft  verstorbenen  unab- 
gefundenen  Kindes,  obwohl  das  letztere  doch  einen  Antheil  niemals  er- 
worben hatte,  getKui  cben-^o  in  die  Higenthumsgemeinschalt  ein  (gegen 
die  Verallgemeinerung  dieses  Pnncips  durch  Roth  1 1 1  N.  29  vgl. 
Slobhe  5  241  N.  17).  —  Auch  die  Gläubiger  eines  Kindes  haben  schlecht- 
hin kein  Recht  auf  Befriedigung  aus  dessen  Antheil  (Stobhe  5  241  N.  28); 
sie  können  nicht  dnmaJ  (wie  die  Gläubiger  eines  Handelsgesellschafters) 
das  dem  Kinde  persönlich  zustehende  Recht  auf  Abthetlung  zum  Gegen- 
stände ihrer  Befriedigung  machen  (R.  O.  H.  G.  a.  a.  O.  S.  25)).  Singular 
ist  die  Bestimmung  der  Lippe'schen  V.  5  18,  wonach  sie  eine  Hypothek 
auf  den  künftigen  .Vnthcil  des  Kindes  fordern  können. 

'  Ein  dem  System  der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft  angehöriges 
Gt  Sft-,  welche«^  den  Antheil  eines  einzelnen  in  der  Werc  versterbenden  Kindes 
dem  gewöhnlichen  Erbgang  unterwürfe,  dürfte  nicht  nnchw  eisb.ir  sein 
und  wird  auch  von  Roth  ^  iil  N.  61  nicht  angeführt.  Gleichwohl  giebt 
nicht  nur  die  romanisireiide  Theorif,  sondern  zum  Theil  selbst  die  Praxis 
die  Vererbung  der  Amheile  als  Kegel  aus.  Das  O.  Tr  Berlin  hat  im 
Erk.  V.  %,  Jan.  53  sogar  für  die  fortgesetzte  Gätergemeinschaft  im 
Fürstenthum  Münster,  welche  nach  Anderen  vielmehr  eine  fortgesetzte 
Hausgemeinschaft  mit  Alleincigcnthum  des  Parens  Ist,  den  Satz  durch- 
geführt, dass  «der  .\iitlieil  uii.ib<^cschichteter  Kinder  nicht  deren  Ge- 
schwistern oder  der  Kcminuinion  /uwäclisi,  vielmehr  ein  Gegenstand  der 
gemeinrechtlichen  imestattrbfolge  ist«. 

'  Vgl.  Westf.  Ges.  v.  1860  5  16  (hier  auch  der  nhcg.ute),  Lippe'sclie 
V.  'l  16,  Siohh«  5  241  N.  Dies  entspricht  dem  ursprünglichen  Typus 
der  gesammten  Hand  (vgl.  oben  S.  547  N.  2);  dabei  bilden  mehrere  Nach- 
kommen desselben  Kindes  wiederum  eine  engere  kollektive  Einheit  inner- 
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bewirkt  ein  derartiger  Wegfall  eines  Gemeiners  gemäß  dem 
Satz  »Was  in  der  Were  verstirbt,  erbt  wieder  an  die  Were« 
die  Konsolidation'.  Hiermit  ist  zugleich  jede  letztwiliige 
Verfögung  der  Kinder  über  ihre  Antheile  ausgeschlossen  ^ 


halb  der  Kindergesammtheit  und  empfangen  daher  bei  der  Auftheilung 
der  Gemeinschaft  nur  einen  Stammantheil.  Auch  ist  zu  beachten,  dass 
wieder  gennu  in  derselben  Weise  die  Nachkommen  eines  bei  Lebzeiten 
beider  Eltern  uii.ib£;cschic!nct  verstorbenen  und  also  niemals  zu  einem 
Antheilsrecht  gelangten  Kindes  von  vornherein  in  die  Eigcutliumsgemein- 
Schaft  eintreten;  vgl,  Roth  5  m  N.  28,  Stohhe  5  241  N.  17. 

'  Vgl.  R.  I'ieuttdy  der  Satz:  Was  in  der  Were  verstirbt  erbt  wieder 
an  die  Were  und  seine  Anwendung  besonders  im  Lübischen  Recht, 
Breslau  t88o;  PttuH,  Abh.  III  S.  90  ff.;  Baumiister  II  $  1 ;  Bader  51321!;* 
Sto^  S  241  N.  35~}6.  Von  eioem  eigenüichen  Erbfall  ist  dabei  nicht 
die  Rede:  es  ist  nur  ein  Theilhaber  w^efallen  und  bleibt  daher  bei 
der  späteren  Abschichtung  ausser  Betracht;  Schröder  III,  2  S.  176, 
Stol'he  a.  a.  O.,  Entsch.  des  O.  Tr.  Berlin  Rd.  22  S.  420.  Nach  der  ur- 
^iprünglichen  Anlage  des  Instituts  erfolgt  die  Konsolidation  711  Gunsten 
der  ungetheilten  Gcniciuschaft,  der  .>\\  ere«  im  (»an.'en,  womit  es  gleich- 
bedeutend ist,  wenn  die  Quellen  öfter  den  Aniall  an  das  Gcmciusclults- 
haupt  als  solches  verordnen ;  vgl.  Steider  a.  a.  O.  N.  70»  revid.  Lüb.  R. 
II,  2  Art.  6  u.  dazu  Freund  a.  a.  O.  S.  3$  ff.  Wo  aber  gesonderte 
ideelle  Antheile  des  überlebenden  Eltemtheils  einerseits  und  der  Kinder 
andrerseits  unterschieden  werden,  wächst  der  Kindestheil  regelmäßig 
dem  Antheil  der  Geschwister  zu;  vgl,  Westf.  Ges.  v.  1860  §  16;  ebenso 
revid.  Lüb,  R.  a.  a.  O.  für  den  Fall  einer  /.war  schon  zwischen  Khern 
lind  Kindern,  aber  iioeh  nich:  unter  den  letzteren  vollzogenen  Abtheilunt^. 
Doch  ist  in  mauciien  Rechten  aucli  umgel<ehrt  der  ausscliliess liehe  An- 
fall an  den  Parens  (so  nach  dem  Recht  von  Bremen  und  Verden  an  die 
Mutter)  durchgedrungen.  Hiermit  ist  aber  immer  noch  nidit  das  Kon* 
solidationsprincip  verlassen  und  ein  ausschliessliches  »gegenseitiges  Erb- 
recht« der  Geschwister  eingeftkltft  (wie  Roth  a,  a.  O.  S.  107  meint)  oder 
umgekehrt  eine  Anwendung  vom  »Schossfallrecht«  gemacht.  Vielmehr 
tritt  Akkrcscen/  kraft  Gemeinschnf:srechtes  n.icli  Maßgabe  der  inneren 
GHederung  der  Gemeinseii.ift  ein,  wobei  dann  entweder  die  dem  Parens 
gegenüber  angenommene  kollektive  Einheit  der  Kinder  oder  aber  die 
Stellung  des  Parens  als  Gemcinschaftshaupt  den  Ausschlag  giebt.  Aus- 
drücklich sagt  das  Westf.  Ges.  %  16,  dass  der  Antheil  den  anderen  Kin- 
dern ttzuwächst«. 

*  Vgl.  Mh  $  III  N.  69  (über  abweichende  Memungen  N.  67); 
SiMe  S  241  K.  32;  Uppe*ss3tA  V.  $  18;  hins.  des  Lüb.  R.S  R.  O.  H.  G. 
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Dagegen  sind  hier  durchweg  sonderrechtUche  Anwartschaften 
jedes  Gemeiners  auf  einen  Vermögensantheil  fQr  den  Fall 
der  Auflösung  der  Hausgemeinschaft  anerkannt.  Wird  freilich 
4iie  Gemeinschaft  durch  den  Tod  des  überlebenden  Eltem« 
theiles  oder  des  einzigen  oder  letzten  unabgefundenen  Kin- 
des bcctidiL:i,  so  kann  wiederum  durch  die  Geltung  des 
Konsolidaiiünsprincips  die  Zerlegung  der  Nl.isse  in  einen  nach 
Erbrecht  übertr.ii^enen  und  einen  nach  Eii^enthumsrecht  zu- 
rückbehaltenen Bestandtheil  ausgeschlossen  sein*.  Vielfach 


Bd.  9  S.  2)5-  Dngcscn  gestattet  das  Westf.  Ges.  J  16  jedem  Kinde  die 
!erzt%vilHge  Verfügung  über  seinen  Antlieil,  jedoch  nur  zu  Gunsten  seiner 
Desccdenten,  seines  Ehegatten  oder  der  übrigeo  Miibetbeiligteu  der  Ge» 
mcinschaft. 

'  Wo  der  Satz  »Was  in  der  Werc  verstirbt,  erbt  wieder  an  die 
Were«  in  seinem  ganzen  Umfange  gilt,  wird  auch  bei  einem  die  fortge- 
-setzte  Gütergemeinschaft  völlig  beendigenden  Todesfall  nicht  nach  Erb- 
recht, sondern  nach  GemeMsdtaßsreeM  succedtrt.  Stirbt  daher  der  über- 
lebende Elieg.me,  so  verbleibt  das  ganze  Gemeinschaftsvermögen  den 
bei  seinem  Tode  noch  in  der  Were  befindlichen  Kindern,  welche  ihrer- 
seit?  bis  zur  Theilnn^  (die  aber  nunmehr  jederzeit  durch  Theilungsklage 
herbeigeführt  werden  kann)  die  gesamnite  Hand  tortsetzen;  dagegen 
empfangen  die  sei  es  schon  bei  Lebzeiten  beider  Eltern  sei  es  erst  aus 
der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft  abgeschichteten  Kinder  von  dem 
Gemeinschftfbvermögen  nichts,  während  sie  doch  ilir  gesetzliches  Erbrecht, 
von  dem  Falle  eines  ausdrücklichen  Erbverzichtes  abgesehen,  keineswegs 
eingebüsst  haben,  vielmehr  dasselbe  nicht  nur  in  Ermangelung  unabge- 
schichtetcr  Kinder,  sondern  auch  neben  denselben  bezüglich  eines  et- 
waigen Sonderguts  des  Parens  geltend  m.ichcn  können;  vgl.  Entsch.  des 
O.  Tr.  Berlin  v.  15.  März  js  Bd.  30  S.  150,  Lippe'sche  V.  ^  24,  H.ur.b. 
L.  R.  S.  137,  Stat.  b.  Roth  iii  N.  8r.  R^sckr  ^  132  N.  10— li,  Freund 
a,  a.  O.  S.  16 — 29.  Stirbt  das  einzige  Kind  in  der  Were,  so  wird  der 
überlebende  Eltemthetl  Alleineigenthümer  des  Gemeinschaftsvermögens, 
ohne  dass  es  dazu  der  Geltung  des  Schossfallrechtes  bedarf;  Frtund 
a.  a.  O.  S.  yj.  —  Bei  strenger  Durchfuhrung  des  Konsolidattonsprincips 
kann  der  überlebende  Ehegatte  so  wenig  wie  das  einzige  Kind  letztwilli:; 
über  dns  Gemeinschaftsverm?igen  verfügen;  vgl.  GründUr ,  l'olemik  III 
5  565,  Lippe'sche  V.  f,  20.  Doch  gewähren  ihm  m.inche  Rechte,  ohne 
damit  den  Gesichtspunkt  der  eventuellen  Konsolidation  nothwendig  autzu- 
geben, eine  Testirbcsugniss  in  der  Hohe  des  bei  etwaiger  Abtheilung  unter 
Lebenden  ihm  gebührenden  Sdiichttheils ;  so  das  ältere  Lüb.  R.  dem 
Vater  (Sdnüder  II,  3  S.  147)  u.  das  neuere  auch  der  Mutter  (Am/i  II 
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indess  erfolgt  heute  eine  solche  Zerlegung,  und  es  bestehen 

demgemäß  gesonderte  Evciuuali  cclitc  jcäcs  Thcilhabers  auf 
bestimmte  ideelle  Quoten  des  Gemeinschattsvermögens  für 
den  Todesfall*.  Vor  Allem  aber  ist  für  den  Fall  der  Auf- 
lösung der  Hausgemeinschaft  unter  Lebetiden  ^  welcher  hier 
nicht  wie  bei  der  ehelichen  Gütergemeinschaft  einen  anomalen 
Charakter  trägt,  stets  ein  Sonderrecht  jedes  Gemeiners  auf 
eine  bestimmte  Quote  begründet.  Wenn  daher  die  völlige 
Auflösung  der  Gemeinschaft  eintritt,  wie  sie  nach  gesetz- 
licher Vorschrift  im  Falle  der  Wiederverheirathung  erfolgen 
soll  und  überdies  nicht  nur  immer  frei  vereinbart,  sondern 


j  28,  li'ilmoiviki  §  74);  das  Banih.  R.  jedem  Ehegatten  bezüglich  der 
Hälfte  seines  Schichttheils  (Roth  Bayer.  C.  K.  j  341  N.  20).  Ja  es  kommt 
vor,  dass  gerade  der  Gedanke  der  Einheit  des  Hausvermögens  dazu  ge- 
führt hat,  dem  Parens  die  letatwillige  Verfügung  über  die  ganze  Masse 
vorbehaltlich  der  Pflichttheilsrechte  zu  verschaffen;  vgl.  SUiM^  S 
N.  )i  u.  hins.  des  Paderbomer  Rechts  Erk.  des  R.  G.  v.  24.  Apr.  8) 
C.  S.  Bd.  9  N.  71  S.  267. 

'  Vgl.  z.  B.  Westf.  Ges.  v.  1860  §  7,  10  u.  15.  Dann  fällt  beim 
Tode  des  überlebenden  Elternthcih  die  Hälfte  (oder  eine  andere  Qjiote) 
des  noch  vorhandenen  Gemeinschaftsvermögens  ausschliesslich  den  un- 
abgeschichteten  Kindern  zu;  die  andere  Hälfte  (oder  sonstige  Quote) 
dagegen  unterliegt  als  Nachlass  des  letzt  verstorbenen  Ehegatten  dem  ge- 
wölmlichen  Hrbgangc,  so  dnss  dabei  die  nbgeschichteten  Kinder  als  kol- 
lationspflichtige  Miterben  konkurriren,  falls  sie  nicht  einen  Erbverzicht 
erklärt  haben;  vgl.  Roth  §  11 1  N.  82,  Stobbe  §  242  N.  45,  Pr.  L.  R.  II.  1 
5  644  u.  II,  2  5  368 — ^77.  Ebenso  wird  beim  Tode  des  einzigen  Kiüdes 
in  der  W'ere  dessen  Anthcil  in  gewöhnlicher  Weise  vererbt.  —  Die  leizt- 
willige  Verfijgung  wird  dem  einzigen  oder  letzten  Kinde  auch  hier 
(eigentlich  inkonsequent)  versagt.  Dagegen  kam  der  Qbo'lebende  Ehe- 
gatte hier  stets  über  semen  Antheil  unter  Wahrung  der  Pitichttheilsrechte 
vollkommen  frei,  über  die  Antbdle  der  Kinder  gar  nicht  von  Todes 
wegen  verftigen;  vgl  Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  13.  Apr.  SeuiT.  Bd.  8 
N.  56,  des  R.  G.  V.  34.  Apr.  8^  C.  S.  Bd.  9  N.  71  S.  267,  Roth  $111 
N.  53  u.  54;  Stchbe  $241  N.  30—51;  Westf.  Ges.  5  lO-  Das  letzge- 
d.iclite  Gesetz  gestattet  ihm  folgerichtig  auch  die  letztwilUge  K^elung 
der  Succession  unter  den  unabgefundenen  Kindern,  sofeni  nur  jedem 
Kinde  der  IVerth  seines  Schichttheils  und  seines  Pflichttheils  zugewendet 
wird,  die  Regelung  dieser  Succession  durcii  Übertragsverträge  aber  schon 
dann,  wenn  jedes  Kind  den  IVevth  seines  bdiichttheils  empfängt. 
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auch  regelmäßig  ohne  Weiteres  vom  Hausvorstande  und  aus 
gewissen  Gründen  von  den  Kindern  einseitig  erwirkt  werden 
kann',  so  wird  das  gesammte  Gemeinschaftsgut  nach  ge- 
setzlich bestimmten  Quoten  venheilt'.  In  derselben  Weise 

aber  erlangt  auch  das  einzelne  Kind  mit  der  Lösung  des 

hausgenosscnsch.itili^hcn  Bandes,  die  bei  der  wirthschaft- 
licben  \'erselbsiandi^ung  nuuiiiter  gefordert,  jedenfalls  aber 
voliziv  LH  werden  kann',  den  Ansprucb  auf  Aussonderung 
seines  Antheils  aus  dem  Vermögen  der  im  Übrigen  fort- 
bestehenden Gemeinschaft^  So  enthält  die  Theilhaberschafc 
in  der  fongesetzten  Gütergemeinschaft  stets  ein  selbständiges 


'  Vgl.  Rolh  5  III  N.  69—73,  S  »47  N,  40—42;  Stobbe%  241  N.  J7 
—59;  Westf.  Cics.  1^—14. 

*  Uber  die  maumciilacli  verschiedene  und  vieltacii  uacli  dem  Per- 
sonalbestände bei  der  Abschichtung  wechselnde  Höhe  dieser  Qjioten  vgl. 
Hx^  %  III  K.  77-80,  5  m  N.  $0—56,  Oramer  S.  16  iL,  61,  67  ff., 
II S— 119.  Das  Princtp  der  Quocentheilung  wird  mitunter  durch  das 
Recht  auf  einen  Voraus  modifidrt;  ebenso  durch  das  im  Westf.  Ges. 
5  17  normirte  Recht  der  Übernahme  gegen  Taxe.  Dagegen  Hegt  weder 
in  der  Pflicht  der  Kinder,  das  bereits  Empfangene  sich  anrechnen  zu 
lassen  (W  cstt.  Ges.  §  1$,  Roth  §  iii  N.  76),  noch  in  der  partikuLirrccht- 
Hchen  Pflicht  des  Parens,  für  Schädigungen  durch  schlechte  Verwaltung 
Ersau  zu  leisten  (Lippe'sche  V.  5  2i  u.  2a,  Stobbe  §  242  N.  45),  eine 
Durchbrechung  des  Qnotenprindps. 

J  Vgl.  Roib  5  III  N.  74,  5  147  N.  57— J9,  Siothe  %  241  N,  ^. 
Der  überlebende  Ehegatte  hat,  wie  mit  seltenen  Ausnahmen  (vgl.  z.  B. 
Seubauer  S.  i$0  u.  154)  der  Kindergesammtheit  gegenüber,  so  im 
Zweifel  auch  dem  einzelnen  Kinde  gegenüber  ein  einseitic^es  Abscliicli- 
tungsrecht;  vgl.  Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  13.  Apr.  >  j  Seutt.  Bd.  8  N.  5^1 
(und  /w.ir  auch  mit  Abfindung  vom  eii^'ncn  N.iclilass).  Das  Lüh.  H. 
dagegen  lorderi  zur  Partialsciiichtung  die  EinwilUgung  des  betroiiciien 
Kindes. 

<  Auch  in  <fiesem  Falle  geht  der  Anspruch  des  ausscheidenden 
Kindes  regelmäßig  auf  eine  bestimmte  Qjiote,  deren  Höhe  aber  na^Uch 

verschieden  bemessen  werden  muss,  jenachdem  die  Abschichtung  als 
Abfindung  vom  ganzen  Cemeinschaftsvermögen  oder  nur  als  Abfnulung 
von  dem  dnrin  enthaltenen  Nachl.i'^s  des  bereits  verstorbenen  Elterntlicüs 
gelten  soll.  Diese  Abschichtuni^  unter  Liisiiiif^  des  Bandes  der  gesamniten 
Hand  muss  von  der  Absonderung  unter  Aulreclithaltung  des  Bandes  der 
gesaramten  Hand  (vgl.  oben  S.  421  N.  i)  scharf  geschieden  werden. 
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Sonderrecht  auf  einen  Schichttbeii,  welches  der  Gemein- 
schaftssphäre entzogen  und  gegen  jeden  Eingriff  der  anderen 
Theilhaher  gesichert  ist*.  Allein  dieses  Sonderrecht  ist,  so> 
weit  es  eben  auf  einen  gesonderten  Antheil  lautet,  bis  zu 
dem  Eintritt  des  die  Hausgemeinschaft  auflösenden  Ereig- 
nisses rein  anwartschaftlicher  Natur*.  Darum  richtet  es  sich 
lediglich  au!  Jas  GemeinschaftsvenT!Ö';cii  in  dem  zu  diesem 
Zeitpunkt  vorhandenen  Bestände  Und  darum  eehnf^r  es 
nicln  zur  Wirksamkeit,  sondern  besteht  als  blosc  Anwart- 
schaft mit  veränderten  Chancen  fort,  falls  bei  der  Wieder- 
verheirathung  des  Gemeinschaftshauptes  die  Abschichtung 
durch  Einkindschaft  vermieden  und  die  fortgesetzte  Güter- 
gemeinschaft in  eine  neue  eheliche  Götergemeinschaft  über- 
geführt wird*. 


'  Auch  der  fiberlebende  Eltemtbeil  hat,  soweit  seine  Dispositions- 
befugniss  unter  Lebenden  und  von  Todes  wegen  reichen  mag,  doch  nie- 
nials  eine  Vo-ftkgungsmacbt  über  die  Scliichuheile  der  Kinder  als  solche; 
Erk.  des  R.  G.  v.  24.  Apr.  8}  C.  S.  Bd.  9  N.  71  S.  267. 

"  Wird  die  Hausgemeinschaft  nicht  aufgelöst,  obwohl  sie  nuf^^elÖHi 
werden  könnte  oder  selbst  sollte,  so  besteht  das  bisherige  \'erhaltniss 
fort.  So  wenn  die  mündigen  Kinder,  obschon  sie  gcsctzlicii  Ja/.u  be- 
rechtigt sind,  die  Schichtung  nicht  verlangen;  Erk.  des  O.  A.  G.  Kid 
V.  4.  März  40  SeufT.  Bd.  7  N.  63  f&r  das  Lüh.  Recht.  Darum  muss 
auch  nach  Hamburger  Recht,  wenn  der  Vater  bei  Eingehung  dar  sweit«i 
Ehe  die  statutarisch  vorgeschriebene  Abtheilung  nicht  voigenommen  hat, 
bei  der  späteren  Abtheilung  sowolil  hinsichtlich  des  Vermögensbestandes 
als  hinsichtlich  der  Kindcr^-ahl  erster  Hlie  der  Zeitpunkt  der  Theilung  und 
nicht  der  Zeitpunkt  des  Abschlusses  der  zweiten  Ehe  entsclieiden,  so  dass. 
wenn  von  zwei  ersiehelichen  Kindern  in^wischen  eines  verstorben  ist.  das 
überlebende  Kind  nur  '/j  (nicht  '/«)  des  Sammtgutes  erliah;  Erk.  des 
O.  A.  G.  Likb.  V.  19.  Sept.  5;  SeuC  Bd.  7  N.  331, 

y  Vgl.  das  soeben  angef.  Eric,  des  O.  A.  G.  Lüb.T  sowie  Erk.  des 
O.  A.  G.  Jena  v.  13.  Sept.  45  SeufT.  ßd.  14  N.  99  u.  des  O.  Tr.  Berlin 
V.  J.  Juni  64  ib.  Bd.  21  N.  152;  Westf.  Ges.  $  ly,  Stobhe  §  241  N.  41 
— ^42;  Cratnii  S.  67.  T'.s  ist  eine  Gemeinschaft  »auf  Gedeih  und  Verderb«. 

■*  Als  Subjekt  der  neuen  ehelichen  Gütergemeinschaft  erscheint  aus- 
schliesslich das  neue  Hhep.i.ir,  wahrend  die  vereinkindschatteteji  Kinder 
SO  wenig  Eigenthunisiheilliaber  bleiben,  wie  die  /wciteheliciieu  Kmder 
dies  werden.  Der  ihnen  ausbedungene  Voraus  (5tol^  5  ^44  ^-  M)  ist 
mitunter  gleich  dem  et^'aigen  Voraus  der  Nachkinder  (ib.  N.  15)  ein 
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Von  dieser  Form  der  echten  fortgesetzten  Gütergemein- 
schaft unterscheidet  sich  principiell  eine  :i(wäie  Form  der  mit 
fongesetzter  Hausgemeinschaft  verknüpften  Eigenthoms- 
gemeinschaft,  wobei  die  eheliche  Gütergemeinschaft  als  end- 
gültig aufgelöst  erscheint  und  nur  ihr  Rückstand  gemein- 
schaftlich bleibt.  Auf  eine  derartige  Eigenthumsgemeinschaft 


bioser  uncntziehbarer  Erbanspruch  (Pr.  L.  R.  Ii,  2  ^  725—727  u.  738); 
nach  den  meisten  Rechten  aber  bildet  er  zwar  ein  im  Bgeathum  der 
Vorkinder  stehendes  Sondergut,  gehört  jcdc^  eben  deshalb  sdner  Sub« 
stanz  nach  nicht  zum  Ehevermögen  und  fällt  höchstens  bez&glich  der 

Verwaltung  und  Nutzung  bis  zur  Verselbstindigung  der  Kinder  in  das- 
selbe (Slol'ht  a.  a.  O.  N.  23—27,  Cramer  S.  96-97).  Die  Erbansprüche 
der  Vorkiiidcr  sind  nach  manchen  Gesetzen  (ib.  N.  55)  denen  der  Nach- 
kinder gleichartig  und  müssen  nach  der  richtigen  Ansicht  im  Zweifel 
Stets  als  blose  Intestaterbrechte  mit  Pllicliiihcilsrechi  behaudcli  werden 
(vgl.  Beseler  5  13}  N.  12  mit  Cit.,  Seuff.  Bd.  5  N.  198,  Bd.  15  N.  230, 
Bd.  2}  N.  2}2»  Bd.  25  N.  138,  Strieth.  Bd.  43  S.  99).  Wenn  sie  jedoch 
nach  anderen  Gesetzen  (Stobbe  a.  a.  O.  K.  45)  tmentziehbar  sind  und 
zum  Thttl  von  der  Theorie  (Roth  §  157  N.  58,  Stobbe  a.  a.  O.  N.  j}, 
^4  u.  56,  Ormner  S.  98  u.  Praxis  (SeulT.  Bd.  15  N.  108,  Bd.  22  N.  $2, 
Bd.  38  N.  321  u.  bes.  Erk.  des  R.  G.  v.  7.  Jan.  82  C.  S.  Bd.  6  N.  43 
S.  165  69  u.  Scuti.  Bd.  37  N.  229)  im  Zweifel  stets  tiir  unent/.iL-hbar 
erklärt  werden,  so  wird  ihnen  damit  ininu.-r  nur  der  Cliarakter  enics 
Vertragserbrechtes  verhehcn  (vgl.  bes.  Erk.  des  R.  G.  v.  9.  .Mar/  83  SeutT. 
Bd.  38  N.  233),  keineswegs  aber  dn  gegenwärtiger  Eigenthumsantheil 
untergelegt.  Hiemach  findet  bd  der  Begründung  einer  Einkindschaft  im 
Falle  btsher^cr  fortgesetzter  Gfitergemetnschaft  regelmäßig  ein  Verzicht 
der  Vorkinder  nicht  blos  auf  ihr  AbscliiditutigSKcht,  sondern  auch  auf 
ihren  Eigenthumsantheil  statt  (womit  es  zusammenhängt,  d.i!?s  hier  die 
oben  S.  414  N.  2  erwähnte  t^^csctzliche  Einkindschaft  kaum  vorkommt).  \'gl. 
Cramer  S.  95  — 120.  So  auch  das  Erk.  des  Ü.  A.  G.  Lübeck  v.  30.  Nov. 
70  Seuff.  Bd.  26  N.  248  für  das  Lüb.  R.,  nach  welchcni  aber,  weil  es 
die  allgemeine  Gütergemeinschaft  erst  mit  der  Geburt  eines  Kindes  ein- 
treten llsst,  der  conjux  binubus  kraft  dieses  Verzichts  zunächst  Allein- 
dgendlCkmer  des  von  ihm  in  die  zweite  Ehe  gebrachten  Sammtgutes  wird. 
Vgl.  Roth  5  157  N.  42.  Die  Gütergemeinschaft  der  «wdten  Ehe  mit  Ein- 
kindschaft ist  somit  lediglich  eine  durch  etwa^e  Vorausrechte,  Vertrags- 
erbrechie  u.  s.  w.  modihcirte  eheliche  Gütergemeinschaft,  nicht  zugleich 
fort^'esctzte  Gütergemeinschaft  zwischen  Hitern  und  Kindern.  Sie  kann 
jedoch  bei  der  Lösung  der  Ehe  durch  den  Tod  wiederum  in  eine  Jorl- 
geset^te  Gütergemeinschaft,  an  welcher  nun  auch  Stiel  kiuder  Tlieil  liaben^ 
übergehen;  Rctb  $  i$7  N.  48. 


Digitized  by  Google 


430 


DräUs  Kapiiel, 


am  bisherigen  giiter^emeinschaftlichen  Vermögen  ist  *iic 
fortgesetzte  Hausgemeinschaft  stets  dann  von  vornherein  ein- 
geschränkt, wenn  der  Tod  eines  Ehegatten  an  sich  die  Ab- 
theilung  zwischen  dem  überlebenden  Ehegatten  und  den  Kin- 
dern zur  Folge  hat  und  nur  die  Realibetlung  sei  es  kraft 
eines  Rechtsanspruches  des  Familienhauptes  auf  einheitliche 
Weiterführung  des  Besitzes,  der  Verwaltung  und  der  Nutzung 
oder  sei  es  kraft  allseitiger  Übereinstimmung  hinausgeschoben 
wird*.  Dasselbe  Vcrhältniss  kann  aber  auch  aus  der  Ausein- 
andersetzung einer  fortgesetzten  Gütergemeinschaft  oder 
einer  Hausgemeinschaft  mit  AUeineigenthum  des  Hauptes 
entspringen,  falls  die  Realtheiluog  ausgesetzt  bleibt*.  Hier 
wird  einerseits  von  der  Eigenthumsgemeinschaft  nur  das  im 
Augenblick  ihres  Eintrittes  vorhandene  Vermögen  ergriffen, 
während  der  spätere  Erwerb  der  Theilhaber  dem  tigenihum 


'  So  nach  den  b.  Roth  ^  lio  N.  7— IS  angel.  Hechten,  insbes.  der 
Nürnb.  Ref..  dem  Preuss.  L.  R.  u.  dem  Lüb.  Ges.  v.  1862.  D.is  Recht 
des  überlebenden  Ehegatten  auf  I lin.uisscliiebung  der  wirkhcheu  Theilung 
entspringt  nacn  den  nieisiea  Rechica  aus  einem  ihm  gesetzlich  zuge- 
sprochenen Beisitz  oder  Niessbrauch  an  den  Antheilcn  der  Kinder  in  der 
Were  (Roth  a.  a.  O.  u.  N.  23—25,  Stohbe  $  241  N.  i  u.  8—10),  nach 
preuss.  L.  R.  dagegen  für  die  Mutter  nur  aus  besonderer  vormundschaft- 
licher Bewilligung  (II,  18  $  410  u.  Demburg  III  5  $9  N.  6);  es  endet 
jedoch  regelmäßig  nicht  nur  durch  Eingehen  einer  «weiten  Ehe,  Ver- 
mögensverfall oder  sdüechte  Wirthschaft,  sondern  auch  durch  Gross- 
jährigkeit,  Heirath  oder  wirthschaftliche  Vcrsclbst.inJiü:ung  des  einzd« 
nen  Kindes.  Kraft  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Vereinbarung 
aber  kann  die  Gemeinschaft  darüber  hinaus  fortgeset;rt  werden  und  ebenso 
nach  dcnjenif^en  Gc<^v\7cn,  welche  (wie  das  Pr.  L.  R.  IT,  i  ^  634—658 
u.  653—661  u.  die  Siat.  b.  Roth  5  iio  N.  21  22)  die  sofortige  Reai- 
thcilung  als  Regel  vorschreiben,  längere  oder  kürzere  Zeit  he^^tehen.  — 
Das  Verhaltniss  tritt  besonders  auch  bei  bioser  Güiergemeinschafi  von 
Todes  wegen  ein  (Roth  §  145  N.  11,  ij — 15)  und  niuss  bei  derselben  so- 
gar ul*.  Regel  angesehen  werden. 

*  Vielfach  hat  bei  der  Atheilung  solcher  Gemeinschaften  der  über- 
lebende Eltemthdl  einen  gesetzlichen  Bebits  oder  Niessbrauch  an  den 
SchJchtthetlen  der  Kinder  bis  zu  deren  Verselbstandigung  und  somit  ein 
Recht  auf  Hinausschiebung  der  Realtheilung;  vgl.  Roth  5  m  N.  77, 
79~8o>  Stobbe  $  241  N.  )8  u.  $  242  N.  16,  Westf.  Ges.  $  19. 
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nach  gesondert  bleibt Andrerseits  werden  hier  sowohl  dem 
überlebenden  Hhegattten  als  auch  den  Kindern  feste  ideelle 
Antheile  zugeschrieben*,  welche  nicht  nur  für  den  Fall  der 
Auflösung  der  Gemeinschaft  oder  des  Ausscheidens  aus  der- 
selben einen  Anspruch  auf  den  entsprechenden  Realtheil  ge- 
währen \  sondern  schon  während  des  Bestandes  der  Gemein- 
schaft als  selbständige  und  für  sich  vererbliche  Sonderrechte 
wirksam  sind  (jicichw-Dhl  liegt  auch  hier  kein  römisches 
Miteigentliuni,  süiidern  eine  im  Verhältniss  zur  fortgesetzten 
Gütermjnicinschuft  freilich  wesentlich  abgeschwächte,  jedoch 
immer  noch  eine  Reibe  eigenthümlichcr  Rechiswirkungen 
erzeugende  Eigentbumsgmeinscbaß  :(ur  gesanmUn  Hand  \oxK 


•  Vgl.  Pr.  l.  R.  II,  1  S  6$8-66l,  Stelle  5  241  N.  5.  Die  Gemein- 
sdiaft  verliert  also  im  Gegensatz  zur  fortgesetzten  Gütergemeinschaft  ihre 
produktive  Kraft*  sie  tritt  in  das  Stadium  der  Liquidation.  Das  Pr.  L. 

R.  II,  I  5  ^55  ^vendct  sogar  hinsichtlich  der  Fortführung  angefangener 
Gcsch.ific  d:o  Grundsätze  der  Handelsgesellschaft  im  Liquidationszustandc 
an.  Nach  manchen  Gesetzen  soll  daher  auch  ein  Inventar  errichtet  wer- 
den;  Roth  5  HO  N.  26  —  28,  Stobbc  5  241  N.  6;  vgl.  Erk.  des  O.  Tr. 
Berlin  v.  22.  Mai  1857  -^tri'-'tli-  RJ-  ^S-  J}6. 

*  Dieselben  richten  sich  lediglich  nach  den  bei  der  Auflösung  der 
ehelichen  Gütergemeinschaft  geltenden  Grfindsäuen.  Vgl.  oben  S.  394  fil 

)  Sowohl  im  Falte  dner  vom  Kinde  aus  rechtmäßiger  Ursache 
verlangten  Ausantwortung  seines  Antheils  (vgl.  oben  S.  430N.  1—2),  ab 
auch  im  Falle  der  stets  zulässigen  Theilung  kraft  einseitigen  Entschlusses 
des  Parens  (Nürnb.  Ref.  4,  Lüh.  Ges.  V.  1862  Art.  14,  Münch.  Erl«. 
V.  12.  Juni  76  b.  Roth  ^  1  lü  N.  25). 

Vgl,  Stobhe  a.  n.  O.  S.  254.  Die  Antheile  werden  in  gesvolm- 
lichcr  Weise  vererbt,  und  die  letztwilligc  \  erlügung  über  dieselben  ist 
unbeschränkt. 

f  Zum  Thetl  werden  die  Grundsätze  der  Erbengemeinschaft  ange« 
wandt;  so  nach  Preuss.  L.  R.  II,  i  $  661,  nach  welchem  schon  hiermit 
trotz  der  Unterstellung  des  Verh.Ütnisscs  unter  den  Begriff  des  »Miteigen- 
thums«  (j  655)  das  Gesammthandsprincip  in  gewissem  Umfange  eintritt 
(vgl.  ohc:\  S.  j6i  N.  2  LI.  ^6}  N.  Unrichtig  ist  aber  die  in  der  Theorie  u. 
Praxis  begegnende  Aiiii  ilinic  (so  Roth  5  rio  S.  97  u.  Cit.  in  N.  29),  dass  in 
der  That  »das  ReciusvcrluUniss  der  ungetheilteu  Miterben«  vorliege: 
der  überlebende  Ehegatte  erscheint  doch  höchstens  hinsichtlich  einer 
etwaigen  statutarischen  Portion,  nicht  aber  hinsichtlich  seines  gütergemein- 
schaMichen  Antheils  als  »Miterbe«.  —  Ebenso  besteht  keine  blose  Erben- 
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Denn  in  subjektiver  Hinsicht  sind  die  Theilhaber  vennöge 

ihrer  personenrechtlichen  Zusammenordnung  zu  einer  von 
dem  Witwer  oder  der  Witwe  einheitlich  beherrschten  Haus- 
gemeinschaft dergestalt  beschränkt  und  gebunden,  dass  hier- 
mit zugleich  der  sachenrechtlichc  Gehalt  ihrer  Antheile  fast 
völlig  den  Sondersphären  entrückt  und  in  eine  ungetrennte 
Gemeinsphäre  verlegt  wird*.  Allerdings  pflegt  das  beim  Ge- 
meinschaftshaupte koncentrirte  Verwaltungs-  und  Nutzungs* 
recht  als  ein  besonderes  Recht  des  elterlichen  Beisitzes  an 
den  Antheilen  der  Kinder  aufgefasst  und  als  solches  auch 
praktisch  der  Eigenthumsgemeinschaft  gegenüber  in  gewis- 


Gemeinschaft,  sondern  eine  ei^enthümliche  Form  der  Li^cniiiumsgcmein- 
schait,  wenn  bei  unbeerbter  Ehe  der  überlebende  Ehegatte  Jebenslänglichen 
Bcisitx  oder  Niessbrauch  an  den  ideeUen  Antheilen  am  Gemeinschafts- 
vermögen,  welche  der  Substanz  nach  an  die  Erben  des  verstorbenen  Ehe- 
gatten fallen,  behäk  {Reih  $  iio  N.  17,  §  i^i  N*  20,  22,  26^^x1%  N.  17» 
21,  24,  25»  S  123  N.  6,  9»  II,  14,  Stobbe  $  241  N.  i  u.  7»  Bad.  L.  R. 
Art.  7}8a,  Westf.  Ges.  $  7,  Pr.  L.  R,  II,  i  $  646—647)  oder  die  Real- 
theUung  aus  anderen  Gründen  eine  Zeit  lang  unterbleibt.  Auch  diese 
Eigenthumsgemeinschaft  ist  so  wenig,  wie  das  mit  ihr  verknüpfte  Leib- 
zuchtrecht (vgl.  oben  S.  354  N.  1  u.  408  N.  2),  rein  sachenrechtlicher  Struktur, 
empfängt  jedoch  ihren  familienrechihchcn  Bestandtheil  lediglicli  aus  der 
Nachwirkung  des  Khebandcs,  nicht  zugleich  aus  der  Einwirkung  eines 
fortbestehenden  haus^enosscnscbuttlichcn  Bandes. 

'  Überall  sind  der  Besitz,  die  Betn  t  /ung,  die  Verwaltung,  die  Ver- 
tretung und  die  Vcrlügung  hinsichtlich  des  ganzen  gemeinschaftlichen 
Vermögens  ungesondcri.  Soweit  daher  ein  Rechtsakt  nicht  in  die  reprä- 
sentative HandluncjssphSre  des  überlebenden  Ehegatten  fallt,  muss  er 
von  diesem  und  den  Kindern  5i:cnieinsnm  voHzo^lmi  werden.  Dies  gilt 
gemeinrechtlich  hier  stets  von  jcdei  \'crausserung  oder  Belastung  von 
Grundstücken,  partikularrechtlich  auch  von  der  Einziehung  von  Hypo- 
thekenka|ntalten  und  anderen  Substai»verfüguugeu.  Aber  auch  die  ideellen 
Antheile  als  solche  sind  während  des  Bestandes  der  Hausgemeinschaft 
nicht  frei  veriusserlich :  der  überlebende  Ehegatte  müsste  jedenfalls  erst 
die  Auseinanderseuung  vornehmen,  bevor  er  über  seinen  Anthei)  unter 
Lebeoden  disponiren  könnte,  und  die  Kinder  können  unter  allen  Um* 
ständen  durch  einseitiges  Rechtsgeschäft  der  Gemeinschaft  keinen  Frem- 
den als  Theilhaber  .lufdrängcn.  Endlich  ist  auch  die  Theilungsklagc  nur 
tT>soweit  zulässig,  als  ein  Recht  auf  Lösung  des  hausgenossenschaftliclien 
Bandes  anerkannt  ist;  vgl.  oben  S.  4)0  N.  1—2. 
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.sein  Umfange  verselbständigt  zu  werden':  allein  regel- 
mäßig bleibt  doch  nicht  nur  der  Ciiarakter  des  Beisitzes 
als  eines  mit  der  Stellung  als  Familienhaupt  verknüpften 
Verhältnisses  gewahrt*,  sondern  es  wird  auch  der  orga- 
nische Zusammenhang  desselben  mit  der  ungetheilten  Eigen- 
thumsgemeinschaft nicht  völlig  durchschnitten»  so  dass  die 


■  Dies  xeigt  sich  z.  B.  darin,  dass  häufig  der  Beisitt  an  den  ideellen 
AntheUen  der  Kinder  mit  dem  (insbesondere  bei  der  Errungensdufts- 
geroeinschaft  vielfach  danebenstehenden)  Bcisiu  an  dem  auf  die  Kinder  ver- 
erbten Sondergut  des  verstorbenen  Ehegatten  rechtlich  gleichgcstclh  'rd. 

'  Die  Praxis  bringt  hier  wie  in  anderen  Fällen  Jte  familienrecht- 
lichc  Bedingtheit  und  Bestimmtheit  des  Beisit/cs  ziemlich  einstiraniifr  zur 
Gehung  ;  v:,'!.  oben  S.  35  t  i  u-  ^-  1^^^  N.  2.  M.in  schreibt  J.ihcr  dem  über- 
lebenden Eliegaitcn  als  i  anuiicuaaupi  das  Recht  und  die  Pthciu  zu,  das 
gemcinschaftlkhe  Vermdgen  zu  verwalten  und  zu  vertreten,  Forderungen 
einzuziehen  und  Schulden  zu  bezahlen,  Processe  zu  fähren  u.  s.  w. ;  man  be> 
freit  ihn  dabei  von  jeder  Sicherheitsstellung  und  Rechnungslage ;  man 
belastet  ihn  jedoch  andrerseits  mit  der  Verbindlichkeit  der  Verwendung 
der  Nutzungen  für  den  gemeinsamen  Haushalt  und  insbesondere  zur 
Kr/iehung  der  Kinder,  wozu  nach  denjenigen  Rechten,  welche  die  Lcib- 
/x\ch\  des  Vaters  oder  jedes  Fhcrntheiles  mit  der  wirthschnftlichen  \"er- 
selbsiandigung  des  Kindes  niciu  erlöschen  lassen,  stets  eine  X'crbindhch- 
keit  zur  Gewährung  einer  Ausstattung  oder  Ausrichtung  anstatt  des  bis- 
herigen Mitgenusses  tritt.  Vgl.  insbes.  Eric,  des  O.  A.  G.  Oldenb.  v. 
3.  Dec.  46  Seuft  Bd.  2  N.  62.  Femer  Erk.  des  R.  G.  v.  3.  Dec.  79 
C.  S.  Bd.  I  N.  39  S.  90:  auch  bei  der  Emingenschaftsgcmeinschalt  steht 
die  Leibzucht  des  überlebenden  Ehegatten  gemeinrechtlich  nicht  dem 
sjcwöhnlichen  Xiessbrauch  ::;!cicli,  sondern  bep^ründet,  xveil  auf  der  eltrr- 
//V/.c/j  Gewalt  hi-rtüietid,  ein  sehr  ausgedehntes  Verwaltungs-  und  Vertre- 
tun,u'sri  cl\t,  daher  regelmäßig  die  aktive  und  passive  Vertretung'  des  (Jc- 
samiai-utcs  im  Process.  —  Abwcicliend  schreibt  das  Pr.  L.  R.  II,  i 
'j  656—657  dem  Oberlebenden  Ehegatten  stets  nur  »Besitz«  und  »Ver> 
waltung«  zu«  gewährt  ihm  ab  solchem  an  den  AntheSen  unabgefundener 
Kinder  keinen  »Niessbrauch«  und  verlangt  von  ihm,  falb  er  nidit  Niess- 
':  raucher  ist,  Rechnungslage ;  die  Praxis  versagt  daher  der  Witwe  jede 
Substanzverfugung  und  insbesondere  auch  die  Ein/ieliun;^  von  Forde- 
rungen {Dernhitr^  III  ^  39  S)-  '^nwie  die  Vertretutii;  der  Masse  gegen 
den  eine  Genieinscliafisscluild  einkla^jenden  Glaubiger  (Hrk.  des  O.  Tr.  v. 
18.  Sept.  5)  Strieth.  Bd.  18  S.  137);  es  sollen  überhaupt  die  »Grundsätze 
über  Verwaltung  fremder  Güter«  angewandt  wercten^  was  freilich  immer 
nur  mit  den  durch  das  Wesen  der  Hausgenossenschaft  bedingten  Modi- 
fikationen ausfuhrbar  sein  wird. 

28 
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letztere  erst  durch  dieses  mit  ihr  aus  gleicher  Quelle  flies- 
sende einheitliche  Herrschaftsrecht  kompletirt  und  jun- 

stisch  determinirt  wird'.  In  objektiver  Hinsicht  aber  bildet 
den  Gegenstand  dieser  Higcnthumssjcmeinschaft  wiederum 
ein  Vermögensinbegriti  als  solcher,  mit  dessen  wechseln- 
dem Bestände  auch  die  daran  begründeten  Antheile  iliren 
vermögensrechtlichen  Gehalt  verändern*.  Dieses  Verhäimiss 
erleidet  nur  dann  eine  durchgreifende  Umgestaltung,  wenn 
im  Falle  der  Eingehung  einer  zweiten  Ehe  die  Auseinander- 
setzung zwar  nicht  durch  Rcaltheilung  erfolgt,  jedoch  durch 
»Ausspruch«  die  Antheile  der  Kinder  auf  feste  Werthbeträge 
fixirt  und  gesetzlich  oder  vertragsmäßig  sichergestellt  wer- 
dend Hieraus  ergiebt  sich  eine  letzte  eigenthümUche  Form 
derjenigen  Eigenthumsgemeinschaften«  in  welchen  die  ehe- 


»  Nur  durch  die  etnheitliche  elterliche  Vcrnnöi^cnsherrschaft,  bei  derer. 
Ausübung  die  Unterscheidung  des  eignen  Aniheils  und  der  fremden  An- 
theile überliaupt  nicht  licrvortritt,  gewinnt  auch  diese  Fic^einlTumsgemein- 
schalt  im  Ge<^cnsatz  /.um  gewöhnlichen  Miteigentluim  iliren  festeren  Be- 
stand und  ihre  dauernde  Ordnung,  Insbesondere  aber  ist  es  für  dieses 
Verhähniss  bezeichnend,  dass  regelmäßig  die  Beendigung  des  Reibitz- 
rechtes  und  die  Auflösung  der  Kigenthumsgemeinschaft  durch  Rcalthei- 
lung zusanimenfallen,  dass  jedoch  die  dies  bewirkenden  Gründe  weder 
iß  dem  einen  noch  in  dem  anderen  saclienrechtlichen  Verhlltniss,  son- 
dont  in  den  das  hausgenossenschaftliche  Band  als  solches  lösenden  oder 
Veränderaden  Ereignissen  wurzeln ;  vgl.  oben  S.  430  N.  i — 2. 

*  Vgl.  Pr.  A.  L.  U.  II,  I  5  6)4  :  »Was  also  der  ungetheiltai  Masse 
aiiwidisi  oder  derselben  verloren  geht,  trifft  sämmtliche  MItetgenthumer, 
nach  Verhiltniss  ihres  Antheils«.  \'gl.  Stobhe  $  241  N.  4.  Darum  be- 
stehen auch  hier  keine  ideellen  AntheQe  an  ebaelnen  zum  Gcmeinschafts^ 
gut  gehörigen  Sachen;  Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  17.  Dec.  51  Striech. 
Bd.  4  S.  19a  Anders  verhält  H  sich  natörlicfa,  wenn  »die  gemeinschaft- 
liche Massen  getheitt  ist,  jedoch  ein  einzelnes  Grundstock  dergestalt  ge- 
meinschaftlich verbleibt,  dass  dem  überlebenden  Ehegatten  und  |edem 
der  Verwandten  des  Erblassers  ein  bestimmter  Bruchtheil  davon  zuge- 
schrieben wird ;  Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  16.  März  60  ib.  Bd.  ?7  S.  102 
(Aiiwendbarkeit  von  1»  IT  %  ^%  fi.  u.  Unanwendbarkeit  von  U,  1  S  ^4^ 
Pr.  A.  L.  R.). 

3  Vgl.  Besekr  5  152  N.  15—16,  Stohbe  S  241  N.  12  u.  S  242  N,  16, 
auch  den  Aufsatz  in  der  Z.  f.  D.  R.  Bd.  6  S.  246  if.  u.  2)0  tf. 
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liehe  Gütergemeinschaft  nachwirkt.  In  eine  solche  Form 
kann  auch  die  fortgesetzte  Hausgemeinschaft  mit  Allein- 
etgenthum  des  überlebenden  Eltemtheils  und  ebenso  die 

echte  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  schhcsshch  übergehen, 

ni.  Die  gesammte  Hand  bei  der  Handeisgesellscbafl. 

L  Das  Rechtsprincip  dergesammten  Hand  hat,  wie  schon 
bemerkt  ist,  bei  der  cffenen  HandelsgeseÜscb/rft  sich  eigenartig 
entwickelt,  hierbei  jedoch  seinen  Kern  nicht  nur  niemals 

eingebüsst,  sondern  vielmehr  in  geschichtlicher  Kontinuität 
zu  einem  neuen  Gebilde  entfaltet.  Es  beherrscht  daher  auch 
die  offene  Handelsgesellschaft  des  geltenden  deutschen  Rechts. 
Gleiches  gilt  für  die  Kommanäii^eseUschaft ,  da  dieselbe  nur 
eine  modihcirte  offene  Gesellschaft  ist,  und  folgeweise 
auch  für  die  Aktienhonmanditgcsellschaft  als  modiiicirte  Kom- 
manditgesellschaft'. Somit  wird,  wie  das  geschichtliche,  so 
das  dogmatische  Verständniss  der  Handelsgesellschaften  im 
engeren  Sinne  nur  durch  den  Gedanken  der  gesammten 


'  Dass  die  Aküenkünuviaiiditgesellschaft  aucli  iiacii  dem  l>cut. 
R.  G.  V.  i8.  Juli  X884—  im  Gegensatz  zu  der  »Komnuinditaktiengesell* 
sduft«  des  Schweiz.  R.  —  dae  modificirte  Kommanditgesellschaft  ist 
und  folgeweise  nicht  unter  den  Kj^perschaftsbegrifT  gebracht  werden 

darf,  ist  schon  oben  S.  52—53  u.  S.  307  N.  i  bemerkt  worden.  Ebenso 
aber  ist  bereits  mehrfach  darauf  hinge\v*iesen  worden,  dass  die  hiernach 
vom  Gesetz  erzwungene  Auffassung  dieser  Gesellschaftsform  im  Sinne 
eines  blossen  Individualrechtsgebildes  mit  ihrem  von  demselben  Geset-c 
vollzogenen  Aut  bau  zum  Theil  wenig  kongruirt.  In  erheblichem  Um- 
fange deckt  «ch  ihr  Recht  mit  dem  Aktiengesellschaftsrecht  und  kann 
daher  nur  aus  dem  Körperschaftsrecht  verstanden  werden.  Allein  immer 
noch  ist  es  nur  imitirtes  Kdrperschaftsrecht»  das  bd  aller  iusseren  Aehn- 
lichkeit  mit  dem  Urbilde  seinem  inneren  Wesen  nach  von  demselben 
verschieden  bleibt.  Mithin  haben  auch  die  vollkommen  identischen  Rechts- 
sätze, jenachdem  sie  für  die  Aktienkommanditgesellschaft  oder  für  die 
Aktiengesellschaft  aufgestellt  sind,  zuletzt  einen  ungleichartigen  funsti- 
schen  Siim,  wennschon  freilich  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  diese  begriff- 
liche Differenz  gar  nicht  zur  Spraciie  kommt. 

28» 
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Hand  erörtnet.  Und  zwar  erscheint  derselbe  hier  nicht  etwa 
bios  als  ein  nebensächliches  oder  rein  formelles  Hlenieiu, 
sondern  als  centraler  und  von  innen  wirkender  Grundgedanke, 
welcher  die  gesammte  Struktur  dieser  GeseUschaftsgebilde 
durchwaltet  und  sie  in  allen  ihren  Theilen  gewisserraaßen 
wie  das  einheitliche  Princip  eines  bestimmten  juristischen 
Baustiles  durchdringt. 

Die  Handelsgesellschaft  muss  also  gleich  allen  Rechts- 
gemeinschaften zur  gesammten  Hand  als  pcrsonenrecbtlichc 
Gemeinschaft  aufgefasst  werden,  durch  welche  eine  Personen- 
mehrheit in  Bezug  auf  die  Persönlichkeitssphären  als  solche 
verbunden  und  in  dieser  Verbundenheit  zu  der  Rolle  einer 
subjektiven  Einheit  befähigt  wird.  Sie  charakterisirt  sich 
aber  im  Gegensatz  zu  anderen  derartigen  Gemeinschaften 
als  eine  personenrechtliche  Gesellschaß,  mithin  als  vertrags- 
mäßige Vereinigung^  und  im  Gegensatz  zu  anderen  personen- 
rechtlichen Gesellschaften  als  eine  handelsrechtUdfe  Gesell- 
schaft, mithin  als  vertragsmäßige  Vereinigung  zu  einer  durch 
eine  I-irnia  ausgedrückten  und  dem  Handelsrecht  unterstell- 
ten katifniännischen  Einheit'.  Der  personenrechtlichen  Ge- 
meinschaft entspricht  auch  hier  eine  durch  sie  bedingte  und 
bestimmte  FermogensgemeinschafL  In  dieser  Richtung  ist  es 
der  Handelsgesellschaft  eigenthumlich«  dass  bei  ihr  die  per- 
sonenrechtliche Verbundenheit  zwar  (anders  wie  z.  B.  bei 
der  RheJcrci)  Jas  primäre  Element  ist,  jedoch  (.iiiJers  wne 
z.  B.  bei  der  Ehe)  lediglich  für  vermögensrechiUilje  Zwecke 
besteht.  Ihre  besonderen  Züge  aber  empiängt  diese  Ver- 
mögensgemeinschaft wiederum  dadurch,  dass  sie  auf  ein 
Hanäelsvermögen  gerichtet  ist,  welches  durch  das  Handels- 
recht in  der  Gestalt  eines  Geschäftsvermögens  als  objektive 


'  An  >i\.n  i  cJart  es  liierzu  der  Vereinigung  zum  gemeinschaft- 
lichen Betriebe  eines  Handclsgewerbes.  Bei  der  AktienkommanditgeseJI- 
sdiaft  aber  gilt  die  Besonderheit,  dass  sie  ohne  Riteksicbt  auf  den  Gegen* 
stand  des  Unternehmens  kraft  positiver  Rechtsvorschrift  die  Eigenschaft 
einer  kaufmännischen  Personeneinhett  hat  (H.  G.  B.  Art.  174)* 
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Einheit  konstituirt  wird  *.  Indem  schliesslich  innertialb  dieses 
Rahmens  bestimmte  Abwandlungen  in  der  Struktur  sowohl 
des  Personenbandes  wie  des  Sondervermögens  typisch  aus- 
gebildet sind,  ergeben  sich  neben  der  Grundform  der  offenen 
Handelsgesellschaft  die  Nebenformen  der  KommanditgeselU 
sch.üt  Lind  der  Akticnkomni.inditgcscllscliaft, 

Im  Allgemeinen  ist  n;icli  langen  Irrfahrten  in  der  deut- 
schen Theorie  und  Praxis  diese  dem  Wesen  der  Sache  allein 
entsprechende  Autiassung  mehr  und  mehr  durchgedrungen  und 
kann  bereits  trotz  aller  Schwankungen  in  der  FormuUrung 
und  Benennung  des  entscheidenden  Grundgedankens  als 
herrschend  bezeichnet  werden.  Schon  oben  haben  wir  ge- 
sehen, dass  die  als  Reaktion  gegen  die  Anwendung  des  römi- 
schen SocietätsbegrifTes  hervorgetretene  Neigung,  alle  Han- 
delsgesellschaften dem  KörperschaftsbegrifF  oder  einem  ver- 
wandten Begriff  der  mit  eigner  Rechtspersönlichkeit  aus- 
gestaucicn  Vereinigungen  v.u  uiuerstellen,  in  Deutschland 
so  gut  wie  überwunden  ist  und  hauptsächlich  nur  nocli  in 
sprachlichen  Wendungen  nachwirkt,  welche  dem  richtigen 
Gedanken  der  kollektiven  Personeneinheit  einen  unangemes- 
senen Ausdruck  verleihen*.  Allein  auch  die  entgegengesetzte 
Richtung,  welche  immer  wieder  auf  den  römischen  Societäts- 
begriff  zurückgreift  und  dessen  Kern  in  allen  Modifikationen 
festhalten  zu  können  meint,  hat  täglich  an  Boden  verloren. 
Sobald  aber  mit  der  Verwerfung  jedes  dieser  Extreme  Ernst 
gemacht,  sobald  einerseits  ganz  und  voll  mit  der  Vorstel- 
lung einer  von  Jen  Cicsellschaftern  verscliiedenen  juristischen 
Person  gebrochen  und  andrerseits  ganz  und  voll  der  Über- 
schuss  dieser  Gemeinschaltsgebilde  über  eine  rein  indivi- 


'  Diese  rechtliche  Natur  hat  das  Gesellschaftsvcrmögen  der  Akticii- 
koninianditgeseilsdiaft  auch  dann,  wenn  es  thatsachlich  kein  Uandels- 
vermögen  ist. 

»  Vgl,  oben  S.  48  -';  V  Krk.  des  R.  G.  b.  SeutT.  Bd.  41  N.  54  u.  35. 
—  Seitdem  ist  treilicli  Eccius  Z.  f.  H.  R.  Bd.  32  S.  1—18  für  die  juri- 
stische Persönlichkeit  der  Handelsgesdlsdi^ft  im  Sinne  einer  voUstän- 
digen  Anwendung  des  Korporation$begrif&  eingetreten. 
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dualistische  Societatsobligation  und  ein  rein  individualistisches 
Miteigenthum  anerkannt  wird,  muss  nothwendig  der  deutsch- 
rechtliche  Gedanke  der  gesamniten  Hand  hervorspringen.  In 
der  That  wird  man  bei  aufmerksamer  Betrachtung  der  neueren 
theoretischen  und  prakuschen  Erönerungen  über  Handels- 
gesellschaftsrecht an  hundert  Stellen  auf  ihn  stossen,  wo  er 
bald  unausgesprochen  als  verborgene  Kraftquelle  wirkt,  bald 
in  dieser  oder  jener  Bemäntelung  zu  ungewollter  oder  ge- 
wollter Aussprache  gelangt.  Mehr  und  mehr  aber  ist  er 
seit  der  von  Besder  ausgegangenen  Anregung  auch  in  prin- 
cipieller  Fassung  und  planmäßiger  Durchführung  zum  dog- 
matischen Aufbau  des  Handelsgesellschaftsrechts  benützt 
worden  *  und  liegt  namentlich  der  neuerdings  von  Bthrend 
gelieferten  eingehenden  und  sorgfältigen  Darstellung  zu 
Grunde  *. 

Vor  Kurzem  hat  nun  freilich  Laband  bei  dem  von  ihm 
unternommenen  Versuch»  die  Dogmatik  der  Handelsgesell- 
schaften umzugestalten  \  von  Neuem  nicht  nur  dem  Recbts- 
princip  der  gesammten  Hand  in  seiner  germanistischen  Aus* 

präi^ung,  sondern  jedem  d.inii:  verwandten  oder  daran  aii- 
knuptenden  konstruktiven  Gedanken  den  Krieg  erklart*. 
Allein  es  lässt  sich  kaum  eine  schlagendere  Beweisführung 
für  die  Unentbehrlichkeit  eines  derartigen  Grundprindps 
denken»  als  sie  die  durch  den  Mangel  desselben  in  Laband^s 
Abhandlung  entstandenen  Lücken  bieten.  Denn  obschon 
die  von  ihm  mit  gewohnter  Schärfe  vollzogene  Analyse  der 
einzehicn  Kechtssätzc  werthvoll  bleibt,  ist  doch  sein  Er- 
gebniss  als  Ganzes  schon  deshalb  unannehmbar,  weil  es 
kein  Ganzes  ist  I  £s  entbehrt  nicht  nur  des  inneren  geistigen 


«  Vgl.  ausser  der  oben  S.  50  N.  1—2,  51  N.  4  u.  52  angef.  Uu. 
jetzt  Besder,  Syst.  4.  Aufl.  5  229—251  u.  234. 

*  Lehrb.  S  61  ff«,  bes.  $  62.  (Die  Darstellung  der  A  K.  G.  fehlt  noch.) 

}  Z.  f.  H.  R.  Bd.  30  S.  503— »*  Bd.  $1  S.  62.  (Die  Ab- 
handlung ist  noch  unvollendet,  lässt  al»er  die  (»rundlinien  der  beabsich- 
tigten Konstruktion  bereits  deutlich  hervortreten.) 

Vgl.  bes.  Bd.  yo  S.  $19  IT.  u.  Bd.  31  S.  55  ff. 
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Bandes,  sondem  selbst  der  äusseren  konstruktiven  Einheit. 
Was  bisher  als  ein  nach  einem  bestimmten  Stilprincip  auf- 
gefühner  Rechtsbau  erschien,  zerßlllt  vor  unseren  Blicken 

in  eine  Anzahl  unzusammcnhangcnder,  nach  verschiedenen 
Stilordnungen  errichteter  und  nur  zuletzt  mit  einem  gemein- 
samen Dach  versehener  Baulichkeiten.  Vor  Allem  wird  von 
vornherein  dasjenige,  was  wir  »Handelsgesellschaft«  /u  nennen 
gewohnt  waren,  in  zwei  getrennte  Rechtsverhältnisse  aus- 
einandergerissen,  von  denen  das  eine,  welches  nunmehr 
allein  noch  »Handelsgesellschaft«  im  Sinne  des  Handelsgesetz- 
buches heissen  soll,  nichts  als  eine  »Haftungsan«  bedeutet, 
das  andere,  insofern  es  überhaupt  vorhanden  ist,  sich  als  die 
vom  Handelsgesetzbuch  redpirte  und  nur  zum  Theil  eigen- 
artig normirte  civtlrcchtliche  »Societät«  entpuppt.  So  ist 
die  vülicnc  iiandclsi^cbcllbchaftff  überhaupt  keine  Gesell- 
schat'tsart  mehr,  sondern  nur  noch  eine  Haitun<^sart,  welcher 
ein  Gesellschaftsvcrhältniss  gar  nicht  zu  entsprechen  braucht. 
Verknüpft  sich  mit  ihr  gleichwohl  ein  Gesellschaftsvcrhältniss, 
so  kann  dasselbe  im  Sinne  jeder  beliebigen  Gesellschafts- 
ordnung eingerichtet  sein.  Allerdings  setzen  die  subsidiären 
Gesetzesvorschriften  eine  bestimmte  Gesellschaftsart  bei  die- 
ser Haftungsart  als  Regel  voraus  und  begründen  insoweit 
einen  Konnex  von  beiderlei  Beziehungen.  Trotzdem  dürfen 
dieselben  nicht  ab  »äussere«  und  »innere«  Seite  Eines  Ver- 
häknisses  aufgefasst  werden,  weil  »im  wissenschaftlichen 
Sim^e  die  Societät  keine  äussere  und  die  Haftung  keine 
innere  Seite  hat«.  So  ist  durcli  einen  Schnitt  des  juristischen 
Secirmcssers  das  organische  Lebensgehilde  in  zwei  Stücke 
zerlegt,  deren  jedes  für  sich  lebensunfähig  wäre,  für  die 
juristische  Betrachtung  aber  als  selbständiges  Wesen  fingirt 
wird.  Nun  kann  die  Wirksamkeit  des  Gesellschafts  Verhält- 
nisses nach  aussen  in  das  besondere  Rechtsinstitut  der  han- 
delsrechtlichen Gesammthaftung,  das  mit  dem  Gesellschafts- 
recht  »wissenschaftlich«  nichts  zu  thun  hat,  hinübergeschoben 
werden.  Das  zorflckbleibende  Gesetlschaftsverhältniss  aber 
lässi  sich  wenigstens  insoweit  eiern  »civihsiibclicn«  d.  h» 
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römischen  Societätsbcgriff  unterstellen,  als  keine  für  Dritte 
wirksame  Existenz  des  Geselbchaftsbandes  mehr  den  rein 
obDgationenrechtlichen  BegriflT  desselben  trübt.  Auf  dieser 
Basis  fallt  es  dann  begreiflicher  Weise  der  Kunst  des  Ver- 
fassers nicht  schwer,  auch  fernerhin  innerhalb  jedes  der 
beiden  Bruchstücke  die  für  die  rein  iiulividiLilistische  Kon- 
struktion unbequemen  Hlemente  durch  iihnHchc  Isolirun^en 
und  AusschcidiHUHMi  unschädlich  zu  ninchen,  insbesondere 
die  Haftungsgemcnischnft  von  der  A'ermögensgemeinschatt 
und  die  Verwaltungsgemeinschaft  von  der  Eigenthumsgemein- 
schaft loszureisscn. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort  zur  Auseinandersetzung  mit 
der  ein  solches  Resultat  erzielenden  Methode.  So  viel  aber 
ist  gewiss,  dass  auch  unter  Voraussetzung  der  Richtigkeit 
aller  von  Lahand  über  die  essentialia,  naturalia  und  acciden- 
tialia  der  offenen  Handelsgesellschaft  vorgetragenen  Sätze 
auf  diesem  Wege  inmiLi  nur  über  ilneii  luruieüen  Bciiritf^ 
niemals  jedoeii  über  iiir  rechtliches  IVesen  Aufschluss  zu 
erhotl'en  wäre.  Man  würde  allerdinus  die  formellen  Grenzen 
für  die  Anwendbarkeit  bestimmter  Abschnitte  des  Handels- 
gesetzbuches abgesteckt  haben.  Allein  man  besässe  damit 
noch  keineswegs  den  Schlüssel  für  das  innere  Verständniss 
dieser  Gesetzesvorschriften,  die  doch  im  Hinblick  auf  ein  in 
seiner  normalen  Erscheinung  vorgestelltes  Lebensgebilde 
ergangen  sind'.   Hier  wie  überall  ist  es  unerlässlich,  die 

*  Zwcilcllüs  hat  der  Gcsctz;:cbcr  bei  der  -jotVcncn  Hamlc!^L:eseIl- 
scliaft«  an  Falle,  in  (ietieii  ausbcr  der  Haftungsgcnicinscluü  kein  wei- 
teres Gesellschaftsverhältniss  oder  aber  ein  vcrtragsmässig  Im  Sinne 
einer  der  anderen  gesetzlichen  Gesellschaftsordnungen  eingerichtetes  Ge< 
sellschaftsverhähniss  besteht,  kaum  gedacht,  mindestens  aber  nicht  den 
Zweck  verfolgt,  seine  Bestimmungen  auch  für  solche  Fälle  zuiuscIinciJciv 
Wenn  nun  gleichwohl  das  Gesetz  kraft  seines  von  der  gesetzgeberischen 
Intention  unabhnni^tü^en  Daseins  auch  derartige  ^'crhältnisse  ergreift,  so 
wird  doch  Jede  Auslegung,  welche  den  Geist  über  den  Buchstaben 
stellt,  die  einzehicn  Gesetzesvorschriften  immer  nur  aus  demjenigen 
Zweckzusammenhange  deuten  dürfen,  der  ausweislich  einer  langen  ge- 
schichtlichen Entwicklung  und  einer  täglichen  Lebenserfahrung  durch  den 
Namen  »offene  Handelsgesellschaft«  bezeichnet  wird. 
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Frage  nach  dem  rechtlichen  Begriff  und  die  Frage  nach  dem 
rechtlichen  Wesen  zu  sondern.  Erst  wenn  auch  die  zweite 
dieser  Fragen  gelöst  ist,  hat  die  juristische  Konstruktion 

ihre  Aiif<»abe  erfüllt.  Denn  von  der  Erkenntniss  der  »recht- 
liehen  Naiur«  eines  Instituts  hänjzt  nicht  blos  dessen  doktri- 
näre AulT;\ssiing ,  sondern  die  Handhabung  des  positiven 
Rechtes  im  Sinne  einer  vom  Geiste  desselben  durchdruni^enen 
und  dem  Bedürfniss  des  Lebens  konformen  Praxis  ab.  Das 
Wesen  eines  Dinges  aber  Uisst  sich  nicht  auf  dem  Wege 
einer  logischen  Operation  entdecken,  welche  diejenigen  Merk- 
male abschneidet,  die  ohne  Wegfall  des  formellen  Begriffs 
auch  einmal  fehlen  können'.  Eine  »Definition«  gtebt  stets 
nur  Grenzen  an ;  sie  ist  keine  Zauberformel»  welche  einen 
realen  Inhalt  und  ein  wirklich  Lebendiges  hervorlockt.  Mag 
man  dalicr  du  Dctinition  eines  unter  einem  technischen 
Namen  begnllcnen  Rechtsinstituts  weit  genug  fassen  müs>hen, 
um  alle  möglichen  Ausläufer  zu  umspannen :  bei  der  Unter- 
suchung der  rechtlichen  Natur  desselben  wird  man  stets 
nicht  von  der  Peripherie,  sondern  vom  Centrum,  nicht 
von  den  etwaigen  Singularitäten,  sondern  vom  Gesammt- 
bilde,  nicht  von  der  Breite  der  möglichen  Wirkungen,  son- 
dern  von  der  Einheit  des  einem  solchen  Normenkomplexe 
immanenten  Zweckes  auszugehen  haben. 

Lassen  wir  indess  auch  diese  Fragen  auf  sich  beruhen, 

'  Man  versuche  nur  dnmal,  auf  diesem  Wege  das  Wesen  des 
Menschen  festzustellen.  Arme  und  Beine,  Gesicht  und  Gehör,  Vernunft 
und  Willen  darf  natürlicli  der  dem  reinen  Rccnriff  entsprechende  Mensch 
nicht  haben.  Vielleicht  lindet  man  endlich  in  einer  gewissen  äusseren 
Kopfform  eines  lebenden  thierischen  Organismus  das  niemals  fehlende 
Meriunal.  Was  kann  man  aber  mit  dem  so  konstniirtm  ranen  Begrifif 
des  Menschen  anfangen?  Kann  man  etwa  aus  ihm  erklären,  wie  dieses 
Geschöpf  au  Geschichte»  Wissenschaft,  Künste  Redit  kam?  Gerade  di« 
Jurisprudenz  muss  |a  freilich  einen  soldien  GrenzbegriBT  des  Mensch' 
liehen  aufstellen,  um  eine  Entscheidungsnorm  darüber  zu  geben,  ob 
etwns  nnch  als  »Person«  gilt  oder  nicht.  Wird  man  aber  aus  ihm  das 
li'i-St-H  der  Rechtspersönlichkeit  ableiten  ^^•olle^'  Man  hat  auch  dies 
schon  unternommen !  Doch  ist  leicht  einzuselien,  was  dabei  heraus- 
kommen  kann. 
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SO  stellt  sich  doch  das  von  Lahand  gewonnene  Ergebniss 

schon  in  sich  selbst  als  unzurcichcTid  dar.  Es  ist  von  vorn- 
iierein  baare  Willkür,  wenn  der  Bcijriff  des  »Gesellschafts- 
vcrhältnisses«  auf  dasjenige,  was  aucii  juSocietät«  im  römi- 
schen Sinne  heissen  kann,  eingeschränkt  wird.  Laband  selbst 
definin  die  von  ihm  für  eine  blosse  »Haftungsart«  erklärte 
»Handelsgesellschaft«  als  »Vereinigung  zu  einem  Gewerbe- 
betrieb unter  einer dieGesammthaftung  begründenden  I  irmaa' ; 
was  soll  denn  aber  die  cm  solches  Verhältniss  erzeugende 
Willenseimgung  Anderes  als  ein  »Gesellschaftsvertrag«,  was 
diese  vertragsmäßig  hergestellte  Verbundenheit  Anderes  als 
eine  »Gesellschaft«  sein'?  Wir  hätten  also  in  Wahrheit 
zwei  nebeneinanderstehende  Gesellschaften:  eine  »Handels- 
gesellschaft« und  eine  möglicherweise  an  sie  angeknüpfte 
civilrechtliche  »Societat«.    Nun  ist  es  aber  weiter  eine 

'  A.  a.  O.  Bd.  30  S.  508,  514  u.  519. 

*  Die  gegeniheiligen  Behauptungen  LabatuTs  beruhen  aul  der  pctilio 
principü,  dass  der  GeseUschaftsvertrag  nothwendig  ein  rdn  obligadonen- 
reclitlicher  Venrag,  die  Gesellschaft  eine  blosse  Beredmungsobligation 
im  Sinne  der  römischen  sodetas  sein  muss.  Darum  Usst  Laibtmd  a.  a.  O* 
S.  $22  E  die  Firmengemeinschaft  aus  einem  besonderen  »Konsense«  ent« 
stehen/  der  gleich  dem  Konsense  des  £hemanns  in  den  Gewerbebetrieb 
der  Frau  fiberhaupt  an  sich  kein  Vertrag,  sondern  »V^oraussmung  eines 
geseulichen  Thatbestandes«  sei,  daher  auch  dem  Gericht  und  nicht  dem 
Gesellschafter  erklärt  werde.  Allein  er  giebt  einerseits  zu,  dass  der  erv^a 
2u  Grunde  liegende  »Gesellschaftsvertrag«  stets  zugleich  diesen  »Kon- 
sens« enthält  (S.  526).  Andrerseits  führt  er  richtig  aus,  dass  die  »ofTene 
Handelsgesellschaft«  als  solche  durch  thatsächlichen  Gebrauch  oder  durch 
Eintragung  der  Gesellschaftshmia  nur  insoweit  existent  wird,  als  hier- 
durch Dritten  ein  rechtzeitig  zu  Stande  gekommener  »Konsens«  aller 
Betheiligten  kund  gemacht  wird  (S.  527 — 552).  Es  wird  at^o  stets  eine 
mindestens  lünsichiiicn  der  Firmengemeinschaft  vorlundene  Wiliens- 
übereinstinmnmg  und  somit  ein  auf  Herstellung  einer  Rechtsgeraeinschafit 
gerichteter  Vertragssnbalt  gefordert  Das  Gericht  beurkundet  nidit  dne 
Anzahl  einseitiger  WiUenserklärungen,  sondern  die  bei  ihm  gehörig  er- 
folgte Deklaration  einer  vollaogenen  Willenseinigung.  Ebenso  ist  die 
Einwilligung  in  den  thatsächlichen  Geschäftsbetrieb  unter  der  Gcsdl- 
schaftsfirma  nicht  ein  in  sich  konstitutives  Rechtsgeschäft,  sondern  die 
Zustimmung  zur  Deklaration  einer  vertragsmäßig  begründeten  Handels- 
verbindung durch  Verkehrshandlungen. 
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schlechthin  unhahbare  Behauptung,  dass  zwischen  diesen 
beiden  Gesellschaften  ein  essentieller  Zusammenhang  nicht 
bestehe.  Vielmehr  erzeugt  einerseits  die  »offene  Handels- 
gesellschaft« schon  als  Haftungsgemeinschaft  ein  Stück  Ver* 
mö^cn  gemeinschaft,  das  in  die  »Societät«  fallen  würde; 
denn  da  kraft  ihrer  für  die  unter  der  Gemeinschaftsfirma 
bebtehenden  Schulden  zwar  jeder  Gesellschafter  auch  als 
Einzehier,  vor  Allem  jedoch  die  unter  einem  Kollektivnamen 
verbundene  und  in  dieser  Verbundenheit  beklagbare  Gesammt- 
heit  haftet,  so  giebt  es  selbst  in  Ermangelung  jedes  gesell- 
schafilichen  Aktivvermögens  einen  gesellschaftUchen  Passiv- 
bestand'; ist  aber  ein  Gesellschaftsvermögen  vorhanden»  so 
bildet  dasselbe  em  dieser  einheitlichen  KoUektivhaftung  ent- 
sprechendes besonderes  Haftungsobjekt*;  und  schliesslich  ist 

'  Diese  unter  der  Gesellschaftsfirma  gemeinsamen  Verbindlicfakeiten 
unterscheiden  sich  durch  die  Möglichkdt  ihrer  Gelteacbnacbuiig  gegen 

die  durch  die  Fimi.i  bezeichnete  Personeneinheit  nicht  nur  von  sonstigen 
Verbindlichkeiten  des  einzelnen  Gesellschafters,  sondern  auch  von  den 
etw;i  ausserhalb  dieser  Firmengenieinschatt  bestehenden  Korrealverbind- 
lichkcucn  derselben  Personenmehrheit.  Sie  gehören  diso  einem  bestimm» 
ten  gesellschaftlichen  Zusammenhange  an.  Darum  fehlt  selbst  dann,  wenn 
ein  Gesellschafter  nichts  als  Haft  leistet  (v.  Hahn  tu  Art  90  N.  7),  keines- 
wegs (wie  Laband  a.  a.  O.  S.  509  meint)  jede  sodetätsmäOige  Vermögens- 
gemeinscbaft. 

*  LabiwJ  a.  a.  O.  Bd.  51  S.  5  ff.,  bes.  S.  9  u.  19  ft,  sucht  dies 
hinwegzudeduciren ;  die  Absonderung  des  Gesellschaftsvermögens  sei  ein 
inneres  Verhältniss  und  für  die  äussere  Seite,  insbesondere  den  Kredit,  an 
sich  i,'ieichi,'uliig,  da  ja  doch  Jeder  persönlich  hafte;  darum  stehe  auch 
den  Gläubigern  kein  Recht  auf  Hinderung  heliebic'er  (ireiizvcrschiebungen 
zu,  nur  nüiielbdr  wirke  die  Absonderung  iur  und  wider  Dritte;  selbst 
beim  Konkurse  sei  es  nur  scheinbar  anders.  Allan  alle  diese  Ausfüh- 
rungen werden  hinfill^,  sobald  man  in  der  Gesammdiaftung  der  offenen 
Handelsgesellschafter  ihre  Kollektivhaftung  mit  dem  Gesellschaftsver- 
mögen und  ihre  Sonderhaftung  mit  dem  Privatvermögen  unterscheidet. 
Denn  hieraus  ergiebt  sich  von  selbst  die  rechtliche  Würdigung  des  Gesell- 
schafts Vermögens  als  eines  für  die  Gesellschaftsglaubiger  bedeutungsvollen 
besonderen  Haltungsobjektes,  welches  ihnen  freilich  nicht  wie  bei  anderen 
Gcselischaftsformen  specicll  gesichert  ist,  darun>  aber  nicht  weniger  in 
seinem  jeweiligen  Bestände  als  ein  spcdfisch  qualiticirter  Vermögens- 
komplex gegenübenrin.  Wir  werden  unten  sehen,  dass  die  Praxis  durch- 
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die  gesellschaftliche  Haftung  auch  in  ihrer  Hrstreckung  auf 
die  gesammte  vermögensrechtliche  Persönlichkeit  kein  aus- 
serhalb des  Gesellschaftsvermdgens  konstituines  Garantie- 
Verhältnisse  sondern  ein  integrirender  Bestandthetl  des  gemein- 
samen Handlungsfonds,  in  welchen  jeder  Theilhaber  minde- 
stens diese  seine  generelle  |>ersönliche  Verstrickung  hinein- 
geben muss'.  Andrerseits  ist  die  angebliche  »Societät«  von 
ticr  W-reinigung  zum  Handelsbetriebe  unter  gemeinschah- 
lichcT  l-irniLi  keineswegs  rechtlich  unabhängig.  Die  eisen- 
thümliche  »Gesellschafisart«,  welche  vom  Handelsgesetzbuch 
als  innere  Seite  der  otienen  Handelsgesellschaft  geregelt  und 
mit  gewissen  der  civilreclulichen  Societät  fremden  Merk- 
malen ausgestattet  wird,  kann  nicht  für  sich  allein  gewollt 
werden,  sondern  entsteht  immer  nur  aus  einer  Willens- 
.  übereinstimmux^,  welche  zugleich  auf  den  Betrieb  eines 
Handelsgewerbes  unter  gemeinschaftlicher  Firma  gerichtet 
ist'.  Sie  tritt  dagegen,  sobald  nur  eine  »offene  Handels- 


wcg  von  dieser  Auffassung  ausgeht;  vgl.  vorläufig  R.  O.  H.  G.  Hd.  2 
S.  145,  Bd.  5  S.  392,  Bd.  ij  S.  144  u.  287,  Bd.  2$  S.  i6j— 165,  27S. 

'  Darum  ist  es  unrichtig,  wenn  Laband  Bd.  $0  S.  518  behauptet, 
dass  »Bettrige«  der  Gesellschafter  nicht  wesentlich  seien.  Jeder  offene 
GeseUschafter  muss  seine  Verbindlichmachung  für  alte  Gesellscliafts- 
schulden  in  die  GenieinsclKift  stecken,  und  diese  Hingabc  eines  Stüclies 
der  Persönlichkeitssphäre  ist  der  juristisch  wie  oft  auch  thatsächlich  wich- 
tigste (wennschon  technisch  nicht  so  ^en.inntc)  »Beitrag«t,  durch  welchen 
die  ganze  rcclnlichc  Struktur  auch  des  imuttn  GescUsdiaftsvcrluUnisses 
in  Uirer  gesetzhchcu  Nornialform  bestimmt  wird. 

^  Die  Praxis  ist  darüber  einig,  dass  ohne  Annahme  einer  gemcin- 
schafdicben  Fmma  keine  »Handelsgesellsdiafi«!  und  insbesondere  kdne 
»offene  Handelsgesellschaft«  entstehen  kann ;  sie  wendet  daher  im  Falle 
einer  gesellschaftlichen  Vereinigung  zum  Betriebe  von  Handelsgeschäften 
unter  der  Firma  eines  der  Theilhaber  die  Vorschriften  des  H.  G.  B.  über 
»)HanJL'ls>^'csi:llschaften«  überhaupt  iiiclit,  .uich  nicht  etwa  bezüglich  des 
Verhältnisses  der  Gesellschafter  unter  cinandci.  Krk.  des  R.  G. 

V.  28.  Apr.  80  Seuff.  Bd.  55  N.  505,  des  Obst.   L.  (i.   1    B.iycm  v 
5.  Juli  81  ib.  Hd.  J7  N.  i}4,  des  R.  O.  H.  G.  v.  15.  Mai  71  Bd.  2 
N.  95  S.  425—425,  V.  13.  Apr.  72  Bd.  5  N.  90  S.  386  ff.,  sowie  Bd.  i 
S.  261,  Bd.  7  S.  43 1>  Bd.  8  S.  248,  Bd.  12  S.  409      Bd.  13  S.  286  u. 
Bd.  IS  S.  429;  ferner  Nachweisungen  b.  Bätrend  $  64  X.  3—4. 
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gesellschaftct  vereinbart  ist,  mangels  anderer  Abrede  von 
selbst  und  zwar  in  ihrer  eigenartigen  handelsrechtlichen 

Form  ein'.  Somit  müsste  unter  die  »essentiellen  Begriffs- 
merkmale«  der  »otVcneii  Ilaiidclsgesellschaft«  doch  jedenfalls 
die  Fähigkeit  zur  Erzeugung  einer  derartigen  Societät  aul- 
genommen  werden.  In  Wahrheit  aber  führen  die  das  ver- 
meintliche Societütsrecht  betreffenden  Gesetzesbestimmungen 
nur  denselben  juristischen  Gedanken  weiter,  welcher  der 
Normirung  der  Firmengemeinschaft  zu  Grunde  liegt.  Das 
Gesetz  selbst  erklärt  eine  bestimmte  Ordnung  des  gesammtm 
Gesellschaftsverhältnisses  für  den  adäquaten  Ausdruck  einer 
Handelsverbindung  mit  gemeinschaftlicher  Firma  unter  all- 
seitiger persönlicher  Haftung.  Es  gewährt  dabei  freilich  den 
Betheiligten  in  erheblichem  Umfange  die  Macht,  einen  an- 
deren Gesellschaftsinhalt  zu  willk Liren,  der  ihnen  im  kon- 
kreten Fall  als  der  ihrer  Verbindung  angemessenere  erscheint. 
Allein  es  will  damit  keineswegs  eine  Auseinanderreissung 
der  Handelsvereinigung  und  des  Gesellschattsverhältnisses 
ermöglichen,  sondern  nur  im  Rahmen  der  «offenen  Handels- 
gesellschaft« Verschiedenheiten  der  konkreten  Rechtsbildung 
frei  geben^  Sobald  daher  eine  »offene  Handebgesellschaft« 
vorhanden  ist,  muss  die  von  ihr  umschlossene  »Societät«, 

'  Sdbst  wenn  nichts  weiter  verabre<itt  wäre,  als  die  Anmeldung 
einer  »offenen  Handelsgesellschaft«  zum  Handelsregister,  w*&rde  damit 

zugleicli  ein  Socictätsverhälmiss  unter  den  Fimieniheilhabem  vereinbart 
sein,  aul  welches'  die  Regeln  des  U.  G.  R.  über  die  innere  Seite  der 
O.  H.  G.  anwendbar  wären.  Demi  sobald  im  Geschältsbelriebe  I-orde- 
rungen  oder  dingiiche  Rcciue  erworben  würden,  entstünde  lünsichtlich 
derselben  eine  Gemeinschaft,  welche  awar  nur  nach  aussen  hin  unabän- 
derSich  einträte  (Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  24.  Mai  74  Bd.  i)  K  9$  S.  286 
^287),  jedoch  auch  nach  innen  hin  mangeb  anderer  Abrede  den  Be> 
Stimmungen  des  H.  G.  B.  über  das  Gesellscfaafisvermögen  unterläge. 

*  Darum  kann,  wie  dies  schon  der  Wortlaut  des  Art.  90  mit  seiner 

VenÄ'cisung  auf  den  »Gesellschaftsvertrag«  ergiebt,  nichts  dem  Wesen 

einer  ^iGeselhchaftf  ^^'icfcr'^p^eclK■ndcs  vereinbart  werden;  vgl.  BeseUr 
f,  2\o  III,  Rmaud,  Komm.lnditt,^  S.  10  u.  140,  Behend  5  65  N.  5  —6, 
krk.  des  R.  O.  H.  G.  V.  ^  Okt.  76  Hd.  21  N.  51  S.  87— 88  (Ungültig- 
keit der  Abrede  des  Ausschlusses  des  Rechtsweges). 
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wie  immer  sie  gestaltet  sein  mag,  als  deren  imegrirender 
Bestandtheil  aufgefassi  werden Und  so  mündet  die  künst- 
liche Unterscheidung  zweier  Gesellschaften  wieder  in  die 
blosse  Sonderung  der  äusseren  und  der  inneren  Seite  Einer 
Gesellschaft  ein'.  Demgegenüber  sucht  nun  freilich  Lahand 
die  handelsrechtlichen  Besonderheiten  des  Gesellschaftsvcr- 
hältnisses  lür  seine  Betrachtungsweise  dadurch  unschädlich 
zu  machen,  dass  er  sie  isolirt  und  auf  verschiedene  selbscän- 


'  bt  daher  das  Rechtsverhältniss  unter  den  GcseUschaftern  mch 
An  einer  stillen  Gesellschaft  (wie  In  dem  Fall  des  Eric  des  R.  O.  H.  G. 
V.  12.  Mai  74  Bd.  IS  N.  7  S.  ao~22),  dner  Kommandit-  oder  Aktien- 
gesellschaft  (v.  Hahn  A.  90  $  a,  Bdtrtnd  %  65  K.  5)  geordnet,  so  liegt 
doch  immer  nur  eine  etgenthümlich  gestaltete  offene  Handelsgttellschaft, 
nicht  etwa  neben  einer  solchen  eine  nach  den  betr.  späteren  Abschn.  des 
H.  G.  B.  zu  beurtheilende  Gesellschaft  anderer  Gattung  vor.  Bedidligt 
sich  ein  offener  Gesellschafter  (ausser  mit  seiner  Haft)  nur  mit  einer  fest 
vcfpiinslichen  Einlage  (r.  Haiyn  a.  a.  (>.  ^  3  N.  6)  oder  mit  einer  fest 
besoldeten  Arbeitsleistung  (Erk.  des  R.  Ü.  H.  G.  v.  24.  Mai  74  Bd.  rj 
N.  95  S.  285),  so  ist  darum  noch  nicht  (wie  Libathi  a.  a.  O.  S.  509 
meint)  ein  »Darlehn«  oder  eine  »Diensimiethe«  dem  Gesellschattsver- 
iiäkniss  substituirt,  sondern  nur  eine  nach  dem  Muster  dieser  Rechts- 
verhältnisse eingerichtete  Besonderheit  in  die  Gesellschaft  eingefuhrL  Be- 
ruht endlich  die  offene  Handelsgesellschaft  auf  einer  fatmllenrechtlicben 
Gemeinschaft  (fortgesetgtcnGOtergemeinschaft,  Erbengemeinschaft  u.s.w.), 
so  muss  diese  Grundlage  erst  durch  einen  Gesdtschaftsvertrag  einem 
vertragsmäßigen  Gesdlsdiaftsverhälmiss  einverleibt  sein,  bevor  fiberhaopt 
von  einer  offenen  Handelsgesellschaft  nach  aussen  oder  nach  innen  «Ue 
Rede  sein  kann ;  fehlt  es  dagegen  an  einer  derartigen  ausdrücklidien  oder 
stillsdiweigenden  Übereinkunft,  so  ist  keine  »Handelsgesellschaft«,  son- 
dern eine  vom  H.  G.  B.  nicht  geregelte  Form  der  Handelsgemeinschaft 
begründet;  vgl.  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  15.  Okt.  7}  Bd.  11  N.  57 
S.  loi  — loj  u.  v.  16.  jan.  78  Bd.  25  N.  57  S.  166—168,  des  R.  G.  v, 
22.  Dec.  8^  C.  S,  Bd.  10  N.  27  S.  loi  — lOj;  Beltrend  5  61  N.  5. 

*  »Die  Unterscheidung  zwischen  der  inneren  und  äusseren  Seite 
der  Rechtsverhältnissee«  erklärt  Bmnnrr  in  v.  HoltzendorfTs  Hncvkl.(  4.  Aufl.) 
S.  24)  mii  Rcclii  lur  einen  nicht  blos  das  Handelsrccln,  sohucm»  jiuch 
das  sonstige  deutsche  Privatrecht  in  den  verschiedenen  Stadien  seiner 
Entwicklung  durchdrii^ienden  Gegensatz.  Das  H.  G.  B.  hat  diese  Unter- 
schddung  keineswc^  erfunden,  sondern  aus  dem  vorhandenen  Gewöhn» 
heitsrecht  geschöpft  und  nur  verschärft 
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dige  Rechtsprincipien  zurückfühn.  Allein  alle  diese  Principien 
stellen  sich  bei  näherer  Betrachtung  als  Ausflüsse  Eines 
Grundprincips  dar.  Wenn  daher  Labattd,  nachdem  er  die 
Haftungsgemeinschaft  und  die  Vermögensgemeinschaft  von 

einander  losgerissen  hat,  innerhalb  der  letzteren  wieder  die 
Dispositionsgemeinschaft  und  die  Eigenthumsgemeinschaü  als 
zwei  unzusammenhängende  Rechtsverhältnisse  konstruirt,  so 
muss  er  zu  diesem  Behuf  die  eine  wie  die  andere  verstüm- 
meln. Hinsichtlich  der  gemeinschaftlichen  Verfügungssphäre 
nimmt  er  seine  Zuflucht  zu  dem  Gedanken  einer  auf  fremde 
ideeile  Antheile  erstreckten  Dispositionsbefugniss,  welche 
von  der  sachenrechtlichen  Struktur  des  von  ihr  betroflenen 
Gesellschaftsvennögens  vollkommen  unabhängig  sei'.  Allein 
der  Gesellschafter  tritt  doch  im  Bereiche  der  gesellschaft- 
lichen Vertretung  niemals  als  Einzelner  auf,  der  zum  Theil 
in  eignem  Namen  über  eignes  Recht  und  zum  Theil  in 
fremdem  Namen  über  fremdes  Recht  verfügt,  sondern  han- 
delt stets  als  Repräsentant  der  Gesellschaft  in  Bezug  auf 
ungetrenntes  Gemeinschaftsrecht*.  Die  Eigenthumsgemein- 
schaft dagegen  glaubt  Lahand  als  römisches  Miteigenthum 
mit  der  Einen  principiellen  Abweichung  konstruiren  zu  kön- 
nen, dass  das  Okjekt  hier  ein  ab  univeratas  juris  anerkannter 
Vermögenskomplex  ist.  Indem  er  den  Begrifl*  des  Sonder- 
vermögens unter  offenem  Bruch  mit  dem  römischen  Ver- 
mögensbegriff voll  und  ganz  durchfühn,  wird  er  in  einem 
wiciitigen  Punkte  endlich  dciu  wiiklicliea  Ii  es  tu  der  iiandels- 


»  A.  n.  O.  RJ.  51  S.  56—57.  Labattd  beruft  sich  auf  die  Analogie  der 
Dispositionsbefugnisse  des  Ehemanns ;  wir  haben  aber  oben  gesehen,  dass 

dieselben  ir,  dem  allein  zur  Vcrgleichung  brauchbaren  Falle  der  ehelichen 
Gütcrgcnicinschafi  in  der  That  der  «rechtliche  Ausdruck  eines  vom  Mil- 
cigcnihuni  verschiedenen  sachcnrcchtlichcn  Verhältnisses«  sind. 

*  Dass  die  Herleitung  dcrDispositionsgemetnschaft  aus  einer  wechsel- 
seitigen praeposilio  institoria  dogmatisch  wie  historisch  verfehlt  ist,  wird 
heute  ziemlich  allgemein  anerkannt ;  vgl.  die  Nachweisungen  b.  Belirend 
5  65  N.  9—10.  Es  liegt  aber  auch  nicht  etwa  eine  gesetzliche  Nachbil- 
dung eines  derartigen  Verhältnisses  vor. 
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gesellschaft  gerecht*.  Allein  er  verkennt  wieder,  dass  diese 
objektive  Einheit  des  Gesellschaftsvcrm ögcns  doch  nicht  ein 
willkürlich  eingefügtes  und  nur  zufällig  gerade  bei  der  Han- 
delsgesellschaft in  dieser  intensiven  Form  ausgestaltetes  Ele- 
ment ist,  sondern  aus  der  eigenthümlichen  Verbindung  der 
Subjekte  stammt*.  Und  vor  Allem  übersieht  er  den  eben 
nur  ans  dem  Princip  der  gesammtcn  Hand  erklärbaren  Über- 
schüss  der  Gebundenheit  dieser  Eigenthumsgemeinschaft  über 
die  aus  dem  Begriff  der  universitas  juris  ableitbare  Gebunden- 
heit. So  gelangt  er  trotz  aller  logischen  Kunst  zuletzt  zu 
einem  logisch  unmöglichen  Ergebniss.  Denn  um  die  Ver- 
mdgensantheile  der  Gesellschafter  auf  der  subjdtthen  Seite 
als  rein  individualistische  Miteigenthumsantheile  konstruiren 
zu  können,  führt  er  :uich  die  Gebundenheit  der  ideellen  An- 
tlicilc  als  solcher  darauf  zurück,  dass  sie  eben  selbst  Bestand- 
iheiie  des  objektiv  gebundenen  Gesellschaftsvermögens  seien  K 


*  A.  a.  O.  Bd.  }i  S.  I  (F.  —  Dos  Verdienst»  den  Gedanken  der 
objektiven  Einheit  des  Gesellschaftsvermögens,  welcher  in  meinem  Gc- 
nossenschaftsr.  I  S.  985-^986  u.  II  S.  6s>  930—9)1  u.  9)6  noch  einer 
besonderen  Geltendmachung  gegen  die  einseitige  Betonung  des  Personal* 
bandes  bedurfte,  zu  unbestrittener  Herrschaft  erhoben  zu  haben,  gebührt 
in  erster  Linie  der  Rechtsprechung  des  R.  O.  H.  G. 

*  Es  ist  dies  um  so  unbegreiflicher,  als  Laband  einerseits  der  Son- 
derung des  Geschäftsvermögens  des  Einzelkaufmanns  Jede  juristische  Be- 
deutung abspriclit,  andrerseits  die  Sonderung  des  Geschäftsvermögens  der 
olienen  Handelsgesellschaft  docli  auch  in  denjenigen  Fällen  gehen  lassen 
muss,  in  denen  nach  seiner  Konstruktion  gar  keine  »Societät«  vorhanden 
ist.  Offenbar  also  muss  gerade  für  ihn  diese  \'erni()genssonderung  ädüechl- 
hin  als  Wirkung  der  Firnunj^cDieinscbaJi  ersclieirten.  Und  dennoch  sollen 
sich  aus  der  Vermögensonderuug  und  aus  ihr  allein  die  Besonderheiten 
eines  GeseJlschaftsverhältnisscs  erklären,  welches  seinerseits  unabhängig 
von  jener  Quelle  der  Vermdgenssonderung  gedacht  werden  soll !  Und 
das  Gesellschaftsvermdgen  soll  lediglich  der  »nach  aussen«  gar  nicht 
existenten  »Sodetät«  angdiören,  während  es  seine  eigne  Existenz  einer 
«nadi  innen«  wirkungslosen  Finnenverbindung  verdankt  und  sogar  ohne 
jede  »Societät«  bestehen  kannl 

^  A  ■.  O.  Bd.  31  S.  60—61:  »hl  unserm  Recht  ist  ein  Miteigen- 
ihum  in  doppelter  Art  möglich :  entweder  civihcchtlich,  so  dass  die  ideelloi 
Antheile  der  Miteigenthümer  2U  ihrem  Privatvermdgm  gehören,  oder 
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Oflcnbar  aber  kann  man  nicht  in  dem  selbe  11  Augenblick  den 
Anthcil  am  Vcrmoi^'cn  als  Theil  dieses  Vernu)gcns,  die  Macht 
des  Suhjchlcs  über  das  Objekt  als  Stück  dieses  Objc'kU's,  das 
dem  Einzelnen  in  einer  Gemeinschaft  gewährte  Somic neckt 
als  Gegenstand  des  Gmeinschaftsrechtes  vorstellen.  Hs  ergäbe 
sich  ein  unentrinnbarer  Zirkel,  da  die  ideellen  Antheile  als 
Bestandtheile  des  Gesellschaftsvermögens  wieder  gemein- 
schaftlich wären  und  als  gemeinschaftliche  Rechte  wieder 
der  ideellen  Theilung  mitunterworfen  werden  müssten  und 
so  fort.  Auch  mösste  dann  der  vertretungsbefugte  Gesell- 
schafter den  ideellen  A:Ml:eil  enies  andeien  Gesellscluifiers 
als  solchen  veräussern  können,  während  umgekehrt  der  von 
der  Vertretung  ausgeschlossene  Gesellschafter  so  wenig  über 
seinen  ideellen  Antheil  wie  über  ein  anderes  Stück  des  Ge- 
sellschaftsvermögens auch  nur  für  den  Fall  der  Lösung  des 
Gesellschaftsbandes  verfügen  könnte*. 

So  legt  in  der  That  gerade  dieser  neueste  Konstruktions- 
versuch unfreiwillig  dafür  Zeugniss  ab,  dass  die  Dogmatik 
der  Handelsgesellschaften,  wenn  sie  nicht  überhaupt  auf 
jedes  einheitliche  Konstruktionsprincip  verzichten  will,  des 
in  der  gesammten  Hand  ausgedrückten  juristischen  Gedan- 
kens nicht  zu  entbeliien  vciinag. 

bandeisrecbilkb,  so  dass  die  ideellen  Antheile  der  Mitcigcnthünier  zu 
ihrem  (vom  Privatvermögen  gesonderten)  Handelsgesdhcha/tsvenudgcn 
geliörenv, 

'  Der  von  Ltband  zur  Verdeckung  der  in  seiner  Konstruktion  klaf- 
fenden Lücice  angewandte  Kunstgritf  lüsst  sich  am  deutlichsten  durch- 
schnuen,  wenn  erwogen  wird,  dass  doch  den  ideellen  Antheilen  der  offe- 
nen Gesellschafter  die  ideellen  Antheile  der  KonniumJitisten  und  folge- 
weise auch  der  Kommanditaktionäre  in  diesem  Punkte  gleichen  müssten. 
Nun  bringe  nun  aber  die  in  der  vor.  N.  angcL  Distinktion  an  die  Aktien 
der  Aktienkommanditgesellschaft  heran.  Gehören  sie  sum  »Handels- 
gesellschaftsvermögen«  ihrer  Eigenthibner?  Unmöglich  1  Sie  verkörpern 
ja  gerade  die  der  gesellschaftlichen  Verfügung  entzogenen  und  dem 
»Privatvermögen«  einverleibten  Sonderrechte  der  Einzelnen.  Tritt  also 
hier  wieder  das  »civllrecluliche«  Miteigenthnm  auf?  Nicht  minder  un- 
möglich I  Es  handeil  sich  ja  erst  recht  um  gcseUschaiilich  gebundene 
Antheile  an  einer  »universitas  juris«. 
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II.  Das  IVesen  der  Handelsgesellschaft  ist  also  vor  Allem 
darin  zu  suchen,  dass  sie  eine  personenrechtliche  Gesellschaft 
ist,  deren  obligationenrechtliche  und  sachenrechtliche  Ele- 
mente durch  die  Verbundenheit  der  Subjekte  als  solcher 

ci^ciit.lü'imlich  bcsiiinnu  und  Ljcbuiulcn  werden. 

Das  Vorbandensein  eines  peisoncnrechtlicben  Bandes  unter 
den  Theilhabcrn  jeder  »Handelsgesellschaft«  kann  an  sich 
kaum  in  Zweifel  gezogen  werden.  Dasselbe  offenban  sich 
gewissermassen  sichtbar  und  greifbar  in  der  unerlässlichen 
Personenvereinigung  mnter  gemeinschaftlicher  Firma«,  Ist  der 
Personenname  das  äussere  Zeichen  der  individuellen  Persön- 
lichkeit, die  Firma  aber  niclits  Anderes  als  ein  best^nderer 
kaufmännischer  Personenname so  lässt  die  durch  die  gesell- 
schaftliche Firmeneinheit  bewirkte  kaufmännische  Kamens- 
gemeinschaft  sich  schlechthin  nur  als  Zeichen  einer  Verbin- 
dung der  Personen  als  solcher  deuten.  Durch  die  Erhebung 
der  Firmengemeinschaft  zum  entscheidenden  Kriterium  hat 
daher  das  Handelsgesetzbuch  selbst  den  persouemechiHchiu 
Charakter  der  »Handelsgesellschaften«  deklarirt.  Auch  giebt 
es  denselben  Gedanken  schon  durch  seine  systematische 
Anordnung  kund^  Darum  sondert  es  von  den  in  erster  Linie 

*  Dasb  dies  das  recluliclic  \N'esen  der  Firma  ist,  bed.irf  bei  der 
Emstimmigkeit  der  neueren  Praxis  keines  weheren  Nachu-ciscs ;  \  gl.  bes. 
Erk.  des  R.  G.  v.  4.  Apr.  83  C  S.  Bd.  9  N.  22  S.  104—107  (Scuff.  Bd.  |8 
N.  3)0),  aber  auch  Entsch.  des  R.O.  H.G.  Bd.  2  $.49(7.,  Bd.  )  S.  409  fr., 
Bd.  6  S.  246  flf.,  Bd.  10  S.  410  fr.,  des  R.  G.  a.  a.  O.  Bd.  i  N.  95  S.  260  H.. 
Bd.  \  N.  37  S.  120  ff.,  Bd.  9  N.  I  S.  I  fr. 

^  Das  H.  G.  B.  schliesst  die  Lclire  »von  den  Handelsgesellschafteoi« 
unmittelb.ir  an  die  Lehre  »vom  Handelsstande«  nn,  stait  sie  unter  die 
nHandelsgeschäfte«  /u  verweisen ;  dass  es  dann  freilich  auch  denjciii^'d! 
handelsrechtlichen  Gesellschartsverh.iltnisscn,  welche  keine  Handclsi;csoil- 
schatten  sind,  ein  besonderes  Buch  widmet,  !int  nur  äussere  Gründe 
Wenn  demgegenüber  das  Schweizerisclic  >(  MM  i  <z.u  innen  recht  a  die  »Kol- 
lckti\ i(esellscha("t<'  H  it.  2  j)  und  die  »Koiniii.iiKliiijcscllsohaftu  (Tit.  2\) 
wieder  an  die  rein  übligaiiunenrechtlich  bLli.ip.dchc  «cinLichc  Gescllschaf  i(> 
(Tit.  25)  reiht,  so  ist  dies  um  so  bedeutungsloser,  als  die  Ju>JrQcklich 
mit  dem  Recht  der  Persönlichkeit  bekleideten  .\kiiengescllschaften  frit.  26). 
Genossenschaften  (Tit.  27)  und  Vereine  (Tit.  28)  dies  Schicksal  thcilen. 
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dem  Personenreclit  angchörlgen  »Handelsgesellschaften^  auf 
das  Scluirrsic  gewisse  andere  liandelsiclulKiie  Gesellsciiatis- 
vcrlialtnisse  ab,  welche  dieses  specitischen  Momentes  ent- 
behren und  wenigstens  gemeinree"htlieh  nicht  aus  dem  Ge- 
biete des  reinen  Obhgationenrechts  bez\y.  des  reinen  Sachen- 
rechts herausschreiten '.  Dagegen  fiisst  es  als  »Handelsgesell- 
schaften« individualrechtliche  und  körperschaftsrc ehrliche 
Vereinigungen  zusammen,  welche  bei  aller  inneren  Wesens- 
Verschiedenheit  doch  eben  darin  übereinstimmen,  dass  sie 
dU  Person  als  solche  ergreifen  ^  Nur  hieraus  wird  es  überhaupt 
verständlich,  wie  die  offene  Handelsgesellschaft  mit  ihren 
Abarten  und  die  Aktiengesellschaft  demselben  Gattungs- 
begriff und  einer  Reihe  glcichtörmiger  Ivegeln  unterstellt 

Unter  der  F!a?2c  des  »Obligaiicnenrciilus»  >Lgclt  ja  hie:  so  nianclies 
Schifi  mit  aiitltrcr  Ladung  (z.  H.  Tit.  6,  15  u.  53;.  —  Die  Syslcmatil; 
unseres  H.  G.  B.  ordnet  «ich  die  Lehre  »von  den  Prokuristen  und  Hand- 
lungsbevollmächtigten« und  »von  den  Handlungsgehülfen«  dem  Personen- 
recht ein  (Buch  1  Tit.  $—6).  Und  zwar  mit  vollem  Recht.  Denn  auch 
hier  handelt  es  sich  im  Gegensatz  zu  einzelnen  Vollmachtsaufträgen 
(Art.  296—298)  und  Dienstleistungen  (Art.  290)  um  eine  dem  Organismus 
eines  kaufmännischen  Geschäftes  eingegliederte  Funktion  ständiq:er  Wx- 
treum^  bc/.w.  standiucr  Dienstleistung,  welche  auch  in  rcclitliclicr  Ik"- 
ziehung  die  Person  als  solche  ergreift  und  in  ein  pcrsoncnrcchtliches  Ver- 
häliniss  zu  dem  durch  die  Firma  bezeichneten  Principal  setit 

*  Die  »stille  Gesellschaft«  ist  vom  Gesetzbuch  selbst  (mh  einigen 
wenigen  Inkonsequenzen)  in  diesem  Sinne  geregelt.  Bei  der  »Vereinigung 
zu  einzelnen  Handelsgeschäften  für  gemeinschaftliche  Rechnungtf  enthalten 
die  spilrlichen  \'orschriften  des  H.  G,  B.  nichts,  was  der  Anwendung  der 
römischen  Grundsätze  über  »societas«  und  »communio«  im  Wege  stünde  ; 
\-<^\.  Frk  des  R.  O.  H,  G.  v.  10.  Okt.  74  N-  78  S.  2^6-^258.  Doch  ist 
zu  bcachien.  d.i^^  bei  den  vom  Ii.  G.  13.  unvollkonuuen  oder  gar  nicht 
normirteii  handelsrechtlichen  Gesellschaften  (z.  B.  auch  bei  den  Erwerbs- 
gesellschaften von  Kaufleuten  minderen  Rechts)  die  Sätze  des  bürgerlichen 
Rechts  zum  Theil  ebenralls  das  römische  Societätsrecht  im  Sinne  der 
gesammien  Hand  mcdificiren;  vgl.  oben  .S.  558  N.  i.  —  Das  Schweiz. 
Ohl.  R.  Art  regelt  die  »einfache  Gesellschaft«  durchweg  unlcr 
dem  Gesichtspunkt  des  blos  obligationenrechtlichen  Bandes  und  des  ge- 
wöhnlichen Miieigcnthums. 

*  Der  personenrechtliche  (.harakter  des  Korpersclufisverhalüiisses 
wird  inerbei  natürlich  als  unbestreitbar  vorausgesetzt. 

29' 


Digitized  by  Google 


452 


Drittes  Kapitel. 


werden  konnten'.  Die  Handelsgesellschaft  i.  e.  S.  ist  keine 
Körperschaft  und  entwickelt  in  keinem  Punkte  die  dem 
Körperschaftsrecht  eigenthümlichen  Beziehungen  zwischen 
einer  Gesammtperson  und  ihren  Giiedpersonen :  allein  sie 
ist  gleich  der  Aktiengesellschaft  und  jeder  anderen  Körper- 
schaft ein  persüncni  Lchtliches  Gebilde,  das  vor  aller  \'er- 
gemeinschaftung  von  Objekten  die  Subjekte  zusammenschliessi. 
Sie  ist  kein  neues  Rechtssubjekt,  aber  ein  Rechtsverhähniss, 
^*elches  Rechtssubjekte  als  solche  in  eine  dauernde  gegen* 
seitige  Beziehung  setzt,  sie  an  und  durch  einander  bindet 
und  so  unter  Aufhebung  des  blossen  Fürsichseins  der  Indi- 
viduen eine  in  sich  geeinte  Personenniehrheit  in  die  WWi 
der  Privatrechtssubjekte  einführt.  Das  handelsgesellschaftliche 
Band  lässt  ebensowenig  wie  das  eheliche  Band  die  Persön- 
lichkeit unberührt:  es  erweitert  und  beschränkt  dieselbe 
durch  die  Begründung  wechselseitiger  Rechte,  welche  die 
fremde  Persdnlichkeitssphäre  dem  eignen  Persönlichkeits- 
bereich und  die  eigne  Persönlichkeitssphäre  dem  iicnidcn 
Persönlichkeitsbereich  in  einem  gewissen  Umfange  einord- 
nen lind  somit  unter  die  Kategorie  der  Rechte  an  der  Person 
fallen  ^ 

Diese  personenrechtliche  Verbundenheit  nun  aber  ist 
nicht  blos  ein  begriffliches  Erforderniss  der  Handelsgesell- 
schaft, sondcin  der  rechtliche  Kern  ihres  fVesens,  Aus  ihr 
entstammen  die  eigenthümlichen  rechtlichen  Qualitäten, 
welche  die  Handelsgeseilschaft  im  Gegensatz  zur  römischen 
Societät  befähigen,  trotz  des  Mangels  eigner  Rechtssubjek- 

'  Auf  wclclicni  Wege  von  der  anderen  Seite  her  die  handelsrecht- 
iiclicn  Korpn  srhaßcn  dieser  Verbindung  entgegenkommen»  ist  oben  be- 
merkt; vgl.  S.  307— 50S. 

*  Diese  Rechte  haben  daher  bei  aller  N'crschicdenhcit  der  Grimdl.ii:e 
und  der  Wirkungen  eine  innere  Verwandtschaft  mit  den  Familienrcchien. 
Unser  herj^ebrachtes  Pandektcnsystcm  kennt  freilich  ausser  den  FamÜien- 
vecliten  im  Bereiche  des  Privatrechts  keine  Rechte  an  Iren, .kr  l*cri.otilich- 
keit.  Allein  es  hat  auch  keinen  Platz  für  die  grosse  Klasse  der  Rechte 
an  der  eignen  Pers&nlichkeitssphäre  und  för  die  geraeinheitlichen  und 
^dicdmäßigen  Rechte  in  Privatrechtskdrperschaften. 
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tivität  als  ein  lebendiges  Etwas  in  den  Verkehr  zu  treten. 
Wenn  eine  Handelsgesellschaft  nach  aussen  hin  »unter  ihrer 
Firma«  berechtigt  und  vci|»l]iclitet  ist,  Reclusli.indlunL;cii 
vornimmt,  klagt  und  beklagt  wird,  so  bethätigt  sie  sich 
gerade  deshalb  nis  eine  kollektive  Einheit,  weil  die  jedes- 
malige Personenmehrheil  in  ihrer  durch  die  Namenseinheit 
ausgedrückten  personenrcchtliclieu  Verbundenheit  von  den 
sie  bildenden  Personen  in  ihrer  unverbundenen  Einzelheit 
rechtlich  unterschieden  und  als  Trägerin  besonderer  Be- 
ziehungen anerkannt  wird.  Aus  gleicher  Quelle  fliesst  die 
in  ihrer  Ständigkeit  und  Einheitlichkeit  als  ein  personen- 
rechtliches  Repräsentationsverhältniss  gestaltete  Vertretimg 
der  Gesellschaft  durch  den  Cjesellschatter.  Ebenso  erscheint 
die  durch  die  1  irmengenieinschaft  begründete  Haftungs- 
gemeinschaft in  ihrer  Erstreckung  auf  die  ganze  Sonderpor- 
sonlichkeit  des  Gesellschafters  als  ein  personenrechiliches 
Haftungsvcrhältniss ;  sie  lässt  sich  so  wenig  wie  etwa  die 
familienrechtlichen  Haftungsverhältnisse  als  eine  gewisser- 
maßen in  blanco  kontrahtrte  Generalobligation  ausdeuten, 
sondern  besteht  vor  jeder  ihrer  obligationenrechtlichen  Einzel- 
wirkungen als  bindender  Einsatz  der  vermögensrechtlichen 
Persönlichkeit  för  einen  bestimmten  Zweckzusaramenhang. 
Nicht* minder  aber  kommt  nach  innen  die  personenrechtliche 
Yen  uiAkr  ::l  L  vier  Handelsgesellschafter  zur  Geltung,  indem 
sie  es  ermugliela,  dass  die  Gesellscliaft  dem  einzelnen  Gesell- 
schafter als  Trägerin  einer  ungesoiiderten  gemeinschaftlichen 
Willens-  und  Rechtssphäre  gegenübertritt. 

Demgemäß  beruhen  auch  die  Unterschiede  der  gesetz- 
lichen Typen  der  Handelsgesellschaft  auf  Verschiedenheiten 
des  pcrsoncnrechtlichen  Bandes.  Alle  Handelsgesellschaften 
i.  e.  S.  fordern  im  Gegensatz  zu  den  handelsrechtlichen 
Genossenschaften  den  vollen  Einsatz  mindestens  Einer  Indi- 
vidualpersönlichkeit  för  den  Gesellschaftszweck.  Während 
aber  bei  der  oijcneu  Hauäds^eseUschaft  dieser  Einsatz  von 
jedem  Gesellschafter  verlangt  wird,  treten  bei  der  Komman- 
ditgesellschajt  Theilbaber  hinzu,  welche  nur  em  begrenztes 


Digitized  by  Google 


DhtUs  Kapiltl. 


Stück  ihrer  vcrmö,i»ensrechtliclien  Persönlichkeit  in  die  Ge- 
sellschaft hineingeben.  An  diesen  durchgreifenden  Unter- 
schied der  Verbindungen  mit  gleicher  und  mit  ungleicher 
Haft  schliesst  sich  dann  die  theils  zwingende  theils  subsidiäre 
Durchführung  des  Princips  der  Gleichheit  bei  der  offenen 
Gesellschaft  und  des  Princips  der  Ungleichheit  bei  der  Kom- 
manditgesellschaft in  den  übrigen  personenrechtlichen  Grund- 
Verhaltnissen  an.  Dabei  erscheinen  überall  die  persönlich 
haftenden  Gesellschafter,  deren  Individualpersönlichkeit  von 
der  personenrechtlichen  Gemeinschaft  mitergriffen  wird '  und 
für  dieselbe  von  wesensbestimniender  Bedeutung  ist*,  als 
vollberechtigte  und  vollvcrpflichtctc  Träger  der  iNUilcktivcn 
Personeneinlieit.  Die  Kommanditisten  dagegen,  deren  Indi- 
vidualpersönlichkeit mindestens  jenseits  der  H  iftgrcn/e  von 
der  Personalverbindung  unberührt  bleibt^  und  für  dieselbe 
mindestens  ausserhalb  des  Vermögensbereiches  nicht  essentiell 


*  Ausser  der  personlichen  Haft  kommt  in  dieser  Minsichi  uamciu- 
lieh  das  gesetzliche  Konkurrenzverbot  in  Betracht ;  vgl.  H.  G.  B.  Art.  96 
-97  u.  196.  Eine  weitere  Folge  ist,  dass  der  offene  Gesellschafter  auch 
ab  Einzelner  Kaufmann  ist ;  und  zwar  der  r.  M.  n.  Kaufmann  schlecht- 
hin (Goldscbmidt  S.  469,  Erk.  des  R.O.H.G.  v.  24.  Okt.  71  Bd.  3  S.4}4). 
nicht  blos  in  Ansehung  des  gesellschaftlichen  Betriebes  (so  die  v,  Hahn 
Art.  4  S  3»  S.  IJ2  u.  Bebrend  5  25  n  verfochtcnc  Ansicht,  welche 
das  R.  O.  H.  G.,  das  im  Erk.  v.  28.  Sept.  74  Bd.  14  X.  70  S.  209—211 
die  principiellc  Frage  unentschieden  gel  assen,  durch  dk  Hrk.  v.  12.  Sept.  74 
ib.  N.  92  .S.  2S2  iT.  u.  V.  22.  Apr.  7$  Bd.  16  N.  9$  S.  380  wenigstens 
indirekt  »gebilligt  hat). 

*  Neben  den  Rechtssätzen  über  Veränderung  und  Auriösuni;  der 
einzelnen  Gcsellschafts.irten  sind  es  die  Vorschriften  des  H.  (j.  B.  über 
die  GesdlsclKiftsfirma  (Art.  16—17,  strenger  noch  Scinvci?  (^hl.R.  Art.  867, 
869-  <S; 2  u.  874)  und  über  Anmeldung,  Eintragung  uiui  \  crotfctulichun« 
der  gesellschaftlichen  '1  h.ubcstände  f Art.  86—89,  129,  151  — 156.  175. 
175*,  176—179,  200,  auch  Scluvci/.  Obl.  R.  Art.  555  —  ))),  J7g.  ^91 
—  592),  worsn  dieses  Verhältniss  zum  Ausdruck  gelangt.  Da/u  vgl.  oben 
S.  )2  X.  5. 

5  Von  der  blos  beschrankten  Haft  des  Kommanditisten  (be/\v.  dem 
M.mgcl  jeder  llait  des  Konniiaudiiakuoiur.sj  abgesehen,  ist  hierfür  der 
Wegfall  des  Konkurren/:verbots  (H.  G.  B.  .\rt.  159)  und  der  persönlichen 
Kaufmannseigenschaft  {Bt-hrend  ;^  25  N.  to)  bezeichnend. 
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bestimmend  ist',  sind  zwar  gleichfalls  Miiträger,  jedoch  nur 
sekundäre  Mitträger  der  kollektiven  Rechtssubjektivität.  Inner- 
halb des  Rahmens  der  Kommanditgesellschaft  entspringt  aus 
der  Steigerung  dieser  Lösung  des  Gesellschaftsbandes  von 
der  Individualpersönlichkeit  der  Kommanditisten  die  neue 
Form  der  AhtienhommanditgeseUschaft.  Indem  hier  an  die 
Stelle  einzelner  Konunanditisten  eine  als  engere  kollektive 
Hinheit  innerhalb  der  GcsamnulK-it  der  Gesellschafter  organi- 
sirte  hini^iblc  Küinnianditistengesaninitlicit  tritt,  gestaltet  sich 
zwar  die  personenreclitliche  Verbundenheit  der  Kommandi- 
tisten zu  einem  nach  Art  der  Mitgliedschaft  im  Aktienvcretn 
begrenzten  und  übertragbaren  Nexus,  äussert  sich  aber  im 
Bereiche  desselben  in  einer  um  so  kräftigeren  Unterwerfung 
des  Einzelwillens  unter  die  gesellschaftliche  Willensgemem- 
schaft*.  Zugleich  wird  die  personenrechtliche  Stellung  der 
Komplementäre,  obschon  sie  principiell  stets  die  von  o^enen 
Gesellschaften  bleibt,  im  Sinne  einer  starken  Annäherung  an 
Jie  Stellung  von  Gesellschaftsbeamten  verschoben  \ 

*  lüs  sind  wieder  ausser  den  Regeln  über  Veränderung  und  Auf- 
lösung der  Gesellschalt  namentlich  die  Vorscliriftcn  über  die  (jc-cllschafts- 
firmen,  in  denen  der  Name  eines  Kunini.inJitisten  nicht  voriconinien 
darf  (Art.  i68),  und  über  die  anzumcklciuicn,  ein7iitr.iE;enden  und  zu 
vcrört'cmliclienden  1  hatsachcn,  worin  dies  liervortritt.  in  letzterer  Hiu- 
sicht  macht  jedodi  das  H.  G.  B.  Unterschied^  wdche  doi  Gedanken  aus- 
drücken, dass  die  Persönlichkeit  des  einfachen  Kommanditisten  in  gewis-' 
sciin  Umfange  erheblich  bleibt,  die  des  Kommanditaktionirs  durchaus 
unerheblich  ist.  Ebenso  das  R.G.  v.  aj.  Okt.  67  5  >  oben  S.     N.  3. 

'  Der  Koromanditaktkxiär  steht  in  einer  doppelten  gesellschaftlichen 
Gebundenheit,  indem  er  zunächst  der  Kommanditistengesammtheit  unter- 
worfen ist,  sodann  an  der  Unterwerfung  dieser  Gesammtheit  unter  die 
Principaiträgcrschaft  der  Koinpicmcntnrc  The:l  hat.  In  letzterer  Hinsicht 
wird  aber  dadurch  ein  Gegcui^cw  i^;ht  iK-r^cstcllt,  dass  die  ^cscllschnft- 
liche  Mittr.it!;erschalt  der  Komuianditisicngcsamnitheit  in  eine  erhöhte  und 
vom  (jLSct/  i^csicherte  Bedeutung  einrückt. 

>  Doch  wird  durch  einzelne  der  einfachen  Konunanditgesellschaft 
fremde  Hestimmungen  (.insbcs.  Art.  I74-»  u.  199^  dafür  gesorgt,  dass  der 
Charakter  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  als  gesellschaftltcher 
IVincipalträger  des  Ganzen  nicht  zu  sehr  abgeschwächt  werde. 
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Ist  so  eine  bestimmte  personenrechtliche  Verbundenheit 
der  Subjekte  das  die  rechtliche  Daseinsform  jeder  »Handels- 
gesellschaft« bedingende  und  bestimmende  Grundelement, 
so  empfangt  aus  ihr  auch  die  dem  gesellschaftlichen  Zusam- 
menhange entsprechende  Fermogensgemeinschaft  ihre  charak- 
teristischen Züge.  Denn  alle  obligationenrechtlichen  und 
sachenrechtlichen  Verhältnisse,  in  welche  die  Handelsgesell- 
schafter als  solche  Dritten  i^egcnübcr  oder  gegen  einander 
treten,  müssen  durch  die  Verflechtung  mit  dem  personen- 
rcchtlichcn  Gemcinschnftsverhältniss  ihrer  Subjekte  eine  den 
Beziehungen  unverbundener  Individuen  fremde  rechtlicheQua- 
lität  annehmen.  Diese  gcsellschaftsrechtliche  Umprägung  des 
individualistischen  Vermögensrechts  findet  ihren  centralen 
Ausdruck  in  der  Bildung  eines  besonderen  Gesellschaftsver* 
ttwgens. 

Die  objektive  Hnkeü  des  Handelsgeseüschaftsvermbgens  ist 
Niederschlag  und  Abbild  der  subjektiven  Einheit  der  Handels- 
gesellschaft. Allerdings  ist  sie  nur  die  Steigerung  einer  schon 

vor  der  \'ert;esellschatuiiii;  auftretenden  h.  ii.lclsi  Lvhtlichen 
lirscheinung.  Denn  auch  das  Handel^veimouen  des  liinzel- 
kaufmanns  ist  nicht  nur  thatsächlich  als  ein  in  sich  geschlos- 
senes Sondervermögen  konstituirt,  sondern  macht  sich  auch 
rechtlich  bis  zu  einem  gewissen  Grade  als  solches  geltende 

'  In  dem  berechtigten  Kanip'e  gegen  Auffassungen,  welche  das 
Geschäft  znin  Rtchtssuhjrkl  erheben  cnler  doch  nach  Art  einer  dauernden 
Anstalt  über  sein  jedesmaliges  Subjekt  erhohen,  droht  neuerdings  die 
Theorie  wieder  in  das  entgegengesetzte  Extrem  zu  verfallen,  indem  sie 
dem  Geschäft  des  Einzelkaufmanns  auch  den  Rang  einer  objektiven  Bn- 
heit  völli|7  abspricht  und  nur  den  Werth  einer  Gesammtbezeichnung  fOr 
eine  VieÜK-It  cin/ehier  ("»bjekte  belässt;  vgl,  bes.  Dtbnnd  f,  57,  hihand 
a.  a.  O.  Hd.  3 1  S.  2  tf.  Auf  denselben  principiellcn  Standpunkt  hfit  sich, 
wahrend  die  ältere  Praxis  gcspahen  war.  das  H.  l>.  H.  G.  gestellt;  vgl. 
bcs  Bd.  2  N.  56  S.  1)4—15).  .Mlein  wenngleicli  hierdurch  so  manche 
\\  iderspriiche  zwischen  liöch^tricliterlichen  Hntscheidungcn  und  den  Rechts- 
überzeugungen und  Gcpllugenheiieii  des  Handelsstandcs  herbeigelülirt 
sind«  so  ist  doch  am  wenigsten  in  der  Praxb  der  BegriiT  einer  beson- 
deren Rechtsobjektivität  des  Geschäftsvermögens  wirklich  ausgetilgt  wer* 
den.  Immer  wieder  vielmehr  wird  die  Unterscheidung  zwischen  deni 
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Allein  einerseits  hat  schon  diese  unvollkommene  Sonderung 
des  Geschäftsvermögens  vom  Privatvermdgen  eine  personen- 

Privatvermögcii  und  dein  Gcschaftsvcrniögcn  des  Einzclkaufmanns  als 
ein  auch  juristisch  erhebliches  Verhultiiiss  der  Rcclusobicl<ie  anerkannt, 
so  dass  die  einzelnen  Sachen,  Rechte,  Verbindlichkeiten  und  fnktisclicn 
Bezieiiungen  durch  die  Geschäftsangehorigkeit  nicht  nur  eine  genicin- 
sanne  Werthrelaiun  enipfaiigen  (Erk.  des  R.  G.  v.  28.  Febr.  82  Str.  S. 
Bd.  6  N.  27  S.  75—77  u.  des  O.  L.  G,  Hamb.  v.  11.  Apr.  85  SeufT. 
Bd.  40  K  1^),  sondern  auch  eine  besondere  objektiv«  Rechtsqualitat 
annehmen  (IL  O.  H.  G.  Bd.  B  N.  9  S.  41  iL  IL  G.  SeuE  Bd.  ^9  N.  121). 
Diese  Eigenschaft  wird  freilich  (ähnlich  wie  die  Pertinenzqualität)  den 
Objekten  durch  ilir  Subjekt  nach  Belieben  verliehen  und  entzogen.  Allein 
wennschon  der  lunzelkanfmann  die  (Frenzen  zwischen  seinem  Privat- 
verniögeii  und  seinem  Handlungsvcmioi^cn  willkürlich  ziehen  und  ver- 
schieben kann,  so  bleibt  er  doch  dabei  an  gewisse  sacliliche  Voraus- 
setzungen gebunden,  muss  seinen  Willenseutschluss  durch  eine  qualiticirtc 
äussere  Handlung  bethätigen  und  soll  durch  ordnungsmäßige  Buchführung 
die  jedesmalige  Abgrenzung  formell  konstatiren  (R.  O.  H.  G.  Bd.  8  N.  9 
S.  41).  Das  Geschäftsvermögen  hat  also  einen  bis  zur  gehörigen  Ab- 
änderung auch  gegen  ihn  selbst  wirksamen  objektiven  Bestand.  In  diesem 
jeweiligen  Bestände  .ibcr  erscheint  es  nis  ein  Sachgan^es.  dessen  be^^ritt 
liehe  F'jnlTeii  im  Wechsel  der  körperlichen  und  unkorpcrhchen  Bestand- 
theile  crhakcu  bleibt.  Als  ein  derartiger  einheitlicher  VermögensinbepritV 
wird  CS  nach  der  Verkehrsanschauung  besessen  und  vertreten,  verwaltet 
und  den  versclüedenartigsten  Verfügungen  unterworfen.  Der  Kaufmann 
kann  es  freilich  auch  behufs  der  Disposition  über  einen  Theil  zerstückehi, 
und  eine  konstante  Rechtsprechung  des  R.  O.  H.  G.  und  des  R.  G.  ver- 
langt sogar  im  Falle  der  Veräusserung  des  Geschäftes  stets  eine  beson- 
dere Verabredung  des  Cberjj.nnges  der  Aktiv.i  unJ  Passiva,  um  den  auf* 
Übertra£,'iing  des  Vermögensganzen  r^ericliuien  I'artciwillen  zu  konstatiren 
(vgl.  Jlihirii,!  5  57  S.  2i>  IT.).  Allein  sob.iki  dieser  Wille  feststeht,  führt 
doch  die  Praxis  den  Begriti  einer  Sondcrnacli folge  in  einen  Vermogen^- 
koniplex  als  solchen  nach  Möglichkeit  durch.  Insoweit  es  dalier  nicht 
nach  positivem  Recht  zum  Übergange  des  Eigenthums  an  einzelnen 
körperlichen  Sachen  oder  sonstiger  besonders  geaneter  Rechte  noch 
spezieller  Rechtsakte  bedarf,  gehen  im  Verhälmiss  der  Parteien  zu  einan- 
der mit  dem  Vermögensganzen  ohne  Weiteres  dessen  einzelne  der/citi';e 
Bestandt!ieile,  insbesondere  die  geschäftlichen  Forderungen  und  Schulden, 
Uber  (R.  O.  11.  G.  Bd  2  N.  ?6  .S.  151  IT.,  R.  G.  Bd.  2  N.  }6  S.  152  tf  ). 
Dritten  gegenüber  fordert  freilich  die  Pra.s.is  zur  Verbindlichniachung 
des  Geschäftsübeniehmers,  insofern  dieselbe  nicht  schon  nach  den  Regeln 
aber  Verträge  zu  Gunsten  Dritter  eintritt  (R.  O.  H.  G.  Bd.  12  N.  $$  S.  160, 
Bd.  21  N.  7}  S.  232— 2}5),  noch  eine  besondere  Willenserklärung:  sie 


Digitized  by  Google 


458  DriUes  Ka^Ul 

rechtliche  Basis,  da  sie  der  durch  die  Unterscheidung  der 

kaufniiinnischcn  1-irnia  und  des  bürgerlichen  Namens  be- 
zeichneten Sonderung  der  verschiedenen  Rechtsstellungen 
derselben  Person  entspricht'  und  den  Zusammenhang  mit 


begnügt  sich  aber  mit  einer  (natQrlich  auch  durch  private  Anzeige  an 
den  einzelnen  Glaubiger  ersetzbaren)  generellen  Kundmachung  der  Über- 
nahme des  Geschäfts  mit  den  Passiven  (R.  O.  H.  G.  Bd.  i  N.  i8  S.  69, 

Bd.  2  N.  8  S.  46»  Bd.  5  M.  58  S.  182,  N.  75  S.  564  tf.,  Bd.  4  N-  2  S.  5, 
Bd.  8  N.  9}  S.  Bd.  11  N.  jo  S.  130,  Bd.  i  j  N.  28  S.  74  76,  Bd.  16 
N.  66  S.  271-275,  Bd.  21  N.  75  S  2r,.  R.G.  Bd.  8  N.  16  S.  64),  was 
Angcsiclits  der  Auslegung  dieses  l>tordernisses  in  den  Hrk.  des  K.  G.  v. 
9.  Juli  8<i  CS.  Bd.  2  N.  16  S.  48-)6  (Seutf.  Bd.  •;6  N.  n)  u.  v. 
9.  J.in.  85  Bd.  8  N.  lö  S.  64  tV.  praktisch  nicht  mehr  viel  bedeuten 
\y'\\\.  —  Noch  weniger,  wie  im  Verli.iltniss  des  Cie>cii.itt>verniogcns  zum 
l'rivatverniO£jen,  l.issi  ^\c\\  Jic  rechtliche  Bedeutung  der  Sondern  ermö<^er!>- 
bildung  im  \'crhahnisb  mehrerer  seipst.tii Jiger  Geschäfte  desselben  Kaui- 
nianns  verkennen  (R.  O.  H.  G.  Bd.  15  N.  54  S.  176) ;  am  wcnigsicu  aber 
im  Verhälmiss  von  Haupt>  und  Zweigniederlassung,  wobei  vom  Gesetze 
selbst  die  Gliederung  eines  Gesamnngeschäftsverm&gens  in  ein  Haupt- 
geschäftsvermögen und  ein  ihm  als  Pertinenz  zugehöriges,  jedoch  als 
besonderer  V'ermögensinbegriif  relativ  versetbständtgtes  Nebengeschäfts- 
vermögen anerkannt  wird  (R.  O.  H.  G.  Bd.  i  N.  7  S.  38  ff.,  N.  67 
S.  233,  Bd.  i.|  X.  125  S.  402»  £rk.  des  R.  G.  in  Str.  S.  Bd.  %  N.  142 
S.  408,  Hthrciui  5  58). 

*  Die  rirnia  bezeichnet  den  Kaufmann  in  seiner  Eigenschall  als 
Principal  eines  bestimmten  Gescliäftes  und  somit  /u<;Ieich  als  Subjekt 
eines  (ieschäflsvermögens,  wird  von  ihm  bei  den  uil  das  Gc'^chättsvcr- 
verniögen  be;'ni^lichen  Rechtshandlungen  zum  Ausdruck  dieser  Relaiii^n 
verwandt  und  dient  in  gleicher  Weise  den  zur  st.mdii^eu  Repräsentation 
des  Priiicipals  herulenen  Personen  .ils  .Xusdrucksniiticl  datür,  dass  sie  in 
uicäer  rcpiascnuiivca  Stellung  und  lolgcwciäc  Jur  das  Geschalisvermögcn 
auftreten.  Die  gesetzliche  Ordnung  des  Firmenwesens  gewährt  daher  der 
objektiven  Zusammenfassung  des  Geschäftsvermögens  erst  den  festen 
Rückhalt,  wennschon  nicht  nur  bereits  der  uneingetragene  Handelsname 
einen  Theil  dieser  Funktionen  zu  erlikUen  vermag  (R.  O.  H.  G.  Bd.  3 
N.  S5  S.  409—414  u.  Bd.  10  N.  9$  S.  410),  sondern  selbst  der  f^micn- 
Jose  Geschäftsbetrieb  ein  Geschäftsvermögen  mit  Aktiven  und  Passiven 
erzeugt  (Erk,  des  R.  G.  Bd.  12  N.  )  S.  9 -1  >).  Darum  wird  auch  im 
\'erh.iltniss  mehrerer  Geschäfte  desselben  Kaufmanns  erst  durch  die  fiicr 
und  hier  allein  zulässige  Annahme  mehrerer  Firmen  (r.  Hahn  S.  85, 
Bthrcml  .\o  N.  6t))  die  \'n!Kvirksatnkc!t  der  Sonderuni;  begründet,  dns» 
Verluiltniss  von  liaupi-  und  Zweigniederlassung  aber  uberiiaupt  nur  im 
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dem  Gedanken  einer  von  Einem  Subjekt  gespielten  mehr- 
fachen Personenrolle  niemals  ganz  verleugnet*.  Andrerseits 

Falle  einer  Ortsverschiedenhat»  welche  immer  auch  bei  sonst  gldchlau- 

K*ndcn  Namen  eine  Firmcnvcrschiedcnheit  involviri  (i'.  Halm  S.  loj), 
^'csctzlich  iKTücksichtigt  (H.  G.  B.  Art.  21).  Diesen  Konnex  der  Finna 
und  dc>  Geschäftes  erkennt  das  positive  deutsclic  Recht  dadurch  nn,  d.iss 
CS,  wahtcnd  es  die  Firma  als  Personennamen  an  sich  tur  unuberiragbar 
erklärt  (H.  G.  B.  Art.  25,  R.  G.  Bd.  i  N.  95  S.  260  ff.,  Bd.  9  N.  1 
S.  I  rt.,  N.  22  S.  106)  und  auch  mit  der  Veräusserung  des  Geschäftes 
nicht'  ohne  Weiteres  übergehen  lässt,  doch  ihre  Abtretung  xusamnien 
mit  dem  Geschäft  und  zwar  nach  der  Annahme  der  Praxis  schon  mit 
den  wesentlichen  Bestandiheilen  desselben  (fithnnd  57  N.  }4  u.  Erk, 
des  R.  G.  Bd.  9  N.  16  S.  81  ff.)  gestattet  (H.  G.  B.  Art.  22).  Umgekehrt 
legt  die  Praxis  des  R.  Ü.  H.  G.  (vgl.  bes.  Bd.  i  N.  iS  S.  68,  Bd.  2  N.  H 
S.  S),  Bd.  5  N.  70  S.  553,  Bd.  4  N.  41  S.  198.  Bd.  8  N.  95  S.  585,  Bd.  11 
N.  50  S.  149,  Bd.  16  N.  66  S.  273,  Bd.  18  N.  96  S.  370,  Bd.  21  N.  73 
S.  23})  der  Übertragung  der  Firma  für  die  Frage  nach  dem  Umfange- 
der  Sondemachfolge  in  das  Geschäftsvermögen  und  insbesondere  nach 
der  Succession  in  die  dazu  gehörigen  Forderungen  und  Schulden  keine 
Bedeutung  bei;  indess  dürfte  doch  schon  nach  Art.  23  des  H.  G.  B.  auch 
ohne  den  Nachweis  eines  besonderen  Handelsgcbrauches  die  in  der  frühe- 
ren Praxis  f'.i,'!.  die  C.'n.  b.  Behrcitil  S.  2 ig)  vidfacii  vertretene  Ansicht 
den  Vorzug  verdienen,  dass  der  Firmenerwerb  /w.ir  nicht  nothwendig 
(wie  7V,'.'/  .n)nimmt),  wohl  aber  nian(?els  gegemhciliger  hirklarung  den 
l;iniria  ni  die  gesammte  bondervermogenssphäre  bewirkt  (v^'l.  Bcu-hr 
''^  224  K  10  u.  Bekreud  Z.  f.  Gesetzg.  u.  Rechtspfl.  Bd.  4  S.  429  ff  ,  an- 
ders jetzt  H.  R.  S  }S  S.  217—219);  im  Resultat  hat  sich  denn  auch  das 
R.  G.  im  Erk.  v.  9.  Juli  80  C.  S.  Bd.  2  N.  16  S.  48  f[.  wiederum  stark 
dieser  Auffassung  genähert. 

'  Dieser  Gedanke,  den  schon  die  mittelalterliche  Doktrin  in  viel- 
facher Anwcnditnrj  entwickelt  hnt  f  ninas  homo  pUirium  pcrsonarum 
vices  sustincro  potcsU*,)  und  die  moderne  Praxis  ni.uinichfach  (innerhalh 
des  Individualrechts  insbesondere  auch  bei  der  Stellvertretung)  verwcr- 
thei,  ist  der  gesunde  Kern  der  ungesunden  Theorie  einer  besonderen 
Firmenpersönlichkeit.  Man  wird  sogar  oft  die  anscheinende  Personi(ika> 
tton  der  Firma  nur  als  schiefen  Ausdruck  des  richtigen  Gedankens  deuten 
dürfen  (so  z.  B.  im  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  i  N,  67  S,  23}).  Darum 
hat  das  R,  O.  H.  G.  im  Erk.  v.  28.  Sept.  75  Bd.  20  N.  12  S.  3s  — 37  mit 
Recht  trotz  ausdrücklicher  Verwerfung  der  .Ann.ihnie  einer  Personen- 
verschiedenheit eine  Aiuxeismi:;.  welche  ein  Kaufmann  mit  zwei  Handels- 
niederlassungen Namens  seiner  einen  Firma  auf  seine  andere  Finii.i  er- 
theilt,  für  wirksam  erkl.irt ;  vgl,  auch  ib.  Bd.  19  N.  64  S.  204.  Die  /.wie- 
fache Personenroile  genügt  eben  zwar  nicht»  um  ein  suhjthives  Rechts» 
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liegt  das  bei  der  Handelsgesellschaft  hinzutretende  Moment^ 
<lurch  welches  eine  so  ungleich  stärkere  rechtliche  Ausprä- 
^unii  des  Princips  des  Sondervermögens  bewirkt  wird,  doch 

«bell  Icuii^lich  in  dein  mit  dem  Gci^cnsatz  von  kautmännischcr 
und  bürgerlicher  Sphiirc  /.usanuncntreiicndcn  Gegensatz  von 
V'ereinigtsein  und  l  ürbichscin  mehrerer  Personen '.  Darum 
korrespondiren  aucli  der  V^erschiedenheit  des  personenrecht- 
lichen Bandes  bei  den  einzelnen  Gesellschaftsarten  Verschie- 
denheiten in  der  Struktur  des  Gesellschaksvermögcns.  Aus 
<lem  Einsatz  der  ganzen  vermögensrechtHchen  Persönlichkeit 
jedes  Gesellschafters  erklärt  es  sich,  dass  bei  der  offenen 
Gesellschaft  es  weder  einer  öffentlichen  Konstatining  noch 
einer  besonderen  Sicherung  des  Bestandes  des  Gesellschafts- 
vermi>^cns  bedarf^  Der  beschränkten  Haft  der  Komman- 
diiistcn  entspricht  es,  dass  ihre  \'crniot;enseinlagen  bei  der 
Kumnianditgesellschaft  als  Bcstandthcilc  des  Gesellschafts- 
vermögens  für  Dritte  kundgemaciu  und  festgehalten  wer- 
den \  Bei  der  Akticnkommanditgesellschaft  aber  rückt  das 
Gesellschafisvermögen  in  F'olge  der  völligen  Lösung  des 
Gesellschaftsbandes  von  der  Individualpersönlichkeit  der  Mehr- 
zahl der  Gesellschafter  in  die  Stellung  eines  den  Bestand  der 
Gesellschaft  bedingenden  und  bestimmenden  Grundkapitals 
«in.  Das  Gesammtkapital  der  Kommanditisten  wird  im  Ein- 
klänge mit  dem  Wegfall  jeglicher  Sonderhaft  derselben  in 
verstärktem  Maße  für  Dritte  gebunden  und  gesichert,  zu- 
gleich aber  dem  Wechsel  dieser  fungibel  gewordenen  Per- 


vcrhahnis';  zu  ermAijliijlicn,  bei  w  ckliciii  iLiss^lbe  Reclitssubjckt  in  ver- 
scliicdcnen  Eigciisciultcn  Gläubiger  und  Schuldticr  wäre:  sie  gcwaiiii 
aber  einen  ait$rekheiiden  Anknüpfungspunkt  für  die  Herstellung  eines 
rechtswirksamen  ol>/ekttven  Verhältnisses. 

'  Das  blosse  Vorhandensein  einer  Mehrheit  unter  sich  um'orbmdtwr 
Subjekte  wäre  kein  ausreichender  juristischer  Grund  für  diese  Rrscheinung. 

^  Die  Gesellschaftsglaubiger  haben  ausser  den  Fällen  des  Arreste» 
und  des  Konkurses  und  .ibi^cschen  von  den  gewöhnlichen  Anf'echtun^^v- 
recluen  Miucl,  die  Hrhahung  des  Gesellschaftsvermögens  in  seinem 
Bestände  /u  erzwingen  ;  vgl,  R.  O.  H.  G.  Bd.  24  N.  47  S.  i6j. 

}  H.  G.  ß.  Art.  i>t  Z.  4,  1)2,  i6j,  165,  171. 
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sonen  gegenüber  als  bleibende  Grundlage  der  kommanditistt- 
sehen  Mitträgerschaft  konstituirt»  so  dass  die  als  Aktien 
verselbständigten  Antheile  an  demselben  die  gesellschaftliche 
Theilhaberschaft  in  sich  aufnehmen.  Daneben  bleibt  nun 
zwar  die  principale  Trägerschaft  der  Gesellschaft  den  unab- 
hängig von  dem  Bestände  und  der  Gliederung  des  Gesell- 
schaftsvermögens persönlich  verhafteten  und  persönlich  be- 
rechtigten Komplementären  vorbehalten.  Allein  seit  der 
Novelle  findet  auch  bei  ihnen  die  thatsächliche  Abschwächung. 
des  Gewichtes  der  Individualität  in  der  Frzwingung  von 
Vermögensetnlagen  in  einem  das  gesetzliche  Minimum  er- 
reichenden Gesammtbetrage  Ausdruck.  Hieraus  ergeben  sich 
nunmehr  einerseits  weitere  ab  Haftobjekte  festgelegte  Be- 
standtheile  desGesellschaftsvermögens,  andrerseits  eigenartige» 
mit  der  persönlichen'  Rechtsstellung  als  Komplementär  un- 
löslich verknüpfte  Antheile  am  GeseUseiiaftsvernvögen 

Trotz  dieser  Herkunft  aus  der  X'erbundcnheit  der  Sub- 
jekte behalt  jedoch  die  objektive  liinheit  des  Gesellschatts- 
vermögens  ihre  selbständige  rechtliche  ßedctilitftg.  Denn  erstens 
entfallet  sie,  sobald  sie  einmal  als  juristisches  Princip  aner- 
kannt ist,  gleich  allen  abgeleiteten  Rechtsprincipien  ein  eignes 
Leben  und  die  Kraft  zur  Erzeugung  fernerer  Folgesätze 
Zweitens  verwendet  sie  zu  ihrem  Auf-  und  Ausbau  Ge- 
dankenelemente, welche  nicht  dem  Gesellschaftsrecht  ent- 
stammen, sondern  umgekehrt  dieses  von  aussen  her  be- 


'  H.  G.  B.  Art.  I74\  175  /.  i,  175^,  iSo*»  Abs  y  tHj.  204.  Nach 
aussen  stehen  diese  Antlieile  den  Aktien  gleich ;  nach  innen  sind  sie  von 
denselben  (auch  wenn  sie  in  die  Form  von  Aktien  gekleidet  sind)  wesens- 
verschieden, da  sie  memals  Grundlage,  sondern  immer  nur  Annex  der 
persönlichen  Rechtsstellung  in  der  Gesellschaft  sind  (mithin  auch  nach 
Art.  190  kein  Stimmrecht  geben). 

*  Dies  ist  namentlich  deshalb  zu  beachten,  weil  das  H.  G.  H.  nur 
einzelne  Konsequenzen  der  V'erniögenssondcrung  .iii<^drücklic!i  ?iclu,  hier- 
mit aber  /uf»leich  ein  selbständiges  Princip  hinsichtÜcli  des  MüO,\^  kund- 
^iebt,  in  welchem  überhaupt  die  mangels  eigner  Person lichi^eit  des  Sub- 
jektes nothwcndig  nur  relative  Abschlicssung  des  handelsgesellschaftlichen 
Sondervermögens  durchzuführen  ist. 


Digitized  by  Google 


462  Driilts  KapitfL 

reichern*.  Drittens  wirkt  sie  sogar  ihrerseits  auf  die  Gestal- 
tung des  persönlichen  Gesellschaftsbandes  zurück*.  Dabei 
begreift  es  sich  leicht,  dass  in  allen  drei  Richtungen  die 
«elbständige  juristische  Bedeutung  des  Gedankens  des  Sonder- 
Vermögens  bei  der  Kommanditgesellschaft  im  Verhältniss 
zur  offenen  Gesellschaft  eine  Steigerung  erföhrt,  bei  der 
Aktienkommanditgescllschaft  aber  nahezu  den  denkbar  höch- 
sten Gnul  circulii,  mit  dem  die  begriffliche  Priorität  der 
Gesellschaü  überhaupt  noch  vereinbar  ist'. 

Demgemäß  hat  auch  die  Praxis  in  zahlreichen  l  allen, 
•deren  Entscheidung  von  der  principiellen  Autiassiuig  des 
Wesens  der  Handelsgesellschaft  abhängt,  zunächst  nur  An- 
lass,  das  Princip  der  Einheit  und  Geschlossenheit  des  Gesell- 
schaftsvermogtns  zu  entwickeln,  ohne  dass  es  eines  Zurück- 
gehens auf  die  Quelle  dieser  Vermögenssonderung  und  eines 
Hingehens  auf  das  Verhältniss  zwischen  objektiver  und  sub- 
jektiver Einheit  bedürfte,  in  diesem  Sinne  hat  namentlich 
^as  Reichsoberhandelsgericht,  dem  das  Reichsgericht  gefolgt 
ist,  in  kiMist.iiitLT  Rechtsprechung  den  Gedanken  des  gesell- 
schafdicheii  Sondcrvcrni(\i:cns  vertreten  und  in  seinen  \\on- 
sequenzen  durchgeführt.  Innner  wird  dabei  bald  in  dieser 
bald  in  jener  Wendung  das  Gesellschafrsvermögen  als  ein 
von  dem  Privatvermögen  der  Gesellschafter  in  wesentlichen 
Beziehungen  geschiedenes  »Sonden  ermögemy  ein  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  selbständiges  und  abgeschlossenes  ^^juristisches 
Cani^iii,  ein  durch  seine  gesellschaftliche  Zweckbestimmung 


'  So  uamcntlkh  den  Gedanken  der  Wertheinlieit  und  der  entspre- 
'Chenden  Reduknon  der  Sonderrechte  der  Theithaber  aufWenhansprOchc: 
ferner  bei  der  Aktienkommanditgesellschaft  den  Gedanken  des  Wcrth- 
papieres  u.  s  w . 

'  Schon  hei  der  oricncn  Cicsell^cliaft  /ei;jT  sich  dies  z.  B.  in  der 
tlcti  l'rivatgiaubi^'crn  eines  Gesellschatiers  zum  Hrsaiz  für  die  Utuugän^- 
Itcliiieit  des  Gescllschaits\ ermögens  gewahrten  Disposition  über  das  Ge- 
sellschaftsband ;  H.  G.  B.  Art.  126. 

'  Gleichwohl  ist  an  dieser  begrifflichen  Priorität  aus  denselben 
GrQndcn  festzuhalten«  aus  denen  die  Aktiengesellschaft  als  Körperschaft 
4ind  nicht  als  pcrsonificirtcr  VernidgensfonJs  aufzufassen  ist. 


Digitized  by  Google 


RechlsgfuieiiticlHiflfn  ^ur  ^esamuikn  Hand.  46? 

gebundener  und  der  Privatverfügung  entzogener  »besonderer 
Fondsfi,  ein  »für  sich  bestehender  f^ermögensinbegriff«,  eine  ein- 
heitliche liVermögensmassetf,  eine  »abgesonderte  rechtliche  Ein- 
beitvL  u.  s.  w.  charakterisirt  \  Der  früher  von  der  herrschen- 
den Riclnuni;  ^cgcn  diese  AiiHassung  erhobene  und  selbst 
dem  Handelsgesetzbuch  i^egeniiber  noch  vielflich  festgehal- 
tene Widerspruch  ist  mehr  und  mehr  verstummt  ^  Man 
kann  daher  in  der  That  behaupten,  dnss  die  Konstruktion 
des  Gcsellschafisvermögens  als  eines  deutschrechtlichen  Son* 
dervermögens  in  der  deutschen  Praxis  vollständig  durch- 
gedrungen ist. 

'  Vi:!.  Hrk.  dc^  R.  O.  H.  G.  v.  21.  Mär/  71  RJ.  2  N.  S.  145 
faucli  N.  j6  S  154  It.),  V.  14.  Febr.  72  Bd.  5  X.  46  S.  20).  v.  19.  Juni  72 
Bd.  6  N.  95  S.  417.  V.  28.  Jan.  7?  u.  22,  Apr.  75  Bd.  9  N.  5  S.  17  -liS 
u.  N.  117  S.  429,  V.  4.  Febr.  74  Bd.  12  N.  84  S.  261,  v.  28.  jMär/  74 
Bd.  13  N.  51  S.  144,  V,  27.  Juni  74  Bd.  14  N.  2  S.  5,  v.  26.  Juni  76 
Bd.  20  N.  $4  S.  181  (auch  ib.  S.  263),  v.  24.  Okt.  76  Bd.  21  N.  42 
S.  150,  V.  25,  Juni  78  Bd.  24  N.  47  S.  1^6^165,  v.  12.  Febr.  79  Bd.  2% 
N.  j8;  des  R.  G.  v.  4.  Jan.  82  C.  S.  Bd.  7  N.  50  S.  92,  v.  30.  Juni  8) 
Bd.  10  N.  12  S.  >o.  V.  II.  Okt.  85  Bd.  II  N.  2;  S.  116  ff.,  auch  v. 
5.  Juli  .S2  Str.  S.  Bd.  7  K.  >  S.  18-21.  Da/u  F.rk.  des  A.  G.  N'.uimbur«: 
Z.  (.  H.  R.  Bd.  22  S.  280,  des  O.  A.C.  Dresden  v.  14.  Sept.  65  Seutl. 
Bd.  20  N.  1)7,  des  O.  L.  Ct.  Celle  v.  6.  Apr.  80  ib.  Bd.  ^  2^0,  des 
O.  L.  G.  Hamb.  v.  16.  Kov.  80  ib.  Bd.  58  X,  2.  —  Dass  das  Handcls- 
gesellschaftsvermögen  diese  Natur  schon  vor  dem  H.  G.  B.  hatte  und 
auch  nach  ausländischem  Recht  hat,  wird  vom  R.  O.  H.  G.  im  Erk.  v. 
17.  Febr.  71  Bd.  2  N.  6  S.  36  ff.  anerkannt. 

*  Das  O.  L.  G.  Kiel  im  Erk.  v,  29.  Xov.  8}  b.  Seuff.  Bd.  40  N.  221 
meint  allerdings,  es  sei  «war  ausgemacht,  dass  die  offene  Geseilschall 
keine  juristische  Person  ist,  aber  noch  (rw^lich,  »ob  nicht  das  Gesell 
schattsverniu.uen  doch  ein  freiüch  nur  deti  Gesellschaftern  gehöriges 
juristisches  Ganze  bildet«  oder  vielmehr  «Theil  des  N'ermogens  der  Ge- 
sellschafter« ist.  Mit  Unrecht  aber  behauptet  es,  das  Reichsgericht  habe 
sicli  im  Gegensatz  zum  R.  O.  H.  G.  durch  das  Erk.  v.  8.  Dcc.  80  C.  S. 
Bd.  3  N.  17  .S.  57  auf  den  letztgedachten  Standpunkt  gestellt.  Das  R.  G. 
sagt  hier  allerdings,  Subjekte  des  Gesellschaftsvcrmögens  seien  die  Han- 
delsgesellschafter und  die  Gesellschaftsfirma  sei  nur  ein  dieselben  zusam- 
menfassender Xame.  fü:^!  .iber  hinzu,  dass  diese  Zusammenfassung  ^\untcr 
Uritif^mihnif  auf  ::ru//u-I'iiftli\-lr  Verhält ni^':»  st.nttfinde.  Jcdentalls  liat 
es  in  den  oben  angct.  späteren  Jinischeidungcn  die  .^utiassung  desR.O.H.(i. 
vorbehaltlos  acccptirt. 
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Hiciiiiit  ist  jedoch  den  ()bi(;cn  Austühningcn  zutolizc 
gleichzeitig  die  siibjc'klivc  Jiuihdt  der  llandeL^esellsch.ift 
anerkannt.  Die  Praxis  hat  zum  Ausdruck  derselben  bisher 
tVeilicli  eine  gleich  feste  Formel  nicht  gefunden,  in  der 
Sache  aber  das  Richtige  getroffen.  Da  sie  sich  von  dem 
Gedanken  einer  Verlegung  subjektiver  Fähigkeiten  in  das 
Vermögen  selbst  so  ziemlich  frei  hält',  kann  sie  als  Subjekt 
desselben  nur  die  Gesellschafter  betrachten*.  Sie  ist  jeddcli 
einig,  dass  die  Gesellschafter  hierbei  zwar  nicht  als  Reprä- 
sentanten einer  über  ihnen  stehenden  juristischen  Person, 
ebensowenig  aber  als  für  sich  stehende  Individuen,  vielmehr 
in  einer  von  ihrer  Eigenschaft  als  Privatpersonen  unterschie- 
denen rechtlichen  Qualität  als  so  und  so  verbundene  Gesell* 
schaßer  zu  denken  sind^  Demgemäß  stellt  sie  die  Gesell- 

'  Vcfein;rclt  taucht  dieser  Gedanke  freilich  aut ;  vgl.Erk.  des  R.O.H.G. 
V.  12.  Febr.  79  Bd.  25  N.  58  S.  161  :  keine  juristische  Person,  aber  »einen 
^cIbständigen,  von  dem  Vermögen  der  einzelnen  Gesellschafter  cfctrenn- 
tcn,  mit  der  Fahij^keit  zum  l-r\verbc  von  Rechten  und  Verbindlichkeiten, 
sowie  mit  akiiver  und  passiver  Froccsstaliigkeit  ausgestatteten  Vermogcns- 
iabegrili«. 

*  Vgl  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  28.  Jan.  73  Bd.  9  N.  5  S.  :7~i8: 
»ein,  freilich  nur  den  GeseUschaltern  gehöriges  juristisches  Ganxe«.  Erk. 
des  R.  G.  V.  $.  Febr.  86  C.  S.  ßd.  1$  N.  26  S.  129:  »die  Gesellschaft, 
d.  h.  die  Gesellschafter  in  Bezug  auf  das  Gesellschaftsverbältniss«.  Auch 
oben  S.  46)  N.  2. 

^  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  24.  Okt.  76  Bd.  21  K42  S.  i}o:  »eine 
Folge  dieser  Sonderung  ist,  dass  die  Gesellschalter,  je  nachdem  sie  a]s 
Vertreter  und  Mitinhaber  des  Geselischaftsvermögens  oder  als  Privatleute 
in  Betracht  kommen,  recbtlicb  Vfrs.hiedetic  Qualitäten  sustiniroi«  ;  ebeii.so 
nachher :  »vermöge  derselben  Selbständigkeit  des  Geseilschaftsfonds  als 
eines  Sondeivermd'^cttf  und  vermöge  der  hiernu«;  hervorbrechenden  WTSchie- 
denlieit  der  RefhlysiiUuu'^  tlt-r  Gc<e!l<chj!ti>\  jcn.ichdein  sie  als  Vertreter 
und  Mitinhaber  dei  GesellscIiaUsionds  oder  als  Privatpersonen  in  Betracht 
konmicn«.  I^rk.  des  R.  G.  v.  4.  Jan.  82  C.  S.  Bd.  8  \.  ;o  S.  92  :  «Die 
Geschlossenheit  des  Gesellschaüsverniögens  gegenüber  dem  Privaiver- 
mögen  der  Gesellschafter  bewirkt,  dass  in  vielen  Beaidiungen  JUt  Person 
äesseiben  Ces^lsdmfters  verstSneden  heurthali  Vierden  muss,  jenachdem  sie  in 
Beziehung  auf  das  Gesellschaftsverhältniss  oder  ohne  solche  in  Betracht 
kommt«.  Erk.  des  R.  G.  v.  ti.  Okt.  83  CS.  Bd.  ti  N.  2)  S.  iis~it7: 
da  »CS  doch  eben  nicht  dir  Pfrsonm  der  Gesellsdiafter  sebU^Uuu,  sondern 
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sctiafter  in  ihrem  personenrechtlichen  Zusammenhange  oder 
als  »Personenverbindung«  den  Gesellschaftern  in  ihrer  pcr> 
sonenrechtlichen  Vereinzelung  als  ein  rechtliches  »Ganze«, 
eine  verbundene  »Gesammtheit«,  eine  geschlossene  »Kollek- 
livperson«  gegenüber Soll  sie  freilich  diesen  Begriff  der 

in  /^«"^».v  auf  lini'n  Ihitiimnttn  AVr/.'/s^rm  sind,  welche  durch  den  He:,'ritr 
der  Gesellschaft  zusanuuengeüssi  werden«,  bedarl  es  einer  »Auseinander- 
haltung der  Rechtsverhältnisse,  welche  die  Gesellschafter  in  Bezug  auf 
diesen  Rechtskreis  berühren,  und  denen,  welche  sie  sonst  angehen« ; 
trotz  des  Mangels  juristischer  Persönlichkdt  ergieht  skh  hieraus  die 
Nothwendigkeit  einer  Sonderun^  der  Rechtsverhähnissc  der  Firma  und 
der  Einzelnen  über  die  positiven  Vorschriften  hinaus,  indem  Alles,  was 
'>nu<;serhalb  dc<.  Kreises  von  Rechten  und  Pflichten  drr  GesellscJjüflcr  al< 
hA/v/-  steine,  .lus  dem  durch  die  Firma  begrenzten  Dispositionsbereicii 
ausscheidet.  I:rk.  des  R.G.  v.  26.  März  8j  Seuff.  Bd.  41  N.  3j  :  »die 
Liquidatoren  vertreten  nicht  das  Gesellschaitsverniügen,  sondern  dU  Ge-^ 
seUschafUr^  wmttthon  in  der  als  /orthesldfeitd  ^  denkendiu  VerUnita^  jftr 
Gtsellscbaßt,  Dazu  Erk.  des  R.  G.  v.  9.  Juli  81  CS.  Bd.  $  N.  16  S.  69 
—72  (da  Gesellscbait  keine  juristische  Person  ist,  erscheint  der 
Gesellschafter  nicht  als  »Dritter«,  kann  aber  gleichwohl  in  der  Rolle 
eines  accessorischen  Intervenienten  »formell  als  Dritter«  auftreten).  Ferner 
Erk.  des  R.  O,  H.  G.  v.  25.  Juni  78  Bd.  24  X.  47  S.  156—165. 

«  Hrk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  17.  Febr.  71  Hd.  2  N.  6  S.  U):  "J/V  Or- 
saintiilbai  der  unter  der  Firma  zur  Gcsellschati  vcibuii Jenen  Gcsciiscliaf- 
ter  als  solche««;  v.  7.  Nov.  71  Bd.  }  S.  417;  v.  19.  Juni  73  Bd.  6  N.  93 
S.  417 :  »Untersdietduag  der  0.  Jf.  C.  ah  eines  (mm  den  GUedem  dersdün 
fftrentU  gedeui^ea)  Geamm  wm  der  Person  der  einzelnen  GeseQsdMfUr  und 
des  Gesellscliaffsvermögens  von  dem  Privatverniögen  der  letzteren«;  v. 
27.  Juni  74  Bd.  14  N.  2  S.  5:  keine  Fiktion  einer  juristischen  Person, 
.»her  AutTassung,  »verm^')!/e  deren  das  Gcscllschaftsvermögen  ils  ein 
juristisches  Ganze  gedacht  werden  muss,  das  :^unächst  ilcr  Gcsavimlheit 
iter  Gisclhcihiftcr  iiehörtic,  v.  2>.  Juni  78  Bd.  24  N.  47  S.  160:  »(jcschlos- 
senheit  der  Koiieklivpcrson  und  ihres  Vermögens«;  v.  6.  Mai  79  Bd.  25 
N.  68  S.  279 :  »Wesen  der  Gesdbdttft,  der  o.  H.  G.  wie  der  einfachen 
K.  G.,  welche  beide  nach  deutscher  Auiiassung  lediglich  Persauettverbm' 
düngen  mit  ebem  im  Miteigenthum  der  Verbundenen  stehenden  Vermögen 
sind«;  auch  Bd.  20  &  182.  Femer  £rk.  des  R.  G.  v.  5.  Juli  82  Str.  S. 
Bd.  7  N.  5  S.  20:  »das  Vermögen  der  o.  H.  G.  steht  dm  Hatuirl<i,us,/l- 
<c1mfteni  in  ihrer  Gesammtheit  ungetrennt  zu«  ;  Hrlc.  des  R.  G.  v.  5.  Febr.  86 
(,'.  S.  Rd.  ij  N.  26  S.  127:  »Personenverbindung«  (mit  Willcnsmacht, 
als  reciitswidrig  handelnd  u.  s.  w.) ;  S.  129;  S.  iji.  Erk.  des  O.  A.  G. 
Dresden  v.  14.  .Sept.  65  SeufV.  Bd.  20  N.  157:  also  hat  »die  Gesellscbajt 
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gesellschaftlichen  Fersoneneinheic  näher  präcisiren,  so  geräth 
sie  in  sichtliche  \'erlegenheii  und  weiss  sieb  nur  möhsatn 
der  immer  wieder  eindringenden  Vorstellung  einer  eignen 
Rechtspersönlichkeit  der  Gesellschaft  zu  erwehren'.  Doch 
hat  endlich  das  Reichsgericht  durch  die  freilich  immer  noch 
mit  einem  »gleichsam«  verklausuline  ausdrückliche  Heran- 
ziehung des  Rechtsprincips  der  »gesammten  Hand«  die  Bahn 
beschritten,  auf  welcher  sich  cla^  Ziel  einer  zugleich  scharf 
begrenzten  und  mit  pnsiii\eni  Geh.ilt  erfüllten  Denktorni 
für  die  handclsgesellschalilichc  Kechissubjektivicät  erreichen 
Usst*. 

ah  u'lrh!"  ihr  eigno  von  dem  der  lüiuclncii  yeirciHUts  X'cniiogeu«  (ühnc 
doch  juriiiiichc  Person  zu  sein).  Erk.  des  O.  L.  G.  Celle  v.  6.  Apr.  Jio 
ib.  Bd.  })  N.  230:  »die  Gesellschaft«  ak  Vermdgenssubjekt  u.  Process- 
partet.  —  Hiermit  ist  jene  ältere  Attffassung»  welche  alle  Unterscttiede 
von  der  rftmischen  sodetas  auf  eine  blosse  durch  die  Finna  ermöglichte 
Sammelbencnnung  der  Einzelnen  zurückführte  (Seuff.  Bd.  i;  N.  57)  oder 
doch  nur  eine  »formell  niii  denj  Schein  einer  handelnd  auftretenden  Per- 
soneneinheit bekleidete«  Mehrheit  nncrk.Tnnte  (ib.  Bd,  18  N.  99)  über- 
wunden :  diese  Verbindung  2ur  Einheit  ist  eine  rechtlich  voUwirksanic 
Realität. 

*  So  Ullcn  die  oben  S.  49  N.  5  angef.  Erk.  des  R.  G.  in  Str.  S.  in 
diese  Vorstellung  zurfick.  Hinsichtlich  der  Kommanditgesellschaft  spricht 
auch  dn  civibechtL  Erk.  des  R.  G.  v.  4.  Mai  8)  Seuff.  Bd.  ^9  K.  }2t 
S.  439—440  von  einer  durch  die  ^tragung  begründeten  »Exbten«  der 
Geselbchaft  als  eines  selbständigca  Rechtssubjektes«,  welches  »als  sol« 
che«;"  befähigt  sei.  Rechte  zu  erwerben  und  Verbindlichkeiten  cin/ui,'elien. 
\'gl.  ferner  die  Überschrift  des  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  25.  Juni  -N  \U.  24 
N.  47  S.  I  )6  (i) Begründung  verschiedener  i^ersönlichkeiien«;.  Ferner  dan- 
eben S.  42  X.  4  angel.  Erk.  des  O.  L.  G.  Hamburg.  .Auch  die  oben 
S.  48  N.  4  angef.  Erk.  haben  die  o.  H.  G.  meist  nur  deshalb  für  eine 
juristische  Person  erklärt»  weil  sie  auf  keine  andere  Weise  gewisse  Sitse 
begründen  au  können  glaubten,  welche  heute  trotz  der  Verwerfung  der 
Personificationstheorie  in  der  Praxis  festgehalten  werden;  so  das  Erk.  v. 
Celle,  um  die  Wirksamkeit  der  I:idesweigerung  eines  Gesellschafters  für 
die  ganze  Cicsellscluft,  die  Erk.  v.  Mönchen  u.  Wien,  um  die  Unzuläs- 
sigkeit einer  unmittelbaren  Vollstreck unt;  des  gegen  die  o.  H.  G.  er- 
gangenen Erkenntnisses  in  das  Vermögen  der  einzelnen  GcselKschafter 
zu  deduciren. 

'  Erk.  des  R.  G.  v.  24.  Juni  82  C.  S.  Bd.  9  X.  p  S.  144  (SeufT. 
Bd.  )8  K.  14$):  »es  ist  gleichsam  ein  Etgenthum  zur  gesammten  Hand«. 
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Hmsichtlich  des  Verhältnisses  ;;mscben  ohjdttiver  und  siib- 
fektiver  Bnheit  macht  steh  in  der  Praxis  mitunter  der  Irrthuni 

bemerklich,  als  sei  die  Personeneinheit  der  Gesellschafter 
lediglich  Ausfluss  und  Wirkung  der  i:inhcit  des  Gcscllschafts- 
vermögens'.  Indess  wird  von  der  Rechtsprechung  nicht  nur 
diese  falsche  theoretische  Auffassung  niemals  zu  weiteren 
Folgerungen  benOtzt,  sondern  auch  das  im  Handelsgesetz* 
buch  ganz  unzweideutig  vorausgesetzte  umgekehrte  Ver- 
hältniss  stets  zur  Geltung  gebracht'.  Dies  tritt  besonders 
deutlich  in  der  ungleichen  Behandlung  einer  Mehrheit  geson- 
dener  Geschäfbvennögen  derselben  Handelsgesellschaft  und 
der  Geschäftsvermögen  mehrerer  unter  denselben  Personen 
bestehenden  Handelsgesellschaften  zu  Tage.  Im  ersteren 
Falle  existirt  nur  ein  einziges  Gcsellschattsvermögen,  inner- 
halb dessen  zwischen  niclirercn  Hauptniederlassungen  oder 
zwisclien  Haupt-  und  Zweigniederlassung  lediglich  dieselbe 
unvoUkonamene  Sonderung  eintritt,  welche  auch  durch  die 
Gliederung  des  Geschäftes  eines  Einzelkaufmanns  bewirkt 
wird Im  zweiten  Falle  dagegen  sind  mehrere  Gesellschafts- 
vermögen  vorhanden,  welche  von  einander  in  demselben  Um- 
fange gesonden  sind,  wie  das  Gesellschaftsvermögen  vom  Pri- 
vatvermögen. Denn  hier  liegt  eben  eine  im  Sinne  einer  der* 
artigen  Trennung  wirkendeVerschiedenheit  dcrsubjektivenEin- 
hciten  vor,  indem  dkc  uichrcrciiGescllschaftsflrmen  zwar  jedes- 
mal dieselbe  Personenmehrheit  in  handelsgesellschaftlicher 


'  So  in  den  beiden  oben  S.  464  N.  )  an  erster  Stelle  mitgetheilteti 
Entsch.  des  R.  O.  H,  G.  resp.  des  R.  G. 

*  Von  vornherein  wird  ja  schon  niemals  he^wcifch,  dass  die  durch 
Firnienvercinigung  hergestellte  Personencinheit  \  crtnögciis/rt/«^  ist,  bevor 
sie  ein  Vermögen  hat,  auch  durch  Vemiögensverlust  diese  Fähigkeit 
nicht  einbOsst ;  vgl.  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  24.  Mai  74  Bd.  13  N.  9$  S.  287. 

'  Vgl.  oben  beide  Anm.auf  S.4$8  (mehrere  Hauptoiederiassungen  sind 
indess  hier  regelmäßig  unstatthaft,  BdirMd  S*  23$).  Eine  Ftrmenverschieden- 
heit  ändert  dann  liier.in  nichts,  wenn  eben  nur  verschiedene  Namen  der- 
selben Gesellschaft  für  'VTschicdciic  Beziehungen,  nicht  al>er  Namen  ver- 
schiedener Get^llschaltcii  vorliegen ;  Erk.  des  R.  Ü.  H.  G.  v.  2  j.  Nov.  74 
Bd.  15  N.  54  S.  17  j— 176. 
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Verbundenheit,  jedoch  diese  Personenmehrheit  jedesmal  in 
einer  anderen  Verbundenheit  bezeichnen*. 

III.  Betrachten  wir  nun  im  Einzelnen  zunächst  die  Rechts- 
grundsätzc  über  den  Bestand  der  Handelsgesellschaften»  so 

bnni^cLi  dicsclbcu  «iuithweg  den  Ccdaäikcn  der  personcn- 
rcchilichcn  \  crcinigung  für  vermögensrechtliche  Zwecke  zu 
klarem  Ausdruck. 

Im  Gegensatze  zu  den  familienrechtlichen  Gemeinschaften 
handelt  es  sich  hier  um  schlechthin  j^fU'///A'/7r/<»  Gemeinschaf- 
ten, deren  Bestand  auf  der  schöpferischen  Kraft  des  freien 
Willens  beruht.  Hier  wie  überall  erlangt  freilich  der  Wille 
der  Betheiligten  nur  durch  das  objektive  Recht  die  Möglich- 
keit, das  subjektive  Recht  zu  gesulten:  allein  er  wird  eben 
vom  objektiven  Recht  als  eine  aus  sich  heraus  schöpferische 
Macht  anerkannt  und  gewährleistet.  Und  wenn  zum  Entgelt 
hierfür  die  Rechtsordnuni^  den  von  ihr  zu  solcher  Wirksam- 
keit  berufenen  Willen  in  feste  Schranken  einschliesst,  so 
geht  sie  doch  hierbei  immer  nur  von  dem  Gedanken  emer 
Begrenzung  der  privaten  Willensmacht,  nicht  von  dem  Ge* 
danken  einer  Verdrängung  derselben  durch  eine  unmittelbar 
von  ihr  selbst  gesetzte  Willensgebundenheit  aus.  Die  freie 

'  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  2$.  Juni  78  Bd.  24  N.  47  S.  x$6— 16$. 
Hier  wird  richtig  ausgeffilirt,  dass  »der  Gesellschaft  gegcnflber  nicht  Mos 
ein  Gesellschafter  als  Einzelner,  sondern  auch  alle  Gestllu-hafkr  ^ua  Ein- 
tritts als  möglicher  Gegensatz  gedacht  sind«,  weshalb  die  Sätze  über  die 
Cc<;ch!os«;e!ihcit  des  Gesellschaftsvcrmös>ens  gegenüber  dem  Sonderver- 
inogcn  der  cinzehien  Gesellschafter  (Art.  119,  121,  122)  auch  nn<je\vandl 
wcriicM  nnissteii,  wenn  au^  irgend  einem  Grunde  alle  Gescllschaltcr  soli- 
dari»>ch  für  die  Privatforderungen  haften ;  dass  aber  die  Sache  ganz 
ebenso  U^»  falls  das  nebenbei  von  den  GeseUschaftem  eingegangene 
Rechtsverliältniss  eine  Handelsgesellschaft  mit  neuer  Firma  Ist  Das 
R.  O.  H.  G.  meint,  es  machten'  sich  hier  die  Konsequenzen  derjenigen 
Auffassung  geltend,  welche  man  vielfach  nur  durch  die  Annahme  einer 
juristischen  Persönlichkeit  der  HandelsgestUscli.iÜL'ti  begründen  zu  können 
^'I  iube.  Indess  handelt  es  sich  lediglich  um  eine  Konsequenz  des  Rcchts- 
*  princips  der  ges;imnucn  Hand,  da  schon  oben  (S.  545  ff)  betont  ist,  dass 
dasselbe  eine  I'ersoncnmehrlieit  nicht  in  abstrakter,  sondern  in  irgend 
einer  konkreten  Veibundenhett  als  Rechtssubjekt  setzt. 
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Vereinbarung  wird  also  nicht  (wie  z.  B.  bei  der  Ehe)  als 
blosse  Voraussetzung  des  Eintritts  und  nebenbei  als  Quelle 
einzelner  etwa  von  der  gesetzlichen  Regel  abweichend  be- 
liebter Wirkungen  der  Verbundenheit,  sondern  ah  Quelle 

dieser  Verhundenheit  selbst  betrachtet. 

Da  die  Handclsgcscllscliaft  ein  Rechtsverhäliniss  und  nur 
ein  solches  ist,  so  verharren  die  Willensaktc,  welche  ihren 
Bestand  begründen,  verändern  oder  beendigen,  im  Rahmen 
des  Vertrages.  Der  Vertrag  erzeugt  das  handelsgesellschaft- 
liche Band  und  kann  es  jederzeit  umwandeln  oder  lösen. 
Jeder  nicht  vertragsmäßige  Vorgang  aber,  welcher  auf  den 
Bestand  der  Handelsgesellschaft  einwirkt,  schöpft  die  Kraft 
hierzu  aus  einem  zu  Gründe  liegenden  Vertragswillen. 

Da  jedoch  die  Handelsgesellschaft,  obschon  kein  Rechts- 
subjekt, ein  die  Rechtssubjekte  als  solche  ergreifendes  Rechis- 
verhältniss  ist,  so  hat  jeder  ihren  Bestand  betreffende  \'ertrag 
einen  personenrechtlichen  Inhalt.  Darum  wird  durch  das  Ge- 
setz einerseits  der  mangels  anderer  Abrede  als  gewollt  er- 
achtete Vertragsinhalt  im  Sinne  einer  ständigen  Willens- 
gemeinschaft normirt,  andrerseits  die  \' ertragsfreiheit  enger 
als  hinsichtlich  rein  obligationenrecbtlicher  Bindungen  be- 
grenzt.  In  erheblichem  Umfange  ist  nur  das  Ob  des  Be- 
standes dem  Vertragsbelieben  schlechthin  anheimgegeben, 
das  Wie  des  Bestandes  ihm  entzogen.  Hierbei  wird  vor 
Allem  die  Unterscheidung  innerer  und  äusserer  Wirksamkeit 
des  Gesellschaftsbandes  durchsei uhrt,  indem  die  Gestaltung 
desselben  unter  den  Gesellschaftern  in  der  Hauptsache  der 
freien  Vereinbariini^  überlassen,  Dritten  gegenüber  in  den 
wichtigsten  Punkten  unabänderlich  geregelt  wird.  Zugleich 
erklärt  es  sich  aus  diesem  personenrechtlichen  Inhalt  des 
Gesellschaftsvertrages,  dass  im  Gegensatz  zur  stillen  und 
Gelegenheitsgesellschaft  alle  far  den  Bestand  einer  Handels- 
gesellschaft als  wesentlich  erachteten  Willenserklärungen  und 
thatsächlichen  Vorgänge  dem  Eintragungszwange  unterliegen. 

In  allen  diesen  Beziehungen  bringt  das  ungleiche  Wesen 
der  einzelnen  Aritii  der  Handelsgesellschaft  Abweichuni^en 
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hervor.  Während  aber  das  grundlegende  Recht  der  offenen 

Gesellschaft  bei  der  einfachen  Koninianditgesellschaft-  nur 
in  Einzelheiten  moditicirt  wird,  tritt  bei  der  Akticnkom- 
nianditgesellschaft  durch  die  gesetzliche  Verwenhung  der 
Formen  gemeinbeitiicher  Willensaktion  för  venragsmäßige 
Vorgänge  ein  ganz  neues  Moment  hinzu 

I.  Was  zunächst  die  ErnVib/ttftf  der  Handelsgesellschaften 
angchi,  so  ist  dieselbe  hicrnacli  stets  als  das  Werk  eines 
persoticiivcchllichen  Gesell schaftsverttages  aufzufassen. 

Die  offene  Handelsgesellschaft  entsteht  nach  der  mit 
dem  Wortlaut  des  Gesetzes  übereinstimmenden  Annahme 
der  Praxis  durch  einen  zwar  keiner  Form  bedürftigen  und 
daher  sogar  stillschweigend  abschll essbaren,  niemab  aber 
entbehrlichen  Gesellschaftsveru  ag Derselbe  ist  nicht  blos 
dem  Namen,  sondern  auch  dem  Wesen  nach  ein  reiner  Ge- 
seUschaJlsvertrag  und  unterscheidet  sich  schon  äusserlich  von 
dem  nur  fälschlich  so  genannten  konstituirenden  Akt,  der 
eine  Aktiengesellschaft  oder  eingetragene  Genossenschaft 
ins  Dasein  ruft.  Er  ist  aber  nothwendig  ein  perswtenrecU- 
lieber  Gesellschaftsvertrag  und  unterscheidet  sich  hierJi :  h 
nicht  minder  wesentlich  von  einem  römischen  Societais- 
vertrage  oder  einem  handelsrechtlichen  Gesellschaftsvertrage 


'  Im  Zusammenhange  hierimt  steht  eine  prindpiell  abweicheiiile 

Behatiill  mg  der  Rechts>^'irkungen  der  Eintragung  und  des  Verhahnisses 
xwischen  der  inneren  und  der  äusseren  Seite  des  Gesellschafisbesundcs. 

»  Vgl.  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  [5.  Okt.  75  Bd.  11  N.  57  S.  102, 
V.  24.  Mai  74  Bd.  1$  N.  9)  S.  285  ff.,  v.  16.  Jan.  78  Bd.  25  N.  57 
S.  167,  des  R.  G.  V,  22.  Dec.  8^  Bd.  10  N.  27  S.  102.  v.  20.  Febr.  8) 
CS.  Bd.  15  N.  2  S,  2  —  4  (die  Unabh.iiii^igkcit  der  (iülti*^kcit  von  einer 
Iandesrt*chilich  sonst  ertbrderlichen  Form  erstreckt  sich  auf  alle  Bestand- 
theile  des  Gesellschafisvertrjgcs  einschliesslich  der  Abrede  über  Kin- 
bringung  von  Immobilien);  aucii  Lrk.  des  Ü.  Tr.  Berlin  u.  des  O.  .\.  G. 
Dresden  b.  Busch  Bd.  6  S.  35  ff.  u.  Bd.  12  S.  3.  —  Ucbcr  die  L'nridi- 
ligkeit  des  von  liiftoftd  einerseits  gegen  die  Vertragsgrundlage  dero.H.G. 
und  andrerseits  gegen  die  Möglichkeit  stillschixreigender  Eingebung  des 
Gesellschaftsverhältnisses  erhobenen  Widerspruchs  vgl.  oben  S.  442  K.  l 
u.  S.  44$  N.  I  u.  jetzt  auch  Besder  (4.  Aufl.)  S.  10^7  N.  )  und  (bei  der 
hierin  gleichstehenden  K.  G.)  Behreud  S.  634. 


.  kj:  i^cd  by  Google 


471 


zur  Eingehung  einer  stil^-n  oder  Gclegenheicsgesellschaft. 
Denn  er  muss  unter  allen  Umständen  den  Konsens  über  die 
Vereinigung  zu  gemeinschaftlichem  Handelsbetriebe  unter 
einheitlicher  Firma  enthalten  %  mithin  auf  eine  partielle  Ver- 
schmelzung der  Persönlichkeitssphären  gerichtet  sein.  Ausser- 
dem kann  er  eine  Fülle  weiterer  Vereinbarungen  in  sich 
aufnehmen  und  empfängt  namentlich  regelmäßig  denselben 
Inhalt,  welchen  schon  der  rein  obligationenrechtliche  Socie- 
tätsvertrag  entfallet.  Allein  alle  einzelnen  durch  ihn  her- 
gestellten Willensgebundenheiten  werden  durch  die  Einord- 
nung in  den  Zusammenhang  jener  ständigen  Willensgemein- 
schait  eigenthümUch  qualiiicirt. 

Im  Übrigen  hängt  die  Gestaltung  des  Gesellschaftsver- 
hältnisses  nach  imten  zunächst  von  der  getroffenen  Verein- 
barung ab,  während  nach  aussen,  sobald  eine  offene  Handels- 
gesellschaft gewollt  ist,  eine  in  den  Grundzügen  unabänder- 
liclic  lüini  der  Verbuncicnheit  eintritt. 

Demgemäß  entscheidet  auch  über  den  Zeitpunkt,  mit 
welchem  die  Handelsgesellschaft  als  solche  zur  rechtlichen 
Existenz  gelangt,  unter  den  Gesellschaftern  lediglich  der 
Vertragswille  %  Dritten  gegenüber  aber  die  Gesetzesnorm 


'  VgL  oben  S.  444  N.  2.  Nur  die  Willensdn^ng  hicrüba'  ist  wesent- 
lich. Die  persönliche  Haft  jedes  Gesellschafters  ergiebt  sich  dann  von 
selbst ;  Behrend  '}  64  N.  5.  Ebenso  die  Fähigkeit  der  durch  die  Gesell- 
schaftslimu  bezeichneten  kollektiven  Einlieit  zum  Erwerbe  eines  abge- 
sonderten Gesellschnft<ivermögens  ;  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  oben  S.  445  N.  i. 

'  Der  Gcscllschaüsverirag  kann  den  Eintritt  der  handclsgcscll schaft- 
lichen VcrbuaUenlieit  vertagen.  Dann  existirt  zwar  vorerst  noch  keine 
Geseilscha/t,  so  dass  im  Falle  der  Wiederaufhebung  des  Vertrages  vor 
dem  verabredeten  Termin  eine  Handelsgesellschaft  niemals  existirt  hat 
(Hrk.  des  R.  O.  H.G.  v.  ij.  Febr.  74  Bd.  12  N.  iis  S.  406  fF.),  wohl 
aber  schon  ein  Handrhgfsellsäktfisvertiiii:;,  so  dass  mit  dem  in  Aussicht 
^•enommenen  Zeitpunkt  die  personenrcMhtiiche  Gemeinschaft  ohne  Weiteres 
ciniritt.  —  Verschieden  davon  ist  der  Absclihiss  eines  Vorvertrages  über 
Errichtung  einer  o.  H.  G.  fErk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  8.  Febr.  7^  Bd.  9 
N.  14  S.  38-41).  Ein  solcher  Vorvertrag  begründet  nur  eine  Obliga- 
tion auf  Herstellung  der  personenrechtlichen  Gemeinschaft  durch  neue 
Willensaktionen. 
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über  die  Wirkungen  einer  gehörigen  regisiermäßigen  oder  ver- 
kehrsmäüigen  Kundmachung  der  vollzogenen  Vereinigung*. 

Hieraus  ergiebt  sich  die  Möglichkeit  einer  Di^repan^ 
des  Gesellschaft$bestandes  nach  innen  und  nach  aussen.  Niu* 
handelt  es  sich  deshalb  noch  nicht  um  zwei  auf  verschie- 
denen Rechtsgründen  beruhende  Rechtsverhältnbse,  sondern 
lediglich  um  die  beiden  relativ  verselbständigten  Seiten  eines 
einliciilichcn  Gescllschaftsvci haltnisses.  Denn  Jic  Quelle  aller 
geselUchaltlichen  Verbundenheit  nach  innen  und  nach  aussen 
ist  und  bleibt  derselbe  Vertragswille.  Allerdings  knnn  die 
Gesellschaft  unter  den  Gesellschaftern  schon  vor  der  Kund- 
machung ihrer  Existenz  durch  Eintrngung  oder  Geschafts- 
eröffnung  in  Kraft  treten:  allein  als  Handelsgesellschaft  be- 
steht sie  auch  nach  innen  nur,  wenn  ihre  Bethättgung  nach 
aussen  durch  Geschäfbbetrieb  unter  gemeinschaftlicher  Firma 
mindestens  gewollt  ist*.  Umgekehrt  gelangt  ohne  gültigen 
Gcsellschaftsvertrag  eine  offene  Handelsgesellschaft  auch 
Dritten  geiienüber  niemals  zur  Existenz,  da  sie  auch  nach 
aussen  liin  durch  Eintragung  oder  Geschättseröduung  nicht 


'  H.  G.  B.  Art.  I  la  Die  Eintragung  gilt  als  schlechthin  bindende 
Erklirung  des  Vorhandenseins  der  Gesellschaft,  so  dass  die  Vereinbarung 
eines  späteren  Anfanges  ihrer  Wirksamkeit  für  Dritte  bedeutungslos  ist 
(und  zwar  selbst  ini  Falle  der  Kenntniss,  Behreud  J  7:  N  5).  Dieselbe 
Wirkung  hat  der  frühere  Gc^chnftshenfinn,  der  durch  jcJcs  Namens  der 
Firma  in  ihrem  (jcwcrbebctriebe  geschlossene  Rechtsgeschäft  vollzogen 
wird:  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  26.  Nov.  70  u.  27.  Jan.  71  Bd.  i  N.  56 
S.  iji  ff.  u.  N.  74  S.  2J9  ff.,  V.  8.  Nov.  72  Bd.  7  N.  lu  S.  450  ft., 
V.  II.  Jan.  7$  Bd.  ts  N.  120  S.  426  ff.,  des  Obst.  L.  G.  f.  Bayern  v. 
21.  Juni  84  Seuff.  Bd.  40  N.  119.  Ebenso  aber  wirkt  auch  eine  von 
allen  Gesellschaftern  oder  für  alle  abgegebene  öffendiche  ErUining,  dass 
die  Gesellschaft  ins  Leben  getreten  sei;  Behrend  5  72  N.  7  u.  5  89  N.  4; 
vgl.  indess  Krk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  j.  Juni  74  Bd.  I)  N,  110  S.  $74  ff. 
u.  Renatid  K.  G.  S.  160 -161. 

*  V<,'I.  oben  S.  4  J-}  N.  2.  Kouinit  es  tiienMK  zur  F^xistcii/  n.ich  .uisscn. 
so  hat  dücii  nach  innen  eine  Verbundenheit  botandcu.  wckhc  ujca 
Handelsgesellschaftsrtecht  zu  beurthcilen  ist ;  folgt  die  Bethätigung  nach 
aussen,  so  entfaltet  damit  die  Gesellschaft  nur  ihr  bisheriges  unvollkom- 
menes Leben  in  vollem  Umfange. 


Digitized  by  Google 


47> 


gcschatien,  sondern  nur  als  vorhanden  deklarirt  wird,  mithin 
durch  rechtsgültige  Willensvereinigung  konstituirt  sein  niuss, 
um  wirksam  pubÜcirt  za  werden Freilich  genügt  in  dieser 
Richtung  der  gehörig  konstattrte  Obereinstimmende  Wille 
der  Betheiligten,  «ich  als  Handelsgesellschafter  in  den  Ver- 
kehr zu  begeben,  so  dass  die  gesetzlichen  Wirkungen  der 
Kundmachung  eines  solchen  Konsenses  auch  eintreten,  wenn 
der  (}esellschaftsvertrag  seinem  übrigen  Inhalt  nach  ungültig 
oder  unvollscändif;  oder  zur  Zeit  noch  unwirksam  ist'.  Und 


'  Die  Praxis  fnl.^t  durchweg  dieser  Auffassung.  Die  Sntragun.; 
kann  schon  nach  Art.  H6  u.  88  die  ihr  in  Art.  ilo  beigelegte  Wirkung 
nur  haben,  wenn  jeder  (iese Uschafter  in  gehori^'cr  i'orni  den  Willen 
erklart  liat,  dass  ciuc  iiandelsgesellschait  als  von  ihm  mit  den  übrigen 
Gesellschaftern  vereinbart  konstatirt  und  ins  Lelwn  eingeführt  werde.  In 
derselben  Weise  aber  bewirkt  der  Gesdjäßshcgüm  die  Konstatirung  des 
Gesellschaftsverhältnisses  nach  aussen  stets  nur  auf  Grund  einer  durch 
ihn  kundg^benen  Willensübereinstimmung,  dass  die  Gesellschaft  ins 
Leben  treten  soll;  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  27.  Jan.  71  Rd.  i  N.  74 
S.  2)9  fi.,  V  M  Febr.  74  Bd.  t2  S.  409  412,  v.  11.  Jan.  75  Bd.  i> 
N.  120  S.  426—450.  Darum  führt  das  R.  O.  H.  G.  in  dem  Erk.  v. 
ij.  Febr.  74  a.  a.  O.  mit  Rcclu  aus,  dass  niciit  nur  die  Wiederau!  hcbun<^ 
des  Gesellschafisvertragcs  vor  dem  Geschäftsbeginn  einen  späteren  wirk- 
samen Geschäftsbeginn  unmöglich  mache,  sondern  auch  der  verabredete 
Aufschub  der  Gescliiftseröflfnung  jede  früliere  Manifestationshandlung 
entkräfte;  denn  nur  durch  Eintragung  oder  Geschäftsbeginn  »in  Folge 
des  gemdiisamfn  H'ilUnsa  werde  die  Existenz  der  Gesellschaft  für  Dritte^ 
dergestalt  begründet,  dass  kein  GcseUschafter  mehr  sich  einsehig  diesem 
Bande  entziehen  könne;  dagegen  vermöge  kein  Gesellschafter  »gegen 
den  \  ertrai,'s willen  Aller  die  für  spater  beschlossene  Manifestirung  einer 
errichteten  Ocsellschati  einseitig  x.ki  anticipircn«  ;  die  Grundregehi  des 
Vertragsrechts  sdcn  eben  för  die  Errichtung  einer  Gesellschaft  maßgebend 
geblieben  und  nur  fttr  die  Lebensbethätigung  der  bereits  in  Wirksamkeit 
getretenen  Gesdlscbaft  modificitL  VgL  auch  Behrend  §  89  N. 

2  Vgl.  Erk.  des  R.  G.  V.  4.  Mai  8j  Seuff.  Bd.  59  \.  521.  —  Der 
Satz,  dass  die  Existenz  der  Gesellschaft  nach  aussen  durch  Ungültigkeit 
des  Gesellschafts  Vertrages  nicht  verhindert  werde  {Bcbicnd  71  N.  2, 
Lahaihi  a.  a.  O.  S.  521  u.  5}i),  ist  nl^o  dahin  einzuschr inlen,  dass  im 
Falle  der  Gültigkeit  der  nach  aussen  rcievamen  ."M'rede  die  Lngüitigkcit 
des  übrigen  Vertragshilialtes  den  Eintritt  der  gesellschaftlidien  Verbun* 
denheit  gegen  Dritte  nicht  hindert.  Ebenso  kann  es  zwar  nicht,  wie 
Laband  meint  und  auch  Behmtd  S.  624  N.  i«  zuzugeben  scheint,  an 
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diese  Wirkungen  können  dann  fernerhin  nach  Maßgabe  des 
Publicitätsprincips  den  zu  Grunde  liegenden  VenragsNVtUen 

überdauern*.  Allein  hiermit  ist  nur  die  Möglichkeit  beson- 
derer rechtlicher  Schicksale  der  verschiedenen  Bestandtheile 
desselben  Gesellschaftsverhältnisses  anerkannt  und  insbeson- 
dere der  Wirksamkeit  des  Vereinigungswillens  für  und  gegen 
Dritte  nach  einmal  erfolgter  Kundmachung  eine  selbständige 
Lebenskraft  beigelegt.  Das  Gesellschaftsrecht  wird  in  diesem 
l'uiiktc  nur  einem  im  deutschen  und  modernen  Recht  aut* 
vielen  Gebieten  durchgreifenden  Gedanken  unterworfen.  Denn 
auch  sonst  gewinnt,  sobald  eine  Willenserklärung  in  einem 
dem  Verkehr  in  einem  bestimmten  Sinne  dargebotenen  und 
von  ihm  demgemäß  hingenommenen  Ausdrucksmittel  ver- 
körpert wird,  die  ihr  entspringende  Willensgebundenhcit 
ciDcn  m  L^cwissem  Linhuige  luiabhängigen  ubjckuvcn  Be- 
stand*. Hierdurch  werden  einzelne  Wirkungen  einer  Willens- 
aktion sowohl  ihrer  Grundlage  gegenüber  wie  im  Vcrhäkniss 


jedwedem  »Gese]Isclia!isvLTtr.ii^et',  woljl  aber  .m  wc^cmliohcii  Suukci 
eines  solchen  gnn/  fehlen,  ohne  d<iss  hierdurcli  die  gehörig  kundij^emadiie 
Willenseinigung,  als  ortcne  Gcscllschaü  in  den  Verkehr  7.11  treten,  un- 
wirksam würde.  Endlich  kann  die  Wirksamkeit  der  Gesellschaft  för 
die  Gesellschafter  vertragsmäßig  aufgesdiobeti  sein,  wllirend  ihre  Wirk* 
samkeit  filr  und  gegen  Dritte  bereits  eingetreten  ist.  In  diesem  Sinne 
ist  sogar  nach  Art.  iio  Abs.  2  nothwendig  jede  Vereinbarung  zu  ver« 
stehen,  durch  welche  der  Anfang  der  Gesellschaft  auf  einen  spüteren 
Zeitpunkt  als  den  der  Eintragung  festgesetat  wird.  Denkbar  ist  aber 
auch,  dass  trotz  des  Aufschubies  der  Wirksamkeit  des  Vertrages  unter 
den  Gesellschaftern  eine  sofortige  Bethätigung  ihrer  \'erbundenheit  nach 
aussen  durch  Geschäfts  beginn  unter  gemeinschaftlicher  Firma  gewollt  ist. 
(Die«;  wird  vom  R.  C).  H.  G.  in  dem  in  der  vorigen  Anm.  angcf.  Erk.  v. 

hcbr,  74  nicht  genügend  beachtet).  —  Übrigens  fehlt  es  reqelmSfMg 
doch  nicht  ganz  an  inneren  Wirkungen  einer  solchen  nach  aussen  exi- 
stent gewordenen  o.  H,  G. ;  vgl.  oben  S,  445  N.  i. 

'  Vgl.  H.  G.  B.  Art.  129;  Erk.  des  R.  G.  v.  4.  Mai  8}  Scutf. 
Bd.  59  N.  321. 

^  Man  denke  z.  B.  an  die  Iirtheilung  einer  Prokura,  die  Ausstelkmg 
eines  Wechsels,  die  Ausgabe  eines  inbaberpapiers,  die  Erklärungen  zum 
Grundbuch  u.  s.  w. 
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zu  deren  sonstigen  Wirkungen  relativ  verselbständigt.  Gleich- 
wohl bleiben  sie  Ausflüsse  jenes  ursprünglichen  Willens- 
aktes, welcher  eben  zugleich  auf  die  fragliche  Erklärungs- 
form mit  ihren  unabänderlichen  Folgen  gerichtet  war;  und 
sie  erscheinen  nach  wie  vor  begrifflich  als  Fragmente  eines 
iirösseren  Zusammenhanges,  da  sie  eben  in  Beziehung  auf 
einen  solchen  gewollt  sind'. 

Die  Hrrichiung  der  Kommanditgesellschaft  untersteht  den 
gleichen  Rechtsgrundsätzen  mit  der  einzigen  Modifikation, 
dass  hinsichtlich  der  Wirksamkeit  der  vereinbarten  beschränk- 
ten  Betheiligung  der  Kommanditisten  nach  aussen  nur  die 

'  Die  Dritten  <;cf,'ciuibcr  bestehende  handels^cscllschahliclic  Ver- 
bundenheit bleibt  also  auch  dann,  wenn  >ie  vermöge  der  ihr  durch  die 
Kundmachung  veriieheiieii  Selbständigkeit  den  VerdnigungswOlen  über- 
lebt, eine  Wirkung  des  urspr&nglichen  GeseHschaftsvertrages ;  und  sie 
erscheint  auch  dann,  wenn  sie  ohne  ein  entsprecliendes  inneres  Verhäk- 
niss  existirt,  als  SlQck  eines  an  sich  zugleich  auf  eine  innere  Wirksam- 
keit angelegten  und  nur  im  konkreten  Fall  /ur  Zeit  unvollständig  ent- 
wickelten Geselischa Iisverhältnisses.  Vf^l.  auch  Behmui  S.  624,  —  Möglich 
ist  so<:[ar  die  Anwendbarkeit  eines  Theiles  des  Handelsgescl!schaft>reclnes 
in  1  allen,  ni  denen  eine  Gcsellschalt  überhaupt  nicht  besteht.  So  wird 
derjenige,  welcher  die  Kundmachung  einer  Handelsgesellschaft  ohne  ge- 
hörige Mitwirkung  der  übrigen  angeblichen  Gesellschafter  bewirkt,  seiner- 
seits Dritten  dergestalt  verhaftet,  als  sei  er  Theilhaber  einer  derartigen 
Gesellschaft;  Erk.  des  R.  Ü.  H.  G.  v.  5  Juni  74  Bd,  1}  "O  S.  376. 
Selbstverständlich  ist  hier  nicht  eine  aus  Hiner  Person  gebildete  offene 
Handelsgesellschaft  ins  Leben  getreten :  allein  es  ist  ein  Stück  der  an 
sich  auf  ein  (iesellschaftsverhältniss  berechneten  Rechtsordnung  durch 
die  Vorspie<^clung  eines  solchen  wirksam  geworden.  Analog  verhalt  es 
sich,  wenn  bei  einer  Komniandiigescilschaft  durcli  die  Auhulinie  des 
Namens  eines  Kommanditisten  in  die  Firma  äe  Haftung  desselben  »gleich 
einem  offenen  Gesellschafter«  begründet  wird  (A.  168).  Die  Kommandit- 
gesellschaft verwandelt  sich  hierdurch  allein  noch  nicht  in  eine  offene 
Gesellschaft,  es  wird  jedoch  ein  Stück  des  Rechtes  der  offenen  Gesell- 
schaft für  sie  wirksam.  Noch  deutlicher  ist  dies  bei  der  stillen  Gesell- 
schatt  im  Fall  des  Art.  2)7;  v«i;l.  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  jo.  Okt.  77 
Bd.  25  N.  18  S.  54— 56  (die  Haltbarkeit  des  stillen  GcselKchaCters  tritt 
jedenfalls  cm,  wenn  er  /war  die  i  ulirung  seines  Namens  in  der  Firma 
nicht  bewilligt,  aber  nach  erlangter  Kemitniss  geduldet  hat),  Rtwtud  stille 
G.  S.  148  ff^  Bibrend  S.  683. 
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Eintragung  als  eine  unbedingt  hinreicliende  Kundmachung 
anerkannt  ist*. 

Dagegen  gelten  für  die  Begründung  der  Akiienkmtnan- 
ditgeseUschaft  durchaus  abweichende  Regeln,  welche  in  der 
Hauptsache  dem  Aktiengesellschaftsrecht  entlehnt  sind*.  Der 
Vertragsschluss  vollzieht  sich  daher  hier  in  den  Formen 
einer  Körperschaftserrichtung.  Dieser  Gesellschaftsvertrag 
erzeugt  für  die  Kontrahenten  und  ihre  Rechtsnachfolger 
eine  der  Unterwerfung  unter  einen  Gemeinwillen  so  nahe 
küinniende  Willensverbundenheit,  dass  die  Gesetzgebung  es 
für  möglich  und  angemessen  erachtet  hat,  seine  Eingehung 
einerseits  im  Sinne  eines  Zusammenschlusses  der  Betheilig- 
ten zu  einer  sich  stufenweise  entwickelnden  Verbandseinheit 
zu  organisiren  und  andrerseits  im  Sinne  einer  das  ö^ientliche 
Interesse  berührenden  Verbandsschöpfung  durch  Normativ- 
bestimmungen»  Formvorschriften,  staatlicheKontrolmaßregeln 
und  Auferlegung  einer  besonderen  civilrcchtlichen  imd  straf- 
rechthchen  Gründerverantwortlichkeit  zu  beschränken.  Muss 
daher  auch  im  Princip  an  dem  Begriff  des  Gesellschaftsver- 
trages festgehalten  werden,  so  sind  dqch  die  einzelnen  dabei 

*  H.  G.  B.  Art  150  Abs.  3,  157  u.  165.  Vgl.  &rettb«^  S.  532, 
Reaaud  K.  G.  S.  1$)  fL,  Wendt  a.a.  O.  S.  45)  Behrtud  S.  644  N.  )9: 
Erk.  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  2)  K.  92  S.  280  (unbeschiinkte  Haftung  des 
aus  Versehen  als  offener  Gesellschafter  ciiijrctrnr^encn  Kommanditisten,  da 
er  eben  als  Letzterer  nicht  cint:etr.i<icn  war).  Die  durch  Ge^chäftsbeginn 
vor  der  Hintragung  zu  rechtlicher  Wirksamkeit  gelangte  Konnn.indit- 
gcselkclialt  ist  icJoch  nicht  etwa  bi^  mr  Eintragung  eine  olTene  Ge>eli- 
schau;  vgl.  K,-iuiuä  a.  a.  O.  Selbst  die  persönliche  Haftung  des  Kom- 
manditisten aus  dem  Geschäftd)ctriebe  dner  sokhen  GeseUsdiaft  ist  von 
der  des  offenen  Gesellschafters  verschieden,  da  er  von  ihr  befreit  wird, 
wenn  er  dem  Dritten  Kenntniss  von  seiner  beschrinkten  Bedwiligang 
n.ichweist  (so  auch  in  dem  Fall  des  soeben  angef«  Erk.  des  R.  O.  H.  G.)^ 
Ob  dem  Dritten  die  Höl)e  der  Betheiligung  bekannt  war,  ist  irrelevant ; 
Erk.  des  R.  G.  V.  11.  Nov.  8}  C.  S.  Bd.  12  N.  \o  S.  155-137. 

^  H.  G.  B.  Art.  17;  — iHo--  u.  da/ii  oben  S.  159  \.  t.  Nur  fällt 
hier  die  Form  der  Siniuhangruiuiung  weg.  die  personlich  luitenden  Ge- 
sellschafter fungiren  als  Grunder,  und  bei  der  konstituircnden  General- 
versammlung der  Kommanditisten  findet  keine  gerichtliche  MiMnr« 
kung  statt. 
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geltenden  Rechtssätze  an  dem  von  ihnen  nachgeahmten  Muster 
der  Körperschaftserrichtiing  zu  messen*. 

2.  Gleich  der  Errichtung  ist  die  Veränderung  einer 
Handelsgesellschaft  stets  das  Werk  einer  darauf  gerichteten 

vertragsmäßigen  Willenscinigun^  aller  Gesellschafter.  Doch 
kann  der  GesellschaftsvtTtrag  selion  im  Voraus  austirücklicli 
oder  stillschweigend  eine  Veränderung  gutheissen,  indem  er 
sie  entweder  ohne  Weiteres  an  den  Kintritt  gewisser  That- 
sachen  knüpft  oder  einen  gesellschaftlichen  Willensakt  zu 
ihrer  Vornahme  ermächtigt*. 

Das  Wesen  der  Handelsgeselkchaft  als  einer  personen- 
rechtlichen  Gemeinschaft  offenhan  sich  namentlich  in  den 
Grundsätzen»  nach  denen  gewisse  Veränderungen  ihres  Per- 
sonalbestandes einerseits  für  ihr  rechtliches  Dasein  erheblich 
und  doch  andrerseits  ohne  Unterbrechung  der  Kontinuität 
desselben  möglich  sind  K   Iis  iiandelt  sich  hier  um  einen 


•  Um  so  weniger  ist  es  natürlicli  möglich,  diesen  Gescllschafts- 
vertrnt^  als  einen  blos  obligationcnrechtHchen  Societätsvertrag  aul/.ufassen. 
—  Der  Bestand  der  Aktienkonimanditgesenschaft  wird  nicht  bios  nach 
aussen,  sondern  auch  nach  innen  immer  nur  durcli  die  Eintnh^'uti^  rechts- 
wirksam ;  vgl.  Renaiui  K.  G.  S.  686  ff.,  Erk.  dc>  R.  O.  H.  G.  Bd.  6  ü.  ^. 
Hier  kann  also  eine  Spaltung  der  Gcsellschaftsexlstenz  filr  die  Gesell- 
schafter und  ftlr  Dritte  nicht  vorkommen.  Dagegen  kann  natörlicfi  auch 
hier  schon  vor  dem  Beginn  der  rechtlichen  Existenz  der  Gesellschaft  der 
Gesellschaftsvertrag  perfekt  und  bindend  sein  ;  Rewutä  S.  688. 

'  Bei  der  offenen  und  bei  der  Kommanditgesellschaft  ist  im  All- 
gemeinen die  Abüiderung  des  Gesellschaftsvertragcs  in  demselben  Um- 
fange wie  die  Hingeliung  desselben  dem  freien  Vortragsbcliebai  über- 
lassen, jedoch  in  Fürmangeiung  ausdrücklicher  Vereinbarung  des  Gegen- 
theils  regelmäßig  nur  durch  neuen  Vertragsschluss  möglich.  Der  Gesell- 
sdultsvertrag  der  Aktienkonunanditgesdlsdiaft  dagegen  bt  nur  mit  den* 
selben  materiellen  und  formellen  Besdiränkungen  abänderlich,  welche 
sdnen  Absdiluss  einengen ,  enthält  aber  mangels  anderer  Abrede  kraft 
gesetzlicher  Bestimmung  die  Unterwerfung  aller  Kontrahenten  und  ihrer 
Rechtsnachfolger  unter  künftige  Abänderungen  durch  gesellschaftliche 
Willensakiionen  in  besonderen,  dem  Körperschaftsrecht  entlehnten  Ft^r- 
nien;  H.  (i.  B.  Art.  l8of  u.  180?;  (  anders  bisher,  vgl.  Rt  naml  S.  697  tV.). 

^  Ausser  den  Veränderungen  der  Theillubcrschart  erscheinen  als 
waeiitlicbr  (dalicr  auch  nach  H.  G.  B.  Art.  87  u.  155  in  das  Handels- 
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principiellen  Unterschied  sowohl  von  der  Körperschaft,  för 
deren  Bestand  der  Wechsel  der  Mitglieder  unerheblich  ist, 
als  auch  von  der  römischen  Societät,  welche  zu  den  höchst- 
persönlichen Obligationen  gehön«  Dagegen  kommen  bei  den 
Rechtsgemeinschaften  2ur  gesammten  Hand  auch  sonst  der- 
artige Veränderungen  der  Trägerschaft  unter  Fortbestand  der 
bisherigen  Verbundenheit  in  verschiedenein  Umfange  vor. 

Bei  der  offenen  Gesellschaft  ist  die  Persönlichkeit  jedes 
Gesellschafters  für  den  Bestand  des  gesellschaftlichen  Ganzen 
erheblich.  Trotzdem  kann  sie  mit  veränderten  Personen  tort- 
bestehen. Denn  erstens  bleibt  im  Falle  des  Eintritts  eines 
neuen  Gesellschafters  das  nunmehr  auch  um  ihn  geschlungene 
Band,  obwohl  es  gleichzeitig  im  Einzelnen  modificirt  wer- 
den mag,  mit  dem  alten  Gesellschaksbandc  identisch',  so 
dass  eine  derartige  Erweiterung  einer  Gesellschaft  durchauN 
anderen  Regeln  folgt,  wie  die  erste  Begründung  einer  Ge- 
sellschaft durch  Aufnahme  eines  Theiihabers  in  das  fon- 
bestehende  Geschäft  eines  Enzelkaufmanns*.  Zweitens  ist 


register  einzutragende)  und  gleichwohl  mit  dem  Fortbestände  der  Gesell- 
schaft vereinbare  Veränderungen  die  Abinderang  der  Firma  (Bnseb,  Arch. 
Bd.  12  S.  254  ff.),  die  Verlegung  des  Sitzes  und  die  Änderung  der  Ver- 
tretungsverhälmisse,  —  Vorginge,  welche  sämmtlich  die  personenrecht* 
liehe  Verbundenheit  auch  in  der  Richtung  nach  aussen  modifidren.  — 
Bei  der  Aktienicommanditgesellschaft  wird  fede  Abänderung  des  Gcsell- 
schaftsvcrtrngcs  als'  wesentlich  behandelt. 

*  H.G.B.  Art.  115.  Hieraus  folgt  insbesondere  die  nach  aussen 
unabänderliche  Wirkung,  dass  der  neue  Gesellschafter  oglclch  Jen  anderen 
Gesellschaftern«,  mitliin  auch  fi'ir  -iltere  \'crhindHc!il:ciTcn.  haltet,  juch 
solort  mit  seinem  Eintritt  die  Irühcr  erfolgte  liiiuragung  oder  (icsclüfts- 
erötTnung  der  Gesellschaft  gegen  sich  gelten  lassen  muss  (Hrk.  de> 
R.  O.  H.  G.  V.  21.  Juni  75  Bd.  17  S.  ^  vj)-  Ob  die  Firma  gleichzeitig 
verändert  wird  oder  nicht,  ist  hierfür  gleicligühig. 

'  Hier  gellen  vielmehr  in  Bezug  auf  den  Übergang  des  Geschäft;^- 
vermögens  von  dem  Eintelkaufmann  auf  die  von  ihm  mitgebildetc  Ge> 
Seilschaft  und  tolgcweise  namentlich  in  Beiug  auf  die  Verwandlung  der 
Gesdiäftsschulden  in  Gesellschaftsschulden  dfeselben  Grundsätae,  welche 
bei  der  Veräusserung  eines  Handelsgeschäfts  Oberhaupt  Plata  greifen.  Da» 
R.  O.  H.  G.  und  das  R.  G.  verlangen  daher  gemäü  ihrer  oben  (S.  4^6 
bis  S.  459)  erwähnten  Auffassung  auni  Übergange  der  Passiva  dessen  an^ 
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der  B^sat^  eines  bisherigen  Gesellschafters  durch  einen  an- 
deren Gesellschafter  ohne  Unterbrechung  des  Gesellschafts- 
bestandes  möglich*.  Drittens  kann  eine  Gesellschaft,  welche 

aus  mehr  als  zwei  Personen  besteht,  trotz  des  IVe^falls  eines 
Gesellschafters  von  den  übrigen  Gesellschaftern  fortgesetzt 
werden  und  erscheint  dann  als  nur  theilweise  aufgelöst^  so 
dass  in  ihrem  Resibestande  die  bisherige  Gesellschaft  erhal- 
ten bleibt',  während  bei  der  Fortführung  des  Gesellschafts- 


drückliche  Vereinbarung  und  Kundmachung  (R.  O.  H.  G.  i$.  Nov.  72 

Bd.  8  X.  9  S.  j8  ff.,  R.  G,  9.  Jan.  8;  CS.  Bd.  8  N.  16  S.  (»4  ff.), 
widrigenfalls  für  die  bisherigen  Ciescliäf:  schulden  nicht  tuir  der  eintre- 
tende (lescllschaftcr  nicht  haftbar  wird  (R.  O.  H.  Cf  21.  Okt.  70  Bd.  i 
N.  18  S.  62  tT.  |,  .\pr.  71  Bd.  2  \.  40  S.  17a  fl.,  4.  Okt.  71  Bd.  j  N.  58 
S.  182),  sondern  auch  das  in  dai  Haudclsgesellsclufisvermögen  über- 
gegangene Gcschäftsvcmiflgen  nur  nodi  in  demselben  Umfiuige  wie  för 
andere  Privatschulden  des  Irisherigen  Geschäftsinhabers  haftet  (R.O.H.G. 
21.  lilärx  71  Bd.  2  K.  })  S.  14$).  Anders  ErL  des  O.  Tr.  Berlin  v. 
iS.  Juli  6s  u.  des  H.  A.  G.  NQmb.  v.  16.  Febr.  66  Busch  Arch.  Bd.  7 
S.  195  u.  Bd.  9  S.  ^14  ff. 

'  So  im  Falle  der  Abrede  Fortbestandes  der  Gesellschaft  mit 
den  Frbcn  eines  verstorbenen  Gesellschafters;  H.G.B,  Art  iii  7  2, 
Renaid  K.  G.  .S.  207  -212,  Bchirnd  S.  548—549.  Ebenso  aber  im  Falle 
des  allseitig  vereinbarten  liintritts  eines  anderen  Gesellschafters  .in  Stelle 
eines  austretenden  Gesellscliaftcrs,  was  aucit  bei  einer  blos  aus  zwei 
Gesellschalteni  bestehenden  Gesellschaft  durch  Abrede  der  Gesellschaft 
mit  dem  Dritten  eraelt  werden  kann  (R.  O.  H.  G.  20.  Sept.  74  Bd.  14 
N.  17  S.  151—152),  während  dne  derartige  Abrede  mit  dem  aurfidc- 
bleibenden  alleinigen  Geschiftsinhaber  unwirksam  ist  (R.O.H.G.  20.  Sept. 
1874  Bd.  14  N.  47  S.  151  — 152).  Der  Begriff  der  Sondemachfolge  in 
die  gesellschaftliche  Theilhaberschaft  wird  hierbei  nicht,  wie  RmatuI 
S.  20>  — 2c>6  u.  212—215  meint,  durch  die  Forthaftung  des  bisherigen 
Geseiischaticrs  ausgeschlossen.  Kann  doch  der  Gescllschaltsvcrtrag  die 
Theilhabcrschaft  sogar  nach  Art  einer  Aktie  unbeschadet  der  Rechte 
Dritter  illr  veräusserltch  erküren. 

*  H.  G.  B.  Art.  127.  Es  erfolgt  daher  keine  Liquidation,  sondern 
Anseinandenetaung ;  R.  O.  H.G.  11.  Nov.  72  Bd.  8  N.  47  S.  178—180. 
Die  Gesellschaft  »besteht  mit  allen  iliren  bisherigen  Rechten  und  Ver- 
bindlichkeiten fort",  so  dass  die  Auseinandersetzung  mit  dem  ausgeschie- 
denen Gesellschafter  oder  seinen  Rechtsnachrnli'ern  keines wej»5  ctw.i 
hinsichtlich  des  zurückbleibenden  Gesellschaftsvcrnidgcns  einen  neuen 
Erwerbstitcl  darstellt;  vgl.  die  hieraus  vom  R.  G.  im  Erk.  v.  24.  Juni  82 
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i^cbchafts  durch  einen  einzelnen  an  Stelle  der  Gesellsch.iu 
getretenen  Gesellschafter  so  wenig  wie  bei  der  Überiragunj^ 
desselben  auf  einen  Dritten  oder  eine  andere  Gesellschait 
von  einer  solchen  subjektiven  Kontinuität  die  Rede  ist'. 
Immer  aber  liegt  in  jedem  deranigen  Personenwechsel  eine 
wesentliche  Veränderung  des  Bestandes  der  Gesellschaft  ^ 
Darum  bedarf  es  dazu,  sofern  nicht  der  Gesellschaftsvertrag 
aiisdi  iicküch  in  anderer  Weise  vorgesorgt  hat,  einer  neuen 
(ausdrücklichen  oder  stilisch  weigenden)vertragsmäßigenÜber- 
einkunft  sänimtlicber  Gesellschafter  ^  Nur  in  den  Fällen^  in 

C.  S.  Bd.  9  N.  12  S.  14$  fT.  gezogene  Folgerung,  dass  der  bösgliubige 
BesJtzerwai»  einer  o.  H.  G.  mit  dem  Ausschluss  desjenigen  Gesellschaf» 
ters,  welcher  allein  in  bösem  Glauben  gehandelt  haue,  nicht  durch  eiuen 
nunmehr  gutgläubigen  neuen  Besit/erwerb  verbr  ingt  i^t.  Diese  Kontinui- 
tät des  Bestandes  der  Gesellschaft  wird  natürlich  wieder  durch  eine 
gleichzeiti<;e  l"iniieiianderung,  wie  sie  immer  nothwcndig  ist.  wenn  in 
der  alten  I-irina  der  Name  des  ausscheidenden  Gesellschafters  enthalten 
und  von  diesem  die  Fortführung  nicht  ausdrücklich  bewilligt  ist  (Art.  24 
u.  R.  G.  29.  Xov.  81  Bd.  5  S.  1 10),  nicht  ausgeschlossen. 

*  Vgl.  Lrk,  des  Obst.  L.  G.  i.  Bayern  v.  21.  Juni  84  Seuti".  Bd.  40 
N.  129:  die  Gesellsclialt  endet  trotz  Fortbestandes  des  Gcsdiäfts,  weua 
nur  Ein  Gesellschafter  bleibt;  Art.  127  ist  dann  unanwendbar.  Erk.  des 
R.  O.  H.  G.  V.  7.  Okt.  73  Bd.  11  H.  $3  S.  160  ff.,  des  R.  G.  v.  16.  Juni 
Bd.  7  N.  )9  S.  12 1 :  bei  emer  aus  zwei  Personen  bestehenden  Gesell- 
schaft ist  Art.  128  unanwendbar.  Vgl  ttmaud  S.  627«^  )4  und  die  dort 
N.  16  angef.  Praxb  u.  Litt.,  Betu-eud  $  80  N.  7  (abweidiend  v.  HbA«  I 
S.  m—$o$). 

'  Hieran  kann  auch  der  Gesellschaftsvertrag  nichts  ändern.  Er  kann 
d'c  Aufnahme  neuer  und  das  Ausscheiden  alter  Gesellschafter  ausser- 
oTiici.ilich  erleicluern,  Mehrheitsbeschlüsse  oder  Vorstandsentscheidungen 
dabei  einführen,  die  Iheilhaberschafi  vererblich  und  selbst  veräusscriich 
machen :  aliein  er  vermag  keinem  einzi**en  der  hierdurch  im  \'oraus  gut- 
geheissenen  Personenwechsel  die  Bedeutung  eines  den  Bestand  der  Ge- 
sellschaft essentiell  verändernden,  dem  Eintragungszwange  unterwortencn 
Vorganges  m  enl/iehen. 

J  H.  G.  B.  Art.  98  u.  127.  Die  Aufnahme  eines  neuen  Gesell- 
schafters fordert  mangels  anderer  Abrede  den  Abschhiss  eines  Vertrages 
zwischen  dem  Aufzunehmenden  und  sänmitlichen  bisherigen  Gcsdlschaf- 
tem ;  (dies  gilt  selbst  von  der  Aufnahme  oder  Mehrbetheiligung  dnes 
stillen  Gesellschafters,  R.  O.  H.  G.  27.  Febr.  74  Bd.  i)  N.  19  S.  6|"-d4). 
Das  Ausscheiden  eines  bisherigen  Gesellschafters  ohne  Auflösung  der 
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denen  ein  gesetzlicher  Grand  zum  Ausschluss  eines  Gesell- 
schafters vorliegt  oder  der  Privatgläubiger  eines  Gesellschaf- 
ters die  Auflösung  der  Gesellschaft  betreibt,  sind  die  übrigen 
Gesellschafter  schon  durch  das  Gesetz  ermächtigt,  auf  Grund 
einer  lediglich  unter  ihnen  seihst  vorhandenen  Willensüber- 
einstimmung statt  der  Aullusung  der  Gesellschait  ihren  ver- 
änderten Fortbestand  herbeizuführen'.   Sodann  aber  greift 

Gesellschaft  setzt  einen  vor  der  Auflösung  geschlossenen  \  ertrag  unter 
allen  Gesellschaltem  voraus  (Art.  127).  Ist  die  Auflösung  einmal  er- 
folgt» so  kann  sie  nicht,  wie  die  herrschende  Lehre  (vgl.  Rtnaad  S.  495 
u.  Bihr<nd  S«  $49—550)  annimmt,  durch  WillensGtbereinstiromong  Aller 
rückgängig  gemacht  werden ;  Erk  iJe;^  O.  A.  G.  Dresden  v.  29.  Apr.  69 
Z.  f.  H.  R.  Bd.  15  S,  256.  Im  Falle  des  Todes  eines  Gesellschafters 
ist  daher,  wenn  nicht  vorher  der  Fortbestand  der  Ccscllschaft  vereinbart 
ist.  dieselbe  stets  unwiderruflich  erloschen ;  wird  sie  trotzdem  unter  den 
Cberlebendcii  oJcr  mit  den  Iirbcn  durch  nunmehrige  ausdrückliche  oJcr 
stillschweigende  Übereinkunft  perpctuirt,  so  niuss  sie  juristisch  als  neu 
errichtne  Gesellschaft  beurtheilt  werden ;  &k.  des  R.  O.  H.  G.  v.  10.  Mai 
1872  Bd.  6  N.  22  S.  112—115,  V.  6.  Nov.  75  Bd.  19  N.  6  S.  22  ff. 
Ebenso  in  anderen  Fällen  (nur  sind  die  von  Remud  S.  447  ff.  hieraus 
gezogenen  und  von  Behrmd  S.  550  N.  II  mit  Recht  zurückgewiesenen 
Folgerungen  durchaus  unbegründet). 

•  H.  G.  B.  Art.  128  u.  152.  Doch  bleibt  auch  hier  der  Vertrngs- 
wille  die  Grundlage  der  Veränderung.  Diese  Gesetzesbestimmungen 
legen  eben  in  den  Gesellschafisvertrag  die  stillschweigende  Unterwerfung 
unter  die  MdgUdikeit  einer  unfreiwilligen  Ausscheidung  hinein.  Darum 
ist  die  nach  Art.  128  erforderliche  Klage  auf  richterlidien  Ausspruch  der 
.\usschUessung  «nie  Klage  aus  dem  Gesellsdiaftsvertrage ;  R.  O.  H.  G. 
V.  2 }.  Juni  74  Bd.  14  N.  )6  S.  16.  (Vgl.  auch  über  die  Nichtbeseitigung 
des  Anspruches  auf  Ausschliessung  durch  Kündigung  seitens  des  betreffen- 
den Gesellschafters  oder  durch  blosse  thatsächliche  Fortsetzung  der  Ge- 
sellschaft mit  ihuj  Erk,  des  R.  O.  H.  G.  v.  10.  Mai  72  Bd.  6  N.  22 
S.  113— 113.)  Darum  aber  kann  auch  der  Gesellschaftsvertrag  Ab- 
weichendes festsetzen»  sofern  er  dabei  nur  nicht  die  den  Gläubigern  un- 
abänderlich zugesicherten  Rechte  verletzt  oder  wider  die  Öffentliche  Ord- 
nung oder  die  guten  Sitten  verstAsst.  Er  kann  daher  den  Ausschluss  von 
Gesellsdiaftem  erldchtem  (Z.  f.  H.  R.  Bd.  15  .S.  259),  nur  niemals  den 
Rechtsweg  gegen  denselben  versperren  (R.  O.  H.  G.  Bd.  21  S.  84  tl); 
und  er  kann  ihn  umgekehrt  erschweren,  ?..  B.  entgegen  dem  Art.  125 
Z.  $  im  Falle  unverschuldeter  Krankheit  verbieten.  —  Dom  richtcrhchen 
Urtheil,  das  den  Ausschluss  ausspricht,  wird  man  so  gut  wie  dem  Auf- 
losungsurtheil  mit  v.  Hahn  zu  Art.  128  ^  4     Rtnaud  S.  499  nur  deklara- 
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auch  hier  das  Princip  der  Trennung  der  Wirksamkeit  nach 
innen  und  nach  aussen  durch,  so  dass  der  Hiniriu  der  Ver- 
änderung unter  den  Gesellschattern  hinsichthch  des  Zeit- 
punktes uud  der  Wirkungsweise  lediglich  vom  Vertrage  ab- 
hängt,  Dritten  gegenüber  aber  gewisse  Wirkungen  unabänder- 
lich eintreten*  und  überdies  die  unterlassene  oder  erfolgte 
Kundmachung  des  Vorganges  von  rechtlicher  Bedeutung  ist*. 

FQr  die  Kmtnandhgesellschaft  gelten  dieselben  Grund- 
sätze mit  gewissen  aus  dem  Wesen  derselben  folgenden 
Modifikationen Zunächst  kann  die  Kommanditgesellschaft 
als  sukhc  uauirlich  nur  tortbcstehen,  wcnii  uiiiidcstcns  Ein 
Gesellschafter  jeder  Art  in  der  Gesellschaft  bleibt  ^  Weiter 


torische,  nicht  mit  Bthrend  5  80  N.  4  konstitutive  Bedeutung  zuschrei- 
ben dürfen. 

*  H,  G.  B.  Art.  115  Abs.  2  (oben  S.  47S  N.  i  )  u,  146—148. 

*  H.  G.  B.  Art.  87  u.  129  Abs.  3  —  5.  Doch  wirkt  der  Eintritt  eines 
neuen  Gcsellschaücii)  m  cmc  bereits  iiis  Leben  gesrciene  GescUschati  schor. 
vor  jeder  Kundmachung  nach  aussen  (oben  S.  478  N.  i).  Ober  die  Wirkung 
erlangter  Kenntniss  von  dem  Ausscheiden  emes  Gesellschafters  vgl.  Erk. 
des  R.  O.  H.  G.  v.  6.  Apr.  81  Bd.  4  S.  82. 

'  H.  G.  B.  Art.  156,  166,  170—172.  Insbesondere  ist  einerseits  die 
Aufnahme,  Jcr  Au?;tritt  oder  der  Ausschluss  eines  Kominandiristcn  nur 
unter  gleichen  X'orausset^nngen  möglich  und  luit  entsprechende  Wir- 
kungen, wie  der  MinnJtritt  oder  Weiifall  eines  perstMilich  haltenden  Ge- 
sellschafters. (Der  neu  eingetretene  Kommanditist  hallet  jedoch  lur  die 
bisherigen  Geselbcbaftssdiulden  mit  Ausnahme  der  zwischen  seinem  Ein- 
tritt und  der  Eintragung  desselben  dngegangenen  Verbindlichkeiten  nur 
beschränkt ;  R.  O.  H.  G.  }.  Dec.  7}  Bd.  12  N.  5  S.  14^1$).  Andrerseits 
haben  die  Kommanditisten  im  Zweifel  gleiche  Rechte  wie  die  persönlich 
luiftenJen  Gesellschafter  in  Bezug  auf  die  Aufnahme  von  Gesellschaftern 
(Ri  UiiUil  S.  19}  N.  I  ),  die  i-oriset^ung  der  Gescll^cliaü  in it  vermindertem 
Bestände  und  den  Antrag  aul  Ausschliessung  (  Kcyßiur,  die  Lrhaltuug  der 
H.  G.  S.  62  tV.,  Renauä  S.  497>   \'gl.  aucli  Ikhrciid  $  90  N.  4. 

4  Der  Austritt  oder  von  sämmtlichen  Kommanditisten  eru'irktc 
Ausschluss  des  einzigen  Komplementärs  bewirkt  nur  dann  nicht  die 
Auflösung,  wenn  vorher  oder  gleichzeitig  der  Eintritt  eines  andern 
Komplementärs  oder  die  V^erwandlung  eines  Kommanditisten  in  einen 
solchen  vereinbart  ist.  Ebenso  aber  verhält  es  sich  umgekehrt  beim 
Austritt  oder  Ausschluss  des  einzigen  Kommanditisten;  nur  kann  dann 
eine  otlene  Gesdlscbatt  an  die  Steik  treten. 
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ist  zwar  die  Persönlichkeit  jedes  Kommanditisten  für  den 
Bestand  der  Gesellschaft  erheblich :  es  kommt  jedoch  nicht 
wie  beim  persönlich  haftenden  Gesellschafter  auf  die  Indi- 
vidualität, sondern  nur  auf  die  vermögensrechtliche  Seite 

dieser  Pcrsönliciikcit  an,  bo  u.iss  mit  dem  Übergange  der  ver- 
mögensrcchrlichen  Persönlichkeit  auf  Erben  oder  sonstige  Ge- 
sammtnaehtolger  auch  die  kommanditistische  Mitträgerschaft 
der  Gesellschaft  übergeht,  ohne  dass  hierin  eine  Veränderung 
des  Gesellschaftsbestandes  läge'.  Endlich  erscheint  umge- 
kehrt die  Grenzbestimmung  für  die  Betheiligung  jedes  Kom- 
manditisten hier  als  wesentlicher  Bestandtheil  des  Gesell- 
schaftsbandes  und  folgeweise  jede  Verschiebung  dieser  Grenze 
als  eine  den  Bestand  der  Gesellschaft  betreffende  Veränderung'. 

Bei  der  ÄkfUnkmmanditgesdlschaft  treten  weitere  Modifi- 
kationen hinzu.  Während  der  Fortbestand  dieser  Gesellschaft 
im  Falle  des  Austrittes  eines  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafters erschwert  ist\  hat  die  Persönlichkeit  der  einzelnen 


'  H.  G.  B.  Art  170  Abs.  i.  Dieses  EinrOcken  der  Erben  (und 

/war  mehrerer  in  kollektiver  Einheit)  ist  von  dem  etwa  verabredeten 
Eintritt  der  Erben  eines  persönlich  haftenden  Gesellschafters  scharf  zu 
unterscheiden  :  es  ist  für  den  Gesellschaftsbcstand  rechtlich  bedeutungs- 
los, daher  auch  nicht  einzutragen.  Vgl.  über  analoge  Falle  Renauil  S.  201 
bis  205,  Hierin  und  in  der  Gleichgültigkeit  des  Verlustes  der  Handlungs- 
fähigkeit seitens  eines  Kommanditisten  offenbart  sich  die  Unerheblichkeit 
der  Individualität  der  Kommanditisten  (&r  den  Gesellsehaftsbesund.  Dass 
aber  nicht  blos  die  Einlage,  sondern  die  vermögensrechtliche  Persön- 
lichkeit des  Kommanditisten  als  erheblich  gilt,  zeigt  sich  in  der  Gleiche 
Stellung  des  Konkurses  desselben  mit  dem  Konkurs  eines  persönlich 
haftenden  Gesellschafters  (Bihrctui  5  90  N.  0-  sowie  in  der  Unstatthaf- 
tigkeit  einer  Sondernachfolge  in  die  kommamiiti>tisclie  'riicilh.iberschaft 
auf  andere  als  die  auch  bei  der  Theilhaberschaft  des  otiencn  Gesellschaf- 
ters mögliche  Weise  (Kcuaud  S.  205  ff.). 

'  \'g].  H.  G.  B.  Art.  171  mit  165  u.  bez.  der  Erhöhung  der  Hin- 
lage Retuuiä  S.  U7C7. 

?  H.  G.  B.  Art.  199  mit  Art.  ijs«  Z.  6.  Im  Übrigen  Art.  200  u. 
Rtnaud  S.  710  ff.  u.  78)  ti. ;  über  den  Ausschluss  eines  persönlich  luf- 
tenden Gesellschafters  Erk.  des  R.O.H.G.  v.  2j.  Juni  75  Bd.  18  N.  toi 
S.  39J-398- 

31* 
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Kommanditisten  jede  Bedeutung  für  den  Bestand  der  Gesell- 
schaft eingebüsst'.  Dafür  ist  das  Gesammtkapital  der  Kom* 
manditisten  als  eine  wesentliche  Grundlage  des  Geselischafts- 
bestandes  anerkannt,  so  dass  dessen  Erhöhung  oder  Herab- 
setzung, indem  sie  zugleich  die  Theilhaberschaften  der  Zalil 
oder  dem  Umfange  nach  inelirL  oder  mindert,  als  eine 
wesentliche  Veriinderung  der  Gesellschaft  behandelt  wird*. 
Jede  Veränderung  ist  auch  hier  das  Werk  einer  vertrags- 
mäßigen Vereinbarung.  Allein  das  Gesetz  legt  zum  Theil 
mangels  anderer  Abrede  und  zum  Theil  unabänderlich  in 
den  Gesellschaftsvertrag  eine  generelle  WiUensbindung  hinein» 
kraft  welcher  zu  jeder  Veränderung  eine  in  körperschaftlichen 
Formen  vollzogene  gesellschaftliche  Willensaktion  der  je- 
weiligen Kommanditisten  neben  der  nach  den  Regeln  der 
einfachen  Kommanditgesellschaft  zu  beurtheilcnden  Willens- 
erklärung der  persönlich  haiieiiden  Gcsellschakcr  erforderlich 
ist  und  ausreicht*. 

3.  Auch  die  Auflösung  der  Handelsgesellschaft  vollzieht 
sich  stets  nach  den  Grundsätzen  des  Vertragsrechts.  Sie 
erfolgt  daher  entweder  durch  eine  vertragsmäßige  Verein- 
barung oder  durch  den  Eintritt  eines  Thatbestandes,  welcher 
den  auf  Verbundenheit  gerichteten  Vertragswillen  als  er- 
schöpft erscheinen  lässt. 

Schon  bei  der  offenen  Gesellschaft  aber  legt  in  dieser 
Hinsicht  das  Gesetz  selbst  in  den  Gesellschaftsvertrag  nicht 
nur  durchweg  mangels  anderer  Abrede,  sondern  auch  zum 
Theii  lu  unabändeihcher  Weise  eine  bestimmte  Begrenzung 

*  \'gl.  H.  G.  B.  Art.  200  und  dazu  die  jetzt  mit  dem  Aktteagesell- 
schaftsrecht  durchweg  überetnsrimmendeii  Vorschriften  über  die  Ober' 
tragbarkeit  der  Aktien  in  Art.  173,  17)«,  180«  Abs.  4,  x8a,  i8|»  i8)*. 

>  H.  G.  B.  Art.  tSoh  u.  180  s  20).  Ober  das  bisherige  Recht  RenaaA 

S.  701  ff. 

'  H.G.  B.  Art.  i8o;^  u.  180^,  186, 199,203 ;  vgl.  oben  S.  477  N.  i.  Gleich 
der  Hrrichtung  wird  die  Veränderung  der  A.  K.  Cj.  ersi  durch  die  Kin- 
traguag  wirlisam  (Art.  i8of),  und  zwar  nach  innen  wie  nach  aus^n 
{Renaud  S.  700),  so  dass  die  bei  der  offenen  u.  K.  G.  mögliche  Dis- 
krepanz des  inneren  und  des  äusseren  Bestandes  wiederum  wcgOBt 


Digitized  by 


Rechtsgemeinschaftm  {nr  gesammtni  Hatid. 


der  bindenden  Kraft  des  Vereinigungswillens  hinein.  Denn 
die  Gesellschaft  endet  nicht  blos  durch  allseitige  Überein- 
kunft oder  durch  die  Erreichung  des  nach  ausdrücklicher 
Vereinbarung  ihrem  Leben  gesetzten  Zieles':  sie  gilt  viel- 
mehr im  Z-weifel  als  ein  nur  unter  diesen  Individuen  ge- 
wolltes Verhältniss,  welches  daher  durch  den  Tod  oder  die 
Entmündigung  eines  Theilhabers  aufgelöst  wird*;  sie  er- 
scheint femer  nothwendig  als  ein  auch  durch  einseitigen 
Willensakt  des  einzelnen  Gesellschafters  lösliches  Band,  so 
dass  ihm  ein  durch  Vertrag  zwar  modificirbares,  jedoch  nicht 
entziehbares  gesetzliches  Recht  zusteht,  die  auf  unbestimmte 
Zeit  eingegangene  Gesellschaft  zu  kündigen',  bei  jeder  Ge- 


'  H.  G.  B.  Art.  123  Z.  4  u.  5.  Wie  aber  die  OtssocMtion  keiner 
Form  bedarf  (R.  O.  H.  G.  Bd.  la  N.  32  S.  loa),  so  kann  die  Prolon- 
gation der  Gesellschaft  über  den  ihr  geseuten  Endtermin  (oder  die  ein- 
getretene Resolutivbedingung)  hinaus  durch  formlose  und  selbst  still- 
schweigende Übereinkunft  erfolgen;  eine  solche  Übereinkunft  Hegt  in 
der  thatsächlichen  Fortsct/un^,'  der  üesellschafi  durch  die  (jcscilschaftcr . 
vgl.  ReuauJ  S.  446  ff.  u.  lkhr,nd  §  79  N.  17»,  die  aber  mit  Unrecht 
hierin  eine  Rückgängigmachung  der  bereits  erfolgten  Auflösung  durch 
späteres  Verhatten  sehen,  während  vielmehr  das  Verhalten  in  dem  (Hr . 
den  Fonbesund  der  Gesellsdiaft  kritisdien  Augenblick  als  ein  die  Auf» 
lösung  abwendender  Vertragsschluss  aufzufassen  ist  und  die  Besonderheit 
nur  darin  liegt,  dass  schon  ein  rein  passives  Verhalten  in  Verbindung 
mit  späteren  Handlungen  in  diesem  Sinne  gedeutet  wird. 

*  H.  G.  B.  Art.  12;  Z.  2  u.  3 ;  dazu  Renaud  S.  470  ff.,  Behrend 
5  78  N.  1-  Doch  kann  durcii  Vcreinb.irung  die  Auflösung  der  Gesell- 
sdiaft abgcw.indt  und  datiir  ihr  veränderter  Fortbestand  sei  e*^  nn"t  dem 
Rcciitsiuchfolgcr  des  verstorbenen  Gesellschafters  (bezw.  mir  dem  durch 
seinen  geseuUchen  Vertreter  repräsentirten  entmündigten  Gesellschafter) 
oder  sei  e«  unter  den  übrigen  Gesellschaftern  beliebt  werden. 

^  R  G.  B.  Art.  12)  Z.  6  n.  134;  Renaud  S.  451  tT. ;  Behrettd  $  78 
N.  II.  Die  KQadigung  kann  vertragsmäßig  erldditert  oder  erschwert 
sein,  darf  aber  nicht  (x.  ß.  durch  QbermäOige  Verlängerung  der  Kündi- 
gunp?;fnst)  illusorisch  gemacht  werden  (O.  A.  G.  Dresden  Z.  f.  H.R.  Bd.  11 

S.  564  tr.,  R.  O.  H.  G.  Hd.  1 5  N.  S.  .}i8).  Als  eine  stets  aufkündbare  Ge- 
sellschaft gilt  die  auf  Lebenszeit  (oder  zur  Unif^ehung  des  Gcset/es  auf 
unvcrhaltnissmäßig  lange  Zeit)  ein^eennpenc  ( iesellschatt ;  »das  H.  (i.  B. 
geht  von  der  Anschauung  aus,  d^si  mu  der  sittlichen  Freiheil  des 
Menschen  unvereinbar  und  deshalb  unstatthaft  sei,  sich  för  eineVerdm- 
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scllsch  ik  aber  niis  wichtig cn  Gründen  die  Auflösungsklagc 
anzustellen*;  sie  endet  schliesslich  unabänderlich  durch  Kon- 
kurs über  das  Geselbchaftsvermögen*,  sowie  mindestens 
theil  weise  auch  durch  Konkurs  eines  Gesellschafters  oder 
durch  die  seitens  seiner  Privatgläubiger  nach  fruchtloser 
Zw  angsvollstreckung  in  sdn  Privatvermögen  erfolgte  gehörige 
Aut  kiiuiiigung Das  Gesetz  geht  bei  dieser  Normirung  der 


gung,  welche  blos  den  Zweck  des  Eruerbes  verfolgt,  für  die  ganze 
Lebenszeit  zu  binden«  (R.  O.  H.  G.  a.  a.  O.).  Der  Fonbestand  der  Ge- 
scllsch.ift  in  vernnJcrtcr  Gestalt  ist  nur  möglich^  wenn  der  Kündigende 
und  die  ubrii,'cn  Cicscihchafter  übereinkommen,  dass  Statt  der  Auflösung 
der  Austritt  des  ersteren  erfolgeji  soll. 

'  H.  G.  B.  Art.  125  ;  Hfnaud  S.  455  1^-;  BArenä  S.  541— S4)>  insbes. 
N.  IS  die  Zusammenstellung  der  Praxis  betreiTs  der  einielncn  Auflösungs- 
gründe. Dass  das  richterliche  Urtheil  nicht  die  Auflösung  bewirkt»  son- 
dern die  erfolgte  Auflösung  feststellt,  diese  also  durch  das  gehörige  und 
berechtigte  Verlangen  eines  Gesellschafters  eintritt,  \\  ird  heute  allgemein 
anerkannt.  Darum  wird  das  Erk.  des  O.  L.  G.  H.inibur«^  v  ^  Okt.  84 
Seiiff.  Bd.  41  N.  206,  nach  welchem  die  plcich<ceiti>,'c  Anstellung  der 
Auflösungsklage  seitens  beider  GescUscluticr  wie  Auflösung  durch  gegen- 
seitige Übereinkunft  wirkt,  vom  Einsender  S.  518  N.  1  mit  Unrecht  an- 
gegriffen. Vertragsmäßig  kann  der  r.  M.  n.  die  Auflösungsklage  aus 
wichtigen  Gründen  nidtt  blos  erleichtert,  sondern  auch  beschränkt,  nie- 
mals aber  gani  abgeschnitten  oder  für  Fälle  beseitigt  werden,  in  denen 
dies  einem  Verbotsgesetz,  der  guten  Sitte  oder  dem  Wesen  der  o.  H.  G, 
widerspräche.  Der  Fortbestand  der  Gesellschaft  unter  den  übrigen  Ge- 
seüsch.iftcrn  ist  stets  durch  Vereinbarung  mit  dem  die  Auflösung  ver- 
langenden Gesellsch.ilter  niüglich.  Liegt  der  mittelbare  AiiHösungsgrund 
in  der  Person  eines  Gesellschafters,  so  gewährt  das  Recht  der  übrigen 
Gesellschafter,  durch  einstimmigen  Antrag  dessen  Ausschliessung  cu  be- 
wirken, denselben  zugleich  die  Möglichkeit,  unter  sich  allein  die  Fort' 
setxung  XU  vereinbaren ;  vgl.  oben  S.  481  N.  t. 

*  H.  G.  B.  .\rt.  123  Z.  I.  Dieser  Auflösungsgnind  ist  der  einzige, 
welcher  durch  W-rtrag  schlechthin  nicht  modificirt  werden  kann. 

'  H.  G.  B.  Art.  12}  Z.  5  u.  126  mit  n2:  Retiaud  S».  476  fl^.  Der 
Gesellschflftsvertr.ig  k.inn  weder  die  durch  den  Konkurs  eines  Gesell- 
schafters bewirkte  Lösung  des  Gesellschattsbnndcs  ausschliessen  noch  das 
gesct/liclie  Kundigungsrecht  der  Privatgiaubiger  vcrkuricn.  Es  kann  in- 
dess  statt  der  völligen  die  blos  theilweise  Auflösung  durch  Aussclieidung 
des  verschuldeten  Gesellschafters  und  Auslieferung  seines  Antbeils  ver- 
einbart werden ;  im  Falle  des  Konkurses  ist  hierzu  eine  vorgängige  Über- 
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Auflösungsgründe  von  einem  dreifachen  Gesichtspunkt  aus, 
indem  es  einmal  die  Wesentlichkeit  der  Individualität  jedes 
offenen  Gesellschafters  für  den  Bestand  der  Gesellschaft  zur 
Geltung  bringt,  sodann  zum  Schutze  der  individuellen  Frei- 
heit bei  einer  so  engen  Personenverbindung  für  blosse  Ver- 
mögenszwecke  den  Vorbehalt  des  einseitigen  Wiederauf- 
lösungsrechtes  theils  präsumirt,  theils  nothwendig  macht, 
endlich  die  Interessen  Dritter  sicherstellt'. 

Bei  der  Kommanditgesellschaft  gelten  dieselben  gesetz- 
lichen Auflösungsgründc  mit  der  einzigen  Abweichung,  dass 
mit  Rücksicht  auf  die  Unerheblichkeit  der  IndividuaHtät  der 
Kommanditisten  der  Tod  oder  die  Entmündigung  eines 
solchen  die  Auflösung  der  Gesellschaft  nicht  zur  Folge  hat^ 

Die  AkiienkmmandügeseUschaft  wird  überhaupt  durch 
kein  die  Person  eines  Kommanditisten  betreffendes  Ereigniss 
aufgelöst'.  Ausserdem  aber  tritt  hier  bei  der  Auflösung 
durch  übereinstimmenden  oder  einseitigen  Willen  an  Stelle 
des  individuellen  Willens  des  einzelnen  Kommanditisten  der 
gemeinschaftliche  Wille  der  in  körpcrschaftsrechtlichen  For- 
men beschliessenden  l\ümmanditlstengesam^uheit^ 

Hinsichtlich  des  Eintiiits  der  rechilichcn  IVirhsamkeit  der 
Auflösung  macht  sich  wiederum  in  gewissem  Umtangc  die 

einkunft  aller  GeseUschal'ter  erfordcrlicb,  im  Falle  der  Kündigung  seitens 
eine;  !'r!vnt(^l:iubigers  genügt  eine  vor  Ablauf  des  Geschäftsjahres  unter 
den  übrigen  Gesellschaftern  erfolgte  Willenseinigung;  vgl.  oben  S.  481  \.  i. 

*  Je  nach  dem  Vorwiegen  des  einen  oder  anderen  dieser  Gesichts- 
punkte ist  die  Frage  nach  der  Statiluttigkeit  der  vertragsmäßigen  Ab- 
änderung der  gesetzlichen  Auflösungsgründe  vi  beurtheÜen. 

*  H.  G.  B.  Art.  170;  Kgnmi  S.  44)  ff.;  BArend  $  90. 

)  H.  G.  B.  Art.  200.  Dagegen  muss  die  A.  K  G.  durch  Wegfidl 
der  Kommanditistengesammtheit,  mithin  durch  Vereinigung  aller  Aktien 
in  Einer  Hand  oder  durch  Erwerb  aller  Aktien  seitens  des  persönlich 
haftenden  Gesellschafters,  an  sich  untergehen ;  die  werthpapiersmäßige 
Verkörperung  der  Thcilhaberschaften  bewirkt  indess,  dass  dieA.K.G.  in 
solchen  Fällen  so  lange  nur  ruht,  bis  jene  Thatsachcn  durch  gclidrige 
Konstatining  unabänderlich  geworden  sind ;  vgl.  Dekr.  des  O.  A.  G. 
Darmst.  v*  4.  Nov.  73  SeufT.  Bd.  29  N.  15$  S.  240. 

4  H.  G.  B.  Art.  186  u.  199;  Rmmi  S.  77s  ff. 
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Unterscheidung  des  Wegfalls  der  Verbundenheit  unter  den 
Gesellschaftern  und  Dritten  gegenüber  geltend,  indem  nach 

aussen  J.is  Linnial  existent  gewordene  Gesellschaftsverhält- 
niss  erst  durch  die  Kundmachung  bezw.  Kundwerdung  seines 
Unterganges  entkräftet  wird  \ 

Die  Folge  der  Auflösung  ist  stets  die  Beendigung  der 
handelsgesellschaftiichen  Verbundenheit  als  solcher*.  Allein 
dieselbe  erlischt  nicht  ohne  Röckstand.  Sie  wirkt  vielmehr 
in  einer  fortdauernden  Verbuiidenheit  nach,  welche  zwar 
nur  in  Ansehung  der  von  der  ehemnlii^en  Gesellschaft  er- 
zeugten Vcrmögensgemeinscbaft  und  nur  zum  Zweck  der 
Erledigung  derselben  besteht,  jedoch  in  diesem  Bereiche  den 
Charakter  der  gesammten  Hand  beibehält.  Die  nunmehrige 
Vermögensgemeinschaft  entbehrt  daher  der  produktiven  Kraft 
und  ist  zum  Schwinden  bestimmt.  Soweit  und  solange  aber 

*  H.  G.  B.  Art.  129,  146,  171,  200.  Die  .\ußösung  isi  in  allen 
Fällen  mit  Ausnahme  des  Gesellschaftskonkurses  (vgl.  indess  R.  K.  O. 
S  104  u.  Rmaud  S.  504)  dem  Registrirungsswange  omemrorfeii»  selbst 
wenn  der  Bestand  der  Gesellschaft  nicht  eingetragen  war  (R.  O.  H.  G. 
Bd.  22  N.  4S  S.  206).  Daau  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  19  N.  6  S.  21 : 
»die  Bestimmung  des  Zeitpunkts,  mit  welchem  eine  Gesellscbaft  als  auf- 
gelöst  anzusehen,  ist,  was  das  Verhältniss  der  Gesellschafter  unter  steh 
betrifft,  in  Art  123,  was  das  Verhältniss  der  Gcsellschaftsgläubigcr  be- 
triiTt,  in  .\rt.  129  Abs.  $  zu  suchenir.  Man  darf  aber  nicht  mit  dem 
R.  O.  H.  G.  Bd.  21  N.  120  von  einer  »Fiktion«  der  Fortdauer  der  Ge* 
scllschnfr  ges^en  Dritte  reden  :  vielmehr  Ist  die  Verbundenheit,  wenn  ihre 
Kundmachung  gewollt  war,  hiermit  nothwendig  so  gewollt,  dnss  sie 
Dritten  gegenüber  erst  durch  die  Hntkräftung  der  geschehenen  Kund- 
machung unwirksam  wird.  Diese  Enikraliung  eriolgt  selbst  durch  die 
Eintragung  der  Auflösunif  noch  nicht  unbedingt  (H.  G.  B.  Art.  2S),  da- 
gegen auch  ohne  hiuiraguii^'  uui\:h  naciiweisbarc  KuuJwerdung  der 
Auflösung  (R.  O.  H.  G.  Bd.  19  N.  6  S.  2t,  Bd.  21  N.  120  S.  J70— J7>).  — 
Bei  der  A.  K.  G.  hängt  von  der  Eintragung  überdies  der  B^nn  des 
gesperrten  Jahres  ab  (Art.  201).  Auch  wird  ihre  Umwandlung  in  dnc 
A.  G.  erst  durch  Eintragung  perfekt  (Art  206«  Abs.  4). 

*  Oeshalb  fiUlt  2.  B.  das  Konkurrenzverbot  der  Art. 96—97  H.G.B, 
sofort  weg  (R.  O.  H.  G.  20.  Nov.  76  Bd.  21  N.  45  S.  145) ;  die  gesell* 
schaftliche  Geschäftsführung  und  Vertretung  crlöschte  (R.  Ü.  H.  G.  Bd.  7 
N.  18  S.  71,  Bd.  5  X.  90  S.  390,  Bd.  12N.  70S.  216,  Bd.  2}  N.  109  S.  529. 
O.  L.  G.  Hamb.  b.  Seuff.  Bd.  59  N.  }4) ;  u.  s.  w.;  vgl.  Behrend  S  81  N.  2—6. 


Red^t^emeinscha/tett  ;ur  gesammtm  Hand. 


in  ihr  ein  Restbestand  der  Handelsgesellschaft  vorhanden 
ist,  bilden  auch  die  Theilhaber  unter  sich  und  för  Dritte  eine 

Personencinhcit  und  das  ehemalige  GescUschaitsverniögen 
eine  Vermügenscinheit'.  Im  Falle  der  KonkurserötlViung 
über  die  Handelsgesellschaft  tritt  ein  besonderer  Gesell- 
schaftskonkurs  ein,  in  welchem  die  bisherigen  Gesellschafter 
als  verbundene  Gemeinschuldner  behandelt  werden  und 
das  bisherige  Gesellschaftsvermögen  als  eine  besondere  Masse 
erscheint'.  Im  Übrigen  hängt  die  Art  der  Erledigung  der 
Gemeinschaft  bei  der  offenen  und  Kommanditgesellschaft 
zunächst  von  der  vorgängigen  oder  nachträglichen  Verein* 
barung  der  Theilhaber  ab^  Sie  können  das  Gesellschafts- 


'  Dieses  Princip  gilt  auch  ausserhalb  der  gcsculich  norniirten  Ver- 
hältnisse des  Konkurses  und  der  Liquidation.  Vgl.  z.  B.  die  Anwendung 
desselben  auf  die  vom  überlebeoden  Gesellschafter  ohne  Widersprach  der 
Erben  des  verstorbenen  bis  zur  Bestellung  von  Liquidatoren  verwaltete 
Gemdnschaft  im  £rk.des  O.L.  G.  Hamb.  v.  2).  Febr.  83  Seuff.  fid.  39  N.  34. 

'  H.  G.  B.  Art.  122,  R.  K.  O.  §  198— 2cxi.  —  RenaudS.  48$  erachtet 
den  Gesellschattskonkurs,  weil  nur  ein  »Rechtssubjekt«  Konkurs  machen 
könne,  für  eine  blos  formell  als  Eine  G.int  abgewickelte  Summe  von 
Partikularkonkursen  über  die  einzeliK-ii  Antheile  am  Ciesellscliaüstonds. 
Allein  wenn  eine  Pcrsoneumciirliei;  überhaupt  in  einer  bestimmten  Ver- 
bundenheit Subjekt  sein  kann,  so  kann  sie  auch  in  dieser  Verbundenheit 
Gemeinschuldner  sein.  Mit  Recht  nimmt  daher  das  R.  O.  H.  G.  im  Erk. 
V.  5.  Febr.  7$  Bd.  16  N.  69  S.  i%4^^  an,  dass  während  des  Kon- 
kurses so  gut  wie  während  der  Liquidation  dne  subjektive  Einheit  fort- 
besteht (was  freilich  sehr  unglücklich  dahin  ausgedrückt  wird,  dass  die 
Gesellschaft  »mit  ihrer  Persönlichkeit,  soweit  sie  solche  besitzt«,  erhalten 
bleibe) ;  dass  daher  bei  der  A.  K.  G.  die  persönlich  hafteiideii  Gesell- 
schafter »nur  in  (jemeinschaft  mit  der  Gesammiiteii  der  Konmiaiiditisten« 
Gemeinschuldner  seien,  die  Kommanditistengesammtheit  aber  bei  Geltend- 
machung ihrer  Betheiligung  an  der  Gemeinschuldnerschaft>  soweit  nicht 
materielle  Individualrechte  in  Frage  seien,  »in  Mehrheitsbeschlössen  ge- 
bunden«  bleibe.  Vgl.  3ebrmd  $  8}  N.  ii. 

}  Ein  Recht  auf  Erledigung  durch  Liquidation  steht  zwar  jedem 
(iesellschafter,  nicht  aber  den  Gläubigern  zu.  Die  Gesellschafter  können 
daher  vcrtragsni-tTiig  jede  andere  Art  der  Auseinandersetzung  mit  oder 
ohne  Theiinng  vereinbaren;  R.  O.  H.  G.  12.  Apr.  7«  Bd.  24  N.  45  S.  143 
bis  147,  6.  Mai  79  Bd.  2$  N.  68  S.  275  flf. ;  Obst.  G.  zu  Wien  v.  19.  Aug. 
1880  Seutf.  Bd.  36  N.  210;  Befjrettd  $  81  N.  9—12.    Auch  können  sie 
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vermögen  im  Ganzen  auf  ein  anderes  Subjekt  Obenragen' 
oder  auf  irgend  eine  Weise  durch  Auftheilung  auflösen'. 
Mangels  anderer  Abrede  aber  erfolgt  die  gesetzlich  geregelte 
Liquidation,  welche  durchweg  von  dem  Princip  der  Nach- 
wirkung des  Gesellschaftsbandes  beherrscht  wird'.  Wenn 
die  Praxis  vicUach  die  eigenthümlichen  hierbei  her\'ort reten- 
den Erscheinungen  auf  eine  gesetzliche  l  iktion  des  Fort- 
bestandes der  Gesellschaft  zurückführt,  so  ist  dies  freilich 
sowohl  im  Gedanken  wie  im  Ausdruck  vergrifien  Richtig 


die  Liquidation  jederzeit  wieder  aufheben.  Ist  der  Konkurs  ohne  volle 
Erledigung  der  Gemeinschaft  beendigt,  so  gehen  nunmehr  die  »ausser 
dem  Fall  des  Konkursesa  durchg  reiten  den  Regeln  ;  Behrend  §  8j  N.  29. 

'  Hierher  gehört  .luch  die  vereinbarte  Fortsetfunsi:  des  Geschaües 
durch  einen  dasselbe  übernehmenden  (lescllschafter ;  vi;l.  oben  S.  480  N.  I. 
libcnso  die  Cbcriragung  des  Gcicluucb  aul  eine  bchuls  seiner  Fortluh- 

rung  aus  den  bislierigen  Gesellschaftern  gebildete  neue  Gesellschaft ;  mit» 
hin  nicht  nur  die  Umwandlung  einer  Handelsgesellschaft  in  eine  Kör> 
perschaft»  wobei  an  Stelle  der  geeinten  Personenmdirheit  ein  einheitliches 

Rechtssubjekt  tritt  (vgl.  z.  B.  über  die  Umwandlung  einer  Kommandit- 
gesellscli.itt  in  eine  Aktiengesellscliaft  Erk.  des  R.  O.  II.  CJ.  v.  6.  Mai  79 
Bd.  25  N.  68  S.  275  —  281),  sondern  auch  die  nach  einmal  erfolgter 
Auflösung  vereinbarte  W'iederaufrichtung  der  ilandelsgesellschart  unter 
allen  oder  einigen  Gesellschaltera  oder  mit  den  Rechtsnachlolgeru  eines 
Gesellschafters,  sollte  auch  die  neue  Gesellschaft  äusserlidi  steh  ganz  als 
Fortsetzung  der  alten  darstellen  (vgl.  oben  S.  480  N.  3).  In  allen  diesen 
Fällen  ist  die  aus  der  alten  Gesellschaft  herrührende  Gemeinschaft,  sofern 
sie  Oberhaupt  ins  Leben  getreten  ist,  mit  der  Übertragung  ihres  Ver- 
mögens erledigt ;  allein  wenn  die  letztere  der  Auflösung  erst  folgt,  be- 
steht in  der  Zwischenzeit  aucli  hier  eine  auf  der  Nachwirkung  des  alten 
Gesellschaltsbandes  beruhende  Verbundenheil,  welche  aucli  bei  dem 
Übertragungsakt  selbst  sich  wirksam  iieigt.  -  Über  den  cigcntl^ünjlichcn 
Fall  der  Übernahme  des  Handelsgeschäfts  einer  o.  H.  G.  mit  Aktivis  und 
Passivis  seitens  einer  ^ur  Aurfübrnng  der  U^mdation  gebildeten  anderen 
o.  H.  G.  vgl.  Eric,  des  R.  ü.  H.  G.  v.  21.  Okt.  7t  M  )  N.  7;  S.  360— }68. 

'  Also  auch  durch  Naturaltheilung. 

5  H.  G.  B.  Art.  nj— 145,  172. 

♦  Vgl.  z.  B.  Erk.  des  R.  O.  H.  C.  v.  18.  Febr.  7J  Bd.  9  X.  25 
S.  84  :  es  nfingirt  das  Gesetz  in  der  Liquidation  die  fortdauernde  Gesell- 
schatto  ;  v.  12.  M.ii  73  Rd.  10  M.  15  S.  89:  als  fortbestehend  fingirt ;  v. 
12.  Apr.  78  Bd.  24  N.  45  S.  14}  :  dass  »die  GescUscliatt  selbst  als  das 
Rechtssubjekt  eradiiet  wurde«,  welches  die  Umwandlung  in  Geld  aus- 
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aber  ist,  dass  während  der  Liquidation  die  ehemaligen  Ge- 
seilschafter  im  Sinne  einer  Rechtsgemeinschaft  zur  gesaram- 
ten'  Hand  personenrechtlich  verbunden  bleiben,  wie  dies 
schon  durch  die  Fortführung  der  Gesellschaftsfirma  als  Liqui- 
dationsfirma äusserlich  manifestirt  wird,  und  in  dieser  Ver- 
bundenheit das  Subjekt  des  nach  wie  vor  als  Sondcrvcr- 
mögen  nb^cschlossenen  GcnKiiihcliaftsverniögcns  bilden.  Bei 
der  AhLUciikoniniandit^cscllschaft  werden  auch  hier  wieder 
der  Vertragslreiheit  engere  Grenzen  gezogen'.  Im  Falle 
ihrer  Liquidation  äussert  sich  die  fortdauernde  Willens- 
gemeinschaft der  Theilhaber  in  derselben  Weise,  wie  wäh- 
rend des  Bestandes  der  Gesellschaft,  durch  eine  körperschafts- 
ähnliche Organisation  Besonders  geregelt  ist  die  Umwand- 
lung der  Aktienkommanditgesellschaft  in  eine  Aktiengesell- 
schaft, worin  juristisch  eine  Auflösung  der  Aktienkommandit- 
gesellschnft  unter  gleichzeitiger  Übertragung  ihres  gesammteo 
Vermögens  auf  ein  neugebildetes  Rechissubjekt  erblickt  wer- 
den muss^ 

Dass  statt  der  völligen  Auflösung  in  vielen  Fallen  eine 
blos  theihueise  Auflösung  der  Handelsgesellschaft  erfolgen 
kann,  ist  schon  erwähnt.  Hier  kombiniren  sich  dann  mit 
den  oben  erörterten  Rechtsgrundsätzen  über  den  Fortbestand 
einer  veränderten  Handelsgesellschaft  die  Rechtsgrundsätze 
über  deren  Beendigung^,  Insbesondere  bleibt  wieder  der 


führte;  nuch  Erk.  des  R.  G.  21.  Juni  81  C.  S.  Bd.  5  N.  5  S.  9  :  die  offene 
G.  besteht  wahrend  der  Liquidation  fort.  Besser  Erk.  des  H.  G.  v. 
26.  März  84  Seuff.  Bd.  41  N.  35.  Vgl.  auch  Behraii  §81  N.  16. 

'  Insbesondere  durch  das  gesperrte  J.ilir  (Art.  201)  und  die  vorge> 
schriebene  Aufforderung  der  Gläubiger  (Art.  202). 

'  H.  G.  B.  Art  205  —  206. 

?  H.  G.  B.  Art.  2ob^  \  vgl.  oben  S.  490  N.  I.  Über  den  verwandten 
Fall  der  Fusion  vgl.  Rnmud  S.  779 — 780. 

^  Dies  gilt  bei  der  K.  G.  und  A.  K.  G.  auch  im  Falle  der  theil- 
wcisen  AuHösung  durch  Minderung  der  Vermögensbeiheiligung  eines 
Kommanditisten  (Art.  17 1)  bezw.  der  Kommanditisiengcsanmnheit(Art.  20}). 
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ausgeschiedene  Gesellschafter  oder  sein  Rechtsnachfolger, 
obschon  das  Gesellschaftsband  als  solches  in  Bezug  auf  ihn 
erloschen  ist*,  bis  zur  Auseinandersetzung  m  einem  Gemein- 
schaftsverhaltnbs  mit  der  fortbestehenden  Gesellschaft,  wel- 
ches durch  die  Nachwirkungen  des  ehemaligen  Geselbchafts- 
bandes  eigenthümlich  gestaltet  wird*. 

IV.  Gehen  wir  nunmehr  zur  Analyse  der  gesell- 
schaftlichen Recksverhähntsse  fiber,  so  müssen  wir  den 
Satz  an  die  Spitze  stellen,  dass  der  HandelsgeseUschaft 
in  ihrer  kollektiven  Einheit  eine  besondere  Recbtsfahighett 

zukommt.  Dieselbe  erschöpft  sich  nicht  in  der  Vermögens- 


*  Daher  steht  er  an  sicli  der  Gesellschaft  nun  als  Dritter  g^n* 
über;  vgl.  Bebrend  S.  559.  Das  Konkurrenzverbor  fallt  für  ihn  weg,  so- 
fern CS  nicht  vertragsmäßig  unter  Wahrung  der  Schranken  der  Ver- 
tragsfrciheii  verlängert  wird;  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  21.  Nov.  74  Bd.  15 
N.  49  S.  165 — 164.  Sein  Ansprucii  auf  die  Abhndungssunimc  erscheint 
als  Forderung  eines  Gesellscbaftsgläubigers,  unterliegt  daher  auch  der 
fünfjährigen  Verjährung  des  Art.  146 ;  Erk.  des  R.  G.  v.  4.  Febr.  82 
C.  S.  Bd.  7  N.  )t  S.  9)-^$.  Sdne  Beitragspflicht  erlischt,  auch  wenn 
setnAnthcil  noch  nicht  berechnet  ist;  er  kann  Jihcr,  f.ills  er  auf  Grund 
seiner  fortbestehenden  Sonderhaft  noch  eine  (Gesellschaftsschuld  hat  be- 
zahlen müssen,  gegen  die  Gesellschaft  \n  voller  Höhe  des  Betrages  Rc- 
gress  nehmen;  Frk.  des  R.  G.  v,  9.  Febr.  84  C.  S.  Bd.  11  N.  124  S.  12 j 
bis  132.  Vertrage  der  fortgesei/tcn  Gesellschaft  mit  liiui  i»tehen  unter 
Vertretungsrecht,  nicht  unter  Geschäftsf&hrungsrecht ;  so  z.  B.  auch  die 
nachträgliche  Zubilligung  von  Honoraren  oder  Tantiemen  an  ihn ;  Z.  f. 
H.  R.  Bd.  II  S.  572,  Busch  Arch.  Bd.  9  S.  144,  BArend  $  88  N.  9. 

'  H.  G.  B.  Art.  ijo  Abs.  2—4.  Im  Lmrunge  dieser  Gemeinscliali 
wird  der  ehemalige  Gesellschatter  auch  flkr  und  gegen  Dritte  durch  die 
fortbestehende  Gesellschaft  wirksam  vertreten ;  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v. 

Dec.  74  Bd.  1$  N.  60  S.  204^207.  Doch  beliehen  sich  die  einsei' 
tigen  Rechte  und  Pflichten  der  fongesetzten  Gesellschaft  nicht  auf  die 
bereits  vor  dem  Ausscheiden  abgewickelten  Geschäfte,  hinsichtlich  wel- 
cher vielmehr  eine  gewöhnliche  Kommunion  besteht,  t.vl  deren  Aus- 
einandersct/uni;  alle  Betheiligten  das  Gleiche  leisten  müssen  ;  Erk.  des 
R.  G.  V.  27.  Oci.  8j  C.  S.  Bd.  i)  N.  19  S.  80—82  (Seuti.  Bd.  41 
N.  121). 
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fähigkeit'.  Doch  bildet  die  FermÖgensfähigkeit  ihren  Mittel- 
punkt*. 

Es  giebt  also  Rechte  und  FerhindUebkeiten,  als  deren 

Subjekt  »die  Handelsgesellschaft  unter  ihrer  Firma«  erscheint 


*  Ein  Privatrecht,  aber  in  seinem  Kern  kein  VermÖgensreclit  ist 
das  Rfchl  an  iier  Firma  (Erk.  des  R.  G.  v.  .\.  Aug.  8j  C.  S.  Bd.  9  N.  22 
S.  104—107,  SeulT.  Bd.  j8  N.  330),  welches  jede  Handelsgesellschaft 
durch  Eintragung  ihrer  Fifxna  so  gut  vne  der  Einzdkatifmanii  erwirbt. 
Ebenso  ist  ihr  das  Markennda  cuginglich.  Auch  ihr  einheitlicher  j»5d{« 
mit  dem  aus  ihm  folgenden  »Gmchtsstandeii  (H.  G.  B.  An.  Itl,  164, 17$ 
Z,  2)  ist  ein  dem  Domicil  und  allgemeinen  Gerichtsstande  der  einzelnen 
phj'sischen  oder  ristischen  Person  entsprecliendcr  rechtlicher  Zustand 
der  verbundenen  Personamiehrheit  als  solcher;  vgl.  C.  Pr.  O.  §  19  u.  2j, 
fVacb,  Handb.  des  deut.  C.  Pr.  R.  I  ^04.  Vielfach  erscheinen  ferner  die 
Handelsgesellschalten  als  Kollektivsubjekte  öffentlicher  Rechte  und  Pflich- 
ten ;  die  Aktienkommantfi^^eselbdiaften  werden  sogar  in  dieser  Hinsicht 
häufig  ganz  wie  juristische  Personen  behandelt  (z.  B.  hinsichtlich  der 
Rechtsstellung  ausländischer  A.  K.  G.,  vgl.  oben  S.  52  N.  1;  der  Steuer- 
pflicht,  Bad.  Ges.  v.  20.  Juni  85  Art.  s).  Endli  Ii  inu  un  Princip  der 
Handelstjesellscluift  auch  eine  besondere  kollektive  Ehre,  die  sich  nur 
nach  der  Natur  des  Bandes  in  dem  Begriffe  der  Ge<;chäft$fhre  erschöpft, 
vindicirt  werden.  In  einer  gewissen  Richtung  wird  diese  Ehre  durch 
das  Str.  G.  B.  5  strafrechtlich  geschützt.  Dagegen  verhält  sich  die 
Praxis  im  Pruicip  gegen  den  Gedanken  der  Firmenehrc  ablehnend ;  Erk. 
des  O.  Tr.  Berlin  v.  }a  Sept.  75  Entsch.  Bd.  76  S.  548  E  (SeufT.  Bd.  34 
N.  293)  u.  des  R.  G.  V.  31.  Jan.  80  Str.  S.  Bd.  i  N.  90  S.  178—179. 
(Das  letztere  Erk.  bew  egt  sich  in  starken  Widersprüchen.  Denn  zuerst 
wird  hier  die  Unfähigkeit  einer  o.  H.  G.,  unter  ihrer  Firma  einen  Antrag 
auf  Strafverfolgung  an;:ustellcn,  aus  der  Natur  der  Firma  als  eines 
blossen  Namens  für  eine  Personenmehrheit  in  gewissen  vermögensrecht- 
lichen Beziehungen  hergeleitet,  dann  aber  umgekehrt  die  Unmöglichkeit 
einer  Beleidigung  der  Gesellschafter  unter  dieser  Firma  daraus  gefolgert, 
dass  »die  unter  dem  Namen  einer  H.  G.  zusammengcfasste  Personen- 
mehrheit  ein  von  den  individuellen  PersoiN»,  die  ihre  Thetlnehmer  sind, 
verschiedenes  Rechtssubjekt  bleibt«.  Hiemach  kann  man  zwd  assodirte 
Kaufleute  gefahrlos  sdimähen,  wenn  man  nur  versicherti  dass  sie  blos 
in  ihrer  Zusammenfassung  unter  der  Firma  Schurken,  einzeln  genommen 
dagegen  Ehrenmänner  seien  ;  denn  dann  sind  die  Individuen  nicht  be< 
leidigt,  die  Firma  aber  ist  schutzlos  i) 

*  H.  G.  B.  Art.  III  u.  164.  WesentHch  ist  nur  die  Fähigkeit,  mög- 
lich dagegen  der  Bestand  ohne  Vermögen.  Dies  gilt  selbst  von  der 
A.  K.  G. ;  Rtnaud  S.  784. 
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und  welche  in  ihren  vermögensrechtlichen  Bestnndtheilen 
»das  Gesellschaftsvermögen«  konstituiren.  Indem  sie  der 
»GiseUschaft«  zugeschrieben  werden,  werden  sie  zwar  als 
gemeinschaftliche  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  TuGeseU- 
scbafUru,  jedoch  der  Gesellschafter  in  ihrer  Vtrbundenbeil  be- 
zeichnet, so  dass  kein  Theilhaber  als  Einzelner,  sondern 
jeder  nur  als  derzeitiger  Miltra^er  der  gesellschaftlichen 
Personeneinheit  berechtigt  oder  verpflichtet  ist.  Sie  bilden 
daher  zwar  keineswegs  eine  von  den  Individualsphären  voll- 
ständig und  endgültig  gelöste  Gemeinheitssphäre,  wie  sie 
aus  der  Anerkennung  einer  eignen  Verbandspersönlichkeit 
folgen  würde.  Allein  sie  bilden  allerdings  eine  im  Bereiche 
und  für  die  Dauer  der  gesellschaftlichen  Verbundenheit  ver- 
selbständigte Gemeinschaftssphäre,  als  deren  Bestandtheile 
sie  von  allen  anderen  Rechten  und  Verbindlichkeiten  recht* 
lieh  gesondert  sind,  welche  denselben  Subjekten  entweder 
in  ihrer  Vereinzelung  oder  in  irgend  einer  anderen  Verbun- 
denheit zustehen  oder  obliegen. 

Da  jedoch  das  Gesellschaitsverhältniss  mit  begritWiclier 
Nothwendigkeit  zugleich  die  bniividtiaJsphären  der  Gesell- 
schafter ergreift,  so  erschöpfen  die  gesellschafiUchen  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  sich  nicht  in  denen  der  Gesellschaft. 
Auch  hier  vielmehr  findet,  wie  bei  allen  Rechtsgemeinschaften 
zur  gesammten  Hand,  die  einheitliche  Gemeinsphäre  ihr  unent- 
behrliches Korrelat  in  gesellschaftlichen  Sondersphären  der 
Theilhaber.  Neben  den  Befugnissen  und  Pllichten  daher, 
welche  den  Gesellschaftern  in  ihrer  Verbundenheit  zu- 
geschrieben werden  müssen,  entspringen  der  Gesellschaft 
Sonderrechte  und  Sonderptiichten  des  ehi::^elnen  Gesellscbaf- 
lers,  welche  er  zwar  im  Gegensatz  zu  seinen  rein  indivi- 
duellen Rechten  und  Pflichten  nur  als  Gesellschajier,  je- 
doch im  Gegensatz  zu  den  ihm  nur  als  Mitträger  der 
gesammten  Hand  zukommenden  gemeinschaftlichen  Rech- 
ten und  Pflichten  Jür  sich  hat.  Sie  gehören  also  zugleich 
der  gesellschaftlichen  und  der  individuellen  Sphäre  ihres 
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Subjektes  an  und  stellen  die  unerlässliche  Verknüpfung  bei- 
der her'. 

Die  gesellschaftlichen  Rechtsverhältnisse  gestalten  sich 
ungleich,  jenachdem  bei  ihnen  die  kollektive  Einheit  und 
die  einzelnen  Geselkchafter  auseinander  treten  oder  mcbt.  Im 
ersteren  Falle  ist  die  Grenzziehung  zwischen  der  Gemein- 
sphäre und  den  Sondersphären  theils  unabänderlich  theils 
nur  subsidiär  vom  Gesetz  selbst  geregelt.  In  mannichfacher 
Weise  machen  sich  iulIi  liier  die  Unterscheidungen  zwischen 
innerer  unci  .1  unserer  Seite  des  \'crhahnisses,  zwischen  den 
verschiedenen  Arten  der  Handelsgesellschaft  und  zwischen 
den  verniügensrechtHchcn  und  den  rein  personenrechtHchen 
Beziehungen  geltend.  Für  den  Bereich  der  Vermögenssphäre 
aber  ist  in  erster  Linie  die  Unterscheidung  des  Geseilschafts- 
vermögens  ab  eines  Ganzen  und  der  darin  enthaltenen  ein- 
zelnen Rechte  und  Pflichten  bedeutungsvoll.  Wir  vollen 
daher  zuvörderst  das  Rechtsverhältniss  am  Vermögensganzen, 
dann  aber  die  einzelnen  gesellschaftlichen  Rechte  und  Pflich- 
ten jeglicher  Art  ins  Auge  lassen. 

I.  Was  das  Gesell schaftsvermögcn  als  Gan:(es  betrifft,  so 
muss,  da  es  in  seiner  begriffHchen  Einheit  als  ein  von  der 
Summe  seiner  jeweiligen  Bestandtheile  verschiedenes  Rechts- 
Objekt  anerkannt  ist,  an  ihm  auch  ein  von  der  Summe  der 
jeweiligen  dinglichen  und  persönlichen  Rechte  und  Pflichten 
verschiedenes  einheitliches  Recht  existiren.  Dieses  Recht 
wird  in  seiner  Totalität  als  ein  Eigenthum  vorgestellt  und 
bezeichnet^  Das  Eigenthum  am  Gesellschaftsvermögen  steht 

*  An  solchen  gcscUschaftUchen  Sonderrechten  uiul  Sonderpflichten 
kann  es  niemals  fehlen,  da  ja  die  vollkommene  Hcr;iusliebung  des  Gc- 
sellsch.if'tsverh.iltnisses  aus  den  Individualbcreichen  nur  durch  dessen  körper- 
schattiiche  Ausj^cstahuii^  nK\c,'lich  w.irc.  Erfolgt  die  letztere,  si)  brauchen 
trcihcii  die  Sonderrechte  und  Sonderptlichtea  niclu  m  verschwinden :  sie 
gewinnen  aber  einen  principiell  anderen  Rechtscharakter  und  sind  nicht 
mehr  b^iflflich  nothwendig. 

*  In  diesem  Sinne  bt  der  Ausdrudc  »Eigenthum  der  Gesellschaft« 
in  Art.  91  des  H.  G.  B.  zu  nehmen.  Laband  Bd.  )i  S.  ^i*— 39  setzt  rieh« 
tig  auseinander,  dass  der  Art.  91  nicht  den  Übergang  des  Etgenthums 
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seiner  Substanz  nach  ungesondert  der  Gesellschaft  zu,  ist 
aber  dem  Wertbe  nach  in  der  einen  oder  anderen  Weise  in 
^esoNUiiie  Antheile  zerlegt. 

a.  Im  yerhältniss  der  Gesellschajter  einander  hängt  bei 
der  offenen  Handelsgesellschaft  die  Gestaltung  des  Gemein- 
schaftsrechtes  und  der  Antheilsrechte  zunächst  durchaus  vom 
Vertragsbelieben  ab.  Der  Vertrag  kann  entweder  die  Ge- 
meinsphäre  oder  die  Individualsphären  so  weit  erstrecken, 
als  dies  ohne  Zerstörung  des  Wesens  der  Gesellschaft  einer- 
seits und  ohne  Verstoss  wider  die  öffentliche  Ordnung  andrer- 
seits denkbar  ist'.  Das  Gesetz  geht  indess  von  einem  ge- 
wissen Normalbiide  aus. 

an  Snchkörpcni  regelt,  Sündern  nur  eine  FV.isiimption  für  die  Einbriii^ng 
der  Substanz  und  gegen  die  Hinbringung  zu  blossem  gesellschaftlichem 
Gebrauch  autstellt.  Da  aber  auch  ein  der  Gesellschaft  eingeräumtes  Ge- 
brauchsrecht so  gut  wie  eine  ihr  abgetretene  Forderung  Bcstandtlieil  des 
Gescllschaftsvcrmögens  wird  und  somit  in  das  »Eigenthuui  der  Geseli- 
schaft«  iäUt,  so  gewinnt  der  Art.  91  seine  Deutung  nur,  wenn  min 
nicht  den  Gegensatz  zwischen  »Eigenthum«  und  anderen  Rechten  da* 
Gesellschaft  hineinträgt,  sondern  ab  Gegensatz  zu  der  Regel,  laut  wel- 
cher »diese  Gegenstände«  oder  »Sachen«  in  ihrer  Totalität  gesellschaft- 
liches Eigenthum  werden»  die  Fälle  ergänzt*  in  denen  nur  irgend  ein  be- 
schränktes Recht  daran  in  »das  Eigenthum  der  Gesellschaft«  gelangen  soll* 
'  Völlig  kann  weder  das  Individualrecht  noch  das  Gemeinschafts- 
recht beseitigt  werden.  Wäre  keinem  Gesellschafter  ein  Anrecht  an  das 
Gesellschaftsvermögen  oder  dessen  Ertra«;  "gewährt,  so  läge  keine  Han- 
delsgesellschaft vor;  wäre  einem  oder  den^  anderen  Gesellschafter  jedes 
derartige  Anrecht  (selbst  im  Falle  seiner  Inanspruchnahme  aus  seiner 
Sonderhaft)  entzogen,  so  wäre  dies  eine  unzulässige  socieias  leonina ; 
auch  können  die  Sonderrechte  niemals  völlig  in  die  Willkür  der  Gesell- 
schaft gestellt  werden,  so  dass  insbesondere  die  Vereinbarung  des  Aus- 
schlusses des  Rechtsweges  unzulässig  ist;  vgl.  oben  S.  44)  N.  2.  Umgekehrt 
bleibt,  wenn  der  gesellschaftliche  Erwerb  alsbald  in  das  Privatvermögca 
der  Gesellschafter  fliessen  und  gar  keine  arca  communis  gebildet  werden 
soll,  gleichwohl  die  Gememsphire  der  nothwendige  Durchgangspunkt 
iXtt  den  Sondererwerb  (R.  O.  H.  G.  Bd.  ij  S.  187);  auch  kann  kdn 
Oberhaupt  innerhalb  des  Gesellschaftsverhältnisses  konstituirter  und  nicht 
etwa  selbständig  daneben  begrijndeter  Anspruch  auf  eine  feste  Summe 
oder  Rente,  so  nahe  er  einer  Darlehns-,  Zins-  oder  Lolinforderung  kom> 
men  mag,  aus  der  Gebundenheit  durch  das  Gemeinschaftsrecht  völlig 
herausgerissen  werden ;  vgl.  oben  S.  446  N.  1. 
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Hiernach  steht  der  Geseüschitft  in  ihrer  Eittbeii  ein  die 
Suhsians^  des  ganzen  Gesellschaftsverniögens  ergreifendes 
Herrschaftsrecht  zu,  das  den  Anspruch  auf  Besitz,  VerwaU 

tiing  und  Genuss  dieses  Vermögens  enthält,  jedoch  um  der 
Werthantlicüc  der  Gesellschafter  willen  durch  die  Pflicht  der 
Erhaltung  und  Verwendung  desselben  f  ür  den  Gesellschafis- 
zwcck  beschränkt  ist'.  Dieses  Recht  an  der  Substanz  bleibt 
unverändert  bei  der  Gesellscliaft,  wennschon  sich  deren 
Trägerschaft  ändert :  es  geht  auch  nicht  zum  kleinsten  Theil 
auf  einen  ausgeschiedenen  Gesellschafter  oder  dessen  Rechts- 
nachfolger über.  Auch  wird  es  in  abgeschwächter  Gestalt 
nach  dem  Wegfall  der  Gesellschaft  von  der  nunmehrigen 
Gemeitischaft  so  lange  ungesondert  festgehalten,  als  das  Ge^ 
sellschaftsband  nachwirkt. 

Gleichzeitig  aber  \scrdcn  den  Gesellschaftern  als  hin- 
:^ehieu  gesonderte  Autheile  am  Gesellschaksvermögen  zuge- 
schrieben*. Dieselben  ergreifen  lediglich  dessen  Werth:  sie 
geben  weder  beim  Bestände  noch  nach  Auflösung  der  Ge- 
sellschaft irgend  einen  Anspruch  auf  einen  Naturaitheil,  er- 
schöpfen sich  vielmehr  in  dem  Anspruch  auf  einen  ihren 
Wenh  darstellenden  Geldbetrag  ^  Sie  lauten  in  jedem  Augen- 


'  Diese  Schranke  wird  durch  H.  G.  B.  .\ri.  105  anerkannt. 

'  Das  H.  G.  B.  spricht  stets  von  einem  »Antheil  am  Gesellschafts- 
vermö£!^cn«  CArt.  106—108,  1^1  —  1^2).  Der  Verf.  hat  dns  Vorhanden- 
sein ideeller  Aniheile  bei  der  1  landelsgL-scllschalt  nicht,  wnc  Laitan J  a.  a. O. 
S.  $8  meint,  bestritten,  sondern  nachdrücklich  bciiauptet ,  Gcnoss.  R.  II 
S.  947  N.  2).  Auch  sonst  aber  richtet  sich  doch  die  Polemik  meist  nur 
gegen  die  Annahme  von  Qjiotenrechten  an  den  eiusetnen  im  Gesell» 
schaftsvennögen  enthaltenen  Sachen  und  Rechten;  so  auch  in  der  Enisch. 
des  R.  G.  V.  24.  Juni  82  C.  S.  Bd.  9  N.  }2  S.  144.  Dagegen  kii^Mien 
allerdings  v.  Hahn  l  S.  364  u.  )66  u.  Bebretid  S.  470  jedes  Vorhanden- 
sein von  Antheilen. 

3  H.  G.  ß.  Art.  131  u.  14}.  Vertragsmäßig  kann  jedoch  der  .'Xntheil 

RccPite  nuf  S.!chi;cbrauch.  \iit/ungsbezüge  in  naturn, /Zuweisung  bestimm- 
ter Sachen  oder  Rechte  bei  der  .\useinanderset;'üng.  volle  N'ntur.ihhcilung 
u.  s.  w.  aufnehmen.  —  Dass  der  ehemalige  Gciellsclulter  seinerseits  den 
Antheil  stets  in  Geld  verlangen  kann  und  nur  aus  besonderer  Abrede 
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blick  auf  bestimmte  Summen  oder  sind  doch  aut  solche 
reducirbar,  drücken  aber  in  Wahrheit  Bruchtheile  des  jedes- 
mal vorhandenen  Gesammtwerthes  aus,  welche  dem  rech- 
nungsmäßigen Verhältniss  des  Nennbetrages  des  einzelnen 
Antheilskontos  zu  dem  Nennbetrage  des  Gesellschaftsver- 
mögens entsprechen Diese  Bruchtheile  aber  sind  nicln  fest, 
sondern  wandelbar,  da  ihr  durch  eine  kapitalistische  Hinlage 
gebildeter  ursprünglicher  Bestand  sowohl  durch  Erhöhungen 
und  Verminderungen  dieser  Einlage,  als  auch  durch  den 
Antheil  an  Gewinn  und  Verlust  wächst  und  schwindet»  mit- 
hin ihr  Nennbetrag  durch  Zu-  und  Abschreibungen  wechselt, 
welche  die  doppelte  Aufgabe  haben,  sowohl  die  X'erande- 
rungcn  des  gemeinsamen  Nenners  der  Bruchtheile  d.  h.  des 
Nennbetrages  des  Gesellschaftsvermögens,  als  auch  die  \'er- 
schiebungen  der  Zähler  der  einzelnen  Bruchtheile  d.  h.  des 
Antheilsverhältnisses  auszudrücken  *,  Demgemäß  können  die 


Anderes  zu  nehmen  braucht,  zeigt  {gcgca  Hemuä  S.  614)  Behrendt,  558 
N.  20  u.  S.  580  N.  30. 

*  Dies  hat  Laband  a.  a.  O.  S.  44—54  vortrcfilich  dargelegt.  Ln- 
richti^  ist  es  aber,  wenn  er  S.  61 — 62  auszuführen  sucht,  dass  es  Gcsell- 
sclialtcr  ohne  »Aniheil«  gebcu  kuiiiic.  Die  Art  der  Buchiuhruiig  allein 
kann  über  die  juristische  Natur  aer  Anrechte  am  Gesellschaftsvcrmögen 
nicht  entscheideD :  auch  der  Gesellschafter  ohne  Kapital-  oder  Partidpa- 
tionskotiU)  bleibt  Thdlhaber.  Jeder  als  gesellschaftliche  Betheiligung  mit 
der  Zugehörigkeit  aur  Gesellschaft  verknöpfte  Anspruch  auf  eine  feste 
Summe  oder  Rent^  ist  kein  wahres  Forderungsrecht,  sondern  ein  auf 
einen  bestimmten  Werthbetrag  fixirter  Antheil  am  Gesellschaftsvcrmögen, 
welcher  daher  im  Gesellschaftskonkurse  nicht  als  Gläubigerrecht,  sondern 
erst  an  einem  etwaigen  Cbcrschuss  als  bevorzugtes  AntheiUrecht  er- 
scheint. Wäre  aber  selbst  der  Antheil  eines  Gesellschafters  dauernd  auf 
Null  festgesetzt,  so  würde  er  sich  doch  als  Antheil  manifestiren,  sobald 
dem  Gesellschafter  aus  der  von  ihm  kraft  setner  Sonderhnft  geleisteten 
Zahlung  einer  Gesellschaftschiild  ein  Deckungsanspruch  erwüchse;  denn 
dieser  Anspruch  wäre  durcliwc;^  und  insbesondere  wieder  im  Konkurse 
als  Anspruch  eines  Thcilhabcrs  am  (jcscliscbaris\'crmögen  auf  Aus- 
gleichung /u  bchandchi.  auch  unten  S.  501  \.  2.  • 

*  H.  G.  B.  An.  106—107;  l.ahiind  S.  46  il.  Es  versteht  sich  von 
selbst,  dass,  wenn  es  an  einer  Hinlage  fehlt,  die  in  Art.  107  angeord- 
neten Zu'  und  Abschreibungen  troudem  stattfinden  und  nur  eben  aa  oder 
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Quoten  (Ter  Thcilhabcr  nicht  blos  von  Hause  aus  ungleich 
sein»  sondern  auch  jederzeit  ungleich  werden Der  Antheil 
kann  ferner  in  zwiefacher  Weise  eine  negative  Werthgrösse 
bedeuten,  indem  er  einerseits,  falls  der  Gesammtwerth  des 
Gesellschaftsvermögens  unter  Null  sinkt,  einen  Antheil  an 
einem  iinterwerthigen  Vermögen  d.  h.  einen  gesellschaftlichen 
Scliuliiaiulicil  bezeichnet*,  anürcrsciis,  fiills  er  selbst  einen 


von  Null  erfolgen.  —  Vertragsmäßig  kann  die  VcranJciliclikc^t  der 
Qyotcu  beliebig  modificirt,  daher  auch  durch  Fixirung  des  Wcrthgchalts 
eines  Amheils  (vgl.  die  vor.  Note)  erhöht  oder  umgekehrt  durch  Fixi- 
rung der  Bruchthetle  abgeschnitten  werden.  Letzteres  ist  insbesondere 
auch  durch  die  Einkleidung  der  Amheile  in  ein  für  alle  Mal  fest  be 
stimmte  Theilbetr.if;c  eines  Nennkapitals  nach  Art  von  Aktien  möglich. 
In  allen  Fällen  jedoch  muss  die  Summe  der  Anthcile  jederzeit  dem  Gan- 
zen gleich  sein,  so  dnss  die  als  Sunmicn  ausi^cJrückten  Antheilc  /:u^.^m- 
men  den  Kennbetrag  des  Gescllsciiaüsvcrniugens  ergeben  niusscn,  jcd<ich 
ihrem  wirklichen  Inhalt  nach  vielmehr  zusammen  stets  den  etwaigen 
höheren  oder  geringeren  wirklichen  Werth  des  Gesellschaftsvermögens 
darstellen;  Laha»d  S.  so— S'  u.  $9—60. 

■  Laband  S.  54  N-  17.  Indess  folgt  die  Ungleichheit  immer  erst 
aus  besonderen  Festsetzungen  oder  Handlungen.  Denn  da  ein  Recht  oder 
eine  Pflicht  zu  einer  Einlage  überhaupt  nur  kraft  ausdrücklicher  Verein- 
barung eintritt,  eine  Handelsgesellschaft  ohne  alle  Einlagen  aber  denkbar 
bleibt,  so  würden  sich  aus  blosser  Anwendung  der  dispositiven  Gcsetzes- 
rcgeln  durch  die  Zu-  oder  Abschreibunti  von  Koptanlheilen  an  Gewinn 
oder  Verlust  (Art.  109  mit  Art.  107)  gleiche  Antlieile  erflehen.  Rhenso 
aber  würden  im  Falle  gleicher  Hinlagen  —  und  im  Zweite!  wird  docli 
eine  Vermuthung  für  die  Gleichl^t  der  kapitalistischen  Beitragsptlicht 
nicht  abzulehnen  sein  —  die  Antheile  so  lange  gleich  bleiben,  als  nur 
der  gesetzlichen  Regel  (Art  106)  nadigelebt  würde. 

*  Ist  die  Gesellschaft  überschuldet,  so  sind  im  Zweifel  sämmtliche 
Amheile  Schuidantheile  und  zwar  gleich  grosse  Schuldantheile  (Art.  109) ; 
möglicher  Weise  aber  kann  auch  in  Folge  einer  Ungleichheit  der  Antheile 

nur  der  eine  oder  andere  eine  negative  Grosse  bedeuten  (vgl.  den  Schluss 
der  folgenden  Anm.).  Der  ordnunf^sm.ilMizc  Ausdruck  eines  solchen  An- 
theiles  nn  einem  gesellschaftlichen  Pnssiv\  crnu)<:tn  ist  ein  P.issi\  sa!do ; 
doch  können  auch  nominelle  Aktivsaldi  in  W'alirheit  l'as>iv:»aldi  sein. 
Wie  der  Aktivsaldo  nur  scheinbar  eine  Forderung,  so  ist  ein  solcher 
Passivsaldo  nur  scheinbar  eine  Schuld  an  die  Gesellschaft.  Er  bezeichnet 
vielmehr  einen  Antheil  an  einem  Unterwerth  des  Gesellschaftsvermögens, 
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ne<;ativcn  Bruchtheil  ausdruckt,  als  unterwerthigcr  Anihcil 
am  Gesellschaftsvermögen  eine  Ausgleichsschuld  gegenüber 


dessen  Realisirung  der  gesetzlichen  Regel  zufolge  erst  nach  Lösung  des 
Gesellschattsbandes  einseitig  erzwungen  werden  kann.  Diese  Realisirung 
erfolgt  an  sich  durch  anthcilmäßige  Deckung  des  Dehcits,  d.  h.  also  durch 
die  Einzahlung  des  dem  negativen  Werthe  des  Antheils  entspredienden 
Geldbetrages  zu  dem  hierdurch  auf  Niehls  zurückzuführenden  GescU- 
schaftsfonds.  Denn  wie  ein  aktiver  Restbestand  des  Gesellschafisver- 
mögens  durch  Vcrtheilung,  so  wird  ein  passiver  Restbestand  desselben 
durch  ^nschuss  au^elOst  Doch  ist  auch  dne  Rsalisirung  ohne  Ver- 
mittlung der  Gesellschaftskasse  möglich,  indem  die  Gläubiger  direltt  voo 
den  eiozelnen  Gesellschaftero  befriedigt,  von  diesen  aber  wegen  einer 
ihren  Verlustantheil  übersteigenden  Zahlung  Regressanspriiche  gegen  die 
anderen  Gesellschafter  erhoben  werden.  Im  Falle  des  Gesellscfaaftskon- 
kurses  steht  sogar,  da  dessen  Beendigung  abgewartet  werden  muss  und 
die  Regulirung  der  Ausfallsdcckung  nicht  in  einem  etwa  lediglich  zu 
diesem  Behufe  anzuschliessenden  Liquidationsverfahren  erfolgt,  nur  der 
letztgedachtc  Weg  offen  (also  Rcgressnahme  der  Gesellschafter  oder  ihrer 
Konkursmassen  gegen  einander;  vgl.  über  die  Regressansprüche  der  Kon- 
kursmassen LM  i^'cn  einander ÄrwauJ  S.  6 lOji^f/rrfMf/  5^3  N.  26).  Wird  kein 
Konkurs  erönnet,  so  kann  nicht  nur  der  Verlustantheil  eines  ausgeschie- 
denen oder  ausgeschlossenen  Gesellschafters  von  der  tortgesetzten  Ge- 
sellschaft, sondern  doch  wohl  auf  Grund  de^  An.  142  Abs.  1  mit 
Art.  157  Abs.  I  u.  141  Abs.  2  auch  der  Verlusuntheil  des  Theilhabers 
einer  aufgelösten  überschuldeten  GeseUschaift  von  der  Uquidationsgesell- 
Schaft  eingefordert  werden.  Will  man  aber  auch  nach  Maßgabe  unseres 
positiven  Rechtes  den  Liquidatoren  die  Befugniss  zur  Zwangsrealistrung 
der  Verlustantheile  absprechen  (so  Bthrend  S.  $77  N.  at  u.  579  K  2^ 
so  bleibt  doch  der  nach  Beendigung  der  Liquidation  wie  des  Konkurses 
allein  noch  durchführbare  Regressanspruch  der  einzelnen  prägravinen 
Gesellschafter  ein  von  dem  Deckungsanspruch  der  untergegangenen  Ge- 
sellschaft abgeleitetes  Recht.  Man  muss  mit  anderen  Worten  auch  nach 
dem  gänzlichen  Wegfall  einer  Gesellschaftskasse  i"h  eine  solche  als 
Durchgangspunkt  der  Regulirung  vorstellen.  Darum  ist  die  St  reit!  rage, 
ob  ein  durch  Insolvenz  eines  mit  einem  derartigen  P.issivsaldo  belasteten 
Gesellschafters  herbeigeführter  Ausfall  auf  sanmitliche  übrige  Gesell- 
schafter nach  Maßgabe  ihrer  V'erlusuatheile  zu  übertragen  ibl  (so  Jurr- 
back  Gc'>ellschaftsw.  S.  117,  v.  Hahn  Art.  142  5  S»  R^ft^  G.  S.  581, 
iMiii^  a.  a.  O.  S.  42})  oder  nur  die  Aktivsaldi  nach  Verhältniss  der 
Guthaben  trifft  (so  PitMt  zu  An.  14a  u.  BArtnd  S.  579  N.  27),  im 
ersteren  Sinne  zu  entscheiden;  denn  es  handelt  sich  dabei  in  der  Tbat 
um  einen  Verlust  der  Gesellschaft  als  solcher. 
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den  anderen  Amheilen  darstellt'.  Ebenso  kann  natOrtich  der 
Antheil  gerade  auf  Null  lauten 

Diese  ideellen  Antheile  der  Einzelnen  nun  sind  für  die 
Dauer  des  Geselhchaftsverhältnisses  durch  die.gesammte  Hand 

ihrer  Subjekte  stren«^  gchiutden.  Sie  sind  dulici  zw  11  gc^cn  ein- 
seitige gesellschaftliche  Eingriffe  in  ihren  Bestand  gesichert'. 


>  Dieses  Verhältniss  findet  stets  seinen  Ausdradc  in  emem  Passiv- 
saldo, der  bei  den  übrigen  Antheilen  als  entsprechende  Erhöhung  der 
Aktivsddi  wiedererscheint.  Hier  drückt  der  Passivsaldo  nicht  einen  An- 
theil an  einem  Unterwerth,  sondern  einen  untcrwerthigen  Antheil  aus 
(7.  B.  —  */4  neben  */4).  Derselbe  ist  wiederum  keine  Schuld,  sondern 
äussert  sich  nur  bei  der  nach  der  gesetzlichen  Re*^el  erst  im  Falle  der 
Lösung  (icb  Gescllschaftsbandcs  einseitig  erzwingbaren  Rcalisiruug  in 
einer  verhältnissmäßigen  Zahlungspflicht,  wekfae  jedoch  hier  niemals  gegen 
die  Gesellschaft,  sondern  nur  gegen  die  übrigen  einzelnen  Gesdischafter 
nach  Maßgabe  des  Oberschusses  ihrer  Antheile  über  ein  Ganzes  begrün- 
det ist ;  vgl.  V.  Hahn  I  S.  363 — 364,  lAStig  S.  ^69,  Behrmd  S.  502.  Einen 
Passivsaldo  dieser  zweiten  Art  haben  daher  die  Liquidatoren  in  der  That 
nicht  zu  realisiren  (Hrk.  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  5  N.  90  S.  ^91).  Und  die 
Insolven?:  des  Belasteten  trifft  hier  in  der  Tii.u  nur  die  Re<^ressberech- 
tigten  im  Verhältniss  ihrer  Guthaben.  —  Möglicherweise  können  natür- 
lich beide  Arten  des  negativen  Werthantheils  in  einem  Passivsaldo  zu* 
sammentrefTen ;  dann  enthält  derselbe  zugleich  eine  eventuelle  Beitrags- 
pflicht zum  Gesellschaftsfonds  behufs  Dedcung  d»  De6dt  und  eine 
•  eventuelle  Zahlungspflicht  an  die  übrigen  Gesellschafter  behufs  Aus- 
gleichung der  Antheile.  (Wäre  z.  B.  bei  der  Auseinandersetzung  der 
Best.ind  des  Gesellschaftsvermögens  —  1000,  der  Saldo  von  A  -f  600, 
von  H  4-400,  von  C  — 2000,  so  hätte  C  1000  zum  Gesellschaftslonds, 
büo  an  A  und  400  an  B  zu  zahlen.)  Beide  Bestandtlieile  sind  dann  ver- 
schieden zu  behandeln. 

■  Der  Antiicii  des  Gesellschalters  ohne  Einlage  lautet  ^unai,h:.i  aal 
Null,  maniicstirt  aber  sdn  Vorhandensein  in  der  durch  Art  107  u.  109 
anerkannten  Entwicklungsfähigkeit  zu  einer  positiven  oder  n^tivcn 
Grdsse.  Ebenso  kann  jeder  positive  oder  negative  Antheil  durch  Ab- 
oder  Zuschreibungen  zeitweise  auf  Kuli  zurQckgcfulm  werden,  ohne  hier- 
mit seine  Lebenskraft  einzubüssen.  (Vgl.  auch  oben  S.  498  N.  i  über  einen 
dauernd  auf  Null  festgesetzten  Antheil.)  Somit  ist  allerdings  der  auf 
Null  lautende  .\ntheil,  nbschon  ohne  aktuellen  Werihinhalt,  kraft  seines 
potentiellen  Gehalts  ein  wirklicher  »Antheil«  von  juristischer  Erheblichkeit. 

3  Insbesondere  gegen  jede  \'erschiebung  durch  \'crmchrung  oder 
Verminderung  der  Theilhaberzahl  (H.  G.  B.  Art.  y8  Abs.  i,  127—128), 
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aber  auch  der  einstitigen  V  erfügung  des  Gesellschafters  der- 
gestalt entzogen,  dass  sie  weder  durch  Veräusserung  noch 
durch  Anstellung  der  Theüungsklage  ganz  oder  theilweise 
realisirbar  smd^  Gleichwohl  sind  sie  nach  der  gesetzlichen 
Regel  nicht  wirkungslos*.  Denn  sie  begründen  einen  Anspruch 
auf  eine  verhältnissmaßige  Kapitalrente,  welche  den  Xarncn 
»Zinsen«  lührt  K  Dieser  Anspruch  aber  ist  jährlich  realisir- 
bar^. Auch  wohnt  ihnen  die  Kraft  iiine,  nicht  blos  den  Be- 
trag dieser  Rente^  sondern  auch  den  Betrag  des  Ant  Heils  am 
Gewinne  in  sich  aufzunehmen  und  so  durch  die  in  Bestand- 
theile  des  Kapitalantheils  verwandelten  Ertragsamheile  zu 
wachsen,  während  sie  umgekehrt  durch  die  Verlustanthcilc 
und  die  befugte  Herausnahme  von  Kapital-  oder  Hrirags- 
antheiicn  sich  mindernd  Dagegen  ist  im  Übrigen  sowohl 


gegen  jede  willkürliche  Vcrgrösserung  oder  Verkleinerung,  gegen  jede 
völlige  oder  theilweise  Rcalisirung  durch  Auszahlung  resp.  Einforderung 
u.  s.  w.  Alles  vorbehaltlich  abweichender  Abreden. 

*  H.  G.  B.  Art.  98  Abs.  2  u.  108  Abs.  i.  Auch  die  Rcalisirung 
seines  negativen  Antheils  durch  Zahlung  k.inn  der  (jcscllschafter  nicht 
erzwingen;  Lastig  S.  369.  Alles  wieder  vorbclialtlich  der  Vertragslreiheil. 

*  Mit  Unrecht  bezeichnet  sie  Thol  J  96  .ils  liunpralitibch«. 

^  H.  Cj.  B.  Art.  106  (im  Zwcikl  vier  von  Hundert)  Diese  Rente 
ist  /un.tciist  eine  vor  der  Ansetzung  von  Gewinn  auszuscheidende  Er- 
tragsquote, nöthigenfalls  aber  eine  die  Gesellschaft  als  Verlust  treiFcnde 
jEurückzugewährende  Kapitalsquote.  Dass  es  sich  nicht  um  echte  »Zin- 
sen« handeh,  ist  nie  verkannt  worden ;  v»  Hahn  S.  360,  Renaud  S.  ^09^ 
BArend  S  70  N.  7,  Laikani  S.  42—44. 

4  H.  G.  B.  Art  108  Abs.  2.  Selbst  wenn  das  Kapiul  dazu  an- 
gegriffen werden  muss. 

>  H.  G.  B.  Art.  106  u.  107.  Dieses  Wachsen  und  Schvirinden  der 
Antheile  kann  mangels  anderer  Abrede  —  abgesehen  von  der  durch 
Art.  108  Abs.  2  dem  Gesellschafter  eingeräumten  Macht  —  weder  die 
(icsellschaft  noch  der  Gesellschafter  einseitig  hemmen.  Die  Abschreibung 
der  w.ilirend  eines  Geschäftsjahres  befugt  entnommenen  Gelder  erfolgt 
am  Schluss  des  Geschäftsjahres  unter  Hinzurechnung  von  »Zinsen«.  Da- 
bei handeh  es  sich  wieder,  wenn  .luch  die  Buchung  »zur  Laste  de>  Ge- 
sellschafters erlolt^t,  nicht  um  eine  wirkliche  »Schuld»«  desselben,  \\  ie  sie 
aus  der  unbeju^icn  lüitn.ilmie  von  deidern  in  der  That  entsteht.  Sü  mit 
Recht  das  Erk.  des  R.  G.  v.  u.  Dec.  80  C.  S.  Bd.  j  N.  18  S.  59—60 
(Seuff.  Bd.  56  N.  284). 
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der  Anspruch  auf  einen  Ertragsantheil  als  die  Pflicht  zur 
Tragung  eines  Verlustantheiles  vom  Wenhantheil  unab- 
hängijj Vielmehr  fliesst  unmittelbar  aus  der  Personalgemein- 

sjult  lur  jeden  Cicscllschaitei  ein  im  Zweifel  gleiches  Son- 
derrecht auf  einen  jährlichen  Gcwinnantheil,  das  wiederum 
jährlich,  jedoch  nur  bedingt  reaUsirbar  ist%  und  eine  im 
Zweifel  gleiche  Sonderpflicht  zur  Übernahme  eines  jährli- 
chen Verlustantheils,  deren  Realisirung  jedoch  während  der 
Dauer  des  Gesellschaftsbandes  von  keiner  Seite  erzwungen 
werden  kann Lndlich  erscheint  der  Antheil  am  Gesell- 
«ichaftsvermögen  weder  als  Grundhi^^e  noch  als  Maßstab  der 
riieihiahme  an  der  gesellschaftlichen  Verwaltung  und  Nutzung 
der  Vermögenssubstanz  und  den  mit  ihr  gegebenen,  unter  An- 
derem zum  Schutz  des  eignen  Sonderantheils  bestimmten 
Rechten^ 

Für  den  Fall  der  Lösimg  des  GcseUschaftsbandes  enthält 
der  Werthantheil  eine  unentziehbare  individuelle  Amvart- 
icbap  mi  einen  seinem  derzeitigen  Werthbetrage  entsprechen- 
den Geldbetrag.  Dieses  anwartschaftliche  Sonderrecht  ist 
schon  während  des  Bestandes  der  Gesellschaft  der  freien 
Verfügung  des  Gesellschafters  unterworfen  Mit  der  Lösung 
des  Bandes  verwandelt  es  sich  in  ein  gegenwärtiges  Recht  auf 
Wcrthrcahsirung  durch  Ermittlung  und  Auszahlung  der  äqui- 


'  H.  G.  B.  Art.  109.  Durch  Vcrtra*,'  kann  der  KopUhciluiig  jede 
Jnderc  Ar:  der  ThciJung,  insbesondere  also  auch  die  nach  Antbeiien,  sub- 
siituin  werden. 

'  Nur  rtsoweii  es  nicht  zum  olicnbaren  Nachthei!  der  Gcscllschalt 
gereicht«;  An.  108  Abs.  2.  Dn<^e{^en  ist  die  jährliche  Zuihciluiig  der 
Gcwinnquciie  .ils  solcher  cmc  Jcliiiitive. 

J  H.  G.  B.  Art.  92.  Dagegen  ist  wiederum  die  jährhche  Zutheilung 
der  Verlustquotc  als  solcher  eine  endgültige. 

*  Der  Gescllschaftsvertrag  kann  jedoch  die  Stellung  des  Gesell- 
schafters mit  dem  Vermüi?ei\sant)icii  desselben  vcrkncpk-n  oder  nach  der 
Grösse  de»selb€n  abstufen,  )a  nach  Art  der  Aktie  garuiicii  vuui  Amliui 
abhängig  machen. 

>  H.  G.  B-  Art.  98  Abs.  2. 
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valenten  Geldsumme*.  In  dieser  Gestalt  verbleibt  der  Antheii 
am  Gesellschaftsvermögen  dem  ausgeschiedenen  oder  aus- 
geschlossenen Gesellschafter  und  semem  Rechtsnachfolger, 
wird  jedoch  durch  die  zwischen  ihm  und  der  Gesellschaft 

behufs  Herbeiführung  der  Auseinandersetzung  fortbestehende 
Gemeinschaft  immer  noch  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
gebunden  \  Ebenso  entfalten  sich  durch  die  völlige  Auflösung 
der  Gesellschaft  sämmtliche  Antheile  zu  festen  und  realisir- 
baren  Wenhquoten,  bleiben  jedoch  behufs  der  Feststellung 
und  Realisirung  in  den  fortwirkenden  Zusammenhangs  ge- 
bannt  ^  Ist  der  Aiuhcil  eine  iicg.uive  Wertligrösse,  so  ein- 
hält er  an  Stelle  der  Anwartschaft  auf  einen  Geldbetrag  viel- 
mehr eine  eventuelle  Zahlungsptlicht,  welche  mit  der  Lösung 
des  Geseilschaftsbandes  sich  in  eine  gegenwärtige  Verbind- 
lichkeit zur  Realisirung  des  Wenhanspruches  der  GeseUschaft 
oder  der  übrigen  Gesellschafter  verwandelt*. 

Bei  der  Koinivuitiditgescllschajl  gelten  die^selbcn  Principien 
mit  den  durch  die  besciiränkte  Antheilnahme  der  Komuuu- 
ditisten  am  Verlust  bedingten  Modifikationen  ^ 


'  Wenn  das  R.  O  H  0.  im  Hrk.  v.  27.  Juni  74  Bd.  14  N.  2  S.  5 
sagt,  mit  der"  Auflösung  der  Cc-clkchaft  gehe  das  \'eniiögensgan7e  nin 
eine  Mehrheit  von  Vermögensobjckten«  über,  »an  welchen  nunniclir  die 
antlieiligen  Rechte  der  einzelnen  Gesellschafter,  gelöst  aus  den  ihnen 
durch  jene  l'uiheit  auferlegten  Beschränkungen,  in  ihre  naiurgcmai^c 
Wirksamkeit  treten«,  so  ist  dies  nur  insoweit  richtig,  als  dabei  lediglich  an 
die  Werthquoten  gedacht  wird.  Denn  an  den  dozeloen  Vermögeosbe» 
standthe'den  treten  auch  jeut  keine  gesonderten  Antheiisrechte  in  Wirk- 
samkeit. 

*  H.  G.  B.  Art.  i)0—i{i.  Über  die  Berechnung  des  Antbeils  vgl. 

BArend  S.  557  ff. 

'  H.  G.  B.  Art.  137,  141  — 145.  Ebenso  im  Gesellschaftskoakurse. 
Über  die  Berechnung  des  Antheils  vgl.  Behrntd  S.  578  N,  24—2$. 

*  Vgl.  oben  S.  499  N.  2  bis  S.  501  N.  1. 

5  H.  G.  R.  Art.  161  — 162.  Da  der  Kommanditist  an  dem  Verlust 
nur  bis  zum  Betrac^c  seiner  eingezahlten  oder  rückst.indigcn  Einlage  Theil 
nimmt,  die  rückständige  Einlage  aber  als  Gesellschaftsfordcrung  zum  Ge- 
sellschaftsvermögen gehört  (vgl.  Schweiz.  Obl.  R.  Art.  60H  Abs.  2),  so 
kann  sein  Antheii  niemals  unter  Null  sinken ;  er  kann  immer  nur  auf 
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Dagegen  ist  bei  der  AkitenkottmiandUgesdlschaß  dos  Rechts- 
verhältniss  am  Vcrmögensgaiwcn,  das  hier  auch  unter  den 
Gesellschaftern  in  seinen  GrundzQgen  dem  Vertragsbelieben 
entrückt  ist,  v(^lUg  abweichend  normirt.  Das  Herrschafts* 
recht  der  Gesellschaft  an  der  Substanz  ist  im  Interesse  der 
einzeben  Theilhaber  gebunden'.  Die  Werthantheile  der  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafter  sind  in  Folge  der  ihnen 
auferlegten  l:inLigcpt]iw:hi  ci^cnihuiiilich  L^L'M.iltet  ^Die  Werth- 
antheile der  Kommanditisten  aber  sind  vollküinmen  nach  dem 
Muster  der  Antheile  in  der  Aktiengesellschaft  ein^^erichtet, 
so  dass  sie  als  feste  Quoten  erscheinen,  als  solche  in  werth- 
papiermäßiger  Verkörperung  nach  einer  besonderen  gesell- 
schaftlichen Vermögensrechtsordnung  erworben,besessen  ,über- 
tragen  und  verloren  werden,  gleichzeitig  aber  das  Fundament 
und  den  Kern  der  gesammten  Theilhaberschaft  bilden  K  Hier 


Grund  seiner  Einlagcpflicht,  niemals  auf  Grund  einer  weitergehenden 
Deckunpspflicht  zur  Ausfülkinp^  eines  Deficits  des  Gcscllschaftsvermöpens 
hcrnngczopen  werden,  zur  Konipletining  der  übrigen  Antheile  aus  Priv.u- 
miticln  aber  überhaupt  nicht  vcrptlichiet  sein.  (Alles  vorbehaltlich  an- 
derer Abrede,  vgl.  Bfhrmd  §  88  S.  631.)  Andrerseits  ist  sein  Recht  auf 
Realtuning  des  Gewinnes  beschränkter  als  das  des  persönlich  haftenden 
Gesdlschafters,  indem  es  ginxlich  wegflUt»  so  lange  die  ursprüngliche 
Einlage  durch  Verlust  vermindert  ist  (Über  die  Frage  seiner  eventuellen 
Wiedererstattungspflicht  vgl.  iVen^  S.  439  u.  Behrend  §  88  N.  19).  End- 
lich ist  st.itt  der  Vertlicilung  von  Gewinn  und  Verlust  nach  Kc'ipfcn  die 
I  cststellung  des  Vcrtheilungstusscs  durch  richterliches  Ermessen  «ur  sub- 
sidiären Gesetzesrege!  erhoben. 

'  Die  Beschrankungen  besteiien  grösstenthciis  gletciuciüg  zu  Gun- 
sten Dritter  und  der  einzelnen  Gesellschafter.  So  insbesondere  die  Vor- 
Schriften,  weiche  hier  die  wirkliche  Herstellung  und  Erhaltung  des  nomi- 
nellen Vermögensbestandes  (Art.  1751»,  175'»  17$«,  176,  iSo^,  180-',  bis 
l8oi,  i8r,  18},  184*,  184^  18 1  ',  197),  die  Übereinstimmung  der  for- 
mellen Werthfeststellungen  mit  den  wahren  Werthverhäknissen  (Art.  1S5, 
i85'',  185').  die  Bildung  eines  Reservefonds  (Art.  185^),  den  Aufschub 
der  völligen  oder  theilweisen  Aufiheilung  des  Gesellschaftsvemiögens 
bis  zum  Ablauf  einer  einjäiirigcn  Sicherungsfrist  (Art.  201  u.  20$;  zu 
erzwingen  suchen.   Vgl.  unten  S.  510  N.  I. 

*  H.  G.  B.  Art.  174«,  i8ol^  Abs.  },  181. 

»  H.  G.  B,  Art.  17  j,  173*,  17 $S  18a,  18 j,  18 1». 
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ist  daher  einerseits  der  in  der  Aktie  verkörperte  Antheil 
Grundlage  und  Maßstab  der  1  iieilnahme  des  Kommanditi- 
sten an  der  Darstellung  der  Gesellschaft  im  Bereiche  ihrer 
einheitlichen  Herrschaftssphäre'.  Andrerseits  verknüpfen  sich 
mit  diesem  Antheil  sämmtliche  kommanditistischen  Sonder- 
rechte» welche  im  Einzelnen  durchaus  nach  den  in  der  Aktien* 
gesellschaft  vorgebildeten  Typen  ausgestaltet  sind  und  so- 
mit thatsächlich  nur  die  Stärke  von  jura  singulorum  in  uni- 
versiiate  erreichen  *. 

b.  Im  VeiLuilinii^  {u  Drillen  ist  schon  bei  der  offenen 
Gesellschaft  das  Maß  von  Cemeinschaftlichkcit  und  Sonde- 
rung in  Ansehung  des  Higenthums  am  Gesellschattsvcrniögen 
im  Ganzen  durch  das  Gesetz  selbst  zwingend  normirt. 

Hinsichtlich  der  Stihstan^  des  Gesellschaftsvermögens 
erscheint  die  Gesellschaft  nach  aussen  hin  in  unabänderlicher 
Weise  als  Herrschaftsträgerin.  Dies  äussert  sich  sowohl  für 
als  gigm  Dritte.  In  der  ersten  Richtung  wird  auf  dem  Wege 
der  gesellschaftlichen  Repräsentation  durch  gesellschaftliche 
Verfügung  mit  unbedingter  und  för  den  einzelnen  Gesell- 
schafter unanfechtbarer  Wirkuni^  das  Gesellschaftsvermögen 
gebildet,  vermindert  und  belastet.  Doch  ist  insoweit  eine 
Schranke  anzuerkennen,  als  der  einzelne  Gesellschafter  eine 
offensichtlich  ausser  dem  Bereiche  der  Gemeinsphäre  liegende 
gesellschaftliche  Disposition,  welche  auf  Beseitigung  oder 
Kürzung  seines  Wenhantheils  gerichtet  ist,  nicht  gegen  sich 
gelten  zu  lassen  braucht'.  Umgekehn  unterliegt  die  Herr- 
schaft der  Gesellschaft  über  ihr  Vermögen  zu  Gunsten  Driner 


'  H.  G.  B.  .\rt.  186  u.  190. 

^  lu  dieser  Hinsicht  leidet  Alles  analoge  Anwendung,  was  oben 
S.  240  ff.  ausfjcführt  ist.  Die  Unterschiede  beginnen  erst,  wo  die  un- 
gleiche Organisation  Uer  Willensgemeinschaft  sich  gehend  macht,  daher 
insbesondere  bei  den  Minoritätsrechten.  Es  ist  daher  oben  auch  die 
Praxis  in  Ansehung  der  Sonderrechte  der  Kommanditaktionäre  mitbe» 
nutzt  worden. 

'  So  2.  B.  eine  ohne  Zusammenhang  mit  dem  Geschäftsbetriebe 
vorgenommene  reine  Liberalität  \  vgl.  Bthrtnd  jj  72  N.  6  S.  $08. 
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nur  den  jeder  Verniögensherrschaft  auferlegten  Beschrän- 
kungen, so  dass  insbesondere  die  Gesellschaftsgläubiger  kein 
specielles  Recht  auf  die  Erhaltung  des  ihnen  verhafteten 

GcscllschattsvcrniöLicns  in  seinem  Bestände  haben  und  Jcn- 
halb  Verschiebiin^i^en  der  Grenze  zwischen  der  Gemeinsphare 
und  den  Individualsphären  der  Gesellschafter  nicht  hindern 
können*.  Dies  ändert  sich  jedoch  im  Falle  des  Gesellschafts- 
konkurses, durch  dessen  Eröffnung  das  Gesellschaftsvermögen 
als  ein  zunächst  nur  zur  Befriedigung  der  Geselischaftsgläu- 
btger  bestimmtes  Sondervermögen  in  seinem  Bestände  ge- 
festigt wird*. 

Demgemäß  stellen  sich  die  Werihantheile  am  GesetU 
schaftsvernnögcn  nach  aussen  bin  nothyrendig  als  Bestand- 
theile  der  Sondersphären  der  Gesellschafter  dar.  Sie  gehören 

indess  eben  nur  insoweit,  als  sie  in  jedem  Augenblick  zu 
Iiidividu.ilreciu  entfaltet  sind,  dem  Privatvennögen  an,  so 
dass  ihre  gesellschaftliche  Gebundenheit  auch  nach  aussen 
wirkt.  Doch  ist  in  dieser  Hinsicht  der  vertragsmäßigen  Bin- 
dung eine  unüberscbreitbare  gesetzliche  Grenze  gezogen. 
Hiernach  werden  einerseits  durch  Privat  Verfügung  eines  Ge- 
sellschafters über  seinen  Antheil  trotz  der  Nichtniitwirkung 
oder  des  Widerspruches  der  Gesellschaft  insoweit,  aber  auch  ' 
nur  insoweit  Rechte  Dritter  erzeugt,  als  es  sich  um  die  in 
dem  Antheil  enthaltenen-  Ansprüche  auf  Realisirung  einer 
Hrtragsquote  beim  Bestände  und  einer  Werthquote  nach 
Losung  des  Gesellschat'tsbandes  handelt  \  Mit  derselben  Mnß- 
iiabe  bildet  der  Antheil  des  Gesellschafters  gleich  den  son- 
stigen Stücken  semes  Privatvermögens  ein  seinen  Privat- 


»  Vgl.  oben  S.  460  N.  2. 

'  H.  G.  B.  Art.  122;  Lahüni  S.  20—21 ;  Bdtrmd  $  83. 
'  H.  G.  B.  Art.  98  Abs.  3.   Der  Unterbetheiligte  oder  Antlieils- 
erwerbcr  erlangt  kein  in  der  persönlichen  Stellung  eines  Gesellschafters 

wurzelndes  Recht ;  er  kann  auch  vom  Geseüschalter  nichts  verlangen, 
was  mit  dessen  Pflichten  gegen  die  Gesellschatt  unvereinbar  ist;  Krk. 
des  R.  O,  H.  G.  V.  18.  Jan.  78  Bd.  2j  N,  41  S,  120—123.  Vgl.  Behrend 
S  67  N.  17. 
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gläubigem  behufs  Befriedigung  oder  Sicherstellung  zugäng- 
liches Objekt',  mithin  auch  im  Falle  des  Gl  cllschaftskon- 
kurses  einen  Bestandtheil  des  demselben  entzogenen  Privat- 
vermögens bezw.  der  Privatkonkursmasse*.  Das  Recht  der 
Pnvatgläubiger  ist  indess  dadurch  verstärkt«  dass  ihnen  auf 


'  H.  G.  B.  Art  119.  Die  Privatgläubiger  können  daher  auch  die 
durch  dcQ  Gesellschaftsvertrag  erlaubte  oder  von  sammtUchen  Gesell- 
schaftera  bewilligte  Veräusserung  des  Anthdls  dutvh  Arrest  iuhibiren ; 
Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  4.  Febr.  74  Bd.  12  N.  84  S.  2 $9^26).  Kiemais 
dagegen  können  sie  auf  Grund  einer  Beschlagnahme  von  Zinsen  und 
Gewinn  oder  des  künftigen  Antheils  persönliche  gesellschaftliche  Rechte 
ihres  Schuldners  (z.  B.  auf  Einsiclit  in  die  Handelsbücher  der  Gesell- 
schaft) geltend  machen  ;  Erk.  des  Obst.  G.  Wien  b.  Seuff.  Bd.  $5  N.  49  S.79. 

*  Die  Gebundenheit  der  Antheilsrechte  zeigt  sich  darin,  dass  die 
Privatgläubigcr  deren  Feststellung  im  Gcsellschaftskonkursc  abwarten 
und  anerkennen  müssen.  Ergiebt  sich  ein  Cberschuss,  so  fallt  derselbe 
nach  Antheilcn  in  die  Privatvermögen  be;^\v.  in  die  Privatkonkursniassen. 
Ergiebt  sich  ein  Ausfall,  so  erscheinen  die  hiermit  konstatirtcn  Passiv- 
saldi der  Gesellschafter  als  Schuldbestandtheile  ihrer  Privaivermögen. 
könnicii  daher  im  Falle  des  Ti  ivatkonkurses  von  den  Gesellschafisglau- 
bigem  als  Gesellschaftsforderungen,  jedoch  eben  nur  in  Konkurrenz  mit 
den  Forderungen  anderer  Gläubiger  gegen  das  Privatvermögen  geltend 
gemacht  werden.  Da  aber  jeder  Gesellschaftsgläubiger  lugleich  Privat- 
gläubiger  jedes  Gesellschafters  auf  das  Ganze  ist,  so  kann  er  auch  und 
wird  der  Regel  nach  im  Privatkonkurse  des  einzelnen  Gesellschafters 
seinen  gati^em  Ausfall  liquidiren.  Aus  diesem  Verhältniss  (nicht  btos  aus 
dem  von  Ijiband  S.  20  N.  25  hervorgehobenen  Gesichtspunkt)  folgt,  Jass 
die  durch  H.  G.  B.  Art.  122  den  Landesgesetzen  vorbehaltene,  jedoch 
durch  die  R.  Konk.  O.  allgemein  beseitigte  Gewährung  eines  Ai>sonde- 
rungsrechtes  der  Pnvatgläubiger  be^'ü^^lich  des  Privatvermögens  inkon- 
sequent ist.  *^'in  solches  Absonderungsrf^ht  unbedingt  eingeräumt, 
so  wird  durcli  den  Konkurs  der  Antheil  des  Gesellschatters  am  gesell- 
ichaftlichen  Passivvermögen  aus  seiner  hidividualsphäre,  welcher  er  doch 
angehört,  herausgerissen;  werden  die  Gesellschaüsgläubiger  nur  in  Hölie 
der  gesellschaftlichen  Deckungsansprüche  au  den  einzelnen  i^nvatkonkur- 
sen  betheiligt,  so  wird  durch  den  Konkurs  die  Solidarhaft  nicht  blos 
suspendirt,  sondern  den  Privatglaubigem  gegenöber  beseitigt.  —  Von 
selbst  versteht  es  sichi  dass  die  aus  unterwertbtgen  Anthdlen  von  Gesell- 
schaftern  entspringenden  Ersatzansprüche  anderer  Gesellschafter  niemals 
von  den  Gesellschaftsgläubigem,  wohl  aber  von  den  Privatgläubigera 
eines  Gesellschafters  im  Privatkonkurse  des  anderen  Gesellschafters  Uqui- 
dirt  werden  können. 
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Grund  einer  nach  Erschöpfung  des  übrigen  Privatvermögens 
des  Gesellschafters  in  dessen  Antheil  erwirkten  ZwangsvoU- 

sircckung  ein  nicht  nur  vom  Willen  ihres  Schuldners,  son- 
dern auch  von  den  Festsetzungen  des  Gesellschaftsvertrages 
unabhängiges  Recht  'eingeräumt  ist,  durch  eine  mindestens 
sechs  Monate  vor  Ablauf  des  Geschäftsjahres  erklärte  Auf- 
kündigung die  Lösung  des  Gesellschaftsbandes  behufs  Reali- 
sirung  jenes  Antheiles  herbeizuführen  Andrerseits  sind  Ver- 
fügungen des  einzelnen  Gesellschafters  über  seinen  Antheil 
auch  gegen  Dritte  in  demselben  Umfange  wirksam,  in  wel- 
chem überhaupt  die  Dispositionsfreiheit  des  Subjektes  über 
sein  Vermögen  besteht*. 

Bei  der  Kotnmanditgesellscha/t  gilt  das  Recht  der  offenen 
Gesellsch.itt  mit  den  Abweichungen,  welche  durcli  die  zu 
Gunsten  Dritter  gesetzlich  vorgeschriebene  Fcsihaltuiig  der 
Vermögcnseinlagen  der  Kommanditisten  beim  Gesellschafts- 
vermögen begründet  werden  ^ 


'  H.  G.  B.  Art.  126  u.  132.  Die  gesellschaftliche  Gebundenheit  des 
AntheiJs  zeigt  sich  im  Übrigen  auch  hier  wirksam ;  insbesondere  muss 

der  PrivatglJiubiger  die  Ermittlung  und  Realisirung  des  Antheils  durch 
die  Liquidationsgesellschaft  bezw.  die  fortbestehende  Gesellschaft  ge* 
schehen  lassen. 

*  Seine  Privatgliubigcr  können  eine  Vcrausserung  des  Antheils  nur 
mit  denselben  Mittda'  anfechten  oder  hindern»  wie  jede  andere  Verlos- 
MTung ;  vgL  oben  S.  508  K.  t, 

^  H.  G.  B.  Art.  165.  Die  Versduebung  der  Grenze  zwischen  Ge- 

sellscliaftsvemiögen  und  Privatvermdgen  ist  hier  insoweit  zu  Gunsten 
der  Gesellschaftsj^Kiubigcr  dem  gesellschaftlichen  Belieben  entzogen  ;  der 
Erlass  der  versproclieiiea  Einlage,  die  Zurückzaliluiit^  der  gemachten  Ein- 
lage oder  einc^  Theils  derselben  (sei  es  auch  unter  dem  Namen  der 
»Zinsen u)  und  die  Auszahlung  von  Zinsen  oder  Gewinn  vor  der  Wieder- 
ergänmng  der  durch  Verlust  verminderten  Einlage  können  von  den  Ge- 
sellschaftsgläubigem als  nicht  geschehen  behanddt  und  müssen  audi  von 
den  Privatgläubigern  des  Kommanditisten  als  nichtig  anerkanm  werden ; 
die  verbotene  Disposition  »soll«  nicht  blos,  sondern  akann«  nicht  ge- 
troffen werden  (Art.  16$  Abs.  2,  3,  4).  Eine  Ausnahme  bilden  jedoch 
die  auf  Grund  einer  in  gutem  Glauben  errichteten  Bilanz  in  gutem  (ilau- 
ben  als  Zinsen  oder  Gewinn  bezogenen  Gelder.  —  Im  Konkurse  macht 
somit  der  Konkursverv-^alter,  welcher  die  rückständige  oder  ungehörig 


Digitized  by  Google 


510 


Das  Recht  der  Aklienkommafiditgesellscljaß  zeigt  wiederum 
tiefgreifende  Modi6kationen.  Hier  ist  zunächst  durcli  ein 
ganzes  System  zwingender  Vorschriften  über  die  Bildung 
und  die  Erhaltung  des  Gesellschaftsverniogens  der  Bestand 
desselben  der  freien  Verfügung  seines  kollektiven  Eigen- 
thümers  entzogen Sodann  aber  sind  die  Antheile  der  Kom- 
manditisten regelmäßig  in  ihrem  ganzen  Bestände  und  folge- 
weise  mit  Einschluss  der  von  ihnen  getragenen  und  hier- 
durch vermögensrechtlich  qualiticirten  Stellung  in  der  Ge- 


zurückgczahlte  oder  geminderte  Einlage  des  Komnianditisten  einklagt, 
ein  Recht  der  Gläubiger  (nicht  blos  der  Gesellschaft)  geltend,  dem  dnber 
Einreden  nus  dem  inneren  Gesellschaftsverhältniss  nicht  entgegengesct/.t 
werden  können;  Erk.  des  R.  G.  v.  29.  Nov.  79  C.  S.  Bd.  1  X.  55  S.  69 
bis  74  u.  V.  4.  Mai  8}  Scuff.  Bd.  ^9  N.  521  ;  Behrend  5  90  N.  10. 

'  Hinsichtlich  der  Einlagen  der  Komtnatiditistea  kdirt  liier  der 
Ausschluss  des  Erlasses  der  Einlageverbindlichkeit  als  Verbot  der  Libe- 
rirung  der  Aktien  wieder  (Art.  184*  Abs.  i84i>  Abs.  5);  das  Verbot 
der  Zurückzahlung  der  Einlagen  wird  mit  der  Modifikation  wiederholt, 
düss  Zinsen  von  bestimmter  Höhe  für  die  .Aktien  weder  hedunpcn  noch 
ausgezahlt  werden  können,  gutgläubig  bezogene  Dividenden  aber  nicht 
zuröckgesrahlt  zu  werden  brauchen  f.\rt  197—198);  die  Un/u'.i>sii:Keit 
irgend  einer  Gewinnverthcilung  vor  der  Wiederergatuung  der  durch 
Verlust  geminderten  Einlagen  und  hier  überdies  vor  der  Bildung  eines 
Reservefonds  wird  durch  die  Vorschriften  über  die  Aufstellung  der  Bilanz 
(Art.  18  s«  u.  i8$t>)  sanktionirt  Hier  wird  aber  auch  die  Disposition  der 
Gesellschaft  über  die  Einzigen  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
ein;^e«;chränkl  (.\rt.  181).  Dazu  treten  die  Verbote  der  Ausgabe  von 
Aktien  vor  der  vollen  Leistung  des  Einlagebetrages  (Art.  !8^^  Abs.  2). 
von  .\ktien  oder  Interimsscheinen  im  Falle  einer  ErluMiuni;  des  Ges.imnit- 
kapitals  vor  deren  Hintragung  (Art.  180'  Abs.  j)  ;  die  \  erböte  be/w.  Be- 
schränkungen der  Minderung  des  Gesammtkapitals  durch  Ausscheidung 
von  Theilhaberschaften  mittels  Amonisation  (Art.  20}  Abs.  2)  oder  eig- 
nen Erwerbes  von  Aktien  (Art  184*)  oder  durch  theilwetse  Zurückzahlung 
oder  Herabsetzung  (Art.  20$  Abs.  l) ;  das  Verbot  der  Verthcilung  des 
Gesellschaftsve-m  'cns  im  gesperrten  Jahr  (.\rt.  201).  In  allen  diesen 
Beziehungen  sind  die  gesellschaftlichen  Verbindlichkeiten  durch  Art  20 { 
ausdrücklich  als  direkte  \'crbind!ichlceiten  nicht  blos  der  (iesell^eb.i'ter 
unter  einander,  sondern  .auch  der  GeselKeli.ifter  s:cgen  ihre  (ii.uibi;::er 
gekennzeichnet.  Doch  konmien  auch  die  übrigen  oben  S.  501  N.  1  ange!. 
Einschränkungen  der  Gesellschaft  in  der  Bildung  und  Verwahung  ihres 
Vermögens  mindestens  mittelbar  den  Gläubigem  zu  Gute. 
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Seilschaft  der  individuellen  Verfügung  und  dem  Zugriff  der 
Privatgläubiger  unterworfen'. 

2.  Hinsichtlich  der  eifK^elnen  Rechte  und  VerhindUchkeiten 

imiss  ebenfalls  zwischen  dem  inneren  und  dem  äusseren 
VerliaUniss  unterschieden  werden. 

n.  Nach  innen  erheben  sich  die  beiden  eng  verschwisier- 
ten  I  ragen,  ob  und  inwieweit  in  den  Rechten  und  W-rbind- 
hchkeiten  der  Gesellschaft  als  Einheit  zugleich  gesonderte 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Gesellschafter  enthalten 
sind  und  ob  und  inwieweit  die  Gesellschaft  und  die  Gesell- 
schafter einander  als  berechtigt  und  verpflichtet  gegenOber- 
stehen. 

«.  Die  erste  dieser  Fragen  ist  unbedingt  zu  verneinen: 
sobald  die  Gesellschafter  in  ihrer  koHekttven  Einheit  als  Sub* 

'  H.  G.  B.  Art.  1S2— i8;,  Die  Privatglnubigcr  eines  Komniandi- 
tüiten  haben  hier  nicht  das  Rccltt  der  Aulkundiguiig  der  Gesellschaft 
(Art.  200),  können  aber  dafür  die  Akttenurkunde  als  Wenhpapier  pfän- 
den und  nach  Maßgabe  der  C  Pr.  O.  $  7^2*724  durch  gericbtltche 
Veräusserung  realisiren»  mithin  der  Gesellschaft  einen  andesen  Theilhaber 
aufdrängen.  Indess  können  bei  denjenigen  NamcnaktiLn.  deren  Veräus- 
serung durch  den  Gesell schaftss-ertrag  an  die  Einwilligung  der  Gcsell- 
schnft  gebunden  ist  (Art.  17}»  Abs.  j),  der  Aufsichtsrath  und  die  General- 
versammlung 7.U  der  erforderlichen  ZustimnuiUL!;  (Art.  182  Abs.  2)  nie- 
mab  genothigt  werden,  so  dass  aucli  die  Gläubiger  eines  Kommanditi- 
sten durch  die  Pfändung  einer  solchen  Aktie  nur  einen  Anspruch  hin- 
sichtlich  der  Dividende  und  des  bei  der  Auseinandersetzung  auf  sie  fal- 
lenden Betrages  (Art.  119)  erlangen  würden.  —  Hinsichtlich  der  Antheile 
der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  gilt  an  sich  das  Recht  der  offenen 
Gesellschaft.  Es  wird  jedoch  dadurch  modificirt,  dass  diese  Antheile 
hier  kraft  unabänderlicher  Gesetzesnorm  während  Jc^  Rcstaiuies  der  Ge- 
sellschaft .III  Andere  als  persönlich  haftende  Miti,'cscilsch.ittcr  nicht  ver- 
ausscri  werden  dürfen;  dass  diese  Um cr.iusi.erlichkeii  binnen  eines  zehn- 
jährigen Zeitraumes  nach  der  Eintragung  der  Gesellschaft  auch  den  An- 
theil  des  ausgeschiedenen  Gesellschafters  noch  drei  Jahre  lang  bindet; 
dass  während  dieser  Sperrzeit  der  Antheil  von  der  Gesellschaft  nicht 
ausgdiefcrt  werden  soll  und  der  Pfändung  von  Privatgläubigern  nur  in- 
soweit unterliegt,  als  nicht  die  Befriedigung  von  Forderungen  der  Oe- 
se Ilse  h.ift  oder  der  vor  dem  .\usscheiden  des  Theilhabcrs  berechtigt  ge- 
wordenen Gesellschaftsgiäubigcr  daraus  gesucht  wird;  Art.  181  nebst 
Komm.  V.  Völdentdorff. 
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jekt  gesetzt  werden,  sind  eben  hiermit  lediglich  Alle  itis- 
gcsamnU,  es  ist  aber  Keiner  insonderheit  sei  es  auf  das  Ganze 
oder  sei  es  zu  einem  Antheil  berechtigt  oder  verpfliclnet. 

Was  die  personenrechüichm  Beziehungen  der  Gesellschaf- 
ter unter  einander  angeht,  so  sind  sie  freilich  bei  der  offe- 
iKii  und  Komanditgescllschafi  nach  der  gesetzlichen  Regel 
durchweg  und  bei  jeder  Handelsgesellschak  zum  Theil  in 
gegenseitige  Rechte  und  Pflichten  aufgelöst,  welche  in  ihrem 
ganzen  Umfange  für  den  einzelnen  Gesellschafter  das  Mo- 
ment des  Verbundenseins  und  das  Moment  des  Fürsichseins 
in  der  Gesellschaft  gkich:(i'iiig  zum  Ausdruck  bringen.  Allein 
gerade  deshalb  kann  hier,  wie  wir  unten  sehen  werden,  von 
einem  Gegensatz  zwischen  Gesnmmtrecht  und  Sonderrecht 
und  somit  von  einer  Unterscheidung  der  kollektiven  Einheit 
und  ihrer  einzelnen  Träger  überhaupt  nicht  die  Rede  sein. 
Sobald  dagegen,  wie  dies  bei  der  Aktienkommanditgesell- 
schaft kraft  Gesetzes  nothwendig  und  bei  jeder  Handels- 
gesellschaft kraft  Vertrages  möglicher  Weise  der  Fall  ist, 
schon  im  Bereiche  der  personenrechtlichen  Gemeinschafts- 
ordnung das  Recht  der  Gesammtheit  und  die  Rechte  der 
Einzelnen  aiiseinandertreten  und  demgemäß,  wie  sich  unten 
zeigen  wird,  die  kollektive  Einheit  ihren  einzelnen  Trägem 
gegenüber  als  berechtigt  oder  verpflichtet  erscheint,  lösen 
sich  auch  von  den  Sondersphären  Gesammtrechte  und  Ge- 
saiiinnverbindlichkeiten  ab,  welche  als  solche  ausschhe^slich 
Allen  insgesammt  und  Keinem  insonderheit  zustehen  und 
obliegen*. 

Im  Bereiche  der  yermdgensgemeinschqft  ist  eine  derartige 
Scheidung  der  gesellschaftlichen  Gemeinsphäre  und  der  ge- 
sellschaftlichen Sondersphären  bei  jeder  Handelsgesellschaft 

voiiiandcn.  Darum  fallen  alle  einzelnen  Rechte  und  Verbind- 


*  Dass  die  Sonderrechte  und  Sonderpiliditen  als  Antheile  an  dem 
Gesammtrecht  oder  der  Gesaxnmtpfiicht  dner  engeren  Kollektivciiiheit» 
wdche  dann  aber  eben  von  der  Einheit  des  Ganzen  zu  unterscheiden  tsi, 
konstituirt  sdn  können,  werden  wir  unten  sehen. 
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lichkeiten,  insofern  sie  Bestandtheile  des  Gescllschafrsver- 
inugens  sind,  schlechthin  in  die  ungesondene  bphäre  der 
kollektiven  Einheit.  Die  Zerlegung  dieses  Vermögens  in 
gesonderte  Antheile  vermag»  da  sie  sich  nur  auf  den  als 
Wertheinheit  gedachten  Inbegriff  erstreckt,  dessen  jeweilige 
einzelne  Stücke  nicht  zu  erreichen.  Mit  dem  Recht  an  der 
Substanz  des  Vermögensganzen  bleibt  jedes  einzelne  davon 
umschlossene  Sacheigenthum,  dingliche  Recht  oder  Forde- 
mngsrecht  und  jede  einzelne  dazu  gehörige  Belastung  oder 
Schuld  vollkommen  ungesondert. 

Somit  ist  zunächst  das  EigetUhtm  an  körperlichen  Sachen, 
soweit  und  solange  es  einer  Handelsgesellschaft  zusteht,  kein 
.Miieigenthum,  sondern  gemcinscliaftliches  Eigenthum  zur 
ges,minuen  Hand'.  Es  ist  den  Gesellschaftern  lediglich  in 
ihrer  Verbundenheit  und  in  keiner  Hinsicht  zu  gesonderten 
Antheilen  beigelegt.  Demgemäß  wird  es  schlechthin  ein- 
Kdtlich  begründet  und  beendigt,  besessen  und  ausgeübt.  Zu 


'  So  das  R.  G.  im  Erk.  v.  24.  Juni  S2  C-  S.  Bd.  9  N.  J2  S.  144; 
freilich  heisst  es  hier,  man  müsse  »nothgcdriin^er.«  ein  »Miteigentluinic 
annehmen;  allein  es  wird  dann  ausgctühri,  dieses  Milcigcmiiüin  bei  ^)ein 
ualruchibarer  Begriff«,  sei  »keines  im  gewöhnlicJien  Sinnew,  sei  «gleich- 
i»m  cm  Eigenthum  zur  gcsammten  Hand«,  sei  »für  den  dnzeloen  Ge- 
sdUcliafier  niclit  vorhandea« ;  denn  es  gebe  »kdo  Partikelchen  der  Sache, 
welches»  ideeU  wie  reell  gedacht,  nicht  zugleich  den  anderen  GeseHschaf- 
ton  gehörte«  und  der  Verit^ung  des  einzelnen  Gesellschafters  als  Pri- 
^tperson  völlig  enuogen,  der  gesellschaftlichen  Verfugung  völlig  uoter« 
vonen  wäre.  Ebenso  wird  im  Erk.  des  R.  G.  v.  5.  Juli  82  Str.  S.  Bd.  7 
N".  i  S.  20—21  jedes  Antheilsrcchi  des  Einzelnen  an  Bestandthcilcn  des 
Gcscllsdiafts Vermögens  schlechthin  negirt.  Desgleichen  im  Erk,  des  O.L.G. 
Hamb.  v.  16.  Nov.  80  SeutT.  B<J.  38  N.  2  (»kein  Miteigenthum  oder  Mit- 
;'iaubigerrecht«).  Auch  im  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  ^o.  Jan.  72  Bd.  > 
N'.  16  S.  71  :  die  Venuisserung  des  -Amhcils  ist  Veräusseruui,'  einer  Quote 
im  iktivcn  und  pa^sixen  \'erino:,fen  der  Gesellschaft,  nicht  a:i  den  ein- 
zelnen Sachen,  Unkenninis:>  des  Hrwerbers  von  der  Überschuldung  also 
n^cin  error  in  corpore.  Vgl.  auch  R.  O.  H.  G.  Bd.  24  N.  47  S.  160.  Da- 
Ä«;gen  sprich:  d.i?  K.  O.  H.  G.  im  Erk.  v.  6.  Mai  79  Bd.  25  N.  68  S.  278  ri'. 
van  einem  Miteigenthum«  der  ^'erbundenc^  und  wendet  ebenso  im  Erk. 
V.  Nov.  74  Bd.  I)  N.  46  S.  1)3  die  Grundsätze  des  »Miteigcnthums« 
Oller  auf  eine  Gesellschaftsforderung)  an. 
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seiner  Begründung  ist  es  erforderlich  und  ausreichend,  dass 
ein  an  sich  zur  Begründung  von  Eigenthum  qnalificirter 
Thatbestand  in  Ansehung  der  Gesellschaft  als  solcher  vor- 
liegt. Darum  vollzieht  sich  der  Übergang  des  Eigenthums 
von  einem  anderen  Subjekt  auf  die  Gesellschaft  durch  Über- 
tragungsakte, bei  denen  die  Gesellschaft  als  kollektive  Ein- 
heit repräsentirt  wird.  Bewegliche  Sachen  gehen  regelmäßig 
durch  die  auf  Grund  eines  gehörigen  Titels  erfolgte  Tradition 
an  die  Gesellschaft  in  das  Gesellschaftseigenthum  über'.  Lie- 
genschaften werden  nach  modernem  Recht  durch  Auflassung 
und  Eintragung  auf  den  Namen  der  Gesellschaft  in  das  Ge- 
sellschaftseigenthum fibertragen*.  Und  hierbei  macht  es  kei- 
nen Unterschied,  ob  die  Gesellschaft  das  Eigemhum  von 
einem  Dritten  oder  von  einem  bisherigen  Gesellschafter  er- 
wirbt \  Die  Verwandlung  des  Alleineigenthums  eines  Ge- 
sellschafters in  gemeinschaftliches  Eigenthum  der  Handels- 
geseilschaft bleibt  freilich  eine  gesellschaftliche  Illation,  mit 
welcher  nur  ein  partieller  Wechsel  des  Subjektes  verbunden 
ist,  weil  der  bisherige  Eigenthömer  keineswegs  sein  Eigen- 
thum völlig  aufgiebt:  allein  dieser  partielle  Wechsel  des 
Subjektes  erstreckt  sich  auf  die  gesammte  Eigenthumssphäre, 
weil  auch  die  dem  bisherigen  Eigenthümer  daran  vorbehal- 
tene Theilhaberschaft  aus  seinem  individuellen  Herrschafts- 
bereich ausgeschieden  und  in  den  ungesonderten  gemein- 


■  Bd  Werdipapieren  muss  natürlich,  wenn  sie  auf  Namen  lauten, 
die  Übertragung  bezw.  das  Indossament  auf  den  Namen  der  Gesell- 
schaft (oder  in  blanco),  bei  Aktien  überdies  der  Aktiengesellschaft  gegen- 
über die  Umschreibung  im  Aktienbuch  hinzutreten. 

*  Ober  die  Formen  der  Eintragung,  insbesondere  die  rein  formelle 

Bedeutung;  der  Bcstinunungcii  einiger  Landesgesetze,  dass  ausser  der 
Firma  die  Namen  der  sämmtlichcn  jeweiligen  Gesellschafter  eingetragen 
werden  dürfen,  vgl.  v.  Hahn  I  S.  598—41x3. 

J  Dieses  Princip  wird  von  der  Praxis  insbesondere  auch  bei  der 
Entscheidung  der  Frage,  inwieweit  die  Einbringung  eines  Geschäftsver- 
mögens unmittelbar  die  einzelnen  Bestandtlieile  desselben  überträgt,  kon- 
sequent durchgclührt ;  vgl.  oben  S.  478  N.  2. 
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schaftlichen  Herrschaftsbereich  hineingebunden  wird'.  Bei 
beweglichen  Sachen  ist  daher  eine  auf  das  Ganze  gerichtete 
Tradition',  bei  Liegenschaften  eine  auf  das  Ganze  gerichtete 
Auflassung  und  Eintragung  erforderlich  \  Demgemäß  bedarf 

CS  selbst  diitin  cinur  I  radition  oder  Autlaäsuii^  an  die  Gc- 
sellscliaft,  wenn  die  Sache  bereits  im  Miteigenthuin  der  Ge- 
sellschafter steht  ^  Denn  auch  hier  wird  das  Eigenthums- 

'  Die  Einbringung  ist  also  eine  VerSussenmg  des  Ganzen  gegen 
Rückenipfnng  einer  gesellschaftlichen  Mitherrschaft  am  Ganren ;  sie  ist 
dagegefi  zu  keinetn  Tlieil  ein  Verkauf  oder  eine  Hingabe  an  Zahlungs- 
«utt,  was  hinsichtÜch  der  (öfientlichKchtBchcn  oder  privatiechtlichen) 
Besitxverändenmgsabgaben  wichtig  wird. 

»  Vgl.  Bdtrmi  %  68  N.  16  (abweichend  Pr.  L.  R.  I,  17  5  198  u. 
Code  civ.  a.  1138).  Die  Übergabe  wird  durch  den  Eintritt  der  Ver- 
muthunc  dc<^  Art.  91  nicht  ersetzt;  Behrend  a.  a.  O.  N.  22,  Lalnvtd  S.  35, 
Doch  wird  dann  regelmäßig  ein  constitutum  possessiorum  vorliegen.  Bei 
"Wechseln  und  anderen  Ordcrp.ipicren  bedarf  es  wieder  eines  Indossa- 
ments, bei  Namenakiien  der  Umschreibung  im  Aktienbuch  u.  s.  w. 

)  Durch  die  Formlosigkeit  des  Gesdlschafisvenrages  werden  zwar 
die  landesgesetzlidien  Formvorsduriften  f&r  Veräusseningsverträge  Aber 
Liegenschaften  auf  die  ülation  von  Immobilien  unanwendbar,  för  die 
Frage  aber  nach  dem  Übergang  des  Eigenthums  bleibt  das  Landesrecht 
maßgebend;  Erk.  des  R.  G.  v.  20.  Febr.  85  C.  S.  Bd.  n  ^'  2  S.  2-4. 
Der  Eintritt  der  Vermuthung  des  An.  91  ersetzt  daher  so  wenig  die 
landesgesetzlich  vorgeschriebene  Aul  lassung  wie  die  gemeinrechtlich  er- 
forderliche Übergabe,  bewirkt  aber  ein  Recht  der  Gesellschaft  auf  Auf- 
lassung ;  Erk.  des  R,  O.  H.  G.  v.  Dec  76  Bd.  22  N.  4$  S.  203.  Da 
die  Einbringung  dn  FaU  der  fr^lUgm  Verüussemng  ist»  so  ist  es 
durchaus  konsequent,  wenn  hier  abweichend  von  der  bd  der  ehelichen 
Gütergemeinschaft  geltenden  Regel  (vgl.  oben  S.  374  N.  2)  Auflassung 
zur  Begründung  der  Eigenthumsgemeinschaft  gefordert  wird ;  vgl.  Prcuss, 
Ges.  V,  5.  Mai  72  5  i  (dazu  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  a.  a.  O.),  Üsterr.  Gb. 
§  431,  Sachs.  Gb.  5  276  (R.  O.  H.  G.  Bd.  12  N.  12  S.  40),  Brem.  E.  G. 
Art.  15  u.  s.  w.  Die  Auflassung  bezw.  Umschreibung  aber  ist  hierbei 
nicht  auf  die  Einräumung  von  Antheilen  an  die  anderen  Gesellscliaftcr, 
sondern  auf  die  Übertragung  des  ganzen  Eigenthums  auf  die  Firma  au 
richten;  Erk.  des  O.  A.  G.  Jena  v.  1870  Seuff.  Bd.  2$  N.  49  (Z.  f.  H.  R. 
Bd.  22  S.  279). 

^  In  diesem  Falle  hat  also  jeder  Gesellschafter  seinen  Antheil  an 

-die  Firnin  nufzulnssen ;  Verf.  des  A.  G.  Naumburg  Z.  f.  H.  R.  n.  a.  O. 
S.  280—281,  niissbiiligt  von  Krav.'cl  h.  Gruchot  N.  F.  Bd.  5  S.  241,  ge- 
billigt von  Lahand  S.  40.   (Abweichend  Bremer  H.  G.  An.  14.)  Aualog 

35* 


Digitized  by  Google 


Si6 


DrUUs  Kapikl. 


Subjekt  trotz  der  Identität  der  nunmehrigen  Theilhaber  mit 
den  bisherigen  Miteigenthümem  dadurch  Veranden,  dass  an 
Stelle  unverbundener  Individuen  mit  gesonderten  Antbeils- 
sphären  die  verbundene  Personenmehrheit  mit  einer  ein- 
heitlichen Gemeinsphäre  tritt.  Umgekehn  wird  das  von  der 
Gesellschaft  einmal  erworbene  Sacheigemhum  ohne  neuen  « 
Erwerbsakt  von  der  kollektiven  Einheit  festgehalten,  wenn 
auch  deren  Trägerschaft  sich  ändert.  Denn  obschon  hici 
ein  partieller  Wechsel  der  Subjekte  stattfindet,  so  bleibt 
doch  die  gesammte  Eigenthumssphäre  davon  iiibolern  unbe- 
rührt, als  sie  in  dem  Bereiche  derselben  subjektiven  Ver- 
bundenheit verharrt.  Es  bedarf  daher  keiner  Tradition  und 
keiner  Auflassung  oder  Eintragung,  um  an  den  im  Gesell* 
Schaftseigenthum  befindlichen  Sachen  den  Antheil  des  aus- 
scheidenden Gesellschafters  auf  die  Gesellschaft  zu  über- 
tragen oder  dem  neu  eintretenden  Gesellschafter  einen  An- 
theil zu  verschaffen*.  Ganz  analoge  Grundsätze  gelten  hin- 
sichtlich der  Beendigung  des  gesellschaftlichen  Sacheigenthums. 
Die  Gesellschaft  verliert  das  Eigenthum  lediglich  durcli  ge- 
sellschaftliche Handlungen  und  Vori^ange,  so  dass  die  für 
die  Gesellschaft  unwirksame  \^eriuisserungshandlung  eines 
Theilhabers  oder  ein  nur  in  der  Individualsphäre  desselben 
eintretender  Reendigungsgrund  auch  nicht  bezüglich  eines 
Theiles  wirksam  ist\  Insoweit  aber  ein  Gesellschafter  die 


verhält  es  sich  wieder  mit  dar  Tradition,  dem  Indossament  u.  s.  w. 
Gleiches  gilt  natOrüch,  wenn  eine  Sache  aus  dem  Eigenüium  einer  Hati- 

delsgcscllschatt  in  das  Higenthum  einer  aus  denselben  Personen  bestehen- 
den anderen  Handelsgesellschaft  übergehen  soll. 

'  Vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  24.  Juni  82  oben  S.  479  N.  2.  Dies  gilt  be- 
zuglich des  auf  die  Firnui  Jcr  Gesollschaft  ein^etrn!»enen  Grundeigeniliunis 
selbst  dann,  wenn  in  Folge  l.indesgesetz lieber  Zulassung  zugleich  die 
N:imen  der  (icseli>ciialicr  eingetragen  sind  ;  Joch  bed.irf  es  dann  der 
L'nischreibung  dieser  Namen,  um  die  grundbucmnabig  konsuiirien  \cr- 
fügungsr^hte  abzuändern. 

'  Nicht  blos,  wenn  ein  nicht  vertretungsbefugter  Geselkchafter,  son- 
dern auch,  wenn  der  vertretungsbefugte  Gesellschafter  in  eignem  Namen 
gehandelt  hat,  bleibt  das  Eigenthum  der  Gesellschaft  davon  ganz  unberQhn. 
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Gesellschaft  darstellt»  wird  durch  ihn  das  Eigenthum  allen 
Theilhabem  gleichmäßig  entzogen  oder  für  alle  gleichmäßig 
geschmälert  oder  belastet*.  Dabei  macht  es  wiederum  keinen 
Unterschied,  ob  das  Eigenthum  von  der  Gesellschaft  auf 

einen  Dritten  oder  auf  einen  Gesellschafter  oder  selbst  auf 
säniiiuliche  GcscllschatLci  als  I.üizcIik'  oder  m  anJcrci  \  cr- 
bundenheit  übergehen  soll^  Dies  ändert  sich  auch  nicht  im 
Falle  der  Lösun^;  des  Gesellschaftsbandes.  Wird  die  Gesell- 
schaft theilweise  aufgelöst,  so  enthält  der  Werthantheil  des 
ausgeschiedenen  Gesellschafters  oder  seines  Rechtsnachfolgers 
keinen  Anspruch  auf  irgend  einen  Sachkdrper;  insoweit  aber 
ein  solcher  Anspruch  vertragsmäßig  begründet  ist  oder  durch 
nunmehrige  Vereinbarung  die  Zuweisung  von  Sachen  zu  dem 
ausgelösten  Antheil  erfolgt,  vollzieht  sich  der  EigenthumsCkber- 
gang  ganz  wie  unter  Fremden'.  Ebenso  verhält  es  sich  nach  der 
völligeil  AuiloMiiig  der  Gesellschaft,  so  dass  mit  ihr  keineswegs 
ohne  Weiteres  Miteigenthum  zu  ideellen  Theilen  entsteht, 
sondern  das  gesellschaftliche  Higenthuni  immer  erst  durch  be- 
sondere Akte  aus  der  fortbestehenden  einheitlichen  Gesammt- 
handssphäre  in  irgend  eine  andere  Herrschaftssphäre  sei  es  nun 
eines  Dritten  oder  sei  es  eines  Gesellschafters  oder  sei  es 
auch  sämmtlicher  Gesellschafter  übergeleitet  w^rd^  In  ent- 


Es  gebt  ihr  sdbst  dann  nicht  2U  einem  ideellen  Tbeil  verloren,  wenn 
der  Gesellsdiaftcr  nusJrücklich  Qber  die  seinem  Antheil  am  Vermögens- 
ganzen  entsprechende  Q^oie  verfugt  hätte. 

'  Auch  jode  Veräusserung  oder  Verpfändung  einer  Qjtote  trifft  die 

Gesellschaft  im  Caiucii. 

'  In  diocr  Hinsicht  gilt  alles  betreffs  der  Einbringung  Gesagte  in 
umgtkeiirter  Kiciituiig;  vgl.  Lutband  S.  40. 

)  H.  G.  B.  Art.  131.  Beruht  die  Zuwdsung  auf  dem  Getellschafts- 
vertrage,  so  ist  sie  Theilungsart;  erfolgt  sie  Icraft  Vereinbarung  mit  dem 
bereits  ausgeschiedenen  Gesellschafter,  so  ist  sie  Hingabe  an  Zahlungsstatt. 

*  So  im  Falle  der  Liquidation  (H.  G.  B.  Art.  137  u.  145).  des  Kon- 
kurses, der  Ucbcrtrn<^ung  des  Geschäftes  auf  einen  Dritten  oJcr  einen 
Gesellschafter  (i^bcn  S.  480N.  t).  Die  üeberweisung  von  Sachen  an  einen 
(icscUschal'ter  im  W'ei^e  der  Auseinandersetzung  ist  jedoch,  obwohl  hin- 
sichilicii  der  ganzen  Sache  Veräusserung,  nicht  Verkauf  oder  Hingabe 
an  Zahlungsstatt,  sondern  Abfindung  bei  der  Theilung.  Nimmt  min  mit 
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sprechender  Weise  wird  der  Besit:^  an  körperlichen  Sachen 
auf  gesellschaftlichem  und  nur  auf  gesellschaftlichem  Wege 

für  die  Gesellschaft  erworben  und  verloren  und  erscheint 
während  seines  Bestandes  nicht  als  Mitbesitz  zu  ideellen 
Theilen,  sondern  als  einheitlicher  und  ungesonderter  Besitz 
einer  verbundenen  Personenmehrheit.  Es  kann  daher  hinsicht- 
lich der  ganzen  Sache  stets  nur  von  derselben  BeschaiTenheit» 
nicht  etwa  theilweise  titulirt  und  theilweise  untitulirt  oder 
theilweise  redlich  und  theilweise  unredlich  sein'-  Endlich 
fällt  die  gesaminte  Ausübung  der  im  Eigenthuni  enthaltenen 
ßetugnisse  ausschliesslich  in  die  Gemeinsphäre.  Es  existirt, 
von  besonderen  Vertragsabreden  abgesehen^  schlechthin  nur 
ein  gesellschaftliches  und  kein  sei  es  quotenmäßiges  oder 
sei  es  solidarisches  individuelles  Recht  auf  Besitz,  Gebrauch» 
Nutzung  oder  Verwenhung  einer  im  Eigenthum  der  Gesell- 


dem  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  6.  Mai  79  Bd.  25  N.  68  S.  275—281  die  Mög- 
lichkeit einer  völligen  Lösung  des  Bandes  vor  der  Aullheilung  des  ganzen 
Vermögens  an,  so  entsteht  in  diesem  Falle  allerdings  an  dem  Rest  ohne 
Weiteres  Miteigenthum  zu  idedlen  Theilen.  —  Hieraach  kann  auch  die 
Uqiiidationsfinna  noch  das  von  der  GcselJscbaft  aus  dem  Einlagever- 
sprechen eines  Gesellschafters  erworbene  Recht  auf  Eigenthumsemrerb 
geltend  machen,  auf  die  Hingabe  von  Geld,  die  Uebergabe  von  beweg' 
Ikhen  Sachen,  die  Auflassung  von  Grundstöcken  u.  s.  w.  klagen;  Erk. 
des  R.  O.  H.  G.  v.  8.  Dec.  73  Bd.  12  N.  12  S.  39—4),  v.  5.  Dec.  76  Bd.  23 
N.  45  S.  205,  V.  12.  Febr.  79  Bd.  25  N.  38  S.  164.  Ebenso  der  Konkurs- 
verwalter; Erk.  des  R.  G.  v.  4.  Mai  83  Seuff.  Bd.  39  N.  321.  Anders  natür- 
lich, wenn  das  Einlapeversprechen  durch  Wiederaufhebung  der  Gesell<;chaft, 
als  habe  sie  nie  bestanden,  rückgangig  gemacht  ist  (Erk.  dos  W.O.  H  G. 
V.  5.  Dec.  76  a.  a.  O.  S.  201—206)  oder  nur  unter  der  Bedingung  des 
Fortbestandes  des  Geschäftsbetriebes  erfolgt  war  (Erk.  des  R.  G.  v.  7  Mai 
81  C.  S.  Bd.  4  N.  iX  S.  66^69). 

*  Erk.  des  R.  G.  v.  24.  Juni  82  C.  S.  Bd.  9  N.  145  S.  192— 194- 
Mit  Recht  wird  hier  angenommen,  dass  der  böse  Glaube  Eines  Ge- 
sellschafters den  ganzen  Besitz  unredlich  macht,  dass  daher  auch  im 
Falle  der  wissentlichen  Einbringung  einer  fremden  Sache  in  das  Gesell- 
Schaftsvermögen  die  Gesellschaft  trou  des  guten  Gkiubens  der  öbrigen 
Gesellschafter  sich  niemals  auf  den  Satz  »Hand  wahre  Hand«  berufen 
kann.  Doch  ist  bei  der  Aktienkommanditgesellschaft  der  böse  Glaube 
eines  einzelnen  Kommanditisten  tät  unerheblich  und  nur  der  böse  Glaube 
der  M^heit  der  Generalversammlung  iur  erheblich  zu  erachten. 
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Schaft  siehenden  Sache.  Darum  kann  der  Gesellschafter  als 
Einzelner  freilich  fordern,  dass  bei  jeder  gesellschaftlichen 
Disposition  über  eine  Sache  deren  Zugehörigkeit  zu  dem 
durch  den  Gesellschaftszweck  gebundenen  Gesellschaftsver- 
mögen beachtet  werde:  er  hat  jedoch  gegen  keine  einzige 
an  sich  dem  Eigenthümer  zustehende  Gesellschaltshandlung 
als  solche  ein  individuelles  Widerspruchsrecht'.  Andrerseits 
hat  der  einzelne  Theilhaber  nicht  das  Recht,  an  der  gemein- 
schaftlichen Sache  ir^^cnd  welche  Eigenthumsbefugnisse  auch 
nur  antheilsweise  Jiir  sicij  auszuüben.  Maßt  er  sich  indivi- 
duelle lii^enthumsbefugnisse  an  einer  solchen  Saclic  an,  so 
greift  er  hinsichtlich  der  Totalität  derselben  in  eine  ihm 
zwar  nicht  fremde,  jedoch  nur  zu  gesammter  Hand  mit 
Anderen  zuständige  Eigenthumssphäre  ein.  Ein  derartiger 
Eingriff  lässt  sich  strafrechtlich  nicht  als  Diebstahl  oder 
Unterschlagung  qualificiren,  da  die  Sache  für  den  Theilhaber, 
wie  zu  keinem  gesondenen  Antheil  eme  eigne»  so  zu  keinem 
gesonderten  Antheil  eine  fremde  ist.  Vielmehr  liegt  darin 
ein  eigenartiges  Delikt.  Da  es  indess  an  einer  Stratbestimmung 
für  dasselbe  fehlt,  hat  das  Reichsgericht  in  einem  gewissen 
Xotiii)tande  die  Begriffe  des  Diebstaliis  und  der  Unter- 
schlagung für  anwendbar  erklärt*. 

'  H.  G.  B.  An.  105.  An  sich  kann  selbst  die  Veräusserung  oder 

Verpfändung  von  Grundstücken  »im  gewöhnlichen  Betriebe  des  Handels- 
gewerbes«' liegen.  —  Dies  ändert  sich  auch  während  der  Liquidation 
nicht;  doch  luit  dann  jeder  Gesellschatier  ein  Recht  darauf,  dass  die 
Veräusserung  unbeweglicher  Sachen  im  Wege  der  öffentlichen  Versteige- 
rung erfolge  j  H.  G.  B.  Art.  137. 

*  Erk.  des  III.  Strafsen.  v.  5.  Juli  82  Sü-.  S.  Bd.  7  N.  5  S.  18-21: 
Unterschlagung  an  den  vom  Gcsellsdiafter  ftir  eine  Gesellscfaaftsfordening 
eingesehenen  und  verheimlichten  Geldern.  Im  Gegensatz  zu  der  för  die 
eheliche  Gütergemeinschaft  ergangenen  Entsch.  des  II.  Strafsen.  (oben 
S.  )8o  N.  l)  wird  als  Gegenstand  des  Diebstaliis  oder  der  Unterschlagung 
hier  nicht  ein  fremder  Antheil,  sondern  die  ganze  Sache  »zu  ihrem  vollen 
Werth«  betrachtet.  Richtig  wird  ausgeführt,  dass  »das  Vermögen  der 
otfencn  Handeisgei-ellschaft  den  Handelsgesellschaltcrn  in  ihrer  Gesainnit- 
heu  ungetreunt  zusteht«  ;  dass  zuni  Vermögen  der  Einzelnen  zwar  Ge- 
sellsch^hsantheile  gehören,  deren  zusammengerechneter  Werth  dem  Werth 
des  Gcsellschaftsvermögens  gleicht;  dass  jedoch  die  einzehien  BestandtheÜe 
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Analog  gestaltet  sich  das  Gcmeinschaftsvcrhältniss  hin- 
sichtlich aller  einzelnen  sonslii^en  Rechte,  welche  einen  Be- 
standthcil  des  Gesellschaftsvermögens  bilden.  Jenachdem  es 
sich  um  etwaige  selbstständige  Gerechtigkeiten,  dingliche 
Rechte  an  unbeweglichen  oder  beweglichen  Sachen,  Forde- 
rungsrechte  u.  s.  w.  handelt,  gelten  bezüglich  ihres  Erwerbes 
tuid  ihres  Verlustes,  ihres  Besitzes  und  ihrer  Ausübung  sehr 
verschiedene  Regeln.  Immer  aber  greift  dabei  derselbe  Grund- 
gedanke durch«  dass  das  Recht  der  Gesellschaft  weder  ganz 
noch  zu  einer  ideellen  Quote  und  weder  zu  gegenwärtigem 
noch  auch  nur  zu  an\\  insLiiatilichcm  Recht  in  die  Sonder- 
spliären  der  Theilhaber,  sondern  lediglich  in  deren  ungeson- 
derte Gemeinschafr^sphiire  fJtllt.  Darum  vollzieht  sich  wie- 
derum der  üebergang  einzelner  Rechte  aus  einem  anderen 
Vermögen  in  das  Gesellschaftsvermögcn  und  aus  dem  Ge- 
scllschaftsvermögen  in  ein  anderes  Vermögen  auf  den  gleichen 
Wegen,  wenn  dabei  der  Gesellschaft  Dritte  und  wenn  ihr 
ein  oder  auch  alle  Gesellschafter  gegenüberstehen'.  Umge- 


des  Gesellschaftsvermögens  xu  keinem  gesonderten  Antheil  in  den  Bereich 
der  individudlen  Vermögenssphiren  fallen.  Unrichtig  aber  wird  hieraus 

geschlossen,  dass  im  praktischen  Resultat  das  Vcrhäliniss  ebenso  \s*ic 
hei  der  Aktiengesellschaft  und  jeder  Korporation  liege.  Ausdrücklich 
wird  eini^cr.iunit,  Jass  srimmtliche  GcscH<^ch.trter  ;?us.immen  zur  Ver- 
wandlung des  Gcscilschaitsci<:c'nthunis  in  Privateigcntliuni  belügt  bleiben 
und  folgeweise  durch  Verwendung  von  Gesellschaftssaclien  in  ihrer  Aller 
Privatnut^en  keine  Unterschlagung  begehen.  Gerade  dieser  Sat2  aber,  der 
für  die  Korporation  ktineswegs  gilt,  widerlegt  die  angenommene  Gleidv 
artigkdt  der  gesellsdiafOichen  Veruntreuung  mit  der  rechtswidrigen  An-> 
eignung  von  KorporaticMiss.ichen  durch  ein  KorpOrationsniitglicd. 

'  Dieses  Princip  beherrscht  insbesondere  sowohl  die  Einbringung 
von  Rechten  oder  Forderungen  in  die  Gescilsch.ift  wie  die  Zuweisung 
derselben  bei  der  Auseinandersetzung.  V.s  entscheidet  namentlich  auch  über 
das  Redürfniss,  die  Form  und  die  W  irkungen  von  Gruudbuclieinträgen; 
über  den  Übergang  werthpapiermäßig  verkörperter  Rechte,  verbriefter 
und  unverbrieher  Forderungen;  über  die  Übertragung  von  Pfandrechten 
an  beweglichen  Sachen;  Qber  die  rechtliche  Bedeutung  der  Übernahme 
des  Geschäftes  eines  Theilhabers  durch  die  fSesdlschaft  oder  des  Gesell« 
Schaftsgeschäftes  durch  dnen  Theilhaber  für  die  einzelnen  dam  gehörigen 
Rechte  und  Forderungen. 
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kehrt  dagegen  findet  w  iederum,  so  lange  das  Gesellschafts- 
band dasselbe  bleibt,  trotz  einer  Veränderung  der  durch 
dasselbe  zusammengefassten  Personen  keinerlei  Succession 
in  die  einzelnen  Rechte  der  Gesellschaft  statt'. 

Auch  die  einzelnen  f^erbindUMeUm  der  Gesellschaft 
aber  erscheinen  im  Verhältniss  der  Gesellschafter  zu  ein- 
ander weder  als  solidarische  noch  als  ratenmäßige  Sonder- 
verbindlichkeiten, sondern  lediglich  als  Gesamrotverbindltch- 
keiten.  Sie  treffen  die  jedesmaligen  Gesellschafter  in  ihrer 
Verbundenheit,  so  dass  sie  nur  durch  ^gesellschaftliche  Schuld- 
titel entstehen  und  durch  gesellsciiakliche  Befreiungstitel 
erlöschen,  hingegen  den  neu  eintretenden  Gesellschafter  ohne 
Schuldübernahnie  ergreifen  und  den  ausscheidenden  Gesell- 
schafter ohne  Schuldbefreiung  loslassen \  Auch  bedarf  es 
wieder  eines  ausdrücklichen  Übertragungsaktes,  um  eine 
Sonderschuld  von  Gesellschaftern  zu  irgend  einem  Theil  der 
Gesellschaft  aufzubürden  oder  umgekehn  eine  Gesellschafts* 
schuld  zu  irgend  einem  Theil  auf  die  Gesellschafter  als 
Einzelne  abzuwälzend  Somit  gilt  im  Verhältniss  der  Thdl- 
luibci  jede  (jcsellschaftsschuld  lediglich  als  ein  das  unge- 
sonderte Gesellschaftsvermögen  belastendes  Passivuni.  Der 
einzelne  Theilhaber  hat  zu  ihrer  Deckung  aus  seinem  Privai- 
vermögen  nichts  beizutragen,  kann  vielmehr,  falls  er  sie 
auf  Grund  seiner  nach  aussen  bestehenden  Sonderhaft  be- 
zahlen musste,  den  Ersatz  des  ganzen  Betrages  aus  den 


*  Der  ausscheidende  Gesellschaitcr  verliert,  der  eintretende  Gcsell- 
sdufter  erwirbt  ohne  Umschrdbung,  Besttzeshandlung,  Cessioa  oder 
sonstige  Abtretung  den  ungesonderten  Antheil  an  sämmtlichen  gesell, 
schaftlichen  Rechten  und  Forderungen. 

'  Vgl.  einerseits  H.  G.  B.  Art.  118,  andrerseits  Erk.  des  R,  G.  v. 
9.  Febr.  8  }  C.  S.  Bd.  11  N.  124  S.  12  v -152. 

'  Hiernach  werden  insbesondere  von  der  Praxis  die  Streitfragen 
in  Bcvnsf  .inf  den  Übcrg:ang  der  Gebchaltsbchuldcn  bei  der  Umwandlung 
eines  Einzelgeschuüs  in  ein  Gescllschaftsgeschalt  oder  eines  Gesellscliafts- 
geschafts  in  an  Einzelgeschäft  mit  Recht  nach  denselben  Grundsätzen 
wie  bei  der  Abtretung  von  Geschäften  unter  Einzelkaufteuten  entschieden; 
vgl.  oben  S.  478  N.  2  u.  S.  480  N.  i. 
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Mitteln  der  Gesellschaft  fordern'.  Selbst  nach  Erschöpfung 
des  gesellschaftlichen  Aktivvermögens  erscheint  die  unge- 
deckte Geselkchaftsschuld  weder  ganz  noch  theilweise  als 

Sonderschuld,  sondern  Icdit^lich  als  BesiaiiJiheil  des  gesell- 
schaftlichen Passivvermögens,  an  welchem  nur  jetzt  die 
gesonderten  Werthantheile  der  Hinzchicn  in  der  Entwicklung 
zu  nctjativen  Grössen  sich  als  Passivsaldi  darsielieu  und 
demgemäß  eine  Beitragspflicht  ausdrücken  ^ 

ß.  Aus  dieser  Üngesondertheit  der  einzelnen  Rechte  und 
Verbindlichkeiten  einer  Handelsgesellschaft  folgt  zugleich 
die  Möglichkeit,  dass  die  Gesellschaft  und  die  Gesellscbafier 
einander  als  berechtigt  und  verpflichtet  gegenüberstehen'. 
Allerdings  handelt  es  sich,  da  die  Gesellschaft  keine  juristbche 
Person  ist,  zulelzt  stets  nur  um  Rechtsverhältnisse  der  Ge- 
sellschafter untereinander*.  Allein  die  dem  gesclLeiiaiiiichen 
Zusammenhange  angehörigen  Beziehungen  werden  durch 


*  H.  G.  B.  Art.  93 ;  Erk.  des  R.  G.  v.  3.  Nov.  80  Seuff.  Bd.  36  N.  211 
(die  Einklagung  eines  Aniheils  gegen  die  einzelnen  Gesellschafter  aus 
ihrem  Sondervermögen  ist  sowohl  beim  Bestände  der  GeseUschaft  als 
auch  während  der  Liquidation  unstatthaft). 

*  Darum  k.inn  auch  der  (jc-scllscharicr,  welclicr  eine  Gesellschafts- 
schuld bezaiilt  hat,  erst  nach  Beendigung  der  Lii^uidatioa  oder  des  Kon- 
kurses und  nur  insoweit  Ersatz  aas  dem  Sondervermdgen  der  Mitgesell> 
scbafter  verlangen,  als  f&r  diese  aus  ihrem  Antheil  an  dem  überschuldeten 
Vermögen  der  Gesellschaft  dne  Ausgleichungsverbindlicfakeit  begründet 
ist;  vgl.  oben  S.  499  X.  2  bis  S.  50I  N.  i.  u.  S.  504  N.  4.  Hieraus 
rechtfertigt  sicli  sachlich  die  nicht  ganz  zutrefTend  begründete  Entsch. 
des.  R.  O.  H.  G.  v.  2.j.  Mai  73  Bd.  9  N.  97  S.  )29— )p.  Vgl.  auch  Entsch. 
V.  28.  März  74  ib.  Bd.  13  N.  $1  S.  142—146. 

J  Diese  Möglichkeit  ist,  so  viel  Streit  und  ünsiciierlieit  auch  m 
Bezug  auf  den  Umfang  und  die  Bedeutung  Ihrer  Verwvklicfaung  be- 
steht, im  Allgemeinen  durch  den  Wortlaut  des  Gesetibaches  selbst 
stauin  (An.  91, 99, 94  Abs.  2, 97),  in  der  neuesten  Literatur  nicht  mdir 
bestritten  (v.  Hahn  I  S.  465—469,  Bchrend  §  77,  LabandS.  21 — 24)  und  von 
der  Praxis  vielfach  anerkannt  (vgl.  bes.  R.  O.  H.  G.  Bd.  5  S.  205  u.  386, 
Bd.  6  S.  417,  Bd.  9  S.  17,  Bd.  14  S.  144,  Bd.  21  S.  i}0,  R.  G.  C.  S  Bd.  } 
S.  59,  Bd.  7  S.  120). 

*  So  lautci  auch  die  Überschritt  des  B.  II  T.  1  A.  2  des  ,H.  G.  B.  u. 
der  Eing.ing  von  Art.  90  u.  157. 
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die  Verbundenheit  ihrer  Subjekte  afficirt  und  gegen  alle 
sonst  etwa  zwischen  denselben  Subjekten  bestehenden  Be- 
ziehungen abgeschlossen.  Dieser  Zusammenschluss  aber  ist 
wiederum  von  dreifach  verschiedener  Art,  jenachdem  das 
Rechtsverhältniss  auf  beiden  Selten  völlig  in  die  geseUschaft- 
licbe  Gemeinschafcssphäre  oder  auf  einer  Seite  in  eine  gesell- 
schaftliche Sondersphäre  oder  endlich  auf  einer  Seite  ganz  in 
die  aussergesellschaftliche  Sphäre  fällt*.  Und  hiemach  ent- 
scl.eiJct  CS  sich,  ob  Liiid  inwiefern  dabei  die  gesellschaftliche 
Personeneinheit  nur  als  ein  die  Bctheiligien  gleichmaßig 
unischliessendcs  Rand  oder  auch  als  ein  im  Gegensatz  zu 
einzelnen  Betheiiigien  wirksanier  Nexus  zur  Geltung  ge- 
langt. 

Wenn  bei  einer  unter  den  Gesellschaftern  begründeten 
Beziehung  sowohl  das  Recht  wie  die  Pflicht  vöüig  im 
reiche  der  Verbundenheit  liegt,  so  stehen  sich  immer  die  Ge- 
sellschafter lediglich  als  solche,  es  stehen  sich  aber  niemals 
die  Gesellschaft  und  die  Gesdlschajter  gegenüber.  Die  gegen- 
seitigen Rechte  und  Pflichten  dieser  Gattung  entspringen 
ohne  UmzuuiiL  eines  \vc;icicii  Rcchisgrundes  aus  dem  ver- 
tragsmäßigen Gesellschaftsbande  und  erlöschen  mit  dessen 
Lösung  ohne  Hinterlassung  eines  Rückstandes;  sie  bilden 
den  konkreten  Inhalt  der  betretfenden  handelsgesellschaft- 
lichen Personenverbindung  und  sind  integrirende  Bestand- 
theile  des  einheitlichen  Gesammtverhältnisses,  vermöge  dessen 
überhaupt  nur  die  Gesellschaft  eine  subjektive  Einheit  ist. 
Wäre  die  Gesellschaft  eine  Körperschaft,  so  würden  diese 
inneren  Beziehungen  sich  zwischen  der  Gesammtperson  und 

*  Diese  Drdtheilung  bt  der  oben  S.  174—5^8  lunsididich  der  kör- 
perschafdichen  Rechtsverhältnisse  und  insbesondere  auch  bei  der  Aktien» 
gesellschafi  durchgefülirten  Drclthciluny;  parallel.  Allein  der  Mangel  eigner 
Persönlichkeit  des  Gesellsch.Utsgaiizen  bewirkt  bei  der  ersten  Kategorie 
einen  totalen  Gegensatz:  ^cgen  das  Körperschaftsrecht,  lässi  es  bei  der 
zweiten  Kategorie  nur  zu  einer  luiben  AlmiicliKeit  mit  dem  körperschaft- 
lichen Inüividuairccm  kommen  und  tritt  nur  bei  der  dritten  Kategorie 
dergesult  xurück,  dass  sich  eine  volle  Analogie  mit  dem  Körperschafts* 
verhälmiss  entfalten  kann. 
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den  Gliederpersonen  knüpfen.  Da  sie  jedoch  keine  von  der 
Summe  ihrer  jeweiligen  Träger  verschiedene  Person  ist,  so 
kann  sie  auch  keinem  dieser  Träger,  insofern  derselbe 
lediglich  als  solcher  berechtigt  oder  verpflichtet  ist,  als 
Ganzes  gegenübertreten.  Vielmehr  wird  die  Personeneinheit 
hinsichtlich  der  aus  ihrer  inneren  Struktur  hervorgehenden 
Beziciiungcii  zwisclien  den  verbundenen  Personen  von  jeder 
Seite  her  bruchstückweise  und  von  keiner  Seite  her  voll- 
ständig dargestellt.  Aus  solchen  Rechtsverhältnissen  kann 
daher  auch  nicht  die  Gesellschaft  unter  ihrer  Firma,  sondern 
es  können  daraus  immer  nur  die  anderen  Gesellschafter  gegen 
einen  Gesellschafter  klagen  oder  von  ihm  verkkgt  werden*. 

In  diese  Kategorie  gehören  nun  zunächst  bei  der  offenen 
Gesellschaft  und  mit  veränderter  Normirung  auch  bei  der 
Kammanditgeseilscbaft  nach  der  gesetzlichen  Regel  sämmtliche 
aus  der  perscnenrechiliehen  Genmnsehafl  fliessenden  Rechte 
und  Pflichten,  welche  auf  ein  gesellschaftsmäßiges  persön- 
liebes  Handeln  ouci  i  nie!  lassen  gerichtet  sind:  die  Behigniss 
und  die  Pflicht  zur  Geschäftsführung,  sowie  zu  deren  Ent- 
ziehuni: oder  Duldung,  zur  Erhebung  oder  Beachtung  eines 
Widerspruches  gegen  einen  Geschäftsführungsakt,  zur  Er- 
ihcilung  oder  Einholung  einer  Instruktion*;  das  Recht  und 
die  Pflicht,  die  Anwendung  von  Fleiss  imd  Sorgfalt  in  Ge- 
sellschaftsangelegenheiten zu  fordern  oder  zu  leisten,  Kenntniss 
zu  nehmen  oder  zu  geben,  Rechnung  zu  verlangen  oder  zu 
legen';  die  Pflicht  zur  Unterlassung  und  das  Recht  zur 
Untersagung  des  Konkurrenzbetriebes,  des  Missbrauchs  der 
eingeräumten  gesellschaftHchen  Macht,  der  Überschreitung 


'  Das  H.  G.  B,  vermeidet  es  sorpfnltig,  hier  die  Gesellschaft  und 
die  Gesellschafter  einander  gegenüberzustellen,  spricht  vielniclir  iiunier 
nur  vüii  Rechten  und  PUichlcn  der  Gesellsciiaücr, 

'  H.  G.  B.  Art.  99  —  103  u.  158;  Behrend  5  6q. 

J  H,  G.  B.  Art.  9?  Abs.  i  (dazu  lyyren.i  ;  67  III);  Art  105  Ab^.  i 
{liehrend  5  69  IV)  u.  160  {Hemud  S.  52s  ti.);  hinsichtlich  der  Rechnuiigis- 
legung  Erk.  des  R.  ü.  H.  G.  v.  10.  Febr.  72  Bd.  5  N.  n  S.  201  n.  u.  die 
weitere  b.  Renaud  S.  jaS— 329  u.  Bebrend  S.  493  angef.  Judikatur, 
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der  inneren  Schranken  des  Vmretungsrechtes  und  sonstiger 
gesellschaftswidriger  Handlungen*;  die  Rechte  auf  Herbei- 
führung oder  Verhinderung  und  die  Pflichten  auf  Duldung 
oder  Nichtvornahme  einer  Veränderung  oder  Auflösung  des 
Gesellschaftsbestandes*;  die  dem  Gesellschafter  in  Bezug  auf 
die  gehörige  Anir.cMuiij^  einzutragender  ThaisacliLii  gegc^^ 
die  Mitgesellschafter  zustehenden  Rechte  und  obliegenden 
VcrbindHchkeiien  \  endlich  die  wahrend  der  Liquidation  oder 
sonstigen  Auseinandersetzung  fortbestehenden  oder  neu  ein- 
tretenden Befugnisse  und  Pflichten  gleicher  Gattung^.  Alle 
diese  Rechte  und  Pflichten  schreibt  das  Handelsgesetzbuch 
dem  ein^änen  Gesellschafter  als  solchem  gegen  die  übrigen 
einzelnen  Gesellschafter  als  solche  zu^  Dieselben  enthalten 
daher  zwar  mit  der  Bindung  zugleich  die  Sicherung  der 
Sonderpersönlichkeit  und  gewähren  die  Mittel,  um  nicht 


*  H.  G.  B.  ArL  96  (vgl.  KenauJ  S.  333  ri.  u.  Ikhrmd  ^  69«)  u.  Art.  125 
2.  2—4  (dazu  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  8.  Apr.  76  Bd.  20  S.  265  flf.) 

'  Vgl.  oben  unter  S.  477— 4457.  Daher  ist  die  Kündigung  nur  Wirk- 
ern, wenn  sie  sämmtÜchcn  Mitgcsellschaftem  erkUrt  ist ;  Behrend  ^  78  N.  11. 
Die  Kflndigungs-  oder  Auflösungsklage  kann  nicht  gegen  die  Finna/ 
sondern  nur  gegen  alle  Mitgesellschafter  gerichtet,  die  Ausschlussklage 
nicht  von  der  Firn»,  sondern  nur  von  den  sämmtlichen  übrigen  Gesell- 
schaftern angestellt  werden.  Ebenso  jede  Klage  auf  Anerkennung  des 
Bestandes  oder  Nichtbcstandcs  der  Gesellschaft,  der  Zugehörigkeit  oder 
Nichtzugehörigkeit  zu  derselben  u.  s.  w. 

5  Vgl.  Laband  J.  f.  H.  R.  Bd.  14  1>.  641,  Bd.  jo  S.  526  u.  528. 

*  H.  G.  B.  Art.  130  Abs.  3  u.  4,  133—157,  139—140,  \.\2,  144,  145. 
Auch  die  Rechte  und  Plliclueu  der  Liquidatoren  ai:»  solcher  gehören 
hierher.  Denn  obwohl  die  Stellung  als  Liquidator  von  der  Thtilhaber- 
schaft  an  der  Vemiögea:>gcnieinschaft  löslich  ist,  bleibt  sie  doch  eine 
Mitträgerschaft  der  fortdauernden  Personeneinheit.  Sie  verleiht  zunächst 
nicht  gegenüber,  sondern  innerhalb  der  Personalgenieinschaft  Rechte  und 
Pflichten.  Das  Verhältniss  korrespondirt  dem  eines  Körperschaftsorganes^ 
welches  (wie  Vorstand  und  Aufsichtsrath  der  Aktiengesellschaft)  aus 
Nichtmilglicdern  gebildet  werden  kann. 

»  Nur  liinsiclnlich  der  (jescli.it'isluliruntj  wird  die  vcrtragsmabige 
Begründung  einer  küilcKUvui  ßcrcciuigung  und  \  erpilichiung  ausdrücklich 
vorgesehen  (Art.  100  Abs.  i)  und  im  Liquidationsstadium  sogar  im  Zweifel 
angenommen  (Art.  136). 


Digitized  by  Google 


Drittfs  KapiUl. 


nur  das  Gcscllschaftsband  i^cgen  die  individuelle  1  reihcit, 
sondern  auch  die  individuelle  Freiheit  gegen  das  Gesell- 
schaftsband durchzusetzen.  Allein  diese  beiden  Seiten  treten 
hier  nicht  auseinander.  Jeder  Gesellschafter  ist  im  Bereiche 
der  ihm  überhaupt  zukommenden  gesellschaftlichen  Stel- 
lung>  weil  er  dieselbe  als  Einzelner  einnimmt,  für  sich  be- 
rechtigt und  verpflichtet :  er  besitzt  jedoch  keine  ausserhalb 
seiner  Mitträgerschaft  der  Gesellschaft  liegende  Sonderbefug- 
niss  oder  Sonderverbindlichkeit.  Vielmehr  geht  seine  Sonder- 
stellung völlig  in  seiner  geseUsdfafllicbm  Stellung  auf,  ver- 
möge deren  er  eben  fttr  sich  allein  zum  Träger  gesellschaft- 
licher Rechte  und  IMiidicen  berulen  ist*.  Mithin  :naeln  sich 
die  personenreclnliche  X'erbundenheit  hier  lediglich  in  der 
BcschafTenheit  der  aus  ihr  fliessenden  Rechte  und  Pflichten 
der  Gesellschafter,  in  dieser  aber  durchweg  geltend.  Die 
Gesellschafter  sind  einander  dergestalt  berechtigt  und  ver- 
pflichtet, dass  auf  keiner  Seite  die  Gesellschaft  in  ihrer  Ganz- 
heit, auf  jeder  Seite  aber  ausschliesslich  die  Gesellschaft  in 
einem  ihrer  Bestandtheile  zur  Erscheinung  kommt*. 

Dieses  Verhältniss  erleidet  jedoch  eine  Änderung,  wenn 
und  insoweit  in  die  personenrechtUche  Struktur  der  Gesell- 
schaft ein  Gesammtrecht  oder  eine  Gesammtpflicht  aller  Ge- 
sellschafter oder  eines  Thciles  derselben  in  Bezug  auf  posi- 
tives oder  negatives  persönliches  V  erhalten  eingeführt  wird, 
wie  dies  bei  jeder  Handels5?esellschaft  vertrnL^smäßig  mög- 
lich ist  \  bei  der  Äktienkmmandilgcsdlschajt  durch  das  Gesetz 


'  Es  ist  vollkommen  ununterscheidbar  und  juristisch  gleichgültig, 
ob  der  Gesellschafter  zur  Wahrung  seiner  gesellschaftlichen  Sonderrechte 
oder  in  Ausübung  des  gcselhchaftlichcn  Gesammtrecht?  einem  Geschnfts- 
iührungsakte  widerspricht,  die  Gesellschaft  kündigt,  auf  Vollzug  einer 
Anmeldung  zum  Handelsregister  klagt  u.  s.  w. 

*  Dies  zeigt  sich  namentlich  im  Falle  des  Processcs  darin,  dass 
jeder  StreitüieÜ  so  gut  im  Namen  der  Gesellschaft  wie  in  eignem  Namen 
auftreten  könnte,  wenn  man  überhaupt  eine  Klage  der  Gesellschaft  oder 
gegen  die  Gesellschaft  hier  fQr  zulässig  erachten  wollte. 

J  Der  Gesellschaftsvertrag  kann  eine  kollektive  Geschäftsführung 
aller  oder  mehrerer  Gesellschafter  anordnen,  für  gewisse  Angelegenheiten 
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selbst  in  erheblichem  Umfange  geschieht'.  Derartige  Ge- 
sammtrechte  oder  Gesammtpflichten  bleiben  freilich  als  solche 
wiederum  Bestandtheile  des  personenrechtlichen  Gesellschafts- 
bandes, sind  daher  weder  für  die  Gesellschaft,  noch  gegen 
die  Gesellschaft,  sonderii  lediglich  für  die  Gesellschafter 
,  gegen  einander  begründet^.  Allein  einerseits  stehen  hierbei 
die  Gesellschafter  einander  in  eigenthümlichcr  Gruppirung 
dergestalt  gegenüber,  dass  auf  einer  Seite  oder  auch  auf 
beiden  Seiren  eine  besondere  Verbundenheit  wirksam  wird. 
Die  Gesellschafter  müssen  daher^  insofern  sie  gemeinschaft- 
lich zur  Darstellung  der  Gesellschaft  berufen  sind,  als  eine 
besonders  konstituirte  Kollektiveinheit  aufgefasst  werden, 
welche  als  solche  den  Gesellschaftern  in  der  einem  jeden 
für  sich  oder  in  irgend  einer  anderen  Zusammenfassung 
LJcrwiLbencii  L;esellschaftlichen  Stellung  gegenübei  zuireten 
vermag*.  Und  vor  Allem  müssen  einzelne  Gruppen  von 


das  Majoritätsprindp  unter  allen  Gesdtschaftem  oder  innerhalb  einer 
Gruppe  derselben  einführen,  Versammlungen,  Ausschüsse  und  Vorsteher 

mit  bestimmtem  Wirkun^^skreise  ciiiset/en  u.  s.  \v. 

'  Hierher  i^ehörcn  vor  Allem  die  der  Generalversammlung  über- 
tragenen gerne inschafilichen  Rechte  der  Kommanditisten  auf  Mitbestim- 
mung des  Gesellschafrslebens  (z.  B.  An.  175*^,  180,  180«,  i8of,  iSo'',  182 
Abs.  2,  185,  186,  196%  199,  205—206).  Desgleichen  die  Minoritätsrechte 
eines  Bnichtheils  der  Kommanditistengcsammtheit  (Art.  188^  ao6).  Per- 
ner  sämmtUche  Rechte  und  Pflichten  des  Außichtsnthes  als  solchen, 
wobei  wiederum  dieser  kollegialisch  organisirte  Personeninbei^rifT  unab- 
hängig von  der  Theühaberschaft  an  der  Vcrmögensgemeinschaft  als  in- 
tegrirender  Bestandtheil  der  Personalgenieinschaft  erscheint.  Endlich  auch 
die  Gesanimt Verbindlichkeit  mehrerer  persönlich  haftender  Gesellschafter 
2ur  Beschatiung  eines  Mindestbetrages  von  Einlagen  (Art.  174«). 

*  Man  kann  nicht  von  einem  Recht  oder  einer  Pilichi  der  Majori- 
tät, der  Generalversammlung,  des  Auf^htsrathes  als  solchen  gegen  die 
Gesellschaft  reden,  ebensowenig  aber  diese  Personeninbegriffe  da,  wo 
ihnen  andere  mr  seihständigen  Mitdarstellung  der  Gesellschaft  berufene 
Personen  oder  PersoneninbegrifTe  als  berechtigt  oder  verpflichtet  gegen* 
überstehen,  mit  der  Cjcscllscliaft  identificiren. 

>  So  waren  z.  I^.  sammtHche  Gesellschafter  im  Falle  ihrer  Berufung 
7\\r  kollektiven  Geschaftslulirunjr  in  ihrer  Hij^enschaft  als  verbundene  Trä- 
ger eines  gemeinscliaiiiicii  und  nur  bei  Gefahr  im  Verzuge  von  Jedem 
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Gesellschaftern,  insofern  sie  zusunüncn  einen  bestimmten 
Antheil  an  der  Trägerschaft  der  L^esellschaftlichen  Personen- 
einheit  haben,  als  unter  sich  verbundene  engere  Personen- 
einheiten  gedacht  werden,  welche  als  solche  den  übrigen 
Gesellschaftern  oder  Gesellschaftergruppen  gegenüber  berech- 
tigt oder  verpflichtet  sind  und  hierbei  die  Rolle  geeinter 
Personenmehrheiten  auch  dann  noch  spielen,  wenn  die  Hin- 
heit  des  Gesellschaftsganzen  nur  noch  in  ihren  Bruciistücken 
sichtbar  wird*.  Andrerseits  aber  springt,  insoweit  nunmehr 
der  einzelne  Gesellschafter  nicht  für  sich  und  gleichwohl 
als  Theilhaber  an  einem  Gesammtrecht  oder  einer  Gesammt- 
pflicht  Mitträger  der  personenrechtlichen  Genoeinscbaftssphäre 
ist,  alsbald  schon  in  dieser  ein  ihm  individuell  zustehendes 
gesellschaftliches  Sonderrecht  oder  eine  ihm  individuell  ob- 
hegende  gesellschaftliche  Sonderpfiicht  hervor  ^  Darum  wird 


für  sich  auszuübenden  Gesammtrechts  (Art.  loo  Abs.  t)  von  der  Summe 
der  Gesellschafter  in  ihrer  Eigenschaft  als  für  sidi  berechtigte  Mitprind- 
pale  2U  unterscheiden.  Ebenso  müsste  z.  B.  die  Gesammtbeit  der  Gesell- 
schafter im  Bereiche  ihrer  Zusammenfassung  zu  einem  Majoritätsverbande 
von  der  Summe  der  Gesellschafter  als  Einzeltrager  der  Gemeinsphlre 
geschieden  werden. 

'  Derartige  engere  Kollektivetnheiten  sind  t,  B.  mehrere  unter  Aus- 
schluss anderer  mit  gemeinsamer  Geschäftsführung  betraute  Gesellschaf- 
ter oder  Liquidatoren,  kontrolirende  Aussdiflss^  unter  sich  zu  Majori- 
tätsverbändea  verknüpfte  Gesellschafterklassen  u.  s.  w. ;  dalier  bd  der 

A.  K.  G.  stets  die  Kommanditistengesammtheit  und  der  Aufsichtsrath 
möglicher  Weise  auch  eine  Mehrheit  persönlich  h.iftcndcr  Gesellschafter. 
Dass  die  gnn^c  innere  Organisation  der  A.  K.  G.  sicii  in  Rcch'^verhäli- 
nisse  auflöst,  in  welchen  einander  nicht  blos  einzehie  Gesellschafter,  son- 
dern Geselischaüerkomplexe  als  solche  gegenüberstehen,  bedarf  keiner 
näheren  Ausliihrung.  Das  H.  G.  B.  erkennt  daher  auch  ausdrücklich  ein 
selbständiges  cinhcilliclics  Klagcrccht  der  Konunajidiiistcagcsamniihcit 
gegen  die  persönlidi  haftenden  Gesellscliafter  und  gegen  die  Mitglieder 
des  Aufsichtsraths  (Art.  195),  des  Aufsichtsraths  gegen  die  persönlich 
haftenden  Gesellschaiter  (Art.  194  Abs.  2)  an. 

*  So  ist  bei  jeder  Handelsgesellschaft  im  Falle  der  Geltung  des 
Majoritätsprincips  sowohl  das  Recht  auf  StuiunfÜhrung  als  auch  das 
Recht  auf  Innehaltung  der  dem  Mehrheitswilleu  gezogenen  Schranken 
ein  gesellschaftliches  Sonderrecht.   Ebenso  können  aus  der  Vertrags- 


Rt'chtsgtmeinschaßcn  {ur  ^tsammtm  Huiiä. 

bei  der  Aktienkommanditgesellschaft  bereits  durch  das  Geseu 
selbst  ein  umfassendes  gesellschaftliches  Individuahrecht  von 
personenrechtlichem  Inhalt  anerkannt  und  gewährleistet'. 

Und  im  Bereiche  dieses  Gegensatzes  zwischen  Gesammtrecht 
und  Sonderrecht  ist  dann,  wie  sich  dies  gleich  zeigen  wird, 
stets  die  Gegenüberstellung  der  GesellsclKitt  und  des  einzel- 
nen Gesellschafters  als  betheiÜgter  Subjekte  und  demgemäß 
auch  als  Processparteien  möglich*. 

Vor  Allem  jedoch  entfaltet  sich  bei  jeder  Handelsgesell-  . 
Schaft  in  Ansehung  der  durch  sie  begründeten  yerm^mS' 
gmänschaft  nothwendig  die  Unterscheidung  von  Gesammt- 
recht und  Sonderrecht  innerhalb  des  Gesellschaftsrechts.  Denn 
da  nach  den  obigen  Ausführungen  das  Gesellschaftsvermögen 


m.il>igcn  Hinrichtung  kollektiver  oder  kollcgialischer  Geschältstülirung, 
Leitung  oder  Aufsicht  gcscllschaltüche  Sonderrechte  der  daran  betheilig- 
ton  (icNcll^chaftcr  aut  eine  bcstinmiie  Stelle  in  der  wollenden  und  han- 
delnden Gcniein^chaft,  desgleichen  gesellschaltliciie  Sonderpriichten  zur 
Übernahme  solcher  Funktionen  hervorgehen. 

'  Dem  Komnundit.iktionär  steht  vor  Allem  das  Recht  aul  Zutritt 
mr  Cieueralversanimiung  und  Stimmführung  in  derselben  als  ein  nicht 
einmal  durch  den  G«sellschatts vertrag  enuiehbares  Sonderrecht  zu  (Art.  190). 
Auch  im  Übrigen  aber  kehren  bei  ihm  dieselben  Sonderrechte  von  per* 

soncnrechtlicheni  Inhalte  wieder,  welche  oben  S.  2$o— 264  dem  Aktionär 
vindicirt  sind ;  so  namentlich  auch  das  Anfechtungsrecht  gegen  Ver- 
sammlunffshes<:h!üs5;e  (Art.  190«  u.  I90^').  Hinsichtlich  der  Sonderrechte 
und  Sonderptlichlcn  der  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes  gelten  ebenfalls 
analoge  Grundsätze  wie  bei  der  Aktiengesellschalt ;  vgl.  oben  S.  27s  K.  1. 

'  Dass  die  Klage  eines  Kommanditaktionärs  auf  Ancrkcnium^'  sei- 
nes Stinmirechts,  auf  Umschreibung  der  Aktie  im  Aktienbuch,  aul  .\us- 
handigung  einer  Aktienurkunde  u.  s.  w.,  desgleichen  die  Klage  eines 
Aufsichtsrathsmitglicdes  auf  Zulassung  zum  Autsichtsratli  u.  s.  w.  gegen 
die  Gesellschaft  als  solche  gerichtet  werden  kann,  ist  nicht  au  bezweifln. 
Aber  auch  die  Anfechtungsklage  des  Kommanditisten  ist  nach  An.  1901 
offenbar  als  eine  Klage  gegen  die  Gesellschaft  aui>ut'assen,  da  sie,  ob- 
schon  auf  Ungültigkeitserklärung  eines  Generalversammlungsbeschhtsses 
ab/ielcnd,  gegen  die  persönlich  hat'teiufen  Gesellschafter  und  den  Aul- 
>ichtsrath  angestellt  werden  soll.  Da^'cifen  ist  die  Anfecluungsklage  des 
persönlich  haltenJcu  Gesellschafters  Mrciii;  ^^ciioninien  nur  eine  Klage 
gegen  die  übrigen  Gesellschaitcr  (Art.  lyu-  .\bs.  i). 
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als  Ganzes  in  i^ewisser  Hinsicht  einheitlich  zusammengetasst 
und  in  anderer  Hinsicht  in  gesonderte  Antheile  zerlci^t  ist, 
so  müssen  auch  einzelne  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der 
Gesellschaft  als  Einheit  gegen  den  einzelnen  Gesellschafter 
als  Theühaber  entstehen.  Soweit  es  sich  freilich  nur  um 
die  a^j/mJSr/tf  Berechtigung  oder  Verpflichtung  auf  Vermögens- 
betheiligung handelt,  liegt  das  Verhältniss  noch  ganz  inner- 
halb der  personenrechtlichen  Sphäre,  fällt  daher  bei  der  offe- 
nen und  Kommanditgesellschaft  im  Zweifel  ausschliesslich  in 
den  ik  reich  der  Verbundenheit,  in  welchem  nur  Gesellschaf- 
ter und  Gesellschafter  einander  gegendbertreten  \  Allein  jede 
Erfüllung  dieses  generellen  Rahmens  mit  konkreiem  vermö- 
gensrechtlichen Inhalt  erzeugt  Rechtsverhältnisse,  in  denen 
die  gleichzeitige  Scheidung  und  \  crknüpfung  der  Ccmein- 
sphäre  und  der  Sondersphären  wirksam  wird  und  wenn  nicht 
ihr  einziges,  doch  stets  ihr  hauptsächliches  Anwendungs- 
gebiet findet*. 

Wo  nun  deranige  einerseiis  in  die  Gmeinsffhäre  und 
andrerseits  in  eine  gesellschaftliche  Sondersphäre  faltende  Rechts- 
beziehungen unter  den  Gesellschaftern  in  Frage  kommen, 
lässt  sich  in  der  That  die  kollektive  Einheit  als  berechtigt 
oder  verpflichtet  gegen  ihren  Theilhabcr  vorstellen.  Denn 
der  einzelne  Theühaber  hat  als  Subjekt  der  Sonderpilicbt 
oder  des  Sonderrechts  ein  Stück  seiner  Individualsphäre  zu 
vertreten,  während  er  in  der  gegenüberstehenden  kollektiven 
Einheit  zwar  enthaiun  bleibt,  jcJudi  nur  als  Mitträger  einer 
seiner  Individualsphäre  entrückten  Gesammtbefugniss  oder 

*  Deshalb  kann  die  Klage  auf  Anerkennung  eines  besttniMUcn  Theil- 
nahnic\ crh.iltnisscs  (;;.  R.  nuf  Betheiligung  am  Gewinn  m  einem  Drittel 
oJcr  auf  Nichtbetheiligung  am  Verlust),  auf  das  X'orlianJcr.scin  oder 
Nichtvorh.'ndcnscin  eines  Auseinjndersct^un^saiispruches  u.  n.  w,.  nicht 
gegen  die  GcscUschatt,  s^Mideru  uui  j^egen  die  übrigen  GcscUscliaticr  ge« 
richtet  werden. 

*  Darum  entfaltet  sich  bei  der  A.  K.  G.  der  Typus  des  gesellschaft- 
lichen Sonderrechts  auf  personenrechilichem  Gebiet  gerade  insoweit  he* 
sonders  intensiv,  als  der  Antheil  am  üesellschaftsverm^^  zugleich  die 
persönliche  Stellung  in  der  Gesellschaft  bedingt  und  bestimmt. 
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Gesammtverbindlichkeit  in  Betracht  kommt  und  hinsichtlich 
dieses  seines  ungesonderten  Antheils  von  jedem  Repräsen- 
tanten der  gesellschaftlichen  Gemeinsphäre  mitvertreten  wird  \ 
Darum  kann  im  Bereiche  dieser  Verhältnisse  auch  unter  der 

Gesellschaftsfirma  mit  dem  Gesellschafter  kontrahirt  und 

processirt  werden'.  Immer  jedoch  steht  dabei  der  Hinzehie 
der  Gescllscliaft  als  Gesellschafter  und  nicht  wie  ein  beliebi- 
ger  Dritter  gegenüber,  so  dass  lediglich  die  für  die  innere 
Seite  der  Gesellschaft  geltenden  Rechtsprincipien  maßgebend 
bleiben  \  Hieraus  folgt  zugleich,  dass  dabei  die  Vorstellung 


'  Unrichtig  ist  die  Betn«rkung  von  Behrend  ^  66  M.  7,  da>s  ini 
Verhälmiss  zu  den  eiiuelnen  Mitgliedern  der  Verein  eine  andere  Be- 
deutmiij  wie  im  \'cr!uiltniss  zu  Dritten  habe,  indem  er  nicht  mclir  die 
Zi:5.imniciii'assiinc/  sänimtlicher,  sondern  nur  der  übrigen  Mitglieder  be- 
deute, l^ie  von  Bthtetul  angezogenen  Ausführungen  von  HierUni;,  zur 
Krii.  der  jur.  Grundbegr.  II  S.  106  ff.,  welche  den  gleichen  Sau  unter 
völliger  VerkennuDg  des  selbständigen  Wesens  der  Gesanuntpersönlich- 
keit  sogar  för  das  ganze  Körperschaftsrecht  aufstellen,  sind  auch  för  die 
in  der  Thal  mit  einer  blos  koJlektiven  Einheit  ausgerüstete  Handelsgesell- 
schatt  unzutreffend.  Denn  sobald  z.  B.  die  Verbindlichkeit  zur  Einzah- 
lung einer  Einlage  oder  einer  }->satzsiimme  von  looo  als  eine  Verbind- 
lichkeit des  Gesellschatters  gegen  die  Gesellschaft  vorgestellt  wird,  niuss 
an  dem  gegenübcriiclicndcn  Rcclit  der  Gescllscliaft  doch  auch  der  ver- 
pflichtete Gesellschafter  als  betiieiligt  gcdacnt  werben.  Nur  hieraus 
erklärt  sich  ja  die  Unculässigkeit  eines  Abauges  auf  den  eignen  AntlidL 
Auch  wäre  es  sonst  unbegreiflich,  dass  er  unter  einer  Firma,  die  doch 
auch  die  seine  ist  und  vielleicht  gerade  seinen  Namen  enthält,  beklagt 
werden  kann,  dafilr  aber  vermöge  seiner  Theilhaberschafi  am  Gesell« 
Schaftsvermögen  auch  an  dem  gegen  ihn  selbst  erstrittenen  Siege  Theil  hat. 

*  Hinsichilicli  der  Processführung  ist  dies  von  der  Praxis  vielfach 
anerkannt;  vgl.  Brk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  29.  März  76  Bd.  19  N'.  120 
S.  414—417,  v.  12.  Febr.  79  Bd  25  N.  ^8  S.  162  —  164,  des  R.  G,  v. 
3.  Nov.  80  Scuff.  Bd.  16  N.  211.  V.  Ii.  ücc.  80  G.  S.  Bd.  j  N.  iH,  auch 
schon  des  O.  A.  G.  Dresden  v.  ij.  Dec.  6$  Busch  Bd.  9  S.  )88-  39.] 
u.  V.  14.  Sept.  6$  SeuC  Bd.  20  N.  l%^  u.  Z.  f.  H.  R.  Bd.  11  S.  528  ff.» 
des  A.  G.  Hamm  v.  4.  Nov.  64  ib.  S.  $52— $59^  Gleiches  aber  muss 
in  Bezug  auf  Rechtsgeschäfte,  z.  B.  Vergleiche,  Veraichte,  Stundungs- 
oder Erlassvcrträge  u.  s.  \v..  gelten. 

'  Darum  wird  die  Repräsentation  der  Geseüsch.ift  hier  nicht  durch 
die  nach  aussen  eingeräumte  \"ertrctungsniacht.  sondern  durch  die  nach 
innen  gewährte  Gcschäftsiuhrungsmacht  besiinmit ;  vgl.  ; .  Hahn  S.  467. 

'  1* 
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eines  Rechtsverhältnisses  zwischen  der  Gesellschaft  und  dem 
Gesellschafter  zwar  möglich,  aber  nicht  nothwendig,  viel- 
mehr  an  sich  durch  die  Vorstellung  gegenseitiger  Redfte  und 

Pflichten  der  Gesellschafter  ersetzbar  ist.  Denn  da  die  hier 
in  Frage  stehenden  Sonderrechte  und  Somit:!  pilitluen  gesell- 
schaftlicher Natur  sind  und  folgeweise  einen  in  die  Sphäre 
der  Verbundenheit  hineinreichenden  Bestaiidtheil  haben,  so 
^  können  sie  von  diesem  her  als  Pfl'cinen  oder  Rechte  eines 
Mitträgers  der  gesellschaftlichen  Einheit  gegen  deren  andere 
Mitträger  aufgefasst  und  geltend  gemacht  werden*.  Darum 


Behrrnd  S.  518,  Erk.  des  R.  O.  H.  ü.  v.  17.  I  ctir.  71  Bd.  1  N.  6  i>.  41 
bis  42.  Hieran  ist  auch  mit  f.  Haim  gegen  ßehrtitd  *j  66  N,  18  u.  5  7^ 
N.  12  bezuglich  der  Processführung  festzuhahen.  Es  besteht  ferner  weder 
eine  Solidarhaft  noch  eine  antheihgc  Sonderliaft  der  Gesellsclufter  für 
die  Verbindlichkeiten  der  Gesdlschaft  gegen  den  Gesellsduifter  als  sol- 
chen; Erk.  des  O.  A.  G.  Dresden  v.  14.  SepL  6$  Z.  f.  H.  R.  Bd.  11 
S.  Jcs  Ii.  A.  G.  Nürnb.  v.  8.  Nov.  69  Z.  f.  H.  R.  Bd.  22  S.  283, 
dcv  R.  O.  H.  G.  V.  28.  März  74  Bd.  ij  N.  51  S.  144  ff.  (ScufT.  Bd.  }o 
N.  208),  des  R.  (i.  V.  5.  Nov.  80  Seuff.  Bd.  }6  N.  211  ;  v.  Halm  S.  468. 
Renati.l  S.  402,  Bchremi  5  ^  N.  6  u.  5  77  ^-  7-  Alle  Rcclitc  und  \'cr- 
bindliclucittn  dic>tr  Gaumig  bleiben  von  ciiuiidcr  .ibh.iiigig  und  sind 
au!>  dem  Zusammenhange  des  ganzen  Gesellschaftsvcrhalmisses  zu  be- 
urtheilen  ;  vgl.  Erk.  des  A.  G.  Hamm  v.  4.  Nov.  64  Z.  f.  H.  R.  Bd.  11 
S}2^S39>  Im  Gesellschaftskonkurse  kann  der  richtigen  Ansiebt  nach 
der  Gesellschafter  seine  aus  dem  Gesellschaftsverhältniss  selbst  herrühren- 
den Fordcrutii^cn  nicht  in  der  Reihe  der  Gläubiger,  sondern  nur  auf 
seinen  Antheil  an  einem  etwaigen  Übcisclui^s  der  Masse  geltend  machen 
(/un>  iheil  abweiclicnd  v.  Huhn  S.  nj.  -^licIi  Schweiz.  Obl.  R.  .\rt.  567). 
Der  .u)<i  Verbindlichkeiten  dioer  Art  beklagte  Ciesellschalter  wird  durch 
die  luntjahrige  Klagenverjahrung  nicht  geschützt;  Erk.  des  R.  O.  H.  G. 
V.  16.  Dec.  72  Bd.  8  N.  61  S.  247»  auch  Busch  Ardi.  Bd.  2$  S.  298» 
Lastig  I  S.  426,  Behrend  S  84  N.  9.  (Völlig  verkannt  ist  dies  durch- 
gehende Princip  in  den  Entsclieidungsgründen  des  Erk.  des  R.  G.  v. 
4.  .Mai  85  b,  SeuM.  Bd.  59  \.  521).  —  .\llc  diese  S'mc  dOrfen  jedoch 
nicht,  wie  dies  meist  geschieht,  auch  ui!  aussergesellsch-iftliche  Rechts- 
verhaltnisse /wischen  der  (jesellsduü  und  dem  Gesellsclialter  bezogen 
werden;  v^^l.  unten  S.  541— 542. 

'  So  ist  eiix-  i^eseü'^chiililiche  Einla^'e  oder  Ersatzpiliciu  nicht  nur 
eine  \'erbindl»ciikcit  i^cgeu  die  Gesellbclult,  sondern  auch  liegen  jedeti 
Gcsellschalter  als  solchen  :  sie  richtet  sich  aber  Icdiglicii  aul  Lei:>tüng 
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luuss  an  sich  bezüglich  der  gesellschaftlichen  Sonderrechte 
und  Sonderpfiichten  auch  die  Klage  gegen  einen  einzehien 
Gesellschafter  oder  seitens  eines  einzelnen  Gesellschafters 
als  statthaft  gelten,  sofern  nur  der  Einzelne  nicht  als  Privat- 
person, sondern  lediglich  als  Gesellschafter  in  Anspruch  ge- 
nommen wird  oder  auftritt'.  Dies  modificin  sich  jedoch 
natürlich  wiederum  insoweit,  als  der  einzelne  Gesellschafter 
als  soiciici  nicht  unmittelbar  zur  Miidarstcllung  der  Kinheil 
des  Gcselischaftsganzen,   sondern  nur  zur  Mitdarsieliung 


zum  Gcscllschaftsvcrmögcti.  Eteiiso  ist  umgckdiit  ein  gt'sellschattliclier 
Anspruch  auf  Zinsen,  Gewinn,  Ersatz  von  Auslagen  u.  s.  w.  nicht  blos 
gegen  die  Gesellschaft,  sondern  auch  gegen  je<kn  Mitgesdlschafter  be- 
gründet: er  geht  aber  nur  auf  Lebtung  aus  gesellschaftlichen  Mitteln. 

Z.  f.  H.  R.  Bd.  1 1  S.  $40,  Bd.  22  S.  384«  R.  O.  H.  G.  Bd.  i)  S.  144, 
Bd.  19  S.  426,  Bd.  2$  S.  162. 

'  Hierin  ist  den  Ausführungen  von  Bfhrettd  S.  472 — 473  zuzustim- 
men; vgl.  auch  Renaiui  S.  526.  (Nur  beachtet  Bebremi  wiederum  nicht 
den  Unterschied  gesellschafth'cher  und  ausserjjesellschaftUcher  hidividual- 
rcchtc.j  Übereinstimmend  Erk.  des  H.  A.  \ürnl\  v.  15.  Febr.  69  Z.  f. 
H.  R.  Bd.  22  S.  284,  des  O.  A.  G.  Dresden  v.  !>.  Dec.  65  Busch  Bd,  9 
S.  ?88  IT.,  des  R.  O.  H.  G.  v.  22.  Scpi.  71  Bd.  t,  N.  55  S.  17J  ft.,  v. 
15.  Jan.  72  Bd.  4  N.  77  S.  578  flf.,  v.  28.  März  74  Bd.  15  N.  51  S.  142  tf., 
V.  II.  Febr.  74  Bd.  20  N. 90 S.  274.  Die  oben  S.  j } l  N.  2 angef.  Erk.  stehen 
nicht  entgegen ;  auch  das  Erk.  des  R.  G.  v.  Nov.  80  SeufT.  Bd.  36 
N.  211  sagt  nur,  dass  die  gegen  die  Gesellschaft  begründeten  Ersata> 
ansprüchc  nicht  antheilig  gegen  Jio  Gesellschafter  als  Privatpersonen 
aus  ihrem  Sondervermögen  eini^ekl.i^n  \\  erden  können  ;  und  d.is  Frk.  des 
R.  O.  H.  G.  V.  29.  Mär?  76  HJ.  N.  1^0  S.  416  «schneidet  /.war  aus 
einem  ausscrgcscllschaitlichcn  Darlehen,  nicht  aber  aus  dem  gesellschaft- 
lichen Gewinnanspruch  die  Klage  gegen  die  Mitgescllscttaftcr  principiell 
ab.  Somit  kann  z.  B.  ein  Gesellschafter  wegen  seines  Gewinn-  oder  Er- 
satzanspruches gegen  einen  einzelnen  Mitgesellschafter  dahin  klagen«  dass 
derselbe  die  vielleicht  von  den  übrigen  Gesellschaftern  bereits  zugestan- 
dene Zahlung  aus  der  Gesellschaftskasse  herbeiführe  oder  bewillige.  Um- 
gekehrt kann  z.  B.  ein  von  der  Geschäftsführtmjj  überhnupt  oder  doch 
als  Einzelner  ausgeschlossener  Gesellschafter,  inshesondcre  auch  jeder 
Kommanditist,  7vvar  nicht  N'.mihmis  der  ( iesellschalt.  wohl  aber  als  (je- 
sellschafter  gegen  einen  anderen  una  zwar  auch  geschaUsluhrcndcn  oder 
mitgeschäftsfuhrenden  Gesellschafter  darauf  klagen,  dass  derselbe  eine 
Einbge  mache  oder  einer  Ersatzpflicht  an  die  Gesellschaft  genfige. 
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einer  an  der  Darstellung  dieser  Einheit  betheiligten  engeren 
Kollektiveinheit  berufen  ist*. 

In  diese  Kategorie  fallen  nun  namentlich  mancherlei 
Verbindlichkeiten  und  Ansprüche  der  einzelnen  Gesellschafter,  - 

welche  aui  vcnnö^^ciisrcchtlicljc  Lcistioi^oi  an  das  Gesellschafts- 
vermogen  und  aus  dem  GeselUchaftsvcrnioi^^en  gerichtet 
sind  und  sicli  einerseits  dadurch  als  geseiischaßlicbe  cha- 
rakterisiren,  dass  sie  aus  dem  Gesellschaftsvertrage  her- 
vorgehen, andererseits  dadurch  als  indkiditdle  kundgeben^ 
dass  sie  erst  durch  individuelle  Titel  in  konkreter  Gestalt 
begründet  werden*  und  in  einem  individuellen  Bestandtheil 
das  Gesellschaftsband  überdauernd  Zu  den  (Verbindlich' 
ketten  dieser  An  gehört  in  erster  Linie  die  gesellschaftliche 
Beitrag spjUcbL  Dieselbe  äussen  sich  zuvörderst  in  der  Ein- 


'  So  kajM)  der  einzelne  KomnundiiaktitMiar  niemals  aus  einer  For- 
derim:;  der  ( jcsclhcliaft  klagen  oder  aus  einer  N'erbinJlichkeit  derselben 
bekiagt  werden.  Woiil  aber  kann  die  Konuiiandiasiea^c>ammtheii  ihr 
Klagerecht  (Art.  194—19))  nicht  blos  zur  Durchsetzung  der  Sonderrechte 
4er  Komtnanditisieo  gegen  die  Gesellschaft,  sondern  auch  zur  Durch- 
setzung der  Rechte  der  Gesdlschaft  aus  Sonderverbindlkhkeiten  sämmt- 
licher  persönlich  haftenden  Gesellschafter  benutzen ;  un4  sie  kann  umge- 
kehrt von  den  persr)n1ich  haltenden  Gesellschaftern  angehalten  und 
lunhi'^enfalls   Jurcli  Klaije  fArt  gezwungen  werden,  die  etwa 

ver\\eipcrTe  /usiiinnutng  zur  Befriedigung  klägerischer  Sonderausprüchc 
aus  CjoelKchalisniiiteln  m  ertheilen, 

'  Sei  es  nun  durch  eine  l^e:>ondcre  auf  den  ein/einen  Geseilscliaiter 
bezugliche  Festsetzung  des  Gcscllschaftsvertrages  (wie  die  Ptlicht  zu  einer 
bestinuiuen  Einlage)  oder  sei  es  durch  A'organge  oder  Handlungen  des 
gesellschaftlichen  Lebens  (Ergebnisse  des  Geschäftsbetriebes,  Verschulden 
in  Gesellschaftsangelegenhciten,  Aufwendungen  für  die  Gesellschaft  u.  s.  w.) 

i  Dies  versteht  sich  für  Ersatzverbindlichkeiten  an  die  Gesellschaft 
einerseits  und  für  Ansprüche  des  Gesellschafters  auf  Zinsen,  Gewinn, 

Abfindung  und  Hrsatz  andrerseits  von  selbst;  dass  aber  auch  Jie  I'in- 
lagepfliclu  durch  die  Auflösung  nicht  erlischt,  wird  in  der  Praxis  ein- 
stimmig anerkannt  (K.  O.  H.  G.  Bd.  12  N.  12  S,  40,  Bd.  22  X.  45  S.  205. 
•Bd.  2s  N.  j«  S.  159  tf.,  H.  G.  Seuff.  Bd.  19  X.  321,  Busch  Bd  28  S.  575)- 
Doch  soll  regelni.iOig  auch  dieser  Rückstand  in  dem  von  der  Nach- 
wirkung des  Gesellschaltsbandca  beherrschten  .\ubcin.uidersei/.ungsvci - 
fahren  (Liquidation  oder  Konkurs)  seine  Erledigung  finden. 
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lagipßicbt,  welche  auf  einmalige  oder  wiederholte  Über* 
führung  von  Geld  oder  sonstiger  Wenhsubstanz  in  das 

Gesellschaftsvermögen  gerichtet  ist'.  Das  Ob  und  das  Wie 
dieser  limla^cpHicht  hiingt  bei  der  Dtlciicii  (icscllsLhatt 
lediglich  \on  der  freien  Vereinbarung  ab*.  Dagegen  ge- 
gehört bei  der  Kuinnianditgesellschaft  eine  Hinlagepflicht 
jedes  Kommanditisten  zu  den  gesetzlichen  Erfordernissen  \ 
Bei  der  Aktienkommanditgesellschaft  ist  nicht  nur  zugleich 
die  Konstitutrung  einer  Einlagepflichc  von  persönlich  haf- 
tenden Gesellschaftern  vorgeschrieben,  sondern  auch  die 
Begründung,  Realisirung  und  Aufhebung  der  Einlage- 
pflichten gesetzlich  normirt  und  grossentheils  dem  Vertrags- 


»  Vgl.  Rcnaiul  S.  ii  5  rt".,  Bd'nUii  ^  68,  87  11  5  u.  88  zu  1,  luibdnj  Bd.  51 
S.  34  ff.  —  Die  EinlagcpHicht  deckt  sich  nicht  mit  der  Beitragspflicht 
(BArend  a.  a.  Ü.  5  68  N.  2),  erstreckt  sich  vidmchr  nur  soweit,  als  eine 
Verbindlichkeit  zur  Hindngabe  von  Vermögenswcräi  in  den  Gesellschafts- 
fonds besteht.  Sic  kann  sich  aber  nicht  nur  auf  die  Übertragung  von 
Eigenthum  an  Gold  oder  körperhchen  Sachen,  sondern  auf  die  Abtretung 
aller  möglichen  Rechte  oder  selbst  gewisser  thatsachlicher  Verluiltiiisse 
(wie  Kundschaft  und  Kredit,  tithitnd  N.  J'),  desgleichen  .lul  die  i;in- 
rauniung  eiucs  dinglichen  oder  per^unlichen  Gebrauchsrechtes  .m  S.ichen 
oder  Rechten  ricliieu.  Nur  niuss  einerseits  die  Einbringung  des  Iragliclien 
Rechts  im  Snne  eines  kapitalistischen  Bestandthells  des  Gesellschaftslbnds 
gewollt  sein,  was  bei  der  Einbringung  quoad  usum  bezOg^ich  des  damit 
begründeten  Gebrauchsrechtes  keineswegs  dine  Weiteres  aiuunehmen 
ist,  auch  sonst  aber  durch  die  Umstände  ausgeschlossen  sein  kann;  vgl. 
Hrk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  24  .\pr.  77  Bd.  22  N.  49  S.  218—222  über  die 
doppelte  Möglichkeit,  die  Anzahlung  eines  Zeichners  nut  die  bcsciTlosscnc, 
später  aber  unierbliehene  Krhöhiin^  des  (irundkapit.ils  einer  A.  K.  G.  als 
gcscHschaltliche  Hinlai^e  oder  als  Deposituni  /u  verstehen.  Andrerseits 
rauss  eine  Schätzung  der  Einlage  in  Geld  entweder  vereinbart  (Art.  91) 
oder  nachträglich  bei  der  Auseinandersetzung  möglich  sein  (Art  143)» 
bei  der  A.  K.  G.  aber  hinsichtlich  jeder  nicht  haaren  Einlage  vorgäng^g 
tind  unter  Beobachtung  der  die  Übereinstimmung  mit  dem  wahren  Werth 
sichernden  Vorschriften  erfolgen  (Art.         iJS'^iys'»  i?^»  t8o,  i8o«). 

*  Die  (Jesellsch  iCr  kann  ohne  jede  Einlagepflicht  bestehen,  ist  daher 
auch  mangels  einer  konkreten  Festsetzung  der  Hinlagen  nur  ungültig, 
wenn  die  abstrakte  Hinlageptiicht  als  gewollt  feststeht;  Hrk.  des  K.  O.  H.  G. 
Bd.  9  N.  14  S.  5«. 

■  H.  G.  B.  An.  1  $0  Abs.  i,  1  j  i  Z.  4, 1 52  Abs.  1 ;  Btiirend  j  87  S.  626  ti. 
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belieben  entzogen*.  Für  alle  Handelsgesellschaften  gilt 
der  Satz,  dass  die  Einlagepfiicht  als  solche  weder  ohne 
Zustimmung  des  Gesellschafters  erhöht  noch  ohne  Zu- 
stimmung der  Gesellschaft  vermindert  werden  kann  *.  Doch 
ist  in  gewissem  Umfange  die  Gesellschaft  einseitig  zur  Er- 
höhung oder  Ergänzung  von  Einlagen  durch  Zurückbehaltung 
von  Gew  innanthcilcn  bcjL\;luiur  und  uniL;ckchrt  der  Gesell- 
schaker  einseitig  zur  Verminderung  seiner  Einlage  durcli 
Herausforderung  sogenannter  Zinsen  befugt^.  Neben  der 
Hinlagepriicht  steht  als  selbständige  Sonderpflicht  die  jedem 
Gesellschafter  nach  Maßgabe  seiner  Theilnahme  am  Verlust 
der  Gesellschaft  in  letzter  Instanz  obliegende  Deckungspflicht. 
Dieselbe  äussert  sich  für  die  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter möglicherweise  in  einer  jenseits  ihrer  Einlagepflicht 
bei  der  schtiesslichen  Auseinandersetzung  wirksam  werden- 
den Beitragspflicht,  wird  dagegen  für  die  Kommanditisten 
stets  durch  ihre  EinLii^epllicht  begrenzt  \  Ausserdem  können 
noch  andersgeartete  Beitragspflichten,  wie  z.  B.  die  Pflicht 


*  Hinsichtlich  der  Begründung  der  Einlagepfiicht  der  KomniinJinstca 
durch  Aktienzeichnung  (Art.  17)0.  der  p.irticüen  Frfülluns;  vor  der  Ein- 
tragung und  der  vollständigen  Krlüllung  vor  Jcr  Aktienausgabe  (Art. 
176  u.  18 j-«),  der  Unznlässigkeil  des  Erlasse?,  und  des  Eintrittes  der 
Reclitsnachfolger  in  die  Beitragssdiuld  (Art.  184— i{i4-^)  gelten  analoge 
Säue  wie  bei  der  A.  G.;  vgl.  oben  S.  271—27},  daxu  Erk.  des  R.  O.  H.  G. 
V.  2.  Nov,  72  Bd.  7  N.  107  5. 412  des  R.  G.  v.  19.  Juni  80  C.  S.  Bd.  2 
K  13  S.  40  E,  V.  2).  Nov.  81  Bd.  7  K.  29  S.  83—88  (wo  indess  die  Natur 
der  Beitragspflichl  als  eines  imegrirenden  Bestandtheiles  des  Aktienrechts 
verkannt  wird). 

*  H.  G.  B.  Art.  92,  108,  161  Abs.  3,  i83<>;  ikhrend  $  68  K  10—11. 

J  Bei  jeder  H.  G.  insowdl,  aJs  sie  nach  Art.  108  Abs.  2  die  Aus- 
zahlung des  (iewinnes  verweigern  kann  ;  bei  der  K.  G.  tritt  das  unbe- 
dinf^tc  Ucc!it  Jer  Zuriickbchaltung  des  Gewinnes  behufs  Ergänzung  der 
I:inlagc  des  Kommanditisten  hin^ii  (.\rt.  161  .\bs.  l>ci  der  A.  K.  G. 
steigert  sich  das  Recht  dadurch ,  dass  auch  sogen.  Zinsen  hier  nur  vom 
Gewinn  und  nie  vom  Einlagekapital  genommen  werden  dürfen  (Art.  197). 

^  H.  G.  B.  An.  106  Abs.  j,  it»i  Abs.  i;  für  den  Kummaüdji.ii<tionar 
flllt  dieses  Recht  weg.  Art.  197. 

i  Vgl.  oben  S.  500  Note,  S.  505  N.  j  u.  S.  504  N.  j. 
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zu  einer  Gehrauchsüberlassung  an  die  Gesellschaft,  als  ver- 
mögensrechtliche Sonderverbindlichkeiten  eines  Gesellschaf- 
ters konstituin  sein*.  Dagegen  gelten  die  Verbindlichkeiten 
zur  Leistung  von  Arbeit  und  zur  Übernahme  von  Haft  für 
die  Geselkchaft,  soweit  sie  überhaupt  bestehen,  als  inte- 
grirende  Bestandtheile  des  personenrechtlichen  Bandes,  ohne 
dass  es  freilich  undenkbar  wäre,  vertragsmäßig  auch  eine 
specielle  Arbeitsleistung  und  selbst  eine  besondere  Haft- 
übernahme als  individuelle  BeitragspHicht  eines  Gesellschafters 
zum  Gesellschaftsvermögen  auszugestalten  \  Ausser  der  Bei- 
tragspflicht gehören  hierher  namentlich  die  gesellschaftlichen 
Ersat^erbindlichkHtm  aus  einem  in  Gesellschaftsangelegen- 
heiten begangenen  Verschulden  oder  Verzuge',  sowie  die 
bei  verbotenem  Konkurrenzbetriebe  durch  das  Eintrittsrecht 
der  Gesellschaft  begründete  eigenanige  Verpflichtung  des 
Gesellschafters^  Umgekehrt  können  dem  Gesellschafter 


*  Die  Einbringung  quoad  usuni  kann  als  Einlage  des  Gebrauciis- 
rechis,  sie  kann  aber  auch  als  eine  besondere  gesellschaftliche  Beitrags- 
pflicht vereinbart  sein,  wobei  dann  ein  specieller  Entgelt  entweder  über- 
haupt nicht  oder  nach  Art  (aber  nicht  mit  dem  Wesen)  eines  Mieihs- 
xinses  bedungen  sein  kann. 

•  Hinsichtlich  der  Arbeitsleistung  folgt  dies  aus  H.  G.  B.  Art.  9J 
Abs,  j;  vgl.  Hrk.  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  5  N.  35  S,  17}  u.  N.  52  S.  2}0, 
Bd.  4  N.  77  S.  ^579,  J.  f.  H.  R.  Bd.  IS  S.  217,  Behreru]  ^  67  N.  6.  Hinsicht- 
lich der  llaltleistun^  ist  es  möglich,  dass  eine  von  der  gesetzlichen 
Sonderli.ilt  unierscheidbare  persönliche  Bürgschattsübern.ihnie  oJer  Ptand- 
bestellung  lür  eine  Geselbchafcscliuld  (vgl.  F.rk,  des  K.  G.  v.  4.  Jan.  u. 
]6.  Mai  81  C.  S.  Bd.  7  N.  50  S.  92  u*  N.  17  S.  4iS)  einem  Gesellschafter 
(auch  ebem  Kommanditisten)  durch  den  GeseUschaftsvertrag  för  gewisse 
Fälle  xur  Pflicht  gemacht  ist 

J  H.  G.  B.  Art.  94  Abs.  2,  96,  97,  180-  180J,  184— i84K  204;  Krk. 
des  R.  O.  H.  G.  V.  14.  Mai  72  Bd.  6  N.  28  S.  149—151,  des  R.  G.  v. 
Tl.  Dec.  80  C.  S.  Bd.  3  N.  18  S.  59;  Hehrend  5  67  III.  Hs  hnndeh  sich 
wieder  nicht  um  »Schndensersaiza  und  »Verzugszinsen«  im  gew  öhnlichen 
Sinn,  sondern  um  die  gesellschart>rechtliche  Pflicht  zu  einer  durch  ge- 
sellschal tiiches  V'crschuldcn  erlorderlicli  gewordenen  Grenzberichtigung 
zwischen  Sondervemiögen  und  Geseilschaftsvermögen ;  Laband  S.  27  28. 

4  H.  G.  B.  Art.  97  u.  196^  ;  v.  Hahn  au  An.  97,  Rmaud  S.  9)9  ff. 
Behrend  5  69'. 
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mancherlei  Ansprüche  an  das  Gesellschaftsvermögcn  durch 
besondere  Abrede  eingeräumt  sein  oder  im  Verlaufe  des 
Gesellschaftslebens  erwachsen,  welche  sich  als  gesellschaft- 
liche Sonderrechte  des  einzelnen  Theilhabers  gegen  die 

Gemcinscliati  ciK.;.ikunsiren.  Hierzu  sind  insbesondere  die 
dUh  dem  AniiiciLrccluc  an)  Werth  des  Vermögensganzen 
fliessenden  einzelnen  Befugnisse  auf  Gutschreibung  oder 
Auszahlung  von  Zinsen  oder  Gewinn  und  eintretenden  1  .üi^ 
auf  Auszahlung  des  dem  Werthe  des  Antheils  entsprechen- 
den Geldbetrages  oder  eines  Theiles  desselben  zu  rechnen'. 
Desgleichen  aber  die  unabhängig  von  dem  kapitalistischen 
Antheil  begründeten  Rechte  auf  Gutschreibung  oder  Aus- 
Zahlung  von  Gewinnantheilen%  von  besonderen  VergQtungen 
für  dauernde  oder  vorübergehende  Überlassungen  von  Sub- 
stanz- oder  Gebrauchswerthen  von  speciell  zugesicherten 
Honoraren  für  gesellschaftliche  Arbeitsleistungen \  Mög- 
licherweise auch  gesellschaftsrechtlich  begründete  Ansprüche 
aui  Gebrauch  oder  Eigenthuniserw  erb  an  emzelnen  Bestand- 
theilen  des  Gesellschaftsvermögens Endlich  die  Ersatz- 


'  M  G.  B.Art.  106—108,  iji,  141,  I4J,  161,  1S6,  197;  Erk.  des 
R.  O.  H.  G.  V.  14.  Okt.  71  Bd.  5  S.  556,  v.  14.  Mai  72  Bd.  6  N.  28 
S.  14  s  — 151,  V.  29.  März  76  Bd.  19  N.  120  S.  414—417. 

^  Vfjl.  oben  S.  503. 

5  Solche  Ansprüche  können  äusserlkh  garm  als  Dahrlchns-,  Mieth- 
oder  Pacht/'insc  erscheinen ;  sie  sind  indess,  sofern  nur  eben  das  iVagÜche 
Rech!s\crli.iltniss  als  intre^rirciukT  Best-indtheil  des  Gesellsch;i!'t>vc;li.ilt- 
nisscs  und  nicht  als  ein  unabh.mgig  neben  ihm  stehendes  Verhalmiss 
vereinbart  ist,  in  Wahrheit  gen.iu  so  gut  gesellschal'tsrecluHche  Aus- 
gleichungsansprüche,  wie  das  gesculiche  Recht  auf  »Ziesen«  von  Kapital- 
einlagen. 

<  .Auch  hier  handelt  es  sich  wiederum  nicht  um  eine  gewöhnliche 
Lohnforderung  aus  Dienstmiethe;  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  20.  Sept.  7t 

Bd.  }  X.  52  S.  250  -235,  V.  13.  Jan.  72  Bd.  4  N-  77  ^  Vgl. 
Schweiz.  Obl.  K.  Art.  556  u.  557.  —  Denkbar  ist  auch  ein  Anspruch 
auf  \'ergütun^'  für  besondere  Haftübernahnicn  f  Delkredereprovision), 

5  Z.  W.  ein  WoliTumgsrccht  in  einem  H.uise,  ein  Beiifuzungsrecht 
an  einem  l  uhrwerk,  ein  Waarenbezugsrecht  aus  einem  Waarenlager  der 
(jesellschatt. 
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ansprüchc  des  Gesellschafters  aus  den  für  die  Gesellsclufc 
gemachten  Auslagen,  übernommenen  Verbindlichkeiten  und 
erlittenen  Verlusten*. 

Von  allen  derartigen  aus  dem  Geselhchaftsverhältniss 
entspringenden  Rechtsbeziehungen  unter,  den  Gesellschaftern 
unterscheidet  sich  eine  dritte  Kategorie  von  gegenseitigen 
Rechten  und  Pflichten,  bei  denen  auf  der  einen  Seite  die 
GtSillsilhiftcr  in  ihii-i  l'c-rhiuiJuiLh-i: ,  aut  der  anJcicn  Seite 
t'in  oder  mehrte  Gfsellschajla  in  tiiisu  f^escllschaßlicher  Stellung 
als  Subjekte  erscheinen.  Hin  Gesellschafter  kann  als  Trager 
seiner  freien  Privatvermögenssphäre  durch  Rechtsgeschäfte 
mit  der  Gesellschaft  ein  dingliches  Recht  an  einer  im  Ge- 
sellschaftsvermögen  befindlichen  Sache  erwerben  oder  um- 
gekehrt der  Gesellschaft  ein  dingliches  Recht  an  seiner 
Privatsache  einräumen*;  er  kann  auf  demselben  Wege  Gläu- 
higer  oder  Schuldner  der  Gesellschaft  werden';  er  kann  der 
Gesellschaft  aus  einem  ausserhalb  der  gesellschaftlichen 
Handlungspliäre  begangenen  Uclikt  haften;  er  kaiiu  aus  son- 


'  H.  G.  H.  An.  9;  Abs.  1-2,  Krk.  des  R.  G.  v.  5.  Nov.  60  Scuti. 
Bk\.  ;6  N.  211,  ßthiiHil  5  67  N.  7-10.  Auch  hierbei  kommen  MZinscn« 
vor,  die  keine  echten  Zinsen  sind. 

'  Hrk.  des  R.  G.  v.  5.  juU  82  Str.  S.  Bd  7  N.  s  S.  20;  Stohbe  II 
S.  214,  Hartmann  Jahrb.  f.  Dogm.  Bd.  i;  S.  69  ff.,  Bebrend  $  77  N.  2, 
Lahaad  S.  22. 

'  Oh  ein  Vertragsschluss  «wischen  der  Gesellschaft  und  dem  Ge- 

scilscii.ittcr  nls  innerer  oder  uisverer  VorL^mg  des  Gesellschaltsiebens 
erscheint,  isi  Au;>lL-L;iiiii;>lr.i,L;i.'.  in  vielen  l'.illcii  ist  das  Let;:terc  ^rweifellos. 
So  bes?e^ncii  .lusiergoclKch.iffliche  D.irlcimsvertrage  Ci!rk.  dos  O.  Tr. 
.Siuiig.  V.  17.  Dcc.  )9  J.  f.  Ii.  K.  Bd.  7  S.  4^),  des  R.  Ü.  H.  G.  Bd.  5 
N.  46  S.  204  u.  Bd.  19  N.  120  S.  146),  Kaufgeschäfte  (Centraiorgan 
N.  F.  Bd.  5  S.  219),  Wcrkverdingung  (R,  O.  H.  G.  Bd.  21 N.  42  S.  129),  Sach- 
micthe,  Dienstmiethe  u.  s.  w.;  ferner  insbesondere  Wechsclobligationen 
(Erk.  des  R.  G.  v.  18.  Okt.  82  C.  S.  Bd.  7  N.  38  S.  119-120),  welche 
wegen  ihrer  formalen  Unabhängigkeit  von  dem  etwaigen  gesellschafts- 
recluHchcn  Verpflichtiin^;«;ürunde  stets  zu  den  fujsseren  Rechts\  crhält- 
iiisNCU  der  H.  G.  t^ehorcn.  Iksr)nJcr>  sch;?rf  werde:)  sicli  hei  der  A.  K  (i. 
>tcis  gesellschaftliche  und  ausscrgescDsciialtlichc  Beziehungen  zwischen 
der  Gesellschaft  und  den  einzelnen  Kommanditisten  von  einander  ab- 
heben. 
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stigen  für  die  Geseilschaft  äusseren  und  zufälligen  That- 
beständen  ihr  gegenüber  berechtigt  oder  verpflichtet  sein; 
er  kann  insbesondere  durch  Gesammt-  oder  Sondemachfolge 
in  die  Befugniss  oder  Verbindlichkeit  eines  Dritten  gegen 
die  Gesellschaft  succediren*.  In  gleicher  Weise  kann  er  als 
Mittriigcr  einer  aiiJci  en  Gcnicmschaftssphärc  an  einem  Recht 
oder  einer  Pflicht  gegen  die  Gesellschaft  Theil  haben.  Auch 
können  mehrere  oder  selbst  alle  Gesellschafter  zugleich  in 
einer  anderweiten  Verbundenheit  gegen  die  Gesellschaft 
berechtigt  oder  verpflichtet  sein*.  In  allen  solchen  Fällen 
ist  es  nicht  blos  möglich,  sondern  notfnvendig,  die  Gesell- 
schaft und  den  Gesellschafter  ab  einander  gegenüberstehende 
Subjekte  vorzustellen.  Denn  da  der  auf  beiden  Seiten  be- 
theiligte Gesellschafter  hinsichtlich  der  gesellschaftlichen 
Verbindlichkeit  oder  Berechtigung  lediglich  als  Mitträger 
der  kollektiven  lunheit  in  Betracht  kommt,  dagegen  hin- 
sichtlich seiner  entgegenstehenden  Berechtigung  oder  Ver- 
bindlichkeit von  der  Gemeinschaft  überhaupt  nicht  ergritien 
wird,  so  lässt  sich  ein  derartiges  Rechtsverhältniss  niemals 
in  Beziehungen  auflösen,  bei  welchen  auf  jeder  Seite  ein 
Theil  der  Gemeinsphäre  vertreten  wäre  ^  Darum  gelten  hier 


•  i:rl<.  Jl-.  O.  Tr.  Stuttg.  v.  20.  Dec.  58  Seuff.  Bd.  12  N.  VJt 
(J.  f.  H.  R.  ßd.  7  S.  486).  Dabei  erfolgt  dann  keiuerki  Konfusion. 

'  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  25.  Juni  78  Bd.  24  N.  47  S.  156  ff. 

}  Damm  kann  aus  einem  solchcti  Rechtsverhältniss  nur  die  Ge- 
sellschaft unter  ihrer  Finna  klagen  oder  beklagt  wer  Jen.  Zum  Theil 
lässt  sich  jedoch  auf  einem  Umwesfc  das  ersirebte  Ziel  durch  einen  Pro- 
cess  unter  einzelnen  Gesellschaftern  erreichen.  So  konnte  /.  H.  ein  viel- 
leicht allein  vertretungsbefugter  Gesellschaitcr ,  der  /uglcicii  Wcchsel- 
giuubiger  der  Gesellschaft  wäre,  gegen  einen  MitgcscUschaftcr  auf  Fesi- 
steUttng  seiner  Befugniss  klagen,  durch  einen  Geschäfbfbhrangsakt  die 
Wechsebutnme  in  sein  Privatvennögen  QbentufOhren.  Und  es  könnte 
umgekehrt  der  vielleicht  allein  geschäftsf&hrende  Gesellschafter,  der  zu- 
gleich Wechselschuldner  wäre,  von  einem  Mitgesellschafter  dahin  belangt 
werden,  dass  er  in  Erfüllung  seiner  Gesciiäftsführungspflicht  die  \\'ech.sel- 
summe  für  die  Gesellschaftsk.is5e  einziehe.  Kur  würde  in  beiden  Fällen 
eben  nicht  aus  dem  W  eclisel  geklagt,  so  dass  keine  Wechselklagc  vor- 
läge und  kein  Wechsel preniess  stattfände. 
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überall  niclu  die  für  die  innere,  sondern  die  für  die  äussere 
Saie  der  Handelsgesellschaft  maßgebenden  Grundsätze.  Der 
Gesellschafter  steht  hier  der  Gesellschaft,  so  lange  deren 
Verbundenheit  wirkt,  vollkommen  wie  ein  Dritter  gegenüber. 
Die  Regeln  über  aussergerichtliche  und  gerichtliche  Vertre- 
tung der  Gesellschaft',  über  die  Geschlossenheit  des  Ge- 
seiibchaüsvcrmögens*,  über  Gemeinschaftshaü  und  Sonder- 
haft ^  kommen  für  ihn  und  wider  ihn  zu  unverkürzter  Anwen- 


<  Vgl.  insbes.  Erk.  des  R.  G.  v.  i&  Okt.  82  C  S.  Bd.  7  N. 

S.  119—120.  Da  nicht  Geschäftsführung,  sondern  Vertretung  nach 
aussen  in  Frage  kommt,  so  kann  auch  ein  vertretungsbefugter  Geseli- 
>chafter  insoweit  Namens  der  Gesellschaft  mit  sich  selbst  kontrahiren,  als 
Ji« überhaupt  für  zulässig  erachtet  werden  kann;  vgl.  Erk.  des  R.  G.  C.  S, 
Bd.  6  N.  5  S.  II,  Bd.  7  N.  }8  S.  120.  Str.  S.  Bd.  9  N.  105  S.  r^. 
R(^<r  Z.  f.  H.  R.  Bd.  19  S.  67  ff.,  Kt'iuiul  S.  ;,68— 369.  Abweichend 
Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  20.  Dec.  j6  Seuff.  Bd.  1 1  N.  287,  des  R.  O. 
H.  (j.  V.  17.  J.in.  73  Bd.  8  N.  95  S.  592 — 39^  u.  Bchrrnd  S.  (der 
üur^iiucg  die  Grundsätze  der  Geschäftsführung  aiusenden  will,  jedoch 
für  (jeschäfte,  bei  denen  der  Gebrauch  der  Firma  zu  den  Formerlorder- 
msscn  gehört,  wie  Wednelverlnndltchkeiten ,  eine  Ausnahme  macht 
und  überdies  im  Process  nur  Vertretung  nach  aussen  anerkennt). 

'  Daher  entsteht  z.  B.  für  den  Vermiciher  kein  Plandreclu  un 
Waarec,  welche  nicht  die  Gesellschaft,  sondern  ein  Gesellschafter  als 
tbr  Kunde  behufs  Bearbeitung  durch  sie  in  den  von  ihr  gemietheten 
Raum  eingebracht  hat;  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  24.  Okt.  76  Bd.  21 
N.  42  S.  128^1  Ein  GesellschaftsgUubiger,  dem  ein  Gesellschafter 
JOS  seinem  Privatvermögen  ein  Pfand  für  die  Gesellschaftsschuld  bestellt 
hat«  participirt  am  (icsellschaftskonkurse  und  darum  auch  an  einer  Ak* 
korddividcnde  nicht  blos  in  Höhe  des  beim  PtauJ verkaufe  erlittenen 
.\iibfails,  sondern  mit  dem  ganzen  Betrage  seiner  Forderung;  Erk,  des 
H  Ci.  V.  4.  Jan.  82  C.  S.  Bd.  7  N.  30  S.  92.  Die  Gesellschafter  selbst 
treten  wegen  derartiger  Fordeningen  und  Schulden  beim  Gesellschafts- 
kunkurse in  liinc  Reihe  niii  driiten  Gläubigern  und  Schuldnern  der 
Konkursmasse;  Hrk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  14.  Febr.  72  Bd.  >  N.  46 
S.  20]  :  abweichend  Frk.  des  O.  Tr.  Stuttg.  v.  20.  Dec.  >8  Seuri.  Bd.  12 
N.  271.  das  die  vou  einem  (ieselJschafter  ererbte  Fürderuiif^  von  der 
Gehen  Jauchung  im  Gesellschafiskoukursc  ausschloss;  vgl.  aucli  Schweiz. 
Obl.  R.  .\rt.  367. 

'  \"ifl.  Lahand  S.  2^  :  auch  die  ausl.  Litt.  b.  Bthrend  S.  $39.  Die 
n  ücr  inei^tic  \vgl.  Bchnnd  j  bö  N.  0  u.  ^  77  7)  und  Praxis  (Frk. 
des  O.  Tr.  Stuttg.  v.  17.  Dec.  59  Z.  f.  H.  R.  Bd.  7  S.  48j,  desÜ.  A.  G. 
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Nur  kann  natürlich  gerade  deshalb  die  Gesellschaft  seiner 
Klage  aus  der  Privatforderung  auch  ihren  Anspruch  aus  einer 
ihn  belastenden  geselkcbaftlichen  Sonderverbindlichkeit  und 
er  selbst  der  Klage  der  Gesellschaft  aus  seiner  Privatsschuld 
seinen  Anspruch  aus  einem  ihm  zustehenden  gesellschaft* 
liehen  Sonderrecht  entgegensetzen'.  Und  wahrend  er  be- 
züglich seiner  gegen  die  Gesellschaft  begruiuieien  \  crbinJ- 
lichkeit  sich  auf  die  etwaige  Beschränktheit  üder  Jen  Mangel 
seiner  gesellschaftlichen  Sonderhaft  nicht  berufen  kann*, 
kommt  ihm  als  Gläubiger  der  Gesellschaft  die  etwaige 
Sanderhaft  der  übrigen  Gesellschafter  zwar  dergestalt  zu 
Gute,  dass  er  statt  der  Gesellschaft  auch  die  einze'nen 
haftenden  Gesellschafter  verklagen  kann :  er  muss  jedoch  in 
diesem  Falle  auch  seine  etwaige  eigene  Sonderhaft  gegen  sich 
gelten  lassen'. 

b.  Nach  aussen  ist  zwischen  den  einzelnen  Rechten  und 
den  einzelnen  Verbindlichkeiten  der  HandeLsiiesellschaü  zu 
unterscheiden. 


Rostock  V.  17.  Dec.  57  ib.  Bd.  1 1  S.  s  }i\  (k$  R.  O.  H.  (i.  v.  28.  Mar«  74 
Bd  15  N.  st  S.  144  ff.)  verbreitete  Meinung,  dass  im  Verhäluiiss  der 
Gesellschafter  zu  einander  das  Princip  der  Solidarliaft  »//.  mah  V\aU 
f^rcifc,  ist  unrichtig,  wennschon  hei  der  o.  H.  G.  die  Ausklagung  des 
.Mitgesellschafters  rei^ehnaßig  durch  die  gieidueitig  begründete  eigene 
Hati  ausgeschlossen  wirJ. 

'  Eine  Beschr.uikunu  der  Kompensation  oder  der  Geltendmachung 
von  Zurückbehaltüngsrechten  findet  hier  niciit  statt;  doch  ist  bei  der 
A.  K.  G.  durch  Art.  184c  eine  Ausnahme  (nach  Analogie  des  Körper- 
schaftsrecbts)  begründet. 

*  Vgl.  Ebrenbergt  beschr.  Haft  S.  ^o. 

'  Hierdurch  wird  für  den  pmönlich  haftenden  Gesellschafter  regel- 
mäßig jede  Ausklagung  eines  Mitgcsellschafters  auf  Grund  seiner  Sonder- 
haft  ausgeschlossen,  da  einer  solchen  Klage  die  exceptio  doli  entgegen- 
stünde; Erk,  des  R.  O.  H,  G.  a.  a.  O.  S.  14s,  r.  Hahn  S,  469  N.  7. 
Dagegen  kann  der  Komtnanditist  in  Höhe  des  seine  Haftgrenxe  über- 
schreitenden Betrages  und  der  Komm^indit.ikfton.ir  unhedinijt  sowohl 
\e.ihrend  des  Bestandes  als  n.ich  .Auflösung  der  (jcscllsch.il't  seine  sjegen 
die  (lesellschaft  begründete  auNScrgescllschafiliche  Forderung  ccgen  die 
haftetjden  Mitgcsellschaltcr  einklagen. 
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n.  Die  Rechte  der  Gesellschaft  sind  imcli  aussen  wie  nach 
innen  kdiglich  Gesammtrerhte,  welche  den  Gesellschaftern 
ungesondert  zur  gesammten  Hand>  hinge^^en  keinem  Einzelnen 
unter  ihnen  sei  es  ganz  sei  es  zu  einer  Quote  zustehen. 
Dies  gilt  sowohl  für  die  gemeinschaftlichen  Persanenrechte, 
mithin  insbesondere  für  das  Recht  an  der  Gesellschaftsfirma 
und  der  Gesellschaftsmarke',  wie  für  die  gemeinschaftlichen 
Vermdgensrechie ,  welche  den  jeweiligen  Aktivbestand  des 
Gesellsch.iftsvermögens  bilden'. 

Die  Vermögensrechte  der  Gesellschaft  werden  Dritten 
gegenüber  durch  gesellschaftliche  Handlungen  oder  Vorgänge 
vollwirksam  begründet,  umgewandelt  und  beendigt,  mithin 
auch  mit  gesamnuer  Hand  oder  in  Vertretung  derselben 
geltend  gemacht.  Dagegen  ist  für  sie  jeder  nur  einen  oder 
mehrere  oder  alle  Gesellschafter  als  Einzelne  oder  in  einer 
anderen  Verbundenheit  ergreifende  Thatbestand  bedeutungs- 
los, so  dass  die  Gesellschafter  in  eigenem  Namen  oder  in 
irgend  einem  anderen  Namen  als  dem  der  Gesellschaft 
schlechthin  nicht  legitimirt  sind,  ein  solches  Gesammtrecht 
gerichtlich  oder  aussergei iciitli».h  sei  es  ganz  oder  sei  es 
aniheilsweisc  auszuüben'.  Andrerseits  sind  die  Rechte  der 
Gesellschaft  unter  ihrer  Firma  auch  für  Drille  Rechte  der 
verbundenen  Personenmehrheit  in  ihrer  Einheit,  können 
daher  vermöge  eines  von  der  Gesellschaft  abgeleiteten  Rechts 
ganz  oder  theilweise  von  Dritten  erworben  oder  ausgeübt 
und  namentlich  von  GeseUschaftsgläubigem  zu  ihrer  Be- 
friedigung oder  Sicherstellung  herangezogen  werden.  Sie 
sind  dagegen,  so  lange  sie  Bestandtheile  des  Gesellschafts- 
vermögens sind,  für  jeden  Dritten,  welcher  ein  Recht  von 


'  Vgl.  oben  S.  49  j  N.  i. 

'  Vgl.  Hehrend  5  7)  N.  2,  3  u.  5. 

J  Niehl  blos  die  \'crlüguiicf  des  nicht  vcrtrctunsrsbciiigtcn  Gesell- 
bclwüers  isi  tür  die  Geselisciuii  wirkuaghios  (^Art.  115),  sondern  auch 
ctie  vom  vertremogsbefugten  Gesellschafter  tn  eigenem  Namen  getroffene 
Verfügung.  Vgl.  Busch  Bd.  17  S.  208  ff.»  Z.  f.  H.  R.  Bd.  ts  S. 
R0Haud  S.  44  t  C 
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einem  Gesellschafter  als  Einzelnem  oder  von  mehreren  oder 
allen  Gesellschaftern  in  irgend  einer  anderen  Zusammen- 
fassung ableitet,  Rechte  einer  hiervon  unberührten  kollektiven 
Einheit  und  weder  ganz  noch  theilweise  Sönderrechtc  der 
Thcilhaber,  mithin  insbesondere  auch  den  Gläubigern  dieser 
Theilhaber  unzugänglich'.  Hieraus  ergeben  sich  unter  Anderem 
die  Grundsätze  über  den  Ausschluss  der  Kompensation» 
welche  das  Handelsgesetzbuch  nur  in  einer  bestimmten 
Richtung  und  zwar  im  Verhältniss  der  Gesellschaftsforderung 
zu  der  Privatschuld  eines  Gesellschafters  formulirt  hat,  welche 
aber  in  entsprechender  Weise  überall  anzuwenden  sind,  wo 
einer  Gesellschaftsobligation  eine  aussergesellschaftliche  Obli- 
gation einzelner  oder  aller  Gesellschafter  gegenübersteht*. 
Die  Kompensation  ist  /ul.issig  zwischen  (jesellschaftstor- 
deruugen  und  Gesellschaftsscluilden ,  mag  nun  die  Gesell- 
schaft fordern  oder  von  ihr  gefordert  werden;  auch  der 
einzelne  Gesellschafter  daher  kann  dann  mit  einer  Gesell- 
schafisiorderung  kompensiren,  wenn  er  auf  Grund  seiner 
Sonderhaft  aus  einer  Gesellschaftsschuld  beklagt  wird'.  Die 


'  H.  G.  B.  Art.  119—120  u.  132;  dazu  l^fnaud  5  60—61,  BArend 
S  7j«  Lahand  S.  9  ff.  —  Daraus  folgt  unmittelbar,  dass  Rechte  Dritter 
am  Vermögen  eines  Gesellschafters  als  einem  Gancen  (wie  Geaeral* 
Pfandrechte,  eheliches  Recht,  Kiessbrauch  u.  s.  w.)  »die  xum  Gesell- 

schafts vermögen  gehörigen  Sachen,  Forderungen  und  Rechte«  weder 

g;in?  noch  theilweise  ergreifen,  während  die  an  ein  »gebrachten  (jct^en- 
si.uuicn  bereits  xor  der  Einbringung  begründeten  dinglichen  Hechte 
durch  liic  I  jiibriii^ung  als  solclic  nicht  untcrgciicn. 

'  InsbcMMiddc  auch  im  Verhähniss  zweier  aus  denselben  Personen 
bestehender  Handelsgesellschaften;  Hrli.  des  R.  O.  H.  G.  v.  25.  Juni  78 
Bd.  24  N.  47  S.  156— 16 j.  —  Was  von  der  Kompensation  gilt,  das  gilt 
auch  von  der  Geltendmachung  von  Pfand-  und  Zurückbehaltüngsrechten; 
Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  26.  Jan.  74  Bd.  12  N.  81  S.  251  fT. 

i  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  fid.  13  N.  19  S.  66  If.;  v,  Hahn  S.  435; 
Renaud  S.  4)8;  BehreNd  $  76  N.  9.  Der  Grund  liegt  darin,  dass  die  aus 
der  geselbchaftlichen  Sonderhaft  fliessende  Sonderschuld  immer  Gesell- 
schaftsschuld und  deshalb»  wie  mit  allen  anderen  in  dieser  Qualität 
wurzehiiicn  Hinschränkungen,  so  mit  der  Aufrechenbarkeit  gegen  Gesell- 
schaf tstordcrungcn  behaftet  bleibt.    Darum  kann  auch  der  nicht  ver- 
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Kompensation  ist  dagegen  unstatthaft  im  Verhältniss  von 
Gesellschaftsforderungen  und  Privatschulden  der  Gesell- 
schafter*. Dieses  Prindp  wird  dadurch  keineswegs  akerirt 
dass  der  beklagte  GescUschaftsschuldner  mit  einer  Forderung 

uLi,'en  einen  Gesellschafter  kompensiren  kann,  sobald  die 
Gcselischatt  durch  einen  hierzu  formell  befugten  Gesellschafter 
die  Privatschuld  als  Gesellschaftsschuld  übernimmt \  und  dass 
ebenso  der  beklagte  Gesellschafter  mit  einer  Gesellschafts- 
forderung  zu  kompensiren  \  erm:ii:,  sobald  er  kraft  einer  ihm 
zustehenden  gesellschaftlichen  Macht  dieselbe  in  seine  Privat- 
forderung verwandelt  ^  Umgekehrt  ist  die  Kompensation 


tretungsbctu^tc  Gesellschafter  mii  der  Gcsclbchaltsforderung  kompensiren 
(a.  M.  Thöi  3  97  u.  Labami  S.  17)  und  der  vertretungsbefugte  Gesell- 
schafter die  Kompensation  in  eigenem  Namen  vollziehen.  Dann  nucht 
jedoch  die  gerichtliche  Verweriiing  der  Gegenforderung  nicht  res  judicata 
gegen  die  Gesellschaft  —  Der  Gesellschafter  kann  natürlich  auch  mit 
seiner  Privatforderung  kompensiren»  weil  eben  zwar  eine  Gescllscluifis- 
schuld,  aber  als  seine  Sonderschuld  geltend  gemacht  wird;  Erk.  des 
R.  G.  V.  II.  Okt.  85  C.  S.  Bd.  II  N.  25  S.  118— 121  (nicht  Mos  einredc- 
wcisc,  sondern  auch  kraft  des  Rechts,  durcli  aktives  Vorgehen  seine 
Schuld  und  damit  zugleich  die  Schuld  der  Gesellschaft  und  seiner  Mit- 
gesellschattcr  zu  tilgen;  und  iwm  nach  gemeinem  u.  preuss.  R.  durch 
blosse  Erklftung  d<^  Kompensationswülens  und  noch  im  Konkurse  des 
Glüubigers).  ^  Hingegen  kann  der  Gesellschafter  die  Forderungen  seiner 
Mitgesellschafter  nicht  zur  Kompensation  benOtzen;  Amtud  S.  4)S— 439» 
Bd^ftU  $  76  N.  II. 

•  H.  G.  B.  Art.  121;  Erk.  d.  R.  O.  H.  G.  v.  24.  Mai  74  Bd.  13 
N.  95  S.  287.   Vgl  Schwei/.  Obl.  R.  Art.  S7t  Abs.  1-  2. 

*  Hine  solclic  Schuldübem.ihmc  liegt  vor,  wenn  der  Vertreter  der 
l-imia  diL  Ixr  aipcusaiion  mit  der  Privatschuld  eines  Gesellschafters  oder 
auch  mit  seiner  eigenen  Privatschuld  geschehen  lässt;  dcmi  er  kaiui 
durch  jede  da/u  geeignete  Willenserklärung  die  Geselischaft  Dritten 
«^cgenObcr  zur  Schuldnerin  machen.  Vgl.  lahtmi  S.  14;  a.  M.  v.  tkh$ 
S.  4)o  N.  t.  Genau  in  derselben  Weise  könnte  aber  der  vertretungs- 
befähigte  Gesdlschafier  dem  Gesellschaftsschuldner  die  Aufrechnung  mit 
der  Forderung  gegen  einen  beliebigen  Ehitten  wirksam  gesUQCn.  Nur 
dar  Fall  der  Kollusion  bleibt  stets  ausgenommen. 

^  Zu  einer  solchen  Überweisung  der  Gesel1«:c!i.tf"f=;forderung  an  sich 
selbst  behufs  .\ulrechnung  ist  der  vertretungsbclugie  Gesellschafter  jedem 
Dritten  gegenüber  formell  Icgiiimin.   Zweifellos  im  Wege  der  Vcrcin- 
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auch  im  Verhältniss  von  Privatforderungen  und  Gesellschafts- 

scliLildcn  ausgeschlossen Nur  muss  der  klagende  Gesell- 
schafter sich  die  Aufrechnung  mit  einer  Gesellsdiaftsschuld 
selbstverständlich  insoweit  gefallen  lassen,  als  dieselbe  ver- 
möge einer  ihn  treffenden  Sonderhaft  zugleich  seine  Sonder- 


barung  mit  dem  GläuiNger;  denn  selbst  wenn  man  mit  dem  £rk.  de» 
R.  O.  ü  G.  V.  17.  Jan.  7$  Bd.  8  N.  95  S.  392—595  annähme,  dass  der 
Vertreter  der  ücsellschnft  als  solcher  die  Gcscllscliaftsforderung  nicht 
auf  sich  als  Privatperson  übertrniien  könnte,  so  vermöchte  er  doch  behuts 
Herbeiführung  der  Kompensation  mit  Zusiininiung  des  Gläubigers  diesem 
die  l  ordcrung  zu  erlassen  oder  an  Zahlungsslatt  zu  übereignen. 
Erk.  des  R.  O.  W.  G.  v.  22.  Apr.  75  Bd.  9  N.  T17  S.  429—45;  (nur 
wieder  mit  Vorbehalt  der  Unwirksamkeit  im  l  aiic  der  Kollusion j.  Allein 
es  bedarf  einer  solchen  Vereinbarung  keineswegs.  Das  Erk.  des  K.  G. 
V.  30.  Juni  83  CS.  Bd.  to  N.  t2  S.  47-50  hUt  zwar  eine  solche  für 
nöthig,  sobald  nicht  eine  vollständige  Abtretung  der  Forderung  settens 
der  Gesellschaft  vorliegt.  Da  jedoch  der  vertrettmgshefugte  Gcsellschaft«r 
dem  Dritten  gegenüber  die  Gesellschaft  selbst  darstelh,  so  kann  er  auch 
im  Namen  derselben  vollwirksam  deren  Willen  erklären,  die  Gesdi* 
schaftsforderuDg  einem  Theilhaber  behufs  Aufrechnung  ganz  oder  thciU 
weise  zu  überlassen.  Vgl.  Erk.  d.  Obst.  G.  \\'icn  b.  Busch  Bd.  10  S.  20$  fL; 
Dernlmrg  Komp.  S.  447,  Rmaud  S.  439,  Bei/rrmi  a.  a.  O.  N.  7.  Habicht 
b.  Busch  Bd.  4s  S.  35$,  Laband  S.  15—17:  abweichend  iMstig  S.  ^94 
u.  V,  Habn  Art.  121  §  7. 

'  So  namentlich  Erk.  des  R.  G.  v.  11.  Okt.  8)  C.  S.  Bd.  it  N.  2; 
S.  114  flt.,  auch  des  R.  O.  H.  G.  v.  19.  Juni  72  Bd.  6  \.  95  S.  419  ff.; 

Denil'urg  Komp.  S.  447  ff.,  v.  Hahn  S.  432,  Rauda  Arch.  f.  W.  u,-  H. 
R.  Bd.  15  S.  28,  Anschüti  II  264,  Renaud  S.  437,  Bfhmid  S.  $34.  Dagegen 
Römer  .\bh.  S.  165  ff.  u.  neuerdings  Lihand  S.  17—19.  Letzterer  verkehrt 
hier  wie  über.ill  die  Rcp;cl  zur  .■Xusn.ihnic ,  indem  er  den  principicllen 
Ai.i>schluss  der  Koinpcnsation  als  recht  Miinhwcndigc  Fol«;e  der  Cie- 
schlosscnhcit  des  Gcsolkchaltsvcrmö*;cns  leugnet  und  die  glcichwold  cin- 
trclLMulcn  Koiupciisit  imi^bcschr.inkungen  aul  mangelnde  Dispo<ii^io^^^- 
bel'ugnisi»  /.urücklülui,  stäu  umgekehrt  die  dennoch  vorhandenen  Koni- 
pcnsationsmöglichkciten  aus  dem  Vorluindensein  einer  Uispositiombefug- 
niss  abzuleiten.  Er  verwirft  sogar  die  Auflassung  des  Ausaehlosses  der 
Kompcnsation  als  einer  an  sich  nach  aussen  gerichteten  Wirkung  des 
Gcsellschaftsverhältnisses  und  behauptet  die  Statthaftigkeit  vertrags- 
mäßiger Beseitigung  desselben,  während  dodi  durch  Vereinhaning  das 
Princip  als  soldies  niemals  aufgehoben,  sondern  immer  nur  im  iconkretea 
Fall  seines  Anwendungsgebietes  beraubt  werden  kann. 
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schuld  ist*;  und  der  kingende  Gesellschaftsgläubigcr  kann 
die  Kompensation  mit  der  Frivatfordcrang  eines  Gesell- 
schafters nicht  ablehnen,  sobald  dieselbe  von  der  Gescllschult 
erworben  ist*.  In  allen  erwähnten  Beziehungen  bleibt  natür- 
lich die  Geschlossenheit  und  Ungcsondertheii  des  gesell- 
schaftlichen Gesammtrechts  von  jeder  Veränderung  der  Ge- 
sellschaft unberührt,  überdauert  aber  auch  den  Bestand  der 
Geseilschaft  im  Bereiche  der  fortbestehenden  Verbundenheit  ^ 
Zu  den  Rechten  der  Gesellschaft  gehören  auch  ihre 
Rechte  ^c^en  m^idm  Gesellschafter.  Sie  sind  daher  für  Dritte 
insoweit,  aber  auch  nur  insoweit,  als  sie  nach  den  oliigen  Aus- 
führungen der  külleivtiven  Einheit  zugeschrieben  werden  müs- 
sen, Bestandtheile  des  Gesellschaftsverniögens.  Darum  sind 
die  aus  dem  Gtstllschaffsvei hältniss  entspringenden  Ansprüche 
an  das  Privatvermögen  der  Gesellschafter  zwar  gcseilschaft- 
liehe  Gesammireclite,  an  welchen  von  der  Gesellschaft  ab- 
geleitete Rechte  Dritter  möglich  sind  und  welche  nament- 
lich von  den  GeseUschaftsgiäubigem  xu  ilirer  Befriedigung 
oder  Stcherstellung  herangezogen  werden  können.  Allein  sie 
streifen  zu  Gunsten  Dritter  in  keinem  Punkte  ihre  gesell- 


'  Also  der  persönlich  iulicuiie  Gcscllschaltcr  icgehuaßig  unbedingt 
(Erk,  des  O.  A.  G.  BerHn  v.  8.  Apr.  70  Seuff.  Bd.  15  N.  i$t,  des  A.  C. 
Celle  V.  4.  März  79  ib.  Bd.  }4  N.  227,  DenUmrg  a.  «.  TM  $  S7  H 
der  KonifiuuMfitist  innerhalb  seiner  Haftgrenxe  (XtMud  S.'  440),  der 

Kommanditaktionär  überhaupt  nicht.  Während  des  Konkurses  ist  mit 
der  Sondcrhaft  auch  die  Mögliclikclt  dieser  Aufrechnungen  suspendirt. 
Wo  die  Sondcrliaft  des  iiandclsgeselischafters  nur  subsidiär  ist,  ist  die 
Aufrechnung  stets  durch  den  Eintritt  des  Haftungsfalles  bedingt;  vgl. 
Schweiz.  Ohl.  R.  .\rt.  571  .\bs.  ?  11.  60-  Abs.  2. 

*  \'g!.  Drrnbun^  a.  a.  O.,  Anschül;^  a.  a.  Ü.,  Piuheit  /.u  .\rt.  121 
N.  j,  Hmatui  S.  437 -4}8,  liehimd  a.  a  O.  N.  lo,  Lalumä  S,  18.  Der 
vertretungabefugte  Gesellschafter  kann,  wenn  er  Namens  der  Gesellschaft 
beklagt  bt,  seine  eigene  Privatfoidening  wiederum  durch  einfache  Er- 
klärung kompensabel  ntachen. 

J  Vgl,  RettOud  S.  44} ;  Seoif.  Bd.  $j.  S.  $4,  —  Was  hier  der  Art.  121 
für  den  Fall  der  Auflösung  betreffs  der  Kompensation  einschränkend 
hinzufügt,  ist  selbstverständlich  und  gik  auch  ^Vähretld  des  Bestände» 
der  GeselUdiaft. 
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schattsrcchiliche  Gebundenheit  gegenüber  den  Sondersphären 
und  den  aus  ihnen  abgeleiteten  Rechten  ab'.  Dafür  sind 
diejenigen  Ansprüche  dieser  Gattung,  welche  nach  aussen 
als  ein  wesentlicher  Bestandtheil  der  gesellschaftlichen  Kredit- 
basis konstituirt  sind,  zu  Gunsten  der  Gesellschaftsgläubiger 
auch  für  die  Gesellschaft  vinkulin,  indem  der  letzteren  die 
Verfiigung  über  ihre  Ansprüche  auf  die  Vemiögenseinlagen 
der  Kommanditisten  und  der  Kommanditaktionäre  durch  Jas 
^csetzliLl^L  I  r?Lrii  iint;.>vcrbot  entzo^^cn  isl^  Rechte  dagegen, 
welche  licr  Geseilschalt  aus  einem  aiisscr^^escllsihaftlicken 
Titel  gegen  einen  Gesell  sc  ha  Ii  er  zustehen,  unterscheiden 
sich  hinsichtlich  der  Ueberiragbarkeit  auf  Dritte  und  hin- 
sichtlich der  Zugänglichkeit  für  die  Gescllschaftsgläubiger 
an  sich  nicht  von  gleichartigen  Rechten  der  Gesellschaft 
gegen  Fremde;  nur  bleiben  sie  mit  denjenigen  Modalitäten 
behaftet,  die  ihnen  aus  der  gleichzeitigen  Stellung  des  Ver- 


4 

■  Die  Gesellschaft  kann  den  Anspruch  auf  eine  rQckstäiidige  Ein* 
läge  oder  auf  eine  aus  Art.  94,  95  oder  96  verwirkten  Scbadcnersau 
nicht  wirksam  an  einen  Dritten  abtreten.  Dagegen  können  im  Gesellscbafts- 
konkursc  die  Gesellschai'tsgläubiger  derartige  Forderungen  als  Gesell^ 
sch  ifts.iktiva  zur  Konkursmasse  einziehen  (v.  Halm  S.  446),  müssen  jedoch 
hinsichtlich  derselben  im  Privatkonkurse  des  CJeseHschnfters  mit  de<isen 
Privatgiäubigern  konkurrircn.  Dtckungsam^iüciH'  der  (iescilschaft  gegen 
dk  am  Verlust  bethciligten  Gesellschafter  sind  im  Falle  des  GcieUicimj is~ 
konhmes  Oberhaupt  erst  nach  Beendigung  desselben  icalisirbar  (Art.  133) 
und  entbehren  daher  för  die  GesdtschaftigUnbiger,  su  deren  Gunsten 
nunmehr  die  Sonderhaft  jener  Gesellschafter  wieder  in  Kraft  tritt,  der 
praktischen  Bedeutung ;  vgl.  oben  S.  508  N.  2.  Man  d.trf  aber  desshalb  nicht 
mit  V.  Halm  S.  446  u  Renaiid  S.  487  Jas  \'tirhanJcnsein  solcher  even- 
tuellen Deckungsaiisprüche  ganz  bestreiten.   Vgl.  oben  S.  499  N.  3. 

*  Hieraus  folgt  jedoch  nur,  dass  die  Gesdlschaflsgläubiger  den 
l:rlass  als  niditig  behandeln  können  ;  im  Übrigen  können  sie  die  Hin- 
lagefordcrung  als  Gesellschaftsaktivum  nur  mit  den  ge\%  5hnliclien  Mitteln 
gellend  machen,  müssen  daher  im  Konkurse  des  Komniandiiisren  mit  dessen 
Privatgläubigem  konkurrircn.  Dagegen  kann  ilmen  hinsichilich  einer 
ungehörig  zurückgezahlten  Hinlage  ein  Aussonderungsrecht  auf  Grund 
aines  nicht  erloschenen  Gesellschaftseigcnthums  anstehen;  R.  Konk.  O. 
Art.  $5  u.  }8.  —  Vgl.  Schweiz.  Obl.  R.  .\rt.  60^  Abs.  )  u.  610» 
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pflichteten  aU  Gesellschafter  unabänderlich  zugewachsen 
sind 

Die  Rechte  der  GcsellschafUr  fallen  auch  für  Dritte  nicht 
in  das  Gesellschaftsvermögen,  sondern  erscheinen  als  Be* 
standtheile  des  davon  gesonderten  Privatvermögens  ihrer 
Subjekte.  Dies  gilt  auch  bezüglich  der  dm  un^dnen  GeseU- 
schaftffT  geg^  die  Gesellschaft  seihst  zukommenden  Rechte. 
Nur  ist  wiederum,  soweit  es  sich  um  gesellschaftliche  Sonder- 
rechte handelt)  nur  deren  individualrechtlicber  Bestandtheil 
auf  Dritte  übcrtraj^bar  und  den  Privatgläubigern  zugänglich, 
so  d;iss  auch  für  die  aus  ihnen  abgeleiteten  Rechte  die 
gesellschaftliche  Gebundcniieit  wirksain  bleibt*.  Und  selbst 
ausser^csellschaftliche  Rechte  des  Gesellschafters  gegen  die  Ge- 
sellschaft büssen  in  der  Hand  Dritter  nicht  die  in  fester  und 
konkreter  Weise  durch  die  Zugehörigkeit  des  Berechtigten 
zu  der  verpflichteten  Personeneinheit  ihnen  eingepflanzten 
Beschränkungen  ein'. 


'  So  müsstc  2.  B.  der  Dritte,  wekhem  eine  H^tndclsgcsdlschat't  ilire 
Forderung  auf  den  Kaufpreis  der  von  einem  Gesellschafter  in  ihrem 
L.ulcn  gekauften  Waaren  ccdirt  hätte,  sich  die  Aufrechnung  mit  den 
vor  der  Denunti.uion  fällig  i^ewcudenen  Ansprüchen  des  Gesellsch.UterN 
auf  Zinsen  oder  Gewinn  gefallen  lassen.  Anders  natürlich  bei  einem 
Kechtsen^erb,  bei  welchem  dem  Erwerber  Einreden  aus  der  Person  ^Jes 
Vormanns  nicht  entgegengesetzt  werden  können. 

*  Darum  kann  der  Cessionar  von  Anspri&chen  auf  Zinsen  oder  Ge- 
winn« auf  Ersau  von'  Auslagen  und  Vorschüssen  u.  s.  w.  volle  Befrie- 
digung ohne  Abzug  einer  Rate  aus  dem  Gesellschaftsvermagen  suclien, 
nicht  dagegen  die  einzelnen  Gesellschafter  auf  Grund  ihrer  Sonderhaft 
verklagen:  Erk.  des  O.A.G.  Dresden  v.  14.  Sept.  65  Z.  f.  U.R.  Bd.  1 1  S.  52»  tf. 
(Seuff.  Hd.  20  N.  157)  11.  V.  15.  Dez.  63  Busch  Bd.  9  S.  ')88-59}.  Glei- 
ches gilt  für  den  Privatgläubiger,  der  aul  solche  Ansprüche  Beschlag 
gelegt  hat.  Im  GescUschaftskonkurse  kann  der  Cessionar  wie  der  Privai- 
gUubiger  derartige  Forderungen  Qberhaupt  nur  insoweit  geltend  machen, 
als  sich  ein  positiver  Antheil  des  betreffenden  Gesellschafters  herausstellt. 

'  Vgl.  BArend  5  77  N-  7-  Auch  der  Dritte  muss  daher,  sowdt  er 
nicht  Einreden  aus  der  Person  des  Vormannes  abldinen  darf,  sich  bei 
der  Klage  gegen  einen  einzelnen  haftenden  Gesellschafter  die  Einrede 
der  eignen  Sonderhaft  seines  Rechtsvorgflng^s  entgegensetzen  lassen. 
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fl.  Die  VerhindUMehen  der  Gesellschaft  sind  nach  aussen 

lileichfalls  Gi^iunmtverbituIHMeilen ,  cntlialtcn  jedoch  noth- 
w  endig  zugleich  eine  Sonderveihhidlichkeil  aller  oder  einzel- 
ner Gesellschaften. 

Bei  den  auf  ein  persönliches  Handeln  oder  Unterlassen 
^gerichteten  Geselbchaftsverbindlichkeiten  treten  beide  Seiten 
nicht  auseinander.  Soweit  sie  Oberhaupt  nach  aussen  be- 
stehen, belasten  sie  alle  oder  gewisse  Gesellschafter  derge- 
stalt als  solche,  dass  Jeder  von  Ihnen  für  sich  verpflichtet 
ist,  zu  dem  positiven  oder  negativen  Gesamnnei  folg  mit- 
zuwirken. Sie  verpflichten  daher  einerseits  den  Einzelnen 
lediglich  auf  Grund  -  und  im  Rahmen  seiner  gescllschafts- 
rcchtlichen  Stellung.  Andrerseits  ist  der  Einzelne  för  ihre 
KrfÖllung  individuell  verantwortlich  und  wird  im  Falle  ihrer 
Niclucrlulluiig  von  individuellen  Straf-  oder  Ijsatzfolgen 
getroffen.  Hierher  gehören  insbesondere  alle  den  Gesell- 
schaftern als  Sölden  dem  Gemeinwesen  gegenüber  aufer- 
legten Verpflichtungen,  mögen  sie  nun  im  öffentlichen  Recht 
wurzeln  oder  mögen  nur  die  zunächst  gegen  die  übrigen 
Gesellschafter -oder  gegen  Dritte  begründeten  Verbindlich- 
keiten gleichzeitig  im  öffientlichen  Interesse  durch  behörd- 
lichen Zwang  oder  durch  Strafdrohungen  gesichert  und  hier- 
mit auch  zu  Verbindlichkeiten  gegen  den  Staat  erhoben  sein; 
somit  bei  jeder  Handelsgesellschaft  die  aus  dem  Register- 
zwang iiiessenden  Obliegenheiten  aller  oder  gewisser  Ge- 
sellschafter, bei  der  Aktienkommanditgeselkchaft  überdies 
eine  Fülle  fernerer  Verpflichtungen  zur  V^ornahme  gesell- 
schaftsgemäßer und  zur  Unterlassung  gesellschaftswidriger 
Handlungen '.  Ebenso  aber  gehören  hierher  die  bei  der 
Kommanditgesellschaft  und  der  Aktienkommanditgesellschaft 
den  Gesellschaftern  behufs  Erhaltung  des  Gesellschaftskapi- 
tals obliegenden  Verpflichtungen  gegen  die  Gesellschafts^ 


•  Vgl.  H.G.B.  Art.  86-89,  129,  IJJ,  151-156,  171,  249-^3492. 
Vj^i.  auch  Hrk.  des  R.  G.  v.  ,0.  Sept.  81  u.  16.  Marx  82  Str.  S.  BJ.  $ 
S.  jo  S.  105—109  u.  Bd.  6  N.  40  S.  111—117. 
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glaubij^tr,  wobei  indcss  die  aus  der  MichterfüUiing  ent- 
springende individuelle  Haftung  für  den  Schadensersatz  in 
die  allgemeine  Sonderhaft  für  Gesellscliaftsschulden  aufgeht 
und  nur  für  die  Mitglieder  des  Aufsichtsraths  einer  Aktien- 
kommandltgesellscbaft  selbständig  ausgestaltet  ist'. 

Was  dagegen  die  vermöginsrecbtiichen  Verbindlichkeiten 
angeht,  so  treten  durchweg  die  Verbindlichkeiten  der  Ge- 
sellschaft als  Einheit  und  diejenigen  der  Gesellschafter  als 
Einzelner  scharf  auseinander. 

Die  vcruu)L;cnsrcLhtIichcn  \'erbindlichkeiteii  dti  dicll- 
scbaft  sind  Bestaiidtheile  des  Gesellschaftsvermögens  und 
treffen  als  solche  die  kollektive  Einheit  der  Gesellschafter*. 
Allein  nur  dingliche  Lasten  erschöpfen  sich  in  einer  Gc- 
sanimtlast ;  die  obügationenrecbtlicbm  Verpflichtungen  der  Ge- 
sellschaft enthalten  nothwendig  zugleicfi  eine  Sonderver- 
pflichtung von  GeseUschaftem.  Jede  GeseUscbafUscfmlä  ist 
also  gleichzeitig  Gesamintschuld  und  SmäerschuläK 

Dass  sie  trotz  der  Sonderhaft  Gesammtscbttld  ist,  wird 
von  der  Praxis  allgemein  anerkannt.  Wie  sie  auf  gesell- 


*  B.  Art.  20^.  Die  bei  der  AkticngescUschdlt  durch  Art.  i\i 
für  die  Vorstandsmiiglicdor  Icst^^csct/tc  I->satzpflicht  gegen  die  gescha- 
digten CiLui biger  besteht  an  i.ich  auch  lur  die  persönlich  haftenden  Ge- 
sellschafter der  Kommanditgesellscliaft,  hat  aber  neben  ihrer  persönlichen 
Haft  Iteineo  Raum  zur  besonderai  Entfaltung. 

*  Vermögensrechtliche  Verbindlichkdten  einer  Gesellschaft  können 
nicht  blos  solche  sein,  weldie  eine  Gcidaahlung  zum  Inhalt  haben»  son- 
dern auch  solche,  welche  sich  auf  ein  Geben  oder  Verschaüen,  ein  Thun 
oder  Unterlassen  richten;  z.  ß.  die  Verbindlichkeit,  eine  Sache  heraus- 
zugeben, eine  Wohnung  einzuräumen,  eine  Forderung  zu  cediren,  eine 
Auflassung;  zu  vollziehen,  eine  Urkunde  auszustellen,  einen  durch  Vertrag 
mit  einem  Konkurrenten  der  Gesellschaft  untersagten  Gesch.ilt^betrieb 
/u  unterlassen.  Vgl.  Behmul  §  75  N.  14.  Derartige  Verbindlichkeiten 
sind  von  den  oben  besprochenen  persönlichen  Verpflichtungen  scharf  2u 
unterscheiden. 

'  So  mit  Recht  das  R.O.H.G.  m  Erk.  v.  i}.  .\pr.  72  Bd.  >  N.  90 
}9i-~-394  (sowohl  während  des  Bestandes  der  Gesellschaft  wie  wäh- 
rend der  Liqwdatton).  v.  19.  Juni  72  Bd.  6  N.  4$  $.417  C,  v.  18.  Febr.  73 
Bd.  9  N.  25  S.  8$ -86,  V.  26.  Juni  76  Bd.  30  N.  54  S.  182. 
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schaftlichem  Wege  in  eiiiheirlicher  W'ci^e  begründet,  ver- 
wandelt und  aufgehoben  wird,  ist  sie  von  der  Gesell- 
schaft zu  erfüllen  und  kann  vom  Glaubiger  stets  und  wäh- 
rend des  Konkurses  sogar  nur  gegen  die  Gesellschaft  als 
solche  geltend  gemacht  werden'  Als  Gesammtschutd  triiFc 
sie  die  Gesellschafter  in  ihrer  Vereinzelung  weder  ganz  noch 
zum  Tbeil,  verhaftet  vielmehr  lediglich  die  Gesellschaft 
unter  ihrer  Firma  ak  kollektive  Einheit*.  Ihr  Haftungsobjekt 
wird  daher  ausschliesslich  durch  das  jeweilige  Gesellschafb- 
vermögen  gebildet,  welches  eben  das  Vermögen  der  schuld- 
nerischcn  ( jcnieinschaft  ist'\  Dns  Priv.uvcrmögcn  der  Gesell- 
schafter erscheint  freilich  insoweit,  als  eine  Sonde rlufi  besteht, 
gleichfalls  als  Haftungsobjekt :  allein  es  kann  niemals  auf 
Grund  der  Gesamnitschuld,  sondern  immer  nur  auf  Grund 


'  Erk.  d.  R.  O.  H.  G.  v.  19.  Juni  72  Bd.  6  S.  417- 19^  u.  v.  26.  Juni  76 

Bd.  20  K.  54  S.  182. 

*  Vfjl.  fh'hrmd  ^  7^  N.  }.  Darum  ist  mich  die  Goanimischuld  einer 
ottcacn  HandclsgescUscIiaü  rechtlich  vollkommen  getrennt  von  jeder 
anderen  Gcsammtschuld,  welche  dieselben  Personen  in  irgend  einer  an- 
deren Verbundenheit  und  insbesondere  etwa  in  ihrer  Zosamroenfassong 
zu  einer  zweiten  offenen  Handelsgesellschaft  obligirt;  Erk.  des  R.O.H.G. 
V.  3$.  Juni  78  Bd.  24  N.  47  S.  i  )9-.i6). 

J  Erk.  des  R.O.H.G.  v.  24.  Mai  74  Bd.  1 5  N.  9s  ^«7.  v.  12.  Febr.  79 
Bd.  2S  N.  38  S.  165  — i6j,  Hieran  wird  durch  Jen  Umstand,  dass  bei 
der  o.  H.  G  die  Disposition  der  schuldnerischen  Gesellschaft  über  ihr 
Vermögen  niclu  speziell  beschrankt  ist,  nicht  d;is  Mindeste  geändert: 
der  Gcscllschafisgliubiger  iijjin  .seine  Siclierstellung  oder  Befriedigung 
in  jedem  Augenblidc  mit  allen  etnem  Gläubiger  zu  Gebote  stehenden 
Mitteln  aus  dem  Gesellschaftsvermögen  erwirken,  soweit  eui  solches  eben 
vorhanden  ist;  er  kann  aber,  insofern  er  nur  sein  Recht  gegen  die  Fimia 
geltend  macht,  sich  auch  nur  an  dieses  Vermögen  halten.  Darum  \\  ird 
die  Eröffnung  des  selbständigen  Konkursverfahrens  über  das  Gesdlsclulf^- 
verf.iliren  dadurch  und  nur  dadurch  bedingt,  dass  die  HandelsiroellschaH 
als  solche  /.ihKin^'slaliig  ist  und  der  gehiM  iue  Antr.ig  vorliegt  (H.  K.  O. 
Art.  1^8—191;;;  sie  braucht  nicht  zu  ertolgen.  wenn  ein  haftender  Ge- 
sellschafter in  Konkurs  verfällt  {Reitaui  S.  486  N.  12),  un4  sie  kann 
eintreten,  wenn  säromtliche  Gesellschafter  zahlungsfähig  sind  (vgl  Bmand 
S.  486—490,  wo  in  N.  t}  die  Litt.  Ober  diese  Frage  nachgei^-iesen  ist 
und  die  durch  die  R.  K.  O.  beseitigten  abwctclienden  Landesrechte  xu- 
sammengesteilt  sind,  auch  Bebreud  S  8)  I). 
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der  durch  sie  gesetzen  Sonderschulden  in  Anspruch  genom- 
men werden'.  Die  Gesammtschuld  und  die  Sonderschulden 
sind  an  sich  nur  verschiedene  Seiten  einer  einheitlichen  Ge- 
meInschaftsobUgation*,föhren  jedoch  im Verhältniss zueinan- 
der in  ähnlicher  Weise,  obschon  in  geringerem  Umfange  ein 
selbständiges  rechtliches  Dasein,  wie  dies  auch  die  einzelnen 
Sunderschiilden  im  Verhältniss  zu  einander  bei  jeder  Kur- 
realobli^'ation  thun'.  Darum  bewirken  zwar  alle  Vorgänge, 
welche  die  Obligation  im  Ganzen  verändern  oder  aufheben, 
die  gleichzeitige  Veränderung  oder  Aufhebung  der  Gesammt- 
Verbindlichkeit  und  der  Sonder\'erbindHchkeiten  V  Allein  es 
giebt  zahlreiche  Vorgänge,  welche  nur  entweder  den  kollek- 
tiven oder  einen  individuellen  Bestandtheil  des  Obligations- 
nexus ergreifen  und  somit  ein  verschiedenes  rechtliches 
Schicksal  der  Gesammtschuld  und  der  Sonderschulden  her- 
beiführen. Die  Gesammtschuld  kann  für  sich  allein  ein^e- 
klagi  und  in  eine  vullstrcckbare  Urtheilss^liuKl  vcrwandcit 
werden^;  sie  kann  den  Gegenstand  besonderer  Stundungs- 


'  Bei  aller  Meinungsverschiedenheit  über  die  Tragweite  dieses  Prin- 
cips  ist  die  neueste  Praxis  (anders  K.G.  Berlin  12.  Okt.  76  7..  f.  H.  R.  Bd.  2  j 
S.  266)  doch  darüber  einig,  dass  das  gegen  die  l-irni.i  ergangene  rechts- 
kraftij^e  Urtheil  nicht  in  das  Privatvemiögen  der  Gesellschafter  voli- 
streckbar  ist,  es  vielmehr  hierzu  einer  neuen  Klage  bedarf.  Ebenso  muss 
im  Falle  des  Gesellschaftskonkurses  die  Aasfallsrorderung  gegen  den 
(ikr  sie  liaftenden  Gesellschafter  besonders  eingeklagt  bezu*.  in  seinem 
Privitkonkurs  angemeldet  werden.  Vgl.  Erk.  des  R.O.  H.G,  Bd.  6  N.  17 
S.  57.  Bd.  20  N.  S4  S.  180,  Bd.  21  N.  42  S  1  des  R.  G.  C.  S.  Bd.  ; 
N.  17  S.  57  u.  N.  92  S.  5J9,  Bd.  5  N.  16  S.  69,  auch  Scuff.  Bd.  \  i  N.91. 
Bd.  j}  N.  SS,  Bd.  41  N.  f.  H.  R.  Bd.  27  S.  297,  Busch  Bd.  24 

S.  31J,  Bd.  ;o  S.  I4S,  Bd.  39  S.  199. 

»  Vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  19.  Nov.  84  C.  S.  Bd.  ij  N.  2,  S,  9S. 

J  Vgl.  Bdirenä  %  7?  N.  2$. 

*  Ausser  der  Erföllung  wirkt  daher  z.  B.  die  Novation  nothwendtg 

fiir  das  Gesammtverhältniss,  so  dass  die  GesclKchaft  durch  Novation 
eines  Gesellschalters  (auch  ti  uli  dessen  Ausscheiden)  befreit  wird  ;  Erk. 
des  O.  Lüh.  V.  1864      «1^5»  0.\.  G.  Dresden  v.  25.  Aug.  65,  Z.  I. 

H.  R.  Bd.  «  S.  $83—590,  des  ü.  A.  G.  Dresden  v.  25.  .\ug.  64,  Buscii 
Bd.  8  S  1,0 

*  ^  gi.  die  ersten  Noten  aul  der  vorigen  und  auf  dieser  Seite. 
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oder  ErlassveitrSge  bilden';  sie  kann  durch  den  völligen 
Wegfall  der  Gemeinschaft  erlöschen,  während  die  Sondier- 
schulden fortbestehen*.   Umgekehn  wird  sie  weder  durch 

die  processLialiscIie  Feststelluni^  der  Sundcrschuld  noch  dui  wh 
eine  Vereinbarung  über  dieselbe  alterirt' ;  sie  bleibt  ini  Falle 
eines  Wechsels  der  Träger  der  Personeneiuheit  unverändert, 
während  damit  neue  Sonderschulden  hinzutreten  oder  bis- 
herige Sonderschulden  sich  dergestalt  verselbständigen»  dass 
sie  för  sich  allein  durch  Verjährung  erlöschen  können  ^ ;  sie 
lebt  nach  der  Auflösung  der  Gesellschaft  im  Bereiche  der 
ungesonderien  Vermögensgemeinschaft  fort  und  vermai;  als 
Genieinschaftsschuld  sogar  noch  zu  bestehen,  luchdem  sämmt- 
Hebe  Sonderschulden  erloschen  sind*. 

*  Hin  Vertrag  mit  dem  Giaubi^cr,  Jasj.  suii  der  Gcscllschat'i  /u- 
nädisi  nur  ein  bestimmter  eiiuclner  Gesellschafter  angegriffen  werden 
soUe»  wäre  gültig ;  arg.  Eric,  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  i$  N.  7  S.  71. 

*  So  im  Falte  der  Beendigvmg  des  Konkurses  oder  der  Liqiudadon ; 
Art.  112  u.  146. 

)  Vgl.  ttenauä  S.  $86,  Bthreud  S  74  N.  i) ;  Erk.  des  R.O.  H.G.  v. 
3.  Apr.  71  Bd.  2  S.  169  (die  Verunhdlung  des  Komplanentärs  madit 

kdne  res  judicata  gegen  die  KomnianditgcscIlscIi.ifT).  Auch  bleibt  ini 
I'alle  des  Hrlöschens  der  Sonderschuid  Jiircli  Konfusion  die  Gesanmn- 
schuld  bestehen,  so  dass  der  betreffende  (Jescllschafier  als  gleichseidger 
(lesellschaftsgläubiger  das  Game  aus  dem  Gesellschaftsvermögen  for- 
dern kann. 

*  n.  C;.  R.  Art.  1 1 5  u.  i4<5. 

'  So  im  Falle  des  Art.  147,  wenn  noch  unvcrtheihes  Vermögen 
vorhaiulcn  isi,  wahrend  die  Klagen  jjcgcn  die  cin/clncn  (icsLlIscluftcr 
\ci  )ahrt  ^ind.  —  Die  Gesellsdiaftssciuiid  .ils  solche  kann  auch  den  Gcgcn- 
>iand  einer  besonderen  Schuldübemahme  bilden.  Eine  solche  liegt  nicht 
schon  in  der  Übernahme  einer  Gesellschaftsschuld  bebuft  der  Auseinan- 
dersetzung, wohl  aber  in  jeder  derartigen  Übernahme»  welche  nicht  bk» 
den  Mitgesellschaftem,  sondern  auch  den  GesetlschaftsgUubigeni  gegen- 
über erfolgt.  Insbesondere  gehen,  wenn  das  Geschäft  der  aufgelösten 
(«esellscbaft<nicht  Uquidirt,  sondern  mit  Aktivts  und  Passivis  auf  ein  an- 
deres Subjekt  übertragen  wird,  die  Verbindlichkeiten  der  wegfallenden 
kollektiven  Kinheit  in  ihrem  objektiven  Bestände  auf  den  Geschiift>Obvr- 
nehmer  über,  während  die  dazu  gehörigen  Sondcrschulden  der  bislu:rigen 
(jescllschafter  bestehen  bleiben.  Dies  muss  auch  gelten,  wenn  einer  der 
Ciesellschafter  das  Geschält  mit  den  Geschäftsschulden  d.  h.  eben  mit 
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Die  Gesellschaftsschuld  LMuhält  jedoch  neben  der  Ge- 
sammtschuld  nothwendig  und  begrifTsmäl^ig  zugleich  eine 
Sonderschuld.  Denn  eine  solche  entspringt  ihr  von  Rechts- 
wegen kraft  der  durch  Vertrag  schlechthin  unabänderlichen 
Sonderhaft  aller  oder  einiger  Gesellschafter.  Je  nach  der 
Beschaticnhcit  dieser  Sonderliaft  ist  sie  ungleich  geartet. 
Für  alle  offenen  Gcsellschaüer  und  für  die  persönlich  haf- 
tenden Gesellscliafter  jeder  Kommanditgesellschaft  ist  sie 
eine  die  ganze  vermögensrechtliche  Persönlichkeit  ergreifende 
Verbindlichkeit Für  die  Kommanditisten  ist  in  I-olge  ihrer 
beschränkten  Haft  zwar  jede  Gesellschaftsschuld  gleichfalls 
eine  Sonderschuld  %  besteht  jedoch  als  solche  nur  in  dem 


den  Gescllschartsschulden  (Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  i  Juni  75  Bd.  18  N.  29 
S.  117— 119)  fibernimmt.  Mithin  mnss  ein  solcher  Gesellschafter  nun- 
mehr das  gegen  die  Finna  ergangene  rechtskräftige  Erkenntniss  ohiie 

Weiteres  in  sein  gcsnmmtes  Vermögen  vollstrecken  lassen,  da  er  in  die 
Rechtslage  der  GeseHschalt  siiccedirt,  als  Kin/elkaufinnnn  aber  eine  Son- 
derung von  (Jcschüfts-  und  Hriv.uvennötjen  niclit  beanspruchen  kann: 
die  gcgenthcüigc  i:^ntbi.li.  des  R.  G.  v.  j.  JuH  80  Seutl.  Bd.  36  N.  37  ver- 
kennt die  selbständige  Bedeutung  der  mit  der  Auseinandersetzung  unter 
den  Gesellschaftern  verknüpften  Übernahme  der  Geschäftssphäre  gegen 
Dritte;  Analog  verhält  es  sich  bei  da*  Übertragung  des  ganzen  Ver« 
mögens  der  aufgelösten  Gesellschaft  r.tif  eine  andere  Gesellschaft  oder 
Körperschaft,  mag  dieselbe  auch  aus  denselben  Personen  i^cbildet  sein. 
Wird  z.  B.  eine  ortene  oder  Knnnnnnditgesellschafi  in  eine  Aktiengesell- 
schaft verwandelt,  so  tritt  an  Stelle  der  bisherigen  kollektiven  Einheit 
die  juristische  Person  als  Schuldnerin  ein,  wahrend  die  Sonderschuldcn 
der  persönlich  haftenden  Gesellsclufter  und  auch  der  Kommanditisten 
auf  Höhe  ihrer  Einlage  fortbestehen ;  vgl.  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  6.  Mai 
1879  Bd.  2%  N.  68  S.  27s— 281.  FQr  den  Fall  der  Verwandlung  einer 
A.  K.  G.  in  eine  A.  G.  trifft  der  Art.  206«  besondere  Bestimmungen. 

'  H.  G.  B.  Art.  112  u.  150;  ebenso  für  den  Kommanditisten,  inso- 
fern er  sich  die  Behandlung  als  persönlich  haftender  Gesellschafter  nach 
Art.  16;  Abs  167  Abs.  ;  oder  168  gefallen  Lissen  muss;  vgl.  IVeitäl 
b.  Hndemann  1  S.  467—470. 

'  In  der  bekannten  Streitfrage,  ob  der  Konnnanditist  als  I-in/elner 
den  Gläubigern  direkt  oder  blos  indirekt  haftet  und  somit  Schuldner  der 
Gcsellschattsgiäubiger  oder  nur  Beiiragsschuldncr  der  Geselischali  wird, 
hat  sowolil  das  R.  Ü.  H.  G.  im  Erk.  v.  8.  Jan.  76  Bd.  19  N.  103  S.  349 
bis  )5t  als  auch  das  R.  G.  im  Erk.  v.  29.  Kov.  79  C.  S.  Bd.  1  N.  5} 
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Umfange  einer  bestimmten  Haftgrenze*.  Dagegen  ist  (ur 
den  einzelnen  Kommanditaktionär,  da  fQr  ihn  jegliche  Son- 
derhaft in  Wegfall  kommt  od«r  vielmehr  durch  die  Haftung 

S.  68—74  sich  fitr  die  (von  f.  Habtt,  BatÜk,  Kgpsner,  PucMl,-  WUner, 
Jjthand,  El.Tetibergt  Renaud,  Bebren J  u.  A.  vertretene)  erste  Anseht  er- 
klärt, die  in  der  That  der  gan/eti  Struktur  der  einüidien  Koromandit» 

pescllschaft  mit  ihrer  scharfen  Scheidung  rwischcn  innerer  und  äusserer 
Seile  der  kommanditistischen  Betheiligung  allein  entspricht  und  durch 
die  Ausführungen  der  Gegner  (77;ö/,  AnschiUi,  v.  Kräiirl,  IVendt  u.  A.) 
nicht  widerlegt  ist.  Nähere  Nacliweisungen  über  die  Streitfrage  vgl.  bes. 

EbretAtrg  $.35$  fT.,  Renaud  S.  40 j  fT..  iVendt  S.  457  ff.  u.  Behread 
S.  637—619  K  17—20. 

*  H.  G.  B.  Art.  16).  Die  Haftgrenie  wird  (br  Jen  Kotnnianditisten 
im  Zweifel  durch  den  in  einer  Geldsumme  ausgedrückten  Betrag  seiner 
vertragsmäßig  festgesetzten  Vemiöi^ntsrinlai^e  gebildet :  die  Nichtcintragung 
eines  Theiles  der  Einlage  kommt  ihm  nicht  nx  Statten  (Hrk.  des  R.O.H.G. 
v.  8.  Mai  7g  Bd.  2y  N.  28  S.  114— 118  u.  Seuti.  Bd.  j>  N.  ?o8),  die 
Kinlfdgung  der  Hinlage  dagegen  wirkt  Dritten  gegenüber  unbedingt  vcr- 
pfllditend  (v*  Hahn  S.  577,  Renaud  S.  4i^)>  so  dsss  der  Kommanditist 
den  Gläubigem  oder  dem  Kon1cursvenK*alter  gegenüber  sich  auf  die  nicht 
eingetragenen  (oder  gesetzwidrig  eingetragenen)  Modatitltoi  des  Einlage- 
versprechens nicht  berufen  (Erk.  des  R,  G.  v,  29.  Nov.  79  Bd.  i  S.  72 
bis  73  u.  Seuff.  Bd.  55  N.  307)  und  aus  inneren  Mängeln  des  Gesell- 
schaftsvertragcs  eine  Einrede  niclu  herleiten  kann  (auch  nicht  die  Ein- 
rede der  Ungültigkeit  des  Vertrages  wegen  Betruges,  f-'rk.  des  R.  CI.  v. 
4.  Mai  83  Seuti.  Bd.  3^  N.  32 ij.  Insoweit  die  Einlage  angc^aJjit  ist,  be- 
deutet die  Haftung  des  Kommanditisten  mit  derselben  keine  Sonder- 
schuld, sondern  lediglich  seine  Betheiligung  an  der  Gesammischuld ;  der 
Gläubiger  kann  die  eingeworfene  Einlage  gleich  jedem  anderen  Besund- 
theil  des  Gesellschaftsvemiögens  nur  durch  Angriffe  gegen  die  CJesell- 
schaft  zu  seiner  Befriedigung  oder  SictiersteUuog  heranziehen ;  vgl.  Bi  hr.-nJ 
j  89  N.  9.  Dagegen  besteht  neben  der  (rcsammtschuld  eine  SonJer- 
i^chuld  des  Kommanditisten  in  dem jenH.^en  L'nilange.  in  welchem  die  \  on 
ihm  versprochene  oder  Dritten  gegenüber  als  versprochen  geltende  oder 
unwirksam  erlassene  Einlage  noch  mdH  cingeiithU  oder  lurückgeiahU  oder 
(von  der  Modifikation  durch  Abs.  6  des  Art.  165  abgesehen)  durch  un* 
gehörige  Zins-  oder  Gewinnaahlungen  an  ihn  vermindert  oder  lUdbt  uie^ 
der  ergättXt  ist.  (Im  Falle  der  Einbringung  von  anderen  Gegenständen 
als  Geld  müssen  die  (iläubiger  eine  effektive  W'erthillation  als  «Einzah- 
hmgf  gelten  lassen,  können  dagegen  eine  Illation  zu  übermäßigem  Werth- 
at)sat^  in  Höhe  des  Minderwerthes  als  »Nichtein/alilung'  behandeln  ;  vgl. 
IViencr  /..  (.  H.  R.  Bd.  25  S.  29;  v.  Hahn  An.  165  -i  2,  Renaud  S.  410  rt.. 
Ehrenherg  S.  341  ff.,  Bchrend  ^  89  N.  15-16).    Diese  Sonderschuld  ist 
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der  Kommanditistengesammtheit  in  ihrer  Einheit  ersetzt 
wirdy  die  Gesellschaftsschuld  überhaupt  keine  Sonderschuld 
Soweit  aber  hiernach  den  einzelnen  Gesellschafter  eine  Son- 
gegen den  Komniauilitistcn  als  haftenden  einzelnen  Gesellschafter  und 
nur  qogen  ihn  reah'sirbar ;  vgl.  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  6.  Mai  79  Bd.  25 
X.  68  S.  27  s  — 281.  Zur  Begründung  der  Kh»»e  aus  ihr  genügt  die  Be- 
zugiiahnic  auf  das  Hiiilagevcrsprcchcn  ;  der  Kommanditist  kann  aber  den 
gegen  ihn  erhobenen  Klagean:>pruch  ganz,  oder  thcilweise  durch  den 
Nachweis  entkräften»  dass  der  Beü-ag  der  Einlage  ganz  oder  thdlweise 
in  das  GeseUsdiaftsvcrmögen  abgeführt  oder  durdi  die  Bezahlung  von 
Gesellschaftssdiolden  bereits  erschöpft  ist ;  Ehrenherg  S.  379  ff.,  RtHoni 
S.  415,  Behrend  l  89  VI;  Erk.  des  R.  G.  v.  j6.  Mai  82  C.  S.  Bd.  7  N.  17 
S.  48—49  (die  Bezahlung  von  Gesellschaftsschulden  mit  der  zurück- 
emptangcnen  EinInge  befreit  den  Kommanditisten  auch  dann,  wenn  er 
für  diese  Schulden  zugleich  als  Bürge  haltete  und  zunächst  deshalb 
zahlte);  Erk.  des  R.  G.  b.  Gruchot  Bd.  26  S.  718.  Insoweit  den  Kom- 
manditisten aus  seinem  Einlageversprechen  zugleich  noch  eine  Beilrags- 
scbuld  gegen  die  Gesellschaft  bdastet,kann  derGesellscfaaftsgläubigeruatflr' 
lieh  auch  im  Wege  des  Angriffes  gegen  die  Gesellschaft  deren  Bdtrags- 
forderung  gegen  den  Kommanditisten  als  Bestanddieil  des  für  die  Ge- 
sammtschuld haftenden  Gesellschaftsvermögens  in  Anspruch  nehmen. 
Dieser  Weg  steht  ihm  sogar  allan  offen,  insofern  die  Beitragsschuld  den 
Betrag  der  Haftsumme  übersteigt,  /.  B.  wegen  des  Anspruchs  auf  Vcr- 
/.ugszinsen  oder  sons[i;^;cn  l-'rsat/.  für  W-rsp.itung  der  Illaiion  ;  er  ist  aber 
iikht  gangbar,  insofern  der  Haltbctrag  der  GescUschait  gar  nicltt  geschul» 

<fet  wird,  t,  B.  wegen  einer  noch  nkhi  filiigen  oder  erlassenen  oder 
zurückgezahlten  oder  dureh  Zins  oder  Gewirnizahlungen  gesdiwichten  Ein* 
läge  (Art  161);  vg^.  Smaui  S.  40$— 406. Diese  gesetzlidie  Haftgrenze 
kann  der  Gesdlscliaftsvertrag  nicht  wirksam  verengem,  wohl  aber  er- 
weitern, z.  B.  auf  das  Doppelte  der  Vermögcnscinlage  festsetzen. 

'  Vgl.  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  20.  Sept.  77  Bd.  22  N.  81  S.  M?— M5: 
ll'it'nt-r  Z.  f.  H.  R.  Bd.  24  .S.  Renatdl  S.  771  ff.  Der  ein/,chic  K^mman- 
duakuonar  ist  gleich  dem  Aktionär  der  A.  G.  (vgl.  oben  S.  27  j  N'.  2) 
nur  beitragspflichtig :  scme  Beitragsschuld  ist  jedoch  auch  im  Verhältniss 
der  Gesdkchafter  zu  einander  jeder  Transaktion  entzogen  und  somit  in 
vdlem  Umfange  den  Gllubigern  als  Befriedigungsobjdct  gesichert.  Der 
von  fi^endt  a.  a.  O.  S.  461-46}  vertnisste  zureichende  Grund  für  die 
ungleiche  Behandlung  des  Kommanditisten  bei  der  K.  G.  und  bei  der 
.\.  K  (1.  Hein  ?n  der  ganzen  Struktur  der  letztem,  bei  welcher  die  Sou- 
dcrpcjs<)iii;^lir.cit  Jcs  Kommanditisten  für  Dritte  völlig  in  der  Konmian- 
diiistcngesamnitheit  verschwindet,  dafür  aber  das  gesellschalt  liehe  Be- 
theiligungsverhältniss  nach  imien  und  nach  aussen  gleichmäßig  vinkulirt 
ist.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  muss  aber  auch  die  durch  Art.  1^ 
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derverbindlichkeic  trifft^  geht  dieselbe  nicht  nur  stets  als» 
Solidarschuld  auf  das  Ganze',  sondern  steht  auch,  vom  Falle 
des  Konkurses  abgesehen,  als  Princi]Hilschuld  neben  der 
Gesammtschuld'.  Diese  gesellschaftliche  Sonderschuld  ver- 
bindet nun  in  eigcnthümlicher  Weise  individualrccIitHchc 
und  gcscll.swli.iftsrcchdiLiK'  Llcmcntc;  sie  triftt  ticn  Gesell- 
schafter in  seiner  Inäividnalspbäre ,  aber  sie  irittt  ihn  als 


(bisher  197  Abs.  j)  b^r&ndet€  »Härtung«  der  KoninuuiditiBtcn  aus  ge- 
setzwidrigen Zahlungsempfängcn  als  eine  den  Gläubigem  g^enübcr  blo» 
indirekte  Haftung  vcrsiandLii  werden :  sie  m.icht  die  ^'erhTndlicllkeiten 
der  Gesellschaft  nicht  /.u  Sonderscluilden  der  eiii/c!ncn  Konuiianditisten. 
sondern  legt  denselben  nur  behufs  Deckung  jener  \  crbindÜchkciten  eine 
Wiedereiiuahlungsp flicht  zum  Gcseli&cluftslond  aul,  welche  mit  der  ur- 
sprOngUcbcn  Einxahlungspfltcht  durchaus  gleichartig  ist  (vgl.  Wettit  S.  464). 
A.  M.  Rmmad  S.  77)^77$. 

*  Das  Princtp  der  Solidarhalt«  das  schon  vor  der  EitiflUirung  des 
H.  G.  fi.  gemeines  deutsches  Handelsgewc^heitsrecht  war  {vgL  Seiifll 

Bd.  5  N.  }6o,  Bd.  9  N.  J27  u.  528,  Bd.  18  N.  100,  Erlu  des  R.  O.  H.  G. 
Bd.  j  K.  iS  S.  417,  Bd.  5  N.  iS  S.  8s.  des  R.  G.  C.  S.  Bd.  2  N.  16  S.  81) 
und  cbcnsi)  überall  im  Auslände  .•jih  {Hfhroid  S.  522  —  524),  findet  gleich- 
uiafMi;  .Uli  die  unbeschrfmkte  und  .uif  die  beschränkte  H.ilt  .Anwendung. 
.\uch  bezieht  eü  sicli  auf  Obligationen  jedes  Iiilialtes,  daher  auch  aui 
Ytrbindlichkehen  der  Ckseilschaft  zu  einem  Thun  oder  Unterlassen: 
vgl.  Erk.  des  H.  G.  Damist  b.  Busch  Bd.  8  S.  177—179  (Riutnung  einer 
von  der  Gesellschaft  gemicthcteo  Wohnung)»  BÄrtnd  S  7)  N.  14. 

*  Dieses  Prindp  ist  nach  deutschem  Recht  nicht  nur  för  die  Haftung 

des  oflfenen  Gesellschafters  (R.  O.  H.  G.  Bd.  7  N.  102  S.  jSj,  Bd.  17 
N.  62  S.  288,  Busch  Bd  S  S.  177,  '/.  !  H.  R.  Bd.  is  S.  254)  und  des 
persönlich  h.iftendcii  Cesellschaftcri»  der  K.  G,  (R.  O.  \\.  G.  v.  ^  Apr.  71 
Bd.  2  S.  169^  wie  der  .\.  K.  G.  (K.  O.  II.  (..  v.  25.  Juni  78  »d.  24  N.  4« 
S.  165  —  167),  sondern  .uicii  lur  die  li.iftun^  des  Koninniiditistcii  durch- 
<:uiuhra),  wie  dies,  sobald  überhaupt  die  direkte  Haftung  des  Komman- 
dltisien  aneritamn  wird,  aus  der  principiellen  Gleichartigkeit  derselben 
mit  der  Haftung  des  Komplementärs  folgt;  vgl.  Rmaud  S.  412.  ^  Ab- 
weichend vom  deutschen  Recht  gilt  nach  vielen  ausländischen  Rechten 
die  Sonderschuld  des  Handelsgesellschafters  stets  nur  als  Subsidiarschuld ; 
vgL  Bdfreiid  S.  522  — 5 2^  bes.  Schweiz.  Obl  R.  .\rt.  564  Abs.  j,  601  u.  6ti} 
Abs.  2  —  5  (wonach  die  Sonderschuld  des  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafters nur  für  den  l'all  der  Auflösung  oder  erf(ilglosen  Beitreibung 
der  Gcsellschult,  die  de>  KoninTanditi>ten  überhaupt  nur  für  den  Fall  der 
Auflösung  besteht). 
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Gcu'Usthafier  und  unterscheidet  slcli  hierdiireh  scharf  von 
einer  sonst  etwa  von  ihm  übernommenen  oder  für  liin  ent- 
sundenen  Mitverbindlichkeit  für  eine  Gesellschaftsschuld', 
Ab  Sondersdmld  kann  sie  för  steh  allein  durch  Vereinbarung 
gestandet  cxler  erlassen  oder  auf  andere  Weise  verSmdert 
cxler  aafgehoben  werden^  wird  sie  durch  besondere  Klage  oder 
Einrede  gegen  den  Gesellschafter  als  Einzelnen  gcltL-nd 
jieniacht*'  und  überdauert  das  Gcsellschaftshand^.  Ais  gesell- 
scbafllicbr  Schuld  aber  ist  sie  wahrend  des  Bestandes  der 


*  Erk.  des  R,  C.  v,  4.  Jan.  u.  16.  Mai  82  C.  S.  Bd.  7  N.  30  S.  92 
«.  \.  1 7  S.  4I.  Man  denke  x.  B.  auch  an  den  Fall,  dass  der  Gesellschafter 
Erbe  eines  Bürgen  fOx  die  Gesellschaftsschuld  wird. 

'  Durch  Vereinbarung  des  Gesellschafters  mit  einem  Gläubiger 
bm  sogar  im  Voraus  der  Eintrin  der  Sonderverbindlichkeit  völlig  ab- 
gcxhninen  oder  nur  beschränkte  oder  subsidiäre  Haftunf^  festgesetzt 
wtiden;  Art.  112  Abs.  2,  il}  Abs.  2  u.  166  Abs.  2  entziehen  nur  den 
umcr  den  Gesellschaftern  getroffenen  Abreden  jede  Wirksamkeit  gegen 
Dritte;  vgl.  Remtid  S.  594,  Behreml  S.  520  N.  19. 

5  V.A.  des  R.  O.  W.  G.  M.  2  N.  ;c)  S.  169.  Bd.  >  N.  c)o  S.  592 
Bil.  6  N.  S.  417-420,  Hd.  7  V  toi  S.  vSs,  Bd.  9  2)  S  85,  Bd.  \  \ 
N.  2)  S.  96-9cS,  Bd.  17  N.  hl  S.  2.SH,  Bd.  20  N.  >|  S.  180-184,  Bd  21 
N.  42  S.  \  \o.  Der  bckl.i^tc  ( »cscllscliafter  kann  der  Kl.ifjc  lünreden  cnt- 
?cjjcnsct?cn.  welche  der  :^ei,'en  die  ClesellsclKift  j^crichtcten  Kbje  nicht 
tnijic^wnfjcsctitt  weiden  können;  so  die  luiuedc  des  ihm  iur  seine  i'crson 
gwilirtcn  Erlasses  oder  der  Stundung,  der  Kompensation  mit  einer 
Pkhaifordcrung  (oben  S.  $44  N,  3),  der  Verjährung.  Vgl.  BA^e«d%^4  N.  1 
—  Cber  Geltendmachung  durch  Aufrechnung  vgl.  oben  S.  $47  N.  i. 

<  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  %  K.  86  S.  417.  Bd.  $  N.  90  S.  192, 
Busch  Bd.  22  S.  28).  Aus  dem  Wechselacoept  der  oAcnen  Handelsge- 
vUschaft  kann  gegen  den  ausgetretenen  Gesellschafter  nur  geklagt  wer> 
den«  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  das  .\ocept  vor  der  öt!entlichen  Be- 
Vinntmachung  des  Ausirins  erfolgt  ist;  Hrk.  des  O,  L.  G.  Darmst.  v. 
6  Nov.  79  Seufi.  Bd.  27  N.  155»  ^  i?wiügt  jedoch  die  Ausstellung  und 
Aushändigung  eines  Blankoacccptes  unter  der  Firma  vor  der  Auflösung 
oder  dem  Austritt,  wenn  auch  die  .Xusfiillun!;  erst  spfiter  erfolgt  ist: 
HrL.  d^s  K.  O.  H.  G.  v.  10.  Jan.  77  Bd.  21  N.  106  S.  ;24— 3J0.  Die 
Sondcrschuld  geht  .luf  die  Hrben  über,  ja  sie  etusteht  möj^lichcr  Weise 
erst  bei  ihneti,  wenn  zur  Zeit  der  Be^riindun^  der  (fesellNeh.itisschuld 
die  Auflösung  der  Gesellschaft  durch  den  Tod  de^  Cjesellseluüers  w  eder 
eingetragen  noch  sonst  dem  GLiubigcr  bukaniit  gesvorden  war .  des 
R.  O.  H.  C.  V,  6.  Febr.  77  Bd.  21  N.  120  S.  570—575. 
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Gesellschaft  auf  das  Engste  mit  der  Gesammtschuld  ver- 
knöpft: sie  entsteht  mit  derselben  ohne  Weiteres  durch 
Handlongen  oder  A'orgänge  jeglicher  Art,  welche  eine  ver* 

mögensrechtliche  Verbindlichkeit  der  kollektiven  Einheit 

crzcut^cn ' ,  sie  wird  durcli  l  üic  .uit  L;csLUschaiilichcm  Wege 
erfolgte  Unnvaiidluniz,  Fesisrellung  oder  Beendigung  der 
Gesainmtschuld  aliiciri";  sie  kann  bei  der  Geltendmachung 

'  Nicht  blos  durch  Vcrira^'sschlüssc  Namens  der  Gesellschaft,  sondern 
auch  durch  einseitige  Handlungen  lür  die:>clbc  üdcr  durch  den  Hiuiriu 
«iner  gesetzlichen  Verbindlichkeit  derselben  (z.  B.  aus  dem  Reichshaft- 
pdichtgeseu);  vgl  RenoHd  S.  392,  Btitrend  S,  $19.  Die  GescUsdiaftsschttld 
aus  einem  Rechtsgeschäft  umfasst  auch  deren  deUktisches  Element,  so 
dass  die  Soiulcrschuld  sich  auf  dieses  miterstreckt;  Erk.  des  R.  G.  v. 
29.  Juni  8'>  C.  S.  Bd.  10  N.  88  S.  ^01-  505  (Verletzung  eines  Marken- 
rt•cht^).  Aber  auch  die  Möglichlicit  ciiicT  ausserkontraktlichen  Deliktsschuld 
bczw.  Quasidcliktsschuld  der  Gesellschaft,  die  das  R.  O  H.  G.  im  Erk. 
V.  15.  Sept.  79  Bd.  25  N.  83  S.  346—351  verneinte,  wa  d  jeui  vom  R.  G. 
im  Erk.  v.  12.  Jan.  86  C  S.  Bd.  1$  N.  15  S.  )i— $4  u.  Seuff.  Bd*  41 
N.  203  (Entschädigungspflichten  gegen  veruoglikkte  Fabrikarbeiter  als 
PassivbestandtheÜe  des  GeseUschaftsveraiögens)  und  im  Erk.  v.  5.  Febr.  86 
C.  S.  Bd.  I)  N,  26  S.  121— 1 33  (Gesellschaftshaftung  aus  geschäftlichen 
Hingriffen  in  fremdes  Erf'itiderrecht)  bejaht.  Audi  kann  eine  Dcliktsschuld 
(/.  B.  aus  Patentverlet/un»,')  als  »Geschäftsschuld«  eines  Hinzelkaufnianns 
durch  Cbernaimie  dieses  Cieschattes  mit  Aktiven  und  Passiven  Schuld 
einer  o.  H.  C>.  werden  (ib.  S.  ijj).  Die  Sonderschuld  hat  stets  den 
gleichen  Inhalt  wie  die  Gesammtschuld,  ist  daher  z.  B.  aus  der  unter 
der  Firma  eingegangenen  Wechselverbindlichkeit  eine  Wechselschuld; 
Erk.  des  R.  G.  v.  11.  Nov.  79  SeuflT.  Bd.  35  N.  229  S. 

'  Ein  Erlass-  oder  Stundungsvertrag  mit  der  Gesellschaft  kommt 
im  Zweifel  auch  jedem  Gesellschafter  zu  Gute;  daher  auch  der  Zwangs- 
vergleich im  Gesellscliaftskonkurse.  \v!o  dies  jetzt  durch  die  R.  K.  O. 
.\rt.  200  Abs.  2  ausdrücklich  bestininn  ist.  ebenso  aber  schon  nach  bis- 
herigem Recht  anzunehmen  war;  Hrk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  Mai  79 
Bd.  25  N.  31  S.  124—129,  vgi.  Habicht  a.  a.  O.  S.  3Ö2— 384.  Umgekehrt 
muss  die  Unterbrechung  der  Verjährung  durch  Anstellung  der  Klage 
gegen  die  Gesellschaft  auch  die  Verjährung  der  KlageansprQehe  gegen 
die  Gesellschafter  umerbrechen ;  die  gegcntheilige  Annahme  des  R.  O*  H.  G. 
Bd.  20  X.  )4  S.  18}  ist  offenbar  verfehlt,  vgl.  HJm  Art.  ii2  $  7  N.  8» 
Habicht  a.  a.  O.  S.  547^48.  Auch  erlangt,  wie  wir  unten  noch  sehen 
werden,  die  rechtskr.iüige  Feststellun«:  ihres  Vorhandensein«;  oder  Nicht- 
vorh.mdenseins  in  dem  Process  mit  der  Gesellschaft  Rechtskraft  wider 
oder  für  die  einzelnen  Gesellschafter. 
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mit  der  Gcsammtschuld  verbunden  werden ' ;  sie  ergreift  von 
Rechts  wegen  jeden  neu  eintretenden  Gesellschafter  als 
solchen*.  Mit  der  Lösung  des  Gesellschaftsbandes  entfaltet 
sie  sich  zu  grösserer  Selbständigkeit;  allein  sie  bleibt  einerseits 
auch  jetzt  im  Bereiche  der  Nachwirkung  des  Gesellschafts- 
bandcs  mit  der  fonbestehenden  Gemeinschaftsschuld  ver- 
knüpft und  büsst  andrerseits  dadurcii  .\\\  Lehenskraft  ein, 
dass  in  Ermangelung  einer  durch  die  ßeschaticnheit  der 
Forderung  bedingten  noch  kürzeren  Verjährungsfrist  lur  sie 
von  der  Eintragung  jener  Lösung  an  eine  besondere  fünf- 
jährige Verjährung  läuft  K  Wenn  daher  die  Gesellschaft  nur 
theilweise  aufgelöst  wird,  so  wird  die  Sonderschuld  des 
ausgeschiedenen  Gesellschafters  oder  seiner  Rechtsnachfolger 
nur  im  Umfange  der  behufs  Beendigung  laufender  Geschäfte 
fortbestehenden  Gemeinschaft  noch  vom  gesellschaftlichen 
Nexus  festgehalten;  im  Übrigen  erscheint  sie  von  nun  an 
als  eine  rein  individuelle  Korrealschuld,  welche  mit  der  Ge- 
saniiiuscliiiUl  nicht  näher  verbunden  bleibt  als  mit  den 
Sonderschulden  der  übrigen  einzelnen  Gesellschafter^,  so 

'  Die  Klagen  gegen  die  Gesellschaft  und  alle  oder  einzelne  Ge- 
sellichjlter  können  verbunden  werden,  R.  O.  H.  G.  Bd.  20  S.  182,  R. 
G.  C.  S.  Bd.  $  N.  1 3  S.  69  iT.,  Kräwd  b.  Busch  Bd.  4  S.  27,  Anschuß 
S.  240»  V,  Höh»  $  7  S.404, 1(ts%  S.401,  Behrtnd  S.  527  N.  14,  Uttitht 
S.  isi-  A.  M.  Rdttur  S.  161  £  tt.  IFtät,  Civilproc  I  S.  $24. 

»  H.  G.  B.  Art.  II ?  ü.  166. 

'  H.  G.  B.  Art.  146—149.  Über  das  Vcrbil»niss  dieser  Vor- 
schriftcn  zu  denen  des  bürgerlichen  Reclues  vgl.  i:rk.  des  R.  G.  v. 
18.  Apr.  8^  C.  S.  Bd.  10  S.  42  ff. ;  über  den  Beginn  der  Verjährung 
dasselbe  Hrk.,  sowie  R.  Ü.  H.  G.  6.  Nov.  75  Bd.  19  S.  18  iV.  u.  R.  G. 
25.  Juni  80  Seuff.  Bd.  N.  506;  aber  das  Ruhen  der  Verjährung  im 
Konkurse  unten  S.  562  2.  Die  Verjährung  trifft  auch  den  Klageanspruch 
aus  dner  rechtskräftigen  Verufthdlung  der  Finna;  R.  G.  19.  Nov.  84 
C.  S.  Bd.  1}  N.  2$  S,  96—98.  Sie  lauft  aber  nur  für  den  ehemaligen 
Gesellschafter  als  solchen,  schützt  ihn  also  nicht  bezüglich  einer  bei  der 
Auseinandersetzung  mit  ^'irlxsamkeit  gegen  Dritte  übernommenen  Ge- 
scUsch.iitsschuld;  R.  G.  18.  Apr.  8}  C.  S.  Bd.  10  N.  11  S.  42— 47. 

^  Darum  kann,  immer  abgesehen  von  den  durch  Art.  130  bedingten 
Modifikationen,  die  rechtskräftige  Verurthcilung  der  Gesellsdiaft  i&r  den 
ausgeschiedenen  Gesellschafter  nicht  mehr  als  rechtskräftige  Feststellung 

}6 
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dass  auch  die  för  sie  laufende  Verjährung  durch  Rechts- 
handlungen gegen  die  Gesellschaft  so  wenig  wie  durch 
Rechtshandlungen  gegen  einzebe  Gesellschafter  unterbrochen 
wird*.  Im  Falle  der  völligen  Auflösung  der  Gesellsdiaft 

dagegen  bleiben  die  Suiideisehuldcii  im  R.ilimen  der  Aus- 
einandersetzungsgemeinschaft mit  der  Gcsammtschuld  in  der 
bisherigen  Weise  verknüpft;  insbesondere  wird  auch  die  für 
sie  nunmehr  laufende  individuelle  Verjährung,  obschon  nicht 
durch  Reclitshandlungen  gegen  andere  Gesellschafter,  doch 
durch  Rechtshandlungen  gegen  die  Liquidatoren  als  Gemein- 
schaftsvenreter  unterbrochen*.  Durch  die  Eröfihung  des 
Geseilschaftskonkurses  aber  empfängt  die  Sonderschuld  jedes 
Gesellschafters  für  die  Dauer  des  Konkurses  einen  blos 
subsidiären  Charakter'  und  verwandelt  sich  daher  in  eine 


des  Vorhandenseins  der  Gesellschaftsschuld  wirken  (Erk.  des  R.  G.  v. 
26.  März  84  Seuff.  Bd.  41  N.  33);  insbesondere  aber  ändert  die  spatere 
Eröffnung  des  Gesellschaftskonkurses  nichts  an  seiner  Sonderschuld,  so 
dass  dieselbe  auch  wahrend  des  Konkurses  g^;en  ihn  etngcklagt  werden 
Icann  (anderes  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  Dec  74  Bd.  is  N.  60  S.  307 
u.  Bebrend  S.  592),  ihre  Verjährung  nicht  ruht,  die  Anerkennung  der  Ge- 
sellschaftsschuld im  Konkurse  oder  der  Zwangsvergleicb  für  sie  gletdi* 
gültig  ist.   Vgl.  Habicht  a.  a.  O.  S.  384—386. 

*  H.  G.  B.  Art.  148  Abs.  1.  Dagegen  wirken  Abschlagszahlungen 
des  ehemalrgen  Gesellschafters  selbst  unterbrechend;  Erk.  des  R.  G.  v. 

19,  Nov.  84  C.  S.  Bd.  ij  N.  2$  S.  96—98. 

*  H.  G.  H.  Art.  148  Abs.  2.  Auch  durch  Ancrkcnnlniss,  Tlicil- 
Zahlungen  u.  s.  \v.  der  Liquidatoren  wird  die  Verjährung  unterbrochen ; 
Erk.  des  R.  G.  v.  21.  Juni  81  C.  S  Bd.  s  N.  1;  S.  9.  Nur  k.inn  d.idurch 
niemals  die  schon  verjährte  Forderung  wieder  erwachen ;  £rk.  des  R.  Ü. 
H.  G.  V.  18.  Febr.  75  Bd.  9  N.  25  S.  85—86. 

J  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  7  N.  102  S.  585,  Bd.  17  N.  62  S.  284  ri..  Bd. 
21  N.  4a  S.  130,  Bd.  23  N.  81  S.  252  (Seuff.  Bd.  )s  N.  54),  Bd.  24 
N.  to  S.  41  ff.  (Sett£  a.  a.  O.  N.  $|)»  des  R.  G.  v.  30.  Sept.  Si  C.  S. 
Bd.  s  N.  13  S.  51—57  (Seuff.  Bd.  37  N.  235).  Ebenso  fast  alle  SchriTt- 

steller  (vgl.  die  Cit.  b.  Habicht  S.  363  N.  51,  B^aii  5  7J  N.  12  u. 

§  85  III).  Neuerdings  hat  zwar  Habicht  S.  362—579  dem  gegenüber  die 
Ansicht  zu  begründen  gesucht,  dass  die  Sonderschuld  nicht  durch  den 
Konkurs,  sondern  nur  durch  die  Theiiiuhme  am  Konkurse  subsidiär 
\\'erde,  docli  liegt  seinen  Ausfüiirungcn  die  irrthümiiche  Annahme  zu 
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Verbindlichkeit  zur  Dcckaiig  des  Ausfalles'.  Was  schliesslich 
das  Verhältniss  der  ein;^i'!nt'u  Sotiderschnuhii  ^/i  einander  an- 
geht, so  steht  keine  von  ihnen  zu  der  anderen  in  demselben 
Abhaogigkeitsverhältniss,  in  welchem  jede  von  ihnen  zu 
der  Gesammtschuld  steht;  ihr  Zusammenhang  beschränkt 
sich  viebnehr  im  Allgemeinen  auf  den  bei  der  einfachen 


Gfimde.  als  ob  nach  heutigem  Konkarsrecht  die  blosse  Unterlassung  der 
Anmeldung  denGliubiger  in  den  Stand  setze,  seine  Forderung  als  »aus- 
gefallen« zu  behandeln»  wihrend  vor  Beendigung  des  Gesdlschafts- 
konkurscs  nur  der  ausdrückliche  Verzicht  im  Konlcurse  selbst  diese 
Wirkung  hat;  vgl.  Bf  Irrend  5  8}  N.  22.  —  Hieraus  folgt,  dass  durch 
Eröffnung  des  Gesellschaftskonkurses  die  Verjihrung  zu  Gunsten  der 
einzelnen  Gesellschafter  ?wnr  nicht  unterbrochen  wird  (wie  Behretid  §  89 
S.  604  gegen  das  Reichsgericht  auszuführen  sucht),  woiil  aber  während 
kki  Konkurses  ruht;  Erk.  des  R.  G.  v,  4.  Okt.  81  CS.  Bd.  $  S.  57, 
auch  des  R.  O.  H.  G.  v.  7.  Marz  78  Bd.  25  N.  8 1  S.  232  ff.  —  Durch 
Eiristclhing  des  Konkurses  wird  die  Sonderschuld  wieder  zur  Prin/ipal- 
schuU;  Erk.  Jt^.  l\.  O.  H.  G.  v.  1;.  Mir/c  78  1kl.  24  N.  lü  S.  41  —  44. 

'  H.  G.  B.  Art.  122.  .\ls  »Austali«  konnte  der  Gläubiger  nach 
bisherigem  Recht  von  dem  einzelnen  Gcsellschalicr  oder  seiner  Konkurs- 
nusse  nur  dasjenige  fordern,  was  er  im  Gcsellschaftskonkurse  nicht  er- 
hallen koHuU;  doch  genügte  im  i  alle  unterlassener  Amneldung  der 
Kacbweis.  dass  man  im  Konkurse  den  fraglichen  Betrag  doch  nicht  er- 
balnn  haben  wQrde;  Erk.  des  R.O.H.G.  v«  32.  Mai  75  u.  17.  Juni  75 
Bd.  17  N.  62  S.  284—292  u.  N.  77  S.  }5I— 3$2.  Dagegen  kann  er  nach 
jetzigem  Kookuisrecht  seinen  gesammten  tbaUächUdfen  Ausfidl  gegen  den 
eimelnen  Gesellschafter  oder  dessen  Konkursmasse  geltend  machen; 
ftwwd  K.  G.  S.  607  ff.,  V.  Höht  Art.  122  $  39,  Keyssner  Z.  f.  H.  R. 
Bd.  50  S.  55?  ff.,  Habidit  S.  $64  u.  )79,  BeJjreiid  8.590—592.  —  Immer 
iedocb  kann  der  Gläubiger  schon  während  des  Gesellschaftskonkurses 
gegen  den  einzelnen  Gesellschafter  eine  Feststellungsklagc  anstellen  und 
Arrest  ervi  irken ;  und  er  kann  im  Falle  des  gleichzeitigen  Privatkonkurses 
des  Gcsellsch.iftcrs  in  diesem  vorläufig  seine  ganze  Forderung  anmelden 
und  bis  zur  heststellung  des  Ausfalls  beim  Gesellschattsvermögen  die 
Zii'^uckbelialtung  des  auf  den  ganzen  Betrag  fallenden  .Vntheiles  verlangen 
(R.  Konk.  O.  Art.  201).  Die  Feststellung  der  Forderung  im  Ciesell- 
schaliikoukursc  wirkt  als  rechlskraluge  Feststellung  des  \'orhanJeaseini 
da  Gesellschaftsschuld ;  es  bedarf  aber  noch  der  besonderen  Klage  wegen 
derSooderschnid  bezw.  ihrer  besonderen  Feststellung  im  Privatkonkurse, 
wobei  dem  eimelnen  Gesellschafter  seine  persönlichen  Einreden  vorbc- 
kihcn  bleiben;  vgl.  Habkbf  S.  379— )8^ 
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Kon  calsciluld  durch  üic  Idcuuuit  dci  Lcistungsinhalicb  be- 
gründeten Nexus 

Inwieweit  auch  vermögensrechtliche  Verbindlichkeiten 
der  Gesellschaft  gegen  ei f Jen  GeseUschafier  von  Dritten  und 
namentlich  von  den  Gesellschaftsgläubigern  als  Gesellschafts- 
schulden anerkannt  werden  müssen,  entscheidet  sich  nach 
denselben  Regeln,  welche  oben  über  die  Zugehörigkeii  Jl: 
entsprechenden  Ansprüciic  der  Gesellschafter  zu  deren  Pnvat- 
vermögen  aufgestellt  sind  ^ 

Ebenso  erledigt  sich  die  Frage,  inwieweit  vermögens- 
rechtliche Verbindlichkeiten  der  Gesellschafter  gegen  die  Ge- 
Seilschaft  von  Dritten  und  namentlich  von  den  Privatgiäu- 
bigern  eines  Gesellschafters  als  Passivbestandtheile  des  Indi- 
vidualvermögens  hingenommen  werden  müssen,  durch  die 
über  die  Behandlung  der  entsprechenden  Ansprüche  der  Ge- 
sellschaft vorgetragenen  Sätze  ^ 


'  Doch  wird  das  bürgerliche  Recht  durch  das  Handelsrecht  inso- 
weit modificin,  als  einerseits  der  beklagte  Gesellschafter  während  des 
Bestandes  der  Gesellschait  mit  der  Forderung  des  Mitgesellschafters  nie- 
nials  kompenbircii  kann,  während  eine  solche  Kompensation  nach  Auf* 
lÖsun^  der  Gesellschaft  möglicherweise  zulässig  ist  (Erk.  des  R.  Ü.  H.  G. 
V.  26.  Jan.  74  Bd.  12  N.  81  S.  251—254  u.  v.  27.  Febr.  74  Bd.  ij  N.  19 
S.  66—67),  inJrerseits  während  des  Bestandes  der  Gesellschat't  die  ge- 
meinrechtliche und  preussischrcchtliche  Regel,  wonach  durch  die  Klage 
gegen  einen  Korrealschuldner  die  Verjährung  allen  Mitschiildnern  gegen- 
über unterbrochen  wird,  anwendbar  bleibt,  während  ihre  Anwendeng 
nach  Lösung  des  Gesellschafisbandes  durch  H.G.B.  Art.  148  ausge- 
schlossen wird. 

*  V^].  oben  S.  549.  Im  Gesellschafiskonkurse  müssen  d.iher  die 
Gesellscli.itts^iaubiger  den  einzelnen  Gesellschalier  zwar  wegen  aus«;er- 
gesellschaiiiicner  Ansprüche  an  Uah  Gcs)eiischattivcrmugcn ,  uiclit  aber 
wegen  der  aus  dem  Gesellscliafisverhältniss  entspringenden  Recluc  a^i 
Rückzahlung  einer  Einlage,  auf  Zinsen  oder  Gewinnamheile,  auf  Honorar 
und  sonstige  Vergütungen,  auf  Ersatz  von  Auslagen  u.  s.  w.  als  Mit« 
gläubiger  anerkennen. 

3  Vgl.  oben  S.  547— $49.  Insbesondere  müssen  im  Privatkonkuise 
des  Gesellschafters  dessen  Privatgläubiger  die  Gesellschait  wegen  ausser* 
gesellschaftlicher  Ansprüche  an  das  Privatvermögen  unbedingt,  dagegen 
wegen  gesellschaftsrechtlicher  Ansprüche  nur  insoweit,  ab  derselben  be- 
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V.  Durchweg  sind  endlich  hinsichtlich  des  gesellschaft- 
lichen fVcilins  und  Handelns  die  aus  dem  Gedanken  der 

gesanimten  Hand  fliessenden  Principien  bei  der  Handels- 
gesellschaft in  eigenthümlichcr  Aussiestnltung  und  insbeson- 
dere wieder  unter  Scheidung  der  inneren  und  der  äusseren 
Seite  der  Gemeinschntt  verwirklicht. 

I.  Nach  innen  erscheint  die  Handelsgesellschaft  als  eine 
ständige  Willensgemeinschaft,  vermöge  deren  eine  Personen- 
mebrheit  im  Bereiche  ihrer  personenrechtUchen  Verbunden- 
heit zu  einheitlicher  Bethätigung  ihres  kollektiven  Daseins 
berufen  und  befähigt  ist.  Der  Geselkchaftswille  ist  kein 
selbständiger  Gemeinwille.  Er  erschöpft  sich  aber  ebenso- 
wenig in  der  jedesmal  herzustellenden  Übereinstimmung 
gesonderter  HinzeKviilcii.  X'icliiichr  haben  die  (k-sellschaftcr 
vertrajismässig  für  die  ganze  Dauer  ihrer  Verbundenheit 
ihr  rcuies  Fürsichscin  aufgegeben  und  sich  in  ein  Mit- 

rcits  eine  iaUividucllc  N'crbindlichkeit  einspricht,  als  Mitglaubigerin  xu- 
lassea.  Sie  brauchen  also  z.  B.  den  Passivsaldo  des  Gesdlschafters  wäh- 
rend des  Bestandes  des  Gesellschaftsbandes  nicht  als  Passivam  seiner 
Privatkonkursniasse  anaierkennen  (vgl.  v.  Hahn  S.  446),  während  sie 

nach  der  Lösung  des  Gesetlschaftsbandes  allerdings  die  aus  dem  Passiv* 
saldo  bei  der  Auseinandersetnin«»  folgende  Deckungs-  oder  Ausgleichungs- 
schuld als  Privatschuld  gelten  lassen  und  demsemüss  die  verhaitniss- 
niabiuc  Aniiieilnahnic  der  unter  den  übritH-n  Gesellschaftern  fortbcstc- 
henden  Gesellsdiatt  oder  der  Vcrircicr  acr  aui^closiea  GesellicliaU  oder 
der  einzelnen  berechtigten  Gesellschafter  an  der  Konkursmasse  ihres 
Schuldners  gestatten  müssen.  Ebenso  haben  sie  swar  nicht  eine  etwaige 
gesellschaftliche  Verbindlichkeit  zu  Beiträgen  nach  Maßgabe  des  Ge- 
sellschaftsbedürfnisscs  oder  erst  zu  fassender  GesellschaftsbeschlQsse,  wohl 
aber  die  bereits  in  bestimmter  Höhe  begründete  Einlagepflicht  und  son- 
stige Beitrags-  und  Ersat^schulden  in  ihrem  ganzen  Betrage  und  ohne 
Abzug  der  auf  den  Anthcil  des  Gesellschafters  fallenden  Quote  als  Passiv- 
bcstandtheilc  des  Prjvaivcrn:uger»s  und  somit  die  Gcsellschal'i  hinsichtlich 
der  entsprechenden  Forderungen  als  MitgUubigcrin  anzuerkennen.  Gegen 
eine  Verkürzung  durch  gesellschaftliche  Einlageversprechen  oder  deren 
Erfilllung  und  durch  sonstige  Entäusserungen  zum  GcseIJschaftsvermögen 
haben  sie  sowohl  im  Konkurse  wie  ausserhalb  desselben  die  einem 
jeden  Gläubiger  zustehenden  Anfechtungsrechte,  entbehren  dagegen  jedes 
weiteren  Schutzes;  V.A.  des  R.O.H.G.  v.  21.  März  71  Bd.  2  \.  jj  S.  14$; 
Anscbül{  Ii  257,  V,  Hahn  Art.  120     4,  iUnaiul  S.  440—441. 
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einandersein  gefügt,  vermöge  dessen  sie  in  der  Sphäre  des 
von  ihrem  sonstigen  Leben  rechtlich  abgesondenen  gesell- 
schaftlichen Lebens  ihre  WiUensmacht  zugleich  beschränkt 
und  erweitert  und  so  durch  gegenseitige  Hineingabe  des 
eignen  Willens  und  Aufnahme  des  fremden  Willens  ver- 
schmolzen haben.  Dass  dann  dieser  einheitliche  Gemein- 
schaUswilie  schon  im  Stadium  der  Gesellschaftsgründung 
sich  successiv  enfaltet  und  umgekehrt  nach  der  Lösung  des 
Bandes  noch  in  der  Auseinandersetzungsgenieinschaft  wirk- 
sam bleibt,  versteht  sich  nach  den  obigen  Ausführungen 
über  den  Bestand  der  Gesellschaft  von  selbst. 

Bei  der  offenen  Gesellschaft  hän^t  die  Bildung  und  Aus- 
führung des  Gemeinschafiswillens  zunächst  von  den  dafür 
vereinbarten  Bestimmungen  ab.  In  Ermangelung  solcher 
gehen  gesetzliche  Regeln,  welche  jeden  einzelnen  Gesell- 
schafter voll  und  gleich  sowohl  an  der  Willensbildung  wie 
an  der  Willensausfühning  betheiligen. 

Die  Willen shildiing  ist  insoweit  als  ein  besonderes  Ele- 
ment der  einzelnen  gesellschaftlichen  Willensaktion  für  sich 
konstituirt  und  äusserlich  geordnet,  als  die  Vornahme  einer 
gesellschaftlichen  Handlung  an  ein  ausserhalb  der  inneren 
Willensbestimmung  des  Handelnden  gelegenes  Wollen  ge- 
bunden ist.  In  dieser  Hinsicht  unterscheidet  das  Handels- 
gesetzbuch zwei  Klassen  von  geschäftlichen  Handlungen, 
jenachdem  die  fragliche  Aktion  in  den  Bereich  der  »>Ge- 
schäftsführungff  fällt  oder  nicht.  Die  Grenze  dieses  Bereiches 
wird  durch  den  Umfang  des  gewöhnlichen  Betriebes  des 
konkreten  gesellschaftlichen  Handelsgewerbes  gebildet  ^  kann 

*  H.G.  B.  Art.  99  u.  lo^.  Welche  Geschifte  »Ober  den  gewöhnlichen 

Betrieb  des  Handelsgewerbcs  der  Gesellschaft  liinausgehen  oder  dem 
Zwecke  derselben  fremd  sind«,  ist  konkrete  Frage;  Rmaud  S.  249—251. 

Immer  £»eh(Sren  dnru  Geschäfte,  die  dem  Handelszwecke  übcrluuj« 
fremd  sind;  Erk.  des  O.A.G.  Dresden  v.  6.  Febr.  66  Z.  f.  H.  R.  Bd.  ir 
S.  572  ff.  .\uch  fällt  nach  Art.  104  die  Hnheikm^  einer  Prokur.i  stets, 
der  Widerruf  derselben  niemal«;  in  die  Heschlussspli.ire.  (Auf  Il.mdlung^- 
bevollmachiigte  und  Handlunnseeliuifen  ist  dies  nicht  ausiudehn^'n : 
i'.  Halm  S.  346.)    Das  der  ik;>ciuus>fassung  bedürftige  Geschäft  srrcift 
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jedoch  vertragsmäßig  beliebig  vor-  oder  zurückgeschoben 
werden*.  Soweit  nun  eine  Handlung  den  Geschäftsführungs- 
bereich überschreitet,  muss  ihrer  Vornahme  eine  Beschlms» 
fassung  vorausgehen,  durch  welche  erst  die  Ermächtigung 
zu  ihrer  Vornahme  för  die  Gesellscliaft  enheilt  and  somit 
der  erforderliche  Gemeinsc!iaUi.\villc  hergestellt  und  aus- 
gesprochen wird  ^  Diese  Beschlussfassung  soll  nach  der  ge- 
setzlichen Regel  durch  sämnuliche  Gesellschafter  und  zwar 
mit  »Stimmeneinhelligkeit«  erfolgen';  doch  kann  der  Ge- 
seilschaftsvertrag  blos  einige  Gesellschafter  oder  einen  Aus- 
schuss  dazu  berufen,  das  Majoritätsprindp  einführen,  Form- 
erfordemisse hinzufügen,  Versammlungen  anordnen,  den  sich 
nicht  erklärenden  oder  nicht  erscheinenden  Gesellschafter 
an  den  Beschluss  der  übrigen  Gesellschafter  binden  und 
sonstige  Bestimmungen  treffen,  durch  welche  die  Einzelnen 
im  Voraus  sich  einer  ohne  oder  wider  ihren  Willen  durch- 
führbaren Beschlussfassung  unterwerfen;  Das  Wesen  solcher 
gesellschaftlichen  »Beschlüsse«  wird  durch  derartige  Abreden 


diese  Eigeiudiaft  sdbst  bei  Gefahr  im  Venrage  nicht  ab;  Erk.  des 
R.O.  H.  G.  Bd.  20  N.  67  S.  247.  Nur  bezQglicli  der  Ertfaeilung  der  Procura 
gilt  hiervon  eine  positive  Ausnahme;  Art.  104. 

'  Auch  über  die  Bestellung  und  Beibehaltung  eines  Prokuristen 

kann  eine  unter  den  Gesellschaftern  bindende  Abrede  getroflfen  werden; 
Erk.  des  R. G.  v.  26.  Mai  60  CS.  Bd.  2  N.  10  S.  3a— 55. 

'  Nach  Art.  105  niuss  der  Beschluss  »vor  der  Vornahme«  des  Ge- 
schäftes eingeholt  werden  und,  falls  er  nicht  7.\\  erlangen  ist,  die  Hand- 
lung unterbleiben.  Dies  schliesst  indess  nicht  aus,  dass  eine  vom  Ge- 
sellschafter zunächst  ohne  Beschluss  und  daher  auf  eigne  Gefahr  voll- 
zogene Handlung  durch  nachträgliche  Gutheissung  von  der  Gesellschaft 
übemomroen  wird;  es  li^  nur  niemals  eine  Verbindlichkeit  zu  solcher 
Gutheissung  vor. 

'  H.G.B.  Art.  10);  nur  »ir  Bestellung  dnes  Prokuristen  genügt 

die  Einwilligung  aller  geschäßsfüJirettdeti  Gesellschafter,  Art.  104.  Die 

Beschlussf^issung  bedarf  keiner  Form.  Insbesonders  bedarf  es  keiner  Ver- 
saniniliing;  vielmehr  genügen  schriftliche  oder  niündhche  Zustimmungs- 
erklärungen der  einzelnen  Gesellschafter.  Dagegen  kann  das  Schweigen 
oder  das  Nichtersciieincn  eines  Gesellschafters  niemals  die  Zustimmungs- 
erklining  ersetzen. 
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keineswegs  dergestalt  verändei  L,  dubä  damit  der  BegrifF  des 
körperschaftlichen  Willensaktes  auf  sie  anwendbar  würde. 
Andrerseits  aber  erscheint  auch  der  im  Zweifel  erforderliche 
einhellige  Beschluss  sämmtlicher  Gesellschafter  keineswegs 
als  ein  individueller  Vcrtmgsschluss.  Vielmehr  handelt  es 
sich  stets  um  den  gemeinschaftlichen  Willensentschluss  einer 
vertragsmäßig  verbundenen  Personenniehrheit,  welche  sich 
ein  für  alle  Mal  eine  Sphäre  einheitlichen  Zusammenwollens 
gesetzt  und  gegenseitige  persönliche  Rechte  und  Ptiichten 
behufs  Hr/.ielung  der  Willenseinheit  m  den  vorkommenden 
Einzelfällen  vereinbart  hat'.  Im  Bereiche  der  Geschäfts- 
fOhrung  ist  die  Bildung  des  Gesellschaftswillens  zunächst 
dem  zur  Geschäftsführung  berufenen  Gesellschafter  über- 
lassen und  vollzieht  sich  daher  durch  dessen  jeder  äusseren 
Normirung  entrückten  inneren  Willensentschluss.  Allein 
nach  der  gesetzlichen  Regel  wird  die  Vornahme  der  Hand- 
lung durch  den  Widerspruch  eines  anderen  geschäftsfuhren- 
den  Gesellschafters  gehemmt.  Hiermit  ist  also  die  Möglich- 
keit gewährt,  den  von  einem  Gesellschafter  für  die  Gemein- 
schaft gefassten  Willensentschluss,  sobald  er  in  die  äussere 
Erscheinung  tritt,  dergestalt  zu  entkräften,  dass  er  nicht 
mehr  als  Gesellschaftswillc  frilt  ^  Es  handelt  sich  auch  hier 
um  die  einheitliche  Willensbildung  der  verbundenen  Ge- 
sammtheit:  dieselbe  wird  jedoch  im  gewöhnlichen  Ge- 


*  Ucbcr  die  Natur  dieser  Rechte  und  Pflichten  vgl.  oben  S.  524  iT. 

*  Vgl.  H.G.B.  Art.  100  Abs,  2  u.  102  Abs,  2  (insbesondere  die  in 
Art.  103  Abs.  3  ebenso  wiederkehrende  Wendung:  »so  muss  die  Hand- 
lung unterblcibentf).  V^.  RnnuiJ  S.  251  ff.,  Bchnn  f  69  N.  15.  —  Der 
Widerspruch  ist  immer  nur  gegen  bestimmte  einzelne  Handlungen  zu- 
lässig und  wirksam;  Erk.  des  H.  A.  G.  Nürnb.  v.  17.  Jan.  ö6  b.  Rcnau.i 
a.  a.  O.  N.  14,  Z.  f.  H.  R.  Bd.  15  S.  222  ff.,  Busch  Bd  18  S.  151  ff.  Er 
ist  ferner  unwirksam,  wenn  ihn  ein  Gesellschafter  wider  eine  gegen  ihn 
selbst  gerichtete  Gesellschaftshandluug  crlicb: ;  v.  Kräwd  b.  Busch  Bd.  4 
S.  16.  Sehr  bedenklich  dage^^en  ist  das  Erk.  des  O.  L.  G.  H.iniburg 

8.  Dez.  84  b.Seuff.  Bd.  41  N.  120;  welches  einen  »nackten  Widerspruch« 
gegen  eine  Geschiftsfährungshandlung,  deren  trotzdem  erfolgte  Voniahme 
sich  als  im  Gesellschaftsinteresse  liegend  erweist,  för  unwirksam  erklart. 
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schäftsbeiriebe  durch  einen  einzelnen  Gesellschalter  so  lange 
repräsentirt,  bis  der  ausgesprochene  Dissens  eines  anderen 
zu  gleicher  Repräsentation  berufenen  Gesellschafters  diese 
Einzelrepräsentarion  ausser  Wirksamkeit  setzt.  Die  hinsicht- 
lich der  GeschsUtsföhrung  und  des  Einspruchs  gegen  die- 
selbe begründeten  Rechte  und  Verbindlichkeiten  erscheinen 
also  als  ein  für  alle  Mal  vereinbarte  energische  Mittel  zur 
Herstellung  und  Begrenzung  der  einheitlichen  gesellschaft- 
lichen Willensbildung  im  Bereiche  des  gewöhnlichen  Ge- 
schäftsbetriebes'. Das  Gesetz  legt  wiederum  diese  Mittel  an 
sich  in  die  Hand  jedes  einzelnen  Gesellschafters  ^  Hs  ordnet 
jedoch  hier  «gleichzeitig  den  Hall  ihrer  vertragsmäßigen  Über- 
tragung auf  nur  einen  oder  mehrere  einzelne  GeseUschafter  ^ 
Überdies  sieht  es  den  Fall  einer  vertragsmäßig  angeordneten 
Kollektivgeschäftsführung  vor,  wobei  dann  im  Bereiche  des 
verbundenen  Handelns  das  System  des  durch  Widerspruch 
hexnmbareii  Einzelentschlusses  durch  das  System  des  gemein- 
schaftlichen Entschlusses  ersetzt  wird^  Durch  Vereinbarung 


'  Ober  die  Ersatzverbindlichkdten  aus  Missbrauch  dieser  Redite 
und  aus  Nichterföllung  dieser  Pflichten  vgl.  Rmaud  S.  2^2  ff. 

'  H.  G.  B.  Art.  102.  In  diesem  Falle  ist  sowohl  das  Recht  zur  Ge- 

schäftstuhrung  wie  das  Recht  des  Widerspruches  schlechthin  uncntziehbar; 
vgl.  Busch  Bd.  15  S.  107  ff..  V.  Hahn  zu  .'Xrt.  loi,  lithrntJ  ''^  69  N'.  10. 
(Doch  k.uHi  durch  einstweilige  \'i;rtü^iin<,'  des  Proccssrichtcrs  die  Ge- 
schäftstuhruug  untersagt  oder  besclir.uiki  resp.  einem  gerichtlichen  Ad- 
ministrator übertragen  werden:  R.O.  H.G.  Bd.  16  N.  72  S.  21). 

J  H.  G.  H.  Art.  99—101.  Übertragung  der  Geschäftsführung  auf 
einen  oder  mehrere  Gesellschafter  gilt  als  Aitsschluss  der  übrigen  Gesell- 
schafter sowohl  von  der  Geschiftsföhrung  wie  vom  Widerspruchsrecht ; 
wenn  daher  hur  Ein  geschäftsfuhrender  Gesellschafter  bestellt  ist,  so 
giebt  es  mangels  anderer  Abre  iNcrhaupt  kein  Mittel,  die  Bildung  des 
Gesellschaftswillens  durcli  ihn  allein  zu  hemmen.  Doch  ist  die  beson- 
ders übertrnrjene  Geschäftsführung  .aus  rechtmnfM^cn  Ursachen,  über 
deren  X'orliandensein  der  Richter  entscheidet,  widerrullich.  Vgl.  Iklirend 
5  69  N.  8  — II. 

4  H.  G.  B.  An.  100  Abs.  i.  Doch  kan»  durch  nachträgliche  Gut> 
heissung  du  Mttgeschäftsföhrers  der  Binzelentschluss  vergemeinschaftet 

werden;  R.  O.  H.  G.  Bd.  16  S.  35.  Bei  Gefahr  im  Verzuge  steht  der 
KoUektivgeschäftsHihrer  dem  Einzelgeschiftsführer  gleich»  kann  also  wie- 
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können  nicht  nur  alle  diese  gesetzlichen  Regeln  mannichfach 
modificirt,  sonilcrn  auch  ganz  abweichende  Formen  der  Dar- 
stellung des  Geseilschaftswillens  im  Geschäftsfühningsbereich 
geschaflFen  werden*. 

Die  WÜknsm^uhrung  erfolgt  nach  der  gesetzlichen  Regel 
sowohl  im  Bereiche  der  Beschlussfassung  als  auch  im  Be- 
reiche der  Geschäftsföhrung  durch  die  Einzelhandlung  des 
geschäftsführenden  Gesellschafters  oder  durch  die  Gesammi- 
handlimg  der  Koiiektivgeschäftsführer*.  Soweit  der  Gesell- 
schafter innerhalb  seiner  Zuständigkeitssphäre  den  sei  es 
irgendwie  gemeinschaftlich  oder  sei  es  von  ihm  selbst  ge- 
fassten  gesellschaftlichen  Willensentschluss  ausföhn,  handelt 
er  als  Repräsentant  der  Gesellschaft.  Er  handelt  nicht  als 
Körperschaftsorgan.  Er  handelt  aber  auch  nicht  als  Beauf- 
tragter der  einzelnen  iMitLesellschafter.  Vielmehr  vertritt  er 
die  von  ihm  selbst  zusammen  mit  den  übrigen  Gesellschal- 
tern  gebildete  kollektive  Personeneinheit.  Darum  vermag 
er  auch  in  den  inneren  gesellschaftlichen  Beziehungen,  in- 
sofern überhaupt  die  Gesammtsphäre  und  die  Sondersphären 
auscmandci rrutcn,  die  Gcscllschait  ak  solche  ihrem  einzelnen 
Theilhaber  gegenüber  darzustellen  :  er  tritt  dann  nicht  blos 
für  einen  Theil,  sondern  für  das  Ganze  auf,  kann  daher  auch 
vor  Gericht  und  ausser  Gericht  dem  Mitgesellscbafter  gegen- 


der  für  sich  allein  den  Gcscllschal'tswillcn  bilden,  wird  jedoch  durch 
gehörigen  "Widerspruch  dieser  Fahifc;kcii  enikieidet.  —  Vgl.  Kmaud  S.  271  flf. 

*  Vgl.  z.  B.  über  die  Möglichkeit  einer  Vertheilung  der  Geschäfts- 
führung nach  sachUchen  oder  räumlichen  Bezirken  RtiKuid  S.  269  iT.  — 
Ferner  über  die  Möglichkeit  des  Ausschlusses  aller  Gesellschatier  v(m  der 
Geschaftsruhrung  und  über  den  dann  siauinidtnden  Ersatz  durch  die  Be- 
stellung eines  Verwalters,  welcher  auch  dann,  wenn  er  Prokura  crh-iii, 
nach  innen  im  Zweifel  nur  die  Befiignbse  eines  gesdilftsfuhrenden  Mit- 
prindpats  hat,  Anscbüti  II  S.  88  ff.  u.  183  N.  7,  Rmaud  S.  289  ff. 

*  H.  G.  B.  An.  99,  100,  102,  103,  104.  Cbcremkunlt  kaim  dies 
nioditiciren.  Auch  kann  im  einzelnen  Fall  durch  GeseUschaftsbc-schluss 
die  Vornahme  der  beschlossenen  Handlung  tinem  bestimmten  Gesell- 
schafter übertragen  werden.  Überdies  sind  alle  denkbaren  Pormco  der 
Auftragsertheilung  an  Nichtgesellschafter  möglich. 
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fiber  sich  der  GeseÜschaftsfinna  bedienen Soweit  dagegen 
ein  Gesellschafter  ausserhalb  der  Grenzen  seiner  Geschäfts- 
föhrungsmacht  handelt,  ist  seine  Handlang  für  die  Gesell- 
schafter selbst  dann  keine  Handlung  der  Gesellschaft,  wenn 
sie  für  Dritte  als  solche  gilt*.  Der  von  der  Geschäftsführung 
ausgeschlossene  Gesellschafter  ist  nach  der  gesetzlichen  Regel 
überhaupt  nicht  zur  Ausführung  des  Gesellschaftswillens  be- 
rufen'. Dagegen  ist  sowohl  er  wie  jeder  andere  Gesell- 
schafter durch  das  Recht  der  Kenntnissnaiinie  an  der  stän- 
digen Aufsichtsführung  über  die  gesellschaftliche  Thätigkeit 
betheiligt*. 

In  ähnlicher  Weise  wird  während  der  Liquidation  die 
Gesammtheit  der  ehemaligen  Gesellschafter  oder  ihrer  Rechts- 
nachfolger durch  eine  vereinbarte  und  subsidiär  vom  Gesetz 
geregelte  Ordnung  zu  einheitlichem  Wollen  und  Handeln 
befähigt.  Dabei  erscheinen  wiederum  sämmtliche  Theithaber 
nicht  nur  im  Zweifel  als  voll  und  gleichberechtigte  Mitträger 


*  Vgl,  oben  S.  531  N.  3.  Wenn  dagegen  nur  die  (»cscllschafter  nls 
solche  einander  gegenüberstehen,  repräsentirt  auch  der  gesdiaftsführende 
Gesellschafter  nur  sich  sdbst  und  nicht  die  GeseUsdiaft. 

*  Httidelt  also  etn  geschlftsföfarender  Gesellschafter  ohne  oder  wider 
den  erforderlichen  Besdilnss  oder  g^gen  den  eriiobeneo  Widerspruch  oder 
ohne  den  kollektiv  mit  ihm  berufenen  Mitgeschäftsf&hrer,  so  kann  die 
Gesellschaft,  auch  wenn  sie  Dritten  gegenüber  dadurch  verpflichtet  wird, 
die  Handlung  als  eine  solche  betrachten,  die  Jener  für  sich  vorgenom- 
men hat.  Unabhängig  hiervon  ist  ihr  Schadensersatzaospruch ;  vgl.  Rjt' 
naud  S.  255. 

5  Auch  nicht  bei  Gclahr  im  Verzuge ;  vgl.  Renaud  S.  295  ;  a.  M. 
Bdmni  5  69  N.  t6.  Er  handelt  vielmehr  stets  auf  eigene  Gefahr,  bis 
etwa  <Be  Gesellschaft  seine  Handlung  guthdsst  Doch  kann  ihn  der 
Gesellschaftsvertrag  au  emer  bestimmten  thätigkeit  in  Gesellschaftsange- 
legenheiten berufen,  es  kann  ihm  ein  allgemeiner  oder  besonderer  Auf- 
trag ertheilt  werden  u.  S.      :  vgl.  Retiaud  S.  292—297. 

*  H.  G.  B.  Art.  105.  Eine  abweichende  Abrede  ist  hinfällig,  sobald 
eine  Unredlichkeit  in  der  Geschäftsführung  nachgewiesen  wird.  Darum 
muss  er  auch  das  Inventar  und  die  Bilanz  mitunterzeichncn  (Art,  50 
Abs.  1)  und  haftet  mit  für  ordentliche  Buchführung.  Vgl.  Busch  Bd.  9 
S.  115,  Bd.  10  S.  311,  Bd.  14  S.  107,  R.  O.  H.  G.  Bd.  6  N.  68  S.  296, 
RinaHd  S.  325  ff.,  Bdjrend  S  69  IV. 
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der  Willensgemeinschaft,  so  dass  nur  ihr  einstimmiger  Bc- 
schluss  den  Gemeinschaftswillen  in  der  nicht  mit  der  Ge- 
schäftsführung auf  die  Liquidatoren  übertragenen  Aktions- 
sphäre zum  Ausdruck  bringt',  sondern  sie  sind  auch  an  sich 
sämmtlich  als  Liquidatoren  zur  Geschäftsführung  berufen', 
wovon  jedoch  hier  auch  ausser  dem  Falle  einer  vorgängigen 
oder  nunmehrigen  anderweiten  Übereinkunft  vermöge  der 
auf  Antrag  eines  Theilhabers  aus  wichtigen  Gründen  statt- 
haften richterlichen  Ernennung  oder  Abbenifimg  von  Liqui- 
datoren Abweichungen  eintreten  ^  Die  Willensbildung  erfolgt 
auch  während  der  Liquidation  entweder  durch  einen  beson- 
deren Gemeinschaftsbeschluss,  dessen  Ausführung  den  Liqui- 


'  H.  G.  B.  Art.  140,  auch  133  Abs.  i,  1^4»  137  Abs.  2;  Erk.  des 
R.  O.  H.  G.  Bd.  24  N.  $8  S.  22|.  Abweiclwfide  Bestimmungen  des  Ge- 
sellschaftsvertrages über  Rcschlussfassung  bleiben  nach  Art.  144  Abs.  I 

anwendbar,  während  die  Abreden  öber  die  Geschäftsführung  so  wenig 
wie  die  gesetzlichen  Regeln  über  dieselbe  für  das  Liquidationsstadium 
gelten;  Erk,  des  K.  ü.  H.  G.  liJ.  21  N.  45  S.  14$. 

*  H.  G.  B.  An.  135  ;  mehrere  Erben  liaben  einen  gemeinschafiiichcn 
Vertreter  zu  bestellen.  Vgl,  Bcljrend  5  81  N.  20. 

}  H.  G.  B.  Art.  133  u.  134.  Durch  den  Geselkchaftsvertr^,  durch 
einstimtni|{eii  Beschluss  oder  durch  richterliche  Verfögung  können  auch 
NicbttheiHuibcr  zu  üquidatoren  besteih  becw.  abberufen  werden.  Mög- 
lich ist  selbst  die  Berufung  der  Gläubiger  oder  eines  Ausschusses  der- 
selben ztx  LiquiJatciren  ;  Frk.  dc^;  R.  O.  H.  G.  v.  12.  März  7:;  Hd.  9  X.  6s 
S.  21).  Ist  einmal  durcli  eiiistimniigcn  Beschluss  ein  Gesellschafter  /uni 
Liquidator  besteUt,  so  kann  der  andere  Gesellschafter  die  Bestellunt^  zum 
Mitliquidaior  nur  noch  durch  richterliche  Anordnung  aus  wichtigen  Grün- 
den erzielen;  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  10.  Apr.  76  Bd.  20  N.  5  S.  11^13. 
Dagegen  ist  der  Verzicht  auf  den  Widerruf  der  Bestellung  eines  ((rem* 
den)  Liquidators  durch  einstinuttigen  Besdiluss  unwirksam ;  Erk.  des 
R.  O.  H.  G.  V.  7.  Mai  78  Bd.  2;  N.  109  S.  330.  Über  die  Gründe,  aus 
denen  der  Richter  auf  Antrag  Liquidatoren  setzen  und  entsetzen  kann, 
vgl.  i:rk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  4.  Febr.  7 j  Bd.  9  N.  1 1  S.  desO.Tr. 
Berlin  Busch  Bd.  6  S.  ^9  ff.,  Rerufud  S.  541  ff.  u.  550  Ii.  Immer  indess 
kann  der  Richter  nur  in  das  Personalverhältniss,  nicht  in  den  Geschäfts- 
betrieb der  Liquidatoren  eingreifen ;  Erk.  des  R.  G.  v.  7.  Mai  84  C.  S. 
Bd.  12  N.  7  S.  33—34.  Dass  die  Frage,  ob  statt  der  Liquidation  durch 
sämmtliche  Gesellschafter  die  durch  richterlich  ernannte  Liquidatoren  ein* 
treten  soll,  sich  zur  Austragung  im  ordentlichen  Civilprocess  eignet. 


* 
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datüren  obliegt',  oder  durch  die  Hntschlussfassung  der  Liqui- 
datoren im  Bereiche  ihrer  Geschäftsführungsmacht  *.  Doch 
ist  einerseits  die  Repräsentation  der  Gemeinschaft  durch  die 
Liquidatoren  dem  einzelnen  Theilhaber  gegenüber  auf  das 
Gebiet  der  zur  Herbeiführung  der  Auseinandersetzung  erfor- 
derlichen Thätigkeit  beschränkt'.  Andrerseits  gelten  mehrere 
Liquidatoren  mangels  ausdrücklicher  gegentheiliger  Bestim- 
mung als  Kollektivgeschäftsfilhrer^. 

Bei  der  Kommandit^eselhchafi  finden  in  allen  besprochenen 
Bo'icliuni^Ln  keine  weiteren  Abweichungen  vom  Keclil  der 
ütiencü  Gesellschaft  Statt,  als  d;iss  der  Kommanditist  nach 
der  gesetzlichen  Regel  zur  Geschäiistührung  weder  berechtii^t 
noch  verpflichtet,  daher  auch  nicht  mm  Widerspruch  gegen 
einen  Geschäftsführungsakt  befugt  ist  und  auch  an  der  Auf- 
sichtsffihrung  über  den  Geschäftsbetrieb  nur  in  einem  weit 


nimmt  das  R.  G.  im  Erk.  v.  aj.  Apr.  85  CS.  Bd.  13  N.  57  S.  — 157 
(Scuff.  Bd.  41  N.  36)  an. 

*  Ein  Gemein«;ch.if"tsbcschluss  bindet  stets  die  Liquidatoren;  .\rt.  i.\o. 
Er  ist  ausser  den  F.illen  der  Überschreitung  des  liqiiidatorischen  Geschal'ts- 
föhrungsbcrciches  stets  erforderlich,  \\  enu  unbewegliche  Sachen  anders 
als  durch  öffentliche  Versteigerung  veräussert  werden  sollen ;  Art.  1 37 
Abs.  2. 

*  Die  Liquidatoren  vertreten  die  ehemalige  Gesellschaft,  nicht  die 
Gläubiger;  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  12.  Febr.  79  Bd.  2$  N.  )8  S,  IS9— 160. 
Sie  vertreten  aber  <fie  Gesellschaft  auch  gegen  den  eimeinen  Theilhaber, 
können  daher  a.  B.  rfickständige  Beiträge  derselben  einklagen;  Erk.  des 

R.  O.  H.  G.  V.  12.  Febr.  79  Bd.  25  N.  }8  S.  158^170,  auch  ib.  Bd.  22 
N.  }o  S.  i}6.  Dagegen  vertreten  sie  nicht  die  Gesellschafter  als  solche 
gegeneinander;  Erk.  des  K.  O.  H,  G.  v.  ji.  Febr.  74  Bd.  12  N.  90 
S.  272  —  275,  auch  V.  15.  Apr.  72  Bd.  >  N'.  90  S.  590—391.  Diese  haben 
vielrodir  ihre  Ansprüche  nach  wie  vor  selbst  gegen  einander  geltend  zu 
machen,  sofern  nicht  die  Klage  durch  die  schwebende  Liquidation  sus* 
pendirt  ist;  Hrk.  des  R.O.H.G.  v.  4.  Febr.  78  Bd.  2}  N.  67  S.  194  ff. 

i  H.G.B.  Art  1)7,  141,  142;  Erk.  des  R.G.  v.  29.  Dec  80  Bd.  $ 
S.  7 ;  SehrMd  S.  576— S77> 

H.  G.  n.  .\rt.  136.  Audi  dem  etnzeken  Theilhaber  gegenüber 
können  also  im  Zwtüd  mehrere  Liquidatoren  nur  gemeinschaftlich  han- 
deln und  sich  der  Liquidationshrma  bedienen. 
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geringeren  Umfange  als  der  persönlich  hafteuile  Gesell- 
schafter  Theii  nimmt'. 

Dagegen  ist  bei  der  Aktienkommanditgesellschaft  gerade 
hinsichtlich  der  inneren  Ordnung  der  WiUensgemeinschaft 
das  Recht  der  einfachen  Kommanditgesellschaft  durch  ein 
in  den  Grundzügen  der  vertragsmäßigen  Abänderung  ent- 
zogenes, im  Einzelnen  auf  vertragsmäßige  Ergänzung  an- 
gewiesenes System  von  Gesetzesvorschriften  principiell  ab- 
gewandelt. Der  Kuiiitnanditist  ist  hier  als  Einzelner  überhaupt 
nicht  zur  Mitdarstellung  der  gesellbLliaftliclien  VVillenseinheit 
berufen;  er  hat  niemals  für  sich,  sondern  immer  nur 
stimmberechtigtes  Glied  der  Kommanditistengesammtheit 
einen  Antheil  an  der  Bildung  und  Ausführung  des  Gesell- 
schaftswillens^.  Die  Kommanditistengesammtheit  aber  ist 


'  H.G.B,  .^rt.  158  u.  i6ü  (dabcr  hat  er  aucli  d.is  Inventar  und 
die  Bilanz  nidu  zu  unterzeichnen  und  ist  für  die  Buclilulirung  nicht 
verantwortlich).  Diese  gesetzlichen  R^gdn  können  indess  veru-;^smässig 
abgeändert  werden;  vgl.  Ruami  S.  291  (f.  u  |)0  fi.  —  Innerhalb  der 
Liquidattonsgenieinsdiaft  steht  der  Kommanditist  im  Zweifel  dem  oflencn 
G^lscfaafter  vollkommen  gleich;  H.G.B.  Art.  172. 

*  H.  G.  B.  Art.  186  Abs.  i.  u.  190.  .\uf  Zulassung  zu  und  Siimni- 
fölirung  in  der  Generalversammlung  hat  der  Kommanditist  ein  gesell- 
schaftliches Sonderrecht,  welches  dem  entsprcchonden  körperschaftlichen 
Sonderrecht  des  Aktionärs  analog  ist ;  vgl.  oben  S.  2bo.  .\u5serdeni  ist  das 
Anfechtungsrecht  gesetz-  oder  vertragswidriger  Generalversammlungsbe- 
schlüsse f&r  den  einzelnen  Kommanditisten  in  ähnlicher  Weise  wie  bei 
der  Aktiengeselbdiaft  flür  den  Aktionär  au  dnem  formellen  Sonderredit 
ausgestaltet;  Art.  190^  u.  oben  S.  264.  In  beiderlei  Hinsicht  aber  er- 
scheint der  Komnuinditist,  insoweit  er  für  sich  berechtigt  ist,  nicht  als 
Mitrepräsentant  4er  Gesellschaft,  sondern  als  Vertreter  der  eignen  Indi- 
vidualsphäre  gegen  die  auf  der  anderen  Seite  voll  repräscntirtc  Gesell- 
schaft. D.irum  können  auch  im  Process  über  das  etwa  bestrittene  Stinnii- 
reciit  der  Koniinanditisi  und  die  Gesellschaft  unter  liirer  Firma  einander 
als  Parteien  gegcnüberuetoi.  Ebenso  erscheint  in  dem  Anfechtung^process 
des  Art  190h,  sofern  nur  nicht  sugleich  ehi  persönlich*  haftender  Gesell- 
sdiafter  klagt»  die  Gesellschaft  als  Bekbgte;  vgl.  Art,  190^.  —  Ausser 
den  Sonderrechten  des  einzelnen  Konmianditisten  hnden  sich  Minderheits- 
rechte,  welche  einem  bestimmten  Bruchtheil  der  Kommanditistengesammt- 
heit einen  entscheidenden  Antheil  an  der  gesellschaftlichen  Willens- 
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als  eine  engere  Willensgemeinschaft  formin,  welche  in  einer 
nach  festen  Regeln  berufenen  und  verhandelnden  General- 
versammlung zur  Erscheinung  gelangt'  und  durch  einen 
hald  mit  ein&cher  bald  mit  qualificirter  Stimmenmehrheit 
zu  fassenden  Beschluss  ihren  einheitlichen  Gemeinscliafts- 
willen  herstellt  und  bekundet'.  Durch  Wahl  der  General- 
versaminlung  muss  femer  ein  Aufsichtsrath  gebildet  werden, 
welcher  theils  als  ständiger  Repräsentant  der  KuiniiKin- 
diiistciigcsammtheit,  theils  aber  auch  als  selbständiger  Mit- 
iräger  des  Gesellschaftswillens  fungii  :\  Ziu^leich  empfangen 
die  persönlich  liaftenden  Gesellschafter  neben  ihrer  Stellung 


bUdang  sichern;  doch  hat  das  Gesett  Iner  nidit  simmtliche  bei  der 

Aktiengesellschaft  anerkannte  Minorttätsrechte,  sondern  neben  den  in  dem 
Erfordemiss  einer  verstärkten  Mehrheit  enthaltenen  W'iderspruchsrecluen 
einer  Minderheit  (vgl.  oben  S.  267  N.  2)  nur  die  Minderheitsrechte  auf 
Benifunj'  einer  (jcncralvcrsamnilung  (oben  S.  269  N.  i)  und  auf  Bean- 
tragung der  richterlichen  Ernennung  oder  Abberufung  von  Liquidatoren 
(oben  S.  269  N.  2)  reprodacirt. 

'  H.G.B.  An.  175  Z.  6  u.  187—189. 

*  H.  G.  B.  Art.  190  mil  175»  Z.  5.  In  Ermangelung  abwcicheudcr 
Festsetiangen  des  Gesdlschaftsireitnges  beschliesst  die  Gencralversanmi- 
Inng  mit  einfiicher  Mehrheit  der  gehörig  abgegebenen  Stimmen,  jedoch 
unter  Ausschluss  der  Stimmabgabe  im  Falle  einer  Kollision  des  indi- 
viduellen Interesses  mit  dem  Gesellschaftsinteresse.  Das  Gescu  selbst 
fordert  aber  zu  ge^'issen  Beschlüssen  eine  qualificirte  Mehrheit.  Zur 
Konstituirung  der  Gesellschaft  bedarf  einer  Majorität,  welche  minde- 
stens '/4  des  Kapitals  und  '  4  der  Personenzahl  in  äu;li  schliesst,  bei 
wesentlichen  Abänderungen  des  Projekts  aber  der  Einstmunigkeit  aller 
Erschienenen  (Art  17s');  au  NadigrQndungen  im  ersten  Jahr  und  aar 
Umwandlung  in  eine  Aktiengeseilschait  einer  Mehrheit,  die  */4  aller  Ka- 
pitalantheile  in  sich  vereinigt  (Art  18O1  u.  206«) ;  zu  Nachgründungen 
im  aweiten  Jahr  und  zur  Abberufung  von  Aufsichtsrathsmt^liedem  einer 
Mehrheit  von  '/4  des  in  der  Generalversammlung  vertretenen  Kapitals 
(Art.  iHo'  u.  191  Abs.  4);  zw  jeder  .\banderung  des  Gesdlschafts Vertrages 
und  zur  Erhöhung,  Herabsetzung  oder  sonstigen  Verminderung  des 
Grundkapitals  der  gleichen  Dreiviertelsmehrheit  und  überdies  eines  nm 
gleicher  Mdvfaeit  gdassten  besonderen  Versammlungsbescblttsses  einer 
dadurch  etwa  benachtheiligten  Klasse  von  Kommanditistien,  hier  jedoch 
vorbehaltlich  abweichender  Vertragsfesisetaungen  (Art  tSoc,  180^  u.  70\). 

I  H.  G.  B.  Art  191  u.  17$«. 
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als  Pfincipalträger  des  Geselbchaftswillens  einen  bestimmten 
Beruf  hinsichtlich  der  Anregung,  Leitung  und  Korrektur 
der  Bildung  des  kommanditistischen  Gesammt willens'.  Diese 
ganz  einer  Körperschaftsverfassung  nachgebildete  Ordnung 
wird  schon  im  Gründungssiadium  der  Gesellschaft  vorlaufig 
wirksam',  und  wirkt  noch  im  Liquidationsstadium  nach'. 
Sie  trägt  jedoch  durchweg  nur  den  Schein  der  Körper- 
schaftsverfassung. Denn  in  dem  durch  sie  erfüllten  Rahmen 
verwirkhcht  sich  niemals  ein  selbständiger  Gemeinwille  des 
Gesellschaftsganzen,  sondern  immer  nur  entweder  der  be- 
sondere Wille  eines  Theiles  oder  ein  Theil  des  gemein- 
schaftlichen Willens  der  gesellschaftlichen  Personenetnheit. 
Auf  der  einen  Seite  kann  allerdings  die  Kommandttisten- 
gesammtheit  ffir  sich  allein  in  korporativen  Formen  einen  das 
Gesellschaftsleben  bestimmenden  Willensehtschluss  bilden^ 


*  H.  G.  B.  Art.  i8s,  i8>>,  187,  190^. 

*  Vgl.  über  die  Thätigkeit  der  Geaeralversanimlung  im  Gründungs- 
sudium  Art*  175^,  175^  175^:;  fiber  die  Thätigkeit  des  Aufsichtsraths 
Art.  17$«  u.  176;  aber  die  Thätigkeit  der  pers6nlidi  haftenden  Gesell- 
schafter  als  verantwartlicher  Gründo-  Art  17$,  17$^  175«,  17$^,  176. 

'  H.  G.  B.  Art.  20$— 206.  Die  Generalversammlung  hat  mangels 

anderer  Abrede  eine  oder  mehrere  Personen  zu  wählen,  welche  zusamrodl 
mit  den  rf^'f^'^ilicli  haftenden  Gi-^flUchaftem  als  Liquidatoren  eintreten; 
den  Antrag  aul  richterliche  Ernennung  oder  Abberufung  von  Liquidatoren 
kann  jeder  persönlich  haltende  Gesellschafter,  nicht  aber  der  einzelne 
Kommanditist,  sondern  nur  die  Gencralversonmilung,  der  Au&ichtsrath 
oder  eine  Minderheit,  welche  des  Gesammtkapiuls  vertritt,  stellen; 
vom  Richter  entannte  Liquidatoren  können  nur  durch  ^esen  abberufen 
werden. 

4  So  bei  der  Wahl  des  Aufsichtsrathes  '(An  175«  u.  191),  von 

Processbe%'ollmächttgten  (Art.  19s)  oder  Liquidatoren  (Art.  205),  sowie 
bei  der  Abberufung  solcher  Fur^ktionare  fArt.  191  u.  206);  bei  der  Einsicht, 
Prüfling  und  Gutheissung  der  Bil.uiz  mit  Zubehör  (Art.  1S5,  185c  11.  186); 
bei  dem  Bcschluss  eines  Proccsses  gegen  die  personlich  haftenden  GeseH- 
schafter  oder  den  Aufsichtsrath  (Art.  194—195);  bei  der  Kündigung  der 
Gesellschaft  oder  dem  Ausschluss  eines  persönlich  haftenden  Gesellschafters 
(Art.  t86).  —  Ausserdem  kann  in  den  Fillen  der  An.  t88  u.  ao6  ein 
bestimmter  Bnichtheil  der  Kommanditistengesammtheit  einen  maOgeben- 
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und  durch  den  Aufsichtsrath  oder  besondere  Beauftragte  zur 
Ausführung  bringen';  ebenso  ist  in  einer  Reihe  von  Be- 
ziehungen der  Aufsichtsrath  für  sich  allein  befugt  und  ver- 
pflichtet, in  Gesellschaftsangelegenheiten  zu  beschliessen  und 
zu  handeln';  und  auch  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 


den  Willensetuschluss  in  GcscIlscluitsan.:,'clcL'cnlK'iicn  fassen  und  im 
Falle  dej>  An.  uS8  Abs.  2  kraft  gerichtlicher  i:riiuciuigung  Jucii  bciDäi 
zur  Ausführung  bringen. 

'  Die  Ausführung  d«r  Beschlüsse  der  Generalversammlung  ist  im 
Zweifel  Sache  des  Aufsichtsraths,  kann  aber  sowohl  durch  den  Gesell- 
schaftsvertrag wie  durch  besonderen  Beschluss  auch  .uiJcrcti  Personen 
aufgetragen  werden;  Art.  186  Abs.  2.  Insbesondere  ist  der  Autsichisraih 
auch  der  geborne  «^cricluliclie  Vertreter  der  Komnianditistcnges.mimtheii, 
wenn  ein  Generalvers.unnilunt^ibeschluss  .ils  un^'ültig  angciochten  wird 
(Art,  lyo'  Abs.  2)  oder  von  der  Generalversaniniluiig  ein  Process  wider 
die  persAttlicb  haftenden  Gesellschafter  beschlossen  ist  (Art.  194  Abs.  i); 
im  letzteren  Falle  indess  kann  und  im  Process  wider  den  Aufstchtsrath 
muss  die  Kommanditistengesammtheit  durch  besondere  gewählte  oder 
ndthigenfalls  auf  Antrag  gerichtlich  ernannte  Bevollmächtigte  vertreten 
werden  (Art.  195). 

*  Vor  Allem  bat  er  selbständig  und  unter  eigner  Verantwortlichkeit 
die  ilini  gesetzlich  auferlegte  Überwachung  der  gcsammten  Gesch.ifis- 
führung  zu  bewirken  und  zu  diesem  Behuf  durch  Einsichtnahmen,  Bc- 
richterfordeningen  und  Untersuchungen  sich  die  nöthige  Kenntniss  zu  ver- 
schaffen, die  erforderlichen  Prüfungen  vorzunehmen,  Mängel  zu  rügen, 
Eitispruch  gegen  gesetz-  oder  vemragswidrige  Handlungen  zu  erheben 
Berichte  an  die  Generalversammlung  zu  erstatten  u.  s.  w. ;  vgl.  Art.  193 
dazu  .'\rt.  I7)S  u.  ]8oc  (Prijfung  und  Darlegung  des  Gründungs- 

herganges re»p.  des  Herganges  einer  Nachgrundung)  u.  185  (Prüfung 
der  jährlichen  Vorlagen  über  das  Geschaitsergebniss  und  den  Vermögens- 
siand  und  »Bemerkungen«  zu  denselben).  Ferner  gehören  hierher  seine 
Rechte  und  Pflichten  hinsiditlich  der  Berufung  der  Generalversammlung 
(Art.  187)  und  der  Ernennung  oder  Abberufung  von  Liquidatoren 
(Art.  206),  sowie  seine  Zuständigkeit  zur  Verwahrung  der  auf  die  Ein- 
lagen persönlich  haftender  Gesellschafter  ausgestellten  Aktien  oder  Inte- 
rimsscheine und  zur  Hinzeichnung  und  Löschung  des  Vermerkes  iumver- 
äusscrhch«  auf  denselben  (Art.  181  Abs.  ]).  Im  Bereiche  semer  eignen 
Veraniwortlichkeit  wird  der  Aufsichtsraih  auch  durch  Generalvcrsanim- 
lungsbeschlüsse  nicht  gedeckt  (Art.  204),  ist  daher  einerseits  zu  deren 
Ausführung  nicht  verpflichtet,  andrerseits  zur  Klagerhebung  in  eignem 
Namen  g^en  die  persönlich  haftendeti  Gesellschafter  befugt  (Art.  194 
Abs.  2). 

57 


Digrtized  by  Google 


578 


Drilles  KapUtL 


sind  für  sich  allein  zu  WiUensaktionen  berufen,  bei  denen 
sie  die  Rolle  von  Vorstehern  einer  körperscluftsähnlichen 
Gemeinschaft  spielen*.  Allein  immer  handelt  es  sich  hierbei 
nur  um  die  Bildung  oder  Ausführung  des  besonderen  Willens 
eines  Gesellschaftsfaktors,  welcher  dabei  seine  Rechte  gegen 
einen  anderen  Gesellschaftsfaktor  wahrnimmt  oder  seine 
Verbindlichkeiten  gegen  einen  solchen  erfüllt,  nicht  aber 
das  Ganze  dem  Theil  gegenüber  darstellt.  Auf  der  anderen 
Seite  ist  freilich  der  in  korporativen  Formen  zu  fassende 
Beschluss  der  Generalversammlung  in  erheblichem  Umfange 
ein  unentbehrliches  Element  der  einheitlichen  WillensbUdiing 
des  Gesellschaftsganzen';  und  auch  der  Willensentschluss 
des  Aufsichtsrathes  kann  neben  dem  GeneraWersammlungrs- 
beschluss  oder  statt  desselben  als  notliwendiger  Bestandiheil 
eines  gesellschaftlichen  Gesammtentschlusses  erscheinen 


*  So  insbesondere  bei  der  Berufung  der  Generalversammlung 
(Art.  187,  auch  175«  Abs.  2  u.  175^  Abs.  z)  und  den  Berichten,  Vor- 
lagen und  Darlegungen  an  sie  und  den  Auisichtsrath  (Art  185,  185.,  19$, 
auch  t7$>i  u.  180),  bei  dem  Antrag  auf  Ernennung  oder  Abberufung 
von  Uquidatoren  (Art.  206)  und  bei  der  Anfechtung  von  Versamm- 
lungsbeschlüssen (Art  190«). 

'  Abgesehen  von  den  aus  der  allgemeinen  Regel  des  Art  186  oder 
dem  Gesellschaftsvertrage  sich  ergebenden  Fällen  ist  ein  Gencralver- 
sammlungsbeschluss  kraft  unabänderlicher  gesetzlicher  Vorschrift  zu  den 
die  Errichtung  oder  Veränderung  der  Oese!'  :l...ft  betreffenden  WiUens- 
nkten(Art.  17  js  i8oe,  180?,  iSob,  205  u.  206,  vgl.  oben  S.  575  K.i),  zu  einer 
den  Austritt  eines  oder  mehrerer  persönlich  haftender  Gesellschafter  und 
hiermit  die  Autlösun<^  der  Gesellschaft  bestimmenden  Übereinkunft 
(Art.  199),  zu  Vergleichen  oder  Verzichileistungen  hinsichtlich  der  Ersatz- 
ansprüche der  Gesellschaft  nus  der  Gründerverantwortlichkeit  (Art.  180), 
zur  Hewilligung  einer  Verguiuug  an  den  ersten  Aufsichtsrath  (Art.  192), 
zur  Genehmigung  einer  an  die  Einwilligung  der  GcbciUcluiit  ^cL>undenen 
Aktienübertragung  (Art.  182),  sowie  endlich,  falls  nicht  hierzu  der  Auf- 
sichtsrath spedell  ermdcbtigt  ist,  zur  Genehmigung  eines  Konkurrenx- 
betriebes  seitens  eines  persönlich  haftenden  (Sesellschafters  (Art  196)  er- 
forderlich. 

}  So  bt  die  Genehmigung  des  Au&ichtsraths  nach  der  Bestimmung 
des  H.  G.  B.  neben  der  Genehmigung  der  (Generalversammlung  cur  Er- 
theilung  der  erforderlichen  gesellschaftlichen  Einwilligung  in  die  Über- 
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Allein  dann  wird  thcv.  mit  den  Mitteln  des  Köq)erschafts- 
F^chts  immer  nur  ein  Theil  des  Gemeinschaftswillens  her- 
gestellt. Denn  im  ganzen  Bereich  der  gesellschaftlichen  Be- 
schlussfassung kommt  ein  Gesellschaftsbeschluss  nicht  ohne 
den  zustimmenden  Entschluss  der  persönlich  haftenden  Ge* 
sellschafter  zu  Stande,  welche  auch  bei  der  Aktienkommandit- 
gc;>cll.sehait  ein  Jeder  als  KinzL-iiicr  zu  voller  und  gleicher 
Mitherrschaft  in  der  gemeinsamen  Willenssphäre  berufen 
sind'.  Im  Berciclie  der  Geschäftsführung  aber  erscheinen  auch 
hier  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  als  alleinige 
Repräsentanten  der  ganzen  Willensgemeinsciuft 


tr.i<;ung  von  Aktien  erforderlich  (Art.  182)  und  kann  durch  den  Gesell- 
sehat  IS  vertrag  oder  besonderen  Hescbluss  suil  der  Genehmigung  der 
GenerAlversAmmlong  lur  Dispensatioo  vom  Konkurrensverbot  gefordert 
werden  (An.  196).  Oer  GeseUsdiaftsvertnig  kann  überdies  in  beliebigen 
anderen  Pillen  die  persönlich  haftenden  Geselbcbafttr  an  die  Mitwirkung, 
die  Zustimmung  oder  den  Widerspruch  des  Aufsiditsrathes  binden.  Wenn 
daher  z.  B.  nach  dem  Gesellschaftsvertrage  die  persönlich  haftenden  Ge- 
sellschafter nur  mit  Zustiinmung  des  Aufsichtsrathes  neue  Ratenzahlungen 
auf  die  gezeichneten  Beträge  einfordern  können,  so  ist  eine  ohne  diese 
Zustimmung  und  daher  auch  eine  mit  Zustimmung  eines  nicht  legal 
konsutuirten  Aa£»ichtsrathes  erfolgte  Ausschreibung  von  Einzahlungen 
ungültig;  Erk.  des  R.O.H.G.  v.  ).  OkL  74  Bd.  14  N.  1008.508^514. 

'  Der  persönlich  haftende  Gesclbchafter  ist  juristisch  »Mitgeschäfts- 
herr«; Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  25.  Juni  78  Bd.  24  N.  48  S.  165  tT.  Er 
ist,  »wie  untergeordnet  nuch  seine  Stelluni:  mitunter  tliitsichlicli  sein 
mag,  doch  dem  Hechte  nncli  Mitherr  des  Geschäftes,  wahrer  Principal«, 
der  »als  solcher  jedem  anderweitigen  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
und  der  als  Ein  Kommanditist  zu  craciuendcn  Gcsammtheit  der  sog. 
Aktionire  gleichberechtigt  gegenübersteht«;  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v. 
2$.  Juni  7s  Bd.  18  N.  101  S.  59s.  Der  Gesellschaftsvertrag  kann  dies« 
Mitherrschaft  abschwichen,  jedoch  nicht  principiell  beseitigen.  —  Darum 
hat  andrers  hs  der  persönlich  haftende  Gesellschafter,  wenn  er  zugleich 
am  Kommanditkapital  betheili|n  ist,  doch  niemals  ein  Stimmrecht  in  der 
Generalversammlung;  Art.  190  Abs.  4. 

*  Hinsichtlich  der  mangels  anderer  Abrede  eintretenden  Geschäfts- 
führung durch  jeden  einzelnen  persönlich  haftenden  Gesellschafter,  des 
Widerspruchs  gegen  Geschäftsfhhrungsakte,  der  Anordnung  kollektiver 
Geschäftsführung  u.  s.  w.  gilt  Gleiches  wie  bei  der  offenen  Gesellschaft. 
Darum  kann  auch  die  Generalversammlung  den  geschäftsführenden  Ge- 
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2,  Nach  aussät  ist  die  Handelsgesellschaft  gleich  jeder 
Rechtsgemeinschaft  zur  gesammten  Hand  befähigt,  mit  un- 
mittelbarer Wirkung  fQr  die  Gemeinsphäre  einen  einheit- 
lichen Willen  zu  erklären  oder  zu  bethätigen  und  somit 
aussergerichtlich  oder  gerichtlich  in  einheitlicher  Weise  zu 
handeln.  Dabei  gelten  jedoch  für  alle  Handelsgesellschaften 
gleichartige  und  in  ihren  Grundzfigen  venragsmäßig  unabän- 
derliche Gesctzcsregeln,  welche  die  Manifestation  der  Willens- 
einheit n.ich  aussen  von  ihrem  inneren  Bestände  ablösen  und 
formell  unabhäniiii^  machen.  Diese  Regeln  kommen  niciit 
blüs  Dritten  gegenüber,  sondern  mit  den  durch  die  Natur 
der  Sache  bedingten  Moditicationen  auch  den  Gesellschaftern 
gegenüber  zur  Anwendung,  insofern  dieselben  nicht  als  Ge- 
sellschafter, sondern  lediglich  in  einer  aussergesellschaftUchen 
Beziehung  mit  der  Gesellschaft  in  Verkehr  treten'. 

Zunächst  wird  der  Vtnfang  der  kollektiven  Handlungs- 
fähigkeit nach  aussen  nicht  durch  das  vereinbarte  konkrete, 
sondern  nur  durch  das  nach  objektiven  Gesichtspunkten  ge- 
gebene abstrakte  Maß  der  handelsgesellschaftlichen  Verbun- 
denheit begren/.t.  Die  einzelne  Handelsgesellschaft  kann  also 
nur  solche  Handluni^en  nicht  vornehmen,  welche  überhaupt 
nicht  als  Handlungen  einer  Personenmehrheit  in  der  Ver- 
einigung  zu  gemeinschaftlichem  Handelsbetriebe  denkbar 
sind 


sellschaftcr  nicht  gleich  dem  Vorsteher  einer  AkiiengeseDschaft  beliebig 
entlassen  oder  ihm  die  ihm  übertragene,  von  seiner  gesellschaftlichen 

Stellung  untrennbare  Stolle  als  Direktor  entziehen,  «sondern  nur  nach 
Maßgabe  des  Art.  12.S  niö<;  lieber  weise  seinen  Ausschluss  verlangen;  Erk. 
des  R.  O.  H.  G.  V.  23.  Juni  7)  Bd.  18  N.  loi  S.  J93--59S- 
'  Vgl.  oben  S.  559— 542,  bes.  S.  541  N.  i. 

*  Sie  k.mn  also  z.  B.  nicht  tamilienrechtüche  Vertrage  seh  Hessen 
oder  let/twillige  \'erfij£^un^en  tretTen.  Auch  kann  sie  kein  ausicrgeichaii- 
liches  Delikt  begehen.  Dass  sie  überhaupt  nicht  oder  doch  nicht  ausser« 
kontraktlich  delinquiren  könne,  ist  unrichtig.  Denn  auch  soweit  man 
die  unerlaubte  Handlung  des  einaelnen  vertretenden  Gesellschafters 
nicht  der  Gesellschaft  als  soldier  anrechnen  kann,  bleibt  doch  die  Mög- 
lichkeit bestehen,  dass  ein  von  sämmtliclien  Gesellschaftern  gemeinsam 


Digitized  by  Google 


Hfcbt^emeinsclM/kn  ^ur  gtsammten  Hand,  38 1 

Sodnnn  isr  als  borm  dos  uescllschaftlichcn  Handelns  der 
Gebraucli  der  Gesellschaftstirnia  nach  aussen  von  durch- 
greifender Bedeuiuns.  Denn  sobald  unter  dem  Kamen  der 
Gesellschaft  gehandelt  ist,  gilt  die  Handlung  für  Dritte  ohne 
Rücksicht  auf  einen  etwa  abweichenden  Willen  des  Han- 
delnden unbedingt  als  GeseUscbaftshandlung'.  Doch  ist  der 
Gebrauch  der  Firma  nur  insoweit  das  aUm  wirksame  Aus- 
drucksmittel des  gesellschaftlichen  Charakters  einer  Hand- 
lung, als  es  nach  der  Natur  dieser  Handlung  eines  formellen 
Ausdruckes  ihrer  gescllsch.U:'[L!ien  V'oriialirnc  bcii.u  l.  D^u  um 
wird  insbesondere  durch  eine  Wechsclcrkl.iruug ,  welche 
nicht  unter  der  Firma  der  Gesellschaft  abgegeben  isr,  nie- 
mals eine  Wechselverbindlichkeit  der  Gesellschaft  begründet 


im  Geschäftsbetriebe  verübtes  Delikt  zunächst  als  Gesellschaftshandlung 
und  tolgeweisc  die  daraus  erwachsene  Schadensersauverbindlichkeit  als 

Gesellschaftsschuld  erscheint.  Wenn  z.  B.  zwei  Verleger  a!>  otTene 
HandelsgescIlsclwCter  ein  Buch  nachdrucken,  so  wird  man  die  Anniel- 
dunsr  der  Ersat/fordcrung  im  GcscHschaftskonkursc  nicht  zurückweisen 
dürfen.  —  Seitdem  dies  geschrieben  wurde,  liat  dos  11.  G.  im  Erk.  v. 
5.  Febr.  86  C.  S.  Bd.  15  K.  a6  S;  121—133  in  sehr  ausfulirlicher  Be- 
gründung sich  för  die  Detiktsfahigkeit  der  o.  H.  G.  ausgesprochen  und 
eine  Klage  aus  Verletzung  eines  Patentrechts  durch  Geschäftsbetriebs* 
handlungen  g<^en  die  Gesellschaft  als  »Veranstalterin  des  HingritTs«  und 
gleichzeitig  gegen  die  Lin^elnen  Gesellsch-iftor  als  Solidarschuldner  zu- 
gelassen. V'gl.  ferner  Krk.  des  R.  (}.  v.  12.  Jan.  86  oben  S.  560  N.  i.  D.iss 
das  crstjjedachte  Krk.  in  der  Aniuihtuc  einer  Vertretung  bei  unerlaubten 
Handlungen  /u  weit  geht,  wird  unten  noch  zu  bemerken  sein. 

*  Vgl.  B^md  l  72  M.  18.  Doch  darf  man  hieraus  nicht  mit  dem 
Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  15.  Juni  7;  Bd.  18  N.  29  S.  117—119  folgern, 
dass  auch  im  Verhähmss  der  Gesellschafter  zu  einander  eine  solche 
Handlung  stets  als  Gesellschaftshandlung  zu  betrachten  ist;  vgl.  Kräufl 
b.  Busch  Bd.  34  S.  210. 

»  Vgl.  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  12  N.  59  S.  172.  Bd.  14  N.  57 
n  67  S.  175  u.  201,  Bd.  20  X.  70  S.  263;  Busch  Bd.  16  S.  163  u. 
Bd.  17  S.  206.  W  enn  also  ein  auf  die  Gesellschaft  ge/.ogener  Wechsel 
von  einem  Gesellschafter  unter  seinem  persönlichen  Namen  acceptirt 
wbd,  so  liegt  das  Accept  eines  Kichtbezogenen  vor.  Ebenso  er\virbt 
umgekehrt  die  Gesellschaft  kein  Wechselrecbt»  wenn  sie  nicht  unter  ihrer 
Firrtia  als  Remittentin  oder  Indossatarin  auf  dem  Wechsel  genannt  ist. 
Unwesentliche  Ungenauigkeiten  in  der  Angabe  der  Firma  sind  jedoch 
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Im  Obrigen  dn gegen  genügt  es,  wenn  nach  der  ausdrucklich 

erklärten  oder  aus  den  Umständen  erkennbaren  Absicht  der 
Betheiiigten  für  die  Gesellschaft  gehandelt  ist". 

Endlich  ist  vor  Allem  hinsichtlich  der  Kepräsenfatian 
der  Gesellschaft  nach  aussen  eine  von  der  inneren  Ordnung 
der  Willensgemeinschaft  unabhängige  objektive  Ordnung 

maßgebend. 

Es  ist  zunächst  möglich,  dass  sämmüiche  Gesellschajter 
als  solche  mit  gesammter  Hand  eine  gesellschaftliche  Hand* 
lung  vollziehen*.  Nicht  jede  gemeinschaftliche  Handlung  der 
Gesellschafter  ist  eine  Gesellschaftshandlung.  Wenn  jedoch 

alle  Gesellschafter  im  Bereiche  der  kollektiven  Handlungs- 
lähigkeit  unter  der  Firma  oder  sonst  erkennbarer  Weise  als 
Gesellschafter  auftreten^  so  kommt  in  ihnen  die  GesclUchaü 


unschädlich.  —  Was  von  der  Wechsdobligatk)n  gilt,  ist  natürlich  keines- 
wegs auf  das  zu  Grunde  liegende  Geschäft  zu  übertragen;  Erk.  des  R. 
O.  H.  G.  V.  6.  Dec.  76  Bd.  22  N.  12  S.  6ti— 62.  —  iUmlich  verhält  es 
sich  bei  Erklärungen  zum  Grundbuch;  Renaud  S.  389. 

'  H.  G.  B.  Art.  114  Abs.  2;  dazu  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  15 

N.  7  S.  19,  Bd.  16  N.  89  S.  3  $6,  Bd.  18  N.  81  S.  296,  Bd.  22  N.  12 
S.  6p,  Z.  f.  H.  R.  Bd.  I  S.  165,  Bd.  7  S.  485,  Bd.  8  S.  57)  ff.,  BJ.  15 
S.  250,  Busch  Bd.  5  S.  15,  Bd.  6  S.  65  ff.,  Bd.  14  S.  411,  Bd.  19  S.  44, 
Bd.  23  S.  414;  Seuff.  Bd.  20  N.  158,  Bd.  23  N.  200.  -  Die  Vcr- 
niuthungen  des  Art.  274  müssen  auch  gelten,  wenn  Hnndelsgesellschatter 
f^emein^chaftÜch  kontrahirt  resp.  einen  Schuldschein  gezeichnet  h.\b^r. 
oder  wenn  ein  persönlich  haftender  Gesellschafter,  welcher  nacii  der 
r.  M.  als  Einzelner  Kaufmann  ist  (oben  S.  454  N.  i),  dies  geth.m  hat.  .\us 
der  Vermuthung  der  Zugehörigkeit  zum  Betriebe  des  Handelsgev/erbes 
folgt  indess  keineswegs  die  weitere  Vermuthung,  dass  das  Gescheit  Jur 
eine  bestimmte  Gesellschaft  geschlossen  ist.  Denn  die  Gesellschafter 
können  in  einer  anderen  handelsrechtlichen  Gemeinschaft  und  der  einzelne 
Handelsgesellschafter  kann  in  einem  eignen  (obschon  vielleicht  ihm  \xr- 
botenen)  Handelsbetriebe  gehandek  haben.  Vgl.  hisbes.  Eric,  des  R.  O. 
H.  G.  V.  15.  Sept.  75  Bd.  18  N.  60  S.  226-^229,  auch  Bd.  13  N.  9$ 
S.  287,  Bd.  14  N.  70  S.  209,  Bd.  16  N.  9$  S.  )8o. 

'  Dass  hierbei  handlungsunfäliige  Theilhaber  durch  ihre  gesealkhen 
Vertreter  repräsendrt  werden  müssen,  schliesst  den  Begriff  der  unnund* 
baren  Gesammthandlung  der  Gesellschaft  nicht  aus. 


Digitized  by  Google 


Recht^enuinsäMi/tm  lur  gesarnmUn  Hand* 


selbst  ganz  und  voll  zur  Erscheinung'.  Eine  derartige  Ge- 
sammtaktion wirkt  daher  unmittelbar  für  die  Gemeinschafts- 
spliäre,  so  dass  dadurch  die  kollektive  Personeneinheit  als 
solche  berechtigt  und  verpflichtet  wird,  während  die  Gesell- 
schafter als  unverbundene  Einzelne  weder  berechtigt  noch 
verpflichtet  werden^  Dieser  Weg  des  geseUschaftlichen 
Handelns  ist  in  allen  Fällen  !(ulässig,  in  denen  nicht  das 
Handeln  eines  Einzelnen  verlangt  wird^  Er  ist  aber  der 
i  ///^/i;  mögliche  Weg,  wo  zwar  die  Gesellschafter  als  solche 
ihätig  werden  wollen  oder  sollen,  jedoch  ihre  Repräsentation 
durch  die  vertretungsbefugten  Gesellschafter  ausgeschlossen 
ist.  Dies  ist  insoweit  der  Fall,  als  ein  gesellschaftliches 
Handeln  mit  der  einheitlichen  Gesammtsphärc  zugleich  die 
nach  dem  BegriH"  der  Handelsgesellschaft  ihr  gegenüber- 
stehenden gesellschaftlichen  Sondersphären  ergreift.  Denn 
die  unbeschränkte  Venretung  der  Gesellschaft  durch  den 
Gesellschafter  schliesst  keineswegs  die  Venretung  der  ein- 
zelnen Gesellschafter  als  solcher  ein^.  Darum  kann  im  Zweifel 
nur  von  sämmtlichen  Gesellschaftern  em  Rechtsgeschäft  mit 
einem  Dritten  gültig  abgeschlossen  werden,  welches  den 
Bestand  der  Gesellschaft  selbst  bctritit*,  eine  \  ciaus.scrung 


*  Dag^en  ist  selbst  eine  gemeinschaftliche  Handlung  unter  der 
Vhr\r\  keine  Gesellschaftshandlung,  wenn  sie  völlig  ausserhalb  der  in 
lundclsgcscllschaftlichcr  Verbundenheit  möglichen  Th.uigkcit  lic^'t  (oben 
S.  580  N.  2);  und  eine  gemeinschaftliche  Erklärung  ohne  Gebrauch  der  Firma 
ist  keine  Gesellschaftshandlung,  wenn,  wie  bei  einer  Weeliselerklärung, 
die  fonnale  Natur  der  Handlung  unbedingt  die  Nennung  des  rechten 
Namens  hebcht  (oben  S.  581  N.  2). 

'  Die  Wirkungen  bleiben  daher  auch  beim  Wechsel  der  Personen 
an  der  kollektiven  Einheit  haften  und  erstrecken  sich  ohne  Weiteres  aut 
hinzugetretene  Gesellschafter,  wahrend  sie  ausscheidende  Gesellschafter, 
soweit  nicht  ihre  Sondcrhatt  fortbesteht,  loslassen. 

J  So  muss  sicli  H.  die  Handelsgesellschaft  als  Akiionäria  in  der 
Generalversammlung  durch  Einen  Stimmfuhrer  vertreten  lassen. 

*  Vgl  Erk.  des  R.  G.  v.  26.  Mai  80  C.  S.  Bd.  2  N.  10  S.  }0  ff. 

(  So  z.  B.  ein  Venrag,  welcher  die  Auflösung  oder  den  Fortbestand 
der  Gesellschaft  zusagt  (ßenaiul  S.  569—370)  oder  anerkennt,  die  Auf- 
nahme in  die  Gesellschaft  (H.  G.  B.  Art.  98)  oder  die  Veräusserung  der 
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des  Geschäftes  im  Ganzen  enthält'  oder  auf  eine  offensichtlich 

niclu  iin  Rahmen  einer  geschäftlichen  Vereinigung  liegende 
unentgeltliche  Hingabc  von  gesellschafthchem  Vermögens- 
werth gerichtet  ist*.  Auch  kann  insoweit,  als  nicht  für  das 
Verschulden  von  Repräsentanten  eingestanden  werden  muss, 
immer  nur  ein  Verschulden  sämmtUcher  Gesellschafter  der 
Gesellschaft  angerechnet  werdend  Ebenso  bedarf  es»  insofern 


Thcilhabcrschaft  bewllli^-t,  das  Vorhandensein  oder  Njchivorhandense-n 
der  Theilhaberschaft  ("cststollt.  —  Ebenso  stellen  dem  Gericht  j^egenubcr 
bei  der  Anmeldung  der  den  Bestand  der  Gesellschaft  selbst  betreffenden 
Thatsachen  nur  sänimtliche  Gcscllschaltcr  die  Gescllschati  dar;  Art.  8vS. 
M  5 , 1 5 1 , 1 5  5 . 1 5  6.  Anders  bei  Anmeldung  einer  Prokura  {ßJjjaid  ^  72  N.  24), 
einei  W'aatcn/.eichens  (ib.  X.  6)  u.  s.  w. 

»  Arg.  der  Hrk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  18.  Sept.  77  Bd.  25  N.  7  S.  28 
u.  I).  Sept.  79  HJ.  2j  N.  85  S.  549.  A,  M.  Rmaud  S.  ^6~. 

^  Vi;l.  ober.  .S.  ^06  N\  ^  So  wäre  z.  B.  die  Frrichtun<;  einer  milden 
Stiftung  aus  dem  Gcscllschaftsvermöi^en,  die  W'idniuni:  eine>  Grundstücks 
der  Gesellschaft  zu  einem  l'amiüenl'iJeikonimiss.  die  \'erschenkunL^  J.s 
Waarenlagers  u.  s.  w,  ohne  Zusiiiiunung  sammdichcr  GcsdlschaUcr  nichtig, 
könnte  dagegen  sehr  wohl  von  sämmtlichen  Gesdlschaftern  unter  der 
Finna  vorgenommen  werden. 

J  Darum  ist  dem  Erk.  des  R.  G.  v.  5.  i  cbr.  86  C.  S.  Bd.  i  j  N.  26 
S.  I3t— I  j  j  zwar  insoweit  xuzustimmen,  als  es  Unterschlagungen,  Marken-, 
Urbeberrechts-  u.  Erlinderrechtsverletzungen  und  andere  ausserkootrakt- 
liehe  Deliktshandlungen,  welche  mit  den  Mitteln  und  för  die  Zwecke 
des  Gesellschaftsgeschäftes  verQbt  werden»  im  Falle  eines  Verschuldens 
sämmtlicher  Gesellschafter  als  Gesellschaftsdelikte  behandeln  will  (S.  1 29  if.) : 
allein  die  fernere  Annahme,  dass  es  sich  im  Falle  des  Verschuldens  eines 
vertretungsbefugten  Gesellschafters  trotz  Nichtschuld  des  Mitgesellschaftcrs 
ebenso  verhalle  (S.  130  tT),  ist  unlialtbar.  Richtig  ist  freilich  die  Aus- 
führung des  R.  G.,  dass  die  o.  H.  G.,  wenn  der  eine  Gesellsch.ifter  um 
den  Eingriff  in  fremdes  Rcclit  weiss  und  der  andere  nicht  darum  weis-s. 
nur  im  Ganzen  »verschuldete  oder  »unverschuldet«!  ijehandelt  haben  kann. 
Allein  uiinu"i:,Miv;h  kann,  so  lan_L^e  der  vcrtrerun:,'sbetugte  Gesellschafter 
kein  t)rL;an  und  jeder  (ieseüscliaüer  pers^)nlich  und  solidarisch  mitver- 
aiuw'orilich  ist,  diese  /\liei  naiivc  im  Sinne  der  Sciiuld  der  GescUsclu:: 
entschieden  werden.  (Ganz  anders  verhält  es  sich  bei  der  Frage  des  gut- 
gLiubigen  Besitzes,  dessen  Vortheile  die  Gesellschaft  nur  in  AiKprucb 
nehmen  kann,  wenn  Alle  gutgläubig  sind,  vgl.  unten  S.  58 5  N.  2.)  Das  R.  G. 
hätte  also  das  »subjektive  Unrecht«  in  dem  fraglichen  Fall  der  Gesell- 
schaft als  solcher  nicht  anrechnen  diirfen.  Vgl.  auch  das  in  diesem 
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nicht  die  Vcrtretun<T  im  Willen  zugleich  eine  Vertretung 
im  Wissen  einschliesst,  des  Wissens  sämmtiicher  Gesell- 
schafter, damit  Dritte  sich  auf  eine  Kenntniss  der  Gesellschaft 
benifen  können sowie  umgekehrt  des  Nichtwissens  sämmt- 
iicher Gesellschafter,  damit  die  Gesellschaft  Dritten  gegen* 
üKer  den  Hinwand  der  Unkenntniss  erheben  kann*.  In  allen 
dicicn  Beziehungen  steht  der  von  der  Vertretung  ausge- 
schlossene Gesellschafter  dem  vertretungsbefugten  Gesell- 
schafter vollkommen  gleich.  Doch  spielt  auch  hier  bei  der 
Aktienkommanditgesellschaft  die  Kommanditistengesammt- 
beitnor  die  Rolle  eines  einzigen  durch  die  Generalversammlung 
und  den  Aufsichtsrath  repräsentirten  Kommanditisten  ^ 


Punkte  richlixe  Hrk.  de«;  R.  O.  W.  (j.  v.  15.  Sept.  7g  Bd.  2S  N.  S.  546— 55 1. 
Dagegen  wird  die  Gcscllsch.ift  mit  dem  dcliktischcii  I-Ücmcnt  eines  Rechts- 
geschaftc>  schon  .lus  dem  W-rschulden  des  vertrctunf,'sbeluij;ten  Geseil- 
sdiattcri.  beiastet,  ürk.  des  R.  G.  v.  9.  Juni  iSj  C.  Bd.  lü  X.  S. 501— 505. 
Ebenso  mit  Ersauverbindlichkciieu  aus  dem  Hafipflichtgesctz ;  Erk.  des 
R.G.  V.  12.  Jm  88  ib.  Bd.  15  N.  13  S.  )i— $4*  hier  gilt  eben 

Haftong  auch  fiir  fremdes  Verschulden. 

'  Deslulb  erlischt  das  Rcclu  der  Gesellschaft,  in  das  von  einem 
Gcsetlsduiier  verbotswkirig  för  eigne  Rechnung  abgeschlossene  Geschäft 
einnitreten,  auch  dem  Dritten  gegenüber  erst  drei  Monate  nach  dem* 
jenigen  Zeitpunkt,  in  welchem  sänuntliche  Gesellschafter  von  dem  Ge- 
schäftsabschluss  Kenntniss  erhalten  haben;  vgl.  H.  G.  B.  Art.  97  Abs.  2 
Bttc  Art.  196«  u.  dajEu  Luaig  S.  yj%  u.  Bdirmd  5  69«  N.  9;  a.  M.  v.  Hahn 
S.  541  u.  RfnaiiJ  S.  349.  —  Dagegen  gehen  gerichtliche  Vorladungen 
und  .1  dcrc  Zustellungen  an  die  Gesellschaft  als  der  Gesellschaft  bekann:, 
sobald  sie  an  einen  vertretungsbefugten  Gesellschafter  geschehen  sind; 
H.  G.  B.  Art.  117  Abs.  2,  167  Abs.  2,  196  Abs.  2. 

'  Die  Gesellschaft  kann  sich  daher  nur  d  um  auf  gutgläubigen 
Besitz  berufen,  wenn  beim  Besitzern  erbe  jeder  Gesellschafter  in  gutem 
Glauben  war;  Erk.  des  R.  G.  v.  34  Juni  82  C.  S.  Bd.  9  N.  32  S.  14^  —  146. 
Oerath  auch  nur  Hin  Gescllsch.ifter  in  hf><;en  Glauben  oder  tritt  ein 
bösgliubiger  Gesellschafter  hinzu,  so  liegt  mala  tides  superveniens  der 
ganzen  Gesellschaft  vor. 

>  Der  .Aufsichtsrath  repräscntirt  die  Komnianditistengesammtheit 
deni  Gericht  gegenüber  bei  der  AnnjcIdunL:  (Art.  176)  und  Dritten  i^e^en- 
übcr  bei  der  Erlangutig  der  Kenntniss  von  einem  das  Ki)nknrrcn/\ erbot 
brechenden  Gcschäflsabschluss  (Art.  196»).  Im  Übrigen  komnu  es  auf 
die  einfache  oder  nach  Umständen  qualificirte  Majorität  der  General- 
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Für  die  Gesellschaft  können  ferner  szenau  in  derselben 
Weise  wie  für  den  Einzelkaufmann  Sicllvertrder  jeder  Art 
und  insbesondere  auch  ständig  ermächtigte  Prokuristen  und 
Handiungsbevollmächtigte  handeln'.  Eine  derartige  Stell- 
vertretung richtet  sich  nach  den  gewöhnlichen  Regeln*. 
Die  kollektive  Einheit  wird  dabei  nicht  als  Ganzes  durch 
den  Theil,  sondern  durch  eine  ausserhalb  Huer  verbleibcnJc 
Person  vertreten  und  durch  dieses  von  aussen  lier  ihr  an- 
gefügte Willenswerkzeug  berechtigt  und  verp^ilchtet^  Auch 
ein  von  der  gesellschaftlichen  Vertretung  ausgeschlossener 
Gesellschafter  kann  zu  einer  derartigen  Stellvertretung  be- 
rufen und  insbesondere  zum  Prokuristen  oder  Handlungs- 
bevollmächtigten bcbtcUt  werden*.  Er  rückt  dann  hicrduiv..; 
nicht  in  eine  andere  gesellschaftliche  Stellung  ein,  sondern 


Versammlung  an»  sowdt  nicht  wiederum  durch  Individualrechte  der 
einzelnen  Kommanditistea  die  Geltung  des  Majoritätsprindps  aiisge« 
schlössen  ist. 

*  V.Halm  zu  Art.  ii8;  Renaiul  S.  280  ff.,  296,  356,  564,770.  Ebenso 
wird  natürlicli  die  vollmachtlose  Handlung  (ur  die  Gesellscliaft  durch 
Ratibabition  derselben  zur  Gesellschaftshandlung;  vgl. B(6reiuf  5 72 N. aS. 

^  Sie  ist  daher  mit  voller  Wirkung  auch  dem  dnzdnen  Gesellschafter 
gegenüber  insoweit  zulässig,  als  es  sich  um  nusscrgescllschat'tliche  Be- 
ziehungen desselben  handelt.   Das  Erk.  des  R.  Ü.  H.  G.  v.  2.  Nov.  72 

Bd.  7  N.  107  S.  112—418  wendet  dieses  Princip  auch  im  Verh.iltni^s 
des  Prokuristen  einer  AktienkoninianditgeseJlschaft  zu  dem  einzelnen 
Kommanditisten  »als  Aktien7.cichner(c  an. 

'  Darum  gelten  auch  in  Ansehung  der  Ertheilung  und  .^ufliebun?: 
einer  Prokura  oder  sonstigen  Vollmacht  für  die  Gesellschaft  Dritten 
gegenüber  nicht  die  Regeln  der  Gcsciultstührung,  sondern  die  Rcgeb 
der  äusseren  Vertretung;  H.G.B.  Art.  118:  i\  Hahn  /.u  diesem  Art. 

Nicht  blos  der  Kommanditist,  sondern  auch  der  otTene  Gesell- 
schafter; vgl.  Behrend  5  7^  N.  27  (der  seinen  trüheren  Widerspruch  zu- 
riick^enonmieii  hat).  Für  den  Konmiandiiisten  gih  bei  der  einfachen 
K.  G.  die  besondere  Vorschrift,  dass  er  bei  Geschäftsabschlüssen  lür  die 
Gesellschaft  sicli  ausdrücklich  als  Prokuristen  oder  Bcvolhnachtigien  be- 
zeichnen muss,  wenn  er  nicht  daraus  gleich  einem  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  haften  will;  Art.  167  Abs.  }  u.  Renauä  S.  591.  Anders 
bei  der  A.K.G.;  Art.  196. 
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übernimmt  eine  ausserhalb  seiner  gesellschaftlichen  Stellung 
liegende  besondere  Stellung  im  Gesellschaftsgeschäft', 

Das  specifische  Wesen  der  Handelsgesellschaft  aber  ge- 
langt in  der  Vertretung  der  Gesälscbaft  durch  den  Gesell' 
schafter  als  solchen  zum  Ausdruck Jeder  persönlich  haftende 
Gesellschafter  und  mithin  bei  der  offenen  Gesellschaft  jeder 
Gesellschafter  ist  als  solcher  »geborner«  Vertreter  der  Ge- 
sellschaft Diese  Vertretungsmacht  entsteht  als  Ausfluss 
der  pcrsoncn:  CL-htlichcn  Verbindung  von  Rechts  wegen  mit 
dem  Augenbhck,  m  welchem  die  Gesellschaft  zu  äusserer 
Existenz  gelangt**,  und  erlischt  von  Rechts  wegen,  sobald 
die  Lösung  des  GeseUschaftsbandes  überhaupt  oder  hin- 
sichtlich des  fraglichen  Gesellschafters  mit  Wirksamkeit  nach 
aussen  vollzogen  ist  ^  Sie  ist  im  ganzen  Bereiche  derjenigen 
Geschäftsthattgkeit,  welche  überhaupt  im  Rahmen  der  ein- 
heitlichen Gesammtsphäre  einer  Handelsgesellschaft  möglich 
ist,  nicht  blos  vollkommen  unbeschränkt ^  sondern  auch 
dergestalt  unbeschrasikbai,  dass  jede  vereinbarte  Einschrän- 
kung nach  aussen  wirkungslos  ist'  und  selbst  dem  sie  kenuen- 


'  Vgl.  auch  Renatid  S.  5 $6— 357,  296  u.  292. 

*  Über  das  specifische  Wesen  dieser  Vertretung  vgl.  auch  Erk. 
d.  R.G.  V.  5.  Febr.  86  CS. Bd.  15  N.  26  S.  128  if. 

'  H.G.B.  Art. 86  Z.4,  114,  167,  196;  Erk.  des  R.G.v.26.Mai  80 
C.  S.  Bd.  2  N.  10  S.  32.  Dagegen  kann  der  Kommanditist  als  solcher 
niemals  Vertreter  sein;  Sgtioud  S.  364. 

*  Erk.  des  ItO.H.G.  Bd.  2  N.6  S.4U  Bd.  12  N.  115  S.412»  Bd.  15 

N.  7  S.  22;  Busch  Bd.  17  S.  208. 

^  Erk.  des  R.O.H.G.  Bd.  $  N.  90  S.  398;  Z.f.H.R.  Bd.  7  S.  581; 

Busch  Bd.  16  S.  86, 

*  H.G.B.  Art.  114  Abs.  i  (unter  besonderer  Hervorhebung  der 
Veräusscrung  und  Belastung  von  Grundstücken);  Rinaud  S.  ^65  ff.; 
Bchrethi  5  72  N'.  6 — 7.  —  über  die  Begrenzung  dieses  Bereiches  durch 
die  innerhalb  jedes  Gesellschaftsverhältnisses  der  Gesammtsphäre  begriffs- 
mäßig gegenüberstehenden  Sondersphären  vgl.  oben  S.  $83—^85. 

7  H.G.B.  Art.  116;  Busch  Bd.  9  S.  454,  Bd.  31  S.  29}.  (Anders 
vielfach  nach  ausländischem  Recht,  vgl.  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  2 
N.  6  S.  40.) 
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den  Drinen  nicht  entgegengesetzt  werden  kann'«  sofem 
nicht  etwa  aus  einer  stattgehabten  Kollusion  sich  die  Ein- 
rede des  Dolus  herleiten  lässt*.  Dagegen  kann  allerdings 
durch  den  Gcsellschaftsvertrag  die  Vertretungsmacht  einem 
oder  mehreren  oder  allen  Gesellschaftern  gänzlich  entzogen ' 
oder  mehreren  Gesellschaftern  als  Kollektiwertetern  nur 
zusammen  eingeräumt  werden  \  Auch  können  derartige  Ab- 


'  Erk,  des  R.G.  v.  16.  Sept.  82  CS.  Bd.  9  N.  $4  S.  148-149, 
auch  des  R.O.H.G.  Bd.2  N.  6  S.41.  Bd  5  N.  71  S.  314,  Bd.  6  N.  27 
S.  1)9,  Bd.  1$  N.  7  S.  21;  Busch  Bd.  16  S.  185,  Bd.  27  S.  6^ 

*  Über  die  Substaaturung  dieser  Einrede  vgl.  tnsbes.  das  angel. 
Erk.  des  R.G.  v.  16.  Sept  82,  sowie  Erk.  des  R.O.H,  G.  Bd.  5  N.  64 

S.  295,  Bd.  6  N.27  S.  HQ.  BJ  7  N.  104  S.  405,  Bd.  9  K.  117  S.  4 ',2. 
Bd.  15  N.  7  S.  22,  Busch  Bd.  56  S.  198.  Es  genügt  nicht  die  Kenntniss 
des  Dritten  von  der  Benützung  der  Verireiungsmacht  im  Priv.it:ntcre?;se. 
sondern  nur  die  Kenntniss  vom  Mjssbrauch  der  W'rtretungsbctugniss, 
um  sich  oder  Anderen  /.mw  Nachtheil  der  Gesellschaft  einen  rechts- 
widrigen Vorthell  m  verschaffen. 

J  H.G.B.  Art.  86  Z.  4  u.  Ji$;  Busci»  Bd.  9  S.  453.  Die  vomA.G. 
Köln  1862  bei  Busch  Bd.  i  S.  227  vernetote  Zulässigkeit  des  Ausschlusses 
sämmtlicher  Gesellschafter  von  der  Vertretung  ist  nidit  wohl  zu  be- 
aweifehi ;  die  Gesellschaft  kann  djnr.  nur  gemdnschaftlich  oder  durch 

fremde  Stellvertreter  (nöthigenfalls  durch  einen  gerichtlich  bL  ^tclltcn  Ver- 
w.ilter,  Krk,  des  R.Ü.H.G.  Bd.  16  N.  21  S.  72)  li.mJclii :  v^l.  r.  Halm  zu 
Art.  US  5  7,  Anschüt;^  II  S.  88,  Rniaud  S.  $58  ti.,  Hi-hremi  5  72  N.  11. 

^  H.G.B.  Art.  86  7.-4.  Damit  ist  der  einrc!:.e  Gesellschafter  für  si^h 
allein  von  der  Vertretung  ausgeschlossen,  was  nur  hinsichtlich  gericht- 
licher Ladungen  und  Zustellungen  durch  Art.  117  Abs.  2,  167  Abs.  2  u. 
196  .\bs.  2  niodificirt  wird  (x'.  Hiihn  zu  Art  117  ^  6  u.  Bdjrmd  j  74 
N.  6  gegen  Rmaud  S.  577),  dagegen  auch  bd  Gefahr  ini  Verzuge  gilt 
(f.  Hahn  S.  417  N.  7  u.  Bdtrenä  5  72  N.  12  gegen  Rgnaud  S.  ^72)  und 
ebensowenig  bei  Erthcilung  und  Widerruf  der  Prokura  eine  Ausnahme 
erleidet  0'.  Hahn  zu  Art.  118,  Retvvtd  S.  Hl  ^f^^i'oui  5  72  N.  26  gegen 
Kräivfl  b.  Ru'^ch  BJ.  j  S.  36  tt'.).  Es  genügt  jedoch  jede  Form  des 
Handelns  aller  Vertrete:,  mithin  auch  das  Handeln  eines  Vertreters  mit 
Zustimmung  der  Mitvertreter  und  selbst  bei  VVcchselcrklarungen  die  mit 
Zustimmung  der  Mitvertreter  erfolgte  Zeichnung  der  Firma  durdi  einen 
Vertreter;  gegentheilige  Festsetzungen  des  Gesellschaftsvertrages  smd  als 
Beschränkungen  des  Umfanges  der  Vatretungsbefugniss  nach  An.  1 16 
Dritten  gegenüber  wirkungslos;  vgl.  Erk.  des  O.Tr.  Berlin  Z.  f.  H.  R. 
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weichungen  von  der  gesetzlichen  Regel  durch  spätere  Ver- 
einbarung eintreten immer  aber  bleibt  die  gesellschaftliche 
Vertretungsmacht,  soweit  sie  einem  Gesellschafter  belassen 
ist,  ein  integrirender  Bestandtheil  seiner  Stellung  in  der  Ge- 
sellschaft und  ein  wesentliches  Element  der  die  Gesellschaf- 
ter zur  Personeneinheit  zusammenfassenden  Verbundenheit. 
Im  Gegensatz  zu  einer  für  die  Gesellschaft  enheilten  Voll- 
macht Hegt  also  hier  eine  durch  das  Rechtsprincip  der  ge- 
sammien  Hand  ermöglichte  Repräsentation  des  Ganzen  durch 
den  Theil  vor.  Der  Gesellschafter  li.inath,  sobald  er  im  Na- 
men der  Gesellschalt  handelt,  nicht  zum  l'heil  in  eignem 
und  zum  Theil  in  fremdem  Namen,  sondern  durchweg  als 

Bd.  15  S.  228  tT.  u.  Bd.  22  S.  301,  Busch  Bd.  17  S.  203,  Behnnd  5  72 
M.  21.  ^  Nicht  unbedenklich  i$t  Angesichts  der  Art.  116  u.  4j  bei  der 
inneren  Wesensverschiedenheit  von  gesellschaftlicher  Vertretung  und  Pro- 
kura die  Zulassung  tiner  Anordnung,  nach  welcher  eine  Kollektiv- 
vertretung durch  einen  Gesellschafter  zusammen  mit  einem  Prokuristen 
stattfmden  soll;  vi,'l.  Anh'hüti  Art.  104  5  //'i/"'  Art.  115  5 

Bthrcnd  5  52  N.  }}.  Die  Praxis  setzt  sich  aher  iibcr  die  Rcdenkcn  liin- 
weg;  Erk.  des  A.  G.  Naumburg  v.  10.  Sept.  75  Centraiorgan  N.  F. Bd.  9 
S.  43$  ^1  des  R.G.  v.  14.  Nov.  8}  Bd.  11  N.  2  S.  6,  auch  arg.  des  Erk. 
des  R.  O.  H.  G.  Bd.  8  S.  ^$7  if.;  vgl.  Remud  S.  ^64. 

'  H.  G.  B.  Art.  87.  jede  Abänderung  der  einmal  eingetretenen  ge- 
setilichett  oder  der  an  ihrer  Stelle  eingeführten  vertragsmäßigen  Vcrtre- 
lungsordnung  durch  Entziehung  oder  Ertlicilung  der  Vertretungsmacht 
oder  durch  Einfühnrnp;  oder  Hescitit^'ung  einer  Kollcktiwenretuni,'  setzt 
einen  cinsiiminiucn  BeschluNS  der  (je^ellschaker  voraus.  Dieser  Heschluss 
ist  jedoch  (von  der  A.  K.  G.  abgcsclienj  formlos,  so  dass  z.  B.  di;:  Kul- 
Idttivvertretung  Dritten  gegenüber  ausser  Kraft  tritt,  wenn  einem  Gesell- 
schafter thatsächlich  ein  Geschäftszweig  zu  alleiniger  Ausübung  über- 
lassen und  die  Obemahme  der  Geschäftsergebnisse  seitens  der  Gesell- 
schaft fortgesetzt  ohne  Anstand  erfolgt  ist;  Erk.  des  R.  G.  v.  11.  Mai  81 
C.  S.  Bd.  5  N.  5  S.  16.  D.nt^cpcn  giebt  es  keine  Klage  .uif  .\usschhiss 
von  der  Vertretung  aus  wichtigen  Gründen;  Erk.  des  ii.  .\.  G.  Nurnl>. 
V.  27.  Nov.  67  7..  f.  H.  R.  Bd.  IS  S.  221  tT.,  BuNch  HJ.  i>  S.  107,  Ikh- 
mid  5  72  N.  15  ;  unrichtig  Busch  Bü.  ^  S.  129,  Z.  t.  il.  R.  Bd.  Ii  S.  543, 
Reiumd  S.  )62.  Nur  durch  einstweilige  Verfügung  kann  der  Richter 
sperrend  oder  Ersau  scbaficnd  eingreifen.  —  Alle  Abweichungen  von 
der  gesetzlichen  Regel  können  Dritten  nur  entgegengesetzt  w  erden,  wenn 
sie  citigetragen  oder  ihnen  sonst  bdcannt  geworden  sind  ;  H.  G.  ß.  Art.  M5, 
Erk.  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  1$  N.  7  S.  21,  Bd.  22  N.  12  S.  60. 
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Tnii^er  der  Genieinschaftssphäre iMissbraucht  er  dic^e 
Macht,  so  mag  er  den  Mitgesellscliaftern  ^^egenüber  die  Folgen 
seiner  Handlung  auf  sich  allein  nehmen  müssen:  Dritten 
gegenüber  aber  wird  durch  ihn  unmittelbar  die  Gemeinschaft 
als  solche  berechtigt  und  verpflichtet,  während  er  selbst 
zwar  als  Gesellschafter  gleich  jedem  Mitgesellschafter  an  der 
ungesonderten  Gcsaiumtberechü^uug  und  Gesammtvcrpflich- 
tung  betheiligt  und  gleich  jedem  anderen  persönlich  haften- 
den Gesellschafter  durch  die  Gesellschaftsschuld  zugleich 
mit  einer  gesellschaftlichen  Sonderschuld  belastet,  dagegen 
als  unverbundener  Einzelner  weder  berechtigt  noch  verpflich- 
tet wird*. 

Einen  ähnlichen  Charakter  hat  nach  der  Auflösuni^  der 
Gesellschaft  die  Repräsentation  der  fortbestehenden  Gemein- 
schaft durch  die  Liquidatoren  K  Zwar  ist  ihnen  einerseits 
nur  eine  durch  den  Bereich  der  Auseinandersetzungsgerndn- 
Schaft  begrenzte  gesetzliche  Vertretungsmacht  zugewiesen^» 

'  Hieraus  folgt  die  Möglichkeit,  dsas  der  Gcsclbchafter  ak  Vertre- 
ter der  Gesellschaft  mit  sich  selbst  als  Privatpersoo  kontrahirt ;  vgl.  oben 
S,  S4t  N.  t,  $45  N.  3  u.  547  N.  2. 

*  Dagegen  entstehen,  wenn  ein  Gesdlschafter  In  eigenem  Namen 
handelt,  nur  zwischen  ihm  als  Einzelnem  und  dem  Dritten  Rechte  und 
Verbindlichkeiten ;  Bihrend  §  72  N.  28.  Handelt  er  ohne  Vertretungs* 
befugniss  im  Namen  der  Gesellschaft,  so  haftet  er  wie  jeder  falsus  prcv 
curator  nnch  dem  Princip  des  Art.  55 ;  vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  17.  März 
1882  C.  S.  Bd.  6  N.  60  S.  214  ff. 

'  Der  Eintritt  oder  die  Aufhebung  der  Vertretungsfunktion  als 

Liquidator  ist  unter  dem  gewöhnlichen  Präjudiz  eintragungsb«dürftig 
(H.  G.B.  Art.  !>));  jede  Einschr.inkung  des  gesetzlichen  Umfanges  der 
Vertrctiingsbdugniss  auch  hier  gegen  Dritte  wirkungslos  (.\n.  158); 
die  Wirkung  der  Veiiretungsliandlung  tür  die  Gemeinschaft  ist  nuch 
hier  ausser  bei  Formalgeschäften  nicht  vom  Gebr.iuch  der  Firma  und 
ebensowenig  beim  Gebrauch  der  Firma  von  der  Beobachtung  der  Ord- 
nungsvorschriii  des  Art.  159  abhangig,  lirk.  des  K.  ü.  H.  G.  v.  12.  Mar/. 
1875  Bd.  9  S.  215,  auch  Bd.  10  S.  91. 

4  H.  G.  B.  Art.  137.  Vgl.  Renaud  S.  552-57'»  Btbrend  S  82  ;  Erk. 
des  R.  O.  H.  G.  y.  6.  Mai  74  Bd.  ij  S.  226,.  v.  t8.  Nov.  76  Bd.  ax 
S.  307  flf.;  insbesondere  über  die  Voraussetzungen,  unter  denen  die  Liqui- 
datoren die  Gemeinschaft  durdi  das  Accept  eines  auf  die  HaodelsgeselK 
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und  es  ist  andrerseits  für  nK-iircre  Liquidatoren  die  blos 
kollektive  Ermäciitigung  zur  gesetzliclien  Rc^el  erhoben'. 
Allein  soweit  ihre  Handlungssphäre  sich  erstreckt,  erscheinen 
auch  sie  nicht  ab  VoUmachtsträger  der  einzelnen  ehemaligen 
Gesellschafter^  sondern  als  repräsentative  Principalträger  einer 
personenrechtlichen  Gemeinschaft,  welche  nach  der  ihr  im- 
manenten Ordnung  in  einem  objektiv  bestimmten  Umfange 
durch  die  ihr  gesetzten Gemeinschaftshäopter  dargestellt  wird*. 

Nach  den  bisher  entwickelten  Grundsätzen  ist  insbeson- 
dere auch  die  Procfssfiihrung  der  Handelsgesellschaft  mit 
Dritten,  denen  wiederum  die  einzelnen  Gesellschafter  in  ausser- 
gesellschaftlichem  Verhältniss  gleich  stellen,  zu  bcurtheilen. 

Jede  Handelsgesellschaft  kan?;  im  Umfange  ihrer  kollek- 
tiven Rechtsfähigkeit  unter  ihrer  Firma  vor  Gericht  klagen 
vaad  verklagt  werdend  Eine  Klage  der  Gesellschaft  als  solcher 
oder  gegen  die  Gesellschaft  als  solche  ist  nothwendig^  wenn 
das  ungesondene  gesellschaftlicheGesammtrecht  gegen  Dritte 
oder  die  ungesonderte  gesellschaftliche  Gesammtverbindlich- 


schaft  gezogenen  \\'ccliscls  oder  selbst  Jurcli  Ausstcüimg  eines  neuen 
Wechsels  verpflichten  könne«,  Etk.  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  13  S.  24.  Bd.  21 
S.  }07,  des  R.  G.  v.  jo.  Apr.  81  u.  v.  iH.  Okt.  82  C.  S.  Bd.  1  S  66  u. 
Bil.  7  S.  119;  über  die  Unzulässigkeit  der  Bestellung  eines  Proi^unsten 
Erk.  des  R.  O.  H.  G.  fi<L  i)  S.  334.  ISh  der  Verpflichtung  der  Gemein- 
schaft begründen  die  Liquidatoren  auch  jetst  sogleich  Sonderscbulden  der 
Thdlhaber,  aber  mcht  oaehr  im  Umfange  des  Art  t  ta ;  Erk.  des  R.  O.H.G. 
V.  7.  Okt.  76  Bd.  ai  S.  45  ff. 

'  H.  G.  B.  Art.  ij6  (jedoch  nach  Art.  144  Abs.  |  wieder  mit. der 
Modifikation  bezüglich  gerichtlicher  Zustellungen). 

'  Erk.  des  R.  ü.  H.  G.  v.  16.  Jan.  74  Bd.  I2  N.  70  S.  217  (nfcht 
«Mand.uar  der  vnrinaligcn  Gcscllsduftcrcf,  sondern  »Repräsentant  der 
bestehenden  Gemeinscliaü«  als  »der  vom  Gesetz  berufene  Vertreter  des 
Gcsellscluftsvcraiügcas«) ;  ähnlich  Erk.  v.  2$.  Juni  73  Bd.  10  N.  So 
S.  557  u.  V.  7.  Mai  78  Bd  2$  N.  109  S.  329—330  (wo  indcss  die  Be- 
leichnung  des  Liquidators  als  aOiganir  der  bestehenden  Gemetnsdiaft 
verfehlt  ist) ;  Erk.  des  R.  G.  v.  26.  März  84  Senff.  Bd.  41  N.  3  s  S.  48: 
»die  Liquidatoren  vertreten  die  Gesellschafter  in  der  als  fortbestdiend  so 
denkenden  Verbindung  zur  Gesellschaft«.  Vgl.  BeJjretiä  j  82  N.  i, 

}  H.G.B.Art.  iiiu.i64.Überihren(jericbtsstandvgl.obenS.493N.i. 
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kcit  für  Dritte  im  Proccsswege  durchgesem  werden  soll'. 
Dabei  ist  die  Firma  in  ähnlicher  Weise  wie  bei  niaterieli- 
rechtlichen  Formnlaktcn  das  aUein  zulässige  Mittel,  um  die 
Gesellschaft  selbst  als  Processpanei  zu  bezeichnen*. 

Diese  Farteifabigke'U  der  Handelsgesellschaft  ist  nur  der 
Ausfluss  ihrer  materiellrechtlichen  Beschaifenheit :  sie  nimmt 
und  giebt  Recht  als  dieselbe  nach  dem  Princip  der  gesamm- 
ten  Hand  verbundene  Personenmehrheit,  als  welche  sie  eben 
bcrcuiuigt  und  vcrptiichrct  ist.  In  diesem  Sinuc  las>[  Jic 
neuere  deutsche  Praxis  fast  einstimmig  dcMi  Gcscllschafts- 
process  auf.  Sie  betrachtet  daher  zwar  einerseits  in  dem- 
selben keineswegs  eine  von  den  Gesellschaftern  verschiedene 
juristische  Person,  sondern  die  sämmtlichen  unter  der  Pinna 
zusammengefiissten  Gesellschafter  als  Partei  ^  Sie  legt  aber 
andrerseits  diese  Paneirolle  keineswegs  den  Gesellschaftern 
als  einer  nur  der  Abkürzung  wegen  mit  einem  Sammel- 
namen bezeichneten  Summe  von  Individuen  bei,  sondern 
lässt  auch  vor  Gericht  die  Firma  als  Ausdruck  des  personen* 
rechtlichen  Zusammenhanges  gelten,  in  welchem  die  Gesell* 
schafter  eine  von  der  Summe  der  unverbundenen  Einzelnen 
rechtlich  uniersclncüenc  kollektive  Einheit  bilden Line 


'  Vgl.  oben  S.  545  tT.  u.  551  ff.  u.  da/u  S.  3  J2. 

'  Werden  zwar  sämmrliche  Gcsellsch.ilter,  .ibcr  nicht  unter  der 
Firma  gcn.mnt.  so  liegt  kein  GeselLschalisproccsii  vor;  f>k.  desR.O.H.G. 
V.  7.  Okt.  76  Bd.  21  N.  17  S.  45—48.  Umgekehrt  macht  die  Nennung 
der  Gesellschafter  «k  FirmentnhAbcr  (z.  B.  »die  Handelsgesellschaft  B. 
u.  H.,  bestehend  aus  B.  B.  u.  £.  H.«)  sie  als  Btnxelne  nicht  zur  Process- 
panei ;  Erk>  des  R.  G.  v.  19.  Nov.  84  C.  S.  Bd.  i)  N.  2$  S.  97.—  A.M. 
Wach  C.  Pr.  I  S.  528  N.  18. 

5  Vgl.  z.  B.  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  RJ.  6  S.  11 1.  des  R.  G.  Bd.  5 
.S.  57,  des  R.  G.  b.  SeuHF.  Bd.  41  N.  34  u.  53,  liusch  Bd.  S.  256  ff, 
Scuff.  Bd.  ?9  N'.  122.  RJ.  10  N.  !^o.  Ks  ist  d.iher  keine  Kl.i^'eanderung, 
weiin  die  gegen  zwei  KauJ;cutc  als  iialleiiiige  Inhaber  der  Firma  W.  u. 
S.  L.«  gerichtete  Klage  nachtraglich  als  gegen  die  Finna  gerichtet  er- 
klärt  wird;  Erk.  des  R.  G.  v.  i.  Okt.  84  Seuflf.  Bd.  41  N.  54. 

*  Vgl.  z.  B.  Krk.  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  6  S.  417  ff.,  Bd.  9  S.  16^ 
Bd.  10  S.  89  ft.,  Bd.  20  S.  !28  ff.  u.  180  tt.,  Bd.  21  S.  150,  des  R.  G. 
Bd.  s  S.  69  ä.,  Bd.  1}  S.  97,  Bd.  14  S.  20,  auch  beutf.  Bd.  30  K.  15 7, 
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gleiche  oder  doch  aliniiche  Anschauungsweise  überwiegt  in 
der  Theorie Demgegenüber  hat  frciHch  neuerdings  irnch 
die  Ansicht,  dass  in  Wahrheit  nur  die  einzehien  Gesellschaf- 
ter Partei  seien,  ausführlich  zu  begründen  und  zu  diesem 
Behuf  gerade  an  der  o0ienen  Handelsgesellschaft  den  Begriff 
einer  blos  »formellen«  Parteifähigkeit  darzulegen  gesucht*. 
Allein  seine  Ausführungen  stehen  und  fallen  mit  der  von  ihm  ab 
unantastbar  hingenommenen  romanistischen  Voraussetzung, 
dass  »Rechtssubjekte«  nur  juristische  Personen  oder  Indi* 
viduen  in  reinem  Fürsichsein  sind  und  jede  Gemeinschaft, 
welche  die  Individuen  nicht  vollkommen  verschwinden  macht, 
dieselben  in  subjektiver  Hinsicht  vollkommen  unberührt  liisst  \ 
Erblickt  iiian  lia-c^Lii  n^ch  dem  Princip  der  gesamnnen  Hand 
in  der  Firma  den  Xamen  einer  in  Wahrheit  verbundenen 
Personenmehrheit  im  Bereiche  ihrer  einheiilichen  Gesanmit- 
sphäre  und  nicht  blos  eine  Maske,  hinter  welcher  sich  iso- 
lirte  Einzelsubjekte  »verbergen«,  so  versteht  es  sich  von 
selbst,  dass  die  Handelsgesellschaft  Partei  nicht  zu  sein  scheint, 
sondern  in  der  That  ist,  dass  sie  also  »materielle«  Panei- 
fähigkeit  besitzt.  Indem  daher  im  Gesellschaftsprocess  die 
Panei  durch  die  Firma  und  nur  durch  die  Firma  sachgemäß 


242,  Bd.  21  N.  144,  Bd.  26  N.  291,  Bd.  ji  N.  91,  Bd.  53  N.  55,  Bd.  35 

X.  2]o,  BJ.  .\o  N.  130  u.  221.  —  Anders  freilich  dem  Wortlaut  nach 
tl.is  K.  G.  Bd.  5  S.  57;  doch  darJ  man  dioc  vcreinzchc  Ausführunq  nicht 
mit  Eccius  Z.  f.  H.  R.  Bd.  32  S.  I  als  Formulirung  der  herrschenden 
Memung  bezeichnen. 

'  Vgl.  bes.  Bebnnd  j  74  u.  Habicht  Busdi  Bd.  46  S.  344  ff. ;  ferner 
V,  Hahti,  AHStb&x  u.  PuebeU  zu  Art.  lll  u.  117,  Kräw^  Bosch  Bd.  4 
S.  27  0  Bd.  7  S.  296;  der  Sache  nach  auch  fUmmd  S.  351  ff.,  374  ff. 
u.  $71  tf.  —  Dagegen  greift  Eccius  in  dem  Aufsatz  »die  Stellung  der 

o.  H.  G.  als  Proccsspartei«  Z.  f.  H.  R.  Bd.  32  S.  2—18  .luf  die  .\nnahnie 
einer  juristischen  (und  zwar  »finginen«)  Persönlidikeit  derH.  G.  zurück. 

*  IVach  a.  a.  O.  S.  520  ff.  u.  bes.  S.  522— $3 1.  .\hnlich  7b9l  596 
Z.  3,  Rönirr  Abh.  I  S.  168,  Kmvaliig  zu  .Art.  i)2  Anm.  81. 

J  Darin  freilich  hat  H\ich  S.  $2$  ff.  Recht,  dass  allein  aus  der 
(k'schlossenheit  des  Gesellschattsvermögens  sich  die  ParteiroUe  der  Ge> 
sclJschatt  nicht  herleiten  lässt. 

J8 
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bezeichnet  wird*,  ist  als  bubjckt  des  Processrechisverhak 
nisses  die  kollektive  Einheit  der  Gesellschafter  eingefühn 
und  die  unverbundene  Vielheit  der  Einzelnen  ausgeschlossen. 
Darum  liegt  einerseits  nur  ein  einziger  in  sich  einheitlicher 
und  schlechthin  auf  einheitliche  Weise  m  führender  und  zu 
erledigender  Rechtsstreit  vor*,  weicher  durch  einen  Wechsel 
der  Gesellschafter  im  Falle  des  Fonbestandes  der  Gesell* 
Schaft  nicht  verändert  wird '  und  selbst  durch  die  Auflösung 
der  Gesellschaft  während  der  Fonwirkung  des  Gesellschafts- 
b.mde.^  keine  Uiuci biCi:iiun<4  ciltidct''.  Andrerseits  sind 
ledi<^lich  die  einheitlich  zusammengcfassten  jedesmaligen 
Gcsellschatter  als  solche  und  nicht  die  Gesellscliafter  als 
Einzelne  in  den  Rechtsstreit  verwickelt.  Es  ist  daher  mög- 
lich, dass  mit  oder  aeben  der  Gesellschaft  die  einzelnen 
Gesellschafter  aus  der  sie  zugleich  insonderheit  ergreifenden 


'  Die  Nennung  der  Firma  ist  erfordcrlicli.  i' auch  ausreichend, 
um  die  Klage  Namens  der  Gesellschaft  oder  wider  die  lI'v.  j  erheben. 
Krk.  des  O.  A.  G.  Jena  v.  17.  Mai  67  Z.  f.  H.  R.  Bd.  22  S.  2yo,  dcj. 
K.  O.  H.  G,  Bd.  9  S.  17 ;  Proccssvollmachten  werden  unter  der  Firma 
ausgestellt,  Erk.  des  O.  A.  G.  Dresden  v.  20.  M.irz  6$  Z.  f.  H.  R.  Bd.  11 
S.  $5)  flf.,  Beschl.  desO.  L.  G.Ka$$el  v.  13.  Juni  83  Seuff.  Bd.  40  N.  190» 
auf  die  Firma  wird  das  Unheil  abgefasst  u.  s.  w. 

*  HierQber  herrscht  Einverstindntss;  doch  wollen  Remutd  S.  354, 
H^aeb  S.  $28  u.  A.  darin  nur  die  Wirkung  einer  nothwendigen  Streit- 
genossenschaft nach  C.  Pr.  O.  $  59  crbltcken. 

)  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  9  N.  $  S.  17,  Bd.  20  N.  54  S.  181» 
des  O.  L.  G.  Kiel  v.  29.  Nov.  8;  Scuif.  Bd.  40  N.  331.  tf^acb  S.  $$i 
hat  hierfür  nur  eine  ungen&goide  Erklärung. 

*  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  4.  Okt.  76  Bd.  21  N.  41  S.  128.  Vgl. 
Ecciiii  S.  ij.  Wenn  dagegen  mit  der  Auflösung  das  Gemeinschaftsver- 
li.iltniss  erledigt  wird,  so  kann  von  einer  Fortsetzung  des  Gesellschafts- 
pr*)cc>ses  niclu  die  Rede  sein;  deshalb  erscheint  H.  im  Falle  der 
Übertragung  des  ganzen  Gcsellscliattsgeschaties  aut  Einen  Gesellschafter 
der  Letztere  kdnesw^  in  derselben  Weise,  wie  die  veribderte  Gesell- 
Schaft  oder  die  Liquidationsgeroeinschaft,  als  die  bisherige  Partei;  vgl. 
Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v,  27.  Juni  74  Bd.  14  N.  2  S.  )— 6,  auch  Z.  f. 
H.  R.  Bd.  22  S.  294,  Busch  Bd.  23  S.  256,  Bd.  29  S.  392,  Behmid $74 
N.  8;  unrichtig  IVacb  S.  s)i»  auch  Rmaud  S.  382. 
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Gesellschaftsschuld  verklagt  werden ',  ohne  dass  sie  dies 
durch  die  Hinrede  der  Rechtshängigkeit  abzuwehren  ver* 
möchten*.  Auch  kann  der  einzelne  Gesellschafter  wegen 
seines  Sonderinteresses  am  Ausgange  des  Gesellschaftspro- 
cesses  ab  Nebenintervenient  auftreten'.  Sofern  er  aber  nicht 
selbst  zugleich  Partei  ist,  wirkt  der  Gesellschaftsprocess 
weder  för  noch  gegen  ihn\  Das  fOr  oder  wider  die  Gesell- 
schaft ergangene  Urtheil  erlangt  daher  zwar  fQr  und  wider 
jeden  Gesellschafter  in  seiner  Eigenschaft  als  Theilhaber 
an  den  un<,'esünclLr:cn  Gesammtre^iKcn  und  Gesammtver- 
bindlichkciten  Keehtskraft;  insbesondere  ist  mit  der  rechts- 
kräftiqen  Verneinung  des  Vorhandenseins  einer  Gesell- 
schaftsschuld zugleich  das  Vorhandensein  gesellschaftlicher 
Sonderschulden  rechtskräftig  verneint,  mit  der  rechtskräftigen 
Verurtheilung  der  Gesellschaft  das  Vorhandensein  einer 
Gesellschaftsschuld  zugleich  in  Ansehung  der  aus  ihr  flies- 
senden Sonderschulden  rechtskräftig  festgestellt  ^  Allein  es 

•  Vgl  oben  S.  561  N.  r.  Die  mit  der  Gesellschaft  gleichzeitig  ver- 
klagten iiinzelnen  sind  dann  Streitgenossen  der  Gesellschaü  iiu  Sinne 
der  C.  Pr.  O.  S  >i>;  vgl.  Bmaud  S.  385. 

'  Vgl.  bes.  IkhktA  S.  34S— Abweichend  Rl^tr  S.  161  ff.  u. 
fVaeh  S.  524.  Dass  die  Gesdlschaft  oder  der  Mitgesellschafcer  aus  der 
Erhebung  des  Rechtsstreites  gegen  einzelne  Ge  eil  chafter  keine  Einrede 
der  Rechtshängigkeu  hat,  giebt  fVach  zu:  nacli  ihm  würde  also  der 
gleichzeitige  Proccss  gegen  die  Gesellschaft  und  die  Einzelnen  möglich 
sein,  sobald  zuerst  ^egen  die  Einzelnen,  unmöglich,  sobald  zuerst  gegui 
die  Gesellschaft  geklagt  wäre! 

'  Erk.  des  R.  G,  v.  9.  Juli  81  C.  S.  Bd.  $  N.  6  S.  69—72 ;  dazu 
hoMebt  S.  J$a— )$5>  Ecdta  S.  17.  Als  Nebenintervenient  ist  der  Einzelne 
nur  in  dem  durch  C.  Fr.  O.  §  66  bezeichneten  Umfange  Streitgenosse 
der  Gesellschaft,  dag^en  nicht  Fand;  er  kann  daher  immer  noch  n  :!  - 
(wie  Römer  S.  162  nnnimnu)  Angriffs-  und  Vertheidigungsmittel ,  die 
ihm  persönlich  zustehen,  geltend  machen,  sondern  nur  die  Angriffs-  und 
Vertheidigungsmittel  der  Gesellscliaft  gebrauchen.  —  Was  H'dch  S.  sjo 
gegen  die  Zulassigkeit  der  Nebenintervenion  des  Gesellschafters  anführt, 
beruht  auf  der  Verfcennung  des  rechdichen  Zusammenhanges  zwischen  der 
ungesonderten  Gemeinsphäre  und  den  gesetlsdiaftlichen  Sondersphären. 

♦  Renaud  S.  J85— 387. 

5  Vgl.  Erk.  des  R.  G.  V.  8.  Dec.  80  C.  S.  Bd.  }  N.  17  S.  S7— 58, 
V.  19.  Nov.  84  C.  S.  Bd.  13  N.  2$  S.  96—98,  V.  26.  März  84  Seuff! 
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bedarf  einer  neuen  Kl.igc  i^cgcn  den  Gesellschafter  als  Ein- 
zelnen, um  eine  rechtskräftige  und  vollstreckbare  Verurthei- 
lung  desselben  auf  Gnind  seiner  gesellschaftlichen  Sonder- 
schuld zu  erzielen,  da  nur  erst  die  gesellschaftsrecbtliche 
Grundlage,  nicht  schon  das  individuelle  Vorhandensein  dieser 
Sonderschuld  endgültig  feststeht'. 


Bd.  41  \.  53  (Anwendung  auf  d:c  Verurtheilung  der  Liquidaiionsfirnu) ; 
dazu  V.  Hahn  Art,  112  5  7-.  ^e-muul  S.  385  u.  387,  Behrendt  74  N*.  10- 11, 
Habicht  S.  355 — 557,  Eccius  S.  15  \\.  Die  gcgemhcilit^c  Ann.ilune  des 
R.  O.  H.  G.  im  Hrk.  v.  26.  Juni  76  Bd.  20  N.  54  S.  1S2— 1S4.  dn^s  eine 
lediglich  auf  das  die  Gesellschaft  veruriheilende  Erkeniuniss  gcsiutztc 
Klage  gegen  den  einielnett  GeseUschafter  uiuulflssig  sei,  ist  kdoeswcgs 
wie  Wach  S.  523  mdat,  eine  nothwendige  Konsequent  aus  der  Partei- 
rolle der  Gesellschaft;  sie  iiiesst  vielmehr  aus  einer  völligen  Verkennung 
des  Wesens  der  gesellschaftlichen  Sonderhaft.  In  dem  angegebenen  Um- 
fange wirkt  die  rechtskräftige  Venirtbeilung  der  Gesellschaft  natürlich 
auch  gegen  später  ausgeschiedene  oder  hinzugetretene  Gesellschafter; 
gegen  die  vor  Erhebung  der  Klage  ausgeschiedenen  Gesellschafter  wirkt 
sie  nur  insoweit,  als  der  Gesellschaftsprocess  im  Rahmen  der  nach 
Art.  150  fortdauernden  Gemeinschaft  geführt  ist  (also  weder  immer« 
wie  Behrend  §  74  N.  lü  meint,  noch  niem.ils,  wie  Hahich!  S.  585  an- 
nimmt). —  Analog  verhall  es  sicli  mit  der  Feststellung  oder  dem  Aner- 
kenntniss  im  Gesellschaftskonkurse;  vgl  Habicht  S.  579—586. 

*  Vgl.  oben  S.  555  N.  i  u.  die  dort  anget".  lirk.,  von  denen  freilich  die 
des  Obst.  G.  1.  Bayern  v.  11.  Apr.  72  Seuff.  Bd.  ?i  N.  91  u.  des  ObsL 
G.  Wien  v.  20.  Febr.  77  ib.  Bd.  33  N.  55  das  riduige  Rcsuiiat  au!>  der 
Annahme  einer  eigenen  Persdnlichkdt  der  Gesellschaft  herldten,  dagegen 
die  des  R.  O.  H.  G,  (bes.  v.  19.  Juni  72  Bd.  6  K.  93  S.  416 — 420  u.  v. 
24.  Okt  76  Bd.  21  N.  42  S.  i)o)  und  des  R.  G.  (bes.  v.  19.  Nov.  84 
C.  S.  Bd.  1}  K.  25  S.  96--98,  v.  3.  Juli  80  Seuff.  Bd.  }6  N.  57  u.  v. 
26.Mära  84  ib.  Bd.  41  N.  3$)  von  einer  richtigen  Aulfassung  des  Wesens 
der  Handelsgesdlschaft  .lusgehen.  Dazu  v.  Hahn  S.  406  fT.,  Kräwti  Busch 
Bd.  4  S.  27, /?rm2»</  S.  584  n.,  Bt'hrend%  74  N.  12— 1 3,  Habicht  S.  357—562 
u.  380—582.  Die  Klage  ist  keine  »actio  judicati«,  wie  sie  auch  das 
R.  G.  Bd.  13  S.  97  nennt,  sondern  eine  Klage  aus  dem  Unheil,  deren 
Fundament  die  zwei  Behauptungen  bilden,  dass  die  Gesellsch.ittsschuld 
rechtskräftig  leststehe  und  der  Beklagte  haftender  Gesellschafter  sd.  — 
Abweichend  bes.  Römer  S.  162  ff.  u.  177  u.  IVach  S.  529 — 550.  welcher 
Letztere  \'()llstreckbarkeit  des  Unheils  in  das  Priv.itvermögcn  im  Wege 
der  angeblicii  analog  anwendbaren  $j  66$  n.  uer  C.  Pr.  O.  behauptet, 
jedoch  dem  Gesellschafter  die  Verthcidigung  in  Eiuredeform  nach  ^  667 
oder  in  Klageform  nach  J  686  iL  offen  hält. 
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Die  Handelsgesellschaft  ist  aber  nicht  blos  parteifähtg, 
sondern  auch  processfihigK 

Sie  kann  zunächst  so  gut  vor  Gericht  wie  ausser 
Gericht  gemeinschaftlich  handeb*.  Treten  sämmtüche  Ge- 
sellschafter als  solche  unter  Bezugnahme  auf  ihre  durch 
die  Firma  ausgedrückte  Verbundenheit  im  Process  auf,  so 
kommt  die  Gesellschaft  selbst,  welche  ja  eben  nichts  als 
diese  verbundene  Personenniehrlieit  ist,  uiiiiiiuclb.u  zur  Er- 
scheinung Eine  derartige  direkte  Betheiligung  säinmt- 
lieber  und  zwar  auch  der  von  der  Vertretung  ausgeschlos- 
senen Gesellschafter  ist  von  vornherein  erforderlich,  so- 
bald im  GesellsclK'''t  prozess  für  oder  wider  die  Gemeinschaft 
ein  Anspruch  erhoben  wird,  hinsichtlich  dessen  die  gesell- 
schaftliche Vertretungsmacht  versagt^.  In  jedem  Gesellschafts- 


'  Dies  wird  von  Bebrend  S.  525  u.  Exius  S.  10  iF.,  sowie  vom 
R.  G.  C,  S.  Bd.  14  S.  20  mit  Unrecht  geleugnet,  von  Jf^aeb  S.  $2$  mit 
Unrecht  für  unvereinbar  mit  der  Paneirolle  der  Gesellschaft  erklärt.  <— 

Dieselbe  Proccssfahigkeit  bleibt  der  I.iquidntionsgemeinschaft  erhalten; 
£rk.  des  R.O.  H.G.  v.  12  Mai  7}  Bd.  10  N.  1$  S.  89—91. 

'  Soweit  freilich  der  Gesellschaft  processunfähige  PerscKwn  ange- 
hören,  müssen  dieselben  hierbei  durch  ihre  gesetzlichen  Vertreter  han- 
deln ;  und  bei  der  Aktienkommanditgescllschaft  bedarf  die  Kommandi- 
tisicngesammtheit  stets  der  Kepr.iser.taticMi  durch  den  Aufsichtsrath  oder 
besondere  Bevollmächtigte.  Indess  tritt  auch  in  derartigen  Fallen  die  ge- 
sammte  Hand  als  solche  nach  aussen  ebenso  unmittelbar  und  mit  der 
gleiclien  Wirkung  in  Aktion,  wie  in  dem  Falle  persönlicher  Mithandlung 
jedes  TheUhabers. 

)  Vgl.  £rk.  des  R.  G.  v.  i.Okt.  84  Seuff.  Bd.  41  N.  $4.  Anders, 

wenn  sämmtliche  Gesellschafter  als  Einzelne  gemeinschaftlich  klagen 
oder  verklagt  werden;  vgl.  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  7.  Okt.  76  Bd.  21 
N.  17  S.  4S — 48  fdie  T-usammen.  aber  nicht  als  Firma,  sondern  aus 
ihrer  Sondcrh.ift  verkLii^ten  Theilhaber  der  Liquidationsgenieinschaft  sind 
Streitgenossen,  unter  denen  lünsichtlich  der  Wirkungen  des  Anerkennt- 
nisses, der  Eidesleistung  u.  s.  w.  keine  Verbindung  besteht). 

4  Vgl  oben  S.  385  ff.  So  kann  z.  B.  der  Ehemann  einer  Gesell- 
schafterin die  Klage  auf  Feststellung  der  durch  ZurOcknahme  seines  Kon« 
senses  erfolgten  Auflösung  der  Gesellschaft  bezw.  des  Ausscheidens  sei- 
ner Ehefrau  (vgl.  Behmid  ^  64  N.  7)  offenbar  nur  gegen  sämnnüche 
Gesellschafter  als  solche  richten.  Ebenso  aber  würde  in  jedem  anderen 
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process  aber  muss  auf  die  Gesaaimtheit  aller  Gesellschafter 
zurückgegangen  werden,  wenn  eine  einzelne  Parteihandlung 
verlangt  wird,  welche  ausserhalb  des  Bereiches  gesellschaft- 
licher RepräsenutioQ  liegt'.  Dies  ist  insbesondere  bei  der 
Bäesleistung  der  Fall.  Die  Zuschiebung  oder  Zurfickschiebung 
von  Eiden  und  die  Annahme  von  Eiden  kann  freilich  durch 
den  Processvertreter  wirksam  Namens  der  Geselkchaft  er- 
folgen *.  Die  Eidesleistung  selbst  aber  liegt  sämmtltchen 
Trägern  der  küllcku\  cn  PartciroUc  ob  \  Deshalb  kann  der 
Processgegner  den  Eid  sämmtlichcr  Gcscllsch  iftcr  dergestalt 
verlangen  und  der  Richter  den  Eid  säninuHchen  Gesell- 
schaftern dergestalt  aiiteriegen,  dass  die  Verweigerung  oder 
V'ersäumniss  des  Schwures  seitens  Eines  Gesellschafters  der 


Falle  dn  den  Bestand  oder  die  Zusammensetzung  der  Gesellschaft  be- 
treifendes Urtheil,  welches  in  einem  nur  zwischen  einem  vertretungs- 
befugten Gesellschafter  und  eineni  Dritten  geführten  Reditsstreit  ergangen 
wire,  der  Gesellschaft  gegenüber  keine  Rechtskraft  besitzen.   Der  nicht 

unmittelbnr  mm  Proces«;  ^ugCTiogene  oder  besonders  in  demselben  ver- 
tretene Cjesellschalter  würde  die  etw.i  testgestelite  Theilhaberschaft  oder 
Nicluilieiitiabcrschau  des  Procosgcgiicrs  erst  aniuerlvcnnen  brauchen, 
wenn  auch  er  für  sich  zu  dieser  Anerkennung  verunheilt  wäre.  Auf 
solche  Fälle  sind  auch  die  Art.  117  Abs.  2,  144  Abs.  3,  167  Abs.  2  u. 
196  Abs.  2  des  H.  G.  B.  nicht  anwendbar. 

'  Wo  dies  der  Fall  ist,  genügt  dann  auch  die  Vorladung  zu  Hin> 
den  Eines  Gesellschafters  nicht;  vgl.  hinsichtlich  der  nadi  früherem 
Preuss.  R.  erforderlichen  Vorladung  zur  Eidesleistung  Erk.  des  R.  O.  FI.  G. 

V.  14.  März  74  Bd.  13  N.  18  S.  60—62.  —  Daraus,  dass  sämnuliche  Ge- 
sellschafter in  ihrer  Verbundenheit  die  Pnrtei  selbst  sind,  folgt  ohne 
Weiteres  die  von  IVach  S.  5^0  bes<MKlers  hervorgehobene  Zcugniss- 
unlahigkcit  des  Gesellschafters  im  GcseilsciiaUsprocess;  Ecctus  a.  a.  Ü« 
S.  17  verstattet  dagegen  in  Konsequenz  seines  Standpunkts  denselben  zum 
Zeugniss. 

^  Erk.  des  H.A.G.  Nürnberg  b.  Busch  Bd.  9  S.  317. 

>  Die  Bidespflicbt  sämmtlicher  Gesellschafbr  entsteht  durdi  An- 
nahme des  der  Firma  zu-  oder  zurückgeschobenen  Eides  oder  durch  eine 
auf  dieFinmi  gestellte  richterliche  Eidesaudage;  doch  kann  der  Process- 
gegner natürlich  sich  mit  der  Eidesleistung  einzelner  Gesellschafter  be- 
gnügen, der  Richter  den  H5d  nur  dem  einen  oder  anderen  Gesellschafter 
auferlegen  (Erk.  des  R.  G.  v.  2.  Mai  S>  CS.  Bd.  12  N.  3  S.  13— 1>). 
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Gesellschaft  im  Ganzen  präjudicirt  *.  Hierbei  kommen  dann 
nur  diejenigen,  aber  auch  alle  diejenigen  Personen  in  Betracht, 
welche  zur  Zeit  der  Eidesleistung  die  als  schwurpflichtige 
Partei  erscheinende  Personeneinheit  bilden  ^  Zwischen  ver- 
tretungsbefugten und  nicht  vertretungsbefugten  Gesellschaf- 
tern dagegen  besteht  hierbei  kein  Unterschiede  Denn  die 


<  Erk.  des  R.O.H.G.  v.  la  Mai  72  Bd.  6  N.  21  S.  iio—itt,  v. 
21.  Juni  ^l  Bd.  10  N.  75  S.  }|4~})6k  v.  26.  Juni  76  SeuE  Bd.  }2 
N.  197;  des  A.  G.  Dresden  v.  12.  Des.  65  Busch  Bd.  ti  S.  464  <T.,  des 
O.A.  G.Celle  v.  S.  Febr.  67  Scuff.  HJ.  20  N.  242,  des  O.  LG.  Celle  v. 
6.  .\pr.  80  ib.  Hd.  55  K.  250.  —  Dagegen  hat  der  Übst.  ü  Wien 
in  Erk.  v.  ij.  Nov.  60,  27.  Sept.  67,  9.  M.lr/  70  u.  14.  -Mai  77  (Z.  f. 
H.R.  Bd.  7  S.  497  ff.  u.  Bd.  15  S.  24y,  Busch  BJ.  21  S.  6j  ff.  u.  B.l.  \i 
S.  125)  den  Eid  irgend  eines  vertretungsbefugten  Gesellschafters  und 
sogar  dnes  Prokuristen  för  ausreichend  erklärt;  ebenso  das  Stadtger. 
Berlin  im  Erk.  v.  19.  Okt.  66  Busch  Bd.  10  S.  324.  Das  H.  A.  G.  Nümb. 
wollte  sich  hinsichtlich  des  gesellschaftlichen  Erwerbes,  nicht  aber  hin- 
vichtücli  gesellschaftlicher  Verbindlichkeiten  mit  dem  Eid  irgend  eines 
Gesellschafters  bci,mügen ;  V.rV.  v.  12.  Juni  65  u.  v.  24.  Jan.  66  Scuff. 
Bd.  26  N.  291.  Konsequenter  folgerte  das  O.  .A.  G.  Dresden  in  Erk.  v. 
1869  u.  v.  21.  Dec.  70  aus  der  Miieigciuhunistheorie,  dass  Eidesversauni- 
niss  eines  Gesellschafters  nur  für  seinen  Antheil  v^irke  (Z.  f.  H.  R.  Bd.  22 
$.  293,  Seuff.  Bd.  28  S.  298),  —  eine  Konsequenz,  der  sich  das  O.  A.  G 
Celle  im  angef.  Erk.  v.  1867  nur  durch  die  Annahme  einer  }uristischen 
Person  xu  entzidien  wusstc. 

'  Vgl.  einerseits  über  die  Sufficienz  der  Eidesleistung  der  gegen- 
wartigen Gesellschafter  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  28.  Jan.  75  Bd.  9  N,  5 
S.  16 — 19  u.  des  R.  G.  V.  9.  Juni  8^  C.  S.  Bd.  i|  N.  5  S.  20—21  (anders 
natürlich  im  Falle  der  Geschaltsubernaiiiuc  durch  Einen  Gesellschafter, 
Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  27.  Juni  74  Bd.  14  N.  2  S.  }— 6),  andrerseits 
Öber  die  (nöthigenfalls  durch  Nacbtragserkennmbs  auf  Nichtwissen  z\x 
stellende)  Eidespfilcht  neu  eingetretener  GeseOschafter  Erk.  des  R.  O.  H.  G. 
V.  3.  Mai  75  Bd,  6  N.  100  S.  596.  Tritt  die  Gesellschaft  inzwischen  in 
das  Liquidationsstadium,  so  bleiben  sämmtliche  Gesellschafter  eidespflichtig. 

'  Ebensowenig  darf  man  mit  dem  Hofger.  Wicsb.idcn  b.  Seuff. 
Bd.  21  N.  144  auf  die  Vertretung  bei  dem  einzelnen  Geschah  Gewicht 
legen  oder  mit  dem  O.  L.  G.  Kiel  b.  .Seuff.  Bd.  40  N.  221  hinsichtlici» 
der  eignen  Handlungen  oder  Wahrnehmungen  eines  Gesellschafters  die 
Ohrigen  Gesellschafter  vom  Eide  entbinden.  Vielmehr  müssen  auch  die* 
jenigen  Gesellschafter,  welche  nur  de  ignorantia  schwören  können, 
schwören;  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  10.  Mai  72  u,  21.  Juni  71  Bd.  6  N.  21 
S.  to8  ff.  u.  Bd.  10  N.  7$  S.  334  H. 
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Eidesleistung  ist  keineswegs  ein  rechtsgeschäftlicher  Dispo- 
sitionsakt über  das  Gesellschaftsvermögen,  sondern  eine 
feierliche  Bekundung  der  Wahrheit;  sie  ist  keine  Willens- 
erklärung, sondern  eine  Erklärung  des  Wissens  oder  Nicht- 
wissens ;  sie  liegt  daher  der  Panei  persönlich  ob,  sofern  nur 
dieselbe  nicht  dazu  unfähig  ist'.  Obwohl  daher  das  Reichs- 
oberhandelsgericht sich  der  auch  in  der  Theorie  herrschenden 
entgegengesetzten  Meinung  angeschlossen  hat',  müssen  ent- 
schieden bei  der  offenen  Handelsgesellschaft  auch  die  von 
der  Venretung  ausgeschlossenen  Gesellschafter  als  mitbe- 
rufen zur  Ableistung  des  Parteieides  erachtet  werdend 

'  Alle  Argumente,  welche  in  Theorie  und  Praxis  für  die  Bn- 
schränkung  des  Parteieids  auf  die  vertretungsbefugten  Gesellschafter  an- 
gefahrt zu  w  erden  pflegen,  gehen  entweder  von  der  irrigen  Annalinic 
aus,  dass  die  Eidesleistung  ein  das  Geseilscbaftsverniögen  betretTender 
Dispositionsakt  sei  (Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  5.  Febr.  76  Bd.  21  N.  110 
S.  V}2— 54),  Reimitd  S.  379),  oJe.-  sie  berufen  sich  auf  die  Bestimmungen 
über  die  Eidesleistung  processunfahiger  Parteien  durch  ihre  gesetzlichen 
Vertreter  in  C.  Pr.  O.  [,  4^—456  (Erk.  des  O.  L.  G.  Kiel  v.  iq.  Xov.  85 
Seuti.  Bd.  40  N.  221,  Bfbitiid  §71  N.  4  u.  7).  Allein  als  Di^poiitionsakn 
erscheint  zwar  die  Zuschiebung  des  Fides  und  die  Erklärung  über  dessen 
Annahme,  nicht  aber  die  Eidesleistung  selbst;  vgl.  Erk.  des  O.  L.  G. 
Naumb.  v.  16.  Okt.  82  SeufT.  Bd.  )9  N.  122,  auch  des  O.  L.  G.  Celle 
V.  6.  April  80  ib.  Bd.  35  N.  2  p.  Und  die  Gesellschaft  als  solche  ist 
keineswegs  »processunßhig«  (vgl.  oben  S.  $97),  daher  sind  die  4j  5— 4;6 
der  C.  Pr.  O.  auf  sie  nicht  anwendbar. 

'  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  v  Febr.  76  Bd.  21  N.  iio  S.  342— 
auch  Bd.  6  N.  21  S.  iii,  Bd.  10  N.  75  S.  355;  übereinstimmend  die 
beiläufige  Äusserung  des  R.  G,  im  Erk.  v.  9.  Juni  85  C.  S.  Bd.  14  N.  5 
S.  20;  ebenso  f.  Hahn  S.  4t:  $  3,  Ktnaud  5.  380,  Behrmd  %  74  N.  7 
Eccius  S.  17. 

3  So  mit  Recht  Erk  des  A.  G.  Dresden  v.  12.  Dec.  65  b.  Rrnaui 
a.  .1.  O.  X.  27.  des  A.  G.Naumburg  v.  23.  Jan.  73  b.  Busch  Bd.  S.  517. 
des  A.  G.  Köln  v.  2^  Apr.  79  b.  RiHAuJ  a.  n.  O..  des  O.  L.  G.  Celle 
V.  6.  Apr.  80  b.  Scuri  Bd.  55  K.  ?2,  des  O.  L.  G.  Naumburg  v.  16.  Okt.  82 
ib.  Bd.  59  N.  122.  I'benso  luyaner  Z.  f.  H.  R.  Bd.  10  S.  574,  77;ö/  5  9^ 
S.  529,  Voi^Ul  Ceniralorgan  N.  F.  Bd.  5  S.  556  ti.,  IVach  S>.  $?i  (welcher 
Letztere  sonderbarer  Weise  in  N.  32  bemerkt,  über  diesen  wichtigen  Punkt 
sei  man,  so  viel  er  sehe,  einig,  —  obscbon  er  die  entgegengesecste  Emsch. 
des  R.  O.  H.  G.  »XXI  344«  selbst  anführt),  Piandt,  Lehrb.  des  deat. 
C.  Pr,  O.  I  (1887)  S.  211  K.  12. 
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Gleiches  aber  gilt  von  den  Kommanditisten  einer  Komman- 
ditu'cscllschaft*  und  von  sämmtlichen  Theilhabem  einer 
Handelsgesellschaft  im  Liquidationsstadium*. 

Die  Handelsgesellschaft  kann  ferner  in  demselben  Um- 
fange wie  der  Einzelkaufmann  auch  im  Process  durch  Be- 
vollmächfigte  vertreten  werden'. 

Endlich  aber  erstreckt  sich  vor  Allem  die  eigenthümliche 
gcseüschajtlicbc  Repräsentation  auch  auf  die  Processführung: 
die  vertretungsbefugten  Gesellschafter  und  während  der 
Liquidation  die  Liquidatoren  sind  die  »gebomen«  Vertreter 
der  Handelsgesellschaft  für  alle  processualischen  Handlungen, 
welche  nicht  ihrer  Natur  nach  unmittelbar  von  sämmtlichen 
Theilhabern  vorgenommen  werden  müssen^.  Sie  erscheinen 

■  Vgl  Keyssner  a.  a.  O.;  anders  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  j.  Nov.  74 
Bd.  15  N.  2  S.  6—7.  —  Bei  der  A.  K.  G.  muss  man  konsequenter  Weise 
eine  besondere  Schwurvertretung  der  Kommanditistengesammthcit  durch 
doen  oder  mehrere  Repräsentanten  der  Generalversammlung  fordern. 

'  Dagegen  verlangt  das  R.  O.  H.  G.  den  Eid  sämmtlicher  Liqui- 
datoren und  nur  der  Liquidatoren;  Erk.  v.  2v  J''ni  7^  Bd.  10  N.  80 
S.  ff..  V.  16.  Jan.  74  Bd.  12  N.  70  S.  217,  v.  17.  Febr.  77  Bd.  21 
N.  124  S.  589— 591,  v.  30,  MärTT  78  Bd.  2}  N.  10}  S.  311— 315.  Ebenso 
das  R.  G.  im  Erk.  v.  11.  Febr.  iio  Seuti.  Bd.  55  N.  251  u.  v.  29  Mär^  84 
Jurist.  Wochenschr.  S.  171  ff.  N.  14.  Übereinstimmend  Thöl  5  99  ~> 
V.  Hahn  A.  137  ^  8,  Puchlt  A.  157  N.  8.  Vgl.  dagegen  Keymui  a.  a.  O. 
u.  Retutttd  S.  S74— )/),  aucli  ]-rk.  des  Hamb.  H.  G.  v.  1867  Z.  f.  H.  R. 
Bd.  32  S.  2^ 

3  Für  Prokuristen  kommt  also  Art.  42  Abs.  i,  (Hr  Handlungsbevoll- 
mächtigte ArL  47  Abs.  2  des  H.G.  B.  in  Anwendung.  Zur  Ausstellung  beson- 
derer ProcessvoIImachtcn  genügt  dieBezdchnung  der  Firma  als  Vollmacht- 
geberin:  es  bedarf  nicht  nur  nicht  der  Nennung  der  Firmeninhaber  (Erk. 

des  O.  A.  G.  Dresden  v.  20.  März  6$  Z.  f.  H.  R.  RJ.  11  S.  555  ff.  u. 
Bcschl.  des  O.  L.  G.  Kassel  v.  15.  Juni  83  Scuff.  Bd.  40  N.  130),  sondern 
au:h  nicht  der  .\ngabe  des  bei  der  VoUmachtsertheilung  die  Gesellschaft 
rcprasenrirenden  Gesellschafters  oder  Prokuristen  (Erk.  des  O.  L.  G.  Brünn 
V.  30.  Juni  6}  Busch  Bd.  10  S.  204  ti.  u.  des  O.  G.  H.  Wien  v.  3.  Mär^  7s 
IK  Bd.  41  S.  132  N.  220,  Hehrend  j  74  N.  2;  a.  M.  Erk.  des  O.  A.  G. 
Dresden  v.  17.  Juli  66  Z.  f.  H.  R.  Bd.  15  S.  2$o  u.  des  H.  A.  G.  Nurnb. 
ib.  ßd.  n  S.  547  ff..  Rnuutd  S.  376. 

H.G.B.  Art.  117,  167,  196;  137.  Über  Kolleiitiwcri.'-ctung  im 
Process  vgL  Henaud  S.  575,  377  ff.,  573,  Behrend  S.  525;  speciell  über 
ZusteUungcn  oben  S.  $85  N.  i,  588  N.  4  u.  591  N.  i. 
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auch  hierbei  keineswegs  als  VoUtnachtsträger  eines  für  sie 
fremden  Rechtssubjektes'.  Ebensowenig  aber  sind  sie  selbst 
etwa  die  »Processpartei*«  oder  ein  die  Processpartei  voll- 
kommen darstellendes  »Processorgan« Ihre  Stellung  be- 
ruht vielmehr  auf  dem  Princip  einer  gesetzliche.!  Keprasen- 
taiiün  der  gesammten  Hand  durch  die  einzehi  oder  zusam- 
men hierzu  berufenen  Mittra^er  der  kollektiven  Einheit 
Sie  vertreten  die  zur  Einheit  verbundene  Personenmehrheit 
im  Bereiche  jener  ungesondcrten  Gemeinschaftssphäre,  welche 
ihnen  mit  Anderen  zu  gesammter  Hand  gebührt  und  darum 


'  D.iss  weder  die  für  die  (kscllschaft  nufrrctonden  Gesellschafter 
noch  die  Liquidatoren  mit  Prokuristen  oder  sonstigen  Bevollmächtigten 
t^leichgcsiclh  werden  dürfen,  lui  das  R.  O.  H.  G.  mehrfach  nachdrücklich 
ausgeführt;  vgl.  Bd.  lO  S.  357,  Bd.  12  S,  217»  Bd.  1$  S.  6—7,  Bd.  21 
S.  389  ff.;  a.  M.  Wach  S.  551  (»ihre  und  ihrer  Genossen  Vertreter«). 

'  Das  R.  O.  R  G.  hat  im  Erk.  v.  23.  März  72  Bd.  5  N.  71  S.  325 
dem  einzelnen  fiir  die  Gesellschaft  auftretenden  Gesellschafter  die  Eigen* 
Schaft  als  Processpartei  abgesprochen,  dagegen  im  Erk.  v.  $.  Nov.  74 

Bd.  1$  N.  2.  S.  6—7  ihn  für  die  Processpartei  erklärt.  Den  Liquidatoren 
weist  es  in  den  Erk.  v.  2-,  Juni  75  Iki.  10  \.  So  S.  356—558,  v.  16.  Jan.  74 
Bd.  12  N.  70  S.  217  u.  V.  17.  Vehr.  77  Hd.  21  N.  124  S.  589—591  durch- 
aus die  Rolle  der  PrDccssp.irtci  /u ;  ebenso  Thöl  j  99  H:  vgl.  d.it;egen 
Kniaud  S.  )73,  i:rii.  des  R.  G.  v.  26.  Mar/.  84  Seuff.  Bd.  41  N.  35.  Das 
R.  O.  H.  G.  begründet  luermit  namentlich  seine  oben  bekflnipfte  Ansicht, 
wonach  allein  die  vertretungsbefugten  Gesellschafter  bezw.  die  Liquida- 
toren den  Parteieid  zu  leisten  haben,  es  verfährt  jedoch  insofern  inkon- 
sequent, als  es  den  Eid  sämmtlicher  vertretungsbefugten  Gesellschafter  bzw. 
Liquidatoren  auch  dann  verlangt,  wenn  ein  Einzelner  zur Processführung 
befugt  ist. 

'  D.is  R.  Ü.  H.  G.  bezeichnet  unrichti]E^er  Weise  Bd.  15  S.  6  den 
Komplementär  als  »»Organ«  und  ebenso  Bd.  10  S.  357  die  Liquidatoren 
als  »Organ  derselben  (der  Gemeinschaft),  wie  der  Vorstand  das  Organ 
der  Aktiengesellsch.il t  istc 

*  Sie  sind  daher  /.w.jr  Mueset/Iichc  X'ertrcter*«,  aber  nicht  -»gesetz- 
liche Vertreter  einer  nicht  processlahigen  Partei«,  wie  Bebrend  S.  525  be- 
hauptet; vgl.  dagegen  Wa^  S.  531  u.  591.  Das  Gericht  hat  nach 
C.Pr.O.  S  $4  ilire  Legitimation  zu  prüfen;  vgl.  Z.  f.H.R.  Bd.  8  S.  580, 
Bd.  II  S.  J47  u.  3)3,  Bd.  15  S.  250,  Busch  Bd.  5  S.  513,  Bd.  8  S.  61 
u.  150,  Bd.  13  S.  118,  Renaud  S.  375,  Bcdm  S.  12. 
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in  keinem  Stücke  fremd  und  in  keinem  Stücke  ausschliess- 
lich eigen  ist*.  Die  Processpanei  steht  nicht  blos  hinter 

ihnen,  steckt  aber  auch  nicht  völlig  in  ihnen,  sondern  wird 
von  ihnen  insoweit  dargestellt,  als  nach  der  besonderen 
Einrichtung  dieser  personenrechiliclien  Vereinigung  das  Ganze 
in  seinem  Theil  zur  rechtUchen  Erscheinung  gelangt. 


Körperschaftliches  Wollen  und  Handeln. 

1.  Im  Allgemeinen. 

I.  Die  Körperschaft  ist  als  reale  Gesammtperson  nicht 
blos  rechtsfhhig,  sondern  auch  willefts-  und  handlungsfähig. 
Als  die  germanistische  Genossenschaftstheorie  diesen  Satz 

als  unabweisliclic  kun:->c^uc:]z  ihrer  Gruiidauti j.shur.ij,  zuerst 
aussprach^  tnu  sie  damit  in  den  denkbar  schärfsten  Gegen- 
satz zu  der  damals  fast  unbestrittenen  romanistischen  fu'hre, 
nach  welcher  die  juristische  Person  als  eine  blosse  Fiktion 
schlechtbin  willens-  und  handlungsunfähig  ist  und  gleich 
dem  Kinde  oder  Wahnsinnigen  erst  durch  eine  nach  dem 
Bilde  der  Vormundschaft  eingerichtete  Venretung  die  Mög- 


<  Sie  vertreten  dagegen  als  Gesellschafter  oder  Liquidatoren  nie« 
mals  die  einzelnen  Gesellschafter  in  Ansehung  ihrer  Sondersphären»  auch 

nicht,  wenn  dieselben  »gleich  mit  der  Gesellschaft  verklagt  sind;  vgl. 
Z.  f.  H.  R.  Bd.  8  S.  579.  Busch  Bd.  4  S.  393,  Bd.  56  S.  }8o,  Erk.  des 
R.Ü.  H.G.  V.  25.  Juni  73  Bd.  10  N.  80  S.  5>6— 358. 

'  Vor  Allen  Htwler,  Volksr.  u.  Juristenr.  S.  181  ff.;  vgl.  jetzt  Syst. 
(4.  Auri.)  5  68.  Vgl.  ferner  IVeiske  a.  a.  O.  S.  142  ff.  u.  145  ff.;  Bluntscbli, 
Dent,  P.  R.  S  J4- 
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lichkeit  einer  rechtlichen  Bethätigung  ihres  Daseins  gewinnt 
Auch  heute  gOt  nun  zwar  die  Willensunßlhigkeit  der  juristi* 
sehen  Personen  noch  immer  den  Meisten  als  ein  unanfecht« 
bares  Dogma*.  Allein  von  den  ernst  daraus  hergeleiteten 


*  Maßgebend  wurde  die  Formulirung  Savi^ms  II  S.  282  ff.  Manche 
gehen  insofern  noch  weiter,  als  sie,  während  Savi^ny  nur  von  einem  »künst- 
lichen Surrogat«  der  fehlenden  WUlensfahigkeit  spricht,  noch  »dne  tweite 
Fiktbn«  dnßkbrea,  ioraft  wddier  dem  erdichteten  Subjekt  nun  auch  noch 
fremdes  Wollen  und  Handeln  angedichtet  wird;  so  PucbtOf  Rechtslex.  III 
S.  71,  Inst.  5  202,  Fand.  u.  Vöries.  5  50,  Unger,  Sj-st.  IS.  345,  Ratida, 
Besitz  5  12  N.  15.  —  Die  vor  Savi^^iiy  herrschende  Korporationstheoric 
gel.ingtc  im  Enderuebniss  zur  Annahme  der  Willciis-  und  Handlun»$- 
tahigkcit  der  Körpcrsciiaticn  und  diente  in  dieser  wie  m  mancher  anderen 
Hinsicht  demKem  des  gcrmanbchenKdrperschaftsgedaakens  als  scliützende 
Hülle:  sie  war  indess  in  sich  widerspnichsvoll,  so  dass  der  modernen 
Theorie  nur  übrig  blieb,  entweder  mit  den  neueren  Komanisten  bd 
Festhaltung  des  bisherigen  römischreditlichen  Ausgangspunktes  ein 
anderes  FnJcrgcbniss  zu  fjewinnen  oder  aber  mit  den  neueren  Germ.i- 
nisten  tür  das  testgchalienc  alte  Ergebniss  eine  neue  deutschreditiiche 
Grundlegung  ru  suchen. 

'  Dieses  Dogma  folgt  mit  Nothw  cndif;keit  nicht  nur  aus  der  ge- 
woliniichen  Theorie  der  persona  ficta,  so  dass  ihm  alle  oben  S.  8  N.  1 
genannten  Schriftsteller  anhängen,  sondern  bleibt  auch  für  alle  modificir- 
ten  Fiktionstheorien  (oben  S.  7  N.  i— 5)  und  (tkr  die  Theorie  des  Zweck» 
Vermögens  (oben  S.  6  N.  4)  unentrinnbar.  Aber  selbst  unter  den  Ver- 
tretern des  Gedankens  der  realen  GesammtpersönHchkdt  können  sich 
namentlich  die  Romanisten  (oben  S.  5  N.  j)  nicht  dazu  cntschliessen, 
die  VV'illensfähigkeit  der  Körperschaft  als  solcher  anzuerkennen.  So  tragen 
Riulorf  a.  a.  O.  u.  Wächter  Pand.  I  §  SS  nebst  §  44  Hl  in  diesem  Punkte 
ganz  die  Lehre  Savigny's  vor ;  auch  Derrthiirg  Pand.  5  66  betrachtet  den 
Sau  »Korporationen  ^d  willensunfähig«  als  sdbstverständlich  (minder 
entschieden  Preuss.  P.  R.  I  $  5O;  Zrödloafsiki  I  120  u.  287  ff.  bestreitet 
jede  »sei  es  wirkliehe  sd  es  erdichtete  HandlungsClhigkeit«  der  juristi« 
sehen  Person;  sdbst  Ktmtie  leugi^et  die  körperschaftKchc  Handlungs- 
fähigkeit wenig<;tcns  für  Jas  gehende  Privatrecht  (Kursus  2.  Aufl.  ^  }i8 
S.  271)  und  lässi  das  Handehi  der  (,)ry..ne  nur  »krati  juristischer  Fiktion 
als  von  der  juristischen  Person  selbst  i^a-than«  ^eheu  (ib.  §  42}  S.  276). 
Unter  den  Anliängern  einer  verwandten  Auiiassung  (oben  S.  6  N.  2) 
gesteht  natnendich  Bruns  a.  a.  O.  S.  412—413  der  Korporation  trot« 
realer  Wesenheit  dnen  dnhdtltcben  Willen  nicht  au.  Schwankend  ver* 
hält  sich  Förster,  indem  er  l  5  9^  i^^^  Willensfähigkeit  der  juristischen 
Person  in  Abrede  stellt,  dagegen  IV  5  sSt  sich  der  Annahme  eines  leben- 
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Fül^csatzca  ist  einer  n.wh  Jcni  anderen  erh>eluii;er[  1  Die 
moderne  Doktrin  hat  mancherlei  Auskunftsmittel  zur  Hand, 
am  die  uaenräglichea  Konsequenzen  des  von  ihr  verkün- 
deten Axiomes  zu  umgehen  ^  Die  Praxis  aber  pflegt,  wenn- 
schon auch  vor  den  Gerichten  das  Gespenst  der  willens- 
un^igen  persona  ficta  von  Zeit  zu  Zeit  auftaucht  ^  in  der 
Mehrzahl  der  i  .ule  von  dieser  Vorstellun«^  keinen  Gebraueil 
zu  mnchen,  sondern  unhetani^en  die  Korpersciiaii  als  wollendes 
und  handelndes  Wesen  zu  würdigend  So  stellt  die  Herrschaft 


digen  Gcmcmwülens  nihert.  Umgekehrt  nahm  Baron  Gesamintrecbtsv. 
S.  11  IL  3}  ff.  im  Prindp  einen  natürlichen  Willen  der  Körperschaft  an, 
bestritt  jedoch  ihre  jtirisÄche  Handlungsfähigkeit.  —  Ist  dieses  Verhalten 
der  Civilisiien  ans  der  Scheu,  den  klaren  AunprQchen  der  römischen 
Juristen  entg^ruu treten,  leicht  erklärlich,  SO  ist  es  nur  aus  der  Ab- 
hangigkdt  von  der  civilistischen  Schablone  verständlich,  dass  regelmäßig 
nicht  blos  die  Kriminalisten  (z.  B.  Geib  5  87,  Heffter  §  46  N.  1,  Sch'itie 
j  KbstJin  5  40,  Bcrfter  5  76,  H.  Meyer  §  23,  Bindittg  I  310)  und  Pro- 
cessualisten  (so  neuesiens  Wach  I  S.  541),  sonderfT  selbst  viele  Publicisten 
das  römischrecht  liehe  Dogma  als  angeblich  allein  logisch  mögliche  Dcnk- 
form  herübcrnehnien.  Durchweg  liegt  dasselbe  auch  den  Ausführungen 
von  E.  Lcninz.  die  Haftung  des  Staats  aus  rechtswidrigen  Handlungen 
seiner  Be^n  ica  n.ivli  Jcui:,chem  Privat-  und  Staatsrecht,  Frankl.  a.  M. 
1879,  ^  Grunde;  vgl.  bes.  S.  54  IT. 

*  Als  beieichnend  hierför  sei  nur  darauf  hingewiesen,  wie  weit 
t.  B.  je«  fyhubcheid.  Fand.  S  i%  Demburg,  Pand.  §  66  u.  Bekker,  Fand. 
Stoff,  trotz  principieUer  Bestreitung  der  körperschaftlichen  Willens- 
füugkeit  sidi  im  Ergeboiss  den  Aufstellungen  der  Genossenschaftstheorie 
naherxL 

*  So  meint  das  R.  O.  H.  G.  im  Erk.  v.  la  Dec  72  Bd.  8  H.  so 
S.  201  rt.  (Seuff.  Bd.  28  N.  5),  der  Fiskus  als  »nur  f-n-irtc  Pcrsönlich- 
kot«  habe  »nur  einen  Angirten  Willen  und  könne  nicht  selbst  handeln«. 
Ebenso  sagt  das  O.  G.  Wolfenb.  im  Erk.  v.  17.  Sept.  67  Seuff.  Bd.  21 

N.  29,  dass  »der  Fiskus  als  fingirte  Persönlichkeit  keine  Wülcnsfahigkcit 
hat«,  und  im  Krk.  v.  j6.  Jan.  74  ib.  BJ,  50  N.  249,  dass  »dolus  oder 
culpa  von  juristischen  Personen  so  weniyr  wie  von  Unmündigen  oder 
Wahnsinnigen  möglich  ist.«  Vgl.  auch  Erk.  des  A.  G.  Celle  v.  15.  Nov. 
1878  ib.  Bd.  54  N.  88:  die  juristische  Person  kann  nicht  handein,  obwohl 
iic  zu  lundeln  vcrpriicinet  ist. 

}  Das  Reichsgericht  spricht  von  einem  »Willen  der  juristischen 
Person«,  welcher  »aus  dem  Willen  der  einzehien  Mitglieder  gebildet« 
wird,  jedoch  »nicht  gleich  der  Summe  der  EitudwUlen«  ist  (C.  S.  Bd.  4 
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dieser  »herrschenden«  Lehre,  wenn  sie  an  ihrer  Macht  über 
das  Leben  gemessen  wird,  sich  nur  noch  als  Schein  heraus. 
Mehr  und  mehr  aber  wird  ihr  auch  der  formelle  Gehorsam 
aufgekündigt.  In  der  Theorie  wächst  die  Opposition,  welche 
nur,  weil  sie  in  sich  gespalten  ist,  noch  keinen  durchschla- 
genden Erfolg  erzielt  hat*.  Und  dass  die  Praxis  gerade  in 

S.  }02);  es  erklärt  juristische  Personen  für  »handlungs-  und  dispositioos- 
fähig«  (ib.  Bd.6  S.  140);  es  bezeichnet  einen  Klosterkonvent  als  »hand- 

lungslähig«  (Seuflt.  Bd.  }8  K.  4) ;  es  siatuirt  eine  »Handlungs-  and  Ver- 
pflichtungsfdhigkcit  der  Korporation((  (ib.  lld.  40  N.  271).  Ebenso  ging 
das  R.  O.  H.  G.  davon  aus,  dnss  in  bcstininnem  ümtangc  »»der  Korpo- 
ration die  Willens-  und  H.uidiungsühigkeit  rechtllcli  eingeräumt  hl« 
(Bd.  3  S.  211),  erblickte  in  der  Gcwerkscluit  cm  »iandiungstahigcs 
Rechtssubjekt«  (Bd.  14  S.  j  1 1)  und  nahm  ein  »eignes  Verschulden«  ehier 
juristischen  Person  als  möglich  an  (Bd.  24  S.  311).  Auch  das  Preus». 
O.  Tr.  erklärte  den  Fiskus  gemeinrechtlich  för  eine  »jedenfalls  mit 
Willensfähigkeit  bekleidete  ideelle  l*ersönlichkeit«  (Seuff.  Bd.  14  X.  56, 
Strieth.  Bd.  57  S.  29)  und  legte  mehrfach  im  Gebiete  des  Preuss.  Landr. 
der  Korporation  einen  eignen  Willen  bei  (vgl.  7..  H.  Hntsch.  Bd.  14  S.  92). 
Ausdrücklich  wird  vom  »Willen«  des  Staates  als  Persönlichkeit  in  einem 
Erk.  des  O.  A.  G.  Jena  (Seuff.  Bd.  8  N.  34;,  von  der  »Handlungsfähig- 
keit eines  Vereins«  ui  euiem  Erk.  des  O.  G.  Wolfenb.  (Seuff.  Bd.  2$ 
^>  199)  gesprochen.  Mehr  oder  minder  unzweideutig  li^  ferner  die 
Annahme  der  Willens-  und  Handlungsfähigkeit  juristischer  Personen  den 
Erk.  des  O.  A.  G.  Kassel  b.  Seuff.  Bd.  2  N.  54  u.  Bd,  3  K.  326,  des 
Ü.  A.  G.  Mündien  ib.  Bd.  4  N.  51,  des  Ü.  A.  G.  Dresden  ib.  Bd.  5 
N.  i6s,  des  Ü.  A.  G.  Darmst.  ib.  Bd.  7  N.  150,  der  Heidelb  Juristenfak. 
f.  Jena  ib.  Bd.  17  N.  14J,  des  O.  A.  G.  Üldenb.  ib.  Bd.  19  N.  46  zu 
Grunde.  Am  bezeichnendsten  ist  es,  dass  oft  in  denselben  Entschet* 
düngen,  in  denen  die  Auffassung  der  Handlungen  von  Körperschafts- 
beamten als  Ki6rperschaftshandlttngen  abgelehnt  wird,  doch  von  6ner 
Haftung  der  Körperschaft  im  Falle  »eignen  W-  :huldens<!  bei  der  Aus- 
wahl oder  bei  der  Instruktion  der  Beamten  die  Hede  ist.   I)a\  oi-.  sp.iter. 

'  Ausser  den  oben  S.  5  N.  2  angef.  Germanisten,  von  denen  in 
dess  Slobhe  trotz  der  entschiedenen  Hetonunj»  der  natürlichen  Willeiii.- 
fäliigkeit  der  Geaieuiiieiten  (2.  Auii.  1  49  S.  57S  u.  579)  ^eL^eniUcli 
in  dierofiianlstisdie  VorstellungswdaeaurOckfalh  (ib.  5538. 419),  und  den 
inzwischen  mit  verwandten  Anschauui^iett  hervorgetretenen  Repräsentanten 
des  deutschen  Rechts  (bes.  HeusUr  Just  I S.  2  54  ff.  u.  Rosin  B.  der  öff.  Genoss. 
S.  101  ff.)  haben  sich  Zitehnann  a,  a.  O.  S.  68  ff.  u.  IJfhe  a.  a.  O.  S.  41—42 
(»Wesen  .  .  Nvelclie  denken,  wollen,  handeln  und  leben«),  ferner  die  oben 
S.  s  N.  4  genannten  Staatsrechtslehrcr  (am  gründlichsten  iimr)  und  die 
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neuerer  Zeit  zwar  behutsam  und  zögernd,  jedocli  bewusst 
und  stetig  sich  der  von  der  Genossenschaftstheorie  ange- 
bahmen Auffassung  zuwendet,  wird  die  nachstehende  Dar- 
legung zeigen. 

In  der  That  kann  es  kaum  einem  Zweifel  unterliegen, 
dass  unser  heutiges  deutsches  Recht,  wie  es  überhaupt  vom 
deutschen  und  nicht  vom  römischen  Körperschaftsbegriff 
erfüUt  wird,  so  au^h  die  Körperschaften  ah  luilUnS'  und 
hatidlungsjähig  anerkennt  \ 

ebenda  S.  6  K  t  aufgeföhrteo  Rechtsphilosophen  (am  eingehendsten 

Lassoti),  endlich  neuestens  Meurer,  der  BegriiT  u.  Etgenthümer  der  heiligen 
Sachen  (Düsseldorf  1885)  Bd.  i  S.  71  ff.,  im  Prlnclp  für  die  ix-ale 
Willens-  und  Handlunpsfähifjkeit  der  juristischen  Person  als  solcher  aus- 
gesprochen. Für  das  Gebiet  des  Preuss.  Landr.  hat  neuerdings  Rocholl 
Reciitsfälle  aus  der  Praxis  des  Reichsgerichts  lid.  i  (Breslau  1885) 
S.  383  ff.,  dieses  Princip  als  positivreehtlich  anerkannt  nachgewiesen; 
ebenso  jetzt  Eceius  b.  Förster  IV  $  380  S.  708  u.  $  aSa  S.  72$.  — Zu 
dem  gleichen  Ergebniss  gelangt  auf  Grund  soner  eigenartigen  Theorie 
im  ^^"esentlichcn  auch  Bolxe  a.  a.  O.  S.  104 — l6j,  wennschon  er  nicht 
bis  zu  dem  inneren  Kern  der  Erscheinung  vordringt.  Zum  Thcil  aber 
niuss  wenigstens  äusscrlicli  sicli  überall  da  ein  ähnliches  Result.it  heraus- 
stellen, wo  im  Sinne  einer  einstmals  weit  verbreiteten,  neuerdings  \o\\ 
Salkowski  (oben  S.  6  N.  3)  in  extremer  Fassung  erneuertcu  Betrachtung>- 
wdse  die  juristische  Person  zu  einer  kollektiven  Pecsoneneinheit  herab- 
gesetzt und  somit  das  kollektive  Wollen  und  Handeln  der  Mitglieder  ak 
unmittelbare  Aktton  der  Körperschaft  selbst  aufgefasst  wird. 

'  Schon  aus  den  bisher  veröffentlichten  Bänden  meines  Genossen- 
schaftsrechtes ersieht  sich,  dass  einerseits  das  einheimische  deutsclie  Recht 
den  Gemeinheiten  stets  Willens-  und  Handlungsfähip^keii  beigelegt  hat, 
andrerseits  die  abweichende  Auffassung  des  römischen  Rechts  (a.  a.  ü. 
III  1)2  ff.)  niemals  wirklich  in  Deutschland  durchgedrungen  ist.  Unter 
allen  Umständen  muss  die  hin  und  wieder  noch  gehegte  Vorstellung  ab- 
^lehnt  werden,  als  sei  fiir  das  gemeine  Recht  in  diesem  Punkte  die  An- 
schauungsweise des  Corpus  juris  bituUnü  In  ihrer  Totalität  vollkommen 
unüberiragbar  und  zu  keiner  Zeit  bei  uns  erneut,  ist  dieselbe  auch  in 
ihrer  privatrechtlichen  H.ilfre  für  uns  ohne  praktische  Bedeutung.  Denn 
insofern  es  sich  dabei  um  die  doktrinäre  Grundlage  handelt,  können  schon 
an  sich  die  Theoreme  der  römisclica  Juristen  unmöglich  durch  die  Re- 
ception  den  Charakter  einer  autoritativen  Richtschntir  erlangt  haben. 
Überdies  aber  wurde  in  Deutschland  gar  nidit  die  römische  Lehre,  son- 
dern die  gerade  in  Ansehung  des  körperschaftlichen  Wollens  und  Handelns 
mit  germanischen  Rechtsanschauungen  durchtränkte  italienische  Doktrin 
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Die  Willens-  und  Handlungsfähigkeit  der  Körperschaft 
gilt  uns  als  eine  in  und  mit  ihrer  PersÖnlicbkeit  gegebene  Wirk' 
liebkeit.  Uns  scheint  das  Recht  gerade  nur  deshalb  den  Ge- 
meinwesen Persönlichkeit  zuzuschreiben,  weil  es  sie  als 
Träger  eines  einheitlichen  und  beständigen  Gemeinwillens 
ansieht'.   Hier  wie  beim  Einzelmenschen  erblicken  wir  in 


aufgenommm  und  demnächst  inmicr  stärker  in  detttschreditUcbem  Sinne 
umgewandelt,  bis  in  unserem  Jahrhundert  namentlich  sdt  Sav^ifjr  die 
Versuche  einer  Wiederbelebung  des  reinen  römischen  Gedankcnsystenies 

begannen.  Seitdem  ist  nun  rwnr  die  strenj^  romanistische  Theorie  in  den 
Pandektenlehrbüchem  zur  Herrschaft  gclnngt.  Sie  vermochte  indess  um 
so  weniger  einen  mehr  .ils  oberfldchhchcn  Kintiuss  auf  das  Leben  zu 
gewinnen,  als  ihr  nunniehr  die  aus  der  runusciirccmlichen  und  naiur- 
recbtlichen  Umarmung  befreite  germanistische  Theorie  bewusst  und  selb- 
ständig g^enübertrat.  Das  gemeine  Gewohnheitsrecht  und  die  auf  ihm 
beruhende  gemeinrechtliche  Praxis  bHeben  im  Kern  von  jener  Reprisii- 
nation  römischer  Gedanken  unberührL  Und  als  wiederum  ein  gemeines 
deutsches  Gcseizcsrecht  erstand,  das  eine  Fülle  von  Körperschaftsrecht 
erzcu/^ie,  vermochte  die  Lehre  von  der  Willens-  und  Handlungsunfähig- 
keil der  Gemeinheiten  zwar  noch  hemmend  einzuwirken,  jedoch  nicht 
in  einer  einzigen  positiven  Bcsiimraung  sich  als  lebendig  zu  bewähren.  Oder 
wer  wollte  das  »universi  consentire  non  possum«  aus  den  Reichsgesetaen 
über  Aictiengesdlschaften,  Genossenschaften,  Innungen,  Hülfskassen, 
Krankenkassen,  Berufsgenossenschaften  für  Unfallversicherung  u.  S.  w. 
herauslesen?  Somit  kann  höchstens  für  einzelne  zu  positiven  Rechtssätzen 
ausgestaltete  Folgerungen  aus  jenem  römischen  Dogma  eine  formelle 
gemeinrecht] iclie  Cieltung  behauptet  werden.  Doch  sind  gerade  von  den 
praktischen  Konsequenzen,  welche  das  Corpus  juris  aus  der  Willensun- 
fähigkeit der  universius  herldtet,  manche  (wie  z.  B.  die  mit  der  Ein- 
schränkung der  frden  Stdlvertretung  ausammenhängenden  Rechtssätze) 
Überhaupt  silcht,  andere  (wie  z.  B.  die  lex  dvitas  und  die  Versagung  der 
aaio  doli  gegen  Gemeinheiten)  nicht  in  üirem  quellenmäßigen  VerStande 
recipirt,  die  recipirten  aber  (wie  z.  B.  die  privilegia  minorum  und  die 
staatliche  Obervormundschaft)  thcils  wieder  abgestossen  theils  wenigstens 
für  ganze  Klassen  von  Körperschatten  beseitigt,  —  zum  deutlichen  Be- 
weise, dass  sie  in  Deutschland  als  wurzellos  erschienen.  —  Durch  die 
Paniicttlanedite  ist  das  rtaiische  Princip  erst  recht  nicht  eingeführt 
worden;  die  grossen  deutschen  GesetzbQcher  gehen  vtebnehr  umgekehrt 
von  germanistisch  gefärbten  Anschauungen  aus,  wie  dies  namentlich  für 
das  Preuss.  Landr.  neuerdings  von  RpdHfll  a.  a.  O.  nachgewiesen  ist. 

'  \'gl.  oben  S.  2}.  Da^u  Meurer  a.  a.  O.  S.  74  ff.,  Heusler  a.  a.  O. 
Ö.  234  tf..  Rosin  a.  a.  O.  S.  101  tf. 
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dem  als  verursachende  Kraft  der  äusseren  Bewegungen  ge* 
setzten  IVülen  den  Kern  der  Rechtssubjektivität.  Nach  unserer 
Auffassung  empfängt  daher  zwar  die  Willens-  und  Hand- 
lungsfähigkeit der  Verbände  wie  der  Individuen  erst  durch 
das  Recht  den  Charakter  einer  rechüicbtn  Fähigkeit»  wird 
aber  vom  Recht  nicht  geschaffen,  sondern  vorgefunden  und 
nur  in  Ansehung  ihrer  rechtlichen  Geltung  zugleich  aner- 
k.umt  und  bekreuze.  An  sich  kann  daher  das  Recht  den 
Verbänden  wie  den  Einzehien  auch  dann,  wenn  es  sie  als 
Personen  deklarirt  und  somit  als  selbständige  Verkörperungen 
menschlicher  Willensmacht  werthet,  die  Fähigkeit,  im  Rechts- 
sinne  zu  wollen  oder  zu  handeln,  ganz  oder  tbeilweise  ver- 
sagen*. Allein  es  kann,  ohne  mit  seiner  eignen  Idee  in 
Widerspruch  zu  treten,  von  dieser  Machtvollkommenheit 
keinen  willkürlichen  Gebrauch  machen«  So  fllhrt  denn  auch 
unser  heutiges  Recht  zu  Gunsten  der  SfK(elpers<mm  in 
demjenigen  Umfange,  in  welchem  die  thatsächlichen  Voraus- 
setzungen hierfür  gegeben  sind,  zugleich  rechtlich  das  Princip 
der  vollen  und  gleichen  Willens-  und  Handlungsfähigkeit 


'  Auch  kann  das  Redit  un;gckelirt  Willens-  und  Handlungsfähigkeit 
ohne  Persönlichkeit  einriiimen,  wie  dies  tm  Kreise  der  Individuen  bei 
den  römisehen  Sklaven  und  hinnchtlich  der  Vermögenssphäre  audi  bei 
Mönchen  und  Nonnen  begegnet,  an  sich  aber  auch  im  Kreise  der  Ver- 
bände vorkommen  kann  und  in  gewissem  Umfange  z.  B.  nacii  c.  3  de 
V.  S.  in  VI®  5,  12,  c.  1  eod.  in  Clem.  5,  11  u.  c,  3  eod.  in  Kxtr.u .  Joh. 
XXll  (14)  hei  den  vermögcn&unfahigen  und  gleichwohl  m  Gunsten  der 
ccclesia  Ronuna  erwerbsfähigen  Beuelordcn  der  Fall  ist.  Doch  ist  dies 
fir  das  heutige  deutsche  Recht  so  gut  wie  bedeutungslos.  Insbesondere 
muss  daher  dnem  Verbände»  insowdt  er  der  eignen  ReehtsÜhigkett  ent- 
behrt, heutzutage  tugleich  die  selbständige  Willens-  und  Handlungs* 
fähigkeit  abgesprochen  werden.  Vgl.  das  Erk.  des  R.  G.  v.  5.  März  84 
C.  S.  Bd.  12  N.  )7  S.  227—231,  welches  einen  Au<^';!e!!ungsvorstand, 
weil  die  von  ihm  vertretene  Gcsammtheit  kein  »Vcrtm  11;:  Rechtssinne« 
ist.  nicht  als  Organ  einer  Einheit,  sondern  nur  als  Bcvoliniachiigten  einer 
Melirhcit  anerkennt,  mithin  aus  seinem  Vertragsschluss  nur  die  jeweiligen 
Theilnchmcr  der  Gemeinschaft  unter  Beschränkung  ihrer  Haftung  auf 
den  zusammengebrachten  Fonds,  auf  wekheo  beim  Vertragsschluss  hin- 
gewiesen worden  war,  fi&r  vei|Kflichtet  erklärt. 
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m\i  wenigen  Ausnahmen  durch';  es  verneiat  oder  beschrankt 
die  rechtliche  Fähigkeit  vornehmlich  nur  in  den  Fällen 
einer  unentwickelten  oder  mangelhaften  ibatsächlUhen  Fähig- 
keit' und  sorgt  dann  zugleich  für  die  Ergänzung  der  un« 
vollkommenen  Persönlichkeit  durch  einen  für  sie  oder  neben 
ihr  berufenen  Willensträger'.  Den  Verbandspersonen  aber 

'  Ausnahmen  tinJcn  sicli  y.  H.  noch  in  Folg-e  der  beschränkten 
Handlungsfähigkeit  der  Bheirauen,  auch  der  Beamten,  Gci^tiiciicn  una 
Militärpersoneu ;  dagegen  kaum  noch  hinsichtlich  der  Bauern  (Stahhe 
S  44  N.  40.)  —  Von  selbst  versteht  es  ^ch  überdies,  dass  den  Unter* 
schieden  der  Redtlsfäb^knt  auch  Unterschiede  der  HandlungsfeÜHgkfit  ent- 
sprechen, so  dass  s.  B.  der  Ehrverlust  die  Handlungsfähigkeit  mindert, 
der  Stand  auf  dieselbe  einwirkt,  den  Frauen  und  Fremden  die  volle 
Handlungiifaliigkeit  im  i^Hentlichen  Recht  fehh;  hierin  liegt  jedoch  keine 
besondere  Normirung  der  Kandlungsfähigkeit.  sondern  nur  die  Anwendung 
der  Kegel,  dass  jemand  Rechte,  die  er  nicht  haben  kann,  aucii  nicht  zu 
erwerben  oder  aosiufiben  vermag. 

*  Indem  das  Recht  an  die  natfirlichen  Zustände  der  Altersuncctfe 
und  der  krankhaften  Störungen  des  Geisteslebens  die  völlige  oder  par* 
tielle  Unfähigkeit  knüpft,  mit  rechtlicher  Wirksamkeit  zu  handeln,  kann 
C5  freilicli  seine  Natur  nncli  abstrakte  und  deshalb  im  Einzelfall  mög- 
licher Weise  unzutretiende  Grenz-  und  Maßbestimmungen  nicht  ver- 
meiden, bleibt  aber  seiner  Idee  nach  dem  Bestreben  treu,  im  Hinkiange 
mit  der  konkreten  Entwicklungsstute  der  geistigen  Kraft  das  tliatsäch- 
iicheVerhlltniss  der  fehlenden  oder  uniureicheoden  Fihlgfceit  einer  ver> 
nunfigemässen  Wttlensbethfltigttf^  in  den  äusseren  Lebensbetidningcn 
au  rechtlichem  Atndruck  zu  bringen.  Man  darf  hierbei  dem  Recht  keines* 
wegs  die  Absicht  unterschieben,  das  Vorhandensein  einer  menschlichen 
Willensmacht  in  irgend  einem  als  Mensch  und  darum  auch  als  Person 
anerkannten  Wesen  überhaupt  zu  negiren.  In  irgend  einem  Grade  eignet 
jedem  Menschen,  so  bald  und  so  lange  er  lebl,  eine  natürliche  \\  iilens- 
und  Handlungsfähigkeit:  auch  Kinder  und  Wahnsinnige  wollen  und 
handeln.  Das  Recht  legt  ihnen  gerade  nur  deshalb  Subjektivität  bei» 
weil  es  diese  Thatsache  vorfindet  und  auch  den  keimhaften  oder  ver- 
kflmmerten  Willen,  sobald  er  in  einem  selbständigen  menschlichen  Indt> 
viduum  verkörpert  ist,  als  menschlichen  Willoi  werthet.  Es  spricht  daher 
dem  \\"illen  solcher  Personen  keineswegs  das  rechtliche  Dasein,  sondern 
nur  die  l-aiügkeii  reclitswirksamer  Äusserungen  ab.  Hieraus  ergiebt  sich, 
wie  wenig  die  Analogie  von  infantes  oder  furiosi  geeignet  ist,  im  Simic 
der  Fiktioostheorie  eine  Persönlichkeit  annehmbar  zu  machen,  wo  es  an 
jeder  realen  WiUensnuwht  fehlen  wOrdel 

)  Doch  wird  eine  solche  Ergäniung  nur  im  eignen  Interesse  des 
Individuums  und  deshalb  vornehmlich  nur  fOr  den  Bereich  des  Privat- 
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legt  freilich  auch  das  heutige  Recht  die  Willens-  und  Hand- 
lungsfähigkeit nur  in  engeren  Grenzen  und  in  mannichfach 
ungleichem  Maße  bei;  es  versagt  ihnen  vielfach  die  recht- 
liche Fähigkeit  auch  da,  wo  ihre  thatsächliche  Fähigkeit 
durch  die  Erfahrung  bezeugt  wird,  und  inaclii  ihre  an  sich 
zureichende  Willen saktion  von  höherer  Willen sinacht  ab- 
hän^ie.  Allein  immer  erkennt  es  doch  ein  umfani^rciches 
Gebiet  an,  auf  welchem  die  organische  Lebenseinheit  des 
Gemeinwesens  sich  mit  recinlicher  Wirksamkeit  bethätigc 
und  somit  jede  einzelne  Willensbewegung  auch  juristisch 
als  Offenbarung  jenes  einheitlichen  und  beständigen  Gemein- 
willens  gilt,  welcher  die  Seele  der  Verbandspersönlichkeit 
bildet.  Es  schreibt  daher  in  der  That  jeder  Körperschaft  die 
Willens-  und  Handlungsfähigkeit  als  eine  wirklich  vorhan- 
dene und  unmittelbar  mit  ihrer  Rechtssubjektivität  zu  recht- 
licher Bedeutung  erhobene  Wesenseigenschaft  zu'. 


rechts  (quod  sUl  siagulorum  utiliutetn  spectat)  angeordaet  bezw.  zu- 
.  gelassen. 

*  Von  den  deutschen  Gesetzbüchern  sieht  offenbar  das  Pr.  A.  L.R.II, 

4  5  8*  fl^"  <^'C  Willens-  und  Handlungsfähigkeit  der  Korporation  als 
integrirenden  Bestandtheil  des  ihr  zugeschriebenen  Rechtes  der  Persön- 
lidikdt  an.  Ebenso  das  Sädis.  bürg.  Gb.  §  53,  zumal  in  VerUndung  mit 
dem  Ges.  v.  1$.  Juni  68,  wo  z.  B.  in  5  7$  u.  78  die  Handlungsfäbigkett 
der  jaristischoi  Personen  unxwddeutig  angenommen  winL  Indirekt 
erkennt  auch  der  Code  civ.  die  Handlungsfähigkeit  der  furistischen  Per- 
sonen dadiircli  an,  dass  er  dieselbe  in  einzelnen  Punkten  und  nur  in 
solclien  beschrankt;  vgl.  bes.  Art.  557,  910.  957,  17 12,  2045.  J-i  ^uch 
das  Osterr.  Gb.  sieht  principiell  auf  demselben  Standpunkt  (\gl.  7..  B. 

5  i02jj,  wennschon  es  in  5  21  die  Gemeinden  zu  den  Personen  rechnet, 
»wel^  unfähig  sind,  ihre  Angelegenheiten  gdOr^  selbst  au  besorgen«. 
Ausdritoklich  legt  die  Sachsen-Altenb.  V.U.S  ito  in  das  Recht  »der  Per- 
soneneinheit im  Rechtssinne«  und  die  Sachsen«Meining.  V.U.  $  20  u.  28 
in  das  »Recht  der  Persönlichkeit«  die  Fähigkeit  zur  Vornahme  bestimm- 
ter Rechtshandlungen  hinein.  Vgl.  auch  Zürch.  Gb.  5  26  fT,  Bündner 
C.G.B.  5  4  (juristische  Personen  als  »unkörperliche  Inhaber  eines  Rechts- 
willens«»). S  ^7  («einheitliclier  Wille«)  u.  $  88—89,  Schweiz.  Obl.  R.  Art.  625, 
62Ö,  672,  710  u.  716.  —  5ehr  bezeichnend  ist  ferner  die  Form,  in  welcher 
diejenigen  neueren  Geseue^  welche  gewissen  Körperschaftsgattungen  die 
Persönlichkeit  unter  Vermeidung  des  technischen  Kamens  der  juristischen 
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Vintes  Kapitel. 


Wenn  indcss  sonach  die  Willens-  und  Handlungsfiihig- 
keit  der  Gemeinwesen  gleich  der  der  Individuen  eine  vom 


Person  zugestehen»  das  Recht  der  Persönlichlieit  uiiisdtreibcn.  In  ziemlich 
übereinstimmenden  Wendungen  (vgl.  deren  Wortlaut  z.  B.  oben  S.  51 
N.  2  11.  S.  ;2  N.  1  —  2)  attribuiren  sie  der  Gcnos:en<;c1i.ift  als  solcher 
^k-ichzcitig  die  Rechts-  und  Handhingsßhigkeit.  ohne  irgendwie  an/.u- 
deuteii,  Uasi»  hierbei  das  Subjekt  in  verschiedene^!  Sinne  zu  nehmen 
wäre;  vgl.  die  Reichsgesetzc  über  Aktiengesellschaften  (H.G.B.  Art.  2ij), 
eingetragene  Genossenschaft«!!  (§  11),  Innungen  (5  99)  u.  jeut  auch 
Innungsverbinde  (ILGcw.O.  nach  Ges.  v.  2).  Apr.  86  5  104  h),  HQlfs- 
knssen  (j  5),  Krankenkassen  (5  2$,  64»  72),  Bcrufsgenosseiischaften  flir 
Unfallversicherung  (§  9),  die  L.indcsgesetze  über  Gewerkschalten  (Preuss. 
Bergges.  5  Q^).  ^^'assergenossenschaften  (Preuss.  Ges.  5  i*^"").  ^^'aldge- 
noisensch.itten  (Preuss.  Ges.  5  ^o),  »anerkannte  Vereine«  (Bayr.  Ges. 
Art.  10).    Dieselben  Gesetze  sprechen  dann  auch  gelegentlich  in  ver- 
schiedenen Richtungen  von  einem  Wollen  und  Handeln  dieser  Genossen- 
schatten als  solcher ;  so  H.G.B.  Art.  3 1 )  f.,  2 1  (  ^  Genoss,  G.  $  3  ItGew.0. 
5  89,  9j,  97,  97*,  100«,  Hfilfskassenges.  $  2, 4,  27,  Preuss.  Bergges.  $  94 
Abs.  2,  117»  127»  Preuss.  Wasscrgenoss.Ges.  J  62,  69,  Bad.  Wasserges. 
Art.  41  Abs.  2,  4),  46  (»Wille  der  Genossenschaft«),  47,  P,  54.  59*» 
u.  s.  %v.  Vgl.  dazu  oben  S.  170  N.  2.  —  Endlich  mag  nur  noch  darauf 
hingewiesen  sein,  wie  wenig  die  gehenden  deutschen  Verlassungs-  und 
Vcrwaltunjjsgeseize  Anstand  nehmen,  das  Reich  (z.  B.  R.V.U.  Art.  2), 
den  Staat  (a.  B.  Preuss.  V.U.  An.  2^—25,  Ba)^.  T.  4  5  8.  WQrtt  $  34» 
Bad. $22,  Braunschw.S     Sachs.-Altenb. S 46^  auch R.V. U.Art  H-^I^X 
die  kirchlichen,  kommunalen  und  sonstigen  öffentlichen  Körperschaften 
(2.  B.  Bad.  V.U.  5  M  u.  W^ahlordn.  5  31  die  Universitäten)  als  wollende 
und  handelnde  We<;en  einzuführen.  Wenn  insbesondere  den  Kirchen  und 
den  einzehien  kirchHchen  Gemeinden  und  Verbanden  in  Verf.Urk.  (Preuss. 
V.U.  ehenuil.  Art.  i')  — 16,  Bavr.  T.  4^9'  ^^-i'-'hs.  5  59»  Württb.  §  71, 
Oldenb.  Art.  78 — 81,  Braunscliw.  5  311  u.  212,  Sachsen-Mcin.  ^  3J, 
Wald.  5  42)  und  neueren  Kirchenverfassungsgesetzen  (vgl.  die  Samml. 
der  gehenden  Verf.  Ges.  der  evang.  deut.  Landeskirchen  v.  Frkdkerg, 
Preib.  188$,  u.  seitdem  Preuss.  Ges.  v.  19.  Min  86  nebst  Presb.-  u. 
Syn.-O.  für  den  Bezirk  v.  Kassel  5  1—2),  den  Ortsgemeinden  und  höheren 
Kommunalverb."inden  in  Verf.Urk.  (Württ.  V.U.  l  62— Hess.  An. 
45—46,  Üldenb.  Art.  66—7},  Braunschw.  §  44,  46,  55,  Kob.-Gotha  ^  64, 
Sachs. -Mein.  5  20—25,  .Sachs. -Altenb.  S  HO,  114,  118—120,  Schaumb.- 
Lippc  Art.  68,  Schwarzb.-Sondcrsh.  5  5»  Wald.  5  45»  Hamb.  A.  99)  und 
Gemdndeordnungen  (vgl.  mdn  Genossenschaibr.  1  S.  743  ff.  bes.  K.  102 
u.  S.  784  ff.«  dazu  die  neue  Bayr.  Gem.O.  An.  t,  Schlesw.-Holst  St.O. 
$  ],  Sichs.  StO.  $  4  u.  L.G.O.  S  }  u.  12,  säromtliche  neuen  Preuss. 
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Recht  nur  .^fickaonte  und  begrenzte  reale  Thatsache  ist,  so 
waltet  doch  dabei  ein  specißscber  Unterschied  in  Be^g  auf 
das  Ferhältmss  der  Uecbtsordnung  ^ur  Lebensordmng  der  Per- 
smiichkeit.   Denn  die  Funktion  des  Rechts  erschöpft  sich 

hier  nicht  wie  beim  Einzelmenschen  in  der  äusseren  Aner- 
kennung und  Begrenzung.  Sie  ergreift  und  durchdringt  viel- 
mehr auch  das  innere  Sein  dieser  aus  Personen  zusammen- 
gesetzten Personen.  Wie  daher  überhaupt  die  innere  Lebens- 
ordnung des  Gemeinwesens  aJs  Verfassung  rechthch  aus- 
gestaltet zu  werden  vermag  und  nur  nach  Maßgabe  dieser 
Ausgestaltung  für  das  Recht  vorhanden  ist,  so  ist  insbeson- 
dere die  Ordnung  der  Bildung  und  Ausführung  des  Gemein- 
willens einer  rechtlichen  Normirung  sowohl  föhtg  wie  be- 
dürftig. Sie  ist  derselben  flhig,  weil  sich  das  innere  Leben 
der  Gesammtperson  durch  das  Süssere  Leben  ihrer  GUed- 
personen  verwirklicht.  Sie  ist  aber  auch  derselben  bedürftig, 
weil  diese  Gliedpersonen  zugleich  tur  sich  willens-  und 
handlungsfähige  Einzel-  oder  Gesammtpersoncn  sind,  mithin 
eine  äussere  Kennthchmachung  und  Ausscheidung  ihrer  dem 
Körperschafisleben  angehörigen  Willensaktionen  nicht  ent- 
behrt werden  kann.  So  fallen  hier  alle  jene  einen  konkreten 
Willensakt  auslösende  und  in  That  umsetzende  Vorgänge, 
welche  beim  Individuum  der  rechtlichen  Normirung  unzu- 
gänglich sind  und  nur  als  rückwärts  erschliessbare  Elemente 
einer  in  die  äussere  Erscheinung  getretenen  Aktion  ein 
rechtliches  Interesse  gewinnen,  in  den  Biereich  verfassungs- 
mäßiger Regelung.  Zugleich  aber  erscheint  alles  aus  dem 
organischen  Zusammenhange  eines  socialen  Körpers  hervor- 
quellende Wullen  und  Handeln  nur  insoweit  als  körper- 


Kreb-  u.  Provinzial-O.  u.  s.  w.),  sowie  vielen  andereo  öffentlichen  Körper- 
schaften feierlich  »die  selbständige  Vcn\'ahung  ihrer  Angelegenheiten« 
bezw.  die  freie  \*ornahme  einzelner  /.ur  Selbstverwaltung  gerechneter 
Willensaktionen  /uiresichert  wird,  so  hu^e  darin  fast  eine  Ironie  des 
Gesetzgebers,  talis  derselbe  wnklich  gleictueuig  diese  Verbandseinheiten 
als  willens-  und  haadlungsunfähige,  nach  dem  Muster  von  Kindern  und 
Wahnsinnigen  bevormundete  Personen  dächte  I 
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schnftliches  Wollen  und  Handeln  im  Rechtssinne,  als  es 
jener  \  ertassungsmäßigcn  Regelung  entspricht. 

In  Folge  hiervon  müssen  im  Gebiet  der  körperschaft- 
lichen WiUensorganisation  neue  Recbtsbegriffe  auftauchen, 
welche  im  Individualrecht  kein  Vorbild  haben,  weil  die 
ihnen  im  Gebiet  der  individuellen  Willensbewegung  ent- 
sprechenden Begriffe  des  juristischen  Inhaltes  entbehren. 

Das  gilt  vor  Allem  von  dem  Begriff  des  Organes\  Man 
darf  keineswegs,  wie  dies  häufig  geschieht,  einen  Unter* 

'  Der  Ausdruck  aOr^^am',  welchen  die  Wissenschaft  hingst  zum 
itrniiiius  icchnicus  geprägt  hat.  wird  neuerdings  auch  in  der  Gesetz- 
gebung mehr  und  mehr  als  solcher  verwandt.  So  sprechen  die  Gesetze 
von  »Organen«  des  Staats  (vgl.  x.  B.  Sächs.  Gesn  die  Organisation  der 
Behörden  fOr  die  innere  Verwaltung  I)etr.,  v.  21.  Apr.  75  S  ^>  7>  >i« 
2},  27,  28»  Sächs.  V.  U.  S  78,  Braunschw.  V.  U.  $  $9^  Preuss.  V.  U. 
Art.  99),  der  Gemeinden  und  der  Gemetndeverbände  höherer  Ordnung 
(vgl.  z.  B.  Bad.  Gem.  O.  $  146,  Sächs.  St.  O.  5  120  u.  i)i  u.  L.  G.O. 
S  9J,  Brem.  V.  U.  ^  85,  Preuss.  St.  O.  v.  1855  S  60  ^-  Westf.  S  ^ 
Preuss.  Kreis  O.  §  50,  Preuss.  Prov,  O.  §  128,  R.  Gew.  O.  S  Mi*)« 
evangeUschen  Kirchengcmeijiden  und  weiteren  Kirchen  verbände  bis  hinauf 
/u  den  Landeskirchen  (Preuss.  Ges.  v.  j.  Juni  1876  Art.  i,  2r.  24,  26, 
27  b.  Frialberg  a.  a.  O.  S.  loo  rii.,  sow  ie  die  Preuss.  Stnats-  u.  Kirchen- 
gesetzc  ib.  S.  50.  51,  59,  65,  74,  7).  77.  167  tT.,  18-,  ti.,  196  tt., 
220  ff.,  2j6  ff.  nebst  Ges.  f.  die  ivurhess.  Kirche  v.  19.  Marz  86  .\n.  !8, 
20,  21  u.  Presb.-  u.  Syn.-O.  5  2,  i  \  l.  12,  45,44,  Bad.  Ges.  b.  F/««  J^'f>f 
S.  477,  Hess.  S.  511  if.,  Anh.  S.  Soi  ff.,  815,  818,  825,  Brem.  S.  988, 
Oesterr.  S.  1027  u.  Kirchen-Verf.  v.  1866  S.  105 1  ff.,  §  3,  20,  65,  8j, 
98,  Siebenbürg.  S.  1070  ff.),  der  Berufsgenossenscha/ien  für  Unfall- 
versicherung (R.  G.  l  17.  21,  27,  28),  der  Krankenicassen  (R.  G.  £  4)X 
der  Verbände  von  Hülfskassen  (R.  G.  S  3S)>  der  Wassergenossenschalien 
(Bad.  Ges.  An.  42  u.  $0),  der  Aktiengesellschaften  (H.  G.  B.  An.  2}iX 
der  »anerkannten  Vereine«  (Bayr.  Ges.  An.  3  Z.  7,  Überschrift  v. 
Abschn.  III,  An.  15  u.  24),  der  als  juristische  Personen  anerkannten  Ge- 
nossenschaften überhaupt  (Sächs.  Ges.  5  28)  u.  s.  w.  Man  vgl.  nament- 
lich auch  Schweiz.  Obl.  R.  Art.  616  Z.  6,  642,  645,  706,  708,  709,  710, 
711  u.  Überschrift  vor  Art.  642  u.  685.  In  der  Tlui  steht  unserer 
Rechissprache  schlechthin  nur  dieses  und  Icein  .mderes  \\'f>rt  zur  Ver- 
fügung, sob.ild  CS  sich  d.iruni  handelt,  den  ircnicinsclinftlichen  Becnn 
aus/udriickcn,  unter  wckiien  bei  allen  Vcri^andspersonen  die  noch 
ursK'Ieicii.inig  cingcrichtcien  Oberhaupter.  .Mit^'Iicderversammlungen,  .Aui- 
scnu^se,  Kollegien,  Vorsteher,  Bc)i«^rüen,  Beamten  u.  s.  w.  gleiclimäßig 
fallen. 
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schied  der  juristischen  Person  von  der  physischen  Person 
darin  erblicken,  dass  die  erstere  »nur  durch  Organe  woUen 
und  handeln  kann«.  Denn  in  dieser  Lage  befindet  sich  auch 
die  Einzelperson.  Die  Persönlichkeit»  welche  in  ihrer  un* 
theilbaren  und  ununterbrochenen  geistigen  Einheit  aller  sinn- 
lichen Wahrnehmung  entrückt  ist,  gereift  immer  nur  durch 
die  \'crr.iitilLing  Icibliclier  Org.mc  m  die  sichibarc  Weil  cm 
und  wird  im  Rcchtslcbcn  wie  in  jeder  anderen  Lebens- 
beziehung erst  durch  Abstraktion  als  das  wahre  Subjekt  des 
Wollens  und  Handelns  crsclilossen.  Allein  nur  die  juristische) 
Person  hat  Organe  im  Rechtssinne.  Denn  während  die  Organe 
der  Einzelperson  auch  im  Rechtsleben  lediglich  nach  Maß- 
gabe der  natürlichen  Ordnung  des  individuellen  menschlichen 
Organismus  als  Werkzeuge  der  sie  beseelenden  physischen 
Einheit,  fungiren,  bringen  die  Organe  der  Gesammtperson 
die  in  ihnen  wollende  und  handelnde  Einheit  auf  dem 
Rechtsgebiet  nach  Maßgabe  einer  zugleich  rechtlichen  Ord- 
nnn*^  eines  socialen  menschlichen  Organismus  zur  Erschei-  ^ 
nurii,.  Der  Begriff  des  Organs  wird  .\ho  durch  das  gcnicm- 
heiiliche  Vert'assungsreciu  und  durch  dieses  allein  zum 
Rechtsbegriff  geprägt.  Er  hat  im  Individualrecht  kein  Vor- 
bild und  lässt  sich  durch  keinen  ausseriialb  des  Socialrechts 
gebornen  Rechtsbegriff  ersetzen  oder  verdeutlichen;  er  hat 
einen  specifischen  juristischen  Gehalt  und  gleicht  nur  sich' 
selbst. 

Ein  Blick  auf  die  Rechtsprechung  zeigt,  dass  gerade  die 
Praxis  geneigt  ist,  den  Begriff  des  Organes  in  diesem  Sinne 
als  einen  eigenartigen  Rechtsbegriif  des  Körperschaftsrechtes 
anzuerkennen  und  zu  handhaben Doch  begegnen  nicht  nur 


'  Vgl,  z.  B.  Emsch.  des  R.  G.  in  C.  S.  Bd.  4  S.  502—505,  Bd.  5 
S.  24,  Bd.  7  S.254,  Bd.  8  S.  151.  Bd.  9  S.  42,  Rd.  15  23-29,  Bd.  14 
S.  142  -143,  170  u.  417—419;  dc5  R.  O.  H.  G.  Bd.  5  S.  211  (.>verfas- 
sungsmäßiges  Organ  da  GfsammtwUkns«»  »Reprasenunten  der  Genos- 
seDschaft  ah  juristischer  Person»),  Bd.  6  S.  140  iT.,  Bd.  13  S.  179,  Bd.  18 
S.  165—165,  Bd.  19  S,  178-184»  Bd.  31  S.  37 s  ff.,  Bd.  22  S.  219  ff., 
Bd.  2}  S.  72—76  (jtdie  Genossenschaft  besitzt  «  .  funktionirende  Organe 
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mancherlei  Schwankungen  in  der  Terminologie',  sondern 
es  dringt  auch  nur  langsam  und  bruchstückweise  eine  wahr- 
haft socialrechtUche  Auflassung  der  Körperschaftsorgane 
durch.  Immer  von  Neuem  stellen  sich  einer  solchen  herge- 
brachte Anschauungen  hemmend  entgegen,  welche  zwar 
einander  widerstreiten,  jedoch  ihre  gemeinsame  Wurzel  in 
der  Übertragung  der  individualistischen  Gedankenschablone 
auf  das  Gcnicinleben  haben. 

Auf  der  einen  Seite  wirkt  noch  heute  die  von  der 
älteren  Korporationstheorie  bei  gewissen  Punkten  stets 
durchgefülirte  und  von  der  naturrechtlichen  Schule  gestei- 
gerte societätsmäßige  Konstruktion  alles  Verbandslebens  nach. 
Wird  das  Geraeinwesen  zum  Gemeinschaftsverhältniss  und 
seine  Persönlichkeit  zur  kollektiven  Einheit  einer  Personen- 
summe herabgesetzt,  so  deckt  sich  die  Korperschaft  als 
solche  mit  der  jeweiligen  Gesammtheit  ihrer  Mitglieder.  Von 
diesem  Standpunkt  aus  erscheint  die  Mitgliederversammlung 
nicht  mehr  als  blosses  Körperschaftsorgan ,  sondern  wird 
mit  Zuhülfenahme  einer  die  Mehrheit  Allen  gleichsetzenden 
Fiktion  zur  wollenden  und  handelnden  »universitas  ipsa« 
erhoben,  während  die  Körperschaftsorgane  unmittelbar  oder 
mittelbar  die  verbundene  Gesammtheit  vertreten*.  Hine  der- 


der  Wahrnehmung  und  des  Rechtshandlungsentschlusses) ;  des  O.  A.  G. 
Kassel  b.  Seufi.  Bd.  2  \.  $4,  des  O.  A.  G.  Darnist.  ib.  Bd.  5  N.  150, 
des  O.  G.  München  ib.  N.  281,  des  O.  A.  G.  Jena  ib.  X.  174  u.  Bd.  8 
N.       Jt-;  O  G.  Wolfenb.  ib.  Bd.  25  N.  199,  des  Ü.  A.  G.  Berlin  ib. 

Bd.  26  N.  54. 

I  Insbesondere  ist  es  nicht  zu  billigen,  wenn  die  Praxis  bisweilen 
den  Reprisenunten  einer  blossen  Rechtsgeroeinsdiaft  cur  gesammten 

Hand  als  deren  »Organ«  be/.eichnet;  vgl.  z.  B.  oben  S.  584  N.  i  u.  S.  $91 
N.  2,  sowie  Erk.  des  R.  G.  v.  2$.  Febr.  8$  C  S.  Bd.  14  N.  )i  S.  127. 
Die  Gesetzessprachc  h.llt  sich  hiervon  frei. 

'  über  die  schon  von  den  Glnss.itorcn  ausj»ebi!detc.  trotz  des 
Widerspruchs  der  Kaiionistcu  von  der  spateren  Jurisprudenz  testgehaltcnc 
und  in  Dcutscliland  eingebürgerte  Theorie,  welclie  auf  der  durchgreifen- 
den Unterscheidung  der  Handlungen  der  »universitas  ipsa«  und  der  »uni- 
versitas  lepraesentata  per  alios«  beruhte,  mein  Genossenschaftsr.  III 
S.  2 18  ff.,  |o8  ff.,  390  ff.,  461  ff.,  7)2  ff. 
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artige  Vorstcllung^.weisc  i^t  nun  zwar  im  Princip  heute  über- 
wuaden.  In  der  Theorie  hat  ihr  Savigny  den  Todesstoss 
versetzt'.  Neuere  Gesetze  haben  ausdr&cklicfa  mit  ihr  gebro- 
chen*. Auch  die  moderne  Praxis  tritt  ihr  mit  Entschieden* 
heit  entgegen  und  betont  vielmehr  nachdrücklich ,  dass  die 
jeweiligen  Mitglieder  auch  in  ihrer  Gesammtheit  nicht  die 
Körperschaft  sind daa.^  daher  jede  Versaninüung  nur  als 
Organ  einer  dahinterstehenden  unsichtbaren  Persönlichkeit 
thätig  wird^,  jedes  andere  Körperschattsorgan  aber  in  seinem 
verfassungsmäßigen  Wirkungskreise  diese  Persönlichlvcit 
gleich  unmittelbar  darstellt^  Allein  trotzdem  hat  die  für 


'  Sai'igny  5  97  —99  letzte  im  Sinne  der  alteren  Doktrin  ge- 

haltene ausführliche  Darlegung  findet  sich  bei  StNlenis  I  §  15  S.  116  rt., 
ein  Anklang  auch  bei  Bockinj^  Leiirb.  3  62.  In  gewisber  Weise  ndlicrn 
sich  derselben  wiederum  SaÜtowsU  u.  Bc^e. 

'  So  behandeln  die  neueren  Gemeindecnrdaungen  nicht  nur  den 
Gemeindevorstand  und  die  Gemeindevertretung  in  gleicher  Weise  als 
Organe  der  GemeindepersönHchkeit  (vgl.  z.  B.  Preuss.  St.  O.  1855  §  10 
u.  Wesif.  Sl.  O.  5  10).  sondern  stellen  auch  die  in  Landgemeinden  noch 
vorkommende  unmittelbare  Gemeindeversammlung  der  etwaigen  Ge- 
meindevertretung voUkommea  gleich  (vgl.  B.  Westf.  L.  G.  O.  $2^). 
Demselben  Gedanken  geben  die  oben  er\\'ähnten  Kirchengeseue  in  Aa- 
sdiung  der  evangelischen  Kirdiengemeinden  meist  einen  unzweideutigen 
Ausdruck.  Gelegentlich  bezeichnet  aber  auch  das  H.  G.  B.  Art.  2^1  die 
Generalversammlung  der  Aktionire  als  eines  unter  den  »Organen«  der 
Aktiengesellschaft.  Ebenso  rechnet  das  R.  G.  über  Unfallversich.  5  2* 
die  »Genossenschaftsversammlungf  gleich  dem  Vorstand  zu  den  »Organen« 
der  Genossenschaft.  Vgl.  auch  Genossenschaftsges.  Abschn.  III  (Oesterr. 
Abschn.  II),  In  aller  Form  werden  Vorstand,  .\ufsichtsrath  und  General- 
versammlung im  Bayr.  Ges.  v.  29.  Aug.  69  als  »Organe  der  Vereine« 
diarakterisirt  und  in  Absdin.III  als  solche  abgehandelt.  Am  unumwun- 
densten aber  giebt  das  Schweix.  Obl.  R.  Art.  642  fi  u.  69s  E  der  rich- 
tigen Auffassung  den  treiTenden  Ausdruck. 

J  Vgl.  z.  B.  Erk.  des  R.  G.  v.  p.  Mär/  Si  C.  S.  Bd.  5  N.  6  S.  34, 
auch  des  R.  O.  H.  G.  v.  11.  Mai  72  Bd.  6  N.  4  S.  16. 

■»  Vgl.  Erk.  des  R.  O.  11.  (i.  v.  12.  Mni  77  Bd.  22  S.  6j  S.  280 
bis  281.  des  R.  G.  v.  9.  Apr.  84  u.  v.  16.  Dec.  84  C.  S.  Bd.  12  N.  58 
S.  2J3-254  u.  Bd.  1}  N.  II  S.  58  (SeufL  Bd.  41  N.  ij  u,  Bd.4oN.  272). 

f  Dieser  Gedanke  wird  z.  B.  vom  R.  O.  H.  G.  im  Erk.  v.  2$,  Nov. 
187$  Bd.  19  N.  S9  S.  178—184  hinsichtlich  des  Aufsichtsraths  u.  im  Erk. 
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überwunden  erklärte  Anschauung  ihre  Macht  über  das  Leben 
keineswegs  vollständig  eingebüssi.  Wie  sie  nicht  hlos  in 
den  unter  dem  Einfluss  des  Naturrechts  abgefassten  Gesetz- 
büchern und  namentlich  im  Preussischen  Landrecht  anklingt', 
sondern  auch  auf  jüngere  Gesetze  unverkennbar  eingewirkt 
hat%  so  fällt  auch  die  Rednsprechung  häufig  unbewusst  in 


V.  17.  Apr.  77  Bd.  22  S.  219  ti.  hinsichtlich  des  Vorstandes  durchgdühri, 
SO  dass  beide  »Organe  der  Aktiengesellschaft«  untninelbar  die  juristische 
Person  und  nur  diese  repräsentiren  sollen. 

>  Vgl.  Pr.  A.  L  R.  II,  6  S  Si  ff-  u*  86  fL  mit  $  114  ff.  bes.  $  i)2 

u.  1)1.  Iiidess  handelt  es  sich  hier  nur  um  einen  Einfluss  der  alteren 
Theorie  auf  die  Wortfassung,  während  sachlich  durchaus  der  Ged.inke 
des  durch  verschiedene  Org.nnc  und  nur  durch  solche  wollenden  und  han- 
delnden (jcnicinwcsens  zum  Durclibruch  gekontnicn  ist.  Darum  ist  den 
Austüiiruiigen  RochoiPs  a.  a.  Ü.  zuzustimmen.  Wenn  neuerdings  Eccius 
a.  a«  O.  S  262  IV— VII  (bes.  N.  67)  f&r  das  Preuss.  R.  au  einer  Auf- 
fassung zurückkehren  will«  nach  welcher  die  Korporation  als  solche  durch 
Beschlussfassung  ihren  Willen  unmittelbar  selbst  ausspricht  und  nur  <u 
dessen  Ausi^lirung  der  »Organe«  bedarf,  die  »Organe«  aber  (zu  denen 
somit  nicht  die  Mitgliederversammlungen,  sondern  nur  Repräsentanten, 
Vt^rstclKT  und  Hcuiite  gehören)  die  Rolle  blosser  Stellvertreter  spielen, 
so  würde  eine  derartige  Konstruktion  durch  die  seitherige  Rechtsentwick- 
lung selbst  dann  unzulässig  geworden  sein,  wenn  sie,  was  keineswegs 
der  Fall  ist,  durch  das  Landrecht  sanktionirt  wäre.  Denn  immer  wQr- 
den  uns  nicht  die  doktrinären  Erwägungen  des  Gesetagebers,  sondern 
nur  die  einzelnen  daraus  abgeleiteten  positiven  Rechtssätze  binden. 

^  Abgesehen  von  einzelnen  namentlich  ländlichen  Gemeindeordnungen, 
zeigt  vor  Allem  das  Akticngesellschaftsrecht  in  der  ihm  vom  H.  G.  R.  ver- 
liehenen Hassung  deutliche  Spuren  eines  derartigen  unvollkommen  ent- 
wickelten Körpersdiaftsgedankens.  Die  ganze  Stotfvertiieüung  legt  die 
Vorstellung  nahe,  als  seien  weder  die  Generalversammlung  noch  der 
Aufsichtsrath  die  »Oigane«  einer  selbständigen  GesammtpersAolichkeit, 
sondern  Beides  nur  BestandtheiJe  des  »Rechtsverhältnisses  der  Aktionäre«, 
welche  in  ihrer  Gesammtbeit  das  Rechtssubjekt  selbst  seien  und  als  solches 
in  der  (icnernlversammlung  sichtbar  und  durch  Jen  Aufsichtsr.nb  ver- 
treten würden,  wahrend  der  N'orstand  .i!s  ein  von  .aussen  gewonnener 
Vertreter  dieser  (ies.ininitheit  hinzutr.ite.  Durch  den  Wortl.uit  von  Art.  221 
u.  227  cmpüngt  d.uui  diese  Vorstellung  neue  Nalirung.  An  dieser  nungcl- 
haften  Formgebung,  welche  sich  thdls  aus  zu  enger  Anlehnung  an  die 
vorai^ehenckm  Titel,  thdls  aus  ursprünglicher  Umucherheit  in  der  An- 
erkennung des  körperschaftlichen  Wesens  der  Aktiengesellschaft  erklärt, 
haben  auch  die  Novellen  nichts  geändert,  während  das  Schweiz.  Obl.  R. 
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ihren  Bannkreis  zurück.  Sie  verwischt  immer  wieder  die 
begriiflichen  Grenzen  zwischen  dem  körperschaftlichen  Ge- 
raeinwillen und  der  gesellschaftlichen  Willensgemeinschaft 
Zum  Mindesten  aber  legt  sie  in  das  Wort  »Organ«  bei  der 
Verwendung  ftir  eine  beschltessende  Mitgliederversammlung 
und  für  geschäftsführende  Vorsteher  oder  Beamte  oft  einen 
.  Lischitdcncn  Sinn  hinein,  indem  sie  in  dem  ersten  Falle 
dabei  an  ein  wesentlich  anders  creartetes  Verhältniss  zur 
juristischen  Person  als  im  zweiten  denkt  \  Hierzu  wird 


Art.  642  f.  zu  einer  sachgemäßen  Redaktion  übcrg^tflgeil  ist»  Das  Vor- 
bild des  Aktiengesellschafisrcchts  hat  dann  im  C^enossenschaftsgesetz  nicht 
mehr  die  Anordnung  des  Stoffes,  wohl  aber  noch  die  Fassung  des  §  10 
(österr.  ^  27)  in\  W-rtHcich  mit  5  '7  (^^'^^^'^r.  5  15)  getrübt.  Ähnlich 
(obwohl  abgcschvvaclu;  im  Bayr.  Ges.  üoer  Uie  privatr.  Stell,  der  Vereine 
Art.  10  tt.  II.  Doch  liegen  Mer  Obcndl  nur  Unebenheilen  des  Ausdnidts 
vor,  welche  in  der  Sache  selbst  die  gesetzliche  Anerkennung  des  KOrper- 
schaftspnncips  nicht  entkräften  und  darum  auch  die  Praxis  nicht  gehin- 
dert haben,  gerade  bei  der  Akticngcseliachaft  alle  Konsequenzen  des  selb- 
ständigen Wesens  der  juristischen  Person  zu  ziehen ;  vgl.  oben  S.  617  N.  5  —  5. 

'  Am  auffallendsten  geschieht  dies  in  einem  Hrk.  des  O.  L.  G, 
Darnist.  v.  10.  Juni  84  Seuff.  Bd.  40  N.  19H  S.  296—299,  welches  bei 
ausdrücklich  proklamirter  Anwendung  der  Grundsatze  des  Korporation^- 
recbtes  eiiwn  Verein  ÜSlt  gültig  vertreten  durch  einen  Vorsund  erkJärt, 
dessen  Wahl  zwar  durch  die  Mehrhdt  der  Vereinsgenossen,  jedoch  in 
einer  ungehörig  berufenen  Generalversammlung  und  in  verfassungs- 
widriger Form  erfolgt  war.  Der  Einwand,  dass  (tie  Berufung  nicht  von 
dem  staiutcnmilM?  kompetenten  Ausschuss  ausgegangen,  die  ninl.idung 
nicht  statutenmaing  2|  Stunden  vorher  an  alle  Mitglieder  cri.isscn  und 
die  statutaimäüigc  Wahlfomi  nicht  bei  allen  Vorstandsmitgliedern  ge- 
walm  sei,  soll  damit  hinfällig  werden,  dass  der  »Majoritätswillc«  fest- 
gestellt ist !  Dieser  repräsentire  den  herrschenden  Gesammtwillen,  könne 
daher  auch  im  konkreten  Falle  von  Förmlichkeiten  absehen  und  das 
Statut  selbst  beseitigen,  da  ja  dieses  auch  nur  als  »Ausdruck  des  Willens 
der  Mitglieder  bezw.  der  Majorität«  gültig  sei.  Das  Urtheil  bedarf  keiner 
Kritik :  es  stellt  die  elemenurea  Grundsätze  alles  Körperschaftsrechtes 
auf  den  Kopf. 

^  Man  vgl.  z.  B.  £rk.  des  Ü.  G.  Wolfenb.  v.  10.  Dec.  69  Seuff. 
Bd.  25  N.  199,  wo  zwar  ein  Verein  als  »ein  nur  in  der  Gcsammtlieit 
seiner  wechschiden  Mitglieder  bleibend  bestehendes  Ganze«  bezdchnet 
wird,  das  der  »körperlichen  Individualitat«  entbehn  und  darum  der 
»Organe«  besonders  vor  Gericht  bedarf,  wo  aber  doch  »die  Handlungs- 
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sie  naturgemäß  um  so  unwiderstehlicher  gedrängt,  je  weniger 
sie  bei  der  Konstruktion  der  Organstellung  sich  von  der 
Tendenz  befreit,  auf  den  gewöhnlichen  Begriff  der  Stell- 
vertretung zurfickzugretfen'. 

Gerade  diese  Tendenz  aber  wird  der  Praxis  durch  die 
von  der  anderen  Seite  her  einwirkende  streng  romanistische 
Betrachtungsweise,  welche  in  der  juristischen  Person  ein 
künstliches  Indii  iduum  erblickt,  stets  von  Neuem  aufgezwungen. 
Denn  sobald  die  Verbandspersönlichkeit  als  ein  den  ver- 
bundenen Personen  fremd  und  äusserlich  t^c.i^en  uberstehend  es 
Einzelwesen  vorgestellt  wird,  niuss  sich  alle  Organschaft 
sdiliesslich  in  eine  höchstens  dem  Umfange  nach  ausge* 
zeichnete  Stellveriretun^  auflösen  lassen.  Das  Organ  vertritt 
dann  die  juristische  Person  in  derselben  Weise,  wie  ein 
Individuum  das  andere  vertritt.  Die  Begriffe  des  Auftrags 


fähigkett  des  Vereines«  in  verschiedenem  Lichte  erscheint,  je  nachdem 
sie  sich  unmittelbar  durch  »Majoriutsbeschlüsse«  der  stimmberechtigten 
Mitglieder  bekundet  oder  durch  Statut  oder  Übertragung  »einzelnen  als 
Organe  der  Gesammtheit  fungirenden  Vereinsbeamten  anvertraut  ist«. 

*  Wie  sclion  in  der  älteren  Doktrin  und  Praxis  gerade  die  An- 
wendung der  ituUvidualrechtUcfaen  Stellvertretuiigslehrc  auf  die  Repräsen- 
tation der  Körperschaft  datu  ftkhrte»  dass  man  bei  den  Versammlangs- 

akten  den  Gedanken  der  RepräsentatiOQ  überhaupt  fallen  Hess  und  so 
der  Körperschaft  auf  Kosten  des  Körperschaftsb^rifl^  die  Willens-  und 
Handlungsfähigkeit  rettete,  so  pflegt  auch  heute  nur  in  Ansehung  der 
Beamteti  und  \*orsteher,  kaum  dagegen  in  Ansehung  der  repräsentativen 
Aussciuis^^c  und  niemals  in  Ansehung  der  Mitgliederversammlungen  mit 
der  Übertragung  des  Stellvertretungsprincips  wirklicher  Hrnst  gemacht 
zu  werden.  Die  Reaktion  unseres  Rechtsbewusstsdns  gegen  die  Vor- 
stellung, dass  die  beschliessende  Generalversammlung  in  derselben  Weise, 
wie  ein  Individuum  fDr  dn  anderes  Individuum,  für  ein  ihr  fremdes  Subjekt 
vikariirt,  ist  von  solcher  Kraft»  dass  selbst  bei  rein  romanistischer  Grund- 
auffassung eine  derartige  Konstruktion  immer  nur  in  nebelhaften  Umrissen 
auftaucht,  um  sich  alsbald  wieder  zu  verflüchtigen.  Wird  dann  einerseits 
an  der  individualistischen  Schablone  für  alle  Vertretungsverhaitnisse  lest- 
gelialten  und  andrerseits  der  Hücktall  in  die  Identificirung  der  juristischen 
Person  mit  der  Gesammtheit  perhorrescirt,  so  ergiebt  sich  nun  freilich 
eine  unausf&Ubare  LOcke.  Allein  unwiltkarlich  pflegt  sich  dann  an  dieser 
Stelle  die  germanistische  Auffassungsweise  einzuschieben. 
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und  der  Vollmacht  werden  anwendbar.  Nur  zum  Thcil 
freilich  wird  man  dabei  ein  Mandatsverhähniss  annehmen 
können,  in  letzter  Instanz  dagegen  stets,  weil  ja  die  juristische 
Person  schon  zur  Ertheilung  des  Mandates  der  Stellvertretung 
bedarf,  auf  eine  gesetzUcbe  Ermächtigung  zurflckgreifen 
müssen.  Immer  aber  vird  man  lediglich  mit  den  vom  Indivi- 
dualrecht ausgebildeten  Kategorien  zu  rechnen  haben,  welche 
ein  rechtlich  wirksames  Handeln  für  Andere  ermöglichen 
In  diesem  Gedankenkreise  war  die  ältere  und  ist  vielfach 
auch  die  neuere  Praxis  in  der  That  befangen:  oft  genug 
wird  die  Stellung  der  Organe  durcii  die  Unterlegung  eines 
Vollniachtsauftrages  verschoben*,  während  darüber  hinaus 


*  Dass  dies  der  Standpunkt  ist,  den  die  hemdMnde  romanbtische 
Theorie  wenigstens  im  Princip  festhält,  bedarf  keines  besonderen  Nach* 

weises.  Begrcifl icher  Weise  finden  sich  aucli  in  den  Gesetzen  zahlreiche 
Anklinge  an  eine  derartige  Autfassunj?,  ohne  dass  jedoch  in  irgend 
einem  neueren  Gesetzbuch  oder  EinzclgL^ci?  das  fragliche  Princip  aus- 
drücKÜch  lomiuliri  oder  gar  imn  positiven  licchtssaiz  crl.obcn  wäre. 

*  So  wird  das  Verhältniss  des  in  seiner  Anussphäre  lundeiudcn 
Beamten  zum  Staat  von  manchen  Gerichten  dem  des  Mandatan  aum 
Mandanten  gleichgesetzt;  vgl.  Erk.  des  O.  A.  G.  Manchen  v.  28.  Juli  46 
Seuff.  Bd.  2  N.  159,  des  O.  A.  G.  Celle  ib.  Bd.  5  N.  a8i,  des  O.  G. 

Wolfenb.  V.  23.  Juni  65  ib.  Bd.  21  N.  237  (5^-0  der  Beamte  zwar  als 
»Organ«  bezeichnet,  aber  als  »Mandatar«  behandelt  wird,  so  dass  der 
Staat  und  der  Beamte  dem  Unterthanen  durchaus  als  zwei  verschiedene 
Persönüchkeiten  gegenüberstehen  und  der  Staat  aus  dem  Verschulden 
des  Beamten  uiinc  eigene  Mitscliuid  mein  iiaitbar  werden  ivann).  Das 
Rddisgeridit  fcdmet  namentlich  in  stralrechtndien  Entsdidduttgai  die 
Vorstands-  und  Au6ichtsrathsniiq{:lieder  von  Aktiengesellschaften  und 
Genossensdiaften  zu  den  »BevolÜchtigien«  im  Sinne  des  Str.  G.  B. 
J  166  N.  2;  vgl.  t.  B,  Hntsch.  v.  1$.  Nos'.  80  Str.  S.  Bd.  3  N.  14  S.  4<^ 
V.  II.  Juli  81  Bd  5  N.  2  S.  8,  V.  21.  Nov.  82  Bd.  7  N.  84  S.  279-2H3. 
Auch  glaubt  es  im  Hrk.  v.  i.  Mai  80  ib.  Bd,  2  N.  58  S.  145  —  1)0  die 
Legitimation  des  Generalbevollmächtigten  einer  Privatperson  zum  Straf- 
antragc  damit  begründen  zu  können,  dass  %  6$  Str.  G.  ß.  dabei  die 
»Stellvertretung  im  Willen«,  obwdil  nur  von  der  Vertretung  Minder- 
jähriger, bevormundeter  Geisteskranker  und  Taubstummer  die  Rede  ist, 
allgemein  als  zulässig  ansehai  mOsse,  weil  ja  sonst  bei  einer  Vermogens- 
beschädigung des  Staats,  der  Kirche,  einer  Gemeinde,  einer  Korporation, 
einer  Aktiengesellschaft  oder  einer  Stiftung  durdi  ein  Antragsvergehen 
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der  Begriff  einer  nach  Art  der  Vormundschuü  unmittelbar 
durch  das  Gesetz  begründeten  Stellvertretungsmacht  ver- 
wandt wird*.  Mehr  und  mehr  indess  hat  gerade  die  neuere 
Rechtsprechung  sich  gegeto  eine  derartige  Übertragung  des 
individualrechtlichen  Stellvertretungsprincips  auf  die  Ver- 
hältnisse der  socialrechtlichen  Organisation  erklän*.  Von  einer 


entweder  Straflosigkeit  oder  Strafverfolgung  ohne  Antrag  einsotreten 
hätte.  Es  scheint  also  die  Auffassung,  dass  die  juristische  Person  selbst 
durch  ihre  Organe  den  Antrag  stdUt,  flir  aüsgesdilosscn  zu  halten ! 

*  Vgl.  z.  B.  Eric,  des  O.  A.  G.  Dresden  v.  17.  Okt  62  SeufT.  Bd.  17 
N.  2$9  (Behandlung  der  Stiftungsvenvaker  nach  Analogie  der  Vor- 
münder, mithin  auch  Anwendung  der  Grundsätze  über  mehrere  Vormünder 
auf  eine  gemeinschaftliche  Stiftungsverwaltung  Mehrerer).  Dazu  über  die 
Gewährung  der  privilegia  minonim  und  insbesondere  der  RestitutioD 
gegen  die  Handlungen  der  Verwalter  oben  S.  14)  N.  ). 

*  So  f&hn  schon  das  Erk.  des  O.  G.  München  v.  8.  Juli  $t  Scuff. 
Bd.  5  N.  28t  S.  578—380  aus,  dass  der  Beamte  nicht  als  Mandaur  des 
Staats  im  privatrechtlicben  Sims,  sondern  als  Organ  des  Staats  und  des- 
halb als  Repräsentant  der  ganzen  juristischen  Persönlichkeit  desselben 
an/uselien  sei,  indem  eben  »der  Staat  nur  in  seinen  Organen  sich  f»er- 
sonihcirt  und  seine  juristische  Persönlichkeit  schon  an  sich  nur  in  diesen 
Organen  sich  darstellt,  sohin  ein  Rechtsgeschäft,  welches  ein  L'ntenhan 
kraft  gesetzlicher  Xöthigung  mit  diesen  Repräsentanten  des  Staaten 
als  eines  moralischen  Rechtssubjcktes  vornimmt,  als  von  dem  Staat 
selbst  volkogcn  gehen  muss«;  da^  Vcriiakiiiss  des  Untcrihancn  zmn 
Beamten  sei  nicht  das  zu  dem  Mandatar  eines  Anderen,  »sondern 
muss  als  ein  durch  diese  Staatsämter  vermitteltes  unmittelbares  Ver> 
hälmiss  zum  Staat  angesehen  werden,  so  dass,  wenn  rechtliche  Folgen 
der  Handlungen  solcher  Staatsämter  in  Frage  kommen,  dieser  selbst 
als  die  unmittelbar  betheiligte  und  verantwonlicbe  Partei  erscheint«; 
der  Suat  selbst  sei  daher  auch  bei  Schädigungen  durch  Amtshandlungen 
»der  eigentlich  \-er1et/.endc  Thcil«.  Ähnlich  Erk.  des  O.  A.  G.  Jena 
V.  24.  Aug.  47  ib.  Bd.  5  N.  174  (Beamte  als  »bcwusste  Organe  des 
Staats«,  nicht  »Werkzeuge«)  u.  v.  21.  Nov.  50  ib.  Bd.  8  N.  54.  Ferner 
Erk.  des  O.  A.  G.  Berlin  v.  50.  März  71  ib.  Bd.  26  N.  54  (aus  dem  Be- 
griti  des  »Organsi-  w  ird  gefolgert,  »dass  der  Beamte  bei  Ausübung  des 
ihm  übertragenen  Amtes  nicht  als  Mandatar  des  Staats .  sondern  a!> 
dessen  Repräsentant  iiandelt«).  Vgl.  auch  ib.  N.  219.  Von  gleichen  Ge- 
sichtspunkten gehen  viele  Hrk  des  R.  O.  H.  G.  aus;  so  verwirft  d,is  Hrk. 
V.  23.  Febr.  72  Bd,  >  S.  210— 211  ausdrucKhcii  die  Iki^i  uuuuiii^  der 
statutarisclien  Kompetenz  von  Genossenschaftsorganen  auf  einen  ».\uftrag^ 
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»Vertretung«  oder  Repräsentation«  lässt  sich  ja  freilicti  auch 
hier  sprechen,  da  das  Orgen  nicht  die  Körperschaft,  sondern 
nur  der  in  einer  bestimmten  Sphäre  als  Werkzeug  der  im- 
manenten Einheit  fungirende  Bescandtheil  des  körperschaft* 
liehen  Organismus  ist'.  Allein  dieses  Vertretungsverhältniss 
ist  von  jedem  zwischen  Einzelpersonen  denkbaren  Vertretungs- 
verhältniss  specifisch  verschieden  und  hat  ausserhalb  des  Be- 
rciv;iics  dci  Gesammtpersoncn  bclilccluhin  kein  \'orbild\ 
Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  der  juristischen  Person, 
soweit  sie  dem  Individuum  gleichwerthig  ist,  auch  alle  For- 
men der  individualrechttlichen  Stellvertretung  zugänglich 
sind  K  Doch  wird  durch  den  Gegensatz  zu  solchen  bei  Einzel- 

indem  es  sicii  vielmehr  um  »veriassuiigsmüßigc  Organe  iies  Gesaninit- 
w3ten$«,  um  »Repräsentanten  der  Genossensclüift  siU  juristischer  Person« 
handle;  vgl.  femer  Erk.  v.  la.  Mai  72  u.  17.  Dec  77  Bd.  aa  N.  6$ 
S.  379  flL  u.  Bd.  2|  N.  a$  S.  71  fT.  Vgl.  auch  Erk.  des  R.  G.  v.  14  Febr.  8j 

C.  S,  Bd.  9  X.  6  S.  42. 

'  Die  Ausdrücke  »Vertretung«  und  »Repräsentation«  wer  Jen  in  der 
Gesetzessprache  durchweg  für  die  Darstellung  der  juristischen  Person 
durch  ihre  (Vs'anc  verwandt.  Richtig  verstanden,  sind  sie  mit  der  vollor\ 
Durchtühi uuk4  do  OrganbegritTs  volIkomn»eii  vereinbar,  so  dass  in  dvi.i 
Erk.  V.  14.  Apr.  82  CS.  Bd.  6  S.  158  ff.  der  von  IPM  S.  541  N.  24 
gerügte  Widerspruch  keineswegs  gefunden  tu  werden  brauclit*  Dagegen 
wird  die  Bezeichnung  der  Organfunctikm  als  »Stellvertretung«,  wie  sie 
selten  in  den  Gesetzen,  häufiger  in  der  Praxis  b^egnct,  besser  ver* 
mieden. 

*  Sein  Vorbild  im  Individualreich  ist  vielmehr,  wie  schon  Grotiiis 
de  j.  b.  ac  p.  I  c.  3  5  7  henierkt,  das  der  Rechtsordnung  fremde  Ver- 
hältnbs  der  Vertretung  des  Menschen  durch  das  sehende  Auge  oder  die 
schreibende  Hand. 

1  Sie  kann  daher  nicht  blos  Einxelvollmachten  erdieilen,  sondern 
auch  ständige  Stellvertreter  bestellen.  Hat  sie  die  Rechte  des  Kaufmanns, 
$0  kann  sie  auch  Prokuristen  haben,  wie  dies  für  Aktiengesellschaften 
jct't  durch  H.G.  B.  Art.  2 J4  entschieden  ist,  jedoch  von  der  Praxis  schon 
mit  Rech:  angenommen  wurde  (R.  Ü.  H.G.  Bd.  6  S.  87,  Bd.  7  S.  107^ 
Bd.  8  S.  337,  Bd.  9  S.  69,  Bd.  12  S.  2))  und  ebenso  für  eingetragene 
Genossenschaften  behauptet  werden  muss  (vgl.  v.  Sicherer  u.  Parisius  zu 
Genoss.Ges.  5  30,  dagegen  Kab  a.  a.  O.).  Vgl.  auch  Erk.  des  R.O.H.G. 
Bd.  16  K.  15  S.  8$'~87  (Bevollmächtigte  von  Feuerversicherungsgesell- 
schaftcn)  u.  Bd.  12  N.  45  u.  46  S.  124  ff.  (die  Staatsregierung  als  ver- 
tragsmäßig bestellte  Verwalterin  einer  Eisenbahngesellscliaft). 
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und  Gesanimtpersonen  gleichartig  beschaffenen  Stellvertre- 
tungsverhältntssen  die  Besonderheit  der  Organscbait  nur  in 
ein  um  so  helleres  Licht  gerückt*.  Auch  wird  die  scharfe 
begriffliche  Grenzlinie  zwischen  Stellvertretung  und  Organ- 
schaft dadurch  nicht  verwischt,  dass  in  manchen  Fällen 
Zweifel  cnt'ichcn  können,  ob  ein  thatsächlichcs  Vcrhaltniss 
unter  diesen  oder  jenen  Rechtsbegriff  zu  subsummiren  ist*. 

So  vermögen  die  Rückstände  älterer  Theorien  den 
Durchbruch  der  von  der  Genossenschattstheorie  getorderten 
Auifassung  der  Körperschaftsorgane  als  rechtlich  geordneter 
VermittUr  eines  einheitlichen  Gemeivlchctts  nicht  dauernd  zu 
hemmen.  Das  körperschaftliche  Wollen  und  Handeln  er- 
scheint als  Lehensbethätigung  der  einem  Gemeinwesen  im- 
manenten Persönlichkeit,  welche  auf  dem  Rechtsgebiet  nur 
insoweit  sich  wirksam  offenbart,  als  sie  durch  das  vom  Recht 
berufene  äussere  Organ  zur  Darstellung  gebracht  wird.  In 
dem  Umfange  aber,  in  welchem  dies  geschieht,  ist  es  die 
;  Gesanimtperson  selbst,  welche  durcli  ihr  Oi^an  will  und 
handelt  ^  Von  einer  Vertretung  einer  Person  durch  eine  von 


'  Nicht  unbcdenIcHch  ist  daher  die  Zulassung  einer  Prokura,  bei 
u  clchcr  jeder  Prokurist  nur  mit  einem  Vorstandsmitgliede  genieinsdiaftlich 
handeln  kann,  im  Erk.  des  R.O.H.G.  v.  4.  Jan.  73  Bd.  8  N.  80  S.  337  ft. 
Denn  mit  der  Stellung  des  Vorst.inJsniiTglicdcs  .ils  solchen  ist  die  durch- 
aus ungleichartige  Nebenstellung  als  Prokuri&i  kaum  vertraglich:  die 
Kollektivprokura  aber  fordert  nach  Art  41  Abs.  3  des  H.G.B.  Prokuristen- 
eigeoschaft  eines  Jeden  unter  ihren  Trägem. 

*  fieiderei  Rechtsverhlltnisse  unispannt  z.  B.  Art  35s  des  H.G.B»; 
ebenso  Genossenschaftsges.  $  )0  (Oesterr.  5  ^6)>  BajT.  Ges.  betr.  die 
privatrechtL  Stell,  der  Vereine  Art.  22. 

3  So  mit  Recht  das  oben  S.  632  N.  3  angef.  Erk.  des  O.G.  München;  vgl 

auch  Erk.  des  R.O.H.G.V.  33.  Febr. 73  Bd.  5  S.209— 2 1 3  u.v.  1 2  Mai  77  Bd.  22 
N.  63  S.  280  Cwns  das  Organ  einer  A.  C.  in  seiner  Sphäre  thm,  »hat  gleiche 
Wirkung,  als  h.itte  sie  es  selbst  gethan«);  Erk.  des  R.  G.v.  21.  Jan.  K5  C.  S. 
Bti.  M  N.i  16  S.4i7(»)als  Handeln  der  iuristischen  Person  gilf«- ).  D:iruni  ist  die 
Aui.arucksweise  neuerer  Gesetie^  weiciic  von  einem  Handeln  der  Körper- 
schaft durch  ihre  Organe  reden,  dtirchaus  zutreffend.  So  sagt  dieR.Gew.O. 
5 141*:  »gleich  der  Gemeinde  kann  auch  ein  grosserer  Kommunalverband . . 
durch  seine  verfassungsmäßigen  Organe. .  anordnen«.  Ebenso  hcisst  es  m 
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aussen  her  in  ihren  Dienst  gestellte  andere  Person,  von  einem 
nur  der  Wirkung  nach  übertragenen  Wollen  und  Handehi 
lür  Andere,  von  einer  Repräsentation  eines  Ganzen  durch 
ein  ihm  geschlossen  gegenüberstehendes  gleichwerthiges 
Ganze  ist  hier  nicht  mehr  die  Rede:  das  Gemeinwesen  be- 
sitzt vielmehr  in  jedem  Organ  ein  Stück  seiner  selbst,  es 
deckt  sich  als  wollende  und  handelnde  Persönlichkeit  voll- 
kommen mit  dem  dabei  fungirenden  Organ,  es  wird  als 
Ganzes  durch  den  Theil  insoweit  dargestellt,  als  eben  duiwh 
diesen  Thcil  das  ciniiciiliclie  Leben  des  Ganzen  sich  vollzieht'. 

Hiernach  niuss  der  Uiujafii;,  in  welchem  die  Repräsen- 
tation einer  juristischen  Person  durcii  Organe  rechtUch  mög- 
lich ist,  nothwendig  mit  dem  Umfange  der  einer  solchen 
Person  überhaupt  eröHheten  Sphäre  rechtlichen  Lebensbe- 
thätigung  zusammenfallen*.  Das  Recht  vennag  daher  zwar 


neueren  evangelischen  Kirchenverlai.i.ungi.ge5cuen,  Jass  die  Kirche  bezw. 
die  Kirchengeineinde  »ihre  Angelegenheiten  frei  und  selbständig  durch 
ihre  eignen  Organe  ordnet  und  verwaltet«  (Bud.  K.V.  v.  1861  $  Hess.  v. 
1874  S  2);  oder  CS  werden  »die  gesetzmäßigen  Organe,  durch  welche 
die  evangelische  Kirche  .  .  ihre  Pflichten  und  Rechte  ausübt«,  aufgezäWt 
(österr.  K.V,  v.  1866  §  5  u.  dazu  für  die  einzelnen  Stufen  der  Pf.irr-, 
Seniorats-,  Superintendential-  und  Gcsamnngemcinde  5  20.  6),tS5  u.  98J; 
oder  es  wird  zunächst  der  Kirchcngcnicinde  die  selbständige  Verwaltung' 
iiirer  Angelegenheiten  zugesprochen,  dann  aber  hinzugetügt,  dass  ihr  als 
»Organe  derSelbstverwahung«  bestimmte  Kollegien  dienen  (Preuss.K.V. 
f.  d.  östl.  Prov.  V.  1873  $  I,  CSchleswig-Holst  1876  $  1—2,  f.  Nassau  1877 
5  5,  f.  Hannover  1882  S  2,  f.  Kurhessen  1886  S  i— 3,  Anhalt.K.V.  1875 
j  I).  Vgl.  auch  Sachs.-Aiienb.  V.U.  %  iio. 

■  Es  ist  ein  vollkommener  Widerspruch,  wenn  Förster  (}.  Aufl.) 
IV  S.  J75  das  Wollen  und  Handeln  der  Körperschaft  nur  für  möglich 
erklärt  durch  »Or^ant",  die  die  jurisiisclie  Person  miwisi-rhalb  ihrtr  selbst 
sucht  und  findet,  weil  sie  eine  geistige,  nicht  eine  leibliche  I-"\isten/  ist  «: 
»diese  Organe  sind  nicht  in  ihr,  wie  bei  der  Einzelperson,  sie  iiat  die- 
selben ausser  siätf  sie  vertreten  sie«.  Offenbar  giebt  es,  wenn  diese  Auf- 
fassung riditig  ist,  keinen 'unpassenderen  Namen  als  den  des  »Organs«, 
um  solche  Vertreter  au  bezeichnen.  Gleichwohl  ist  die  Vorstellungswebe» 
welcher  F&rster  Worte  geliehen  hat,  sehr  verbreitet. 

^  Diesem  Gedanken  hat  das  R.  O.  H.  G.  im  Erk.  v.  2  j.  Febr.  72  Bd.  $ 
S.  211  Ausdruck  gegeben,  indem  es  bei  einem  nicht  eingetragenen  Vor* 

40 
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mit  der  Begrcnzuiit;  dieser  Sphäre  zuglcicii  das  Gebiet  reprä- 
sentativer Orgar.tunktiuucn  prineipiell  zu  verscliränken.  Es 
kann  aber  hierbei  niemals  die  UmcrschicJc  reproduciren, 
welche  im  Individualrecht  zwischen  den  der  Stellvertretung 
zugänglichen  und  den  dem  eignen  Bereich  der  Person  vorbe- 
haltenen Willensaktionen  bestehen.  Selbst  wo  daher  in  Folge 
der  modernen  Erweiterung  der  freien  Stellvertretung  oder 
kraft  einer  besonders  intensiven  gesetzlichen  Vollmacht  der 
Umfang,  in  welchem  wirksam  fQr  Andere  gewollt  und  ge- 
handelt werden  kann,  sich  äusserlich  mit  dem  Umfange 
deckt,  in  welchem  Organe  einer  Verbandspersönlichkeit  als 
solche  aufzurreien  vermögen,  bleibt  die  innere  Unglcichcit 
beider  Verhälinisse  gewahrt Immer  aber  tritt  in  einer 
Reihe  von  Beziehungen  der  begriffliche  Gegensatz  auch 
praktisch  in  einer  das  Maß  jeder  Siellvertretungsmacht  über- 
schreitenden repräsentativen  Leistungsfähigkeit  körperschati- 
licher  Organe  hervor.  Wir  werden  unten  im  Einzelnen  sehen, 
dass  die  juristische  Person  durch  ihre  Organe  Entschlüsse 
fassen  und  ausfahren  kann,  bei  denen  die  eigne  Thätigkeit 

schussverein  das  »verfassungsmäßige  Organ  des  Go.ininitwillciis«  auch 
ohne  iien  nach  dem  Sachs,  bürg.  Gb.  §  1 306  erforderlichen  Spccialauürag 
für  ermächtigt  zur  Eingehung  von  Wcclntlverbiiullichkcittn  a^Uit,  weil 
die  statutarische  Kompetenz  ihrer  Natur  nach  generell  sein  muss,  da, 
»soweit  der  KorponUon  die  Wittms-  mä  Handbu^tfähigiai  redaUdf  ein" 
geräumt  ist,  auch  ein  Organ  ;i  .^^  /  d«s  GesammHuillenr  vorbMden 
sein  muss«.  Vgl.  auch  £rk.  des  K.  Ü.  U.  G.  v.  17.  Dec.  77  Bd.  2}  N.  25 
S.  72-76. 

*  Darum  wird  durch  Gesetzesbestimmungen,  welche  den  Umfnn^ 
einer  verfassungsmäßigen  Kompetenz  durch  Verweisung  auf  die  Regehi 
des  VoIlnuichtsvertra<,'es  oder  auch  der  vonnundschaftlichen  Vertretung 
norniircn,  keineswegs  die  eigenthümliciic  rc».iuliche  Natur  der  korpcr- 
schaftsrechthchen  Reprisenution  verneint  Noch  weniger  geschieht  dies 
durch  die  subsidiäre  Verweisung  im  Pr.A.L.R.  II»  6  S  (auniai  bei 
dem  zwischen  $  $  ifS^H^  waltenden  Gegensatz)  oder  im 

Preuss.  Berggcs.  $  12S.  Auch  die  im  Unfiillversicher.Ges.  $  26  enthaltene 
Bestimmung,  wonacli  VorstandsmitgUedcr  der  Genossenschaft  für  getreue 
GeschSftsvcrwaltung  haften,  »wie  Vormünder  iliren  Mündehi«,  hat  nur 
die  Bedeutung  einer  Maßsetzung. 
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des  Subjektes  schlechthin  erforderlich  und  die  Zurechnung 
fremder  Willensaktionen  undenkbar  ist.  So  kann  sie  über 
ihren  eignen  Bestand  verfögen ;  sie  kann  ein  ihr  übertragenes 
Amt  und  sonstige  publicistische  Funktionen  ausüben;  sie 
kann  sich  unerlaubter  Handlungen  schuldig  machen.  Hier 
sei  nur  darauf  hingewiesen,  dass  sie  insbesondere  auch  durch 
die  hierfür  geeigneten  Organe  in  einen  rechtswirksamen  Zu- 
stand des  eignen  U  Usetis  oder  Nichluisn'ns  versetzt  wird, 
ohne  dass  eines  der  Verhaltnisse  vorzuliegen  braucht,  in 
denen  die  Stellvertretung  als  Willensvertretung  sich  zugleich 
auf  eine  durch  den  Zusammenhang  bedingte  Vertretung  im 
Wissen  erstreckt.  Denn  als  reale  Gesaramtperson  entbehrt: 
die  Gemeinheit  so  wenig  des  einheitlichen  Gcme'mbewusst"^ 
Seins  wie  des  einheitlichen  GcmeixiwüUns.  Die  Rechtsordnung 
aber  verleiht  diesem  Gemeinbewusstsein  insoweit  juristische 
Bedeutung,  als  sie  das  Wissen  oder  Nichtwissen  bestimmteij 
Bewusstseinsorgane  unmittelbar  der  Gesammtpersönlichkeit 
selbst  zuschreibt.  In  diesem  Sinne  ist  die  Körperschaft  als 
solche  des  guten  oder  bösen  Glaubens  fähig',  vermag 


*  Aus&hrliche  Bestimmungen  hierüber  enthält  das  Pr.  A.  L.  R.  I,  7 
$  l6>-39:  fiber  die  Redlichkeit  oder  Unredlichkeit  des  Besitzes  einer 
Korporation  soll  das  Verhalten  der  Mehrzahl  der  Nürglieder  entscheiden, 
bei  Gleiclihcit  der  Zahl  aber  der  Besitz  der  Gemeine  niemals  ftir  redlich 
erachtet  werden  ;  »Repräsentanten  einer  Gemeine  sind,  in  Ansehmii^  der 
iicdliciikeit  oder  Unredlichkeit  des  Bcsiues,  als  die  Gemeine  :>elbsi  an- 
jsus^en«,  weshalb  es  bei  etner  Mdirhett  von  Rqprisentanten  wieder  auf 
die  Majorität  ankommt;  blosse  Vorsteher  oder  Beamte  machen  durch 
Redlichkeit  oder  Unredlichkdt  bei  dem  nur  durch  sie  erfolgten  Besiti- 
ervverb  die  Gemeine  selbst  weder  redlich  noch  unredlich ;  bei  Sachen, 
welche  der  Substanz  nach  der  juristischen  Person  gehören,  der  Nutzung 
nach  zu  Sonderrecht  vertheilt  sind,  richtet  sich  die  Redlichkeit  oder  Un- 
redlichkeit des  Sachbesitzes  nach  der  durch  die  Mehrheit  der  Mitglieder 
oder  Repräsentanten  dargestellten  Überzeugung  der  Gemeine,  hingegen 
die  Redlichkeit  oder  Unredlichkeit  des  Besitzes  an  den  einzelnen  Kutiungs. 
rechten  nach  der  Überzeugung  der  Emzelnen ;  doch  sollen  nicht  nur  hier 
wie  in  allen  Fällen  die  unredlichen  Mitglieder  sowohl  den  redlichen 
Genossen  wie  Dritten  schadensersatzpflichtig  sein,  sondern  es  sollen 
einerseits  auch  die  redlichen  Mitglieder  subsidiär  mit  dem  aus  der  Nutzung 
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eine  Kenntniss  zu  ci langen',  kann  sich  im  Irrthum  betin- 


gezogenen  Vortheil  dem  durch  die  Unredlicbkdt  der  Gemeine  geschä' 
dtgten  Dritten  haften,  andrerseits  die  Nutzungsrechte  unredlicher  Mitglie* 
der  auch  för  die  Zukunft  auf  den  Dritten  übergehen,  dessen  Eigenthuro 
die  redliche  Gemeine  ersessen  hat.  Vgl.  Koch,  Anm.  zw  die<;en  $5» 
stcr  III  5  i^»?,  Dernburg  I  §  154  N.  12—15  (^'^^^^  denen  .ibcr  die  beiden 
Erstgenannten  dem  Gedanken  des  Gescizcs  nicht  ^;erccht  werden).  Das 
Österr.  Gh.  §  537  sieht  (unter  Vorbehalt  einer  Schadensersai/pflicht  un- 
redlicher Mitglieder)  nur  auf  die  Redlichkeit  oder  Unredlichkeit  der  »im 
Namen  der  Gemeinde  handelnden  Machthaber«  ;  vgl.  Ründa,  Besitz  5  20. 
Das  Sachs.  Gb.  gewährt  in  dem  von  Stobhe  I  S.  434  hier  angezogenen 
S  189  kaum  einen  Aufschluss.  Nach  den  modernen  Gesetzen,  welche 
dem  Vorstand  eine  mehr  oder  minder  volle  Repräsentationsmadit  nach 
aussen  beilegen,  wird  regelmäßig  schon  die  ünredlicfakeit  des  Vorstandes 
der  Körperschaft  selbst  zuzurechnen  sein  (so  jedenfalls  im  Gebiet  des 
Preuss.  L  R.  nach  $  p  I,  7).  Dabei  würde  es  aber  auf  eine  Unredlich- 
keit der  Majorität  unter  den  Vorstandsmitgliedern  nur  ankommen,  wenn 
der  Vorstand  als  Kollegium  zur  Repräsentation  der  juristischen  Person 
berufen  sein  sollte.  Dagegen  genügt  nicht  nur  im  Falle  der  einem  jeden 
Vorstandsmitgliede  für  sich  eingeräumten  Vertretungsmacht,  sondern  auch 
im  Falle  der  kollektiven  Ermächtigung  einer  Mehrheit  schon  die  Unred- 
lichkeil eines  einzigen  Vorstandsmitgliedes,  um  die  Korperschali  als  un- 
redlich erscheinen  zu  lassen.  Dies  ist  daher  im  Erk.  des  R.  G.  v.  2.  l'ebr. 
188)  SeufT.  Bd.  40  N.  275  S.  398  -  ;99  mit  Recht  hinsichtlich  des  Vor- 
standes einer  Akliengcsellschafi  angcnoninicn ,  weil  die  angeordnete 
Kollektiv-Vertretung  nur  aut  den  rechtsgeschättlichen  Willen  und  dcs^c» 
Bethäiigung,  »nicht  auf  das  von  dem  Willen  unabhängige  Wissen«  zu 
beziehen  ist.  Eine  kollektive  Einheit,  wie  sie  hier  der  Vorstand  bildet, 
wird  eben  durch  jeden  ihrer  Träger  bösgläubig;  vgl.  oben  S.  $85  H.  a. 
Übrigens  würde  auch  im  Falle  der  bona  fides  säromtlicher  Vorstands- 
mitglieder die  etwaige  mala  fides  der  Generalversammlung  in  ihrer  Mdir- 
heit  eine  Unredlichkeit  der  Körperschaft  selbst  erzeugen. 

«  Vgl.  Erk.  des  O.  G.  Wolfenb.  v.  10.  Dec.  69SeuC  Bd.  2$  N.  199: 
die  Insinuation  an  ein  »zur  Empfangnahme  der  von  aussen  an  den 
Verein  zu  richtenden  Mittheilungen  statutenmäßig  bestelltes«  Vereinsglied 
ist  »als  eine  an  den  Verein  selbst  gem.ichte  anzusehen«,  so  dass  nun  der 
Verein  «weiss«  und  in  Kontumaz  kommt.  Besonders  aber  Erk.  des 
R.  O.  H.  G.  V.  17.  Üec.  77  Bd.  25  N.  25  S.  72—76  (SeulV.  Bd  55  25))- 
wenn  geschäftliche  Briete  an  das  statutarisch  zur  Emplangnahnie  und 
Eröilnung  von  Mittheilungen  ermächtigte  Vorstandsmitglied  ciaer  Ge- 
nossenschaft abgegeben  sind,  so  sind  die  Rechtsfolgen  —  unabljängig  von 
sonstigen  Vorscbrißen  über  Vertretung  —  dieselben,  als  wenn  eine  physische 
Person  sie  in  Empfang  genommen  hat ;  wie  der  emzelne  Mensch  durch 
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den*  und  wird  zur  Eidesleistung  zugelassen*. 

Schliesslich  versteht  es  sich  von  seihst,  dass  gleich  der 
Körperschaft  jede  mit  eigner  Persönlichkeit  ausgerüstete 
Anstalt  willens-  und  handlungsfähig  ist  und  durch  ihre  ver- 
tassungsmäßi^  berufenen  Organe  rechtswirksam  will  und 
handelt.  Denn  auch  die  Anstalt  oder  Stiftung  ist  ein  leben- 
diger socialer  Organismus,  welcher  vom  Recht  gerade  des* 
halh  und  nur  dann  als  Person  anerkannt  wird,  well  und 
wenn  er  eine  dem  Reiche  der  Individualwillen  gegenüber 
verselbständigte  menschliche  Willensmacht  verkörpert.  Statt 


die  Funktion  seiner  Sinuc  wahrnininit  und  dadurch  seinen  Rechtshandlunfj«;- 
wUlen  vermittelt,  so  besitzt  die  Cienossenscluilt  kraft  Gesell!  und  Statut 
funkiionircndc  Organe  der  Wahrnehnumg  und  des  Rechtshandlung:>ent- 
schlusscs ;  dabei  wird  Iiier  wie  dort  normales  Funklioniren  der  Organe 
vermuthei.  —  Hinsichtlich  der  processualischen  Zustellungen  greifen  jct/.t 
^  SS  1)7  u.  169  der  C.  Pr.  O.  durch.  Eine  positive  Bestimmuii|(  darüber« 
durd)  welche  Organe  eine  Aktieogesellschait  »Kenmniss«  von  verbotenem 
Konkurrenzbetriebe  eines  Vorstandsmitgliedes  erhält,  trifft  jettt  H.  G.  B 
Art.  2)3  mit  196. 

■  So  gewähn  das  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  17.  Jan.  78  Bd.  22  N.  59 
S.  172^17)  der  Aktiengesellschaft  die  condictio  indebiti  wegen  zu  viel 
vertheilter  Dividende,  wenn  die  Generalversammlung  bei  der  Fassung 
des  Vertheilungsbeschlusses  in  entschuldbarem  thatsächlichom  Irrihum 
tt-ar.  Ebenso  das  Erk.  des  R.  G.  v.  2.  Dec.  79  C.  S.  Bd.  i  N.  72  S.  191S 
bt>  2CX1,  wenno;leich  die  den  Irrthuni  »der  Gesellschaft«  veranlassende 
Ruclvjng  von  ihren  Beamten  wissentlich  unrichtig  voro:enommen  ist.  Des- 
gicichcn  das  Hrk.  des  R.  G.  v.  Dec.  84  CS.  Hd.  N.  II  S.  25 
bis  29  (SculV.  Bd.  40  N.  272)  trotz:  W  issens  des  Aufsichtsraths.  Vgl.  auch 
Erk.  de!>  R,  O.  H.  G.  v.  10.  Sept.  73  Bd.  18  N.  41  S.  1>9.  Dagegen 

wird  Uli  Urk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  12.  Mai  77  Bd.  22  N.  6j  S.  279—285 
der  Irniium  der  Generalversammlung  nicht  för  ausreichend  erklärt,  einen 
Imhum  der  Aktiengesellschaft  zu  begründen,  wenn  eine  durch  das  Statut 
als  anothweadiges  verfassungsmäßiges  Organ«  selbständig  der  GeneraU 
Versammlung  zur  Seite  gestellte  und  zu  ergänzender  Thätigkeit  bei  der 
Feststellung  der  Geschäftsergebnbse  berufene  Revisionscommission  durch 
eine  ohne  Irrthum  vollzogene  Prüfung  bewirkt  hat,  dass  die  ungehörige 
Verdieilung  von  Tantieme  durch  die  Generalversammlung  gutgcl^cissen 
wurde.  -  Vgl.  auch  Erk.  des  O.  A,  G,  Jena  v.  27.  Okt.  55  Seuil.  Bd.  7 
K.  269  über  die  »Meinung«  einer  Gemeinde,  zu  fortdauernder  Zinszahlung 
vopflichtet  zu  sein. 

'  Vgl.  unten  den  Schluss  dieses  Kapitels. 
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des  Gemein  willens  bildet  hier  freilich  ein  von  aussen  dem 
Verbände  eingestifteter  und  unabänderlich  in  ihm  fortwir- 
kender Herrschaftswille  den  Kern  des  einheitlichen  Verbands- 
willens, als  dessen  Aosfluss  die  gesammte  Lebensbethättgung 
der  juristischen  Person  erscheint:  allein  auch  diese  Willens- 
einheit  ist  eine  aus  ihren  Wirkungen  erkennbare  psychische 
Realität.  Und  wenn  die  verfassun<;smäßig  berufenen  Ver- 
walter, durch  welche  der  Anstalts-  oder  Stiftungswille  nach 
rechtlichen  Normen  sich  in  Hinzelakiionen  ergiesst,  hierbei 
vor  Allem  einen  im  Stiftungsakte  erstarrten  und  dem  Ver« 
bandskben  ein  für  alle  Mal  auferlegten  Willensentschluss 
auszuführen  und  nur  in  dem  Rahmen  desselben  eine  neue 
Willensbildung  zu  vollziehen  haben:  so  sind  doch  auch  sie 
gleich  den  Körperschaftsorganen  socialrechtliche  Organe,  in 
welchen  eine  Verbandspersönlichkeit  sich  unmittelbar  als 
wollendes  und  handelndes  Wesen  darstellt*. 

n.  Der  Umfang  der  körperschaftlichen  Wittens'  und  Hand- 
lun^sfähii^kcit  wird  zunächst  durch  den  Umfang  der  körper- 
schaftlichen Rechtsfähigkeit  bestimmt.  Denn  die  Gesammi- 
person  kann  einerseits  gleich  der  Einzelperson  Rechte  und 
Pfliciiien,  die  sie  nicht  haben  kann,  auch  nicht  erwerben 
oder  ausüben.  Sie  kann  dagegen  andrerseits  im  Zweifel  solche 
Rechtshandlungen  vornehmen,  wie  sie  erforderlich  sind,  um 
die  ihr  zugänglichen  Rechte  und  Pflichten  zu  begründen  und 
die  ihr  zuständigen  Rechte  und  Pflichten  zu  handhaben. 
Hiemach  ist  die  körperschaftliche  Handlungsfähigkeit  im 


■  Vgl  oben  S.  12  K.  2—3;  Siei^  l  S.  516;  Meurer     a.  O.  I 

S.  75  IT.  u.  91  ff.  —  Dagegen  spricht  Ecdus  a.  a.  O.  IV  S,  708  die 
\\  i!lcnst.ihii;k(jit  /.war  der  Korporation  zu,  dagegen  der  Anstalt  ah.  /?<)//;, 
J.ihrb.  I  S.  20)  u.  214  behauptet  eine  gef;enüber  der  W'illenlosigkeit 
der  Korporation  noch  potenzirtc  W'illenlosigkcit  der  Stillung,  weil  hei  der 
letzteren  mein  einmal  ein  Wiilc  (ingiri  werde.  —  In  der  Praxis  begegnet 
bisweilen  noch  die  durchaus  schiefe  Behandlung  der  Sttftungsverwalter 
als  Testamentsexekutoren;  Erk.  des  O.  A.  G.  Jena  v.  1848  SeulT.  Bd.  1 
N.  20$  (es  handelte  sich  um  ein  Testament  von  1 588).  Auch  die  Analogie 
der  Voimundschart  wird  noch  herangezogen,  vgl.  oben  S.  622  N.  t. 
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aus  theils  enger  theils  weiter  veranlagt,  bei  den  verschiedenen 
VerbandäLiamingen  aber  sehr  ungleich  bemessen*. 

Allein  unter  einem  doppelten  Gesichtspunkte  wird  der 
Bereich  der  körperscliafilichen  Aktionsfähigkeit  durch  die 
Rechtsordnung  in  engere  Grenzen  eingeschlossen  und  bleibt 
somit  hinter  dem  Bereiche  der  körperschaftlichen  Rechts- 
fähigkeit zurück. 

I.  Vor  Allem  vermag  die  Gesammtperson  nur  iimerbalb 
einer  ihr  vom  Recht  geset:(ten  Lebensspbäre  rechtswirksam  zvl 
wollen  und  zu  handeln. 

Die  Rechtsordnung  spricht  dem  Geroeinwesen  wie  dem 
Einzelwesen  in  und  mit  der  Anerkennung  seiner  Persönlich- 
keit einen  eignen  Lthens:^ech  zu\   Während  sie  aber  den 


'  Dies  wird  sich  bei  der  Betracluiiiii;  der  einzelnen  Arten  von 
Körperschaftshnndlun^en  ergeben;  ohne  Weiteres  leuchtet  es  ja  aber 
beispielsweise  ciu,  dass  die  juristische  Person  Kcine  l£iie  scliliessen,  die 
^zdpersoii  kdne  Statuten  errichten»  keine  Person  ausser  dem  Staat 
Krieg  erklären  oder  Todesstrafe  verhängen  kann. 

*Vgl.  Rosin t  Souv.,  Staat,  Gemeinde,  Selbstverwaltung  (1883) 
5  14—15,  auch  das  Recht  der  öffentlichen  Genossenschaft  S.  92  ff. 
—  Rosin  legt  zutreffend  dar,  dass  die  Rechtssubjektivitäl  ihrem  Träger 
niemals  als  Selbstzweck,  sondern  als  Mittel  für  den  Gesammtzweck 
eines  eignen  Daseins  gewährt  wird;  dass  demgemäß,  obschon  die 
einzelnen  subjektiven  Reclue  nicht  mit  J bering  aul  ge>cliützte  Interessen 
reducirt  werden  können,  dne  Zweckbesiehung  zwischen  der  Rechtsfähigkeit 
und' dem  Gesammtinteresse  des  Subjektes  besteht;  dass  folgeweise  der 
Begriff  des  Zweckes  zum  Verständniss  des  Rechtes  herangezogen  werden 
muss.  Wenn  er  jedoch  »die  Person  im  RechtssiniK«  als  »ein  Wesen« 
definirt,  «welchem  das  Recht  einen  eignen  Lebenszweck  und  zu  dessen 
Re.ilibirung  einen  eignen  Willen  /uerkenut«.  so  giebt  diese  Hef^ritfsbe- 
stimmung  zu  Missverstandnissen  Anlass.  Denn  »Zweck«  und  »Wille«  können 
nidu  in  gleicher  Weise  als  konstitutive  Elemente  des  Persönlichkeits- 
begrifies  betrachtet  werden.  Die  Person  ist  eine  verkörperte  psychische 
Einheit,  deren  l&r  das  Recht  wesentliche  Substanz  ihre  lebendige  Willens- 
kraft  ist.  Die  Vorstellung,  dass  ein  willensbegabtes  Wesen  einen  eignen 
Lebenszweck  hat,  zu  dessen  Erfüllung  es  einer  äusseren  Anerkennung 
seiner  Willensniacht  bedarf,  kann  für  dns  Recht  sowohl  das  Motiv  zu 
einer  solchen  Anerkennung  bilden  als  aucli  den  Maßstab  zur  Begren/ung 
dieser  Anerkennung  liefern.  Allein  sie  enthält  kein  begriffiidies  Moment, 
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Daseinszweck  des  Individuums  nur  voraussetzt,  unterwirk 
sie  die  Daseinszwecke  der  Verbände  ihrer  Determination. 
Der  Zweck  der  Gcsammtperson  ist  nicht  bk^s  gleich  dem 
Zweck  der  I-Jnzelpersün  das  Motiv,  sondern  der  Gegenstand 
von  Rechisnüriiien.  Durch  Gesetze  und  Satzungen  werden 
die  Zwecke  der  einzelnen  Körperschaften  und  Körperschafts- 
gattungen normirt;  je  nach  der  Beschaffenheit  ihres  Zweckes 
fällt  jede  Gemeinheit  in  eine  besondere  Kategorie  und  folge- 
weise unter  eigenthOmliche  Rechtssätze;  aus  der  Ungleich- 
artigkeit  der  Zwecke  folgen  überaus  ungleichartige  Ver- 
hältnisse der  Verbände  zu  ihren  Mitgliedern,  zu  anderen 
Verbänden  und  vor  Allem  zum  Staat.  Somit  erscheint  im 
Gegensatz  zum  Lebenszweck  des  Einzelwesens  der  Lebens- 
zweck des  Gemeinwesens  als  ein  Rechtsbe^riff.  Auch  die 
Lebensaufgabe  der  Körperschaften  ist  freiUch  weder  vom 
Recht  hervorgebracht  noch  im  Recht  beschlossen,  sondern 
erwächst  aus  der  geschichtlichen  Entwickelung  des  mensch- 
lichen Gattungslebens  und  erfüllt  sich  in  der  vielgliedrigen 
Kette  der  socialen  That :  allein  sie  gewinnt  durch  das  Recht 
und  für  das  Recht  die  Geltung  eines  rechtlich  geordneten 
Verhältnisses.  Während  daher  die  Lebenssphäre  der  Einzel- 
person auch  für  die  rechtliche  Betrachtung  lediglich  durch 
das  natürliche  Dasein  des  Individuums  bestimmt  wird,  eignet 
der  Gesammtperson  eine  Lebenssphäre  im  Rechtssinne,  deren 
FeststcKuni^  ciiicii  integrirendcn  Bestandtheil  jeder  gemein- 
heitlichen Verfassung  bildet*. 


durch  dessen  Einfuhrung  seitens  der  Rechtsordnung  das  Recbtssubfekt 
eine  neue  QjiaUtät  empfinge.  »Person  im  Reclitssitme«  ist  ein  Wesen 

stets  dann  und  insoweit,  wenn  imJ  inwieweit  ihm  vom  Recht  die 
Gehung  eines  Trägers  eifjcncr  \\  illciisniacht  beigelecri  wird.  Oer 
Lebenszweck  der  Person  l<omnu  lur  J.i^  Recht  erst  in  Fr.i^e,  sobald  c> 
sich  darum  handelt,  die  inneren  Gründe  /u  crnüitchi,  welche  das  Ver- 
halten der  RedHsordmmg  bei  der  Zutlieilung  und  Detemnnation  der 
Persönlichkeit  bestimmen. 

*  Den  principiellen  Unterschied,  welcher  zwischen  Eimselpersooen 
und  Gesammtpersonen  hinsichtlich  des  Vcrhähnisses  der  Rechtsordnung 
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Hieraus  ergiebt  sich  die  dem  Socialrccht  ci^ciuliunilichc 
Begren^tiui^  der  rccinlichcii  Willens-  und  Handlungsfähij^keit 
durch  einen  verfassungsmäßig  abgesteckten  I.ebensbercich. 
Dem  Individuum  wird  jede  ihm  im  natürlichen  Sinne  zu- 
rechenbare Handlung  auch  rechtHch  zugerechnet,  ohne  dass 
es  auf  die  Beziehung  derselben  zu  dem  menschlichen  Fxbens- 
zweck  ankäme.  Das  Gemeinwesen  dagegen  hat,  sobald  es 
sich  jenseits  seiner  verfassungsmäßigen  Lebenssphäre  bewegt, 
im  Rechtssinne  überhaupt  nicht  gehandelt.  Mag  immerhin 
der  sociale  Organismus  sich  thatsächlich  auch  hierbei  als 
verursachende  Kraft  bewähren,  so  wird  die  einheitliche  Ge- 
snmmtperson  rechtHch  nicht  als  Urheberin  einer  derartigen 
Handlung  ancrk  \nin.  Die  Rechtsordnung  weist  somit  der 
Vcrl\u)dspersoii  ein  Aktionsgebiet  an,  ausserhalb  dessen  sie 
niclu  blos  nicht  lumdeln  soll,  sondern  nicht  handeln  hann. 
Wird  trotzdem  mit  den  Mitteln  des  Verbandes  unter  Über- 
schreitung dieser  Schranke  gehandelt,  so  liegt  jenseits  der- 
selben nicht  blos  eine  rechtsimwirksnme  Körperschaftshand- 
lung, sondern  lediglich  der  Schein  einer  Körperschaftshand- 
lung vor.  Eine  solche  Handlung  muss  daher  auch  dann, 
wenn  sie  einerseits  ihrer  Form  nach  allen  verfassungsmäßigen 
Anforderungen  genügt  und  andrerseits  ihrem  Inhalt  nach 
auf  die  Begründung  einer  der  Körperschaft  an  sich  zugäng- 
lichen Befugniss  oder  Verbindlichkeit  oder  auf  die  Aus- 
übimg eines  ihr  an  sich  zuständigen  Rechtes  abzielt,  der 
Anfechtung  imd  Kassation  unterliegen.  Denn  die  sei  es 
gericiuliche  sei  es  administrative  Vernichtung  hat  hier  den 
Charakter  einer  Feststellung,  dass  die  fragliche  Handlung 
trotz  des  entgegengesetzten  Scheines  in  Wahrheit  keine 
Handlung  desjenigen  Rechtssubjektes  ist,  als  dessen  Handlung 
sie  sich  ausgiebt.  In  diesem  Sinne  ist  namentlich  bei  Körper- 
schafsbeschlüssen eine  doppelte  Art  von  Ungültigkeit  zu 

m  ihrem  Lebenszweck  obwaltet,  hat  Rom  a.  a.  O.  in  höchst  venfi«nst- 

lieber  Weise  dargelegt.  Zu  weil  gehl  aber  wenigstens  in  dieser  Fassung 
sein  Ausspruch:  »Zweck  und  Wilje  des  Gemeinwesens  erlangen  ihre 
Existenz  erst  im  Recht  und  durch  das  Recht«. 


Digrtized  by  Google 


Viertis  Kafni^. 


unterscheiden.  Ein  Körperschaftsbeschluss  kann  rechtlich  als 

Willenserklärung  der  juristischen  Person  gelten  und  gleich- 
wohl aus  denselben  Gründen  ungültig  sein,  aus  welchen 
auch  die  entsprechende  Willenserklärung  einer  handlungs- 
fähigen Einzelperson  ungültig  wäre*.  Dagegen  bedeutet  die 
Ungültigkeit  eines  Körperschaftsbeschlusses  im  Falle  einer 
Überschreitung  der  verfassungsmäßigen  Lebenssphäre  genau 
wie  in  den  Fällen  der  Heschlussfassung  seitens  eines  unzu- 
ständigen Organes  oder  der  Verletzung  wesentlicher  Formen, 
dass  der  Beschluss  rechtlich  überhaupt  nicht  als  Willens- 
erklärung der  juristischen  Person  gilt*.  Der  Unterschied 
dieser  beiden  Arten  der  Ungültigkeit  kann  sich  namentlich 
auch  in  der  Verschiedenheit  der  Anfechtungsrechte  und  An- 
fechiungsmittel  äussern'. 


'  So  kann  /..  B.  die  Körpcrschatt  selbst  eine  Ungültigkeit  ihres 
Beschlusses  wegen  Irrthunis  gchciui  machen;  vgl.  oben  S.  629  N.  i.  Oder 
es  kann  ein  Körperschaftsgläubiger  Beschlüsse  anfechten,  welche  ihn  in 
rechtswidriger  Weise  verkOrzen. 

*  Dies  ist  i.B.  der  Fall,  wenn  ein  Aktionär  auf  Grund  des  H.  G.B. 
An.  222  einen  Generalversammlangsbeschluss  als  »ungültig«  anHcIn, 
welcher  eine  an  sich  in  der  Kompetenz  der  Generalversammking  liegende 
Ver.nu<;scrung  oder  Verbindlichmachung  von  Gesellschaftsverinögen  zu 
einem  verfassungswidrigen  Zweck  nnordnct;  ein  solcher  Beschluss  soll 
in  derselben  Weise  als  ein  rechthch  der  Aktiengesellschaft  nicht  zu- 
redienbarer  Akt  dargedian  werden ,  wie  ein  in  einer  nicht  gehörig  be- 
rufenen Versammlung  oder  mit  unzureichender  Mehrheit  oder  in  verfas- 
sungswidriger Form  gefasster  Beschluss  unter  diesem  Gesichtspunkt  ver- 
nichtet werden  müsste.  Ebenso  kann  bei  öffentlichrechtlichen  Körper- 
schaften die  Ausserkraftsetnmg  von  Beschlüssen  durch  die  Aufsichts- 
behörde (vgl.  Kosin  d:Ts  Recht  der  ötf.  Genoss.  S,  107  N.  20  u.  S.  iio, 
R.  Gew.  O,  §  142)  die  Bedeutung  einer  autoritativen  Fe5!t5te!hing  haben, 
dass  die  Körperschaft  wegen  Ubersclireiiung  ihres  gesetzlichen  Wirkungs- 
kreises einen  Beschluss  im  Rechtssinn  überhaupt  nicht  gefasst  hat. 

)  So  wird  bei  der  ersten  Art  der  Ungültigkeit  die  Anfechtung 
durch  Kdrperschaftsglieder,  bei  der  zweiten  die  durch  Dritte  vielfach  ausge. 
schlössen  sein,  indem  dort  die  Gebundenheit  der  Mitglieder  durch  den 
gehörig  gebildeten  Gemeinw  illen  Platz  greifen ,  hier  dagegen  Dritten 
gegenüber  die  verfassungsmässige  Einschränkung  der  gemeinheitlichen 
Willenssphäre  unerheblich  sein  k  tnn.  Hin  lediglich  den  Körperschafts- 
gliedcrn  (Aktionären  und  \'orsun(ismugiicdern)  gebotenes  Anfechtungs- 


Digitized  by  Google 


Kärperseha/maes  Woße»  und  Handeln,  635 

Die  Frage  nach  dem  hmkräen  IMjange  der  körper- 
schaftlichen Lebenssphäre  lasst  sich  för  jede  Gemeinheit  nur 
ans  dem  Inhalte  ihres  besonderen  Verfassungsrechts  und  des 

sie  vor  oder  hinter  demselben  beherrschenden  Gesetzes- 
rechtes entscheiden.  Dabei  wird  vor  Allem  durch  die  norma- 
tive Festsielluni^  und  Begrenzung  des  Zweckes  der  allge- 
meine Rahmen  bezeichnet,  in  welchen  die  Lebensbethäiigung 
der  Körperschaft  gebannt  bleibt'.  Wie  aber  dieser  Zweck 
das  ganze  Wesen  des  ihm  gewidmeten  socialen  Organismus 
durchdringt,  so  wird  die  Lebensordnung  jeder  Gesammt- 
person  auch  im  Einzelnen  nach  Maßgabe  ihres  Daseins- 
zweckes rechtlich  ausgestaltet.  Die  Statute  und  Gesetze 
pflegen  daher  eine  FfiUe  von  Rechtsnormen  zu  enthalten, 
welche  den  dem  Verbände  eröflheten  Wirkungskreis  in 
positiver  oder  negativer  Weise  näher  bestimmen.  Es  ist  je- 
doch zunächst  zu  beachten,  dass  in  der  verfassungsmäßigen 
Lebenssphäre  einer  Körperschalt  die  rechtliche  Macht  be- 
griffen seni  kann,  durch  selbständigen  Willensentschhiss  die 
ei^ne  Lebensordnung  abzuändern  und  hierbei  auch  den 
eignen  Lebenszweck  zu  erweitern*.  Insoweit  dies  der  tall 

mittel  ist  die  durch  Art.  222  des  H.  G.  B.  nomiirte  gerichtliclic  Anfech- 
tungsklage, welche  an  sich  bei  jeder  Art  von  Ungültigkeit  des  Gcncral- 
versamralungsbeschlusses  anweiidl»ar  ist,  jedoch  nur  bei  Ungühigkeiien 
der  «weiten  Art  jedes  andere  Anfechtungsmitlei  iiiisschliesst ;  vgl.  oben 
S.  262—264,  Entsch.  des  R.  G.  in  C.  S.  Bd.  1$  S.  98. 

'  Stobbe  I  S.  42}.  Es  ist  jedoch  nicht  ganz  genau,  wenn  hier 
von  den  Grenzen  fjesprochen  wird,  «welche  sich  aus  ihrem  Zweck  und 
AUS  ihren  Statuten  ergeben«.  Denn  die  Zwecksetzung  ist  selbst  nur  ein 
Stück  des  Statuts. 

*  Unbeschränkt  steht  diese  Macht  nur  dem  souveränen  Gemein- 
wesen  (dagegen  nicht  dem  Gliedstaat  in  dnem  Bundesstaat)  zu.  In  ge« 
wissem  Umfange  kann  sie  durch  Gesetz  oder  Statut  auch  anderen 
ödemlicben  Körperschaften  gewährt  sein ;  vgl  z.  B.  R.  Gew.  O.  ^  97 '« 
L'nfallversicherungsges.  j  2,  Rosin  a.  a.  O.  S.  95  ff.  Bei  privaten  Ge- 
nossenschaften kann  <!tets  durch  das  Statut  eine  Veränderung  des  Zweckes 
ermöglicht  sein;  vgl.  Sfich«;.  Cies.  v.  15.  Juni  68  §  65.  Bei  Akticngcseii- 
schaftcn  reicht  jetzt  schon  nach  der  gesetzlichen  Regel  des  .Art.  21$  Abs.  5 
ein  qualificirter  BeschJuss  hin»  um  den  Gegenstand  des  Unternehmens 
abzuändern. 
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ist,  vermag  die  Körperschaft  auch  ausserhalb  ihrer  urspiüng- 
lichen  Lebensaufgabe  zu  handeln,  wenn  nur  zugleich  die 
Voraussetzungen  einer  Erstreckung  ihrer  Lebensaufgabe  auf 
ein  neues  Gebiet  erffillt  sind*.  Sodann  aber  ist  vielfach  der 

Umfang  der  körperschaftlichen  Lebenssphäre  in  Ansehung 
der  nncli  aussen  und  der  nach  innen  gerichteten  Lebens- 
bethätigung  ungleich  bemessen.  An  sich  zwar  gilt  der  Sau, 
dass  der  Gesammtperson  nur  die  in  ihrem  verfassungsmäßigen 
Wirkungskreise  gelegene  Handlung  angerechnet  wird,  in 
gleicher  Weise  für  die  Beziehungen  zu  Dritten  und  för  das 
innere  Verbandsrecht*.  Allein  Jieser  Wirkungskreis  umspannt 
eben  häufig  eine  das  Maß  der  inneren  Zweckgebundenheit 
überschreitende  äussere  Bewegungsfreiheit.  Die  Körperschaft 
kann  dann  durch  Handlungen  einer  bestimmten  Gattung 
ohne  Rücksicht  auf  deren  konkrete  Zweckbeziehung  Dritten 
gegenüber  Rechte  erwerben  oder  Verbindlichkeiten  ein- 
gehen, während  ihi  c  Fähigkeit,  sich  ihren  Mitgliedern  gegcn- 

*  Das  Erk.  des  R.  G.  v.  2.  Juni  8$  SeiifT.  Bd.  40  N.  271  S. 
verneint  die  Allgemeingültigkdt  des  Gnindsatxes,  »dass  die  Handlungs- 
und VerpHichtungsfähigkeit  der  Korporation  beschränkt  wird  duKh  die 
Zweckbestimmung  der  letrteren,  da  durch  Verfassung  und  Herkommen 
dn  Handeln  über  den  unmittelbaren  Zweck  hinaus  gestattet  sein  kann«. 
Allein  dann  ist  eben  entweder  von  vornherein  der  veriassungsmiBigc 
Zweck  über  die  »unmittelbare«  Zweckbestimmung  hinaus  erweitert  oder 
es  ist  eine  Zweckerweiterung  durch  verfassungsmäßige  Aktion  zugelassen. 

'  In  Ermangelung  abweichender  gesetzlicher  oder  statuurischer 
Bestimmungen  wird  daher  eine  Körperschaft  aus  einer  Handlung,  welche 
die  Grenzen  des  dem  einheitlichen  Cemeinwillen  im  Verhältniss  ni  den 
Individualwillen  der  iMilglieder  cinyeraunucu  AktitMistjcbiclcs  übersclireitet. 
auch  Dritten  gc(;cnüber  weder  berechtigt  noch  verpflichtet.  Auch  wenn 
aber  Dritten  gegenüber  die  besonderen  verlassung>mariigen  Einschrän- 
kungen einer  körperschaftlichen  Lebciissphirc  mit  Einschlu^s  der  kon* 
kreten  Zweckbestimmung  unerheblich  sind,  wird  doch  eine  Rech^hand» 
lung,  welche  oßensichtlich  völlig  ausserhalb  der  Lebensaufgabe  einer 
Körperschaft  dieser  Gattung  liegt,  auch  nach  aussen  nicht  als  Körper- 
schaftshandlung wirken.  Man  denke  z.  B.  an  eine  Namens  emer  &werbs~ 
genossenschaft  vollzogene  reine  Schenkung.  —  Über  die  wettgehenden 
Polgerungen,  welche  die  amerikanische  Praxis  aus  der  Unfälhigkeit  der 
Korporation  zu  »agreements  ultra  vires«  zieht,  vgl.  American  Law  Review 
Vol.  XVII  (March-April  188})  S.  205-208. 
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über  als  Trägerin  eines  einheitlichen  Gemeinwiilens  durch- 
zusetzen, durch  den  för  jede  einzelne  Aktion  maßgebenden 

konkreten  Zweckzusammenhanjj  begrenzt  bleibt*.  Hieraus 
erficht  sich  die  Mo^liclikcii,  d.iss  dieselbe  ilandlniiL;  /um 
Thcil  als  Körpcrschafibhandlung  und  zum  Thcii  nicht  als 
Körpcrschaftsliandlunp  gilt.  In  einem  solchen  Falle  hat  frei- 
lich die  Körperschaft  keineswegs  etwa  dasselbe  zugleich  ge- 
wollt und  nicht  gewollt,  zugleich  gethan  und  nicht  ge- 
than.  Vielmehr  müssen  auch  die  Mitglieder  die  wirksam 
vollzogene  Veränderung  der  gemeinheitlichen  Rechtssphäre 
als  Lebensäusserung  der  Gesammtpersönlichkeit  hinnehmen 
und  können  nur  den  Willen  derselben  veraeinen,  hiermit 
eine  ihrem  organischen  Lebensgesetz  widersprechende  Ver- 
schiebung ihres  inneren  Zustandes  hervorzubringen.  Allein 
indem  so  der  juristischen  Person  ein  auf  den  Erwerb  eines 
Kcchib  üJcr  die  Eingehung  einer  Verbindlichkeit  gerichteter 
Wille  zugesprochen  und  doch  ein  auf  die  ihr  inneres  Ver- 
häliniss  treffenden  Konsequenzen  gerichteter  Wille  abge- 
sprochen wird,  greift  eine  im  Individualrecht  undenkbare 
und  nur  aus  dem  Princip  der  sociakechtlichen  Willens* 
Organisation  verständliche  Zerlegung  einer  einheitlichen 
WiUensaktion  in  rechtlich  gesonderte  Bestandtheiie  Platz. 

Der  objektivrechtlichen  Begrenzung  der  körperschaft- 
lichen Lebenssphäre  korrespondiren  subjektive  Rechte  auf 
Innehaltung  dieser  Grenzen.  In  dieser  Hinsicht  besteht  nament- 
lich ein  eigcnihuniliclicr  Zus.ininicnhang  zwiselien  der  verfas- 
sungsmäßigen Einscluankung  des  genieinheitlichen  Aktions- 
gebietes und  der  verfassungsmäßigen  Gewahrleistung  von 
Sonderrechten  der  MitgÜeder.  Denn  einerseits  ist,  sobald  die 
Überschreitung  des  körperschaftlichen  Wirkungskreises  zu- 
gleich einen  Übergriff  in  die  dem  Gemeinwillen  nicht  imter- 


'  Kill  derartiges  Verhaltiiiss  lol;,'t  im  modernen  Korpcrschaüsrecht 
schon  .uis  der  ref^elm.ibig  einem  Körpersclut'tsofgan  eingeräumten  iin- 
beschrankicn  oder  doch  über  die  Schranken  der  inneren  Befugniss  hinaus- 
reichenden  iusseren  Refwäsentationsmacht. 
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worfenen  Individualsphären  enthalten  würde,  ein  Sonderrecht 
jedes  Mitgliedes  auf  Unterlassung  der  frag]iclien  Mandlung 
begründet  *.  Andrerseits  erscheint,  sobald  die  Lebensaufgabe 
einer  Körperschalt  gerade  die  Verschaffung  und  Sicherung 
gewisser  Sonderrechte  einschliesst ,  ein  Eingriff  in  diese 
Sonderrechte  stets  als  Überschreitung  der  körperschaftlichen 
Lebenssphäre Somit  kann  in  vielen  Fällen  die  Umstossung 
eines  ausserhalb  der  körperschaftlichen  Zuständigkeit  ge- 
fassien  Beschlusses  von  dem  einzelnen  Mitgliede  kraft  eines 
Sonderrechts  durchgesetH  oder  zum  Schutz  eines  Sonder- 
rechts benutzt  werden.  Da  indess  auch  eine  die  Rechte  von 
Mitgliedern  nicht  verletzende  Handlung  jenseits  der  körper- 
schaftlichen Handlungssphäre  liegen  und  umgekehrt  eine 
verfassungsmäßig  der  Körperschaft  anzurechnende  Hand- 
lung Sonderrechte  verletzen  kann,  so  deckt  sich  der  einer 
juristischen  Person  durch  die  Begrenzung  ihres  Lebens- 
zweckes verschlossene  Berdch  keineswegs  mit  dem  Bereich 
der  jura  singulorum'.  Demgemäß  erschöpfen  sich  auch  die 
subjektiven  Rechte  auf  Festhaltung  der  Körperschaften  bei 
ihrer  Lebensaufgabe  nicht  in  den  Ansprüchen  der  Mitglieder. 
\'iclnKhr  können  derartige  Ansprüche  auch  für  Dritte  in 
manniciitacher  Weise  begründet  sein.  Insbesondere  aber 
stehen  sie  regelmäßig  den  Verbandspersonen  höherer  Ord- 
nung gegen  die  ihnen  untergeordneten  Verbände  und  vor 
Allem  dem  Staat  gegen  sämmtliche  Körperschaften  zu.  Denn 
überall  bildet  das  Recht,  eine  Körperschaft  in  ihren  Wir- 
kungskreis zu  bannen,  den  Kern  der  ihr  gegenüber  be- 
stehenden Aufsichtsrechte. 


«  V^l.  oben  S.  2  -,;  ff.,  281,  296. 
'  Vgl.  oben  S.  }ü6  ft. 

5  So  kann  ?.  B.  einerseits  ein  auf  die  VeriliciUmg  von  Körper- 
schafts vermögen  gericlueter  Beschluss  trou  Zustimmung  aller  Mitglieder 
nichtig  sdn»  andrerseits  ein  auf  die  Enuiehnng  eines  Körpersdiaftsamtes 
gerichteter  Beschluss  trott  seiner  Gühigkeit  die  Körperschaft  aus  unge- 
rechtfertigter Krinkung  der  mit  dem  Amt  verbundenen  Sonderrechte  xum 
Ersatt  verpflichten.  —  Unrichtig  IVindscbeid  $  $9  Text  hinter  Anm.  6*. 
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Nach  dem  Umfange  und  der  Beschaffenheit  dieser  sub- 
jektiven Rechte  entscheidet  sich  schliesslich  die  Frage,  in- 
wieweit die  Unfähigkeit  der  Körperschaft,  ausserhalb  ihrer 
gesetz-  und  verfassungsmäßigen  Lebenssphäre  zu  handeln, 
durch  fremde  Mitwirkung  gehoben  wird.  Denn  sobald  alle 
Personen,  denen  ein  Recht  auf  Innehaltung  der  fraglichen 
Greii/.c  gcbulirt,  einer  Überschreitung  derselben  ausdrücklich 
oder  stillschweigend  durcli  eine  rechtsgültige  Willensausse- 
niuL;  vustimmen,  kann  von  einer  Ungültigkeit  dieser  Über- 
schreitung nicht  mehr  die  Rede  sein*.  In  einem  solchen 
Falle  aber  hat  eben  nicht  blos  die  Körperschaft,  sondern  es 
haben  zugleich  andere  Einzel-  oder  Gesammtpersonen  ge- 
handelt. Darum  wird  eine  Körperschaftsliandlung,  welcher 
lediglich  Sonderrechte  aller  oder  einzelner  Mitglieder  ent- 
gegenstehen, durch  deren  Einwilligung  möglich:  diese  Ein- 
willigung muss  sich  aber  als  selbständige  individuelle  Willens- 
aktion darstellen,  welche  geeignet  ist,  die  erforderlichen 
Ausscheidungen  aus  dem  Machtbereich  der  Einzelnen  zu 
Stande  zu  bimsen  \   Somit  wird  zum  AbbLiiluijs  eines  ein- 


'  So  lange  daher  durch  den  Hinzutritt  solcher  Genehmigung  eine 

rechtswirksame  Körperschaftshandlung  zu  Stande  kommen  kann,  liegt 
in  dem  die  körperschaftliche  Lebenssphäre  überschreitenden  Aktions» 
bestandthcüe  nicht  einlach  ein  rechtliches  Nichts ,  sondern  ein  Schwe- 
bendes vor,  das  sich  vielleicht  als  nichtif^  ergeben,  vielleicht  aber  aucli 
Bestand  gewinnen  knnn.  Vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  28.  Nov.  85  C.  S.  Bd.  1$ 
N.  21  S.  98,  wo  deshalb  die  iMeinung  /.urückgewiesen  wird,  welche 
»einen  Gcsieralvenammlungsbeschlttss  Mos,  weil  er  den  statutarisdi  den 
Alctioniren  eingeräumten,  aber  durchaus  sdtens  (Keser  .  verxichiharen 
Rechten  zuwiderläuft,  fllr  uAieMiu  rtdfttid»  als  uid4  vorbanden  ansieht«, 

*  Dass  die  Übereinstimmung  aller  Mitglieder  nicht  durch  den  ein- ' 

stimmigen  Beschluss  der  Generalversammlung  ersetzt  wird,  ein  derartiger 
Re^chluss  daher  die  Sonderrechte  der  nicht  erschienenen  Mitglieder  auch 
dann  nicht  kränken  kann,  wenn  dieselben  gehörig  gehiden  waren,  führt  das 
Erk.  des  R.O.H.G.  v.  10.  Dec.  72  Rd.  R  N.  48  S.  1S9  richtig  aus.  Die 
Wilienserkiaruag  der  iün/eiiien  kann  aber  nictu  blos  ausdrücklich,  son- 
dern auch  stillschweigend  erfolgen«  In  diesem  Sinne  muss  jetzt,  soweit 
die  Btnsdiränkung  des  Anfechtungsrechtes,  der  Altdonäre  reicht  (S.  264 
N.  2)»  in  dem  Nichterscheinen  in  der  gdiörig  berufenen  Generalversamm- 
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zclncn  Geschäftes  ausserhalb  des  vernissungsmalMgen  Ge- 
schäftsbereiches die  ausdrückliche  uder  stillschweigende  Gut- 
heissung des  Geschäftsabschlusses  durch  sämmtliche  Mit* 
gUeder,  zur  Verfügung  über  einzelne  Sonderrechte  der  aus- 
druckliche oder  stillschweigende  Verzicht  der  betheiligten 
Mitglieder  auf  ihre  individuelle  ßefugniss  erforderlich  und 
ausreichend  sein  Soll  aber  durch  eine  Verfassungsänderung 
die  körperschaftliche  Zuständigkeit  dauernd  erweitert  wer- 
den, so  müssen  im  Zweifel  sämmtliche  Mitglieder  durch 
gleichartige  Willenserklärungen  mitwirken,  wie  sie  zur  ersten 
Errichtung  des  Verbandes  nothwendig  waren*.  Den  Rechten 
Dritter  kann  natürlich  auch  das  Zusammenwirken  der  Ge- 
sammtperson  und  der  in  ihr  verbundenen  Hinzelpersonen 
nichts  vergeben,  während  wiederum  durch  gehörige  Mit- 
wirkung des  Dritten  das  in  seinem  Widerspruchsrecht  ge- 
legene Hindemiss  einer  Kdrperschaftsaktion  beseitigt  werden 
kann^.  Ebenso  ist  jede  durch  die  öffentliche  Rechtsordnung 
oder  eine  sonstige  höhere  Rechtsordnung  dem  Lebensbereich 
einer  Körperschaft  gesetzte  Grenze  so  gut  für  die  Einzelnen 
wie  für  die  juristische  Person  unantastbar,  kann  jedoch  unter 
Mitwirkung  des  Staates  oder  des  sonst  berufenen  Trägers 
der  übergeordneten  Willensmacht  in  bestimmten  Fällen  über- 
schritten werdend 


long  oder  in  der  Nichterklärung  des  Widerspruchs  zum  Protokoll  der 
Generial Versammlung,  sowie  fernerhin  in  der  Nichterhebung  einer  gehö- 
rigen Klage  innerhalb  der  cinnionatlichen  Praklusivtrist  kraft  unumstöss* 
lieber  Legalauslegung  eine  individuelle  Zustimmungserklärung  zw  dem 
gcsetz-  oder  statutenwidrigen  Geucralversammlungsbeschluss  gelunden 
werden. 

»  Vgl.  Hrk.  des  R.G.  v.  28.  Nov.  8$  CS.  Bd.  i)  N.  21  S.  cß. 
*  Vgl.Erk.  des  R.O.H.G.  Bd.  14  S.  252  (jedoch  mit  schietem  Au>drucK;. 
J  Vgl.  7.  B.  Pr.  A.L.  R.  II,  6     75  u.  i«i. 

^  Die  lu*hciC  (jcneiimiguiJg  oder  Zulassunt»  kann  aber  wiederum 
so  wenig  den  jura  singulorum  wie  den  üccluen  Dritter  prajudiciren, 
Süiern  tiicht  die  Vurjussei/ungcn  eines  HingriHes  in  die  Individualsphärco 
durch  Ausübung  eines  Hohdtsreehtcs  erfäUt  sind  \  vgl  Pr.  L.  R.  II,  6 
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a.  Hiermit  berühren  wir  bereits  die  unter  einem  zweiten 

Gesichtspunkt  begründeten  Einschränkungen  des  körper- 
schaüiichen  Wollens  und  Handelns,  welche  dem  Princip 
der  Gebundenheit  des  Korper schajtslebem  durch  das  ihm  itber^ 
geordnete  Gcmeinleben  entstammen. 

Eine  derartige  Gebundenheit  ergiebt  sich  in  jeder  s^u- 
smmengesetxim  Korperschaft  für  die  einzelnen  GUedkorper, 
welchen  freilich  mit  der  eignen  Persönlichkeit  stets  auch 
ein  Bereich  eigner  Willensmacht  eingeräumt,  jedoch  zugleich 
mit  der  Emgliederung  in  einen  socialen  Gesanmnorganismus 
irgend  eine  Abhängigkeit  von  der  Willensmacht  der  sie 
anschliessenden  Gesaromtpersonlichkeit  auferlegt  ist*. 

Vor  Allem  aber  wird  für  jede  Körperschaft  eine  solche 
Gebundenheit  durch  die  Unterordnung  unter  den  Staat  erzeugt. 
Denn  der  Staat  nimmt,  weil  er  als  das  auf  dem  Rechts- 
gebiec  höchste  Gemeinwesen  jedes  andere  Gemeinwesen  als 


*  Das  umfassendste  Beispiel  bietet  die  kirchliche  Organi>.uii)n.  Dass 
^  kirdienreclitUcbe  Gebundenheit  der  einzelnen  kirchlichen  Gliedper- 
sooen  durch  die  Träger  übergeordneter  Kirchengewalt  nicht  etwa  aus 
übertragener  staatlicher  Aufsicht,  sondern  aus  dem  eignen  Recht  der 
Kirche  auf  ein  organisch  gegliedertes  Gemeinleben  fiiesst,  wird  schon 
dorch  das  seihstlndige  Nebeneinanderstehen  kirchlicher  und  staatlicher 
Aufsicht  ausser  Zweifel  geset/t;  vgl.  oben  S.  154  N.  i,  auch  Erk.  des 
O.Tr.  Berlin  v.  20.  Sept.  5;  Scufl".  Bd.  8  N.  13,  des  R.G,  v.  2.  Juni  82 
Scnff.  Bd.  28  N.  4.  Ähnliche  Verhältnisse  bestehen  vermöge  der  Glie- 
derung von  Gemeinden  und  pemcindcjhnlichcn  Verbänden  und  vermöge 
der  FinfügTing  besonderer  korporativer  oder  anstaltlicher  Rechtssubjekte 
in  einen  kommunalen  Organismus;  doch  muss  die  reiclisgesetzlich  be- 
gründete allgemeine  Autsicht  der  Gemeinden  öbcr  Innungen  (R.  Gew.  O. 
5  104 )  und  Ortskrankenknssen  (R.  (1.  v.  15.  Juni  8j  §44)  vielmehr 
ils  Siufc  der  staatlichen  Aufsicht  beir.ichtet  werden;  ebenso  wird  die 
Verwaltung  der  Örtlichen  Stiftungen  zu  dem  übcriragcncu  Wirkungs- 
krme  der  Gem^Mten  gerechnet  (so  z:  B.  ausdrücklich  Bad.  Stiftungsges. 

12);  und  auch  die  AufsichtsfiUirung  höherer  Kommunalverbände  über 
Gemeinden  gilt,  wo  sie  vorkommt,  als  übertragene  staatliche  Funktion.  * 
fan  Gebiete  der  freien  Vereinsorganisation  können  durch  Vereinssatzungen 
m  manoichfacfaster  Weise  engere  Verbandseinhdten  bei  der  Bildung  und 
AusAbnmg  ihres  Willens  der  Aufsicht  und  Mitwirkung  umfassenderer 
Verbandscinheiten  unterstellt  werden. 
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Glied  entliält,  eine  allgemeine  Kürperscliarij>hohcit  und  kraft 
ihrer  eine  Einwirkung  auf  alle  von  ihm  überhaupt  als  solche 
anerkannte  gemeinheitliche  Willensbildung  für  sich  in  An- 
spruch, fiei  deo  Körperschaften  aber«  deren  Leben  in  irgend 
eine  besondere  Beziehung  zu  dem  eignen  Leben  des  Staates 
gesetzt  ist,  erfährt  die  Einschränkung  der  selbständigen 
Wiliensmacht  durch  die  überragende  staatliche  Willensmacht 
eine  mannichfach  abgestufte  Steigerung  und  eine  reich  nöan- 
eine  Ausgestaltung'. 

Nur  der  Staat  seihst  kann  als  souveräne  Gesammtperson 
einer  ausser  und  über  ihm  organisirten  Willensmacht  nicht 
unterstellt  und  foli^eweise  in  seinem  Wollen  und  Handeln 
durch  ein  ihn  mitbestimmendes  höheres  Gemeinwesen  nicht 
gebunden  sein^  Sobald  freilicii  der  Staat  nicht  in  Einer  für 
sich  stehenden  Staatspersönlichkeit,  sondern  in  einer  Ge- 
nossenschaft von  Staaten  mit  einheitlicher  Gesammtperson- 
lichkeit  und  vielheitlicher  Sonderpersönlichkeit  zur  Erschei- 
nung kommt,  tritt  innerhalb  der  staatlichen  Lebenssphäre 
ein  analoges  Verhältniss  zwischen  den  Gliedpersonen  und 
der  Gesammtperson  ein,  wie  es  in  zusammengesetzten  Körper- 
schaften begegnet'. 

In  allen  diesen  Fällen  handelt  es  sich  um  eigenthfimliche 
Schranken  der  gemeinheitlichen  Willens-  und  Mandlungs- 
fäliigkeit.  Die  dabei  vorkommenden  grossen  Verschieden- 
heiten schliessen  eine  Gleichartigkeit  des  juristischen  Typus 


'  Ein  Stück  der  staatlichen  GebuaJcnhcit  i^t  auch  Jic  Gebundenheit 
durch  «ine  abergeordnete  Köq>erschaft,  insofern  die  letztere  hierbei  nur 
als  Trägerin  einer  staatlichen  Funktion  erscheint;  vgl.  die  vorige  Note 

u.  Rou'it  .1.  a.  Ü.  S.  10 j  N.  8.  Andrerseits  erstreck!  sicli  die  staatliche 
Bindung  des  Lebens  einer  Körperschaft  natürlich  auch  auf  die  Ausübung 
einer  ihr  aus  eis^nem  Recht  zustehenden  Macln  über  die  Lebensbethäti* 
gung  der  ihr  ein-  oder  untergeordneten  \'erbandseinheiteii. 

*  Alle  völkerreclnliclic  Gebundenheit  des  Staats  lässt  dessen  Lebeü'«- 
ordnuiig  aU  solche  uiiberülirt  und  setzt  dem  staatlichen  Wollen  und 
Handehi  nur  äussere  Schranken. 

>  Vgl.  meinen  Aulsatz  über  Laheind  S.  72  R. 
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nicht  aus.  Auch  das  specifische  Element,  welches  den  Be- 
ziehungen zum  Staat  aus  der  Souveränetät  desselben  zu- 
wächst» lässt  die  innere  Natur  des  Verhäknisses  zwischen 
Gemeinwillen  ungleicher  Ordnung  unberührt.  Dagegen  haben 
wiederum  diese  socialrechtlichen  Phänomene  schlechthin  kein 
Vorbild  in  irgend  einer  Rechtsbildung,  welche  unterhalb  der 
Daseinsordnung  komplexer  socialer  Lebewesen  möglich  ist. 
Insbesondere  wird  ein  solches  Vorbild  vAdn  durch  die 
Schranken  geboten,  welche  die  Hin^liederung  der  Einzel- 
personen in  den  Staat  und  andere  Gemeinheiten  dem  ifuii- 
viduellen  Wollen  und  Handeln  setzt'.  Denn  im  Gegensatz 
zu  alier  rechtlichen  Willeosgebundeuheit  von  Individuen 
handelt  es  sich  hier  um  eine  in  das  innere  Leben  hinein- 
reichende Willensgebundenheit,  wie  sie  auch  der  höchste 
irdische  Verband  einer  von  ihm  ergriiFenen  Person  immer 
nur  dann  aufzuerlegen  vermag,  wenn  eben  deren  inneres 
Leben,  weil  es  selbst  ein  Gemeinleben  ist,  sich  der  Rechts- 
ordnung öffnet'. 

Demgegenüber  sucht  freilich  eine  alte  und  einflussreiche 
Theorie  die  stavuliclie  l:iiuvnkuDg  aul  d.is  körperschaftliche 
Wollen  und  Handeln  aus  einer  Art  von  yormundscbajt  oder 
Ohfrvormundschüjt  nach  individualrechtlichem  Muster  zu  kon- 
struiren.  Allein  diese  Theorie  steht  und  fällt  mit  der  Auf- 
fassung der  juristischen  Person  als  eines  gleich  Kindern  und 
Wahnsinnigen  willensunfähigen  künstlichen  Individuums.  Sie 
konnte  daher  niemals  wirklich  und  allseitig  durchgeführt. 


•  Schranken  gleicher  Art  sind  frcilicli  aucli  Jen  cingeglicderien 
Gesammtpersonen  gezogen:  aliein  von  diesen  ist  hier  nicht  die  Rede. 

'  Der  Gebundenheit  de  (lenieinw  illens  niederer  Ordnung  durch 
den  Gemeinwilien  höherer  Ordnung  kann  eine  GebundcnlKh  des  letz- 
teren durch  die  verlassungsmäßigen  Sondersph.lren  der  Gliedkorper  gegen- 
überstehen. Dieses  Verhältniss  aber  hat  schon  in  der  Gcbuiidcniicit  des 
cin^Klien  KOrperscbaftslebens  durch  die  Sooderrechte  der  eingegliederten 
Individuen  sein  Vorbild  und  gehört  daher  nicht  zu  den  specifischen  Er 
scheinungen»  u*elche  erst  aus  den  Besiehungen  von  Gemeinwillen  zu 
Gemeinwilien  begreiflich  werden. 
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sondern  nur  in  den  einzelnen  aus  ihr  abgeleiteten  Rechts- 
Sätzen  zu  realer  Geltung  gebracht  werden.  Dem  heutigen 
Recht  aber  gehören  zwar  noch  manche  deranige  positiv- 
rechtliche  Niederschläge  des  alten  Bevonhundungsprincips 
an.  Es  ist  jedoch  schlechterdings  unmdgiich»  dieses  Prindp 
selbst  dem  gegenwärtigen  deutschen  Recht  zu  imputiren. 

Dem   Bevormundungsprincip  lassen   sich   streng  ge- 
nommen nur  diejenigen  Einrichtungen  suhsumiren,  durch 
welche  der  Staat  den  Beruf  empfängt,  den  Willensapparai 
der  juristischen  Person  in  ihrem  eignen  Interesse  zu  ergänzen 
und  zu  korrigiren.  Mag  nun  der  Staat  mehr  als  unmittel* 
barer  Vormund  der  in  ihrer  Ganzheit  als  unfähig  zu  gehö- 
riger Selbstfürsorge  betrachteten  Korporation  oder  als  Ober- 
vonn und  der  eines  Schutzes  gegen  ihre  als  Vormünder  ge- 
dachten Organe  bedürftigen  Korporation  vorgestellt  werden, 
so  soll  er  stets  bei  Ausübung  seiner  Funktion  sich  selbst  au 
die  Stelle  der  juristischen  Person  versetzen  und  aus  dem 
Centrum  ihrer  l«ebensinteressen  heraus  thätig  werden.  Der 
Staat  muss  daher  zur  Erfüllung  seiner  Aufgabe  in  einem 
weiteren  oder  engeren  Bereich  sich  die  Bcfugnibs  bcilci;en, 
die   Zweckmäßigkeit   einer   beabsichtigten  Körperschafts- 
aktion unter  dem  Gesichtspunkt  des  eignen  Körperschafts- 
interesse's  zu  prüfen  und  je  nach  dem  Ergebniss  dieser  Prü- 
fung in  positiver  oder  negativer  Richtung  einzugreifen.  Un- 
zweifelhaft hat  in  den  letzten  Jahrhundenen  der  deutsche 
Staat  eine  derartige  Befugniss  principiell  in  Anspruch  ge- 
nommen und  bei  der  Ausgestaltung  seiner  Korporations- 
hoheit in  einer  Fülle  von  Einzelbefugnissen  zum  Ausdruck 
gebracht.  Allein  offenbar  ist  die  Korporaiionshoheit  niemals 
ausschliesslich  in  diesem  Sinne  aufgefasst  und  gehandhabt 
worden.  Eine  viel  mächtigere  Triebfeder  zur  EinschnQrung 
des  Körperschaftslebens  bildete  doch  in  Wahrheit  stets  der 
Gedanke,  dasi>  der  Staat  sein  eignes  Interesse  den  Lni;cren 
Verbänden  gegenüber  zu  wahren  habe.    Wenn  aber  der 
Staat  demgemäß  als  Träger  der  allgemeinen  Interessen  alles 
besondere  Gemeinleben  um  des  öffentlichen  Wohles  willen 


Digitized  by  Google 


KorpersAaflUdtes  fFolkn  und  Handln.  64$ 

I  U  ...     -in  t^^^^^M— — H-^B-g— MM^— -.«— ^— —P-—^-— 

seiner  Mitbestimmung  unterwarf,  so  behandelte  er  hierbei  die 
Körperschaft  keineswegs  ab  ein  seines  Schutzes  bedürftiges 
wiUenunföhiges  Mündel,  sondern  umgekehrt  als  ein  zu  selb- 
ständigem Wollen  und  Handeln  sehr  wohl  befähigtes  Wesen, 
gegen  dessen  Selbstsucht  es  die  Allgemeinheit  zu  schützen 
galt.  Kr  behielt  sich  daher  die  Prüfung  der  Zweckmäßigkeit 
von  Körperschaftsaktionen  auch  aus  dem  Cenrrum  seiner 
eignen  Lebensinteressen  unter  dem  Gesichtspunkt  der  salus 
publica  vor'.  So  weist  der  Komplex  älterer  Rechtssätze, 
welchen  man  als  das  System  der  staatlichen  Bevormundung 
der  Korporationen  zu  bezeichnen  pflegt,  eine  Kombination 
verschiedenartiger  Elemente  auf,  welche  aus  zwei  eigentlich 
unvereinbaren  Vorstellungsreihen  herstammen*.  Um  so  we- 
niger können  diejenigen  aus  diesem  System  erhaltenen 
Rechtssätze,  welche  in  der  That  ganz  oder  thcilweise  aus 
dem  Gedanken  einer  vormunJschahlichen  Fürsorge  ent- 
sprungen sind,  noch  heute  aus  einer  natürlichen  Willens- 
unfähigkeit der  juristischen  Person  erklärt  oder  zum  Nach- 
weis einer  solchen  verwenhen  werden.  Waren  sie  selbst  in 


'  Wenn  es  daher  auch  richtig  ist,  dass  in  Bezug  auf  das  \'erhalten 
des  Staates  zum  Körpcrschaftsleben  ein  Hauptunterschied  zwischen  dem 
älteren  uimI  dem  neueren  System  in  der  Zurückdrängung  der  staatlichen 
Mttprüfung  der  Zweckmäßigkeit  von  Körperschaftsaktionen  tu  Gunsten 
einer  blossen  PrQfung  ihrer  Rechtmäßigkeit  besteht,  so  deckt  sich  hier- 
mit zwar  der  Gegensatz  polizeistaatlicher  und  rechtsstaatlicher  Auffassung, 
nicht  aber  der  Gegensatz  staatlicher  Bevormundung^  und  blosser  staat- 
licher Aufsicht.  In  diesem  Punkte  ist  die  BegritTsbestimmung  Rosin's 
a.  a,  O.  S.  106  nicht  g^m/  s'cni'.i 

*  Man  vgl.  z.  B.  die  den  Gedanken  der  Bevormundung  zum  ent- 
schiedensten Ausdruck  bringenden,  gleichwohl  aber  zugleich  auf  die  Wah- 
rung des  öffentlichen  Interesses  gegen  korporative  Eigenmacht  gerichteten 
Bestimmungen  des  Pr.A.L.R.11, 6  $  26,  30,  }4~)5*  44.  48,  6)»  66-67, 
74—79,83—85,  97,  III— 112,  14},  160,  162—165,  ^72.  176,  l80b  186—188, 
189-19!.  So  licssen  auch  bis  zur  Abiindcranf»  durch  Ge5.  v.  t.  Aug.  Sj 
§  1$  u,  29  die  Preuss.  Gemeindeordnungen  (z.  B.  St.Ü.  v.  1853  5  57 
77,  Westf.  St.  O.  ^  S7  u.  78)  die  Beanstandung  und  Aufhebung  von 
üemcmdebeschlüsicn  gleicamißig  wegen  \  erietzung  des  »Siaatswohles« 
und  des  »Gemeindehiteresses«  zu.  —  Vgl.  auch  Bad.  II.  Const.  Ed.  v. 
I.  Aug.  1807  Nr.  9  u.  It. 
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den  Zehen  ihrer  breitesten  Durchföbning  mit  Rechtssätzen 
untermischt,  welche  auf  der  gegentheiltgen  Annahme  einer 
för  den  Staat  selbst  bedenklichen  eignen  Willensmacht  der 

Gemeinheiten  bcrulnen,  so  müssen  ihre  fragmentarischen 
Überreste  vollends  sich  heute  die  Einfügung  in  einen  anderen 
Gedankenkreis  gefallen  lassen*. 

Dass  aber  eine  staatliche  Vormundschaft  oder  Ober- 
Vormundschaft  über  juristische  Personen  dem  heutigen  deut- 
schen Recht  jedenfalls  als  Princip  nicht  mehr  angehört, 
liegt  klar  zu  Tage*.  Die  neuere  Reichs-  und  Landesgesetz- 
gebung hat  grosse  Klassen  von  privatrechtlichen  Körper- 
schaften von  jeder  ständigen  Einschränkung  ihrer  Selbst- 
bestimmung durch  staatliche  Mitwirkung  entbunden.  Werden 
aber  alle  diese  lebensvollen  Genossenschaften  von  der  Rechts- 
ordnung als  mündig  behandelt,  so  kann  unmöglich  dieselbe 
Rechtsordnung  den  Satz  aufstellen,  dass  aus  dem  Wesen  der 
juristischen  Person  ihre  ewige  Unmündigkeit  folgt!  Die 
öffentlichrechtüchcn  Körperschaften  \erharren  in  stärkerer 
staatlicher  Gebundenheit.  Allein  ihren  wichtigsten  Gattungen 
ist  durch  feierliche  Verfassungs-  und  Gesetzesbestimmungen 
»die  selbständige  Verwaltung  ihrer  eignen  Angelegenheiten« 
gewährleistet,  während  dem  Staate  in  bewusstem  Gegensatz 


^  Ais  maßgebender  Gesichtspunkt  wird  heute  durchweg  der  staat- 
liche Beruf  zur  Wahrung  des  ollentlichen  lnicrei.ses  zu  betrachten  und 
folgeweisc  die  Fürsorge  für  das  eigne  Wohl  einer  juristischen  Person 
darauf  zuröckzuföhren  sein,  da$s  der  Staat  den  Bestand  und  den  blühenden 
Zusund  dieser  KArpersciiaft  als  ein  Posnilat  des  Staatsinteresses  ansidit.  — 
Oass  auch  die  privilegia  minorum  nicht  mehr  aus  dem  Wesen  der  juris- 
tischen Person  als  eines  Mündels  erklärt,  sondern  nur  noch  als  besondere 
positivrcchtiichc  Rc<^ünstigungcn  verstanden  werden  können,  ergiebt  sich 
aus  dem  oben  S.  145  N.  5  Gesagten. 

'  Auch  die  romanistische  Doctrin  pflegt  neuerdings  dieses  Princip 
stillschweigend  fallen  zu  lassen.  Doch  hält  es  z.  B.  Baron,  Pand.  5  1? 
aufrecht.  Ebenso  spricht  IVöchta,  PanU.  ^  55  V  zwar  nur  von  einem 
Oberaufsichtsrecht  des  Suais,  fährt  es  jedoch  auf  die  Pflicht  turück, 
»daflir  2U  sorgen,  dass  die  Angelegenheiten  wülensunOUiiger  Personen 
gehörig  besorgt  werden«. 
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ZU  der  ihm  früher  beigelegten  vormundscbaftücheii  Fürsorge 
ausdrüclüich  nur  eine  »Aufsicht«  über  ihre  Lebensführung 
vorbehalten  ist  *.  So  verhält  es  sich  bei  den  Gemeinden  und 

den  höheren  Kommunale  ci  baiulcn  so  bei  den  Kirchen  und 
den  ihnen  ein-  oder  angcglicJcrtcn  Verbandseinheiten';  so 
bei  sänimtlichen  durch  die  neuere  Reichs-  und  Landcsgcsetz- 
gebung  geregelten  öffentlichen  Genossenschaften  ^  Die  gel- 
tende Gesetzgebung  über  die  Beziehungen  des  Staates  zum 
Leben  der  übrigen  Gemeinwesen  ist  ganz  erfüllt  von  dem 
Wjederhall  des  energischen  Protestes,  den  das  moderne 
deutsche  Rechtsbewusstsein  gegen  das  Dogma  von  der 
Mündeleigenschaft  der  juristischen  Person  einlegt.  Und  die 
Anschauung,  dass  vielmehr  umgekehrt  jedes  als  Person  an- 
erkannte Gemeinwesen  an  sich  als  eine  im  Vollbesitz  eines 
vernünftigen  Gemeinwillens  befindliche  Gesammtperson  gleich 
cict  mündigen  Einzelperson  zur  Selbstbestimmung  berufen  ist, 
hat  so  tiefe  Wurzeln  geschlagen,  dass  es  uns  sogar  als  iuige- 
richtig  erscheint,  wenn  im  Falle  einer  abnormen  Entartung 
des  konkreten  socialen  Organismus  die  Entmündigung  einer 
juristischen  Person  auf  Grund  eines  besonderen  Verfahrens 
ausnahmsweise  vollzogen  und  somit  das  ehemals  aus  dem 


'  ADgemein  wird  »jcJcr  rechtlich  bestehenden  Korporation«  wie 
jedem  lüinvohner  durch  die  liraunschw,  V.U.  §  }2  neben  der  Sicherheit 
der  Person,  des  Eigenthunis  und  der  übrigen  Rechte  irewährleistet,  d.iss 
sie  keinen  anderen  Beschrankunger)  durch  den  Staat  umcrworten  werden 
sollen,  »ab  denen,  welche  auf  Recht  und  Gesetien  benthen«.  Vgl.  auch 
Sachs.-AUenb.  V.U.  S  99  ^T.  u.  Sachs.'Meining.  V.U.  $  19—28,  wo  indes» 
neben  der  Aufsicht  noch  eine  besondere  Fürsorge  des  Staates  für  das 
wahre  Wohl  der  Gemeinheit  angeordnet  wird* 

'  Vgl.  die  oben  S.  61 1 N.  i  angef.  Bestimmungen  der  Verf.  Urk.  u.  Ge> 
meindegesetM,  worin  durchweg  <fie  den  Gemeinden  zugestandene  Selbsi- 
ven^  ahung  nur  einer  gesetzlich  geordneten  »Aufsicht«  oder  »Oberauf- 
sicht« des  Staates  umerstellt  wird. 

)  Vgl.  die  oben  S.  6t  x  N.  i  angef.  Bestimmungen  der  Verf.  Urk.  u. 
neueren  Kirchengesetce. 

4  Vgl.  die  Darlegung  von  Ktuin  a.  a.  O.  S.  101  ff. 
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Wesen  einer  solchen  Person  abgeleitete  Verhaltniss  nunmehr 
als  Folge  einer  Degeneration  ihres  Wesens  statuirt  wird*. 

Somit  stellt  sich  die  Einschränkung  der  eignen  körper- 
schaftlichen WiUensmacht  durch  die  staatliche  Wiliensmacht 
heute  nur  als  Ausfluss  der  gliedmäßigen  Eitwrdttung  aller 
anderen  Gemeinwesen  in  das  auf  dem  Rechts^clnct  höchste 
Gemeinwesen  dar. 

Fragen  wir  nun  aber  nach  den  Erscheinungsformen  dieser 
cigenthüni Hellen  Gebundenheil  der  Gemeinwillen,  so  ist  zu- 
vörderst die  Einwirkung  auszuscheiden,  welche  der  Staat  als 
Gesetzgeber  auf  die  Gestalt  und  den  Inhalt  der  körperschaft- 
lichen Willensaktionen  ausübt.  Denn  hierbei  handelt  es  sich 
nicht  um  ein  besonderes  Verhäkniss  des  Staatslebens  zum 
Körperschaftsleben,  sondern  nur  um  die  Konsequenzen  des 
allgemeinen  Verhältnisses  der  Rechtsordnung  zum  Gemein- 
leben.  Ist  letzteres  überhaupt  der  Bestimmung  und  Begren- 
zung durch  Rechtssätze  fähig,  so  kann  auch  der  Staat  der- 
artige Rechtssätze  im  Umfange  seiner  Gesetzgebungsgewalt 
her\ orbrint;en.  Der  moderne  Staat  kann  daher  vermöge 
seiner  formellen  gesetzgeberischen  Allmacht  alles  körper- 
schafthche  Wollen  und  Handeln  normiren,  ohne  hierbei  auf 
eine  andere  Schranke  zu  stossen,  als  auf  die  innere  Schranke 
der  Anforderungen  der  Rechtsidee.  Mit  dieser  Maßgabe  kann 
er  namentlich  auch  einerseits  hinsichtlich  der  inneren  Lebens* 
Ordnung  jeder  Gesammtperson  das  Satzungsrecht  und  das 
Gewohnheitsrecht  durch  Gesetzesrecht  ersetzen  oder  ergän- 
zen, andrerseits  zwischen  seinem  eignen  Willensbereich  und 
den  Willensbereichen  anderer  Verbände  die  Grenzziehung 
selbst  vornehmen.  Allein  indem  er  sich  hierzu  des  Mittels 
der  Rechtsetzung  bedienen  und  folgeweise  durch  eigne  Ge- 
setzgebungsorgane in  besonderen  Formen  thätig  werden 


'  Formell  ausgehildot  ist  da«?  Institut  der  Kuratel  über  ötTemiichc 
juristische  Personen  aui  GrunU  besonderer  I:ntniuudigung  im  Bündner 
C.  G.  B.  ^  154— ij).  Derselbe  Gedanke  liegt  dem  Württ.  Ges.  v.  24.  Jan. 
1855  betr.  die  Handhabung  der  Staatsaufsicht  über  verwahrloste  Gcmem* 
den  zu  Grunde. 


Digitized  by  Google 


Körperschaftliche  fFoUen  und  Handeln, 


649 


muss,  tritt  er  als  formell  scniveräner  Gestaltgeber  der  Rechts- 
ordnung zugleich  iii  deren  Dienst  und  verwirklicht  nach 
seiner  eignen  Aussage  die  Postulate  einer  auch  seiner  eignen 
Willensmacht  gegenüber  zu  objektiver  Geltung  berufenen 
Verounftidee.  Seine  Gesetzgebungsgewalt  führt  also  nicht 
seine  Willensmacht  in  die  übrigen  socialen  Organismen  ein, 
sondern  bestellt  ihn  zum  obersten  Funktionär  der  das  Leben 
der  Gemeinheiten  auch  im  Inneren  ergreifenden  und  binden- 
den Macht  des  Rechtes'. 

Ebensowenig  gehört  die  dem  Staat  als  Richter  zuständige 
£inwirkung  auf  das  Leben  der  engeren  Verbände  zu  den 
Einschränkungen  des  körperschaftlichen  Wollens  und  Han* 
delns  durch  höhere  Willensmacht ^  Denn  die  Rechtsprechung 
hat  immer  nur  die  durch  das  Recht  gesetzten  Willensschran- 
ken in  bindender  Weise  für  den  Einzelfall  zu  dekiahren^ 
Darum  legt  sich  zwar  wiederum  der  moderne  Staat  als 
oberster  Hüter  der  Rechtsordnung  die  endgültige  Spruch- 
gewatt  auch  in  den  Fragen  des  Körperschaftslebens  bei.  Und 
er  nimmt  insbesondere  auch  die  Befugniss  in  Anspruch, 
einerseits  innere  Streitigkeiten  zwischen  den  Gemeinheiten 
und  liiren  Gliedern  durch  seinen  Richterspruch  anstatt  oder 
über  der  körperschaftlichen  Sclbstensclieidung  zu  erledigen  % 
andrerseits  Zweifel  über  die  zwischen  einem  körperschaft- 

'  Analog  verbot  es  sieb  im  zusammengesetzten  Staat  mit  der  dem 
Goammtsuat  bei  Aoerkenouiig  seiner  Kompeteu-Kompetenc  zuständigen 
gesetzgeberischen  Allgewalt  Ober  das  Leben  der  Gliedstaaten.  Aber  auch 
in  der  zusammengesetzten  Körperschaft  b^iegnet  insoweit  ein  ähnliches 
Verhihniss,  als  die  Satzungsgewalt  des  Gesammtkörpers  Mnclit  über  die 
Glieik5rpcr  hat.  Überall  besteht  die  Befugniss  zur  Feststellung  und 
Lmijcstaltun^  der  Rechtsordnung  vor  und  über  der  durch  die  jedesmalige 
Rechtsordnung  gesetzten  Gebundenheit  des  engeren  Gemeinwillens  durch 
dax  weiteren  GemeinwilJen. 

'  Im  Pr.  A.  L.  R.  wird  der  Vorbehalt  des  Rechtsweges  gegen 
Korpcrscluftsakte  nicht  scharf  von  der  Staatsaufsicht  unterschieden  ;  vgl. 
z.  B.  S  47  U.  6. 

I  Über  den  Begriff  der  Rechtsprechung  vgl.  neuerdings  Bermt^ik, 
Rechtsprechung  u.  materielle  Rechtskraft,  Wien  1886,  S.  63  ff. 
«  Vgl.  hierüber  oben  S.  184—187. 
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liehen  Willensbereich  und  seinem  eignen  Willensbereich  zu 
Recht  bestehenden  Grenzen  reibst  zu  lösen'.  Allein  indem 
er  hierbei  als  Funktionär  der  auch  ihn  bindenden  Rechts- 
ordnung auftritt  und  deshalb  nach  der  Idee  des  Rechtsstaates 
durch  eigne»  als  Gerichte  verselbständigte  Rechtsprechungs- 
organe in  besonderen  Formen  verfahren  soll*,  verwirklicht 
er  wieJciLiiii  iiiclu  eine  in  das  engere  Gemeinleben  hinein- 
reichende Willensmacht,  sondern  die  dasselbe  durchdringende 
Macht  des  Rechtest 


'  In  dieser  Hinsicht  kdnnen  die  Verbände  principieU  nicht  anders 
wie  die  Individuen  stehen ;  vgl.  oben  S.  179. 

*  Soweit  daher  die  Kompetenz  der  ordentlichen  Gerichte  versagt, 
liegt  hier  ein  Hauptgegenstand  der  Zuständigkeit  von  Ven\-altung$gericb« 
ten  vor.  Dass  insbesondere  auch  behufs  Feststellung  der  Grenzen  der 
staatlichen  Aufsichtsgewalt  die  Anrufung  der  Verwaltungsgerichte  seitens 
der  in  ihrem  Selbstverwnltungsrecht  verletzten  Gemeinden  und  Genosseii- 
schalten  principicll  zul.isüig,  jedoch  in  Deutschland  bisher  nur  thcilwcij* 
zugelassen  ist,  Ic^^t  Rosin  a.  a.  O.  S.  117—120  dir.  Die  Funktion  der 
Rechtsprechung  .Inden  natürlich  ihr  inneres  \\  cscn  nicht,  wenn  sie  von 
Verwaltungsbcliörden  ohne  spcciclle  Garantien  ausgeübt  wird.  Umgekehrt 
können  Gerichte  mit  rein  administrativen  Funktionen  betraut  sein  und 
sind  in  der  That  durch  das  neuere  Redit  vielfach  zu  Aufsichtsbehörden 
fär  die  rein  privaten  Körperschaften  bestellt. 

s  Es  ist  indess  zu  beachten,  dass  die  dem  Staat  behufs  Herbeifuh* 
rung  und  Durchflahning  einer  richterlichen  Entscheidung  zuständige  Ver* 
waltungsthätigledt  den  Körperschaften  gegenüber  als  Besundchdl  der 
staatlichen  Aufsichtsführung  Dber  ihr  inneres  Leben  erscheinen  kann.  So 
wird  z.  B.  durch  jedes  die  Lebensordnung  eines  Vereines  schützende  staatliche 
Sonderstrafrecht  (wie  durch  die  Art.  249— 249  f  bei  Aktiengesellschafteo) 
zugleich  irisoweit  eine  .iktive  Staatsaufsicht  über  das  Vereinsleben  be- 
gründet, als  der  Staat  durch  das  Heischen  der  Strafe  ein  öfTentliches 
Interesse  an  dessen  ordnungsmäßigem  Verlauf  zu  verwirklichen  beruicn 
ist.  Ebenso  greift  im  Falle  des  §  35  des  Geno55i.-Ge5.  (oder  des  früheren 
.\rt.  12  Prcuss.  E.  G.  zum  H.G.  B.  u.  s.  \v.)  der  Staat  zwar  nichr  durch 
dcii  Kiclucr>prüch,  welcher  die  vom  Recht  verordnete  Vcrwukung  jcr 
Körperschaftsexistenz  ausspricht,  wohl  aber  durch  das  zu  dessen  Herbei- 
führung erforderliche  »Beirdben  der  höheren  Verwaltungsbehörde«  mit 
seiner  Willensmacht  in  das  Genossenschaftsleben  ein.  —  Analog  veifailt 
es  sich  wieder  im  zusammengesetzten  Staat  mit  der  Rechtsprechung  des 
Gesanuntstaats  Ober  Fragen  des  gliedstaatlichen  Gcmeinlebens  (somit 
auch  mit  der  unvollkommen  organisirten  Rechtsprechung  des  deutschen 
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Dagegen  wird  der  Staat  als  rerwalter  durch  die  Rechts- 
ordnung in  der  That  zu  einer  specifischen  Bethätigung  seiner 
Willensmacht  im  Sinne  dner  Bindung  der  Selbstbestimmung 
aller  ihm  eingeordneten  Gemeinwillen  berufen.  Denn  die 

staatliche  Verwaltung  bringt  als  freie  Lehensthatigkeit,  för 
welche  das  Recht  nur  Bewe[.:uriintle  und  Schranken  setx.t, 
den  allgemeinen  Willen  als  solchen  gegen  jeden  besonderen 
Willen  unmittelbar  zur  Geltung '.  Insoweit  nun  freilich  die 
Gemeinwesen  den  Einzelwesen  gleichstehen,  werden  auch 
sie  von  der  Bethätigung  der  staatlichen  Willensmacht  nur 
in  ihrem  äusseren  Dasein  betroffen'.  Insoweit  umgekehrt 


Reidis  nach  Art.  76  der  R.  V.),  sowie  mit  jeder  in  einer  zusammen- 
gesetzten Körperschaft  verfassungsmäßig  dem  Gesammtkörper  zuständigen 
Spnidigewalt  (z.  B.  der  idrchlidien  jurisdictio  in  ihrer  richteriichen  Funk> 
tion).  Überall  ist  hierbei  die  Vorstellung  einer  Einwirkung  des  umfassen* 

deren  Gemeinwillens  auf  die  engeren  GemciiiwillLü  abzuwehren, 

'  Die  Verwaltung  ist  stets  in  erster  Linie  Verwirklichung  eines 
auf  die  Gestaltung  von  Lebensvorgängen  gerichteten  Willens.  Soweit 
sie  innerhalb  der  Rechts>;chranken  frei  nach  Zweckmäßigkeit  handelt,  ent- 
wickelt sich  in  ihr  das  \V  ilieiiselemeut  zu  voller  Selbständigkeit.  Allein 
auch  sowdt  der  Inhalt  ihres  Handelns  durch  das  Redit  positiv  besthnmt 
is^  erscheint  die  Verwaltungshandlung  als  dne  Willensaktion»  deren  un- 
mittelbarer  Zweck  die  Herstelluog  dnes  thatsächlichen  und  nur  eben 
eines  vom  Recht  so  und  nicht  anders  geforderten  Zustandes  ist.  Während 
daher  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  ihr  Ziel  in  der  Findung  und 
Verkündigung  von  abstrakten  bezw.  konkreten  Rechtsnormen  erreichen, 
bej^innt  niit  der  Ausführung  von  Gesetzen  und  Richtcrspriichen  die  \'er- 
waltung,  durcii  weiche  der  Staat  als  reale  WUlcnsniacixt  in  die  mensch- 
liche Willensbewegung  eingreift 

*  Damm  hat  die  staatlidie  AoBiieht,  wdeher  ehe  juristische  Person 
wegen  des  Gegenstandes  ihres  Unternehmens  oder  etwa  in  Folge  der 
allgemeinen  Kontrole  der  Zoll-  und  Steuerverwahung  in  gleicher  Wdse 

wie  die  Einzelperson  unterliegt,  keinen  specifischen  Charakter.  Vgl. ß. 
hinsichtlich  der  Akticngesellscliaften  Rntaud  S.  210  ff. ;  auchi^D.wVi  .1.  .\.  O. 
S.  22-—2^.  Indess  kann  natürlich  die  Beschart'enheit  des  eine  besondere 
Staats.! ulsichi  bedingenden  Wirkungskreises  der  Korperschaft  das  Motiv 
für  gesetzliche  oder  statutarische  Bestimmungen  bilden,  welche  dem 
Staat  auch  auf  das  Köipenchaftsleben  als  solches  eine  stärkere  Einwir- 
kung gewähren.  Allgemein  wird  «.  B.  durch  das  österr.  Genoss.  Ges. 
$  95  mit  5  9^94  jc^c  Erwerbs-  oder  Wirthschaitsgenossenschaft  in 
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ein  Gemeinwesen  oder  sein  Organ  lediglich  als  Staatsorgan 

übertragene  staatliche  Funkuoncn  ausübt,  geht  sein  Leben 
in  dem  inneren  Leben  des  Staates  auf.  Allein  insoweit 
einerseits  dem  Gemeinwesen  als  solchem  eine  eigne  Wir- 
kungssphäre eingeräumt,  andrerseits  dem  Staate  eine  Macht 
über  die  gemeinheitlicbe  Lebensführung  in  dieser  Sphäre 
vorbehalten  ist,  ergiebt  sich  eine  eigenthümliche  Verwal- 
tungsthätigkeit,  in  welcher  die  innere  GcbuiiLlcnlicit  des 
engeren  Gemeinwillens  durch  den  Gemeinwillcn  höherer 
Ordnung  zur  Erscheinung  gelangt*. 

Diese  Verwaltungsthätigkeit  wird  heute  im  Allgemeinen 
als  Auf  siebt  bezeichnet'.  Sie  kann  im  Sinne  des  Rechtsstaates 
nur  auf  der  Basis  und  in  den  Grenzen  fester  Rechtsnormen 
gehandhabt  werden,  welche  die  Gesetzgebung  zu  schaffen 
und  die  Rechtsprechung  zu  schirmen  hat"*.  Im  Übrigen  aber 


Ansehung  des  Betriebes  einer  koncessionspflichtigen  Unternehmung^  der 
Staatsaufsicht  nach  denjenigen  Bestimmungen  unterworfen,  »welche  für 
die  der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Vereine  gehenc 

'  Mithin  hat  die  Staatsaufsicht  in  Ansehung  des  übertragenen  W  ir- 
kungskreises  von  Gemeinden  und  Genossensdiaitcn  denselben  CluraKtcr 
einer  inneren  Gliederung  des  Staatslebens,  welchen  die  Aufsicht  der 
höheren  Instanzen  &ber  die  niederen  innerhalb  des  suatlichen  Behörden- 
Organismus  bat.  Es  kann  aber  wieder  die  Ausstattung  der  Körperschaft 
mit  staatlichen  Funktionen  das  Mdiv  (Gr  eine  Entreckuog  der  Staats» 
anficht  auf  das  gesammte  innere  Köqierschaftsleben  bQden.  Insbesondere 
wird  z.  B.  vielfach,  wenn  ein  bestimmtes  Körperschaftsorgan  zugleich 
als  Staatsfunktionär  dient,  dem  Staate  ein  Einfluss  auf  dessen  Bestdlung 
eingeräumt. 

'  Gerade  so  liegt  im  rusnmmengesetncn  Staat  und  namentlich  auch 
im  Deutschen  Reich  ?!wischen  den  Gebieten,  auf  welchen  die  Einrei- 
st aaten  ohne  specielle  Aufsicht  des  Gesamnustaates  ihr  Sonderlebcn  führen 
und  auf  welchen  sie  umgekehrt  nur  ah  Glieder  oder  Organe  des  Ge- 
sammtstaats  fungiren,  das  Gebiet  der  eignen  Verwaltung  der  EinzeKraaten 
unter  AuiMcht.svcrw  altung  des  Gesammtstaats.  Nicht  aader:i  vcrlialt  es 
sich  in  zusammengesetzten  Körperschaften* 

s  Wenn  Rosht  a.  a.  O.  S.  102  ff.  den  Begriff  der  »Aufsteht«  enger 
fassen  und  die  »Gendimigung«  ausscheiden  will ,  so  scheint  mir  dies 
dem  gesetslichen  Sprachgebrauch  nicht  au  entsprechen. 

^  Anders  im  Poliaeistaat.  Das  Preuss.  L,  R.  entfallt  beretcs  eine 
feste  rechtliche  Begrenzung  der  freilich  Qberaus  weit  bemessenen  Staats- 
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ist  sie  heute  sehr  verschiedenartig  ausgestaltet  und  mannich- 
fach  abgestuft*. 

Zunächst  tritt  eine  ständige  Staatsaufsicht  regelmäßig 
überhaupt  nur  noch  über  öffentliche  Körperscluften  ein, 
während  rein  privaten  Körperschaften  gegenüber  das  mo* 
deme  Recht  die  Tendenz  zeigt,  die  Aufsichtsffihning  des 
Staates  für  die  Dauer  des  normalen  Verlaufes  des  Verbands- 
lebens still  zu  stellen  und  nur  in  bestimmten  Fällen  ausser- 
(fräentUeher  Lebensstöning  wieder  hervortreten  zu  lassen 

Sodann  wirJ  die  St.iaisaul.sit:ht  zwar  überall,  wo  sie  der 
Wahrung  eines  überw  iegenden  öffentlichen  Interesses  dient. 


au£iicht ,  gewährt  aber  nicht  our  gegen  eine  staatliche  Oberschreitung 
dieser  Cremen  kdncn  Rechtschutz,  sondern  stellt  auch  schliesslich  durch 

die  dem  Staat  vorbchaltene  Hefugniss,  bei  einer  der  Erreichung  des 
Korporationszweclvs  Ii  inderlichen  oder  dem  gemeinen  Wohl  nachtheiligen 
(jcstahung  der  inneren  Verfassung  »zur  Abschaffung  der  Missbräuche 
und  zur  W'iedcrlicrsicilung  der  guten  Ordnung  \wukmüßige  Mittel  vor- 
zukehren« 191  II,  6),  die  Inndialtung  jener  Grenzen  wieder  in  das 
freie  staatliche  Ermessen. 

'  Nach  den  obigen  AusflUtningen  wird  man  den  im  Erk.  des  VL  G. 
V.  17.  Dec.  8$  C.  S.  Bd.  15  N.  la  S.  44—50  aufgestellten  Princip  zu* 

stimmen  mfissen:  es  sei  in  Ermangelung  specieller  Rechtsnormen  sdbst 
bei  einer  öffei^'Hchrechtlichen  Körperschaft  (hier  einer  Innung)  die  Alter- 
native, die  Selbständigkeit  der  Körperschaft  auf  die  Gefahr  hin  anzu- 
nehmen, dass  ihre  zugleich  ötTentlichcn  Zwecke  durch  Pflichtwidrigkeiten 
«Jet  Organe  geschädigt  werden,  oder  aber  der  .Aufsichtsbehörde  die  Be- 
fugniss  zu  ^hemden  Eingriffen  auf  die  Gefahr  hin  zuzuspredien,  dass 
darunter  die  vom  Recht  gewollte  Selbständigkeit  der  Körperschaft  leidet, 
zu  Gunsten  der  grösseren  Selbständigkeit  der  Körperschaft  zu  entsdieidenl 

*  Diese  Tendenz  bdiemcht  namentlich  die  neueren  Reichsgesetze 
Qber  Aktiengesellschaften  und  Erwerbs-  und  Wirthschaftgenossenschaften, 

sowie  die  LandesgesetTie  über  Gewerkschaften .  das  Preufis.  Ges.  über 
freie  Wassergenossenschaften,  das  sSachs.  Ges.  über  juristisclie  Personen 
und  das  Bavr.  Ges.  über  die  privatrecfitliche  Stellung  der  Vereine.  Hier 
wird  überall  von  einer  »Aufsicht«  gar  nicht  nielir  gesprochen;  es  fehlt 
iodess  an  emer  solchen  selbst  bei  den  freien  Wassergenossenschaften 
nicht  ganz,  obwohl  sie  hier  nur  in  der  staatlichen  Strafverfolgung  der 
Verstösse  wider  die  Publidtätspflicht  (§  99)  hervortritt  Dagegen  sind  die 
eingeschriebenen  Hülfskassen  auch  nach  dem  R.  G.  v.  i.  Juni  84  unter 
stäüdiger  Staatsaufsicht  verblieben  33). 
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von  Amts  wegen  thätig.  Allein  vielfach  ist  mit  Rücksicht 
auf  eine  mehr  sekundäre  BetheiÜgung  des  öffentlichen  In* 
teresses  die  Einmischung  des  Staats  von  dem  Antrag  eines 
anderen  Betheiligten  abhängig  gemacht.  Eine  solche  Ein- 
schränkung der  staatlichen  Initiative  begegnet  namentlich 
wieder  bei  rein  privaten  Genossenschaften*. 

Weiter  wird  der  Staat  rw^ar  auch  heute  in  erheblichem 
Uiniange  zur  Prüfung  der  ZzutLkindßii^keil  einer  seiner  Auf- 
sicht unterstellten  Körperschaftsaktion  berufen'.  Allein  im 


*  Doch  bleiben  auch  ihnen  gegenüber  stets  von  Amts  wegen  aus- 
zuübende  Aufsichtsrechte  begründet.  So  werden  bei  »anerkannten  ^'cr- 
einen«  im  B.ivr.  Ges.  Art.  54  Jic  Fälle  der  von  Amts  wegen  und  der 
nur  auf  Amrag  /uhissigen  Zwatigsinaßregelir  unterschieden.  Bei  Akiien- 
gesellscliattcii  stellen  ncbL-n  der  von  einem  Antrag  abhängigen  Staats- 
einniischuiig  nach  Art.  222-»,  223  u.  237  die  von  Anus  wegen  zu  tref- 
fenden Verfügungen  nach  An.  249c.  Vgl.  auch  Preuss.  Bergges.  5  i  ^  5 
u.  122  Abs.  5  mit  $  127.  Ausgedehnter  noch  ist  das  Recht  der  Auf- 
sichtsbehörde, von  sich  aus  vorzugehen,  bei  Erwerbs-  u.  Wirthschafts- 
genossenschaftcn  (R.  G.  §  27,  JJ  Abs.  2,  35  u.  66  neben  §  31  Abs.  J)  < 
und  bei  eingetragenen  Genossenschaften  des  Sachs.  Rechts  (^27  u.  75—79). 

^  So  regelmäßig,  wenn  die  Wirksamkeit  einer  Korperschaftshand- 
hmg  von  seiner  vorg.ingigen  Genehmigung  abhängig  gemacht  wird.  Doch 
liegt  dies,  nicht,  wie  Rosin  a.  a.  O.  S.  116  annimmt,  im  BegriÜ  des  Ge- 
nehmigungsrechtes. Vielmehr  kann  die  Aufsichtsbehörde  zur  Gutheissung 
verpflichtet  sein,  sobald  sie  konsutirt  hat,  dass  keine  Rechtsschranken 
übörschritten  werden  sollen.  Dies  kommt  x.  B.  bei  autonoroischen 
Satzungen  vor  (so  bei  kirchlichen  Statuten  und  Kirchengesetsen  nach 
dem  Preuss.  Ges.  v.  2$.  Mai  74  Art.  5,  v.  3.  Juni  76  Art.  4  u.  17,  v. 
6.  Apr.  78  An.  5,  17  u.  20,  V.  6.  Aug.  83  Art.  5  u.  9,  v.  19.  März  86 
Art.  5  u.  7).  Ebenso  hei  der  Genehmigung  des  Haushaltsplanes  der 
Gemeinden  in  Elsass-Lothringen ;  £.  Löning  S.  194  N.  5.  Auch  kann 
die  Gültigkeit  einer  Wahl  durch  eine  Bestätigung  bedingt,  diese  jedoch 
nur  im  Falle  einer  gesetzlich  oder  staratarisch  vorgesehenen  Unfölngkeit 
versagbar  sein;  vgl.  z.  B.  Pr.  L.  R.  II,  6  $  16;,  ehemalige  Hannov.  St 
O.  V.  18$ I  S  SS— 57  L.  G.  O.  v.  i8$2  S  6—9,  revid.  L.  G.  O.  v.  1859 
§  6—14.  Umgekehrt  kann  ein  repressiver  staatlicher  HingritT  aus  blossen 
Zweckmäßigkeitserw.igungen  statthaft  sein;  so  die  Aufliebung  von  Ge- 
nictndebeschlüssen  nach  äherem  Preuss.  Recht  (oben  S.  64  5  N.  2),  die  Suspen-  ^ 
sion  von  Genossensclialtsbcschlüssen  nach  der  Preuss.  Haubergs-O.  5  30,  die 
gerichtliche  Aulliebung  von  Gewerkschaftsbcschlüsscn  nach  l'rcuü».  IJergges. 
5  1 1  > ;  ebenso  die  Auflösung  von  Gemeindevertretungen  (nach  den  meisten 
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Gegensatz  zum  Polizeistaat  nimmt  der  Rechtsstaat  nicht  blos 

der  privaten,  soinicrn  selbst  der  öfieiuliclicii  Korpcrschalt 
gegenüber  regelmälMg  nur  eine  Kontrole  der  Rechiniaßigkeii 
ihres  Verbaltens  in  Anspruch Principiell  bleibt  daher  heute 
jeder  Gesammtperson  in  ihrem  eignen  Wirkungskreise  die 
Freiheit  des  Willensentschlusses  gewahrt  und  nur  in  be- 
stimmten Fällen  greift  ein  freier  Willensentschluss  des  auf- 
sichtführenden Staates  in  ilir  inneres  Leben  ein. 


Gem.  Ord.  Preussens  und  in  Sachsen,  während  nach  der  Hess.  St.  O. 
An.  123  tt.  JL  G.  O.  Art.  97  die  Gemeindevertretung  nur  au^elöst 
werden  kann,  wenn  sie  bd  einem  gesetzwidrigen  Beschluss  verharrt  oder 
fort>^cser7t  üire  Pflichten  versäumt),  sowie  von  Vertretungsorganen  höherer 

Konununaiverbäade. 

•  Vgl.  Rosin  a.  a.  O.  S.  106  ff.  u.  die  von  ihm  angef.  neueren  Ge- 
sot7e<;bestimniungen  (bes.  die  Formulirung  des  Oesterr.  Gem.  Ges.  v.  1862 
.\n.  16  u.  de?  Freust.  Wnssergenoss.  Ges.  5  49)-  Damit  öbcrnimnn  die 
•Aufsicht  nicht  etwa  die  Rolle  der  Rechtsprechung:  letztere  kann  und  soll 
vielmehr  selbständig  dahinter  stehen  und  ist  dann  eintretenden  Falles  im 
ganzen  Unilange  der  Aulsiclusliandlung  zur  Nachprüfung  berulcn  {Rosin 
1-  Ü.  S.  118^.  Die  Aufsiclu  bleibt  eben  auch  in  ilirer  Einschränkung 
auf  die  Durchführung  von  Rechtsnormen  eine  Verwaltungsthätigkeit, 
durch  wdche  der  Staat  ab  Betheüigier  sein  eignes  Interesse  an  dem 
ordnui^nnäOtgen  Verlauf  des  Körperschaftslebens  wahrnimmt.  Indem 
der  Stut  im  Bereiche  seiner  Aufsicht  die  Verwirklichung  der  rechtlichen 
Gebundenheit  der  besonderen  Gemeinwillen  nicht  blos  den  sonstigen 
Betheiligten  überlässt,  sondern  mit  den  ihm  zu  Gebote  stehenden  eigen« 
thümlicben  Machtmitteln  selbst  die  Körperschaft  von  einer  Überschreitung 
von  Rechtsschranken  abhält  oder  zur  Erlullung  von  Rechtspflichten  an- 
hllt.  sct/t  er  der  Bethätigung  der  körperschaftlichen  Willensinacht  eine 
ikiiuiigung  seiner  höheren  Willensmacht  entgegen.  Zum  i  heil  hängt  es 
daher  von  beiner  freien  Zweckmäßigkeitserwägung  ab,  ob  er  sein  Auf- 
sichtsrecht im  einzelnen  Fall  gebrauchen  will  oder  nicht  (vgl.  /..  B. 
Geooss.  Ges.  3  Abs.  2  u.  ^  35»  Sachs.  Ges.  über  jur.  Pers.  ^  75 — 79, 
Httlftkasscnges.  ^  29  u.  33  u.  s.  w.).  Auch  diejenigen  Aufsichtsliand- 
faingen  aber,  zu  denen  die  Aufsichtsbehörde  zugleich  verpflichtet  ist, 
werden  durch  besondere  staatliche  Willensentschlusse  vermittelt.  Die 
Körperschaft  stösst  also  im  Gebiete  der  Staatsaufsicht,  wenngleich  durch 
dieselbe  ihre  schon  vom  Recht  gesetzte  Willen^bundenheit  materiell 
nicht  ausgedehnt  wird,  an  eine  eigenartige  und  selbständig  wirksame 
Willensschranlie,  in  welcher  ihr  die  Unterordnung  unter  die  Willensmacht 
des  höheren  Gemeinwesens  fühlbar  wird. 
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Überaus  mannichfach  unterscheidet  sich  ferner  die  staat- 
liche Attfsichtsthätigkeit  je  nach  der  Beschaffenheit  des  ihr 
unterworfenen  Bestandtheiles  der  körperschaftlichen  Lebens- 
führung. Sie  richtet  sich  zunächst  Überall  auf  ein  mgativa 
Verhalten  der  Gemeinheiten.  In  dieser  Richtung  ergreift  sie 
insoweit  die  T&talität  des  Verbandslebens,  als  der  Staat  im 
öffentlichen  Interesse  darüber  wacht,  dass  die  Körperschaft 
ihren  Wirkungskreis  nicht  überschreite  und  insbesondere 
nicht  ihr  fremde  oder  doch  nicht  gewib^e  ihr  fremde  Zwecke 
verfolge Überdies  kann  der  Staat  in  sehr  verschiedenem 
Umfange  berufen  sein,  die  Unterlassung  einzelner  rechts- 
oder  zweckwidriger  Handlungen  von  der  Körperschaft  zu 
fordern  und  im  Wege  der  Aufsicht  durchzusetzen'.  Die 


'  Bd  privaten  Vereiiieo  und  Genosscosdiaften  erstreckt  sich  die 
Sttiatsaufsicht  heute  regdmAßig  nur  auf  die  Abwehr  tiner  nach  allge- 
meinen Grundsätien  unerlaubten  Lebensthitigkdt  (vgl  die  Bestimmungen 
der  Vereinsgesetse  bei  Löning  S.  275,  Bayr.  Ges.  v.  29.  April  69  ArL  26 

N.  5,  S.ichs.  Ge<;.  v.  ij.  Juni  68  j  78  N.  i).  Doch  ist  sie  bd  den  ein- 
getragenen Genossenschaften  des  Sachs.  Rechts  auch  darauf  gerichtet, 
dass  der  Verein  nicht  ohne  besondere  Genehmigung  seine  Wirksamkeit 
auf  öffentliche  Angelegenheiten  ausdehne  78  N.  i  mit  ^  72  Abs.  2). 
Bd  deo  tingetragenen  Genossenschaften  des  Rtichsrechts  kann  der  Staat 
jede  Verfolgung  anderer  als  der  bei  Genossenschaften  dieser  Art  gesetzlich 
»gelassenen  geschäftlichen  Zwecke  ($  vgl.  5  27  Abs.  2),  bei  den 
eingeschriebenen  Hülfskassen  ebenso  jede  Erstrcckung  des  Verbandslebens 
über  den  unmittelbaren  Kassenzweck  (5  29  N.  5  mit  5  6  Abs.  2)  im 
Aufsichtswege  liindern.  Durchweg  bildet  hei  den  Gemeinden  und  ötfent- 
lichen  Genossenschaften  die  Nichiüberschreitung  des  durch  ihre  besondere 
Lebensaufgabe  begrenzten  Wirkungskreises  {Hostn  S.  loo)  einen  Gegen- 
sund  der  Staatsaufsicht. 

*  Bti  den  privaten  Körperschaften  pticgt  freilich  im  neueren  Recht 
ein  besonderer  Anspruch  des  Staates  auf  Unteriassung  gesetx-  oder  ver- 
fassungswidriger Handlungen  nicht  begrOndet»  vielmehr  selbst  dasspedelle 

gesetzliche  Verbot  gewisser  Körperschaftsaktionen  entweder  lediglich  durch 
Androhung  der  Nichtigkeit  (z.  B.  H.  G.  B.  Art.  213J  u.  215«)  oder  zu- 
gleich durch  ein  SonderstratVcclit  (/..  R.  IL  G  B  Art.  249!^)  geschützt  zu 
sein  (da?  Verbot  des  H.  G.  IJ.  Art.  215 1  entbehrt  sogar  jeder  Sanktion). 
Doch  wird  /.  H.  bei  EnÄ-erbs-  und  \\  irthschaftsgenos?ensclia(ten  durch 
solche  gesetzwidrigen  Handlungen  oder  Unterlassungen,  welche  das 
Gemeinwohl  gefährden      $5),  bei  tingeschriebenen  Hülfskassen  durch 
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Aufsicht  kann  sich  aber  auch  auf  ein  positives  Verhaken  des 
ihr  unterstellten  Gemeinwillens  richten.  In  dieser  Richtung 
ergreift  sie  insoweit  die  Totalitat  des  Verbandslebens,  als 
der  Staat  im  öifentlichen  Interesse  die  Körperschaft  zur 
Erfüllung  ihres  eignen  Lebenszweckes  oder  doch  des  wesent- 
lichen Kernes  desselben  anzuhalten  hat.  Dieses  Verhältniss 
tmt  regelmäßig  bei  den  öfFemlichcn  Körperschaften  ein, 
Lciicn  die  Erfüllung  ihrer  Lebensaufgabe  als  eine  dem  Staate 
gegenüber  begründete  öffentliche  Pflicht  auferlegt  zu  werden 
pflegt  \  Ausserdem  jedoch  kann  der  Staat  in  mannichfachster 


alle  gcsetz-  oder  statutenwidrigen  Beschlüsse  und  durch  unzulässigen 
Ausschluss  von  Mitgliedern  5  29  N.  ^  u.  6)  der  Staat  zu  einer  besonderen 
RcakTion  ^'c^'cn  das  Korperscliattslcbcn  berufen.  Hei  Öffentlichen  Körper- 
«h.iticn  umi'asst  die  Staatsaufsiclit  regelmäßig  Repressionsbefugnisse 
i:tgtn  jede  geseu-  oder  verfassungswidrige  Aktion  des  Gcmeinwillens.  — 
Ein  Recht  zur  Verhinderung  un;^iv(ckmüßiger  Körperscluiishaadlungcn 
steckt  immer  in  jedem  der  Aufsichtsbdiörd«  zuständigen  freien  Ge- 
oehmigungsrecht  und  wird  daher  z.  B.  durch  die  Amortisationsgesetze 
auch  privaten  Körperschaften  gegenüber  begrflndet 

•  Vgi.  Roiin  a.  a.  O.  S.  16  ff.,  25  ff.  u.  92  ff.  (wo  zugleich  nacii- 
gcwiesen  ist,  dass  diese  Pflicht  regelmäßig  ausser  den  »begriffswesentlichen« 
auch  die  »zuUssigen«  Zwecke  ergreift»  sobald  die  Körperschaft  deren 
Veriblgung  einma]  ftbcfnommcn  hat).  Doch  wird  trotz  da  scharfsinnigen 
Anffibrungcn  Roün's  in  diesem  Verfaihniss  ein  untrügliches  Kriterium 
des  Bcgrifls  der  «öffentlichen«  Kötperschaft  nicht  gefunden  werden  können. 
Umndglich  darf  man  mit  ihm  (S.  35  ff.)  den  als  öffentliche  Korporationen 
inerkannten  Kirchen  um  die%s  doktrinären  Merkmals  willen  einen  wahr- 
haft öffentlichrcchtlichen  Charakter  absprechen,  seitdem  der  Staat  von 
•Ilt  Kirclie  die  positive  Erfüllung  ihrer  Lebensaufgabe  nicht  mehr  als 
eine  ihm  geschuldete  Leistung  fordert.  Andrerseits  können  die  heutigen 
eingescliriebenen  Hull'skassen,  obschon  der  Staat  von  ihnen,  f.ilN  ^ic  ihre 
Existenz  behaupten  wollen,  die  Erlullung  des  Kassenzweckc^  verlangt 
tind  sie  mit  den  Mitteln  der  Aufsicln  zu  der  erforderlicheTi  Thatigkeit 
(*j  29  N.  i  u.  J)  und  zur  SiciicrMcilung  ihrer  Lci>iung;.[ahigkeit  (j  29 
N.  5  mit  S  26)  anhalten  kann,  nicht  mit  Rom  (S.  67—71)  gegen  die 
tnuwcideutigc  Meinung  der  Gesetze  zu  den  aöfTcntlichen«  Genossen- 
achafien  gerechnet  werden;  ihre  ganze  Sonderstellung  beruht  vielmehr  nur 
danof^  dass  «c  ab  PrivatrechtskörperschafieD  ihren  Lebenszweck  in  einer 
dem  Staate  als  aosreicbend  erscheinenden  Weise  erfl^llen  müssen,  um 
das  Recht  zn  erlangen,  dass  ihre  Mitgliedschaft  von  dem  Beitrittszwange 
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Weise  berufen  sein,  beluifs  der  \'orn;ihme  einzelner  sei  es 
auf  einer  Rechtspflichl  beruhender  oder  sei  es  nur  zweck- 
dienlicher Handlungen  auf  das  Körperschaftsleben  einzu* 
wirken'.  Jenachdem  so  ein  negatives  oder  ein  positives 
Verhalten  erzielt  werden  soll,  wird  sich  die  Aufsicht  durch 
Ferhuie  oder  Gtboit  äusseni.  Insoweit  aber  der  Staat  durch 
seine  Mitwirkui;ig  eine  Handlung  oder  Unterlassung  zulässig 
machen  kann,  treten  gewährende  Aufsichtsakte  hinzu*. 

Sehr  ungleichanig  sind  schliesslich  mit  Rücksicht  auf 
alle  diese  WTschiedenheiien  die  dem  Staate  vom  Recht  zu 


zu  einer  öffentlichen  Genossenschaft  gleicher  Zweckrichtung  entbindet. 
Auch  wird  man  keineswegs  noch  für  das  heutige  Recht  jeden  im 
Gebiet  des  Preuss.  Landr.  durch  spedellc  Verleihung  mit  jurbtischer 
Persönlichkeit  ausgesuttetea  Verein  unterschiedslos  als  »öffentlich«  quali- 
fidren  dOrfen,  weil  auf  ihn  die  allerdings  aus  dner  stMtsanstaltlichen 
Auffassung  aller  Korporationen  liervocgcgangenen  Bestimmungen  noch 
anwendbar  sind  und  deshalb  der  Staat  unter  Anderem  auch  im  Sinne 
einer  positiven  Erfüllung  des  Vereinszweckes  einwirken  kann  (Pr.  L.  R. 
II,  6  S  180  u.  iHo-i«)!)  Schwerlich  fällte.  R.  eine  Freimaurerloge  oder 
ein  mit  juristisciicr  i-'ersonhdikeii  ausgestatteter  Hrholungs-  oder  Wohl- 
thätigkeitsverein  unter  den  B^riff  der  »Otientlichen  Korporation«  im 
Sinne  des  H.  G.  B.  Art  207«  Abs.  2  oder  der  »öffentlichen  Verbände« 
im  Sinne  der  R.  Koak.  O.  5  54  3. 

*  Bei  den  öffentlichen  Körperschaften  j^egen  dem  Staat  aur  Er- 
zwingung  einzelner  besonders  widitiger  Körperschaftsaktionen  specicUe 
Aufsichtsmittel  gewährt  zu  sein.  Aber  auch  bei  den  einer  ständigen  Auf- 
sieht  nicht  iinter^vorfenen  prjviten  Genossenschaften  findet  nicht  nur 
regelmäßig  eine  staatliche  hinwirkung  statt,  um  die  Ertüllung  der  Pub- 
licitaisptlichten  zu  sichern  (vgl.  H.  G.  B.  Art.  249^',  Genoss.  Ges.  §  66—67, 
Preuss.  Wassergenoss.  Ges.  j  99,  Sachs.  Ges.  v.  15.  Juni  68  5  7S«  Bayr. 
Ges.  V.  29.  Apr.  69  Art.  34— 30>  sondern  es  begegnet  auch  eine  obrigkeit- 
liche Mitwirkung  behuä  Berufung  einer  Mitgliederversammlung  (H.G.  B. 
Atl  2|7p  Genoss.  Ges.  |  )i  Abs.  Preuss.  Bergges.  S  122  Ab^  SAchs. 
GeSb  S  77»  Bayr.  Ges.  a.  a.  O.),  BeSidluilg  von  Vorstehern  (Preuss. 
Bergges.  5  127,  Sachs.  Ges.  5  76),  Hinsetzung  ausserordentlicher  Prüfungs- 
organe (H.  G.  B.  Art.  222«),  Gewinnung  von  Processvertretem  (H.  G.  B. 
Art.  22?)  u.  s.  w. 

■  Als  solche  können  nicht  bios  ausdrückliche  Gcnelnuigungen  oder 
Dispensationen,  sondern  auch  Unterlassungen  der  Aufsichtsbehörde  er- 
scheinen, insoweit  stilbchweigende  Duldung  den  kflrperschaftlichen  Wir- 
kungskreu  zu  erweitem  vermag. 
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4  Gebote  gestellten  MUfl  der  AufsichtsfQhning  ausgestaltet. 
Allgemeine  Voraussetzung  jeder  Aufsichtsthätigk<»t  ist  die 
Kentttnissnahm  von  den  ihr  unterworfenen  Lebensvorgängen. 

Soweit  daher  das  Aufsichtsrecht  reicht,  ist  in  ihm  auch  ein 
Recht  der  Kenntnissnahme  enthalten,  weli-hcni  in  mannich- 
fach  abgestufter  Weise  körperschaftliche  Verbindlichkeiten 
entsprechen,  theils  gewisse  Mittheilungen  über  Ereignisse 
und  Zustände  ihres  inneren  Lebens  zu  machen',  theils  den 
behördlichen  EinbUck  in  ihre  Lebensführung  zu  gestatten'. 
Im  Übrigen  zerfallen  die  Mittel  der  Aufsichtsverwaltung 
vor  Allem  in  abhelfende  (repressive)  und  vorbeugende  (prä- 
ventive) Maßregeln,  jenachdem  sie  erst  .im  Falle  ungehöriger 
Lebensentfaltung  oder  zur  Verhütung  einer  solchen  schon 
im  ordnungsmäßigen  Lebensverlauf  die  körperschaftliche 
Selbstautii^keiL  einschränken.  Der  pnnapielle  Gegensatz  des 

*  Hierher  gehören  die  den  privaten  Genossenschaften  behufs  Er- 
zielttfig  dner  allgemeinen  Publidtät^  jedoch  auch  und  zunächst  behufs 
Infonnation  des  auftichtf&hrenden  Gerichts  auferlcgtefi  VerbtndlichlLeiieR 
zur  Anmeldung  wichtiger  Lebensvorgftnge»  periodischen  Eimeichung  von 

Mitglicdcrvcrzcichnissen,  Einreichiing  von  Urkunden  und  Belägen  u.  s.  w.; 
vgl.  z.  B.  H.  G.  B.  Art.  21 3^  Abs.  4,  222,  228,  233  Abs.  i,  238*  Abs.  2, 
24}  Abs.  I,  Genoss.  Ges.  §  6—7,  18,  23,  25,  36,  Preuss.  Wassergenoss. 
Ges.  §  13—19,  29,  32,  Sachs.  Ges.  §  16  u.  70  ff.,  Bayr.  Ges.  Art.  4—7, 
13,  17—18.  Ferner  die  weiierreichetiden  Verbindiictikeiten  der  eine^e- 
schriebenen  Hülfskassen»  5  4*  ^7»  ^9'^  ^7  •  AnzeigepHichtea  trcicr 
Vereine^  die  sich  mit  öffendlcfaen  Angelegenbetten  befassen,  £  JMi^ 
S.  27}  ff.;  die  Anseigepflichten  nach  Pr.  L  R.  II»  6  $  i6a  Bei  Gemeinden 
und  Öffentlichen  Genossenschaften  treten  vielfach  noch  andere  Verbind- 
lichkeiten hinzu,  wie  z.  B.  zur  Mittheilung  von  Haushalmngsplänen  und 
Rechnungsabschlüssen  (E.  Löning  S  19^  N.  4,  Rosin  S.  109  N.  30  und 
jetzt  R.  Gew.  O.  5  'oj'  Abs.  4),  zur  vorgäugigen  Anzeige  jeder  Ver- 
sanimUin^  (7.  R.  bei  Innungsverbänden  nach  R.  G.  O.  §  104«:)  u.  s.  w. 
Man  denke  leriier  an  die  viel  umstrittenen  kirclilichen  Anzeigepfläciitca. 

'  So  müssen  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften  der  Staats- 
behörde die  £hisicht  in  ihr  ProtokoUbuch  (533  Abs.  2),  ebenso  juristische 
Personen  des  Säcfas.  Rechts  die  Einsicht  in  gewisse  Schriftstftoke  ($  75 
Abs.  2)  gewähren.  Eingeschriebene  Hülfskassen  mOssen  der  Aufiiichts- 
behörde  den  Einblick  in  ihre  gesammte  Geschäftslage  und  die  Revision 
ihrer  Kassen  gestatten  (§  33).  Gleiches  von  den  Gemeinden  (£".  Löning 
S.  197)  und  den  meisten  öffoitlichca  Körperschaften  (ßjosin  S.  109  N.  29), 
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älteren  und  des  neueren  Rechtes  aussen  sich  hier  darin, 
dass  die  vorbeugenden  Maßregeln  mehr  und  mehr' auf  be- 
stimmte Ausnahme^e  zurückgedrängt  sind. 

Die  ahhäfenden  Aufsichtsmittel  lassen  sich  wieder  in 
zwei  Gruppen  eintheilen,  jenadidem  der  Staat  nur  auf  die 
Bildung  und  Ausffihrung  eines  gehörigen  Kdrperschafts- 
willens  hinwirkt  oder  den  abirrenden  Körperschaftswillcn 
unmittelbar  aus  seiner  eignen  Willcnsni.idn  heraus  rektificirt. 

Die  Aufsichtsmittel  der  ersten  Gruppe  bestehen  in  man- 
cherlei Zwafi<^S}fiap/egeln,  welche  die  formiile  Selbständigkeit 
der  gemeinheitlichen  Willensaktion  unberührt  lassen,  jedoch 
in  materieller  Hinsicht  hemmend  oder  fördernd  in  die  ge- 
meinheitliche Willensbewegung  eingreifen.  Denn  indem  der 
Staat  dem  Körperschaftsleben  gegenüber  nicht  blos  die  all- 
gemeinen auch  gegen  Einzelpersonen  anwendbaren  Zwangs- 
mittel handhabt,  sondern  in  eigenthOmlicher  Weise  zugleich 
die  innere  Seite  der  Willensvorgänge  der  Gesammtpersonen 
einem  äusseren  Zwange  uiucrwirtt,  bringt  er  ohne  Einbruch 
in  die  Geschlossenheit  der  engeren  Gemeine  illcn  doch  deren 
specifische  Gebundenheit  durch  seine  höhere  Willensmacht 
zur  Geltung.  Em  derartiges  Moment  ist  in  jeder  Zuangs- 
maßregel  enthalten,  welche  sich  gegen  Organe  oder  Mit- 
glieder als  solche  richtet  und  durch  deren  Abhaltung  von 
oder  Anhaltung  zu  einem  Handeln  ein  Hindemiss  ungehö- 
riger oder  ein  Fördemiss  gehöriger  Aktion  in  den  Willens- 
apparat des  socialen  Organismus  einfährt.  Es  liegt  daher 
schon  in  den  Zwangsmaßregeln,  durch  welche  der  Staat 
eine  besondere  gesetzliche  Strafdrohung  für  Verstösse  gegen 


insbesondere  auch  von  Kirchengemeinden  (vgl.  z.  B.  Preoss.  Ges.  v. 
).  Juni  76  Art.  27).  Ein  rndcrcs  Mittel  der  KfloninisnMliine  bt  die  An* 
Wesenheit  eines  Vertreters  der  Bdlörde  in  Versammlungen,  wie  sie  frde 

Vereine  rcjrelniäßig  im  Falle  der  Berathung  öffentlicher  Angelegcnhe-Ten, 
Innungen  im  Falle  der  Berathung  über  Statutenänderungen  oder  Auf- 
lösung und  bei  allen  Prüfungen  104),  Innungsverbändc  stets  104^), 
Knappschal tcn  bei  jeder  Vorstandssitzung  (Preuss.  Bergges.  ^  184)  dulden 
müsseo. 
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die  körperschaftliche  Lebensordnung  in  Ausführung  bringt* 
oder  eine  besondere  Exekutionsgewalt  wegen  Nichtertüllung 
der  im  Körperschaftslebea  wurzelnden  Verbindlichkeiten 
Inndhabt'.  Zu  gesteigerter  Bedeutung  entwickelt  es  sich 
in  dem  direkt  auf  eine  körperschaftliche  Handlung  oder 
Unterlassung  gerichteten  Zwange,  welchen  die  Aufsichts- 
behörde auf  dem  Wege  des  Erlasses  und  der  Durchsetzung 
von  Geboten  oder  Verboten  durch  das  Mittel  der  Ordnungs- 
strafen oder  sonstiger  Maßnahmen  gegen  die  Träger  von 
Körperschaftsämtera  auszuüben  berufen  ist Am  kräftigsten 
aber  entfaltet  es  sich  in  der  Befugniss  des  Staates^  seinen 


*  Die  st-iatliche  Strafverfolgung  wird  durch  ein  solches  Sonder- 
strafrecht einerseits  vielfach  berufen,  die  Erfüllung  gesetzlicher  Verbind- 
lichkeiten der  Körperschaft  durch  strafrechtliche  Reaktion  gegen  die  säu- 
migen Organe  zu  sichern,  wie  /.  B.  im  Falle  nicht  oder  unrichtig  ge- 
machter Anzeigen  (Genoss.  Ges.  j  67,  R.  Gew.ü.  ^  149  Abs.  2,  i'reuss. 
Wasscigeaoss.  Ges.  £  99)  oder  einer  Überschreitung  des  geschäftlichen 
Wirkangskreises  (G«ioss.Ges.  S  27,  Sächs.  Ges.  5  27).  Andrerseits  aber 
soll  sie  auch  die  gesets-  und  verfassongsmäOige  Willensbildung  der  Ge- 
sammtpcrson  vor  Stockung  oder  fehlerhafter  Entwicklung  schütten.  Lets* 
tercs  wird  nicht  nur  durch  Bestrafung  der  TrSger  von  Verdnsimtem 
wegen  pfliditwidriger  Amtsführung,  sondern  aucli  durch  Bestrafung  der 
Mitglieder  wegen  Stimmrechtsvergehen  (vgl.  H.  G.  B.  Art.  249«.  249f, 
Str.  G.  B.  5  107—109)  erreicht.  Bei  öffentlichen  Körperschaften  gehört 
hierher  das  gesammte  staatliche  Strafrecht  wegen  Amtsvergehen  und 
ebenso  das  staatliche  Disciplinarstratrecht,  iasoweit  es  auf  deren  Beamte 
erstreckt  ist. 

'  Wenn  der  Staat  den  öffentlichen  Körperschaften  einerseits  viel- 
bch  zm  Beitreibung  ihrer  Beitragsforderungen  seine  Ven^'altungsexekution 
zu  Gebote  stellt,  so  nimmt  er  andererseits  auch  gegen  sie  zum  Theil 
ein  besonderes  Hxekutionsrecht  in  Anspruch ;  vgl.  Unfallversich.  Ges. 
S  7S»  1 10— 1 1 1. 

^  Einen  direkten  Zwang  durdi  Ordnungsstrafen  übt  das  aufsicht- 
lüiirende  Gericht  gegen  die  Vorsteher  von  Aktiengesellschaften  behufs 
Durchs^t/un«  der  Publicitatspflichten  und  der  Einberufung  einer  General- 
vcrsAinniiuiig  uu  Falle  dci  Act.  240  Abs.  1  (H.G.  ß.  2495);  ähnlich  gegen 
die  Vorstelier  von  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgcnosseaschaften  §  66  u. 
$1  Abs.  3)  u.  von  anerkannten  Vereinen  des  Bayr.  Rechts  (Art.  34,  hier 
«if  Antrag  der  Gläubiger  auch  behufs  Innehaltung  des  gesperrten  Jahres), 
wihraul  das  Sächs.  Ges.  v.  1868  $  7;  einen  derartigen  Zwang  lur  Er> 
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Anspruch  auf  ein  bestimmtes  körperschaftliches  Verhaiteo 
durch  die  Androhung  einer  unmittelbaren  Reaktion  gegen 
die  Gesammtpersonlichkeit  als  solche  und  namentlich  durch 
die  Androhung  der  Vernichtung  ihrer  gesammten  Existenz 
zu  realisiren'. 


(ullung  aller  geseulichc«  Obliegenheiten  zulässt.  Bei  eingeschriebenen 
Hal&kasien  hat  die  AulsidmbehArde  das  Recht,  dieVontandsmiigneder 
und  bestimmte  andere  Genossensdiaftsbeamte  wr  ErföUung  aller  geseu- 
lichen  Verbindlichkeiten  nicht  blos  durch  Ordnongsstrafien,  sondern  auch 

durch  andere  gesetiliche  Zwangsmittel  anxtthaltcn.  Die  Reichsgesetze 
über  öffentliche  Genossenschaften  kennen  nur  einen  Zwanp  durch  Ord- 
nungsstrafen, der  aber  wegen  aller  i'esetzHchen  oder  statutarischen  Obliegen- 
heiten gegen  die  Inhaber  von  Genossenschaftsämtem  und  bei  Innungen 
sogar  gegen  die  Mitglieder  als  solche  anwendbar  ist;  vgl.  R.  G.  O.  j  104 
u.  104s  Krankenverstcherungsges.  3  4),  Unfallversicherungsgcs.  5  88—89; 
daxu  Preuss.  Bergges.  S  1^3  u*  190;  Näheres  b.  RottH  S.  115—1x4.  Vgl. 
auch  die  Verwdsung  auf  die  gesetilidsen  Zwangsmittel  behu6  Abstellung 
von  Gcsetawidrigkeiten  in  der  kirdllichen  Vermögensverwaltung  in  den 
Kirchengesetzen  (z.  B.  Preuss.  Ges.  v.  ).  Juni  76  Art.  37). 

'  So  kann  die  Verwnhungübehörde  durch  Androhung  des  Betreibens 
gerichtlicher  Auflösung  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften  von 
gesetzwidrigen  Handlungen  und  Unterlassungen,  welche  das  Gemeinwohl 
gefährden,  sowie  von  der  Wrfolgung  fremdartiger  Zwecke  zurückhalten 
(5  3$).  Ähnlich  verhalt  es  sich  in  Preussen  bei  allen  treien  Vereinen, 
während  in  den  meisten  anderen  deutschen  Staaten  die  Verwaltungs- 
behörde eventuell  deren  Auflösung  selbst  voJkidien  kann  und  in  Sachsen 
daneben  eine  besondere  Entaehung  der  Persönfichkeit  im  Wege  der  ge- 
richtlichen Aufsicht  anerkannt  ist  (Sächs.  Ges.  $  78).  Gegenüber  den 
eingeschriebenen  Hülfskassen  (§  29),  Innungen  und  Innungsverbänden 
(§  10}  u.  104 ft),  Krankenkassen  (5  47),  Berufsgenossenschaften  (5  38), 
öffentlichen  Wassergenossenschaften  (Preuss.  Ges.  5  61)  u.  s.  w.  besteht 
ein  Auflösungsrecht  der  Verwaltungsbehörde  wegen  besünmuer  Hand- 
lungen oder  Unterlassungen,  welches  stets  die  Mittel  zu  einem  vorherigen 
Zwangsgebot  oder  Zwangsverbot  gewährt»  vielfach  aber  erst  nach  erfolg' 
losem  Zwangsversuch  angewandt  werden  darf  (vgl.  z.  B.  Hülliikassenges. 
5  39  N.  I,  2,  V  )  u.  5«).  Ebenso  ist  der  Suat  kraft  seines  Rechtes 
zur  Selbstübemahme  nicht  oder  ungdiörig  versehener  Körpcrschafts- 
fünktioncn  stets  zugleich  in  der  Lage,  nmächst  einen  Zwang  gegen  die 
Körperschaft  zu  versuchen;  und  vielfach  kann  er  wieder  erst  selbst» 
handelnd  eingreifen,  wenn  er  die  Körperschaft  vergeblich  zu  eigner  Kor- 
rclitur  ihres  Verhaltens  aufgefordert  hat  (vgl.  z.  B.  Krankenvers.  Ges. 
S  45  Abs.  5).  Auch  gehört  hierher  der  Zwang  durch  Ordnungsstrafen, 
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Die  abhelfenden  Aufsicbtsmiuel  der  zweiten  Grappe 
bestehen  m  staatlichen  HttmiscbungsbanHungen,  welche  die 
gemeinheitliche  Willensbewegung  durch  die  Einführung 
höherer  Willensmacht  direkt  korrigiren.  Das  System  dieser 

Maßregeln  setzt  die  engeren  Gemeinwillen,  obschon  ihre 
Selbständigkeit  und  Geschlossenheit  innerhalb  ihrer  legiunien 
Sphäre  unberührt  bleibt,  jenseits  gewisser  Grenzen  in  eine 
formeile  Abhängigkeit  vom  Staatswillen. 

Hierher  gehören  zunächst  die  auf  Beseitigung  ungehöriger 
Körperschaftsaktionen  gerichteten  Einmischungshandlungen. 
Sobald  der  Staat  nicht  blos  von  der  Körperschaft  die  Zu- 
rücknahme eines  WiUensentschlusses  verlangen  oder  dessen 
Gültigkeit  mit  den  gewöhnlichen  Rechtsmitteln  anfechten 
kann,  sondern  durch  seinen  eignen  Willensentschluss  einen 
körperschaftlichen  Willensentschluss  als  solchen  zu  verneinen 
vermag,  isi  er  zu  einer  Hemmung  des  körperschaftlichen 
Wollens  und  Handelns  durch  Auferlegung  eines  in  das 
eni'ere  Gemeinleben  hineinreichenden  höheren  Willens  be- 
fugt. Derartige  Einmischungshandlungen  begegnen  nament- 
lich in  der  Form  der  Suspension  oder  Aufhebung  von 
Körperschaftsbeschlüssen  durch  die  Aufsichtsbehörde*. 

Eine  weit  erheblichere  Rolle  spielen  die  auf  Bewirkuf^ 
gehöriger  Körperschaftsaktionen  gerichteten  Einmischungs- 

insofero  letztere  gegen  die  Genossenschaft  selbst  verhängt  und  in  ihr 

Vermögen  vollstreckt  werden  können  (Sachs.  Ges.  S  7S)- 

*  Insbesondere  ist  in  verschiedenem  Umfange  die  Beanstandung 
und  Aufhebung  von  Gemeindebesclilü^isen  zulässig;  vgl.  Löning  S.  17}, 
175  ff.  u.  197  u.  hinsichtlich  der  höheren  Kommunalverbände  S.  205, 
210,  220  u.  224,  auch  bezüglich  der  Ürtsstatuten  R.Gew.O.  5  Ähn- 
liches begegnet  bei  Haubergsgenossenschaften  (Preuss.  Haubergs-0. 5  30) 
und  Knappschaften  (Preuss.  Bergges.  5  1B4  Abs.  2).  Auch  die  Aufhebung 
von  Gewerltschaftsbeschlflssen  nach  dem  Preuss. Ber^^es.  $  iis  ist  kein 
blosser  Rechtsprechungsakt  Im  Übrigen  ist  das  neuere  Recht  dieser 
Form  der  Willensbindung  wenig  geneigt,  begni^igt  sich  vielmehr  regel- 
mäßig mit  der  im  Rechtswege  zu  konstatirenden  Nichtigkeit  gesetz-  oder 
statutenwidriger  Beschlüsse  und  siatuirt  höchstens  eine  Befugniss  der 
Aufsichtsbeliürde,  die  Zurücknahme  solcher  Beschlüsse  zu  verlangen  (so 
Hülfskassenges.  5  29  N.  5). 
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handlungen.  Sie  füihrea  sämmtlich  die  staatliclie  Willens - 
macht  nicht  blos  als  hemmende,  sondern  als  positiv  fördernde 
Kraft  in  das  innere  Körperschaftsleben  ein,  so  dass  der  Staat 
an  Stelle  eines  nicht  vorhandenen  oder  nicht  ordnungsmäßig 
fungirenden  Körperschaftsorganes  mit  unmittelbarer  Wirkung 
für  die  Gesammtperson  will  und  haiidck.  Der  höhere  Orga- 
nismus vikariirt  hier  für  den  ihm  eingegliederten  niederen 
Organismus  und  lässt  sein  eignes  Leben  in  denselben  ein- 
strömen, um  einer  Stockung  oder  einer  Verderbniss  des 
engeren  Gemeinlebens  abzuhelfen.  Im  Übrigen  wird  dabei 
die  Selbständigkeit  und  die  Geschlossenheit  der  besonderen 
Gemein  willen  in  sehr  ungleichem  Maße  durchbrochen.  Viel- 
fach erschöpft  sich  die  staatliche  Thätigkeit  in  der  Enhei- 
lung  einer  ausserordentlichen  Zuständigkeit  an  ein  Körper- 
schaftsglied, wie  dies  z.  B.  da  begegnet,  wo  die  Aufsichts- 
behörde einer  Minderheit  die  Ermächtigung  zur  Einberufung 
einer  Geneialvcih.iinmlang  zu  ertheilen  hat'.  In  anderen 
Fällen  greift  der  Staat  selbsthandelnd  ein,  um  ein  Körper- 
schaftsorgan in  Funktion  zu  setzen,  indem  er  z.  B.  eine 
Mitgliederversammlung  oder  einen  Repräsentativausschuss 
zusammenberuft'.  Darüber  hinaus  übt  er  Iiäu^g  die  Befug- 
niss  aus,  zur  Beseitigung  eines  unerträglichen  Mangels  von 


'  So  jetzt  bei  Aktiengesellschaften  nach  An.  3)7;  vgl.  oben  S.  268 
N.  2.  Dagegen  ist  bei  freien  Wasaergenossenscliaften  die  Minderheit 
ohne  besondere  Ermächtigung  nir  Berufung  der  GeneraK'crsammlung 
befugt  und  niuss  sich  nur  hiercu  eines  ötfentUchen  Notares  bedienen ; 

Preuss.  Ges.  5  22. 

•  So  hat  der  Staat  auf  Antrag  einer  hierzu  hefuü;ten  Minderheit  im 
NotlifaJl  selbst  die  Gewerkenversammluug  (Preuis.  licrggcs.  5  122  Abs.  5) 
und  die  Generalversammking  einer  öffemUchen  Wassergenossenschaft 
(Prenss.  Ges.  $  60)»  auf  Verlangen  der  Minderheit  oder  des  Ausschusses 
die  Generalversanndong  einer  eingeschriebenen  HölSikaasc  ($  n)t  ^ 
jeder  Weigerung  des  Innungsvorstandes  die  Innungsversammlung  (5  104) 
und  aus  beliebigen  Gründen  nach  erfolgloser  Aufforderung  des  Vorstandes 
oder  beim  Nichtvorhandensein  eines  solchen  die  Generalversammlung  einer 
Genossenschatt  des  Saciisischen  Rechtes  (§  77)  berufen.  Bei  C)rth- 
krankenkassen  kaim  die  Autsicht>bchdrde  nach  vergeblicher  AuflorJcruag 
der  Kasse  Sitzungen  von  Kassenorganen  selbst  anberaumen 
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sich  aus  ein  Körperschaftsorgaa  zu  bestellen»  z.  B.  einen 
mterimtstischen  Vorstand  zu  ernennen',  Revisoren  einzu- 
setzen', ProcessbevoUmächtigte  zu  bezeichnen'.  Umgekehrt 
kann  der  Staat  unter  Umständen  berufen  sein,  ein  Körper- 
schaftsorgan ausser  Funktion  zu  setzen  oder  es  seiner  Organ- 
stellung überhaupt  zu  entkleiden*.  Bei  den  öffentlichrechr- 
lichen  Körperschaften  aber  kann  der  Staat  auch  heute  m 


'  z.  B.  Preuss.  Bcrgges.  3  127,  Sachs.  Ges.  5  76,  Kranken- 
versich. Ges.  §  39,  Normalstat.  f.  Preuss.  Deichgenass.  v.  14.  Nov.  5}. 
Bei  den  Geno^senscliarten  des  Sachs.  R.  ernennt  die  Aufsichtsbehörde 
aach  den  Vorsitieiiden  einer  von  ihr  benifenea  Versammlang  (5  77)> 
bei  Oitsknmlcenkassen  die  tu  wäUeaden  und  nicht  gewählten  Vertreter 
zur  Generalversanunlung  $9),  bei  den  Korporationen  des  Preuss. 
Landr.  alle  Beamten,  wenn  die  Wahl  zweinul  nicht  bestlt^  ist  oder 
die  Wiedcrbd^etzung  einer  Stelle  in  einer  obrigkeitlich  gesetzten  Frist 
nicht  erfolgt  (II,  6  §  16s  u.  176), 

'  So  bei  Aktieogesellschaften  im  Falle  des  Art.  23a>. 

^  So  bei  A.  G.  im  Falle  des  Art.  22).  Allgemein  gewährt  das 
Fr.  L.  R.  II,  5  659—661  bei  kirchlichen  Rechtssubjekten  der  Aufsichts- 
behörde (das  Ges.  v.  20.  Juni  75  5  5?  -  katholischen  Kirchen- 
gemeinden sowohl  der  staatlichen  wie  der  bisclmtlichen  Aufsichtsbehörde) 
die  Bcfugniss,  der  1\  uperschatt  oder  Anstalt,  falls  ihre  normalen  Organe 
die  Rechtsvafoiguag  weigern  oder  selbst  Processgegner  sind,  einen 
ProcessbevoUmichtigtett  zu  bestellen.  Dieselbe  Befugniss  bc  in  den  unten 
S.  666  N.  2  erwähnten  wdteigchenden  Aufsichisrechten  enthalten.  Dagegea 
hat  das  R.  G.  im  Erk.  v.  17.  Dec.  Ss  C  S^Bd.  1$  N.  12  S.  44»$o  em 
derartiges  Recht  der  Aufsichtsbehörde  bei  Innungen  verneint  und  dem- 
gemTiH  einen  votn  Magistr.it  bestellten  ausserordentlichen  Vertreter  der 
Innung,  welcher  gegen  deren  Obermeister  einen  aus  angeblich  ungehöriger 
Venlieilung  von  Innungsvermogen  empfangenen  Betrag  einklagen  sollte, 
nachdem  die  Innung  die  Anstellung  der  Klage  verweigert  hatte,  als  nicht 
kgitimirt  Abgewiesen. 

Hierher  gehört  die  Auflösung  von  Versammlungen  (z.  B.  bei 
Innnngsverbänden  nadi  R.  Gew.  O.  $  104a  u.  übenül  anf  Grund  der 
Gesetse  Ober  das  Vernns-  u.  Versammlungsrecht,  E  Lbmng  S.  277); 
die  Auflösung  von  Vertretungsorganen  der  Gemeinden  und  höheren 
Kommunalverbanden  (E.  Ldning  S.  168  N.  2—5,  205,  211,  221,  224N.  4); 

die  Ab^et^ung  von  Vorstehern  oder  Beamten  fPr.  L.  R.  II,  6  172). 
Bei  Aktiengesellschaften  kommt  nur  im  Liquidationsstadium  eine  derartige 
Befugniss  des  Staates  vor  (Abberufung  der  Liquidatoren  nadi  Art.  244). 
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einzelnen  Fällen  eine  den  Körperschaftsorganen  obliegende 
Seibstverwaltungshandiung  schliesslich  unmittelbar  durch 
seine  eignen  Organe  vornehmen,  z.  B.  verroöge  des  Rechtes 
der  Zwangsetatisirung  Ausgaben  in  den  gemeinheitlichen 
Haushaltungsplan  einstellen Insbesondere  gipfelt  hier  nicht 
selten  das  staatliche  Einmtschungsrecht  in  der  Befugniss, 
äussersten  Falles  die  Selbstveno^'altung  in  einem  als  unbrauch- 
bar konstatirtcn  Bcstandtheil  durch  die  St:iatsver\valrung  zu 
ersetzen,  wobei  dann  iur  die  Dauer  des  anormalen  Zustandes 
statt  des  Körperschaftsorganes  ein  in  den  körperschaftlichen 
Organismus  eingeschobenes  Staatsorgan  fungirt*. 

Im  Gegensatz  zu  allen  diesen  Maßregeln  schränken  die 
vorbeugenden  Aufeichtsmittel  die  kdrpetschaftliche  Selbstän- 
digkeit schon  im  normalen  Lebensverlaufe  ein.  Indem  sie 
eine  gemeinheittiche  Willensaktion  an  höhere  Mitwirkung 

binden,  lassen  sie  die  Gesammtperson  in  ihrer  eignen  Sphäre 

als  unvollkommen  willcui>-  und  handlungsfähig  erscheinen. 


*  Vgl.  die  b.  Lbrnng  S.  N.  4—8  angef.  BestimmuDgen  der  Gc- 
meindegcsette  u.  die  b.  Rmm  S.  11 1^1 1}  besprochenen  analogen  Be- 
stimmungen des  Prenss.  Rechts  ftkr  öfTentlidie  Wasscrgenossenscfaalten, 

Deichverbände  und  Schulsociet&ten;  ferner  das  konkurrirendc  staatliche 
und  bischöfliche  Recht  der  Zwangsetatisirung  gegen  katholische  Kirchen- 
gemeinden  nach  dem  Preuss.  Ges.  v.  20.  Juni  75  §  5j  Abs,  l. 

'  Hierher  gehört  das  nach  den  meisten  deutschen  Gemeindegesetzen 
der  Regierung  zustehende  Recht,  die  Stelle  des  Gemeindevor-teliers  und 
anderer  der  Bestätigung  bedürftiger  Vorstandsmitglieder  kommissarisch 
vcrw.ihcn  zu  lassen,  wenn  nach  zweimaliger  Wahl  eine  Bestätigung 
nicht  ertoigl  ist  (E.  Löning  S.  172).  Ebenso  Jas  Rcciu  der  Aufsichts- 
behörde, bei  Ortskrankenkassen  (S  45)  and  Benifsgenossenschaften  ftr 
Unfallversicherung  ($  27)  (nicht  mehr  bei  eingeschriebenen  HikUskassen) 
die  Funktionen  der  gesetzlichen  Organe»  solange  dieselben  nicht  bestellt 
werden  oder  die  Erfüllung  ihrer  verfassungsmäßigen  Obliegenheiten  ver- 
weigern, auf  Kosten  der  Genossenschaft  selbst  wahrzunehmen  oder  durch 
Beauftragte  wahrnehmen  zu  lassen  (vgl.  Rosin  S.  nj — 116,  auch  die 
dort  angef.  Entsch.  des  Preuss.  O.  Ver\v.  Ger.  v.  4  April  83  f.  Preuss. 
Schulsocic'Uicn).  Die  liöchste  Steigerung  dieses  Aufsichtsmittels  bestellt 
in  der  Einleitung  einer  staatlichen  Kuratel  über  die  Körperschaft  (vgl. 
oben  S.  648  N.  i). 
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Denn  die  Körperschaft  ist  hier  zu  einem  bestimmten  Wollen 
und  Handeln  für  sich  allein  unfähig,  jedoch  unter  Hinzutriit 
einer  staatlichen  Willensaktion  fähig. 

Dies  ist  vor  Allem  der  Fall,  insoweit  ein  gemeinheit- 
licher Wiliensentschluss  zu  seiner  Gültigkeit  einer  staatlichen 
Zustimmung  (Genehmigung,  Bestätigung,  Gutheissung,  An- 
erkennung u.  s.  w.)  bedarf.  Im  System  des  Polizei-  und 
Bevormundungsstaates  wurde  principiell  jede  wichtigere  Le- 
bcnsäusserung  einer  juristischen  Person  von  obrigkeitlicher 
Geoehroigung  abhängig  gemacht.  Die  neuere  Gesetzgebung 
hat  die  privaten  Körperschaften  umgekehrt  principiell  von 
)eder  deranigen  Gebundenheit  befreit.  Doch  treffen  die 
Amortisationsgesetze,  welche  die  ErwerbsOlhigkeit  aus  Schen- 
kun^cn  und  letzwilligen  Verfügungen  in  allen  oder  gewissen 
Fällen  oder  die  Fähigkeit  zu  liegenschafilichem  Erwerbe 
überhaupt  einschränken',  zum  Theil  sämmtliche  juristische 
Personen*  und  regelmäßig  wenigstens  die  kirchlichen  Rechts- 


*  Vgl.  die  Übersichten  b.  Kahl,  die  tieui.  Amortisationsgesetze, 
S.  299—308.  Der  Mobilarerwerb  ist  immer  our  im  Falle  eines  lukrativen 
Titels,  jedoch  bald  untenchiedslos  bald  erst  von  einem  bestimmten  Be- 
trage an  beschränkt;  hinsichtlich  der  Immobilien  finden  sich  Beschränk- 
agen  bald  nur  des  lukrativen  bald  nur  des  onerosen  bald  jedes  Er- 
wcrbes  und  swar'  wiederum  bald  ohne  Ri&cksicht  auf  den  Werth  des 
Objektes  bald  erst  jenseits  einer  bestimmten  Werthgrenze.  Da  nach 
simmtHchen  geltenden  deutschen  Amortisationsgesetaen  die  fragliche 
Erwerbshandlung  ohne  staatliche  Genehmigung  nichtig,  mit  staatlicher 
Genehmigung  gültig  ist  {Kahl  S.  515  —514),  so  liegt  nirgends  mehr  eine 
Beschr.inktuig  der  RechlstäliiL'lccit  vor  (oben  S.  144  N.  2),  überall  aber 
eine  Beschränkung  der  Handlungsfähigkeit. 

'  So  kann  nach  dem  Bad.  Ges.  v.  5.  Mai  70  §  l  keine  juristische 
Person  .lus  Schenkungen  oder  letztwilligen  Verfügungen  ohne  staatliche 
Genehmigung  irgend  etwas  erwerben.  Nach  dem  Preuss.  Ges.  v.  25.  Febr.  70 
gilt  Gleiches  für  alle  juristischen  Personen  (mit  Ausnahme  der  Familien- 
stiftungen und  fideikomniissbesitzendcn  Fami!icn>,  sobald  das  zugewandte 
Objekt  den  Werth  von  5000  Mark  überstcij<i.  i'ur  einzelne  hannöv. 
Stadtgebiete  besteht  noch  gemäß  der  Vcr.  v.  26.  Jan.  1753  der  Ausschluss 
aller  »colkgia,  universitates  oder  sog.  corpora  mortua«  vom  Erwerbe 
stikhisdicr  Güter  ohne  vorgangige  landesherrliche  Vergünstigung.  Vgl. 
Käbl  S.  269  01,  14$  ff.  u.  IIa 
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subjdcte  und  die  ihnen  gldchgestdhen  pia  Corpora  ohne 
Rücksicht  auf  ihren  öffentlichrechtlichen  oder  privacrecht- 
liehen  darakter'.  Auch  den  öffentlichen  Körperschaften 
gegenüber  hat  der  Staat  neuerdings  den  alten  umfangreichen 
Genehmigungapparat  fallen  lassen,  immerhin  jedoch  bei  ihnen 
das  Erforderniss  seiner  Zustimmung  zu  einer  Anzahl  beson- 
ders erheblicher  Willcn>aktionen  festgehalten.  So  besteht 
auch  heute  vieltacii  emc  rechtliche  Unfähigkeit  von  Körper- 
schaften, ohne  staatliche  Mitwirkung  gewisse  Rechtshand- 
lungen vorzunehmen,  die  den  Einzelpersonen  unverschränkt 
sind'.  Dahin  gehören  z.  B.  ausser  den  in  den  Bereich  der 
Amortisationsgesetzgebung  foUenden  Erwerbsakten  manche 
Veränsserungsgeschlfte  (wie  die  Veräusserung  oder  Belastung 
von  Grundstücken  und  von  Gegenständen  mit  besonderem 
geschichtlichen  oder  Kunstwenh),  einzelne  Verpflichtungs- 
geschäfte (wie  uameiuUch  die  AutiLihme  von  Anleihen  und 
die  Übernahme  von  Bürgschaften),  bestinmue  Verfügungen 
über  die  Verwendung  des  Körperschaftsvermögens,  mitunter 
auch  die  Führung  von  Processen  und  der  Abschluss  von 
Vergleichen  K  Ebenso  aber  whrd  oft  die  suatliche  Genehm  i- 


>  Vgl.  s.  B.  Pr.  A.  L.  R.  II,  ix  S  '94  (al»er  auch  II.  6  S  u. 
dazu  Erk.  des  O.  Tr.  v.  3a  Dec.  4}  BntsdL  Bd.  9  S.  )o$) ;  Code  civ. 
Aa  910  u.  9)7 ;  Kai}I  S.  }lCh-*)I3. 

'  Docli  bedarf  es  stets  eines  positiven  Rechtssatzes,  um  eine  der- 
artige Einschränkung  zu  begründen.  Darum  ainuiit  das  Erk.  des  O.A.Cj. 
Wolfenb.  v.  21.  Okt.  25  Seuff.  Bd.  t6  N,  187  mit  Recht  an,  dass  ge- 
meinreditlich  die  Veräusserung  von  Gemciniiegutcrn  nicht  beschraaitt  ist» 
da  an  steh  eine  Gemdnheit  gleich  jeder  an^rai  Person  ihre  Eigcuthums- 
rechte  ausüben  kann,  c  |  C  de  vend.  reb.  civ.  it,  )i  aber  aii^lär  und 
nicht  auszudehnen  bt  Auch  bleibt  im  Falle  der  Einschrinkuog  der 
Handlungsfähigkeit  bei  gewissen  Geschäften  die  selbständige  Handlungs- 
fähigkeit im  Übrigen  unverkürzt.  So  kann  B.  nach  dem  Erk.  des 
R.  G.  V.  2.  Juni  82  Seuff.  Bd.  38  N.  4  ein  Klosterkonvcnt,  obschon  zur 
Veräusserung  ohne  bischöfliche  Genehmigung  unfähig,  doch  mit  Wirk- 
samkeit tur  das  Kloster  eine  Volhiucht  zur  Eropfangiuhmc  von  Zahlungen 
aus  der  ungültigen  Veriusserung  ertheilen. 

)  Man  vgl.  die  Gcmeindeordnungeü  (Nadi weise  b.  E.  Loning  S.  186 
bis  187  u.  G,  Meyer  Suatsr.  $  114  N.  2);  die  Gesetze  über  höhere  Koin- 
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gung  zur  Perfektion  von  WiUeDsaktionen  gefordm,  welche 
ab  specifiscbe  Äusserungen  eines  Gemeinlebens  stets  nur 
von  Gesammtpersonen  ausgeben  können'.  Dies  begegnet 
am  allgemeinsten  bei  autonomischen  SatzungenV  überdies 
insbesondere  bei  der  Ausschreibung  von  Beiträgen'»  bei  den 
Wahlen  von  Vorstehern^  und  bei  manchen  anderen  Akten 
der  Selbstverwaltung*.  In  allen  diesen  Fällen  ist  die  Ein- 
schränkung der  körperschaftlichen  Willens  und  Hjudlungs- 
fähigkeit  von  gleicher  formeller  Beschaticnheit,  kann  jedoch 


munalverbäixle  (z.  B.  Preuss.  Kreis-O.  S  176  u.  Prov.-O.  $  119,  Sächs. 

Ges.  über  die  Bezirksverbändc  J  22,  Hess.  Vcruahungsges.  Art.  118, 
Bad.  (^cs  V.  5,  Okt.  6}  5  54);  die  Bestimmungen  über  die  kirchliche 
Vemu)gensvcrwaltung  (z.  B.  hinsichtlich  der  k.ithol.  Kirche  Preuss.  Ges. 
V.  20.  Juni  75  5  50,  hinsichtlich  der  cvangel.  I\irv:hcn  l'rcuss.  Ges.  v. 
3.  Juni  76  Art.  24—26,  6.  Apr.  78  Art.  32—34,  6.  Aug.  83  Art.  24—26, 
19.  Märt  86  An.  ]8-*ao);  ferner  Preuss.  Wttsergenoss.  Ges.  $  $1; 
Rcichsgew.  O.  $  89;  Rddttges.  über  die  UnfaUversich.  $  18;  endlich 
die  allg.  Bestimm,  des  Pr.  L.  R.  U,  6  $  8)— 85  u.  des  Code  civ.  An.  $57, 
1712  u.  204$. 

*  Doch  gehen  nuch  diese  Eiaschränlningen  immer  nur  auf  Grund 
besonderer  Kechtssatze. 

'  Das  Erforderniss  einer  sudtlichen  Zustimmung  zu  Statuten  und 
sonstigen  Satzungen  besteht  nicht  nur  durchweg  bei  Gemeinden  jeder 
Ordnung,  sondern  r^^roißig  auch  bei  Itirchtichcn  Verbinden  und  Ober- 
haupt bei  allen  öffentlichen  Genossenschaften;  vgl.  Kcsin  S.  182  ff.  — 
Allgemein  nach  Pr.  L  R.  II,  6  5  50,  J4  "  5  5    Bad.Verordn.  v.  17. Nov.  8}. 

'  Abgesehen  von  den  Gesetzen  über  Gemeindesteuern  und  sonstige 
kommunale  Umlagen  und  Lasten  (vgl.  E.  Loning  S.  187  ff.)  machen 
namentlich  auch  die  Gesetze  über  die  Rechtsverhältnisse  der  kirchlichen 
Verbände  in  matinichfacher  Abstufung  die  Ausübung  des  Selbst  besteue- 
rungsrechtes von  einer  st;iatlichen  Mitwirkung  abhängig.  Vgl.  femer  Pr. 
A.L.R.  II,  6  S  66-67. 

4  So  hauptsScfatich  noch  bei  Gemebdeverbinden  jeder  Ordnung 
und  sonstigen  öffentlichen  Körperschaften,  deren  Vorsteher  sugletch  mit 
staatfichen  Funktionen  betraut  sind;  allgemein  nach  Pr.  L.  R.  I],  6 
S  J6o  ff 

5  So  bisweilen  noch  hei  der  Feststellung  eines  Haushaltsplanes 
(£.  Löm'n^  S.  101  N.  5),  der  Errichtung  eines  Schuldentilgungsplanes 
(Pr.  L.  R.  II,  6  ^  97  ff.),  der  Aufnahme  oder  dem  Ausschluss  von  Mit- 
gliedern (Pr.  L  R.  II,  6  5  48),  der  Anstellung  oder  EntUssung  von 
Beamten  u.  s»  w. 
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eine  verschiedene  materielle  Bedeutung  haben,  jenachdem 
der  Siaai  bei  der  LrLlicilung  oder  \  cisagung  der  Genehmi- 
gung frei  oder  gebunden  ist'. 

Die  präventive  Aufsicht  vermag  sich  überdies  durch 
mancherlei  andere  Mittel  zu  bethätigen,  welche  sowohl  iunier 
dem  Genehmigungsrecht  zurückbleiben  als  dasselbe  über- 
schreiten können.  So  begegnet  einerseits  ein  blosses  staat- 
liches Einspruchsrecht  gegen  einzelne  mögliche  Inhalte  eines 
in  der  Bildung  begriffenen  körperschaftlichen  WiUensent- 
schlusses*.  Andrerseits  ist  mitunter  dem  Staate  die  Initiative 
bei  der  Feststellung  des  Inhaltes  oder  umgekehrt  die  end- 
liche Entscheidung  zwischen  mehreren  ihm  als  möghch  vor- 
zulegenden Inhahen  des  Gemeinwillcns  vorbehalten'. 

Immer  jedoch  gehört  es  zu  dem  Begriff  der  vorbeugen- 
den Aufsicht,  dass  die  körperschaftliche  Willensentschhessung 
durch  die  staatliche  Willensentschliessung  nur  ergän:^iy  nicht 
rri«/^  wird^  Im  Bereiche  der  Aufsicht  wird  daher  ein 


'  Bisweilen  kann  der  Staat  die  Genehm if^  11  i,g  nur  unter  Angabe 
von  Gründen  (7.  B.  bei  Wahlen),  bisweilen  nur  aus  beslininiten  Grün- 
den (z.  B.  bei  kirchlichen  Unilagebcschiüssen),  bisweilen  überhaupt  nur 
im  Falle  der  Rechtswidrigkeit  des  Beschlusses  (vgl.  oben  S.  6^4  N.  a)  ver- 
sagen. Reichhaltig  an  derartigen  Abstufungen  sind  namentlich  die  neueren 
Kirchenverfassungsgesetie.  Vgl.  auch  R.  Gew.  O.  $  89  u.  92, 5  98^  u.  98>'. 

*  So  das  vielumstrittene  staatliche  Einspruchsrecht  gegen  die  Be- 
sctxung  von  Kirchenimtem  mit  bestimmten  Personen;  oder  das  Recht, 
von  einer  vonulegenden  Kandidatenliste  eine  Ansahl  von  Kandidaten 
au  streichen. 

)  Das  Erstere  bt  z.  B.  der  Fall,  wenn  eine  körperschaftliche  Wahl 

nur  unter  den  vom  Staat  be/cichneten  Personen  stattfindet,  das  Letztere, 
V.  enn  der  Staat  unter  melireren  von  der  Körperschaft  zu  Wählenden 
entscheidet. 

*  Darum  gewahrt  ?..  B.  die  Kirchenhoheit  als  solche  dcni  Staate 
mit  seinem  Autsichtircclu  über  die  \  cr\vahung  und  VcrvtcnUuug  des 
Kirchenvermögens  nicht  zugleich  die  Befugniss,  über  kirchliche  Einkflnite 
einseitig  zu  kirchlichen  oder  bürgerlichen  Zwecken  zu  verfugen ;  Erk.  des 
O.  A.  G.  Wiesbaden  v.  aS.  Jan.  $2  Seuff.  M  10  N.  Ebenso  liegt  in 
dem  staatlichen  Aufsichtsrecht  über  eine  ab  Privataostalt  gestiftete  Wit- 
wen- und  Waisenkasse  keineswegs  die  Befugniss,  einseitig  ein  Recht 
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innerer  Mangel  der  körperschaftlichen  WillensbiMung  niemals 
durch  die  staatliche  Genehmigung  gebeilt Ist  aber  durch 
Gesetz  oder  Verfassung  der  Staat  zu  einseitiger  Willensaktton 

innerhalb  des  regelrechten  Lebensganges  einer  juristischen 

Person  berufen,  so  ist  er  derselben  insowcii  nicht  mehr  blos 
übergeordnet,  sondern  zugleich  eingesenkt*.  Damit  ist  also 
dem  Verbandsorganisnius  ein  staatsanstaltHches  Element  em- 
gestiftet,  welches  .den  Körperschaf tsbegriti  im  Sinne  des 
Änstaltsbegriffes  modificirt'. 


zum  Eintritt  zu  ertbeilen ;  Edt.  des  O.  A.  G.  Labeck  v.  29.  Apr.  4} 
Seuff.  Bd.  9  N.  7. 

'  Vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  5.  Mai  82  C.  S.  Bd.  7  N.  67  S.  2jo-2}8  : 
Ungültigkeit  einer  Vererbpachtung  von  Pfarrgütern  ohne  den  nach  nur- 
kischcm  I'rovinzialrccht  erforderlichen  Beitritt  der  Kirchen  Vorsteher,  trotz 
crtolgicr  Bestätigung  seitens  der  kirchlichen  Aufsichtsbehörde. 

*  So  wenn  der  Staat  Vorsteher  oder  andere  Beamte  der  Körper- 
schaft XU  eroennea  hat  (woran  ein  körperschaftliches  Vorschhigsrecfat 
dann  nichts  ändert,  wenn  es  den  Staat  nicht  bindet) ;  wenn  er  Mitglieder 
in  die  Körperschaft  aufnehmen  oder  aus  ihr  entfernen  kann ;  wenn  er 
den  Stichentscheid  bei  Stimmengleichheit  übt  (Pr.  L.  R.  II,  6  5  63);  wenn 
er  einseitig  über  das  Körperschaltsvermög^n  verfügen  dar!  u.  5.  w.  Der- 
artige staatliche  Befugnisse  sind  d.iher  mangels  eines  ausdrücklichen  Vor- 
behaltes als  bcseit!c:t  anzusehen,  sobald  der  fraglichen  Körperscluift  die 
selbständige  \  crwaitung  iiircr  eignen  Angelegenheiten  unter  blosser  Auf- 
sicht des  Staats  dngerlumt  ist.  Dagegen  ist  hiermit  nicht  ohne  Weiteres 
ein  bis  dahin  begründetes  staatliches  Genehmigungsrecht  aufgdioben. 
Oeshalb  hat  a.  B.  das  O.  Tr.  Berlin  im  Erk.  v.  14.  Mai  77  Entsch.  Bd.  44 
S.  194  mit  Recht  angenommen,  dass  durch  Art.  15  der  Pr.  V.  ü.  die 
Bestimmung  des  Pr.  L.  R.  II,  11  $  960  (mit  §  949  u.  952),  wonach  ein 
Kloster  zur  Veräusserung  von  Grundstücken  staatlicher  Genehmigung 
bedarf,  nicht  beseitigt  ist.  Ebenso  Erk.  des  R.  G.  v.  i}.  Jan.  80  C.  S. 
Bd.  I  N.  ijo  S.  36}  — 565. 

^  Deshalb  erscheinen  z.  R.  die  Universitäten  nach  heutigem  Hecht 
auch  dann,  wenn  sie  als  »Korporationen«  gelten,  in  wesentlichen  Punk- 
ten als  Suatianstalten.  Dies  ist  vftUIg  verkannt  in  einem  £rk.  de$O.A.G. 
Darmstadt  v.  39.  Apr.  56  Seuff.  Bd.  ti  N.  184,  welches  aus  der  landes- 
herrlichen Anstelltmg  eines  Universitätssdcreilrs  eine  Klage  wegen  G.e- 
haltsverkQranng  nur  gegen  den  Staat,  nicht  gegen  die  Universität  als 
solche  zulässt,  weil  der  Landesherr  den  Staat,  nicht  die  Universität  reprä- 
sentire  und  durch  die  Anweisung  auf  die  Universitatskasse  zwar  eine 
V^erpfliclitung  zum  Gehorsam,  nicht  aber  ein  Vertragsverhältniss  zwischen 


Digitized  by  Google 


6^2 


Vkrks  Kttpitd. 


Dass  allen  diesen  die  Gebundenheit  der  Gemetnwillen 
durch  höhere  Gemeinwillen  setzenden  und  begrenzenden 
Rechtsnormen  zugleich  eine  Fülle  subjektiver  Recblc  und 
Pflichten  entspringt,  ergiebt  sich  aus  der  obigen  Darlegung*. 
Dieselben  sind  im  Einzelnen  von  mannlchüach  ungleichem 
Gehalt.  Sie  erscheinen  jedoch  zuletzt  als  Ausflüsse  zweier 
einander  gegenöberstehender  persönlicher  Grundrechte:  des 
Rechtes  der  übergeordneten  Gcsannntperson  an  der  Persön- 
lichkeit ihres  zusammengesetzten  Gliedes  und  des  Rechtes 
der  untergeordneten  Gesammtperson  auf  Freiheil  der  eignen 
Persönlichkeit.  In  der  Anwendung  auf  die  staatliche  Ge- 
bundenheit der  juristischen  Personen  wird  jenes  als  Körper- 
Schaftshoheit  (bezw.  Kirchen-,  Kommunal-,  Stiftungs- 
holicit  11.  s.  w.),  dieses  als  körpersciuittliches  (bczw,  kirch- 
liches, kommunales,  genossenschaftliches  u.  s.  w.)  Seibst- 
verwaltungsrecht  bezeichnet. 

III.  Soweit  nun  hiemach  sich  der  Bereich  ihrer  rechtlich 
anerkannten  Willens-  und  Handlungsfiihigkeit  erstreckt»  will 
und  handelt  die  juristische  Person  durch  verfassmgsmäfjige 
Aktionen  ihrer  Organe.  Sie  will  und  handelt  also  dann  und 
nur  dann ,  wenn  ein  verfassungsmäßiges  Organ  innerhalb 
seiner  verfassungsmäßigen  Zuständigkeit  in  verfas&ungs- 


der  Universität  und  dem  Sekretär  begründet  habe.  —  In  analoger  Weise 
können  die  Gliedkörperschaften  eines  zusammengesetzten  Körpers  einer 
über  die  Aufsicht  hinnus^^ehenden  Einwirkung  des  höheren  Gesammt- 
willens  untersvorfen  sein  und  hiermit  ein  mehr  oder  minder  anstaUHches 
Gepräge  empfangen.  So  überwiegt  t..  B.  bei  allen  kirchlichen  Körper- 
schaften das  kirchenanstaltliche  Element.  Wenn  daher  z.  B.  das  O.  Tr. 
Berlin  im  Erk.  v.  20.  Sept.  5  3  SeuiT.  Bd.  8  N.  15  das  trotz  der  Verwerfung 
der  AnnahRie  eines  Eigenthums  der  Gcsanmitkirche  am  Kirchenvermögen 
dem  Bischof  suerkaimte  Rcdit,  eine  Vindikation  fito-  eine  P(arrfcirdie 
anzustellen,  aus  dem  bischöflichen  »Oberaufsicbtsrecht«  dber  die  als  Eigen- 
thOmeria  tu  betrachtende  »Kirchengemeinde«  herleitet,  so  ist  dabei  Aber' 
sehen,  dass  die  einseitige  Vertretung  vorGcrkfat  keine  Aufsacfatshandbi^ 
ist,  sondern  nur  durch  die  Stellung  des  BischoOi  als  »Haupt«  jeder  Einttl- 
kirche  seiner  Didcese  gerechtfert^  werden  kann. 

'  Vgl.  dazu  oben  S.  153—155. 
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mäßiger  Form  funktionirt.  Dabei  macht  es  in  allen  drei 
Beziehuagen  keinen  Unterschied,  ob  die  Rechtsnormen, 
welche  den  gemeinheitlichen  Organismus  determiniren,  f^r 
das  konkrete  Gemeinwesen  durch  Autonomie  oder  Observanz 

ci^'cns  gcschalicii  sind  oder  ilun  aus  dem  Vorrath  gesetz- 
licher oder  gewohnhciisrcchtlicher  Regeln  über  Körper- 
schaften überhaupt  oder  über  eine  besiimmie  Gattung  der- 
selben zufliessen Denn  in  Ansehung  des  einzelnen  Ver* 
bandes  erscheint  der  gesammte  Normenkomplex,  welcher 
sein  Lebensgesetz  bildet,  als  ein  einheitliches  Verfassungs- 
recht, welches  einerseits  durchweg  objektives  Recht,  andrer- 
seits durchweg  besondere  Ordnung  gerade  dieses  Gemein- 
lebens ist*. 

I.  Vor  Allem  ist  es  also  erforderlich,  dass  ein  verfas- 
simgsmäßiges  Organ  in  Funktion  tritt. 

Ein  solches  mnss  zunächst  als  vetfassut^smäßige  £m- 
richtung  begrOndet  sein.  Jedes  einzelne  Organ  ist  als  stän- 

dii^e  Daseinsmodalität  eines  rechtHch  normirien  socialen 
Korpers  ein  besonderes  Rechisinstitut.  Sein  Bestand  ist  da- 
her ein  Satz  des  objektiven  Rechtes'.  Ausserhalb  des  ver- 
fassungsmäßigen Rahmens  der  Verbandsorganisation  kann 

*  Ucbrigcns  knnn  auch  ein  Gesetz  sich  in  der  Heranbringung  der 
\ erta>sLin^'  einer  iin/  Lcn  juristischen  Person  erschöpfen,  wie  dies,  von 
den  Staatsverfjssuni^sgcset/en  abgesehen ,  die  Verfassungsgesetze  für 
einen  cinzehien  Provinzial-  oder  Kommunalvcrband  (z.  B.  in  Preussen), 
tar  eine  einzelne  Stadt  (z.  B.  das  Ges.  v.  ly  Mar^  67  iur  Franklurt  a.  M.), 
ftr  ene  ^^ifentliche  Bank  (x.  B.  das  Reichsbankgesetz)  zeigen.  Umgekehrt 
kann  das  Statut  einer  Körperschaft  genereUe  Satzungen  tkber  die  Verfas- 
sung von  Gliedkörpem  enthalten. 

<  Darum  bt  einerseits  gleich  der  staatlichen  Verfassungsurkunde 
jedes  Gesetz  über  die  Ver&ssung  eines  dtizelnen  Verbandes  ein  Geseu 
im  matcrielkn  und  nicht  Mos  im  formellen  Sinn,  jedes  Verfassungsstatut 
dne  Satzung  und  nicht  ein  Vertrag.  Andrerseits  bilden  (lir  jeden  ein- 
lelnen  Verband  die  ihn  sei  es  unabänderlich  sei  es  in  Ergänzung  seines 
Statuts  ergreifenden  allgemeinen  Vcrfassungsrcgeln  zugleich  einen  inte* 
grirenden  Bcstandthcil  «meines  besonderen  Verfassungsrechts. 

J  Vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  24.  Sept.  80  C.  S.  Bd.  2  N.  19  S.  65: 
objektives  Recht,  das  der  Richitr  kennen  oder  von  Amts  wegen  erforschen 
muss,  ist  auch  die  Organisation  einer  einzelnen  Gemeinde,  insbesondere 
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wohl  ein  Auftrag  und  eine  Vollmacht  ertheilt  oder  ein 
Dienstvertrag  geschlossen,  niemals  aber  eine  Organsteliung 
verliehen  werden.  Vielmehr  bedarf  es»  um  ein  neues  Organ 
zu  schaffen  oder  ein  vorhandenes  Organ  umzuwandeln  oder 

zu  beseitigen,  stets  zuvörderst  einer  Verfassungsänderung  ^ 

Südann  niuss  die  verfassungsmäßige  Bildung  des  Organes 
verwirklicht  sein.  Dieselbe  vollzieht  sich  durch  die  verfas- 
sungsmäßige Berufung  bestimmter  Personen  zu  der  objektiv- 
rechtlich  norniirten  Organstellung.  Diese  Berufung  erfolgt 
entweder  unmittelbar  durch  Rechtssatz,  indem  allen  oder 
gewissen  Mitgliedern  eine  Organstellung  zugewiesen  wird,  * 
oder  durch  die  Vermittlung  von  WÜlensaktionen  bereits 
konstituirter  Organe,  welche  durch  Wahl  oder  Ernennung 
offene  Stellen  zu  besetzen  haben*.  In  entsprechender  Weise 
geschieht  die  Abberufung  aus  der  Organstellung  bald  un- 
mittelbar  durch  den  Eintritt  eines  sie  kraft  Rechtssatzes  be- 
endenden Thatbestandes,  bald  durch  d.is  Mitici  einer  dazu 
ermächtigten  gemeinheitiichen  Willensaktion^  Den  auf  die 

der  Bestand  oder  Nichtbestand  einer  ■Gemeindebdiörde«.  Vgl.  auch  Erk. 
V.  17.  Okt.  82  Bd.  8  N.  120  S.  404. 

'  In  diesem  Sinne  hat  das  R.  Ü.  H.  G.  im  Hrk.  v.  12.  Okt.  74 
Bd.  14  N.  80  S.  244  —  2)6  CS  für  eine  Verfassungsänderung  erklärt,  wenn 
ein  durch  Gewer kschaitsbeschluss  eingebauter  Grubenvorstand  von  fünf 
Mitgliedern,  die  nach  der  gesetzlichen  Regel  nur  kollektiv  liaadelo  konn- 
ten, in  einen  schon  durch  je  zwei  Mitglieder  dargestellten  Grabenvontand 
umgewandelt  wird;  es  hat  daher  einen  späteren  Gewerkschaftsbeschluss, 
welcher  ohne  die  für  Statutenänderungen  geltenden  Erfordernisse  den 
Grubenvorstand  aur  Einziehung  von  Wechselverbindlichkeiten  mit  der 
Untersclirift  von  zwei  Mitgliedern  ermächtigte,  als  nichtig  behandelt  und 
die  \'erbindlichniachung  der  Gewerkschnft  durch  ein  nach  Maßgabe  dieses 
Beschlusses  abgegebenes  Weciisclacccpt  verneint.  Vgl.  auch  Rrk.  des  R.  O. 
H.  G.  V.  4.  Okt.  71  Bd.  3  N.  J9  S.  183,  V.  8.  Mai  72  Bd.  6  N.  87 
S.  392  (f.  u.  V.  6.  Dec  73  Bd.  12  N.  11  S.  32  iF.,  wonach  ein  Kollektiv- 
vorstand  zwar  seinen  dnzeliwn  Mi^liedem  Aufträge  und  Vollmachten 
ertheilen,  nicht  aber  allgcmdn  der  kollektiven  Bnhdt  «In  einzelnes  Vor- 
standsmitglied substituiren  kann. 

*  Vgl.  über  diesen  Unterschied  meinen  Aufsat;;  über  Labnnd  S.  44  (T. 

J  Ersieres  z.  B.  durch  Ablauf  einer  statutarisch  oder  gesetzlich  fwie 
durch  H.  G.  B.  Art.  124  mit  191  Abs.  2  u.  5)  begrenzten  Amtsdauer, 
Letzteres  durch  Absetzung  oder  W  iderruf  (oben  S.  187  N.  2). 
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Ürganbildung  bezüglichen  Normen  und  Normenkümplcxen 
entspringen  somit  theils  direkt,  theils  indirekt  mannichfaclie 
subjektive  Rechte  und  Pflichten  und  aus  solchen  zusammea- 
gcsetzte  Rechtsverhältnisse  ^  Zugleich  aber  bedingen  alle 
diese  Rechtssätze  als  Bestandtheile  des  Lebensgesetzes  der 
Gesanimtpersönlichkett  die  Organbildung  im  Rechtssinne. 
In  Ermangelung  einer  verfassungsmäßigen  Berufung  gilt 
daher  eine  thatsächlich  als  Organ  fungireiide  Person  oder 
Personenmehrheit  rechtlich  nicht  als  Organ  und  ihre  Hand- 
lung nicht  als  Körperschaftshandlung'.  Nur  ist  dabei  zu 
beachten,  dass  die  gesetzlichen  und  statutarischen  Rechts- 
satze Ober  die  formelle  L^itimation  als  Körperschaftsorgan 
im  Bereiche  ihrer  Tragweite  auch  ein  materiell  illegitimes 
Organ  befähigen,  in  recluswirksainer  Weise  zu  funktioniren  ^ 


*  Dieselben  sind  sämnitlich  personenrechtlicher,  je  nach  der  Beschaffen- 
bett  des  Verbandes  aber  öffentlichrechtlicher  oder  privatrechtlicher  Natur; 
sie  sind  gliedni  irML':c  Beziehungen,  können  jedoch  den  Gegenstand  von 
körpersciiaftlicheti  individualrechten  bilden;  vgl.  obea  S.  1S2  ff.,  191,  192 
N.  2,  2j8,  260,  282,  298—299,  }i6. 

*  Die  mit  dem  Wesen  der  Staatsgewalt  als  souveräner  Gewalt  ge- 
gebenen Momente,  weiche  bei  der  Frage  nach  der  rechtswirksanien  Re- 
präsentation des  Staates  durch  den  iUegitimen  thatsächlichen  Inhaber  dci 
Staatsgewalt  zu  einer  entgegengesetzten  Entscheidung  drängen  (vgl.  die 
Erk.  des  O.  L.  G.  Hamburg  v.  7.  JuU  82  SeufF.  Bd.  }8  N.  1  )o  u.  des  R.  G.  v. 
)a.  Apr.  84  C.  S.  Bd.  14  N.  t2i  S.  4j4,  das  letztere  aber  S.  4^5  zu- 
gleich aber  die  Wirkungen  der  Kassatbn  solcher  Regierungshandlongen 
durch  eine  neue  Regierung),  s|rielen  im  Körperschaftsrecht  keim  Rolle. 

'  Insoweit  Hegt  eben  eine  verfassungsmäßige  Berufung  vor.  Hierher 
gehören  namentlich  die  Vorschriften  über  die  Legitimation  des  Vorstandes 
nach  aussen.  So  hat  die  gesetitlich  angeordnete  Kundmachung  der  Be- 
stellung und  Abberufung  von  Vorstandsmitgliedern  (vgl.  z.  B.  H.  G.  B. 
Art.  2jS  u.  225,  Genoss.  Ges.  |'  18  u.  2j,  R.  Gew.  O.  5  Hült's- 
kasscngesetz  $  17,  Krankenversich.  Ges.  §  34,  Preuss.  VV'assergenoss.  Ges. 
5  iS.  Sachs.  Cieii.  §  16,  19  u.  71,  Bavcr.  Ges.  Art.  l\  u.  17)  zwar 
keinorlci  konstitutive  Kralt,  weshalb  der  statutenmäßig  beslelhe  \'orstand 
auch  vor  derselben  rechtswirksam  tur  die  Geaossenschatt  handelt  (Erk. 
des  R.  G.  v.  II.  Mai  83  C.  S.  Bd.  9  N.  18  S.  90-92).  Allein  ein  ge- 
hörig angemeldeter  oder  eingetragener  Vorstand  ist  als  solcher  selbst 
im  Falle  der  Ungültigkeit  seiner  Wahl  oder  sonstigen  Bestellung  bb  zur 
Wiederbeseitigung  des  äusseren  Scheines  seiner  Rechtmäßigkeit  legitimirt ; 
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Auch  kann  der  Mangel  einer  verfassungsmäßigen  Berufung 
durch  nachträgliche  ausdrückliche  oder  stillschweigende  An- 
erkennung geheilt  werden*. 

Weiter  muss  der  verfassuni^smäßige  Träger  der  Organ- 
stellung handeln.    Insoweit  die  Organstellung  durch  eine 


so  ausdrücklich  das  Sachs.  Ges.  5  i8  Abs.  4,  ebenso  aber  aus  allpc- 
meinen  Gründen  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  21.  Jan.  76  Bd.  20  N.  60 
S.  207  ff.  Und  dne  spätere  Veränderung  des  Vorsundes  kann  bis  zu 
ihrer  Kundmachung  durch  Eintragung  (beaw.  Anxdge  u.  s.  w.)  Dritten 
nur  im  Falle  einer  nachweisbar  anderweit  erlangten  Kennmiss,  nach  der 
Kundmachung  dagegen  stets  ausser  dem  Falle  entschuldbarer  Unkennt-  ^ 
niss  entgegengesetzt  werden.  Daneben  gilt  für  Vorstände  von  einge> 
schriebenen  Hülfskasscn  17  .\bs.  2),  Innungen  und  Innungsverbänden 
(Gew.  O.  f,  loi  Abs.  3  u.  104*  .\bs.  2),  Ortskrankenkassen  3$  Abs.  2) 
und  Rerufsgenossenschattcn  für  Unlallvcrsicherung  (§  23  Abs.  3)  die  ge- 
setzliche Bestimmung,  dass  zu  ihrer  Legitimation  bei  allen  Rechtsge- 
schäften eine  behördliche  Bescheinigung  genügt,  »dass  die  darin  beieich- 
neten  Ptrsonen  lur  Zeit  den  Vorstand  bilden«;  vgl.  auch  B«yr.  Ges. 
Art.  15  Abs.  4  (Legitimation  durch  Gerichtszeugniss  Ober  gehörige  An- 
meldung), Preuss.  Bergges.  5  118  Abs.  3  (Legitimation  durch  dne  Aus- 
fertigung des  Walilprotokolles)  u.  s.  \v.  .\usserdcm  können  die  gesetz- 
lichen Bestimmungen  über  die  Formen  der  Legitimation  des  Vorstandes 
durch  statutarische  Bestimmungen  ergänzt  und  zum  Theil  (\\\q.  bei  den 
Genossenschaften  des  Saclis.  K.  nach  S  H)  «^uch  abgeändert  werden; 
und  bei  manchen  (jenossenschaften  gehören  derartige  Anordnungen  nnn 
gcsctslich  nothwendigen  Statuteninhak  (Genoss.  Ges.  S  3  7>  Pkuss. 
Wassergenoss.  Ges.  S  n  Z.  7,  Bayr.  Ges.  Art.  j  Z.  5).  Gleich  der  Vor- 
stdierschaft  können  vielfach  auch  andere  Organstellungen  durch  verfas- 
sungsmäßig als  berufen  legitimirte,  obschon  vielleicht  in  Wahrheit  nicht 
berufene  Personen  rechtsgültig  verseben  worden  l'nd  dies  gilt  nicht  blos 
für  äussere,  sondern  auch  für  innere  Lebensvorg.inge  des  Gemeinwesens, 
so  dass  z.  B.  die  Berufung  und  Leitung  einer  Vcrsanmilung  durch  einen 
formell  legiiimirten  Nichtberechtigten  wirksam  erfolgen  oder  die  Stimm- 
abgabe sdtens  eines  als  Mitglied  legitimtrten  Kichtmitgliedes  (z.  B.  auf 
Grund  des  H.  G.  B.  Art.  220  mit  183)  au  Recht  bestehen  kann. 

'  Hierbd  liommt  es  dann  auf  Beschaffenheit  und  Umfang  der  ver- 
letzten subjektiven  Rechte  an.  Bd  Aktiengesellschaften  kann  jetzt  z.  B. 
schon  durch  blosse  Nichtanfechtung  eines  Generalversammlungsbeschlusses 
in  den  Formen  und  Fristen  des  Art.  223  die  Anmaßung  von  Stimm- 
rechten, eine  verfassungswidrige  Wahl,  die  Thätigkdt  illegitimer  Vor- 
stände und  Aufsicbtsräthe  u.  s.  w.  konvalesciren. 
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Einzelperson  ah  solche  ausgefüllt  wird,  erscheint  dieselbe  für 
sich  allein  als  Trägerin  des  Gemeinlebens  \  Vielfach  ist  je- 
doch eine  Organstellung  einer  Mehrheit  von  Einzelpersonen 
in  ihrer  hoüektiven  Zusammenfassung  übertragen,  so  dass  diese 
Personen  nur  verbunden  im  Stande  sind,  die  fragliche  Funk- 
tion des  Gemeinlebens  wirksam  zu  versehen'.   Vor  Allem 


'  Hei  allen  privaten  und  vielen  örlciitlichen  Körpcrschalicn  sind 
Ein/cK  orstclier  zulässig,  bei  manchen  ötTcntlichcn  Körpersclialten  (wie 
meist  bei  Landgemeinden)  gesetzlich  vorgeschrieben.  Auch  könnep  mehrere 
Vorsteher  dergestalt  bestelh  sein,  dass  Jeder  von  ihnen  lur  sich  sei  es 
fibcrhaupt  oder  sei  es  doch  nach  aussen  den  ganzen  Vorstand  darstellt; 
nnd  Air  gewisse  Funktionen  ist  eine  solche  solidarische  Ermächtigung 
sehr  Qblich,  fikr  den  Empfang  von  Zustellungen  sogar  durch  das  Gesetz 
unabänderlkh  begrOndet  (C.  Pr.  O.  $  157  Abs.  ),  vgl.  Genoss.  Ges.  $  24, 
Preuss.  Bergges.  $  t3),  Sachs.  Ges.  §  21  Abs.  2,  Bayr.  Ges.  Art.  16 
Abs.  2).  Sodann  pflegt  auch  bei  kollektiven  oder  kollegialen  Vorständen 
ein  Einzelner  in  gewissem  Umfange  als  selbständiges  Haupt  des  Ver- 
bandes 7U  fungiron  und  ebenso  mit  den  übrigen  Stellen  im  Vorstande 
ein  besonderer  V.  irkuiurskrcis  verknüpft  /u  sein.  Gleiches  wiederholt 
sich  bei  .illen  sonstigen  Korpcrschattsänucrn.  Zuletzt  aber  setzt  sich  auch 
die  Thatigkeit  komplexer  Organe  aus  den  \\'illensaktionen  Einzelner 
zusammen,  welche  insoweit,  als  sie  den  von  ihnen  hineinzugebenden 
WiHcn  lur  sich  zu  bUden  und  zu  erklären  lubcn,  Trager  bcsoudcrci 
Organssellungen  sind.  Somh  gewährt  federn  Mitgliede  sein  Stimmredit, 
jedem  Gliede  einer  zusammengesetzten  Behörde,  eines  Ausschusses  u.  s.  w. 
sein  Antheil  an  der  gemeinschaftlichen  Funktion  eine  individuelle  Organ- 
trigerschaft. 

'  Die  koUdEtive  Organträgerschaft  begegnet  insbesondere  bei  Vor- 
stlnden.  Vielfach  spricht  sogar  flkr  eine  solche,  sobald  der  Vorsund  aus 
mehreren  Personen  besteht,  eine  gesetzliche  Vermuthung;  so  bei  Aktien- 
geellschaften  (Art.  229),  eingetragenen  Genossenschaften  ($  19),  Genossen- 
schaften des  Sichs.  R.(5  21),  anerkannten  Vereinen  des  Bayr.  R.  (Art.  14), 
Gewerkschaften  u.  S.  w.  Im  Zweifel  sind  dann  nur  Alle  insgesammt  das 
Organ;  doch  können  auch  je  zwei  oder  mehrere  beliebige  Mitglieder  des 
Vorstandes  oder  die  Inhaber  bestimmter  Stellen  (/..  B,  der  Vorsitzende  und 
der  Kassierer)  oder  der  Inhaber  einer  bestimmten  Stelle  in  Verbindung  mit 
einem  beliebigen  Mitgliede  kollektiv  berufen  sein.  Auch  ist  es  möglich, 
die  KollektivirAgerschaft  auf  einen  gewissen  Geschäftsbereich  zu  bc- 
sclirankcn  oder  für  verschiedene  Bereiche  verschieden  zu  gestalten.  Soweit 
aber  dieselbe  sich  erstreckt,  crsciieini  das  einzelne  VorsiandsmitglieJ  für 
sich  allein  überhaupt  nicht  ab  das  berufene  Organ  und  seine  Handlung 
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aber  werden  die  wichtigsten  Organstellungen  organisirten 
PersmenmheUtn  zugewiesen.  Als  solche  erscheinen  in  un- 
endlicher  Mannichfaltigkeit  der  Bildung  Mitgliederversamm- 
lungen, Repräsentantenversammlungen  und  kontrolirende 
oder  verwaltende  Kollegien;  desgleichen  die  für  einzelne 
Zwecke  bestehenden  Kommissionen,  Ausschüsse  und  zu- 
sammengesetzten Behörden;  auch  die  zur  Lösung  bestimmter 
Aufgaben  besonders  organisirten  Gliederverbände,  Klassen, 
Gruppen  oder  Sektionen.  Die  Organisation  aller  derartigen 
komplexen  Organe  beruht  auf  einer  Fölle  von  Rechtsnormen, 
welche  einen  Personeninbegriff  zu  einheitlichem  Wollen  und 
Handeln  befähigen.  Diese  Rechtsnormen  begründen  wiederum 
unmittelbar  oder  mittelbar  verschiedenartige  subjektive  Rechte 
und  Pflichten*.  Zugleich  aber  entscheiden  sie  darüber,  ob 
im  einzelnen  Falle  Oberhaupt  die  zur  Trägerschaft  der  be- 
treffenden Organstellung  berufene  Personeneinheit  oder  viel- 
mehr iri^cnd  ein  hierzu  nicht  berufener  Pcrbünenkomplex 
gewollt  oder  gehandelt  hat*.  Wenn  daher  durch  die  Yer- 


nicht  als  KörperschaftshandJung.  Vgl  Erk.  des  R.  G.  v.  7.  Mär«  8)  C  S. 

Bd.  8  N.  22  S.  88—91.  Dies  gilt  mangels  abweichender  Satzung  auch 
für  mündliche  Willenserklärungen;  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  4.  Okt.  71 
u.  II.  Febr.  7s  Bd.  3  N.  39  S,  18}  u.  Bd.  16  N.  n  S.  35;  Erk.  des 
R.  G.  V.  27.  M.ir/.  8)  b,  Seuti.  Bd.  41  N.  154  (da  sie  nicht  Beauftragte, 
sondern  »Repräsentanten  der  Genossenschaft  sind  und  diese  ihre  Rechts- 
stellung auf  dem  Gesaninitwillen  der  G.  beruht«,  können  sie  ihre  Stellung 
nicht  auf  Einen  unter  ihnen  übertragLii ,  sie  brauchen  jedoch  nichf  noth- 
wendig  gleichzeitig  zu  handeln,  es  genügt  vorherige  oder  nachträgliche 
Zustimmuiig  ai  dem  dnidiMn  Geschifmbscbluss).  —  Als  einen  Fall 
kollektiver  Organträgerschait  muss  man  auch  die  Berufung  dner  be- 
stimmten Anzahl  beliebiger  Mitglieder  zur  Ausflbung  von  Köipcrscbafe- 
fimktionen  kraft  der  oben  S.  267  ff«  besprochenen  MiDderfaeitsrechte 
auflassen. 

'  Vgl.  meinen  Aufsatz  über  Laband  S.  4)— 44;  daiu  Erk.  des 

R.  O.  H.  G,  V.  19.  Sept.  78  Bd.  25  N.  91  S.  354—557  über  das  Vcr- 
hältniss  zwischen  dem  Gesammtrecht  eines  Aufsichtsraths  und  dem  Son- 
derrecht jedes  Aufsichtsrathsmitglicdes  in  Ansehung  einer  dem  Au&ichtS- 
rath  im  Ganzen  statutarisch  zugesicherten  Tantieme. 

^  Hierbei  kann  jedoch  zun.ichst  wieder  die  formelle  Lcgitim.iticn 
von  der  materiellen  Legitimität  getrennt  sein.  So  kommt  es  vor,  dass 
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fassung  die  Erfüllung  einer  Funktion  einer  Versammlung 
übertragen  ist,  so  muss  dieselbe,  um  rechtlich  ak  Körptsr- 
schaftsorgan  zu  gelten,  auf  gehörige  Berufung  oder  sonst 
verfassungsmäßig  zusammentreten',  die  zur  Beschlussfähig<> 


Dritten  gegenüber  zu  einem  Geschäftsabschlüsse  zwar  der  Beschluss  eines 
Küllegiiinis,  eines  Ausschusses  oder  einer  Versammlung  erforderlich  ist, 
die  Feststellung  des  Vorhandenseins  eines  gültigen  Beschlusses  aber  durch 
eine  Sa  bestimmter  Ponn  unter  eigner  VerantwonKdikdt  abgegebene 
Erklärung  bestimmter  hierzu  berufener  Personen  unanfechtbar  erfolgt. 
In  dieser  Weise  genügt  a.  B.  bei  >anerkannten  Vereinen«  des  Bayr.  R. 
die  Beibringung  des  »sdiriftlich  in  der  geschifisordnungsmäßigen  Form 
de^  beirefTendcn  Or^nns«  abgefassten  Zustimmiingsbeschlusses  durch  den 
Vorstand  (Art.  15  Abs.  ^).  Bei  den  höheren  Kommunalvcrhanden  gehört 
nach  den  neueren  Preuss.  Gesetzen  zur  Verbindlichniachung  der  Korpo- 
ration durch  schriftliche  Willenserklärung  nur  die  »Anluhrung  des  zu 
Grunde  liegenden  Beschlusses«  in  einer  Urkunde,  welche  von  dem  Vor- 
steher (Amtsvorsteher,  Landratb  oder  Landesdirektor)  und  einem  Mttgliede 
des  Amts-  bexw.  zwei  Mitgliedern  des  Kreis-  oder  Provinsialansschosses 
unterschrieben  und  bei  Kreisen  und  Provinaen  überdies  vom  Vorsteher 
untersiegelt  ist  (vgl.  östl.  Kreis-O.  §  55  u.  137,  Prov.  O.  j  90  91;  da- 
gegen muss  bei  Provinzen  die  erforderliche  ST;nt>;<?enehmigung  in  be- 
glaubigter Form  beigefügt  werden).  Die  Kirchengemeinden  werden  nach 
der  neueren  Preuss.  Gesetzgebung  durch  schriftliche  Willenserklärungen 
verpflichtet,  sobald  dieselben  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  Mitgliedern 
desKircbenvorstandes  unter  BeidrQckung  des  Kircbensiegels  unterschrieben 
sind:  »hierdurch  wird  Dritten  gegenüber  die  ordnungsmiMge  Fassung 
des  Beschlusses  festgestellt,  so  dass  es  eines  Nachweises  der  einzelnen 
Erfordernisse  desselben,  insbesondere  der  erfolgten  Zustimmung  der  Ge- 
meindeverrretung,  wo  eine  solche  nothwend^L'  ist,  nicht  bedarf«  (vgl.  für 
die  kathoi.  Kirchengemeinden  Ges.  v.  20.  Juni  75  5  '9'  '^i^'  evangel. 
die  Kirchengemeinde-  u.  Svnoda)-0.  f.  d.  östl.  Prov,  %  22,  Hannov.  §  27, 
Wiesb,  ^  26,  Kassel  ^  15,  m  anderer  Fassung  Schicsw.-Holst.  ^  36).  — 
Sodann  kann  ein  Mangel  m  der  verfasiungsmäfljgen  Hersteiking  der 
gesammteinbdtlichen  Organtrigerschaft  durch  naditrigliche  ausdrückliche 
oder  stillschweigende  Anerkennung  geheilt  werden.  Vgl.  die  folgenden 
Anmerkungen. 

■  An  sich  bedarf  es  der  besonderen  Ladung  sämmtlicher  Mitglieder; 
Gesetz  oder  Statut  können  aber  einerseits  gewisse  wiederkehrende  Ver- 
sammlungen ein  für  alle  Mal  anordnen,  andrerseits  eine  Form  der  öffent- 
lichen Ladung  für  ausreichend  erklären.  Umgekehrt  ist  an  sich  die  An- 
kündigung des  Gegenstandes  der  Verhandlung  bei  der  Berufung  nicht 
erforderlich  (vgl.  Erk.  des  R.G.  v.  19.  Apr.  84  CS.  Bd.  12  N.  58  S.2}2— 2J5 
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keit  etwa  verlangie  Gliederzahl  vereinigea*,  ordnungsmäßig  . 


u.  Seuff.  Bd.  41  N.  ij),  wird  aber  durch  Gesetz  (z.  B.  H.G.B.  Art.  238, 
Genoss.  Ges.  §  52,  Sächs.  Ges.  5  23,  Biyr.  Ges.  Art.  24  u.  s.  w.)  oder 
Statut  vielfach  als  \  oraussetzung  gültiger  Beschlussfassung  verlangt.  Die 
Berufung  muss  ferner  durch  das  verfassungsmäßig  dazu  ermächtigte  Organ 
unter  Wahrung  der  vorgeschriebeoen  Fonneii  und  Fristen  erfolgt  sdn. 
Auch  muss  der  Zusammentritt  am  gehörigen  Ort  und  aur  gehörigen  Zdt 
suttfinden.  Vgl,  Pr.  A.L.R.  H,  6  S  S'— S9*  E«»  gehörig  berufene 
oder  ungehörig  zusammengetretene  Versammlung  ist  überliaupt  kein 
Körperschaltsorgan.  Dies  wird  im  Erk.  des  O.  L.  G.  Darmst.  v.  10.  Juni  84 
.Seuff.  Bd.  40  N.  198  gröblich  verkannt.  Vgl.  dagegen  Preuss.  L.  R.  a.  a.  O. 
§  56  u.  Erk.  des  O.Tr.  v.  27.  März  u.  2}.  Nov.  54  Strieth.  Bd.  12  S.  286 
u.  Bd.  16  S.  j6,  Förster-Eccius  5  282  N.  21.  Doch  kann  die  Bescliluss- 
fassung  einer  derartigen  Versammlutig  dadurch  konvalesciren,  dass  die 
Widerspruchsberechtigten  ausdrücklich  oder  stillschweigend  auf  die  Gel- 
tendmachung des  Mangels  verzichten  und  sotdt  die  Versammlung  durch 
Anerkennung  in  dne  rechte  Versjmmhn.::  umwandeln.  So  vermag 
zwar  selbst  bei  Anwesenheit  sämnitlicher  Mitglieder  jeder  Einzelne  die 
Besch lussfassung  seitens  einer  ungehörig  berufenen  oder  zusammenge- 
tretenen Versammlung  zu  hindern,  sofern  nicht,  wie  im  Preuss.  Bergges. 
§  112,  das  Gegentheii  bestimmt  ist):  allein  insov.-cit  nicht  Gründe  des 
öffentlichen  Rechts  entgegenstehen»  kann  jede  beliebige  Zusammenkunft 
Aller  im  Falle  der  Einhelligkeit  sich  als  Versammlung  konatituiren  (so 
nach  H.G.B.  Art.  190«;  vgl.  auch  Preuss.  Ges.  Ober  die  Vermögensv. 
der  kath.  Kirchengeni.  ^  17  .^bs.  4  u.  5  24).  Ebenso  wird  der  Mangel 
der  Ladung  eines  einzelnen  Mitgliedes  zwar  nicht  schon  durch  dessen 
Er<^chcinen  geheilt,  d.i  jedes  erschienene  Mitglied  die  ßeschlussfassung 
durcli  Rüge  einer  Ungehörigkeit  bei  der  Berufung  unmöglich  machen 
kann:  \venn  aber  dns  nicht  oder  nicht  gehörig  geladene  Mitglied  keinen 
Widcrsprucii  eriicbt,  wird  die  Versammlung  Ueschlusstahig  (vgl.  Strieth. 
Bd.  16  S.  56»  H. G.B.  Art.  190).  Endlich  kann  jedes  nicht  erschienene 
Mitglied  die  Beschlussfassung  der  ungehörigen  Versammlung  iwar  als 
nlcht^  anfechten,  jedoch  auch  durch  nachträgliche  Anerkennung  oder 
durch  Nichtanfechtung  in  rechter  Form  und  Frist  (H.  G.  B.  Art  190*) 
göltig  machen  helten. 

'  Dass  gemeinrechtlich  die  Heschlussfahigkeit  nicht  von  der  An- 
wesenheit einer  bestimmten  Mitgliederzahl  abhängt  und  insbesondere 
die  römische  Vorschrift  Ober  die  Hescldüsse  der  Curien  weder  direkt 
analog  anwendbar  ist,  wird  jetzt  allgemein  nngcnoninien ;  vgl  Erk.  der 
Jur.  Fak.  Bonn  f.  das  O.  G.  Lüb.  v.  5.  Mai  51?  Seuff.  Bd.  14  N.  200  u. 
weitere  Kachweise  b.  Stobbe  I  S.  422.  Die  neueren  Gesetze  bieten  eine 
bunte  Mustericarte  von  versdtiedenartigen  Bestimmungen  über  Beschlüsse 
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und  unter  gehöriger  Leitung  verhandeln  und  abstimmen' 
und  mit  der  vorgeschriebenen  Stimmenmehrlieit  ihren  ein- 


fahigkcir.  Sic  fordern  mitunter  die  Anwcicnheit  von  zwei  Dritteln  (vgl. 
X  B.  Altcnb.  V.U.  5  Preuss.  L.R.  II,  6  5  55—56,  Preuss.  Ges.  für 
Krcib-  u.  Provinzi.iläyuüdcn,  2.  B.  t.  die  östl.  Prov.  5  5-  u.  70);  häufiger 
nur  die  Anwesenheit  einer  Mehrheit  (wie  die  Preuss.  Ges.  bei  Gemeinde- 
versammlungen u.  Gemeindevertretungen,  z.  B.  Westf.  L.  G.O.  $  }4  u. 
AstLScO-S  42,  Gcmeindekirchenräthen  und  kirchlichen  Gemeindevertre- 
timgeo,  2.  B.  Astl.  Kirchengcm.  u.  Syn.  O.  $  1 1  u.  30,  Amtsausschüssen 
vnd  Kreistagen,  z,  B.  östl.  Krets-O.  $  54  u.  121,  der  evang.  General* 
Synode  nach  J  Gewerkschaften  nach  BÖgg.  S  1 1 3i  die  Bad.  Gem.O.  in  der 
Fassung  von  1870  5  3O1  43  u-  53  u.  s.  w.);  bisweilen  die  Anwesenheit 
der  Hälfte  (wie  das  Sachs.  Gb.  S  55»  je^'  ^  modificirt  durch  Ges.  v, 
ay.  Jan.  6$,  vgl.  auch  Preuss.  östl.  St.  O.  §  57);  auch  wohl  die  An- 
wesenheit eine«;  Drittels  (wie  bei  den  Gemeindevertretunsjen  katliolischer 
Kirchengcmeinden  nach  Preir  s.  Ges.  v.  20.  Juni  75  ^  24,  vgl.  aucii  östl. 
St.  O.  5  57);  zum  Thcil  nur  die  Anwesenheit  von  drei  Mitgliedern  (östl. 
Krcb-O.  5  Krcisausschusse),  t'ünl"  Mitq:lredem  (Preiiss.  Gen.  Syn.O. 

5  3)  für  deti  Svnodalvorstand)  u.  s.  w.  Dabei  gilt  d.is  Erlbrderniss  der 
Anwcsenhe-it  einer  bestimniteü  Mitgliederzahl  buki  unbedingt,  bald  nur 
behufs  Bescliiussfassung  über  gewisse  Angelegenheiten  oder  die  bei  der 
Berufung  nicht  angekündigten  Gegenstände  (z.  B.  Pr.L.R.11,  6  ^  $2 
u.  54,  auch  Kircbengem.  u.  Syn.  O.  f.  Schlesw.-Holst  $  35»  wonach 
der  Kirchenvorsund  hinsichtlich  nicht  angekündigter  Gegenstände  nur 
beim  Erscheinen  der  Mehrheit,  hinsichtlich  angekündigter  schon  beim 
Erscheinen  von  drei  Mitgliedern  beschlussiähig  ist),  bald  nur  für  die 
erste  Versammlung,  nicht  aber  für  eine  nach  deren  Scheitern  dnauberu- 
fende  neue  Versammlung  (so  in  Preussen  bei  den  Repräsentantenver- 
sammlungen der  Gemeinden,  der  höheren  Kommunalverbände  und  der 
evan^lischen  Kirchengemeinden,  bei  Gewerkenvorsammlungen  u.  s.  w.). 
Mannichfacher  noch  sind  die  statutarischen  Bestimmungen  über  Beschluss- 
fahigkeit.  Dass  die  Versammlung,  insoweit  sie  beschlussunfahig  ist,  nicht 
als  Willensorgan  der  Körperschaft  r.u  fungiren  vermag,  wird  meist  aus- 
drücklicii  hervorgehoben.  Doch  kanti  auch  der  Befehl uss  einer  beschluss- 
unfähigen Versammlung  durcli  allgemeine  Ancrkeiiimng  oder  Nicht- 
anfechtung  (wie  im  Falle  des  H.  G.  B.  Art.  190»)  konvalesciren. 

•  Freilich  wird  nicht  jeder  Verstoss  gegen  die  statutarische  oder  ge- 
setzliche Ge>ciiaUsorJnuag  die  Versanuulung  des  Charakters  als  Körper- 
schaftsorgan berauben.  Wohl  aber  ist  dies  von  solchen  Verstössen  zu 
behaupten,  welche  die  Versammlung  nicht  als  gehörig  konstituirt  er- 
scheinen lassen  oder  aber  von  Etnfluss  auf  das  Ergebniss  der  Willens- 
bildung sein  können.  Doch  bt  wiederum  die  Heilung  solcher  Mingel 
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heitlichen  Gesammwillen  aussprechen*.  Darum  erscheint 
auch  in  den  Fällen»  in  denen  eine  Beschltissfassung  mit  ver- 
stärkter oder  qualüiciner  Mehrheit  oder  mit  Stimmenein- 
helligkeit geforden  wird,  eine  mit  geringerer  Mehrheit 
beschliessende  Versammlung  rechtlich  überhaupt  nicht  als 
das  zu  dieser  Funktion  berufene  Willensorgan  der  Körper- 
schaft*. Ähnlich  verhält  es  sich  bei  Kollegien  und  allen 
anderen  in  sich  wieder  organisirten  Organen:  immer  ist 


durch  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Verzicht  aui  ihre  Geltend* 
machung  möglich. 

'  Dass  im  Zweifel  jede  Versammlung,  insoweit  sie  zum  Körpcrschafts- 
organ  berufen  ist,  mit  einlacher  Stimmenmehrheit  der  Anwe5enden  gültig 
beschliesst,  ist  heute  unbestritten.  Die  neueren  Gesetze  pflegen  dies  aus- 
drücklich 2u  bestmimen.  Sic  enthalten  jedoch  nicht  nur  zum  Thcil  ver- 
schiedenanige  Vorschriften  über  den  Stichcntscheid  bei  Stimmengleichheit 
und  über  Fälle»  in  welchen  schon  der  relativen  Mehrheit  eine  rechtliche 
Bedeutung  xukommt,  sondern  sie  fordern  auch  mitunter  eine  verstirkie 
oder  qualifidrte  Majorität;  so  die  Bayr.  Gern  O.  5  27,  28  u.  ^5  Drei- 
viertelsmehrheit  aller  Gemeindebfliger  und  gleichaeitige  Mehrheit  d^ 
repräscntirten  GrundsteuerbeTr;igcs  zw  ge^MSsen  Gemeindebeschlüssen ; 
das  Preuss.  Berggcs.  11  ;  Dreiviertelsmehrheit  aller  Kuxe  zu  einer 
Reihe  von  Gewerksch.ittst>csciiluisen  und  H instimm ipkeit  zu  anderen; 
das  i^rcu&s.  Wassergenoss.  Ges.  ^  2$  Zweidrittelsmehrheit  sämmtlicher 
Mitglieder  aur  Absettung  des  Vorstandes;  <Ee  iheren  Preuss»  Kreis-  u. 
Prov.-0.  Zweidrittelsmehrheit  (zum  Theil  audi  IMviertdsmehrheit)  der 
Erschienenen  au  gewissen  Kreis-  und  Provinsialbeschlössen;  insbesondere 
aber  das  H.  G.  B.  in  seiner  jetzigen  Fassung  bald  (Art.  213,  215,  21$», 
242)  Dreivienelsmehrheit  der  Erschienenen,  bald  eine  Mehrheit,  die  ein 
Viertel  sämmtlicher  Aktien  (Art.  213)  oder  überdies  auch  ein  ViertL-l 
der  Personen  (Art.  210»)  cinsdiliesst,  bald  den  Nichtwiderspruch  emer 
erhebhchen  Minderheit  (Art.  2i}d),  bald  Einstimmigken  der  Erschie- 
nenen (Art.  2\o*)  zu  bestimmten  Generalversammlungsbeschlüssen  von 
Aiitiengesellsdiafien.  Die  Statute  kOnnen  in  beliebigen  Fällen  eine 
beliebig  verstlricte  oder  qualificirte  Majoritit  verlangen;  manche  Gesetze 
weisen  ausdrOcIüich  darauf  hin»  dass  jede  Abweisung  von  der  Regel 
der  einfachen  Stimmenmehrheit  der  Aufnahme  in  das  Statut  bedarf 
(H.  G.B.  Art.  209*  Z.  5,  Genoss.Gcs.  $  3  Z.  10,  Preuss.  Wassergenoss. 
Ges.  S  12  Z.  9,  Sachs.  Ges.  5  n  8). 

*  Mit  derartigen  Beschlüssen  und  mit  der  Möglichkeit  ihrer  Kon- 
valescenz  verhalt  es  sich  ganz  alinlicii,  wie  mit  dem  Bcschluss  einer 
beschlussunfähigen  Versammlung. 


Digltized  by  Google 


JRrpersehßftUOes  Wottm  und  ihndda.  683 

nicht  die  Summe  der  sie  bildenden  Einzelpersonen,  sondern 
die  auf  verfassungsmäßige  Weise  dargestellte  Einheit  in  der 
Vielheit  als  Trägerin  der  fraglichen  Organstellung  aufzu- 
fassen*. Solche  Organe  sind  daher  innerhalb  der  Gesammt- 
persönlichkcit  des  Verbandes  mit  einer  besonderen  Organ- 
persönlichkeit bekleidet,  deren  Struktur  ein  mehr  oder  min- 
der vollkommenes  Abbild  der  Struktur  eines  selbständigen 
socialen  Organismus  bieten  kann*.  Dagegen  entbehren  sie 
einer  in  sich  selbst  beruhenden  Gesammtpersönlichkeit^  Es 
ist  aber  schliesslich  auch  möglich,  dass  eine  Organstellung 
einem  mit  eigner  Gesammtpersönlichkeit  ausgerüsteten  Glied- 
verbande zukommt^.  Dann  erscheint  als  Trägerin  dieser 
Organstellung  eine  juristische  Person  als  sddfe,  welche 
hierbei  wiederum  durch  die  nach  Maßgabe  ihres  eignen 
Lebensgesetzes  dazu  berufenen  Organe  repräsentirt  wird^ 

«  Vgl.  Erk.  des  R.O.H.G.V.  i.  Juni  75  Bd.  18  N.  91  S.  537— J48 
ül>er  dneo  Fall,  in  w«ldiem  ein  bd  Anwesöiheit  von  7  Mi^üedern  dn- 
schliesslich  des  Vorsitienden  oder  seines  Stellvertreters  besdilussfiUiiges 
Kollegium  von  17  Mitgliedern  als  Vorstand  konstituirt  war,  jedoch  nach 
aussen  durch  den  Vorsitzenden  oder  seinen  Stellvertreter  in  Verbindung 
mit  zwei  anderen  Mitgliedern,  während  der  Bauzeit  aber  überhaupt 
durch  die  für  einzelne  Geschäftsbereiche  hcconders  konstituirten  Vor- 
standsabtheilungen (Comite's)  dargestellt  werden  sollte.  Auch  Erk.  v. 
19.  Sept.  78  Bd.  25  N.  91  S.  3>4— 357. 

*  Vgl.  oben  S.  172—174.  Die  Verfassung  ständiger  Kollegien  kann 
sich  einer  besonderen  KörperschaftsverÜMSung  sehr  annähern.  Noch  mehr 
ist  dies  oft  bei  der  Verfassung  von  Gliederverbanden  der  Fallp  wie  dies 
z.  B.  die  Einrichtung  der  »Sektionen«  in  den  Berufsgenossenschaften  ftür 
Unfallversicherung  zeigt.   Vgl.  Rosin  a.  a.  S.  121  ff. 

5  Vgl.  oben  S.  174.  Dass  auch  die  Sektionen  der  Berufsgenossen- 
schaften für  Unfallvcrsichernne^  keine  juristischen  Persuncn  für  sich  sind, 
während  die  deiacliirten  Krankenkassen  der  Knappschaften  als  solche  auf- 
gefasst  werden  müssen,  wdst  Kßsm  a.  a.  O.  S.  122  u.  125  nach. 

<  So  sind  die  Gemeinden  als  solche  nicht  nur  Organe  des  Staates, 
sondern  audi  Organe  der  höheren  Kommunalverbinde;  «fie  Kirchen- 
gemeinden  Organe  der  umfassenderen  Kirdienverbände  und  mit  diesen 
Organe  der  Kirche;  die  Gliedstaaten  Oigane  des  ausammengcseuten 
Staates  u.  s.  w. 

5  Insoiern  das  Verfassungsrecht  des  höheren  Verbandes  unmittelbar 
bestimmte  Organe  des  Gliedkörpers  zu  Funktionen  im  Leben  des  Ge- 
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Endlich  niuss  der  Träger  der  Organstellung  als  solcher 
auftreten.  Die  allein  oder  mit  Anderen  berufene  Einzelper- 
son muss  also,  um  als  Organ  zu  gelten,  nicht  als  Individuum 
für  sich^  sondern  als  Funktionär  des  Gemeinlebens  für  die 
Gesammtperson  einen  Willen  bilden  und  ausfahren'.  In 
gleicher  Weise  stellt  ein  Personeninbegriff  die  Körperschaft 
nur  dar,  wenn  er  als  einheitlich  konstituirte  Gesammtheit 
für  das  Geineinwesen,  nicht  aber  als  Summe  von  Individuen 
ein  jedes  für  sich  in  Aktton  tritt'.  Auch  muss  natürlich  in 
allen  Fällen  die  Handlung,  welche  der  juristischen  Person 


sammtkOrpers  beruft»  liegt  hierin  immer  zugleich  ein  StCkck  Ver&ssungs^ 
recht  des  Gliedkörpers. 

■  Bisweilea  wird  ia  den  Gesetzen  besonders  hervorgehoben,  dass 
der  Vorstand  »im  Namen«  der  Körperschaft  handeln  niu!;s,  um  dieselbe 
xu  berechtigen  oder  zu  verpflichten;  vgl.  z.  B.  H.  G.  B.  Art  230,  Ge- 
noss.-Ges.  5  20,  Bayr.  Ges.  Art.  15.  Der  Sau  ist  aber  sdbstverstindlicb 
und  gilt  für  ieJes  Orc^an  in  jeder  Richtung. 

^  Darum  wird  insbesondere  die  Beschlussfassung  der  Mitglieder- 
versammlung niemals  durch  cincii  X'crtragsschluss  oder  eine  sonstige 
Willenseinigiing  sämmtlicher  Mitglieder  ersetzt.  Hiennit  ist  einerseits 
die  Grenze  der  oben  besprochenen  Heilbarkeit  ungültiger  Beschlüsse 
durch  Zustimmung  oder  Nichtwiüerspruch  bezeichnet:  der  ungehörige 
Beschluss  muss  seitens  der  verfassungsmäßig  hiemi  berufenen  Mitglieder 
als  solcher  durch  dazu  geeignete  und  daraut  gerichtete  Handlungen  oder 
Unterlassungen  als  ein  trotzdem  gültiger  Beschluss  d.  h.  als  verbindende 
Willenseridärung  der  juristischen  Person  anerkannt  sein,  nm  an  kon- 
valesciren ;  er  wird  dagegen  keineswegs  durch  jeden  beliebigea  Beiirin 
oder  Konsens  aller  oder  der  betheiligten  Einseinen  kräftig  (insoweit 
richtig  Eccius  §  282  N.  24).  Andrerseits  kann  die  Übereinstimmung 
sämmtlicher  Mitglieder  zwar  den  Wirkungskreis  der  juristischen  Person 
durch  Ausscheidungen  .lus  den  Sondersphnren  bereichem,  keineswegs 
aber  anstatt  des  vcrCassungsmäßigen  Versatninlmigsbesclilusses  eine  Ver- 
fügung über  die  genieinheitliche  Spli.irc  als  solche  trcti'cn  ;  insofern  daher 
ein  Beschluss  um  der  dauernden  Lebensinteressen  der  juristischen  Person 
willen  unzulässig  ist,  wird  er  auch  durch  Übereinkunft  aller  gegenwär- 
tigen Mitglieder  nicht  zulässig ;  vgl.  insbesondere  Erk.  des  R.  G.  v. 
30.  März  81  C.  S.  Bd.  s  N.  6  S.  24  (auch  der  (übereinstimmende  WUle 
aller  Aktionäre  kann  den  Vorstand  nicht  wirksam  von  den  ihm  gegen 
die  Aktiengesellschaft  im  Interesse  ihrer  Rechtsstellung  gesetzlich  auf- 
erlegten  Pflichten  entbinden);  femer  die  Anwendung  desselben  Princips 
in  S  14s  Pr.  A.  L.  R.  II,  6. 
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zugerechnet  werden  soll«  in  dem  Zusammenhange  gerade 
dieses  bestimmten  Verbandslebens  und  nicht  in  irgend  einem 
anderen  Zusammenhange  vollzogen  werden.  Dabei  genügt 
es  an  sich,  wenn  eine  derartige  Zugehörigkeit  der  Willens* 

aktion  aus  den  Umständen  erhellt Doch  stellt  die  Rechts- 
ordnung besondere  Formen  zu  Gebote,  deren  Anwciidiing 
jeden  Zweifel  ausschliesst*.  Und  wenn  viellaeh  von  der 
Beobachtung  solcher  Formen  die  Gültigkeit  der  einzelnen 
körperschaftlichen  Handlungen  abhängig  gemacht  wird,  so 
liegt  der  Grund  hierfür  gerade  vornehmlich  in  dem  Bedürf- 
niss  einer  unzweideutigen  und  unanfechtbaren  Konstatirung 
der  Beschaffenheit  einer  Willensaktion  als  Organfunktion 

2»  Das  zweite  wesentliche  Erforderniss  alles  körperschaft- 
lichen Wollens  und  Handelns  besteht  darin,  dass  sich  das 
funktionirende  Organ  innerhalb  seiner  verfassungsmäßigen 
Zuständigkeit  befindet. 

Ein  grosser  Theil  alles  Verfiissungsrechtes  umfasst  die 
Normen,  luelche  die  Zuständigkeit  der  ein:;efnen  Organe  fest- 
set:^en  und  abgrenzen.  Diese  Normen  begründen  ein  eigen- 
artiges System  subjektiver  Rechte  und  Pflichten  \  Sie  haben 
aber  zugleich  als  Bestandtheile  des  gemeinheitltchen  Lebens- 
gesetzes die  Bedeutung  objektiver  Maßbestimmungen  för 
den  Bereich,  in  welchem  jedes  Organ  die  einheitliche  Per- 
sönlichkeit des  Ganzen  mit  rechtlicher  Wirkung  darzustellen 
vermag.  Darum  gilt  durchweg  der  Grundsatz,  dass  ein 
Organ,  welches  ausserhalb  seiner  Zuständigkeit  handelt,  in- 


•  Besonders  hervorgehoben  lür  Vcrtrctungshandlungen  des  Vor- 
sundes  im  H.  G.  B.  Art.  2)o  u.  Genoss.  Ges.  5  20;  wichtig  namentlich 
aud)  m  dtf  Anwendung  auf  die  Aoffibung  körpersduftlidiar  Redite  itnd 
die  Erfikllung  körpenchaftlichar  Verbindlichk^ten  durch  Mitglieder  als 
solche,  vgL  oboi  S.  219  AT. 

*  So  z.  B.  die  blos  fakultative  und  nur  durch  Ordnungsvorschriften 
näher  geregehe  Form  der  Firmenzeichnung  durch  die  Vorstände  von 
Aktiengesellschaften  (Art.  229)  und  eingetr;?^'encn  Genossenschaften  (§  19). 

1  Vgl.  die  treffenden  Ausfuhrungen  im  £rk.  des  R.  G.  v.  14.  Febr. 
1885  C.  S.  Bd.  9  N.  6  S.  42. 

^  Vgl.  oben  S.  18 j  u.  meinen  Aulsatz  über  Laband  S.  42  ff. 
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soweit  überhaupt  nicht  als  Organ  handelt     Von  diesem 

Griuidsatz  kann  es  Aiisnahtncn  nicht  ^cbcn\  Wohl  aber  is: 
es  mit  demselben  vereinbar,  dass  Kompetcnzüberschreitmigcn 
durch  ausdrückliche  oder  stilUchweigeade  Gutheissung  sei- 
tens di^r  nach  Maßgabe  ihrer  subjektiven  Rechte  hierzu 
befähigten  anderen  Faktoren  des  Gemetnlebens  geheilt  werden 
können 

Für  die  Vertheilung  der  Zuständigkeiten  sind  mannich- 
fache  verschiedenartige  Gesichtspunkte  entscheidend. 

Zunächst  kommt  es  auf  die  verfassungsmäßige  Rang- 
Ordnung  der  Organe  an.  Überall  treten  Hauptorgane  hervor, 
denen  andere  Organe  als  Theilorgane  eingegliedert,  als 
Unterorgane  unterstellt  oder  als  Nebenorgane  zugeordnet 
sind.  Derartige  Verhältnisse  können  sich  in  mehrfacher  Ab- 
stufung wiederholen.  Doch  hat  in  irgend  einem  Umfange 
jedes  mit  noch  so  partieller,  untergeordneter  oder  neben- 
sächlicher Kompetenz  ausgerüstete  Organ  die  Persönlichkeit 
des  Ganzen  darzustellen*.  Als  Hauptorgan  erscheinen  nament- 


«  Vgl.  Krk.  des  R.  G.  v.  14.  Febr.  83  C.  S.  Bd.  9  N.  6  S.  45 : 
»Handelnde,  die  sich  ausserhalb  der  dem  Gesellschattsor^ane  für  setn 
Handeln  gesetzten  Nonnen  bewegen»  handeln . .  eben  nicht  als  Organe« ; 
»sobald  man  auf  dem  Wirkungsgebiete  der  Aletiengesellschaft  die  festen 
Halte  in  Formen  und  materiellen  Bcfugnissumgrensungen,  wie  sie  das 
Gesetz  und  Statut  geben,  vcrlässt,  hört  eben  jedes  vemiknftige  organische 
Leben  für  dieselbe  überhaupt  auf«.  £rk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  7«  SepL  75 
Bd.  18  N.  82  S.  297  — }oo:  der  Fiskus  wird  durch  Vertragsschlüssc  einer 
Behörde  »ausserhalb  ihrer  amtlichen  Obliegenheiten«  nicht  obligirt.  Erk. 
des  R.  G.  V.  20.  Okt.  82  C.  S.  Bd.  7  N.  87  S.  305—506 ;  v.  2.  Juni  85 
Seuff  Rd.  )o  N.  271  :  die  Korporation  wird  durch  Beamte  vertrigs- 
nialMg  nur  vcrptiichict^  wenn  sie  »innerhalb  des  ihnen  zugewiesenen  Ge- 
schäftskreisesu  handeln. 

*  Da.is  insbesondere  die  Loslösung  der  X'ertrciungskompctcn?  nach 
aussen  von  den  nach  innen  bindenden  /.ustandigkeiisgrenzen  eine  solche 
Ausnahme  nicht  ist,  wird  sich  unten  zeigen. 

9  In  dieser  Hinsicht  steht  die  WiUensaktion  des  uncuständigen 
Organes  im  Wesentlichen  der  Wittensaktion  des  ungehörig  gebildeten 
oder  besetcten  Organes  gleich. 

*  Gleich  dem  Staat  kommt  die  Körpersdiaft  einerseits  in  der  Aas* 
führungshandlung  des  leisten  Beamten»  andrerseits  in  der  WiUenserkll* 
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lieh  die  unmittelbaren  Organe,  deren  Kompetenz  nicht  von 
der  Kompetenz  eines  anderen  Organs  abgeleitet  ist  \  Allein 
auch  die  mittelbaren  Organe  bringen-  innerhalb  ihrer  Zu- 
ständigkeit, wennschon  dieselbe  aus  der  Zuständigkeit  eines 

uiiuuuclLni!  cn  Or^aiics  heibtaiiunt,  unmittelbai  die  \'crbands- 
persönliclikeit  zur  Erscheinung*.  Unter  den  unmittelbaren 
Organen  kann  Eines  als  das  höchste  (souveräne)  Organ  zu 
einer  centralen  Funktion  im  Leben  des  Gemeinwesens  be- 
rufen sein^  Eine  solche  Ausgestaltung  des  gemeinheitlichen 
Organismus  ist,  wie  im  Staat,  so  in  jedem  Verbände  unent- 
behrlich, dessen  Leben  auf  sich  selbst  gestellt  ist.  Im  Gegen- 
satz zu  der  monarchbchen  Verfassung  des  Staats  gilt  be- 
kanntlich für  alle  privatrechtlichen  Körperschaften  die  Regel, 
dass  als  das  im  Berdche  des  Körperschaftsiebens  souveräne 
Organ  die  Mitgliederversammlung  fungirt^.  Diese  Regel  ist 
an  sich  beliebiger  Abänderung  fähig  ^   Doch  ist  sie  durch 


rimg  des  seinen  Stimnuettel  abgebenden  einfachen  Mitgliedes  gans  und 
voll  zur  Erscheinung:  es  ist  die  Eine  Gesammtperson,  welche  dort  durch 
dnGlkd  ihres  Körpers  verändernd  in  die  Ausscnwelt  eingreift,  hier  durch 
einen  Bestandtheil  ihres  Willensapparatcs  ein  Element  ihres  inneren  Ent- 
schlusses herstellt. 

'  Vgl.  über  den  Unterschied  unmitt«:lbarer  und  mittelbarer  Organe 
meinen  Aulsatz  über  Laband  S.  46  ff. 

*  Wie  die  Sta^ttsbehörde,  welche  »im  Namen  des  Königs«  handelt, 
gleichwohl  unmittelbar  den  Staat  repräsentirt,  so  sind  es  auch  Hand- 
lungen der  Körperschaft  selbst»  wenn  ihr  Unterbeamter  im  Namen  des 
Vorstandes,  ein  Berichterstatter  im  Namen  des  Aufsichtsraths,  eine  Kom» 
mission  im  Namen  der  Generalversammlung  fungirt. 

J  Vgl.  meinen  Aufsatz  über  Laband  S.  49  ff. 

*  Vgl.  Std'bc  I  S.  420.  So  auch  nach  Pr.  A.  L.  R.  II,  6  S5  51  fT. 
u.  86  ff.,  Sachs.  Gsb.  §  55  u.  Ges.  v.  1868  §  10  Z.  8—9,  20,  22  Bayr. 
Ges.  V.  1869  Art.  j  Z.  8—9,  2}— 25,  26  Z.  2. 

f  Das  Statut  kann  nicht  nur  das  Stimmrecht  beliebig  abstufen»  son- 
dern auch  dasselbe  einem  engeren  Kreise  von  Mitgliedern  vorbehalten; 
es  kann  an  Stelle  der  Generalversammlung  eme  Versammlung  gewählter 
Repräsentanten  seuen;  es  kann  einem  sich  selbst  ergänzenden  Ausschuss 
oder  sogar  einer  Einzelperson  die  höchste  Gewalt  übertragen  und  der 
MitgHedervcrsamnilung  nur  sekundäre  Belugnissc  ertheilen  oder  über, 
haupt  die  Mitgliederversammlung  ganz  streichen  (wie  dies  z.  B.  bei  den 
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die  neueren  Gesetze  ftir  die  von  ihnen  nonninen  Genossen- 
scbaftsfonnen  vielfach  zum  gesetzlich  nothwendigcn  Prindp 
erhoben  worden*.  Auch  hei  den  öffentlichen  Körperschaften 

isi  r/.List  die  •Miigiicdcrvcrj.j.:n:v: uJcr  eine  ausschliess- 
lich oder  der  Hauptsache  nach  .(^t  den  Mitgliedern  gewählte 
Rcprasentanicnversammlung  mu  der  höchsten  \'erbandsge- 
wak  bekleidet',  zum  Theil  aber  vielmehr  ein  von  der  Ge* 


Gtnosscnschalicn  des  Sjchs.  R.  durch  die  Fassung  des  3  ii  Z.  10  als 
möglich  vorgesehen  ist  und  oci  Versichcrungsgenossenschaticn  «tut  Ge- 
genseitigkeit vielfach  vorkonum).  Man  den!»  audi  an  «Sie  eigcnth&mlklie 
Verfassung  «ler  bocbadlschen  Hluscr  mit  ihrer  monarchischen  Spitze  und 
der  ergSniendcn  Funktion  des  einstimmigen  Beschlusses  der  Agnaten, 
sowie  an  die  Verfassung  der  fideikommissbesitsenden  Familien  nach 
Preuss.  Recht.  Von  der  Verfassung  der  Stiftungen  sehen  wir  hier  ab: 
es  ist  aber  zu  beachten,  da<;s  beliebige  Mischformen  von  Körperschafts» 
und  Stitiung&vcrlassung  niDglich  sind. 

'  So  jetzt  in  cnergischsier  W  eise  iur  die  Aktiengesellschaft,  bd 
welcher  nicht  nur  eine  Generalvorsaromlung,  in  der  jeder  Aktionär  min- 
destens Eine  Stimme  haben  muss,  nodiwendig  als  oberstes  Organ  ein- 
susetaen  ist,  sondern  auch  eine  FQlle  gesetzlicher  Befugnisse  diesem 
Organ  schlechthin  nicht  entzogen  werden  kann  (vgl.  z.  B.  Art.  2i)<i, 
21  }f  215,  21$«,  221,  224,  259,  3J9«,  242  Z.  2).  Vgl.  auch  Schweiz. 
Obl.  R.  Art.  643:  »Die  Generalversammlung  der  Aktionäre  ist  das 
oberste  Organ  der  Aktiengesellschattc ;  dazu  Ar:.  644  u,  647,  Ebenso  ist 
bei  der  eingetragenen  Genossenschaft  die  Generalversammlung  das  ge- 
setzlich noihwendige  höchste  Organ  (3  10,  28,  29,  31),  weshalb  das 
R.  G.  im  Erk.  v.  16.  Dec  84  C.  S.  Bd.  13  K.  xi  S.  3$— 29  mit  Recht 
(entgegen  der  Ansicht  des  O.  L  G.  Stuttg.)  angenommen  hat,  dass  eine 
Statutenbestimroung,  weiche  dem  Aufsichtsrath  die  endgültige  Feststel- 
lung und  Vertheilung  des  Gewinnes  fiberträgt,  nichtig  ist,  dass  trotzdem 
der  Aufsichtsrath  hierbei  »»Hülfsorgan  der  Gencralversammlungrt  bleibt 
und  dass  daher  auch  ein  entschuldbarer  Irrthuni  der  letzteren  zur  Be- 
gründung der  condictio  indebiti  wegen  zu  viel  veriheilter  Dividende  ge- 
nügt. Alinlich  verhalt  es  sich  bei  Gewerkschaften  (Preuss.  Bergges. 
5  III  ff.)  und  freien  Wassergenossenschaften  (Preuss.  (ks.  5  21— 23X 
auch  wohl  bei  anerkannten  Vereinen  des  Bayr.  R.  (w^;en  Art  9  des 
Ges.).  Desgleichen  bei  eingeschriebenen  HQIfskassen  (S  }  Z.  6,  $  16,  19 
u.  20),  deren  »Generalversammlung«  jedoch  auch  aus  gewählten  Abge- 
ordneten bestehen  kann  (5  21). 

*  So  nach  Reichsrecht  bei  den  Innungen  die  Innungsversanimlung 
(während  bei  den  Innungsverbänden  die  Peststellung  des  Verhältnisses 
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sammcheit  unabhängiges  oberstes  Organ  konstituirt*.  Doch 
ist  bei  den  einem  höheren  Organismus  eingegliederten 

Körperschaften  die  Koncentration  der  obersten  Gewalt  in 
Einem  Organ  überhaupt  um  so  eher  entbehrlich,  je  kräftiger 
die  Aufsichtsgewalt  entwickelt  und  hiermit  dem  Träger  des 
höheren  Gememiebens  eine  Entscheidungsgewalt  bei  einem 
Zwiespalt  der  Organe  des  engeren  Gemeinwesens  zuge- 
wiesen ist*.  Wie  immer  nun  aber  die  Organisation  eines 
Verbandes  zugespitzt  sein  mag,  so  bleibt  doch  auch  das 
souveräne  Organ  stets  nur  Organ  und  deckt  sich  keineswegs 
mit  der  unsichtbaren  Verbandspersönllchkeit.  Dies  gilt  in 
gleicher  Weise  för  das  monarchische  Haupt  und  för  die 
souveräne  Generalversammlung.  Darum  ist  die  Zuständigkeit 


zwischen  Verbandsvorstand  und  Verbandsvertretung  ganz  dem  Statut 
überlassen  ist);  bei  Ber-jfsgcnossenschaften  für  Unfrdlversichcrung  die 
(jenossenschaftsversanmiluno^  (die  aber  auch  aus  Venretem  bestehen 
kann);  bei  Krankenkassen  die  Generalversammhing  (welche  aber  aus 
gewähhen  \  crtretern  gebildet  werden  kann  und  bei  grösserer  Mitgliedcr- 
tabl  gelMidet  werden  muss*  und  an  welcber  beitragspflichtige  Arbeitgeber 
ni  betheiUgen  sind).  £ben$o  n«b  Landesrecht  bd  Deichverbinden  das 
Deicfaamt,  bei  öffiEntlichen  Wassergenossenschaften  die  Generalversamni- 
lung,  bei  den  Preuss.  Landschaften  der  Generallandtag,  bei  Haubergs- 
genossenschaften  die  Genossenversnmnilung  u.s.  w. ;  desgleichen  vielfach 
bei  Gemeinden  die  Geroeindever- inmilung  oder  die  Gemeinde  Vertretung 
(7..  B.  durchgängig  in  Baden),  bei  Komnumah  erbniden  hölierer  Ordnung 
die  Amtsversammlung,  die  Kreisversammlung,  der  Pruvuuiailandtag  (bezw. 
der  Bayr.  Landnth)  u.  s.  w. 

'  Man  denice  x.  B.  an  die  monarchische  Verfiusung  der  katholischen 
Kirche  nnd  ihrer  Gliedverbdnde  und  der  evangelisdien  Landeskirchen 
(in  welchen  die  Gemeinde-  und  Synodalorgane  nur  zur  Mitwirkung  be- 
rufen sind,  Träger  der  Kirchengewalt  dagegen  der  Landesherr  geblieben 
ist);  ferner  an  die  mehr  oder  minder  im  Sinne  öffentlicher  Anstalten 
eingerichteten  Verbände  (z.  B.  auch  die  Reichsbank). 

'  So  fehlt  2.  B.  den  Gemeinden  mit  kollegialischem  Gcnicinde- 
vorstand  meist  ein  oberstes  Organ,  indem  nach  dem  System  des  Dualis- 
mos  GemeindevoKstand  und  Gemeindevertretung  nur  in  Gemeinschaft 
Trüger  der  höchsten  Beschlussgewalt  sind;  vgL  £  LMng  S»  174  ff. 
Auch  bei  den  Knappschaften  kann  man  weder  den  Knappschaftsvorstand 
noch  die  Werkbesitzer  und  Knappschaftsiltesten  als  höchstes  Organ  be- 
xeichnen  (vgl.  Preuss.  fiergges.  $  lyi,  dazu  S  17^  X7&>-iS6). 
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des  obersten  Organes  nicht  nur  durch  die  Schranken  des 

gemcmhcitlichcii  W  irkungsbereiches  überhaupt,  sondern  auch 
durch  die  Zustiindigkeiien  der  übrigen  Organe  und  insbe- 
sondere durch  die  gleichfalls  originären  Zuständigkeiten  der 
übrigen  unmittelbaren  Organe  begrenzt  \  Handelt  daher  das 


*  Wenn  einerseits  im  monarchischen  Staat  (vgl.  meinen  Aufsatz 
über  Laband  S.  $0  fT.),  in  der  Kirche  und  in  anderen  Gemeinwesen  mit 
einem  souveränen  Haupte  dem  Träger  der  obersten  Gewalt  die  aus  der 
Gesammtheit  hervorgehenden  Organe  als  Träger  einer  gleich  unmittel- 
baren und  selbständigen  Zuständigkeit  zur  Seite  stehen,  so  ist  andrerseits 
auch  in  den  Körperschaften  mit  einer  souveränen  Versammlung  lieute 
regelmäßig  zugleich  eine  onginäre  und  von  der  Gesammtheit  unabhainrige 
Kompetenz  des  Vorstandes  und  ott  überdies  eines  dazwiscliensteiieaacn 
Aufsichtsrathes  oder  sonstigen  Kontrolorgancs,  eines  Ausschusses,  eines 
Schiedsgerichtes  u.  s.  w.  anericannt.  Dies  gilt  nicht  nur  bei  allen  dflTent- 
lichrechtlichen  Körperschaften,  deren  gesetzlich  vorgeschriebene  Ver- 
fassung immer  nur  dne  beschränkte  und  vielfach  eine  sehr  starli 
beschrankte  Demokratie  ist,  sondern  auch  bei  den  privatrechtlichen 
Genossenscliatien  mit  ausgeprägtester  Versammlungssouveränetät.  So 
ist  der  X'orstand  der  Aktiengesellschaft,  obwohl  er  durch  Beschhi^^c 
der  Generalversammlung  gebunden  wird,  liir  \  eraniwortung  schuldet 
und  stets  von  ihr  abgesetzt  werden  kann,  zweifellos  Träger  einer  nicht 
von  der  Generalversammlung  abgeldtettn  selbständigen  Gewalt,  vermöge 
deren  er  nach  aussen  eine  dem  Bereidie  der  Versammlungsbeschtüsse 
völlig  entrflckte  Vertretungsfunktion  ausübt  (Art.  231),  aber  auch  nach 
innen  einen  wesentlichen  Theil  seiner  Regicrungsfunktion  mit  einer  durch 
keinen  Versammlungsbeschluss  abgeschwächten  eignen  Verantwortlichkeit 
zu  erfüllen  hat  (Art.  241.  vgl.  auch  Erk.  des  R.  G.  v.  p.  Mär?:  81  C.  S. 
Bd.  s  N.  6  S.  25,  V.  12.  Nov.  81  Str.  S.  Bd.  5  N.  51  S.  i6i~i6)); 
darum  kann  auch  die  Stellung  dieses  mit  einer  Rdhe  von  Befugnissen 
dnes  Prinnpals  ausgeriteteten  Organes  nicht  mit  der  eines  Handlungs- 
gehQlfen  verglidien  oder  nach  den  Regeln  über  Handlungsgcfaülfen  be^ 
urtheilt  werden  (Erk.  des  R  O.  H.  G.  v.  2$.  April  64  Bd.  n  ^-  ^ 
S.  179  ff.,  V.  22.  Okt.  75  Bd.  19  N.  18  S.  58  ff.,  V.  jo.  Nov.  75  ib.  N.  19 
S.  61  ff.,  V.  7.  Febr.  77  Bd.  21  N.  121  S.  375);  auch  ist  seine  Rechen- 
schaftspflicht von  der  eines  Verwalters  fremden  Vermögens  wesentlich 
verschieden  (Hrk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  i.  Mai  79  Bd.  25  N.  41  S.  178— iSo). 
Älmlich  verhak  es  sich  mit  dem  Vorstände  einer  eingetragenen  Genossen- 
schaft ($21  u.  27  trotz  S  17  u.  3}),  einer  etngesdiriebeneo  H&lfskasse» 
dner  Gewerkschaft,  einer  freien  Wassergenossenschaft,  dner  Genossen- 
schaft des  Sächs.  Rs,  eines  anerkatmten  Vereins  des  Bayr.  Rs  u.  s.  w. 
Desgldchen  steht  dem  Aufsichtsrath  der  Aktiengesellschaft  dn  gesetdicher 
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souveräne  Organ  zwar  innerhalb  des  körperschaftlichen  Le* 
bensgebtetes ,  jedoch  ausserhalb  seiner  verfassungsrechtlich 
beschränkten  Kompetenz,  so  hat  die  juristische  Person  als 

solche  nicht  ^chaiiuck".  Es  ist  iiidc^s  zu  beachten,  das.->  iur 
die  Zuständigkeit  des  souveränen  Organes  stets  eine  Ver- 
muthung  spricht'. 


Wirkungsbcreidi  zu,  den  die  GeDeralversaminlung  nicht  schmälern  kann 
und  tnoerhalb  dessen  er  selbständig  und  unter  eigner  Verantwortung 
(An.  236)  als  unmittelbares  Vereinsorgan  fungirt;  nicht  anders  dem 
Kontrolor^an  anderer  Genossenschaften,  falls  ein  solches  bestellt  wird 
(vgl.  2.  B.  Genoss.  Ges.  §  28—29,  Sachs.  Ges.  §  28,  Bayr.  Ges.  Art.  ao— 21), 
Ebenso  haben  Vorstand  und  Aufsichtsrath  im  Verhältniss  zu  einander 
selbständige  Kompetenzen  ;  insbesondere  kann  der  Aufsichtsrath,  obschon 
er  durch  seine  statutenmäßigen  Beschlijssc  den  Vorstand  bindet  (Eric, 
des  R.  O.  H.  G.  v.  22.  Okt.  75  Bd.  19  N.  18  S.  58  ff.  u.  v.  7.  Febr.  71 
Bd.  2!  K.  121  S.  575)  und  (Jossen  jeweilige  Mitglieder  Suspendiren 
und  vorlaufig  ersetzen  kann,  dc>:h  die  unantastbaren  Funktionen  des 
Vorstandes  nicht  an  sich  reissen  (Erk.  des  R.  G.  v.  17.  Dec.  80  C.  S. 
Bd. )  N.  29  S.  94—100).  —  Das  Souveräne  Organ  bt  jedoch  schliesslich 
nidit  Mos  durdi  andere  originäre,  sondern  auch  durch  die  aus  seiner 
eignen  MacbtflUle  abgeleiteten  Kompetenien,  so  lange  und  so  weit  die- 
selben eben  verfassungsmißig  verselbständigt  sind,  in  setner  Zuständigkeit 
emgeschränkt. 

»  Wie  der  Staat  nicht  handelt,  .wenn  der  Monarch  ohne  die  ver- 
fassungsmäßig  crforderliclie  Zustimmung  der  Volksvertretung  ein  Gesetz 
crlässt  oder  persönlich  Recht  spricht,  so  bringt  kein  souveränes  Körper- 
schaftshaupt im  Falle  einer  Überschreitung  seiner  alleinigen  Zust.uidigkeit 
die  Körperschaft  zur  rechtlichen  Hrscheinung.  Gleiches  aber  gilt  von  der 
souveränen  .Mitgliederversammlung.  So  wäre  7..  B.  die  Einwilligung  der 
Generalversanuniung  ohne  gleichzeitige  Finwilligung  des  Aufsichisratucs 
im  i  alic  des  Ii.  G.  B.  Art.  220  mit  182  nicht  geeignet,  die  Übertragung 
einer  Aktie  zu*  ermöglichen;  eine  Beschlussfassung  der  Generalversamm- 
lung über  eine  Nachgrändung  im  Sinne  des  Art.  2i}f  ohne  vorherige 
Prüfung  und  Berichtersuttung  des  Aufsichtsrathes  wäre  nichtig;  durch 
£e  Feststellung  der  Bilana  und  die  Ertheilung  der  Decharge  seitens  der 
Gcoeralversanimlung  wird  die  Aktiengesellschaft  nicht  gebunden,  wenn 
die  erforlichen  Vorlagen  des  Vorstandes  und  des  Au£iichtsrathes  nicht 
oder  nicht  gehörig  gemacht  sind  (Art.  22t  mit  2)9,  auch  Erk.  des  R.  G. 
v.  5.  Dec.  84  C.  S.  Bd.  12  N.  17  S.  77—78  u,  v.  28.  Apr.  8$  ib.  Bd.  i) 
N.  18  S.  51-52). 

'  Diese  \'ermutliung  kommt  also  bei  monarchischer  Verfassung  dem 
Haupte,  bei  republikanischer  Verfassung  der  obersten  Versammlung  zu 
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Die  V  erthcilung  der  Zuständigkeiten  wird  ferner  durch 
den  sachlichen  Gebalt  der  einzelnen  Funktionen  des  Gemein- 
lebens bestimmt.  Wie  im  Staate  die  Unterscheidung  von 
Geseugebung,  Verwaltung  und  Rechtsprecliung  von  prin- 
cipieller  Bedeutung  für  die  Abgrenzung  der  Organkompe- 
unzen  ist,  so  wiederholt  sich  in  den  Körperschaften  stets 
die  Absonderung  der  Selbstgesetzgebung  von  der  Selbst- 
verwaltung, bisweilen  auch  die  besondere  Organisation  der 
Selbstgerichtsbarkeit'.  Jede  dieser  Funktionen  kann  dann 
wiederum  in  mancherlei  Funktionszweige  von  verschiedenem 
materiellem  Inhalt,  insbesondere'  die  Verwaltung  in  mehr 
oder  minder  selbständige  Verwakungszweigc  gespalten  wer- 
den, nm  die  so  konstituirten  Geschäftsbereiche  bestimmten 
Organen  zu  überweisen'. 


Gute;  ausdrücklich  ausgesprochen  ist  sie  su  Gunsten  der  Generalver- 
sammlung I.  B.  im  Hülftkassenges.  5  ao  und  Krankcnversich.  Ges»  %  )6 
(abweichend  Un&Uversicher.  G^.  S  aa). 

'  Die  Akte  der  Autonomie  werden  susammen  mit  einzelnen  be- 
sonders wichtigen  Verwaltungsakten  sieis  dem  obersten  Organ  mit  oder 

ohne  Mitwirkung  anderer  Organe  vorbehalten,  soweit  nicht  einem  blossen 
Regierungsorgan  eine  Verordnungsgcwah  in  Verbandsangelcgcnheiten 
übertragen  ist ;  für  die  Akte  der  genossenschaftlichen  Rechtsprechung 
finden  sich  besondere  Genossenschaftsgerichte  (vgl.  z.  B.  über  die  Schieds- 
gerichte der  Wassergenossenschaften  Preuss.  Ges.  §  56  Z.  ii  u.  Rosin 
S.  199,  über  die  Schiedsgerichte  der  Fischereigenossenschaften  Rosin  a.  a.  O. 
N.  10,  über  die  Schiedsgerichte  der  Berufsgenossenschaften  für  Unfall- 
versicherung ib.  S.  201  if^  über  £e  Organe  der  Innungsgericfatsbarkeit 
ib.  S.  200  u.  202). 

'  Dabei  kann  sich  beliebig  oft  eine  Untervertfadlung  wiederiioleo. 
Auch  können  sich  bei  allen  diesen  sachlichen  Kom|>etenaabgrenxungen 
mit  dem  Gesichtspunkt  einer  speciflschen  Verschiedenheit  des  Funktions- 
gehaltes  mannichfache  andere  Gesichtspunkte  kombiniren.  So  vor  Allem 
dnerseits  die  Unterscheidung  ^nchtigerer  und  minder  wichtiger  Ange- 
legenheiten, andrerseits  die  örtliche  Vertheilung  der  Zuständigkeit  nach 
Verwahungssprengcln  oder  Geschäftsbezirken  {7.  H.  der  Vertrauensmänner 
von  Berufsgenossenschaften  für  Unfallversicherung  nach  j  10),  nacli  ön« 
hellen  Verwahungsstellcn  (vgl.  bes.  Hülfskassenges,  5  ^9"  —  *9^)»  nach 
den  Gebieten  von  Sektionen  (wie  bei  Berufsgenos<>enschaften  für  Unfall- 
versicherung) und  anderen  Glicdervcrbänden,  nach  den  Gebieten  sclb- 
btandiger  Gliedkörperschaften  u.  s.  w. 


Digitized  by  Google 


KörpersebaftUd^  Wölk»  und  Handeln, 


Mit  dieser  Vertheikiiig  der  Zuständigkeiten  nach  dem 
Inhalt  der  Funktionen  verbindet  und  kreuzt  sich  die  Ver- 
lheilung derselben  nach  den  formalen  Bestandtheilen  der  ge- 
meinheitlichen Lebensthätigkeit.  Sobald  ein  körperschaftlicher 
Lebensvorgang  sich  aus  Lebensvorgängen  mehrerer  Einzel- 
personen zusammensetzt»  kann  die  Zerlegung  desselben  in 
diese  seine  Elemente  zur  Differentiirung  der  Organftmktionen 
benützt  werden.  Demgemäß  zieht  sich  durch  das  gesammte 
Korperschaftsrecht  vor  Allem  die  Unterschetduriii  der  IViUens- 
bildung  und  der  fVillensausführutjg.  Beiderlei  Elemente  treten 
freilich  niemals  rein  für  sich  auf.  Denn  einerseits  erfolgt 
die  sociale  Willensbildung»  insoweit  sie  rechtlich  organisirt 
ist,  immer  nur  durch  Willenserklärungen,  welche  kraft  ihrer 
rechtlich  anerkannten  Einwirkung  auf  den  Fortgang  der 
Willensbcwegung  durch  fernere  äussere  Willensaktionen  zu- 
gleich ein  Stück  von  Willensausführuug  enthalten:  die  Ab- 
stimmung des  Mitgliedes  bringt  nicht  nur  dessen  Willens- 
entschluss  zum  Ausspruch»  sondern  fibt  zugleich  einen  Zwang 
auf  die  Herbeifi&hrung  dnes  Beschlusses  aus;  der  fertige 
Beschluss  tritt  nicht  nur  als  Bekundung  des  einheitlichen 
W'illensentschlusses  einer  Gesammtheit,  sondern  gleichzeitig 
als  Gebot  oder  Verbot  an  andere  Organe  auf;  jeder  Befehl 
eines  Trägers  von  Vereinsgewali  an  einen  ünterbeamten 
ist  zugleich  Erklärung  und  Ausföhrungsbestandtheil  eines 
Wülensentschlusses.  Andrerseits  enthält  die  WillensausflElh- 
mng,  insoweit  sie  von  der  Willensbildung  getrennt  ist,  doch 
stets  auch  ein  Stück  von  Willensbildung :  jedes  Ausführungs- 
orean  ist  als  lebendiges  Organ  kein  blosses  Werkzeug, 
sondern  ein  wiUensbegabtes  Wesen,  welches  selbst  da,  wo 
es  den  Befehl  eines  anderen  Organes  unbedingt  zu  befolgen 
verpflichtet  ist,  den  ihm  überlieferten  Wtllensentschluss  in 
sich  nachzubilden,  in  den  meisten  Fällen  aber  denselben 
aus-  und  fortzubilden  hat.  Gleichwohl  öbenÄ'iegt  im  Hinblick 
a!;t  Jen  korperscl^.iüllchen  Willensvorgang  im  Ganzen  bei 
dessen  Theilvorgängen  die  cme  oder  die  andere  Seite.  Die 
H^UUttsbildung  der  Gemeinwesen  koncencrirt  sich  ab  selb- 
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Ständig  forxxiines  Element  im  Besclilass.  Wo  daher  die  Mit- 
gliederversammlung das  oberste  Organ  ist,  wird  ihr  die 
Beschlussfassung  in  den  entscheidenden  Fragen  des  Gcmein- 
lebens  zugewiesen.  Anderswo  erschöpft  sich  die  unnütiel- 
bare  Willensbildung  durch  die  Mitgliedergesammtheit  in  der 
Beschlussfassung  über  die  Besetzung  der  Stellen  in  einem 
engeren  Organ»  welches  als  Surri^at  der  Mitgliederversamm- 
lung dienen  soll.  Die  Willensbildung  höchster  Instanz  kann 
aber  nicht  nur  in  Jic  BcsLlilusslassung  Eines  als  Versammlung 
oder  Kollegium  eingerichteten  Organes  verlegt,  sondern 
auch  an  die  übereinstimmende  Willenserklärung  mehrerer 
Organe  gebunden  sein,  indem  sie  z.  B.  durch  getrennte 
Beschlussfassungen  mehrerer  Versammlungen  oder  Kollegien 
(wie  des  Gemeindevorstandes  und  der  Gemeindevertretung) 
oder  durch  die  Entschlussfassung  einer  Einzelperson  (wic 
des  souveränen  Hauptes)  nebst  zustimmender  Beschluss- 
fassung einer  oder  mehrerer  Versammlungen  vollzogen  wnrd'. 
Oder  es  kann  mindestens  in  gewissen  Fällen  die  Willens* 
bildung  von  der  Übereinstimmung  mehrerer  gesonderter 
Beschlussfassungen  bezw.  Entschlussfassungen  abhängen*. 
Wenn  man  aber  die  so  zur  obersten  Willensbildung  beru- 
fenen oder  an  ihr  betheiligten  Organe  vorzugsweise  als 
Willensbildungsorgane  (ungenau  »Willensorgane«)  zu  be- 
zeichnen pflegt,  so  sind  doch  Stücke  gemeinheitlicher  Willens- 
bildung in  selbständiger  Formation  allen  Organen  Obertragen, 
welche  überhaupt  als  Versammlungen  oder  Kollegien  zu 
beschliessen  haben.  Mögen  daher  solche  Organe  im  Ver- 
hältniss  zu  den  obersten  WillensbilduDgi.ürgancn  als  sekun- 
däre Beschiussorgane  oder  vornehmlich  nur  als  Ausführungs- 


■  Der  Reschluss  eines  dieser  Organe  ist  dann  nur  ein  Element  der 
Willensbildung,  das  für  die  Hervorbringung  des  Willenscmschlusscs  der 
juristischen  Person  eine  gleichartige,  obschon  gesteigerte  Bedeutung  hat, 
wie  die  einzelne  Stimme  für  Hervorbringung  des  Beschlufses. 

»  Hierher  gehören  auch  die  F:ilJe  einer  itio  in  partes  oder  einer 
Formation  besonderer  Klassen-  oder  Gruppenversammlungen  (z.  B.  H.  G.  B. 
Art.  215  Abs.  6  u.  24S). 
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oder  Kontrolorganc  erscheinen,  so  stellen  sie  sich  unter 
allen  Umständen  im  Verhaltniss  zu  den  durch  ihre  Beschluss- 
fassung gebundenen  Organen  und  OrgangUedem  als  Be- 
schlussorgane dar'.  Neben  den  Beschiusskompetenzen  drängen 
alle  einer  Mehrheit  von  Einzelpersonen  zur  Ausübung  durch 
gemeinschaftliches  Handeln  Qberwiesenen  Kompetenzen  das 
Element  der  Willensbildung  in  einen  besonderen  äusseren 
Vorgang  ^  Überdies  kann  nicht  blos  die  positive  Willens- 
bildung, sondern  auch  die  Hemmung  der  Willensbildung 
in  der  Form  eines  Einspruchsrechtes  als  eigenartige  Or- 
ganzusiändigkeit  für  sich  organisirt  sein^  Dagegen  ent- 
zieht sich  die  Bildung  des  Gemeinwillens  insoweit,  als  sie 

'  So  Erscheinen  Sektionsvcrsaninilungcn,  Kdniniissionen  und  Aus- 
schüsse licr  Gt^iicralvcrsaninilung  für  Bcschlusslassung  über  einzelne  An- 
gelegenheiten» manche  Wahlversammlangen  (wie  die  Versammlungen 
zur  Wahl  von  Arbdtervertretern  nach  Unfallvers.  Ges.  S  41  fT.)  u.  s.  w. 
als  rdne  Besdilussorgane  von  sekundirer  Bedeutung;  ein  Verwaltungs- 
rath  kann  der  Generalversammlung  als  Ausfuhrungsorgan,  dem  Vorstande 
als  Bcschlussorgan  gegenüberstehen ;  jeder  Aufsichtsrath  und  jeder  kolle- 
gialische  Vorstand  lut  behufs  Willensbildung  in  seiner  Aufsichts-  oder 
Ausführungsspliare  noüiwcndig  eine  eigne  Beschlussgewalt  nach  Maßgabe 
seiner  gesetzlich,  statutarisch  oder  kraft  kollegialer  Autonomie  festgesetzten 
Geschäfcordnung;  (man  vgl.  z.  B.  hinsichtlidi  des  Aufisichtsraths  das 
Bayr.  Ges.  fiber  Vereine  An.  21,  wo  dessen  Befugniss,  sich  selbständig 
unter  einem  aus  sdner  Mitte  gewühlten  Vorsitsenden  zu  konstituiren, 
hervorgehoben  wird ;  hinsichtlich  des  Vorstandes  das  Unfallversich.  Ges. 
5  22,  wonach  in  eiligen  Fällen  schriftliche  Abstimmung,  sonst  also  nur 
Versammlungsbeschluss  des  Vorstandes  zulässig  ist). 

*  Derselbe  entbehrt  indess  nK'ist  einer  besonderen  Regelung.  So 
fehlt  es  an  gesetzlichen  Normen  über  die  Art  der  einheitlichen  Willens- 
bildung unter  kollektiv  berulcncn  Vorstehern,  desgleichen  unter  einer 
ein  Minderheitsrecbt  ausübenden  Vielheit  von  Aktionären  (z.  B.  bexQglich 
der  Verständigufig  Ober  die  gemeinsam  zu  bestellende  Sidierheit  und  die 
ab  BevoUmäditigte  zu  bezdchnenden  Personen  in  den  Fällen  der  Art. 
222  u.  22;). 

'  Dahin  gehört  ?..  B.  das  Recht  einer  Suspension  von  Beschlüssen 
das  dem  Vorsteher  in  Verbindung  mit  einem  Kassationsrecht  der  Auf- 
siclitsbehörde  (oben  S.  663  N.  i)  oder  selbständig  zusteht;  das  Recht  zur 
Hinderung  gewisser  BeschlussfasNungen  der  Generalversammlung,  welches 
der  Vorstand  der  eingetragenen  Genossenschaft  nach  $  27  des  Genos$,Ge$. 
offenbar  haben  soll  (vgl.  auch  Sächs.  Ges.  5^7);  ^  Recht  einer  Min- 
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durch  den  inneren  Entschluss  einer  zum  Handeln  für  das 
Gemeinwesen  berufenen  Einzelperson  stattfindet,  jeder  äus- 
seren Normirung  und  somit  auch  der  selbständigen  recht- 
lichen Organisation.  Die  Willens ausjuhrun^  ist  zuletzt  stets 
Einzelpersonen  übertragen,  welche  den  entweder  von  einem 
anderen  Organ  empfangenen  oder  zum  Theil  oder  ganz  von 
ihnen  selbst  hervorgebrachten  Willensentscbluss  durch  indi- 
viduelles oder  kollektives  Handeln  zu  verwirklichen  haben'. 
Kompetenzen  dieser  Art  sind  durch  den  gesammten  gemein- 
heitlichen Organismus  zerstreut:  sie  sind  erforderlich,  um 
die  Willensbildung  durch  die  dazu  berufenen  besonderen 
Organe  vorzubereiten,  in  Bewegung  zu  halten  und  weiter 
zu  leiten';  sie  müssen  bestehen,  um  einen  an  irgend 
einer  Stelle  eingeschobenen  Kontrolappatat  in  Thätigkeit 
zu  setzen  und  wirksam  zu  machen';  sie  sind  nothwendig, 
um  den  fertigen  Willensentscbluss  der  Körperschaft  aus 


dcrheit,  eine  Beschlussfassung  überhaupt  oder  zur  Zeit  zu  hemmen  (z.  fi. 
H.G.B.  Art.  2i3<i  u.  259^);  auch  das  dem  Ge^'erken  durch  Preuss. 

Rergges.  j  115  — 116  verliehene  Recht,  die  Wiederaufhebung  eine^  an 
sich  gültigen  Besdilusses  durch  das  Gericht  oder  ein  Schiedsgericht  zu 
bewirken. 

*  Jedu  Aktion  durch  Wort,  Schrift  oder  sonstiges  leibliches  Handeln 
muss  durch  Mund  oder  Hand  von  Einzelpersonen  erfolgen.  Die>  gih 
schon  von  der  einfachen  W'illenscrkLuung  (Verkündigung  des  Beschlusses 
durch  Jen  Vorsitzenden  der  Versammlung,  schriftliche  Konstatinmg  des 
Abstimmungsergebnisses  u.  s.  w.).  Doch  ist  bei  kdner  dieser  Formen 
von  WUlensmanifestatioii  eine  Kollektivaktion  ausgeschlossen.  Eine  solche 
kann  insbesondere  durch  gemeinschaftliche  Untenddinung  eines  Schrift- 
Stückes  (H.  G.  B.  Art.  229,  Genoss.  Ges.  $  19),  aber  auch  durch  gldch- 
hutende  mündliche  Erklärungen  simmtlicher  persönlich  gqicnwirtigcr 
Träger  einer  Oiganstellung  (H.  G.B.  Art.  310  Abs.  4, 212»  32S)  oder  durch 
leibliches  Zusanimenhandeln  sttttfinden. 

'  Dahin  gehören  die  Zustindigkeften  cur  Berufung  von  Versanim* 
lungen,  Leitung  von  Verhandlungen,  Stellung  von  Anträgen,  Sammlung 
von  Stimmen,  Verkündigung,  Ausfertigung  und  Übermittlung  von  Be* 

Schlüssen,  Erlass  von  Verfügungen  und  Befehlen  u.  s.  w. 

'  Die  verfassungsmäßig  einem  Organ  über  ein  anderes  Organ  zu- 
stehende Aufsicht  enthalt  schon  in  dem  von  ihr  untrennbaren  Recht  der 
Kernitoissnahme  zugleich  eine  Fülle  von  Handlungskompeteozen  (z.  B. 
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einem  inneren  Lebensvorgange  in  eine  äussere  Lebensthat 
umzusetzen.  Bei  der  Betrachtung  der 'Organisation  im  Gan- 
zen werden  als  Ausführungsorgane  im  specifischen  Sinne 
vornehmlich  diejenigen  Organe  bezeichnet,  in  deren  Zustän- 
digkeit die  schHessliche  Durchführung  des  Gemeinwillens 
vermöge  einer  den  Mitgliedern  gegenüber  begründeten  Re- 
gierungsgewalt und  einer  Dritten  gegenüber  begründeten 
Vertretungsgewalt  liegt*.  Regierung  und  Vertretung  können 
aber  wiederum  durch  mancherlei  noch  dem  inneren  gemein- 
heititchen  Willensvorgange  angehörige  Willensaktionen,  ins- ' 
besondere  durch  generelle  Verfügungen  und  spedelle  Be- 
fehle höherer  Organe  an  niedere  Organe,  vermittelt  werden, 
bevor  sie  ihr  letztes  Ziel  erreichen,  welches  in  irgend  einer 


zur  Etosichmahme  in  SdiriftsiDcke,  zur  Vomafame  von  Revi^cmen, 
zur  Einforderung  von  Berichten,  zur  Abforderung  mündlicher  ErkUningen, 
zur  Entgegennahme  von  Beschwerden  u.  s.  w.),  denen  die  in  der  Pflicht 
der  Kenntnissgabe  enthaltenen  Obli^enlicitcn  zu  gewissen  Handlungen 

(Vorlegung  von  Schriftstücken  und  Beständen,  Anzeigen,  Berichten,  Er- 
klärungen, Rechnungslage  u.  s.  w.)  entsprechen.  Desgleichen  erfolgt  die 
Abstellung  der  Mängel  im  Aufsichtswege  stets  durch  Handlungen,  welclie 
ebenso  mannichfacher  Art  wie  die  oben  bcsprociitnen  AufsichtsUandiungcn 
einer  Ober  der  Körperschaft  stehenden  staatlichen  Auftichisbehörde 
sdn  können,  immer  aber  von  dnem  Organ  kraft  einer  besonderen  Zu- 
ständ^kdt  vollzogen  werden. 

I  Mitbin  koncentrirt  sich  die  Funktion  der  WUlensausflkhrung,  wie 
bd  Verbänden  mit  monarchischer  Verfassung  hn  Haupte,  so  bei  der 

regdmäßigen  Körperschaftsverfassung  Im  Vorstande  (vgl.  meinen  Art. 
»Vorstand«  in  Holtzendorffs  Recbtslex.).  Der  Vorstand  ist  nicht  nur 
nach  den  meisten  Gesetzen  Twic  nnch  Pr.  L,  R.  II,  6  §  137  u.  allen 
neueren  Specialgesetzen),  sondern  nach  einem  allgemeinen  (in  der  C.Pr.O. 
§  157  vorausgesetzten)  Gewohnheitsrecht  ein  nothwendigcs  Organ  jeder 
Kürperscluit.  Doch  können  nicht  nur  Regierung  und  Vertretung  von 
dnander  gelöst  und  selbst  verschiedenen  Organen  Übertragen  werden 
(wie  dies  das  Pr,L.IL  n,  6  S  X14  ff.  bd  der  Verfassung  mit  »Repräsen- 
umten«  sogar  als  R^d  annimmt),  sondern  es  kann  auch  das  oberste 
Regierungsorgan  durch  mannichfache  Behörden  und  Beamten  mit  mehr 
oder  minder  selbständigen  Ver^Ä'altungskompetcnzen,  das  oberste  \'er- 
tretungsorgan  durch  mannichfache  andere  mit  mehr  oder  minder  ausge« 
dehater  Vertretungsmacht  bekleidete  Funktionäre  ergänzt  werden. 
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Veränderung  des  äusseren  Zustandes  des  Gemeinwesens 
Hegt'.  Mit  den  Willensvorgängen  verknüpfen  sich  im  Leben 
der  Gesammtpersonen  wie  der  Einzelpersonen  rechdich  er- 
hebliche ßewusstseinsvorgättge.  Auch  diese  sind  hier,  insoweit 
es  sich  um  die  Anerkennung  und  Begrenzung  der  Bildung 
eines  rechtlich  wirksamen  Gemeinbewusstseins  handelt»  der 
rechtlichen  Normirong  zugänglich.  Sie  können  daher  auch  in 
mehr  oder  minder  selbständiger  Formation  als  Inhalt  beson- 
derer Zuständigkeiten  gesetzt  werden.  Dies  gilt  zunächst  von 
dQT  SLUSSQiQtiund  'mnQiQnlVahrnehmung.  Eine  juristische  Person 
kann  der  Aussntwelt  gegenüber  eigne  Wahmebmuni^rgane 
und  in  verschiedener  Hinsicht  verschiedene  Wahnaehmungs- 
Organe  haben*.  Zugleich  aber  kann  die  Funktion  der 
Wahrnehmung  besonders  geregelt  sein,  wie  dies  namentlich 
stets  im  Zusammenhange  mit  der  Zutheilung  einer  Aufsicht 
über  Qrgantliätigkeit  an  andere  Organe  geschieht  ^  Darum 


'  So  kann  z.  H.  die  Reiricrungshnndlunt^  der  Eiazichung  eines  Mit- 
^^licücrbeitrags  oder  der  Aub/tahlung  eines  MuglicJerguthabens  erst  durch 
den  Kassenboten  zur  .Vollendung  gelangen,  während  die  Austührung  mit 
der  Anwebimg  des  Kassmbeamten  durch  den  Vorstdier  b^gonoai  und 
mit  der  Entsendung  des  lUssenboten  durch  den  Kassenbeamten  fon« 
geleitet  ist;  ganx  ebenso  kann  es  sieb  bd  der  Vertretungshandlung  der 
Einziehung  einer  Forderung  oder  der  Auszahhing  einer  Schuld  der  Köipcr« 
schaft  an  einen  Dritten  verhalten.  —  Doch  kann  auch  die  Körperschafts- 
aktion  bereits  vorher  ihr  Ende  erreichen,  indem  sie  mit  der  Ertheilun^ 
eines  Auftrags  bezw.  einer  Vollmacht  an  einen  Dritten  endet,  dessen 
Thätigkeit  dann  ausserhalb  des  socialen  Organismus  liegt  und  nach 
Individualrecht  zu  hcnrtheilcn  ist. 

*  Vgl.  hierüber  ooen  S.  627—629. 

5  So  trifft  das  Aktiengesellschaftsgcset/.  eine  Reihe  besonderer  An- 
ordnungen, um  der  Gencrnlversaninilung  behuts  Durchtührung  ihrer 
obersten  Aufsicht  die  ertorderliche  Kenntniss  von  dem  Ciangc  des  Körper- 
schaftslebens  zu  sichern;  vgl.  An.  321,  239—240.  Ähnlich  Genoss.  Ges. 
Situ.  26;  Sächs.  Ges.  S  2$  u.  58.  Vgl.  ferner  hinsichtlich  der  Aof- 
fichtsAinktionen  von  Knappschaftslltesten  und  Werkbesitzem  gegcoAber 
dem  Knappschaftsvorstande  Preuss.  Bergges.  S  iSa  mit  179^  hinsichdich 
der  dem  Knappsdiaftsvorsunde  (dessen  Vertretungs-  und  Rcgienings* 
function  in  5  normirt  ist)  übertragenen  Aufinchc  öber  besondere 
Krankenkassen  ib.  $  17a. 
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erscheint,  sobald  eigne  Kontrolorgane  eingerichtet  werden, 
als  Kern  ihrer  verfassungsmäßigen  Zuständigkeit  stets  die 
£rlangung  und  Verbreitung  einer  Kenntniss  von  inneren 
Vorgängen  des  Gemeinlebens  und  somit  die  Herstellung 
eines  Wissenszustandes  des  Gemeinbewusstseins.  Im  moder- 
nen Körperschaftsrecht  ist  die  Einsetzung  besonderer  Auf- 
sichtsrathe  mit  einer  dt.rartigen  Lebensnufgabe  zum  Theil 
gesetzlich  nochwendig  oder  doch  gesetzlich  vorgesehen'. 


'  PQr  den  Aufsichtsrath  der  Aktiengesellschaft  Ist  durch  H.  G.  B. 

Art,  225  nebst  Art.  209h,  210  Z.  j,  210*,  2i}f  Abs.  2  u.  259  alswesent' 
lieber  Inhalt  seiner  Thätigkeit  die  Herstellung  eines  Wissenszustandes 
(durch  Einsichtnahme  und  Darlegung,  Berichterfordern ni^  und  Bericht- 
erstaituni^,  Prüfung  und  Mittheilung  der  Prüt'ungsergcbnissc)  gesetzlich 
fixirt.  Desgleichen  für  die  takuhativen  Aufsichisräthe  oder  Ausschüsse 
eingetragener  Genossenschahen  (5  28),  eingeschriebener  Hülfskassen 
(5  19),  der  Genossenschaften  des  Sicfas.  It  (5  28)  u.  der  Vereine  des 
Bayr.  R.  (Art,  10).  Vgl.  auch  Schweix.  Ohl.  R.  Art.  659—662  u.  705. 
Doch  hahoi  alle  solche  Aufsichurätbe  nicht  nur  zugleich  die  erforderlichen 
Beschluss-  inid  Handlungskompetcnzen,  um  den  auf  £rlangung  und  Mit- 
theilung von  Kenntniss  gerichteten  Willen  n\  hllden  und  auszufuhren, 
sondern  können  aucii  durch  das  Statut  anderweitige  Zuständigkeiten 
(insbesondere  neben  der  Überwachung  des  Vorstandes  die  Mitwirkung 
bei  wichtigen  Geschäuen;  eniplangen  und  werden  zum  Theil  schon  durch 
das  Gesets  mit  weitergehenden  Funktionen  betraut.  So  stdit  ihnen  regel- 
mißig  die  Regierungsfunktion  der  Berufung  einer  Generalversammlung 
zu  (H.  G.  B.  Art  225,  Genoss.  Ges.  $  28»  Sächs.  Ges.  $  28,  nach  Hülft- 
kassenges.  5  22  nur  das  Verlangen  der  Berufung);  biswdlen  auch  die 
vorläufige  Entsetzung  und  Ersetzung  von  Vorstehern  und  Beamten  (Ge- 
noss. (ies.  5  28,  Sächs.  Ges.  5  28).  Dazu  tritt  die  Vertretungsfunktion 
bei  Processen  der  Genossenschaft  mit  dem  Vorstand  Cso  nach  H.  G.  B. 
Art.  22}  mit  194  als  austulircndes  Processorgau,  wenn  die  General- 
versammlung den  Process  besdiliesst»  in  Angelegenheiten  eigner  Ver- 
antwortung aber  auch  als  beschlicssendes  Processorgan,  vgl.  Genoss.  Ges. 
S  29>  Siebs.  Ges.  $  28),  bei  Aktiengesellschaften  auch  bei  Processen  mit 
den  einen  Genera Iversammlungsbcschluss  anfechtenden  Mitgliedern  (in 
Gemeinschaft  mit  dem  Vorstande,  Art.  222  mit  19CH);  desgleichen  die 
Vertretung  der  Genossenschaft  bei  Vertragsschlüssen  mit  dem  Vorstande 
(Genoss.  (»es.  5  29,  Sachs.  Ges.  5  28).  Der  Aufsichtsrath  der  Aktien- 
ge!>ell&chaft  ist  überdies  schon  iiraft  Gesetzes  in  einzelnen  Fällen  zur  Mit- 
beschlussfassung  mit  oder  zur  Beschlus^fassung  statt  der  Generalver- 
versammlung (Art.  220  mit  182  u.  An.  252  mit  196^)»  femer  im  Falle 
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Daneben  finden  sich  andere  Kontroiorgane  für  einzelne  Ge- 
biete oder  für  ausserordentliche  Fälle'.  Sodann  kann  die 
innere  Erwägung  oder  Überlegung  durch  die  Anordnung  und 
Regelung  einer  Berathung  vor  der  Beschlussfassung  recht- 
lich organisirt,  auch  durch  die  Zutheilung  von  Vorschlags- 
reciucn  und  Rcnionsuationsbelugnisseu  bcsuiiimten  Organen 
als  eigens  formirte  Kompetenz  übertragen  sein*.  Endlich 
gewinnt  das  Element  der  Bildung  und  Äusserung  eines 
Unheils  eine  specifische  rechtliche  Bedeutung,  insofern  bei 
der  Funktion  der  Rechtsetzung  das  Urtheil  über  das  Vor- 
handensein einer  Aussage  der  Rechtsvemunft,  bei  der  Funk- 
tion der  Rechtsprechung  das  Urtheil  über  das  Vorhandensein 
einer  Aussage  des  positiven  Rechts  den  Kern  einer  beson- 
deren Organzuständigkeit  bildet'. 

Nichts  als  ein  Stück  solcher  Funktionenvertbeilung  nach 
formalen  Elementen  ist  schliesslich  auch  die  heute  so  viel* 
fach  durchgefiihrte  Loslösung  der  Vertretung  nach  aussen 
von  der  inneren  Zuständigkeitsordnung.   An  sich  ist  die* 
rechtliche  Wirksamkeit  einer  \  ertretun^blundlung  Dritten 


der  EnheiluDg  der  Prokura  zur  Genebtnigung  einer  Regieningshandlang 
des  Vorstandes  (Art.  2)4)  berufen. 

'  Als  reine  Kontrolorgane»  deren  Funktion  sich  mit  der  KlarsceUung 
der  Sachlage  erschöpft,  crKheinen  z.  B.  die  »Revisoren«  in  den  FiUcn 
der  Art.  ao9\  222«  u.  2)9*  des  H.  G.  fi. 

*  So  haben  die  Funktionen  btos  berathender  oder  begutachtender 

Ausschüsse,  Kommissionen,  Behörden  u.  s.  w.  für  die  gemdnheitliche 
Willensbildung  als  solche  nur  die  Bedeutung  der  Herstellung  von  Eot- 
scheidungsmotiven.   Vgl.  über  die  bei  den  Berufsgenossenschaften  für 

Unfallversicherung  den  Vertretern  der  Arbeiter  neben  Wahlrechten  zu- 
stehende »Begutachtungtf  der  zur  Verhütung  von  Unfällen  ?u  erlassenden 
Vorschriften  (wobei  es  sich  aber  zum  Theil  um  Mitbeschlussfas&ung 
handelt)  ünfallversich.  Ges.  5  4i-1>»  7^—1%  81. 

?  Vgl.  über  das  bei  diesen  hunktionen  bestehende  Verhältniss  zwi- 
schen Vernunftthätigkeit  und  Willensthätigkeii  meinen  Aufsatz  über 
Laband  S.  78  ff.  —  Übrigens  kann  die  Urtheilsbildung  auch  sonst  selb- 
ständig organisirt  sein ;  so  z.  B.  die  Abgabe  des  cineai  Latlasiuai^sbi:- 
SCblttss  zu  Grunde  liegenden  Unheiles  über  die  Richtigkeit  einer  Berech- 
nutig  durch  die  cur  Prüfung  berufenen  besonderen  Organe. 
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gegenüber  von  denselben  statutarischen  und  gesetzlichen 
Normen  abhängig,  welche  über  die  Wirksamkeit  dieser  Ver- 
tretungshandlung für  das  innere  Vcrbandslebcn  entscheiden'. 
Dieses  Princip  wird  dadurch  nicht  alterirt,  dass  die  Gesetze 
bestimmten  Organen  eine  präsumtive  Vertretungsmacht  von 
grösserem  oder  genni^Lrem  Umfange  beilegen*.  Ebenso- 
wenig präjudicirt  denselben  der,  dem  modernen  Körper- 
schaftsrecht eigenthümliche  Satz,  dass  jede  Körperschaft 
Dothwendig  einen  Vorstand  haben  muss,  der  sie  gerichtlich 
und  aussergerichtlich  vertrin'.  Auch  wenn  einem  solchen 
nothwendigen  Venretungsorgan  vom  Gesetz  nicht  blos  eine 
präsumtive,  sondern  eine  statutarisch  unabänderliche  Ver- 
tretungsmacht beigelegt  wird,  bleibt  an  sich  die  Einheit  der 
Vertretungsfunktion  nach  aussen  und  nach  innen  gewahrt, 
mag  nun  die  gesetzhch  geforderte  Repräsentation  der  juristi- 
schen Person  durch  ihren  Vorstand  auf  gewisse  Angelegen- 
heiten beschränkt  oder  auf  alle  Angelegenheiten  des  Ver- 
bandes erstreckt  oder  selbst  völlig  unbeschränkt  sein^  Immer 


'  Dies  hat  nanicntlicii  E.  Miür,  über  den  Abschluss  von  Staats- 
vertragen (1874),  klargestellt. 

*  So  das  Pr.  A.  L.  R.  II,  6  5  117—119  für  »Repräsentanten«, 
S  152—158  für  alle  »Beamten«;  vgl.  auch  H.  G.  B.  Art.  235,  Geuoss. 
Ges.  5  30,  Bayr.  Ges.  An.  22. 

)  Dieser  Sats  findet  sich  in  allen  modernen  Gesetzen  Ober  Körper- 
schaften (vgl.  ausser  den  in  meinem  Art.  »Vorstand«  S.  1182  u.  1190 
bis  I193  angef.  Gesetzen  jetzt  auch  Krankenversich.  Ges.  5  34'35i 
Un£ülversich.  Ges.  5  2},  R.  Gew.  O.  5  i04<,  Preuss.  Ges.  über  Fiscberd- 
genossenschaften  5  9  s.  \v.).  Meist  vnrd  ausdrücklich  hinzugefügt, 
dass  der  Vorstand  auch  zu  Geschäften  und  Rechtshandlungen,  zu  denen 
die  Gesetze  eine  Specialvollmacht  fordern,  erm.ichtigt  ist.  —  Dem  Preuss. 
L.  R.  ist  ein  solcher  Salz  noch  unbekannt:  der  Vorsteher  als  solcher  ist 
kein  Vertreter,  die  Vertretuogsbefugniss  hängt  viehnebr  von  besonderer 
Ermächtigung  ab  und  wird  nur  im  Falle  sututarisch  angeordneter  oder 
mit  Zwddrindmebrhdt  beschlossener  Einseuung  von  »Reprlsenunten«  in 
vollerem  Umfange  begründet 

*  Vgl.  die  niannichfach  abweichenden  Bestimmungen  in  meinem 
Art.  »Vorstand«  a.  a.  O.;  es  findet  sich:  einfache  Verweisung  auf  den 
Umfang  der  statuurischen  Ermächtigung  (z.  B.  bei  eingeschriebenen 


Digitized  by  Google 


702 


ntrUsKapUd, 


vielmehr  ist  im  Zweifel  eine  verfassungsmäßig  begründete 
Vcrtretungskompetenz  zugleich  als  innere  Zuständigkeit 
wirksam,  wahrend  uiiiL^ckchrt  eine  verfiissungstn^ißii^  /:u 
Recht  bestehende  Einschränkung  der  Vertretungskoiiipctcnz 
zugleich  der  äusseren  Zuständigkeit  Grenzen  setzt'.  Allein 
schon  nach  aligemeinen  Grundsätzen  kann  die  Körperschaft, 
welche  einem  Organ  eine  gewisse  Handlungssphäre  zuge- 
wiesen hat,  im  Bereiche  derselben  einem  Dritten  solche 
Einschränkungen  der  Vertretungsmacht  nicht  entgegensetzen. 


HaUskassen  %  i8);  gesetzliche  Zutheilung  bestimmter  einzelner  Ver- 
tretungsbefugnisse mit  Verwebung  auf  das  Statut  im  Übrigen  (so  bei 
Knappschaften  £  Hcrufsgenossenschaften  für  Uiifnllvcrsichcrung  5  2)') ; 
gesetzliche  Vertretungsbetugniss  in  allen  nicht  durch  das  Gesetz  selbst 
der  Bcschlussfassung  eines  anderen  Ort^anes  vorbeliaheneii  Angelegen- 
heiten (wie  nach  den  meisten  GeincuKieordnungcn  und  mit  Vorbehalt 
statutarischer  Einschränkungen  bei  den  Repräsentanten  des  Preuss.  L.  R.); 
gcsettlidie  Vertretungsbefugniss  mit  Ausnahme  gewisser  einem  quali- 
fidrten  Versammlungsbesdiluss  vorbdialtener  Gegenstände  und  mit  der 
Möglichkeit  weiterer  statutarudier  Einsdvänkungen  (wie  bei  Gewerk- 
schaften nach  Preuss.  ßergges.  §  119— 120,  wobei  jedoch  die  in  §  124 
aufgeführten  Vertretungskompetenzen  unentziehbar  bleiben);  allgemeine 
gesetzliche  Vertretungskonipctenz  mit  beliebiger  statutarischer  Abänder- 
lichkeit  (wie  bei  aucrkaninen  Vereinen  nach  Bayr.  Ges.  Art.  12  u.  1$ 
bis  16);  gesetzlich  nothwcndige  Vertretung  der  Gcnossenscliaft  »in  allen 
ihren  Angelegenheiten«  (wie  bei  allen  Preuss*  Wassergenossensdxaften 
$  %  Waldgenossenschaften  5  a6;  auch  wohl  bei  Innungen  $  toi,  Innungs^ 
verbänden  $  I04<,  Krankenkassen  §  35);  unbeschränkte  und  unbe> 
schränkbare  Vertretung  ohne  Rücksicht  auf  den  konkreten  Lebensbereich 
der  Genossenschaft  (wie  bei  Aktiengesellschaften  Art.  227  u.  2}i,  ein- 
getragenen Genossenschaften  5  17  u.  21,  Genossenschatten  des  Sachs.  Rs. 
5  18  u.  20). 

'  Dies  wird  als  gemeinrechtliches  Princip  z.  B.  vom  R.  O.  H.  G. 
im  Erk.  v.  24.  Apr.  74  Bd.  15  N.  107  S.  ^52  ff.  u.  vom  R.  G.  im  Frk. 
V,  2.  Jan.  85  Seuff.  Bd.  40  N.  271  anerkannt.  Dasselbe  Princip  liegt  dem 
Preuss.  L.  R.  und  den  älteren  Preuss.  Städteordnungen  (Erk.  des  O.Tr. 
Berlin  Strieth.  Bd.  29  S.  1S6  ff.),  sowie  dem  Preuss.  Ges.  14.  Apr.  56 
%  10  för  Landgememden  (Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  Entscfa.  Bd.  68  S.  9$  ff. 
u.  Anh.  S.  29  ff.)  zu  Grunde.  Ebenso  halten  die  meisten  deutschen  Ge> 
meindeordnungen  an  demselben  fest.  Ausdrücklich  ausgesprochen  ist  es 
für  anerkannte  Vereine  des  Bayr.  Rs.  Art.  16. 
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welche  dieser  Dritte  weder  kannte  noch  kennen  niusste 
Die  neuere  Gesetzgebung  aber  hat  nicht  nur  die  Unwirk- 
samkeit der  Zuständis^keitsjjrenzen  pegen  gutgläubige  Dritte 
auf  alle  statutarischen  Abweichungen  von  der  gesetzlichen 
Kegel  ausgedehnt',  sondern  bei  einzelnen  Körperschafts- 
gattungen jede  Einschränkung  der  Venretungsmacht  des 
Vorstandes,  obschon  dieselbe  nach  innen  Kraft  haben  soll, 
nach  aussen  schlechthin  für  wirkungslos  erklärt'.  Hier  ist 


'  Vgl,  £rk.  des  R.  G.  v.  2.  Juni  85  Seufi".  Hd.  40  N.  271  ;  »auf 
heimliche  Beschränkungen  des  nach  Gesetz,  Statut  oder  Zweck  sich  er- 
gebenden Geschäftskreises  kann  sich  die  Kommune  dem  Dritten  gegen- 
über nicht  berufen».  Auch  Erk.  des  Obst.  L.  G.  f.  Bayern  v.  6.  Juli  80- 
ib.  Bd.  )6  N.  3t:  Die  Klage  gegen  eine  Universität  wegen  Lieferuag 
von  Verbandsstoffen  flQr  eine  cürurgische  PoliIcUnik»  bei  deren  Anschaf- 
fung der  verstorbene  Docent  den  Etat  überschritten  hatte,  scheitert  nicht 
an  der  Überschreitung  einer  solchen  geheimen  Weisung. 

'  So  das  Pr.  L.  R.  II,  6  §  120—125  u.  128— ijo  im  Falle  Obser- 
vanz- oder  satzungsmäßiger  Einschränkungen  von  Repräsentanten  unter 
das  gesetzliche  Maß,  wobei  hinsichtlich  satzungsmäßiger  Abweichungen 
die  Körperschaft  zur  Kundniacliung,  dagegen  hinsichtlich  der  Observanz 
der  Dritte  Jtur  Erlcundigung  verpflichtet  ist;  vgl.  auch  hinsichtlich  der 
übrigen  Körperschaftsbeamten  $  156— 1$8.  Bei  Gewericschaften  muss 
nach  Preuss.Bergges.  $  119  jede  Modifikation  der  gesetzlichen  Vertretungs- 
befugniss  des  Reprisentanten  oder  Gruben  Vorstandes  in  dessen  Legiti- 
mation aufgenommen  werden.  —  Das  Schweiz.  Ob!.  R.  Art.  651  und 
699 — 700  entzieht  bei  Aktiengesellschaften  und  wirthschafilicheu  Ge- 
nossenschaften /V/f  Einschränkung  der  Vertreterkompetenz  die  Wirk- 
samkeit gegen  »gutgläubige  Dritte«. 

S  So  bei  Aktiengesellschaften  (Art.  2}i  u.  234),  eingetragenen  Ge- 
nossemchaften  (S  21),  Genossenschaften  des  Sachs.  Rs.  (S  20)  mit  Aus- 
nahme derer,  welche  aussdiliesslich  Idrchliche,  gemeinnQtzige  oder  mÜde 
Zwecke  verfolgen  (§  38).  Dasselbe  Pdncip  hat  nach  dem  (mit  einem 
Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  20.  Sept.  70  Strieth.  Bd.  79  S.  193  ff.  über- 
einstimmenden) Erk.  desR.O.  H.G.  v.  24.  Apr.  74  Bd.  n  "^7  5>- 
bis  340  die  Preuss.  St.  O.  v.  30.  Mai  55  'l  56  Z.  8  (nebst  gleichlauten- 
den Hestimmungen  späterer  Preuss.  St.  O.)  abweichend  vom  sonstigen 
deutschen  Gemeinderechl  lur  die  vom  Magistrat  unter  Übersciirciiung 
seiner  Befugnisse  Namens  der  Stadtgemeinde  abgeschlossenen  Rechts- 
geschäfte  eingeftkhrt.  »  Nicht  hierher  gehören  die  Vorschriften,  welche 
nur  die  L^timation  des  Vertremngsorganes  erleichtem;  insofern  die- 
sdben  freilich  eine  blosse  »Anf&hrung«  des  erforderlichen  Beschlusses 
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also  selbst  die  Kcnntniss  des  Dritten  von  einer  solchen 
Einschränkung  gleichgültig,  da  ja  diese  Kennmiss  sich,  eben 
nur  auf  eine  nach  aussen  rechtlich  nicht  vorhandene 
Kompetenzgrenze  bezieht*.  Als  Dritte  mössen  dabei  auch 
Mitglieder  und  ßeamte  der  Körperschaft  insoweit  gelten,  als 
sie  zu  derselben  in  Beziehungen  mdividualrcclulicher  Art 
treten Dagegen  bleibt  die  Darstellung  der  juristischen 
Person  ihren  Gliedern  und  Organen  als  solchen  gegenüber 
verfassungsrechthch  gebunden  ^  Und  selbst  die  nach  aussen 
wirksame  Rechtshandlung ,  durch  welche  der  Vorstand 


für  ausreichend  erklären  (oben  S.  678  N.  2)»  ist  das  praktische  Ergebniss  nkbt 
sehr  verschieden. 

*  So  das  R.  O.  H.  G.  in  den  Erk.  v.  16.  Mirz  72  u.  14.  Mai  72 

Bd.  5  N.  64  S.  294—298  u.  Bd.  6  N.  27  S.  151  ff.  (auch  Eintragung  ins 

Register  ändert  nichts;  nur  die  exceptio  doli  bleibt  vorbehahen).  Dass 
diese  Praxis  dem  Sinn  des  Gesetzes  entspricht,  zeigt  jetzt  besonders  deut- 
Hch  H.G.B.  Art.  234,  nach  dem  aucii  dit  geseiiUche  Beschrankung,  krilt 
welcher  der  Vorstand  nur  mit  Zustimmung  des  Aufsichisrathes  einen  Pro- 
kuristen bestellen  kann,  Dritica  gegenüber  keine  rechtliche  Wirkung 

*  Unzweifelhaft  bei  Geschäften,  welche  ausser  allem  Zusammcß- 
hangc  mit  der  Mitgliedschaft  oder  Beamtenstellung  geschlossen  werden. 
Zweifeljiaft  dagegen  hinsichtlich  der  mit  der  Mitglicüschali  oder  Orgau- 
sttllung  verknüpften  Sonderrechte  und  Sonderpflichten.  Das  R.  O.  H.  G. 

.  hat  im  £rk.  v.  14.  Mai  72  Bd.  6  N.  27  S.  140  £  die  Venrägc  xwiscfaen 
dem  Aktiengesellschafisvorsunde  mul  den  Barnten  der  GescUschaft  und 
im  ErL  v.  26.  Juni  74  Bd.  14  N.  37  S.  89  ff.  auch  den  AnsteOungs- 
vertrag  und  den  Entlassungs-  und  Abfindungsverccag  nut  einem  Diidttor 
für  »äussere  Bezidiungen«  erklärt,  denen  die  unbedingte  Vertretung 
funktionirt.  Dagegen  hat  es  im  Erk.  v.  29.  Mai  7;  Bd.  19  N.  98  S.  ))4 
bis  336  die  Bewilligung  einer  Remuneration  durch  den  Verwaltungsrath 
an  dessen  Vorsitzenden  als  einen  inneren  Vorgang  erachtet,  auf  welchen 
sich  Art.  2  -,  i  nicht  bezieht.  Die  Richtigkeit  der  letztgedachten  Entschei- 
dung liegt  auf  der  Hand.  Man  wird  jedoch  im  Princip  überhaupt  alle 
mit  der  Mitgliedschaft  oder  einer  OrgansteUung  verknupiien  Rechtsver- 
hältnisse zu  den  «inneren«  rechnen  müssen  und  die  obigen  Entschei- 
dungen des  R.  O.  H.  G.  nur  unter  dem  Gesichtspunkte  rechtfenigen 
können,  dass  der  Beamte  bei  Absdüuss  des  Anstellungsvertrages  nocfj, 
bei  Abschlttss  des  Abfindungsvertrages  schon  als  Fremder  der  Gesellschaft 
gegenQbertritt 

i  Vgl.  Erk.  des  K.  O.  H.  G.  v.  29.  Mai  7$  Bd.  19  N.  98  S.  534 
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unter  Überschreitung  seiner  verfassungsmäßigen  Befugnisse 
die  Körperschaft  berechtigt  oder  verpflichtet  hat,  erscheint 
för  das  innere  Körperschaftsleben  als  eine  KompetenzOber- 

schreitung  und  somit  nicht  als  Ausdruck  eines  auf  Ver- 
inderung  des  inneren  Zustandes  gerichteten  Gemeinwillens'. 
Man  darf  die  unbeschränkte  und  unbeschränkbare  Ver- 
trcrangsmacht  keineswegs  als  Ausnahme  von  dem  Grund- 
satz auffassen,  dass  jedes  Organ  nur  innerhalb  seiner  Zu- 
ständigkeit die  juristische  Person  darstellt.  Viehnehr  befindet 
sich  der  Vorstand  vollkommen  im  Bereiche  seiner  Zustän- 
digkeit, wenn  cv  unter  noch  sü  eklatanter  Pflichtverletzung 
die  Körperschaft  einem  Dritten  verbindlich  macht.  Denn 
als  ßestandiheii  der  gemcinheitiichen  Lebensordnung  be- 
deutet die  Kompetenz  ein  Können,  nicht  ein  Dürfen.  Wohl 
aber  liegt  eine  formale  Spaltung  der  Handlungskompetenz 
nach  dem  Gesichtspunkt  einer  verschiedenartigen  Darstellung 
der  einheitlichen  Gesanimtpersünlichkeit  in  ihrem  äusseren 
und  in  ihrem  inneren  Leben  vor. 


»  Vgl.  H.  G.  B.  An.  231  Abs.  i,  Genoss.  Ges.  5  21  u.  bes.  Sichs. 
Gts.  5  20  Ab-.  I,  in  Verbindung  mit  5  18  Abs.  i.  Die  Körpcrschafi 
kann  also  uic  Ktxhte  und  Verbindlichkeiten,  deren  Begründung  durch 
«las  dazu  geeignete  Organ  sie  Dritten  gegenüber  als  das  Werk  ihres 
eignen  Willensapp.irates  anerkennen  muss,  für  ihr  inneres  Leben  als 
nichi  gewolltes  Ergebniss  tVemucr  W'iUensakiion  behanathi  und  dem- 
gcmiß  nicht  nur  die  schuldigen  Träger  der  Organstellung  zur  Ver- 
attwortung  stehen  und  mit  den  schädigenden  Folgen  belasten,  son* 
dem  auch  im  Übrigen  nach  Möglichkeit  jedeVenduebung  ihrer  inneren 
Verhältnisse  durch  die  ihr  aufgedrungene  äussere  Zustandsveränderung 
abwehren  beiw.  wieder  beseitigen.  Li  den  analogen  Fällen  des  Individual- 
redns  beg^nen  zwar  ebenfalls  Ersatzansprüche  gegen  den  Stellvertreter, 
der  durch  Überschreining  des  "Auftrags  seine  Vollmacht  missbraucht  hat; 
ob  aber  die  Einzelperson  das  für  sie  wirksame  Ergebniss  schliesslich  bei 
Mch  guiheisst  oder  widerwillig  nls  aufgedrungen  hinnimmt,  ist  juristisch 
irrelevant.  —  Vcr<;chieden  von  der  Nichtanerkennung  einer  \'ertreiungs- 
handlung  mangels  innerer  Organzustandigkeit  ist  die  ebenlalls  nur  unter 
Achtung  der  erworbenen  Rechte  Dritter  mögliche,  jedoch  auch  nach 
innen  nur  für  die  Zukunft  wirk^anic  W  ictlcraufliebung  eiucr  au  sich  voll- 
gültigen Willensaktion  des  Vertreiungsorganes  durch  ein  höheres  Organ, 
wovon  die  SS  U3"~U4  L.  R.  II,  6  sprechen. 
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3.  Das  dritte  wesentliche  Erforderniss  alles  korperschaft- 
liehen  WoUens  und  Handelns  bildet  die  fVahrung  der  vir- 
fassttfigsmäßigen  Form,  Unter  den  mancherlei  besonderen 

Formen,  welche  durch  Gesetze  und  Statuten  för  die  dem 
Körperschattsleben  eigenthümlichen  Willensausserungen  vor- 
geschrieben sind,  befinden  sich  freilich  auch  solche,  durch 
deren  Verabsäumung  die  rechtliche  Wirksamkeit  der  Willens- 
ättsserung  als  KOrperschaftsaktion  nicht  in  Frage  gestellt 
wird'.  Regelmäßig  aberhängt  von  der  Anwendung  der* 
festgesetzten  Form  in  der  That  die  Zurechenbarkeit  zu 
den  Lebens  Vorgängen  der  juristischen  Person  ab^  Für  eine 
derartige  Bedeutung  verfassungsmäßiger  Formvorschriften 
spricht  sogar  eine  Ve^muthung^ 


'  So  z.  B.  die  Eintragung  der  Genossensdiaftsbeschlüsse  in  das 
Protokollbuch  nach  Genoss.  Ges.  $  )};  vgl.  Preuss.  Bergges.  $  ii)  Abs.  %\ 

Bayr.  Ges.  Art.  25,  Sächs.  Ges.  $  25  (Aufnahme  »wahrheitsgetreuer 
Niederschriften«  über  Vcrsamniluiigs-  und  Vorstandsbeschlüsse).  Ebenso 
die  Form  der  Firmenzeichnung  nach  den  Ordnungsvorschriften  des  H.  G.  B. 
An.  229  Abs.  2  u.  des  Genoss.  Ges.  §  19. 

'  So  liängt  die  Gültigkeit  aller  Generalversanuniungsbeschlüsse  der 
Aktiengcsellsclinftcn  von  gerichtlicher  oder  not.irieller  Beurkundung 
(H.  G.  H.  Art.  2j8*),  die  der  verfassungandernden  Beschlüsse  überdies 
von  der  Hiniragung  ab;  bei  Wassergenossenschaften  bedürten  Abände- 
rungsbeschlQsse  der  gerichtlichen  oder  notariellen  Form,  wahrend  hier 
die  Eintraguns,'  nur  zur  Wirksamkeit  gegen  Dritte  gehurt  (Preuss.  Ges. 
5  19);  die  Abandciungsbcschlüsse  eingetragener  Genossensdiattcn  gelten 
erst  nach  der  Eintragung  6),  die  der  anerkannten  Vereine  des  Bayr.  R 
erst  nach  der  gerichtlichen  Bescheinigung  dner  eingereichten  Abschrift 
(Art  6).  Ebenso  sind  die  oben  S.  678  N.  3  angeführten  Formvorsdiriiten 
^  urkundliche  Erfclärutigen  Namens  der  Körperschaft  (Unterscfarilt  und 
Siegel)  wesentlich.  Auch  wird  bei  den  Fonnvorscbriften  för  Einladungen 
zu  einer  Versammlung,  Abstimmungen,  Wahlhandlungen  u.  s.  w.  häufig 
ausdrücklich  gesagt,  dass  ihre  Verabsäumung  die  Ungültigkeit  des  Aktes 
nach  sich  zieht.  Man  bedenke  ferner,  in  welchem  Umfange  durch  Process» 
Ordnungen  und  Verwaltungsrechtsnormen  für  die  Ausübung  gemeinhdi- 
licher  Funktionen  bestimmte  Formen  des  Verfahrens  als  wesentlich  ge- 
setzt werden! 

J  Dies  führt  das  R.  G.  im  Erk.  v.  14.  Febr.  82  C.  S.  Bd.  9  N.  6 
S.  40—45  tretVend  aus,  um  darzuthun,  dass  ein  ohne  die  gesetthchcn 
und  statutarischen  Förmlichkeiten  (der  Bekanntmachung  und  Fristcn- 
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VI.  Das  rerhiiltniss  :(wiscben  individuellem  und  hör  per- 
schaftlichtm  IVoUen  und  Handeln  beruht  somit  darauf,  dass 
die  Rechtsordnung,  indem  sie  das  geschichtlich  Gegebene 
von  sich  aus  ergreift  und  juristisch  ausgestaltet,  in  allem 
Thun  des  Menschen  dasjenige  von  einander  sondert,  was 
•für  die  rechtliche  Beurtheilung  dem  Sonderdasein  des  Ein* 
zelnen  und  was  vielmehr  einem  dasselbe  aufhebenden  orga- 
nisirten  Zusammenhange  angehört.  Es  ist  derselbe  Mensch, 
welcher  sich  und  der  Gattung  lebt.  So  ist  es  auch  derselbe 
Mensch,  welcher  als  Individuum  för  sich  und  als  organ- 
maßig  funktionirendes  Glied  für  ein  Gemeinwesen  handelt. 
Allein  durch  ein  überaus  reiches  und  verwickeltes  System 
von  Rechtssätzen  wird  die  Möglichkeit  gojhitien,  nach 
festen  objektiven  Merkmalen  die  menschlichen  Willens- 
aktionen, wenn  und  soweit  sie  für  das  Recht  erheblich 
werden,  entweder  dem  auf  sich  gestellten  Hinzelleben  oder 
einem  übergeordneten  Gemeinleben  zuzutheilen. 

Da  die  Rechtsordnung  hier  wie  überall  auf  äussere 
Mittel  angewiesen  ist,  vermag  sie  dirAt  nur  die  äusseren 
Eruhemungsformm  der  Doppelseitigkett  des  Willensprocesses 
zu  regeln.  Ihre  Unterscheidungen  setzen  erst  da  ein,  wo 
die  Willensbewegung  über  die  Sciisscllc  des  inneren  Lebens 
der  Menschen  tritt.  Allein  sie  baut  sich  auf  der  psychologi- 
schen Thatsache  auf,  dass  die  Spaltung  des  menschlichen 


Setzung)  ergangener  KaJuzirungsbeschluss  nicht  blos  für  den  verletzten 
Aktionär  unverbindlich,  sondern  auch  Ar  die  Aktiengesellsciulft  unwirksam 
und  md)t  geschehen  bt:  das  innere  Leben  der  A.  G.  beruht  auf  ihrer 
Vcrcinsregel;  nur  entsprechend  deren  Festsetzungen  entstehen  rechtliche 
Wirkungen  und  Verinderungen  aus  dem  Handeln  der  betheiligtcn  Per- 
sonen; zu  den  wesenTlichen  Elementen  Jer  Vcreiiisrep;cl  gehören  Insbe- 
sondere auch  die  festgesetzten  Formen;  solche  bestehen  oft  nur  in  Hineni 
Interesse ;  »gleichwolil  muss  bei  solchen  aus  der  vereinbarten  Satzung 
ihr  Leben  schöpJciiüeii  Organismen  jede  Jeslgeset^ie  Form  präsumtiv  als 
wesentlich,  ihre  BnhaUtmj  als  die  Wirksamktit  des  Handdtu  för  den  Orga- 
nismus iUterhanpt  bedingend  erachtet  werden«.  —  Gr&bltch  verkannt  ist 
diese  Bedeutung  der  Form  im  Erk.  des  O.  L.  G.  Darmst.  v.  lo.  Juni  84 
Seuff.  Bd.  40  N.  198. 
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Thuns  nach  individuellen  und  socialen  Elementen  in  die 
Tiefen  der  Seele  hinabreicht.  Sie  wäre  unverständlich,  wenn 

ihr  nicht  die  Annahme  einer  zugleich  auf  sich  und  auf  die 
Gattung  gerichteten  Anlage  der  Menschenseele  zu  Grunde 
läge,  —  einer  Befähigung,  individuelle  und  sociale  Triebe, 
Empfindungen  und  Vorstellungen  zu  entwickehi  und  fort- 
schreitend gegen  einander  zu  verselbständigen.  In  der  That 
beruht  daher  jeder  Rechtssatz»  welcher  einer  menschlichen 
Ha^dlu^^  die  Geltung  als  Funktion  eines  socialen  Orga- 
nismus beilegt,  auf  der  Voraussetzung,  dass  dabei  der  Han- 
delnde von  seinem  Sonderintcrcssc  absehen,  sich  mit  Ge- 
meinstnn,  Gemeingefühl  und  Gemeinbewusstsein  erfüllen 
und  so  als  lebendiges  Glied  eines  Gemeinwesens  ein  StOck 
von  dessen  einheitlichem  geistigen  Sein  auch  innerlich  dar* 
leben  könne  und  werde.  Da  jedoch  die  Rechtsordnung  nicht 
blos  die  sociale  Anlage  des  Menschen,  sondern  auch  dessen 
Freiheit  vorhndet,  so  muss  sie  mit  der  Möglichkeit  einer 
Abweichung  der  Träger  socialer  Funktionen  von  der  berufs- 
mäßigen Richtschnur  ihrer  EntSchliessungen,  insbesondere 
mit  der  stets  lauernden  Gefahr  einer  Eindrängimg  selbst- 
süchtiger Motive  rechnen.  Demgegenfiber  ist  sie  zu  einer  un* 
mittelbaren  Hinwirkung  aul  das  innere  \'erhalten  der  Menschen 
schlechthin  unfähit^  Sie  kann  durch  die  Vervollkommnung 
der  gemeinheitlichen  Willensorganisation  die  Wahrschein- 
lichkeit des  Sieges  der  socialen  Motive  erhöhen muss  es 


*  Man  denke  an  die  Rechtssätze^  welche  durch  die  Anordnun*;  einer 
Versammlung,  Bcratlmng,  Belehrung  u.  s.  w.  vor  der  Beschlussüssuii^ 
den  Einzelnen  unter  den  unmindbaren  Druck  der  psydusdien  Einwir- 
kungen des  socialen  Zusammenhanges  stellen;  ferner  an  die  Normen, 
wekhe  die  Berufung  zu  gewissen  socialen  Funktionen  von  dner  beson- 
deren moralischen  und  Intelleknidlen  Qualifikation  oder  doch  von  dem 
Nichtvorhandensein  eines  erhebUchen  Mangels  derselben  abhän^  machen, 
bestimmte  Privatsiellungen  oder  Geschäftsbetriebe  für  unvereinbar  nat 
der  Organstellung  erklären,  die  gleichaeitige  Berufung  naher  Ven*andter 
in  dasselbe  Kollegium  verbieten  u.  s.  \v.,  schliesslich  auch  von  dem  Be- 
rufenen ein  eidliches  oder  sonstiges  feierliches  Versprechen  fordern.  da>$ 
er  das  Wohl  des  Ganzen  zur  Richtschnur  ndunen  werde ;  desglcicheo 
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aber  der  Ethik  überlassen,  positive  Anforderungen  an  die  bei 
der  ErföUung  sodaler  Aufgaben  erwünschte  Gesinnung  zu 

srcllcn'.  Gesetze,  welche  direkt  eine  bestimmte  innere 
VVilicnsrichtung  vorsclireibcn ,  haben  eben  nur  die  Kraft 
gesetzgeberischer  Belehrungen  über  sittliche  Ptiichten Allein 
eben  mittelbaren  Einfluss  vermag  die  Rechtsordnung  hier 
wie  überall  auch  auf  die  inneren  Elemente  der  Willensbildung  . 
auszuüben.  Das  moderne  weltliche  Recht,  das  im  Wesent* 
liehen  überhaupt  den  Druck  seiner  äusseren  Mittel  im  Ge- 
biete der  Sittlichkeit  nur  zur  Abwclir  verwendet,  greift  auch 
in  den  für  die  sociale  Willensbildung  bestimmenden  Wider- 
streit der  Motive  nur  mit  Maßnahmen  gegen  offensichtlich 
aotisociale  Motive  ein Hs  bedient  sich  aber,  um  in  gewissen 

an  den  verwickelten  Apparat  der  F  jnktionenverthcilung  mit  den  durch 
die  Trcimung  von  Aktion  und  Kontrole  gebotenen  Garantien  für  die 
Selbsibeiuupiung  des  Gemeingeistes. 

•  Wie  die  uralte  Tugendlehre  für  Regenten  stets  von  der  An- 
forderung ausgeht,  dass  der  Regent  als  Haupt  des  Staatskörpers  sich  mit 
dem  Guuen  klcotifidre  und  ohne  Rücksicht  auf  seinen  PrivatvortheU 
tdne  EacschlQsse  vom  Standpunkt  des  Garnen  aus  fasse»  so  Usst  steh 
cne  analoge  Tugendlehre  flOr  alle  Vorsteher  und  Leiter  von  Körper- 
sdttAen  entwickeln.  In  gleicher  Weise  aber  stellt  in  öffentltchen  und 
privaten  Verbinden  nicht  nur  jedes  Amt,  jede  Vertrauensstellung,  jede 
Mitgliedschait  in  einem  repräsentativen  Kollegium,  sondern  schon  die  mit 
der  einfachen  MitgHedschaft  verknüpfte  Stimmfunktion  besondere  sittliche 
Anforderungen.  Wie  jeder  Staatsbürger  bei  Ausübung  seines  Wahlrechts 
sittlich  verpflichtet  ist,  lediglich  das  Wohl  des  Gemeinwesens  im  Auge 
tu  haben,  so  müsste  ein  Hnndbuch  der  Ethik  für  Aktionäre  den  Satz  an 
die  Spitze  steilen,  dass  der  Aktionär  in  der  Generalversammlung  seine 
Stimme  nur  nach  gesellschaftlichen  Motiven,  niclii  aber  nach  etwaiget) 
aussergesellschaftlichen  Frivair ucksichten  abgeben  darf. 

*  Dies  gilt  z.  B.  von  dem  in  neueren  Verfassungsurkunden,  Ge- 
ttdndeofdnungen  u.  s.  w.  begegnenden  Satae,  dass  die  l«andtagsabgeord- 
aeicn  sich  bei  ihrer  Abstimmung  nur  von  ihrer  eignen  freien  über- 
mgnng  in  Ansdiung  des  Wohles  des  ganten  Landes,  die  Stadtverordneten 
ledigBcb  von  dem  Interesse  der  ganien  Stadt  u.  s.  w.  leiten  lassen  sollen. 
InsoiecD  freilich  ein  eidliches  Versprechen  eines  derartigen  inneren  Ver* 
hahcos  gefordert  wird,  tritt  eine  von  der  Rechtsordnung  entwungene 
innere  Verstärkung  der  ethischen  Verbindlichkeit  hinzu. 

'  Anders  das  kanonische  Recht,  welches  mit  seinem  Grundsatz,  dass 
die  Stimmen  nicht  bios  gezählt,  sondero  auch  gewogen  werden  sollen» 
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Grenzen  den  Sieg  solcher  Motive  von  aussen  her  zu  hindern, 

sowohl  repressiver  wie  präventiver  Mittel.  Denn  einmal 
bedroht  es  organmäßige  Handlungen,  bei  denen  aus  greif- 
baren Anzeichen  eine  ungehörige  Zurücksetzung  der  vom 
Standpunkt  des  Gemeinwesens  aus  gebotenen  Erwägungen 
hinter  ein  selbstsüchtiges  Interesse  offenbar  wird»  mit  einer 
,  äusseren  Reaktion,  die  wiederum  bald  in  einer  Straffolge 
besteht',  bald  sich  ^cgen  die  rechtliche  Wirksamkeit  der 
Handlung  richtet\  Südann  sucht  es  gewissen  besonders  nahe- 
liegenden Gefahren  des  ablenkenden  Einflusses  selbstsüchtiger 
Motive  dadurch  vorzubeugen,  dass  es  in  Fällen,  in  denen 
ein  starkes  individuelles  Interesse  des  Trägers  der  Organ* 
Stellung  mit  dem  von  ihm  wahrzunehmenden  Gemeininter- 
csse  kollidirt,  die  Organfunktion  ausser  Thätigkeit  setzt'. 


gerade  auch  den  besseren  (kirchlicheren)  Motiven  einen  Kintluss  auf  die 
Erhöhung  des  Stimmgewichts  "zuschreibt;  vgl.  mein  Genosi..  R.  III  S  j  it., 
bes.  S.  J28.  Denkbar  sind  natürlich  auch  äussere  Belohnungen  einer 
Bekundung  hervorragender  socialer  Gesinnung  bei  der  Ausübung  socialer 
Funktionen.  In  gewissem  Sinne  kann  man  fibrigens  die  rechtlich  noch- 
wendigen  Versprecbenseide  von  Monarchen,  Beamten,  Volksvertretern 
0.  s.  w.,  da  sie  sich  stets  nicht  blos  auf  äussere  Handlungen,  sondern 
auf  ein  positives  inneres  Verhalten  richten,  zu  den  Ausnahmen  von  der 
im  Text  bezeichneten  Regel  zälilen. 

'  Am  reinsten  tritt  dieser  Gesichtspunkt  bei  den  Strafdrohungen 
gegen  Stimmenverkauf  (bei  öffentlichen  Abstimmungen  nach  Str.  G.  B. 
§  109,  bei  Aktiengesellschaften  nncl-i  H.  G.  B.  Art.  249^)  und  gegen  Be- 
amtenbestechung hervor.  Er  liegt  ferner  der  Stratbestimmung  des  H.  G.  ß. 
Art.  249  zu  Grunde  und  macht  sich  mehr  oder  minder  entschieden  im 
gesammten  Disciplinarstrafrecht  geltend. 

*  So  kann  ein  Beschluss,  der  nachweisbar  durch  Stinmicakauf 
Stande  gebracht  ist,  als  ungültig  angefochten  werden  (zweifellos  jetzt 
auch  bei  A.  G.  mit  der  Anfechtungsklage  des  Art.  190*).  Ebenso  eine 
Wahl  (vgl.  Bayr.  Gem.  O.  Art.  175,  PßÜz.  Art.  104).  Auch  kann  die 
Aulhebung  eines  Beschlusses  durch  die  Ao£nchtsinstanx,  insoweit  sie 
wegen  Verstosses  gegen  das  Beste  des  Verbandes  aulissig  ist,  auf  das 
Vorwalten  antisocialer  Motive  bd  der  gemeinbeitlichen  Willensbildung 
gestüut  werden  (so  a.  B.  nach  Preuss.  Bergges.  $  1x5,  vgl.  Erk.  des 
R.  G.  v.  27.  Apr.  81  Bd.  4  S.  }03— 50$). 

3  So  suspendiren  die  deutschen  Gemeindegeseue  bei  Gemeinde» 
beschlossen  vielfach  ausdrücklich  das  Stimmrecht  derjenigen  Mitglieder, 
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Doch  ist  keineswegs  ohne  Weiteres  durch  einen  derartigen 

Zusammenstoss  der  Interessen  eine  Unfähigkeit  zur  Aus- 
übung verfassungsmäßiger  Funktionen  begründet*. 


deren  Sonderinteresse  mit  dem  Gemeindeinteress«  kollidin,  treffen  auch 
veitcre  Bestimmungen,  um  im  Falle  einer  hierdurch  bewirkten  Beschluss* 
ofliähigkdt  gleichwohl  die  Bildung  eines  Gemeinwillens  zu  ermöglichen; 
vgl.  Preuss.  Sl  O.  v.  iSsj  $  44>  Westf.  St  O.  $  44,  Westf.  L.  G.  O. 

S  3),  ScWcsw.-Holst.  St.  O.  S  64  u.  s.  w.;  Bayr.  Gew.  O.  Art.  loj,  xi8, 
145,  Pfalz.  Art.  78.  Gemeinrechtlich  wird  angenommen,  dass  die  wegen 
Kollision  ihres  Sonderrechts  mit  dem  Gemeinderecht  stimmunfähigca 
Mitglieder  als  nicht  vorhanden  zu  herr\\chxen  sind;  deshalb  ist  z.  B.  im 
Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  5.  Nov.  74  b.  Scutf.  Bd.  3}  N.  191  der  Be- 
!>chlu<s  der  Processführuiig  und  die  Bestellung  eines  Syndikus  seitens 
ebirr  Genicindevcr.sammlung,  zu  welcher  die  zu  verklagenden  Mitglieder 
nicht  geladen  waren,  für  gültig  erklart.  Gesetzlich  sind  jetzt  auch  bei 
.\ktiengescllschaüen  durch  H.  G.  B,  Art.  221  .\bs.  2  mit  190  Abs.  5 
diejenigen  Aktionare  vom  Stimmrecht  ausgeschlossen,  welche  durch  die 
betreffende  Beschlussfassung  entlastet  oder  von  einer  Verpflichtung  befreit 
werden  sollen  oder  mit  welchen  ein  Reditsgeschäfi  geschlossen  werden 
soll  Die  Sututcn  pfl^en  mancherlei  ghnllche  Satzungen  zu  enthalten. 
Xoch  aUgemdner  begegnet  in  Gesetzen  und  Statuten  die  Suspenaon  der 
gerichtlichen  und  aussergerlchtlichen  Vertretungsfunktion,  wenn  es  sich 
-  r  rcesse  oder  Rechisgesdiäfte  zwischen  der  juristischen  Person  und 
deu  Träger  der  Vertretungsfunktion  handelt;  vgl.  die  Bestimmungen 
über  die  in  solchen  Fällen  eintretenden  oder  zu  bestellenden  Ersatzorgane 
:n  dem  Preuss.  A.  L.  R.  II,  II  5  659—661,  der  Preuss.  St.  O.  5  44  Ah^.  2, 
dtni  H.  G.  B.  An.  22 j  mit  194  ii.  195,  dem  Gcnoss.  Ges.  5  29,  tieni 
Sjclis.  (jes.  5  28.  Dass  Jas  gehende  Recht  nicht  überall  ausreicliend 
lar  üie  Wahrnehmung  der  Rechte  und  Interessen  der  Korporationen  ge^en 
ihre  Organe  sorgt,  bemerkt  Bekker,  Fand.  ^  67  Beil.  IV.  Aucii  zeigt  dies 
hinsichtlich  der  Innungen  das  Erk.  des  R.  G.  v.  17.  Dec  85  C.  S.  Bd.  \% 
N.  12  S.  44-50. 

'  Somit  ist  ohne  positivrechtliche  Grundlage  die  Ungültigkeit  einer 
Stimmabgabe  wegen  Interessenkollision  nicht  anzunehmen ;  vgl.  Erk.  des 
R.  G.  V.  27.  Apr.  gl  C.  S.  Bd.  4  81  S.  }02— joj  {(Qx  Gewerkschafts- 
beschlösse).  Gleiches  gilt  von  Regienings*  und  Vertretungshandlungen. 
Man  kann  daher,  falls  nicht  aus  anderen  Gründen  (vgl.  die  folgende  Note) 
ein  Gcschäftsabschluss  des  Vertreters  mit  sich  selbst  (Qr  unzulässig  ge- 
halten xvnrd,  dessen  Ungültigkeit  nicht  ohne  Weiteres  aus  der  Interesscn- 
kollision  herleiten.  So  wird  in  der  That  im  Erk.  des  R.  G.  v.  18.  Okt.  82 
CS.  Bd.  7  N.  38  S.  119—121  ein  Wechsel  für  gültig  erachtet,  den  ein 
für  sich  allein  vertretungsbefugter  Aktiengesellschaftsliquidator  in  eignem 


Digitized  by  Google  J 


712 


Fieries  Kapitel. 


Soweit  nun  hiernach  eine  menschliche  Handlung  aus5.er- 
lich  als  organmäßi^t's  Thun  erscheint,  ist  sie  rechtlich  ein 
Bestandtheil  des  Lebens  der  Gesamintperson  und  folgeweise 
nicht  des  Lebens  des  Individuums  in  seiner  Vereinzelung. 
Es  wird  also  durch  sie  die  Gesammtperson  unmittelbar,  die 
Einzelperson  Oberhaupt  nicht  berechtigt  und  verpflichtet'. 
Das  Individuam  als  solches  hat  eben  nicht  gehandelt  und 
ist  durch  dasjenige,  was  es  als  Glied  eines  Gemeinwesens 
bewirkt  oder  mitbewirkt  hat,  in  keiner  Weise  gebunden 

Allem  Jie  vielüche  und  unlösliche  Verflechtung  alles 
organmäßigen  Thuns  mit  dem  individuellen  Thun  der  dazu 
berufenen  Menschen  kann  auch  vom  Recht  nicht  i^norirt 
werden.  Dieselbe  gewinnt  vielmehr  namentlich  unter  zwei 
Gesichtspunkten  juristische  Erheblichkeit. 

Zunächst  entspricht  von  vornherein  der  Verknüpfung 
der  Rechtsspbären  von  Einheit  und  Vielheit  in  der  Gesammheit 
auch  eine  Verknüpfung  der  gemeinheitlichen  und  indivi- 
duellen Handlungssphärm^  Bei  der  Besprechung  der  körper-- 


Namen  an  eigne  Ordre  auf  die  A.  G.  gezogen  und  zusammen  mit  cinaii 
MMtquidator  NatiwiM  der  A.  G.  acceptirt  hat  (In  entgegengesettteni  Sinne 
äussert  sich  das  R.  G.  in  den  GrOndea  des  angef.  Erk.  v.  27.  Apr.  8t  S.  502). 

*  Diese  Wirkungsweise  hat  ihr  Vorbild  schon  in  der  frden  Stell- 

Vertretung  des  Individualrechts.  Darum  steht,  insoweit  der  Votragssdiluss 
des  Stellvertreters  mit  sich  selbst  zugelassen  wird,  dem  ^*ertr-^gsschluss 
des  Veriretuugsorgancs  mit  sich  selbst  erst  recht  kein  formales  Hinder- 
niss  ent^eeen.  So  die  in  der  vor.  N.  angel.  lintsch.  des  R.  G.  v.  18.  Okt.  82. 
Lubedciiülicher  noch  ist  eiti  Veriragssciiluss  zwischen  xwei  juristischen 
Personen  durch  deren  Vorstände,  wennschon  diese  Vorstände  genau  aus 
denselben  Personen  bestehen;  vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  2).  Nov.  81  C.  S. 
Bd.  6  N.  )  S.  11^17  u.  Seuff.  Bd.  yj  N.  90  (GQltiges  Abrechnungs- 
geschäft zwischen  zwei  eingetragenen  Genossenscliaften  durdi  deren  aus 
denselben  drei  Mitgliedern  gebildete  Vorstände).  —  Dagegen  ist  die 
Processführung  eines  Vertretungsorganes  mit  sich  selbst  undenkbar;  Erk. 
des  R.  G.  V.  18.  Okt.  82  C.  S.  Bd.  7  N.  125  S.  404—405. 

*  Vgl.  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  n.  Mai  72  Bd.  6  N.  4  S.  15—16 
(der  Aktionär,  welcher  zugleich  Gläubiger  ist,  wird  in  letzterer  Eigen- 
schaft durdt  die  Gebundenheit  als  Aktionär  nicht  berührt,  also  auch  durch 
die  vom  Vorstande  in  dessen  sututenmä&igem  Bereich  vorgenommenen 
Handlungen  tudit  gebunden). 
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scbaftlichen  Sonderrechte  und  Sonderpflichten  haben  wir 
gesehen,  wie  bei  deren  Ausübung  und  gerichtlicher  Geltend* 

machung,  zum  Theil  aber  auch  bei  deren  Begründung  und 
Übertragung  die  Körpcrschuftsglieder  zugleich  als  Organe 
für  das  Ganze  und  als  Individuen  für  sich  aufzutreten  ver- 
mögen*. In  der  allennannichfachsten  Weise  können  daher 
die  WiUensaktioneny  welche  sich  auf  diesem  umfimgreichen 
Gebiet  bewegen,  die  Elemente  körperschaftlichen  und  indi- 
viduellen Handelns  mit  einander  kombiniren.  Es  bedarf  dann 
einerseits  einer  scharfen  Sonderung  der  verschiedenartigen 
Bestaodtheile  der  einheitlichen  Aktion.  Andrerseits  muss 
stets  ihr  organischer  Zusammenhang  beachtet  werden.  Doch 
ist  das  Verhältniss  zwischen  Trennung  und  Verbindung 
hier  nur  aus  der  Beschaffenheit  der  einzehien  Arten  von 
Rechtshandlungen  zu  ermitteln*. 

Sodann  wird  auch  im  Gebiete  der  gemeinheitlichen 
Hiiidluni^ssphäre  der  Ühcischnss  jeder  im  körperlichen  Zu- 
sammenhange vollzogenen  Willensaktion  über  den  vom 
Recht  ab  Organfunktion  anerkannten  Thatbestand  den  be- 
theiligten  Individuen  zugerechnet.  Wenn  und  soweit  in  der 
nur  scheinbaren  Körperschaftsaktion  eines  blos  angeblichen 
oder  eines  ungehörig  funktionirenden  Organes  die  Gesammt- 
person  als  solche  rechtlich  nicht  gehandelt  hat,  gilt  doch 
diese  Handlung  dem  Rechte  nicht  als  Niemandes  Handlung, 
sondern  als  Handlung  der  Einzelpersonen.  Alles  Wollen  und 
Handeln,  welches  nicht  in  dem  Leben  des  Gemeinwesens  auf- 
gehty  fallt  in  das  Leben  des  Individuums.  In  einem  solchen^ 


'  Wenn  Bdtker,  Fand.  I  S.  254  mdnt,  dass  dk  Korporationaglieder 
bei  der  Aus&bung  von  Sonderrecliten  »als  Organe  der  Korporation  oiclit 
n  gelten  haben«,  wennschon  sie  dabei  die  Korporation  vertreten  und 

ihre  Übung  als  Übung  der  Korporation  selber  gilt,  so  muss  nuin  doch 
wohl  den  Begriff  des  Organes  auf  jede  nicht  auf  besonderer  Vollmacht, 
sondern  auf  der  Verfassung  beruhende  Repräsentation  erstrecken. 

*  Insbesondere  unterscheiden  sich  dabei  Rechtsausübung,  Rechts- 
geschäft und  Processführung;  vgl.  oben  S.  214  S.  u.  seitdem  Bekker 
a.  a.  O.  S.  S.  254—25$. 


Digitized  by  Google 


714  yurks  KapiUl. 

Falle  kann  die  Handlung,  weil  und  soweit  sie  keine  Körper- 
schaftshandlung, als  Individualhandlung  aber  juristisch  indiffe- 
rent ist,  ohne  jeden  RechtsefFekt  bleiben'.  Sie  zieht  jedoch 
vielfach  für  das  Individuum,  dem  sie  zugerechnet  wird,  die 
erheblichsten  Rechtsfolgen  nach  sich\ 

*  « 

II.  Einzelne  Arten  von  Körpersehaftshandlungen. 

Die  Handlungen,  welche  die  Rechtsordnung  als  Körper- 
schaftshandlungen anerkennt,  können  eine  sehr  verschiedene 

reclulichc  Bcdcuuui^  hi.iben  ^  Sie  zerhülcn  namentlich  in 
solche,  welche  auf  das  innere  Leben  der  handelnden  Ge- 
sammtperson,  in  solche,  welche  auf  deren  gliedmabiges  Leben 
innerhalb  einer  höheren  Gesammtpcrson,  und  in  solche, 
welche  auf  deren  individuelles  äusseres  Leben  gerichtet 
sind.  Doch  kann  dieselbe  Handlung  gleichzeitig  in  mehreren 
dieser  Richtungen  wirksam  werden. 

L  Die  auf  das  eigne  innere  Leben  gerichteten  Handlungen 
der  Gesammtperson  sind  durchweg  specifiscfaer  Natur.  Hand- 
lungen dieser  An  können  als  Rechtshandlungen  Oberhaupt 
nur  von  Gemeinwesen  und  niemals  von  Individuen  als  sol- 
chen ausgehen.  Analoge  Willensaktionen  des  einzelnen 
Menschen  in  Ansehung  des  eignen  Selbst  entbehren  des 


'  So  c.  B.  dne  nichtige  Stimmabgabe  oder  ein  OberflOssIger  Ver- 
merk auf  einem  WahlzetteL 

'  So  naiiicntlich  im  ganten  Bereiche  der  civil-  und  strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit  staatlicher,  kommunaler  und  korporativer  Funktionäre 
für  AnmnPung,  Überschreitung  und  Missbrauch  einer  Zuständigkeit.  Vgl. 
H.G.B.  Art.  21^«— 2i}e,  215c  Abs,  i,  222-^  Abs.  5,  22^  Abs.  2,  226,  241, 
249  ff.,  Genüss.  Ges.  S  ^7»  Preuss.  Bcrgges.  $  126,  Sachs.  Ges.  $  27— iH, 
Bayer.  Ges.  .\rt.  19. 

^  Sie  können  auch  der  rechtliclicn  RcJeutung  ganz  entbehren.  Wenn 
eine  Korporation  einen  Dank  votirt,  eine  Gratulation  abi>tattet,  eine  Ein- 
ladung zu  einem  Festakt  erlässt,  einen  Nachruf  widmet  u.  s.  w.,  so  kann 
eine  Köq>erschaftshandlung  im  Rechts«nne  vorliegen,  welche  gleiefawob) 
einen  Rechtseffekt  weder  anstrebt  noch  hervorbrbgt. 
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rechtlichen  Charakters.  Insofern  aber  die  einzelnen  Menschen 
Handlungen  vollziehen,  welche  von  der  Rechtsordnung  als 
Bestandtheile  eines  Gemeinlebens  behandelt  werden,  funk- 
tioniren  sie  stets  als  Organe  einer  Verbandsperson. 

Den  Grund  und  das  Maß  der  rechtlichen  Wirksamkeit 
solcher  Handlungen  Mldet  die  rechtliehe  Macht,  welche  der 
Gesamnuperson  an  sich  seihst  und  somit  auch  an  den  in 
ihr  als  Gliedern  enthaltenen  Hinzel-  und  Gcsammtpcisonen 
zusteht.  Je  nach  den  mannichfachen  quantitativen  und  quali- 
tativen Unterschieden  der  Korperschaftsgewalt  müssen  daher 
der  Bereich  und  die  Beschaffenheit  der  in  der  Fähigkeit 
einer  juristischen  Person  gelegenen  Handlungen  dieser  Klasse 
ausserordentlich  varüren.  Wie  aber  durch  alle  Hrscheinungs^ 
formen  der  gemeinheitlichen  Gewaltrechte  von  der  schwäch- 
sten Vereinsgewalt  bis  aufwärts  zur  Staatsgewalt  gewisse 
Grundverhältnisse  der  rechtlichen  Struktur  hindurchgehen, 
so  wiederholen  sich  überall  entsprechende  Grundtypen  der 
genieinheidichen  Aktionen,  durch  welche  das  innere  Ver- 
bandsleben sich  verwirklicht. 

I.  Man  kann  die  inneren  Körperschaftshandlun^en  zu- 
nächst nach  ihrem  Verhältniss  zu  dem  gemeinschaftlichen 
Lebensinhalt  gruppiren.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  zer- 
fallen sie  in  zwei  Gruppen,  jenachdem  sie  auf  das  Gemein- 
leben an  sich  oder  auf  die  Erfüllung  seiner  socialen  Lebens- 
aufgabe gerichtet  sind. 

A.  Zahlreiche  Körperschaftsaktionen  haben  ihr  Endziel 
in  dem  Gemeinlehen  an  sich^  welches  konstituirt  sein  und  in 
Gang  erhalten  werden  muss,  bevor  es  der  Realisirung  eines 
bestimmten  Lebenszweckes  gewidmet  werden  kann. 

a.  Zu  ihnen  i^ehören  vor  Allem  die  Handlungen,  durch 
welche  eine  Gesammtperson  im  Bereiche  der  ihr  hierfür 
zuständigen  rechtlichen  Macht  über  ihren  eignen  Bestand 
verfügt :  somit  die  oben  besprochene  Selbstsetzung  des 
körperschaftlichen  Daseins;  die  analoge  Selbstverneinung 
desselben  im  Falle  eines  wirksamen  Aufldsungsbeschlusses; 
nicht  minder  aber  jede  von  einer  Körperschaft  vollzogene 
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Anderssetzung  des  eignen  Bestandes,  wie  sie  in  einer  Ab- 
änderung des  gemetnheitlichen  Organismus  liegt'. 

b.  Andere  Handlungen  dieser  Gruppe  enthalten  nur 

eine  Disposition  der  Gesammtperson  über  ihre  eigne  Zu- 
sammenset^^ung.  Sie  lassen  den  Organismus  als  solchen  un- 
verändert, gliedern  aber  eine  bestimmte  Person  dem  socialen 
Körper  oder  einem  besonderen  Theile  desselben  ein  oder 
aus.  Eine  derartige  Bedeutung  haben  regehnäßig  die  Hand- 
lungen, durch  welche  eine  Körperschaft  Mitglieder  aufnimmt 
oder  ausschliesst  bczw.  entlässt*,  die  Zugehörigkeit  zu  irgend 
einer  besonders  qualificirten  Mitgliederklasse  ertheilt  oder 
entzieht',  eine  Organstellung  verleiht  oder  nimmt^. 

c.  Endlich  dienen  manche  Körperschaftshandlungen  ledig- 
lich der  inneren  Bewegung  des  körperschaftlichen  Organis- 
mus, die  sie  einleiten,  fortpflanzen  oder  stillstellen.  Man 
denkt-  beispielsweise  an  die  Berufung,  Leitung  und  Schlies- 
sung von  Versammlungen,  an  die  Übermittlung  von  Be- 


■  Hiervon  unten  in  Kap.  V.;  bemerkt  sei  nur,  dass  zu  den  Be- 
standsverlndeningen  auch  die  Einrichtung  neuer  oder  Abschaffung  bis- 
heriger Organe,  dagegen  die  Vermduung  oder  Vemnindening  der  Mit- 
gliedschaften nur  im  Falie  verfassungsmäßiger  Fix^rung  ihrer  Zahl  ge- 
hört; dass  ferner  unter  den  Abänderungen  des  Organismus  selbst\*cr- 
ständlich  auch  Abänderungen  seiner  vcrf;issun?smäßigen  Lebensdauer, 
Lebensaufgaben  und  T.ebensgrund lagen  (also  z.  B.  bei  Gemeinden  des  Ge- 
biets, bei  Vermogensgcnossenschafien  des  Grundvermögens)  begriffen  sind, 

*  Vgl.  Pr.A.L.R.  II,  6  542—44  u.48;  Erk.  des  O.A.G.  Wiesbaden 
V;  30.  Apr.  53  b.  Seuff.  Bd.  10  N.  226.  Docli  kann  einerseits  eine  solche 
Handlung  als  Bestandsverandcrung  erscheinen  (vgl.  die  vorige  Note), 
andrersehs  das  Mitgliedschafisvediiltniss  ohne  eine  darauf  gericbtete  Kör- 
perschaftshandlung (sei  es  von  Rechts  wegen  oder  sei  es  durch  emseitige 
Willensaktion  des  betreffenden  Mitgliedes  oder  sei  es  durch  höhere 
Willensaktion)  entstehen  oder  erlöschen.  Ähnlich  verhält  es  sich  bei 
den  fibrigen  Handlungen  dieser  Kategorie. 

}  Hierher  gehört  z.  B.  auch  die  Aufnahme  in  das  Volibürgerrecfat 
oder  dessen  Entziehung,  die  Gewährung  oder  Entzieliu  ng  von  Stimm* 
rechten,  die  Verleihung  der  staatlichen  Beamtenqualiiat  (vgl.  raeinen 
Aufsatz  über  Laband  S.  59  ff.),  die  kirchliche  Ordination  u.  s.  w. 

<  Also  Wahlen  und  Emennungen  und  die  entsprechenden  Ab- 
berufungsakte. Vgl.  auch  oben  S.  187  N.  1—2. 
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Schlüssen  zu  Händen  von  Ausführungsorganen,  an  die  1  ulic 
von  regulativen  Handlungen,  welche  einen  verwickelten  Be- 
hördenapparat in  Thäiigiveu  setzen  und  erhalten. 

B.  Zu  den  inneren  Körperschaftshandlungen  gehören 
aber  auch  die  auf  Erfüllung  der  positiven  Lehensaufgabe 
eines  Verbandes  gerichteten  Aktionen,  insoweit  dabei  eben 
die  dem  eignen  Socialzweck  zugekehne  Seite  des  gemein- 
heitlicfaen  Berufes  in  Frage  steht. 

Der  ausserordentlichen  Verschiedenheit  der  Lebens- 
zwecke der  Verbandspersonen  entspricht  gerade  in  dieser 
Hinsicht  die  grösste  Vngleichartigkeit  der  Handlungsgebiete. 
So  ist  dem  Sluic  nicht  nur  vermöge  der  Allseitigkeit  seines  Ge- 
meinschaftszweckes eine  unvergleichliche  Fülle  socialer  Aktion 
eröffnet,  sondern  auch  vermöge  seiner  einzigartigen  Stellung 
zum  Rechtszweck  einerseits  und  zum  Machtzweck  andrerseits 
und  darüber  hinaus  vermöge  der  Monopolisirung  gewisser 
Wohlfahrtszwecke  eine  Reihe  von  socialen  Handlungen  aus- 
schliesslich vorbehahen*.  Die  Kirchen  und  Religionsgesell- 
schaften  vollziehen  zur  Erfüllung  ihres  religiösen  Zweckes 
eigenthümlich  beschaffene  Handlungen,  wie  sie  sonst  nicht 
vorkommen*.  Bei  allen  politischen  Gemeinden  wird  durch 
den  örtlichen  Gemeinschaftszweck,  bei  allen  Gebietskörper- 
schaften durch  die  Territorialität  ihrer  Lebensaufgabe  ein 
eigenartiger  Thätigkeitsbereich  begründet  ^  Den  Genossen- 
schaften für  ideale  Zwecke  erwachsen  aus  der  Besonderheit 


'  Man  denke  z.  B.  an  die  Herstellung  und  Handhabung  der  Privat- 
rechtsordnnng,  an  die  Bildung  und  Verwaltung  eines  Heeres,  an  die 

Errichtung  gewisser  Unterrichtsanstalien  (wie  der  Universitäten)  und 
Verkehrsanstalten  (wie  der  Post);  insbesondere  aber  an  die  auf  allen 
Gebieten  dem  Staate  r-orbehnltencn  Jirckren  Zwangsetn^'riffe  in  die  indi- 
viduellen Lebensspharen ;  desgleichen  an  die  staatlichen  Herrschaftsakte 
in  Ansehung  des  Bestandes  und  der  äusseren  und  inneren  Lcbenslührung 
anderer  Verbände. 

*  So  a.  B.  Taufen,  kirdiliche  Trauungen,  KultushandJungen  aBer  Art 
'  Derselbe  umfasst  zum  Theil  auch  Handlungen,  welche  dem 
Staatsleben  fremd  sind;  so  z.  B.  die  auf  die  Benutsung  von  Allmenden 
gerichteten  Gemeindeaicte.  > 
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ihrer  Bestimmung  in  manoichfachster  Weise  besondere  innere 
Handlnngskompetenzen Nicht  minder  aber  dilFefirt  bei  den 

Genossenschaften  fQr  wirthschafiUche  Zwecke  je  nach  der 
ihnen  gesetzten  Autgabe  der  Kreis  der  Handlungen,  weklie 
als  Bestandtheile  des  inneren  Verbandslebens  erscheinen 
Icönnen*. 

Alle  noch  so  ungleichartigen  Handlungen  dieser  Gruppe 
stimmen  darin  überein,  dass  sie  Handlungen  eines  Gemein- 
wesens an  seinen  Gliedern  sind.  Sie  verwirklichen  die  Reclits- 
folgen  eines  socialen  Zusammenhanges  und  unterscheiden 
sich  hierdurch  scharf  von  den  Individuabktionen,  welche  den 
rechtlichen  Verkehr  zwischen  unverbundenen  Personen  ver- 
mitteln.  Die  handelnde  Gesammtperson  tritt  hier  den  von 
ihrer  Handlung  betroffenen  Einzel-  oder  Gesammtpersonen 
nicht  als  koordinirtc  Einheit,  sondern  als  das  sie  umschlies- 
sende  höhere  Ganze  entgegen.  Dieses  Verhitltniss  entfaltet 
sich  im  Einklänge  mit  der  Natur  der  socialen  Aufgaben  vor- 
nehmUch  in  zwiefacher  Richtung.  Auf  der  emen  Seite  sind 
es  derartige  innere  Körperschaftshandlungen,  durch  welche 
das  Gemeinwesen  das  Leben  seiner  Glieder  und  Organe 
dem  Leben  des  Ganzen  dienstbar  macht:  es  setzt  sociale 
Verbindlichkeiten  zu  einem  Thun  oder  Unterlassen^  es 
heischt  und  überwacht  deren  ErföUung,  es  empfängt  die  zu 
leistenden  persönlichen  Dienste  und  sachlichen  Beiträge,  es 
sucht  duich  Zwang  und  durch  Strafe  ein  normgeninßes 
Verhalten  zu  sichern'.   Auf  der  anderen  Seite  nimmt  das 


•  M.in  denke  z.H. an  die  Leitung  und  Überwachung  Jer  geistigen, 
sittlichen  oder  körperlichen  Ausbildung  von  Mitgliedern ;  an  die  Aus- 
übung der  den  Innungen  zustehenden'  Befugnisse  in  Gewerhesachen ; 
an  die  statutennübig  geregelte  Veranstaltung  von  geselligen  Zusaninien- 
kOnften  u.  s.  w. 

'  So  gehören  bei  Erwerbsgenosseaschafteo  Gewiimvertfadlangen, 
bei  Versicherangsgenosseoschaftcn  auf  Gegenseitigkeit  Versicherungen 
der  Mitglieder,  bei  Konsunivereinen  Verkäufe  an  die  Mitglieder  zu  den 

inneren  Körperschaftshandlungen. 

'  Der  ungeheure  Unterschied,  welcher  dabei  hinsichtlich  der  Art 
und  der  Stärke  der  dem  Verbände  zu  Gebote  stehenden  Machtmittel 
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Gemeinwesen  innere  Körperschaftshandlungen  vor,  um  das 
Leben  des  Ganzen  dem  Leben  der  Glieder  dienstbar  zu 
machen:  es  setzt  sociale  Rechte,  es  gewähn  mit  seinen 

Machtmitteln  Schutz,  es  spendet  aus  seinem  Gemeinschafts- 
fonds ideelle  und  materielle  Genüsse  und  Vortheile'. 

So  weisen  auch  diese  Handlungen  stets  ein  speciüsches 
Merkmal  auf,  das  sie  von  ähnlichen  ausserhalb  des  organi- 
sinen  Gemeinlebens  vorkommenden  Handlungen  unterschei- 
det Und  vielfiaich  sind  demgemäß  auch  för  sie  gewisse  typische 
Redttsfarmm  ausgebildet.  Das  grösste  Maß  von  Gleichförmig- 
keit besteht  in  dieser  Hinsicht  nach  modernem  Recht  bei  den 
Korperschaftsakten,  welche  sich  auf  die  Beschaffung  und 
Verwendung  der  zur  Erfüllung  der  gemeinheitlichen  Lebens- 
aufgabe erforderlichen  Geldmittel  und  insbesondere  auf  die 
Feststellung  und  Durchführung  eines  bindenden  Haushalts- 
planes beziehen'. 

wallet,  schliesst  eine  inaere  Verwandtsduft  zwischeaden  Herrschaftsakten 
des  Staates  und  irgend  eines  frenn  Vereines  keineswegs  aus.  Insbesondere 
giebt  es  keinen  Verein,  der  nicht  inen  Verdnszwang  übte  und  Vereins- 
Strafen  verhängte.  Mag  auch  der  Zwang  nur  ein  indirekter  sein  und  die 
Strafe  in  dem  Ausschluss  gipfeln,  so  tritt  doch  dabei  stets  ein  Ganses 
seinem  Glicde  autoritativ  gegenüber. 

'  Mögen  diese  Leistun£rcn  nocli  so  ungleichartig  sein,  so  bestellt 
doch  /wischen  ihnen  insofern  eine  innere  Verwandschaft,  als  sie  stets 
in  Erfüllun^^  des  Lebensgesetzes  eines  socialen  Organismus  die  höhere 
Kraft  des  Cinlieiili».lieu  üanzen  seinen  Tlieileinheiien  zufuhren,  llienu 
gleid^n  die  reinökonomischen  Prästationen  einer  Wirthscluitsgenossen- 
scfaaft  und  selbst  die  auf  Betheiligung  an  Geldgewinn  dngeschränkten 
Gewährungen  einer  Aktiengesellschaft  den  unendlich  höheren  und  werth- 
voUereo  Leistungen»  durch  welche  der  Staat,  die  Kirclft,  die  Gemeinden 
ihren  GUedem  dienstbar  werden. 

*  Es  giebt  freiHdi  auch  Körperschaften  ohne  Mitgliederbeiträge  und 
ohne  Budget.  In  den  meisten  Fällen  aber  erheben  die  Körperschaften 
kraft  des  seit  alter  Zeit  zu  den  inneren  Körperschafisrechten  gezählten 
Selbstbesteucrungsrcchtes  (vgl.  Seuff.  Bd.  10  N.  226)  Mitgliederbeiträge 
und  fuhren  eine  nach  dem  Princip  eines  gemeinheitlichen  Hnushahes 
geordnete  Fmanzverwahung.  In  beiderlei  Hinsicht  tretTen  die  modernen 
Gesetze  ausführliche  Bestimmungen,  welche  in  Bezug  auf  Verbände  von 
seiir  verschiedener  Gattung  vielfach  ein  gleichförmiges  Schema  zur  Gel- 
tung bringen. 
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2.  Die  inneren  Körperschaftshandlungen  zerfallen  ferner 
nach  ihrem  Verhältntss  zu  der  gemeinschaftlichen  Rechts- 
ordnung in  Akte  der  Rechtsetzung,  der  Rechtsprechung  und 
der  Verwaltung*.  Wie  die  staatliche  Gesetzgebung  und  die 

staailiche  Rechtsprechung,  so  gehören  auch  alle  Handlungen 
körperschaftlicher  Autonomie  und  körperschafthcher  Selbst- 
gerichtsbarkeii  nothwendig  dem  inneren  Gemeinleben  an*. 
Dagegen  beziehen  die  körperschaftlichen  wie  die  staatlichen 
Verwaltungshandlungen  sich  theils  auf  das  innere  und  theik 
auf  das  äussere  Verbandsleben'. 

*  Diese  Einthcilung  kreuzt  sich  mit  der  obigen  Kbssifik.uion:  in 
Beaiug  auf  jedes  Stück  eines  Gemeinlebens  an  sich  und  seiner  socialen 
BerufserfuUung  knnn  die  Aufstellung  von  Normen,  die  Entscheidung 
von  Reclitsfragen  und  die  konkrete  Aktion  vorkommen.  Dabei  kjnn 
durcli  Satzung  oder  Gesetz  der  Bereich,  io  welchem  das  Verbandslebcn 
als  durch  eine  Rechtsordnung  gebunden  und  in  wdchem  es  vielmehr 
als  frei  crsdieinv  sdir  ungleich  abgesteckt,  mithin  aurDurchf&hrung  einer 
Lebensthat  von  gleichem  thassächlichen  Gehalt  eine  neue  RechtMUnng 
bezw.  eine  Feststdlutig  des  bestehenden  Rechts  bald  erforderlich  sem, 
bald  nicht  Auch  kann  der  materielle  Unierschted  von  Recbtsctsim^ 
Rechtsprechung  und  Verwaltung  zugleich  zu  einem  formdlen  Unter- 
schiede der  Aktion  ausgestaltet  sein,  oder  nicht;  und  im  ersteren  Falle 
kann  dann  wieder  der  formelle  Begriff  der  einen  oder  der  anderen 
Aktionsweise  in  grösserem  oder  geringerem  Umfange  verselbständigt  sein, 
50  dass  sich  Satzung,  Rechtsprechung  und  \'erwaltung  im  materiellen 
und  im  formellen  Sinn  nicht  decken  (vgl.  jetzt  StUgmann^  der  Begriff 
des  Gesetzes  im  materiellen  und  formellen  Sinn,  Berl.  u.  Leipz.  iSH6, 
S.  69  ff.).  Alle  diese  Erschemungen  begegnen  so  gut  an  Körperschaits- 
recht,  wie  im  Staatsrecht. 

'  Von  dieser  Auffassung  gebt  auch  die  Praxis  aus ;  vgl  die  oben 
S.  152  N.  I  angef.  Erk^  bes.  des  O.A.G.  LOb.  v.  29.  April  43  Seaff  Bd.  9 
N.  7;  femer  Erk.  des  O.A<G.  Cassel  v.  15.  Febr.  53  ib.  Bd.  7  N.  149. 
Vgl.  jetzt  auch  Xtfim,  das  Recht  der  öff.  Genoss.  S.  181  £,  19t  ff.  o, 
197  fL  —  Kann  dne  Körperschaft  auch  für  Nichtmitglieder  bindende 
Normen  erlassen  öder  autoritative  Sprüche  fallen,  so  liegt  insou-eit  nicht 
mehr  blos  .Autonomie  oder  Selbstgerichtsbarkeit,  sondern  dclegirte  oder 
zur  Ausübung  übertragene  staatliche  Gesetzgebung  oder  Jurisdiktion  vor. 
Vgl.  über  die  bei  den  modernen  öffentlichen  Genossenschaften  vorkom- 
menden verschiedenartige  Verhältnisse  dieser  Gattung  Rosin  a.  a.  Ü. 
S.  184  tf.  (bes.  S.  188),  194  ff.  u.  201  N.  15. 

3  Zu  den  Verwaltungshandlungen  gehört  z.  fi.  auch  der  Afaschhws 
von  Vertragen. 
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3.  In  vielen  Fällen  reicht  eine  zunächst  dem  eignen  inneren 
Leben  zugewandte  Körperschaftshandlung  zugleich  in  andere 

Lebenssphären  hinein  und  niuss  fülgcw  eise  insoweit  sich  auf 
eine  Seite  des  äusseren  Lebens  der  handelnden  juristischen 
Person  richten. 

A.  So  wird  eine  innere  Körperschaftshandlung  oft  gleich- 
zeitig das  gliedmäßige  Leben  der  Körpersciuft  im  Staat  oder 
in  einem  anderen  höheren  Organismus  berühren.  Denn  in* 
soweit  die  durch  die  Einordung  in  ein  umfassenderes  Gemein- 
wesen dem  engeren  Gemeinwesen  auferlegte  Gebundenheit 
dessen  inneres  Leben  ci  l' reift,  stellt  sich  jede  seiner  inneren 
Lebensaktionen,  welciie  den  Bereich  der  freien  Selbstbewe- 
guni;  überschreitet,  gleichzeirii?  als  ein  innerer  Lebensvor^ang 
der  übergeordneten  Gesammtperson  dar.  Eine  derartige  Kör- 
pcrschnftshandlung  muss  daher  auch  die  in  dem  fraglichen 
Giiedverhältniss  wurzelnden  Erfordernisse  erfüllen.  Sie  muss 
insbesondere  sich  mindestens  der  Kenntnissnahme  seitens 
des  höheren  Verbandes  öffnen  und  hängt  in  ihrer  Rechts- 
Wirksamkeit  je  nach  der  Ausgestahung  des  Aufsichtsrechtes 
von  dem  Unterbleiben  einer  verneinenden  oder  von  dem 
Hinzutritt  einer  bejahenden  Willensaktion  desselben  ab'. 

B.  Vielfach  reicht  ferner  eine  innere  Körperschnfts- 
handlung  zugleich  in  das  äussere  IndividualUben  der  Körper- 
schaft hinein.  Dies  ist  stets  der  Fall,  wenn  von  ihr  die  Glieder 
oder  Organe  zugleich  in  ihrer  verbandsfreien  Lebenssphäre 
betroffen  werden.  Denn  insoweit  erscheint  die  handelnde 
Gesammtperson  nicht  mehr  als  das  sich  selbst  darlebende 
Gemeinwesen,  sondern  als  ein  auf  andere  Einzelwesen  ein- 
wirkendes Einzelwesen.  So  greifen  die  den  Bestand  oder  die 
Zusammensetzung   des   eignen  Organismus  verändernden 


'  Sie  bleibt  indess  ihrer  Gcsamrotbedeutung  nach  trou  dieses  in  ihr 
enthaltenen  Elementes  ausserkörperschaftlicher  Aktion  eine  innere  Körper- 
schaftshandiung.  So  ist  eine  staatlich  genehmigte  statutarische  Sauung 

ein  auionomischer  Akt,  nicht  ervva  ein  staatlicher  Gesetzgebungsakt; 
eine  bestätigte  Wahl  bleibt  Seibstverwaltungsakt;  u.  s.  w. 
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Körperschaftshandlungen,  insofern  sie  ein  Stück  freier  Son- 
derpersönlichkeit durch  Eingliederung  aufheben  oder  durch 
Ausgliederung  herstellen,  nothwendig  in  die  dem  Gemein- 
leben unabhängig  gegenüberstehende  Anssenwelt  ein.  Glei- 
ches aber  gilt  von  allen  auf  die  Erfüllung  des  inneren  Lelxns- 
berufcs  gerichteten  Körperschaltshandlungen,  wenn  und  so- 
weit sie  die  dem  gemeinheitlichen  Verhahniss  entrückten 
Sonderspharcn  einschränken  oder  bereichern.  Solche  Körpcr- 
scliaftshandlungen  müssen  daher  auch  die  in  der  betreffenden 
Individualbeziehung  wurzelnden  Erfordernisse  erfüllen.  Ins- 
besondere hängt  es  von  der  Stärke  und  von  der  Beschaffenheit 
eines  durch  sie  etwa  berührten  Individualrechts  ab,  ob  und 
wie  es  des  Hinzutrittes  einer  individuellen  Willensaktion 
aller  oder  einzelner  Gliedpersonen  bedarf'.  Jedenfalls  aber 
wird  eine  derartige  Körperschaftsaktion  auf  Seiten  der  hatv 
delnden  Gesannntperson  mit  dem  Charakter  eines  gcmein- 
heithchen  Lebensvorganges  die  Elemente  einer  individuellen 
Verkehrshandlung  kotnbiniren  müssen.  Demgemäß  linden 
sich  in  der  That  mannichtache  dem  \'erkehr  zwischen  Indi- 
viduen gel.uifige  Rechtshandlungen  als  Bestandibeile  innerer 
Körperschaftshandlungen  wieder.  Vor  Allem  schliessen  zahl- 
reiche innere  Körperschaftshandlungen  den  Typus  irgend 
eines  einseitigen  oder  zweiseitigen  Rechtsgeschäftes  und 
namentlich  auch  den  Typus  eines  sei  es  personenrechtlichen, 

*  Hxrvon  ist  Irülicr  ausführlich  f:esprochcn  worden.  Hs  ist  jedoch 
zu  beachten,  dass  sich  die  Kategorie  der  hier  besprochenen  inneren  Körper- 
schaftsh.indlungcn  kctnewegs  mit  der  Kategorie  der  die  einsciti^je  Aktions- 
befui;niss  der  Körpcrsch.ilt  überschreitenden  H.indlunLjeii  deckt.  Denn  es 
kann  durci»  einseitigen  Korpcrschalisakt  ohne  Zuihun  und  selbst  wider 
Willen  eines  Gliedes  nicht  nur  vielfach  dessen  Individuaisphare  auf  Kostet . 
der  gemeinheitlichen  Sphäre  bereichert,  sondern  auch  oft  kraft  geseu- 
Kcher  oder  statutarischer  Kompetenz  Individualrecht  dem  Körperschafts- 
recht einverleibt  werden.  Selbst  die  erste  Begründung  der  Mitgliedschaft 
kann  in  Fällen  eines  gesetzlichen  Beitrittszwanges  durch  einseitigen 
Körperschaftsakt,  wie  frcilicli  iim^^ekchrt  in  Fällen  eines  pezct/liclien 
Aufnahinczwangcs  auch  durch  einseitigen  Individualakt  ertolgai;  vgl. 
Rosin  S.  157  ff. 
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sei  es  sachenrechtlichen  oder  sei  es  obligationenrechtlichen 

Venrages  in  sich'.  Doch  sind  diese  Elemente  stets  durch 
die  Einfügung  in  eine  soci.ilrcchtliche  Handlung  gebunden 
und  der  Herr^ciiaft  des  reinen  Individunlrcchts  entrückt*. 

TT.  Die  auf  das  ^liedmäßi^e  Leben  inuerhalb  eiuci  höher 
Gesammipcrson  gerichteten  Körperschafishandlungen  gehören 
als  solche  nothwcndig  dem  äusseren  Leben  des  engeren  Ge- 
meinwesens, gleichzeitig  aber  dem  inneren  Leben  des  um- 
fassenderen Gemeinwesens  an.  In  letzterer  Hinsicht  unter- 
stehen sie  natürlich  durchaus  den  soeben  entwickelten  Ge- 
sichtspunkten. Dagegen  werden  sie  als  äussere  Lebensvor- 
gänge der  handelnden  GHedperson  zwar  in  ihren  Voraus- 
setzungen durch  deren  gemeinheitliche  Ordnung;  bestimmt, 
unterscheiden  sich  aber  ihrer  rechtlichen  Bedeutung  nach 
nicht  principiell  von  den  Handlungen  einer  in  gleichem 
Gliedveihältniss  thätigen  Hinzelpcrsun.  Allerdings  können 
manche  derartige  Handlungen  um  ihres  besonderen  Inhaltes 
w  illen  nur  von  einer  selbst  aus  Personen  zusammengesetzten 
GliedpcVson  oder  auch  nur  von  einer  Gesammtperson  be- 
stimmter Gattung»  andere  umgekehrt  nur  von  einer  Einzel- 
person ausgehen'.  Allein  an  sich  sind  Gemeinwesen  und 
Einzelwesen  in  gleicher  Weise  befähigt,  als  Glieder  eines 
grösseren  Ganzen  zu  handeln. 


*  So  sind  in  dem  Vorgange  dner  auf  freier  Übereinkunft  beruhenden 
Aufnjilmie  in  die  Mitgliedschaft  oder  einer  frei  verdnbarten  Anstellung 
in  einem  K<yrperschaftsamt  die  Elemente  eines  personenrechtlichen  Ver- 
trages enthahen ;  eine  Gemeinheitstheilung  umschliesst  einen  sachenrecht- 
lichen VcTtrng,  die  genossenschaftliche  Versicherung  auf  Gcgensenii^keit 
einen  \'crtrag  des  Obligntioncnrcchts ;  ein  gros<;er  Thcil  des  inneren 
Körpcrsciiaftslebens  vollzieht  sich  in  tk-r  Fi^rni  von  Besitz-  und  Eiißen- 
thumsübertragungen ,  Recinseinrauiiiungira  und  V'erbinuiiwiiKciisauriagen, 
Zahlungen  und  Zahlungsempfängen  u.  s.  w. 

'  Vgl.  oben  S.  2)6  N.  2. 

)  So  können  z.  B.  nur  Verbandspersonen  Mitgliederverzeichnisse, 

Wahlprotokollc ,  gemeinheitliche  Wirthschaftspläne  u.  s.  w.  dem  Staate 
fiberreichen,  nur  Einzelpersonen  ihm  Heeresdienst,  Geschwomendienst,  die 
meisten  Amtsdienste  leisten. 
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Im  Ein:^ehten  können  die  in  diese  Kategorie  fallenden 
körperschaftshandiungen  -wiederum  von  mannichfach  ver- 
schiedener Art  sein.  Sie  können  zunächst^  die  Begründung» 
Veränderung  oder  Aufhebung  der  Mitgliedschaft  in  dem 

umfassenderen  Organismus  betreffen'.  Weiter  können  sie 
sich  auf  Ausübung  socialer  Mitgliedschaftsrechte  oder  auf 
Erfüllung  socialer  Mitgiiedschaftspflichten  richten*.  Sodann 
können  sie  die  Begründung,  Veränderung  oder  Aufhebung 
einer  der  engeren  Gemeinheit  in  der  weiteren  Gemeinheit 
überwiesenen  besonderen  Organstellung  zum  Gegenstand 
haben'.  Endlich  sind  es  namentlich  derartige  Handlungen, 
durch  welche  die  in  einer  solchen  Organstellung  befindliche 
Gesammiperson  ihre  Funktionen  in  dem  übergeordneten 
Gemeinleben  vollzieht,  die  ihr  auferlegten  Dienste  versieht 
und  die  ihr  übertragenen  Gewaltbefugnisse  ausübt  ^  In  allen 


*  Insofern  eine  Mitgliedschaft  (wie  in  Akiicngesellscliaften,  den 
nicisicn  \\'irthschaltsgcnosscnschaiten ,  vielen  Vereinen  u.  s.  w.)  Ver- 
bandspersonen uuti  Einzelpersonen  glciclmiaßig  2uga:u;lw:h  ist,  unier- 
scheiden  sich  auch  die  Beitritts-  oder  Austrittshaodlun^cn  beider  Per» 
soneoklassen  nur  hinsichtlich  der  subjektiven  Voraussetzungen.  Wo 
dagegen  in  Folge  einer  zusammengesetsten  Verbandsorganisatiion  e^cn- 
thümliche  Gliedverhaltnisse  von  Körperschaften  bestehen,  müssen  auch» 
soweit  die  Gliedkörper  bei  der  Begründung,  Verinderung  oder  Beseiti« 
gung  ihrer  Gliedsteilung  überhaupt  mlt/uwirken  haben,  ihre  hierauf  ge- 
richteten Handlungen  einen  besonderen  Inlialt  haben.  Man  denke  auch 
an  den  Eintritt  von  Staaten  in  einen  Bundesstaat 

'  Derartige  Körperschaftshandlungen  können  wiederutn  mit  den 
entsprechenden  Handlungen  eingegliederter  Einzelpersonen  gleichen  Inhalt 
haben  (wie  7..  B,  Beitr.igslcistungen  und  Gewinnbezüge,  Stimmabgaben 

in  Cenossenschalten  und  zum  Theil  selbst  in  Gemeinden),  oder  auf  die 
Ausübung  bezw.  l.rtullung  eigentliümlichcr  Rechte  und  ^'erbindlichkcilen, 
wie  sie  das  Verfassun^srecht  eines  zusanmiengesctztca  Verbandes  eben 

nur  solclien  lj.;eclkörpern  zutlicilt,  gericluet  sein. 

>  Sehr  h.uitig  entsteht  freihch  eine  derartige  Organstellung  ohne 
Zuthun  der  /u  ihr  berii (enen  Verbandsperson  und  ist  jeder  X'ertügung 
derselben  cutzogen.  Doch  beruhen  selbst  die  >iaaitichen  Funktionen 
öffentlichrechtlicber  Körperschaften  bisweilen  auf  freiwilliger  Übernahme. 

♦  Hierbei  erscheint  dann  die  Handlung  der  Ghedkorpcrschaft  zu- 
gleich in  ihrem  gaiuen  Umfange  als  Handlung  der  übergeordneten  Ge- 
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diesen  Richtungen  erwächst  vor  Allem  für  jede  Körperschaft 
aos  ihrer  Eingliederung  in  den  Staat  und  für  zahlreiche 
Körperschaften  aus  einem  ihnen  zuerthetlten  besonderen 
staatlichen  Amt  oder  Beruf  ein  mehr  oder  minder  umfang- 
reiches Aktionsgebiet 

Schliesslich  enthalten  auch  derartige  Körperschaftshand- 
lungen vielfach  Elemente,  welche  einer  anderen  Seite  des 
Körperschaftslebens  angehören.  Denn  in  l"ülgc  der  mannicii- 
fachen  Verknüpfungsverhaknisse ,  welche  zwischen  der  in 
einem  umfassenderen  Zusammenhange  begründeten  glied- 
mäßigen Lebenssphäre  einer  juristischen  Person  und  ihrer 
eigenen  Lebenssphäre  obwalten,  wird  auch  die  letztere  oft 
von  einer  zunächst  auf  jenen  Zusammenhang  gerichteten 
Aktion  betroffen.  Eine  solche  kann  daher  einerseits  zugleich 
als  ein  Bestandtheil  des  eignen  inneren  Lebens  der  handeln- 
den  Gemeinheit  erscheinen  und  wirken*,  andrerseits  zugleich 
als  ein  Vorgang  ihres  individuellen  äusseren  Lebens  in  Be- 
tracht kommen'. 

III.  Die  dritte  Hauptgattung  der  KörperschafishanJ- 
lungen  bilden  diejenigen,  welche  auf  das  individuelle  äussere 
Leben  einer  juristischen  Person  gerichtet  sind.  Sie  haben 
als  solche  überhaupt  keine  im  Wesen  der  gemeinheitlichen 


samrotpersoD.  So  ist  die  Erföllung  staatlicher  Funktionen  durch  eine 
Gemeinde  in  derselben  Weise  gleichseitig  Gemeinde-  und  Staatsltandlung, 
wie  die  Annshandlung  des  Staatsbeamten  zugleich  seine  und  des  Staates 

Handlung  ist. 

'  Von  besonderer  Bedeutung  ist  der  den  Gemeinden  neben  ihrem 
»eignen  Wirkungskreise«  vom  Staat  »übertrao'ene  W  irkungskreis«.  Das 
gleiche  Verhahniss  begegnet  bei  ötientliclien  Genossenschaften,  wie  dies 
Xoiiit  a,  a.  O.  eingehend  dargelegt  hat. 

*  Dies  ist  a.  B.  der  Fall»  wenn  einer  Gemeinde  oder  Genossen- 
schaft staatliche  Funktionen  zur  Ausübung  im  Kreise  ihrer  Mitglieder 
und  nur  in  diesem  Obertragen  werden. 

>  Dies  ist  stets  der  Fall,  wenn  durch  die  betreffende  Handlung  zu- 
gleich die  Sonder'sphäre  des  GHcdverb.indes  verschoben,  also  ein  Stück 
seiner  bisher  freien  Persönlichkeit  gebunden  oder  ein  Stuck  seiner  bis- 
herigen Gebundenheit  bcsciiigt  oder  aber  sein  niit  dem  Ghedverlultniss 
;;u$amnienhängcndes  Individualrecht  berührt  wird. 
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Lebensordnung  wurzelnde  specilische  Rechtsnntur.  Denn  in 
Ansehung  ihrer  hat  das  Körperschaftsrecht  lediglich  die 
Voraussetzungen  festzustellen,  unter  denen  sie  ab  Körper- 
schaftshandlungen gelten.  Ober  ihren  Inhalt  und  ihre  Wir- 
kungen dagegen  entscheidet  die  gemeine  Verlcehrsordnung, 
welche  /wischen  den  einander  trei  und  selbständig  gegen- 
überstehenden Personen  waltet. 

I.  Demgemäß  ist  m  diesem  Handlungsberelch  ein 
principicllcr  Unterschied  zwischen  Gemeinwesen  und  Einzel- 
wesen nicht  begründet.  Die  Verbände  wie  die  einzelnen 
.Menschen  handeln  hier  als  in  sich  geschlossene  individuelle 
Einheiten  und  bedienen  sich  der  gleichen  von  der  Rechts- 
ordnung gewährten  Mittel,  um  eine  äussere  Einwirkung  auf 
eine  fremde  Lebenssphäre  hervorzubringen.  Darum  haben 
die  Körperschaftshandlungen  dieser  Gattung  keine  andere 
rechtliche  Bedeutung,  als  sie  den  entsprechenden  Handlungen 
von  Einzelpersonen  zukommt.  Ebenso  aber  ist  es  für  eine 
derartige  Körperschaftshandlung  gleichgiltig,  ob  durch  sie 
die  handelnde  Körperschaft  mit  einer  ihr  auch  im  Übrigen 
tremden  Person  oder  ob  sie  mit  einer  sie  umschliessendeu 
Cesanimtperson  oder  mit  einer  ihr  eingegliederten  Gesammt- 
oder  Einzelperson  in  Verkehr  tritt*. 

Gleichwohl  deckt  sich  auch  auf  diesem  Gebiet  der 
Handlungsbereich  der  Gesammtpersonen  keineswegs  mit  dem 
Handlungsbereich  der  Einzelpersonen.  Denn  um  ihres  hesm- 
äcren  Inhaltes  willen  können  manche  Rechtsakte  dieser 
Kategorie  nur  von  der  einen  oder  anderen  Personenklasse 
ausgehen.  Während  gewisse  Handlungen  ausschliesslich  dem 
Leben  der  Individuen  angehören,  kommen  andere  nur  in 
dem  äusseren  Leben  von  Verbänden  überhaupt  oder  von 
Verbänden  bestimmter  Gattung  vor'.  So  ist  vor  Allem  im 

'  Vgl.  oben  S.  176—181. 

'  Jenes  ist  bei  allen  die  leibliche  IiiJividii.ilit.it  voraussetzenden 
Rechtsakten  (wie  l-.licschliessung  oder  \'crrüt;iiiii^  von  Todes  wegen), 
dieses  bei  den  durch  das  Vorhandensein  von  (jiiedpersonen  bedingten 
üandlungcn  der  Fall. 


Digitized  by  Google 


KirperschaftlUhes  Wcüm  und  Handtin, 


727 


Verkehr  der  Staaten  unter  einander  durch  das  Völkerrecht 

eine  Fülle  als  Völkerrechisaktc  eigenthümlich  qualihcirtei 
Handlungen  ausgebildet,  zu  ticnen  lediglich  Staaten  befähigt 
sind'.  Auf  ähnliche  Weise  kann  der  gegenseitige  Verkehr 
anderer  Klassen  von  juristischen  Personen  eigenartige  Aktio- 
nen hervorbringen  und  zu  besonderen  rechtlichen  Typen 
ausgestalten*. 

Im  übrigen  führt  das  heutige  Recht  in  Ansehung  der 
äusseren  Hetliatigung  des  Sondericbens  die  Gleichstellung  so- 
wohl der  Verbandspersonen  mit  den  Einzelpersonen  als  auch 
der  Verbandspersonen  unter  einander  als  Regel  durch.  Die 
Körperschaftshandlungen  dieser  Gattung  bewegen  sich  daher 
nicht  nur  im  Allgemeinen  in  denselben  Bahnen,  wie  sie  den 
Verkehr  von  Individuen  mit  Individuen  vermitteln,  sondern 
unicrstehen  auch  hinsichtlich  ihrer  Form  und  ihrer  Wir- 
kungen im  Zweifel  den  gewöhnlichen  Regeln  des  Individual- 
rechts ^ 

A.  Dies  gilt  zunächst  von  den  körperschaftlichen  Rechts- 
gescbäftm.  Die  Körperschaft  kann  durch  rechtsgeschäftliche 
Akte  mannichfacher  Art,  insbesondere  durch  einseitige  Dis- 

posiiionsaktc  i:nd  durch  Verträge,  eine  Veränderung  ihrer 
äusseren  Rechisspliarc  erwirken.  Sie  kann  durch  eine  darauf 
gerichtete  Handlung  für  sich  und  für  Andere  Rechte  oder 

'  Doch  sind  alle  Völkerrecbtsakte  den  Handlungen  des  Privau-cchts 
inna-Iidi  verwandt ;  sie  bewegen  skh  in  den  durch  die  Begriffe  des  Ver- 
trages und  der  Selbsthülfe  bezeichneten  Grenzen. 

*  So  der  gegenseitige  Verkehr  von  Kirchen  gleicher  oder  verschie- 
dener Konfession,  möglicherweise  auch  der  interkommunale  Verkehr  ti.s.  w. 

J  Die  durch  Privilegien  des  Fiskus,  der  pi.i  Corpora,  der  Stadtge- 
mcuule  11.  s.  w.  ini  genieinen  Recht  und  den  .iheren  Partikularrechten 
begründeten  Ausnahmen  schwinden  immer  mehr  zusannnen. — Wenn  im 
Hrk.  des  R.  G.  V.  20.  Apr.  86  C.  S.  Bd.  1 5  N.  49  S.  2 1 2 — 2 1 4  (Seuff.  Bd.  42  N.  26 ) 
die  Vcniitheiluag  aus  emer  auf  ^entliehe  Aufforderung  der  Regierung  gc- 
leisteten  and  zur  Kenntniss  der  »Organe«  des  Staats  gelangten  Beitrags- 
«richnung  fllr  eine  Staatseisenbahn  auf  die  römischen  Grundsätse  Ober 
PoUicitatioa,  die  nicht  blos  den  Städten ,  sondern  auch  dem  Staat  au 
Gute  kamen,  gestützt  wird,  —  so  wurde  ohne  das  Vorhandensein  der 
PoUititationslehre  nicht  anders  entsclileden  sein. 
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Verbindlichkeiten  begründen,  dieselben  der  Substanz  nach 
oder  zur  Ausübung  übertragen,  sie  ganz  oder  theilweise  im 
Wege  des  Verzichtes  oder  der  Liberation  zerstören.  Zu 
diesem  Behufe  aber  stehen  ihr,  soweit  nicht  durch  die  Natur 
der  Sache  oder  durch  das  positive  Recht  eine  Ausnahme 
begründet  wird,  sämmtliche  rechtsgeschäftliche  Typen  zu 
Gebote,  welche  im  Individualrecht  und  vor  Allem  im  Ver- 
mögensrecht ausgebildet  sind*. 

B.  Niclu  anders  verhält  es  sich  mit  den  körperschaft- 
lichen Rei}}tsaiisiihnn^shand}ungeH.  Insoweit  das  X'erhahniss 
VW  der  dem  Verbände  Ireniden  Aussenwelt  in  Frage  steht, 
entsprechen  der  ßefugniss  einer  juristischen  Person  dieselben 
thatsächlichcn  Herrschaftsakte,  zu  welchen  durch  die  gleiche 
Befugniss  eine  Einzelperson  ermächtigt  wird.  Ebenso  sind 
CS  dieselben  thatsächlichen  Leistungsakte,  durch  welche  die 
Verwirklichung  einer  individualrechtlichen  Verbindlichkeit 
seitens  einer  juristischen  Person  und  seitens  einer  Einzel- 
person  erfolgt.  Insbesondere  ist  im  heutigen  Recht  auch 
hinsichilich  der  ßesil:(esluiiiüit(ii^c)i  lür  und  widci  X'cixand^- 
personen  die  Anwendung  der  unter  Individuen  geltenden 
Normen  im  Princip  durchgedrungen  ^ 


>  Daher  ist  ein  Verband»  sobald  er  als  handlungsfähiges  Rechts- 
Subjekt  anerkannt  ist,  auch  wechselfähig ;  vgl.  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v. 

12.  Okt.  74  Bd.  14  N.  80  S.  245  (für  eine  Gcwerkscli.ift).  —  Die  im 
römischen  Recht  bis  /ulct/t  erhaltenen  Spuren  und  Roto  einer  gegen- 
thciligcn  .AutTassung  (vl;1.  mein  denoss.  R.  III  S.  \b]  16 v).  wie  insbc* 
sondere  die  lex  civitns.  siiui  liir  d.is  heutii^e  Recht  bedeutungslos. 

'  Die  Bedenken  der  römischen  Juristen  haben  aut  unsere  Praxis 
keinerlei  Hinfluss  geübt.  Die  Erstrcckung  des  Rechtsbesitzes  auf  alle 
dauernden  Rechtsverhältnisse  hat  sogar  xum  Theil  vornehmlich  Be- 
Ziehungen  juristischer  Personen  getroffen;  so  namentlich  die  Anwendung 
des  BesitzesbegriflTes  auf  obligationenrechtlichc  Verhältnisse ;  vgl.  Erk.  des 
O.  A.  G.  Dresden  v.  19.  Dec.  61  Scurt".  Bd.  16  N.  5  (Besitz  einer  Bogen- 
schützen c:c«.ellsch.ift  an  dem  Recht  auf  Lieferung  von  Vogelstangen  und 
anderem  Scliiessbcdarf  seitens  der  Stadt);  dazu  ib.  Bd.  1  N.  157,  Bd.  7 
N.  $  u.  269,  Bd.  IG  N.  12Ü,  Bd.  12  N.  127,  Bd.  is  N.  205.  --  Liuu- 
treffend  sind  die  in  dem  Erk.  des  R.  G.  v.  11.  Juli  81  Str.  S,  Bd.  $ 
N.  2  S.  $  entwickelten  Gesichtspunkte.  Hier  soll  in  der  Handlung  eine:» 
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C  Schliesslich  stehen  die  Körperschaften  auch  in  An- 
sehung der  Processhandlungen,  durch  welche  sie  ihre  Rechts- 
sphäre gegen  fremde  Rechtssphären  venreten,  tm  Zweifel  den 
Einzelpersonen  vollkommen  gleich.  Von  der  körperschaft- 
lichen Processfähigkeit  öberhaapt  soll  sogleich  noch  beson- 
ders gesprochen  wcrJcu.  Hier  ^cuu^^t  tiic  ßLincrkuii^,  dass  in 


Clenosscnscti.iltsvorstclicrs  ,  welcher  einen  nn  die  Order  der  (renosscn- 
schatt  ausgeiiclkcai  Dcpulwcchsel  dem  W'eclisclcigciuhumcr  /um  X'ortheil 
der  Genossenschaft  durch  Weiterbegebung  entzogen  hatte ,  der  rhatl»e- 
stand  der  Unterschlagung  aufgezeigt  «werden.  Zu  diesem  Bdiufe  wird 
auageftihrt,  dass  mit  dem  Besitz  der  juristischen  Person  zugleich  eine 
Detention  ihres  Vorstehers  und  hiermit  der  sur  Unterschlagung  erforder* 
liehe  Gewahrsam  des  Letzteren  begründet  gewesen  sei ;  dass  bei  der  Un- 
erheblichkeit des  Unterschiedes  /wischen  Civil-  und  Naturalbcsitz  für  den 
Begriff  der  Unterschlagung  nichts  daraul  .uil^onimc .  wenn  dieser  Ge- 
walirsari)  ledi^Mich  für  die  juristische  Person  au>,i^ciibt  \\  urdc,  d.iss  es 
eücuiü  gleichgültig  sei,  wenn  der  Vorsteher,  als  er  nacii  An  eines  Higen- 
thOmers  verfügte,  zum  Vortheil  der  juristischen  Person  und  somit  ebes  / 
Dritten  handehe.  Nun  kann  aber  offenbar  ein  von  dem  Gewalirsam  der 
Genossenschaft  verschiedener  Gewahrsam  des  detinirenden  Beamten  nur 
insofern  angenommen  werden,  als  derselbe  seine  thatsächliche  Herrschaft 
im  Gegensatz  zu  der  besiuenden  Genossenschaft  ausübt  und  et^^•a  als 
Individuum  über  die  von  ihm  als  Organ  detinirte  Sache  verfügt.  Da- 
gegen kann  der  Gewalirsam,  weichen  das  Or^an  einer  juris!i^^;he^  Person 
ledigHch  als  solches  ausübt,  auch  lediglich  als  Gewahrsam  der  juriaiibclien 
Person  gelten.  Sonst  könnte  eine  juristische  Person  überhaupt  nicht  dc- 
tiniren.  Im  vorliegenden  Falle  liandhabte  also  der  Vorsteher  durduus 
nur  den  Gewahrsam  der  Genossenschaft,  nicht  einen  davon  verschiedenen 
indi^duellcn  Gewahrsam.  Ebenso  aber  nahm  er  die  Veräusserung  des 
Wechsels  nidit  blos  zu  Gunsten»  sondern  im  Namen  der  Genossen^^chait 
als  deren  kompetentes  Organ  vor:  er  m.inie  keinen  Augenblick  sich  als 
Individuum  Eigenthumsbcfugnissc  an,  um  /um  \'ortheil  eines  Anderen 
zu  verlugen,  sondern  er  handelte  durchweg  so,  al>  sei  die  juristische 
Person  iiigenihümerin.  Somit  wurde  er  von  Anfang  bis  zu  Ende  nur 
als  Organ  thätig.  Er  hat  nicht  eine  in  seinem  Gewahrsam  befindliche 
fremde  Sache  rechtswidrig  sich  zugeeignet,  sondern  rechtswidrig  bewirict. 
dass  die  von  ihm  dargestellte  Genossenschaft  eine  in  ihrem  Ge\\-aiirsani 
befindliche  fremde  Sache  sich  zueignete.  Die  Entscheidung  des  Reichs- 
gerichts lässt  sich  demnach  nur  vermöge  der  Erwägung  hallen,  d.i^s  die 
strafrechtliche  Verantwortlichkeit  für  eine  Körperschaftshandlung  nach 
geltendem  Recht  das  handelnde  Organ  als  Individuum  in  vollem  Um- 
fange irifFi. 
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bürgerlichen  Rcchtsstreitigkeuen  die  deutsche  CivUprocess- 
Ordnung  den  Einzelpersonen  und  Verbandspersonen  genau 
dieselben  Parteihandlungen  zuweist  und  die  Wirkungen 
ihrer  Vornahme  oder  Unterlassung  för  und  wider  beide 
Personenklassen  identisch  festsetzt. 

2.  Wenn  nun  aber  so  die  aut'  das  individuelle  äussere 
Leben  gerichteten  Körperschaftshai^  l hingen  sich  als  solche 
nicht  principiell  von  den  Handluni^en  Hinzclncr  uiuerschci- 
dtn,  so  können  sie  docli  dadurch  ein  specihsches  Element 
entwickeln,  dass  sie  zugleich  eine  andere  Seite  des  Körper- 
schaftslebens ergreifen. 

A.  Eine  derartige  Körperschaftshandlung  kann  vor  Allem 
zugleich  auf  die  Verwirklichung  eines  Stückes  des  inneren 
Gemeinlebens  gerichtet  sein.  Das  innere  Leben  eines  socialen 
Organismus  spielt  hinter  dessen  äusserer  Aktion  stets  eine 
rechtlich  erhebliche  Rolle:  es  bildet  sowohl  die  Ursache  wie 
das  Motiv  jeder  äusseren  Verkehrshandlung  und  ist  daher 
für  dieselbe  in  zwiefacher  Hinsicht  von  mittelbarer  Bedeutung. 
Vicltach  aber  tritt  es  in  die  äussere  Aktion  selbst  als  ge- 
staltgebender Faktor  ein  und  gewinnt  so  eine  unmittelbare 
Bedeutung  für  die  Bestimmung  ihres  rechtlichen  Gehaltes. 
Dies  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn  durch  ein  körperschaftliches 
Rechtsgeschäft  ein  Rechtsverhältniss  geschaffen  oder  be- 
seitigt wird,  vermöge  dessen  die  gemeinheitlicbe  Lebens- 
ordnung Dritten  gegenüber  eine  maßgebende  Wirksamkeit 
entfaltet;  wenn  also  nicht  blos  einheitliche  Rechte  oder 
Verbindlichkeiten  der  Gesammtperson  als  solcher,  sondern 
zugleich  verfassungsmäßig  darin  enthaltene  oder  damit  ver- 
knüpfte Rechte  oder  Verbindiiciikeiten  aller  oder  gewisser 
Ghedpersonen  oder  der  jedesmaligen  Inhaber  einer  be- 
stinimten  Organstellung  Dritten  gegenüber  begründet  oder 
aufgehoben  werden'.  In  derselben  Weise  kann  bei  körper- 


'  Man  denke  r.  H.  au  Verrragc,  durch  welche  eine  (jeincindc  ein 
von  allen  jeweiligen  Mitgliedern  oder  den  jeweiligen  Mitgliedern  einer 
bestimmten  Klasse  auszuübendes  Wege-  oder  Weiderecht  aul  Irenidem 
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schaftlichen  Ausübungshandliingen  und  insbesondere  bei  der 
Vornahme  von  Besitzhandlangen  für  oder  wtder  eine  Ge- 
meinheit die  innere  Ordnung  der  Genuss-  oder  Lastenver- 
theilang  nach  aussen  sichtbar  und  wirksam  werden'.  Des- 
gleichen kann  bei  körperschaftlichen  ProccDhliaiulliingen  der 
innere  Ziisamnienhang  zwisclien  dem  Gemeinwesen  und 
seinen  GHedern  tür  oder  wider  den  Procussgegner  eine  un- 
mittelbare rechtliche  Bedeutung  entfalten In  allen  solchen 
Fälkn  empfängt  die  nach  aussen  gerichtete  Aktion  einen 
aus  den  inneren 'Lebensverhältnissen  eines  Gemeinwesens 
stammenden  und  aus  ihnen  allein  verständlichen  eigenthüm- 
lichen  Bestandtheil.  Sind  dabei  Sonderrechte  oder  Sonder- 
pflichten von  Gliedern  oder  Organen  und  $omit  zugleich 
VeHlechtungsverhältnisse  zwischen  Kdrperschaftsrecht  und 
Individualrecht  in  Frage,  so  gewinnen  gleichzeitig  die  man- 
nichfachen  Möglichkeiten  der  Verknüpfung  von  gemeinheit- 
lichem und  individuellem  Handeln  eine  in  das  äussere  Ver- 
kehrsleben hineinragende  Bedeutung  ^  Doch  fügt  sich  zuletzt 
aller  solcher  aus  dem  Socialrechi  entnommener  Stoff,  inso- 
weit die  Beziehungen  des  Gemeinwesens  zur  Aussenwelt 
betrachtet  werden,  durchaus  in  den  Rahmen  einer  vom 


Boden  ausbedin^t,  ciiic  die  Gemcmdegenosscn  vcrlassungsnubig  einem 
Drincn  verpflichtende  Last  ablöst  u.  s.  w.;  oder  an  Abmachungen  eines 
kirchlichen  Verbandes  in  Ansehung  der  von  dem  jedesmaligen  Inhaber 
einer  bestimmten  Pfründe  auszuübenden  Rechte  und  zu  erföUenden  Ver- 
bindlichkeiten; oder  an  den  oben  S.  235  N.  a  erwähnten  Vertragsschluss 
zwischen  Universität  und  Kirche. 

'  Vgl.  oben  S.  218  ff.  Natürlich  muss  das  betreffende  innere  Körper- 
schaftsverhähniss  auch  hier  als  Grundlage  des  vielheitlichen  Handelns 
gehörig  erkennbar  gemacht  werden,  um  nach  aussen  zu  wirken.  Erk.  des 
O.  A.  G.  Dresden  v.  12.  Apr.  66  Seutf.  Bd.  20  N.  212. 

'  Vgl.  oben  S.  214  ff.  über  die  processualischc  Repräsentation  der 
aus  der  Gemeindemitgliedschait  tlicsscnden  oder  mit  ihr  verknüpften 
Rechte  und  Pflichtet»  durch  die  Gemeinde. 

)  Dies  ergiebt  sich  aus  den  früheren  Erörterungen ;  vgl.  namcmlicli 
oben  S.  214—222. 
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Individualrecht  beherrschten  Handlung  ein.  Der  individuaU 
rechtliche  Aktionstypus  bleibt  hier  also  im  Gegensatz  zu 
den  Fällen»  in  denen  er  als  Element  einer  inneren  Körper-* 
Schaftshandlung  socialrechtlich  modificirt  wird,  vollkommen 
gewahrt'. 

B.  Dass  eine  auf  das  individuelle  äussere  Leben  ge- 
richtete Körpci  Schaftshandlung  zugleich  in  das  gUedviäfiige 
Leben  der  Tvörperschaft  im  Staiii  oder  einem  anderen  Ver- 
bände hineinfallen  kann,  tritt  überall  zu  Tage,  wo  die  Ge- 
bundenheit des  engeren  Gemeinwesens  durch  eine  hoh.erc 
Willensmacht  sich  auf  eine  derartige  Handlung  erstreckt.  In 
solchen  Fällen  kann  das  GHedverhältniss  der  handelnden 
juristischen  Person  auch  in  ihrer  freien  Verkehrsaktion  zur 
Erscheinung  gelangen  und  Dritten  gegenüber  wirken.  Doch 
wird  hierdurch  wiederum  die  Verkehrshandlung  als  solche 
in  ihrem  individualrechtlichen  Typus  nicht  alterirt.  Wenn 
also  beispielsweise  ein  Erwerbsgeschäft  einer  Kirche  oder  ein 
\'eräusserungsgeschaft  einer  Gemeinde  zu  seiner  Gültii^keit 
der  staatlichen  Genehmigung  bedarf,  so  rückt  darum  doch 
die  Erwerbs-  oder  \'erausseruni2shandluniJ  als  solche  keines- 
wegs  in  die  Sphäre  der  socialen  Aktion,  sondern  bleibt. ein 
Vorgang  des  freien  Verkehrslebens. 

IV.  Einen  zum  Theil  eigenthümlichen  Charakter  weist 
<las  körperschaftliche  Handeln  im  Process  auf. 

'  W'.ihrond  niso  /.  H.  lIlt  W-rtrai^sbcgrilT  aut" Vereinbarungen  zwischen 
einem  Ckiucinwcsen  und  seinem  (ilicdc  über  Mitglicdschaftsrcchte  oder 
Miigliedscliakspflichten  niemals  rein  anwendbar  ist,  umspannt  und  er- 
schöpft er  durchaus  die  Vereinbarung  zwischen  dem  Gemeinwesen  und 
einem  Dritten,  wennschon  dabd  die  Verhältnisse  zwischen  dem  Gemdn- 
wesen  und  seinen  Gliedern  sich  in  dem  Vertragsinhalt  wiederspiegeln. 
Ebens(^  bleiben  z.  B.  die  nach  Maßgabe  der  Gemeindeverfassung  theils 
einheitlich  thdis  vielheitlich  vollzogenen  Hcrrschaftsaktc  an  einer  Allmende 
oder  einem  mit  einem  Gemeindenutzungsrecht  beiasteten  fremden  Grund- 
stück, während  sie  nacli  innen  der  Ausdruck  einer  genosscnscluittlichen 
LmbilJunt,^  des  Saclicnrechts  sind,  nicli  aussen  Ansübungshandlungen 
eines  individuellen  Higenthums  oder  Umgiiclien  Rechts;  vgl.  z.  B.  Erk. 
des  R.  G.  V.  13.  Apr.  80  C.  S.  Bd.  i  N.  122  S.  30.  . 
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Jede  juristische  Person  ist  im  Umfange  ihrer  Rechts- 
fähigkeit parteifähig  \  Sic  ist  aber  vermöge  ihrer  Handlungs- 
fähigkeit auch  processfähig*.  Mithin  kann  sie  vor  Allem  im 

Civilproccss,  je  nach  den  Lnisiar.Jcii  il  er  auch  im  vcrwaltungs- 
gerichtlichenProcess  oder  in  einer  anderen  besonderen  Process- 
art  als  processiähige  Partei  klagen  oder  beklagt  werden  K 

'  Afidim  ist  jede  echte  juristische  Person,  weil  sie  privatrechisOhig 
ist,  partdfähig  im  Civilproccss,  während  eine  Gemeinschaft  ohne  selb* 
ständige  vermögensrechtliche  Persönlichkeit  dieser  Parteifähigkeit  ent- 
behrt; Krk.  des  R.  G.  v.  21.  Jan.  86  C.  S.  Bd.  15  N.  55  S.  2  }8.  Eine 
rein  pubHcisni>che  \'erband>pcrson  und  eine  blosse  Organpcrsoii  (vgl. 
oben  S.  170—174)  kann  niemals  im  Civilproccss,  möglicher  Weise  aber 
in  einem  öfTentlichrechtlichen  Streitverfahren  Partei  sein;  so  z.  B.  eine 
Kammer  vor  einem  Verfassungsgerichtshof,  eine  BdiArde  vor  einem  Ge> 
richtshof  2ur  Entscheidung;  von  Kompetenslconflikten,  eine  Gemeindever- 
tretung oder  ein  kollegialischer  Gemeindevorstand  vor  einem  Verwal* 
tungsgericht.  —  Immer  ist  die  Parieifähigkeil  der  Ausdruck  einer  ent- 
sprechenden materiellen  Rechtsfähigkeit;  der  Begriff  einer  blos  »formellen 
Pirtcif;ihiokeit(«,  mit  dem  jetzt  IVacb  a,  a.  O.  S.  520  H.  wieder  operirt  und 
insbesondere  aiicli  die  Z.ulassung  moderner  Vereine  als  Kläger  und  Be- 
klagter ohne  Anerkennung  ihrer  Rechtssubjektivität  rechtfenigen  will 
(ähnlich  Plandk  Lehrb.  des  deut.  C.  Proc.  I,  1887,  S.  210— 211  u.  2i6> 
ist  durchaus  verwerflich  und  hat  in  der  C.  Pr.  O.  keinen  Anhalt;  vgl. 
dagegen  auch  BMer,  Pand.  I  $  6}  Beil.  I.  —  Ist  eine  juristische  Person 
Panei,  so  treffen  sie  auch  die  Processkosten  und  die  Exekution;  Bekker 
a.  a.  O.  N.  i  und  k. 

*  Ausdrücklich  hat  das  R.  G.  im  Erk.  v.  14.  Apr.  82  C.  S.  Bd.  6 
N.  54  S.  n4— 142  anerkannt,  dass  nach  Pr.  O.  5  S»^^  S  i  juristische 
Personen  processlähig  sind,  wenn  sie  sich  nach  dem  sie  belierrschenden 
bürgerlichen  Recht  durch  Verträge  verpflichten;  dass  dcmgcmäfl  auch 
ausländische  juristische  Personen,  wenn  sie  nach  ihrem  Recht  dispositions- 
(ahtg  sind,  f&r  processßhig  erachtet  werden  müssen.  Vgl.  auch  Erk.  v. 
3a  Apr.  8i  ib.  Bd.  4  N.  45  S.  155,  v.  19,  Apr.  S4  ib.  Bd.  12  N.  58 
S.  235;  femer  Krk.  des  R.  Ü.  H.  G.  v.  14.  Sept  75  Bd  18  No.  4j 
S.  16}  — 165.  —  Dagegen  meint  das  R.  G.  im  Frk.  v.  20.  juni  84  ib. 
Bd.  12  N.  118  S.  398— 4tx>.  dass  juristische  Personen  zwar  allgemein 
panciiahig,  aber  nicht  processfähig  seien,  weil  sie  gesetzlicher  Vertreter 
bedürfen.  Und  diese  Ansicht  herrscht  in  der  processualistischcn  Theorie 
so  gut  wie  ausschliesslich.  Insbesondere  wird  sie  neuerdings  auch  von 
IVach  a.  a.  O.  S.  540— S4i  verfochten,  obschon  er  die  gegentbeilige 
Annahme  für  denkbar  erklärt.  Ebenso  von  Platiek    a.  O.  S.  216. 

'  Vermöge  ihrer  Processflhigkdt  kann  eine  juristische  Person  auch 
andere  Personen  im  Rechtsstreit  vertreten.  Sie  kann  daher  kraft  ver- 
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yiertes  KapUel. 


Hierbei  kann  der  vor  Gericht  getragene  Recbisstreü 
seiner  materiellen  Beschaffenheit  nach  entweder  als  ein 
Konflikt  des  eignen  inneren  Lebens  der  Körperschaft  oder 

als  ein  Konflikt  zwischen  ihrem  GlicJlL-bcii  und  cuicm  hö- 
heren Gemeinleben  oder  als  ein  Kontliki  zwischen  ihrem 
und  fremdem  Sonderleben  erscheinen.  In  den  beiden  ersten 
Fällen  tritt  die  Verbandsperson  ihrem  Widerpart  als  über- 
geordnetes Ganze  oder  als  untergeordnetes  Glied,  im  dritten 
Falle  als  nebengeordnete  Einheit  gegenüber.  Dort  liegt  ein 
socialrechtlicher  Streit  vor,  in  welchem  die  Stellung  der 
Parteien  in  dem  organischen  Aufbau  der  gesellschaftlichen 
Körper  eine  Rolle  spielt,  hier  ein  Individualrechtlicher  Streit, 
bei  welchem  die  etwaige  organische  Verbundenheit  der 
Parteien  ausser  Betracht  bleibt.  Diese  verschieden-irtii^e  Be- 
schaffenheit  der  Streitsachen  ist  auch  für  das  Processrecht 
bedeutungsvoll.  Denn  nach  unserem  positiven  Recht  wird 
<iurch  den  socialrechtlichen  Charakter  der  Streitsache,  falls 
das  fragliche  Socialrecht  als  öffentliches  Recht  gewenhet 


fassungsmißiger  Berufung  in  gewissem  Umfange,  wie  dies  frQtier  gezeigt 

ist,  ihre  Mitglieder  hinsichtlich  der  mit  der  Mitgliedschaft  zusammen- 
hängenden Rechte  und  Pflichten  processualisch  repräscniiren.  Sic  kann 
aber  auch  nach  C.  Pr.  O.  'i  75  als  Proccsshcvo11m;icI)tij:^te  sei  es  eines 
Mitgliedes  sei  es  eines  Dritten  auftreten,  in  diesem  vSinnc  hat  das  R.  O.  \\.  (i. 
im  I-rk.  v.  21.  Apr.  74  Bd.  12  N.  106  S.  J25— jjl  die  als  juristische 
Person  des  Sachs.  R.  eingetragene  Genossenschaft  draniatiscber  Autoren 
und  Komponisten  xur  gerichtlichen  Gehendmachung  von  Urheberrechten 
ihrer  Mitglieder  augelassen,  obwohl  es  davon  ausgeht,  dass  die  Genossen- 
Schaft  hierbei  lediglich  kraft  ertheilter  Vollmacht  fremdes  Recht  in  freni- 
dctii  Namen  u*ahrnimnn  und  nur  statutarisch  ihren  Mitgliedern  g^en- 
über  berechtigt  und  verpflichtet  ist,  derartige  Aufträge  zu  empfangen 
und  auszuführen .  :n\ch  Itntsciuuligungcn  und  dcldbiissen  /un.ich<ii  zur 
Oenossenschnftskasse  ein/u/n-lK-n  und  den  iutittcii  Tlicil  ni  behalten. 
Allerdings  legt  das  R.  O.  H.  G.  iüerbei  darauf  Gcwiclu,  da^s  die  Voli- 
machtsöbemahme  im  Genossenschaftszweck  liegt,  und  bezweifelt,  ob  sonst 
eine  juristische  Person  Pro^sbevoUmächtigte  einer  phvVischen  Person 
sein  könnte.  Allein  das  Hinderniss  beliebiger  Processführung  för  Andere 
läge  eben  nicht  im  Mangel  der  Processfähigkeit,  sondern  in  der  Ein- 
schränkung der  nandlungsfähigkcit  jeder  juristischen  Person  auf  ihre 
verfassungsmaüige  Lebenssphäre. 
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wird,  regelmäßig  der  Weg  des  Civilprocesscs  verschlossen 
und  nicht  selten  dafür  der  Weg  eines  verwaltungsgericht- 
Hchen  Processes  eröffnet',  während  im  Falle  einer  blos 
privatrechtlichen  Wenhung  der  socialrechtlichen  Beziehung 
durch  dieselbe  wenigstens  ein  besonderer  Gerichtsstand  im 
Civilproccss  begründet  wird*.  Dagegen  gilt  jede  ganz  oder 
auch  nur  dem  Kern  nach  individualrechiliche  StreiisaJic  .ils 
eine  bürgerliche  Kechtsstrcitigkeit ,  in  welclier  auch  die 
öffentlichrechtlichen  Verbände  einschliesslich  des  Staates 
selbst  vor  den  ordentlichen  Gerichten  Recht  zu  nehmen  und 
Recht  zu  geben  haben Allein  dieser  Etnfluss  der  materiellen 
Beschaffenheit  der  Streitsache  endet,  wo  die  formeüe  Partei- 
rolle  beginnt.  Denn  der  Process  forden  seinem  inneren  Wesen 
nach  stets  die  formelle  Gleichstellung  der  Parteien :  er  kann 
sein  Ziel  einer  unparteiischen  Rechtsprechung  nur  dann  mit 
Sicherheit  erreichen,  wenn  die  Parteien  mit  gleichen  Mitteln 
ausgerüstet  \s erden  *.  Somit  muss  der  W-rband,  sobald  und 
soweit  er  als  Partei  in  einem  echten  Proccssverfahren  han- ' 
delt,  stets  auf  das  gleiche  Niveau  mit  dem  Individuum  treten. 


«  Vgl.  oben  b.  185  —  185. 

*  C.  Pr.  O.  §  23  u.  oben  S.  185  —  187. 

J  Inwieweit  schon  der  individualrcchtlichc  Bchtaiidihcii  eines  öiVcnt- 
iichrcchtlichen  Verhältnisses  den  Weg  des  Civilprocesscs  eröffnet,  ist 
eine  im  positiven  Recht  sehr  verschieden  gelöste  Frage»  auf  welche  wir 
oben  bei  Besprechung  der  einzelnen  Sonderrechte  und  Sonderpflichten 
in  Stiat,  Kirche,  Gemeinde  und  sonstigen  öHentlichrechtlichen  Körper- 
schaften eingegangen  sind. 

^  Diese  Gleichstelhmg  ist  jedoch  nur  bezüglich  derjenigen  Angrifis- 
und  Verthcidigungsniittel  geboten,  wclcfie  eben  aul  die  llerbeiführun;^ 
des  richterlichen  W'ahrspruchcs  abzielen.  Dagegen  braucht  sie  sich  niclit 
aut  das  Kxekutionsstadiuni  zu  erstrecken.  In  dieser  Hinsicht  hat  auch  die 
C  Pr.  O.  einerseits  die  Verwaltungsexekution  wegen  AJlendichrechtliclier 
Ansprtiche  nicht  berührt,  andrerseits  die  landesgesetzlicben  Vorschriften 
bestehen  lassen,  welche  die  Zwangsvollstreckung  wegen  Geldforderungen 
gegen  den  Fiskus,  Gemeindeti  und  andere  Kommunal  verbinde  und  solche 
Korporationen,  deren  Vermögen  von  Staatsbehörden  verwaltet  wird, 
ausschliessen  oder  eigcnthümlich  regeln  (F.  G.  §  15  Z.  4).  Vgl.  über  den 
Ausschluss  der  Zwangsvollstreckung  gegen  Gemeinden  nach  französ.  R. 
Erk.  des  R.  G.  v.  1$.  Okt.  80  C.  S.  Bd.  5  N.  91  S,  337— 5 j8. 
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Dieses  Princip  <;rcil't  vor  Allem  im  Civilproccss  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Natur  der  Streitsache  ausnahmlos  durch*.  Aber 
auch  im  verwaltungsgerichtlichen  Process  legt  das  Gemein- 
wesen als  Partei  seinen  Rang  nieder;  der  Staat  selbst  ent- 
kleidet sich,  obwohl  er  materiell  für  seine  Hoheit  streitet, 
als  Panei  aller  Hoheit  und  kann  gerade  deshalb  auch  in 
Hoheitsfragen  sich  vor  sein  eignes  Gericht  begeben*. 

Die  körpa  schajtlicben  Processbandltingcn  sind  hiernach  im 
Allgemeinen  mit  den  Frocesshandlungen  von  Einzelpersonen 
gleichförmig  und  gleichwerthig Dabei  kann  bezw.  muss 
die  juristische  Person  in  demselben  Umfange  wie  die  pro- 
cessfähige  Einzelperson  sich  durch  einen  Processhevoll- 
machtigten  vertretcii  lassen.  Allein  bie  kaun  insoweit,  a!s 
kein  Vertretungszwang  besteht,  auch  vor  Gericht  durch  ihre 
Organe  selbst  handelnd  Und  sie  muss  selbst  bandeln,  wo 
die  Vertretung  der  handlungsfähigen  Processpartei  ausge- 
schlossen ist.  So  muss  sie  eine  erste  ProcessvoUmacht  selbst 
enheilen^  eine  regelmäßige  Zustellung  selbst  empfangen^ 


•  Die  C.  Pr.  O.  btrucksicluigi  die  ciwaigc  scKialrcclulichc  N':it'.ir 
der  Strciisachc  ciiuig  unU  alkin  bei  der  Bestimmung  über  den  Gericht»- 
siand  in  i  25. 

*  Vgl.  Ii.  Loiting,  Verw.  K.  S.  826:  »Die  Parteien  (im  V'erwaltuug;^- 
streitverfahren)  haben  mm  AngriflT  und  zur  Verthddigung  gleiche  Rechte«. 
E  Meier^  Verw.  R.  I  S.  ff.  —  Insoweit  dieser  Grandsatt  nicht  durch- 
geführt ist»  liegt  kein  wahres  Processverfibren,  sondern  höchstens  ein 
modificirtes  Beschwerdeverfahren  vor. 

>  Hieraus  erklärt  es  sich,  dass  die  deut.  C.  Pr.  O.  die  juristischen 
Personen  überhaupt  nur  in  der  Lehre  vom  Gerichtsstande  ($  19—20  u.  a|) 
und  von  der  Zustellung  ($  157  u.  169)  besonders  erwähnt. 

♦  Vgl.  C.  Pr.  O.  S  7$. 

5  Hinsichtlich  der  Form  u.  der  \\  irkungen  einer  solchen  Bcvoll- 
nucluigung  sind  im  Civilproccss  die  %  76 -85  C.  Pr.  O.  nußgebend. 
Weil  .i!s  Vollm.ichtgeberin  die  juristische  Person ,  nicht  der  für  sie 
handelnde  »gesetzliche  Vertreter«  gilt,  ist  im  Falle  des  1  odcs  des  Ltu- 
leren  die  in  C,  Pr  O.  5  ■'^^^  '  für  den  Fall  des  Todes  der  Partei 
gegebene  Besiininiuns  unanwendbar;  lirii.  des  R.  G.  v.  30.  Apr.  &4  C  S. 
Bd.  14  X.  122  S.  4>t). 

^  Vgl.  Erk.  des  O.  G.  Wolfenb.  v.  \o.  Dec.  69  SeutT.  Bd.  25  N.  199 
(durch  das  2ur  Empfangnahme  der  von  aussen  an  den  Verein  zu  rich> 
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und  vor  Allem  einen  Eid  selbst  leisten'.  Die  processunfähige 

Partei  wird  freilich  auch  bei  solchen  Handlungen  durch  die- 
jenigen Personen  vertreten,  welche  das  Gesetz  zur  Ergänzung 
der  handlungsunfähigen  Persönlichkeit  beruft*.  Allein  wenn 
gerade  mit  Rücksicht  auf  diese  ausserordentliche  Ausdehnung 
des  Stellvertretungsprincips  im  Process  die  Auffassung  der 
Verbandspersonen  als  handlungsunfähiger  Rechtssubjekte  im 
nächsten  Erfolge  hier  ziemlich  unschädlich  ist  und  deshalb 
in  der  Praxis  wie  in  der  Theorie  des  Processrechtes  sich 
besonders  hartnäckig  erhält ^  so  ist  es  darum  doch  mcht 
weniger  absurd,  den  Staat  oder  eine  Gemeinde  als  process- 
unfähig  zu  bezeichnen  und  ihre  Organe  mit  den  gesetzlichen 
Vertretern  von  Kindern  und  Waiinsinnigen  gleichzusetzen ^ 


tenden  MittheUnngen  statatenmäßig  bestellte  Organ).  Ebenso  jeut  nach 

C.  Fr.  O.  5  »57 ;  doch  treten  auch  für  juristische  Personen  einerseits  im 

Bereich  der  Zusiellungsvollmachtcn  (§  r$9 — 164),  andrerseits  vermögb 
der  analogen  Anwendung  der  Zustellung  an  Abwesende  (5  169  mit 

5  166 — 16X)  Ausnahmen  ein. 

'  So  gemäß  C  Pr.  O.  5         Vgl.  unien  S.  739  N.  1. 

'  Vgl.  C,  Pr.  O.  ^  82,  157  Abs.  1  u.  435.  Dazu  über  die  anomale 
Natur  der  Stellvertretung  bei  der  Ividcsleistung  IVaJ)  a.  a.  O.  S.  562  N.  11. 

'  Wenn  ffuuh  a.  a.  O.  S.  541  meint,  dass  der  Meinungsdifferenz 
eine  praktische  Bedeutung  überhaupt  nicht  zukomme,  so  gelit  er  /u  weit. 
Beispielsweise  wäre  mii  der  Annahme  der  Processunfähigkeit  einer 
juristischen  Person  deren  oben  S.  735  N.  3  behauptete  Fähigkeit,  als 
Bevollmächtigte  «1  klagen,  unvereinbar. 

*  Die  deut.  C.  Pr.  O.  nöthigt  hieran  nicht,  da  sie  aber  die  Frage 
sdiwdgt  und  in  S  i$7  Abs,  3—)  sogar  die  Vorsteher  von  Korporationen 
u.  s.  w.  den  in  Abs.  i  erwihnten  Vertretern  nicht  processßhiger  Per- 
sonen gegenüber  stellt.   Aus  den  Motiven  ergiebt  sich  freilich,  d.iss  man 

mit  dem  Ausdruck  ugeset^Uche  Vertretern  im  Allgemeinen  auch  die  Pro- 
cessorgane  juristischer  Personen  bezeichnen  wollte:  allein  der  Begriff 
der  »gesetzlichen  Vertreter«  umtasst  ohnehin  auch  Repräsentanten  von 
itweifellos  proccssfähigen  Personen;  vgl.  WoJi  a.  a.  O.  S.  587  h.  Wenn 
die  Motive  sich  hierüber  nicht  immer  klar  geworden  sind  und  mitunter 
die  Proccssunfilhigkeit  juristischer  Personen  als  selbstverständlichen  Grund 
ihrer  Repräsentation  durch  »gesetzliche  Vertreter«  behandeln,  so  machen 
sich  doch  gelegentlich  (a.  B.  bei  $  $1  u.  435)  auch  entgegengesetzte 
Anschauungen  bemerklich.  Die  Praxis  hält  denn  auch  in  Ansehung  der 
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Das  ältere  Dogma  ging  freilich  von  dieser  Vorstellung  aus. 
Allein  es  Hess  sie  alsbald  wieder  fallen,  sobald  es  auf  Pro* 
cessbandlungen  stiess,  in  Ansehung  deren  das  Recbtsbe- 
wusstsein  sich  aQzu  energisch  gegen  die  Behandlung  der 
Körperschaften  als  Mündel  sträubte.  Man  brach  lieber  mit  aller 
Konsequenz,  als  mit  dem  Gedanken,  tlass  es  zuletzt  dochSadie 
der  wunivcrsitas  ipsa«  sei,  die  Vollmacht  zu  ertheilen,  die 
Ladung  zu  empfangen  und  uksbesondere  den  Eid  zu  schwören  *. 
Auf  diese  Weise  entstand  nun  freilich  eine  unsägliche  Ver- 
wirrung \  Die  Lösung  derselben  liegt  jedoch  nicht  in  der 
konsequenten  Durchfährung  des  Begriffs  der  persona  ficu^ 

geseuUchen  Vertreter  juristisdier  Personen  durchaus  am  BcgrUF  da  Or* 
ganes  fest;  vgl  z.  B.  Bntsch.  des  R.  G.  in  C.  S.  M  i$  S.  17^40  u. 

S.  540  ff. 

*  Vgl.  mein  Genosscnschaltsr.  III  S.  25^,  401  ff.,  489  ff,  7^8. 

•  Dieselbe  hat  sich  namentlich  in  Ansehung  der  Körperschattseide 
noch  in  unser  Jahrhundert  hinein  fortgepflanzt,  wie  dies  z.  B.  die  Abh 
von  Uikif  (Ardi.  f.  civ.  Pr.  iid.  io  N.  j  u.  Bd.  13  N.  10,  Z.  f.  C.  R.  u. 
Pr.  Bd.  15  N.  8  u.  Bd.  18  N.  9)  und  lütss  (Z.  f.  C.  R.  u.  Pr.  Bd.  is 
N.  7,  Bd.  18  N.  8,  N.  F.  Bd.  9  N.  ))  xdgcn.  Vgl.  auch  die  Eck.  der 
O.  A.  G.  Jena  u.  Celle  b.  Seuff.  Bd.  4  N.  179  u.  Bd.  6  N.  84,  welche 
noch  von  der  Ansicht  ausgehen,  dass  an  sich  sibumtlicbe  Mitglieder  als 
Einzelne  schwurpflichtig  seien. 

5  Hierin  ist  sie  seil  Savigny  II  S.  295  ti.  von  allen  neueren  Pro- 
ccssuahsten  gesucht  worden.  Zu  welchen  inneren  Widersprüchen  und 
Spitztindigkcitcn  aber  eine  strenge  Durclitührung  des  Begriffes  der  persona 
Acta  beispielsweise  zwingt,  wenn  von  diesem  Standpunkt  aus  die  Bdcs- 
lasiut^  in  KOrperschaftsprocessen  konstniirt  werden  soll,  zdgt  die  um- 
fangreiche Schrift  von  £  Fündt,  Betrachtungen  über  die  Anwendung  des 
Beweismittels  der  Eidesdelation  und  richterlichen  Notheide  auf  juristische 
Personen,  Rost.  u.  Schwerin  1848.  Hier  wird  an  sich  jede  Eidesdelation 
und  nidcsauflage  an  eine  juristische  Person  für  widersinnig  erklärt,  trotz- 
dem aber  als  Anomalie  zugelassen,  weil  ja  das  ganze  Institut  der  juri- 
stischen Person  schon  anomal  seiH);  es  wird  dann  in  jedem  Fall  eine 
Lmdeuiuag  des  Eides  Verlangens  au(  Dritte  vorgenommen,  welche  mit 
Wirkung  (tlr  die  Partei  sich  erklären  resp.  schwören  sollen;  im  Einsebien 
ergiebt  sich  eine  völlig  princtplose  Kasuistik  (am  bezeichnendsten  ist 
Viereck*s  Gesetzesvorschlag  in  dieser  Materie,  der  auf  S.  TOj^ii^  in  |6 
zum  Theil  höchst  umständlichen  Paragraphen  vorgetragen  wird).  Man 
vgl.  auch  die  geküi^stehen  Ausführungen  bei  Wtt^ell,  Syst.  desord.  Qv. 
Pr.  (}.  Aua.  1878)  S.  266-27a 
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sondern  in  der  vollen  Anerkennung  der  körperschaftlichen 

Handlungsfähigkeit 

Die  Voraussetzungen  einer  Körperschaftshandlung  werden 
auch  für  den  Process  zunächst  durch  das  materielle  Körper- 
schaftsrecht  und  speciell  durch  das  Verfassungsrechi  der 
handelnden  Körperschaft  bestimmt  \  Denn  das  Processrecht 
findet  die  Verbandspersonen  als  handlungs&hige  Wesen  vor 
und  zieht  hieraus  nur  die  Folgerung  ihrer  Processfähigkeit. 
Allein  seit  alter  Zeit  greift  das  Processrecht  mit  einigen 
allgemeinen  Normen  von  zwingender  Kraft  in  das  Körper- 
schaftsrecht ein,  um  das  Vorhandensein  geeigneter  Process- 
Organe  mit  ausreichender  Zuständigkeit  zu  sichern.  Zunächst 
niuss  jede  Verbandspei  son ,  wenn  sie  selbsthandclnJ  vor 
Gericht  auftreten  will,  hierzu  ein  aus  einer  Ein:^elperson  oder 
doch  höchstens  aus  einer  Mehrheit  von  Ein:;^elpersonen  ge- 
bildetes Organ  besitzen  K  Das  ältere  Recht  verlangte  in  diesem 


*  Dass  die  volk  Anerkennung  der  kdrperschaftUchen  Haadlungs- 
fiUiigkeit  nidit  blos  die  Anerkennung  eines  körperschaftlichen  fVolUns, 
sondern  auch  die  Anerkennung  eines  körperschaftlichen  Wissem  einschliesst, 
ist  bereits  oben  gezeigt  worden  So  mu5<;  lucb  bei  der  Eidesleistung 
das  Schwurorgan  als  wirkliches  Bcwusstsetnsofgaii  des  Gemeinwesens 
aufgcfasst  werden :  indem  die  verfassungsmäßig  hierzu  berufenen  Ein- 
zelnen Namens  der  Gesammtperson  in  Ansehung  einer  deren  Gemcin- 
Jeben  berfihrenden  Thatsache  ihr  Wissen  oder  Kichtwisaenf  wie  dasselbe 
ans  der  eignen  Betheiligung  an  jenem  Gemetnleben  hervorgegangen  oder 
trou  derselben  verblieben  ist,  eidlich  bekunden,  treten  sie  durchaus  in 
der  Stellung  von  Organen  eines  unmittdbar  durch  sie  und  in  ihnen  cur 
rechtlichen  Ersdieinung  kommenden  Ganzen  auf. 

*  Dieses  durch  C.  Pr.  O.  %  50  ausdrücklich  anerkannte  Princip 
erstreckt  sich  insbesondere  auf  die  beiden  Fragen,  ob  die  juristische  Per- 
son zur  Processlührung  einer  höheren  Ermächtigung  (/.  B.  die  Gemeinde 
staatlicher  }->niachtigung)  bedarf  und  durch  welche  Organe  sie  im  Process 
dargestellt  wird;  vgl,  Planck  a.  a.  ü.  S.  222—223.  Über  die processualische 
Repräsentation  6remder  Staaten  durch  die  Konsuln  ^n  Ermangelung 
weitergehender  Ermächtigung  nur  »vorläufige  Processvertretung«)  vgl. 
Erk.  des  R.  G.  v.  }a  Apr.  84  C.  S.  Bd.  14  N.  iia  S.  4}0<-4j6. 

)  Sie  muss  also  entweder  iikr  ein  solches  Organ  oder  aber  Hkr  die 
Erthdlung  einer  gehörigen  ProcessvoUmacht  sorgen,  wenn  sie  als  Klä- 
gerin ittgelassen  werden  und  als  Beklagte  sich  nicht  den  Kontumasial- 
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Sinne  regelmäßig  die  Bestellung  eines  sei  es  ständigen  sei  es  för 
den  einzelnen  Fall  konstituinen  besonderen  ProcessfÜhnings^ 
organes*,  während  dem  neueren  Recht  vielmehr  die  ver- 
fassungsmäßige Ausruhcung  von  VorstcIiLin  um  einer  Jie 
Processtührung  einschliessenden  gerichtliclien  wie  ausscr- 
gerichtlichen  Vertrctungsfunktion  als  Regel  gilt  ^  Sodann 
ist  der  Umfang  der  Zuständigkeit  körperschaftlicher  Process- 
organe  zum  Theil  unabänderlich  normirt\  Hierbei  neigt  das 


folgen  «ussetsen  will;  vgl.  Erk.-  des  O.G.  Wolfenb.  v.  lo.  Dec  69 Seu£ 

Bd.  25  N.  199.  Hierbei  ist  jettt  zweifellos  der  5  54,  kaum  aber  der  S  SS 
der  C.  Pr.  O.  anwendbar.  —  Das  Pr.  A.  L.  R.  II,  6  S  148—149  ver- 
pflichtet die  Korpontion  in  Emi;?nj^'e]nn^  eines  Syndiku«;,  falls  sie  aus 
mehr  als  3  Personen  besteht,  2  oder  j  Processdeputirte  zu  wählen. 

'  So  sehr  indcss  die  Processführung  durch  einen  syndicus  oder 
actor  als  charakteristisches  Merkmal  der  juristisclien  Person  galt,  so  war 
doch  hierdurch  niemals  die  gesetzliche  oder  statutarische  Ermächtigung 
von  ordentlichen  Vorsichern  zur  Processführung  ausgeschlossen;  vgl. 
mein  Genoss.  R.  III  S.  165  ff.,  232,  339  ff.  487  ff.,  762.  lo  gewissem 
Umfange  war  auch  die  Repräsentation  durch  einxelne  Mitglieder  stets 
als  möglich  anerkannt;  vgl.  Erk.  des  O.  A.  G.  Jena  v.  a.  Okt.  4$  Seuff. 
Bd.  I  N.  31$,  des  O.  A.  G.  Darmst.  v.  7.  März  57  ib.  Bd.  12  N.  3291 

*  Die  meisten  modernen  Gesetie  Ql>er  Gemeinden  und  Genossen- 
schaften bekleiden  den  von  ihnen  für  unentbehrlich  erklärten  Vorstand 
mit  einer  unentziehbaren  gerichtlichen  Vertretungsfunktion;  vgl.  oben 
S,  701.  Das  Bayr.  Ges.  über  anerkannte  Vereine  beruft  den  Vorstand 
dann  mm  Processorgan,  wenn  das  Sutut  nichts  G<^entliciliges  bestininu 
(Art.  16).  Im  Übrigen  kann  auch  heute  der  Vorstand  mangels  ausdrQck- 
Ucher  statuurischer  Ermächtigung  nicht  ohne  Weiteres  als  kompetent 
zur  Processführung  erachtet  werden;  vgl.  Seuff.  Bd.  i%  N.  199.  Nur  in 
.\nsehung  des  wirksamen  Empfanges  gerichtlicher  Zustellungen  ertheilt 
die  C.  Pr.  O.  5  'S7  2  den  Vorstehern  aller  parteifahigen  Verbände 
eine  unbedini^te  Zuständigkeit.  —  Die  Processorganschaft  des  Vorstatides 
und  jedes  anderen  Processführungsorganes  kann  nicht  ausgeübt  werden, 
wenn  es  sich  um  einen  Process  wider  die  Tr.iger  der  Organstellung 
selbst  handeh;  vgl.  oben  S.  712  N.  i.  In  diesem  Falle  isi  auch  die  ZusieUung 
an  einen  Vorsteher  trotz  der  unbedingten  Fassung  des  $  157  nicht  aus- 
reichend; vgl.  Erk.  des  R.  G.  V.  18.  Okt.  82  C.  S.  Bd.  7  N.  12}  S.  404—40$. 
Zum  Theil  bt  die  in  derartigen  Processen  in  Funktion  tretende  ausser- 
ordentliche  Processorganschaft  gesetzlich  geregelt;  vgl.  oben  S.  710  N.  3. 

'  Dieses  Prindp  ist  in  der  C.  Pr,  O.  5  77  schon  hinsichtlich 
des  Umfanges  der  ProcessvoUniacht  durchgeführt  {Wach  S.  578).  Man 
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iltere  Recht  dazu,  gewisse  Processhandlungen  der  Kompetenz 
des  ordentlichen  Processorganes  zu  entziehen  und  entweder 
einem  körperschaftlichen  Beschlussorgane  vorzubelialten, 
wie  dies  z.  B.  hinsichtlich  der  Enheilung  einer  Processvoll- 
macht,  der  ersten  Citation,  der  Beseitigung  des  Processes 
durch  Vergleich,  Verzicht  oder  Anerkenntnisse  der  Eiklärung 
über  die  Annahme  oder  Zurückschiebung  des  Eides  begegnet', 
oder  aber  einem  ausserordentlichen  Organe  zu  überweisen, 
wie  dies  namentlich  durch  die  in  manclierlei  abweichenden 
Formen  angeordnete  Bildung  besonderer  Schwurorgane  ge- 
schieht*. Das  neuere  Recht  dagegen  legt  meist  sämmtliche 


wiril  aber  annoiinicn  müssen,  dass  der  Repräscnum  einer  juristischen 
Person,  wie  er  im  Anwaltsprocess  nothwendig  eine  ProcessvoUuucht 
mit  dem  gesetzlich  geforderten  Minimalinhah  ertheilen  muss»  so  auch 
selbst  als  »geseuclicher  Venreter«  bei  der  ProcessflUiniog  eine  entspre- 

cheide  Zuständigkeit  unentzichbar  besitzt;  vgl.  Wath  S.  (92.  —  Auch 
die  Bestimmung  des  $  52  C.  Pr.  O.  greift  hier  ein. 

'  Vgl.  mein  Genoss.  R.  III  S.  487—490  u.  762 ;  auch  Pr.  A.  R. 
II,  65  152-  Insoweit  nicht  das  in  der  vor.  Note  anft?cstelhe  Princip  oder 
die  besondere  Bestimmung  des  5  '57  •'^^''S-  2  entgegensteht,  wird  auch 
jetzt  durch  die  C.  Pr.  O.  eine  ge&euliche  oder  statutarische  Einschränkung 
der  Zuständigkeit  des  ordentlichen  Processorganes  nicht  ausgeschlossen. 
Denn  wenn  auch  (Ge  C  Pr.  O.  »gesetslicbe  Vertreter«,  die  tu  jeder 
Parteihandlung  ermächtigt  sind»  verUngt,  so  können  doch  ak  solche  nach 
dem  in  S  $0  ftlr  maflgebend  eiUärten  bürgerlichen  Recht  m  verschiedenen 
Parteihandlungen  verschiedene  Organe  berufen  werden.  Es  kann  nlsa 
2.  B.  ein  Vorsteher  ein  für  alle  Mal  zur  Processführung  ermächtigt» 
gleichwohl  aber  behufs  Ertheilung  einer  Vollmacht  oder  behufs  einer 
Processerledigung  durch  Vergleich,  Verzicht  oder  Anerkenntniss  (ent- 
sprechend C.  Pr.  O.  5  79)  an  die  Mitwirkung  eines  Kollegiums  oder  an 
die  Zustimmung  einer  Versammlung  gebunden  sein. 

*  Vgl.  mein  Genoss.  R.  III  S.  762  N.  21;  Viereck  a.  a  O.  S.  H2  it.; 
H^et^dl  a.  a.  O.;  Erk.  des  O.A«G.  Darmst.  v.  jcSept.  52  u.  5.  Mai  6j 
Seuff.  Bd.  17  N.  182  u.  Bd.  18  N.  277;  auch  ib.  Bd.  8  N.  187—189^ 
Bd.  12  N.  loi,  Bd.  I)  N.  194  u.  294,  Bd.  1$  N.  86.  Die  CPr.O.  greift 
Wer  nicht  ein.  Man  kann  $  455  um  so  weniger  auf  juristische  Personen 
mitbeziehen,  als  nur  auf  eine  physische  Person  die  hinzugefugte  Be- 
schränkung pa5st,  es  sei  die  Zuschiebung  oder  Zurfickschiebung  des  Eides 
nn  den  gesetzlichen  Vertreter  der  nicht  proccssfähigen  Partei  »nur  inso- 
weit zulassig,  als  die  vertretene  Partei,  wenn  sie  den  Process  in  Person 
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Processfunktionen  mit  Einschluss  der  Eidesleistung  in  die 
Hand  eines  einzigen  Processorganes  \  Bei  dem  letzigednch- 
ten  System  macht  sich  dann  der  Unterschied  der  Process* 
handlungen  nur  noch  insoweit  geltend,  als  im  F^e  der 
Bildung  des  Processorganes  aus  mehreren  Einzelpersonen 
das  Verhältniss  von  solidarischer  oder  kollektiver  Berufung 
zu  gewissen  Processhandlungen  allgemein  geregelt  ist*. 


führte,  oder  der  Vertreter,  wenn  er  selbst  Partei  wäre,  dieselbe;  zulassen 
niQsste«.  Wollte  man  ^Nsr  aodi  den  S  435  juristische  Personen  er- 
strecken» so  würde  doch  damit  jede  beliebige  Ordnung  der  Schwurver- 
tretung derselben  vereinbar  bleiben;  vgl.  BMtr  Pand.  I  S.  329  au  c  — 
Eine  zwingende  V(wsclirift  hinsichtlich  des  Eidesorganes  enthält  C.  Fr.  O. 
S  )9I  Abs.  4  beim  Editiooseide  öffentlicher  Behörden. 

'  Dies  ist  namentlich  der  Fall,  wenn  dem  Vorstande  die  »gericht- 
liche Vertretung«  ohne  Einschränkung  übertragen  ist.  Die  Berufung  /ur 
Eidesleisiuiii;  ist  mitunter  noch  besonders  hervorgehoben ;  vgl.  H.  G.  B. 
Art.  232  (ältere  Fassung),  Genoss.  Ges.  5  22,  S.Ichs.  Ges.  über  jur.  Pcrs. 
5  18.  Doch  gieng  man  bei  der  Wei^lnssung  der  betreffenden  Bestimmung 
in  dem  neuen  Aktiengescllschaftsgesetz  von  der  Ansicht  aus.  dass  dies 
überflüssig  sei.  —  Wegen  dieser  Stellung  sind  dann  Vorstandbmitglicdcf 
im  Körperschaftsprocess  schlechihiti  zcugnissualähig,  selbst  wenn  sie  der 
Gegner  als  Zeugen  anruit;  Erk.  des  R.  G.  v.  22.  Dec.  84  Seuff.  Bd.  40 
N.  252:  vgl.  oben  S.  175  N.  i. 

*  Die  C.  Pr.  O.  erklärt  einerseit  stets  (mithin  auch  im  Falle  einer 
im  Übrigen  nur  kollektiven  Berufung)  jeden  Einseinen  unter  einer  Mehr- 
heit  von  gesetzlichen  Vertretern  oder  Vorstehern  für  kompetent  tum 
Empfange  einer  Zustellung  ($157  Abs.  )).  Andrerseits  geht  sie  bei  der 
Hdesleistung  umgekehrt  von  dem  Gedanken  einer  kollektiven  Berufung 
einer  Mehrheit  gesetzlicher  Vertreter  aus;  ^e  bei  reit  indess  beim  Schiedseidc. 
wenn  derselbe  eigne  Handlungen  oder  Wahrnehmungen  eines  oder  eini- 
ger der  Vertreter  betrifft,  die  übrigen  von  der  Fidesleistung  und  über- 
lässt  die  Feststellung  der  Wirkungen  einer  blos  partiellen  Fi  des  Weigerung 
resp.  Eidcssäumniss  dem  richterlichen  Ermessen ;  und  sie  stellt  beim  rich- 
terlichen Eide  es  dem  Richter  überhaupt  anheun,  den  Eid  nur  einigen 
oder  einem  der  Vertreter  aul/uerlegen ;  vgl,  5  4?6  mit  4^4  u.  j  4}8, 
dazu  die  Anwendung  aul  ein  den  Fiskus  repraseniirendei  Kollegium 
im  Hrk.  des  O.  L.  G.  Celle  v,  26.  Sept.  82  b.  Seuff.  Bd.  }8  N.  278.  Die 
bisherige  Praxis  schwankte;  das  Erk.desR.O.H.G.v.  i4.Sepi.  74  Bd.  14 
N.  $6  S.  171  — 172  erklärte  nach  gemeinem  und  sächsischem  Processrecht 
die  Eidesleistung  sämmtlicher  Mitglieder  des  Schwurorganes  (hier  eines 
Aktieiigesellschaftsvorstandes)  für  erforderlich  und  die  Eidesverweigerung 
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V.  Einen  gemeinschaftlichen  Gegensatz  zu  allen  bisher 
besprochenen  Handlungen  von  Verbandspersonen  bilden 
deren  unerlauhie  Handlungen. 

Seit  es  eine  Körperschaftstheorie  giebt,  war  die  Stellung- 
nahme zu  der  Frage  dei  DeUktsßbigkeit  der  Verbände  der 
sicherste  PrQfstein  deutschrechtlicher  oder  römischrechtlicher 
Denkweise.  Wenn  das  ältere  germanische  Recht  hier  wie 
überall  die  Einheit  und  die  Vielheit  in  der  Gesammtheil 
in  ciii  Liidcr  fliessen  Hess',  so  sind  die  für  das  moderne  Be- 
wusstsein  unerträglichen  Konsequenzen  dieses  Standpunktes 
nicht  ohne  wesentliche  Beihülfe  des  römischen  Rechts  über- 
wunden worden'.  Allein  niemals  ist  in  Deutschland  der 
römische  Satz  recipirt,  dass  eine  Gemeinheit  überhaupt  nicht 
delinquiren  kann^  Recipirt  wurde  vielmehr  die  mittelalter- 
liche Doktrin,  welche  durchweg,  so  schwer  ihr  auch  die 
Vereinigung  mit  der  romanistischen  Grundlage  fallen  mochte, 
den  germanischen  Begriff  des  Körperschaftsdeliktes  festhielt 


auch  nur  Eines  Mitgliedes  flkr  schlechthiii  präjudidrUch;  dagegen  be« 
gnügte  äch  das  A.G.  Celle  im  Erk.  v.  i.  Apr.  79  SeufT.  Bd.  34  N.  247 

mit  dft  Eidesleistung  von  )  Mitgliedem  eines  aus  5  Personen  bestehenden 
Aktiengesellschaftsvorstandes;  nach  Prcuss.  Proccssrccht  sah  auch  das 
R.O.H.G.  die  Eidesleistung  einiger  Mitglieder  des  Vorstandes  einer  Aktien- 
gesellschaft (Erk.  V,  II.  Febr.  7}  Bd.  9  N.  17  S.  46—50)  oder  einer  Ge- 
nossenschaft (Erk.  V.  16.  Mai  73  Bd.  10  N.  16  S.  94—96)  als  ausreichend 
an.  Dabei  handelt  es  sich  natürlich  stets  uiu  die  gegenwärtigen  Vorstands- 
mitglieder; Erk.  des  O.Tr.  Berlin  v.  a8.  Juni  $9  Seuff.  Bd.  18  N.  67.  — 
Das  Prindp  der  C.Pr.O.,  dass  die  Processvollmachc  Mehreren  nur  soli- 
darisch und  nicht  kollektiv  übertragen  werden  kann  ($  80X  ist  auf  die 
gesetzliche  Venretung  nicht  ausauddinen;  abgesehen  von  Zustellung  und 
Eidesleistung  gilt  also  eine  gesetzliche  oder  st.itutarische  Regel,  nach 
welcher  mehrere  Vorsteher  u.  s.  w,  nur  gemeinschaftlich  handeln  können, 
auch  für  ihre  Proccsshandlungen.  Vgl.  fVach  n.  .1.  O.  S.  579  N.  54. 

*  Vgl.  mein  Genoss.  R.  Ii  S.  3Ö6  tf.  u.  J22ff.,  auch  817  ff.i  E.Löning^ 
die  Haftung  des  Staates  u.  s.  w.,  S.  26  fT. 

'  Doch  waren  die  Anfänge  hierzu  schon  vor  der  Reccpiion  ge- 
nuchi,  vgl.  mein  Genoss. R.  a.  a.  O.  S.  819  -820  mit  S.  772,  auch  S.  905 
N.  Ho. 

'  Vgl.  über  diesen  Satt  mein  Genoss.  R.  III  S.  168-7171. 
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und  den  Begriff  der  persona  ikta  gerade  hier  nur  verwer- 
thete,  um  mehr  und  mehr  die  Sonderung  der  gemelnhcit- 
lichen  und  der  individuellen  Verschuldungs-  und  Haftungs- 
sphären  und  somit  die  Befreiung  zugleich  des  Gemeinwesens 
und  des  Individuums  aus  der  ahen  Gebundenheit  durchzu- 
setzen'. Bis  gegen  das  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
verharrten  Theorie  und  Praxis  in  dieser  Bahn*;  selbst  die 
Naturrechtsiehrer  erstrebten  zwar  vielfach  eine  andere  Grenz- 
regulirung  zwischen  Verbands-  und  Einzelleben,  brachen 
aber  keineswegs  mit  dem  Princip  des  Körperschaftsdeliktes'. 
Seitdem  jedoch  besanp  sich  das  romanistische  Denken  auf 


'  Vgl.  über  die  Entwicklung  der  mittelalterlichen  Doktrin  mein 
Genoss.R,  III  S.  254  ff.,  542  tT.,  402  ff.  u.  491  ff.,  über  deren  Reception 
in  Deutschland  ib.  S.  6s6  N.  22,  667  N.  76,  678  N.  121,  681  ff.,  7$8— 
744  u.  765  N.  25. 

*  Die  Fortdauer  der  in  meinem  Genoss  H.  III  S.  738 — 744  nach- 
gewiesenen praktischen  Handliabunt;  der  italiciiiiichen  Lehre  vom  Korpo- 
rationsdelikl  in  Deutschland  nach  dem  dort  behandelten  Zeitraum  erhellt 
z.  B.  aus  Carp^ov  Jurisp.  for.  IV  c.  42  del.  lo,  ReinJmril}  Obs.  V  N.  9. 
Leyser  Med.  ad  pand.  spec.  533  u.  359,  Becmann  Cons.  et  Dec.  I  d.  10, 
Cramer  Obs.  jur.  univ.  I  p.  527  obs.  2p  u.  II,  2  p.  494  obs.  774,  Weis* 
lar.  Nebenst.  I  S.  119  ff.,  XXX  S.  i  LXXIX  S.  i  IL,  Hmmd  Obs.  60t, 
BÜlaiü  u.  Ht^emann  prakt.  Erört.  I  N.  )0y  VI  N.  77;  vgl.  auch  SmUms 
de  delictis  et  poenis  universitatum  §  i^—ih  Löiung  a.  a.  O.  S.  41. 
In  der  Theorie  blieben  über  das  Princip  selbst  Civilisten.  Kanonisten, 
Publicisten  und  Kriminaiisteii  einig  (einschliesslich  Oidendorp's  in  seiner 
Disp.  de  jure  et  aequitate  forcnsi,  Col.  154T,  tit.  14  p.  152 — 165,  der 
durchaus  die  Ansichten  des  Hariohis  hWW^x  und  sehr  mit  Unrecht  von 
Wächter  Lehrb.  5  75  zum  ersten  Vorkämpfer  der  heute  lierrsciienden 
Lehre  «gestempelt  wird);  die  Streitfragen  bezogen  sich  nur  auf  den  Kreis 
der  dem  Gemeinwesen  selbst  zurechenbaren  Handlungen  (so  insbesondere 
die  von  Löning  a.  a.  O.  S.  39  ff.  dargelegten  Meinungsverscliiedcnheiten 
in  Ansehung  der  Haftung  för  Beamte)  und  auf  die  Beschailiniheit  der 
Rechtsfolgen. 

5  Vgl,  z,  B.  ßodinus,  de  Repuhl.  III  c.  7  nr.  337—342;  Ä  GreÜus, 
de  jure  bellt  ac  pads  II  c.  $  5  5^  S  ^—4,  7—8,  10;  Hobbes,  Le- 
viath.  &  32;  Fujtniüirf  J.  N.  et  G.  VIII  c  }  $  28^29,  de  off.  hom.  et 
civ.  II  c.  1)  5  <9>  GwniUng  Exerc.  16  (de  a.  1734)  de  universiute  delin- 
quente  ejusque  poenis;  Heineecius  Elem.  jur.  nat.  et  gent.  II  S 
coli,  et  corp.  opif.  c.  3  $  19.  —  Doch  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  mit 
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die  Unvereinbarkeit  der  hergebrachten  Lehre  mit  den  römi- 
schen Quellen  und  mit  der  aus  ihnen  geschöpften  Vorstel- 
lung vom  Wesen  der  universitas:  man  begann,  die  Unmög- 
lichkeit des  Körperschaftsdeliktes  als  Axiom  zu  verkündigen*. 
Die  auf  dem  Boden  der  Fiktionstheorie  unüberwindliche 


der  Steigening  des  IhdividiuKsmus  in  (ten  natnrreditlidiea  Systemen 
vielfach,  wie  der  ganse  Begriff  der  moralisdien  Person»  so  der  Begriff 
ihrer  Verschuldung  und  Strafe  eine  rein  fonndle  Becteutung  empfing 

und  hierdurch  seiner  Auflösung  entgegengefuhrt  wurde.  Vor  Allem  war 
die  einflussroichc  Abhandlung  von  Gundling,  welche,  indem  sie  eine 
KollcktivschulJ  Aller  forderte  und  nur  Kollcktivstrafen  der  Einzelnen  als 
wahre  Straten  anerkannte,  in  diesem  Sinne  wirkte.  Die  Abhaudl.  von 
ThomasitiSt  An  ex  factis  antecessorum  illicitis  tcncatur  cüllegium,  Ups. 
1725,  welche  ich  so  wenig  wie  E.  Lotung  zu  Gesicht  bekommen  lube^  kann 
jeddifalls  nidu  die  ihr  von  Letzterem  (S.  ^4  N.  2)  zugeschriebene  epoche« 
machende  Bedeutung  gehabt  haben;  sie  wird  zuerst  von  Sintems  als  eine 
das  delictum  universitatis  principiell,  jedoch  mit  Zweifeln  gegen  sich 
selbst  verneinende  ^hrift  citirt;  früher  wird  sie  stets  nur  bei  der  in  ihr 
aufgeworfenen  speciellen  Frage  nach  Jer  Haftung  von  Amtsnachfolgern 
aus  dem  Versehen  einer  kollegialen  Behörde  angeführt,  —  einer  Frage, 
die  schon  vorher  von  \'ielen  (/..  B,  auch  von  (hiudUn.^)  verneint  worden 
war  und  ebenso  später  von  Vielen  verneim  wurde,  weiche  die  Delikts- 
(ahigkeit  der  universitas  nidit  bezweifelten ;  vgl.  z.  B.  Laser  spec.  5  3  3 
med.  8,  Struhe  Reditl.  Bed.  I  N.  70  (Hannov.  Entsch.  v.  1759),  ^^^^ 
lt.  Kort  Erört.  II  (i8)o)  N.  |  S.  40—47. 

*  So  schon  Keltdbhdt,  obwohl  er  in  seinem  naturrechtlichen  System 
die  universitas  ab  willensfihig  behandelt  (vgl.  Rodtoll  a.  a.  O.  S.  )8o), 
im  Syst.  elem.  Jurisp.  positivae  Germ,  commun.  general.  (Hnl.  178$) 
S  ^77t  895—897 :  dolus  et  culpa  einer  universitas  seien  undenkbar,  da  ihr 
intcllectus  et  voluntas  fehlen,  mithin  seien,  selbst  wenn  omnia  membra 
als  solche  unerlaubt  handeln,  nur  omnes  singuli  verhaftet;  nicht  einmal 
crsatzpllichtii'  *;ei  univt-rsitas  ipsa,  sondern  die  Scliuldigen  u.  ihre  Erben. 
Nicht  aundcr  encrgihcii  spricht  sich  in  gleichem  Sinne  Woltär^  Grunds, 
der  Rechtsgelahrth.  (Halle  1785)  S.  232  aus,  der  aberhaupt  den  Begriff 
der  rdn  erdichteten  Persönlichkeit  mit  damals  ungewöhnlicher  Schärfe 
durchfährt.  Entscheidend  aber  wurde  erst  der  Umsturz  der  bis  dahin  in 
den  Lehrbachern  des  Strafrechls  (vgl. z.B.  Meister,  Pruic*  jur.crim.,  17$$, 
5  9  u.  23,  Engau,  Elem.  jur.  crim.  Cerm.,  1760.  I  ^  22.  42  -  n  u.  50, 
Püttnuimi,  Flcm.  jur.  crim..  1779,  S  5^'  Koch,  hist.  jur.  cnni.,  1783,  §  40 
u.  9«)  vorgetragenen  Lehre  von  den  Korporationsverbrecheti  und  ihrer 
Bestrafung,  wie  ihn  die  1791  erschienene  Abhandlung  von  Mulbknc 
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neue  Lehre  errang,  da  ihr  gegenüber  die  gegentheilige  An^ 
sieht  zwar  noch  lange  mit  Bfer  und  Geschick,  jedoch  mit 
den  alten  Waffen  venheidigt  wurde',  einen  ausserordent- 

(Opuscula  jur.  crim.  N.  i  S.  1—39)  dnlatete.  Ihm  folgten  unicr  den 

Kriminalisten  besonders:  Sidt^er^  Ldirb>(l793)  $  133;  Klein,  Grunds,  des 
peinl.  R.  (1796  resp.  99)  5  n4~i37      Arch.  des  Crim.  R.  III  (1800) 

H.  5  S.  16  ff.;  Grohnann,  Grunds,  (zuerst  1798)  §  jo,  57  u.  145  ;  Fetter- 
bach,  Lehrb.  i.  Aiifi.  (1801)  §  36  bis  12.  Aufl.  §  28  u.  138;  Hrnkc-,  Lchrb. 
(1815)  5  vj,  Handb.  (1823)  I  §  58;  Miirtin  (1820)  $  ^8 ;  IVächtn- (iSiy) 
§75;  Ahg^\  Syst.  (1826)  §  70,  Lehrb.  (i8j6)§7i;  yurTÄv,  iiandb.  (1827) 
I  §  21;  ihiifur,  Lehrb.  (1835,  6.  Aufl.  1851)  $  46  N.  1;  Mareioll  (1841, 
3.  Aufl.  1856)  5  17;  &nMr,  die  Lehre  von  der  Theilnahme  am  Ver- 
brechen, Berl.  1847,  S.  173—178;  KMIm,  Syst.  ( 18$  s)  $40  S.  I20>-i23; 
Geih,  Lchrb.  (1861)  J  87  II.  198—202.  In  verschiedenen  Wendungen 
kehrt  hier  das  Argument  wieder,  dass  der  juristischen  Person  lediglich  ein 
»künstlicher  Wille«  verliehen  sei,  der  nur  für  erlaubte  Zwecke  tin^jiri 
werde,  mithin  nichts  Rechtswidriges  zu  wollen  vern-.oge.  Wenn  d.iher 
auch  die  Kriminalisten  nur  die  Bestrafung  von  Korporalionen  ablehnten 
(ßerner  a.  a.  O.  gab  sogar  die  »privatrechtlichc  Deliktsfähigkeit«  der- 
selben zu),  so  bewiesen  doch  ihre  Gründe  zugleich  die  Unmöglichkeit 
einer  De^üttsalbligatkn  juristischer  Personen.  In  der  That  vollzogen  dem- 
gemäß unter  ausdrücklicher  Berufung  auf  Malblanc  und  seine  Nachfolger 
schon  DabelotL;  Syst.  (Halle  1794  u.  96)  5  3J7>  Gaudliti-Haiiboldt,  de 
finibus  etc.  (180O  c.  4  (Op.  II.  603  ff.)  u.  A'.  5.  Zachariae,  Lib.  Qpaest. 
(1805)  CliJ.  lop.  88  die  Übernahme  des  neuen  Axioms  in  dns  Civilrecht. 
Doch  verschafften  ihm  hier  erst  v.  Vav^erow  §  jj  Anm.  (zuerst  1853), 
wSdi'igny  II  5  94—95  \i.  Puchia,  Reciitslex,  S.  71,  Pand.  u.  Vöries.  5  )0, 
Inst.  $  2oa  die  Herrschaft;  vgl.  auch  Valdt,  Pand.  (1828)  S  69;  Seuffert, 
Fand.  5  $2— s  3  N.  t ;  Laueustein,  de  universiute  non  delinquente»  Gott.  1840. 

'  Unter  den  Krinunalisten  traten  für  die  Verbreehensfähiglceit  der 
juristischen  Personen  auf:  Tittmann,  Handb.  (zuerst  1807,  dann  1822) 
I  5  39  u-  113;  Schröter,  Handb.  (1818)  §  38—39;  //r-/»/), Versuche  (1S27) 
S.  79—109  (bei  Weitem  das  Beste);  Bautr,  Lehrb.  (1827  resp.  1833) 
§  38  resp.  42.  Abh.  (1K40)  I  453—455  ;  Rossbirt,  Hmwicklung  (1828) 
}S5~J)8;  äe  Gntermann,  Doctrina  juris  criminalis  communis  de  uni- 
versitatibus,  Augsb.  1839;  vgl.  ixid^  MiUermaier^  Zus.  zu  Feuerbach  ^  2l^. 
Unter  den  Civilisten  verfochten  die  alte  Lehre:  Ttibaui,  Syst.  (1803  bis 
34)  $231;  Schtvfp^t  röm.  P.  R.  (1828,  zuerst  18 14)  $  78;  v.  Wemng' 
Ingenhnm^  Lehrb.  (1822— 1838)  5  101;  MMenbntch,  Doar'mA  pand.  (1838, 
zuerst  1823)  5  I97*  Am  nachdrücklichsten  hat  sich  Sintenis  um  ihre  Ret- 
tung und  gleichzeitige  Läuterung  bemüht;  vgl.  seine  Schrift  De  delictis 
et  poenis  universitatum,  Servestae  1825,  auch  i^in  pract.  gem.  Civilr. 
(1868)  I  S  15. 
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liehen  doktrinären  Erfolg*.  Sie  wirkte  zugleich  machtvoll 
auf  die-Gesetzgebung  und  auf  die  Rechtsprechung  ein.  Allein 
obschon  zeitweise  jeder  offene  Widerspruch  gegen  sie  ver- 
stummte, scheiterte  sie  dennoch  bei  dem  Versuche,  das 

deutsche  Rechtsleben  sich  endgülig  zu  unterwerfen.  Die 
Gesetzgebung  hat  sich  keineswegs  völlig  unter  ihr  Joch  ge- 
beugt*. In  der  Praxis  erwies  sich  der  Begriff  des  Körper- 
schaftsdeliktes als  unausrottbar.  Die  Theorie  suchte  nun 
freilich  diesen  Misserfolg  ihres  mit  dem  ganzen  Unfehlbar- 
keitsanspruch der  Logik  auftretenden  Dogma's  durch  allerlei 
sachliche  Zugeständnisse,  denen  sie  eine  mit  ihren  Voraus- 


'  Unter  den  Kriminalisten  hat  in  letzter  Zeit  bis  auf  Liist  Niemand 
wieder  gewagt,  die  Möglichkeit  eines  Korporationsverbrechens  zu  be> 
Kaupten;  vgl.  z.  B.  Btmer  $  76,  SMie  $  Ttmm$  $  H*  ^*  '^0*^  S  ^S» 
R,  Löningt  Grundriss  (i88s)  $  19  N.  i  u.  §  50  III,  3,  Binding,  Handb.  I 
(1885)  S.  }IOl  Aber  auch  auf  privatrecbtlichem  Boden  können  nidit  nur 
die  konsequenten  Anhänger  der  Fiktionstheorie  ein  Korporationsdelikt 
nicht  zulassen  (vgl.  die  oben  S.  8  N.  i  Angeführten  ausser  Mühlcnbruch 
u.  Sintenis,  ferner  Kocl),  Anm.  zu  §26  Pr.A.L.  I,  6  u.  neuestens  Holdtr, 
Fand.  1886529),  sondern  es  haben  sich  auch  viele  Gegner  jener  Theorie 
in  diesem  Punltte  der  herrsdienden  Lehre  angeschlossen  (so  Baron,  Ge- 
sammtrechtsverh.  S.  23,  Kantet,  Kursus  5  418  S.  271,  ZrisälewüU  I  288, 
Bruns  a.  a.  O.  412—413,  Arndts  5  S)  Anm.  2,  Wäd^r^  Pand.  %  $5  IV, 
Sdnßner,ösfien,  A.C.  R.  S  62,  Förster  §  284).  E.  Loning  meinte  sogar  noch 
im  Jahre  1879  a.  a.  O.  S.  54,  die  Deliktsunfähigkeit  der  juristischen 
Personen  sei  gegenwärtig  »allgemein  anerkannttf,  es  habe  dieser  Ge- 
därm ke  »in  seiner  einfachen  Wahrheit  einen  fa&i  unbestrittenen  Sieg  er- 
rungen«. 

'  Dass  das  Preuss.  A.  L.  R.  die  Dehktsfähigkcit  der  Gemeinheiten 
anerkennt,  hat  Rocholl  ^.  a.  O.  erwiesen;  vgl.  auch  Eccius  h.  Förster  IV 
S.  7}2  rf.  (insbes.  N.  61  iiber  das  Wegbleiben  einer  urspuinglicb  geplanten 
Bestimmung,  welche  allerdings  fast  wörtlich  die  oben  S.  745  N.  i  erwähnte 
Ansicht  von  Nettdbladt  legalisirt  haben  würde);  icrner  bereits  Jarch  a. 
a.  O.  S.  155  (wo  er  zugiebt,  dass  das  Landrecht  von  setner  Meinung 
vielfach  abweicht).  Die  anderen  Gesetzbücher  stehen  mindestens  nicht  ent» 
gegen ;  vgl.  oben  S.  61 1 N.  i.  Wir  werden  aber  unten  sehen,  dass  der  neueren 
Spedtlgesetzgebung  selbst  der  Gedanke  einer  Beitraf un^:  juristischer  Per- 
sonen nicht  fremd,  der  Gedanke  ihrer  civil rt\'htHcben  Haftung  aus  dem 
Verschulden  ihrer  Organe  durchaus  geläuhg  ist. 
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Setzungen  vereinbare  Deutung  gab,  zu  verhüllen*.  Allein  es 
mehren  sich  die  Anzeichen,  dass  solche  künstlichen  Mittel 
ihren  Zusammenbrach  nicht  verhüten  werden.  Seitdem  die 
Genossenschaftstbeorie  aus  dem  deutschrechtlichen  Gedanken 
der  Gesammtpersönlichkeit  mit  der  Willens-  und  Handlungs- 
fähigkeit der  Gemeinwesen  auch  deren  Deliktsfähigkeit*  von 
Neuem  hergeleitet  und  so  in  einem  grossen  Zusammenhange 
ohne  die  alten  Halbheiten  und  inneren  Widersprüche  be- 
gründet hat*,  sind  selbst  von  romanistischer  Seite  Männer 
wie  IVindscbeid,  Dernhurg  und  Bekker  energisch  für  die  Zu- 
lassung von  Deliktsklagen  gegen  juristische  Personen  im 
heutigen  Rechte  aufgetreten'. 

Die  Stellung  der  deutschen  Redtt^redmng  zu  den  hier 
eingreifenden  Fragen  ist  in  neuerer  Zeit  in  den  beiden 
Schriften  von  £1  Ldmng  und  RochoU  eingehend  dargelegt 
und  kritisirt  worden\  Obwohl  die  \'erfasser  selbst  entgegen- 
gesetzte Standpunkte  vertreten,  indem  Lming  die  Delikts- 
fähigkeit der  Gemeinheiten  schlechthin  verneint,  RochoU  da- 
gegen der  deutschrechtlichcn  Anschauung  huldigt,  ergiebt 
sich  doch  aus  ihren  Arbeiten  ein  übereinstimmendes  Bild 
des  thatsächlichen  Zustandes  unserer  Praxis.  £s  zeigt  sich, 


*  Dabei  kam  ihr  zum  Theil  die  moderne  Erweiterung  der  Haftung 
für  irctndcs  \'crschulden  zu  Hülfe;  lüerauf  stützt  naiuentliclt  £.  Läning 
sein  gan/cs  Gebäude. 

»  Vgl.  BcscU'i\  Syst.  1.  Aull.  (1847)  §  69  N.  },  4.  Aufl.  §  68  n. 
Wrishe,  prakt.  Unters.  III(iS47)  S.  141  flf. ;  meinen  Art.  »Corporation«  in 
HoltzendorfTs  Rechtslex.  i.  Aufl.  1870  (3.  Aufl.  s.  v.  »Korporation«); 
DoAffy  Vernimft  im  Recht  (1879)  167—168;  Bol^ft  der  BcgrifF  der  jur. 
Pers.  (1879)  S.  1)5  ff»  u.  148—163;  RoMI  a.  O.  S.  383  ff.;  Ecaus 
a.  a.  O.  S.  731  flf.  —  Sodaim  liul,  Lehrb.  des  Strafr.,  3.  Aufl.  1884, 
S.  103—104  (i.  Aufl.  S.  100— loi  ).  —  Auch  Stobhe  muss  nach  seinen 
Äusserungen  ßd.  3  S.  298  flf.  hierher  gezählt  werden. 

*  So  IVindscbeid  $.  Aufl.  $  59  N.  9  (obwohl  er  nur  eine  «künst- 
liche« Handlungsfähigkeit  annimmt);  Dunhurg^  Pand.  I  §  66  (n.ich  dem 
Princip  voller  Repräsentation  durch  die  Org.Tne),  vgl.  auch  Pr.  Priv.  R.  1 
5  56;  Bfkkt),  PanJ.  I  §  62N.0  (die  naiicrc  Ausfuhrung  soll  erst  folgen). 

4  Vgl.  ausserdem  Bolze  a.  a.  O.  S.  148  ff. 
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dass  der  Begriff*  des  Körperschaftsdeliktes  auf  das  Kräftigste 
lebt  und  wirkt,  dass  jedoch  die  doktrinären  Bedenken  roma- 
nistischer  Herkunft  immer  wieder  sich  störend  eindrängen 
und  allerlei  Halbheiten,  Schwankungen  und  Rückschläge 

hervorruicii. 

Unter  dem  Banne  der  herrschenden  Lehre  wird  zunächst 
die  principielle  Frage,  ob  denn  eine  juristische  Person  über- 
haupt delinquiren  kann,  auch  von  den  Gerichten  mitunter 
ausdrücklich  verneint.  Man  stützt  sich  dabei  vor  Allem  auf 
das  fiktive  Wesen  der  Verhandspersönlichkeit',  nebenbei  in 
den  Ländern  des  gemeinen  Rechts  auch  .wohl  auf  die  römi* 
sehen  QiieUenaussprQche*.  Und  es  fehlt  nicht  an  Beispielen 
gerichtlicher  Entscheidungen,  welche  aus  derartigen  theore* 
tischen  Erwägungen  heraus  mit  der  Übung  von  Jahrhun* 


*  So  namentlich  das  O.  G.  Wolfcnb.  in  Krk.  v,  17.  Sept.  67  Seutl. 
Bd.  21  N.  29  (Deliktsklagen  gegen  Fiskus  undenkbar,  weil  derselbe  »als 
fingirte  PersöDlichkeit  kdne  Willensfähigkeit  hat«),  v,  38.  Dec  68  ib. 
Bd.  2$  K.  119^  V.  16.  Jan.  74  ib.  Bd.  30  N.  249  (dolus  oder  culpa  von 
juristischen  Personen  so  wenig  wie  von  UnmOndigen  und  Wahnsinn^en 
möglich).  Vgl.  auch  Erk.  des  O.  A«  G.  Celle  v.  20.  Apr.  SS  i^-  i  $ 
S.  140:  eine  Aquilischc  Klage  ist  nach  dem  Wesen  der  Deliktsklage 
gegen  eine  juristische  Person  nie  zu  begründen.  Erk.  des  Preuss.  O.  Tr, 
2.  Okt.  77  ib.  Bd.  53  N.  504  (Schlcswig'sche  Sache):  )>Da  bezüglich  der 
in  der  Wissenschaft  und  Praxis  bestehenden  Streitfrage,  ob  eine  Korpo- 
ration aus  den  gesetzwidrigen  Handlungen  ihrer  Vertreter  unmittelbar 
schadensersattpflichtig  werde,  der  verneinenden  Ansidit  der  Vorzug  zu 
geben  ist,  welche  in  dem  Wesen  der  } uristisdien  Personen  und  der  Obli« 
gationen  aus  Delikten  ihre  Begründung  und  in  den  Quellen  des  römischen 
Rechtes  ihre  Bestätigung  findet«. 

'  Vgl.  das  soeben  angef.  Erk.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  1877;  ferner 
Erk.  des  R.  Ü.  H.  G.  v.  28.  Jan.  76.  Bd.  19  N.  65  S,  201—202:  Anwen- 
dung der  1.  1$  D.  de  dolo,  um  jede  Haftung  einer  eingetragenen  Ge- 
nossenschaft für  ausserkontraktJichcn  'dolus  des  Vorstandes  ausser  aus 
Bereicherung  abzulehnen.  Doch  fühlt  man  sieb  durch  die  Anbrüche 
der  römischen  Juristen  kaum  im  Brast  gebunden;  vgl.  oben  S.  Ö07 
N.  I.  —  Umgekehrt  stützte  sich  das  O.  A.  G.  zu  Zerbst  in  einem  Erk.  v. 
1840  b.  Emminghaus,  Pand.  des  Sachs.  R.  S.  229  VII,  i  Nr.  75  fQr  das 
Gebiet  des  gemeinen  Sachsenrechtes  auf  die  fortdauernde  Geltung  von 
Sachscnsp.  III  nrt.  86  §  2,  um  die  Haftung  der  Gemeinde  für  Schaden 
stiftende  Amtshandlungen  ihrer  Organe  zu  begründen. 
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denen  gebrochen  und  dem  Rechtsbewasstsein  unserer  Zeit 
geradezu  ins  Angesicht  geschlagen  haben.  Hat  doch  in  einem 

Erk.  V.  i6.  Jan.  1874  (SeuflF.  Bd.  ^0  N.  249)  das  O.  G.  zu 
Wolfenbüttel  aus  jenen  Vordersätzen  den  Schluss  gezogen, 
dass  das  interdictuni  quod  vi  aut  clam  niemals  gegen  eine 
Gemeinde  angestellt  werden  könne;  und  in  Ba5*ern  wurde 
in  zwei  Instanzen  eine  gegen  eine  Stadtgemeinde  gerichtete 
Besitzstörungsklage,  weil  sie  deliktischer  Natur  sei,  abge- 
wiesen, was  hier  jedoch  durch  Erk.  des  Obst.  L.  G.  v.  16.  Jan. 
1880  seine  Remedur  fand*.  Derselben  Reaktion  des  roma- 
nistischen Gewissens  verdankte  es  eine  Sängerin,  dass  sie 
im  Jahre  185$  entgegen  dem  damak  bereits  Qberall  sonst 
bestehenden  Gerichtsgebrauch  von  dem  O.  A.  G.  Celle  mit 
jedem  Entschädigungsanspruch  gc^cn  den  SLaat  abgewiesen 
wurde,  als  sie  als  Fahrgast  einer  Staatseisenbahn  durcii  einen 
von  dem  Bahnpersonal  verschuldeten  Zusammenstoss  ver- 
unglückt war'.  Auch  wurde  im  Jahre  1877  in  Schleswig  ein 


'  Seuff.  B<L  )5  N.  181.  Das  höchste  Gericht  greift  dabei  die  Be- 
baupcung  der  Vorinstamen,  dass  die  Scadtgemetnde  ab  juristische  Person 
eine  unerlaubte  Handlung  nicht  begehen  könne,  nicht  direkt  an ;  es  mtint 
aber,  eine  juristische  Person  müsse,  wenn  sie  civilrechtlich  als  Person 
gehen  wolle,  auch  das  caf^V  Civilrccht  auf"  sich  anwenden  lassen,  »und 
kann  es  nicht  angeliai,  die  ganze  Lehre  vom  Schutz  im  Besitze  gegen- 
über einer  Gemeinde  als  unanwendbar  und  den  in  seinem  Besitz  Ge- 
störten der  Rechtsmittel  der  Interdikte  blos  deshalb  für  verlustig  zu  er- 
klären» wdl  eine  juristisdie  und  nicht  eme  ph^-sische  Pecson  sich  der 
Störung  schuld^  genuKbt  hat«;  so  gut,  wie  eine  Gemebde  durdi  ihre 
Stellvertreter  Besitz handlungen  vomindinien  befähigt  ist,  muss  »sie  auch 
die  von  ihren  Stellvertretern  ausgeübten,  civilrcchtlkh  unerlaubten  Stö- 
rungen fremiicn  Besitzes  vertreten«;  Rechtshülfe  blo5g!^;en  die  HandeUi- 
den  wäre  meist  keine  Hülfe. 

•  Erk.  V.  20.  Apr.  55  Seuff.  Bd.  13  N.  140:  eine  aquilische  Klage 
sei  als  Dcliktsklage  gegen  eine  juristische  Person  unzulässig,  eine  Kon» 
traktsklage  nicht  au  begründen,  weil  man  nach  röm.  R.  bd  der  Aus- 
richtung durch  Andere  nur  ftr  culpa  in  eligendo  hafte;  daau  vgl.  ib. 
S.  190  N.  4  aber  die  sonstige  damalige  Praxis.  Vgl.  auch  Erk.  desselben 
Gerichtsh.  v.  19^  Apr.  61  ib.  Bd.  1 5  N.  26:  Zurückweisung  einer  aqui- 
lischen  Klage  gegen  den  Hisenbahnfiskus  aus  der  Schldigung  durch 
NichtSperrung  eines  Überganges. 
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Kläger,  welcher  von  emem  Armenverbande  Ersatz  wegen 
gesetzwidrigen  Transpones  in  seine  Heimath  verlangte,  vom 
Berliner  Obertribunal  belehrt,  dass  durch  die  Deliktsunfähig- 
keit  der  Korporationen  jede  weitere  Prüfung  seines  An- 
spruches abgeschnitten  werde*.  Allein  im  Ganzen  bilden 
solche  Vcrgevs aluguugcn  des  Lebens  Juicli  jenes  duktriiuirc 
Axiom  die  Ausnahme.  Vichnehr  pflegen  die  Gerichte,  wenn 
sie  ein  Delikt  der  juristischen  Person  als  solcher  für  undenk- 
bar erklären,  sofort  hinzuzufügen t  dass  gleichwohl  in  ge- 
wissem Umfange  unerlaubte  wie  erlaubte  Handlungen  von 
Vertretern  rechtlich  als  eigne  Wiliensakte  der  juristischen 
Person  gelten  müssen^  Die  theoretischen  Bedenken  gegen 
eine  derartige  Ausdehnung  des  Stellvertretungsgedankens 
werden  durch  den  Hinweis  auf  die  Bedfirfiiisse  des  Lebens 
und  die  Anforderungen  der  Gerechtigkeit  beschwichtigt'. 


*  Erk.  V.  2.  Üki.  77  Seuff.  Bd.  }j  N.  J04  mit  der  oben  S.  749  N.  i 
mitgethdlten  B^ründung. 

'  So  bes.  das  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  la  Dec  72  Bd.  8  N.  so 
S.  aoi— 309  (Seuff.  Bd.  28  N.  s):  der  Fiskus  als  »nur  fingirte  Persön- 
lichkeit« kann  nicht  selbst  handeln ;  gleichwohl  folgt  aus  »der  Natur  der 
juristischen  Person«  seine  Haftung  für  die  Nichterfüllung  der  ihm  als 
Grundeigenthümer  obliegenden  gesetzlichen  Verbindlichkeiten  durch  seine 
Vertreter;  »denn  hat  die  letztere  (sc.  die  jurisi  schc  Person)  nur  einen 
iingirten  Willen  und  gelangt  dieser  nur  in  den  Handlungen  und  Unter- 
lassungen ihrer  Vertreter  zum  Ausdruck  und  zur  Geltung,  ist  deshalb  die 
juristische  Person  för  das  Verhalten  ihrer  Vertreter  in  Kootraktsverhllc- 
nissen  wie  iur  eigne  Wiliensakte  hafkbar  —  wie  dies  Alles  nicht 
streitig  «  so  fehlt  der  Grund,  die  Vcrantwortliclikeit  der  juristischen 
Person  dann  zu  läugnen ,  wenn  es  sich  um  die  Nichterfüllung  nicht 
einer  freiunlüg  übernommenen,  sondern  ihr  vom  Gesetz  selber  aufgelegten 
Verbindlichkeit  handelt« ;  erm5glicht  die  Fiktion  die  Anrechnung  der 
Vertretungshandlungen  beim  Erv^erb  und  der  Ausübung  von  Rechten,  so 
muss  sie  in  gleicher  Weise  hinsichtlich  der  Verbindlichkdten  wirken. 
Fcmer  Erk.  des  A.  G.  CeUe  v.  15.  Nov.  78  Senff.  Bd.  )4  N.  88:  aus 
dem  besonders  im  Stnüredit  erheblichen  Satz,  dass  juristische  Personen 
kein  Ddikt  selbst  begdien  können,  folgt  keineswegs»  dass  sie  nicht  für 
vermögensrechtliche  Folgen  der  Delikte  ihrer  Organe  und  Vertreter  ein- 
zustehen hätten ;  mit  dem  Vortheil  der  Vertretung  müssen  sie  auch  deren 
Nachtheile  tragen.    Auch  oben  S.  750  N.  I. 

3  Vgl.  die  vor.  Note ;  auch  Wiudsclmd  a.  a.  O.  Note  7  u.  9 
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Dazu  tritt  jedoch  oft  die  tiefere  Erwägung,  dass  man,  wenn 
man  überhaupt  eine  in  sich  voliküinmcn  abgeschlossene 
Sphäre  des  rechtlichen  Wollens  für  ein  Gemeinwesen  setzen 
will,  innerhalb  dieser  Sphäre  auch  WÜlensfreihclt  und  so- 
mit die  Möglichkeit  rechtswidrigen  Wollens  setzen  muss'. 
Die  hieraus  entsprungenen  Vorstellungen  einer  eben  auch 
auf  Delikte  erstreckten  »üngirten«  oder  »künstlichen«  Wil- 
lens- und  Handlungsßhigkcit  bind  freilich  in  dieser  Gestalt 
nur  unhaltbare  Steigerungen  des  problematischen  Gedankens 
einer  »hngirteua  oder  »künstlichen«  Person  \  In  Wahrheit 


'  Da  die  Gegner  meist  selbst  der  juristischen  Person  einen  »finginai 

Willen«  (Geib  S.  200,  KosOm  %  40,  Lauenstein  %  4,  aber  auch  Savippf 
u.  Puchta  a.  a.  O.),  einen  »angedichteten  Willen«  {Martin  5  58),  ehien 
»vom  Stn.it  beigelegten  Willen«  (Jarcke  i}4),  einen  »künstlichen  Willen« 
(jibecf!  Lchrb.  5  71)  n.  s.  w.  zuschrieben  und  nur  eben  diese  Fiktion 
auf  ein  geset/mrißiges  Wollen  für  erlaubte  Zwecke  einschrankten,  so  er- 
widerte man  ihnen  vielfach,  dass  ein  Wiüe  doch  nur  dann  ein  Wilk 
heissen  könne,  wenn  er  die  Wahl  zwiscliL-i  ^ui  und  böse  iiabe  (Sintmis 
Diss.  §  17),  —  dass  der  Staat,  indem  er  der  juristischen  Person  »cmeu 
Willen  einhaucht«,  ihr  eben  einen  derartig  freien  Willen  einhauche 
(Ros^rt  S.  556,  Gutemuam  $  2  u.  5),  —  dass  »eingebtldetie  Personen 
als  solche«,  soweit  Oberhaupt,  auch  rechtswidrig  handeln  könnten 
(Schröier  S.  76  ff.,  TiUmann  $  39,       S.  89  ff.)*  (TheihL  S.  174 

Strafr.  $  76)  hält  sogar  diese  Argumentation  im  Gebiet  des  Privatrechts 
für  zutreffend,  so  dass  hier  der  »fingirte  Wille«  auch  die  Möglichkeit  der 
Abirrung  einschliesse:  das  Strafrecht  aber  kenne  keine  »Fiktion«  uod 
keine  »Rechtsdichtung« ,  sondern  nur  »materielle  Wahrheit«  und  folge- 
weise —  «nur  Hinzeine«.  Ähnlich  übrigens  selbst  Savigny  a.  a.  O.  S.  jii. 

*  Der  »hngirte  Wille«,  mit  dem  das  R.  O.  H,  G.  im  Erk.  v. 
JO.  Dec.  72  (oben  S.  751  N.  2)  operirt  und  bei  dem  sämnuliche  alleren  Ver- 
theidiger  der  Deliktsfähigkeit  der  juristischen  Person  stellen  bleiben  (vgl. 
die  vor.  Note),  wird  sich  kaum  placiren  lassen,  wenn  man  nicht  mit 
Oldradus  und  anderen  mittelalterlkhen  SchrUtstellem  (vgl.  memGenoss. 
R.  III  S.  ^64,  40}  u.  439  N.  $1)  sidi  bis  ni  dem  Gedanken  einer  »fin- 
girten  Seele«  erhebt  1  Hierzu  scheint  indess  die  Schwungkraft  der  mo- 
demen  Fiktioosphantasie  nicht  auszureichen.  Auf  dem  Boden  derUktioos- 
theorie  wird  daher  stets  die  gegnerisclie  Meinung  mit  ihren  bescheideneres 
Ansprüchen  an  die  Leistungsfähigkeit  der  Rechtsdichtung  den  Sieg  er* 
ringen.  Auch  Ji'inil^-fuid  und  Bfkkrr  werden,  so  lange  sie  den  BcgritT 
einer  »künstlichen  Handlungsfähigkeit«  lestbaitcn,  deren  »Erstrcckuog 
auf  Delikte«  kaum  plausibel  machen. 
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schlägt  jccloch,  bobalU  dieser  Weg  konsequent  vert'olgt  wird^ 
die  l*iktion  in  Realität  um :  ein  Stellvertreter  mit  einer  der- 
anigen  Repräsentationsmacbt  wird  zum  »Organ«,  und  so  ver- 
handelt sich  das  für  fremdes  Verschulden  bussende  künst- 
liche Individuum  in  das  organisirte  Gemeinwesen,  welches 
auch  in  den  Abirrungen  seines  Willensapparatcs  unmittelbar 
zur  Hrschciiuuii;  kuuiuu'.  Es  ist  daher  begreitlich,  dass  die 
Praxis  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  sich  diesen  langen  Umweg 
erspart  und  lieber  vun  vornherein  ein  »eii^nesc  Verschulden 
der  juristischen  Person  als  möglich  anerkennt.  Manclie  Ge- 
richtshöfe haben,  indem  sie  mit  dem  romanistischen  Dogma 
der  Willens-  und  Handlungsunfähigkeit  der  Gemeinwesen 
offen  gebrochen  haben,  auch  deren  Deliktsfähigkeit  im 
Princip  bejaht*.  Andere  Entscheidungen  haben  dasselbe  Er- 
gebniss  fast  unabsichtlich  und  vielleicht  selbst  unbewusst  zu 
Tage  gefördert.  Hierfür  ist  es  namentlich  bezeichnend,  dass 
gerade  diejenigen  Erkenntnisse,  welche  eine  direkte  Haftung 
des  Staates  iiiul  der  Korporationen  .ms  Delikten  ihrer  ße- 
annen  ablehnen,  last  durchw  eg  eine  Haftung  annehmen,  so- 
bald den  Staat  oder  die  Korporation  ein  »eignes  X'erschul- 
denu  bei  der  Auswahl  oder  Beaufsichtigung  der  Beamten 


•  Dies  iicigl  nanicnil:ch  jetzt  die  Darsielluni^  von  IXmhtir^',  Paiul. 
j  66.  wo  man  »de»  lehletiden  natüriichen  Willen  der  Korporation« 
i>chliesslich  kaum  noch  vermisst. 

-  Vgl.  Erk.  der  Juristcnfnk.  Heidelberg  für  das  O.  A.  G.  Jena  v. 
iiSj6  Seutf.  Hd.  17  N.  145:  «Der  Staat  künbiuuirt  sicli  .  .  ab  Orgalli^- 
mus,  in  weiciieni  die  einiteinea  Beaurden  nur  als  Glieder  erscheinen,  die 
vom  Staate  selbst  als  Instrumente  gebraucht  werckn  und  deren  Thätig- 
kdt  er  in  jeder  Hinsicht  als  üie  scinigc  zu  vertreten  hat«.  Erk.  des  O. 
A.  G.  Müncheo  v.  8.  Juli  $1  ib.  Bd.  $  N.  281:  Der  Suat  seJbst  ist,  da 
er  in  seinen  Organen  und  nur  in  ihnen  cur  Darstellung  kommt,  bei 
Verseilen  von  Beamten,  welche  als  solche  handeln,  »der  eigentlich  ver- 
!euende  Theil«.  i:rk.  des  Preuss.  O.  Tr.  v.  Sept.  59  ib.  lid.  1  i  N.  }6 
u.  Sirieth.  Bd.  57  S.  29  tf. :  Haftung  des  l-iskus  als  vvilienstahigcr  Per- 
sönlichkeit. Hrk.  des  Ü.  A.  (i.  Cassel  v.  2  j.  .Mar/,  47  b.  SeuJt.  iJd.  5 
N.  J26,  des  O.  A.  G.  Dresden  ib.  Bd.  5  N.  165,  des  O.  .\,  G.  Jena  ib. 
N.  174,  des  O.  A.  G.  Darmst.  v.  .Apr.  46  ib.  Bd.  7  N.  I$0. 
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oder  bei  der  Ertheilung  eines  Auftrages  trifft'.  In  dieser 
Form  hat  auch  das  Reichsgericht  bereits  die  DeÜktsfilhigkeit 
der  juristischen  Person  zugestanden  \  Es  hat  auch  sonst  ge- 
legentlich die  Meinung  verrathen»  dass  ein  Verschulden  von 
Gemeinden  denkbar  sei'.  Im  Übrigen  wird  durch  die  Nei- 
gung vieler  Gerichte  und  besonders  auch  des  Rcichsi^erichtb, 
der  principiellen  Frage  vorsichtig  auszuweichen  \  eine  aus- 
gebreitete thatsächliche  Anwendung  des  Begriffes  des  Körper- 
Schaftsdeliktes  nicht  gehindert. 

Sobald  man  den  Gemeinwesen  eine  von  der  Rechts- 
ordnung nur  anerkannte  und  begrenzte  natürliche  Willens- 


'  So  insbesondere  viele  Erk.  des  Preuss.  O.  Tr.;  vgl.  ^.  B.  PL 
Beschl.  V.  21.  Juni  47  Entsch.  Bd.  14  S.  92  (aus  unerlaubtem  Auftrag 
oder  culpa  in  eligcndo).  Erk.  v.  9.  Okt.  6},  3.  Febr.  u.  24.  Nov.  64  b. 
Stricth.  Rd.  52  S.  17,  Bd.  55  S.  18,  Bd.  57  S.  120.  Eben^^  d^s  O.A.G. 
Celle  in  Erk.  v.  1825  u.  26  u.  ad  mandatum  Regis  erlassenes  Rcskripi 
V,  16*  Febr.  27  b.  Seuff.  Bd.  5  N.  281  (aus  culpa  oder  negUgentU»  bei 
Anstdtung,  Beaufsichtigung  oder  Beibehaltung  von  Beamten)  u.  das  A.  G. 
CeUe  hn  Eric.  v.  14.  Febr.  79  tb.  Bd.  )S  N.  387.  Dagegen  drOckt  sich 
das  Erk.  des  O.  G.  Wolfenbüttel  v.  23.  Juni  6$  ib.  Bd.  21  N.  237  vor- 
sichtig dahin  aus,  dass  auch  dann,  wenn  man  das  Bedenken  bei  Seitc 
licsse,  dass  eine  juristisciie  Person  weder  des  dolus  noch  der  culpa  fähig 
ist,  der  Staat  nur  aus  culpa  in  cligendo  oder  Hemmung  der  Rechtsver- 
iolgung  haften  würde;  Ireilicli  setzt  es  alsbald  eine  »Mitschuld  des 
Staates«  unbefangen  als  möglich  vorau;».  Auch  das  Erk.  des  O.  A.  G. 
Celle  V.  19.  Apr.  61  Seuff.  Bd.  1$  N.  26  spricht  nur  hypothetisch  von 
der  culpa  in  eligendo.  Vgl.  über  die  hierbei  waltende  Inkonsequeni  auch 
Löimg  a.  a.  O.  S.  57  u.  Rocholl  a.  a.  O.  S.  395. 

'  Erk.  des  R.  G.  v.  i.  Apr.  80  b.  Gruchot  Bd.  24  S.  881  u.  v. 
2J.  Okt.  82  b.  Rocholl  a.  .1.  O.  S.  -5 10. 

J  So  verlangt  es  im  F.rk.  v.  2.  Mai  81  b.  Gruchot  Bd.  26  S.  416 
u.  Rocholl  S.  5^8  von  einer  Stadlgemeinde  den  Bew'eis  »ihrer  Schuld- 
losigkeit««,  die  ja  nach  der  herrschenden  Lclire  stets  schon  bewiesen  wäre. 
Auch  imputirt  es  im  Erk.  v.  13.  Apr.  80  C  S.  Bd.  l  N.  122  S.  336 
einer  Stadtgemeinde  die  Unterlassung  der  Überwachung  der  Mitglieder 
und  der  Abstellung  von  Missbräuchen  bei  der  Benützung  einer  der  Sudt 
zuständigen,  jedoch  augleich  dem  Nutien  der  einxelnen  Bürger  dienenden 

Grundgerechti;^keit. 

^  Vir],  2.  B.  Erk.  des  R.  G.  v.  6,  Nov.  79  u.  v.  9.  Mai  82  b.  Gruchof 
Bd.  24  S.  so  u.  Bd.  26  S.  930,  Rocholl  S.  336  u.  337.  Auch  Erk.  des 
R.  G.  V.  16.  Dec.  82  CS.  Bd.  9  N.  65  S.  245. 
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und  Handlungsfähigkeit  zuschreibt,  kann  in  der  That  nicht 
mehr  die  Möglichkeit ,  sondern  nur  noch  der  Umfang  ihrer 
Deliktsföhiglceit  fraglich  werden.  In  dieser  Hinsicht  muss 

der  an  sich  einlache,  jedoch  im  Einzchicn  oft  schwierig  aus- 
zulegende Grundsatz  durchgreifen,  dass  durch  die  rechtÜchc 
Begrenzung  des  gemeinbeiciichen  Aktionsbereiches  auch  der 
Kreis  der  einer  Gesammtperson  zurechenbaren  schuldhaften 
Handlungen  begrenzt  wird.  Ein  Körperschaftsdelikt  im  Rechts- 
sinne liegt  also  stets  nur  insoweit  vor,  als  eine  unerlaubte 
Handlung  an  sich  in  die  der  fraglichen  Verbandseinheit 
vom  Recht  gesetzte  Lebenssphuc  hineinfällt'.  Während 
man  früher  diese  Grenze  oft  nicht  beachtete*,  hat  man 
neuerdings  vielfach  behauptet,  dass  durch  diese  limschränkung 
der  körperschaftlichen  Handlungsfähigkeit  nach  Maßgabe 
eines  vom  Gesetz  gebilligten  Zweckes  eben  jedes  rechts- 
widrige Handeln  der  Körperschaft  als  solcher  ausgeschlossen 
werde'.  Man  könnte  gleich  schlüssig  deduciren,  dass  auch 
keine  un/.\v  eekniaßigc  Handlung  der  Organe  jemals  der  juris- 
tischen Person  anzurechnen  wäre!  In  Wahrheit  überlässt 
die  Rechtsordnung,  indem  sie  das  Lebensgebiet  eines  Ge- 


'  \gh  Sintenis,  Dh%.  cit.  $  i6:  »universius  delinquere  potcst;  attanKti 
tantum  ca  crimina  ipsi  qua  tali  imputari  possunt,  quae  ad  negotii  pmi- 

netit  cum  finc  suo  perpctuo  cohaercnti:V' :  Gutermann  1.  c.  ^  4-  —  Wenn 
SinUnis  den  von  ihm  ausgesprochenen  Gedanken  lür  durchaus  neu  erklärt, 
so  liegt  doch  derselbe  schon  der  von  Bartohis  aulgesTellten  Begrenzung 
der  «eigentlichen«  KörpärschaftsdcUktc  zu  Grunde;  vgl.  mein  Genoms. R. 
III  S.  403,  492,  7>9. 

'  Vgl.  z.  H.  mein  Genoss.  R.  III  S.  678  N.  i2r  u.  S.  759.  Auch  die 
Tiicoric  des  B.vtohis  bot  durch  die  Zulassung  »uncigentlichcr«  Körper- 
schattsdclikte  hierfür  Rnuni. 

5  Seitdem  l-c-uerbach  die  Argumentation  gewagt  hatte.  da>s  die 
moralische  Person,  da  sie  nur  für  einen  gesetzmäßigen  Zweck  bestehe, 
niciu  mehr  als  solche  liandle.  sobald  sie  von  den  Gesetzen  abweiche,  ist 
dieser  Trugschluss  oft  wiederholt  worden.  Doch  haben  ihn  uiclit  nur 
Hepp  S.  89  if.,  Sintenis  ^  17.  Guiermann  $  $  u.  A.  Uflgst  widerlegt,  son« 
dem  auch  Anhänger  der  herrschenden  Lehre,  wie  Bmur  Theiln.  S.  175 
u.  Mörstadt  Komm,  zu  Feuerbach  5     N.  4,  als  unsuretchend  anertiannt. 
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meinwesens  absteckt,  doch  die  Erfüllutig  dieses  Gebietes 

mit  konkreter  That  dem  freien  Gemeinwillen,  Sie  schränkt 
freilich  schon  das  rechtliche  Können  cm:  allein  sie  muss 
hier  wie  überall,  da  sie  sich  an  freie  Willen  wendet,  ein 
Können  verleihen,  welches  über  das  rechtliche  Dürfen  weit 
hinausreicht.  Wenn  sie  einen  gemeinheitlichen  Lebenszweck 
determinirt,  muss  sie  mit  der  Möglichkeit,  demselben  in 
freier  Hingabe  zu  dienen,  auch  die  Möglichkeit  offen  lassen, 
ihn  abirrend  zu  verfehlen  oder  mit  unlauteren  Mitteln  zu 
verfolgen;  sie  kann  dem  Gemeinwesen  so  wenig  wie  dem 
Individuum  Pflichten  ohne  die  Möglichkeit  der  Verletzung 
auferlegen  und  Rechte  ohne  die  Möglichkeit  des  Mtssbrauches 
gewähren.  So  eröffnet  jede  Konstituirung  einer  körperschaft- 
liclicn  Lebenssphäre  von  vornherein  auch  einen  Bereich 
von  Delikten,  welche  die  Korper^scliaft  verüben  kann,  ohne 
die  Grenzen  zu  überschreiten,  jenseits  deren  sie  dem  Recht 
nicht  mehr  als  handelnde  Persönlichkeit  gilt*.  Im  Einzelnen 
aber  variirt  dieser  Bereich  je  nach  Maß  und  Art  der  das 
konkrete  Gemeinleben  begrenzenden  Normen  \  Dabei  wird 
zugleich  die  oben  besprochene  Rekuivität  solcher  Grenzbe- 
stimmungen zu  beachten  sein.  So  muss  eine  Erweiterung 
des  äusseren  Aktionsbereiches  über  die  nach  innen  der  ge- 


'  .\m  wenigsieii  war  dies  von  jeher  in  Ansehung  von  VnUrkttswigtn 
xweirelhat't:  soweit  die  Körperschaft  geaettlich  oder  vertragsmäßig  zu 
giner  Handlung  verpflichtet  ist,  muss  ihr  auch  deren  rechtswidrii^o  Umcr- 
lassuni:  zugerechnet  werden  können.  Als  einer  Korpcrsclialt  zurechenbare 
h'oiiiri!!ssi:\l<liHi-  g.ihen  stets  in  erster  Linie  rechtswidrige  Handlungen, 
von  speciljich  körperschaftlicher  Art,  wie  insbesondere  der  Missbrauch 
der  K6rperschattsgcwalt  odo*  dnes  bcMnderen  körporsdufdichen  Privilegs 
{z,  B.  des  Münzredits).  Doch  sind  auch  rechtswidrige  Handlungen,  welche 
An  sich  keinen  körperschaftlichen  Charakter  haben,  insoweit  zu  Körper- 
schaftsdehkten  geeignet,  als  sie  in  Ausübung  von  Körperschaftsrechten 
oder  in  ^'cr^ol^'lIIlL;  des  Körperschaftszweckes  begehbar  sind;  man  denke 
/.  B.  an  den  oben  S.  728  N.  2  besprochenen  Unterschlagunfj^fall  oder  an  die 
von  Lissl  S,  104  hervorgeliobene  Möglichkeit  betrügerischer  oder  wuche- 
rischer Vertragsschlüsse  von  juristischen  Personen. 

'  Hierauf  hat  schon  üniermann  1.  c.  ^  4  hingewiesen. 
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meinheitlichen  Aktion  gesetzten  Schranken  notbwendig  sich 
zugleich  auf  das  deliktische  Moment  erstrecken*.  Insoweit 
femer  eine  Verbandsperson  zwar  nicht  für  sich  allein,  wohl 

aber  inner  Mitwirkung  Anderer  zu  einer  iLuidlung  befähigt 
ist,  kann  sie  ein  Delikt,  das  sie  für  sich  allein  nicht  voll- 
enden kann,  gleichwohl  gemeinschaftlich  mit  Anderen  be- 
gehen'. Und  schliesslich  kann  auch  eine  Handlung,  die  ihrem 
gewollten  Gehalte  nach  gänzlich  ausserhalb  des  rechtlichen 
Vermögens  der  juristischen  Person  liegt,  den  Thatbestand 
eines  derselben  zurechenbaren  Deliktes  bilden,  —  wie  denn 
gerade  die  Anmaßung  einer  Zuständigkeit  offenbar  einer 
Gemeinheit  als  solcher  zur  Last  fallen  kann,  während  doch 
diese  Gemeinheit,  insoweit  sie  auf  Grund  der  usurpirten^acht- 
voHkommenheit  handelt,  rechtlich  nicht  mehr  als  handelnde 
Gemeinheit  erscheint  ^  Deinijemäß  schneidet  auch  die  Ab- 
hängigkeit  von  einer  höheren  Willensmacht  die  Möghchkeit 


*  yg\.  oben  S.  636.  Wenn  also  z.  B.  eine  juristische  Person  Ver- 
träge  jeder  Art  mit  Dritten  gültig  schliessen  kann,  vermag  sie  auch  jedes 
durch  Vertragsschluss  mögliche  Delikt  zu  begehen. 

'  Wenn  7..  B.  eine  Gemeinde  nur  mit  Genehniii^uiig  der  Aufsichts- 

Hchördc  ein  Statut  errichten  nder  eine  Steuer  nusschreibeti  kann,  so  kann 
sie  auch  nur  unter  deren  Mit%virkuu<(  ihr  Sal^ung^rccht  oder  ihr  Selbst- 
bestcucrunysrcclit  misshr:U!chen.  Sic  kann  jedoch  für  sich  allein  Versuchs- 
iiandlungcn  begehen  (z.  H.  einen  zur  Genehmigung  vorzulegenden  rechts- 
widrigen Beschluss  fass«3).  Auch  kann  sie  sich  der  Anmaßung  des 
Rechtes  zu  alleinigem  Vorgehen  schuldig  machen;  vgl.  die  folgende  Note. 

3  Wenn  z.  B.  eine  Stadtgemeinde  in  unruhigen  Zeiten  durch  ein 
von  ihr  niedergesetztes  Gericht  eine  Todesstrafe  ausspreclien  und  dem- 
näclist  vollstrecken  Hls^c.  so  würde  der  Stadt  als  solcher  die  Atnuaßung 
der  GerichtsbarkLit  zur  Last  lallen,  während  eine  Verurthcilung  und 
Hinrichtung  im  Reclus<.!nne  überhaupt  nicht  volkogen  wären,  viehiiehr 
ausser  jenem  usurpatorischen  Akte  der  juristischen  Person  lediglich  eine 
rechtswidrige  Tödtung  durch  Einzdne  (mit  freilich  sehr  verwickelten 
Theilnahmeverhältnissen)  vorlüge.  Ebenso  hat  eine  Körperschaft,  welche 
in  rechtswidriger  Absicht  ein  die  Mitglieder  in  ihrer  staatlich  garantirten 
Freiheit  einschränkendes  Statut  erlässt,  zwar  ein  Statut  im  Rechtssinne 
überhaupt  nicht  errichtet,  wohl  aber  sich  gesetzgeberische  Gewah  ange- 
niafu.  -  Es  ist  daher  nur  ein  scheinbarer  Widerspruch,  wenn  einerseits 
das  Handeln  tur  tremdartige  Zwecke  der  jurisiiüchen  Person  als  solcher 
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eines  selbständigen  Verschuldens  der  engeren  Verbände  im 
Bereiche  ihrer  gebundenen  Aktionssphäre  keineswegs  ab*. 
Wo  jedoch  nicht  blos  das  rechtliche  Dürfen,  sondern  das 
rechtliche  Können  einer  Verbandsperson  endet,  da  endet 
auch  ihre  Deliktsfähigkeit.  Was  daher  jenseits  der  Grenzen 
des  körperschaftlichen  Lebensgebietes  mit  körperschaftlichen 
Mitteb  in  körperschaftlichen  Formen  rechtswidrig  geschieht» 
gilt  im  Rechtssinne  lediglich  als  schuldhafces  Handeln  der 
bethciligicn  Individuen  *. 

Auch  über  die  rormssetj^nfi^cn  eines  Körperschafts- 
deliktes  entscheiden  die  allgemeinen  Grundsatze:  eine  Ge- 
samnuperson  begeht  diejenigen  schuldhaften  Handlungen 
und  Unterlassungen,  welche  ein  verfassungsmäßiges  Organ 
als  solches  innerhalb  seiner  Zuständigkeit  begeht.  Sie  wird  also 
zunächst  auch  hier  nur  durch  Organe,  jedoch  durch  jedes  Organ 
vdU  und  unmittelbar  dargestellt.  Wenn  im  Gegensatz  hierzu 
die  ältere  Theorie  gerade  hier  ihre  Unterscheidung  zwischen 
Handlungen  der  »universitas  ipsa«  und  ihrer  Vertreter  durch- 
führte und  demgemäß  nur  das  Verschulden  solcher  Organe, 
in  denen  sie  eben  die  »universitas  ipsa«  zu  erblicken  glaubte, 


gjir  nicht  üuputirt  werden  soll  und  doch  andrerseits  dieser  selben  juris- 
tischen Person  die  Verfolgung  fremdartiger  Zwecke  unter  Androhung 
von  Nachtheilen  verboten  wird  (wie  im  Genoss.Ges.  5  35,  Gew.O.S  '^J 
Z.  }  u,  104g  Z.  },  Sachs.  Ges.  v.  15.  Juni  68  5  27  u-  78). 

'  Abgesehen  davon,  dass  gerade  den  aus  der  Einordnung  in  ein 
höhercii  Ocniemicbcn  Hiessenden  positiven  und  negativen  VerbindHch« 
kdten  von  Korporationen  auch  dgenthOmlichc  körpei^chaftliche  Omissiv- 
und  Kommissivdelikte  entsprechen»  kann  sidi  jedes  engere  Gemeinwesen» 
obschon  es  in  dem  der  höheren  Gemeinschaft  vorbehaltenen  Bereich 
nicht  handhiiigsfahif^^  ist,  doch  eines  Übergriffes  im  Sinne  der  Rechts- 
anmaßung schuldig  machen.  Vgl.  Sachsen  Altenb.  V.U.  5  HA-  »Die  Ge- 
meinden haben  die  Verptlichtung,  nirgends  etwas  zu  unternehmen,  wo- 
durch sie  die  allgemeinen  Rechte  des  Staates  beschränken  können ;  viel- 
mehr sollen  sie  bemüht  sein,  Alles  zu  beiördern,  was  dem  Staatszweck 
entsprechend  und  heilsam  istu. 

*  Hieraus  erledigen  sich  die  von  den  Gegnern  mitunter  als  angeb> 
liehe  Konsequenzen  der  Annahme  von  Kdrperschaftsddikten  ausgnnalten 
Absurditäten;  vgl.  z.  B.  haumstein  1.  c.  5  I3> 


Digitized  by  Google 


Körperschajtlichts  IV ollen  und  Handeln,  759 

direkt  der  juristischen  Person  zurechnete'»  hingegen  das 
rechtswidrige  Verhalten  der  ab  Venreter  aufge£assten  Or- 
gane erst  durch  eine  Mitschuld  der  »universitas  ipsa«  auf 
die  juristische  Person  zurückfiUen  liess',  so  wirkt  freilich 

diese  scheinbar  langst  übciwuiuiciic  Anschauungsweise  bis 
aut  den  heutigen  Tag  verwirrend  nach  ^  Denn  nur  aus  ihr 
erkiari  es  sich,  dass  die  erossc  Frage  nach  der  Haftung  des 
Siaatcs  und  andrer  Gemcinlieiten  aus  rechtswidrigen  Hand- 
lungen ihrer  Beamten  immer  wieder  und  sogar  vom  Reichs- 
gericht principiell  verneint  werden  kann,  während  gleichzeitig 
ein  Vorbehalt  für  den  Fall  eines  eignen  Verschuldens  des 
Staates  oder  der  Gemeinheit  hinzugefügt  wird^  oder  doch 
die  Möglichkeit  einer  Haftung  der  juristischen  Person  aus 


*  Daoci  uudiic  uaun  :>choa  ini  MutLiaiicr  Jic  AiLiUUiig  aul,  dass 
in  Ansehung  der  D^kte  weder  das  Majorititsprincip  nodi  das  Repri- 
sentativprincip  Flau  greife,  weil  die  im  Übrigen  geltende  Identität  der 
major  pars  bezw.  der  Rqirlsentanien  mit  den  Muniversi«  anf  einer  hier 
unanwendbaren  Fiktion  beruhe ;  mein  Gcnoss.  R.  III  S.  405,  493  u.  494. 
In  Deutschland  erneute  erst  GunJlitig  1.  c.  (dem  sich  Leyscr,  Püttmann, 
Mfi'tt  r,  Ellgau,  Koch  u,  A.  anschlössen)  die«;c  wieder  in  Vergessenheit 
geraiiiene  Ansicht,  bei  deren  praktischer  Würdigung  jedoch  nicht  uber- 
sehen ucrdei)  darf,  in  welchem  Lmtange  die  Zulassung  und  selbst  das 
blosse  Schweigen  seitens  der  übrigen  Mitglieder  lur  ausreichend  er- 
achtet wurde,  die  That  der  universitts  aufzubürden. 

*  Vgl.  mein  Genoss.R.  III  S.  234  tf.,  344  ff.,  404  ff.,  492  ff.,  740  ff. 
u.  tur  die  spätere  Zeit  £.  Löning  S.  39  ff.  Dabei  bestanden  dann  nunnichfache 
Mebungsversdiiedettbeiten  darüber,  inwieweit  neben  Auftrag  und  culpa 
in  eligendo  vel  custodtendo  auch  dne  stillschweigende  Gutheissung  des 
Deliktes  von  Vorstehern  oder  Beamten  durch  deren  Nichubsetzung  oder 
Kichtbestrafung  oder  durch  Aneignung  des  Ddliktserfoiges  ausreiche,  um 
die  juristische  Person  haftbar  zu  machen. 

5  Nach  der  Meinung  von  Eccius  a.  a.  O.  S.  73J— 754  Nvärc  dieselbe 
tur  das  Gebiet  des  Preuss.  L.  R.  sogar  zu  Gesetzesrecht  erhoben.  Er  hat 
indess  die  gegentheiligen  AusfVihrungcn  von  RochoU  durch  den  in  N.  67 
gegen  einen  einzelnen  Punkt  gerichteten  Angriff  nicht  widerlegt. 

^  So  insbes.  die  oben  S.  754  N.  i  .mgcf.  Hrkenntniss  aus  Preussen 
u.  Hannover  u.  die  ebenda  N.  2  angef.  Erk.  des  Reichsgerichts  (für  das 
Gebiet  des  preuss.  Landr.). 
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eignem  Verschulden  dahingestellt  bleibt'.  Und  dieselbe  An-. 

scliaULiiigsweise  licet  zu  Griiiiuc,  wenn  bei  der  Bciahwg 
jener  Frage  bisweilen  die  Fiktion  einer  besonderen  daraniie- 
leistung  des  Staates  für  seine  Beamten  als  erforderlich  und 
ausreichend  betrachtet  wird,  um  die  Haftung  zu  rechtfertigen*. 
Allein  mehr  und  mehr  hat  in  dieser  berühmten  Kontroverse 
die  Annahme  einer  im  Princip  begründeten  Vemntwonlich- 
keit  des  Staates  und  jedes  anderen  Gemeinwesens  für  rechts- 
widrige Amtshandlungen  gerade  deshalb  gesiegt,  weil  sich 
die  richtige  Auffassung  Bahn  brach,  dass  die  Beamten,  wenn 
und  soweit  sie  eben  als  Organe  fungiren,  genau  in  derselben 


'  DdS  Reichsgcrichl  hat  im  Erk.  v.  <5.  Apr,  84  C.  S.  BJ  1 1  N.  42 
S.  206—211  (Scuft.  Hd.  59  N.  508)  behauptet,  dass  gemeinrechtlich  krlm- 
Haftun?'  des  Staates  aus  den  von  einem  Beamten  bei  Vornahme  einer 
Anitshaii Jluni^'  durch  Delikt  verursachten  Schaden  besiehe,  und  zwar 
selbst  dann  nicht,  wenn  der  Staat  die  Lnicrthancn  nöthigt,  den  Beamten 
mit  gewissen  Geschäften  zu  beauftragen;  es  lässt  aber  daliingestellt,  ob 
dne  Haftung  aus  culpa  in  eligendo  begründet  ist.  Vgl.  feroer  Beschl. 
des  R.G.  V.  15.  Juni  81  b.  SeufT.  Bd.  37  N.  }o. 

*  So  das  O.A.G.  Jena  schon  in  einem  Erk.  v.  24.  Aug.  47  b.  SeufT. 
Bd.  s  N.  174  u.  dann  in  einem  Eric.  v.  $.  Okt.  77  ib.  Bd.  \A  N.  214. 

Im  letzteren  Erk.  heisst  es:  wenn  man  aitdi  sagen  könne,  dass  der  Be- 
amte binnen  seiner  Kompetenz  »im  Namen  des  Staates  handle«  oder 
dass  »der  Staat  durch  ihn  handle»,  so  sei  das  doch  keine  j^ri\  atrcchtliciie 
Stellvertretung  eines  Principals;  vielmehr  handle  in  W  irklichkeit  der 
Beamte  und  sei  verantwortlich;  »die  Haftptlicht  des  Staates  lasst  sich 
nur  darauf  gründen,  dass  er  durch  die  Anstellung  seiner  Beamten  die 
Garantie  übemomroen  hat,  den  durch  ilire  schuldhafte  Handlungs^tise 
verursachten  Schaden  xu  ersetzen«.  Die  Fiktion  der  Garantieleistung  wird 
also  für  erforderlich  ^ehahen.  weil  eben  der  Staat  durch  die  Beamten 
schliesslich  doch  nicht  selbst  handelt;  und  sie  gilt  andrerseits  als  aus- 
reicliend,  obwohl  es  doch  schliesslich  irgend  ein  Staatsorgan  geben  muss. 
durch  welches  der  Staat  selbsthandelnd  diese  ("»nrnntie  übernimmt  und 
aus  dessen  Verschulden  der  Staat  haften  soll,  ohne  dasi»  nun  hierbei 
eine  Garantieleistung  iür  sich  selbst  zu  unterstellen  geneigt  sein  wird.  — 
Theoretisch  ist  diese  Auffassung  von  Zacbariae^  Z.  f.  d.  ges.  Staatswiss. 
Bd.  19  (1863)  S.  sSa  fr.  u.  Deut.  Staats»  u.  Bundesr.  Aufl.)  $  140 
begründet  und  von  Griher^  Grundz.  $  6j  angenommen  worden.  Mit 
Recht  vermisst  das  R.G.Hntsch.  Bd.  11  S. III  jeden  Nachweis  dcrNoth- 
wcndigkeit,  eine  solche  Garantieleistung  zu  supponiren. 
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Weise  wie  Oberhäupter  oder  Versammlungen  die  wol- 
lende ur.J  !i:iiiJc[':Je  Gesaniimpersönlichkcit  zur  rccr.ilichcn 
Erscheinung  bringen'.  Will  jetzt  das  Rcicbst;ericln  diese  in 
der  bisherigen  deutschen  Praxis  durchaus  überwiegende  Strö- 
mung zurückstauen,  so  wird  e$  sich  entschliessen  müssen. 


*  ZutTii  hat  dn«;  O.  A.G.  Cassel  in  einer  schon  ini  vor.  Jahrli.  ein- 
gdciieten  konstanicn  Praxis  diesem  Gedanken  Gcliung  vcrscliafft;  vgl. 
Erk.  aus  der  Zeit  von  1762  bis  1824  b.  Pfeifer,  Prakt.  Ausf,  Bd.  II 
S.  376—388»  aus  späterer  Zeit  b.  Seuff.  Bd.  2  K.  54  u.  Bd.  3  N.  326  u.  327. 
Frülueiiig  schlug  auch  die  Bayr.  Praxis  denselben  Weg  ein;  vgl.  duPrel, 
Sammlung  bayr.  Rechtsiälle,  I  S.  88  ff.  (1827)  u.  10$  ff.  ("1824)»  IV 
5.  14$  ff.»  198  ff.  u.  204  ff.;  &k.  b*  Seuff.  Bd.  $  N.  281,  Bd.  10  K.  164, 
Bd.  14  N.  208,  Bd.  5)  N.  2$;  Rolh,  Bayr.  CR.  I  S  37  HI.  In  gleichem 
Smnc  ergingen  Entsch.  der  höchsten  Gerichtshöfe  zu  Dresden  b.  SeuH. 
Bd.  I  N.  166,  Mannheim  ib.  Bd.  5  N.  257  u.  Bd.  7  N.  521,  Darmstadl 
ib.  Bd.  7  N'.  150,  Berlin  ib.  Rd.  14  N.  0  u.  Bd.  26  N.  54,  Oldenburg 
ib.  Bd.  19  N.  46,  Woltcnbuttcl  ib.  Bd.  21  N.  38  u.  Bd.  25  N.  244, 
Lübeck  Bd.  25  N.  128:  ferner  Erk.  der  Jurisienf.ik.  Heidclber^^  ib.  Bd.  17 
N.  145  u.  Guuchtcn  der  Juristenfak.  Berlin  im  .\rch.  I.  Krinjinalr.  v.  ih^i 
S.  446  ff.,  bes.  S.  458;  auch  Erk.  des  A.G.  Celle  b.  Seuff.  Bd.  54  N.  Hö. 
Der  Sache  nach  hat  auch  das  R.  O.  H.  G.  im  Erk.  v.  9.  Jan.  79  Bd.  24 
K.  82  diesen  Sundpunkt  festgehalten ;  vgl.  auch  Bd.  12  N.  25  (anders  Bd.  19 
N.63),  Im  Gebiete  des  Preuss.  Landr.  hat  das  O.Tr.  schon  in  Entsch.  v. 
28.  Febr.  27  b.  Sunon  u.  Strampi  II  S.  221,  v.  9.  Jan.  37  Entsch.  Bd.  2 
S.  119  u.  V.  27.  Juni  36  ib.  Bd.  1  S.  \6,  d.iiin  aber  vor  Allem  im  Erk. 
^.  6.  Apr.  69  ib.  Bd.  61  S.  I  ff.  sich  im  Princip  fijr  die  Haftung  des 
Fiskus  aus  unerlaubten  Amtshandlungen  seiner  Beamten  und  gegen  die 
Beschränkunq:  dieser  Haftung  auf  den  Fall  der  culpa  in  eligendo  ausge- 
sprochen: ebenso  im  Hrk.  v.  23.  Mai  71  b  Stricth.  Bd.  82  .S.  166  (in 
Ansehung  de?,  l-ihku^  und  .Uler  Koi por.ni(Tnen)  n.  im  Erk.  v.  23.  Febr.  77 
ib-.  Bd.  97  S.  169  (in  .\nsehung  von  Aktien  vereinen).  Dieie  Auffassung 
wurde  im  Erk.  des  R.O.  H.  G.  v.  10.  Dec.  72  Bd.  8  N.  50  gebilligt.  Dann 
bat  jedoch  das  R.O.H.G.  im  Erk.  v.  22.  Juni  75  Bd.  18  N.  34  das  ältere 
Erk.  einschränkend  ausgelegt  und  seither  das  R.  G.  sich  mehrfach  in 
eatgegengesetztem  Sinne  geaussen.  —  In  der  Theorie  ist  die  Herleitung 
der  Haftung  des  Staates  aus  der  Eigenschaft  der  Beamten  als  »Organe^, 
durch  welche  der  St.i.n  selbst  handelt  (bczw.  doch  voll  reprasentirt 
wird),  schon  von  Sundheim  i.  J.  1827  (\gl.  das  Citat  b.  Lönin^  S.  47) 
u.  von  Pfeifer,  Prakt.  Ausf.  II  S.  561  ff.,  III  S.  380  ff  u.  VIII  S.  S4)  ff. 
angedeutet,  sodann  von  Zu^if  /uf'  a.  a.  O.  fbc«;.  Z.  f.  d.  <rcs  ST:i;U-\viss. 
a.  a.  O.  S.  630  ff.)  mit  der  .-Hnnaiime  einer  Garantieleistung  kombinirt, 
endlich  von  Stuft »^l,  Pand.  ^  338,  irimhcheid  ^47oN'.  4,  Äü//?,  Bayr.  CR. 
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den  Gedanken  einer  H.iftung  juristischer  Personen  aus  tincin 
ihnen  zurechenbaren  Verschulden  überhaupt  zu  verwerten'. 
So  lange  es  aber  diese  radikale  Umkehr  mcht  vollziehen 
will  oder  kann%  wird  es  sich  nicht  weigern  dürfen,  die 
allgemeinen  Grundsätze  über  DeUktsobligationen  auch  auf 
das  durch  seine  Beamten  als  solche  handelnde  Gemeinwesen 
anzuwendend  —  Damit  jedoch  die  rechtswidrige  Handlung 


.1.  .1.  O.  N.  )i,  Siobbe  Iii  j  iQi  Z.  6,  Duyer,  L  1.  Iraiuos.  C.  K.  Bd.  4 
S.  396  n.,  Bolie  a.  a.  O.  S.  148  tf.  u.  RxkoU  a.  O.  ausschliesslich 
durchgef&hn.  Doch  beschränkt  dabei  Stobhe  im  Anschluss  ao  Zackam 
auffallender  Weise  die  Stellung  des  Beamten  als  »Organ«  des  Staates 
auf  den  Bereich  der  Ausübung  staatsrechtlicher  Befugnisse»  während  er 
ihn  beim  Abschluss  von  Verträgen  für  den  Fiskus  nur  als  »Stcllvertreterc 
behandeln  will.  Offenbar  aber  muss  man  entweder  den  BcgriiT  der  indi- 
viduarlrechtlichen  Stellvertretung  auch  hier  verwerfen  oder  aber  mit 
Ldtting  a.  a.  O.  S.  106  alle  Organschaft  zur  Stellvertretung  herabseti^en. 

*  In  dieser  Weise  geht  Lottitig  a.  a.  O.  vor.  Gerade  seine  f^rgeb- 
nisse  aber  sind,  wie  Jas  die  von  ihm  selbst  angesielhcD  Hrörterungen 
de  lege  ferenda  zeigten,  nur  dann  einifi;erniaben  erträglich,  wenn  da? 
positive  Recht  durch  eine  Fülle  sinyuiarcr  \  Urschriften  über  Haliung 
ohne  Verschulden  nachhilft. 

*  Wie  wenig  dies  bisher  der  Fall  ist,  zeigen  die  oben  S.  754  N,  2 — j 
angef.  Erk.  das  R.  G.  u.  nach  Den^urg,  Pand.  5  66  N.  )  ein  Erk.  in 
FeHner*s  Arch.  Bd/a  S.  534»  sowie  die  Erk.  v.  12.  Dec,  )0u  Dec.  u.  $.  Mai  80 
C.  S.  Bd.  S  N.  )8,  69  u.  77  u.  V.  5.  Mai  80  u.  9,  Mai  82  bei  Grucfaot 
Bd.  25  S.  106  u.  Bd.  26  S.  930.  Auch  wird  es  kaum  auf  die  Dauer 
angehen,  die  Haftung  des  Staats  und  der  Gemeinden  iikr  Versehen  ihrer 
Beamten  im  Gebiet  des  französ.  R.  fort  und  fort  aus  dem  völlig  unpas- 
senden Art.  1584  Code  civ.  begründen  u.  zu  begrenzen,  wie  dies  in 
dem  lirk.  des  R.  G.  v.  10.  juni  81  u.  19.  Okt.  S3  CS.  Bd.  5  N.  10  u.  Bd.  lo 
N.  H2  geschieht.  Gerade/.u  unmöglich  aber  ist  die  Ablehnung  der  Idee 
eine:»  körPi-rscha/l/u-htii  \'erschuldens,  falls  die  im  Erk.  des  R.  G.  v.  5.  Febr.  86 
C.  S.  lid.  ij  N.  26  S.  121  — 15  j  zur  Begründung  der  Annahme  eines 
sdtsdtttfUifAen  Verschuldens  geltend  geraachten  Gesichtspunkte  nur  einiger- 
maßen Beifall  finden  sollten  (obwohl  au^  $.12$  die  Frage  des  Ver- 
schuldens  juristischer  Personen  nebst  der  Frage  der  Haftung  für  das  Ver- 
schulden gewählter  Stellvertreter  aus  der  Erörterung  ausgeschieden  wird). 

^  Da  steh  aus  ihnen  die  Haftung  fiir  die  Beamten  ergiebi,  sobald 
dieselben  eben  als  »Organe«  funktioniren,  so  müsste  man  selbst  dann, 
wenn  man  für  das  gemeine  Recht  dem  bisherigen  (noch  1881  von  Roib 
a.  a.  O.  N.  44  für  »allgemein«  erklärten)  Gerichtsgebrauch  jede  Autorität 
versagt,  doch  zur  Verneinung  dieser  Haltung  den.  Nachweis  eines  sie 
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irgend  eines  Orcanes  nls  Körperschaftshandlung  gelte,  muss 

dasselbe  niclu  olos  als  solches  auftreten,  sondern  im  Bereiche 


ai!S5chlie5senden  positiven  Rcchtssatxcs ,  nicht  umgekehrt  zu  ihrer  Be- 
jahung den  Nachweis  eines  >ie  setzenden  Ge\volinheilsreciue>  lordern, 
wie  Letzteres  im  Erk.  des  R.  G.  v.  8.  Apr.  84  geschieht.  Übrigens  waren 
in  dem  Falle,  in  welchem  das  R.  G.  die  Abweisung  der  SchadensersaU- 
klagc  gegen  den  Suat  Sachseo^Wdmar  mit  einer  so  prindpiellen  Ne« 
gation  der  Haftung  des  Staates  aus  schädigenden  Amtsdelikten  sdner 
Beamten  begründet,  in  der  That  Bedenken  gegen  das  verurtheilcnde 
Erk.  des  ü.  L.  G.  Jena  nicht  ausgeschlossen.  Dieselben  wurzeln  aber 
lediglich  in  der  Frage,  ob  der  Gcriclitsvollzieher,  durch  dessen  Fkicht 
mit  dem  eingetriebenen  Gcide  der  Glaubiger  geschädigt  war.  hei  der 
Zwangsvollstreckung  als  Organ  des  Staates  oder  im  Falle  des  Partei- 
auftrages lediglich  als  ein  vom  Staat  mit  der  gehörigen  Macht  ausgc- 
rästeter  und  dem  Publikum  tur  Verfugung  gestellter  VollmaehestrSger  der 
Partei  fungirt  Bei  der  ersteren  Annahme,  welche  freilich  allein  der 
Stellung  dieses  Vollstreckungsorganes  gerecht  wird  (vgl.  jetzt  fVaeb 
a.  a.  O.  S.  318  ff.  u.  321  —  323),  ist  das  Urtheil  zweiter  Instanz  be- 
gründet. Dagegen  würde  bei  der  zweiten  Annahme  der  Staat  für  die 
Amtshandlungen  der  Gerichtsvolhieher  so  wenig  haften,  wie  er  aus  der 
Verschuldung  der  von  ihm  angestellten  Notare,  Anwälte,  Handelsmäkler 
u.  s.  w.  haltet;  vgl.  ^Vituischcid  a.  a,  O.  N.  7.  —  Von  selbst  versteht 
es  sich  ferner,  dass  jede  fnristische  Person  nur  durch  ihrt  Organe 
haftbar  wird.  Daher  haftet  auch  die  Gemeinde  nicht  f&r  das  Ver- 
schulden von  Gemeindebeamten,  welches  dieselben  in  einer  ihnen 
nebenbei  übertragenen  Stellung  als  unmittelbare  Staatsorgane  begehen. 
Hiernach  ist  das  Erk.  des  Ü.  G.  Wolfcnb.  v.  25.  Juni  6)  Seuff.  Bd.  21 
X.  2>7  insoweit  begründet,  als  es  die  aut  einen  Regressanspruch  wegen 
eigner  Haftuni'  ircbtützte  Klage  des  Staates  Scliauniburg-Lippe  gegen 
eine  Gemeinae,  deren  Beamte  die  von  iimcn  eiugc^ügcnen  Beitrage  /u 
einer  staatlichen  Zwangsfeuerversicherung  imtersclüagcn  hatten,  deÜHtlb 
zurückweist,  weil  die  Gemeindebeamten  h^bei  »nicht  im  Namen  der 
Gemeinde,  sondern  als  Hülfsbeamte  des  Staates  in  staatlichen  Angelten* 
heiten<<  fungirt  h.itten.  Ebenso  wäre  die  (aus  der  Analogie  des  Unter- 
schiedes /wischen  einem  abhängigen  Geschäftstr.iger  und  einem  mit  einer 
Verrichtung  beauftragten  unabhängigen  Meister  liergeleitete)  Annahme 
des  R.  G.  im  Erk.  v.  19.  Okt.  83  C.  S.  Bd.  10  \.  «2  S.  286-2S7.  dass  die 
badischen  Gemeinden  an  sich  für  den  Gemeinderath  als  >iPiaudgcricht« 
nicht  haften,  dann  gerechtfertigt,  wenn  <fer  Gemeinderath*  bei  der  Aus- 
übung dieses  Zweiges  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  (vgl.  Gem.  O.  3  53) 
nicht  als  Organ  der  damit  beauftragten  Gemeinde,  sondern  als  be- 
sonders konstituirte  Staatsbehörde  betrachtet  werden  dürfte.  Dann  wire 
aber  der  Staat  haftbar. 
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seiner  Zutändigkeit  funktioniren Dieses  aus  dem  Wesen 
der  Körperschaft  folgende  Princip  erleidet  bei  Delikten 

keineswegs  eine  Ausnahme*.  Nur  beruht  zunächst  wieder 
die  Meinung,  dass  ein  rechtswidriges  Verhalten  niemals  in 
der  Kon^petenz  eines  Organes  liege,  auf  einer  gründlichen 
Verwechselung  der  Begriffe  des  Könnens  und  des  Dürfen«;': 
in  Wahrheit  giebt  es  keine  Kompetenz,  in  der  nicht  die 
rechtliche  Macht  beschlossen  wäre,  Pflichten  zu  verabsäumen 
und  Rechte  zu  m  issbrauchen  ^.  Sodann  aber  ist  auch  hier 

'  Vgl.  ZaOariac  a.  a.  O.  S.  6i6  ff.;  Windsdmd  S470  N.  4;  Stothe 

S  201  S.  599;  Bol:^e  a.  a.  O.  S.  159;  RochoU  a.  a.  O.  S.  594. 

•  Es  genügt  daher  nicht,  dass  ein  Beamter  »ah  solcherv  gcluii-Jeh 
hat,  wie  dies  d.is  Frk.  des  O.  A.  G.  xMunchcn  v.  8.  Juli  51  b.  Seurt'. 
Bd.  5  N.  281  u.  Roth  a,  a.  O.  S.  252  auch  im  Falle  einer  ausserhalb  des 
gesetzlichen  Wirkungskreises  liegenden  Handlung  annehmen.  F-bcnso 
aber  ist  hinsichtlich  jedes  anderen  Organes  und  namentlich  auch  hin- 
sichtlich des  obersten  Beschlussorganes  die  Meinung  zurück/uweisen, 
als  vermöge  es,  sobald  es  nur  »als  solciie^u  rechtswidrig  handelt,  unab- 
hängig von  den  Grenzen  seines  Wirkungskreises  die  juristische  Person 
mit  dem  Delikt  zu  lelasten;  a.  M.  scheinbar  RioMl  a.  a.  O.  S.  $95— 

'  Gegen  diese  thals  in  Verbindung  mit  der  oben  S.755  N* }  erwähnten 
Argumentation  theils  selbständig  oft  aufgestellte  Behauptung,  die  z.  B. 
im  Erk.  des  O.  G.  W'olfenb.  v,  2?.  Juni  6$  b.  Seuff.  Bd.  21  N.  257 
auftritt  und  bei  Löniug  S.  107  in  Ansehung  der  Staatsämter  eine  sum 
Thcil  neue  Begründung  erfährt,  vgl.  bes.  RochoU  a.  a.  S.  595  fF. 

*  Hinsichtlich  der  rechtswidrigen  Unterlassungen  wird  die  Zuge- 
hörigkeit zu  einer  Organsphare  niemals  nveifelbafi  sein;  vgl.  RochoU 
a.  a.  O.  S.  J92  — 395.  Aber  auch  bei  Kommissivdelikten  bietet  erlahrungs- 
niäßig  die  Abgrenzung  der  dem  amtlichen  \\'irkungskreise  angchörigen 
rechtswidrigen  Handlungen  keine  besondere  vSclnvierigkeii,  wenngleich 
die  Grenzen  zwischen  den  in  Ausübung  eines  Amtes  und  den  nur  bd 
Gelegenheit  dieser  Ausübung  begangenen  Verstössen  etwas  Flüssiges 
behalten.  Dass  ein  Grundbuchbeamter,  der  fahrlässig  eben  falschen  Eio> 
trag  macht,  —  ein  Richter,  der  bestochen  ungeredit  urthdit,  —  ein 
Sicherheitsbeamter,   der  seine  Verhaftungsgcwalt  missbraucht,  —  dn 
Baubeamter,  der  durch  seine  Bauführung  Schaden  stiftet,  hierbei  inner- 
halb ihrer  Amtssph.ire  bleiben ,  wird  kaum  Jemand  bezweifeln.  Ob  aber 
T.  B.  der  Missbrauch  der  Amtsgewalt  zu  einer  Erpressung  oder  einer 
Körperverlet/Aing  (vgl.  Bolxc  a.  a.  O.  S.  157)  als  rechtswidrige  Ann>- 
haTidlung  in  dem  hier  nia (''gebenden  Sinne  erscheint,  la^>N*  «^ich  nicin 
abstrakt,  >ot»äern  nur  mit  Kucksicln  aul  die  konkreten  Veriuitnis>e  ent- 
scheiden. 
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dte  Relativität  der  Kompetenzabgrenzungen  zu  beachten. 
Wo  ein  Organ  nach  aussen  mit  einer  von  seiner  inneren 

ErmächtiiL^un^  unabhängigen  Zuständigkeit  bekleidet  ist,  wird 
liicrJLü\h  otfenbar  -Mich  die  Sphäre  tixirt,  innerhalb  wcuhcr 
(iic  juristische  Person  Dritten  gegenüber  das  X'erschulden 
dieses  Ürganes  als  das  ihre  aMci  kennen  nuiss';  und  soweit 
mindestens  gegen  gutgläubige  Dritte  jede  Körperschaft,  die 
sich  mit  bestimmten  Organen  in  den  Verkehr  begiebt,  eine 
den  Verkehrsanschauungen  entsprechende  Kompetenz  ihrer 
Organe  als  vorhanden  gelten  lassen  muss,  wird  auch  hier- 
von zugleich  der  Kreis  der  von  ihr  zu  vertretenden  Delikte 
berührt*.  Andrerseits  kann  den  Mitgliedern  gegenüber  die 


'  Wenn  also  z.  B.  der  Vorstand  einer  Aktiengesellschaft  oJcr  ein- 
getragenen Genossenschaft  seine  unbeschränkte  Macht,  Vertri^^c  im 
Namen  der  juristischen  Person  zu  schlicsscn.  dazu  missbraucln,  um  durch 
einen  solchen  Vertragsscliluss  einen  ausserkoatraktliciien  Betrug  zu  bc- 
gelien,  so  hat  er  hierbei  innerhalb  seiner  Kompetenz  delinquirt.  Darum 
bitte  auch  in  dem  von  Roeholl  a.  a.  O.  S.  340  nuigetheiltai  Fall» 
in  wekhem  die  statutenmäßig  zur  vollen  Vertretung  bei  Rechtsgeschäften 
ermächtigten  Vorsteher  einer  Sparkasse  durch  Ausstellung  von  Spar- 
kassenbüchern auf  Grund  einer  simulirtcn  Einlage  einen  Dritten  j^eschädigi 
hatten,  die  Korporation  zum  Ersatz  verurtheilt  werden  müssen;  v:^!.  die 
Kritik  des  gegemheiligeo  Erk.  des  R.  G.  v.  2}.  Ükt.  Ö2  b.  Kocholi 
394  59)- 

*  Vgl,  oben  S.  702.  Darum  sind  die  Bcsiimmungen  des  Pr.  A.  L.  R.  II» 
6$  — 12  j  u.  I  jo,  welche  die  den  »Repräsentanten«  in  ^  1 17  zugewiesene 
Ausübung  der  äusseren  Rechte  der  Korporation  und  Besorgung  ihrer 
Geschäfte  gutgläubigen  Dritten  gegenüber  zu  einer  von  inneren  Ein- 
schränkungen unabhängigen  Kompetenz  erheben,  auch  auf  Delikte  an- 
wendbar. Gleiches  aber  gilt  von  der  in  ^  >S6  ib.  enthaltenen  engeren 
objektivrechtlichen  Fixirung  der  Kompetenz  von  «Beamten«,  Dies  hat 
RochoU  a.  a.  O.  S.  394  H'.  trehend  ausgeluhr;,  ohne  d.ass  ihn  die  Be- 
merkungen von  Eccius  a.  a.  O.  N.  67  widerlegt  h.ittcn.  —  Derartige 
Gesichtspunkte  muss  auch  der  Staat  gegen  sich  gelten  lassen.  Insoweit 
der  Einzelne,  dem  der  vielgliedrige  Staatsorganismus  in  jeder  Behörde 
als  eine  von  der  individuellen  Erscheinungsform  unabhängige  Macht  ent- 
gegentritt (Jur.  Fik  Heid  bei  SeulT.  Bd.  17  N.  14$),  kdnen  Anlass  hat, 
die  örtliche  oder  sachliche  Zuständigkeit  einer  sich  ihm  gegenüber  als  kom- 
petent benehmenden  Beliördc  /u  bezweifeln,  wird  der  Staat  (ganz  abge- 
sehen von  den  nachfolgend  erörterten  Einwirkungen  des  Autoritätsver- 
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Befähigung  eines  Organes  zur  Darstellung  des  Gemeinwesens 
durch  die  autoritäre  Stellung,  welche  den  Trägem  der  Ge- 
meingewalt  eingeräumt  ist,,  über  seinen  legitimen  Wirkungs- 
kreis erstreckt  werden.  Wenn  insbesondere  ein  öffentlicher  Be- 
amter als  solcher  unter  Überschreitung  seiner  gesetzmäßigen 
Amtssphäre  mit  den  ihm  vom  Staat  anvertrauten  Macht- 
mitteln einen  Unterthanen  geschädigt  hat,  so  wird  der 
Suai  zwcitcllos  insoweit  dic.-.cii  Aaiiäubcrgntl  viui  bi^h  iicliinen 
müssen,  als  er  dem  Geschädigten  das  Recht  zur  Prüfung 
der  Kompetenz  oder  zur  Rüge  der  Inkompetenz  versagt 
oder  doch  ausdrücklich  jede  Verbindlichkeit  zu  derartigen 
Maßnahmen  abspricht';  er  wird  aber  darüber  hinaus  die 
eigne  Haftung  auch  dann  nicht  ablehnen  können,  wenn  nach 
den  konkreten  Umständen  mit  Rücksicht  auf  das  obrigkeit- 
liche Ansehen  des  Amtes  dem  Geschädigten  kein  Vorwurf 
daraus  gemacht  werden  kann,  dass  derselbe  das  Vorhanden- 
sein der  Kompetenz  annahm  oder  aber  dem  rechtswidrigen 
Eingriff  sich  fügen  zu  müssen  glaubte*.  Wie  also  überhaupt 


hältnissesl  dem  Geschädigten  ^ceenüber  die  \'crtrctung  der  als  solche 
hingencuiimciiic:',  AnuHluiulluii^Lr.  iuchi  ablehnen  dürfen. 

*  Insoweit  hat  der  Umstand,  dass  und  wie  der  Suai  die  Unter- 
thanen snOchigt«,  mit  ihm  durch  Vermitdung  der  Beamten  in  Beiiehung 
zu  treten,  dne  praktische  Bedeutung;  nur  darf  man  hierin  titdit  mit 
Pf  riffer  a.  a,  O.  II  369  ff.  u.  III  3S5  ff.,  Zachan'ar  a.  a.  O.  S.  6jO  ff.  U. 
dem  Münch.  Erk.  b.  Scuff.  Bd.  $  N.  38l  das  Fundament  der  staatUchen 
Haftung  suchen.  Sachlich  kommt  übrigens  dieses  Münchener  Erk.  auf  da«; 
Richtige  hinaus,  wenn  es  dem  Staat  eine  ausserhalb  des  gesetzhchen 
Wirkung.skrciscs  vorgenommene  Amtshandlung  dcslulb  aufbürdet,  weil 
der  Unterthan  seinen  Gehorsam  von  einer  Prüfung  der  Rechtmäßigkeit 
der  Verfügung  abhängig  zu  machen  nicht  verpfliditet  und  auch  itaum  in  der 
Lage  war.  Nur  nimmt  es  unrichtiger  Weise»  wie  es  sdieint,  auch  ohne 
Prüfung  des  Iconicreten  Falles  dn  solches  Verhälmiss  gUls  ab  gegeben  an. 

*  Richtig  SiMe  a.  a.  O.  N.  45.  —  Dagegen  wird  man  den  Aus* 
führungen  von  Loiting  a.  a.  O.  S.  117  ff.  gegenüber,  wenn  man  auch 
das  Rrch!  des  Ungehorsams  bejrw.  Widerstandes  ebenso  weit  wie  er  aus- 
dehnt, docli  die  von  ihm  statuirtc  P'h'cht  des  Märtvreriliunis  be^vv  ak- 
liven  Heroismus  bestreiten  müssen.  Die  Konsequenz  seiner  Argumenunon 
würde  dahin  führen,  dass  der  nicht  mit  gehörigem  Mutlte  Widerstand 
leistende  Geschädigte  auch  gegen  den  Beamten  selbst  keinen  Hrsauan- 


Digitized  by  Google 


KörpersthqfiUdies  WcÜen  und  Iktndiln. 


767 


vermöge  der  Unterscheidung  verschiedener  Seiten  oder 

Richtungen  der  Zuständigkeit  unter  mancherlei  eigenthüm- 
lichen  Gesichtspunkten  eine  Zerlegung  von  Handlungen  in 
die  dem  Gemeinleben  zugehörigen  und  die  ihm  fremd  blei- 
benden Elemente  stattfinden  kann,  so  ist  es  natnentlich  auch 
möglich,  dass  die  Handlung  eines  Organs  ihrem  gewollten 
Erfolge  nach  wegen  KompetenzOberschreitung  schlechthin 
nicht  zu  Stande  kommt  und  gleichwohl  den  Thatbc- 
stand  eines  der  Körperschaft  zurechenbaren  rechtswidrigen 
Verhallens  herstellt'.  Niemals  jedoch  wird  durch  alle  der- 


spfiidi  hitte,  ja  dass  sich  Niemand  mehr  über  eine  Vergewaldgung 

beklagen  dürfte,  wenn  er  die  Nothwehr  unterlassen  hat.  Übrigens  ver- 
langt Löning  selbst  de  lege  ferenda  im  Falle  der  Unmöglickcit  des 
Widerstandes  aus  Gründen  der  Gerechtigkeit  und  darüber  binniT^  lius 
Gründen  der  /.weckniaßigkeit  eine  subsidiäre  Haftung  des  Staates  lur  den 
Mtssbrauch  der  von  ihm  seinen  Beamten  anvertrauten  Machtmittel. 

*  So  ist  es  denkbar,  dass  in  der  Handlung  eines  Kürper>chalts- 
organcs,  welche  als  \'ertragssciilubb  wegen  Unzuständigkeit  dieses  Organes 
nlcbtig  ist,  gleichwohl  eine  der  juristischen  Person  zurechenbare  sog. 
culpa  in  contrahendo  steckt  Denn  wenn  beispielweise  dn  cur  Reprä- 
sentation der  juristischen  Person  bd  derartigen  Geschiften  im  Allge- 
ntinen  berufenes  Organ  bei  dem  Dritten  den  Schein  erweckt,  als  sei  die 
erforderliche  Zustimmung  eines  anderen  Organes  erfolgt  oder  in  diesem 
Falle  nicht  ndttüg,  so  kann  die  juristische  Person,  während  sie  kon- 
traktlicb  nicht  verbunden  wird,  doch  das  schuldhafte  Handeln  ihres 
Organes  zu  verantworten  und  folgc\vcise  Schadenersatz  zu  leisten  haben. 
Hierher  gehört  anscheinend  der  im  Erk.  des  O.  A.  G.  Jena  v.  20.  JuH  45 
b.  Seuft".  Bd.  4  N.  203  entschiedene  Fall.  Auch  ist,  wenn  ein  zur  .An- 
nahme von  gerichtlichen  Depositen  ermächtigter  Beamter  ein  Depositum 
ohne  justa  causa  deponendi  annahm,  der  Staat  hierdurch  zwar  nicht  als 
Depositar  haltbar  geworden:  es  ist  aber  damit  noch  mclu,  wie  das 
O.  A.  G.  München  im  Erk.  v.  28.  Juli  46  b.  Seuff.  Bd.  2  N.  159  an- 
nhnsnt,  jede  MAglichkdt  der  Begründung  tiner  Ersauklage  gegen  den 
Staat  abgeschnitten.  —  Allgemein  anerkannt  ist,  dass  die  juristische 
Person  bei  Kompetenaflbersdixcitungen  stets  aus  der  Bereicherung  haftet. 
Zweifelhaft  erscheint  es  aber,  ob  in  dem  vom  O.  H.  G.  Mannheim  im 
ErL  V.  13.  Febr.  57  Seuff.  Bd.  is  N.  147  entschiedenen  Fall  dieser  Ge- 
sichtspunkt wirklich  ausreichte»  um  die  Stadtgemeinde  Heidelberg  zur 
Rückzahlung  eines  von  der  revolutionären  Regierung  aus  Staatsmitteln 
empfangenen  Darlehns,  das  mangels  Zustimmung  der  Gemeinde  und  der 
Verwaltungsbehörde  als  solches  nicht  zu  Stande  gekommen  war.  an  den 
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artigen  Hr.sciicinungen  der  Sau  umgcstossen,  dass  Alles, 
was  ein  Organ  ausserhalb  seiner  Ziiständigkeii  rechtswidrig 
ihut,  lediglich  dem  Individuum  zur  Last  fällt*. 

Schon  aus  dem  Bisherigen  erhellt  die  besonders  enge 
Verflechtung,  welche  gerade  im  Gebiete  des  unerlaubten 
Handelns  zwischen  körptrscbafdicher  und  individueUer  Akiim 
zu  Tage  tritt.  Schliesslich  aber  erschöpft  das  Körperschafts- 
delikt als  solches  überhaupt  niemals  den  Thaibestand,  in 
dem  es  sich  verwirklicht,  sondern  lässt  stets  einen  Rest 
von  selbständiger  Individualverschuidung  stehen.  Denn  die 
Rechtsordnung  legt  den  als  Organen  eines  Gemeinwesens 
fungirenden  Menschen  immer  zugleich  eine  individuelle 
Verbindlichkeit  auf,  hierbei  normgemäß  zu  verfahren.  Wäh- 
rend sie  also  in  der  Lage  ist,  die  rechtmäßige  Willensaktion 
eines  Organes  legelmaßli;  ohne  jeden  individuellen  Rück- 
stand dem  Gemeinleben  zuzuweisen,  nuiss  sie  für  jede  rechts- 
widrige Handlung  oder  Unterlassung  eines  Organes  neben 
der  etwaigen  VerantwortUchkeit  der  dadurch  beiasteten  Ge- 
meinheit zugleich  eine  individuelle  Verantwonlichkeit  der 
schuldigen  Einzelnen  statutren.  Sie  braucht  freilich  nicht  in 
jedem  Falle  alle  Konsequenzen  hieraus  zu  ziehen'.  Allein 
sie  eriüllt  durchaus  nur  eine  Anforderung  der  Rechtsidee, 


Badischen  Fiskus  zu  verurtheilen,  obwohl  das  Geld  sofort  wieder  der  Stadt 
zu  Ausgaben  für  die  revolutionären  Truppen  abgendtfaigt  worden  war. 
Ob  hier  eventuell  eine  Haftung  aus  einem  der  Stadt  anrechenbaren  Vcr- 
sehr.  1  den  /.u  begründen  gewesen  wäre,  lasst  sich  aus  dem  mitgetheilten 
Tliaibestande  nicht  ersehen. 

*  Vnd  /w.ir  auch  dann,  wenn  die  recluiwidrige  Handlung  bei  Ge- 
legenheit licr  Ausübung  einer  genieinhcuhchen  Funktion  oder  unter  Miss- 
brauch der  anvertrauten  geraeinheithchen  Machunittel  vollzogen  wird. 

'  Wie  nach  dem  gehenden  Recht  in  sehr  vielen  Fällen  der  gemein^ 
heitliche  Besundtbeü  eines  Deliktes  unbeachtet  bleibt  und  Rechtsfolgen 
nur  för  die  schuldigen  Einzelnen  eintreten,  so  giebt  es  unigekefan  Fälle, 
in  denen  die  Reaktion  der  Rechtswdnung  skh  lediglich  gegen  die  schul- 
dige Körperschaft  kekrt.  So  kann  z.  B.  eine  eingetragene  Genossenschaft 
oder  eine  Innung  wegen  eines  rechtswidrigen  Beschlusses  au  (gelöst 
werden,  ohne  dass  die  Einzelnen,  welche  den  Vorj>chIag  gemacht  oder 
für  denselben  gestimmt  haben,  ein  Recbtsnachtheil  träte. 
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wenn  sie  an  diese  zwiefachie  Verantwortlichkeit  auch  eine 
doppelte  Reihe  von  Rechtsfolgen  knüpft.  Demgemäß  schliesst 
zunächst  eine  Bestrafung  der  Körperschaft  als  solcher  keines- 
wegs eine  gleichzeitige  ßcsiralun^  ücr  alb  Individuen  schul- 
digen Trfiger  oder  Mitträger  von  Organstellungen  aus'; 
nur  muss  bei  der  Abmessung  solcher  Strafen  stets  darauf 
Rücksicht  genommen  werden,  dass  dem  Individuum  der- 
jenige Bestandtheil  der  Strafthat  nicht  zugerechnet  werden 
darf,  für  welchen  eben  lediglich  die  fehlerhafte  Richtung 
des  Gemeinwillens  verantwortlich  gemacht  und  welcher 
daher  in  der  Körperschaftsstrafe  verbüsst  wird*.  Sodann 
trifit  die  aus  einem  Körperschaftsdelikt  dem  Geschädigten 
gegenüber  begründete  Ersatzpflicht  neben  der  schuldigen 
juristischen  Person  zugleich  die  schuldigen  Einzelnen';  nur 
darf  die  juristische  Person  darum  ihrerseits  keincswci^b  den 
Ersatzkiager  zunächst  an  die  mitverhaltcten  Individuen  ver- 
weisen^, falls  nicht  etwa  durch  positiven  Kechtssatz  ihre  an 


'  HierOber  war  schon  die  nutteldterlidie  Theorie  bei  mancherlei 
Streit  in  den  Ehuelfragen  einig;  vgl  mein  Genoss.  R.  III  S.  410,  496 

N.  38s. 

'  Dieser  Gesichtspunkt  wurde  von  der  älteren  Theorie  in  deni 
Verlangen  einer  Strnfnnlderunp  vicltach  zur  Geltung  gebracht,  von 
Bartolm  aber  mit  seiner  Distiukiiün  cigcniiiciiei  uad  unc igen ilic her  Kor- 
porationsdeUlite  dergestalt  verktiüptt,  dass  don  die  ESmehwo  und  hier 
die  juristische  Person  nur  als  Thdlnehmer  bestraft  werd«  sollten; 
a.  a.  O.  S.  410  N.  255. 

3  Vielfach  wird  freilicb  auch  abgesehen  von  etwaiger  Mittellosigkeit 
der  Schuldigen  der  Ersatzanspruch  gegen  die  Einzelnen  schwer  realisirbar 
sein;  so  kann  er  bei  Schadigungcu  durch  Versanunlungsbeschlüsse,  bei 
denen  -vielleicht  geheime  Abstimmung  stattfand,  sowie  bei  manchen 
Oiiiissivdelikten  an  der  Schwierigkeit  der  Feststellung  der  i>vliuldver- 
theilung  scbdtem. 

«  Wird  die  Hafhuig  des  Staates  flir  seine  Beamten  aus  einer  Ga- 
raniiddstnng  oder  anf  ähnliche  Weise  hergeleitet,  so  muss  sie  in  Er« 
mangelung  abweichender  Bestimmungen  fiir  subsidiär  erklärt  werden; 
so  in  der  That  Erk.  des  O.  A.  G.  Jen;i  v.  24.  Aug.  47  u.  v.  5.  Okt.  77 
Seuff.  Bd.  5  N.  174  u.  Bd.  54  N.  214,  .luch  Hrk.  des  Ü.  A.  G.  Celle  ib. 
Bd.  5  N.  2.S1  ;  ebenso  G.  Meyer,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §  119.  Dat^Cfcn  er- 
giebt  sicti  von  ucni  b;anapunkte,  dass  der  Staat  selbst  geiuudelt  hat, 
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sieb  principale  Haftung  zu  einer  blos  subsidiären  Verbind- 
lichkeit herabgemindert  ist'.  Dagegen  erwächst  im  inneren 
Körperschaitsverhiltniss  insoweit,  ak  dem  Träger  einer  Or- 
ganstellung ein  Verstoss  gegen  seine  in  der  körperschaft- 
lichen Rechtsordnung  wurzelnden  Verbindlichkeiten  zur  Last 
fällt,  aus  dem  iiidividuellen  \'erscliulden  der  Glicdpcrsoncn 
eine  primäre  Verantwortlichkeit  gegen  die  Gesammtperson*. 


dne  prindpale  Haftung  dessdben;  eine  sokhe  ninuiit  denn  auch  die 
Pmsis  im  Zweifel  Überall»  wo  sie  Überhaupt  den  Staat  f&r  verhaftet  er- 
klärt, als  vorhanden  an;  vgl.  bes.  Erk.  des  O.  A.  G.  Dresden  ib.  Bd.  i 
N.  166,  der  Jurist.  Fak.  Heidelb.  v.  1836  ib.  Bd.  17  N.  145,  des  A.  G. 
Celle  V.  14.  Febr.  79  ib.  Bd.  ^>  N  ^87  Ebenso  wird  die  prindpale 
HaftunjT  des  Staates  in  vielen  Gesetzen,  welche  sich  auf  den  Schadens- 
ersatz aus  Anitsversehen  einer  bestimmten  Gattung  beziehen,  ausdrücklich 
sutuirt;  in  Österreich  werden  dabei  der  Staat  und  der  schuldige  Be* 
amte  als  Kfitschuldtier  nir  ungetheilten  Hand  angesehen ;  vgl.  E.  lAmg 
S,  III,  Rfilb,  D.  P.  R.  III  $  232  N.  14. 

*  So  ist  b  Coburg-Gotha  durch  die  V.  U.  Art  68  eine  allgemetne 
Haftung  des  Staates  för  die  durch  Argfist  oder  grohe  Versdinldung  der 
Staatsbeamten  als  solcher  einem  Staatsangehörigen  verursachten  Schäden 
anerkannt;  dieselbe  soll  aber,  von  gegcnthciligen  Festsetzungen  beson- 
derer Gesetze  abgesehen,  nur  subsidiär  eintreten.  Ebenso  leitet  die  Bav 
fische  Praxis  in  den  Gebieten  des  Preuss.  L.  R.  aus  diesem  Gesetzbuch 
dne  aUgemebe,  jedodi  nur  subsidiäre  Haftung  des  Staates  f&r  die  Bte- 
amten  ab;  Roth  a.  a.  O.  N.  54.  Audi  ist  in  manchen  Spedalgesecaen 
dne  solche  blos  subsidiäre  Haftung  (br  dniehie  Gebiete  amtlidier  Thi- 
tigkeit  eingeftdiTt 

*  Hierbei  ist  zweierlei  zu  beachten.  Erstens,  dass  sich  die  Verant- 
wortlichkeit gegen  die  Juristische  Person  mit  der  Verantwortlichkeit  gegen 
Dritte  keinesw^egs  deckt:  es  kann  JcTn:ind  in  ersterer  Hinsicht  durch  den 
Bcschluss  oder  Befehl  eines  vorgesetzten  Organes  jeder  eignen  Verant- 
wortiicUkcu  enthoben  sein,  während  er  Dritten  gegenüber  mit  voller 
Vexantwoftüdikdt  belastet  bleibt;  vgl,  z.  B.  H.  G.  B.  Art.  241  Abs.  4, 
auch  Art.  226  Abs.  ).  Zweitens,  dass  durch  die  souverlbe  oder  doch 
in  bestimmtem  Um&nge  unabhängige  (quaa-soaveräne)  StelUing  eines 
Organs  die  Verantwordichkeit  der  in  dieser  Organstellung  fungirenden 
Individuen  dem  Gemeinwesen  gegenüber  aufgehoben  wird.  Man  denke 
an  die  volle  Unvcrantworilichkeit  des  Monarchen  und  die  partielle  ün- 
verantwortiichkeit  der  W  ähler,  Abgeordneten  und  Richter  gegen  den 
Staat.  Ebenso  wird  man  in  einer  Körperschaft,  deren  oberstes  Organ 
die  Mitgliederversammlung  ist,  eine  Verantwortung  Ahr  die  Stimmabgabe 
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Das  Gemeinwesen  kann  daher  dieselbe  rechtswidrige  Hand> 
long  oder  Unterlassung^  in  welcher  es  einen  Ausfluss  seines 
organischen  Lebens  und  somit  einen  ihm  selbst  zurechen- 
baren Fehler  anerkennen  muss>  an  dem  schuldigen  Gliede 
mit  den  ihm  zu  Gebote  stehenden  Straf-  und  Znchtmitteb 
ahnden*.  Und  es  kann,  wenn  es  Schadenersatz  leisten  musste, 
gegen  die  verantwortlichen  Hinzeinen  Regress  nehmen*. 

Wenn  und  süwcil  nun  hiemach  ein  Körperschaftsdelikt 
vorliegt,  vermag  dasselbe  rechtliche  Wirkungen  unmittelbar 
für  die  juristische  Person,  immer  aber  nur  für  sie  und  nicht 
für  die  Einzelnen  hervorzubringen.  Sehen  wir  hierbei  von 
den  eigenartigen  völkerrechtlichen  Wirkungen  des  Verschul- 
dens der  Staaten  ab\  so  sind  Straifolgen  und  Ersatzfolgen 
zu  unterscheiden. 

I.  Dass  eine  Bestrtrftmg  von  Körperschaften  an  sich  denk- 
bar ist,  kann  nur  ein  einseitiger  Doktrinarismus,  der  die 
Thatsachen  der  geschichtlichen  Erfahrung  willkOrlich  um- 


in  dieser  Versammlung  der  juristischen  Persoti  gegenüber  als  ausge- 
schlossen erachten  müssen  (während  e«;  hiermit  verembar  bleibt,  dass  das 
einzelne  Mitglied  wegen  seiner  Mitwirkung  bei  einem  rechtswidrigen 
Majoritäisbcscliluss  vom  Staat  bestraft  und  vom  geschädigten  Dritten  auf 
EfMtt  belangt  werden  kAnnte). 

*  Dies  geschieht  im  Staate  und  in  den  ötfentlichrechthchen  Körper- 
sdiaftai  namentlich  durch  Disaplinarstcafen,  findet  sich  aber  in  analoger 
Weise  in  den  privatrechtlichen  Verbinden. 

*  Hieran  ist  nie  gezweifeh  worden. 

}  Im  Völkctrcciit  ist  die  \' erantwortlichkeit  der  Staaten  als  soldier 
l&r  die  völkerreditswidrigen  Handlungen  ihrer  Oigane  a%e[nein  aner^ 
kannt  Auch  herrscht  in  demselben  aweifeUos  die  Rechtsansehauung, 
dass  dem  Verschulden  des  Staates  sowohl  eine  Strafe  folgen,  als  auch 
eine  VerbindHchkeit  zum  Schadensersatz  (Genugthuung,  Kriegskosten- 
entschidiputifr  u-  s.  w.)  entspringen  kann.  Allein  einerseits  entbehren 
beiderlei  Rcchtslolgen,  da  sie  nur  durch  Sclbsthüifc  erzwingbar  sind, 
der  vollen  begrifflichen  Fniwicklung  und  Ditierentiirimg.  Andrerseits 
sind  mi  Völkerrecht  noch  nicht  alle  Reste  einer  Ansciuuung  überwun- 
den» welche  den  Staat  auch  fikr  die  Einsdnen  und  die  Etnidnen  f&r  den 
Staat  verantwottUch  macht. 

49* 


772 


Viertes  Kapitel. 


deutet,  in  Abrede  Stetten'.  Undenkbar  ist  freilich,  dass  das 
mverine  Gemeinwesen  vor  seinem  eignen  Strafgericht  er- 
sciüene  tind  eine  Bestrafung  seiner  selbst  heischte  und  voll- 
zöge! Allein  vrenn  hervorragende  Kriminalisten  hieraus 

gefolgert  haben ,  dass  die  Verirrungen  der  Gemeingeister 
stets  nur  »vor  den  Richterstuhl  der  Weltgeschichte«  ge- 
hören ^  so  übersehen  sie  nich:  nur  die  freilich  bescheidene 
Rolle,  welche  bei  dem  Richterspruch  der  Weltgeschichte 
die  völkerrechtlichen  Formen  spielen  ^  sondern  vergessen 
vor  Allem,  dass  selbst  über  Staaten,  falls  sie  als  Gliedstaaten 
einem  Oberstaat  unterworfen  sind,  ein  wahres  Strafgericht 
ergehen  kann^  und  dass  es  um  so  weniger  den  anderen 
Gemeinheiten  gegenüber  an  einer  Strafgerichtsbarkett  ge- 
bricht. Die  Körperschaft  als  solche  bt  femer  Trägerin  von 
Rechtsgfitem,  welche  stra^eise  geschmälert  oder  entzogen 
werden  könnend   Hs  gibt  daher  Körperschaftsstrafen  im 


'  Um  die  Behauptung  der  »logischen  UnmlJglichkeitc  einer  KArper> 

SChaftssirafe  trotz  der  zahlreichen  Fälle,  in  denen  bis  in  die  neuere  Zeit 
hinein  Körperschaften  in  aller  Fomi  Rechtens  bestraft  worden  sind,  auf- 
recht halten  zu  können,  pflegt  man  zu  der  leeren  Ausrede  zu  greifen, 
dass  dies  blosse  »politische  Regentenhandlungen«,  wie  sie  iu  anarchischer 
Zeit  der  übermächtige  Korporauonsgeist  herausgetorden  habe,  gewesen 
seien;  so  Grohmum  $  143,  K3em  Arch.  S.  19  fT.,  Ab^g  Lehrb.  §  71, 
HiffUr  $  46  N.  X,  Mare^oU  a.  O.  S.  6$— 66;  ebenso  Sawgny  ü. 
S.  }iS  E  u.  andere  Civilisten.  Hiergegen  wendet  sich  lanii^  S.  28; 
seine  dgene  Umdeutung  der  mittelalterlichen  Körperschaftsstrafen  in  Be> 
strafungen  der  »Gesammtheit  der  Einzelnen«  ist  jedoch  ebenso  unzu- 
reichend, d  l  die  Gesammtheit  eben  genau  als  dasselbe  Wesen,  als  welches 
sie  Rechtssubjekt  war,  der  Strafe  unterlag. 

•  So  Ab^g  Lehrb.  5  71  u.  Berner  Lchrb.  §  76. 

)  Vgl.  oben  S.  771 N.  3.  Möglich  bt  ja  sogar  dteEnetamg  desvRichier- 
Stahles  der  Weltgescfaicfate«  durdi  ein  Schiedsgeridit,  und  es  ist  nidit 
undenkbar,  dass  ein  souveräner  Staat  f&r  den  Fall  dter  Feststdhmg  seiner 
Schuld  sich  mer  durch  den  Sprach  des  Schiedsgerichts  zu  erkennenden 
Strafleistung  unterwirft. 

*  Dass  z.  B,  ein  Bundesstaat  seine  Gliedstaaten  wegen  Hocliver- 
rathes  bestrafen  kann,  haben  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
bewiesen. 

t  Vgl.  Lisü  a.  a.  O.  S.  104. 
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Recbtssiane.  Wenn  eine  Geldstrafe  in  das  Körperschaft«- 

vermögen  vollstreckt  oder  eine  demsell^en  augehörige  Sache 
küiitiscirt  oder  vernichtet  wird;  wenn  eine  Minderung  der 
Körpersch.iftsehre  durch  Verweis»  Aberkennung  einzelner 
Hhrenrechie ,  Rangherabsetzung  u.  s.  w.  erfolgt ;  wenn  ein 
Strafurtheil  den  Verlust  oder  die  Schmälerung  körperschaft- 
licher Privilegien,  politischer  oder  gewerblicher  Befugnisse» 
innerer  Gewaltrecfate  u.  s.  w.  ausspricht ;  wenn  die  Existeag 
der  Körperschaft  strafweise  aufgehoben  wird:  so  handelt  es 

sich  hier  überall  um  wirkliche  Straten,  welche  die  Ge- 
sammtpcriiOn  als  solche  und  nur  sie  treffen'.  Der  Hinwand,  • 
dass  bei  öäfentUchrecbtlichea  Körperschaften  der  Staat  durch 
Verhängung  solcher  Strafen  sich  selbst  strafen  würde  V  bricht 
tnit  der  Anerkennung  der  eignen  Rechtssphären  der  engeren 
Gemeinwesen  sofort  zusammen  ^  Ebenso  erweist,  sich  der 
umgekehrte  Einwand,  dass  in  letzter  Instanz  die  Körper- 
;.vnaUi>straie  stets  Individuen  beseliwere^,  als  unstichhaltig, 
sobald  eben  nur  die  Schmälerung  oder  Hntziehung  eines 
Rechtsgutes  in  Frage  steht,  welches  die  Verbandsangehörigen 
als  Glieder  des  socialen  Organismus  und  nicht  zugleich  in 
ihrem  individuellen  Fürsichsein  zu  gemessen  habend  Endlich 


'  Vgl.  mein  Genoss  R.  III  S.  2j6,  345  ff.,  406  ff.,  49s  ff.,  745  ff.; 
Sttüems  5  5^ — ^7  ;  Guter  mann  §  7, 

'  So  Klein  Arch.  S.  18  ff.,  Grolmann  ^  30,  Henkf  Lehrb,  5  54  und 
Hondb.  I  5  S.  38),  Lauenslein  5  n.  Tittmann  ^  113  will  deshalb  nur 
Bprivate  Gesetkchaiteii«  strafen. 

i  Schon  Hepp  Versuche  S.  91—93  bemerkt,  dass  sonst  der  Sjtaat 
auch  den  einzelnen  Staatsangefadrigen  nicht  strafen  kOnnte,  da  er  stets 
in  seinem  Gliede  zugleich  sich  selbst  schädigt.  VgL  SmUms  $  20.  ^ 
Ober  die  Berechtigung  des  Hinwandes  nach  der  römischen  Auffiusiing 
VgL  mein  Genoss.  R.  III  S.  170  N.  149. 

So  Bertier  Lelirb.  5  76,  Mart{oII  S.  64 — 65 ;  für  private  Körper- 
schaften mit  »eignem«  Zweck  auch  KJrin  a.  a.  O.  u.  Grunds.  5  i)^* 
Laumstnti  i.  c. 

i  Dass  Iriihcrcn  Zeiten  zum  Theil  noch  als  Körperschaflsstrate  cf- 
schcmcn  koimtc,  was  uns  als  Strafe  der  Einzelnen  gelten  würde,  beruht 
auf  einer  abweichenden  Grenxregulirung  zwischen  Gemeinschaft  ua4 
Individttttm. 
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ist  die  Gesammtperson  als  solche  auch  fähig,  die  Strafe  als 
ein  Obel  zu  empfinden.  Denn  die  oft  aufgestellte  gegen- 
theilige  Behauptung'  steht  und  &Xk  mit  der  Vorstellung 
der  iingtrten  PersAnlichkdt.  In  Wahrheit  gehört  die  Em* 
pfindung,  welche  durch  die  Körperschaftsstrafe  in  den  die 
Körperschaft  bildenden  Menschen  geweckt  wird,  genau  in 
demselben  Sinne  dem  Gemeinleben  und  niclu  dem  Individual- 
leben  an ,  in  welchem  der  in  diesen  Menschen  erzeugte 
Wille,  weicher  die  That  gewirkt  hat,  als  lilement  des  Ge- 
meinwillens in  das  Gemeinleben  fällt. 

Die  Bestrafung  der  Körperschaften  wegen  der  ihnen 
zuzurechnenden  Vergehen  ist  aber  nicht  blos  möglich,  son- 
dem  gereättK  Denn  wenn  und  soweit  menschliches  Ver- 
schulden in  jener  Sphäre  des  Gemeingeistes  wurzelt »  in 
welcher  das  psychische  Leben  des  Einzelnen  durch  die  in 
ihm  wirksame  Gesammtkraft  eines  organisirten  geistigen 
Zusammenhanges  bestimmt  wird,  entspricht  es  durchaus  der 
Rechtsidee,  dass  auch  die  Reaktion  der  verletzten  Rechts- 
ordnuni;  die  Menschen  in  diesem  Zusanmicnbange  und  nur 
in  ihm  treffe.  Die  schuldigen  Hinzeinen  mng  für  ihr  über- 
schiessendes  individuelles  Verschulden  noch  eine  besondere 
Individualstrafe  ereilen.  Dagegen  widerfährt  ihnen  ein  Un- 
recht, wenn  sie  als  Individuen  voll  verbüssen  sollen,  was 
nur  zum  Theil  ihre  eigne  That  war'.  Den  unschuldigen 


'  So  von  Hnner  Lehrb.  §  76  (der  blos  fingirte  Wille  könne  keinen 
Strafzwang  empfinden);  vgl,  Malblanc  I.e.,  Grolmann  §  50,  Scbütie^  ji; 
auch  Erk.  des  Kamnicrger.  Berlin  h.U>hr  Centralorgan  N.  F.  Bd.  j  S.64. 

*  Nicht  för  undenkbar,  aber  för  ungerecht  scheint  Ü^MdhdÜ 
$  59  N.  9  die  Körperschaftsstrafe  «1  halten.  Ebenso  RocboU  a.  a.  O. 
S.  392  auf  Grund  der  von  ihm  dem  Preuss.  R.  2ugescfariä>enen  Auffiu- 
song,  dass  die  juristische  Person  immer  blos  mittelbar  handek.  —  Nur 
für  unzweckmäßig  hält  sie  Bauer,  Lehrb.  §  42  N.  b. 

J  Diesen  Gesichtspunkt  hebt  Lisst  a.  a.  O.  hervor.  Zum  Belege 
kann  dicGleichstellunf^  des  oben  S.728N.  2  behandelten  \'ergchens  mit  einer 
für  sich  begangenen  Unterschlagung  dienen.  Freilich  wird  auch  jetzt  bei 
der  Stafabmessttog  die  richtige  Erwägung  sich  thatsidilich  eine  gewisse 
Geltung  verschaifen.  —  Auf  der  falschen  Voraussetsong,  dass  <fie  neben 
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keinerlei  Unbill.  Sic  werden  m  dem,  was  ihnen  zu  eigen 
gehört,  mein  berührt.  Wenn  sie  aber  in  ihrem  gliedmäßigen 
Antheil  an  den  ideellen  und  materielien  Gütern  des  Gemein-. 
Wesens  geschädigt  werden,  so  verlieren  sie  nur,  was  sie 
ohnehin  blos  durch  das  Ganze  und  in  Abhängigkeit  von 
dessen  Schicksalen  und  Handlungen  besitzen.  Es  liegt  in 
der  Natur  jedes  socialen  Organismus,  dass  seine  gegen- 
uariigen  und  kunltigcii  Glieder  in  seinen  Lebensprucess 
verstrickt  sind  und  sein  Wohl  und  Wehe  miterleben.  Lässt 
das  Recht  den  Lohn,  den  ein  Gemeinwesen  iür  eme  rüiini' 
liehe  That  an  körperschaftlichen  Ehren  und  Vortheilen  em- 
pfiUigty  durch  Vermittlung  des  Ganzen  den  verdienstlosen 
wie  den  verdienstreichen  Gliedern  zufliessen»  so  mag  es 
auch  fÖr  eine  Frevelthat  die  Körperschaft  als  solche  strafen, 
wennschon  in  dem  schuldigen  Ganzen  nothwendig  unschul- 
dige wie  schuldige  Glieder,  nur  eben  alle  lediglich  in  ihrem 
GUedverhältniss,  mitleiden  \ 


der  Körpcrschnf'tsstrafc  zulässige  Individu;ilstr:ifc  noch  einmal  das  iJ^anze 
Verschulden  sühnen  solle ,  beruht  der  Hinwand  von  Mörstadt  zu  I  cucr- 
bach  §  28  N.  4,  dass  die  Schuldigen  doppelt  gestraft  würden.  Ebenso 
die  Meinung  von  M<ir/m  5       dass  eine  der  beiden  Strafen  überflüssig  sei. 

'  Die  Gegner  der  Korpcrschaftsstrafe  haben  stets  vor  .\llcni  die 
dadurch  den  unschuldigen  Mitgliedern  und  insbesondere  den  künftigen 
Gesciiicchiern  zugefügten  Nachtheile  ins  Feld  geführt;  so  schon  Mal' 
hlanc  1.  c,  der  aber  gerade  deshalb  eine  Verwirkung  der  Privilegien  auf 
Zeit  noch  zulassen  und  nur  die  dauernde  Entadiung  derselben  aus- 
xhBcssCT  wollte;  ebenso  Fma^acb  $  i)8  N.  Khin  Grunds.  S  156* 
Vgl.  dagegen  Hepp  Versnche  S.  80—89,  SmUms  $  20  sq.  u.  Guter- 
mum  $  ^  —  Dass  die  ältere  Auffassung  auch  solche  KDrperschafts- 
strafen  kannte,  die  einem  vorgeschritteneren  Rechtsbewusstsein  nicht  blos 
auf  die  Glieder  als  solche  zurückzuwirken,  sondern  tief  in  do-en  Indi' 
vidualsphäre  euuugreifen  scheinen,  spricht  natürlich  nicht  gegen  die 
Körperschaftsstr.ife  überhaupt,  sondern  nur  gegen  diese  Arten  derselben. 
Genau  in  gleicher  Weise  hat  das  Recht  gewisse  Individualstrafen  wegen 
ihrer  Einwirkung  auf  Familienangehörige  und  Nachkonimen  abi^estreift 
oder  modihcin,  oline  doch  jemals  daran  denken  m  können,  der  i  aiiuiie 
und  den  Nachkommen  auch  die  aub  dem  Zusammenhange  mit  demVer» 
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Trotzdem  verhält  sich  unser  positives  Recht  gegen  den 
Gedanke»  der  Korperschaftsstrafe  principiell  ablehnend.  Gleich 
den  vorangegangenen  Landesstrafgesetzbüchem  handelt  das 
Reichsstrafgesetzbuch  nur  von  Schuld  und  Strafe  der  Indi- 
viduen*.  Damit  ist  nun  freilich  nicht  nur  dem  nichtstaat- 
licben  Strafrecht  in  keiner  Weise  präjudicirt%  sondern  auch 
die  Androhung  von  Korperschaftsstrafen  in  anderen  Rekfas- 
gesetzen  oder  in  Landesgesetzen  keineswegs  ausgeschlossen'. 


brecher  nothwendtg  sich  ei^ebenden  nachtheiligen  Folgen  der  Strafe  ab- 

«utiehmen. 

■  Von  den  älteren  Strafgesetzbüchern  haben  das  Bair.  Str.  G.  B.  v. 
1813  Art.  49,  Grossh.  Hess.  Art.  44,  Hannov.  Art.  56  u.  Ösierr.  ^  486 
nodl  ausdrücklidi  die  Kürpcrscbaftsstrafe  verworfen,  wälirend  das  Preus». 
Str.  G.  B.  dies  nicht  mehr  für  ndtbig  hielt  {GMtamner  Materiatien  I 
))2).  Auch  das  R.  Str.  G.  B.  schweigt:  dies  Schweigen  genögt  aber, 
um  ausser  Zweifel  zu  stellen,  duss  seine  Bestimmungen  nur  auf  Indivi- 
duen anwendbar  sind.  -  Im  englisch-amerikanischen,  französischen  und 
russi?;chen  Recht  ist  die  Bestrafung  juristischer  Personen  innerhalb  ge- 
wisser Grenzen  zulässig.  (Altcrc  \'(irsclil.ii,'c  darüber  vgl.  b.  Erhard, 
Entw.  eines  Gb.  f.  Sachsen,  ed.  Friderici,  Gera  u.  Leipzig  1816,  3  506 
bis  J18  u.  740). 

*  So  kann  z.  B.  die  Handhabung  der  kirchlichen  Strafgewalt  auf 
Grund  des  kanonischen  Rechtes  zur  Bestrafung  von  Körperschaften 

führen.  .\uch  steht  nichts  entgegen,  dass  eine  zusammengesetzte  Körpcr- 
scli.ift  iliren  Gliedkörpem  wie  ihren  ein/.elncii  Mitgliedern  innerhalb  der 
Grenzen  ihrer  statuuuisciien  .Strafgewalt  Strafen  androlit  und  auferlegt. 

>  Hindinfi  a.  a.  ü.  S.  310  behauptet  freilich,  durch  \  s\  des  Str.  G.  B. 
st)  jcüe  Bestrafung  juristischer  Personen  auch  uacii  Laailesreclu  aus- 
geschknsen.  AOein  man  kann  unmöglich  anlernen,  dass  der  Gesetx* 
geber  juristische  Personen  zu  den  »Thätem«  rechnen  wollte,  die  »sich 
in  emem  Zustande  von  Bewusstlosigkeit  oder  krankhafter  Störung  der 
GeistesthätigkeitK  befinden  I  Die  Bestimmungen  des  R.  Str.  G.  B.  fiber 
Zurechnun/^sfähigkeit  sind  nur  auf  Individuen  gemünzt:  keineswegs  aber 
sind  damit  juristische  Personen  für  unzurechnungsfähig  erklärt.  Bei  der 
negativen  Fassunj^  des  ^  5'  bleibt  es  eben  dabei,  dass  das  Gesetzbuch 
über  die  Folgen  der  Delikte  juristischer  Personen  ein  absolutes  Schweigen 
beobachtet.  Dieses  Schweigen  bedeutet  nach  den  bekannten  Prindpien 
über  die  Auwendung  der  Strafgesetze  die  Unanwendbarkeit  der  Straf» 
bestimmungen  des  Gesetzbuches  auf  juristische  Personen.  Der  Aus« 
bildung  eines  Sonder  Strafrechts  für  dieselben  ist  dagegen  hwnnit  ein 
Hindemiss  nicht  bereitet. 
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Alldn  die  strafrechtliche  Reaktion  gegen  schuldige  Gesamnu- 
Personen  ist  von  vornherein  aus  dem  Gebiete  des  eigentlich 
normalen  Strafrechts  verbannt.  Sie  muss  sich  daher  ihre 
besonderen  Wege  suchen.  Um  so  bezeichnender  ist  es,  dass 

alle  MachtspruclK-  einer  fast  cinmüthii^cu  Doktrin  so  wenig, 
wie  sie  das  körperschaftliche  Verschulden  austilgen  knniucu, 
die  Korperschaitsstrafe  aus  der  Welt  zu  schaffen  vermocht 
haben  !  Insbesondere  verwendet  auch  heute  der  Staat  die 
Bit^tehung  des  Rechtes  auf  Existen^^  oder  ein^äner  körperschaft' 
Udter  Rechte  in  erheblichem  Umfange  als  Strafmittei  gegen 
juristische  Personen  \  Insoweit  derartige  Maßregeln  auf 
Grund  der  Anforderun^^en  des  öffentlichen  Wohles  durch 
einen  freien  Verwaltungsakt  voUxogen  werden  können, 
braucht  dabei  äusserHch  der  Unterschied  zwischen  einem  Akte 
der  strafenden  Gerechtigkeit  und  einem  etwaigen  Akte  der 
die  staatlichen  Machtmittel  nach  Zweckmäßigkeitserwägungen 
verwendenden  Politik  nicht  hervorzutreten'.  Und  sobald  ein 


'  Dass  hierbei  Juch  die  sog.  Vereinsgesetze  in  Betracht  gezogen 
werden  müssen,  ergiebt  sich  aus  dem  oben  S.  170  N.  2  geführten  Nach- 
weis, dass  diese  Gesetze  unter  alJen  Unistanden  den  Vereinen  als  solchen 
eine  puHinsitsch^  Hechts-  und  Handlungsfähigkeit  beilegen.  Die  \'er\v  irkung 
des  puuiicistischen  Existenz  rechtes  durch  ein  \'erschulJeu  des  Vereines 
als  socfaen  ist  daher  von  der  Vcrwirkung  des  Rechtes  auf  eine  zugleich 
im  Privatrecht  anerkannte  Existenz  durch  ein  Körperschaftsdelikt  nicht 
prindpidl  verschieden.  Nichts  ist  hierfür  beteichnender,  als  dass  das 
Kayr.  Ges.  über  »anerkannte  Verdne«  in  Art  26  Z.  5  eine  Auflösung 
dieser  Vereine  nach  wie  vor  »durch  die  in  Gemäßheit  der  gesetclichen 
Bestimmungen  über  Versammlungen  und  Vereine  erfolgte  Schliessung« 
eintreten  lassen  kann. 

*  So  kann  das  im  Pr.  A.  L.  R.  II,  6  S  189 — 191  dem  Staate  zuge- 
sprochene Recht,  in  Handhabung  der  Korporationshoheit  Gcmcint^iten 
acfrulöscn  oder  n\  reformiren,  zweifellos  im  Sinne  einer  Bestrafung, 
ebensogut  aber  in  jedem  anderen  Sinne  ausgeübt  werden.  Cileiches  gilt 
von  dem  ehemaligen  diskreticMiaren  polizeilichen  Recht  der  \'ereiiis.uif- 
lösung,  wie  es  noch  heute  vollkommen  unvermindert  in  HIsass-Loth- 
ringen  in  Ansehung  jedes  Vereines  von  mehr  20  Mitglicüem  besieht 
(Erk.  des  R.O.  H.  G.  v.  12.  Okt  74  Bd.  14  N.  105  S.  320)  und  in  vielen 
deutschen  Vereinsgesetaen  nur  wenig  abgeschwilcht  sich  wiederfindet 
((r.  Mtytr,  Verw.  R.  I  5  62  N.  6).  Es  ist  jedoch  verkehrt,  wenn  K^stHn 


üigiiizea  by  LiüOgle 


778 


Staatlicher  Gesetzgebungsakt  Korporationen  authebt  oder 
einschränkt^  liegt  durchweg  das  gleiche  Verhältniss  vor*, 
im  Übrigen  aber  ist  mit  der  im  modernen  Rechtsstaat  durch* 
geführten  Bindung  der  staatlichen  Körperschaftshoheit  mehr 

und  mehr  auch  äusserlich  eine  scharfe  Scheidung  der  straf- 
weise verhängten  Eingriffe  in  die  Verbandsexistenz  von 
andersgearteten  Hmgntien  gleichen  Inhaltes  erfolgt'.  Denn 


Lehrb.  S.  122  argumentin,  die  Auflösung  und  die  Entziehung  von  Privi- 
legien seien,  weil  auch  ohne  Schuld  möglich,  tüanah  Strafen.  Ebenso 
wollen  Hemer  Theiln.  S,  177,  Hejfkr  j  46  N.  I  u.  Schütze  5  V  darin  stets 
»politisch-polizeiliche  Maßregeln«  erblicken,  welche  nur  eben  oft  »in 
Folge  von  Verbrechen«  vorkommen,  farcke  I  21  S.  i^^ — 135  giebt 
den  Strafcharakter  solcher  Maßregeln  ^lu,  mcmt  aber,  doä  seien  eben  aus 
Grttodea  der  »Staatspolizei«  dngefikhite  Ausnahmen  von  der  Regel. 

*  Die  UntefSttchung,  inwieweit  z.  B.  der  Gedanke  einer  Bestrafung 
für  körperschaftliches  Verschulden  bei  den  gegen  die  Existenz  oder  <Be 
Rechtebestimmter  Orden  oder  Klöster  gerichteten  Gesetzen  mitgespielt 
hat,  wäre  ziemlich  müssig.  Dass  aber  m  der  Form  des  Gesetzes  an  sich 
auch  ein  Strafurtheil  ergehen  kann,  liegt  auf  der  Hand. 

*  Vor  Allem  hat  hier  die  Preussische  Gesetzgebung  Bahn  gebrochen, 
seitdem  das  Ges.  %•.  9.  Nov.  43  5  6 — 7  bei  den  (in  5  8  ausdrücklich 
als  »juristische  Personen«  anerkannten)  .^ktiengesellschatten  unter  den 
Auflösungsgründen  (§  28  Z.  1)  die  landesherrliche  Rücknahme  der  Kon- 
cession  und  die  richterliche  Aufhebung  unterschied  und  Imr  eiiic  iVr- 
sclmldung  der  Aktiengesellschaft  durch  »groben  Missbrauch  ihres  Privi- 
legiums« und  einen  darüber  ergehende»  nRiebUrspnub*  forderte,  dafür 
jedoch  jeden  Entschädigungsanspruch  abschnitt,  —  dort  das  Voibandenseitt 
»Shmui^aidär  Gränäe  des  GammmM*  und  einen  danuf  gestützten  Ver- 
waltungsakt füa  ausreichend  erklärte,  daf)&r  aber  einen  Anspruch  auf 
eine  im  Streitfall  vom  Richter  fcsTzr. setzende  Entschädigung  gab.  .Ähn- 
liche Bestimmungen  des  Preuss.  Entw.  Art.  185 — 186  wurden  dann 
rwar  nicht  in  das  H.  G.  B.,  wohl  aber  in  das  Preus«^  T:  G.  \n.  12 
5  4—)  übernommen;  dabei  wurde  jedoch  die  .Auflösung  durch  geridir- 
liches  Erkenntiiiss  an  die  Voraussetzung  geknüpft,  »dass  die^Akiicngeseli- 
schnft  sich  rechtswidriger  Handlungen  oder  Unterlassungen  schuldig 
macht,  durch  weldic  das  Gemeinwohl  gefährdci  wird«,  auch  wurde  uoi 
kompetente  Gericht  und  die  zum  MBcircibeuii  der  .Auflösung  berufene 
Behörde  bezeichnet.  —  Dass  diese  Bestimmungen  den  Anbingcm  der 
Fiktionstheorie  erhebliche  Skrupel  verursachen  mussten,  ist  begreiflich; 
man  vgL  z.  B.  die  ßn-  und  Ausreden  bei  Kodi>,  Komm,  zu  A.  L.  R. 
a.  a.  O.  Ebenso  war  es  nur  konsequent,  wenn  Rmaui  A.  G.  S.  819  C 
einer  soldien  Unterscheidung  jede  innere  Bereditigung  absprach. 
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einerseits  ist  in  materieller  Hinsicht  der  Charakter  einer 
derartigen  Maßregel  als  Strafe  vielfach  dadurch  ausser  Zweifel 
gestellt,  dass  eine  rechtswidrige  Handlung  oder  Unterlassung 
der  davon  betroffenen  Gesammiperson  vorausgehen  muss*. 
Andrerseits  ist  auch  in  formeller  Hinsicht  der  strafrechtliche 
Gedanke  durch  die  Einführung  eines  Ridtterspruches  in  das 
staatliche  Verfahren  zu  lebendigem  Ausdruck  gelangt*.  Die 


*  AiisdrOcUicfa  wird  schon  im  Preoss.  Ges.  v.  9.  Kov.  4)  die 
ridiierlidie  Aulhdiimg  auf  den  Fall  dngesdiräokt,  wenn  <fie  Aktien- 
gescllsdiaft  sich  eines  Privil^enmissbrauches  »schuldig  macht«.  Noch 
bestimmter  kommt  die  Voraussetzung  des  Körperschaftsdeliktes  in  der 
späteren  Preuss.  Fassung  und  in  manchen  unten  angef&hrten  Gesetjeen 
zum  Ausdruck. 

^  Dabei  hat  man  jedoch  die  Fomi  eines  gegen  die  Körperschaft 
als  solche  gerichteten  Strafprocesses  möglichst  zu  vermeiden  gesucht. 
EHe  angeführten  Preuss.  Gesetze  verwiesen  das  Verfahren  gegen  Aktien- 
gcsellschaltcn  auf  den  Weg  des  ordentlichen  Qviiprocfsscs  und  hehan- 
dehcn  die  betreibende  Verwaltungsbehörde  als  Civilklägcrin.  Das  ^.^leiche 
Princip   ist  nach  dem  Vorgange  des  Preuss.  Genoss.  Ges.  ^  54  durch 
das  Reichsgenoss.  Ges.  j  35  für  das  Verfahren  gegen  eingetragene  Ge- 
nossenschaften durchgeführt.  In  Wahrheit  handelt  es  sich  trotzdem  um 
einen  Strafprocess,  und  die  Verwaltungsbehörde  tritt  als  Anklägerin  auf, 
wenn  sie  audi  nach  dem  Bescbl.  des  R.  G.  v.  26.  Juni  8$  C.  S.  Bd.  14 
N.  II  &  39->)o  formell  durchaus  die  Parteistellung  des  CivUUigers 
hat  und  darum  sogar  dem  Anwaltszwange  unterli«^  1  Ebenso  nach  dem 
Sachs.  Ges.  über  jurist.  Personen  §  78—79,  wennschon  hier  der  Vorbe- 
halt einer  Beschwerde  an  das  Justizministerium  den  Schdn  erwecken 
soll,  .ils  handle  es  sich  um  eine  Massrcgel  der  Justi/ven.valtung.  —  Das 
Bayr.  Genoss.  Ges.  An.  55  ordnete  ausdrücklich  einen  Slraff^rocea  an 
und  berief  den  Staatsanwalt  zur  Betreibung  der  Anklage;  es  suchte  je- 
doch die  Zulassung  des  Strafverfahrens  gegen  eine  juristische  Person 
dadurch  /u  verdecken,  dass  es  befahl,  das  Verfahren  »>gegen  den  Vor- 
sund  der  Genossenschaft«  zu  richten.  Gleichwohl  sollte  das  UrtheQ  (Be 
Auflösung  der  Genossenschaft  auasprechen,  so  dass  eben  in  dem  Vor- 
stande doch  die  Genossenschaft  selbst  als  Angeklagte  erschien  1  Ebenso 
erfolgt  in  Preussen  nach  dem  Ges.  v.  11.  Marz  1850  die  Schliessung 
von  Vereinen  lediglich  durch  Erkenntniss  des  Strafriditers,  während  die 
Polizei  nur  zu  einer  vorläufigen  Schliessung  befugt  ist,  welche  von  ihr 
biimen  48  Stunden  der  Staatsanwaltschaft  mitgetheilt  und  von  dieser 
binnen  8  Tagen  aufgehoben  oder  der  gerichtlichen  Entscheidung  unter- 
breitet werden  muss;  und  wenn  liier  die  gerichtliche  Schliessung  des 
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Reichsgesetzgebung  selbst  hat  bei  eingetragenen  Erwerbs- 
uad  Wlrthschaftsgenossenschaften  die  Ai^osung  durch  Rieh- 
teisproch  so  unzweideutig  als  Straffolge  von  Genossenschafts- 
delikten  formulirt',  dass  die  herrschende  Theorie  diesem 
Gesetzesparagraphen  gegenüber  den  Schein  ihrer  Unfehlbar- 
keit nur  durch  kammeriiche  Ausflüchte  zu  wahren  weiss*. 


Verdncs  immer  nur  in  Verbindung  mit  einer  gegen  die  sdiuldigen 
»Vorsteher,  Ordner  und  Leiter«  verhängten  Strafe  ausgesprochen  werden 
kann  und  bei  wiederholter  Slrafbarlwit  dieser  Organe  mit  derBestcaitmg 
derselben  verknüpft  werden  muss»  so  wird  dadurch  wiederum  die  That- 
Sache,  dass  neben  den  Individuen  der  Verein  angeklagt  und  verurtheih 
wird,  kaum  oberflächlich  verhüllt.  —  Endlich  erfolf]^  vielfach  die  Auf- 
hebung von  Körpcrscliaften  wegen  rechtswidriger  Handlungen  oder 
Untcrlasiiungen  /war  durch  Vcrwaltungsakt,  jedoch  mit  Vorbeiiaii  der 
Beschrdtung  des  vmaaÜungsredUüh^  Prcasswegei  (är  die  beiroAeoe 
Körperschaft.  So  nach  Preuss.,  Bad.  und  sonstigem  Landesrecht  bei  hi> 
nuagen  und  eingeschriebenen  Hölfiskassen;  vgl.  Üasm  S.  i$2  N.  aS. 
Ebenso  nach  Bayr.  Ges.  v.  8.  Aug.  78  Art.  8  Z.  6  u.  Art.  9  bei  allen 
Vereinen,  mögen  sie  nun  die  Rechte  »anerkannter«  Vereine  erworben 
haben  oder  nicht.  .Auch  die  im  Socialistcngesetz  §  6,  8  u.  25  zugelassene 
Beschwerde  .m  die  Reichskonmiission  hat  den  Charakter  einer  Provo- 
kation auf  verwaitungsgcrichtlichen  Sprucli.  Sachlich  bleibt  das  Ver- 
fahren audk  bei  dieser  Einkleidung  dn  Strafverfahren.  Dodi  ist  natür- 
lich das  gleiche  Verfahren  möglich  und  angemessen,  wenn  es  sich  um 
einen  schon  durch  objektive  Mängel  gerechtfertigten  Eingriff  in  den  Be- 
stand einer  Gesammtpersönlichkeit  handelt,  wie  im  Falle  des  Hfllfskassen- 
gesetzes  5  29      5  u.  des  Krankcnkassen-Ges.  5  47- 

'  K.  G.  v.  4.  Juli  68  5  j  5 :  »\^'enn  eine  Genossenschaft  sich  ge- 
setzwidriger Handlungen  oder  Unterlassungen  scliulJi^  macht,  durch 
wciclic  das  Gemeinwohl  gelahrdct  wird,  oder  wenn  sie  andere  als  die 
im  gegenwärtigen  Geseu  (5  i)  bezeichneten  geschäftlichen  Zwecke  ver- 
folgt, so  kann  sie  au%elöst  werden,  ohne  dass  deshalb  ein  Anspruch 
auf  Entschädigung  stattfindet«.  Die  Verfolgung  firemdartiger  Zwedce  ist 
natürlich  nur  ein  Fall  des  geset^^widrigen  Handelns,  der  deslialb  hervcM'- 
gehoben  wird,  weil  es  dabei  auf  Gemeingefährlichkeit  nicht  ankommen 
soll.  —  Nur  wegen  einer  derartigen  Überschreitung  des  Wirkungskreises 
einer  Erwerbs-  und  Wirthschattsgeuossenschali  drc^lite  das  Bayr.  Ges.  v. 
29.  Apr.  69  5  55  und  drolu  das  Osterr.  Ges.  v.  9.  Apr.  7$  3  57—}^ 
88  die  Auflösung  an. 

'  Bald  sucht  man  aus  der  Form  des  Civilprocesses  den  »civilrecbt- 
Itchen«  Charakter  der  Maßregel  zu  erweisen,  bald  glaubt  man  dieselbe 
als  »polizeilichen«  Akt  deuten  zu  können  1  Bezeichnend  iür  die  Haltlosjg- 
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Auf  demselben  Boden  stehen  die  reichsgesetzlichen  Vor- 
scliniten  über  die  Schliessung  von  Innungen,  Innungsver- 
bänden und  Innungsausschüssen  sowie  zum  Theil  auch 
die  Bestimniungen  über  die  Schliessung  eingeschriebener 
Hülfskassen*  und  die  im  Sociatistengesetz  enthaltenen  An- 
drohungen von  Vereinsauflösungen'.  Ebenso  haben  manche 


keit  solcher  Umdeutungen  ist  der  Cirkel,  in  den  sich  das  östenr.  Ges. 

verstrickt,  um  den  Schein  zu  erregen,  als  handle  es  sich  um  etwas 
Anderes  als  eine  StrafFolge  eines  Genossenschaftsdeliktes.  Nach  $  57—58 
dieses  Ges.  wird  die  Auflösung  der  Genossenschaft  nicht  auf  Grund  ihrer 
eignen  Th.itigkeit,  sondern  auf"  Grund  eines  rechtskräftigen  Straferkennt- 
nisses, welches  »aus  Anlass«  jener  Thätigkeit  gegen  die  betheiligten 
-vuuciucn  Genossenschafter  erijangen  ist,  durch  Verwahungsrechtsspruch 
erkannt.  Allein  ein  StralcrketJimiiss,  an  welches  dieie  Folge  geknüpit 
werden  kann,  ergeht  gegen  die  schuldigen  Einzelnen  nach  $  88  nur, 
wenn  die  Genossenschaft  selbst  dufdi  Ansdehnung  ihrer  Thitigkeit  auf 
fremdartige  Gebiete  rechtswidrig  gehandeh  hati  —  Dagegen  erklärt 
H^ädker  Fand.  S  55  S  ™^  anerkenneoswerther  Offenheit  die  Bestim* 
mungen  des  G(»08s.  Ges.  u.  des  Sächs.  Ges.  Ar  Strafsatzungen,  welche 
auch  Unschuldige  treffen.  Giebt  es  keine  Körperschaftsstrafe  und  ist 
doch  die  Auflösung  als  Strafe  gemdnt,  so  werden  in  der  That  hier  Un* 
schuldige  wie  Schuldige  gestraft  1 

^  R.  G.  O.  5  103  u.  104g.  Innungen  werden  gleich  den  I£rwerbs- 
und  Winhschaftsgenossenschaften  wegen  jedes  gemeingefährliclien  Kom- 
missiv-  oder  Omissivdeliktes  und  wegen  jeder  Verfolgung  f rem  ! artiger 
Zwecke  (5  IG}  Z.  5),  ausserdem  aber  wegen  Unterlassung  gesetzlich 
vorgeschriebener  Statutenänderungen  (5  103  Z.  i)  und  wegen  Vernach- 
äassigung  ihrer  Lebensaufgaben  (5  lo^  Z.  2)  mit  der  Sciiliessung  be- 
droht. Ganz  ähnlich  iiinungsverba.nuc.  innungsausschüssc  nur  wegen 
Nicfaterf&Uung  statutarischer  Ver|>flichtuQgen  und  wegen  Überschreitung 
ihrer  sututarischen  Rechtssphäre. 

*  HOl^kassenges.  $  29;  doch  setzt  nur  die  Schliessung  aus  den 
unter  Z.  1—4  u.  6  aufgefiührten  Gründen  ein  körperschaftliches  Ver- 
sdmldeo  voraus,  während  die  Schliessung  nach  Z.  y  auch  wegen  unver* 
schnldeier  Leistungsunfihigkeit  erfolgen  kann.  —  Lediglich  auf  den  oh- 
lektiven  Bestand  von  Mängeln  wird  bei  der  unfrdwiUigen  Schliessung 
von  Ortskrankenkassen  ($  47)  und  Berulsgenossenschaften  Akr  Unfall* 
Versicherung      )))  gesehen. 

)  Die  Vorausseteungen  des  5  i  des  Socialistenges.  lassen  sich  regel- 
mifiig  kaum  verwirklicht  denken,  ohne  dass  den  Verein  als  solchen  ein 
Verschulden  triift.  Darum  kann  auch  ^  2  gegen  eingetragene  Genossen- 
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Landesgesetze  die  unfreiwillige  Schliessung  von  Genossen- 
schaften und  Vereinen  mehr  oder  minder  deutlich  cur  Körper- 
schaftsstrafe ausgestaltet*.  Sehr  entschieden  bt  dies  auch 
im  neuesten  Recht  der  Schweiz  geschehen  \  Dass  neben 


Schäften  und  eingeschriebene  Hülfskasscn  das  gewöhnliche  Verfahren, 
wie  es  im  Cicnoss.  Ges.  ^  3  5  i^'-  Hülfskasscngcs.  §  29  geregelt  ist, 
dem  Auflösungsverlahren  des  Socialistcngesctzes  substituiren.  Bei  dem 
gegen  suidere  selbständige  Kassenvereine  zu  gegenseitiger  Unterstützung 
vorgescfariebeneii  eigenthitaiUkhen  Ver£riiren  ($  )->6  0.  S)  erscheint  schon 
die  Unterstellung  unter  ausserordentliche  staatlidie  Kontrole  als  eine  (der 
Stellung  unter  Polizeiaufsicht  analoge)  Straffolge. 

'  So  das  Preuss.  Wassergenoss.Ges.  v.  i.Apr.  79  5  61  N.  2:  Auf- 
lf»sung  der  Genossenschaft,  welche  binnen  Jahresfrist  nicht  zur  Ausfüh- 
rung des  Unteniehmens  schreitet  oder  i)schuldh;ift«  die  begonnene  Aus- 
führung mindestens  ein  Jahr  lang  wieder  einstellt.  Ferner  das  Sachs. 
Ges.  V.  ij.  Juni  68  5  7^;  »Entziehung  des  Rechtes  der  Persönlichkeit« 
(womit  nach  $  |0  litt,  e  die  Auflösung  verbunden  istX  wenn  »dne  juris- 
tische Person  ihre  Wirksamkdt  auf  gesetzwidrige  Zwecke  oder  ohne . . . 
Genehmigung  auf  öffentliche  Angelegenheiten  richtet«. —  Auch  die  neue- 
ren Vereinsgesetze  drohen  die  Auflösung  von  Vereinen  ausschliesslich 
oder  überwiegend  in  Fällen  an,  in  denen  dem  Verein  als  solchem  eine 
rechtswidrige  Handlung  oder  Unterlassung  zur  Last  falh.  So  nach  Ba\T. 
Ges.  V.  26.  Febr.  1850  Art.  19  nebst  Ges.  v.  8.  Aug.  78  die  polizeiliche 
rcsp.  verwaltungsgerich^cbe  und  nach  Art.  a4  desselben  Ges.  nebst  A.G. 
zur  Str.  Pr.  O.  Art.  &4  die  strafgerichtfiche  Auflösung  von  Vereinen! 
ebenso  die  polizeiliche  Schliessung  von  Vereinen  nach  Slchs.  (ks.  v. 
22,  Nov.  so  S  u.  das  ministerielle  Verbot  nach  Bad.  Ges.  v. 

24.  Nov.  67  S  4.  Insbesondere  findet  auch  in  Preussen  die  richterliche 
Auflösung  neben  der  Bestrafung  der  schuldigen  Vorsteher,  Ordner  und 
Leiter  nur  statt,  »wenn  ein  politischer  Verein  die  in  3  8  zu  a.  und  b. 
gezogenen  Beschränkungen  überschreitet«;  die  blosse  Bestraiung  einzelner 
Mitglieder,  welche  jene  Verbote  übertreten  haben,  genügt  ketnesw^ 
(Wie  man  nach  dem  Referat  b.  IMig  S.  27$  glauben  sollte)  zurjAuflösung 
eines  Vereines.  Dass  dieVerdne,  deren  Bildung  und  an  denen  dieTheil- 
nähme  durch  das  R. Str. G.B.  §  128  u.  139  verboten  und  mit  .Individual- 
strafen  bedroht  ist»  überall  auch  der  Auflösung  unterliegen,  versteht  sich 
von  selbst. 

*  Vgl.  Schweiz.  Ohl.  R.  Art.  710  u.  716  Abs.  4:  Auflösung  von 
Genossenschaften  und  Vereinen  durch  Kichterspruch,  wenn  sie  unerlaubte 
oder  unsittliche  Zwecke  verfolgen  oder  unerlaubte  oder  unsittliche  Mittel 
anwenden.  —  VgL  femer  Zarch.Gb.S4>  (hier  Entscheidung  des  grossen 
Raths  nach  Anhörung  der  Korporation). 
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der  Auflösung  2Mch  d\t  En^s^iehung  dn:i^elner  Rechte  alsKörpcr- 
schaftsstrafc  nicht  veraltet  ist,  zeigen  die  Vorschriften 
des  Reiclisbnnkgesetzes  über  die  Aberkennung  der  Befui!:niss 
zur  Notenausgabe '.  Aber  auch  Verweise  und  anderen  Ehren- 
slfofm  gegen  juristische  Personen  sind  dem  geltenden  deut- 
schen Recht  nicht  fremd'.  Gleiches  dürfte  in  Ansehung  von 
Geldsirafm  und  scnsHgm  Verm^emstrafm  zu  behaupten  sein^ 
Und  wenn  gerade  in  dieser  Hinsicht  die  neueren  Reichs- 
und Landesgesetze  sich  fast  durchgängig  dem  doktrinären 
Verlangen  gefügt  und  selbst  die  Ordnungsstrafen  nur  den 
als  Organe  fungirenden  Einzelnen  gedroht  haben*,  so  neh- 

*  Reichsbankges.  v.  14.  März  75  §  49  Z.  4  u.  50  ff. :  die  Ent/iehiing 
des  Privilegs  tindet  auf  Klage  des  Reichskanzlers  oder  der  Regierung 
des  Einzelstaates  durch  gerichtliches  Urtheil  statt,  wenn  »die  Bank«  ge* 
wäse  verbotene  Handlungen  vorgenommen  oder  gewisse  Vertrindlich* 
keiten  nicht  erf&llt  hat;  ausserdem  firdlich  bd  jeder  Verminderung  des 
Grundkapitals  um  ein  Dritdieü. 

'  Dabei  muss  man  nur  beachten,  dass  auch  toU^alische  BdiArden, 
wie  sie  beleidigt  werden  körnten  (oben  S.  174  N.)»  so  derartigen  Strafen 
zugänglich  sind. 

'  Während  Grolmann  §  143  u.  Hepp  Versuche  S.  107  die  Ver- 
hängung kleinerer  Geldstrafen  gegen  juristische  Personen  noch  ßr  eine 
tägliche  Praxis  erklären,  hat  neuerdings  das  R.  O.  H.  G.  im  Erk.  v. 
29.  Mai  74  Bd.  15  N.  97  S.  290 — 292  sich  principiell  gegen  die  Zulässig- 
kdt  der  Verurtheilung  einer  juristischen  Person  zu  dner  Geldstrafe  aus- 
gesprochen. Ebenso  das  R.G.  Im  Erk.  v.a^Nov.  81  Str.S.  Bd.  5  N.  59 
S.  182—186  in  Ansehung  des  $  3  des  Preuss.  Ges.  v.  26,  Mira  i8$6 
(obwohl  die  Motive  nicht  durchweg  damit  übereinstimmen).  VgL  auch 
Erk.  des  O.Tr.  Berlin  v.  26.  Okt.  65  Busch  Bd.  9  S.  ijo.  Dagegen  hält 
V.  Völderndorff  zu  Art.  215  H.G.B.  Zus.  II  S.  418  die  Verurtheilung  einer 
Aktiengesellschaft  tu  einer  Geldstrafe  für  zulässig.  —  Den  Charakter 
einer  mit  der  Auflösung  verbundenen  Vermögensstrafe  trägt  in  gewissen; 
Sinne  die  Beschlagnahme  und  Zwangsliquidation  des  Vereinsvermögens 
nach  S  7  des  Sodalistengeseiaes  und  die  gerichttiche  Anordnung  fiber 
die  Schicksale  des  VermAgens  nach  Sdiweia.  Obl.  R.  Art  716  Abs.  4. 

4  Doch  kann  nach  dem  Sidis.  Ges.  v.  1$.  Juni  68  $  7$  das  Ge- 
richt so  gut  die  juristischen  Personen  selbst,  wie  deren  Vertreter  durch 
»Ordnungsstrafen«  zur  Erf&llung  ihrer  Obliegenheiten  anhaken.  »Exe- 
kutivstrafen« lä'^s!  inkonsequenter  Weise  auch  K  Mgftr  %  3)  gegen  juris- 
tische Personen  zu. 
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men  doch  manche  von  ihnen  keinen  Anstand,  der  Körper- 
schaft als  solcher  eine  im  Erfolge  einer  Strafe  gleichkom- 
mende subsidiäre  Haftung  für  Geldstrafen  aufzuerlegen'. 

2.  Die  Verbindlichkeit  der  juristischen  Personen  zum  Scha- 
deyiscrsat:(  bedarf,  sobald  die  schädigende  unerlaubte  Hand- 
lung als  ihre  Handlung  anerkannt  wird,  keiner  weiteren  - 
Begründung'.  Doch  sind  dabei  nicht  blos  die  verschiedenen 
Fälle  des  körperschaftlichen  Verschuldens  zu  unterscheiden, 
sondern  auch  von  ihnen  allen  diejenigen  Fälle  zu  sondern» 
in  denen  eine  Haftung  der  juristischen  Person  für  firemdes 
Verschulden  oder  ohne  alles  Verschulden  eintritt. 

A.  Die  Ersatzverhindlichkett  aus  kbrpersehaftUchem  Vtr^ 
schulden  erstreckt  sich  bis  zum  Nachweise  einer  positiv- 
rechtlichen  Au^>nahme  genau  so  weit,  wie  die  Hrsatzver- 
bindlichkeit  aus  individuellem  Verschulden  reicht.  Denn  die 
Ersatzfolgcn  der  Delikte  sind  privatrcchilicher  X.itur:  dem 
Privatrecht  aber  sind  —  im  Gegensatz  zum  Strairecht  — 
die  Gesammtpersonen  im  Zweifel  in  gleicher  Weise  wie  die 
Einzelpersonen  unterworfen. 

a.  Was  zunächst  das  Gebiet  des  kontraktUcben  Fersdnädau 
betrifft,  so  ist  die^s  Princip  heute  unbestritten.  Dass  der  Staat 
und  die  Körperschaften  aus  einem  bei  Abschluss  oder  Er- 
füllung von  Verträgen  begangenen  Verschulden  ihrer  Organe 
dem  Mitkontrahenten  Ersatz  zu  leisten  haben,  ist  nicht  nur 
in  der  Praxis  aucrkaiint'  und  i].imcnilich  bereits  mcailacb 
vom  Reichsgericht  ausgesprochen*,  sondern  wird  auch  in 
der  Theorie  sogar  von  den  Anhängern  der  Fiktionsiehre 


1  y^\.  V.  I.isit  S.  229—230  u.  6}7  auch  hinsichtlich  des  älteren 
Rechts  Klt-in  Grunds.  5  nS- 

*  Die  allere  Theorie  betrachtete  dies  durchweg  als  selbstverständlich; 
vgl.  mein  Genoss.R.  III  S.  345,  406,  493,  743. 

)  Vgl  z.  B.  Erk.  des  O.  G.  Wiilfenb.  v.  17.  Sept.  67  Seuff;  Bd.  it 
N.  29  u.  V.  28.  Dec  68  ib.  Bd.  2$  N.  1x9;  Entsch.  des  O.Tr.  Berlin 
Bd. 61  S.  I  ff.;  Erk.  des  R.O.H.G.  Bd.  8  S.  205,  Bd.  18  S.  —  An- 
ders noch  Erk.  des  O.  A,  G.  Celle  v.  20.  Apr.  55  ib.  Bd.  13  N.  140. 

*  Erk,  des  R.G.  v.  9.  M.ii  82  b.  Gruchot  Bd.  26  S.  950^  v.  3.  Nov.  82 
C.  S,  Bd.  8  N.  77  S.  298—300,  v.  12.  Dec  82  ib.  N.  60  S.  236—237. 
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dnrchweg  zugestanden*.  Man  sucht  nur  die  Thatsache,  dass 
hierbei  die  Gesammtperson  aus  einem  ihr  selbst  zugerech- 
neten Verschulden  haüftet»  durch  eine  abweichende  Begrün- 
dung dieser  Haftung  wegzudeuten,  und  wirft  dann  zu  diesem 

Behufe  regelmäßig  die  Verschuldung  durch  Organe  mit  der 
M.iliung  zusammen,  welche  in  Ansehung  des  kontraktlichen 
Verschuldens  auch  dem  Principal  für  den  Siellvenreter 
obliegt  ^ 

Allein  die  Haftung  der  Gesammtpersonen  für  das  kon- 
traktliche Verschulden  ihrer  Organe  besteht  unabbä$igig  von 
der  Anwendung  ähnlicher  Grundsätze  auf  Stellvertretongs- 
verhältnisse.  Insoweit  das  Pnncip  der  Haftung  für  Stellver- 
treter durchgedrungen  ist,  kommt  dasselbe  freilich  auch  für 
juristische  Personen  in  Betracht»  wenn  dieselben  sich  eben 
der  Stdhertreter  bedienen.  Wie  immer  aber  dieses  Princip 
begründet  und  begrenzt  werden  mag,  so  kann  jcdciiülls 
weder  zur  Begründung  noch  zur  Begrenzung  der  Körper- 


Insbesonderc  hat  Jas  R.  G.  ausgesprochen,  dass  dne  juristiscbe  Person 
als  Gewerbeunternehmerin  aus  deni  Dicnstmiethevertrage  ihren  Arbeitern 
für  Anbringung  gehöriger  Schutzvorrichtungen  aus  dem  Verschulden  der 
Organe  genau  so  haltet,  wie  eine  Einzelperson  aus  eignem  Verschulden; 
Erk.  V.  50.  Dec.  82  C.  S.  Bd.  8  N.  jü  b.  151,  aucli  v.  5.  Mai  80  b. 
Gruchot  Bd.  25  S.  106. 

'  Wenn  £.  Lönintr  S.  57—72  zwischen  den  bei  AbsdiJuss  und  den 
bei  Erfüllung  von  Vertragen  begangenen  Versehen  unterscheidet,  so 
kommen  die  von  ihm  in  letzterer  Hinsiebt  entwicketten  Einschränkungen 
der  Haftung  fitar  blosse  »G^Qlfen«  hier  nicht  in  Betracht  da  er  die  Or- 
gane sttts  zu  den  »Stellvenretem«  rechnet,  für  welche  auch  bd  der 
Erfüllung  von  Verträgen  Angestanden  werden  soll 

'  Dabei  wird  die  Haftung  der  juristischen  Person  resp.  des  Prind* 

pals  bald  aus  einer  durch  dolus  oder  culpa  bewirkten  unabtrennbaren 
Modirik.iiion  der  Hauptobligation  hergeleitet  (so  mit  Savi^ny  11.  Kdler 
die  Erlj.  b.  Scud.  Bd.  21  N.  29  u.  Bd.  25  N.  119),  bald  uil  eine  Wir- 
kuni;  fremden  \'erschuldens  lür  den  Vertretenen  gegründet  (Lahand  Z. 
f.  H.  R.  Bd.  10  S.  227).  Lönitig  verwirft  solche  Erklärungsversuche  und 
beruft  sich  seinerseits  nur  auf  ein  aus  Billigkeitsgrunden  eingetührtes 
Gewohnhehsrecht,  nach  welchem,  wer  die  Vortheile  der  Stellvertretung 
geniessi,  auch  für  die  damit  verbundenen  Gefahren  einstehen  muss. 

SO 
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schaftshaitung  benfim  werden,  sobald  dieselbe  aus  dem  Ver- 
scholden  eines  Organes  fiiesst'.  Vielmehr  ist  in  solchen  Fäl- 
len die  Haftung  der  Gesammtperson  eine  Haftung  aus  eignem 

Verschulden,  welche  aul  t;leichom  Rechtsgrundc  beruht  und 
mit  gleichem  iMaße  zu  messen  ist,  wie  die  Haftung  einer 
schuldigen  Einzelperson 

Darum  findet  hierbei  auch  keineswegs  eine  Einschrän- 
kung der  körperschaftlichen  Verantwortlichkeit  auf  das  Ver- 
halten der  Organe  innerhalb  ihrer  rechtsgeschäftlichen  Sphäre 
sutt.  Die  Körperschaft  erscheint  vielmehr  auch  bei  dem  Ab- 
schluss  und  der  Erfüllung  von  Venragen  als  das  einheitliche 
Gemeinwesen,  dessen  sämmtliche  Lebensäusserungen  von 
derselben  Persönlichkeit  ausgehen  und  auf  dieselbe  Persön- 
lichkeit zurückfallen.  Sie  muss  daher  ihrem  Mitkontrahenten 
für  ein  vcitragsmaßiges  Verhalten  aller  ihrer  Organe  auf 
jeglichem  Gebiete  des  Verbandslebens  einstchen.  Dies  gilt 
insbesondere  bei  Vertragsverhiiknissen  öffcntlichrechtlicher 
Gesammtpersonen  auch  hinsichtlich  ihrer  publicistischen 
Funktionen.  Somit  haben  der  Staat  und  die  Gemeinden  einer- 
seits, wenn  sie  im  Bereiche  des  freien  privatrechtlichen 
Verkehres  kontrahiren,  aus  dem  Vertrage  zugleich  für  eine 
mit  den  übernommenen  Venragspflichten  vereinbare  Aus- 
übung ihrer  Hoheitsrechte  zu  haftend  Andrerseits  müssen 
sie,  wenn  und  soweit  sie  öfTentlichrechtliche  Akte  durch 


'  Wir  kommen  unten  auf  die  Haftung  für  fremdes  Verschtildcn 
zurück  und  werden  sehen,  dass  deren  moderne  Ausdelmung  weit  eher 
aus  den  der  Haftung  juristischer  Personen  für  ihre  Organe  /u  Grunde 
liegctiden  Gedanken  erklart,  als  umgekehrt  zur  Erklärung  dieser  Haftung 
benützt  werden  kann.   Vgl.  S.  802. 

'  So  auch  das  R.  G.  in  den  oben  S.  784  K.  4  angef.  Hrk.,  von  denen 
ittsbes.  das  Erk.  v.  $.  Mai  80  zwischen  der  direkten  Haftung  der  iuris« 
tischen  Peison  aus  der  Nichtbefolgung  des  $  107  der  IL  Gew.  O.  seitens 
ihior  Organe  und  ihrer  Haftung  für  Handlungen  und  Unterlassungen 
von  Aufsehern  aus     2  des  R.  G.  v.  7.  Juni  71  sch.irf  unterscheidet. 

^  Darum  hat  das  R.G.  im  Hrk.  v.  5.  Nov.  82  CS.  Bd.  8  N.  77  S.  298-joo 
mit  Recht  eine  Gemeinde,  welche  ein  Grundstück  als  Baugrund  verkauft 
hatte,  vcrurtheilt,  sich  die  Autlösung  des  Vertrages  gefallen  zu  lassen, 
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Vertragsschlüsse  vollziehen,  auch  hier  die  Grundsätze  über 
Haftung  aus  koiurakihchem  Verschulden  wider  sich  gelten 
lassen  \ 


Dachdem  sie  durch  ihren  Gemeindevorstand  mittds  doer  Anordnung  über 
Strassenanlagcn  die  Eigenschaft  jenes  Grundstückes  ab  Baugrund  Uta« 
sorisdi  gemacht  hatte.  Dabei  wird  ausgeführt,  dass  der  Gemeindevorstand, 
wennschon  er  als  »öffentliche  Behörde«  handelte,  doch  immer  als  gesetc- 

lieber  Vertreter  der  Gemeinde  einen  freien  Willcnsakt  vornahm,  der  mit 
deren  Kontraktspflicht  koUidirte.  —  Ebenso  würde  natürlich  zu  entschei- 
den sein,  wenn  der  Staat  als  »Staat«  gegen  eine  als  »Fiskus«  über* 
nommene  Vcrtragsvcrbindlichkcit  handelte. 

^  Am  frühesten  und  allgemeinsten  ist  unter  diociu  Gesichtspunkte 
dem  Staate  aus  den  hn  GeUete  der  Depositalverwaltung  geschlossenen 
Verwahrungsverträgen  eine  Haftui:^  fikr  das  Verschulden  seiner  Beamten 
auferlegt  worden;  vgl.  aus  der  Praxis  Hannov.  Erit.  v.  17$!  b.  IMag 
a.a.O.  S.  45  N.  i,  Erk.  des  O.  H.  G.  Mannheim  b.  Seuff.  Bd.  7  N.  321 
u.  des  O.A.  G.  Dresden  v.  27.  März  6^  ib.  Bd.  17  N'.  123,  auch  ib.  Bd.  2 
N.  159,  Bd.  2}  N.  139  u.  Bd.  2)  N.  110,  über  Bayern  Roth  Bayr.  CR. 
1  §  37  III,  I,  über  östcrr.  Ullrich  öst.  Staatsr.  S  201  N  dazu  die 
älteren  und  neueren  Gesetze,  welche  eine  (fast  inuucr  pmiiiipicile,  selten 
blos  subsidiäre)  Haftung  des  Staates  festsetaen,  b.  Löning  S.  45  u.  S.  1)3 
N.  }  u.  Stobbe  $  aot  N.  51;  hinsichtlich  der  Theorie  Zäcbariae  a.  a.  O. 
S.  626  ff.,  Lömng  S.  131^1  $4,  Boixt  S.  161.  Mit  Recht  hat  die  Praxis 
analoge  Grundsitze  überall  angewandt,  wo  der  Staat  oder  dne  Gemeinde 
als  Verwahrer  erscheint,  und  hierbei  auch  im  Falle  einer  cr?;wungenen 
Hinterleg^ung  den  Gedanken  einer  rechtsgeschäftlichen  Haltung  durch- 
geführt; so  ein  Erk.  des  O.  A.  G.  Dresden  v.  26.  Juli  51  SeutT.  Bd.  > 
N.  135  hinsichtlich  der  vom  Staate  auf  Grund  einer  erzwungenen  allgc 
meinen  Waffenablieferung  verwahrten  Waffen,  für  welche  hier  der  Fiskus 
*  so  lange  haftbar  gemacht  wird,  bis  er  Verlust  oder  Beschädigung  durch 
Zufiill  erweist;  ein  Eric,  des  O.  A.  G.  Cassel  v.  Juli  47  ib.  Bd. )  K.  $37 
hmsichtlich  der  vom  Richter  bei  einer  Haussudiung  mh  Beschlag  beleg* 
ten  und  in  gerichtliche  Verwahrung  genommenen  Gegenstände  (älinlich 
Hrk.  des  O.  H.  G.  Mannheim  ib.  Bd.  7  N.  521);  ein  Hrk.  des  O.  A.  G 
Berlin  v.  jo.  Märr  71  ib.  Bd.  26  N.  34  hinsichtlich  der  vom  Richter  im 
Laufe  einer  Untersuchung  zu  gerichtlichem  Gewahrsam  eingeforderten 
Sachen,  wobei  die  staatliche  Haftung  ausdrücklich  aus  dem  rechtsge- 
schäftiichen  Elemente  dieses  Vorganges  hergeleitet  und  das  Zustande- 
kommen des  Vertragsverhältnisses  für  unabhängig  von  der  Rechtmäßigkeit 
oder  Unrechmiäßigkeit  der  Verfügung  erklärt  wird,  weil  der  Betroffene 
eine  Prüfung  nicht  anzustellen  brauchte;  ein  Hrk.  des  O. H. G.  Mannheim 
ib.  Bd. )  N.  257-  hinsiditltch  einer  vom  Gemeindevorsteher  empfangenen 

SO' 
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b.  Hinsichtlich  des  OHSserkanirMiikm  FersämUens  gehen 
die  Ansichten  über  die  Ersatzverbindlichkeiten  der  Verbands- 
personen nicht  nur  in  der  Begründung,  sondern  auch  lui 
praktischen  Ergebnis^  weit  auseinander. 

Fassen  wir  zuvörderst  das  Verschulden  in  dein  indivi- 
dualrecbllicbm  Aktionsgebiet  der  Gemeinheuen  ins  Auge, 
so  kano  die  konsequente  Fiktionstheorie,  da  sie  jede  Möglich- 
keit einer  echten  DeUktsobligation  der  juristischen  Person 
leugnen  muss,  eine  Ersatzverbindiichkett  derselben  aus  ausser- 
kontraktlichem  Verschulden  nur  in  den  Ausnahme^en  an- 
nehmen, in  denen  eine  solche  ftür  Einzelpersonen  aus  firem- 
dem  Verschulden' entsteht*.  Die  Praxis  dagegen  hat  nur  selten 
diesen  Standpunkt  wirklich  festgehalten*.  Sie  hat  vielmehr 
bei  allen  Schwankungen  hinsiclulich  des  Ltii langes,  in  wel- 
chem das  Verschulden  von  Organen  für  die  Körperschaft 
als  fremdes  oder  als  eignes  Verschulden  zu  gelten  habe,  in 
irgend  einem  Umfange  beinahe  stets  eine  mit  der  privat- 
rechthchen  Haftung  der  Einzelpersonen  aus  eignen  Delikten 
gleichartige  deliktische  Haftung  der  Gesammtpersonen  an- 
erkannt'. In  derThat  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  eine 


Kaatioft,  welche  behnls  Bfligerattfeahme  bei  der  Gemeinde  hinterlegt 
werden  musste.  —  Ebenso  verhält  es  sich  bei  allen  anderen  öAentUch- 
redbtlicben  Verträgen.  Deshalb  muas  z.  B.  schon  ans  diesem  Gesichtspunkt 
der  Staat,  welcher  bei  einer  von  ihm  eingerichteten  Zwangsversicherung 
gegen  Feuer  die  Beiträge  durch  seine  Beamten  einziehen  lässt,  für  dis 
Verschulden  dieser  Beamten  haften ,  was  im  Erk.  des  O.  G.  Wolfcub, 
V.  2j.  Juni  6^  ScutT.  Bd.  21  N.  257  gröblich  verkannt  ist. 

'  So  in  der  That  Loning  S.  75 — 90,  der  gerade  deshalb  de 
ferenda  eine  Ausdehnung  der  SchadensersatzpfUcht  uhne  eignes  Versciiul- 
den  fordert. 

*  So  in  den  oben  S.  749  N.  1  angef.  Erk. 

'  Wir  haben  oben  gesehen,  dass  sowohl  die  gemeinrechtlidie  wie 
insbesondere  die  preussische  Praxis,  insoweit  sie  die  Haltung  juristischer 
Personen  aus  aquÜischeni  Verschulden  ihrer  Beamten  oder  Vorsteher 
verneint,  regelmäßig  hierbei  sich  auf  die  angebliche  Stellung  dieser  Per- 
sonen als  blosser  VoHmachtsträger  beruft  und  ausdrücklich  die  Haftung 
der  juristisclien  Personen  aus  eignem  Verschulden  bei  der  Auswahl» 
In$tmktion  oder  Beaufsichtigung  ihrer  fieaultragtra  vorbehält. 
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jaristische  Person,  sobald  und  soweit  die  reciitswtdrigc  Hand- 
lung oder  Unterlassung  eines  Organes  vom  Recht  ihr  zu- 
gerechnet wird,  genau  in  derselben  Weise  wie  eine  mit 
gleicher  Schuld  belastete  Einzelperson  zum  Schadensersatz 
verpflichtet  ist,  falls  nicht  ein  singulärer  Rechtssatz  sie  davon 
befreit'.  Je  nach  den  Umständen  können  daher  sehr  ver- 
schiedenartige auf  dolus  oder  culpa  gegründete  civilrecht- 
liehe  Ersatzklagen  gegen  eine  Körperschaft  als  solche  ge- 
richtet werden*.  So  besteht  in  der  Praxis  kaum  ein  Zweifei, 
dass  eine  juristische  Person,  welche  aus  der  rechtswidrigea 
Anmaßung  eines  Sach-  oder  Rechtsbesitzes  oder  aus  der 
rechtswidrigen  Störung  fremden  Besitzes  belangt  wird,  nicht 
blos  zur  Wiederherstellung  des  früheren  Zustandes  und  zur 
Unterlassung  von  Störung; cn,  sotulcrn  auch  zum  Ersatz  des 
verursachten  Schadens  verurdieiit  werden  kann'.  Insbeson- 
dere aber  ist  auch  die  Zubssung  der  aquilischen  Klage  gegen 

*  Hierbei  gehen  wir  davon  aus,  dass  die  dcutschrechtlicJien  Grund- 
satze der  modernen  Gesetzbücher  (Pr.  LR.  I»  6  $  8—12,  Code  dv.  an. 
1}B3,  Osterr.Gb.  5  1294— 1295,  SSchs.  Ob.  $  116^-117.  Schweiz.  Obl.  R. 
5  $0),  wonach  jede  dolose  oder  kulpose  widerrechtliche  Schadenszufögung 
zum  Schadensersatz  verpflichtet  und  insbesondere  eine  Unterlassung  hierzu 
nusreicht,  auch  im  heutigen  gemdneo  Recht  gelten;  vgL  Stobbt  5  200 

zu  I  U.  2. 

*  Dass  im  gemeinen  Recht  die  actio  doli  wegen  der  positiven 
Fassung  der  1.  15  D.  de  dolü  gegen  eine  Körperscliaft  stets  nur  aui  den 
Belauf  der  Bereicherung  gehen  Itönne,  nimmt  das  Erk.  des  R.  O.  H.  G. 
V.  28.  Jan.  76  Bd.  19  N.  6)  S.  201—202  unrichtig  an.  Nadi  Preuss.  R. 
ist  die  Zttlässtgkeit  der  actio  doli  gegen  juristische  Personen  an  sich 
zweifellos,  wie  dies  auch  das  Erk.  des  R.  G.  v.  2;.  Okt.  82  b.  Rocholl 
S.  5^8—540  iiiclit  leugnet,  wennschon  es  irrtliünilichcr  Weise  einen  von 
den  \'orsichcrii  innerhalb  iiircr  Anitssph.irc  begangenen  dolus  nicht  für 
ausreichend  lialt,  um  die  Klage  gegen  die  Körperschaft  als  solche  m 
begründen. 

)  Die  Praxis  hat,  von  vereinzelten  Verirrungen  abgesehen  (vgl. 
oben  S.  7so},  stets  die  Interdikte  zum  Sdiuu  und  zur  Wiedererlangung 
des  Besitzes  einsdüiesslieh  der  Spolienklage  auch  gegen  |urisdsdie  Per« 

sonen  gewährt;  \'^\.  Bolie  a.a.O.  S.  152,  Erk.  des  Obst  L.G.  für  Bayern 

V.  r6.  Jan.  80  SeufT.  Bd.  }>  N.  181;  speciell  Zulassung  des  Interdictum 
nc  quid  in  itinere  publico  fiat  ge^cn  eine  Dortscliaft,   die  einen  offeni 
liehen  Weg  als  Genieindeweg  behandelt  und  aut  dem  Gemeinlande  mit 
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juristische  Personen  durchgedrungen Dieselbe  wird  in  der 
Praxis  vor  Allem  stets  gewährt,  wenn  eine  .Beschädigung 
als  Folge  der  Nichterfüllung  einer  gesetzlichen  Verbindlich- 
keit erscheint,  welche  der  juristischen  Person  als  solcher 
obliegt*.  So  sollen  der  Staat,  die  Gemeinden  und  andere 
Körperschaften  für  den  Schaden  aus  Vernachlässigung  der 
dem  Grundeigenthümer  obliegenden  Verpflichtungen  ein- 
stehen' und  namentlich  auch  aus  mangelhafter  Anlage  oder 


Wall  und  Gr:iben  sperrt,  im  Erk.  des  ü.  A.  G.  Kiel  v.  17.  Juni  65  ib. 
Bd.  19  N.  23  s;  inierdictum  nt:  quid  in  flumine  pubiico  äat  gegen  eine 
Gemeinde  nach  Erk.  des  O.  A.G.  Jena  v.  3.  Dec.  63  ib.  Bd.  17  N.  246, 
gegen  den  Fiskus  nach  lirk.  des  O.A.G.  Darmst  v,  10.  Sept.  61  ib.  Bd.  ly 
N.  118;  gegen  eine  Aktiengesellschaft  Erk.  des  R.  G.  v.  19.  Mirx  86 
C.  S.  Bd.  15  N.  )8  S.  182—184;  gegen  swci  PetroleumbohrgoeUscfaafteQ 
Erk.  des  R.G.  v.  1 1.  Juni  86  Seoff.  Bd.  43  N.  8.  Man  bedenke  aber,  dass  «Kh 
mit  der  Eigenthumsklage  g^en  eine  juristische  Person  auf  Grund  ihres 
unredlichen  Besitzes  Ersatzansprüche  geltend  gemacht  werden  kc^nnen  (vgl. 
z.  B.  die  Einklagung  der  Früchte,  welche  zu  ziehen  gewesen  wären, 
gegen  ein  Hospital  in  dem  vom  O.  Tr.  Berlin  am  21.  Mai  74  b.  Seuff. 
Bd.  29  N.  214  entschiedenen  Fall);  dass  ebenso  die  actio  negatoria  gegen 
den  Fiskus  O^rk.  des  O.A.G.  Wolfenb.  v.  16.  Nov.  47  ib.  Bd,  21  N.  16), 
eine  Stadt  (Erk.  des  ObstG.  f&r  Bayern  v.  20.  Juli  75  ib.  Bd.}2  N.  t$) 
oder  eine  Aktiengesellschaft  ^k.  des  O.  G.  Wolfenb.  v.  26  Mai  76  ib. 
Bd.  32  N.  18),  die  actio  confessoria  gegen  eine  Gemeinde  (Erk.  des  O.G« 
Wolfenb.  v.  1867  ib.  Bd.  21  N.  157)  zugleich  auf  Schadensersatz  gehen 
kann.  Vgl.  auch  den  Fall  einer  actio  aquae  pluviac  arcendac  gegen  eine 
Gemeinde  im  Hrk.  des  Ü.A.G.  Cassel  v.  1850  ib.  Bd.  ij  N.  252,  Dazu 
oben  S.  215  N.  2. 

'  Ausdräcklich  anerkannt  z,  B.  bei  Seuff.  Bd.  4  X.  119,  Bd.  7  N.  ijo, 
Bd.  14  N.  36»  Bd.  2$  N.  128,  Bd.  }s  N.  287  u.  in  Plen.  Entsch,  des 
R.O.H.G.  V.  9.  Jan.  1879  Bd.  24  N.  82  S.  jn-— 312. 

*  So  insbesondere  im  Gebiet  des  Preuss.  Landr.  nach  Erk,  des 
O.Tr.  V.  6.  Apr.  69  Bd.  61  S.  t  ff.  und  der  daselbst  rekapitulirten  älteren 
Praxis,  Erk.  des  O.Tr.  v.  23.  Mai  71  Strieth.  Bd.  82  S.  166  u.  v.  23.  Febr.  77 
ib.  Bd.  97  S.  169,  des  R.O.H.G.  v.  10.  Dec.  72  Bd.  S  N.  50  S.  201  ff. 
u.  Seuti".  Bd.  28  N.  5,  des  R.  G.  v.  6.  Nov.  79  u.  v.  9.  Mai  82  b.  Gru- 
chot  Bd.  26  S.  930  u.  V.  12.  Dez.  82  C.  S.  Bd.  8  N.  60  S.  326.  Ebenso 
im  Gebiet  des  gemeinen  Rechts  nach  Erk.  des  A.G.  Celle  v.  1j.N0v.78 
Seuff.  Bd.  )4  N.  88. 

3  Vgl.  Erk.  des  R.O.H.  G  v.  lo.  Dec  72  a.  a.  0.:  Haftung  des 
Fiskus  (ür  Schadensersat«  aus  Unterlassung  gehöriger  Verwahrung  eines 
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Unterhaltung  von  Wegen,  Brücken,  Häfen  u.  s.  w.  haften'; 
sie  sollen  als  Bauherrn  mindestens  insoweit  för  Baubeschädi- 
gungen verantwortlich  sein,  als  es  sich  dabei  um  eine  Verabsäu- 
mung der  den  Bauherrn  selbst  treffenden  Pflichten  handelt*;  sie 


fiskalischen  Grabens,  wodurch  der  Tod  eines  Menschen  herbeigeführt 
war;  dabei  Berufung  auf  Pr.  Str.  G.B.  §  MS  9  (jetzt  R.  Str.  G.  B.  §  ^67 
Z.  12);  vgl.  die  Polemik  Lonitig's  S.  79  il.  gegen  dieses  Erk.,  der  darin 
beizutreten  ist,  dass  dasselbe  nicht  gerechtfenii^  werdo)  kann,  sobald  die 
DeliktsßUiigkeit  der  juristischen  Person  verneint  wird.  Femer  Erk.  des 
R.  G.  V.  2.  Mai  81  Gniehot  Bd.  26  S  416:  Venirtheilung  einer  Stadt- 
gememde  zum  Schadensersatz  wegen  NichtUnterhaltung  eines  ihr  gehÖ<- 
rigen  unterirdischen  Kanals,  weil  sie  ihre  Schuldlosigkeit  nicht  erwiesen 
hat.  Auch  Erk.  des  R.  G.  v.  13.  Apr.  80  C  S.  Bd.  i  N.  122  S.  556: 
Haftung  der  Stadtgemeinde  für  Zuführung  stinkender  Müssigkeiten  in 
eine  ihr  zugleich  für  ihre  eignen  Bedürfnisse  und  Jur  die  Bedürfnisse  der 
einzeben  Bewohner  zostehende  Wasserleitung,  insofern  sie  es  an  gehöriger 
Oberwachung  oder  an  sonstigen  geeigneten  Mafiregeln  zur  Abstellung 
jener  Missbräuche  fehlen  liess. 

<  Vgl.  PI.  Besch],  des  O.  Tr.  Berlin  v.  21.  Jan.  47  Entsch.  Bd.  14 
S.  92;  Erk.  des  R.  G.  v.  6.  Nov.  79  Gruchot  Bd.  24  S.  507  (Haftung 
der  Dorfgemeinde  für  NichtUnterhaltung  einer  Brücke);  Erk.  des  R.  G. 
V.  4.  Apr.  82  C.  S.  Bd.  4  N.  81  S.  288—290  (Haftun<T  des  Staats  aus 
mangelhafter  BeschatTenheit  einer  Landstrasse);  Erk.  des  O.A.G.  Lübeck 
V.  18.  Febr.  71  Seutf.  Bd.  25  N.  12.S  fHa'funf»  des  Sta.\ts  .lus  schlechter 
Beschaffenheit  einer  Hafenanlage,  —  eme  i  rage,  die  mi  Lrk.  des  R.  G. 
V,  16.  Dec  82  C.  S.  Bd.  9  N.  65  S.  245  unentschieden  geblieben  ist). 

*  Vgl.  Erk.  des  O.  A.  G.  München  v.  28.  Märs  51  SeuC  Bd.  4 
N.  1 19  (Haftung  des  Staats  aus  Beschädigung  anderer  Grundstücke  durch 
ungenügende  BaufiUvnng);  des  O.  A.  G.  Darmst.  v.  Apr.  46  ib.  Bd.  7 
N.  I    (Haftung  der  Gemeinde  aus  Baubeschädigungen  bei  der  städtischen 

Ballführung  nach  der  lex  Aquilia);  des  O.A.  G.  Wiesbaden  v.  18.  M.ir^  55 
ib.  Bd.  16  N.  1 16  (Schaden sersatzpflicht  der  Gemeinde  aus  Störung  des 
Wasserlaufes  durch  Anlage  von  Gemeindewegen);  des  O.  Tr.  Berlin 
V.  27.  Sept.  59  ib.  Bd.  14  N.  36  (Zulässigkeil  der  Aquilischen  Klage 
gegen  den  Fiskus  als  Bauherrn);  des  O.  Tr.  Berlin  v.  6.  Juli  74  ib. 
Bd.  )i  N.  37  (Venirthdlung  der  Landstände  Neuvorpommems  zum  Ersau 
ones  Oberschwemmungsschadens,  der  durch  schuldhafte  Unterlassungen 
bei  einem  Chausseebau  verursacht  war) ;  des  A.  G.  Celle  v.  14.  Febr. 
1879  SeutT.  Bd.  55  N.28  7  (Haftung  des  Fiskus  wegen  mangelhafter  Bau- 
fiihrung  aus  dem  .Aquilischen  Gesetz  im  Falle  eignen  Verschuldens); 
des  R.  G.  V.  I.  Apr.  Üo  b.  Gruchot  Bd.  24  S.  881 ;  des  R.  G.  v.  12.  Dec.  82 
C.  S.  Bd.  8  N.  60  S.  236—237  (Verurtheilung  der  Berliner  Stadteisenbahn 
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sollen  als  Unternehmer  einer  Eisenbahn  oder  eines  sonstigen 
gefährlichen  Gewerbebetriebes  jedenfaUs  für  diejenigen  Schä- 
den  aufkommen,  welche  durch  ungeeignete  Einrichtung  des 
Betriebes  veranlasst  sind  oder  durch  Anbringung  gehöriger 
Schutzvorrichtungen  hätten  vermieden  werden  können  *.  Ge- 
rade bei  deranigen  Verhältnissen  ist  nun  freilich  durch  das 
moderne  Recht  eine  ILütun^  auch  für  das  Verschulden  von 
Stellvertretern  und  Geliülfen    und  theilweise  sogar  eine 


zum  Ersatz  des  Schadens,  der  dadurch  entstanden  ist,  dass  sie  als  Bau- 
herrin nicht  <fie  erforderlichen  Sicherhdtsmaßr^ln  getroffen  hat«  um 
bei  Ausfuhrung  von  Ramniarbeiten  in  der  Spree  das  Fabrikgebäude 

des  Klägers  sicherzustellen.  —  Wo  eine  ausgedehntere  Haftpflicht  des 
Higenthümcrs  eines  Gebäudes  oder  Werkes  bestellt,  wie  z.  H.  nach  Schwei«. 
Obl.  R.  Art,  67.  trifft  dieselbe  natürlich  auch  juristisclic  Personen. 

'  Unter  diesem  Gesichtspunkte  ist  ?..  B.  in  Erk.  des  O.  H.  G.  Mann- 
heim b.  Seuff.  Bd.  8  N.  5J  u.  des  O.  Tr.  Berlin  v.  ij.  Dec.  69  b.  Strieth. 
Bd.  77  S.  104  der  Suat  als  Eisenbahnunteniehmer  toxa  Schadensersatz 
verurüieUt  worden,  wenn  durch  schlechte  Einrichtung  eines  Eisenbahn- 
überganges Wagen  oder  Pferde  beschldigt  »nd.  Auch  bei  der  Verur- 
theilung  von  Eisenbahngesellschaften  zum  Ersatz  des  durch  Funken- 
sprühen verursachten  Brindschadens  durch  Erk.  des  O.  A.  G.  München 
V.  II.  Mai  5}  Scutt.  Bd.  10  N.  164  u.  v.  16.  Apr.  6r  ib.  Bd.  14  N.  208 
u.  des  O.  H.  G.  Mannheim  v.  20.  Dec.  59  ib.  Bd.  15  N.  2j)  ist  der 
Gesichtspunkt  schuldbafter  Unterlassung  von  Schutzvorlcehningen  maß- 
gebend gewesen;  die  Motive  des  Münchener  Erk.  von  1861  haben  freilich 
diesem  Gedanken  eine  von  Skihe  a.  a.  O.  S.  )8i  N.  2$  u.  Umi^  S.  74 
N.  2  mit  Recht  gerügte  sonderbare  Wendung  gegeben.  Dagegen  ist  die 
Praxis  bei  der  Haftbarmachung  des  Eisenbahnuntemehracrs  für  den  durch 
NichtSperrung  einer  Barriere  verursachten  Schaden  zum  Theil  bereits 
liierüber  hinausgc£^nngen  und  hat  eine  aquilische  Klage  aus  detu  \'er- 
schulden  blosser  Bediciisietcr  zugelassen;  so  Erk.  des  O.  G.  Braunschw. 
V.  10.  Jan.  56  b.  Seuff.  Bd.  10  N.  165  u.  des  O.  G.  München  v.  11.  Dec.  77 
ib.  Bd.  1$  N.  3$;  dagegen  Erk.  des  O.  A.  G.  Celle  v.  19.  Apr.  61  ib. 
Bd.  15  N.  36.  Im  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  17.  Dec  7)  Bd.  la  N.  2} 
S.  79 — 80  ist  angenommen,  dass  schon  vor  dem  Reichshattpflichtgesetx 
ein  gemeines  Gewohnheitsrecht  bestanden  habe,  nach  welchem  die  Eisen- 
bahnen für  aquilisches  wie  für  kontraktliches  Verschulden  .iller  ihrer  Be- 
diensteten haften;  vgl.  auch  ib.  Bd.  21  S.  284  ff.  D.it^egen  wird  im  K-'k. 
des  O.  L.  G.  Hamburg  v.  9.  Febr.  86  b.  Seuff.  Bd.  41  N.  loj  die  Geltung 
eitles  gleichen  Gewohnheitsrechts  für  grosse  Transportanstalten  des 
Flussverkehrs  verneint. 
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Haftung  ohne  jedes  Verschulden  eingeführt  worden.  Wenn 
aber  im  Bereiche  dieser  erweiterten  Haft,  welche  selbstver- 
ständlich auch  die  Körperschaften  belastet«  das  durch  Or- 
gane begangene  Körperschaftsdelikt  sich  von  den  übrigen 
Haftungsursachen  nicht  besonders  abhebt,  so  büsst  es  damit 
keineswegs  seinen  specifischen  Charakter  ein'.  Insoweit 
daher  die  llafuing  des  Unternehmers  aus  eignem  Verschulden 
über  seine  Haftung  für  fremde  Handlungen  und  Unter- 
lassungen hinausreicln,  gewinnt,  falls  eine  Körperschaft 
Unternehmerin  ist,  die  Unterscheidung  der  körperschaftlichen 
Deliktsobligation  von  den  aus  fremdem  Verschulden  oder 
ohne  alles  Verschulden  erwachsenden  körperschaftlichen 
Ersatzverbindlichkeiten  sofon  wiederum  praktische  Bedeu- 
tung. Dies  ist  bei  der  Auslegung  des  Reichshaftpflichtgesetzes 
vom  Reichsoberhandelsgericht  zwar  anfänglich  verkannt, 
später  jedoch  ausdrücklich  anerkannt  worden*. 

'  Kann  sich  der  Principal  durch  den  Nachweis  eigner  Schuldlosigkeit 
von  der  Haftung  hefreien,  so  behält  der  Bc^rifT  des  Körperschaftsdeliktes 
praktisch  die  negative  Bedeutung,  dass  der  Nachweis  des  Nichtvorhan- 
denseins eines  solchen  die  juristische  Person  entlastet.  So  niuss  z.  B., 
wenn  im  Schwdi.  Obl.  R.  Art.  6a  die  Verantwortlichkeit  des  Geschäfts- 
herra  ßkr  den  von  Angestellten  oder  Arbdtem  in  Ausübung  ihrer  ge- 
schäftlichen Verrichtungen  verursachten  Schaden  ausdrücklich  auf  »juri' 
stische  Personen,  wenn  sie  ein  Ge>\'erbe  treiben«,  erstreckt  wird,  der 
juristischen  Person  auch  der  haftbefreiende  Nachweis  offen  bleiben,  dass 
5ie  selbst  uillc  erforderliche  Sorgfalt  angewendet  habe,  um  einen  solchen 
Scliaden  zu  verhüten«. 

*  In  einem  Erk.  des  ersten  Sen.  des  R.  O.  H.  G.  v.  14.  März  76 
Bd.  19  N.  i!|  S.  J96  ff.  (Seuff.  Bd.  32  N.  68)  wurde  das  Unheil  zweiter 
Instanz  abgeändert,  durch  welches  eine  Aktiengesellschaft  wegen  schuld- 
hafter Unterlassung  von  Vorsiditsaiaßregeln  ihres  Vorstandes  nicht  aus 
5  2,  sondern  aus  $  9  des  Reichshaftpflichtgesetzes  haftbar  gemacht  und 
foJgeweise  als  ein  aus  eignem  Verschulden  ersatzpflichtiger  Betriebs- 
untcmehmer  auf  Grund  der  ein  günstigeres  Landesrecht  vorbehaltenden 
Gesetzeskl.tusel  nach  Sachs,  bürg.  Gb.  5  M9<^  '^""i  Ersatz  einer  Verun- 
staltung vcrurtlicilt  worden  war;  das  U.  O.  H.  G.  meinte,  die  Vorsteher 
gehörten  jedenfalls  7x\  den  in  5  2  aulgeführten  Bevollmächtigten,  Reprä- 
sentanten und  Angciteiiien  des  Unternehmers,  der  ^  9  aber  könne  uie 
Fälle  des  S  2  nicht  wiederum  einschliessen.  Ebenso  Erk.  des  A.  G.  Celle 
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Fragen  wir  nun  aber  weiter  nach  dem  körperschaft- 
lichen Verschulden  im  gemeinhcitlichen  Aktionsgebiet,  so 
werden  wir  im  Princip  einer  Verbandspci  son,  welche  durch 
rechtswidrige  Ausübung  oder  Nichtausübung  socialer  Funk- 
tionen einer  anderen  Person  Schaden  zugefügt  hat»  die 
gleiche  Ersatzverbindiichkeit  auferlegen  müssen^  wie  sie  ihr 
aus  einer  rechtswidrigen  Handlung  oder  Unterlassung  des 
Individualverkehrs  erwachsen  wörde.  Wir  werden  nament- 
hch  auch  dem  Staat,  den  (icnicu)dcn  und  allen  anderen 
öffentlichrechtlichen  Körperschaften  eine  privatrechtliche 
Ersatzverbmdlichkeit  für  den  Schaden  aufzubürden  haben, 
den  ihre  Organe  innerhalb  ihrer  Wirkungssphäre  durch  schuld- 
hafte Verwendung  oder  Niclitverwendung  öffentlicher  Macht- 
mittel anrichten.  Denn  hierbei  handelt  es  sich  keineswegs» 
wie  neuerdings  oft  behauptet  wird,  um  eine  eigenanige 
»Halumg  nach  ütTenthchcn^  Kcclii  .«  Vielmehr  ergiebt  sich 
diese  Haftung  aus  den  im  Zweifel  auch  auf  die  Gemein- 
wesen anwendbaren  Grundsätzen  des  Privatrechts'.  Sie  tritt 


V.  6.  Mirjt  77  Seuff.  Bd.  32  N.  244.  Das  Pico.  £rk.  des  R.  O.  H.  G. 
V.  9.  Jan.  79  Bd.  24  N.  82  S.  ;  1 1  t)'.  dagegen  hat  die  entgegengesetzte 
Aoüassung  sanktionirt,  wobei  es  freilich  in  der  juristischen  Person  nicht 
den  »wirklichen  Urheber  des  Schadens«  erblicken  will,  jedoch  einen 
gemeinrechtlichen  Gerichtsgebrauch  annimmt,  nach  welchem  der  aqui- 
lischeii  Klage  die  juristische  Person  aus  dem  Verschulden  ihrer  Reprä- 
sentanten iu  gleicher  Weise  »w  e^en  eignen  Verschuldens«  belangt  werden 
kann,  wie  eine  schuldige  physische  Person. 

*  So  Löning  S.  95  fl. ;  \gl.  aucii  /Cacuanac  a.  a.  O.  u.  Staatsr.  _^  140 
u.  G.  Mtyer  Staatsr.  3  ^9  2.  —  Am  schrofifeten  trennt  v.  Rönne 
Preuss.  Staatsr.  III  5  267  S.  58)— 585  Schadenszufügungen  durch  Ver- 
treter des  »Fiskus«  und  durch  Vertreter  des  »Staats«:  Fiskus  und  Staat 
seien  zwei  ganz  verschiedene  Personen,  von  denen  die  letztere  überhaupt 
eine  Verbindlichkeit  gegen  Unterthanen  nicht  übernehmen  kdnne,  während 
der  Fiskus  seinerseits  für  den  Staat  nicht  hafte! 

'  Darum  ist  auch,  soweit  ein  Ersatzanspruch  überhaupt  anerkannt 
wurde,  niemals  die  Zulässigkcit  des  Rechtsweges  bezweifelt  worden 
während  doch,  falls  dieser  Anspruch  ortendiclirechtlicher  Xatur  wäre, 
die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  besonderer  Festsetzunt;  be- 
durft hatte.  —  Das  Schweiz.  Ohl.  R.  Art.  64  setzt  voraus,  da&s,  an 
sich  seine  Bestniuiiungen  über   die  Rechtsfolgen  »unerlaubter  Hand- 
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ja  eben  wegen  der  rechtswidrigen  Verletzung  von  Privat- 
interessen und  nur  insoweit  ein,  als  durcli  eine  zwar  dem 
öfienilichen  Leben  angehörige,  jcdocli  dem  ötienilichen  Recht 
widersprechende  Handlung  oder  Unterlassung  eine  Privai- 
rechissphäre  geschädigt  ist.  In  der  That  ist  bisher  niemals 
die  civilrechtliche  Natur  der  £rsatzkiage,  welche  in  solchen 
Fällen  gegen  den  schuldigen  Beamten  gegeben  wird»  in 
Zweifel  gezogen  worden*.  Offenbar  aber  beruht  die  gleich- 
zciu^  begründete  Ersatzklage  ^cycn  Jas  vom  Beamten  dar- 
gestellte Gemeinwesen  auf  einem  identischen  rechtlichen 
i-undament\  Mit  voliem  Recht  hat  daher  die  gemeinrecht- 
liche Praxis  den|  durch  Amtsvergehen  öffentlicher  Organe 

langen fc  auch  die  Ersatzptlicht  f&r  den  durch  öiTcnüiche  Beamte  oder 
Ani^cstellte  in  Ausübung  ihrer  amtlichen  Verrichtungen  verursachten 
Schaden  uujlasscn ;  es  behalt  jedoch  abweichende  Bundes-  und  Kantonal- 
^'esetzc  (hinsichthch  der  Haftung  des  Beamten  selbst  wie  hinsichtHch 
der  Haftung  des  Staates)  vor  und  untersagt  i>ur  in  Ansehung  der  ge- 
wcrrnciien  Verrichtungen  von  Beamten  kantonale  Abänderungen  des 
gemeinen  Obligationenrechts. 

'  Auch  vadn  von  den  Staatsrechtslehrern ;  vgl.  2.  B.  Zadutriae  S  MO  II, 
G.  Miyer  5  149  Z.  i.  Die  in  $  ix  des  E.G.  tum  G.  V.  G.  zugclaaseoen 
landesgesmlichen  Beschränkungen  des  Rechtsweges  durch  eine  ver- 
vrainmgsgerichtliche  Vocenischeidung  über  die  Frage,  ob  der  Beamte 
ach  einer  Überschreitung  seiner  Amtsbefugnisse  oder  der  Unterlassung 
einer  ihm  obliegenden  Amtshandlung  schuldig  gemacht  habe»  indem 
hienn  nichts. 

^  Wenn  die  im  Gegensatz  zu  der  älteren,  mit  der  Analogie  des 
Mandats  oder  des  hisiitorenvcrhältnisses  (vgl.  £.  B.  noch  /öpß  $  520  II) 
openrenden  Theorie  gerade  in  dieser  Frage  durchgekämpfte  staatsrecht- 
liche Natur  des  /wischen  dem  Staat  und  seinem  Beamten  bestehenden 
Rccntsverhaitnisses  den  aus  ihr  gcicogencn  Schluss  rechtfertigte,  dass  die 
Haftung  des  Staates  lediglich  aus  dem  Staatsrecht  fliesscn  könne,  so 
rnttsste  man  auch  der  gegen  den  Staat  gerichteten  Kontraktsklage  den 
civilrecbttidien  Charakter  absprechen.  Denn  auch  beim  Abschluss  emes 
Vertrages  ist  der  Beamte  nicht  Mandatar  oder  Institor,  sondern  staats- 
rechtliches Organ,  und  die  Frage,  ob  der  Staat  selbst  gebandelt  hat,  ist 
auch  hier  eine  staatsrechtliche  Frage.  —  Mit  Recht  hat  daher  das  R.  G. 
im  Erk.  v.  10.  Juni  81  CS.  Bd.  5  N.  10  S.  49  die  durch  §  11  des  E.  G. 
zum  G.  V,  G.  ausgesprochene  Garantie  der  Zulässigkeit  des  Rechtsweges 
gec:cn  öffentliche  Beamte  zugleich  auf  die  etwaige  Entschädiguogsklage 
gegen  den  Staat  selbst  bezogen. 
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Geschädigten  die  gewöhnliche  aquilische  Klage  gegea  den 
Staat  oder  die  Gemeinde  gcr^nhrt'.  Sie  hat  gerade  auf 
diesem  Wege  zuerst  in  einer  Reibe  von  BeziebuDgen  An- 
forderangen  des  Rechtsbewnsstsetns  verwirklicht,  welchen 
später  zum  Theil  die  Gesetzgebung  selbst  durch  ausdrück- 
liche Bestimmungen  sich  gefugt  hat*.  Wir  weiden  auch 
heute  in  den  besonderen  Gesetzen,  welche  die  staatliche 
udcr  kommunale  Ersatzverbindli^hkeit  für  einzelne  Gebicie 
amtlicher  Thätigkcit  festsetzen  und  regehi,  nur  Anwendungs- 
fälle eines  allgcmemguUigen  Rechtsgrundsatzes  erblicken 
dürfen  \  während  wir  umgekehrt  den  eine  solche  Ersatz- 
verbiodlichkeit  ausschliessenden  Sätzen  des  positiven  Rechts 
einen  singulären  Charakter  zuschreiben  müssen^.  Demnach 


*  je  nach  Umstinden  natürlidi  auch  eine  andere  tivilrcchtlkhe 
Klagen  wie  z.  B.  die  Spolienklage  b.  Seuff.  Bd.  19  N.  46,  die  condictio  ob 
injustam  causam  ib»  Bd.  24  N.  die  actio  negatoria  uttlb  ib.  Bd.  2$ 
N.  344. 

'  So  ist  z.  B.  die  Haftung  des  Staates  für  Versehen  der  Hvpo- 
thekenbehörden  zuerst  von  den  Gcriclncn  in  das  Leben  eingeführt  und 
dann  erst  fast  überall  gesetzlich  sanktioniri  worden. 

J  So  auch  Pfeijfet,  Züchanat\  Stobbe,  Bolie,  Gerber,  Roth,  Demhwr^, 
C.  Meyer  a.  a.  O.,  während  E.  Löning  a.  a.  O.  u.  Sant/ey  öff.  R.  S.  504 
K.  )  das  Gegentheil  behaupten.  Generell  ist  die  Ersatsverbindlidikeit 
des  Staates  mir  in  der  V.  U.  v.  Coburg-Godia  $  68  (jedoch  im  Zweifid 
nur  subsidiär  und  nur  in  Fällen  der  Arglist  oder  des  groben  Verschuldens) 
ausdrücklich  sanktionirt.  Über  die  TragN\'eite  der  im  Sachs.-Altenb.  Ed. 
V.  18,  Apr.  1851  u.  in  der  Hamb.  V.U.  Art.  89  enthahenen  allgemeinen 
Hcstininiungen  vgl.  Loning  S.  iii  — Ii};  über  die  Festsetzung  einer 
generellen  und  principalcn  staatlichen  Ersatzverbindlichkeit  in  den  früheren 
V.  U.  V.  Schwarzb.'Sondersh.  w  24.  Sept.  41  5  64  u.  Mekl.-Schvv.  v. 
2).  Aug.  49  $  142  ib.  S.  III  N.  I. 

*  Ziemlich  konstant  hat  die  Preuss.  Praxis  angenommen»  dass  nach 
den  Grundsätzen  des  Preuss.  Landr.  eine  Verantwortlichkeit  des  Staates 
lür  die  Handhabung  eigentlicher  Hoheitsrechte  positiv  ausgeschlossen 
sei;  vgl.  Entsch.  des  O.  Tr.  Bd.  61  S.  i  ff.,  Strietli.  Arch.  Bd.  82  S.  166, 
Erk.  des  R.  O.  H.  G.  Bd.  8  S.  20$;  ebenso  t  .  Rönm  HI  §  267.  Drmhur^ 
I  5  5?  N.  16,  Slobhf  l  201  N.  47.  Die  Bayr.  Praxis  leitet  umgekehrt 
aus  dem  Preuss.  L.  R.  eine  Haftung  des  Staates  ab»  jedoch  eine  nur 
subsidiäre;  Roth  a.  a.  O.  5  )7  ^-  54-  —  l^ass  auch  der  Ausschluss  der 
principalen  Haftung  des  Suates  durch  ausdrückliche  gesetzliche  Ein« 
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ist  der  Staat  und  jeder  andere  öffentUchrechtliche  Verband 
im  Zweifel  vor  Allein  zum  Ersatz  des  Schadens  aus  wider- 
rechtlicher Anwendung  seiner  Zuuin^s^c-ivdit  verpüicluet', 
njag  nun  dabei  der  Einzelne  durch  einen  Hnigritf  in  die 
Integrität  oder  Freiheit  der  Persönlichkeit*  oder  durch  Ent- 
ziehung oder  Zerstörung  von  Sachen '  geschädigt  sein.  Ebenso 


f&hrung  einer  blos  subsidiären  Haftung  desselben  als  positivrechtliche 
MoJifikatkm  der  allgemeinen  Rechtsgrundsätze  erscheint,  ist  oben  schon 
bemerkt  worden. 

*  Die  Unterscheidung  Löning's  a.  a.  O.  S.  1 17  ff.  zwischen  rechts- 
widriger Beliehlerthdlung  und  rechtswidriger  Vollziehung  dürfte  hierbei 
kaum  von  praktischer  Bedeutung  sein.  Ob  Jemand  auf  einen  ihm  zuge- 
stelhcn  Befehl  hin  sich  ins  Gefingniss  begicbt  oder  Sachen  abliefert  oder 
f^b  er  wartet,  bis  er  mit  Gewah  geholt  oder  t^c^  He^^itzes  entsetzt  wird, 
kann  (inso)em  im  Übrigen  die  V^oraussetzungen  staatlicher  Haftung 
vorliegen)  unmöglich  einen  Unterschied  in  Ansehung  seiner  Ersatzan- 
sprüche begründen. 

•  Wegen  widerrechtlich  verfugter  oder  verlängerter  Gefangcnhaltung 
hftben  nach  dem  Vorgange  der  Deut.  Grundrechte  v*  37.  Dcc  48  5  ^ 
ahlreiche  Landesrechte  einen  (wennschon  meist  nur  subsidiären)  Em- 
schädigungsansprodi  gegen  den  Staat  anerkannt;  vgl.  dieselben  b.  Ldning 
S  13)  N.  2.  Ebenso  österr.  Staatsgnindges.  v.  ai.  Dec.  67  Art.  8  u..Ges. 
V.  12.  Juli  72  5  35-  Die  Praxis  hat  auch  aus  widerrechtlichen  Eingriffen 
in  die  Gewerbelireibett  durch  polizeiliche  Einsdiränkung  des  Gewertw- 
betriebes  einen  Anspruch  auf  Schadensersatz  gegen  den  Suat  ge>^'ährt; 
Erk.  de?  O.  G.  \\'oirenb.  v.  50.  Juni  71  SeufF.  Bd.  25  N.  24}.  Ebenso 
hatten  in  einer  Schleswigschen  Sache  zwei  Instanten  mit  Recht  einen 
Armen  verband  zum  Schadenersat/  wegen  eines  vom  Armenkollegium 
bclohienen  gesetzwidrigen  Transportes  in  die  Heimatii  verurtheilt,  was 
aber  durch  Erk.  des  Preuss.  O.  Tr.  v.  2.  Okt.  77  ib.  Bd.  33  N.  304 
abgeändert  wurde.  Ein  Bcschl.  des  R.G.  v.  15.  Juni  81  ib.  Bd.  37  N.  30 
hat  dem  durch  Versehen  eines  Beamten  unrichtig  als  Zeuge  Geladenen 
jeda  Ersatxanspruch  gegen  den  Staat  versagt. 

5  Wegen  rechtswidriger  Beschlagnahme  von  Presserzeugnissen  ge> 
wähn  das  österr.  Pressges.  v.  17.  Dec.  62  nebst  Str.  Pr,  O.  v.  187} 
5  491  einen  Ersatzanspruch  gegen  den  Staat;  ebenso  früher  Bad.  Pressges. 
V.  1868  §25.  Aus  unberechtigter  Beschlagnahme  einer  in  Folge  hiervon 
verdorbenen  \V*aare  durch  die  Zollbehörde  hat  das  O.  A.  G.  Oldenburg 
im  Erk.  v.  ihoo  b.  Seutf.  Bd.  19  N.  46,  aus  widerrechtlicher  Erpressung 
von  Geldern  durch  die  Regierung  das  O.  A.  G.  W'olt'enb.  im  Erk.  vom 
4.  Febr.  45  ib.  Bei.  24  N.  jS  den  hiikus  zum  Schadensersatz  verurtheilt. 
Lb«r  den  von  einem  Metzer  Apotheker  wegen  rechtswidriger  Unicr- 
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aber  muss  der  Staat,  insoweit  er  durch  seine  Organe  eine 

Fürsorge  für  die  Interessen  der  Einzelnen  ausübt,  aus  mangel- 
hafter VerwalturiL'  der  öffentlichen  Einrichtungen  haften' 
und  somit  insbesondere  nuch  für  den  Schaden  aufkommen, 
welcher  durch  Versehen  bei  der  H:^^dhablln^^  der  freiwil- 
ligen Gerichtsbarkeit',  bei  der  Gnindbuchtührung \  bei  der 


drückung  seiner  Apotheke  durch  den  Bezirksprasidenten  gegen  den  Lande?- 
fiskus  von  Fhass -Lothringen  erhobenen  Ersatzanspruch  vgl.  Erk.  des 
R.  G.  V.  lo.  Juni  8i  C.  S.  lid.  5  N.  10  S.  48—50.  Vgl.  auch  Lomn^ 
S*  124  N.  2  über  Sehldigungen  durdi  Venehen  bei  MÜitär&bungai. 

■  Wenn  limng  S.  128  ff.  dies  nur  bei  soldien  Einrichtungen,  lu 
deren  BenQtzang  ein  Zwang  besteht,  nicht  dagegoi  bei  Einriditongen, 
deren  Benützung  vom  freien  Willen  abhängt,  und  ebensowenii"  bei  einer 
lediglich  im  Interesse  des  Gescliadigten  eingerichteten  Fürsorge  («.  B.  der 
Obervormundschaft)  als  gerechtfertigt  anerkennt,  so  ist  hierauf  zu  er- 
widern, dass  der  Staat  in  allen  diesen  Fällen  gesetzlich  verpflichtet  ist, 
gewisse  Funktionen  zu  erfüllen  und  tolgcweise  dieselben  auch  ordnungs- 
mäßig auszuüben.  In  Wahrhdt  kommt  es  lediglich  darauf  an,  ob  Ata 
der  Suat  sdbst  durch  sdne  Organe  die  fiirsorglichen  Handlungen,  deren 
ungehörige  Vornahme  oder  Nichtvornahme  eben  Schaden  verursacht  hat, 
JEU  vollsidien  berufen  ist,  oder  ob  etwa  sein  Beruf  sich  in  der  Anstel- 
lung geeigneter  öffentlicher  Vertrauenspersonen  erschöpft,  an  die  das 
Publikum  sich  mit  seinen  Aufträgen  wenden  mag.  Deshalb  wird  er 
z.  B„  wenn  er  bei  einem  Rechtsgeschäft  die  Wahl  zwischen  gerichtlicher 
und  notarieller  Form  Usst,  aus  einem  V  ersehen  des  Richters  haftbar  und 
gleichwohl  aus  einem  Versdien  des  Notars  keineswegs  haftbar;  wie  ja 
auch  das  Publtkum  von  der  Auffassung  ausgeht,  dass  «war  bei  der  Wahl 
der  notaridlen  Form  auch  auf  die  Person  des  gewilüten  Notars,  dagegen 
bei  der  Wahl  der  gerichtlichen  Form  nur  auf  das  Gericht  als  abstrakte 
Behörde  zu  sehen  ist.  Ebenso  haftet  der  Staat  aus  den  Versehen  amt- 
licf^tT  Handelsmnkler,  Versteigerungsbeannen,  Taxatoren  u.  s.  w.  einfach 
deslialb  nicht,  weil  nicht  er  es  ist,  welcher  Geschäfte  vermittelt,  verstei- 
gert, laxirt  u.  s.  w.  Dass  dagegen  die  Ablehnung  der  Haftung  für  Ge- 
richtsvollzieher durch  Erk.  des  R.  G.  v.  8.  Apr.  84  sich  hieraus  nicht 
rechtfertigen  llsst,  bt  schon  oben  S.  765  N.  bemerkt  worden. 

*  Vgl.  Erk.  des  O.  A.G.  Jena  v.  $.Okt  77  b.  Seuff.  Bd.  }4N.2i4; 
auch  tb.  Bd.  2|  N.  1 39.  —  Insoweit  dabei  der  Staat  dem  Eincelnen 
gegenüber  zugleich  eine  Vertragspflicht  übernimmt,  wie  bei  Dqwsiten, 

seine  Haftung  schon  aus  dieser;  vgl.  oben  S.  787  X.  i. 

1  Vgl.  Erk.  des  O.  A.  G.  Jena  v.  2  j.  Au?.  47  Seuti.  Bd.  5  N.  174 
(wo  jedoch  nur  eine  subsidiäre  Haftung  des  Staates  für  .Arglist  und 
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obervortnundschaftHchen Thätigkeit'  u.  s.w.  verursacht  ist. 
Endlich  wird  jedes  Gemeinwesen  auch  durch  schuldhafte 
Unterlassung  von  Hoheitsakten  oder  försorglichen  Maßregeln, 
insofern  es  dabei  eine  den  Einzelnen  gegenOber  begründete 

rechtliche  Verbindlichkeit  zum  gemeinheiilichen  Handeln 
verletzt,  mit  einer  Ersaizverbindlichkeit  belastet  ^    An  sich 


Fahrlässif^kcn  der  Hypothekenbehörde  angenommen  wird)  u.  namentlicli 
Erk.  der  Jurist.  Fak.  Heidelberg  v.  i8^6  ib.  Bd.  17  N.  1.15.  D.i/u  die 
Zusammenstellung  der  deutschen  Gesetze,  wclclie  Jen  Staat  theiis  sub- 
sidiär theib  primär  für  Versehen  der  Grundbuchbehörden  haftbar  raachen, 
b.  Üoßi  D.  P.  R.  m  S  223  S.  29-^31.  Ober  die  primäre  Haftung  der- 
jenigen Badischen  Sudtgemdnden,  in  welche  die  Stfldteordnting  einge> 
fuhrt  ist,  für  allen  bei  Fülirung  der  Grund-  und  Pfandbücher  durch  den 
Grund-  und  Pfandbuchführer,  die  Gewähr-  und  Pfandgerichtskommission 
oder  den  Stadtrath  widerrechtlich  zugefüg^teti  Schaden  vgl,  Bad.  Ges.  v. 
24.  Juni  74  5  9"  ^^'^'J  oben  S.  76?  N.  besprochene  Hrk.  des  R.  G.  v. 
19.  Okt.  85,  das  eine  analoge  Haftung  der  übrigen  Badischen  Gemeinden 
verneint. 

'  Anders  freilich  Eric  der  Juristen&k.  Berlin  f.  Jena  v.  1868  b.  SeufT. 
Bd.  23  N.  139.  Vgl.  aber  Bolie  a.  a.  O.  S.  162  u.  Räh  a.  a.  O.  N.  43 ; 
daau  Kraut  Vorm.  I.  S.  98—99. 

*  Vgl.  Löning  S.  126—128;  Erk.  des  O.  A.  G.  Lübeck  v.  18.  Febr. 
1871  SeufT.  Bd.  1)  N.  128:  »Der  Staat  ist  verh.tftei  für  den  Schaden, 
der  durch  unterlassene  Krllillung  der  durch  das  öffentliche  Recht  gebo- 
tenen Verpflichtungen  entsteht«.  So  haftet  7.  B.  der  Staat  aus  einei 
Justizverweigcrung,  einer  Versoguug  des  dem  Lnteriiunen  geschuldeten 
poliieilidien  Schutses,  der  Verslnmdis  einet  Grundbocbeintrages  u.  s.  w. ; 
auch  die  von  den  Gerichten'  meist  als  Vemachlässigung  der  Pflichten 
des  Grunde^enth&roers  gedeutete  NichtinstandDiahung  öffentlidier 
und  Anlagen  gehört  theilweise  hierher.  In  der  Praxis  ist  mehrfach 
ohne  Weiteres  bei  Tumulten  der  Staat  für  den  Schaden  verantwort- 
lich gemacht  worden ,  wenn  sich  eine  schuldhafte  Nichterfüllung 
der  Aufgaben  der  staatlichen  Sicherheitspolizei  nachweisen  liess;  vgl. 
z.  13.  Erk.  des  O.  A.  G.  Cassel  b.  Seutf.  Bd.  2  N.  34  u.  Bd.  }  N.  326: 
auch  Erk.  des  O.  A.  G.  Dresden  v.  18.  Mai  $2  b.  SeufT.  Bd«  $  N.  288 
(wo  die  Scfaadensersatzverbindltcfakeit  des  Staats  nach  dem  Dresdner 
Auftunde  nur  deshalb  völlig  verneint  wird,  weil  das  kein  blosser  Tu- 
mult, sondern  ein  innerer  Krieg  gewesen  sei).  In  demselben  Sinne  fassen 
unter  den  Gesetzen,  welche  den  Gemeinden  eine  Verbindlichkeit  zum 
Ersätze  des  bei  Tumulten  angerichteten  Schadens  auferlegen,  das  Sachs.- 
Altenb.  v,  25.  März  37  u.  das  Grossh.  Hess.  v.  3.  März  59  diese  Ver- 
bindlichkeit als  eine  solche  aus  einem  Omissivdelikt  auf,  da  sie  dieselbe 
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können  natürlich  solche  rechtswidrigen  Schädigungen  des 
Einzelnen  durch  die  Gemeinschaft  nicht  nur  so  gut  von 
richterlichen  wie  von  administrativen  Organen,  sondern  auch 
so  gut  mittels  der  Rechtsprechung  wie  mittels  der  Verwal- 
tung vollzogen  werden':  doch  wird  durch  die  Grenzen  der 
richterlichen  Verantwortlichkeit  zugleich  die  \  crantwortlich- 
keu  des  Staates  aus  den  Fehlgriffen  seiner  Kechtsprechungs- 
organe  begrenzt'»  Auch  durch  Organe  und  in  den  Formen 
der  Rechtsetzung  kann  eine  Gemeinheit  sich  eines  rechts- 


davon  abhängig  machen,  dass  die  Gemeindebehörden  nicht  Alles  gethan 
haben,  um  den  Schaden  zu  verhüten.  Dagegen  gehören  die  übrigen  Ge- 
setze dieser  Kategorie  (vgl.  Lcnini;  S.  90-92)  Dicbl  hierher,  weil  sie 
kein  Vcrscliulden  der  Gemeinde  vorausstueu. 

*  Die  alleren  (besonders  nachdrücklich  von  Pjeißer  a,  a.  O.  II 
S.  363  if.  u*  Zö0  5  520  I  verfochtene)  Ansicht,  dass  für  die  Gerichte 
aus  der  Handhabung  der  eigentlich  richterlichen  Funktionen  der  Staat 
nicht  dnnistehen  habe  (vgl.  Erk.  desO.  A.  G.  Cassel  v.  5.  JuU  47  Seoff. 
Bd.  3  N.  327),  beruhte  auf  einem  Fehlschluss  aus  der  Unabhängigkeit  der 
Gerichte.  In  Wahrheit  handelt  der  Staat  als  solcher  so  g^n  durch  den 
unabhängigen  Richter  wie  durch  den  abhängigen  Verw.iltungsheaniten. 
Vgl.  Zachanae  a.  a.  O.  S.  657  fT.,  Roth  a.  a.  O.  N.  41,  ]i'iiui>cl;cid  ^  470 
N.  4,  Gerber  a.  a.  Ü.  S.  20S,  StiMe  5  201  N.  53;  Erk.  des  Ü.  A.  G. 
Dresden  b.  Seuff.  Bd.  i  N.  166;  Üsterr.  Ges.  v.  12.  JuU  73  §  i  {Ulbricht 
Lehrb.  des  Ösierr.  Staatsr.  S.  20t).  —  Unrichtig  ist  es  auch,  wenn 
Lbning  a.  a.  O.  S.  124—126  meint,  dass  niemals  der  Richteispruch  als 
solcher,  sondern  erst  dessen  Vollstreckung  Schaden  verursadM^  Viel- 
mehr ist  offenbar  im  Falle  rechtmäßiger  Vollstreckung  eines  rechts- 
widrigen Urthcils  der  ungerechte  Wahrspruch  die  Schadensursache.  Richtig 
aber  ist  Jie  weitere  .\uslulirung  Lönitig's,  dass  vor  Erhebung  einer  Scha- 
denski.ige  jedenfalls  die  Rcdusnüttel  erschöpft  sein  müssen  und  dass 
auch  dem  rechtskräftigen  Urtheil  gegenüber  nur  insoweit,  als  niclit  durdi 
Wiederaulhebung  des  Unheils  in  Folge  eber  Restitutionsklage  oder  einer 
Wiederaufnahme  des  Verfiihrens  Abhülfe  erxidt  ist  resp.  erzielt  werden 
kann,  eb  Ersatzanspruch  besteht. 

'  Eine  Ersat/klage  gegen  den  Staat  ist  daher  immer  nur  möglich, 
wenn  sich  eine  Ersat/klage  (Syndikatsklage)  gegen  den  schuldigen  Richter 
begründen  lässt.  —  Der  Frage,  inwieweit  dem  im  Siratproccss  ungerecht 
Verurilieihen  de  lege  ferenda  ein  weiter  reichender  Entschädigiingsan- 
sprucli  gebuliri,  ist  hiermit  natürlich  niciit  vorgcgritien ;  vgl.  die  letzte 
Anm.  zu  diesem  Kap.  S.  809. 
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widrigen  Eingriffs  schuldig  und  demgemäß  ersatzverbindlich 

machen  :  nur  kann  der  Staat  als  Gesetzgeber  iii  1  ulge  seiner 
formell  schrankenlosen  Macht  über  die  Rechtsordnung  dem 
Unterthanen  niemals  ein  Unrecht  zufügen,  welches  vor  Ge- 
richt als  solches  gerügt  und  einem  civilrechtlichen  Ersatz- 
ansprüche zu  Grunde  gelegt  werden  könnte'. 

B.  Eine  Ersatzverbindlichkeit  aus  fremdem  Verschulden 
trifft  Gesammtpersonen  genau  in  demselben  Umfange  wie 
Einzelpersonen.  Somit  nuiss  eine  juristische  Person  bei  dem 
Abschluss  und  bei  der  l{rfüllung  von  Verträgen  für  Arglist 
und  Fahrlässigkeit  ihrer  Stellvertreter  einstehen*  und  aus 
manchen  Verträgen  überdies  für  alle  behufs  Erfüllung  der- 
selben zugezogenen  Gehülfen  haften  K  Sie  unterliegt  ebenso 
als  Hausherrin  oder  Gescbäftsherrin  der  auch  auf  ausserkon- 
traktliches  Verschulden  erstreckten  Verantwortlichkeit  für 


*■  Dies  schliesst  fretlich  keineswegs  die  Möglichkeit  eines  Entschä- 
digungsanspruches aus:  das  Erk.  des  R.  G.  v.  13.  Jan.  85  CS.  Bd.  12 
N*.  I  S.  )  (Seuff.  Bd.  41  N.  20)  nimmt  sogar  an,  dass  nach  gemeinem 
Recht  die  Aufhebung  wohlerworbener  Rechte  durch  die  Gesetzgebung 

<>tets  einen  privatrechtlichen  Anspruch  auf  volle  Entschädigung  gegen 
den  Staat  b^ündct,  falls  nicht  gesetzlich  das  Gegentheil  ausdrücklich 
bestimmt  ist.  Allein  von  einer  Deliktsobligation  ist  dabei  nicht  die  Rede; 
vgl.  unten  S.  808. 

^  Die  •gemeinrechtliche  Geltung  dieses  IVincips  ist  namentlich  durch 
Hrk.  des  R.  O.  H.G.  v.  18.  Juni  72  BJ.  6  N.  91  S.  105—412  (auch  bei 
Suiifi.  Bd.  27  N.  126,  wo  ;:ugleich  Nachwcisuiigcn  über  die  altere  Praxis) 
goichcrt;  vgl.  Erk.  des  O.G.  München  v.  25.Dec.  76  ib.  Bd.  32  N.  227. 
Anwendung  auf  Agenten  einer  Versicherungsgesellschaft  im  Erk.  des 
R.  O.  H.  G.  V.  10.  Apr.  76  ib.  N.  228. 

3  So  haftet  sie  als  Frachtföhrerin  nach  H.  G.  B.  Art.  400—401,  als 
Spedtteurin  nach  Art.  }84,  als  Rhederin  nach  An.  451 ;  ebenso  als  Her- 
sieUerin  eines  Werkes  nach  Pr.  L.  R.  I,  11  S  91^^  ^ode  civ.  a.  1797, 
Schweiz.  O.  R.  Art.  351;  u.  s.  w.  Vgl.  aber  die  Haftung  des  Staates  oder 
einer  Aktiengesellschaft  als  Hisenbahnunternehmer  für  Beschädigung  von 
Gütern  oder  Reisenden  durch  Verschulden  des  Dienstpersonals  Erk.  des 
O.  A.G.  Kiel  v.  8.  Febr.  62  Seutt.  Bd.  16  N.  22  u.  des  O.  L.  G.  Stuttg. 
v.  ii.Dec,  80  ih.  Bd.  ^7  \.  22;  d.ini  d.ts  ältere  Frk.  des  O.H.G.  M.nin- 
hcim  ib.  Bd.  &  N.  )2  (obwohl  dasselbe  die  Schuldlosif^'keit  des  St.i.ites 
selbst  an  einem  vom  Lokoniuiivlührcr  verschuldeten  Zusammcnsioss  »)e;n- 
Icuciitcnd"  land,  weil  «eine  abwesende  und  gar  (!)  eine  moralische  Tcrr-ün 
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Untergebene,  wie  dieselbe  n.ich  modernen  Gesetzen  ent- 
weder allgemein  begründet  ist*  oder  bei  gewissen  gewerb- 
lichen Betrieben  eintritt*. 

Solche  Ersatzverbindlichkeiten  sind  so  gut  bei  GemetO' 
heiten  wie  bei  Einzelnen  von  Obligationen  aus  eignem  Ver* 
schulden  scharf  zu  unterscheiden.  Sie  weisen  indess  auch 
dann,  wenn  sie  ein  Individuum  belasten,  nicht  nur  äussere 
Ähnlichkeiten,  sondern  zugleich  innere  Berührungspunkte 


ynt  der  Staat  nicht  im  Stande  scyn  kann,  der  gewaltigen  Kraft  des 
Dampfes  .  .  augenblidklith  Einhalt  zu  thun«).  Hierher  gehört  auch  die 
gesetzlich  geregelte  Haftung  des  Staats  aus  dem  Betriebe  der  Post  und 

der  Telcgraphie.  —  Man  vgl.  die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Schweiz. 
O.K..\rt.  115  über  die  Haftung  gewerbtrcihender  juristischer  Personen  aii^ 
dem  geschäftlichen  ^'er,schulden  ihrer  »Vertreter.  Angestelhcn  oder  Ar- 
beiter« bei  der  ErlüUung  von  Verbindlichkeiten  und  über  die  Schranken 
der  vertragsmiOigen  Abänderlichkeit  dieser  Haftung. 

*  Eine  Ersatzverbindlichkeit  aus  bciudenszutugungcn  durcii  iiaus- 
angchörige  (2.  B.  nach  Code  dv.  a.  1584  u.  Schweiz.  Obl  R.  A«  61) 
wird  nicht  leicht  für  eine  juristische  Person  entstehen  itdnnen;  doch 
wäre  dies  bd  dner  Erziehungs-  oder  Pflegeanstah  nicht  undenkbar.  Von 

gros  i-  praktischer  Bedeutung  dagegen  ist  die  £rstreckung  der  durch 
Code  civ.  a.  1584  den  maitres  et  comniettans  auferlegten  Haftung  für 
ihre  doniestiques  et  prt'poscs  dans  les  fonctions  auxquclles  ils  les  ont 
cniplovcs  und  der  im  Schwei'.  (")bl.R.A.62  den  Ctcschaftsherrn  bis  7uni 
Beweise  ilirer  vollen  bcliuldJuMgKeu  auierlegiea  Haltung  tur  ihre  Ange- 
stelhen  und  Arbeiter  auf  furistische  Personen. 

*  So  vor  .•\lleni  die  Haüpflichi  uer  EiM;nbahnen  liir  das  Versdiuiacn 
ihres  Dienstpersonals  nach  einer  vklfach  durchgedrungenen  Praxis  (oben 
S.  792  N.  i)  und  nach  den  (cum  Thdl  sogar  eine  Haftung  f&r  unverschul« 
deten  Schaden  statuirenden)  Bestimmungen  des  Preuss.  Ges.  v.  |.  Nov. 

5  25,  des  Reichshaftpflichtges.  v.  7.  Juni  71  $  l,  des  Osterr.  Ges.  v. 
5.  März  69  5  I  u.  des  Schweiz,  (icv  \  t.  Juli  75  5  ^  — 3-  Ebenso  die 
Haftpflicht  der  in  2  des  Reichsli  iUptliclitges.  bezeichneten  Unternehmer 
für  das  Verschulden  gewisser  Bediensteter.  Desgleichen  die  (auf  dav 
Scliitisverniogcn  beschrankte)  Haftung  des  Rheders  für  das  Verschulden 
der  Schiibbesattung  (H.  G.  B.  A.  4^1).  (Verkehrt  war  die  im  Erk.  des 
O.A.G.  Celle  v,  13.  Okt.  45  Seuff.  Bd.  $  N.  164  versuchte  Herieitung 
der  Haftung  einer  Lootsenkorporation  (ur  dolus  und  culpa  des  einadnen 
fahrenden  Lootsen  aus  den  römischen  Vorschriften  über  die  Haftung  des 
cxercitor  für  den  magister  navis.) 
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mit  den  körperschaftlichen  Deliktsobligationen  auf.  Denn 
der  Urspning  aller  Haftung  für  fremdes  Verschulden  liegt 

in  der  ehemaligen  Einheit  des  häuslichen  Verbände^  .  den 
der  Hausherr  als  Träger  dieser  Einheit  nach  innen  zu  be- 
herrschen und  nach  aussen  zu  vertreten  hatte.  Immer  aber 
ist  bei  allen  Verzweigungen  des  Phaenomens  der  eigentliche 
Grund  der  Haftung  ein  Herrschaftsverhahniss  geblieben,  ver* 
möge  dessen  in  einem  bestimmten  Bereiche  die  Persönlich- 
keit durch  eine  ihrer  Willensbethatigung  als  Werkzeug  die- 
nende Itemde  Persönlichkeit  erweliert  wird  und  mit  dem 
Zuwachs  an  Willensmacht  nun  auch  eine  entsprechende 
Verantwortlichkeit  für  Willenslehler  in  dieser  Sphäre  über- 
nehmen solP.  Die  Haftung  erscheint  somit  als  AusEuss 
einer  eigenartigen  Personenverbindung,  welche  ihren  per- 
sonenrechtlichen Typus  selbst  da  nicht  verleugnet,  wo  das 
positive  Recht  sie  in  das  Obligationenrecht  verweist'.  Und 


'  Utr.  so  mehr  können  sie  bei  juristischen  Personen  praktisch  so 
lange  als  bl()>sc  Rrweiterungen  der  Verantwortlichkeit  für  Organe  be- 
hanJclt  werden,  bis  ein  Punkt  berülirt  wird,  bei  welchem  der  begriffliche 
Unterschied  Erheblichkeit  gewinnt.  So  kommt  es  /.  H.  nach  dem  gelten- 
den Recht  in  Jen  meisten  Fällen  zur  Hei^riiruiung  eines  Schadensersatz- 
anspruches gegen  eine  lä^enbahngesellscli.ilt  u'.ir  nicht  darauf*  an,  oh  das 
Verschulden  einem  Ge.sellscluftsorgau  uua  somit  der  Goellschati  selbsi 
oder  ob  es  nur  einem  einfachen  Lohnarbeiter  der  Geseltschaft  stir  Last 
311t:  das  körperschaftliche  Rechtssubjekt  trin  in  dieser  Hinsicht  ganz 
hinter  dem  sehr  viel  umfassenderen  Verbände  von  Kräften  und  Mitteln 
xiirikck,  den  man  kurz  »die  Eisenbahn«  ai  nennen  pflegt. 

*  Doch  tritt  im  Vertragsgebict  der  Gesichtspunkt  vertragsmäßiger 
Übernahme  einer  Haftung  für  fremde  Scliuld  hinzu;  denn  wie  eine  solche 
Übernahme  ausdrücklich  erfolgen  kann,  so  kann  sie  auch  vom  Gesetz 
bis  zu  ihrem  Ausschluss  als  stillschweigend  bedungen  angenommen  werden. 
Zum  Theil  (wie  bei  der  Haftung  für  Zwisclienspediteure)  ist  schon  truh- 
zeitig dieser  Gesichtspunkt  ausschliesslich  maßgebend  gewesen.  —  Ganz 
eigenartig  ist  die  im  Schweiz.  Übl.  R.  Art.  67  dem  Eigenthümer  eines 
Gebäudes  oder  eines  .  iJcren  Werkes  für  den  in  Folge  tciilerhattcr  An- 
lage oder  Herstellung  dc:>selben  entstehenden  Schaden  unter  Vorbehalt 
des  ROckgriiTs  gegen  den  Erbauer  auferlegte  Haftung. 

'  Der  personenrechtliche  Charakter  der  freien  Stellvertretung  ent- 
faltet sich  am  deutlichsten  bei  ihren  handelsrechtlichen  Formen.  Dass 
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zuletzt  lehnt  sich  in  der  That  der  Gedanke,  auf  welchem 
diese  Haftung  eines  Kaufmanns  aus  dem  betrügerischen  Ge- 
schäftsgebahren  seines  Prokuristen  oder  eines  Fabrikanten 
aus  den  leichtsinnigen  Anordnungen  seines  Werkfuhrers  be- 
ruht»  an  die  dem  Körperschaftsdelikt  zu  Grunde  liegende 
Vorstelluni*  eines  fehlerhaft  funktionirenden  Organismus  an'. 
Nur  kann  nn  Rcchtssirnic,  .so  Lmgc  es  sich  eben  um  blos 
individualrechtlichc  Zusammenhänge  handelt,  stets  nur  von 
Wirkungen  des  Wrschuldens  der  einen  Person  zu  Lasten 
der  anderen  Person  gesprochen  werden.  Denn  cui  von  den 
Individuen  abgelöstes  Gemeinwesen,  welches  als  solches  den 
socialen  Bestandtheil  der  Schuld  auf  sich  zu  nehmen  ver- 
möchte, ist  hier  rechtlich  nicht  vorhanden.  Für  das  Indivi- 
duum aber  bleibt  das  Verschulden  Jedes  anderen  Individuums 
nothyrendig  seinem  ganzen  Umfange  nach  ein  fremdes,  da 
es  eine  Verschuldung  durch  Stellvertreter  nicht  geben  kann. 


der  hauslichen  Gemein.sdmlt  auch  heute,  abgesehen  von  den  familien- 
rechtlichen Gewalten,  eine  wirkliche  Hausgcwah  enispringi,  lässt  sich 
kaum  übersehen.  AUdn  auch  die  modernen  Grossbetriel>e  sind  thatsäch- 
ltdi  Merrschaftsverbände«  welche  die  Angestellten  und  Arbdter  in  ihrer 
Persdnlichkdt  als  solcher  ergreifen  und  einer  in  der  Persönlichkeit  des 
Unternehmers  koncentrirten  Herrschaftsgewalt  unterwerfen.  Wenn  unsere 
RechtsorJnimg  hierbei  Mos  von  obligationenrechtlichen  Beziehungen 
freier  und  gleicher  Individuen  \veiH5,  so  ist  dies  eine  Fiktion,  g-ejijen 
weiche  das  moderne  Rcchtslcbcn  durch  Hervorbriiigung /ahlreiclier  neuer 
Rechtssätze  rcagirt  hat,  die  den  personenrechtlichen  Gehalt  solcher  aut 
Herrschaft  und  Dienst  gerichteten  Vertrags  verhältnisse  indirekt  anericennen. 

*  Man  bedenke,  wie  wenig  Anstoss  es  erregt,  wenn  im  Sinuc  einer 
selbst  von  Juristen  vertheidigten  Anschauung  dem  »Geschift«  oder  der 
»Firmatt  das  von  einem  Mitgiiede  des  Ges^aftspersonals  als  »Organ« 

begangene  Verschulden  beigemessen  wird ;  wie  man  im  Leben  auch  von 
der  Schuld  eines  SchitTes  (besonders  beim  Zusammenstoss  voo  Schiffen), 
einer  Fabrik,  einer  Eisenbahn  spricht;  wie  vor  Allem  diejenigen  Gross- 
betricbc.  .uil  welche  sich  die  moderne  Halipfhchtgcset/^'ebuni^  bezieht, 
nicht  nur  thatsächlich  als  machtvolle  ^esellschattliche  Organismen  er- 
scheinen, sondern  auch  dem  Privatrecht  zwar  immer  noch  ab  blosse 
Komplexe  von  Individuen  gelten,  jedoch  vom  öffentlichen  Recht  mehr 
und  mehr  als  Verbandsdnheiien  gewürdigt  werden.  Eine  Analogie  dieser 
Ersatxverbindlichkeiten  mit  den  Ersatsverbindlichkeiten  aus  Körperschafts- 
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C.  Schliesslich  sind  von  den  Ersatzverbindlichkeiten  aus 

eignem  und  .ul-,  irciiidem  Verschulden  die  Hrsatzverbindlich- 
keiten  ohne  Verschidden  zu  sondern,  welche  gleichfaUs  so 
qut  für  Gesammtpersonen  wie  für  Einzelpersonen  erwachsen 
können. 

Zuvörderst  kann  natürlich  eine  Yerbandsperson  aus  ver- 
tragsmäßiger Übernahme  zum  Ersatz  eines  unverschuldeten 
Schadens  verpflichtet  sein.  Eine  solche  Übernahme  gewisser 
Gefahren  kann  sowohl  durch  selbständige  Garantieverträge 
(insbesondere  Versicherungsverträge)  als  auch  durch  Neben- 
abreden erfolgen;  sie  gilt  bei  manchen  Verträgen  in  ge- 
wissem Unifange  tnangels  anderer  Abrede  kraft  Gesetzes  als 
gewoll i  und  kann  sogar  zum  Theil  durch  Vereinbarung  nicht 
wirksam  unter  ein  bestimmtes  Maß  herabgemindert  werden '. 

Sodann  aber  wird  darüber  hinaus  eine  juristische  Person 
vielfach  aus  schuldloser  Verursachung  emes  Schadens  zu  dessen 
Ersatz  verpflichtet.    Denn  wie  das  ältere  deutsche  Recht  « 
den  Urheber  eines  Schadens  auch  ohne  Verschulden  haftbar 
macht  %  so  hat  das  moderne  Recht  in  einer  Reibe  von  Einzel- 

deliktcn  tritt  ferner  darin  hervor,  dass  auch  hier  wenigstens  zunächst 
(bei  der  Haftung  des  Rlicders  so\i.\v  aussdillesslich)  ein  als  Sonderver- 
mögen konstituirtes  Zwcckvcrmögcn  mit  der  Schuld  belastet  und  letztere 
daher  als  Geschäftsschuld  betrachtet  wird.  Endlich  gelten  auch  bezüglich 
des  Kückgrities  gegen  den  Schuldigen  hier  ähnliche  Grundsätze  (vgl. 
z.  B.  Schweixer  Haflpfliditgcs.  5  y  u.  ObLR.  wie  sie  bei  Kdi^r- 

schaftsdetikten  in  Ansehung  des  Regressanspruches  der  Körperschaft 
gegen  ihr  schuldiges  Glied  gelten. 

»  So  niuss  der  Frachtführer  bezw.  der  Verfrachter  nach  H.  G.  H. 
Art.  595  bezw.  607  für  Verlust  und  Resch-idigung  haften,  er  nicht 

einen  Beweis  bestimmter  Schadensursachen  erbringt,  dessen  Nichterbrini?- 
barkeit  keineswegs  einen  /.winge:idcn  Schluss  auf  die  Verursachung  des 
Schadens  durch  sein  oder  seiner  Leute  Verschulden  gestattet.  Die  »Eisen- 
bahnen« aber  können  diese  Haftung  wirksam  nur  in  den  durch  An.  42)  ff. 
gezogenen  Grenzen  -  ablehnen.  Ebenso  kann  die  Posunstah  bei  ihren 
Transportverträgen  die  ihr  gesetzlich  auferlegte  Haftung  för  Schadens- 
ersatz nicht  abändern. 

*  Vgl.  Siohhe  5  200  Z.  j  u.  jetzt  bes.  Hammer,  die  Lehre  vom 
Schadensersatz  nach  dem  Sachsensp.  und  den  verwandten  Rechtsqu., 
Breslau  1885  (H.  XI\  der  von  mir  herausg.  Unters,  zur  D.  St.  u.  R.  G.). 
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anwendungen  den  gleichen  Gedanken  durchgeföhn Hierher 
gehören  zunächst  die  Fälle,  in  denen  Jemand  aus  einer 

durch  seine  unmittelbare  Handlung  bewirkten  Schadenszu- 
fügung haftet,  ohne  dass  ihm  doch  die  begangene  Unge- 
hörigkeit zugerechnet  werden  könnte  \  Ferner  wurzelt  hier 


*  Treffend  entwickelt  dies  Merkd,  Jurist.  Encykl.  $  66;  u.  675— 683. 

Doch  i§t  es  nicht  zu  billigen,  dass  er  ilic  F.ille  der  Haftung  für  fremdes 
Verschulden  als  völlig  gleichartig  behandelt.  Denn  hier  erscheint  dem 
Recht  als  unmittelbare  Ursache  des  Schadens  ein  Delikt  und  ah  nächste 
Holge  eine  DeHktsobligation  ;  w  etm  aber  ausser  dem  Dehnquentea  ein 
Anderer  hallet,  so  reicht  zur  Erklärung  hierfür  die  Vorstelhin^,  dass  der- 
selbe (etwa  als  Veranstalter  eines  gefährlichen  Bciriebcsj  nuttelbar  den 
Schaden  verursacht  habe,  keineswegs  aus.  da  es  ja  nicht  blos  auf  objek> 
tive  Zugehörigkeit  der  Handlung  xu  einer  gewissen  Aktionssphäre,  son- 
dern in  erster  Linie  auf  eine  besondere  subjektive  Rechtsbeziehung  des 
Haftenden  zum  Schuldigen  ankommt.  Noch  fremdartiger  nehmen  sich  bei 
Mt'rh'l  unter  den  Fällen  schuldloser  Schadensverursachun^  die  von  ihm 
unter  diese  Kategorie  gesicllien  DeliktsoMigationen  juristischer  Personen 
aus.  Dabei  ist  überdies  nicht  ein/usclien,  wie  juristische  Personen,  wenn 
sie  unfähig  zu  jedem  Thun  sind,  einen  Schaden  zu  verursachen  im  Stande 
sein  sollen. 

*  So  die  Haftung  von  Kindern»  Geisteskranken  und  anderen  Un- 
zurechnungsfähigen mit  ausreichendem  N'erraögen  für  den  von  ilinen 
verursachten  Schaden  nach  Pr.  L.  R,  I,  6  §  41—45,  Österr.  Gb.  3  1510» 
Schweiz.  O.  R.  A.  58  (Zürich.  Gb.  §  1835)  u.  allgemein  Code  civ.  a. 
1^85.  (Es  ist  verwunderlich,  dass  bei  der  behebten  Gleichstellung  der 
juristischen  Personen  mit  inlantes  et  furiosi  noch  Niemand  darauf  ver- 
fallen ist,  diese  Haftung  zur  Erklärung  der  Verantwortlichkeit  juristischer 
Personen  aus  i>elikten  au  benötKn.)  Wenn  bd  solchen  Schadens- 
zufügungen dafiElr  oder  daneben  ein  Anderer  auch  ohne  eignes  Verschul- 
den oder  doch  bis  zum  Beweise  seiner  Schuldlosigkeit  haftet  (wie  nach 
Code  civ.  a.  1584  u.  Schweiz.  O.  R.  A.  61—62),  so  ist  das  streng  ge- 
nommen keine  Haftung  für  frenuies  Verschulden,  sondern  Haftunj^  tur 
Irenide  N'erursachung  (wobei  dann  auch  ein  Rückgrifi  nur  insoweit  mög- 
lich ist,  als  der  nicht  zurechnungsfähige  Urheber  des  Schadens  verant- 
wortlich gemacht  werden  kann,  vgl.  Schweiz.  O.  R.  A.  63).  —  Ebenso 
aber  gehört  hierher,  insowdt  sie  noch  vorkommt,  <Ue  Haftung  zurech- 
nungsfähiger Personen  aus  schädigenden  Handlungen,  welche  ein  Ver- 
schulden nicht  enthalten;  so  insbesondere  die  von  KegtlAerger  in  Ende- 
niann's  Handb.  II  S.  414  auf  dieses  Princip  zurückgeführten  Ersatxver- 
bindlichkeiten  des  falsus  procurator  und  in  den  Fallen  der  sog.  culpa  in 
contrahendo;  vgl.  auch  Merkel  §  678. 
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die  Verantwortlichkeit  der  Eigenthümer  gefahrdrohender 
Sachen  und  der  Unternehmer  gefahrdrohender  Betriebe  für 
den  durch  diese  Sachen  oder  diese  Betriebe  verursachten 
Schaden*.  Endlich  giebt  es  bewusste  und  gewollte  Schadens- 
zufügungen, welche  zwar  als  vollkommen  rechtmäßige  Hand- 
lungen erscheinen  ,  gleichwohl  aber  im  Sinne  der  ausglei- 
chenden Gerechtigkeit  eine  Hrsatzverbindlichkeii  begründen*. 
Gerade  unter  diesen  letztgedachten  Gesichtspunkt  lallen 
zahlreiche  EntschädigungspBichten,  welche  dem  Staate  und 
anderen  öfFentlichrechtlichen  Verbänden  aus  ihren  specifisch 
socialrechtlichen  Willensaktionen  erwachsen.   Denn  wenn 


'  Aliü  iiie  Haftung  fürThiere,  soweit  sie  ohne  eignes  Verschulden 
eintritt  (wie  nach  Code  civ.  Art.  1385,  vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  11.  Dec. 
1S8)  C.  S.  Bd.  14  N.  S6  S.  516—318);  die  Haftung  für  schädigende 
Gebäude  oder  Saclien  nach  Zürich.  Gb.  5  iHS^-iSSy  fdaijec^en  nicht 
nach  Schweiz.  O.K.  A.  67  u.  Code  civ.  a.  ij86,  wo  ininicr  ein  Ver- 
schulden irgend  Jemandes  vorausgesetzt  wird);  die  Haftung  für  SchifTe 
nach  den  älteren  Regeln  Qber  unverschuldeten  Zusammenstoss  von  See* 
schüfen  {Sttibhe  %  200  N.  22);  die  Haftung  des  Bergwerkbesitzers  flkr 
allen  durch  den  Betrieb  des  Bergwerks  dem  Grundeigenthom  zugeftkgten 
Schaden  nach  Preuss.  Bergges.  $  148;  vor  Allem  aber  die  Haftung  der 
Eisenbahnen  für  alle  nicht  durch  höhere  Gew  lt  der  eignes  Verschulden 
des  Geschädigteti  vcrursaditcn  Tödtungen  und  Körperverletzungen,  die 
sie!»  bei  ihrem  Betriebe  ereignen,  nach  R.  G.  v.  7.  Juni  71  §  i  (vcjl. 
Österr.  Ges.  v.  5.  März  69  u.  Schwei/.  (Jos.  v.  i.  Juli  75  §  2,  nach 
denen  jcJoch  auch  der  \aclnvcis  der  Vcrursacliun^  des  Schadens  durch 
d.Ts  \'crschiildcn  Dritter  »ohne  eignes  Mitversciiulden  der  Anstalt  <  \  on 
der  liuliung  befreit;  insbesondere  aber  hinsichtlich  jeder  beim  cigcni- 
lichen  Transport  erfolgten  Beschädigung  von  Personen  oda-  Sachen  schon 
Preuss.  Ges.  v.  3.  Nov.  58  5  25);  vgl.  insbcs.  Merkd  %  680  S.290— 292.  — 
Dagegen  ist  bei  Fabriken  und  gleichgestellten  Betrieben  die  Haftpflicht 
des  Unternehmers  bisher  auf  die  Fälle  der  Verursachung  einer  Todtung 
oder  Körperverletsung  durch  das  »Verschulden  dnes  Angestellten  be- 
schränkt geblieben;  gerade  deshalb  aber  hat  sich  den  Arbeitern  gegen- 
über diese  Haftpflicht  als  unzureichend  erwiesen  und  ist  durch  die  ge- 
setzliche Verpflichtung  zur  Beschaffung  einer  Schadensgarantie  durch 
Unfallversicherung  ersetzt  worden. 

'  So  rbe^ü^lich  eines  Theiles  des  Schadens)  der  Seewurf;  andere 
Fälle  b.  Besela  %  201  N.  25  u.  ^Urkd  %  681—682. 
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Vitrtis  KapiteL 


nach  dem  Prinzip  der  Enteignung  und  der  verwandten  In- 
stitute  der  Staat  oder  ein  engeres  Gemeinwesen  unter  ge- 

Vkisscn  Voraussetzungen  um  des  öffentlichen  Interesses 
willen  zur  Verletzung  von  Privatrccliten  berechtigt,  je- 
doch zur  Gewährung  einer  Fntschädigung  verpflichtet  ist*, 
so  kann  diese  Ersatzverbindlichkeit  schlechthin  nicht  aus 
einer  deliktischen  oder  quasideliktischen  Verantwortlich- 
keit, sondern  lediglich  aus  dem  Gedanken  abgeleitet  wer- 


*  Die  gcnicinrcclulichc  Praxis  gewälirt  vielfach  auch  ohne  positiv- 
rechtliche  Grundlage,  Sutern  nur  nicht  Ua^  Gcgcnihcil  ausdrückhch  in 
den  Gesetzen  bestimmt  ist,  emea  Entschädigungsanspruch  gegen  den 
Staat,  sobald  derselbe  in  AusQbung  eines  Hobdtsredites  durch  sdne 
Verw  altungsorgane  einen  EingrifT  in  eine  Privatsphäre  vollzKht,  welcher 
dem  Einzehicn  im  Interesse  des  Ganzen  ein  Vermögensopfer  rumuthct; 
vgl.  Erk.  des  O.  A.  G.  Darmst.  v.  6.  Okt.  48  b.  Seuff.  Bd.  7  N.  184  (ob- 
wohl natürlich  keine  aquilische  Klage),  des  O.  .\.  C.  Wiesb.  v.  9.  Mär?  50 
u.  10.  Okt.  62  ih.  Bd.  10  N.  166  u.  Bd.  18  N.  ui.  des  0.  A.  G.  Lübeck 
V.  51.  Dec.  47  ib.  Bd.  >  N.  27,  des  O.  A.  G.  Jena  v.  21.  Nov.  50  i^^- 
Bd.  8  N.  54.  Ebenso  gegen  die  Gemeinde;  Erk.  des  O.  G.  Wotfenb. 
V.  6.  Mjrz  u.  17.  Nov.  74  ib.  Bd.  39  N.a44  u.  Bd.  }i  N.41,  de$O.A.G. 
Rostock  V.  12.  Jan.  65  ib.  Bd.  22  N.  144.  Das  gleiche  Princip  \vird  ic 
dem  oben  S.  801  K.  1  angcf.  Erk.  des  R.G.  bei  Entziehung  von  Privatrechten 
durch  die  Gesetzgebung  als  geltendes  Recht  behauptet.  Dagegen  wird 
die  gemeinrechtliche  Geltung  eines  allgemeinen  Rechtssatzes  dieses  In- 
haltes in  dem  Erk.  d.  Juristenfak.  Jena  I.  O.  A.  G.  Lübeck  v.  Juni  79 
b.  Seuff.  Bd.  37  N.  224  verneint  (Abweisung  eines  Ersatzanspruches 
wegen  Kana]s|>(Bming  durch  Trümmerstücke  von  Brandruinen  in  Folge 
poliaeiHcher  Dynamitsprengung);  vgl.  auch  ib.  Bd.  $  N.  154,  Bd.  24 
N.  57,  Bd.  29  N.  245,  Bd.  )0  N.  150,  Bd.  )4  N.  306,  Bd.  41  N.  112; 
speciell  über  den  Mangel  eines  generellen  Entschädigungsanspruches 
wegen  Aufliebung  eines  Privilegs  durch  die  Gesetzgebung  Erk.  des 
O.  L.  G.Kiel  v.  9.  Juni  85  ib.  N.  iii.—  Ober  das  Princip  des  Preiiss.  R. 
vgl.  Pr.  L.  R.  Ein!.  57^~7S  I.  ^  §29—31  nebst  der  b.  Koch  verzeich- 
neten Judicatur,  insbes.  Erk.  des  O.  Tr.  v.  21.  Juni  &j  Bd.  43  S.  19  u. 
des  R.  G.  V.  9.  Jan.  $2  b.  Gruchot  Bd.  26  S.  935,  auch  Erk.  des  R.  G. 
V.  2.  März  86  C.  S.  Bd.  1$  N.  60  S.  261—264.  —  Vgl.  auch  Erk.  des 
R.  G.  V.  16.  Dec.  8$  C.  S,  Bd.  1$  N.  11  S.  37—44  über  die  rechtliche 
Natur  des  gegen  das  Reich  begründeten  Ersatzanspruches  wegen  Schä- 
digung eines  Grundstückes  durch  Truppenübungen  und  über  die  2triäs> 
sigkeit  des  Rechtsweges  in  Streitigkeiten  über  dessen  Hölie. 
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den,  dass  auch  die  rechtmäßige  Verursachung  eines  Scha- 
dens nach  Möglichkeit  durch  eine  Ersatzleistung  ausgeglichen 
werden  soll*. 


Kapitel  V. 

Veränderung  und  Beendigung  der  Körperschaften. 


Die  Verbandspersonen  erfahren  gleich  den  Einzelper- 
sonen in  Folge  eigner  oder  fremder  Handlungen  oder  son- 
stiger von  der  Rechtsordnung  mit  solcher  Wirksamkeit  be- 
gabter Vorgänge  mancherlei  Veränderungen  ihrer  Rechts- 
verhältnisse. Es  liegt  im  Wesen  aller  Persönliciikcit,  dass 
sie  im  Wechsel  der  Verhältnisse  stets  sie  seihst  bleibt.  So 
ist  denn  auch  die  rechtliche  Identität  im  Wechsel  der  recht- 
lichen Schicksale  von  je  als  ein  Wesensmerkmal  der  juristi- 
schen Personen  betrachtet  worden. 

Allein  gleichwohl  unterscheiden  sich  die  Veränderungen 
hinsichtlich  ihrer  rechtlichen  Bcdcutuui^  für  die  Persönlichkeit 
als  solche  nicht  blos  dem  Grade,  M)iu!ern  der  Art  nach.  Denn 

« 

während  einige  von  ihnen  die  Persönlichkeit  überhaupt  un- 
berührt lassen,  wird  durch  andere  der  rechtliche  Zustand  der 
Person  als  solcher  afficin.  Man  kann  mit  Rücksicht  auf  das 
ungleiche  Verhältniss  zum  Recht  der  Persönlichkeit  beide 


'  Vgl.  Merkel  %  68),  wo  hieraus  de  lege  ferenda  auch  die  Entschä- 
digung unschuldig  vcrurthcilier  und  bestrafter,  sowie  unschuldig  u  ahraiJ 
längerer  Zeit  in  Untersuchungsltaft  gehaltener  Personen  gerechtfertigt 
wird.   Vgl.  oben  S.  800  N.  2. 


I.  Veränderung. 
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Fünftes  KüpiUh 


Klassen  einander  unter  der  kurzen  Bezeichnung  »unwesent- 
licher« und  »wesentlicher«  Veränderungen  gegenüberstellen. 

ümuesenilich  in  diesem  Sinne  sind  für  Gesammtpersonen 
zunächst  unter  den  äusseren  Veränderungen  genau  wie  für 
Einzelpersonen  diejenigen  Verschiebungen  ihrer  Rechtssphäre, 
welche  üb.i^.c  A'iieration  ihrer  Rcdus-  oder  Handkint^stahig- 
kcit  den  I^estand  ihrer  Befugnisse  und  Verbindliclikeiien 
mehren  oder  mindern.  Dies  gilt  insbesondere  von  den  Ver- 
änderungen ihrer  Vermögenslage,  mag  auch  gewissen  Vor- 
gängen dieser  Art  durch  Gesetz  oder  Statut  eine  besondere 
Wichtigkeit  verliehen  sein'.  Unwesentlich  sind  aber  auch 
alle  im  Rechtsleben  der  Einzelpersonen  eines  Vorbildes 
entbchi enden  inneren  Veränderungen  einer  Gesammtpcrson, 


'  So  werden  vieltach  Hrwcrb  oder  Vcräusscrung  von  Liegenschaften, 
Autiuhme  einer  Anleilie  oder  Übcnuihnie  einer  Bürgschaft,  lukrativer 
Erwerb  oder  unenigeküche  Hingabe  u.  s.  w.  hinsichtlich  des  Erforder- 
nisses höherer  Mitu-irkung  oder  hinsichtlich  der  inneren  Voraussetzungen 
der  körperschaftlichen  Willensbildung  mit  wesentlichen  Veränderungen 
äusserlich  gleich  behandelt.  Alldn  bei  aller  thatsächlichen  und  recht« 
Ikheo  ErhebUchkdt  -berOhren  solche  Vorgänge  die  Persönlichkeit  als 
solche  nicht.  Selbst  VermögensgenossenschafteD  erleiden  durch  Vcr- 
niögensindenmgen  keine  wesentliche  Verdndcning,  falls  nur  ihr  ver 
mögensrcchtliches  Substrat  als  solches  nicht  ergriffen  wird.  So  ist  die 
Vermehrung  des  Betriebskapitals  durch  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen 
fim  Gegensatz  zur  Erhöhuno^  des  Grundkapitals  durch  Ausgabe  von 
Prioritätsaktien)  keine  wesentliche  Veränderung  der  Aktiengesellschaft. 
Ebensowenig  liegt  eine  solche  in  \'erniögensver}usten.  Wenn  ein  Ver- 
lust, der  die  Hällie  des  Grundkapitals  erreicht,  den  Vorstand  zur  unver- 
züglichen Einberufung  der  Cieneralversammlung  verpflichtet  fH.  G.  B. 
An.  240,  vgl.  Schweiz,  ü.  R.  Art.  657)  und  früher  die  Regierung  zur 
Auflösung  berechtigte  (bei  »registrirten  Gesellschaften«  nach  Bayr.  Genoss. 
Ges.  A.  77  noch  jetzt),  so  erscheint  derselbe  hierbei  doch  nur  als  Motiv 
einer  möglichen  Veränderung.  Auch  Zahlungsunfähigkeit  und  Über- 
schuldung legen  zwar  bei  manchen  Körperschaften  dem  Vorstande  die 
Pflicht  anr  Herbeiführung  einer  Zusiandsverändcrung  der  juristischen 
Person  auf  (vgl.  z.  B.  H.  G.  B.  .\rt.  240,  Bayr.  Genoss.  Ges.  Art.  75,  Säcbs. 
Ges.  5  26):  allein  bewirkt  wird  diese  Zustandsveränderung  (an  sich  nur 
die  eines  jeden  Gemcinschuldners,  zum  Theil  jedoch  eine  völlige  Existeoz- 
vernichtung)  erst  durch  die  KonkurseröHhung. 
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insoweit  sie  lediglich  der  im  bestehenden  verfassungsmäßigen 
Rahmen  vollzogenen  körperschaftlichen  Lebensbewegung  an- 
gehören. Dazu  sind  namentlich  auch  die  durch  Geburt  und 

Tod,  Bin-  und  Austi  iit,  Aufnahme  und  Ausschluss,  Hinrücken 
und  Ausscheiden,  Zuthcilung  und  Entziehung  u.  s.  \v.  be- 
wirkten Veränderungen  des  Mitgliederbestandes  überhaupt 
oder  des  Personalbestandes  einzelner  Giiedverbände  oder 
Organe  zu  rechnen'. 

Als  wesentlich  dagegen  erscheinen  für  Gesammtpersonen 
unter  ihren  äusseren  Veränderungen  die  den  Statusverände- 
rungen der  Einzelpersonen  entsprechenden  Zustandsver- 
änderungen,  welche  die  körperschaftliche  Rechts-  oder 
Handlungsfähigkeit  als  solche  berühren.  So  die  Unterwerfung 


'  Hieran  ändert  es  niclns,  wenn  die  thatsächÜchc  und  rechtliche 
Erhebliclikeit  gewisser  derartiger  Veränderungen  in  besonderen  Vor- 
sclirittcn  Ausdruck  gewinnt  und  z.  13.  ein  Wechsel  in  der  Zusammen- 
setzung des  Vorstandes  angemeldet  und  publkirt  werden  soll  (H.  G.  B 
A.  228,  R.  Genoss.  G.  S  23,  HOlftkass.  G.  $  17»  R.  Gew.  O.  $  101  u. 
104',  KrankenverskK  G.  $  34,  Unfallversich.  G.  $  21,  Sächs.  G.  $  16 
u.  71,  Bayr.  Vereinsges.  A,  17,  Preuss.  Wassergenoss.  Ges.  §  18)  oder 
sogar  der  Wechsel  im  Mitgliederbestände  kund  /u  machen  ist  (R.  Genoss. 
Ges.  §  25,  R.  (icw.  O.  5  I04'i  für  Innungsverbande,  Ilülfskass.  G.  ^  27, 
Bayr.  Ges.  A  rK  für  j>anerkannte  Vereine«),  Selbst  der  Wechsel  eines 
monarchischen  iiauptes  bewirkt  keine  Zustandsvcranderung  der  juristischen 
Person  (doch  wird  der  Eintrin  einer  Sedtsvakan«  als  soldie  behandelt, 
wie  dies  das  Kirchenrecht  und  das  alte  Reichsrecht  lehren).  Wesentlich 
aber  wird  natürlich  die  Veränderung  des  Personalbestandes,  sobald  sie 
zugleich  den  körperschaftlichen  Organismus  oder  dessen  Grundlagen  ver- 
ändert. So  ist  z.  B.  bei  Körperschaften  mit  geschlossener  Mitgliederzahl 
deren  Vermehrung  oder  Verminderung  (mithin  auch  bei  Aktiengesell- 
schaften die  \'eranderung  der  Aktien/ahl)  wesentlich,  während  der  blosse 
lirsatz  eines  Mitgliedes  durch  ein  anderes  Mitglied  unwesentlich  bleibt. 
Ebenso  erscheint  bd  Grundeigenthümergenossenschaften  mit  räumlich 
bestimmter  und  begrenzter  Lebensaufgabe  awar  der  durch  Eigenthums- 
wechsel bewirkte  Wechsel  der  Genossen  ab  unwesentlich  (vgl.  z.  B. 
Preuss.  Wassergenoss.  G.  §  27),  hingegen  der  mit  einer  Beairksverän- 
derung  verbundene  Eintritt  oder  .\ustritt  von  Genossen  als  wesentlich 
(a.  ^.  O.  '',  I.  17,  29—^0,  59.  66,  68  —  70).  Auch  ist  jede  mit  SchafTung 
oder  Vernichtung  eines  Organes  verknüpfte  Berufung  zu  oder  Abberufung 
aus  einem  Atme  eine  wesentliche  Veränderung. 
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tinter  eioe  höhere  Verbandsgewalt  (z.  B.  auch  die  Einord- 
nung bisher  souveräner  Einzelstaaten  in  einen  Gesammt- 
*  Staat)  oder  die  Lösung  von  einer  solchen  (z.  B.  Exemtion 

einer  Stadt  vom  Kreis-  oder  Provinzial verbände) ' ;  die  Unter- 
teilung Linier  CHIC  besondere  Staatsautsiclu  oder  die  eiwaigc 
vollständige  Entmündigung  oder  die  Befreiung  aus  solcher 
Gebundenheit';  der  Erwerb  oder  Verlust  eines  Ranges 
(z.  B.  Verwandlung  eines  Dorfes  in  eine  Stadt  oder  einer 
Stadt  in  ein  Dorf)'  oder  einer  sonstigen  besonderen  recht- 


'  Auch  die  Eingehung  oder  Lösung  eines  Genieinschaftsverhältttisses 
gehört  hierher,  sobald  es  sich  nicht  blos  um  eine  obligationenrechtlidie» 

sondern  um  eine  personenrechtlichc  Verbindung  handelt;  daher  z.  B. 
die  kirchlichen  Vercinigungsformen  der  uniü  per  aequalitateni  (Hinschius 
II  S.  425)  und  der  unio  per  subjeclionem  (ib.  S.  427);  ebenso  für  den 
Staat  die  Eingehung  einer  Realunion. 

*  Vgl.  oben  S.  648  N.  i  u.  S.  781  N.  j.  Denn  hierdurch  wird 
dauernd  oder  vorübergehend  die  Handlungsfähigkeit  eingeschränkt  oder 
eine  solche  Schranke  beseitigt.  Verwandt  sind  die  oben  S.  8to  N.  i 
u.  S.  811  N.  I  bereits  erwähnten  FIUc  vorQbergehender  Znstandsänderang 

durcli  Ivonkurseröffnung  und  durch  Sedisvakanz. 

i  Vgl.  die  Preuss.  Gem.  O.  (östl.  L.  G.  O.  §  17,  St.  O.  f.  Schlesw.- 
Holst.  S  96,  St.  O.  u.  I  .  C.  O.  f.  Westf.  §  i,  St.  O.  f.  Rlicinprov.  i 
u.  f.  Hannov.  i)  über  tlio  Verwandlung  von  Landgemeinden  in  Stndt- 
gemeiuden  und  von  Sudtgenieinden  in  Landgenieinden  durch  Kon, 
Verordnung  nach  Anhörung  des  Kreb«  und  Provinxtallandtages ;  fismer 
Bayr.  Gem.  O.  A.  9,  wonach  nur  der  König  Sudtrecht  verleihen,  hin* 
g^n  eine  Stadtgcnieinde  durch  einen  mit  Zweidrittelsmehrheit  slmmt- 
licher  Gemeindebürger  gefassten  Bcschluss  sich  selbst  in  eine  Landge- 
nieinde  umwandeln  kann;  auch  Bnd.  St.  O.  A.  i  u.  Gr.  Hess.  St.  O.  .\.  l 
über  die  /\nn.ihme  städtischer  Vert.issung  mit  sui.ulich.er  Genehmigung.  — 
Dagegen  behandelt  das  kanonische  Recht  die  \'er\v.uullung  eines  kirch- 
iichen  Institutes  in  ein  solches  höherer  oder  niederer  Ordnung  (trans- 
formatb  s.  mutatio  vi  erectionis)  nicht  ab  eme  blosse  Veränderung 
desselben,  sondern  als  Aulhebung  (suppressio)  und  Neuschöpfung  (erectio) ; 
vgl.  WttsdMtts  II  S.  396  u.  4$$.  Auf  demselben  Wege  kann  eine  Stadt 
oder  Provtna  in  einen  Staat  oder  ein  St.iat  in  einen  Kommunalverband 
umgewandelt  werden;  doch,  lässt  ein  der.irtiger  ^'organg  sich  auch  als 
Mosse  Veränderung  eines  lorthestehcnden  Rechtssubjektes  konstruiren, 
lind  ohne  zwingenden  Grund  wird  man  im  F.ille  einer  thatsachüchen 
Kontinuität  auch  die  rechtHclie  Kontinuität  nicht  leugnen,  somit  z.  B.  den 
aus  ehemaligen  Reichsstädten  hervorgegangenen  Stadtgemeinden  die 
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liehen  Qualität';  die  Verlegung  des  Wohnsiues*;  die  Än- 
derung des  Namens  oder  der  Firma'  u.  s.  w.  Wesentlich 


FonfÜhrung  der  alten  (doch  auch  zogleidk  schon  kommuiuden)  Stadt- 

Persönlichkeit  nicht  abstreiten  dürfen. 

'  Dahin  gehört  t.  B.  die  Verwandlung  einer  privatrechtlichen  Kör- 
pcrschatt  in  eine  ötTcntlichrcchilichc  oder  einer  ölTcntiichrcchtlichen  in  eine 
privatrcchiliche,  wie  Beides  den  ZCinken  mclirfacli  widerfaiiren  ist.  Femer 
die  Entziehung  oder  Verleihung  bestimmter  Hoheitsrechte,  wie  sie  alle 
Gemeinden  in  buntem  Wechsel  erlitten  haben,  oder  eines  för  die  recht- 
liche Gesanmitstdlung  entscheidenden  PrivU^,  wie  der  ausschliesslichen  • 
Gewerbebefugniss  bei  Innungen  oder  des  Notenprivilegs  bei  Banken* 
Weittr  die  Unterstellung  eines  Verbandes  unter  den  B^riflf  einer  von 
beistimmten  Rechtsnormen  beherrschten  Körperschaftsgattung;  somit 
z.  B.  lirwerb  oder  Verlust  der  Rechte  einer  »eingetragenen  Genossen- 
schaft« (oben  S.  76  N.  1),  einer  »eingeschriebenen  Hülfska^e«,  eines 
»anerkannten  Vereins«  seitens  einer  sclion  bestellenden  be^w.  fortbe- 
stehenden Körperschaft;  Verwandlung  einer  Gewerkschaft  des  äkeren  in 
eine  solche  des  neueren  Redits  (Preuss.  Bergges.  $  23$«— a^sg  nacb 
G».  V.  2.  Apr.  7O;  Umwandlung  l)estehender  Krankenkassen  nach 
5  85—86  des  Krankenvec^icher.  Ges.  u.  s.  w.  Dass  auch  die  Verleihung 
oder  Entziehung  der  »juristischen  Persönlichkeita  oder  der  »Korporations- 
rechtcff  vielfach  nur  eine  derartige  Veränderunp;  bedeutet,  haben  wir 
oben  gesehen;  vgl.  S,  S6  Ü.  u.  bes.  S.  120  \.  i.  —  Unter  den  Verän- 
derungen kirchlicher  Rechtssubjekte  geliören  hierlier  die  i  aile  der  nmtatio 
sutus;  vgl.  jfBnsämts  II  S.  596  u.  455  £  Ebenso  ist;  uisowett  er  recht- 
lich als  möglich  anerkannt  wird,  der  Koofessionswechsel  einer  Kirchen* 
gemeinde  als  solcher  eine  blosse  Zustandsveränderung;  Pr.  L.  R.  II,  Ii 
$  271.  Dass  die  evangelische  Union  in  Preussen  den  lutherischen  oder 
reformirten  Charakter  der  einzelnen  Kirchengemeinden  nicht  ver.ändert 
hat,  führt  da?  Krk.  des  R.  G.  v.  22.  Sept.  81  C.  S.  Bd.  5  N.  82  S.  500—307 
aus;  dagegen  spricht  d.is  R.  G.  im  Hrk.  v.  12.  Dec.  Si  ib.  Bd.  6  N.  6$ 
S.  2}}— 2}6  einer  erst  nacli  Einführung  der  Union  oime  ausschliessliche 
Besiehung  au  einem  der  beiden  Bekennmisse  errichteten  Kirchengemeinde 
den  Charakter  einer  auf  beide  Bekenntnisse  gegründeten  Koipocation  au* 

*  Natürlich  nur,  insoweit  eine  solche  ohne  Zerstörung  des  Wesens 
der  Körperschaft  möglich  ist  und  also  nicht  aufhebend  wirkt;  vgl.  mein 
Gcnoss.  R.  III  S.  499.  D.is  Erk.  des  R.  G.  v.  5.  Juni  82  C.  S.  Bd.  7 
N.  25  (obeii  S.  255  N.  i)  ninnnt  an,  dass  die  Verlegung  einer  den r<;ch«M\ 
.\ktiengcsellschaft  ins  .Ausland  mit  dem  Fortbestand  ihrer  bisherigen 
Persönlichkeit  unvereinbar,  initliin  nur  als  Auflösung  und  Neubildung 
ausfuhrbar  sei ;  vgl.  hiergegen  Bd^,  Pand.  5  ^  N.  ww. 

3  Der  Name  ersdieint  stets  als  ein  wesentliches  Stück  des  koti- 
kreten  Persönlichkeitsrechts  einer  Gemeinde,  Genossenschaft  oder  Anstalt. 
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aber  sind  hier  ferner  unter  den  inneren  Veränderungen, 
denen  im  Leben  der  Individuen  keine  rechtlichen  Gesclieli- 
nisse  entsprechen,  alle  Abänderungen  des  gemeinbeitlicheu 
Organismus  als  solchen  oder  mit  anderen  Worten  alle  Ver- 
fassungsänderungen im  materiellen  Sinn*.  Hiezu  gehören 
stets  Veränderungen  der  Lebensaufgabe  (des  »Zweckes«  oder 
des  »Gegenstandesa)  oder  der  Lebensdauer  des  Verbandes'; 
desgleichen  Vcidiiaci  angen  der  Grundsätze  über  Bildung 
und  Gliederung  des  Verbandskorpers,  also  über  Erwerb  und 
Verlust,  Umtang  und  Inhalt,  Abstufung  und  Gruppirung  der 
Mitgliedschaft';  sodann  Veränderungen  der  Regeln  über 
die  Organisation  dieses  Körpers  zur  wollenden  und  handeln- 
den Einheit,  somit  über  Bildung  und  Zuständigkeit  der  Or- 
gane und  über  Venheilung  und  Handhabung  ihrer  Funk- 


D;bs  dne  Abioderung  desselben  zu  den  wesentlichen  Veränderungen 
gehört,  folgt  für  die  meisten  modernen  Körperschaften  schon  aus  dem 

Erforderniss  der  Naniensfcst^et/uiifT  in  der  Verfassung.  Handelt  es  sidi 
um  eine  Firma,  so  gelten  gleiche  Regeln  wie  fiir  Firmenänderuogen  von 
Einzelkaufleutcn. 

'  In  diesem  materiellen  Sinne  ist  der  Hci^rifi  der  \'erfassungsän- 
iierungen  im  Prcuss.  L.  R.  II,  6  5  30— Ji  nach  Maßgabe  der  in  §  27 
gegebenen  Defmition  zu  nehmen,  so  dass  hier  nicht  bloss  die  Abänderung 
dner  geschriebenen  Verfassungsurkunde  und  nicht  jede  Abweichung  von 
«iner  solchen  (Erk.  des  O.  Tr.  v.  7.  Juni  47  Strieih.  Bd.  i  S.  a6))  dar« 
unter  zu  verstehen  ist;  ebenso  der  engere  BegriHf  der  Abänderung  der 
»Grundveriiissung«  als  der  Bestimmungen  über  den  Gesellschafts^weck 
und  die  für  dessen  Erreichung  unerl.ißliclicn  Mitte!  n.ich  5  28 — 29.  Da- 
gegen führen  die  neueren  Ciesctzc  und  Statute  meist  eiiien  rein  formellen 
Bcgiirt  der  W-rLissungsanderung  im  Sinne  der  Abänderung  einer  ge- 
schriebenen Grundsatzung  durclu 

*  Vgl. oben S. 716 N.  i.  Also  z.B.  auch  die  Übernahme  dner  Korn- 
munalangel^nheit  durch  einen  Amtsverband  nach  Preuss.  östl.  Krei»  O. 
$S)  (mit  Zustimmung  aller  Gemeinden  u.  Gutsvorsteher),  Westf.L.G.O. 
5  5  (wo  ausserdem  die  Genehnn'gung  des  Landraths  gefordert  wird)  u. 
Hanno  V.  ^  28  u.  Rhein.  5  5  (Beschluss  der  Amts  Versammlung  u.  Ge- 
nehmigung des  Landraths).  Hbenso  die  Übernahme  der  gesetzlich  zuge- 
lassenen Zwecke  durch  ötfeniliche  Genossenschatten  :  vgl.  Rositi  S.  9^  ff. 

'  Vgl.  oben  S.  716  N.  i ;  mithin  auch  Veränderungen  der  MitgUcder- 
zahl»  wo  diese  verfassungsmäßig  geschlossen  ist;  ebenso  Verschidbimgen 
in  der  Stellung  von  Mitgliederklassen  (vgl.  H.  G.  B.  A.  21$  Abs.  6). 
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tionen';  endlich  aber  je  nach  der  besonderen  Bauart  der 
Körperschaft  auch  Veränderungen  eines  sachlichen  Substrates 
ihres  Organismus,  wie  z.  B.  bei  Gebietskörperschaften  des 
Gebietes  %  bei  Benifsgenossenschaften  der  Berufsabgrenzung', 
bei  Vermögensgenossehschaften  des  Grundvermögens^. 

'  Vgl.  oben  S.  67}— 67t  u.  S.  716  K,  i. 

*  Dies  ist  für  Staaten  in  allen  Verfassungsurkunden,  für  Gemeinden 
in  allen  Gemeindcordiiungcn  anerkanui.  Ei  gilt  ebenso  für  kirchliche 
Rechtssubjekte  mit  territorialem  Sprengel;  vgl.  Hmsduus  II  S.  397  ff.  u. 
410—411.  Nicht  mioder  aber  ftkr  Deichverbtnde  und  Wassergenossen- 
schaften (oben  S.81 1 N.  i),  Fischereigenossenschaften,Waldgenos$enschaften 
u.  s.  w.  Auch  Berufsgenossenschaften  für  Unfallversicherung  erleiden 
durch  das  Ausscheiden  oder  die  Zuiheilung  örtlich  abgegrenzter  Tlieilo 
eine  »Abänderung  des  Bestandes«  ;  L'nfallversich;  Ges.  $  31.  Ebenso 
Ortskrankenkassen  für  grössere  Bezirke  durch  Ausscheidung  von  Gc- 
nieindebezirkcn;  Krankenvcrsich.  G.  ^  4^  Abs. 

s  So  ist  fiir  Berufsgenossenschaften  f&r  UnfalWersiclwrunjp  nadi 
S  5 1  cit.  nicht  Mos  eine  örtliche  Ausscheidung  oder  ZutheUung,  sondern 
auch  die  Ausscheidung  oder  Zutheilung  von  lnduArieiwe^;en  eine  Be- 
standsveränderung. Ebenso  f&r  gemischte  Ortskrankenknssen  die  Aus- 
scheidung der  demselben  Gewerbszweige  cJcr  derselben  Betriebsart  an- 
gehörenden Kassenmitglieder;  Krankenvcrsich.  G.  'j  48  Abs.  2  Auch 
für  Knappscbaften  der  Austritt  der  Hüttenwerke  auf  Grund  des  I'reuss. 
ßcrggcs.  ^  160;  vgl.  Hrk.  in  Z.  f.  Bergr.  Bd.  ij  S.  361  u.  Bd.  S.  j^ö. 
Oder  n^r  Innungen  die  Aufnahme^  oder  Ausscheidung  eines  verwandten 
Handwerics. 

4  So  bei  der  Aktiengesellschaft  die  Erhöhung  des  Grundkapitals 
(Art.  21)«)  oder  die  Herabsetzung  desselben  (.\rt.  248,  vgl.  Erk.  des 

R.  O.  H.  G.  V.  19.  Nov.  78  Bd.  24  N.  62  S.  247:  »Veränderung  im 
Organismus«);  dagegen  nicht  die  in  Gemäßheit  des  Art.  21 5^  Abs.  2 
statutenmäßig  vorgesehene  Amortisation,  durch  welche  nur  eine  im 
Lebensplan  des  gesellschaftlichen  Organismus  von  vornherein  angelegtes 
Schwinden  des  kapitalistischen  Substrats  verwirklicht  wird.  Ebenso  bei 
der  Gewerkschaft  die  (nur  mit  oberbergamtlicher  Bestätigung  zulässige) 
Ausscheidung  oder  Hinxufugung  von  Feldestheilen  durch  Realtheilung 
oder  Austausch;  Preuss.  Bergges.  S  Desgleichen  bei  Agrargenossen- 
schaften die  \'ermehrung  oder  Verminderung  des  Gemeinlandes  bezw. 
der  Gesammtgerechtsame ;  vgl.  z.  B.  über  die  durch  Genossenschafts- 
bcschliiss  mögliche  Einverleibung  neuer  Grundstücke  in  einen  Haubergs- 
verband  Preuss.  Hauberg-O.  5  j  und  über  die  nur  durch  Schüdenraihi- 
beschluss  auf  Antrag  der  Genossenschaft  zulässige  und  bei  grösserai 
Flächen  der  Regierungsgenehmigung  bedürftige  Ausscheidung  von  Grund- 
stücken ib.  S  4—5  mit  $  10^. 
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Wesentliche  wie  unwesentliche  Veränderungen  können 
von  der  Rechtsordnung  an  die  verschiedenartigsten  thatsäclh 
liehen  Voraussetzungen  geknüpft  werden.  Sie  können  ohne 

Vermittliint?  einer  menschlichen  Willensaktion  als  unmittel- 
bare  Rechtsfolgen  der  Verwirklichung  eines  bestimmten 
Thalbestandes  einiretcu  .  Sie  können  aber  auch  in  mannich- 
fachster  Weise  als  Rechtsfolgen  menschlicher  iVilUnsahion 
anerkannt  sein.  Hierbei  ist  es  dann  wiederum  möglich,  dass 
die  Veränderung  einer  Gesammtperson  ausschliessUch  durch 
fremde  oder  ausschliesslich  durch  eigne  Wtllensaktion  oder 
aber  durch  irgend  eine  Form  von  Kooperation  mehrerer 
Willen  bewirkt  wird.  Hine  Veränderung  durch  fremdc\^\\\Qr\s- 
akrion  kann  entweder  vermöge  der  durch  die  Rechtsordnung 
jeder  Person  in  Ansehung  der  fremden  Rechtssphären  oder 
vermöge  der  durch  Gesetz  oder  Verfassung  einer  bestimmten 
Person  in  Ansehung  gerade  dieser  Körperscbaftssphäre  ge* 
währten  Einwirkungsmacht  stattfinden.  Mithin  kann  eine 
wesentliche  Veränderung  einem  Gemeinwesen  von  aussen 
her  stets  nur  insoweit  auferlegt  werden,  als  einer  anderen 
Person  ein  Recht  an  der  Gesamnupersunlichkcit  als  solcher 
zusteht,  in  welchem  die  Befugniss  zur  Anderssetzung  ihres 
Bestandes  enthalten  ist.  Ein  solches  Recht  kann  als  indsvi- 
dualrecht  vorkommen  \  Es  begegnet  aber  vor  Allem  als 


'  Bei  unwesentlichen  Veränderungen  ist  dies  vielfach  der  Fall;  so 
namentlich  auch  in  Ansehung  des  Wechsels  im  Personalbestande.  Wcsem* 
liehe  Veränderungen  können  durch  besondere  Verfassungsbescinimungen 
an  den  Eintritt  dnes  Ereignisses,  den  Ablauf  einer  Zeit  u.  s.  w.  geknüplt 
s«n.  Sie  können  aber  auch  ohne  eine  darauf  gerichtete  specielle  Satzung 
sich  von  selbst  verwirklichen.  Man  denke  z.  B.  an  das  Unmöglichwerden 
eines  unter  mehreren  Kdrperschaftszwecken ;  an  den  Untergang  eines 
Tlicilcs  das  Genicindegebiets;  insbe<;ondere  aber  an  die  Veränderun? 
durch  W-rjahriinii;  oder  Frsitzun^^  bzw.  durch  ünvordciiklichkcit  (vijL 
bez.  der  kirchlichen  Veränderungen  Hinschiiis  S.  4$6— 459  u.  471).  Vgl. 
auch  oben  S.  812  N.  2. 

*  Regelmäßig  finden  sich  Ircilich  nur  Individuau  cclnc  aui  Herbeifüh- 
rung unwesentlicher  Veränderungen.  Auch  das  Recht,  durch  einseitige  Wil- 
lenserklärung sich  als  Mitglied  zu  setzen  bezw.  doch  die  Aufnahme  zu  er- 
zwingen oder  umgekehrt  aus  dem  Verbände  auszuscheiden,  sowie  das 
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gemätAeitliches  Recht  eines  Verbai^des  höherer  Ordnung  an 
seinem  Gliederverbande'  und  wird  namentlich  vom  Staat 

in  gewissem  Umfange  kraft  seiner  Körpciochakslioheii  all- 
iremein  in  Anspnich  genommen  und  in  gesteigertem  Mnße 
bei  ötfentlichrechtlichen  Verbänden  ausgeübt*.  Eine  derartige 
Umwandlung  einer  Körperschaft  durch  fremde  Willensaktion 
kann  vielfach  ohne  und  wider  ihren  Willen  erfolgen  K  Allein 


Ki.:)it  auf  lirwcrb  oder  Niederlci;ung  einer  l^rL^xnstelhin^  ^eht  nicht 
liaruber  hinaus.  Allein  immerhin  können  Individualicciitc  aut  ßcuirkung 
doer  wesentlichen  Bestandsveränderung  kraft  Statuts  und  selbst  kraft 
Gesetzes  (vgl.  t.  B.  Preuss.  Ber^^'gcs.  5  i66  Abs.  2)  vorkommen. 

'  So  z.  B.  das  Recht  der  Kirclic  zur  Umgestaltung  der  einzelnen 
kirchlicheii  Rechtssubjekte,  wobd  daoo  wiederum  in  erheblichem  Um« 
fange  staatliche  Mitwirkung  erforderlich  ist;  vgl.  Himdrius  II  S.  464  fT. 

*  Im  Allgemeinen  entsprechen  die  Befugnisse  des  Staats  bei  der 
Umwandlung  dnes  socialen  Körpers  den  Befugnissen,  wdche  er  bei 
dessen  Errichtung  ausübt;  vgl.  oben  S.  26—30.  Keineswegs  jedoch  durch» 
gängig.  Vielmdur  wird  das  Maß  der  suatlichen  Rechte  vielfach  durch 
das  der  einmal  errichteten  Körperschaft  zugestandene  Recht  auf  un> 
Versehrten  Bestand  eingeschränkt.  So  erfolgt  die  .•\ufstcllung  der  Satzungen 
von  Ortskrankenkassen  durch  die  Gemeindebehörde  mit  staatlidier  Be- 
stätigung nach  blosser  Anhörung  der  ßetheiligten:  zur  Abänderung  der 
S.aizungen  aber  bcdnrf  es  stets  eines  Rc<;chlus5;es  der  Generalversammlung; 
Krankenver?;ich.  (ies.  24.  Fbenso  kann  bei  KiKippscluiten  und  Berufs- 
j?enri:>scn  sc  halten  l  ur  Unlallvcrsiclicrun^  eine  Staiutein  erändcrunL'  niemals, 
*.vic  im  Nothfall  das  erste  .Si.mii,  durch  einseitige  >t.Kitln.iic  V\  illens- 
aklion  oktroyirt  werden;  Preuss.  Bergges.  %  170,  Unfallvers.  Ges.  5 
Abs.  4.  Auch  ist  der  Bundesrath  bei  einer  Verinderung  des  Bestandes 
dner  Bcniisgenossenschaft  zwar  nicht  nur  stets  zur  Genehmigung»  son- 
dern auf  Antrag  einer  Genossenschaft  auch  zu  einer  Entscheidung  berufen, 
durch  welche  einer  widerstrebenden  Genossenschaft  die  Ausscheidung 
oder  F'infQgung  von  Bezirken  oder  Industriezweigen  und  sogar  die 
VcrschmelzurtiT  mh  einer  anderen  Genossenschaft  aufgezwungen  werden 
kann  51  Z.  }):  allein  er  kann  eine  solche  Ver.inderung  niemals  gleich 
der  ersten  Bildung  doer  Berufsgenossenschaft  eventuell  von  sich  aus 
vornthinen. 

'  Der  St.i.it  kann  im  We^e  der  Gesctri^'ebiing  natürlich  Körpcr- 
^cn.'.'tciT  und  Anst.ihen  beliebig'  iini^'e>talten.  ohne  nuf  eine  fiirnicUe 
Rechiäschr.uike  /u  stos^en.  Allein  .luch  in»  Kaluaen  der  bcsietiLnden 
RechtM)rdnung  ninuiu  er  nach  älterem  Korporationsreclit  ein  generelles 
jus  reformanä  aus  Qbcrwiqcenden  Gründen  des  Gemdnwohls  oder  auch 
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auch  wecn  es  ihrer  Mit^'lrkung  bedarf,  bleibt  mitunter  die 


aus  dringenden  Zweckmäßigkeitsenväj^ungen  im  Sinne  der  Erreichung 
des  Korporaiionsxweckcs  in  Anspruch;  vi^l.  insbes.  Pr.  L.R.  II,  6  §  191, 
auch  §  29  mit  §  24  u.  55,  §  74  u.  77.  Das  neuere  Recht  dagc>i;en  ent- 
zieht nicht  nur  die  von  ihm  norniirten  Privatrechtskörperschaftcn,  so:v 
dern  vieltacii  auch  die  öffentlichen  KörpcrsciiaUeii  jeder  Aiundcrung  durch 
einseitige  WilJensaktion  des  Staates.  Und  zwar  zum  Theil  selbst  dann, 
wenn  eme  Aufhebung  der  Körperschaft  wider  ihren  Willen  zulässig  ge- 
blieben ist.  So  können  eingetragoie  Genossenschaften,  eingeschriebene 
Hülfskassen»  anerkannte  und  nidit  aneiitannte  Vereine,  Genossenschaften 
des  Säcbs.Rs.,  freie  Wassergenossenschaften,  desgleichen  aber  Innungen 
und  Innungsverbände  unter  Umständen  ohne  ihre  Zustimmung  vernichtet, 
niemals  aber  zum  Fortbestande  mit  veränderter  Persönlichkeit  gezwungcii 
werden.  Ähnlich  Ortskrankenkassen,  bei  denen  nur  die  im  Krankenvers.G. 
§  48  Abs.  5  vorgesehene  .Ausnahme  begegnet  (Ausscheidung  eines  Ge- 
mcindebc/.irkes  aus  einer  unilassendcrcn  Krankenkasse  durch  Vertilgung 
der  höheren  Vcrwahun^sbehördc  nicht  b!os  auf  .\ntrag  der  GeneraKcr- 
sammhing,  sondern  auch  auf  blossen  Antrag  der  betretenden  Gemeinde). 
Oder  Berulsgenüsbcnschalten  für  Untallversichcrung  mit  der  in  der  vor. 
Note  erwähnten  Ausnahme.  Dagegen  kann  nach  den  meinen  gdtenden  Ge- 
meind^esetzen  durch  staatliche  Willensaktton  das  Gebiet  einer  Gemeinde 
nicht  blos  mit  deren  Zustimmung,  sondern  mindestens  bei  einem  dringen* 
den  Bedürfniss  auch  ohne  dieselbe  nach  blosser  Anhörung  der  Gemeinde- 
organe resp.  der  Organe  eines  höheren  Kommunalverbandcs  verändert 
werden;  vgl,  mein  Gcnoss.  R.  I  S.  718,  E.  Löniit::  Verw.  R.  S.  156, 
insbes.  alle  Prcuss.  Gem.O.,  Ba\T.  Gem.O.  A.  4  u.  Sächs.  L.G.O.  J  7, 
St.  O.  5  8,  Bezirksverbandsges.  v.  21.  .\pr.  7^  ^2,  —  Anstalten  und 
Stiftungen  kann  der  Staat,  soweit  er  sie  überhaupt  umändern  dart,  irn 
Zweifel  auch  ohne  ihre  Zustimniunt^  in  eine  ver.inderte  Existenz  übcr- 
füliren,  indem  er  nur  durch  objektive  Normen  über  die  Festhaltung  des  Ver- 
mögens bei  seinem  Zweck  (vgl.  unten)  gebunden  wird.  Doch  bedarr  ^  nacii 
manchen  V.U.  bd  allen  Anstalten  und  Stiftungen  (tkr  Kirchen-,  Unterricbts- 
und  Wohlthätigkeitszwecke  zu  jeder  auch  innerhalb  des  betrefSenden  Zweck- 
zusammenhanges verbleibenden  Umwandlung  der  Zustimmung  aller  »Be- 
thdligten«  (Sichs.  V.  U.  $  60,  Oldenb.  A.  216  $  a,  Cob.-Gotha  $  66. 
Wald.  5  43i  Reuss  ä.  L.  ^  51,  ehemal.  Kurhess.  $  138),  der  »bethdligtcn 
Privatpersonen  u.  Gemeinden«  (Braunschw.  A.  217),  »der  betheiligtcn 
Kuratoren,  Kollatoren,  Patrone  U.Gemeinden«  (Altenb.  5  161),  der  »be- 
theiligten  Familien,  Kollatoren,  Patrone  u.Gemeindentf  (Meininq.  '  5; — 54) 
Nach  der  ehemal.  Hannov.  V.  U.  §  75  Abs.  5  sind  die  zur  Verwaltung 
u.  Aufsicht  Berechtigten  wenigstens  zu  hören  u.  ihre  Wunsche  thunlichst 
zu  berücksichtigten.  Die  Hayr.  V.U.  Tit.  4  10  verlariL't  die  Zusiinnnunir 
der  Betheiligtcn  nui  bei  der  Verwendung  lür  fremdartige  Zwecke.  Das 
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konstitutive  Kraft  dem  höheren  Willensentschluss  gewahrt*. 

Soweit  da^c«zen  dasSelbsibestimmuniJsrcLh:  der  Gemeinheiten 

O      CT*  i.^ 

reicht,  erscheint  umgekehrt  jede  Anderssetzung  ihres  recht- 
iicheo  Zustaades  regelmäßig  als  Werk  ihrer  eignen  Willens- 
aktion. Dabei  sind  freilich,  falls  die  Begründung  der  Körper- 
schaft von  höherer  Mitwirkung  abhängig  ist,  im  Zweifel 
auch  wesentliche  Veränderungen  derselben  an  die  gleiche 
Mitwirkung  gebunden*.   Allein  hiermit  ist  die  Verfügung 


Pr.  A.  L.  R.  II,  6  ^,  7 1—74  <?ew.ihri  Jem  Stifter  selbst,  solange  er  lebt, 
ein  Mii\v:rKuiigvrcK.lit.  Ausserdem  kann  iier  Staat  nach  heutigem  Recht 
über  die  anstaltlichcD  Glicdp€rsonea  eines  autonomen  Organismus,  wie 
insbesoodere  der  Kirche^  im  Zweifel  immer  nur  unter  Mitwirkung  dieses 
Verbandes  verfügen;  vgl  HUtsdnus  a.  a.  O.  S.  47;,  ehemal.  Hannov. 
V.  U,  %  75  Abs.  a.  —  Von  selbst  versteht  es  sich,  dass  die  gesdiUeh  ge- 
ordneten Elemente  des  Bestandes  einer  juristischen  Person  (jt.  B.  die 
GenK-iiiJeverfassungen  mit  Ausnahme  der  dem  Statut  anheimgegebenen 
Punkte,  die  Namen  und  Grenzen  von  Provinzen  und  Kreisen,  die  Ver- 
fas>ung  der  Reichsbank  u.  s.w.)  nur  im  \^'ejje  der  Ceuiii^ehung  abgcitiJert 
werden  können;  dass  ferner,  soweit  die  AbanJeriinL;  im  \'erw.iltuiii,'-s\\ei;c 
nur  aus  beistimmten  Recht sgrütiden  zulassig  ist,  dem  Wesen  des  Rechts- 
staats die  lietugniss  der  betrotletien  Verbandsperson  entspricht,  eine  ge- 
richtliche bezw.  \  erw  aitun^s^erichtliche  lintscheidiinti  iierbeizuführen. 

'  So  nicht  Mos  invnier,  wo  es  nur  einer  Anhörung  der  Körperschalt 
bcdarl  (  v<^'l.  oben  S.  S12  N.  5  u.  die  vor  Note,  da/u  oben  S.  27  N.  2),  sondern 
auch  in  vielen  I-alkn,  in  denen  die  Zustimmung  oder  ein  Antrag  der 
KorpcrscluU  erforderlich  ist.   Beispiebweisc  erfolgt  die  .Statutenänderung 
bei  Ortskrankenkassen  (5  24),  öffentlichen  Wassergenossenschaften  (x.  B. 
Picosa.  Ges.  v.  i.  April  79  5  S7— 5^)*  Waldgenossenschaften  (Preuss. 
Ges.  V.  6.  Juli  7$  $  4S)i  Fischereigenossenschaften  u.  s.  w.  auf  Grund 
dnes  Versammlungsbeschlusses  durch  suatliche  Willensaktion:  ebenso 
die  Ausscheidung  eines  Gcwerbs/ vei  es  oder  einer  Betriebsart  aus  einer 
Ortskrankenicasse  auf  Antrag  der  Generalversammlung  mit  Zustimmung 
der  Mehrheit  der  betheilii^ten  Mitglieder  nach  Anhörung  der  Ciemeinde 
»durch  Verfüq-unt,'  der  höheren  Verwalrnnf;^beht)rdeM        48  Abs.  2); 
desgleichen  jede  Gebietsveranderung  einer  Gemeinde,  auch  wo  es  ihrer 
Zustimmung  bedarf,  durch  Staatsakt.  Vgl.  auch  oben  S.  8ij  N.  4.  Dazu 
oben  S.  27  N.  5  — 4- 

'  Vgl.  oben  S.  28  ft. ;  da/u  das  Lriorderniss  staatlicher  Genehmi- 
gung; von  Abänderungen  der  \  erfassung  oder  des  Bestandes  bei  allen 
Korporationen  nach  Preuss.  L  R.  II,  6  ^  29— ji  u.  34  u.  Üad.  V.  v, 
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der  Gemeinheit  über  die  eigne  Persönlichkeit  nicht  beseitigt, 
sondern  nur  eingeschränkt'.  Und  soweit  heute  das  Prindp 
der  freien  Körperschaftsbildung  durchgedrungen  ist,  sind 
auch  Bestandsveränderungen  dem  autonomen  Gemeinwillen 
überlassen'.  In  erheblichem  Umfange  stehen  andrerseits 


17.  Nov.  83,  bei  eingeschriebenen  HQlfskasscn  nach  $  4  Abs.  j,  bei 
Innungen  nach  R.Gew.ü.  5  98b  u.  104c,  bei  Berufsgenossenschaften  für 

Unfallversicherung  nach  §  20  Abs.  4  u.  5  31»  bei  Kn-ippschaften  nach 
Preuss.  Bergges.  §  170,  bei  Personenvercincn  für  ötTentliche  Angelegen- 
heiten nach  Sachs.  Ges.  §  72;  auch  uic  oben  S.  814  N.  2  u.  S.  815  N.  4 
vorgekommenen  Beispiele  u.  Preuss.  Wassergenoss.  G.  §  59. 

•  In  allen  in  der  vor.  Note  angeführten  Fallen  ist  der  Körpersclufis- 
bcschluss  nicht  Mos  Voraussetsung  einer  staatlidien  Abloderang»  sondern 
der  eigentlich  konstitutive  Akt.  Am  unzweideutigsten  tritt  dies  hervor^ 
wenn  die  Genehnugung  nur  aus  Rechtsgrfinden  versagt  werden  kann 

und  gegen  deren  Versagung  der  Verwaltungsrechtswcg  offen  steht.  So 
verhält  CS  sich  z.  B.  mit  der  Zulassung  der  Statutenänderung  einer  ein- 
geschriebenen Hülfskasse  {j  4  Abs.  5).  Ebenso  mit  der  Genehmigung 
der  Statutenänderung  einer  Innung  98^^)  oder  eines  Innungsverbandes 
(104^;,  während  die  Ucnchmigung  der  Krrichtung  oder  .Abänderung  von 
Nebenstatuteo  und  Innungsausschussstatuten  nach  Ermessen,  jedoch  nur 
unter  Angabe  von  Gr&nden  versagt  werden  kann  ($  98^»  i03  u.  X04i()> 
die  Statutenänderungen  alter  Innungen  aber  überhaupt  nur  im  Falle  der 
Berührung  des  Innungsvermögens  einer  Genehmigung  bedürfen,  welche 
ertheilt  werden  muss,  sobald  die  Erfüllutig  der  Innungsvcrbindhclikcitcn 
gesichert  bleibt  ( '  92).  Alinlich  mit  der  Geneliinigung  der  Statutenände- 
rungen von  KnappscliaUcn  durch  die  Bergbehörde  170).  Aber  auch 
mit  der  Genehmigung  von  Statutenänderungen  einer  Berufsgenosscnscliali 
durch  das  Reichsversicherungsanu  (5  20  Abs.  4)  und  von  Abänderungen 
ihres  Bestandes  durch  den  Bundesrath  (S  31)-  Auch  bei  Ansulten 
und  Stiftungen  b^jegnet  autonomische  Selbstabänderung  mit  Suatsge« 
nehmigung.  So  erfolgt  nach  dem  Bad.  Ges.  v.  9  Apr.  80  ^  9  die  Ab- 
änderung der  Satzungen  einer  von  der  Gemeinde  verbürgten  Sparkasse, 
die  als  öffentliche  Anstalt  mit  juristischer  Persönlichkeit  gilt,  durch  Bc- 
schluss  der  Anstahsorgane  mit  /.ustimmung  der  Gemeindevcrsararalung 
resp.  der  Gemeindevertretung  und  mit  Genehmigung  des  Staats. 

^  Doch  bedarf  es  bei  .\ktiengesellschal'ten  (  Art.  214,  21$,  215a  u,  248), 
eingetragenen  Genossenschallen  (j  6),  Genossenschaften  des  Sachs.  Rs. 
(j  16  u.  71—73),  anerkannten  Vereinen  des  Bayr.  Rs.  (A.  5— 6)  u.  freien 
Wassergenossenschaften  des  Preuss.  Rs.  (5  19)  einer  gleichen  Konstatirung 
und  Kundmachung  Jedes  Abänderungsbeschlusses.  wie  sie  bei  der  ersten 
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einer  cinsciuycn  Ahaudcrany  des  Körpcrschnt'tsbcstandes 
durch  gemeinheitliche  Willensaktion  gesetz-  oder  verfassungs- 
mäßige Sonderrechte  auf  Erhaltung  des  bislierigen  Rechis- 
zustandes  entgegen*.  Allein  wenn  in  solchen  Fällen  die 
Körperschaft  nicht  ohne  Mitwirkung  der  betheiligten  Indi- 
viduen über  ihr  eignes  Dasein  verfügen  kann,  so  vollzieht 
sie  doch  schliesslich  durch  üire  eigne  Willensthat  die  Anders- 
Setzung  ihrer  Persönlichkeit  und  empfängt  aus  den  indivi- 
duellen Willensaktionen  nur  den  hierzu  erforderlichen  neuen 
Stoff.  Und  keineswegs  ist  in  Ermangelung  gesetzlicher  oder 
statutarischer  Vorschriften  bei  jeder  Körperschaft  zu  jeder 
wesentlichen  Abänderung  ihres  rechtlichen  Bestandes  und 
namentlich  ihrer  Verfassung  die  Einwilligung  sänimtl icher 
verbundener  Individuen  nothig*.  Wohl  aber  ist  vielfach  schon 
durch  die  Gesetze  und  fast  ininKi  durch  die  Statute  dem 
Gemeinwiilen  ausdrücklich  die  Macht  zu  derartigen  Ver- 
änderungen verliehen  ^  Es  wird  nur  meist  dazu  ein  mit  ver- 


Errichlung  vorgcscliricbcn  sind.  Nach  Sachs.  Ges.  §  71  u.  Preuss.  Wasser- 
genoss.  §  19  soll  von  der  Erfüllung  dieser  Form  nur  die  Wirksamkeit 
einer  Statutenänderung  gegen  Nichtmitglieder  abhängen.  Im  Übrigen  ge- 
langt die  Abänderung  vorher  auch  nach  innen  nicht  zu  rechtlicher  Exi* 
stenx.  Vgl.  in  Ansehung  eines  nicht  registrirten  Ahänderungsbeschlusses 
einer  eingetragenen  Genossenschaft  Erk.  des  R.  G.  v.  29.  Sept.  82  C.  S. 
Bd.  8  N.  3  S.  7—1$. 

'  Vgl.  oben     251— 254  N.  2,  296. 

'  Cicgcn  diese  von  Slobbe  I  S.  42}  allgentem  vertheidigte  (von 
Renaud  u.  I^wettftlä  auf  Aktiengesellschaften  und  von  SicJjerer  du(  Ge- 
nossenschaften angewandte)  Meinung  vgl.  oben  S.  2$}  N. }  u.  296  N.  1. 

^  So  verlegt  schon  d.i^  Pr.  L.R.  II,  6  ^  51  u.  54  im  Allgemeinen 
das  Recht  zur  Abänderung  und  authentisclien  Interpretation  der  Ver- 
fassung in  den  Korporaiionswillen.  Rei  .ilten  Innungen  ist  durch  R.Gew.O. 
592  der  Körperschaftsbeschluss  ausdrucKiich  zur  Abänderung  der  Statuten 
ermächtigt.  Ebenso  jetzt  bei  Aktiengesellschaften  darch  H.G.B.  Art. 214, 
21$,  2t$«  u.  248.  Desgleichen  bd  »anerkannten  Verdnen«  durch  Bayr. 
Ges.  Art.  s*  Vide  neuere  Gesi^e  verlangen,  dass  das  Staiut  etwas  über 
den  Weg  seiner  Abänderung  bestimme,  so  R.Gew.O.  598*  Z.  9,  Hülfs* 
kassenges.  5  3  Z.  7,  Kranken  versieh.  G.  525  Z.  6,  UnfalKers.G.  §  17  Z.  11, 
Preuss.  Bergges.  $  170.   Dies  geschieht  olmehin  in  der  Regel.  Durch 
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stärkter  Mehrheit  gefa$stcr  oder  sonst  qualificirter  Beschluss 
oder  irgend  eine  andere  besonders  energische  Äusserung 
des  Gemetnwillens  gefordert*.  Dabei  erfolgt  dann  die 
Abgrenzung  der  so  erschwerten  Veränderungen  bald  mit 

Rucksicht  auf  ihre  sachliche  Bedeutung',  bald  dagegen 
lediglich  nach  dem  lorniellen  Gesichtspunkte  der  Abän- 


derartige gesetzliche  oder  statutarische  Bestimmungen  ist  zum  Thcil  auch 
die  Imensivitlt  von  Sonderrechten  abgeschwächt;  dass  aber  keineswegs 
schon  an  sich  dadurch  auch  eine  wegen  Eingrifies  in  jura  singulonim 

unzulässige  Statutenänderung  zulässig  wird,  ist  oben  S.  2;|  N.  3  gezeigt.  — 
Abweichend  verlangt  das  Schweiz.  O.  R.  A.  682  bei  Genossenschaften 
zu  jeder  Statutenänderung  im  Zweifel  die  Übereinstimmung  .Aller.  Ebenso 
das  Sachs.  Ges.  5  ^3  Genosbcnschaftcn  und  das  Schwei/.  O.  R. 
A,  627  Abs.  }  bei  Aktiengesellschaften  zu  einer  Abänderung  des  Gemein- 
schaftszweckes. 

»  Vgl.  H.  G.  ß.  A.  215,  21  Ja  u.  248.  Sachs.  Gew.  O.  v.  1661  u. 
Braunschw.  v.  1864  (Abänderung  von  Innungtsstatuten  nur  mit  Zwei- 
drittefsmehrheit),  mein  Genoss.  R.  I  S.  9$6.  Bayr.  Gem.  O.  Art.  4  (Ge- 
meittdezustimmung  durch  übereinstinunenden  Beschlttss  von  Magistrat 
und  Gemeindebev(^llmächtigten  oder  durch  einen  Gemeindebeschluss, 
welcher  da,  wo  die  Veränderung  mit  .Xuflösung  oder  Errichtung  einer 
Gemeinde  verbunden  ist,  die  Zustinmumg  von  zwei  Dritteln  sämmtlicher 
Gemeindebürger  fordert).  Schweiz.  Ü.  R.  A.  627  Abs.  2  (Er\\  eiteruiig 
oder  Verengerung  des  Gesclufisbereiches  oder  Fusion  einer  Aktiejige- 
sellschaft  im  Zweifel  nur  durch  Mehrheitsbeschluss  einer  Generalver- 
sammlung, in  welcher  zwei  Drittel  aller  Aktien  vertreten  sind;  eventuell 
durch  Mehrheitsbeschluss  einer  frühestens  )o  Tage  spater  zusammen- 
getretenen Versammlung,  in  welcher  ein  Drittel  sämmtlicher  Aktien  ver- 
treten ist),  .\usserordentlich  h.n:tijr  begegnen  solche  nnJ  Ihnliche  Er- 
<;chwet'uugen  aller  oder  gewisser  St.itutenändcrungea  kraft  statutarischer 
l-e».tsct/u!n'  In  Ermangelung  besonderer  Bestimmungen  aber  genügt 
zur  Staiutenandcrung,  soweit  dieselbe  überiiaupt  in  der  Macht  der  Körper- 
schalt liegt,  ein  dnfacher  Mehxlieitsbesdihiss,  So  auch  bei  eingetragenen 
Genossenschaften  nach  R.  Genoss.  G,$6,  anerkannten  Vereinen  nach  Bayr. 
Ges.  A.  Preuss.  Wassergenossenschaften  nach  $  19,  Schweiz.  Aktiengesell- 
schaften nach  Art.  626,  wo  fiberall  nur  bestimmte  Formerfbrdemisse 
hinzutreten.  Ebenso  bei  alten  Innungen  nach  R.  Gew.  O.  $  92,  wenn 
nur  alle  Mitglieder  schriftlich  unter  Angabe  des  Gegenstandes  geladen 
sind. 

*  So  in  den  Fallen  des  H.  G.  B.  Art.  215  .\bs  J  u.  4,  215«  u.  248, 
des  Schweiz.  O.  R.  .\,  627  Abs.  2,  der  Bayr.  Gem.  O.  A.  4  u.  s.  w. 
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derung  eines  geschriebenen  Grundgesetzes'.  Die  Herab- 
minderung derartiger  Hemmnisse  von  Veränderungen  unter 
ein  bestiir.nitcs  Maß  ii>t  zum  Theil  selbst  bei  Privaucclus- 
körpcrschaüen  durch  neuere  Gesetze  dem  autonomischen 
Belieben  entzogen*. 

So  bedeutungsvoll  nun  aber  die  wesentlichen  Verände- 
rungen von  den  unwesentlichen  sich  abheben  mögen,  so 
llsst  doch  auch  die  eingreifendste  Veränderung  einer  juristi- 
schen Person  deren  cii,'cntlichcs  Seihst  unversehrt.  Eine  Ge- 
sammiperson  bleibt  gleich  der  Einzelperson,  so  lange  sie 
besteht,  mit  sich  idcniisch :  sie  kann  untergehen,  aber  sie 
kann  kein  mit  dem  Begriff  einer  konstanten  Einheit  unver- 
trägliches Schicksal  erfahren.  Darum  geht  der  Staat  aus 
noch  so  erheblichen  Zustands-,  Gebiets-  oder  Verfassungs- 
veränderungen  als  dasselbe  Rechtssubjekt  hervor,  als  welches 
er  vorher  bestanden  und  Rechte  erworben  oder  Verbindlich- 
keiten übernommen  hat  K  Und  nicht  anders  verhält  es  sich 


'  So  überall,  wo  durch  Gesets  oder  Sutut  »die  Abioderung  der 
Statuten«  erschwert  wird.  Die  Erschwerung  trifft  hier  auch  die  Abän- 
derung an  sich  unwesentlicher  Festsetzungen,  sobald  dieselben  in  das 
StJiut  aufgenommen  sind.  Derselbe  formelle  Begriff  der  Verfassungs- 
änderung herrscht  in  den  modernen  staatlichen  und  kirchlichen  Verfas- 
songsgeset/en. 

*  So  kann  bei  Aktiengesellschaften  das  Recht  der  Verfassungsände- 
rung niemals  einem  anderen  Organ  als  der  (jcncralvcr:>ainnilunij;  uber- 
tras^cn  werden,  das  weitere  lirlorderniss  der  Zustimmung  einer  Mehrheit 
von  drei  Vierthcilen  des  in  der  GLUcralveriauiuiiung  vcriretenen  ürund- 
kapitab  kann  bei  Verlassungsänderungen,  welche  sich  auf  Abänderung 
des  Gegenstandes,  Herabminderung  des  Grundkapitals  und  Auflösung 
durch  Fusion  richten,  durch  das  Statut  niemals  abgeschwächt,  im  Übrigen 
aber  durdi  beliebige  Bestimmungen  erseut  werden;  H.  G.  B.  Art.  21$ 
Abs.  t— 4,  31 5«  Abs.  3,  348.  Bei  eingeschriebenen  Hülfskassen  kann  das 
Statut  kein  anderes  Organ  als  die  Generalversammlung  zu  Statutenände- 
rungen ermächtigen;  5  20  Abs.  }.  Ebenso  bei  Berufsgenossenschaften 
tür  Unfallversicherung;  ^  3^.  Auch  bei  Aktiengesellschaften  nach  Schweiz. 
O.  R.  A.  644. 

J  Dass  die  »Persönlichkeit  des  Staates«,  da  sie  zwar  zerstörbar,  je- 
doch nicht  theilbar  ist,  durch  Gebietsverandcrun^'en  nicht  verändert  wird 
und  mit  der  Abtretung  eines  Gebietstheiles  nicht  etwa  iheilweise  über* 
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bei  allen  übrigen  öfFentlichrechtlichen  oder  privatrcclnli.liLa 
Verbandspersonen'.  Soll  dagegen  die  rechtliche  Kontinuitäi 
der  juristischen  Persönlichkeit  unterbrochen  werden,  so 


geht,  wird  im  Erk.  des  O.  A.  G.  Jeiu  v.  21.  Nov,  $0  S«iff.  Bd.  8  $4 
richtig  ausgeßihrt;  es  wird  hier  daraus  gefolgert»  dass  auch  eine  persöU' 
liehe  Schuld  des  Staats,  wennschon  sie  sich  gerade  auf  die  abgetretene 

Gemeinde  bejdeht.  ohne  ausdrückliche  Übernahme  nicht  übertragen  \^*ird. 
Die  Meinung  des  Aristoteles,  dass  eine  wesentliche  Verfassungsänderung 
die  Kontinuität  der  staatlichen  Rechtssubjekte  unterbreche  (mein  Gcnnss.  R. 
III  S.  21),  ist  längst  überwunden.  Auch  die  Ansicht,  dass  die  deutschen 
Staaten  durch  die  Reichsgründung  untergegaiigen  und  neu  geschaffen 
seien,  ist  zwar  vereiniek  aufgestellt  worden,  wird  aber  kaum  viele  An- 
hänger gewinnen. 

'  Vgl  auch  BMer  Fand.  I  S.  237.  Durchaus  verkehrt  ist  der  vom 
R.  O.  H.  G.  im  Erk.  v.  la.  Okt.  74  Bd.  14  N.  80  S.  2$2  aufgestellte 
Sau:  »Die  Abänderung  eines  Statuts  charakterisirt  sich  rechdich  als 
eine  Authebung  des  bestehenden  Statuts  unter  Errichtung  eines  neuen«. 
Richtig  dagei^en  führt  ein  Erk.  desselben  Gerichtshofes  v.  19.  >sov.  78 
Bd.  24  N.  62  S.  242 — 2$7  aus,  dass  die  Her.ibset/ung  des  Grundkapitals, 
worin  der  ;?we)te  Richter  AuHusung  und  Neubildung'  erblickt  iiatte,  in 
Wahrheit  nur  Umbildung  der  Aktiengesellschaft  durch  thcilweise  Auf- 
lösung ist  und  den  Fortbestand  des  bisherigen  Rechtssubjekts  mit  vcr« 
ändcrtem  Organismus  ermöglicht.  —  Demnach  bt  es  völlig  konsequent, 
für  das  Gebiet  des  Preuss.  Landr.  von  der  zwiefachen  Voraussetning  aus, 
dass  eine  Kirchengemeinde  als  solche  ihre  Religionsgrundsätie  wechseln 
kann  und  dnss  die  Kirchengemeinde  Eigenthümerin  des  Kirchenvermögens 
ist,  die  im  Pr.  L.  R.  II.  11  5  171  hinsichtlich  des  Kirchengebäudes  ge- 
troffene Bestimmung  auf  alles  Kirchen  vermögen  auszudehnen;  vergl. 
Förstcr-Eccim  IV  S.  74Ö,  Himchius  Konmi.  zu  $  17 1.  Ebenso  begründet 
aber  ist  vom  Stand|Hmkte  des  gemeinen  Rechts  und  der  mebten  Parti- 
kttlarrechte  die  von  Schulte  hiergegen  erhobene  Opposition;  vgl.  jetat 
sein  Lehrb.  das  kathol.  u.  evang.  Kirchenr.  (Giessen  1886)  S.  468  n.  $17 
K.  52.  Vgl.  über  die  Rcli.mdlung  dieser  Frage  seitens  der  amerikani- 
schen Gerichte  Grant,  American  Law  Review  XVII  (uSSj)  S.  201  tl.  fcs 
überwiegt  die  Ansicht,  dass  die  Majorität  keine  aus  der  tuiulamentalen 
Zwecksat/ung  heraustretende  Glauhensandcrung  durchfuhren  kann,  mit- 
hin das  Kirchenvermögen  auch  einer  Minderheit  verbleibt,  weklie  am 
sututarischen  Glauben  festhält;  doch  endet  jeder  Ansprudi  eines  dissen« 
tirenden  Theiles  durch  Austritt  aus  der  in  ihrer  Organisation  fortbe- 
stehenden Kirdienkorporation«  indem  so  lange,  als  »the  old  Organization 
stiU  exists  as  an  Organization«,  die  Lossagung  von  derselben  als  Tren> 
nung  %*on  dem  original  body  wirkt). 
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reicht  dazu  eine  blosse  Veränderung  nicht  hin.  Vielmehr 

bedarf  es  dann  der  Zerstörung  und  Neuschöpfung. 

Der  Unterschied  ^ivischen  der  (Veränderung  juristischer 
Personen  und  ihrer  Jlnflosun^  und  Neuhildiifii^  macht  sich  bei 
aller  Schärfe  des  begrifflichen  Gegensatzes  im  LcbcMi  oft 
wenig  fühlbar'.  Es  ist  ja  denkbar,  ein  sehr  ähnliclies  Re- 
sult  it,  wie  es  auf  dem  Wege  der  Anderssetzung  einer  Kör- 
perschaft erzielt  werden  könnte,  dadurch  zu  erreichen,  dass 
die  bisherige  Körperschaft  aufgelöst  und  an  ihrer  Stelle  von 
deren  ehemaligen  Mitgliedern  sofort  eine  neue  Körperschaft 
mit  entsprechenden  Satzungen  errichtet  wird*.  Ebenso  kann 
die  Umgestaltung  einer  Körperschaft  oder  Anstalt  durch 


<  Gerade  hier  ist  einer  der  Punkte»  bei  denea  es  am  klarsten  ein- 
leuchtet, wie  wenig  sich  das  Wesen  der  Gesamnitpersönlichkeit  aus  der 
Verglcichung  nih  der  EinzclpersönHohkeit  begreifen  lässt.  Die  socinlcn 
Organismen  folgen  eben  bei  ihrer  Veränderung  und  Autlösung  wie  bei 
ihrer  Hntstchuni,'  eignen  Gesetzen,  so  dass  diese  Vorgänge  aus  den  Be- 
obaduungca  über  das  Leben  und  Sterben  natürlicher  Organismen  eine 
Erklärung  schleclitl^  nicht»  eine  etwaige  Verdeutlichung  jedoch  oft  mehr 
durch  Vergleichung  niederer  als  höherar  Organismen  empfangen  können. 
Ausserdem  aber  macht  sich  hier  wiederum  die  grössere  materielle  Macht 
gdtend,  welche  dem  Rechte  in  Ansehung  der  Gemeinwesen  innewohnt; 
denn  in  Folge  derselben  kann  auch  Ja.  wo  das  Recht  kraft  seiner  for- 
mellen Allmacht  sich  in  Widerspruch  mit  der  Wirklichkeit  setzt,  die  Ge- 
samnitperson  weit  eher  als  die  Hin/'f Inerson  in  die  ^'cfordertc  Kcchtstorm 
hineingedacht  werden.  Freilicli  sciicitcri  oft  aucli  iiier  in  letzter  Instanz 
eine  unangemessene  juristisdie  Einkleidung  eines  Lebensvorganges  an 
dessen  realer  Bedeutung,  so  dass  die  Kontinuität  einer  Gesammtpersön- 
lichkeit  sich  trotz  formdkr  Unterbrechung  erliäk  oder  umgekehrt  eine 
fiktive  Identität  niclit  durchdringt. 

'  Vgl.  z.  B.  oben  S.  255  N.  t  die  in  diesem  Sinne  gehahenc  Kon- 
struktion der  Verlegung  einer  Aktiengesellschaft  ins  .Vusland  im  Erk.  des 
R.  G.  V.  5.  Juni  82.  Ebenso  wird  man  den  l'ortbestand  einer  Körper- 
schaft nach  Ablaui  einer  ihr  veriassungsmäßig  gei-etzten  Lebensdauer, 
sobald  nicht  vor  dem  Termin  eine  verfassungsmäßige  Verlängerung  ihres 
Bestandes  erfolgt  ist,  juristisch  nicht  anders  konstruiren  können.  Man 
vgl.  audi  Preuss.  Wassergenoss.  Ges.  $  90»  wonach  die  bestehenden 
Wasscrgenossenscliaften»  welche  nicht  der  in  §  89  bezeichneten  Kategorie 
angehören,  nach  $  72—8$  »bcgrOndet«  werden  müssen»  um  öffentliche 
Genossenschaften  zu  werden. 
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höheren  Willensakt  sich  in  die  rechtliche  Form  einer  Auf- 
hebung und  Neugrfindung  kleiden*.  Vor  Allem  aber  begeg- 
nen bei  der  Vereinigung  und  Theilung  von  Verbinden 
mancherlei  nicht  immer  leicht  tlurchsichu^^c  Kombuiationcn 
von  Veränderung,  Auflösung  und  Neubildung*. 

Eine  l'erelnii^tincf  zweier  oder  mehrerer  Verbandsper- 
sonen  kann  in  mannichfacher  Weise  als  Veränderung  ihres 
personenrechtlichen  Zustandes  wirken,  ohne  dass  dabei  eine 
neue  Person  geschaffen  oder  eine  bisherige  Person  ver- 
nichtet würde'.  Allein  es  ist  möglich,  dass  sich  mit  der 
Veränderung  der  zusammengefögten  Verbandspersonen  die 
Errichtung  einer  aus  ihnen  gebildeten  neuen  Gesammtperson 

'  z.  B.  oben  S.  812  N.  3  über  kircMicbe  transfonnatio.  —  Sehr 
schwierig  ist  oft  bei  der  Konversion  von  Stiftungen  die  Frage  zu  ent- 
scheiden» ob  die  bisherige  Stiftungsperson  blos  umgewandelt  oder  er- 
seut  ist. 

*  Doch  werden  insbesondere  in  den  Genoeindeordnungen  die  Ver- 

änderungen,  welche  mit  dem  Untergang  oder  der  EntStdiung  einer  Ge- 
nieindepersönlichkcit  verbunden  sind,  vielfach  von  allen  anderen  Ver- 
änderungen scharf  getrennt;  so  werden  sie  in  der  Bayr.  (u.  Pfalz.) 
(jcni.  O.  Art.  4  Z.  1 — \  aulgczahlt  und  im  (iCgcns.Ui  zw  einfachen  Ge- 
bietsveranderungcn  schlechthin  an  Zustmuuung  aller  betheiligtcn  Ge- 
meinden gebunden ;  ebenso  können  nach  Preuss.  östl.  St.  O.  §  2  u.  L.  G.  O. 
5  3»  Westf.  St.  O.  S  2  u.  L.  G.  O.  $  a,  Schlesw.  Hobt.  St.  O.  S  5  u. 
L.  G.  O  $  I,  Nassau.  G.  O.  $  i,  Hanoov.  St.  O.  u.  L.  G.  O.  derartige 
Veränderungen  nur  mit  Zustimmung  der  Gemeinden  erfolgen ;  nach  Bad« 
Gem.  O.  §  4  sind  sie  nur  durch  Gesetz  möglich.  —  Das  Unfallversich. 
Gesetz  behandelt  in  vmter  Z.  i  u.  .\  Veränderungen  solcher  Art, 

unter  /.  2  anderweite  Mestands%'erändernngen.  —  Über  die  ältere  Theorie 
der  Unionen  und  Divisionen  vgl.  mein  Genoss.  R.  III  S.  414  ff.,  500  ff. 
und  74$. 

3  So  bei  jeder  Eingehung  einer  personenrechtlichen  Gemeinschaft 
ohne  körperschaftlichen  Charakter;  z.  B.  bei  einer  staatlichen  Realunioa 
oder  bei  «ner  kirchlichen  unio  per  acqoalitatem  oder  per  subjectionem 
(oben  S.812N.1),  Desglticfaen  bei  jeder  EingliedentngdnerVerbandsperson 

in  einen  bereits  bestehenden  umfassenderen  Verband,  wie  2.  B.  bei  dem 
Kintritt  der  süddeutschen  Staaten  in  den  hierdurch  zum  Deutschen  Reich 
erweiterten  Norddeutschen  Bund  oder  bei  dem  Hinzutritt  einer  Gemeinde 
zu  einer  Provinz,  einer  Innung  zu  einem  Innungsverbande  u.  s.  w. 
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verknüpft*.  Ebenso  kann  umgekehrt  eine  Kombination  von 
Veränderung  und  Auflösung  vorliegen,  indem  eine  Ver- 
bandsperson behufs  ihrer  Verschmelzung  mit  einer  durch 
diese  Erweiterung  veränderten  .  anderen  Verbandsperson 
aufgehoben  wird*.  Endlich  aber  kann  es  sich  bei  der  Ver- 
scluiicl/Liiiij  mehrere;  juristischer  Personen  auch  ledigHch 
um  Autlusung  und  Neubildung  handeln,  so  dass  sämmdiche 
bisher  vorhandene  Rechissubjekte  wegfallen  und  an  ihre 


'  So  Dci  dem  Zusammentritt  von  Stdatcii  /u  einem  Staatenbunde 
oder  Bundesstaat;  bei  der  X'ereinin^iinf^  von  (ienieinden  zu  einem  neu 
erricineicn  höheren  Koniniunalvcrbande,  einer  Bürgermeisterei  (Bdyr.  u. 
Pfälz.  Gem.  O.  Art.  6,  nur  mit  Zustimmung  aller  Gemeinden)  oder  einer 
Samnngenieinde  (mein  Genoss.  R.  III  S.  689  N.  119,  786  u.  800);  bei 
der  Bildung  von  Sammtdeichverbänden  (nach  Preuss.  Ges.  v.  1 1.  Apr.  72 
Art.  I  S  5  nur  mit  Zikstimmung  der  vereinigten  DeichverbändCp  nach  Oes» 
V.  28.  Jan.  48  S  14  auch  ohne  solche  möglich);  bei  der  Bildung  von 
hnungsverbänden  (wozu  nacli  R.  Gew.  O.  5  I04>  Abs.  1  alle  Innungs- 
versammlungen zustimmen  müssen).  In  Wahrheit  auch  bei  der  Bildung 
zahlreicher  nicht  j^crade^.u  als  Rechtssubjekte  anerkannter,  jedoch  that- 
sichlich  als  solcher  lungirender  »Verbände«  gleichartiger  Körperschaften 
oder  Vereine.  Und  in  gewisser  Richtung  auch  dann,  wenn  der  Verband 
nur  eine  publicisttsche  Einheit  bilden  soll,  wie  Innuntrsausschüsse  (§  102) 
und  innungsv ci l  ande  ohne  die  durch  R.  G.  v.  25.  Apr.  86  ihnen  mm 
Erwerbe  dargebotene  Rechtsstellung,  Hülfskassenverbinde  (5  $$),  Orts- 
krankenkassenvcrbinde  (5  46)  u.  s.  w. 

*  So  bd  der  Einverleibung  bisher  selbständiger  Suaten  in  einen 
anderen  Staat  (vgl.  die  Preuss.  Ges.  v.  20.  Sc^t.  u.  24.  Dec.  66  u.  2).  Juni 
1876),  sowie  bei  der  Verschmelzung  eines  Dorfes  mit  einer  Stadt  oder 
sonst  einer  hierdurch  in  ilircr  Existenz  vernichteten  Gemeinde  mit  einer 
gleichzeitig  nur  erweiterten  Nachbargemeinde.  Ebenso  bei  der  kirchlichen 
Inkorporation  (Hinschius  II  5.436—45$),  zu  deren  Begritf  der  Untergang 
e!ntfr  bisher  bestehenden  vermögensrechtlichen  Persönlichkeit  gehört  (Erk. 
des  O.  L.  (i.  Celle  V.  9.  Nov.  81  Scuff.  Bd.  57  N.  150).  Regelmäßig 
gehört  liierher  aucii  die  Fusion  von  Aktiengesellschaften  (1 1.  G,  R.  Art.  2 1  5 
Abs.  4  u.  247),  obwohl  dieselbe  aucli  m  der  Form  vorkommen  kann» 
dass  sämmtliche  bestehenden  Aktiengesellscliai'ten  wcglallen  und  an 
ihre  SteUe  eine  ganz  neue  Aktiengesellschaft  tritt.  —  In  ^ese  Kategorie 
QXk  natürlich  auch  die  Aufzehrung  von  Gliedpersonen  durch  eine  ihnen 
übergeordnete  (jesammtperson,  also  z.  B.  Verwandlung  mes  Bundes- 
suats  in  einen  Einheitssuat»  einer  Sammtgemeinde  mit  Untergemeinden 
in  eine  Einheitsgemeinde  u.  s.  w. 


üigiiizea  by  LiüOgle 


828 


Fünjks  KupiieL 


Stelle  ein  .lus  üircn  IZlemeiucn  geschaffenes  ncucb  cüiiicit- 
lichcs  Kechtssubjck:  tritt'. 

Analog  verhält  es  sich  mit  .der  Zettheilung  von  Ver- 
bänden. Eine  solche  kann  als  blosse  Veränderung  wirken*. 
Sie  kann  jedoch  zugleich  Errichtung  sein,  indem  die  bis- 
herige Verbandsperson  zwar  mit  gemindenem  Bestände  fort- 
dauert, aus  den  von  ihr  ausgesonderten  Elementen  aber  die 
Neubildung  einer  oder  mehrerer  selbständiger  juristischer 
Personen  erfolgt Umgekehrt  ist  es  möglich,  dass  die  Auf- 


'  So  bei  der  \'cr6chmcl/.ung  mehrerer  Stallten  tax  einem  ganz  neuen 
Einheitsstaat,  mehrerer  Provinzen,  Kreise  uJer  GcnieiuJen  zu  einer  neuesi 
Provtozi  etnem  neuen  Kreise  oder  einer  neuen  Gemeinde;  desgleichen 
bei  der  kirchficben  unio  per  confusiooem  (Ißnsebius  II  5.  430);  rq^el* 
mäßig  auch  bei  der  Verschmelzung  von  Berufsgenofisenachaften  fbr  Un- 
fallversicherung ($  31  Z.  i),  Knappschaften  (die  von  Ktostermauu  zu 
Preuss.  Bergges.  §  169  N.  371  unter  Berufung  auf  die  Praxis  aufgestelhc 
Behauptunpf,  es  reiche  dam  eine  Statutenveränderung  hin,  weil  die  \'er- 
einigung  »olinc  vorgangige  Auflösung  der  zu  verschmelzenden  Vereine« 
niöglicii  sei,  ist  unhaltbar),  Krankenkassen,  hinungen  u.  s.  w.;  möglicher- 
weise ferner  bei  der  Fusion  von  Aktiengesellschaften  (vgl.  die  vor.  Note). 
Hierher  gehört  auch  die  Vereinigung  von  Gewerkschaften  durch  Konsoli- 
dation  des  Berg>^'erkseigenthnnis;  vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  )o.  Juni  80 
C.  S.  Bd.  9  N.  79  S.  295--J02  (wo  aber,  weil  die  im  Jahre  18  ji  ver- 
schmolzenen 5  nhen  Gewerkschaften  als  blosse  »erlaubte  Ceselhcli.iften« 
ohne  juristische  Persönlichkeit  behandelt  w  erden,  der  Vorgang  eine  eiw  as 
andere  Gestalt  annimmt).  —  Äusseres  Mcrknial  des  Unterschiedes  zwi- 
schen den  Fällen  dieser  Gattung  und  den  in  der  vor.  Note  angcmiirien 
Fällen  pflegt  die  Annahme  eines  neuen  Namens  im  Gegensatf  aur  Fort- 
nihrung  eines 'Oiöchstens  durch  einen  Zusau  modificirten)  alten  Namens 
zu  sein. 

*  So  jede  Ausscheidung  wesentlicher  Bestandthcile  oder  sogen,  theil- 
weisc  Auflösung,  durch  welche  bisher  eingegliederte  Verbands-  oder 
Einzelpersonen  einl.ich  Irei  werden  oder  .iber  in  einen  schon  bestehenden 
anderen  \'erband  übcrgelien.  Desgleichen  die  Auflösung  einer  Ccmein- 
schak  der  üben  S.  816  N.  3  bczeiciincicn  Art  (vgl.  über  die  kircliliclie 
dissolutio  unioDts  ISnsdmis  II  S.  434  ff.).  Endlich  auch  die  Abtheilung 
eines  Verbandes  in  Gliederverbibde  ohne  eigne  Rechtspersönlichkeit 
(Bezirke,  Sektionen,  Klassen  u.  s.  w.). 

>  So  die  Aussonderung  eines  sich  als  Staat  konstituirenden  Gebiets- 
theiles  (man  denke  z.  B.  an  die  Losreissung  Belgiens) ;  die  Abzweigung 
von  Gemeinden  aus  der  Gemarkung  einer  fortbestehenden  Getneinde 
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Idsung  emer  Verbandsperson  unter  blosser  Veränderung  der 
hierdurch  bereicherten  Verbandspersonen  stattfindet'.  Und 

schliesslich  giebt  es  wiederum  Formen  der  Zerlegung,  bei 
welchen  die  bisherige  einheitliche  Gesammtpcrson  völlig 
untergeht  und  an  ihre  Stelle  eine  Mehrheit  völlig  neu  ge- 
bildeter Gesammtpersonen  tritt'. 

« 


(Bayr.  Gern,  O.  A.  4  Z.  jj;  die  eniiprcchcutieii  i'allc  kirchlicher  divisio 
(Hinschiiis  II  S.  400  ri.),  wobei  es  deshalb  aller  Formen  der  Neuerrichtung 
bedarf  (Eric,  des  R.  G.  v.  ai.  Jan.  86  C.  S.  Bd.  25  N.  $$  S.  217-24^} 
und  das  Patronatrecht  an  der  Mutterkirchey  weil  es  eben  nur  dn  Recht 
an  dieser  bestimmten  Anstaltsperson  ist,  auf  die  abgcacweigte  AnstaJts- 
persAnlichkeit  der  Tochterkircbe  nicht  übergeht  (Erk.  des  R.G.  v.  2.  Febr.86 
C  S.  Bd.  15  N.  )5  S.  168—174  u.  Seaff,  Bd.  41  N.  aoa);  die  Aus- 
scheidui^  von  Industriezweigen  oder  örtlich  abgegrenzten  Thcilcn  aus 
einer  Benifisgcnossenschaft  behufs  Bildung  tiner  neuen  selbständigen  Be- 
rufsgenossenschaft (Unfallvcrs.  Ges.  '  ^T  7  \)  und  die  analogen  Ab- 
2weigunj:jen  neuer  Ortskrankenkassen  (Krankenvers.  G.  5  48);  die  Kon- 
siitniriinf;  einer  Tochter  (^Gewerkschaft  aut  einem  durch  Feldcstheilung 
.ib^csonderten  Theil  des  Grubenleldcs  der  alten  Gewerkschaft,  wobei 
luch  Erk,  des  R.  O.  H.  G.  v.  21.  Üki.  75  Bd.  16  N.  76  S.  262—271  ein 
trotz  der  Personenidentität  neuci  und  der  alten  Gewerkschaft  fremd 
gegenüberstehendes  Rechtssubjekt  entsteht,  so  dass  vor  Beendigung  der 
Errichtungshandlungen  die  neuen  Kuxe  rechtlich  nicht  eiüstiren  und  Ver- 
träge über  dieselben  als  Verträge  über  nicht  existente  Sachen  nach  Pr.  L.  R. 
1,  II  5  )9  nichtig  sind.  —  Hierher  gehören  natürlich  auch  die  Fälle»  in 
denen  die  von  einer  fortbestehenden  Gesammtperson  abgezweigte  oder 
gestiftete  Verbandsperson  zugleich  eine  Gliedperson  der  ersteren  bleibt; 
also  z.  B,  Umwandlung  eines  Einheitsstaats  in  einen  Bundesstaat  (wie 
:m  alten  deutschen  Rei  lO,  einer  Einheitsgemeinde  in  eine  Sammtge- 
mcindc  mit  Theilgemcindeu  u.  s.  w. 

*  So  bei  der  Auflösung  eines  Bundesstaates  oder  Staatenbundes* 
einer  Bürgermeisterei  fB.iyr.  Gem.O.  Art.  6)  oder  Sammtgcmeinde,  eines 
innungsverbandcs  104  )  oder  ir^rend  eines  anderen  Verbandes  der 
oben  S.  827  N.  i  bezeichneten  Ciatiung. 

-  So  bei  der  Zerles^iin^'  eines  St.nnrcs  in  mehrere  neue  Staaten 
(man  denke  /.  R.  an  die  Theilufi^  des  Kantons  Ba^(■l),  einer  l'rov  in/  in 
mehrere  Provjnzen  (wie  z.  H.  der  I'rovinz  Preus>en  in  Ost-  und  W'est- 
preussen),  eines  Kreises  in  mehrere  Kreise,  einer  Gemeinde  in  mehrere 
Gemeinden  u.  s.  w.;  bei  der  entsprechenden  kirchlichen  divisio;  bei  der 
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II.  Beendigung. 

I.  Das  Ende  der  Verbandsperslmlichkeit  tritt  gleich  dem 
der  Einzelpersönlichkeit  mit  der  Verwirklichung  der  vom 
Recht  mit  dieser  Wirkung  bekleideten  thatsächlichcn  N'oraus- 
setzungen  ein.  Bei  der  Bestimmun<:  dieser  Voraussetzungen 
ist  das  Recht  formell  souverän.  Es  kann  jedoch,  wenn  es 
mit  seiner  Idee  in  Einklang  bleiben  will,  so  wenig  Verbands- 
personen  wie  Einzelpersonen  nach  Willkür  erhalten  oder 
vernichten. 

Demgemäß  knüpft  das  Recht,  wie  den  Untergang  der 
Einzelpersönlichkeit  an  die  Zerstörung  des  natürlichen  Or« 
ganismus  durch  den  Tod,  so  den  Untergang  der  Verbands- 
persönlichkeit regelmäßig  an  die  Zerstörung  ihres  socialen 

Or^tiNisinus.  Denn  es  kann  zwar  einerseits  den  Fortbestand 
einer  einmal  begründeten  WTbnndspersönlichkcii  nn  leeren 
Räume  dekretiren:  allein  es  macht,  da  es  einem  solchen 
Luftgebilde  ein  wirkliches  Leben  niemals  einzuflösen  ver- 
mag, von  der  Möglichkeit  einer  derartigen  Aufstellung  höch- 
stens für  vorübergehende  Zwecke  hier  und  da  Gebrauch*. 
Und  es  kann  andrerseits  einem  Verbände,  den  es  in  seiner 


im  Erk.  Jcs  (V  A.C.  Cassel  v.  22.  Nov.  64  SeufT.  Rd.  iq  N.  12  bespro- 
chenen Theiiung  der  Genossenschaft  der  Judai  des  Histhums  Fulda  im 
Jahre  1816;  bei  der  Spaltung  einer  hinung  in  mehrere  neue  Innungen, 
■einer  gemischten  oder  über  mehrere  Be/irkc  ausgebreiieien  Ortskranken- 
lusse  in  mehrere  neue  Kassen  (5  4^)  u.  s,  w.;  auch  bei  der  Trennung 
4;emischter  Stiftungen  in  kirchliche  und  weitliche  Stiftungen  nach  Bad. 
Stiftungsges.  v.  5.  Mai  70  $  4.  —  Ein  äusseres  Kennzeichen  gegenüber 
den  oben  S.  828  N.  j  angegebenen  Fillen  pflegt  wieder  der  Ersatz  des 
alten  Namens  durch  lauter  neue  Namen  anstatt  Forlführung  des  alten 
(höchstens  modificirten)  Namens  neben  neuen  Namen  zu  bilden. 

'  Wie  die  Auffassung  der  Persönlichkeit  der  herediras  jacens  im 
Siime  eines  fiktiven  l'ortbest.uuies  der  persona  defuncii  wenigstens  nioi^- 
lich  ist,  so  lässt  sich  auch  ein  künstlich  angenommener  Fortbestand  der 
juristischen  Person  nach  dem  Wegfall  aller  Mitglieder  einer  Körper- 
schaft oder  etwa  wlhrend  der  Liquidation  vorstellen.  Was  In  dieser 
Hinsicht  wirklich  geltendes  Recht  ist,  wird  unten  zu  pröfen  sein. 
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bisherigen  Organisation  aU  einen  an  sich  zum  Rechtssubjekt 
geeigneten  socialen  Willensträger  fortbestehen  lässt,  gleich- 
wohl die  Persönlichkeit  entziehen:  allein  dieser  Weg,  so 
gangbar  er  Angesichts  des  bei  der  »Verleihung«  der  Per- 
sönlichkeit üblichen  Verfahrens  erscheinen  mässte,  wird  in 
dem  Bewusstsein,  wie  wenig  die  angeblich  vernichtete  Person 
thatsächlich  als  solche  verschwinden  wurde,  kaum  jemals 
eingeschlagen  *. 

Das  Recht  ist  jedoch  hier  insofern  zu  einer  andersgear- 
teien  IVirksamkcit  bei  Verbandspersonen  als  bei  Einzelpersonen 
berufen,  als  seine  Normen  in  den  inneren  Vorgang  der  Auf- 
Vosung  des  soiialen  Organismus  seihst  hineinreichen.  Denn 
während  den  Tod  wie  die  Geburt  und  überhaupt  den  orga- 
nischen Lebensprocess  des  einzelnen  Menschen  lediglich 
das  Naturgesetz  beherrscht*,  handelt  es  sich  bei  der  Zer- 
Störung  wie  bei  der  Bildung  und  Entwicklung  der  Gemein- 


'  Wenn  die  Vernichtung  der  Einzelpo-v  nilichkeit  ohne  gleichzeitige 
V'ernichtung  des  Lebens,  wie  sie  durch  \  crknechtung  und  durch  Fried- 
losiu'keit  oder  bürgerlichen  Tod  früher  eintreten  konnte,  heute  als  un- 
vereinbar mit  der  Rechtsidee  gilt,  so  steht  der  Entziehung  der  V'erbands- 
persönlkhkeit  ohne  Verbandszerstörung  ein  derartiges  Hindemiss  nicht 
entgegen;  oben  S.  2).  Gleichwohl  kommt  dieselbe  kaum  vor;  vgl.  auch 
Dertiburg  Pand.  I  S.  149.  Das  Sachs.  Gb.  5  s6  spricht  zwar  von  der 
staatlichen  Entziehung  des  Rechtes  der  Persönlichkeit  und  von  dem  Ver- 
zicht auf  dicsch  Recht  mit  -staatlicher  Einwilligung  wie  von  Vorgängen, 
die  sich  selbständig  abspielen  können;  allein  das  Sachs. Ges.  v.  i).  Juni  68, 
das  in  5  28,  71  u.  78  hieran  anknüpft,  lä^st  in  §  50  Z.  3  mit  dem  Er- 
löschen des  Rechts  der  Persönlichkeit  zugleich  die  Auflösung  der  Ge- 
noasensdiaft  eintreten.  Im  Übrigen  pflegen  beid^lei  Vorgänge  in  den 
Gesetaen  überhaupt  nicht  unterschieden  zu  werden.  Das  GefQhl,  dass  es 
eigentlich  ein  innerer  Widerspruch  ist,  einen  an  sich  zum  selbständigen 
Rechtssubjekt  geeigneten  socialen  Organismus  gicichzeittg  als  rechtmäßig 
bestehend  anzuerkennen  und  dennocli  vÄzhx  als  Person  zu  würdigen, 
macht  ^ich  orTenbar  lebhafter  geltend,  \\  enn  Beides  nicht  blos  stillschwei- 
gend, sondern  in  ausdrücklicher  Konstatirung  neben  einander  gestellt 
werden  soll. 

*  Hiervon  maciu  ^eibstverstandlich  die  Huirichtuug  keine  Ausnahme : 
denn  nur  die  Tödtung,  nidit  der  Tod  vollzieht  sich  dabei  nach  Rechts- 
normen. 
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wesen  um  sociale  Geschehnisse,  deren  einzelne  Elemente 
zugleich  eine  rechtliche  Seite  haben  oder  doch  haben  können 
und  demgemäß  der  Normirung  durch  das  Rechtsgesetz  zu- 
gänglich sind'.  Somit  giebt  es  eine  Fülle  eigenartiger  und 
im  Individualrecht  jedes  Vorbildes  entbehrender  Socialrcchts- 
sätze  über  die  AuHösung  körperschaftlicher  Ür<;anismen. 
Insbesondere  wird  durch  die  Reclusürdnung  vielfach  einerseits  - 
ein  bestimmter  Zeitpunkt  festgesetzt,  mit  welchem  das  orga- 
nische Leben  eines  socialen  Körpers  rechtlich  als  erloschen 
gilt,  andrerseits  jedoch  der  fernere  Zersetzungsprocess  unter 
dem  Gesichtspunkt  eines  Nachspieles  des  früheren  organi- 
schen Lebens  geregelt. 

Die  Rolle  des  Staates  kann  nach  Maßgabe  der  über  die 
Entstehung  der  Körperschaften  gepEogenen  Erörterungen 
auch  bei  der  Beendigung  der  Körperschaften  nicht  in  der 
von  der  älteren  Theorie  ihm  zugeschriebenen  allerschöpfen- 
dcn  Thätigkeit,  sondern  nur  in  einer  zwiefachen  Funktion 
bestellen.  Er  vermag  erstens  als  rormell  souveräner  Gestalt- 
geber  der  Rechtsordnung  Reclitssätze  der  erwähnten  Art 
hervorzubringen  und  abzuändern  und  hat  inzwischen  über 
deren  Anwendung  auf  den  Einzelfall  bei  Zweifeln  endgültig 
zu  entscheiden.  Nur  auf  diese  Weise  und  in  den  hierfür 
i^eordneten  Aktionsformen  kann  er  somit  durch  das  Mittel 
der  Erzeugung  oder  Anwendung  von  Rechtssätzen  die  aus- 
schliesslich dem  Rechtsgebiet  angehörige  Frage  nach  dem 
Bestand  oder  Nichtbestand  juristischer  Persönlichkeit  seiner- 
seits zur  Lösung  führen.  Was  aber  die  Vorgänge  der  Dis- 
sociation  socialer  Körper  angeht,  so  wird  zwar  insoweit,  als 


'  Kann  daher  schon  die  allgemeine  Parallele  zwischen  dem  Tode 

der  Ein/.elwesen  und  dcni  Untergange  der  Gemeinwesen  nur  geringen 

Krir.i;^  ("iir  die  Verdeutlichung  der  auf  den  kt/tcrcn  bezüglichen  Rechts- 
sai/.e  iicicrn.  so  ist  es  ein  völlig  mü'isigc';  Spiel,  wenn  man  etwa  unter 
den  Aurio.suiigs.iriLn  der  Wrh.indc  den  W'cgtall  sämnnlicher  Mitglieder 
mit  dem  naturlichen  l'ode,  die  AuHosung  kraft  eignen  Hntsclilubses  luii 
dem  Selbstmorde  oder  gar  die  staatliche  Aufhebung  mit  der  Hinrichtung 
vergleicht. 
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die  dafQr  geltenden  Rechtsnonnen  in  Frage  stehen,  der  Staat 
gleichfalls  lediglich  als  Organ  und  nur  eben  souveränes  Organ 

des  Rechtes  thung.  Allein  hier  vermag  er  ausserdem  als 
Trailer  lebendiger  Wilk-nstiiacht  handelnd  einzugreifen  und 
innerhalb  der  auch  ihn  bindenden  Schranken  der  Rechts- 
ordnung durch  freie  sociale  That  Leben  zu  zerstören  wie 
zu  schaffen.  Nur  ist  in  dem  Maße,  in  welchem  die  ger- 
manische Körperschaftsfreiheit  wieder  erstanden  ist,  die  vom 
Polizei-  und  Bevormundungsstaat  erlangte  Allgewalt  Ober 
alles  Vcrl\indsleben  vor  dem  wieder  anerkannten  Recht  der 
engeren  Gemeinwesen  auf  Bestimmung  ihres  Lebensschick- 
saies  durch  eigne  That  zurückgewichen. 

IL  Die  Beendigungsgründe  von  Verbandspersönlichkeit 
lassen  sich  in  drei  Gruppen  eintheilen,  jenachdem  die  Been- 
digung ohne  jede  oder  durch  eine  fremde  oder  durch  eine 
eigne  auf  sie  gerichtete  Handlung  erfolgt. 

I.  Ohne  eine  darauf  gerichtete  Iiaiiditin<^  wäre  cm  J:r- 
löschen  der  Vcrbandspersonlichkeit  unter  Fortbestand  des 
Verbandes  namentlich  in  holge  von  Unvordenkhchkeit  mög- 
lich". Regelmäßig  aber  erlischt  eine  Verbaudspersönlichkeit 
in  dieser  Weise  durch  die  VerwirkHchung  eines  That- 
Bestandes,  mit  welchem  nach  den  Festsetzungen  der  Rechts^ 
Ordnung  der  sociale  Körper  unmittelbar  seine  Eiustenz  oder 
doch  sein  Leben  einbüsst. 

Hierher  gehört  bei  Körperschaften  der  Wegfall  der  Per- 
sontngesammihät,  welche  den  lebendigen  Ki^rper  der  Gesammt- 
person  bildet.  Dass  eine  Körperschaft  durch  den  Tod  oder 
Austritt  sämmtUcher  Mitglieder  erUscht,  versteht  sich  im 
Grunde  von  selbst  und  wird  in  den  Gesetzen  ausdrücklich 
anerkannt'.  Nicht  minder  selbstverständlich  jedoch  ist  die 


'  Diesen  Fall  ii.u  wolil  auch  lükL-r  P.md.  \,  65  H  Im  Auirc.  Vgl. 
oben  S.  25  N.  I.  —  Dcnk^.ir  \\\irc  auch,  dass  die  jurisiis<:ijc  Persönlich- 
keit nur  f  ür  einen  bestuumtcn  Zeitraum  verliehen  wäre  und  nach  Ablauf 
dessclbcii  ohne  Aurtösung  des  Verbandes  wegfiele. 

*  Pr.  L.  R.  II,  6  5  179;  Sachs.  Gb.  j  56  (»wenn  sanmitlichc  Mit- 
glieder gestorbcD  sind«)  u.Ges.v.  15.  Juni  68  ^  29  (bei  Genossenschaften 
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Unübertragbarkeit  dieses  Satzes  auf  Anstalten  und  Stiftungen, 
bei  deoen  es  ja  Mitglieder  überhaupt  nicht  giebt.  Denn  der 
blosse  Wegfall  von  Organen  zerstört  einen  socialen  Körper 
so  lange  nicht,  als  derselbe  die  Kraft  bewahrt,  in  jedem 
Augenblick  die  erforderlichen  Organe  neu  zu  erzeugen. 
Diese  Kraft  aber,  die  der  Vereinskörper  mit  dem  Wegfall 
des  letzten  Trägers  des  Gemeinwillens  unweigerlich  ein- 
büsst,  bleibt  dem  Anstaltskörper  erhalten,  f^ills  nur  ein  Träger 
des  ihn  beseelenden  Anstaltswillens  befähigt  und  gesonnen 
bleibt,  seine  Lebensbewegung  fortzuführen*.  Hieraus  ergiebt 
sich  zugleich  die  Möghchkeit,  auch  eine  Körperschaft,  mso- 
fem  dieselbe  mit  den  genossenschaftlichen  Elementen  ein 
anstaltliches  Wesen  verbindet,  trotz  des  Wegfalles  sämmt- 
lieber  Mitglieder  fortbestehen  zu  lassen,  wobei  dann  freilich 
bis  zur  Wiederherstellung  eines  Vereinskörpers  die  Körper* 
Schaft  sich  in  eine  reine  Ansult  verwandelt*.  —  Eine  Körper* 

auch  wtao.  sämmtlidie  Mi^liedei  ausgeschieden  sind«);  R.  Gew.  O. 
$  94  Abs.  6.  Vgl.  die  in  meinem  Genoss.  R.  III  S.  2)7,  41 1  N.  241  u. 

497  ff.  angef.  Mtere  Ansicht,  sowkPfdfer  j.  P.  40,  Sintems  S  15  N.  29, 
Brini  Fand.  I  S.  1147,  Ufiger  I  S.  54$  N.  60,  Dahn  Vernunft  i.  K.  S.  166, 
Ktinlie  Kursu«?  §411,  Baron  Fand.  ^  H»  Jf^'TfhUr  Fand.  I  ^  Slohhe  I 
S.  436.  Dr-rnhur^  Fand,  §  64  N.  2.  Dass  der  Austritt  aller  Miti];IioJer  7u 
den  Fallen  der  Aulhebung  o^m*  eine  auf  sie  gerichtete  Handlung  gehört, 
leuchtet  ein;  vgl.  Unger  a.  a.  O.  S.  J46  N.  65.  Bei  Aktiengesellschaften 
kommt  diese  Beendigungsart  in  Folge  Vernichtung  sämmtlicher  Mitglied' 
Schäften  durch  Amortisation  vor»  vgl.  v.  Hahn  I  S.  748  $  5  u.  Renaud 
S.  748  §  5  (dagegen  will  v.  Vdldertidorff  S.  727  die  A.  G.  auch  ohne 
Aktien  fortbestehen  lassen) ;  eine  srvveite  Möglichkeit,  die  aber  wohl  nie- 
mals Wirklichkeit  werden  wird,  wäre  hier  noch  die  Herreniosigkeit 
sämmtlicher  Aktien. 

*  So  können  Staat,  Kirche,  Gemeinde  u.  s.  w.  die  von  ihnen  stam- 
mende PersÖnfichIceit  einer  staatliclien»  kirchlichen  oder  Icommunalen 
Anstah  bei  dnem  Stillstande  des  Ansuhslebens  festhalten  und  demnächst 
zu  neuem  Leben  entfachen.  In  ähnlicher  Weise  aber  kaim  der  Staat  bei 
privaten  Stiftungen  als  Hüter  der  von  den  verstorbenen  Stiftern  ihnen 
eingepflanzten  Willen  im  Falle  einer  Unterbrechung  des  Stiftungslebens 
die  Kontinuität  der  Stiftungspersönlichkeit  vermitteln. 

'  So  7..  B.  bei  Domkapiteln  und  sonstigen  kirchlichen  Korporationen, 
bei  Universitäten  u.  s.  w.;  vgl.  Fr.  A.  L.  R.  II,  ir  §  $07—508  u.  Ges.  v. 
i\.  Mai  jj,  wonach  eine  Farodiie,  wenn  gar  keine  Eingcpfarrten  vor- 
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Schaft  als  solche  aber  kann  an  sich  nicht  blos  nicht  ohne 
alle  Mitglieder,  sondern  auch  nicht  mit  nur  Bnm  MügUede 
bestehen.  Denn  offenbar  kann  Eine  Person  niemals  eine 
Personengesammtheit  mit  einem  gegen  die  Individualwillen 
rechtlich  verselbständigten  Gemcinwillen  bilden.  Die  gegen- 
theilige  im  gemeinen  Recht  und  mch  in  neueren  Partikular- 
rechten recipirte  römischrcchtliche  Entsciicidung '  beruht 
wiedenim  insoweit,  als  wirklich  eine  Fortdauer  des  bis- 
herigen Rechtssuhj ekles  als  einer  von  seinem  nunmehr  allei- 
nigen Träger  verschiedenen  Person  angenommen  wird,  auf 
einer  anstaiilichen  Auffassung  der  Korporation  und  der  hier- 
mit gebotenen  Möglichkeit»  dieselbe  vorübergehend  in  rein 


banden  sind,  doch  erst  nadi  sehnjähriger  Dauer  dieses  Znsundes  er- 
lischt. <^  Ih  weiterem  Umfange  wurde  der  Fonbestand  von  Korpora- 
tionen ohne  Mitglieder  s^ens  derKanoiüsten  aiiget^oiimien,  welche  eben 
jede  Korporation  anstaltlich  aufTassten;  mein  Genoss.  R.  III  S.  550  ff.; 
ebenso  von  Späteren  (a.a.O.  8.497  ^-  745)  begreiflicher  Weise 
von  Savigtiy  II  S.  2 So  u,  Puchta  Inst.  ^  "92  u.  Pand.  u.  Vöries.  §  28 
(anders  noch  Rcchislex.  III  S.  77),  aber  auch  von  Windscheid  561  N.  j, 
BShlau  Rccbtss.  S.  40,  Arndts  §  45  Anm.  i  u.  Bekker  5  65  Beil.  I.  Doch 
wird  auch  von  diesen  Schriftstellem  die  MAglichIceit  eines  solchen  Fort- 
besttndes  stets  nur  bei  Korporationen  angeiunnmen,  bei  denen  ein  an« 
staltliches  Element  außindbar  ist;  ^^^^  verlangt  ein  »beachtungswerthes 
stUtungsmäßiges  Element«.  Auch  giebt  man  zu,  dass  die  Korporation 
sich  inzwischen  in  eine  Anstalt  oder  Stiftung  verwandelt  (vgl.  darüber 
Stohbf  a.  ;i.  O.),  und  Arndts  fordert  eine  ausdrückliche  .AutVechierhaltung 
»als  Siiliungtt.  Vgl.  auch  Jhering  Jahrb.  f.  Dogm.  Bd.  10  S.  433  ff. 
Übrigens  ka^nn  der  Staat,  wenn  er  auf  die  Erhaltung  einer  Korporation 
besonderen  Werth  legt,  den  wirklich  eingetretenen  Untergang  derselben 
stets  dadurch  unschädlich  machen,  dass  er  deren  ihm  als  herrenlos  an- 
gefallenes Vermögen  einer  neu  errichteten  gleichartigen  Korporation 
überweist  und  zugleich  derselben  die  etwaigen  persönlichen  Privilegien 
der  erloschenen  Korp<M«tion  ertheiit;  mein  Genoss.  R.  III  S.  412  N.  242 
bis  24}. 

»  Vgl.  1.  7  5  2  D.  3,  4  und  dazu  mein  Genoss.  R.  III  S.  182  N.  189. 
2J7,  411  N.  240,  497  u.  Stohh  a.  a.  O.  N.  5  —  6;  ferner  Pr.  L.  R.  II, 
6$  177—179,  won .ich  aber  die  .\uflosung  eintritt,  falls  »nach  der  Natur 
und  dem  Zwcctvc  der  Gesellschaft«  das  allein  übrig  gebliebene  Mitglied 
nicht  im  Sunde  ist,  die  Pflichten  derselben  lu  eriUlen. 
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anstaltlicher  Form  zu  konserviren*.  Darum  ist  auch  der 
römische  Satz  auf  moderne  Genossenschaften  nicht  über- 
tragbar'.  Allein  es  kommt  in  demselben  noch  ein  weiterer 
Gedanke  zur  Gehnng,  welcher  überall  Anerkennung  fordert 
und  gerade  auch  im  modernen  Genossenschaftsrecbt  eine 
vielfach  eigenanig  ausgeprägte  Bedeutung  gewinnt.  Es  bt 
dies  der  Gedanke  einer  Fortdauer  der  durch  das  Körper- 
schaftsrecht hervorgebrachten  objektiven  Gebundenheit  des 
von  der  Körperschatt  hinterhihscricn  Vermögensbegriffes, 
welcher  demgemäß  bis  auf  Weiteres  in  der  Hand  des  letzten 
Mitj^liedcs  ein  iii^cnthümlich  qualiticirtes  Sondervermögen 
bleibt  und  nur  nach  Maßgabe  der  ihm  immer  noch  anhaften- 
den Zwecksatzung  besessen  und  benutzt,  verwaltet  und  ver- 
wendet, sowie  endgültig  entweder  in  fremdes  Vermögen 
übergeföhn  oder  mit  dem  eignen  Vermögen  verschmolzen 
werden  kann^  Damm  wird  das  Vermögen  einer  öffentlich- 
rechtlichen Genossenschaft,  insoweit  es  nicht  Oberhaupt  der 
Umwandlung  in  Alleineigenchum  des  letzten  Genossen  ent- 
zogen ist\  auch  nach  dem  Anfall  an  das  einzige  Mitglied 


'  Man  kaon  die  Korporation  mit  nnein  Mi^liede  ofTenbar  niemals 
als  wirkliche  Korporation  vorstellen»  wird  vidmdir  ihre  Persönlichkeit 
sich  etwa  nach  dem  Muster  der  von  Einem  Träger  dargestellten  Amis- 
oder PfründenpcrsÖnlichkeit  zurechtlegen  müssen. 

^  Obwohl  die  Gesetze  schweigen,  ist  doch  otTenbar  in  der  Gewäh- 
rung gewisser,  die  wesentlichen  Bestandtheile  des  Rechtes  der  Persön- 
lichkeit emli.ihender  Hechte  nn  eine  oGenüsscnsclult«.  »iCJesellsch.ifta, 
»Vcreinigungis  »Innung«,  einen  »Verein«  u.  s.  w.  (vgl.  üben  Ü.  31  if.) 
nicht  zugleich  die  Gewährung  gleicher  Rechte  an  eine  an  Stelle  einer 
solchen  Personenmehrheit  getretene  Einzelperson  eingeschlossen. 

'  Das  letzte  Mi^lted  steht  zu  dem  Vermögen  genau  so,  wie  in 
anderen  Beendigungsfällen  die  Gesanimtheit  der  letzten  Mitglieder.  Nur 
lallt  natürlich,  wenn  nur  Hin  Mitglied  die  Körperschaft  überlebt,  das 
weitere  Phänomen  einer  Nnchwirkuiig  des  Kdrperschal'isverhältnisses  in 
der  Verbundenheit  der  Subjekte  we;;. 

*  In  dem  ürk.  det>  O.  A.  G.  München  v.  1.  Febr.  70  Seuti.  Bd.  29 
N.  75  ist  entschieden,  dass  über  die  Fragen  ob  im  Falle  der  Auflösung 
emer  Ortsgemeinde  durch  Aufkauf  aller  Anwesen  seitens  einer  Krcdit- 
anstah  die  letztere  die  Gemeindegründe  erwirbt  und  m  ihr  Alleineigen* 
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in  seiner  bisherigen  Gebundenheit  verharren  müssen,  wofür 
die  Behandlung  der  Hauberge  im  Falle  der  Vereinigung  aller 
Haubergsantheile  in  Einer  Hand  ein  treffendes  Beispiel  bietet'. 
Bei  privatrechtlichen  Genossenschaften  aber  muss  der  zum 
AlleineigenthOmer  gewordene  Genosse  fedenfalls  die  recht- 
liche Gebundenheit  des  Vermögens  erst  aui  legalem  Wege 
zerstören,  bevor  er  frei  über  dasselbe  verfügen  kann*.  In 
einem  solchen  objektiven  Kestbestande  dauert  begreiflicher 
Weise  ein  um  so  bedeutungsvolleres  Stück  des  socialen 
Körpers  fort,  je  mehr  das  Wesen  des  betreffenden  Verbandes 
von  der  objektiven  Seite  her  bedingt  und  bestimmt  wird. 
Um  so  leichter  wird  daher  auch,- wenn  durch  Wieder- 
zusammentritt  des  Trägers  dieses  Restbestandes  mit  neu 
gewonnenen  Mitgliedern  oline  Zerstörung  und  Neubildung 
jenes  wesentlichen  ßestandtheils  des  körperscliaftiichen  Or- 
ganbrous  und  deshalb  ohne  die  Umständlichkeiten  und  For- 
men der  vollen  Neugründung  eine  neue  Genossenschaft  er* 
richtet  wird,  welche  juristisch  ab  Rechtsnachfolgerin  der 


thum  ziehen  kann  oder  ob  die  politische  Gemeinde:  succedirt,  der  Rechts- 
weg zulässig  ist.  Die  Frage  selbst  lässt  sich  mein  abstrakt,  sondern  nur 
tiach  der  Natur  der  konkreten  Agrargcmeinschaft  beantworten  und  wird 
hlufig  überhaupt  eine  angemessene  Lösung  nur  diuchTheUung  des  Gc- 
meinlandes  «wischen  der  politischen  Gemeinde  und  dem  Rechtsnachfolger 
der  Agrargemeinde  finden. 

'  Preuss.  Haub.  O.  $  34:  Der  alleinige  Amheilsbesitaer  trin  »an 
die  Stelle  der  Genossenschaft,  des  Vorstandes  und  des  Vorstehers«; 
gleichwohl  bleiben  die  Bestimmungen  über  üntheilbarkeit.  örtliche  Ab- 
grenzung und  Veränderung  der  Hauberge  und  über  die  Einschrän- 
kungen des  Eigenthümers  in  der  Verfugung  und  Benützung  bestehen ; 
und  gewisse  Maßregeln,  die  sonst  einen  vom  Landrnth  genehmigen 
Genosscnschaiisbcschliiss  fordern,  kann  der  Eigenthünier  nur  mit  (iench- 
migung  des  Landraths  Uurchtühren.  —  Auch  sonst  wird  bei  Agrarge- 
nossenschaften, insoweit  Uir  Zusanuncnlung  vaii  der  Gemeinde  nicht  ganz 
verwischt  ist,  eine  etwaige  öffentUchrcchfliche  Gebundenheit  des  genos* 
senschaftlichen  Eigenthums  am  Gemeinlande  an  dem  Alleineigenthum 
dncs  Erwerbers  aller  Antheile  forthaften. 

*  Er  muss  daher  namentlich  die  VOTschriften  aber  Kundmachung 
der  Auflösung,  Ar'T  rderung  der  Gläubiger,  Innehaltung  von  Warte- 
^len  u.  s.  w.  erfüllen. 
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alten  Genossenschaft  gelten  muss,  der  Schein  entstehen»  als 
sei  die  Existenz  der  Genossenschaft  niemals  unterbrochen 

gewesen.  Vor  Allem  aber  tritt  bei  den  auf  Antheilc  an 
einem  Gesammteigeiuhum  gebauten  Verniögensgenossen- 
schaften  ein  weiteres  in  diesem  Sinne  wirksames  Moment 
hinzu,  falls  mit  dem  i  ortbestande  eines  Sonderverniügens 
zugleich  dessen  antheiimäßige  Gliederung  in  einer  objektiven 
Verkörperung  erhalten  bleibt  und  somit  das  Substrat  eines 
subjektiven  Vereinsorganismus  nach  wie  vor  existin\  Bei 
Gewerkschaften  und  bei  Aktiengesellschaften  braucht  sogar 
in  Folge  der  wenhpapiermäßigen  Verkörperung  der  Mit- 
gliedschaften das  zeitweilige  Nichtvorhandensein  einer  Kör- 
perschaft Oberhaupt  nicht  in  den  rechtlichen  Horizont  zu 
treten*.  Gerade  deshalb  wird  w.dn  .sehen  tiie  ßeluuptung 
aufgestellt,  dass  für  Gewerkschaften  die  Vereinigung  aller 
Kuxe  in  Einer  Hand  keinen  Auflösungsgrund  bildet  Und 


■  So  z.  B.  bd  i^undbudimäßiger  Eintragung  der  Antheile  bis  su 
deren  Löschung  Qn  diesem  und  nur  in  diesem  Sinne  »t  der  von  Demburg 
Preuss.  Pr.  R.  S  368  N.  5  gegen  die  Entsch.  des  O.  Tr.  Bd.  Hi  S.  i88> 

nach  welcher  eine  Gewerkschaft  des  ahen  Rechts  durch  Vereinigung 
aller  Kuxe  in  Einer  Hand  erlisiht,  crliobciie  Widerspriich  berechtigt); 
bei  der  Führung  von  Aktienbüchern  und  alinlichcn  MitglieJschaftsver- 
zeichnisscn  bis  zur  Kassation  der  buclim.ifvie'en  Antheilssonderuii^ ;  bei 
Ausgabe  von  Wcrüipapicrcu  ubci  die  Amlieiiircclitc  bii»  zu  deren  ihatsach- 
licher  oder  juristischer  Vernichtung. 

*  So  nicht  nur  selbstverständlich  bei  Inhaberalttien,  sondern  auch 
bei  Namenaktien  und  Kuxschdnen,  falls  die  Umschreibung  im  Aktienbuch 
bcrw.  Gewerkenbuch  unterbleibt.  Das  Verhältniss  ist  dasselbe,  wie  es 
bc<,'Cgnct,  wenn  ein  Schuldschein  auf  den  Inhaber  im  Eigentlium  des 
Schuldners  steht.  Wie  man  hier  nicht  von  dem  Fortbestände  cnier  For- 
derung, sondern  nur  von  dem  Fortbestande  des  objektiven  Substraten 
einer  Forderung  sprechen  ivann,  so  ist  in  unserem  Falle  eine  Gesellschaft 
oder  Gewerkschaft  trotz  der  unversehrten  Fortdauer  ihrer  objektiven  Seite 
nicht  vorhanden. 

)  So  Ar  alte  Gewerkschaften  Dernbmrg  Preuss.  Pr.  R.  $  268  N.  5; 
für  die  österr.  Gewerkschaft  Erk.  des  Verw.Ger.  zu  Wien  v.  9.  Juli  81 
Z.  f  Bcrp-.  Rd  i-,  S.  262.  Vi^l.  dagep^en  Rrk.  des  Preuss.  O.  Tr.  v. 
21.  Jan.  7S  ib.  Hd.  20  S.  auch  Entsch.  Bd.  81  S.  188;  Klostermam 
Komm,  zu  Preuss.  Berggcs.  5  lOO  N.  218. 
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bei  Aktiengesellscbaften  hat  sich  sogar  die  fiberwiegende 

Mehrzahl  der  SchriftsteUer  ffir  den  Fonbestand  der  Gesellschaft 
in  Hinein  Akuuiuir  erklart'.  Allem  niaii  wird  doch  auch  Incr 
daran  Icsihakcn  müssen,  dass  in  dem  Augenblick,  in  welchem 
kein  Verein  mehr  besteht,  an  sich  auch  die  vom  Gesetz 
zweifellos  als  Vereinspersönlichkeit  vorgestellte  und  nur  als 
solche  anerkannte  gewerkschaftliche  oder  aktiengesellschaft- 
Uche  Rechtspersönlichkeit  erlischt,  und  dass  daher,  obschoa 
dieses  Ereigniss  möglicherweise  ohne  rechtliche  Folgen 
bleiben  kann,  doch  bis  zur  Wiederbeseitigung  des  fraglichen 
Zustandes  m  jedem  Augenblicke  von  Jedermann  und  insbe- 
sondere auch  von  den  betheiligten  Behörden  die  rechtlichen 
Folgen  daraus  gezogen  und  realisirt  werden  können*. — Schliess- 
nd\  ciubchrt  nicht  nur  eine  vom  llcdu  als  fortbestehend 
erachtete  Körperschaft  mit  Einem  Mitgliede,  sondern  schon 


*  So  (und  twar  bei  ihrer  gani  <M|er  halb  stUhingsmäiUgen  Kon- 
struktion durchaus  konsequent)  Bekker  Z.  f.  H.R.  Bd.  4  S.  j6o  u.Pand. 

5  68  N,  vv  u.  Kiini^e  Z.  f.  H.R.  Bd.  6  S.  23 j;  aber  auch  Remud  5  89, 
Keyssner  zu  Art.  242,  Löwenfeld  S.  )ii  ff.,  Stobbi  1  54  N  6.  Renaud  wUl 
.ibcr  im  Gegensat/  zur  Vereinigung  aller  Aktien  in  Einer  Hand  die  Re- 
duktion der  Al;tien7a)i!  auf  Eine  als  Auflösun<<s^'rund  ansehen,  weil  hier 
die  Mügliciijvcu  dur  \\  ledcrzeugung  einer  Gcnosscnschalt  wcglaiie  (a.  a.  O. 
•  S.  82B).  Leuteres  Argument  ist  nicht  zutreffend,  denn  der  Eine  Ak- 
tionir  könnte  iteinstimmig«  eine  Erhöhung  des  Grundkapitals  beschliessen 
und  neue  Aktien  ausgeben.  —  Als  Auflösungsgrund  betrachten  dieVer> 
einigang  aller  Aktien  in  Einer  Hand  Primker  S.  6$!  ff.  u.  Maße  S,  149. 

'  Die  gegentheilige  Annahme  würde  nach  der  neuesten  Aktien» 

gesellschaftsgesetzgebung,  nach  welcher  weder  der  Vorsund  noch  der 
Aut'sichtsrath  aus  Aktionären  zu  bestehen  brauchen,  es  als  ein  vollkommen 
legales  Vcrhahnis«;  erscheinen  lassen,  wenn  Jemand  ein  Einzelimtcrnchmen 
in  ,\kticngt:sellschal'tsform  mit  beschränkter  Haftung  lorttührt,  indem  er 
s  eine  Angesteliten  /.u  Vorstehern  und  Aubichtsräthen  ernennt  und  ilinen 
als  Generalversammlung  Befehle  erthdltl  Nach  unserer  Ansicht  kann 
nich  t  nur  der  Alleinaktionär  stets  ohne  Weiteres  auf  Gnind  des  Nadi- 
weises  der  Aktienveretnigung  (durch  das  Aktienbudi,  die  Vorl<^ng 
sämmtlicher  Inhaberaktien  u.  s,  w.)  die  Auflösung  anmelden,  sondern  es 
können  auch  die  Gläubiger  auf  Eintragung  der  Auflösung  und  Eröffnung 
der  Liquidation  antragen,  und  es  kann  ebenso  das  Gerichi  auf  Grund 
des  An.  26  des  H.  G.  B.  von  Amts  wegen  einsclu-ciien. 
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eine  Körperschaft  mit  sehr  geringer  Mitgliederiahl  thatsächlich 
der  vollen  Lebenskraft'.  Ja  vielfach  wird  durch  die  Herab- 
minderuDg  des  Mitgliederbestandes  unter  eine  gewisse  Zahl 
auch  rechtlich  die  Möglichkeit  des  längeren  Lebens  abge- 
.schnitten  sein,  falls  nicht  in  bestimmter  Frist  neue  Mitglie- 
der gewonnen  werden  \  Als  uniniLtclbarcr  liccndigungs^rund 
wirkt  jedoch  das  übermaßige  Zusammcnsclirumpfen  des 
Vereinskörpers  nur  kraft  ausdrücklicher  gesetzlicher  oder 
statutarischer  Bestimmung  ^ 


*  Darum  statuUt  das  Pr.  L.  R.  II,  6  %  i86— iSS  sogar  du  beson- 
deres Recht  des  Staates,  einer  au  starken  Vernunderittig  des  Mitglieder» 
bestandes  einer  Korporation  durch  Ernennung  von  Mitgliedern  abzuhelfen. 

*  So  in  allen  Fällen,  in  denen  aus  den  Mitgliedern  bildende 
Organe  mit  der  vorhandenen  Mitgliederxahl  nicht  gehörig  beseui  werden 
können. 

)  Geset2lichcr  Autlosungsgrund  ist  nach  englischem  Genossenschafts- 
recht  die  Vominderang  da-  Mkgliedenahl  unter  sieben;  nach  dem  frü- 
heren Säcbs.  u.  Braunschw.  Recht  bei  Innungen  das  Absterben  der  Mit-  - 
glieder  bis  auf  drei  (mein  Genoss.  R.  I  S.  956).  Au^h  erlischt  nach 

Pr.L.R.  II,  II  5  }o8  u.  Ges.  v  n.  Mai  55  §  1—2  eine  Parochie  durch 
zehnjährige  Dauer  eines  Zustandes,  bei  welchem  es  .in  Einc:epfnrrten  fehlte 
oder  kein  Pfnrrjrottesdicnst  stattfand  oder  endlich  :cv!,',  >i  in  ^t-riu^'er  Zahl 
der  Eini^epfarrti.!!  kein  Bedürfnis«;  7u  einem  nrdentliclicii  Pt.irrf^ottcsdicnst 
vorhanden  war;  das  Erlusciien  tritt  hier  von  selbst  ein,  »Zwcilel  über 
das  Dasein  der  Bedingungen«  aber  entscheidet  der  Landesherr.  Unriditig 
Ist  die  Behauptung  von  Pofisius  S.  i  j  dass  eine  eingetragene  Genossen- 
schaft ende,  wenn  die  Mitgliederzahl  unter  drei  sinkt.  — >  Bd  öffentlichen 
Wassergenossenschaften  giebt  nach  Preuss.  Ges.  §  61  die  Verminderung 
auf  zwei  jedem  MitglieJe  das  Recht,  die  Authebunt^  durch  den  Mitiisier 
zu  beantragen.  Ortskrankenkassen  müssen  aufgelöst  werden,  wenn  sie 
weniger  ab  Sf>  Mittel ieder  ^.ihlen  (5  17)  Nnch  franz.  u.  belg.  Gcselischafts- 
recht  giebt  die  \'crminderung  der  Mitgliederzahl  von  Akiicngesellschalicn 
unter  sieben  jedem  Aktionär  ein  Klagercdit  auf  Auflösung,  falls  der  Zu- 
stand eine  gewisse  Frist  hindurch  (in  Frankreich  ein  Jahr*  in  Belgien 
sechs  Mmiate)  gedauert  hat;  frana.  Ges.  v.  24.  Juli  1867  Art.  37—38, 
belg.  Ges.  V.  18.  Mai  7J  Art.  75.  Nach  Schweiz.  O.  R.  Art.  710  Z.  2 
kann  eine  Genossenschaft  durch  richterliches  Urtheil  auf  .XntiMi^  eines 
Genossenschafters,  eines  Gläubigers  oder  einer  zustandigen  örfentlichen 
Amtsstellc  aufgelöst  werden,  wenn  .ins  Mnngel  an  der  erforderlichen 
Miigliedcrzdhl  oder  aus  anderen  Gründen  eine  gehörige  Besetzung  der 
Organe  unmöglich  geworden  ist. 
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Je  nach  der  Bauart  des  körperschaftlichen  Organismus 
erscheint  auch  der  Wegfall  eines  sachlichen  Substrates  als 
Autbebungsgnind.  So  geht  eine  Gemeinde  mit  ihrem  Ge- 
biet, eine  Agrargenossenschaft  mit  ihrem  Grundeigenthum 
oder  ihrer  Immobiliargerechtigkeit,  eine  Gewerkschaft  mit 
ihrem  Bergfwerkseigenthum,  eine  Aktiengesellschaft  mit 
ihrem  Grundkapital  unter*.  Dagegen  \virkt  der  Vermögens- 
verlust als  solcher  keineswegs  autiosend\  An  sich  kann 
daher  auch  der  Konkurserötihung  keine  andere  Rechtsfolge 
für  die  von  ihr  betroffene  Gesammtperson  beigelegt  werden, 
als  dass  dieselbe  eben  in  die  Stellung  eines  Gemeinschuldners 
eintritt Doch  ist  nicht  nur  für  Vermögensgenosseoschaften, 


'  Bd  Gewerkschaften  ist  2war  der  vom  Preuss.  O.Tr.  im  Erii.  v. 
1$.  Nov.  70  Z.  f.  Bergr.  Bd.  1%  S.  184  aufgestelheo,  auch  vom  A.  G. 
Hamm  in  dem  ib.  Bd.  17  S.  489  mitgetheilteo  Eric,  vertretenen  u.  von 
Khstermann  Komm,  zu  %  too  vertheidigten  Ansicht,  dass  durch  Ent- 
ziehung oder  Veräusserung  und  Auflassung  des  Bergwerkes  die  Gewerk* 
Schaft  ende,  im  Erk.  des  R.  O.  H.G.  v.  18.  Jan.  76  Bd.  19  S.  190—19$ 
^vide^s prochen  worden.  Allein  in  Wahrheit  dreht  sich  dieser  Streit  gar 
nicht  um  die  Fra<^c,  ob  die  (knverkschnft  als  solche  fortbesteht,  sondern 
um  die  unten  zu  erörternde  Fra^^e,  ob  ein  Liquidationsstadium  eintritt.  — 
Uber  die  Beendii^img  der  Aktiengesellschaft  durch  Amortisation  aller 
Aktien,  welche  ja  /.uglcich  W  egfall  des  Grundkapitals  bedeutet,  vgl.  oben 
S.  855  N.  i;  den  Wegfall  des  Akticnverraögens  rcsp.  die  Konkurseröff- 
nung darf  man  nicht  mit  dem  Erk.  des  R.G.  v.  31.  Jan. 8$  CS.  Bd.  14 
N.  116  S.  417  ff.  mit  dem  Untergange  des  Grundkapitab  tdentificiren. 

^  Darum  ist  in  dem  Erk.  des  O.  L.  G.  Dresden  v.  17.  Febr.  81  b. 
SeuC  Bd.  37  N.  88  mit  Recht  angenommen,  dass  eine  Überschuldete 
eingetragene  Genossenschaft  mangels ,  statuurisdier  Ermächtigung  das 
gesetzlich  erst  nach  der  Auflösung  zulässige  Umlageverfahren  keinem 
Mitgliede  auferlegen  kann.  Bei  Genossenschaften  des  Sächs.  R.  ist  nach 
Ges.  V.  1868  5  78  Z.  a  die  Zahlungsunfähigkeit  z^ar  kein  Beendigungs- 
gnmd,  es  kann  indess  wegen  derselben  die  gerichtliche  Authebung 
erfolgen. 

)  Vgl.  Siobbe  5  54  Z.  4,  Bekker  Fand.  ;^  65  N.  k.  So  verliält  es 
sich  in  der  Tliat  z.  B.  bei  Gemeinden  u.  den  meisten  Körperschaften; 
ebenso  bei  Genossenschaften  des  Sachs  R.,  falls  das  Gericht  nicht  auf 
(inmd  des  5  7"*^  Z.  2  die  Persönlichkeit  ent/.ieht.  Immer  aber  und  selbst 
bei  VermOgensgenossensclufteu  folgt  die  Beendigung  der  Persönlichkeit 
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sondern  auch  für  andere  vermögensbedürftige  Genossen- 
schaften die  Konkurseröffnung  durch  positive  Gesetze  zum 
unmittelbaren  Beendigungsgrunde  erhoben  worden'.  Auch 
anstaltliche  Verbandspersonen  können  an  sich  ohne  Ver- 
mögen fortbestehen  und  ihren  Konkurs  überleben.  Indess 
muss  eine  Stiftung  als  erloschen  gelten,  wenn  das  Vermögen, 
auf  welches  sie  fuuJiri  ist,  völlig  verloren  gegangen  und 
keine  siiftungsmiißi^e  Quelle  seiner  Erneuerung  vorhanden  ist'. 

Möglicherweise  endlich  kann  eine  Körperschatt  in  Folge 
einer  verfassungsmäßigen  Begrenzung  ihrer  Lebensdauer 
von  selbst  durch  Erschöpfung  ihrer  Lebenskraft  enden.  So 
erlischt  eine  auf  Zeit  errichtete  Körperschaft  durch  Zeit- 


durch  Konkurs  nur  aus  gesetzlicher  oder  statutarischer  Bestimmung, 

nicht  schon  aus  der  N.uiir  der  Sache,  wie  im  Erk.  des  R.G.  v.  21.  Jan.  85 
C.  S.  ly.  14  N.  117  rt.  nicht  ohne  Widerspruch  mit  den  eignen  Au&- 
iühnmgen  über  französ.  R.  S.  419  ti.  irrthümHch  angenommen  wird. 

'  So  für  Akiicngescllschalten  (H.  (i.  B.  Art.  242  Z.  j)  u.  Gewerk- 
sch.nften  (Klostermann  zu  5  lOO  N.  218);  aber  auch  für  eingetragene  Gc- 
nobscnsciiauen  (5  54  j),  Innungen  loj  Abs.  5),  Vermögens- 
fälug€  Innungsverbände  (S  104'»),  eingeschriebene  HOlfskassen  (5  29)» 
freie  Wassergenossenschaften  des  Preuss.  R.  ($  )i  Z.  )),  anerkannte 
Vereine  des  Bayr.  R.  (An.  26).  Vgl.  Schweis.  O.  R.  An.  664  Z.  )  u.  709  Z.  3. 

^  Oass  die  Stiftung  mit  dem  Wegfall  des  Stiftungsvermögens  endet» 
ist  die  herrschende  Lehre:  vgl.  Roth  Stift.  S.319  u.  D.P.R.  %  7$  N.  39» 

Denihurg  Preuss.  P.R.  I  5  56,  Vngn  Österr.  R.  5  44  IV,  Äfi'it^  S.  Ii  57  ff., 
Slohhr  5  ^2  N.  27.  Beseler  $  71  N.  15,  IVindscheid  ^  61  N.  4  u.  Bekker 
5  6)  N.  k  u.  j  69  N.  dd  schränken  dies  auf  den  Fall  ein,  dass  keine 
Aussicht  auf  den  W'iedererwerh  von  Vermo>;en  vorlianJen  ist.  Allein 
insofern  es  sicli  niclu  um  ein  festes  Anwaribchaftsrccht  der  Siiltung  han- 
delt, welches  eben  als  Vermögensrecht  ein  Rest  von  Stiftungsvermögen 
wäre,  kann  das  Leben  der  Stiftung  durch  die  Möglidikeit  eines  ohne 
Zusammenhang  mit  ihrem  Lebensgesetze  von  aussen  kommenden  neuen 
Erwerbes  nicht  verlängen  werden.  Anders  wäre  es  im  Falle  einer  durch 
die  Stifiungsverfassung  selbst  oder  auf  Grund  derselben  durcii  Beschluss 
der  Stiftunirsorgane  getrogenen  Fürsorge,  kraft  welcher  von  Seiten  der 
Stütunt,'  nach  eingetretenem  Vermögensverhist  vor  ihrer  endgü!tigi-n  \^tv\\- 
gabc  ein  neuer  Erwerb  (z.  B.  auf  dem  Wege  öffentlicher  Sannniuug) 
zu  suchen  wäre.  Vgl.  Dernhurg  Fand.  5  36:  »ohne  dass  Qjacllen  zu  dessen 
Erneuerung  vorhanden  sind«. 
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ablauf Ebenso  muss  eine  lediglich  zur  Dorchfilhning  einer 
bestimmten  Aufgabe  gegründete  Genossenschaft  mit  der 

völligen  Erreichung  ihres  Lebenszieles  untergehen Dagegen 
ist  der  Eintira  der  Unmöglichkeit  einer  Erfüllung  des  körper- 
schaftlichen Lebenszweckes  so  lange  kein  unmittelbarer  Be- 
endigungsgrund, als  die  Möglichkeit  einer  verfassungsmäßi- 
gen Abänderung  des  Körperschaftszweckes  und  somit  der 
Fortsetzung  des  Körperschaftslebens  mit  veränderten  Auf- 
gaben vorliegt'.  Somit  hat  das  Reichsgericht  mit  Recht  den 
Satz  verworfen»  dass  eine  Aktiengesellschaft  durch  den  Weg- 
fall des  Gegenstandes  ihres  Unternehmens  von  selbst  auf- 
gelöst werde^  Umgekehn  wird  eine  Stiftung,  falls  nicht 
von  vornherein  eine  eventuelle  Abänderung  des  Stiftungs- 
zweckes vorgesehen  ist,  mit  der  vollen  Undurchführbarkeit 
ihres  Zweckes  in  der  That  sofort  ihr  Ende  linden  ^ 


'  Vgl.  H.  G,  B.  Art.  242  Z.  i,  Genoss.  Ges.  S  34/  Preuss.  Wasser- 
genoss.  Ges.  S  }i  Z.  i,  Sädis.  Ges.  über  jur.  P.  $  30  Z.  i,  Bayr.  Ges. 
über  Vereine  A.  26.  Eine  Fonsetaing  muss,  wenn  sie  nid»  juristisch 
als  Xeuerrichtong  gelten  soll,  vor  Jeni  Eintritt  des  Zieles  verfassungs- 
mäßig beschlossen  sein  und  hat  überdies  in  Ermangelung  abweichender 
statutarischer  Bestimmungen  ein  Sonderrecht  jedes  Mitgliedes  auf  Nicht- 
fortsetzung  zu  überwinden;  vgl.  oben  S.  254  N.  3. 

»  Vgl.  IVindscheid  5  61,  Wächter  Fand.  S  57»  Dernbutg  Pand.  5  64, 
Bekker  Pand.  5  65  N.h.  Die  Lebensverlängerung  behufs  Ergreifung  einer 
anderen  Aufgabe  wäre  wieder  nur  hi  der  hi  der  vor,  Note  bezeichneten 
Weise  möglich. 

i  Auch  insofern  dabei  Sonderrechte  auf  Nichubänderung  desKOrper* 

Schaftszweckes  zu  überwinden  sind,  ist  eben  diese  Überwindung  denkbar 
und  folgeweise  die  Lebenskraft  der  Körperschaft  nicht  erschöpft;  vgl. 
die  folgende  Note. 

♦  So  das  Hrk.  v.  18.  Juni  81  b.  Seuff.  Bd.  37  N.  55  trotz  Aner- 
kennung des  Sonderreciiis  eines  jeden  Aktionärs  auf  Nichtfortführung 
für  einen  anderen  Zweck.  (Um  so  mehr  bei  der  jetzigen  Fassung  des 
Art.  215).  Ähnlich  schon  ein  Erk.  des  O.  A.G.  Dresden  ib.  Bd.  i  N.  54. 
Zustimmend  Bekkn  5  6;  N.  i.  A.  M.  Tbdl  $  174  u.  Rmäud  $  788. 

5  Denn  die  Stiftung  kann  sich  selbst  keinen  neuen  Zweck  setzen. 
So  wird  /.  R.  eine  Stiftung  zu  (lun^tcn  einer  bestimmten  I'.iniilie  mit 
dieser  erlosdicn;  ebenso  eine  Stillung  tür  einen  bestimmten  Kultus  mit 
dessen  völligem  Wegfall.  Vgl.  Besder  S.  187,  5totbf  1.  S.  519. 
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Wie  schon  aus  dem  Bisherigen  erhellt«  können  Ereig- 
nisse der  bisher  betrachteten  An,  falls  sie  nicht  als  Auf- 
lösungsgrOnde  anerkannt  sind,  gleichwohl  als  mehr  oder 
minder  zwingende  Auflösungsmative  wirken.  Insbesondere 

können  sie  nicht  nur  den  Anlass  zur  Selbstauflösung  bilden, 
sondern  auch  Auflösungsrechte  anderer  Personen  erzeugen'. 

2.  Di(frh  eine  fremde  darauf  gerichtete  Handlung  könnte 
zunächst  die  Verhandspersönliclikeir  ohne  Zerstörung  des 
Verbandes  in  holge  staatlicher  Entziehung  erlöschen*.  Regel- 
mäßig aber  erlischt  eine  Verbandspersönlichkeit  in  dieser 
Weise  durch  eine  zugleich  die  Existenz  ihres  socialen  Orga- 
nismus vernichtende  Willensaktion.  Denkbar  ist  die  Zer- 
störung eines  Gemeinwesens  durch  eine  rechtswidrige  Hand- 
lung'. Was  aber  die  Zerstörung  durch  rechtmäßige  Hand- 
lungen angeht,  so  kann  zunächst  ein  Individualrecht  auf 
Vernichtung  eines  socialen  Körpers  begründet  sein.  So  ge- 
währt das  Völkerrecht  auf  Grund  der  Eroberung  eines  ge- 
sammten  Staatsgebietes  dem  siegreichen  Staate  noch  heute 

'  z,  B.  die  oben  S.  840  N.  5  erwähnten  Rechte  vnu  Mitgliedern, 
die  Aii^^  ^sunt»  wegen  zu  -^t  ^l  er  Verminderung  der  Mitgliederzahl  durch- 
zusci/en.  Ferner  Pr.  L.  K.  11,  6  $  189  u.  II,  19  ^8,  wonach  die  Uner- 
reichbarkeit des  Korporations-  oder  Siiüungs^wcckes  kein  unmittelbarer 
Beendigungsgrund  ist,  jedoch  den  Staat  zur  Aufhebung  berechtigt;  dazu 
Forsier-Eeeius  IV  S.  735  u.  760.  Nach  dem  Säcfas.  Ges.  Qber  jurist.  Per- 
sonen 5  9  können  müde  imd  gemeuufltxige  Stiftuogen  imd  Anstalten 
stets  —  also  auch  bei  W^&Il  des  X'ermögens  oder  des  Zweckes  —  nur 
durch  staatliche  Verfügung  erlöschen.  EbeiMO  sind  die  im  bürg.  Gb. 
§  56  aufgezählten  Reendigungsgründe  von  Korporationen  nebst  den  für 
Genossenschaften  im  angef.  Ges.  ^  29— u.  78  verordneten  Frweite- 
rungen  ausschliesslicher  Natur,  so  dass  auch  hier  der  Vormn'Tensverlust 
einschliesslich  des  Konkurses  und  die  Untnöglichkeii  der  Zwcckerreichung 
niemals  Beendigungsgründe,  sondern  nur  Motive  der  SelbsuuflAsimg  oder 
der  suatlichen  (bezw.  geridttlichen)  Aufhebung  sind. 

»  Vgl  oben  S.  8)i  N.  1. 

5  Hiermit  hat  sich  die  Altere  Theorie  viel  beschäftigt ;  sie  suchte 
gegenüber  jeder  faktischen  Zerstörung  den  rechtlichen  Fortbestand  der 
juristischen  Person  m  retten,  musste  aber  Falle  anerkennen,  in  denen 
dies  an  der  hotinungslosen  \'ernichtung  ihres  Substrates  scheitere;  vgl. 
mein  Genoss.R.  III  S.  411,  49Ö  u.  745  N.  158. 
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das  Recht  auf  Vemichniog  eines  fremden  Staates.  Auch 
kann  das  Privatrecht  den  Mitgliedern  einer  Genossenschaft 
oder  dritten  Personen  die  Befugniss  ertheilen,  beim  Eintritt 
gewisser  Voraussetzungen  die  Auflösung  der  Genossenschaft 

herbeizuführen*.  Vornchinlich  kumnu  mJcss  für  das  gehende 
deutsche  Recht  nur  die  Aufhebung  von  Körperschaften  und 
Ansiahen  durch  die  auf  ein  gemeinheitliches  Recht  gestützte 
Willensaktion  einer  übergeordneten  Verbandsperson  in  Be- 
tracht. In  dieser  Weise  können  in  zusammengesetzten  Kör- 
perschaften je  nach  Maßgabe  ihrer  Verfassung  vielfach  durch 
WÜiensakte  der  höheren  Verbandseinheit  Gliedkörper  ver- 
nichtet werden*.  Vor  Allem  aber  nimmt  der  Staat  in  ge- 
wissem Umfange  ein  Recht  über  Leben  und  Tod  sämmt- 
licher  ihm  unterworfenen  Verbandspersonen  in  Anspruch. 

Der  Staat  besitzt  in  seiner  formell  schrankenlosen  Ge^ 
set:{^dnuiiis^avaU  ein  Miitel,  uni  jede  Aut  hebung  von  Kör- 
perschaften und  Anstalten  in  das  äussere  Gewand  des  Rech- 
tes zu  kleidend  £r  soll  zwar  dieses  Mittel  nur  im  Dienste 

'  Gesetzliche  Individualrechte  von  Mitgliedero  auf  Auflösung  lebens« 
unfähiger  Genossenschaften  kennt  das  engl.,  französ.  u.  belg.  R,  (vgl. 
oben  S.  258  N.  2).  In  Deutschland  bestellt  weder  bei  der  Aktiengesell- 
schaft (vgl.  oben  S.  258  N.  i)  noch  bei  ir^'cnd  einer  anderen  Genos- 
senschaftsgattung  ein  gcsciziiches  Sonderrecht  ilicses  Inhaltes  :  auch  bei 
der  eingetragenen  üenusscnschaft  wird  Uem  euizciuea  Genossenschafter 
und  dem  Gläubiger  desselben  nur  die  M<^liddcdt  eines  miitdbaren  Hin- 
wirkens auf  Auflösung,  welche  immer  Sache  des  freien  Entschlusses  der 
Genossenschaft  bleibt,  gewährt  (vgl.  oben  S.  191  mit  286  N.  3).  Durch 
Statut  können  aber  sowohl  den  Mitgliedern  als  auch  Dritten  (z.  B.  Gläu- 
bigern) Rechte  auf  Kündigung  einer  Genossenschaft  behufs  Herbeiführung 
ihrer  Auflösung  und  Liquidation  cinp;eräumt  werden. 

*  Dahin  gehört  z.  B.  die  Suppression  \on  Kirchenämtern  durch 
die  Kirchenoberen  {Hinschtus  II  5  111  S.  459  H),  wozu  es  dann  über- 
dies suaUicher  Mitwirkung  bedarf  (ib.  S.  471,  Pr.  A.  R.  II>  11  S  306); 
ebenso  die  Inkorporation  (oben  S.  827  N.  2)  und  die  unio  per  con- 
fusioneni  (oben  S.  828  N.  1). 

>  Und  zwar  sowohl  die  generelle  Aufhebung  von  Rechtssubjekten 
einer  bestimmten  Gattung  (z.  B.  der  Orden  und  Klöster,  der  kirchlichen 
Stifter,  der  Stiftungen  für  gewisse  Zwecke,  der  Zünfte  u.  s.  w.),  wie  die 
spccielle  Unterdrückung  eines  einzelnen  Verbandes  (2,  B.  des  Jesuiten- 
ordens, einer  Freimaurerloge  u.  s.  w.). 
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der  Rechtsidee  brauchen  und  würde  durch  den  Missbrauch 
der  Gesetzesform  mit  den  Grundlagen  des  Rechtes  zugleich 
seine  eignen  Fundamente  untergraben*.  Allein  auch  das 
ungerechte  Gesetz  hat  volle  Gesetzeskraft  und  beendet  da- 
her durch  seinen  Machtspruch  den  rechtlichen  Bestand  jedes 
von  ihm  für  aufgehoben  erklärten  Verbandswesens.  Dagegen 
kann  der  Staat  im  Rahmen  des  bestehenden  Rechtes  durch  freie 
Willensaktion  eine  Körperschaft  oder  Anstalt  nur  insoweit 
rechtswirksam  austilgen,  als  er  durch  einen  allgemeinen  Satz 
des  Gesetzes-  oder  Gewohnheitsrechtes  oder  durch  einen 
besonderen  Satz  des  WTfassungsrechies  der  betroffenen  V'er- 
bandsperson  hierzu  ermächtigt  ist,  im  Sinne  der  älteren 
Theorie  und  der  ihr  entsprechenden  polizeistaatlichen  Ord- 
nung legte  und  legt  zum  Theil  noch  heute  der  Staat  sich 
die  Befugniss  bei»  durch  Verwaltungsakt  aus  mehr  oder 
minder  dringenden  Zweckmäfiigkeitserwägungen  jede  Korpo- 
ration oder  Stiftung  aufzuheben'.  Mit  der  Ausbildung  des 


'  Der  Unterschied  des  ReclussUates  vom  l'olizeistaatc  besteht  auch 
hier  nicht  blos,  wie  eine  verbreitete  Anschauung  meint,  in  dem  Erlor- 
dcrniss  der  Gesetzesforra  sutt  der  VerwaJtungsform,  soodem  zugleich  in 
der  mit  der  Gesetzesfonn  vcrbundeoea  ünieren  Anforderui^,  dass  dabei 
jede  Zweckiiiäß^;keitserw2gaiig  in  dem  obersten  GesettesEvreclc  der  Ver- 
wiridichung  der  Gerechtigkeit  ilir  letztes  Maß  und  Zkl  finde. 

■  Vgl.  Übar  die  ältere  Theorie  mein  Genoss.  R.  III  S.  550.  411, 
498  u.  745,  Savigny  II  5  89,  Pfeifer  j.  P.  §  41.  Dazu  Pr.  L.  R.  II,  6 
§  24,  189  u.  190  (wetzen  Wegfalls  oder  Schädlichkeit  des  Zwecks  durch 
einen  im  freien  Emiessen  iormell  unbesclirankten  Verwaltungsakt,  Hntsch. 
des  O.  Tr.  Bd.  16  S.  429).  Sachs.  Gb.  §  56  u.  Ges.  v.  15.  Juni  68  <  9. 
Bad.  Stiftungsges.  v.  j.  Mai  70  5  10  (staatliches  Aufhebungsreclit  bei  Un- 
erreichbarkeit des  Stiftungszweekes  oder  wenn  der  Fortbesund  oder  die 
Wirksamkeit  der  Stiftung  dem  Staatswohl  nachthdlig  wird ;  bei  kircfa- 
liehen  Stiftungen  mit  kirdilicher  Zustimmung,  jedoch  nöthigenfalls  auch 
ohne  diese).  Wenn  nach  manchen  V.  U.  die  Staatsregierung  die  für 
kirchliche,  Unterrichts-  oder  Wohhhätigkeitszwecke  bestellenden  Anstalten 
und  StiJtungen  Qherliaupt  Cso  nach  Hess.  A.  44  11,  Meining.  ^  54)  oder 
doch,  falls  sie  den  Char.ikter  von  aligemeinen  L.indesaiisralten  fSächs. 
5  60,  iirauaschw.  ^  217,  Cob.  Goth.  'l  66,  Wald.  5  4J.  Reuss  a.  U.  ^ 
Staatsanstalten  (Oldenb.  A.  216)  oder  öffent&hen  Anstalten  (ehemal. 
Kurhess.  S  H^)  haben,  nur  mit  Einwilligung  der  Stände  umwandeln 
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Rechtsstaates  aber  ist  diese  Befugniss  vor  dem  entgegen- 
stehenden Rechte  der  engeren  Verbandspersonen  auf  Fest- 
haltung ihrer  Existenz  zurückgewichen Zahlreiche  öffentlicii- 


oder  aufheben  kann,  so  ist  hiermit  an  sich  dem  Aufhebuogsakte  der 
Charakter  der  Verwakungsmaflregel  noch  nicht  entzogen.  —  Das  staat- 
liche Aufhebungsrecht  wurde  zunächst  unter  zwei  Gesichtspunkten  er- 
mäPi^t.  Einerseits  drang  die  Anerkennung  einer  staatlichen  Verpflichtung 
durch,  d.i'i  Vcrniö<icn  aulgcliobener  Korporationen  und  Stiftungen  für 
gleiche  oder  ähnliche  Zwecke  zu  vc^^venden  (vgl.  mein  Genoss.R.  III 
S.  714  tT.  u.  805  ff.)  ;  darin  ist  jedoch  an  sich  ein  Schutz  der  juristischen 
Porson  als  solcher  gegen  Authebung  nicht  enthalten;  wie  die  betreffen- 
den Bestimmungen  des  Pr.  A.  L.  R.  (IL  6  5  74  u.  193  ff.,  II,  19  S  40> 
so  lassen  die  auf  kirchliche,  Schul-  und  Wohlthätigkdtsstiftungen  be- 
«öglichen  analogen  Sätse  mancher  V.U.  (x.B.  Bayr.  IV  J  10,  Bad.  S  ao 
u.  Stiftungsges.  %  lo,  Hess.  A.  43--44,  Reoss  f.  L.  S  49)  einseitige 
A  n  cbungsbefugntss  des  Staates  bestehen»  da  ihnen  durch  Translation 
des  Vermögens  auf  eine  andere  juristische  Person  genügt  werden  kann; 
ähnlich  verhält  es  sich  mit  den  in  manchen  V.  U.  entlialtcnen  Garan- 
tien ^egen  Vereinigung  des  Gemeindevermögens  mit  dem  Stait^^vermög^en 
(Hess.  V.U.  5  4^'  Braunschw.  5  45>  Cob.  Goth.  5  65,  Meining.  26, 
Altenb.  j  115,  eheni.il.  Hannov.  §  57  u.  Kurhess.  §  53).  Andrerseits 
wurde  mehrfach  wenigstens  bei  Privairechtskörperschaften  die  staatliche 
Aufhebung  aus  überwiegenden  Gründen  des  Gemeinwohls  nur  gegen 
Entschädigung  zugelassen  (vgl.  Pfeifer  a.  a.  O.  S.  ti8  u.  Preuss.  Ges. 
oben  S.  778  N.  2);  auch  hierin  liegt  jedoch  keine  direkte  Anerkennung 
eines  dem  Staate  gegenüber  selbständigen  Existeoxrechtes  der  juristischen 
Person,  da  ja  die  Entschädigung  nicht  ihr,  sondern  den  Mitgliedern 
SU  Gute  kommt. 

'  Sne  verfassungsmäßige  Garantie  gegen  Aufhebung  liegt  in  der 
durch  die  Braunschw.  V.  U.  $  32  »jeder  rechtlich  bestehenden  Korpora- 
tion« zugesagten  »Sicherheit  der  Person«.  In  mehreren  V.U.  findet  sich 

ferner  neben  der  Sicherung  des  Anstalts-  und  Siiftungsvermögens  gegen 
die  \''cn:\'endung  für  fremdartige  Zwecke  auch  eine  Sicherung  des  sub- 
jektiven Bestände«;  der  Anstalten  und  Stiftungen,  indem  e<;  m  ihrer  Um- 
wandlung der  Zustimmung  der  Kuratoren  und  5onsli^'eIl  Rctheiligtcn 
bedarf  (vgl.  oben  S.  S17  N.  3);  »Priv.usül'tungen«  sind  so^nr  iwxw  'I'hci! 
verfassungsm...  ii:  -'egea  jeden  staatlichen  Eingriff  in  ihren  Bestand  ge- 
sichert, so  lau^e  sie  mit  den  Gesetzen  vereinbar  sind  (Meining.  V.  U. 
5  H  Abs.  a,  Reuss  1.  L.  5  52,  ^uch  ehenul.  Hannov.  $  75  Abs.  i). 
Oberau  ferner  ist  mit  der  Anerkennung  der  Selbständigkeit  der  christ- 
lichen Kirchen  die  staatliche  UnterdrQckung  kirchlicher  Rechtssubjekte 
ohne  Zustimmung  der  Kirche  unzulässig  geworden ;  vgl.  tUnsdnus  II 


Digitized  by  Google 


848 


Fünftes  Kapitel. 


rechtliche  Körperschaften  und  Anstalten  und  manche  privat- 
rechtliche  Genossenschaften  kann  der  Staat  überhaupt  nur 
noch  durch  Gesetz  ihres  Daseins  berauben'.  Im  Übrigen 
kann  er  das  ihm  vorbehaltene  Auflösungsrecht  meist  nur 
entweder  mit  Zustimmung  der  dem  Untergange  geweihten 
Verbandsperson"  oder  aber  aus  Recht s^riinden  ausüben.  Als 
derartige  Rechtsgründc  unfreiwilliger  Zerstörung  gelten  bei 
freien  Vereinen  und  Genossenschaften  regelmäßig  nur  die 
oben  schon  besprochenen  Fälle  einer  Verwirkung  des  Rech- 
tes auf  Existenz  durch  rechtswidrige  Handlungen  oder  Unter- 
lassungen ^  Bei  öffentlichen  Genossenschaften  treten  auch 


S.  471—472.  Im  Übrigen  haben  die  neueren  SpedaJgesetze  in  wachsen* 
dem  Maße  das  selbständige  Existenzrecht  von  Genieinden  nnd  Genossen» 
Schäften  befestigt. 

'  So  in  Ermangelung  einer  abweichenden  Gesetzesbestimmung  alle 
Verbände,  deren  konkretes  Dasein  durch  ein  Gesetz  geschatfen  dder  be- 
stätigt ist,  wie  7..  B.  die  Provinzen  und  Kreise  in  Preussen  und  auch 
sonst  meist  die  höheren  Konununalverbande,  die  recipirten  Kirchen,  viele 
Staatsanstaltcn  u.  s.  w.;  desgleichen  n.ich  der  Bad.  Gem.  O.  S  4  "^^^ 
Braunschw.  St.  O.  5  7  u.  L.  G.  O.  S  4  alle  Gemeinden.  Ebenso  aber 
wäre  nach  der  jetzigen  Fassung  des  H.  G.  B.  die  staatliche  Aufhebung 
einer  Aktiengesellschaft  nur  durch  Spedalgesett  möglich. 

*  Vgl.  die  schon  S.  847  N.  i  erwähnten  Fälle.  Femer  die  Bestim- 
mungen vieler  Gemeindeordnungen,  nach  denen  die  Aufhebung  einer 
Gemeinde  im  Verwaltungswege  nur  mit  ihrer  Zustimmung  erfolgen  kann; 

R.u  r.  u.  Pfalz.  Gem.  O.  A.  4  (die  Zustimnnin«!^  fordert  hier  einen 
übercinstinuiieiKlmi  Besch luss  von  Magistrat  und  CiemeindcbevoümSch- 
tigteti  be/.w.  einen  mit  Zwcidriitelsmehrlieii  ianimtliclier  Ciemeindcburgcr 
gclas&tcn  Geraeindebesdiluss)  u.  A.  6  (Auflösung  von  Bürgermeistereien 
nur  mit  Zustimmung  aller  betheiligten  Gemeinden),  Preuss.  Astl.  St.  O. 
$  2  u.  L.  G.  O.  $  2,  Westf.  St«  O.  S  2  u.  L.  G.  O.  S  6*  Schlesw.  Holst. 
St.  O.  S  )  u.  L.  G.  O.  S  t,  Hannov.  St.O.  $  8— 11 ;  anders  Rhein.  St  O. 
5  2  u.  G.  O.  §  6,  Kurhess.  G.  O.  S  4,  Sachs.  St.  O.  §  8  u.  L.  G.  O.  5  7 
(wo  bei  dringendem  Bedürfniss  blosse  Anhörung  genijgt).  Sodann  die 
staatliche  Auflösung  von  Ortskrankenknssen.  Betriebskrankenkassen  und 
Baukrankenkassen  aut  Antrag  der  Gemeinde  oder  des  Unternehmers  »mit 
Zustinnnung  der  Generalversammlung«  nach  Krankenversich.  Ges.  5  47 
Abs.  2—5,  %  68  u.  5  72  ;  vgl.  auch  5  48. 

5  Vgl.  oben  S.  777—782.  .\usserdeni  begegnet  die  geridiiJiche 
Entziehung  der  Persönlichkeit  wegen  Zahlungsunfähigkeit  nach  Sachs. 
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unverschuldete  Mängel  hinjm,  wie  namentlich  Fälle  einer 

konstatirtcn  L'n:.ihiL;kci:  zur  I^rtLillunL;  der  ihnen  gesetzten 
Lebensaufgabe'.  Seme  Vollendung  im  Sinne  des  Rechts- 
staates findet  dann  dieses  System,  sobald  die  vom  Staat  in 
ihrer  Existenz  bedrohte  Körperschaft  einen  Anspruch  auf 
gerichtliche  (sei  es  nun  civil-,  straf-  oder  Verwaltungsgericht- 
Kche)  Entscheidung  fiber  das  Vorhandensein  oder  Nicht- 
vorhandensein des  Auflösungsgrundes  hat*. 

3.  Durch  eine  eigne  darauf  gerichtete  Handlung  kann  zu- 
nächst eine  Verbandsperson  so  wenig  wie  eine  Einzelperson 
unter  Feststellung  ihres  Bestandes  sich  der  Persönlichkeit 
begeben,  falls  nicht  ein  derartiger  nackter  »Verzicht  auf  die 
Persöniichkeit«  durch  singulären  Rechtssatz  zugelassen  ist^ 
Dagegen  besitzt  jede  Körperschaft  an  sich  die  Fähigkeit, 
durch  einen  auf  Zerstörung  ihres  Organismus  gerichteten 
Willensentschluss  ihrem  gesammten  rechtlichen  Bestände  und 


Ges.  V.  t$.  Juni  68  5  7^;  femer  die  früher  bei  Aktiengesellschaften 
(H.  G.  B.  A.  242)  und  jetzt  noch  bei  registrirten  Gesellschaften  des 
Ba)T.  R.  (A.  77)  sianhafte  Auflösung  wegen  Minderung  des  Gnind- 
Itaphals  um  die  Hälfte;  endlich  die  Schliessung  eingeschriebener  Hülfs- 
kassen  in  den  Fällen  der  Leistungsunßhigkcit  und  der  Nicht.ib.lnderung 
eines  unzulnssi^jen  Statuts  29);  vgl.  auch  die  oben  S.  840  N,  j  u. 
S.  Ö44  N.  i  vorgekommenen  Fälle  stantlichcr  Auflösungsrechte. 

*  Vgl.  hinsichtlich  der  Krankenkassen  R.  G.  v.  n  Juni  8^  5  47 
u.  6ü,  hinsichtlich  der  Berulsgeuüs&cnsvhdüen  im  L  nlailvcriichcrung 
R.  G.  V.  6.  Juli  84  5  33,  hinsichtlich  der  öffentlichen  Wasscrgenossen- 
sdiaften  Preuss.  Ges.  v.  i.  Apr.  79  j  61;  dazu  Xmit  a.  a.  O.  S.  i^o^i^i. 
Andere  Auflösungsgrfinde  sind  i.  B.  die  Nichtabindening  eines  unaüäs» 
sigen  Statuts  (R.  Gew.  O.  $  lO)  Z.  i  u.  1041)  und  der  vom  fiundesrath 
ab  berechtigt  anerkannte  Antrag  einer  Benifsgenossenschaft  für  Unfallv. 
auf  Verschm  e  1  /  u  ng  mit  einer  widerstrebenden  Beru  fsgenossenschaft  ($  p  Z.3). 

*  Vgl,  oben  S.  779  N.  2  u.  Kosin  S.  152  N.  28—29. 

»  Wie  nach  Sachs.  Gesetzb.  5  5^^  n^i^  Staatsgenehmigung.  —  Diese 
Gcnchniigung  erlangt  jet/t  nach  dem  Ges.  v.  15.  Juni  68  5  71  der  He- 
5ch!uss  einer  Genossensclial't,  auf  ihre  Persönlichkeit  zu  verzichten,  durch 
die  I:intragung  in  das  GenosscnschaUsregislcr  ^  nach  §  30  htt.  c  des  Ges. 
folgt  daraus  die  Auflösung:  wie  unterscheidet  sich  nun  dieser  Verzichts- 
beschhiss  noch  von  dem  in  $  30  litt  b  als  AuflOsungsgrund  aufgeföhrten 
(gleicfaiaUs  einzutragenden)  Auflösungsbescliluss? 

S4 
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somit  zugleich  ihrer  Geltung  als  Person  freiwillig  ein  Ende 
zu  setzen*.  Denn  der  den  socialen  Körper  durchheitschende 
Gemeinwille  kann  sich  selbst  verneinen  wie  bejahen.  Anders 
liegt  die  Sache  bei  Anstalten  und  Stiftungen,  falls  ihnen 

nicht  ausnahmsweise  die  Macht  verliehen  ist,  von  sich  aus 
den  ihnen  cingcstiftcten  Willen  aufzuheben*.  Im  Übrigen 
können  sie  niemals  durch  eigne  W'illcnsthat,  sondern  nur 
durcii  den  Träger  desjenigen  Willens,  aus  welchem  sie  ihr 
Leben  schöpfen,  und  nach  dem  Wegfalle  ihres  Stifters  nur 
durch  den  Staat  oder  einen  anderen  zur  Wahrung  und 
gleichzeitig  zur  Korrektur  des  erstarnen  Stiftungs willens 
berufenen  öffentlichen  Verbandes  vom  Dasein  entbunden 
werden'. 

Das  Recht  der  Selbstaufldsung  hat  seine  Schranke  an 
entgegenstehenden  Rechten  auf  Fortbestand  eines  socialen 

Körpers.  Hs  ist  möglich ,  dass  ein  Itulividniilri'cht  dieses 
Inh.iltes  begründet  und  daher  die  Zustimmung  dritter  Per- 
sonen erforderlich  ist\  Hin  derartiges  Recht  kann  auf  Grund 


*  Das  von  Puchta  in  Wciskc's  Rechtslcx.  III  S.  72—75  aus  der  " 
Unvcriichtbarkeit  der  Persönlichkeit  gegen  das  Sclbstauflösungsrecht  her- 
geleitete Argument  beruht  also  auf  eioeni  Fehlschiuss ;  vgl.  ßaeier  5  6H 
N.  17. 

*  Hin  Stifter  katui  in  der  Sültungsurkunde  einem  Stiflungsorganc 
(/.  B.  einem  Kuratorium  oder  bei  einer  Familienstiftung  einem  Famihen^ 
rath)  die  Befugniss  verleihen»  dne  Umwandlung  oder  Aufbebung  der 
Stiftung  zu  beschliessen.  Auch  öffentliche  Ansulten  mit  Selbsuuflösungs- 
recht  kommen  vor;  vgl.  z.  B.  das  Bad.  Ges.  v.  9.  Apr.  80  §  9  über  die 
Auflösung  von  Sparkassen  mit  Gemeindebükrgschai't  durch  »Beschluss  der 
Verwaltung'^orpane«  mit  Ziistimmimr^  der  GemcindevcrsnmmluniT:  bezw. 
des  Bürjxcrausschiisses  und  mit  Gciifhmiming  Jer  Staatsregierung,  Ohne 
ausdrückliche  !■  rm.icluigung  aber  sind  alle  Sliltungs-  und  Anstaltsorgane 
unHiliig,  über  den  Bestand  des  die  Stiftung  oder  Anstalt  durchhcrrschcn- 
den  Willens,  in  dessen  Dienst  sie  gestellt  sind,  zu  verfügen. 

I  Vgl.  mein  Genoss.  R.  II  S.  968;  Pr.  L.  R.  II,  6  $  73— 8a 
4  Diesen  Fall  hat  das  Pr.  L.  R.  II,  6  §  181  im  Auge:  »auch  unter 
Genehmigung  des  Staats  kann  /um  Nachtheile  eines  Dritten,  der  ein 
gegründetes  Recht,  auf  der  Fortduicr  der  Korporation  zu  besrdieii, 
nach;^uweisen  vermag,  die  Auiliebuni:  dorsclbcii  nicht  erfolgen«.  —  Am 
ehesten  wird  ein  derartiges  Recht  bei  Destinataren  einer  Stiftung  vor- 
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verfassungsmäßiger  Zusicherung  auch  als  körperschaftliches 
Sonderrecht  sämmtlicher  Mitglieder  vorkommen'.  Keines- 
wegs indess  folgt  mangeb  gegentheiliger  Festsetzung  aus 
den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Körperschaftsrechts  die 

Befugniss  des  einzelnen  Mitgliedes,  der  Auflösung  der  Körper- 
schaft zu  widersprechen  ^  Andrerseits  wird  die  Verfüguns» 
der  Verbandspcrsonen  über  ihr  eignes  Dasein  vielfach  diircli 
das  einem  höheren  Verbände  zustehende  ^cmeinheitliche  Recht 
auf  die  Fortdauer  ihres  Lebens  eingeschränkt.  Dies  begegnet 
im  Verhähniss  aller  zusammengesetzten  Körper  zu  ihren 
Gliedkörpem  und  insbesondere  im  Verhälmiss  des  Staates  zu 
den  von  ihm  als  wesentliche  Bestandtheile  seines  Organismus 
^cweniicicii  eiligeren  \'Lrivir.den\  Zum  Thcil  ist  dann  die 
Sclbstauflösung  überhaupt  ausgeschlossen,  so  dass  die  Be- 
endigung der  Körperschaft  lediglich  durch  den  Wiilensakt 
des  Staates  oder  des  sonstigen  hierzu  berufenen  höheren 
Verbandes  erfolgt  und  auch  eine  ,in  der  Form  des  Antrages 
oder  der  Zustimmung  etwa  erforderliche  Mitwirkung  des 


kommen;  vgl.  über  das  Erfordemiss  der  Zustimmung  solcher  »Bethei* 
ligteoc  nach  manchen  V.  U.  oben  S.  847  N.  i, 

'  Dann  ist  die  Auflösung  nur  durch  Kdrpcrschaftsbeschluss  mit 
ausdrucUicfaer  oder  stillschweigender  Einwilligung  sämmtlicher  Mitglieder 

'  Dies  nehmen  Wiiidscheid  5  61  N.  2,  Böhlau  Mckl.  L.  R.  II  444, 
5?'/  ^  I  S.  458,  Wächter  Fand.  I  S  $7»  Dernbur^^  []  6  |  N.  }  u.  BfHn 
Pand.  I  S.  259  nn,  während  BhtntschJi  D.  P.  R.  f  u.  Bculn  *'  68  /u 
N.  17  w  cnigstens  der  Minderheil  das  Recht  /ur  1-ortlulirung  der  Korpo- 
ration einräumen.  Bei  Aktiengesellschaften  fuhrt  KniiiuJ  den  gleichen 
(jrund^au  durch.  Vgl.  dagegen  oben  S.  258,  auvh  ßiin:^  S.  1148  und 
Roth  D.  P.  R.  5  72  N.  59.  Die  Körperschaft  verfügt  durch  den  Auf- 
lösungsbeschluss  an  sidi  nur  über  sich  selbst  und  greift,  indem  sie  die 
Mitgliedschaftssphären  vernichtet,  in  keiner  Weise  in  die  hierdurch  aus 
der  Itörperschaftlichen  Gebundenheit  befreiten  und  in  ihren  individual- 
redithchen  BestandtlKilen  unversehrt  fortbestehenden  Sondersphären  ein. 

}  Dabei  kann  dann  natürlich  wieder  Jas  Rcclu  des  Staates  mit  dem 
Rech!  der  ihm  eingeordneten  Verbandseinheit  (insbesondere  der  Kirche, 
aber  .uich  einen  Kommunalverbandes  u.  s.  w.)  an  den  e^en  Glted- 
kürpcm  koukurriren. 

$4' 
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aufzuhebeoden  Gemeinwillens  nur  als  Voraussetzung  der 
Auflösung  durch  den  fibergeordneten  Gemeinwillen  er- 
scheint'. In  anderen  Fällen  wird  die  Selbstauflösung  als 
konstitutiver  Willensakt  anerkannt  und  nur  an  eine  höhere 

Genehmigung  gebunden,  die  dann  wieder  bald  nach  freiem 
Ermessen  bald  nur  aus  bestimmten  Gründen  versai:!t  werden 
kann*.  Wenn  aber  die  ältere  Theorie  in  ihrer  schroffsten 
Ausgestaltung  für  alle  juristische  Personen  die  Unmöglich- 
keit der  Beendigung  durch  eignen  Wiltensentschluss  be- 
hauptete und  die  Vernichtung  wie  die  Schöpfung  stets  aus- 
schliesslich dem  Staate  vorbehielt  ^  in  ihrer  zur  herrschenden 
Lehre  erhobenen  und  in  nunche  Gesetzbücher  übergegan- 
genen Form  mindestens  flir  jeden  Auflösungsbeschluss  die 
suatliche  Genehmigung  fordene^  so  hat  die  neuere  Gesetz- 

'  So  bei  den  Gemeinden  (vgl.  indess  Bayr.  Gem.  O.  Art.  4  Abs.  4 
über  »freiwillige  Auflösung«  einer  Gemeinde,  wenn  die  Erwerbung  neuer 
Hciniathrcchte  lür  die  dort  heipiathberechtigten  Ptrsüneu  gesichert  ist), 
den  Xommunalverbänden  höherer  Ordnung,  den  Deichgenossenschaften 
u.  s.  w.;  bei  den  kircMichen  Gliedkörpem;  bei  den  Ortskrankenkassen 
(Krankenvers.  Ges.  $  49). 

'  So  kann  die  Auflösung  einer  öffentlichen  Wassergenossenschaft 
nach  Preuss.  Ges.  §  62  u.  Hess.  A.  20,  einer  Waldgenossenschafr  nach 
Preus«;.  Ges.  §  45  Abs.  2,  einer  Fischereigenossenschaft  nach  B.ul.  (ies, 
A.  I  durch  Genosscnschafisbescliluss  init  St.iat«:genehmigung  erfolgen. 
•Auch  eine  ßcrufsgcnossenschaft  (ur  Unfailvcn».  kann  durch  eignen  Be- 
schluss  mit  Genehmigung  des  Bundcsrathes  im  Wege  der  Vereinigung 
mit  einer  anderen  Genossenschaft  ihr  Ende  herbeifOhren  ($  31 Z.  i).  Die 
Auflösung  aher  Innungen  erfolgt  nach  R.  Gew.  O.  $  91  durch  Innungs« 
besdiluss  mit  Staatsgenehmigung,  welche  letztere  nicht  versagt  werden 
darf,  wenn  die  ErföUung  aller  Verbindlichkeiten  gesichert  ist. 

J  Diese  zuerst  von  den  K.inonistcn  (selbstverständlich  mit  Sub- 
stituirung  der  Kirche  bei  kirchlichen  Rechtssubjekten)  entwickelte  .Ansicht 
(vgl.  mein  Gcnoss.  R.  JII  S.  350  ff".),  welche  bei  einer  rein  ansiaklichcn 
Auffassung  aller  juristischen  Personen  nur  konsequent  ist,  findet  sich 
noch  b.  Puebta  a.  a.O.  und  Fand.  u.  Vöries.  %  28,  Pfeifer  j.  P.  5  40—41, 
AmäU  5  4$>  I  S.  }45~M6  (welcher  Letalere  einen  Auflösungs* 

beschluss  deshalb  för  unniöglicli  erklirt,  wdl  »die  juristische  Person 
etwas  über  den  jeweiligen  Mitgliedern  Schwebendes  ist«»  später  aber 
diese  .'\nsicht  aulgegeben  hat)  u.  .\. 

^  So  die  Doktrin  der  älteren  Legisten  (mein  Cicnoss.  R.  IIIS.  411 
N.  239  u.  498)  und  vieler  neuerer  Romanisten  mit  Savigny  II  S.  279  u. 
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gebung  das  Selbstauflösungsrechc  selbst  den  Körperschaften 
des  öffentlichen  Rechts  in  erheblichem  Umfange  und  zum 
Theü  sogar  ohne  Vorbehalt  emer  höheren  Genehmigung 
eingeräumt*,  den  Privatrechtskörperschaften  aber  bedingungs- 
los zugestanden'. 

Insoweit  nun  hicrnacli  eine  Körperschaft  durch  ihre  eigne 
Willensthat,  sei  es  allein  oder  sei  es  unter  fremder  Mit- 
wirkung, ihr  Leben  beendigen  kann,  voiUieht  sie  die  Selbst- 
setzung ihres  Nichtseins  durch  verfassungsmäßigen  Körper- 
schafisbeschluss.  In  Ermangelung  abweichender  gesetzlicher 
oder  stamtarischer  Bestimmungen  ist  hierzu  ein  in  gehöriger 
Form  gefasster  emfacher  Mehrheitsbeschluss  einer  ordnungs- 


Sintenis  5  15  N.  31;  ebenso  Pr.  L.  R.  II,  6  5  180,  Sachs.  Gb.  §  56,  Bad.  V. 
V.  17.  Nov.  85.  —  Die  Ansicht  wird  regelmäßig  aus  dem  angeblichen  Er- 
forderniss  der  Siaatsgcneliniigunf^  zur  Entstehung  einer  Körperschaft  ab- 
geleitet und  deshalb  auch  von  allen  Gegnern  dieses  Ertordernisses  (vgl. 
oben  S.  19  N.  3)  verworfen.  Aus  der  Nothwaidigkeit  einer  staatlichen  Mit- 
wirkung bei  der  Entstehung  folgt  indess  keineswegs  die  Nothwendigkeit 
gleicher  Mitwirkung  bei  der  Beendigung  (vgl.  ütiger  krit  Überschau  VI  $.176 
u.  SfMte  I  S.  438),  wie  denn  auch  die  Reichsgesetzgebung  zur  AuHdsung 
von  Innungen  und  eingeschriebenen  Hülfskassen  keineswegs  die  zu  ihrer 
Begründung  erforderliche  Genehmigung  bezw.  Zulassung  fordert;  vgl. 
fernere  Beispiele  hierfür  in  den  folgenden  Anra.,  da2u  die  ursprünglichen 
Bestinnuuiigcn  des  H.  G.  B.  über  Errichtung  und  Auflösung  von  Aktien- 
goellschaftcn. 

'  Mit  Genehmigung  in  den  oben  S.  852  N.  2  erwähnten  Fällen; 
ohne  Genehmigung  können  (falls  sie  nicht  im  Statut  freiwillig  sich  einer 
solchen  unter^^  orfen  haben)  nach  R.  Gew.  O.  $  98«  u.  104t  litL  g  In- 
nungen und  lonungs verbände»  nach  Bayr,  Wasserges.  A.  9  u.  Bad. 

Wasserges.  A.  47  flfTentliche  Wassergenossenschaften  sich  auflösen.  Un- 
richtig also  Bt'kkir  I  S.  239:  »unzulässig  ist  der  Aufhebungsbescliluss 
bei  allen  otfcntüchen  Korporationen«. 

*  So  den  Aktiengesellschaitcn,  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossea- 
schaften  und  eingescluiebenen  Hfilfekassen  das  Reichsrecht;  alten  Ge- 
nossenschaften das  Siebs.  R.,  den  anerkannten  Vereinen  das  Bayr.  R., 
den  freien  Wassergenossenschaften  das  Preuss.  R.  Auch  die  formale 
Mitwirkung  des  Staats  bei  der  Kundmachung  des  Aufldsungsbeschlusses 
hat  nicht  die  ihr  hei  der  Entstehung  zukommende  Bedeutung.  —  Bei 
Gewerkschaften  entspricht  der  Besdiluss  der  Aufgabe  des  Bergwerks 
(Preuss.  Bergges.  5  113). 
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mäßig  berufenen  Mitgliederversammlung  erforderlich  und 
ausreichend'.  Doch  verlangen  neuere  Gesetze,  damit  ein  so 
wichtiger  Akt  nur  aus  emem  besonders  kräftigen  Impulse 
des  Gemeinwillens  hervorgehe,  bei  manchen  Körperschafts- 
gattungen eine  Beschlussfassung  mit  verstärkter  oder  sonst 
qualificirtei  Mcinhcii'.  Ähnliches  ordnen  oft  statutarische 
Satzungen  an,  wahrend  eine  Erleichterung  des  Aufhebungs- 
beschlusses nicht  nur  ungebräuchlich,  sondern  zum  Theil  den 
Geseizesvorschriften  gegenüber  sogar  unzulässig  ist^ 

III.  Die  Wirkungen  der  Beendigung  einer  Verbands- 
persönlichkeit bestimmen  sich,  wenn  wir  von  der  Frage  nach 


*  So  insbcs.  auch  bei  Erwerbs-  u.  Wirthschaftsgenossenschaftcii 
(R.  (j.  "  ^4  Z,  2),  alten  Innungen  (R.  Gew.  O.  5  9))-  freien  Wasser- 
gcnosbenscli.tftcn  des  Preuss.  R.(5  Ji  Z.  i),  Genossenschalten  des  Sächs.  R. 
(Gb.  1  55,  Ges.  V.  15.  Juni  68  3  u  Z.  8  u.  5  litt-  t*)>  anerkannten 
Vereinen  des  Bayr.  R.  (A.  26),  Fischereigenossenschaften  des  Bad.  Rs. 
(Art.  i);  vgl.  ferner  Schweiz.  O.  R.  Art.  664  Z.  2  u.  709  Z.  i. 

'  So  können  Aktiengesellschaften  nach  der  jetzigen  Fassung  des 
II.  G.  B.  Art.  242  Z,  2  nur  mit  einer  Dreiviertelsniehrheii  des  vertretenen 
Grundkapitals  ihre  Auflösung  beschliessen ;  das  Statut  kann  niehri  nicht 
weniger  lordern.  Bei  ein£^eschriebenen  llülfskassen  bedarf  es  sopjnr  eines 
Gcncralvcrsammluui^'sbcsclilusses  mit  X'icrl'unltelmehrlieit  28).  Zwei- 
driucbiuehrheit  saiuaulicher  vorhandener  Stimmen  gehört  zum  Auf- 
lösungsbeschluss  einer  öffentlichen  \\'assergenoss)enschatt  nach  Preuss.  Ges. 
5  62,  Bayr.  A.  42,  Bad.  A.  S7  u.  Elsass^Lothr.  A.  15.  Dieselbe  quali« 
fidrte  Mehrheit  wie  zum  Gründungsbeschluss  ist  bei  Waldgenossenschaften 
nach  Preuss.  Ges.  v.  6.  Juli  75  zum  Attflösungsbeschluss  nothwendig. 
Vgl.  auch  über  das  Hrforderniss  der  Zweidrittelsmehrheit  zur  Auflösung 
von  Zünften  nach  früherem  Sächs.  u.  ßraunschw.  R.  mein  Genoss.  R.  I 
S.  Q56.  —  Bei  Gewerkschaften  liegt  eine  entsprechende  Erschwerung  der 
Selbsiaufiobiini;;;  in  den  Vorschrilicn  des  3  115  des  Preuss.  Bcrgges. 

J  Vgl.  die  vorige  .\nni.;  auch  Schweiz.  O.  R.  A.  6O4,  wonach  bei 
AkiiengeseUschaften  immer  nur  die  Generalversammlung  zum  Auflösungs- 
beschlusse  ermächtigt  werden  kann,  während  Art  709  bei  Genossen» 
Schäften  die  Bestimmung  des  kompetenten  Organes  durchweg  dem  Statut 
überlässt  und  sogar  ausdrücklich  auf  die  Möglichkeit  hinweist»  den  Au!'- 
sichtsrath  mit  der  AuflfSsungsgewalt  zu  betrauen.  —  Bei  Innungen  und 
InnunfTsvcrh.inden  \  erlan<^t  das  Gesetz,  d.is?  im  Statut  ausdrückliche  Be- 
stimmungen über  \  t)rauit>ctzungen  und  l  ornien  enthahcn  seien,  schreibt 
aber  nichts  über  deren  Inhalt  vor;  R.  Gew.  0.^98*  Z.  10  u.^  104  b  litt.  g. 
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dem  Zeitpunkte  ihrer  Kealisirung  zunächst  absehen,  nach 
dem  allgemeinen  Princtp  der  Rechtsordnung,  dass  mit  dem 
Wegfall  eines  Rechtssubjektes  die  an  die  Person  desselben 
gebundenen  Rechte  und  Pflichten  erlöschen,  die  m  objek- 
tivem Bestände  gelangten  Rechte  und  Pflichten  desselben 
dagegen  fortbestehen  und  nur  ihr  Subjekt  wechseln. 

Dabei  richtet  sich  zunächst  ciic  Gi  i  n^;^iehung  zwischen 
den  mit  der  Verbandsperson  untergehenden  und  den  ihre 
Hinterlassenschaft  bildenden  Rechtsvcrh.iltnissen  nach  den- 
selben Grundsätzen,  welche  über  den  Lmiang  der  Beerbung 
von  Einzelpersonen  entscheiden*  Als  unvererblich  müssen 


*  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  im  Sinne  Jos  mittelalterlichen 
Systems  der  Patriniüniaütai,  wclclies  Gcwakrcchic  und  Untervvcrfungs- 
v«rhältnisse  jeder  Art,  Ämter«  Gewerberechtc,  persönliche  Freiheiten 
u.  s.  w.  als  vererblich  betrachtete,  auch  die  entsprechendeii  Machtbefug« 
nisse^  Privilegien  und  Gebundenheiten  juristisdier  Personen  als  Bestand- 
theile  ihrer  Hinterlassenschaft  auf  einen  Rechtsnachfolger  übergehen 
konnten.  Die  Staatsgewalt  selbst  kann,  wo  sie  als  veräusserlich  gilt,  auch 
im  Falle  des  Untcr<^angcs  eines  Gemeinwesens  gcwisserninf^en  .Us  Gc- 
;,'enst.ind  der  Hrbfoli^e  eines  .inJeren  (Gemeinwesens  vort^e-^tellt  werden. 
Heule  darf  mau  von  einer  Succc^sion  in  die  Staatsgewalt  eines  erlosciiencn 
Staates  wenigstens  in  juristischem  Sinne  niemals  reden:  der  Preussische 
Staat  bat  in  den  1866  einverleibten  Staaten  nicht  die  bisherige  Staats- 
gewalt erworben,  sondern  seine  eigne  Staatsgewalt  dngefikhrt  und  dem- 
gemäß auch  die  dortigen  Verfassungen  als  erloschen  behandelt.  Analog 
verhält  es  sich  bei  der  Absorption  einer  Dorfgemeinde  durch  eine  Stadt- 
gemeinde  in  Ansehung  der  Gemeindegewalt  und  bei  jeder  Fusion  einer 
Cjetmssenschaft  mit  einer  .inderen  Genossenschaft  in  Ansehung  der  Kor- 
porationsgcwalt.  Fhenso  lindet  bei  der  Auflösung  eines  iJundesstaaics 
nicht  etwa  eine  Succession  der  Gliedstaaten  in  die  Bundesgcwalt,  sondern 
eine  Erweiterung  der  GUedstaatsgewalt  zur  souveränen  Staatsgewalt 
Statu  Entsteht  durch  Vereinigung  oder  Theilung  von  Staaten  ein  ganz 
neuer  Staat,  so  ist  auch  dessen  Staatsgewalt  erst  mit  ihm  geboren.  Dies 
Alles  kehrt  dann  bei  Gemdnden  und  Körperschaften  .mf  ihnliclie  \\'eise 
wieder.  —  .Auch  die  volkerrechtlichen  Befugnisse  und  Pflichten  eines  Staates 
mit  lunschluss  seiner  \'ertragsverh.iltnisse  erlöschen  mit  seinem  Untergange 
jcdenf.ills  insoweit,  als  sie  auf  die  Staatspersonlichkcit  als  solche  Be- 
zug iiaüca,  uiwiewcit  aber  ausser  den  vermögensrechtlichen  Beziehungen 
noch  gewisse  andere  völkerrechtliche  Beziehungen  zu  fremden  Staaten 
dergestalt  als  mit  dem  betreffenden  Gebiet  und  seinen  Bewohnern  ver- 
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daber  im  AllgemeiDea  auch  hier  nach  moderner  Rechts- 
aufFassung  alle  personenrechüicbtn  Verhältnisse  gelten :  die 
socialrechtlichen  Befugnisse  und  Verbindlichkeiten,  welche 
ein  Gemeinwesen  als  Ganzes  gegen  seine  Glieder  oder  als 
Glied  gegen  ein  Ganzes  hat;  die  Individualrechte  an  fremder 
Person  und  die  entsprechenden  Verbindlichkeiten  aus  dem 
Rechte  einer  anderen  Person;  die  Rechte  an  der  eignen 
Persönlichkeit.  Doch  werden  Rechtsverhaltnisse  aller  dieser 
Kategorien  insoweit,  als  sie  entweder  noch  im  Sinne  älterer 
Rechtsanschauungen  einer  patrimonialen  Behandlung  unter- 
liegen oder  um  eines  auf  ihr  Wesen  zurückwirkenden  ver- 
mögensrechtlichen Elementes  willen  im  Vermögensverkehr 
stehen,  auch  bei  dem  Untergange  dnes  Gemeinwesens  er- 
halten und  auf  ein  an  seine  Stelle  tretendes  anderes  Rechts- 
subjekt übertragen  werden  können*.  Umgekehrt  müssen 

kfiQpfte  Rechtsverhältnisse  von  objektivem  Bestände  erscheinen,  dass  in 
sie  dne  Succession  des  an  die  Stelle  des  bisherigen  Staates  tretenden 
neuen  Staates  stattfindet,  ist  eine  schwierige  und  nur  nus  der  specifischen 
Natur  der  Völkerrechtsverhältnisse  zu  lösende  Frage;  vgl.  Hefter 
Völkerr.  §  25,  Blunlschli  mod.  Völkcrr.  5  46  ff.,  v.  Holtiendorff  in  seiner 
Encykl.  IV,  7  5  19. 

*  So  bleiben  nicht  nur  selbstverstiUidlich  alle  Realrecbte^  welche 
eine  juristische  Person  als  Grandeigenthumertn  hatte,  in  ihrer  Hinter- 
lassenschaft erhalten,  sondern  man  wird  aucli  7..  B.  annehmen  müssen, 
dass  das  einer  Gemeinde  als  solcher  zustehende  Patronatrccht  über  eine 
Kirche  im  Falle  ihrer  Verschmelzung  mit  einer  anderen  Gemeinde  aut 
diese  übergeht.  Ebenso  bilden  Mits^lieLhchaftsrechtc,  welche  als  Aktien, 
Kuxe,  agrargcnosseuschaüliche  Antiieii!>rcchtc  u.  s.w.  von  Einzelpersonen 
vererbt  werden,  möglicher  Weise  Bestandtheile  der  Hinterlasscnscluft 
dner  juristischen  Persem.  Auch  Rechte  an  der  eignen  Person  können 
unter  Umständen  von  erloschenen  Gesammtpersonen  wie  von  verstorbenen 
Einzelpersonen  auf  Rechtsnachfolger  übergehen.  So  z.  B.  Urheberrechte 
und  Erfinderrechte;  vgl.  oben  S.  146  N.  Desgleichen  die  Rechte  am 
Namen  und  an  der  Marke  in  ihrer  kaufmännischen  Ausgestaltung.  Darum 
hat  das  R.  G.  im  Hrk.  v.  5.  Dcc.  85  C.  S.  Bd.  15  N.  22  S.  109  — iii 
mit  Recht  die  Übertragung  des  Gesehfiftes  einer  aufzulösenden  Aktien- 
gesellsduu  aut  der  Firma  und  dem  Waarenzeicheii  auf  einen  Hinzcl- 
kaufmann  im  Prindp  för  zulässig  erklärt;  es  bedarf  nur  möglicher  Wdse, 
damit  der  Einxelkaufmann  die  Firma  fortführen  darf,  einer  Änderung 
derselben  vor  der  Übertragung  oder  eines  Zusatzes  nach  dem  Erwerbe. 
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alle  vermogensrecbtlicben  Befugnisse  und  Verbindlichkeiten 
einer  Verbandsperson  deren  Wegfall  überdauern»  soweit  sie 
nicht  ausnahmsweise,  wie  dies  ja  sowohl  bei  dinglichen 
Rechten  wie  bei  Obligattonen  vorkommt',  vermöge  ihrer 
Natur  oder  besonderer  Abrede  an  die  Lebensdauer  ihres 
Subjektes  geknüpft  sind. 

Was  nun  aber  die  rechtlichen  Schicksale  der  so  ab^e- 
grenzten  Verlassenschaft  einer  V'erbandsperson  angeht,  so 
kann  für  deren  Bestimmung  die  Analogie  der  für  die  Be- 
erbung der  Einzelpersonen  geltenden  Grundsätze  gleiche 
oder  ähnliche  Dienste  nicht  leisten.  Die  romanistische  Theorie 
glaubte  freilich  auch  hier  ihre  Vorstellung  des  künstlichen 
Individuums  entfalten  zu  dürfen.  Sie  gelangte  so  zu  dem 
kahlen  Satze,  dass  in  Ermangelung  einer  etwa  vorher  ge- 
troffenen gültigen  Verfügung  das  Vermögen  jeder  erloschenen 
juristischen  Person  als  Xachlass  einer  erbenlos  verstorbenen 
Person  an  den  Fiskus  falle'.  Allein  obschon  diese  Lehre 
noch  heute  aufrecht  steht  ^  und  sogar  als  Gesetzesparagraph 
eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  prangt  %  so  ist  doch  ihr 


«  Vgl.  Windscheid  $  605  N.  5.  Antdts  $  464  N.  9,  WdclHer  $  268. 
Dazu  noch  zahlreiche  Fälle  deuischrcchtlichcr  Herkunft. 

'  Über  die  Hiitwicklung  dieser  Lehre  durch  die  niiuelakerliche  Juris- 
prudenz, welciic  nur  hierbei  stets  einen  zwiefachen  Fiskus  annahm  und 
blos  das  Verniügen  welllicher  Körper  dem  Staat,  dagegen  das  Vermögen 
Idrcblicher  Reditssubjekte  der  Kirche  öVerwies,  vgl.  mein  Genoss.R.III 
S.238  N.  171,  $.351  N.  34t,  S.  412^411,  S.  499—500;  über  <iie  Grund- 
lage in  den  röm.  Qiiellen  ib.  S.  183—185. 

)  Am  schroffsten  durchgeführt  findet  sie  sich  bei  Puchta  Recbtslex. 
III  S.  71—74  und  Fand.  u.  Vöries,  $  564,  Ifafer  f.  P.  S  J9  105  ff.  o. 
Ungar  I  J46— 347  u.  352;  vgl.  femer  Leyser  spec.  $59  §  12—13,  Thihaut 
5  i}2,  TJtöl  Volksr.  §  12,  Böckin:  Lehrb.  65,  Arndts  S  4$t  v,  Hahn 
mater.  Übereinst.  S.  350  ff.,  Baroa  Fand.  ^  34  u.  j6. 

♦  Sachs,  bürg.  Gb.  5  57:  nHört  eine  iuristischc  Person  auf,  ohne 
dass  über  das  Vermögen  derselben  verfugt  worden,  so  fällt  dieses, 
soweit  es  nicht  zur  Deckung  der  Schulden  eriorderlich  ist,  dem  St.ute 
zu  2618  bis  2620)«.  Letztere  handeln  »von  dem  Rechte  auf  erb- 
liche Verlassenschaften«. 
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gegenüber  eine  ungleich  besser  begründete  und  wohl  nur 
vermöge  der  Einwirkung  praktischer  Tendenzen  der  Säku- 
larisationsepochen zeitweise  zurückgedrängte  Doktrin  nie- 
mals ganz  verstummt,  welche  die  Schicksale  des  Korporations- 
und Stiftungsvermögens  je  nach  seinem  Ursprünge  und  seiner 
Bestimmung  verschieden  geordnet  wissen  wollte*.  Seit  der 
Hrneucruiig  des  germanischen  Körperschattsbc^riffes  hat  die 
Meinung,  dass  die  Frage  nach  der  Behandlung  der  sückiIcii 
Verlassenschaften  sich  ans  dem  Gesiclitspunkie  der  fiskali- 
schen Erbfolge  in  bona  vacantia  lösen  lasse,  vollends  ihre 
Herrschaft  eingebüsst^.  Und  selbst  wenn  man  sie  festhalten 


'  Vgl.  über  die  Unterscheidungen  der  Glossatoren  mein  GenoM..R.  Iii 
S.  237;  über  das  wohldurchdachte  System  des  ßartolus  ib.  S.  41  j;  über 
spätere  an  dieses  sieb  anlehnende  oder  auf  neue  Distinktionen  gebaute 
Ansichten  ib.  S.  499  u.  bezQglich  der  deutschen  Reformationsjuristen 
S.  715.  Auch  in  der  Folgezeit  hielt  man  sich  in  Deutschland  vielfach  an 
die  Lehre  des  Bartohis  z,  B.  Qirpiov  Jurtsp.  for.  U,  6  def.  17 
Nr.  I  — 10,  Meier  Coli.  Art;.  1).  47,22  th.  12,  Bntimetmnn  zu  1.  7  D.  5,  4 
Nr.  7  u.  1.  3  D.  47,  22  Nr.  i,  Müller  add.  in  Struvü  Svntaj^m.i  cxerc.  3 
th.  77  litt. /ö)  oder  stellte  verwandte  Uniersciieidungcn  nut  (.1111  bcnicrkcns- 
wcrthesica  Husius  zu  1.  8  D.  3,  4  Nr.  3 — 7,  auch  'iiddtn  /.u  D.  3,  49.  4 
Nr.  4—5),  wonach  das  Heimfallsrecht  d^  Fiskus  nicht  Mos  durch  das 
Heimfallsrecht  der  Kirche  bei  kirchlichen  Korporationen  und  Anstalten 
und  etwa  auch  sonstiger  Gesammtkdrper  bei  ihren  Gliedkörpem  (so 
WoUär  Grundz.  S.  232—235),  sondern  auch  durch  ein  totales  oder  doch 
partielles  Anfallsrccht  der  letzten  Mitglieder  bei  einem  freilich  bald  so 
b.iIJ  anders  nh^^eq-renzten  Kreise  genossenschaftlich  .lutgcf.isster  Körper- 
scluften  ausgeschlossen  blieb.  Ähnlich  in  unserem  jahrh.  Sclrweppe  roni. 
P.R.  §  78  S.  184  u.  §  81  S.  189,  Sclnlling  Inst.  %  47  II  S.  205  u.  Pand. 
5  227,  Mare^oll  in  Löhr's  Magazin  Bd.  4  5.  207  tf.,  Madtiidey  Lehrb* 
5  14},  Gbsthen  Vöries.  5  ^5>  Mmtrenbre^  5  üoi^sdmber  I  28}, 
Friiz  Erläut.  I  160,  Vering  Gesch.  u.  Inst.  (3.' Aufl.)  S.  124;  vgl.  auch 
Smffert  Pand.  $  $2—5}  u.  Kurulff  S.  142  u.  14$. 

'  Frcilicli  erscheint  selbst  bei  Besehr  Syst.  $  68  a.  K  ,  Vu-a  krit. 
Cbcrsch.  \  I  S.  178  ff.,  fVindscheid  S  62,  Slöbhe  l  54  II,  H'ächter  Pand. 
5  S }  IV  Ii  b  u.  Dernbiirg  Pand.  5  54  ^  lier  Anfall  an  den  Fiskus  aus 
dem  Titel  der  bona  vacantia  noch  als  die  principale  Norm,  der  nur 
/..ihlreiche  Falle  entweder  durch  bestjiuiere  Satzung  oder  durch  die  Natur 
der  Saclie  entzogen  sind.  Allein  es  lehlt  nicht  an  Stimmen,  die  sich 
gegen  das  Princip  selbst  wenden.  So  xuerst  BluntsdiU  D.P.R.  5  3^  ^-  7 
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wollte,  so  würde  gegenüber  der  modernen  Gesetzgebung, 
welche  für  die  grosse  Masse  der  Verbände  ganz  andere 
Grundsätze  durchführt,  die  angeblich  aus  dem  Wesen  der 

Sache  abgeleitete  Regel  zu  einer  nur  in  seltenen  Fällen  an- 
wendbaren singulären  Ausnahme  zusamnicnschrunipfen'. 

In  Wahrheit  muss  vollsiandii^  mit  der  AnnAhnic  gebro- 
chen werden,  als  könne  die  Reclnsnachfol^e  in  den  Nach- 
lass  einer  Verbandsperson  sich  aus  den  Principien  des  Indi- 
vidualerbrechts  ergeben.  Iis  handelt  sich  hier  vielmehr  um 
eine  eigenartige  socialrecbtUche  Succession,  welche  sich  auf 
Grund  der  Lebensordnung  der  gesellschaftUchen  Organismen 
und  ihrer  personenrechtlichen  Zusammenhänge  vollzieht.  In 
vieler  Hinsicht  fehlt  es  freilich  auch  heute  noch  auf  diesem 
Gebiet  an  festen  Regeln.  Allein  das  geltende  Recht  lässt 
bei  seinen  im  Hinzeinen  mannichfach  verschiedenen  Bestim- 
mungen über  derartige  Verhältnisse  gewisse  leitende  Ge- 
danken keineswegs  vermissen. 

Zuvörderst  entscheidet  zweifellos  die  besondere  LebenS' 
Ordnung  eines  socialen  Körpers  auch  über  die  rechtlichen 
Schicksale  seines  Nachlasses.  Einer  Anstalt  oder  Stiftung  kann 
in  der  Stiftungsurkunde  ein  Rechtsnachfolger  gesetzt  sein', 
und  ebenso  kann  die  Verfassung  jeder  Körperschaft  den 
Anfall  ihres  Vermögens  bei  ihrer  Beendigung  im  Voraus 


u.  5  4?N.  4  und  mit  i^ros^tcr  limschicdcnlieit  jetzt  einerseits  Rosin  a.  a.O. 
S.  153  N.  31,  andrerseits  lidier  P.mJ.  5  67  Beil.  V  u.  j  69  Beil.  IV; 
aber  auch  Bihhu  Rechtss.  u.  PersonenroUe  S.  4t  fL,  Brini  S.  11)9  ff. 
1149  fT.,  Jhering  Geist  des  r.  R.  III  S.  J42  M.,  Bd:^  |.  P.  S.  182— 1S4, 
Mb  D.  P.  R.  S  72  N.  43  u.  S  7}  N.  }i— 33. 

*  Dies  gilt  selbst  tia  da«  K.  Sachsen,  indem  der  5  57  des  bürg.  Gb. 
io  Ansehung  der  Körperschaften  durch  die  Reichs-  und  Landesgesetxe 
über  dncdiie  Körpersdiaftsgattungen  und  durch  das  Ges.  v.  15.  Juin  68 

auf  ein  sehr  enges  Anwendungsgebiet  eingeschränkt  wird,  in  Ansehung 
der  Stittunt!;en  nbcr  durch  den  §  60  der  V.  U.  (dessen  Bestimmungen 
nun  keineswegs  mit  lukki  i  Paiid.  I  S.  285  für  abgeändert  durch  das  bg.  ü. 
halten  darf)  seine  volle  Bedeutung  einbüsst. 

*  Dies  ist  unbestritten  ;  vgl.  über  das  dem  Bedachten  zustehende 
Kiagerccht  Osterr.  Holdekrei  v.  21  Mai  41  bei  Unger  I  352. 
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ordnen'*  Bei  eingeschriebenen  Hülfskassen  und  bei  Innungen 
ist  sogar  die  Aufnahme  einer  derartigen  Bestimmung  in  das 

Statut  gesetzlich  vorgeschrieben*.  Dabei  unterliegen  die 
freien  Genossenschaften  des  Privatrechis  keinen  bcsonJcicn 
Besclirankungen.  Dagegen  sind  die  öfTentlichrechtlichen  Kör- 
perschaften, von  der  zu  allen  iliren  autonomischen  Akten 
erforderlichen  höheren  Mitwirkung  abgesehen,  zum  Theil 
durch  gesetzliche  Normen  über  den  zulässigen  Inhnlt  solcher 
Satzungen  gebunden  ^  Es  versteht  sich  von  selbst»  dass  nicht 
blos  durch  die  ursprQngltche  Verfassung»  sondern  auch 
durch  eine  dieselbe  in  gehöriger  Weise  ergänzende  oder 
abändernde  spätere  Satzung  die  Succession  in  ein  Verbands- 
vermögen geregelt  werden  kann;  nur  bilden  für  eine  der- 
arugc  Satzung  die  bereits  crwürbi'ncii  Icsu'n  Anwartschafts- 
rechte an  dieses  \'erniögen,  insbesondere  auch  die  einmal 
begründeten  gemeinheitlichen  Anrechte  eines  umfassenderen 
Verbandes  und  die  verfassungsmäßigen  Sonderrechte  der 
Mitglieder,  eine  nur  durch  Einwilligung  der  Berechtigten 
überwindliehe  Schranke.  Die  Verfassung  kann  aber  auch» 
anstatt  unmittelbar  selbst  über  die  Nachfolge  zu  verfingen» 
ein  Ansults-  oder  Körperschaftsorgan  oder  auch  irgend  eine 
andere  Instanz  (z.  B.  eine  öffentliche  Behörde)  zu  solcher 
Verfügung  ermächtigen.  Man  darf  daher  zwar  nicht 
schon  an  sich  der  juristischen  Person  eine  Art  von  allge- 


'  Pr.  A.L.R.  II,  6  5  192  ;  ZQrch.  Gb.  §  47;  Schweiz.  O.R.A.  713  Abs.  i  u. 
716  Abs.  3.  Ausdrücklich  verordnet  das  Sachs  Ges.  v.  1 5.  Juni  68  5  8'i  «l-^ss 
derartige  statutarische  Ucstimmungcn  auch  im  Falle  der  Aufhebung  einer 
Genossenschaft  wegen  rechtswidriger  Handlangen  oder  Unterlassungen 
auszufUhreo  sind.  Ebenso  das  Schweiz.  O.R.A.  7 16  Abs.  4  bei  Vereinen. 

■  Halfskasscngcs.  S  2  Z.  8;  R.Gew.O.  $  98«  Z.  ti. 

y  So  dürfen  die  Statute  von  Innungen  und  Innungsverbinden  nach 
R.Gew.O.  $  103«  Abs.  3  u.  1040  eine  Auftheilung  des  Vermögens  unter 
die  Mitglieder  nur  hinsichtlich  des  nicht  gesetzlich  der  Theilung  ent« 

zogenen  Vermögens  anordnen;  vgl.  Koiin  S.  156  N.  4a  Ferner  dürfen 

die  Statute  von  Kn.ippsch.ifteti  nach  Bayr.  Bergiges.  Art.  190  über  das 
Schicksal  des  Knappschaftsvcrniögcns  bei  der  .Vutlösung  vetfügcn,  jedoch 
nur  zu  Gunsten  von  anderen  Knappscliatten  oder  von  Gemeinden. 
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meiner  Tcstiriahigkeii  beilegen'.  Wohl  aber  ist  aui  Grund 
einer  ausdrücklich  oder  indirekt  vom  Gesetz  oder  Statut 
verliehenen  Kompetenz  ein  über  die  Lebensdauer  der  Ver- 
bandspersöolichkeit  hinauswirkender  Dispositionsakt  der  Ver- 
bandsorgane möglich.  Hiernach  ist  insbesondere  auch  die 
Zulässigkeit  eines  Kdrperschaftsbeschlusses  zu  beunheilen, 
durch  welchen  zugleich  mit  der  Auflösung  der  Körperschaft 
das  Vermögen  derselben  einem  anderen  Rechtssubjcku  zu- 
gewandt, auf  einen  Dritten  übertragen,  den  Mitgliedern  zur 
Austheilung  überwiesen  oder  irgendwie  sonst  einem  be- 
stimmten rechtlichen  Schicksal  unterworfen  wird'.  Unter 


'  Vgl.  Erk.  des  O.A.G.  Celle  v.  5  Juni  48  Seuff.  Bd.  10  N.  225: 
»da  das  Kloster  Harsefeld  als  Korporation  und  juristische  Person  nicht 
im  Stande  war,  für  den  Fall  seiner  Authebung  oder  des  Authörens  über 
sein  Vermögen  rechtsbestandiger  Weise  zu  verf  ügen«,  wird  der  Anspruch 
aus  einer  vom  Kloster  am  7.  Aug.  ij82  für  diesen  Fall  vollzogenen 
Abtretung  abgewiesen.  Mit  Recht  beschränkt  daher  auch  BeIcker  Pand.  1 
S.  260^261  <&€  Gültigkeit  eines  Korporatioiisbescbliisses  über  ifie  künf- 
tige Behandlung  des  KorporationsvennOgens  auf  die  Fälle  spedalgesett- 
licher  oder  statutenmiOiger  Zulassung  und  wendet  sieb  gegen  die  vielfach 
noch  waltende  Obeiscbätaung  eines  solchen  Beschlusses,  der  z.  B.  b. 
IFinJscheid  5  62  u.  Stobbe  ^  54  N.  17  der  verfassungs-  oder  stiftungs- 
mäßigen  Anordnung  als  ebenbürtige  Qiieile  von  Successionsrechten  koor- 
dtnirt  wird. 

*  Ausdrücklich  ist  z.  B,  bei  der  Aut  hebung  der  Zünke  viel  lach  eine 
Beschlussfa!?sun^  über  die  Verwendung  des  Zunftvermögens  in  gewissem 
tmtange  zugelassen  worduii,  vgl.  mein  Genoss.  R.  I  S.  g>2  N.  6,  955 
N.  7  u.  9)6;  ebenso  uiucrstclh  die  Ii.  Cjl w.  0.  bei  der  Audösung  von 
Innungen  94)  und  Innungsverbänden  104»)  einen  Thefl  des  Ver- 
mögens dem  Körperschaftsbeschluss.  Bei  der  Auflösung  von  Berufsge- 
nossenschaften  Ar  Unfallversicherung  durch  Vereinigung  oder  Thdlung 
können  durch  überemstimmenden  Beschluss  der  betheiligten  Genossen- 
SCbaftsversaninilungen  die  gesetzlichen  Bestimmungen  abgeändert  oder 
ergänxt  werden  (R.  G.  $  32  Abs.  5).  Vgl.  femer  Bayr.  fierggcs.  A.  190, 
wonach  auch  ohne  statutnn'sche  Erm.ichti^ung  eino  Knappschaft  durch 
Rcschlussfassung  zu  Gunsten  von  anderen  Knappschaften  oder  von  Ge- 
meinden über  ihren  Nachlass  verfügen  kann.  Auch  die  Aktiengesellschaft 
m  schon  gesetdich  durch  H.G.B.  A.  215  Abs.  4  ermächtigt,  durch 
qualihcirien  Generalversammlungsbeschluss  ihre  Auflösung  wdurch  Über- 
tragung ihres  Vermögens  und  ihrer  Schulden  an  eine  andere  Aktien- 
gesdlsdiaft  gegen  Gewährung  von  Aktien  der  letateten«  zu  vollziehen; 
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allen  Umständen  kann  natürlich  wieder  ein  derartiger  Be- 
schluss  erworbene  Rechte  nicht  kränken,  vermag  aber  frei* 
lieh  darch  Mitwirkung  der  Betheiligten  auch  solche  Hindemisse 
zu  überwinden'.  Mit  dieser  Maßgabe  kann  er  selbst  noch 

sie  muss  auch  sonst  schon  ohne  besondere  stamtarisdie  Bestimmung  als 
befugt  gelten,  zugleich  mit  ihrer  Auflösung  ihr  Geschäft  im  Ganzen 
gegen  äquivalente  Abfindung  der  Aktionäre  auf  den  Staat  (vgl.  oben 
S.  2  ^9  K.  i),  eine  andere  Gesellschaft  (z,  B.  nuch  auf  eine  andere  Aktien- 
gesellschaft gegen  Abfindung  durch  Priorit  itsobli^ationen  der  let;rtcrcn, 
Erk.  des  R.  G.  v.  17.  Okt.  82  C.S.  Hd.  9  N.  3  S.  21)  oder  eine  Einzel- 
person (vgl.  Erk.  des  R.G.  v.  5.Dec.  85  ib.  Bd.  15  N.  2a  S.  no  ff.)  zu 
übertragen.  Ähnlich  verhält  es  sidi  bei  Gewerkschaften  (vgl.  oben  S.  280 
N.  i).  Eine  Erwerbs»  und  Wirthschaftsgenossenschaft  kann  sogar  durch 
unen^eltliche  \'ergabungen  ihren  künftigen  Nachlass  thatsächlich  ver- 
kürzen (oben  S.  291  N.  i);  dagegen  kann  sie  einen  Bcschluss,  der  eine 
von  der  gesetzlichen  Norm  abweichende  Beh.indlung  des  nacli  ihrer  Auf- 
lösung noch  vorhandenen  Vermögens  anordnet,  mir  mit  Grund  einer 
ausdrücklichen  Hrm.ichtic^ung  und  also  Mangels  einer  solchen  nur  im 
W  ege  der  Statutenänderung  fassen;  vgl.  R.  Genoss.  Ges.  5  47  u.  obcti 
S.  294  N.  2;  auch  Schweix.  O.  R.  A.  713.  Bei  Vereinen,  welche  nicht 
auf  die  Vermögensinteressen  ihrer  AUtglieder  gerichtet  sind,  kann  unter 
Umständen  sogar  ein  direkt  auf  die  Hinterlassenschaft  gerichtetCT  unetgen- 
nQtziger  Verwendungsbeschluss  ohne  ausdrückliche  Verfassungsbestim- 
mung  als  stillschweigend  zugelassen  rrn^nerkennen  sein.  D.is  Schweiz. 
O.  R.  A,  716  Abs.  }— 4  crmächtii^t  jetzt  in  diesem  Sinne  bei  den  ins 
Handelsregister  eingetragenen  Vereinen  tVir  ideale  Zwecke  schon  von 
Gesetzes  wegen  die  Generalversammlung,  mit  Siimmcnmehrheil  bei  der 
Auflösung  zu  beschliessen,  »dass  das  Vermögen  nicht  unter  die  Mitglieder 
vertheiitf  sondern  einer  anerkannten  öffentlichen  Anstak  des  Kantons 
oder  Bundes  zugewendet  werde,  welche  für  dieselben  oder  ähnliche 
Zwecke  sorgen« ;  im  Falle  richterlicher  Auflösung  zur  Strafe  kann  das 
Gericht  eine  solche  Zuwendung  anordnen,  und  muss  sogar  dieselbe  ver- 
fügen, wenn  der  Verein  einen  Zweck  von  öffentlichem  Interesse  verfolgt. 

*  So  liDiinen  insbesondere  durch  staatliche  Gcnelmiigunq  (wie  sie  z.  B, 
die  liad.V.  v.  17.  Nov.  8j  lur  jeden  derartigen  Beschluss  lordcrtj  oticntiichc 
Anrechte  an  das  Vermögen,  durch  Einstimmigkeit  aller  Mi^lieder  an- 
wartschaftliche Sonderrechte  beseitigt  werden;  vgl.  Wmischeid  \,  26. 
Bdtier  a.  a.  O.  S.  260—361.  Unrichtig  ist  indess  die  Behauptung  IVinä- 
5^^/.^•,  dass  stets  Einstimmigkeit  erforderlich  sei;  v^,Siol>he  §  54  K.  r6. 
Im  Falle  der  Einstimmigkeit  kann  auch  eine  Aktiengesellschaft  oder  Ge- 
werkschaft (vgl.  Preuss.  Bergges.  5  ^^l  Vb«..  2)  ihr  ganzes  Vermöiren 
von  Todes  w  egen  verschenken,  jede  Genosscnschatt  einen  beliebigen 
Theiiungsmodus  testsetzen  u.  s.  w. 


Digitized  by  Google 


Verdndmtt^  und  Beendigung  dir  Körperschaften.  863 


nach  Beendigung  des  Verbandslebens -von  einer  noch  vom 
Körperschaftsrecht  beherrschten  Auseinandersetzungsgemein- 
schaft gefasst  werden'. 

Nur  scheinbar  indess  ist  hiermit  in  der  socialrechilichcn 
Successionsfrage  das  autonome  Belieben  in  den  Vordergrund 
geruckt.  In  der  That  dient  dasselbe  weit  mehr  der  Durch- 
führung als  der  Abänderung  allgemeiner  Sät^e  des  Gesetzes- 
und  Gewohnheitsrechts,  welche  für  die  einzelnen  Verbands- 
gattungen in  Geltung  stehen  und  auf  welche  Mangels  einer 
besonderen  Sai/.ung  oder  Verfügung  zurückgcgriticn  werden 
muss.  Diese  Sätze  aber  lauten  ebenfalls  wieder  mannich- 
fach  ungleich.  Und  sie  variircn  nicht  blos  nach  der  sub- 
jektiven Beschaffenheit  der  Verbandspersönlichkeit,  sondern 
vielfach  auch  nach  der  objektiven  Zweckbestimmung  und 
mitunter  zugleich  nach  der  Herkunft  des  hinterlassenen  Ver- 


'  Hierbei  ist  jedoch  zu  beachten,  doss  mit  dem  Augenblicite  der 
Auflösung  vielfach  feste  Rechte  am  Vermögen,  die  bisher  nicht  oder 
nicht  in  dieser  Stärke  vorhanden  waren,  erworben  sind.  So  schlagen 
/.  B.  mit  der  Auflösung  der  Aktiengesellschaft  die  Anwartschaftsrechte 

der  Aktionäre  in  gegenwärtige  Sonderrechte  nuf  VcrTn  ^^^cnsauftheilung 
um  (Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  14.  Okt.  71  Bd.  5  N.  72  S.  5/^--}39  u. 
V.  2}.  März  75  Bd.  17  N.  14  S.  46):  die  Akticn<;cscll,schatt  im  Liqui- 
dntionsstadium  wurde  daher  eine  nachträgliche  Fusion  oder  die  Übertra- 
gung des  Geschäftes  mit  Aktiven  und  Passwen  nur  mit  Einwilligung 
aller  Aktionäre  beschliessen  können.  Ebenso  entstehen  bei  einer  Genos- 
senschaft oder  einem  Verein  ohne  Anwartschaftsrechte  der  Mitglieder 
auf  einen  Anthdl  doch  durch  die  Auflösung,  falls  dieselbe  gesct/-  oder 
statutenmäßig  zur  Vermögensauftheilung  führt,  Anthcilsrechte  der  letzten 
Mitglieder:  mithin  kann  ein  Mchrheitshcschluss  über  anden\-eitc  Verwen- 
dung des  Vermögens,  der  uninittelbar  vor  der  Auflösung  die  blo5.sen 
Hoffnungen  auf  Theilung  zerstören  konnte,  nunmehr  den  jura  quaesita 
gegenüber  nicht  mehr  durchdringen.  Analog  verhält  es  sich  mit  öffent- 
lichen Anwartschaftsrechten  bezw.  Erwerbshofihungen  in  Ansehung  eines 
Verbandsvermögens ;  darum  kann  %.  B.  ein  allein  übrig  gebliebenes  letz- 
tes Mitglied,  sobald  man  die  Reduktion  auf  Ein  Mitglied  als  Auflösungs- 
grund ansieht,  einen  etwa  durch  Theilungsbeschluss  abwendbaren  An£ill 
des  Vermöi^cns  nn  den  Staat  nicht  mehr  durch  Aneignungsentschluss 
abwendeil  (vgl.  Bölilm  a.  a.  O.  S.  49). 
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mögens  \  sowie  überdies  nach  der  Beendigungsart  des  Ver- 
bandslebens *. 

Der  oberste  Gesichtspunkt  aber,  von  welchem  das  gel- 
tende Recht  bei  der  Ordnung  der  socialrecbtlicben  Succes- 
sion  ausgeht,  scheint  in  der  Rücksichtnahme  auf  die  zwi- 
schen der  wegfallenden  Verbandsperson  und  der  übrigen 
Personenweh  bestehenden  perstmenreehtliehm  Zusammenhätte 
gesucht  \vci(icn  zu  niubbcn'.  Otienbar  nilnilich  isL  die  Nach- 
folge in  eine  sociale  Hinterlassenschaft  regelmäßig  mit  einem 
Vorgange  verbunden,  kraft  dessen  der  nunmehrige  Ver- 
mögensherr oder  die  Vielheit  der  nunmehrigen  Vermögens- 
herm  auch  die  Persönlichkeit  des  untergehenden  socialen 
Organismus  gewissermaßen  in  sich  aufoimmt  und  mit  der 
hierdurch  verstärkten  eignen  Persönlichkeit  die  leer  gewor- 
dene Stelle  in  dem  Gesammtsystem  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft ausfüllt.  Die  socialen  Organismen  verschwinden  nur 
in  seltenen  Ausnahmefällen  gleich  dem  sich  auflösenden 
natürhchen  Organismus  ohne  Rückstand  in  der  Welt  des 
todten  Stoffes ^  In  der  Regel  bedeutet  ihr  Untergang  nur 
die  Zerstörung  eines  Lebenscentrums,  während  die  bisher 
von  demselben  beherrschten  organischen  Kräfte  erhalten 
bleiben  und  in  den  Dienst  anderer  Lebenscentren  treten. 
Der  seines  selbsundii^eii  eiuhcitlicheii  Daseins  beraubte  sociale 


*  Beide  Momente  spielen  z.  Ii.  gleichzeitig  eine  Rolle  bei  der  Auf- 
lösung von  Innungen ;  R.  Gew.  O.  $  94  u.  105». 

'  So  kann  bei  der  Auflösung  durch  Wegfall  aller  Mitglieder  der 
Anfall  an  die  letzten  Mitglieder,  bei  der  Auflösung  durch  Fusion  die 
Aufthcihint^  des  Vermögens  nicht  Platz  greifen  ;  bei  der  Auflösung  tut 
Strafe  kann  eine  besondere  Behandlung  des  Vermögens  eintreten;  u.  s.w. 

J  Hierin  mag  man  dann,  wie  dies  hier  nicht  näher  auszufuhren  ist, 
einen  gemeinschaftlichen  Grundgedanken  der  socialrechtlicheo  Folge* 
Ordnung  und  der  Erbfolgeordnung  erblicken. 

Dies  ist  nur  dann  der  Fall,  wenn  der  Untergang  des  socialen 
Organismus  mit  der  Vernichtung  aller  ihn  bildenden  natürlichen  Orga- 
nismen zusammentrifft.  Im  Übrigen  gicbt  derselbe  sein  Leben  eben  an 
diese  natürlichen  Organismen  oder  an  irgend  ein  dieselben  auf  neue 
Weise  organisch  verknüpfendes  Socialgebilde  ab. 
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Körper  fallt  also  nicht  im  Leere  oder  Todte,  sondern  er 
wird  von  anderen  socialen  Körpern  odci  ancr  bei  völligem 
Zerfall  von  den  hiermit  ein  enifrenidcLcs  biuck  nux^  Son- 
derdaseins zurückgewinnenden  Individuen  absorbirt'.  Indem 
die  Rechtsordnung  sich  an  diese  thatsächlichen  Verhältnisse 
der  socialen  Lebensbewegung  anlehnt,  muss  sie  zu  dem  Ge- 
danken einer  entsprechenden  Nachfolge  in  die  Stelle  der 
erloschenen  socialen  Persönlichkeit  gelangen,  woraus  dann 
die  Nachfolge  in  deren  Hinterlassenschaft  sich  als  unmittel- 
bare Folge,  jedoch  eben  erst  als  Folge  ergiebt.  Man  kann 
daher  sagen,  dass  das  Vermögen  einer  juristischen  Person 
dahin  fällt,  wohin  diese  Person  selbst  gefallen  ist,  —  dass 
aber  die  Fi\il;c,  wohin  denn  jedesmal  dieser  Anfall  erfolgt, 
durch  die  das  Leben  untergehender  Verbandspersonen  mit 
dem  Leben  anderer  neu  entstehender  oder  fortbestehender 
Personen  verknüpfenden  persunenrechciichen  Zusammen- 
hänge entschieden  wird. 

Dieses  Verhältniss  tritt  mit  besonderer  Deutlichkeit  in 
denjenigen  Fällen  hervor,  in  denen  die  zur  Nachfolge  be- 
rufene Rechtssubjektivität  erst  aus  dm  EUmmUn  der  auf- 
gelösten  Persdnlicbkäl  geschaffen  wird ;  somit  in  den  Fällen 
des  Ersatzes  einer  Verbandsperson  durch  eine  an  ihre  Stelle 
gesetzte  neue  Verbandsperson,  der  Verschmelzung  mehrerer 
Verbandspersonen  zu  einer  sie  aufzehrenden  umfassenderen 
Verbandsperson,  der  Zerlegung  einer  V'erbandsperson  in 
mehrere  völlig  getrennte  kleinere  Verbandspersonen.  Hier 


'  Vom  menschlichen  Individuum  lebt  nach  sdnem  Tode  nur  die 
geistige  Persönlichkeit  in  andertii  Personen  fort  (denn  von  dem  durch 
Fortprian/.ung  unter  Lebenden  vermittelten  leiblichen  Zusanimenliange  ist 
iiicr  abzusehen).  Dieses  Moment  felilt  auch  bei  dem  Untergange  von 
Gemeinwesen  mein,  auch  kann  sich  die  lebendige  Furtvvirkung  des  Gc* 
lueingeistes  einer  erloschenen  Gesammtperson  unabhängig  von  der  Trans- 
fusion  ihres  leiblichen  Bestandes  entfalten.  Altein  im  Allgemeinen  bildet 
iHer  die  Einverldbuog  der  materiellen  Elemente  zugleich  das  Vehikel  der 
gebtigen  Übertragung.  Jedenfalls  knüpft  die  Rechtsordnung  an  diesen 
äusseren  und  greifbaren  Zusammenhang  mit  dem  ehemaligen  Gemein- 
leben an. 
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überall  liegt  der  persouenrcchtliche  Zu&amineahaag  zwischen 
der  alten  und  der  neuen  socialen  Daseinsform  klar  zu  Tage 
und  erscheint  zugleich  als  unmittelbare  Ursache  einer  Suc- 
cession  der  Ersatzperson  in  das  Vermögen  der  ersetzten 
Person',  der  aus  der  Verschmelzung  erwachsenen  Person 
in  die  Vermögen  der  verschmolzenen  Personen'  oder  der 
durch  die  Zerlegung  entstandenen  Personen  in  verhältniss- 
nmßi^c  Aiitheilc  am  Vermögen  der  zcric^Lcn  Person  ^  Ganz 

'  So  in  den  oben  S.  82  $»826  erwähnten  FiUen.  Ein  solches  Succes- 
sionsverhältniss  scheint  audi  bei  dem  im  Erk.  des  O.  A.  G.  Lübeck 
V.  22.  Dec.  S3  Seuff.  B  !   ; )  N.  ij  behandelten  Ersatz  der  Lübischen 

»Krämerkompa^nic«  durch  die  am  11.  Aug.  1R5}  konstituirte  »Kauf- 
mannschaft« vorgelegen  zu  haben ;  mithin  konnte  der  gegen  »die  Älte- 
sten der  Kranicrkonipaguie«  angestrengte  Process.  wenn  inzw  ischen  diese 
Korporation  aufgehoben  war,  jedenfalls  gegen  die  Kaulniannschafi  reassu- 
mirt  werden. 

*  So  in  den  oben  S.  828  N.  i  aufgeOUirten  Fällen.  Vgl.  z.  B.  Unfall- 
versich. Ges.  $  32  Abs.  I :  »Werden  mehrere  GenosMnschafter  zu  einer 

Genossenschaft  vereinigt,  so  gehen  mit  dem  Zeilpunkte,  zu  welchem  die 
Veränderung  in  Wirksamkeit  tritt,  alle  Rechte  und  Pflichten  der  ver- 
einigten Genossenschalter  auf  die  neugebildete  Genn<;senscliaft  über«. 

J  So  in  den  oben  S.  829  N.  2  autgeführten  Fallen.  Hierbei  muss  sich 
der  Vertheilungsn]aüi,tab  nach  der  (im  einzelnen  Falle  freilich  oft  >chwicrig 
zu  ermittelnden)  Proportion  der  in  jeden  der  neuen  Verbände  über- 
gegangenen Elemente  des  alten  Verbandskörpers  richten.  Mit  Recht  hat 
daher  das  O.  A.  G.  Cassel  im  Erk.  v.  22.  Nov.  64  b.  SeniF.  Bd.  19  N.  12 
eine  vom  O.  G.  Fulda  abgewiesene  Klage,  welche  auf  Grund  einer  von 
der  »Stadt-  und  Landjudenschaft«  des  Bisthums  Fulda  i.  J.  1790  auf- 
genommenen Schuld  nach  der  i.  J.  1816  erfolgten  Zertheilung  dieser 
Genossenschaft  gegen  die  Fuldaer  Judenschaft  in  Kurhessen  auf  Bezah- 
lung eines  entsprechenden  Schuldantheiles  gerichtet  wurde,  als  begründet 
anerkannt ;  denn  mit  der  Autlösung  der  ehemaligen  Genossenschaft  seien 
deren  Rechte  und  Pflichten  nicht  erloschen,  sondern  auf  die  neu  gebil- 
deten Genossenschaften  übergegangen,  die  »den  materiellen  Bestand  jenes 
früheren  Verbandes«  zum  Theil  in  sich  aufnahmen ;  und  zwar  nach  dem 
Maßverhältniss  dieser  Bestandsaufnahme.  Eine  derartige  proportionale 
Vermögensthcilung  erfolgt  ?..  B.  auch  bei  der  Auflösung  kombinirter 
Ortfkrankenkassen  in  mehrere  Kassen  durch  \'erfi!giing  der  höheren  Ver- 
waltungsbehc'irde  (R.  G.  ^  A^)  "-"id  bei  der  Zertheilung  einer  Beruisgenos- 
sensciialt  lur  Unfallversicherung  durch  ubereinstimmende  ßeschlussfassung 
der  neuen  Genossenschaften  und  eventuell  durch  Entscheidung  desRdchs- 
versicherungsamtes  ($  }2  Abs.  5 — 6). 
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ähnlich  vtrlKik  es  sich  of]cn!\ir  in  allen  Fällen,  in  denen  die 
Auflösung  von  Verbandspersönlichkeit  zu  Gunsten  einer 
hierdurch  zwar  nicht  erst  geschaffenen,  jedoch  durch  Hin- 
fügung von  Elementen  des  aufgehobenen  socialen  Körpers 
behufs  Übernahme  seiner  Hinterlassenschaft  eigens  umge- 
scbaffenen  Rechtssubjektivität  erfolgt;  insbesondere  also  in 
den  Fällen  der  Auflösung  durch  Verschmelzung  mit  einer 
anderen  schon  bestehenden  Verbnndspcrson'  oder  durch  Auf- 
theilung  unter  bisherige  Gliedpersonen \  In  analoger  Weise 
aber  wird  man  überhaupt  eine  auf  Grund  specielkr  Sat;^ung 
oder  sat^un^smäßiger  Verfügung  eintretende  Gesanmitnach- 
folge  in  das  Vermögen  einer  juristischen  Person  sich  stets 
als  eine  durch  die  gleichzeitige  Translation  von  Verbands- 
leben personenrechtlich  vermittelte  Berufung  an  die  leer 
gewordene  Stelle  zu  denken  haben'. 

M.iii,l:c1:  es  dagegen  an  einem  durch  besonderen  Akt 
specicll  behufs  der  Succession  hergestellten  oder  für  erheb- 
lich erklärten  Nexus,  so  müssen  gleichartige  Wirkungen  des 
Wegfalls  einer  Verbandsperson  sich  schon  von  Rechts  wegen 
ans  den  in  der  Struktur  ihres  Organismus  angelegten  per- 
sonenrechtlichen Zusammenhängen  ergeben.  Und  zwar  springt 
hierbei  mit  Rücksicht  auf  das  Verhalttiiss  der  socialen  Kör- 
per zu  den  sie  umschliesseuden  und  zu  den  von  ihnen  um- 


*  So  in  den  oben  S.  827  N.  2  aufgdftkhrten  Fällen,  tn  denen  der 
Obergang  des  gesanunten  Vermögens  nebst  den  Schulden  stets  mit 
dem  Augenblicke  der  Vereinigung  erfolgt 

*  So  in  den  oben  S.  829  N.  i  aufgeführten  Fillen. 

I  RegdmäOig  handelt  es  sich  hierbei  in  der  That  entweder  um  die 
Zuwendung  des  \''ermögens  an  einen  Triger  gleicher  oder  ähnlicher 
socialer  Aufgaben,  der  zugleich  in  den  Lebensberuf  der  erloschenen  Ver* 
band^person  eintreten  soll,  oder  aber  um  die  HerbeiführunE^  einer  Ver- 
mögens.uilthcilunf^  iimcr  den  Mittilicdern,  die  zucjlcich  ein  im  Geniein- 
'.cbcii  beschlossen  i,'c\\csene>>  Hk-nicnt  ihres  D.iseins  für  ihr  SonJerleben 
zurucki^c\x'innen.  M(ii^;lic!i  ist  freilich  auch  eine  willkürliche  OrJniiiii^ 
der  Njchlolge  :  allein  die  Idee  einer  X'crnntiiung  der  Nachlolge  dm  vii 
eine  personenrechtUche  Verknüpfung  vermag  auch  solche  singularen 
Fälle  mit  zu  decken. 

SS* 
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schlossenen  Lebenseinheiien  sofort  die  zwiefache  Möglich- 
keit hervor,  dass  die  erlöschende  Verbandsperson  mit  ihrem 
Vermögen  entweder  in  das  grössere  Ganze,  dessen  Glied 
sie  war,  oder  umgekehrt  in  die  Glieder,  die  sie  als  Ganzes 
zusammenhielt,  aufgeht. 

Die  erste  dieser  Alternativen  f^rt  das  geltende  Recht 
durchweg  bei  allen  pffentlicben  Anstalten,  in  erheblichem  Um- 
fange aber  auch  bei  den  öffentlichen  Körperschaften  durch : 
dieselben  unterliegen  daher  einem  Heimfallsrechie  des  um- 
fassenderen öffentlichrechthchen  Verbandes,  dessen  Gheder 
sie  waren  ;  mithin  die  kirclilichen  Anstalten  und  Gliedkörper 
zunächst  dem  Heimfallsrecht  der  Kirche',  die  Gemeinde- 


'  Die  Säkukrisatioii,  welche  das  Kirchengut  in  wdtliehes  Eigen» 
thum  verwandelte  (Erk.  de»  O.  L.  G.  Celle  v.  9.  Nov.  8  t  Seuft  Bd.  )7 

N.  1 30),  ist  gegcnw  ärtig  schon  durch  das  vielfiich  in  den  Verfassungs- 
urkunden ausdrücklich  sanktbnirte  Princip  ausgeschlossen,  dass  alles 
Kirchengut  dem  kirchlichen  Zweck  erhalten  werden  muss  (vgl.  Bayr. 
V.  U.  Tit.  4  S  9  u.  Beil.  II  $  64.  Sachs.  C  60,  Württ.  5  70  ff.,  B.id.  5  20, 
Hess.  A.  43,  üldciib.  A.  80,  Braunschw.  §  j2,  Kob.-Güih.  §  66,  Sachs.. 
Altenb.  §  1S5»  Wald.  ^  42—4},  Reuss  ä.  L.  5  51,  Reuss  j.  L.  S  49* 
gegen  nicfat  unbedingt  Meining.  $  35— 34);  sie  ist  auch  in  Preussen  durch 
dk;  Besdtigung  des  Art.  15  der  V.U.  nicht  von  Neuem  «iläss^  gewor- 
den und  bei  der  Aufhebung  der  Orden  und  Klöster  nicht  in  Vollzug 
gesetzt.  Allein  indem  den  christlichen  Kirchen  als  solchen  und  somit 
als  Gesammtor^'inisnien  üir  Eigenthuni  und  ihre  Selbständigkeit  garan- 
tirt  ist.  erscheint  überhaupt  jeder  Anfall  des  Vermögens  eines  erloschenen 
kirchlichen  Rechissubjektes  an  den  Staat  so  lange  als  ausi,^eschlossen,  als 
der  kirchliche  Gesanimtorgauisiuus  bestellt  und  somit  der  in  ihm  be- 
gründete organische  Zusammenhang  der  einsebien  itirchlichen  Rechts- 
subjekte deren  Schicksale  bestimmt.  Darum  ist  der  Staat  Aberhaupt 
nicht  und  auch  nicht  bei  Einhaltung  der  kirchlichen  Zweckbestimmung 
«u  einseitiger  Verfügung  über  solches  Vermögen  befugt:  vielmdir  ist 
diese  \'erfüguiig  Sache  der  Kirche,  welclie  nur  unter  Umstanden  staat- 
licher Mitwirkung  bedarf.  Die  abweichenden  Bestimmungen  des  Pr, 
L.  R.  II,  II  $  307—508  u.  des  Pr.  Ges.  v.  13.  Mai  35  5  5  —  5  i"  An- 
sehung des  Vermögens  erloschener  Parochien  sind  singularcr  Natur.  — 
Dass  der  Begriff  des  Ktrchenguts  sich  nicht  nach  der  Zweckbestimmung 
einer  Vermögensmasse  richtet,  wie  eine  verbreitete  und  selbst  in  Gesette 
übergegangene  Mdnung  annimmt,  sondern  lediglich  durch  die  Beschaffen* 
heit  des  Subjektes,  mithin  durch  den  kirchlichen  Charakter  des  ein  Ver- 
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anstalten  und  kommunalen  GHedkörper  dem  Heimfalbrecht 

der  Gemeinde',  die  Staatsanstalten  und  staatlichen  Glied- 
körper üiid  in  letzter  histanz  überhaupt  alle  öftcirJichicclu- 
lichen  Verbandspersonen  dem  Heimfallsrccluc  dos  Staates*. 
Ein  ähnliches  Hcimtallsrecht  gilt  bei  privaten  Stiftungen, 
bei  denen  der  durch  eine  besondere  stiftungsmäßige  oder 
gesetzliche  Berufung  zum  Träger  des  die  Stiftung  durch- 
heiTschenden  Willens  berufene  Verband  und  in  Ermangelung 
eines  ihn  ausschliessenden  engeren  Nexus  der  Staat  an  die 
Stelle  der  erloschenen  Stiftungsperson  tritt'.  Schliesslich 
kann  auch  eine  privatrechtlicbe  Körperschaft  vermöge  ihrer 
Gliedstellung  in  einer  zusammengeset«en  Körperschaft  einem 
Heimfallsrecht  der  letzteren  unterworfen  sein,  während  ihr 
gegenüber  ein  Heimfallsrecht  des  Staates  nur  auf  Grund 
emer  positiven  Gesetzes-  oder  Verfassungsbestimmung  an- 


mögen  beherrschenden  Körperschafts-  oder  Anstaltswillens  bestimmt  wird, 
hat  neuerdings  auch  Meurer,  ßegritf  und  EigenthQmer  der  heil.  Sachen 
I  S.  239—256,  treffend  dargelegt. 

'  Eine  positivrechtliche  Erweiterung  des  ncinifiillsreclites  der  Ge- 
meinde ist  der  durch  die  R.  Gew.  O.  ^  94  u.  105"  in  I->niangelunf^  ab- 
weichender Bestiinnuini^en  der  Staturen  oder  der  Landesgesetze  vorge- 
schriebene Anfall  des  hinungsvermögens  an  die  Gemeinde;  ebenso  das 
nicht  selten  der  Gemeinde  gewährte  Anrecht  auf  das  Vermögen  er- 
loschener Stiftungen  ftlr  lokale  Zwecke;  desglddien  die  im  Züreh.  Gb. 
$  47  fQr  alle  Korporationen  getrofTenc  Bestinmiung,  dass  das  Korpo> 
rationsvermögen  stets  dann  an  die  Gemeinde  fallt,  wenn  die  Korporation 
für  einen  Gemeindervk'eck  oder  vorzugsweise  im  Interesse  der  Einwohner 
einer  bestimmten  Gemeinde  bestand. 

•  Bei  Reichsansiahen  (wie  der  Reichsbank)  ist  natürlich  das  Reich 
heimfallsberechtigt.  Ausserdem  tritt  eine  Successii^i  des  Reiches  im  Falle 
der  vom  Bundesrath  auf  Antrag  des  Reichsversicherungsamtes  verltangten 
Auflösung  einer  Berufsgenossenschaft  fQr  Unfallversidiening  ein  (nur  bei 
der  Auflösung  auf  Antrag  eines  die  Aufsicht  flUirenden  Landesversiche* 
rungsamtes  succedin  der  betreffende  Staat);  R.  G.  $ 

'  Auch  hier  wird  also  das  Heimfallsrecht  des  Staates  durch  kirch- 
liches, kommunales  oder  korporatives  Heimfallsrecht  ausgeschlossen,  wenn 
die  Stiftungsperson  dem  Organismus  dner  Kirche,  Gemeinde  oder  Korpo- 

r:ition  eingegliedert  ist  und  somit  von  einem  zur  Trägerscliaft  und 
nöthigenfalis  zur  Korrektur  des  erstarrten  stifterischen  Willens  berufenen 
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erkannt  werden  kann\  Alle  diese  Heimfallsrechte  sind  unter- 

einnnder  verwandt :  keines  dagegen  darf  unter  den  Gesichts- 
punkt eines  Anspruches  auf  erblose  Verlassenschatten  ge- 
stellt werden.  Der  Staat  so  weniiz  wie  ein  anderer  Verband 
nimmt  dabei  das  Anstalts-  oder  Korperschaftsvermöpen  nach 
den  Grundsätzen  des  Individualerbrechts  als  bonum  vacans 
an  sich.  Es  handelt  sich  vielmehr  um  eine  gern  einheitliche 
Succession  der  Gesammtperson  in  das  Vermögen  einer 
Gliedperson,  deren  Verbandsleben  mit  dem  Wegfall  ihrer 
Sonderexistenz  in  das  sie  umschliessende  grössere  Verbands- 
leben einströmt.  Darum  muss  auch  diese  Rechtsnachfolge, 
wie  sie  in  der  Berufung  des  höheren  socialen  Organismus 
zur  Ausfüllung  der  leer  gewordenen  Stelle  eines  gliedmaßigen 
socialen  Organismus  ihren  Grund  hat,  in  derselben  Berufung 
ihr  Maß  und  ihr  Ziel  finden.  Empfängt  der  weitere  X'erband 
und  insbesondere  der  Staat  selbst  die  fragliche  sociale  Hinter- 
lassenschaft nur,  weil  er  das  weggefallene  Centrum  eines 
besonderen  Verbandslebens  ersetzt»  so  empfängt  er  dieselbe 


kirchlichen,  kommunalen  oder  korporativen  Ansultswillen  durchhenscht 
wird.  Somit  kann  Ober  das  Vermögen  einer  hiernach  als  kirchlkb  aniu- 

erkennenden  Stiftun!'  nicht  ohne  Mitwirkung  der  Kirche  verfügt  werden 
('vgl.  z.  B.  chem.il.  H.innov.  V.  U.  5  75  Abs.  7;  anders  treilich  Bad. 
Stitrungsges.  3  lo) ;  ebenso  ist  bei  kommunalen  und  korporntiven  Stif- 
tungen die  Mitwirkung  des  betreflenden  grösseren  Organismus  uuiuh  uic 
oben  S.818  N.  angef.  Verfasstmgsbestknmungen  gesichert,  wälvend  das 
Pr.  A.  L.R.  II  6  5  75  wenigstens  ein  Gutachten  der  Korporation  ver- 
langt, von  dem  ohne  überwiegende  Grönde  nicht  abgewidien  werden 
soll.  —  Der  Stiftungszweck  kommt  für  eine  derartige  Zugdlörigkeit  der 
Stiftung  zwar  mittelbar  in  Betracht,  ist  aber  keineswegs  entscheidend; 
vgl.  Meurer  a.  a.  O.  S.  245  u.  25}.  Ander?;  Rad.  Stiftungsges.  5  5 
Prcuss.  Ges.  v.  20.  Juni  75  §  j  Z.  4  bezüglich  des  Begritfs  der  »kirch- 
lichen« Stiftung.  —  Ein  Heirafallsrecht  bezw.  Verfügungsrecht  des  Siiliers 
oder  seiner  Erben,  wie  es  früher  verthddigt  wurde  u.  hn  Pr.  L.  R.  II, 
65  194  u>  73  his  zu  einem  gewissen  Grade  anerkannt  ist,  besteht  an 
sich  nur  kraft  eines  besonderen  Vorbehaltes;  ohne  einen  solchen  ist  die 
vollkommene  LoslOsung  der  Stiftungsperson  von  der  Person  des  privaten 
Stifters  anzunehmen. 

'  So  im  Zweifel  bei  jeder  Korporation  nach  Pr.  A.  L.  R.  II,  6 
5  192  Ü.  u.  Sachs.  Gb.  5  $7 ;  bei  jeder  einem  öffentlichen  und  nicht 
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auch,  tm  damit  im  Sinne  eines  solchen  Ersatzes  zu  ver- 
fahren. Er  soll  daher,  falls  nicht  ausnahmsweise  die  end- 
gültige Vernichtung  einer  derarugcn  socialen  Sonderexistenz 
angezeigt  ist,  das  ilim  angefallene  Anstalts-  oder  Körper- 
schaftsvermögen nicht  mit  seinem  freien  Vermögen  ver- 
einigen, sondern  es  womöglich  anderen  schon  bestehenden 
oder  neugebildeten  Sonderpersonen  gleicher  oder  verwandter 
Art  behufs  fernerer  Erfüllung  der  betreffenden  gliedmäßigen 
Lebensaufgabe  überweisen,  mindestens  aber  es  als  ein  für 
gleiche  oder  verwandte  Zwecke  gewidmetes  Sondervermögen 
konserviren Indem  durch  Gewohnheitsrecht  und  Gesetzes- 
recht dem  Staate  selbst  eine  rechtliche  Verpflichtung 
auferlegt  ist,  in  dieser  Weise  mit  den  Hinterlassen- 
schaltcn  von  Anstalten  und  Stiftungen',  von  Gemein- 
lokalen Zwecke  dienenden  Korporation  nach  Zürch.  Gb.  5  47-  Geniein- 
rechtlich  wird  das  Gleiche  bei  jeder  für  einen  gemeinnützigen  Zweck 
errichteten  Korporation  im  Erk.  des  O.  A.  G.  Cassel  v.  51.  Mai  26  Seu£ 
Bd.  15  N.  207  angenommen.  Allein  der  gemeinnQtsige  2wedc  ,macht 
eine  Körperschaft  noch  nicht  zu  einer  solchen  des  dfientUchen  Rechts. 
Wer  aber  bei  Privatrechtskörperschaften  überhaupt  ira  Zweifel  vielmehr 
eine  Succession  der  letzten  Mitglieder  annimmt,  darf  Prfvatrechtskörper- 
schaften  mit  «[emeinnützigen  oder  dem  öfTentlichen  Leben  zugewandten 
Zwecken  liiervon  nic)n  ;i(isnelimen.  Wenn  eine  treie  Genossenschalt  sich 
einem  derartigen  Zwecke  widmet,  so  ist  ihr  Gemeinwille  eben  auf  Ver- 
folgung desselben  durch  ein  selbständiges  Gemeinleben  gerichtet;  bei 
ihrem  Wegfall  tritt  daher  zunächst  nicht  der  Staat,  sondern  es  treten  die 
Träger  dieses  Gemeinlehens  an  ihre  Stelle;  das  Vermögen  fallt  wieder 
n  die  Individualsphären,  welche  ja  (wie  gerade  die  Vereinsgründung  für 
einen  gemeinnützigen  Zweck  gezeigt  hatte)  nicht  blos  materiellen,  son- 
dern auch  ideellen  Bedürfnissen  dienen  und  fikr  den  fraglichen  Zweck 
keineswegs  verloren  sind. 

'  liinc  solche  Verptliclitung  besteht  auch  nnch  Kirchenrecht  für  die 
Kirche  in  Ansehung  des  ilir  iieinifallcnden  Vermögens  einzelner  kirch- 
licher Anstalten  und  Körperschaften;  vgl.  Ilinscbius  II  S.  462.  Ebenso 
nach  Staatsrecht  f&r  die  Gemeinde  hinsichtlich  des  ihr  an&llenden  In- 
nungsvermögens,  das  sk  nur  (tr  stiftungstnäßige  bezw.  gewerbliche 
Zwecke  verwenden  darf  (R.  Gew.  0.  $  94  u.  105^).  Vgl.  auch  die  im 
Zürch.  Gb.  $  48  der  Gemeinde  auferlegte  Verbindlichkeit. 

'  Am  ausführlichsten  bestimmt  über  die  möglichst  im  Sinne  des 
Stüters  und  bei  Unerreichbarkeit  seiner  Absicht  im  Sinne  der  Annäherung 
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den*  und  von  Körperschaften  verschiedenster  Gattung'  zu 


an  dieselbe  zu  ordnende  fernere  Verwendung  des  Stiftungsvermögens 
das  Pr.  A.  L.  R.  II,  19  $  41  mit  II,  6  $  74  ff.  u.  19)  ff.;  vgl.  über  die 
generelle  Bedeutung  der  hier  ausgesprochenen  Rechtssätze  Erk.  des  O.  Tr. 
Bd.  40  S.  49  u.  des  R.  G.  b.  Gruchot  Bd.  26  S,  1044,  sowie  Försier- 
Ei  IV  S.  760.  Unter  den  neueren  V.  V.  begnügen  sich  einige,  die 
iunvorlcibung  des  Vermögens  von  kirchliclicn-,  Schul-  und  Wohlthätig- 
kcitsanstalton  und  Oberhaupt  von  frommen  oder  nulJen  Stiftungen  in 
das  Siaatsvermögen  und  die  Verwendung  sokiicn  \  crmögens  lur  tremd- 
artige  Zwecke  zu  verbieten;  so  hayt.  V.  U.  Tit.  4  $  10  (jedoch  unter 
Vorbehalt  der  Verwendung  für  andere  Zwecke  mit  Zusdnimung  der  Be- 
theiligten und  bei  allgemeinen  Stiftungen  der  Stände);  Bad.  §  20;  Hess. 
Art,  4$— 44  (jedoch  unter  Zulassung  der  Verwendung  von  Stiftungsver- 
mögen für  fremdartige  Zwecke  mit  Zustimmung  der  Stände):  Rou>^  j.  L. 
5  49.  Andere  Verfassungsurkunden  fügen  die  positive  Vorschriü  hinzu, 
dass  das  Vermögen  solcher  Anstalten  und  Stillungen  so  l.ingc  dem  kon- 
kreten Stiltungszwcck  gewidmet  bleiben  niuss,  als  derselbe  crrciclibar 
ist»  bei  Unerreichbarkeit  des  ursprünglichen  Zweckes  aber  (und  zwar 
meist  nur  mit  Zustimmung  der  Betheiligten)  för  einen  möglichst  ihn« 
liehen  Zweck  verwandt  werden  soll;  so  Sachs.  $  60,  Oldenburg.  A.  216 
bis  217,  Cob.-Goth.  5  66,  Reuss  ä.  L.  5  51»  Waldeck.  5  43.  auch  ehemal. 
flannov.  5  75  u.  Kurhess.  (v.  18} i)  5  158.  Ähnlich  Rraunschw.  A.  217' 
(nur  ohne  das  ausdrückliche  Verlangen  der  Unerreichbarkeit  des  bi^- 
heri^en  Zwecks),  AltenN,  ^  155  161  (mit  Zulassunt^  der  Konversion 
»bei  ver.uiderten  Zeitumständen  im  Sinne  des  Stifters«)  u.  Meining.  5; 
bis  34  (unter  Gestattung  der  Hiiuiehung  des  Vermögens  eingegangener 
und  selbst  des  überflQssigen  Vermöfrcns  bestehender  Kirchen  und  Schulen 
zu  einem  allgemeinen  Kirchen-  oder  Schutfonds).  Das  Bad.  Stifningsges. 
$  10  gestattet  die  Sttftungskonversion  schon  wegen  nachtheiliger  VS'ir* 
kimg  lind  verlangt  nur  die  Ven\'endung  für  einen  anderen  »ötTeniliciienw 
und  blos  bei  kirchlichen  Stiftungen  stets  wieder  für  einen  »kirchlichen« 
Zweck. 

'  Dies  liegt  in  den  oben  S.  846  N.  2  erwaiinien  Verfassungsbesiim- 
mungen,  welche  unter  allen  Umstanden  die  Vereinigung  von  Gemeinde- 
vermögen  mit  dem  Staatsvermögen  verbieten. 

*  Das  Pr.  A.  L.  R.  II,  6  $  192  ff.  schreibt  bezüglich  des  heimge- 
(alienen  Körperschaftsvermögens»  von  der  besonderen  Behandlung  stif- 
tungsmässiger  Bestandüieile  und  der  Abfindung  der  vorhandenen  Mitglieder 
abgesehen,  nur  »anderweitige  Verwendung  für  das  gemeine  Wohl«  vor. 
Dagetjen  verlanfrt  das  Zürch  Gb.  §  48  stets  die  Verwendung  für  ver- 
wandte Zwecke.  Ziemlich  allgemein  wurde  durch  die  Cew  erbei^esetze 
bei  der  Aufhebung  oder  Auflösbarerklarung  der  Zünfte  dafür  gesorgt, 
dass  ihr  Vermögen,  soweit  es  nicht  der  Thdiung  anheimfiel,  ähnlichen 
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handeln',  erscheint  das  Heimfallsrecht  vielfach  Oberhaupt 
nur  noch  als  ein  sociales  Mittleramt  zwischen  den  erloschenen 
und  den  zu  ihrem  Ersatz  berufenen  juristischen  Personen 

eines  bestimmten  Zweckzusammenhanges*. 

Im  Gegensatz  zu  diesem  Anfall  des  Gliedes  an  das 
Ganze  vollzieht  sich  umgekehrt  Jer  Anfall  des  Garßen  an 
die  Glieder,  sobald  ein  wesentlich  nur  aut  sich  selbst  ge- 
stellter und  durch  den  ihm  immanenten  Gemeinwillen  zu- 
sammengehaltener socialer  Körper  in  seine  Bestandthdle 
zerfällt.  Ein  derartiger  Zerfall  muss  nach  der  geltenden 
Rechtsordnung  bei  der  Auflösung  aller  privatrechtlichen 
KorperscbafUn  als  Regel  angesehen  werden',  kommt  jedoch 


Zwecken  gewidmet  werde;  mein  Genoss.R.  I  S.  952  flf.,  dazu  oben  S.  871 
N.  I.  Im  Falle  der  Auflösung  einer  Ortskrankenk.isse  soll  nacli  dem 
Krankenv.  G.  5  17  ihr  Vermögen  an  diejenigen  Üriskraftkcnkassen  bezw. 
Cjeiueuiiieu  uberwiesen  werden,  welchen  die  versicherungspflichtigen  Mit- 
glieder der  Kasse  zugetbeilt  sind;  vgl.  5  68.  Ebenso  hat  nach  Bayr. 
Bergges.  A.  190  der  Staat  dasVennögen  eines  aufgelösten  Knappschafts- 
vereins anderen  Knappschaftsvereinen  oder  Gemeinden  zu  üböweisen, 
falls  eine  solche  Überweisung  nicht  schon  durch  Statut  oder  Beschluss 
erfolgt  ist. 

'  Dass  auch  ohne  ausdrücküclie  Gcset^csbcstimniuns:  durch  ge- 
meines Gewolmheixsrecht  dem  Staate  eine  derartige  ^'e^bindlichkeit  als 
Recht:>pnii;ht  obliegt,  ist  für  Stillungen  im  Erk.  des  R.  G.  v,  25.  Nov.  79 
Bd..  I  K.  }8  S.  88,  für  Korporationen  im  Erk.  des  O.  A.  G.  Cassel  vom 
)i.  Mai  26  Seuff.  Bd.  13  N.  207  anerkannt.  Vgl.  B^'it^  S.  1141  ff.  u.  1150; 
Dervikurg  $  64  N.  8. 

'  Gleichwohl  muss  auch  dann  (mag  selbst  der  Staat  zur  Über- 
weisung des  Vermögens  an  ganz  bestimmte  andere  Verbände  verpflichtet 
sein,  wie  bei  der  Auflösung  von  Ortskrankenkassen)  ein  Eitrenthumsanf'all 
an  den  Staat  angenommen  werden.  Das  interimistische  Staatseigenthum 
ist  freilich  materiell  auf  das  Äusserste  gebunden,  au^^ert  sich  aber  in  der 
ihm  entsprechenden  formalen  Herrschaft,  vermöge  deren  der  Staat  in- 
zwischen das  Vermögen  zu  verwalten  und  zu  vertreten  (daher  auch  z.  B. 
eine  Vindikation  anzustellen)  und  demnächst  Eigenthum  daran  zuzuthtilen 
hat.  Sein  Eigenthum  gleicht  dem  des  Salmannes. 

'  So  bei  den  durch  moderne  Specialgesetze  geregelten  Genossen- 
schaften und  Vereinen  kraft  ausdrücklicher  Gesetzesbestimmung.  Aber  auch 
bei  anderen  Privatrechtskörperschaften,  wie  dies  ?..  B.  bei  Agrargenossen- 
schaften oder  \'ersicherungsgenossenschaften  auf  Gegenseitigkeit  (vgl. 
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auch  bei  der  Aullösung  qfentlkbrecbtlicber  Korperscbufien 
vor*.  Hier  rückt  in  die  leere  Stelle  der  erloschenen  Ge- 
sammtperson  die  Gesammtheit  als  Personenvtelheit  ein, 

nimm:  die  Elemente  des  bisherigen  Gemeinlebtus  in  ihr 
freies  Sonderleben  zurück  und  succediri  demgemäß  auch  in 
die  N'ermögensherrschaft  des  weggefallenen  Reehtssubjektes. 
Bei  einer  zusammengesetzten  Körperschaft  kann  auf  diesem 
Wege  eine  Anzahl  engerer  Verbandspersonen  succediren*; 
im  Übrigen  wird  die  Summe  der  Individuen,  welche  den 
socialen  Körper  im  Augenblick  seiner  Beendigung  bilden, 
nach  dem  Maßstabe  ihres  Mitgliedschaftsverhältnisses  be- 
rufend Die  nunmehrige  Theilhabergemetnschaft  kann  dann 
möglicher  Weise  anderweit  über  das  ehemalige  Körper- 
schaftsvermögen verfügen,  zielt  aber  im  Kormalfalle  auf 


Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  i.  Dcc.  71  Bd.  4  N.  42  S.  201)  kaum  ernst- 
haft hcstritien  werden  kann.  Hin  entgegengesetztes  Gcwolmiicitsrecht  zu 
Gunsten  des  Heinilallci»  au  den  hi^kus,  wie  es  B.  Dernburg  Fand.  ^  64 
annimmt,  ist  gegenüber  dem  in  Amebung  der  Privatreditskörperschiftm 
niemals  verstummten  Widerspruch  (vgl.  oben  S.8$8  K  i)  nicht  nachweis- 
bar. Vgl.  auch  WinduAdd  $  62»  SUiMfe  $  $4^  Roth  $  72  N.  42,  Bot^t  S.  1S2  iL, 
Rosin  S.  i$3  N.  }i. 

'  So  7..  B.  bei  öffentlichen  Wassergenossensch.aften  nncli  Prcuss. 
Ges.  5  i>7  vgl.  mit  ^  41 ;  bei  W'aldgenossenschaften  nach  Preuss.  Ges. 
3  46;  bei  Haubergsgenossenschatten  im  Falle  einer  freilich  nur  aus  drin- 
genden Gründen  zuläSMgen  völligen  oder  partiellen  Autio^ung  nach 
Preuss.  Ges.  $  $  Abs.  3.  Zum  Tbdl  auch  hei  Zünften  und  Innungen 
nach  älteren  Gew.  O.  und  jetzt  nach  R.  Gew.  O.  S  94  u.  lojs  sowie  bei 
Innungsverbänden  nach  R.  Gew.  O.  $  104«. 

^  So  bei  Innongsverbänden  die  Innungen;  R.  Gew.  O.  $  1040.  Man 
denke  auch  an  die  Auflösung  des  ehemaligen  Deutschen  Bundes. 

J  Im  Zweifel  nach  Köpfen  (vgl.  R.  Genoss.  Ges.  5  47i  Bayr. 
Vereinsges.  .A.  29,  Zürch.  Gb.  $  47);  jedoch  bei  Vcrmögensgenossen- 
scbatten  nach  Amheilen,  bei  agrargcnossenschaftlichcn  Verhältnissen  ohne 
feste  Antheilsquoten  nach  Nutzungsrechten  oder  verwandten  positiv- 
rechtlichen  Maßstäben,  bei  manchen  Genosseoschaiten  nach  Beitrags- 
leistungen (t.  B.  bei  Waldgenossenschaften  Rückgabe  der  vergemdn- 
schafteten  Grundflächen  und  Auftheilung  der  Hoübestände  nacli  dem 
Kapitalwcrth  der  eingeworfenen  Holzbestände,  Preuss.  Ges.  §  46).  —  Im 
l  alle  der  AuflöMing  durch  Reduktion  auf  Ein  Mitglied  tritt  natürlich  der 
Anfall  zu  AUeineigemhum  an  die  Stelle. 
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reale  Theilung  und  somit  auf  endgültige  Überführung  des 

Socialrechts  in  Individualrecht  ab.  Hierbei  darf  man  aber 
wieder  schlechthin  nicht  an  eine  Art  von  Beerbung  der 
juristischen  Person  durch  andere  Personen  denken:  es  han- 
delt sich  vielmehr  um  eine  im  \'erhäliniss  der  Individuen 
zu  einander  jedes  Vorbildes  entbehrende  Form  des  Subjekt- 
wechseis  und  somit  um  eine  durchaus  eigenartige  social- 
rechtliche  Succession,  welche  sich  im  Ganzen  und  im  Ein- 
zelnen nach  Körperschaftsrecht  vollzieht'. 

Schliesslich  ist  nicht  zn  läugnen,  das$  in  zahlreichen 
Fällen  der  socialen  Dekomposition  dem  Wesen  des  Vor- 
ganges weder  die  ausschliessliche  Nachfolgerschaft  eines 
umfassenderen  Gemeinwesens  noch  der  vollständige  Anfall 
an  die  Glieder,  sondern  lediglich  eine  Kombination  beider 
Succcssionsarten  unu  somit  eine  Sonderung  des  hintcrlassenen 
Vermögens  in  einen  seiner  bisherigen  socialen  Bestimmung 
zu  erhaltenden  und  einen  der  Auftheilung  unterworfenen 
Bestandtheil  entspricht.  Doch  ist  die  hier  erforderliche  Aus- 
einandersetzung kaum  ohne  specielle  Hülfe  der  Gesetzgebung 
durchführbar  \ 


*  Vgl.  auch  Bol{t  a.  a.  O.  S.  182—184,  ^er  nur  zu  weil  gtht,  wenn 
CT  den  BegriiT  der  Succession  überhaupt  nicht  anwenden  will. 

*  Wie  zum  Theil  schon  ähere  Gewerbegesetze,  so  unterscheidet 
j«tn  die  R.  Gew.  O.  S  94  u.  10^«  versdiiedene  fiestandtbeile  deslnnungs- 
vermögens:  das  bisher  xur  Ftindining  ,von  Uoierncbtsansulten  oder  xu 
anderen  Öffentlichen  Zwecken  bestimmte  Vermdgen  ist  seinem  Zweck 
durch  eine  entsprechende  Widmung  (die  insbesondere  auch  durch  Er- 
hebung der  bisher  von  der  Innung  abhängigen  Anstahen  cider  Kassen  zu 
selbständigen  Verbandspersonen  ertolgcn  kann)  oder  durch  Fürsorge  der 
heimhilhberechtigten  Gemeinde  zu  erhallen;  das  aus  Beiträgen  der  zeitigen 
Mitglieder  gebildete  Reinvemiögen  unterliegt  dem  Verthcilungsbeschluss 
(jedoch  darf  bd  neuen  Innungen  l^n  Mitglied  mdir  als  die  Gesamrotsumme 
seiner  Beiträge  empfangen) ;  der  Rest  fällt  der  Gemeinde  xur  BcnQteui^ 
für  gewerbliche  Zwecke  zu.  Bei  Innungsverbänden  findet  nur  Aus> 
scheidutig  der  für  den  Unterricht  oder  öffentliche  Zwecke  bestinmitcn 
Sondermassen  behufs  gleicher  Zweckverwendung  Statt,  während  im  Übri- 
gen die  Verthcilung  unter  die  Innungen  nach  Verhältniss  ihrer  Beitrags- 
Idstungen  als  gesetzliche  Kegel  gilt.   Das  Pr.  L.  R.  II,  6  5  192—202 
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Äusserst  selten  dagegen  sind  die  Fälle,  in  denen  bei  dem 
Untergange  einer  juristischen  Person  in  der  That  mangels 
jedes  kraft  eines  besonderen  personenrechtlichen  Nexus  be- 
rulci.cii  Nachfolgers  der  Fiskus  aus  dem  Titel  der  bona 
vacantia  succcdirt'. 

Die  socialrechtliche  Succession  ist  stets,  wie  dies  ihrer 
personenrechtlichen  Grundlage  entspricht,  eine  Gesammt- 
nachfolge* >  Es  geht  also  das  Venndgen  der  ehemaligen  Ver- 
bandsperson als  eine  in  sich  geschlossene  Einheit  mit  allen 
ihm  zugehörigen  Rechten  und  Verbindlichkeiten  auf  sein 
nunmehriges  Subjekt  über,  Damm  hat  der  Rechtsnachfolger 
«iner  erloschenen  juristischen  Person,  wie  er  deren  Forde- 
rungen geltend  zu  machen  hat,  so  deren  Schulden  zu  be- 
zahlen. Dies  gilt  in  gleicher  Weise  bei  den  verschiedenen 
Forincn  des  Heimfalies  und  des  Zerfiilles  und  bei  )eJc!  Art 
der  gewillkürten  Nachfolget  Allein  in  Ermangelung  person- 
verpflichtet bei  jedem  Hciinfall  von  Körperschaftsvermögen  den  Staa: 
einerseits  zur  Ausscheidung  stiftungsmäßiger  Sondermassen  bdiufs  mög» 
lichster  Erhaltung  bei  ihrer  Zweckbestimmung,  andrerseits  zur  ROckgabe 
der  Eintrittsgelder  und  ausserordentlichen  Beitrüge  oder  Zuwendungen 
(nicht  aber  der  ordentlichen  Beitrüge)  an  die  noch  vorhandenen  Mtt> 
glieder,  zur  Gcwähruni^  eines  lebenslänglichen  Nutnmp5f»enu5se5  der 
letzten  Mitglieder  nn  dem  lur  ilire  Nutzung  und  ciiver  lebenslang! iciien 
Verpflegung  derselben  .lus  dem  lur  ihren  Unterhalt  bcstimnvt  gewesenen 
Yerniügen,  sowie  ^ur  Leistung  einer  Hntscludigung  wegeii  wegtallender 
Ehrenredite.  Man  denke  femer  an  (He  schwierige  Ausdnandersetzung 
zwischen  GemeindeansprOchen  und  Andieilsrechten  der  Mi^lieder  bei  der 
Aufhebung  agrarischer  Gemeinheiten* 

'  So  z.  B.  wenn  eine  Familienstiftung  durch  Erlöschen  der  Familie  oder 
eine  Privatrcchtskörperscbaft  durch  den  Wegfall  sämmdicher  Mitglieder 
ihr  Ende  erreicht. 

*  Geleugnet  wird  dies  (in  Ansehung  der  Aktiengesellschaft)  gegen- 
über Kunlie  Z.  f.  H.  R.  Bd.  6  S.  29  u.  Kr. V.  Sehr.  Bd.  6  S.  105  von 
Remuä  A.  G.  S.  842—845.  Eine  Unlversalsuccession  im  rimisdien  Sinne 
liegt  fireilich  nicht  vor:  wohl  aber  eine  dmtsdtred^lü^  Gesammtnachfolge 
in  ein  Vermögen  als  Ganzes  (wie  bd  der  deutschen  Erbfolge»  vgl. 
Heuslcr  Inst.  II  S.  5^2  ff). 

^  Darum  ist  im  Erk.  des  R.  G.  v.  25.  Nov.  79  C.  S.  Bd.  i  N.  58 
S.  86—89  mit  Recht  angenommen,  dass  die  Bezugsrechte  eines -viluthe- 
rischcn  Gymnasiums«  gegen  ein  Kirchenarar,  nachdem  dieses  Gymnasium 
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lieber  Cbernahme  der  Passiva  oder  einer  ihm  besonders  auf- 
erlegten gesetzlichen  Verpflichtung  haftet  der  Successor 
nicht  persönlich,  sondern  nur  mit  der  Verlassenschaft  für 
die  in  ihr  enthaltenen  Verpilichtungen '. 

Als  Gesammtnachfolge  ergreift  diese  Succession  auch 
die  Rechte  und  f^erbindlicbkeiten  der  juristischen  Person  gegen 
ihre  Mitglieder,  Soweit  es  sich  freilich  um  rein  micglied- 
schaftliche  Beziehungen  handelt,  gehen  dieselben  ohne  Rück- 
stand unter;  und  soweit  von  der  Mitgliedschaft  unabhan^'i^e 
individualrechtliche  Verhältnisse  in  Frage  stehen,  kommen 
gleiche  Grundsatze  wie  gegen  und  für  Dritte  zur  Anwendung. 
Dagegen  entfalten  die  Verhältnisse  des  körperschaftlichen 
Individualrechts  nunmehr  ihre  Doppel natur,  indem  ihr  gemein- 
heitlicher Bestandtheil  verschwindet  und  ihr  sonderrechtlicher 
fiestandtheil  frei  wird.  Wir  haben  oben  bei  der  Besprechung 
der  dnzelnen  Sonderrechtsverhähnisse  bereits  diese  das  Kör- 
perschafisb^nd  öberlebenden  Rückstände  ins  Auge  gelaust. 
Hiermit  aber  ist  zugleich  der  Umfang  bezeichnet,  in  welchem 
der  Rechtsnachfolger  einer  Körperschaft  aus  Sonderpliichten 
ihrer  ehemaligen  Mitglieder  berechtigt  wird^  und  Sonder- 

i.  J.  1812  in  eine  Bürger-  und  Realschule  und  i.  J.  187  j  aus  einer  Staais- 
anstalt  in  eine  städtische  Anstalt  umgewandelt  war,  von  der  jetzigen 
Anstalt  LfcltenJ  gemacht  werden  können.  Vgl.  Pr.  A.  L.  H.  II,  6  §  201 ; 
Sachs.  Gb.  5  57;  H.G.B.  An.  21$  Abs.  4,  245  u.  247;  R.  Gcnoss.  Ges. 
$  47;  Krankenvers.  G.  $  47;  R.  Gew.  O.  5  94»  105*  i04**i  Preuss, 
Wassergenoss.  G.  5  37  u.  41. 

'  Dieser  Sau  ist  unbestritten.  Eine  geseuUcbe  Ausnahme  besteht 
<n  Lasten  des  an  Stelle  einer  wegen  Leistungsunßhigkeit  aufgelösten  Be- 
rufsgenossenschait  fiir  Unfallversidierung  tretenden  Reiches  oder  Staates 
(5  33).  Ausserdem  wird  der  Satz  natürlich  durch  eine  gesetzliche  sub- 
sidiäre Sonderhaft  der  einer  GenCMtsenschaft  succedirenden  Mitglieder 
modiftcirt. 

*  D.iruni  können  /..  B.  die  bereits  l.iHig  gewordenen  Heitragslei- 
stunfien  chenudi^er  Mitglieder  noch  cingelordert  werden  ;  vgl.  fiir  Innungen 
und  i:;iiüiigbvcrbande  R.  Gew.  Ü.  5  lOJ*  u.  1041,  tür  eingeschriebene 
Hülfskassen  R.G.  ^  31,  für  Aktiengesellschaften  £rk.  des  R.O.  H.G.  v. 
17.  April  77  Bd.  22  N.  }o  S.  135— j  38  (Einforderung  nicht  eingezahlter 
Aktienbeträge  seitens  dar  Liquidatoren)  u.  v.  it.  April  76  Bd.  20  N.72 
S.  270—284  (desgleichen  seitens  des  Konkursverwalters).  Nicht  anders 
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rechte  derselben  befriedigen  muss*.  Es  sei  hier  nur  noch 
darauf  zurückverwiesen»  in  wie  erheblichem  Umfange  das 
deutsche  Recht  genossenschaftliche  Sonderpflichten  und  Son- 

dtcircchtc  entwickelt  hat,  welche  i;iji  adc  aui  üie Eventualität  der 
Auflösung  und  nur  auf  sie  gerichtet  sind.  Hierher  gehören 
einerseits  namentlich  die  den  Mitgliedern  obliegende!!  sub- 
sidiären Haft-  und  Deckungsverbindlichkeiten,  welche  als  Hafl- 
verbindlichkeit  freilich  den  Nachlass  der  juristischen  Person 
nicht  berühren*,  als  Deckungsverbindlichkeiten  aber  ent- 
sprechende Deckungsansprüche  erzeugen,  die  einen  Aktiv* 
bestandtheil  jenes  Nachlasses  bilden  und  dcmucin  iij  aii^h 
vun  dem  Rechtsnachfolger  der  Genossenschaft  zur  Befriedi- 
gung ihrer  Gläubiger  verwandt  werden  müssen Andrerseits 

verhält  es  sich  mit  ErsatzansprOdien  gegen  die  eNmaligen  Träger  von 
Organsteilungen;  vgl.  Eric,  des  O.  L.  G.  Hamb.  v.  10.  Nov.  85  SenC 
Bd.  41 N.  207  (der  Konkursverwalter  k$nn  Namens  der  Kookursgliuibtger 
einer  Alctiengesellscbaft  den  zunächst  der  Aktiengesellschaft  als  solcher 
zustehenden  Ersatzanspruch  gegen  die  Mitglieder  des  Aufsichtsraths  wegen 
unzulässiger  Vertheilung  von  Dividende  geltend  machen). 

'  Dahin  können  (müssen  aber  keineswegs)  die  oben  S  S;,  N.  2  er- 
wähnten Ansprüche  gehören,  welche  das  Pr.  A.L.R.  II.  6  198 — 200 
u.  202  den  letzten  Mitgliedern  gegen  den  lieinilallsbercciitigten  Fisku?  ge- 
wahrt. Es  gehören  hierher  stets  die  aus  dem  Vermögen  eingeschriebener 
Hülfskassen  zuuucii>t  zu  deci<cnden  bereits  entstandenen  Unterstülzimgs- 
anspröche  von  Mitgliedern  (§  31).  die  n^t  dem  Vermögen  von  Orts- 
krankenkassen und  Betriebslcrankenkassen  transferirten  UnterstDtzungs- 
ansprOche  gleicher  Art  ($47  Abs.  $  u.  S  die  ebenso  transferirten  Eot. 
schädigungsansprikhe  der  Mitglieder  von  Beruüsgenossenschaften  für  Uo- 
fallversiclierung  ($  }a).  Desgleichen  die  vor  der  Verdietlung  des  Vermögens 
einer  aufgelösten  En^^erbs-  und  Wirthschaftsgenossenschafi  zu  befriedi- 
genden Mitgliederansprüche  aus  genossenschaftlichen  Guthaben  und  aus 
Gewinnbezugsrechten  des  let/:ten  Jahres  (§  47  litt,  b  u.  c). 

*  Weshalb  die  viel  angelochtenen  Fntsch.  des  R.  G.  v.  12.  Jan.  81 
u.  9.  Febr.  8}  C.  S.  Bd.  5  X.  7  S.  lu  i)  u.  Bd.  8  X.  18  S.  72—74, 
welche  die  Heranziehung  noch  haftbarer,  aber  vor  der  Auflösung  aus- 
geschiedener Genossenschafter  zum  ümlageverfahren  ablehnen,  insoweit 
unanfechtbar  ^d»  als  in  Folge  vollzogener  Auseinandersetzung  mit  der 
Genossenschaft  eben  nur  noch  Sonderhaft,  nicht  mehr  Deckungspflicbt 
besteht;  vgl  oben  S.  )0t  K  1. 

)  Hierauf  beruht  die  gesetzliche  Ordnung  des  Umlagcverfiüirens 
bei  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschatten ;  vgl.  oben  S.  )00.  — 
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gehören  hierher  die  den  Mitgliedern  auf  gewisse  Stücke 
oder  Werthbeststndtheile  des  Genossenschaftsvermögens  zu- 
stehenden Anwartschaftsrechte,  welche  den  Nachlass  der 

juristischen  Person  mit  entsprechenden  Passiven  belasten 
und  somit  von  ihrem  Reclitsnachfolger  befriedigt  sein  müs- 
sen, bevor  demselben  ein  Aktivvermögen  anfallen  kann'. 
Darum  findet  bei  denjenii^en  1-ormen  des  genossenschaft- 
lichen Gesammteigenchums,  bei  denen  die  in  den  Antheils- 
rechten  enthahenen  anwartschaftlichen  Sonderrechte  das 
ganze  Genossenschaftsvermögen  erschöpfen,  im  Falle  der 
Auflösung  üherhaupt  keine  eigentUche  Succession  der  Mit- 
glieder, sondern  lediglich  eine  Konsolidation  des  Eigenthums 
hei  den  Trägem  der  gesonderten  Antheile  Statt*.  Succedirt 
wird  hier  im  Grunde  nur  in  die  formale  Seite  der  bisher 
von  der  juristischen  Person  ausgeübten  Vermögensherrschaft'. 

In  ähnlicher  Weise  ist  bei  freien  Wassergenossenschaften  ein  nach  der 
Auflösung  sich  ergebendes  Deficit  durch  die  Aussehreibung  und  Einkla* 
gung  von  Umlagen  nach  dem  statutarischen  Theilnahmeverhälmiss  der 
ebemaligen  Genossen  und  durch  die  Wiederholung  dieses  Verfalirens  in 
Ansehung  von  Ausfällen  zu  decken;  doch  ist  hier  das  gleiche  Verfahren 
auch  während  des  Bestandes  der  Genossenschaft  zulässif^:  Preuss.  Ges- 
V.  I.  Apr.  79  5  24.  Annln?  verhalt  es  sich  nach  demselben  Ges.  §  52 
bei  öffentlichen  Wassergennssenschaften  und  nach  dem  Ges,  v.  6.  Juli  75 
J  4^  bei  Waldgenossenschaften  bezüglich  der  den  Mitgliedern  nach  Er- 
sdiöpfung  des  Genossenschaftsvemiögens  obliegenden  Decinnigspflicbt  und 
der  Ar  die  Genossenschaft  ihren  Gläubigem  gegenöber  begründeten  PAtcht 
zur  Aussdireibung  und  Einziehung  der  erforderlkboi  Bdtrige.  Dass 
audi  bei  der  Authebung  von  kirchlichen  Rechtssubjekten  der  kirchliche 
Obere  als  Rcchtsnachfnli,'cr  zur  Ik-schaffung  der  SchulJenJeckung  durch 
Umlagen  verpflichtet  sein  kann,  bemerkt  [{iufcbiiif  II  S. 

*  So  kann  bei  eingetragenen  Genossenschaften  des  Reichsrechts 
(§  47)  erst  nach  Befriedigung  der  »Geschäftsantheiie«  von  einem  hinter- 
lassenen  Reinvermögen  die  Rede  sein. 

*  So  mit  Recht  Bftder  S.  271.  Vgl.  auch  WindsOeid  $  62. 

1  Auch  in  dieser  Htnncht  rOckt  die  Summe  der  Mitglieder  an  die  Stelle 
der  juristischen  Person:  allein  die  Herrschaftsrechte  der  letzteren  ver- 
einigen sich  nicht  ohne  Weiteres  mit  dein  Individualrecht,  sondern 
bleiben  während  der  Liquidation  in  den  M  inden  der  Einzelnen  von  ihrem 
materiellen  Eigenthumsnntheil  gesondert  und  werden  daher  von  ihnen 
in  einer  nocli  nacli  Korpersdiaftsrecht  lebenden  Genteinschalt  ausgeübt. 
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Analoge  Wirkungen,  wie  sie  die  Beendigung  einer  Ver- 
bandspersönlichkeit hervorbringt,  knüpfen  sich  in  gewissem 

Umfvintjc  schon  an  diejenigen  X'cründci  ungcn,  wclclie  den 
Charakter  einer  theihuciscn  Außösnng  tragen.  Auch  hierbei 
wird  ein  Stück  des  organischen  Lebens  eines  socialen  Körpers 
aus  dem  bisherigen  Verbände  gelöst  und  seinem  bisherigen 
Persönlichkeitscentrum  entfremdet,  um  entweder  einem  an- 
deren Gemeinleben  einverleibt  zu  werden  oder  aber  in  das 
freie  Einzelleben  zu  fallen.  Demgemäß  pflegt  sich  mit  der 
paniellen  Auflösung  auch  eme  panielle  Succession  in  das 
Verbandsvermögen  zu  verknüpfen,  indem  ein  verbälmiss- 
mäßiger  Thell  desselben  ausgeschieden  wird  und  entweder 
in  das  Vermögen  der  theilweise  substituinen  Verbands- 
Persönlichkeit  übergeht'  oder  aber  in  das  Individualver- . 
mögen  der  ganz  oder  theilweis^  losgebundenen  Mitglieder 
gelangt*. 


*  So  in  den  oben  S.  828  N.  3  angef.  Fällen  der  Abzweigung  einer 
neuen  Verb.indsperson  von  einer  fortbestehenden  anderen  Verbandsperson ; 
desgleichen  aber  in  den  Fällen  der  Übertragung  integrirender  ßestand- 
theile  eines  socialen  Körpers  in  einen  anderen  socialen  Körper.  Doch 
tritt  die  Succession  in  einen  entsprechenden  Antheil  am  \'ernu\goii 
bezw.  an  den  Schulden  hier  meist  nicht  von  selbst  ein,  sondern  wird 
erst  dnrdi  eine  Vereinbarung  (wie  s.  B.  bei  staatlichen  Gebietsabtretungen) 
oder  eine  höhere  Verfügung  (wie  z,  B.  bei  Gebieuveränderungen  von 
Gemeinden  oder  bd  Bestandsverändenini^n  von  Kirchen)  verniittelt, 
ohne  dass  regelmäßig  ein  fester  Rechtsanspruch  auf  Theilung  bezw. 
Schuldübernahme  begründet  wäre  (vgl.  hinsichtlich  der  Kirclicn  //;>;^•'■•'f^i• 
II  S.  400  ft).  Gesetzliche  Normen  über  eine  derartige  Auseinandersetzung 
eotlialten  das  Krankenvers.  Ges.  §  47  u.  das  Unfallvers.  Ges.  5 

*  So  z.  B.  bei  der  iheilweisen  Autlösung  der  Aktiengesellschaft 
durch  Aussdieiduug  oder  Reduktion  von  Aktien;  vgl.  Erk.  des  R.O.H.G. 
V.  4.  Febr.  76  Bd.  18  N.  107  S.  425—434  u.  v.  29,  Nov.  78  Bd.  34 
N,  63  S.  242—257.  Ebenso  bei  einer  partiellen  Gemeinheitstiidlung.  — 
Dagegen  succedben  insoweit,  als  in  der  Ausscheidung  von  Mitgliedern 
eine  Bestandsveränderung  und  somit  eine  theilweise  Auflösung  der  Körper- 
schaft nicht  gefunden  wird»  die  ausscheidenden  Mitglieder  auch  nicht 
in  einen  Antheil  am  Köq>crschaftsvermögen ;  vgl.  R,  Genoss.  Ges.  5  39 
Abs.  2,  R.Gew. O.  <  82  u,  loo  Abs.  8,  Wiyt.  Vereinsges.  .\.  35.  Hieran 
ändert  es  nichts,  wenn  das  ausscheidende  iMitgiied  kratt  eines  Sonderrechts 
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IV.  Fragen  wir  endlich  x\\d\  der  Ferwirkluhung  aller  dieser 
von  der  Rechisürdinini'  an  die  Beendigung  von  Verbands- 
persönlichkeit geknüpiien  Folgen,  so  wird  dieselbe  in  den 
meisten  Fällen  nicht  mit  Einem  Schlage  perficin,  sondern 
vollzieht  sich  durch  eine  Reihe  von  Handlungen  und  Vor* 
gängen»  welche  sich  oft  über  einen  längeren  Zeitraum  er- 
strecken. Wie  also  der  Entstehung  einer  juristischen  Person 
ein  besonderes  Gründungssiadium  vorangehen  kann,  so  kann 
ihrer  Beendigung  ein  besonderes  Zersetzungsstadiuni  folgen. 

Der  /citpiitikt  der  Becndii^itn^  einer  körperschaftlichen 
oder  anstaltlichen  Existenz  ist  stets  der  rechtlich  lest  be- 
stimmte Augenblick,  in  welchem  der  von  Rechts  wegen 
als  Beendigungsgrund  wirkende  Thatbestand  eingetreten 
oder  die  mit  der  entsprechenden  Vemichtungskraft  ausge- 
rüstete Willensaktion  vollendet  ist*.  Die  neueren  Gesetze 
lordern,  wie  bei  der  Lrnciuung  und  bei  jeder  weseiulichcii 


ruch  j^csetzlicher  Regel  (wie  sie  t.  B.  dns  R.Genoss.G.  5  39  2—5 
für  den  buchmäf^icjen  Geschäftsamheil  aiitstclh)  oder  statutarischer  Be- 
stinnuung  (wie  sie  die  angel.  Gesetze  offen  halten)  die  Aus/ahluii<^  einer 
bestimmten  Summe  oder  die  Herausgabe  eines  bestimmten  Gegenstände:» 
verlangen  kann  oder  umgekehrt  kraft  einer  Sonderverbindhclikcii  noch 
xur  Leistung  gewisser  Beiträge  verpflichtet  (Bayr.  Vereinsges.  A. 
Erk.  des  R.O.H.G.  v.  8.  Märx  79  Bd.  3$  N.  67  S.  272—275)  oder  mit 
«joer  Hafhing  ffir  Körperschaftsverbiodlidikeiten  belastet  (vgloben  S.  |Ot — 
JOS,  auch  Preuss.  Wassergenoss.  G.  $  30)  bleibt. 

■  Hierzu  gehört  im  Falle  der  Aufhebung  durch  fremden  Wtllens- 
emschluss  die  ordnungsmäßige  Erklärung  des  AuthebungswilJens  an  die 
betroffene  Verbandsperson,  deren  etwa  tliatsächlich  fortgesetztes  Dasein 
erst  von  diesem  Augenblicke  an  kein  rechtliches  Dasein  mehr  ist;  vgl. 

Prcuss.  Wassergenoss.Ges.  ;^  65,  wonach  eine  öffentliche  Wassergenossen- 
sciinft  mit  dem  Moment  als  nulgelost  gih,  m  welchem  der  Beschluss 
des  Ministers  dem  N'orstnnde  zugestellt  ist.  Im  Falle  der  Aulhebun^ 
durch  ei^cn  Willensentschluss  i^'enfigt  dessen  \  erlas^uiiginulMf^er  Aus- 
spruch, wenn  CS  jcdocii  einer  liüheren  Genehmigang  bedarf,  so  erlischt 
die  Verbandsperson  erst  in  dem  Augenblick  des  Hinzutrittes  der  fremden 
Willenserklärung  (nach  dem  angel.  %  63  des  Preuss.  Wassergenoss.  in 
dem  Augenblick  der  Zustellung  des  Genebmigungsbeschksses  an  den 
Vorsund). 
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Veränderung,  so  bei  der  Auflösung  von  Genossenschaften 
vielfach  eine  besondere  Konstatirung  und  öffeniliciie  Kund- 
machung'. Sie  machen  indess  regelmäßig  von  den  vor- 
^ebchriebenen  Anmeldungen ,  Eintragungen  und  Bekannt- 
machungen keineswegs  in  gleicher  Weise,  wie  den  recht- 
lichen Beginn,  die  rechtliche  Beendigung  des  körperschaft- 
lichen Daseins  abhängig 


*  So  bei  Akticni^'cscllschaftcn  Annicldun»  mn\  Handelsrei^ister. 
Hintraguug  und  dreimalige  öticntliche  Bekanntmachung  unter  Auttbrderung 
der  Gläubiger,  üch  bd  der  Gesellschaft  zu  melden,  —  welche  Auffor- 
derung jedoch  im  Falle  der  Fusion  unterlassen  oder  aufgeschoben  werden 
kann;  vgl.  H.  G.  B.  Art.  34)  u.  247,  Schweiz.  O.  R.  Art  665  u.  669, 
Remud  A.C.  S.  829  ff.  Ebenso  (von  den  Vorschriften  für  Fusion  abgesehen) 
bei  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften  nach  Rcichsgenoss.  Ges. 
5  56  ;  vgl.  Östcrr.  Genoss.  Ges.  ^  40,  Schweiz.  O.  R  A.  711 — 712.  De«;- 
gleichen  bei  Genossenschaften  des  Saclis.  R,  nach  dos.  v.  15.  Juni  bi> 
5  }i — J2  und  bei  freien  Wai^crgcaosscnschaften  nach  Preuss.  Ges.  ^  52. 
Vgl.  femer  Bayr,  Ges.  über  die  privatrechtliche  Stellung  der  \'ereine 
A.36— 38  (Anmeldung  und  gerichtliche  Bekanntmachung  der  Auflösung).  — 
Oberall  tritt  indess  im  Falle  der  Konkursiröffnung  die  dem  Konkurs^ 
verfahren  entsprechende  Publicität  an  die  Stelle;  H.G.B.  Art.  24},R.  Gc- 
noss.  Ges.  §  57,  Sachs.  Ges.  l  Preuss.  W.issergcnoss.  G.  5  JJ»  BajT. 
Ges.  a.  a.  O.,  Österr.  Genoss.  G.  5  40i  Schwebe.  O.  R.  A.  665  u.  711 
Abs.  I 

*  \  ieimchr  ist  die  Wirkung  der  Eintragung  und  Bekanntmachung 
bei  allen  in  der  vor.  Note  angef.  Genossenschaften  nur  die  i^ehöri^t 
Pubiiciiai,  die  W  irkung  ihrer  Unterlassung  der  Mangel  geJmiger  Publicität 
der  Auflösung  (und  zwar,  soweit  es  sich  um  das  Handelsregister  han- 
delt, mit  den  im  H.  G.  B.  Art.  3$  Abs.  2—}  bezw.  im  Schweiz.  O.  R. 
Art.  86t  fixirten  Recbtsvennuthungen).  Auch  beginnt  bei  Aktiengesell« 
Schäften  nach  H.  G.  B,  .\rx.  245  Abs.  3  u.  Schweiz.  O.  R.  A.  667  Abs.  2. 
bei  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haft  nach  Österr.  Gcnoss.G.  j  81 
und  bei  .merknnnten  Vereinen  nach  Bayr.  Ges.  A.  29  .\bs.  2  d.is  für  die 
Verniögensihcilung  gesperrte  Jahr,  sowie  hei  (jenossctihclialten  nach 
Schw  ei/.  O.  R.  A.  715  Abs.  2  das  entsprechende  gesperrte  Halbjahr  erst 
iiüt  dem  Vollzuge  der  Bekannmiachung,  während  bei  eingetragenen  Ge- 
nossenschaften des  deut.  Reichsrechts  nach  R.  G.  §  63  Abs.  3  (und  ebenso 
bei  Genossenschaften  mit  unbeschränkter  Haft  nach  Österr.  Ges.  $  73) 
die  Verjährung  zu  Gunsten  der  ehemaligen  Genossenschafter  erst  vom 
Tage  der  Eintragimg  der  .Xuflösung  an  läuft.  Ausserdem  kann  die  Ver- 
saumniss  der  Anmeldepflichten  Ordnungsstrafen  nach  sich  ziehen.  (H.G.H. 
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Eine  Verbandsperson  kann  nun  vor  dm  Augenblick  ihrer 
rechtlichen  Femichtung  bereits  ihre  Auflösung  einleiten  und 

in  gewissem  Umfange  auch  ihr  Vermögen  bereits  entweder 
in  die  Herrschaftssphiircn  der  zur  >sachtolge  berufenen  Per- 
sonen übci  luhren  oder  behufs  späterer  Überführung  zutheilen. 
Alle  Handlungen  dieser  Art  stehen,  insoweit  sie  überhaupt 
zulässig  sind,  durchaus  unter  den  allgemeinen  Normen  über 
körperschaftliches  Wollen  und  Handeb.  Denn  wenn  sie 
auch  von  der  Verbandsperson  im  Hinblick  auf  ihr  bevor- 
stehendes Ende  vorgenommen  werden,  so  fallen  sie  doch 
eben  noch  in  iiirc  Lebcns/cit. 

Abgesehen  jedoch  von  solcher  nur  ausnahmsweise  in 
erheblichem  Umfange  oder  gar  völlig  durchgreifender  Voraus- 
erledigung  erfolgt  die  Realisirung  der  Auflösungswirkungen 
erst  nach  dem  kritischen  Augenblick,  Sie  kann  daher  nicht 

mehr  von  der  Verbandsperson  ausgehen.  Vielmehr  wird  sie 
als  sociale  Nachlassregulirung  (oder  »Liquidation«  im  wei- 
teren Sinne  des  Wortes)  von  dem  Rechtsnachfolger  der- 
selben vollzogen,  insoweit  nicht  neben  ihm  oder  statt  seiner 
eine  öfl'entliche  Behörde  oder  ein  sonstiger  von  aussen  her 
ermächtigter  Faktor  thätigwird.  Hierbei  treten  indess  analoge 
Erscheinungen  zu  Tage,  wie  wir  sie  bei  der  Betrachtung  des 
Werdeprocesscs  von  Körperschaften  und  Anstalten  beobachtet 
haben'.  Die  Zci\Netzun|^  der  socialen  Körper  ist  gleich  iiner 
Errichtung  ein  durch  menschliche  Willensaktionen  vorschrei- 
tender und  deshalb  der  Rechtsordnung  unterworfener  Her- 
gang, dessen  einzelne  Elemente  sich  als  Geschehnisse  und 
vornehmlich  als  Handlungen  von  rechtlichem  Gehalt  dar- 
stellen. Auch  hier  aber  ist  der  Rechtsinhalt  der  einem  sol- 


A.  249    Genoss.  Ges.  $  66,  Bayr.  Ges.  A.  54,  Preuss.  Wassergenoss.  Ges. 

5  99,  Schweiz.  O,  R.  A.  864)  und  Schadenscrsalzverbindlichkoitcn  be- 
gründen (Schweiz.  O.  R.  A.  860).  —  Abweichend  bestimmt  das  Bad. 
Wasserges.  A.  57,  dass  die  Auflosung^  einer  Wasscr£renossenschafl  erst 
nrit  der  ofTentlichen  Verkündigung  in  Wirksamkeit  tritt. 

'  Vgl.  oben  S.  120  flf. 

56- 
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chen  Zusammenhange  angehörigen  Akte  von  :^wi£facher  Art. 
Auf  der  einen  Seite  sollen,  wie  bei  der  Verbandsgründung 
die  ausgeschiedenen  Bestandtheile  vorhandener  Rechtssphären 
in  die  neu  zu  bildende  Rechtssphäre^  so  bei  der  Verbands- 
aufldsung  omgekehn  die  Bestandtheile  der  zu  beseitigenden 
Rechtssphäre  in  fortbestehende  Rechtssphären  Qbergeführt 
werden.  Insoweit  sie  mittelbar  oder  unmittelbar  auf  die 
Lösung  dieser  Aufgabe  gerichtet  sind,  erscheinen  die  ein- 
zelnen Liquidatiotisii.indlungcn  als  selbständige  Rechu^akic 
von  individualrechtlichem  Gehalt  und  unterstehen  den  Nor- 
men des  allgemeinen  Verkehrsrechts :  wenn  behufs  Abwicklung 
schwebender  Verhältnisse,  Erfüllung  von  VerbindUchkeiten, 
Einziehung  von  Forderungen,  Umsetzung  des  Vermögens  in 
Geld  und  Aneignung  oder  Vertheilung  der  Vermögensobjekte 
oder  der  daflQr  erlösten  Gelder  Verträge  geschlossen.  Zah- 
lungen geleistet»  Empfangnahmen  bewirkt,  Besitzergreifungs* 
und  Besitzübenragungsakte  vorgenommen,  Processe  ange- 
stellt,  Vergleiche  und  Kompromisse  eingegangen  werden,  so 
büssen  alle  solche  Handlungen  durch  ihre  Einordnung  m 
den  Zusammenhang  einer  socialen  Nachlassregulirung  keines- 
wegs ihren  besonderen  Charakter  ein.  Auf  der  anderen 
Seite  jedoch  handelt  es  sich  hier,  wie  im  Gründungsstadiura 
um  die  successive  Kmnposition,  so  um  die  successive  De- 
komposiiion  eines  socialen  Organismus.  Insoweit  daher  die 
Vorgänge  und  Handlungen,  welche  der  Beendigung  eines 
Verbandslebens  folgen,  auf  diese  Zersetzung  und  Abtragung 
seines  Rückstandes  gerichtet  sind,  bilden  sie  integrirende 
Bestandtheile  einer  einheitlichen  Gesammtaktion  von  social- 
rechtlichem  Gehalt  und  bleiben  den  Normen  des  Körper- 
schaftsrechts unterworfen. 

Denii;em.iß  wird  vom  Recht,  wie  im  Gründungsstadium 
gewissermaßen  ein  körperschaftliches  Vorleben,  so  im  Auf- 
lösungsstadium ein  korperschajUiches  Nachleben  anerkannt  und 
geordnet.  Wenn  in  der  Praxis  wie  in  der  Theorie  neuer- 
dings die  Neigung  vorherrscht,  dieses  eigenartige  Phänomen 
einfach  auf  eine  Fondauer  der  Verbandspersönlichkeit  mit 
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veränderter  Zweckbestimmung  ziu  uckzulühren so  ist  hier- 
gegen freilich  Widcr-^pruch  zu  erheben.  Denn  in  Wirklich- 
keit kann  eine  Person  unmöglich  sich  selbst  überleben,  um 
die  Regulirung  ihres  eigenen  Nachlasses  zu  besorgen'.  Zur 
Fiktion  einer  solchen  Fortdauer  aber  fehle  hier  jeder  positive 
Anhalt  und  jedes  Bedürfniss  \  Allein  es  liegt  dieser  Kon- 
struktion ein  richtiger  Gedanke  zu  Grunde.  Denn  wenn 
auch  riiu  der  Auflösung  einer  Körperschaft  ihre  Persönlich- 
keit erlischt,  so  wirkt  doch  die  ehemalige  Persönlichkeit  in 


«  So  spricht  das  Erk,  <j€s  K.  G.  v.  29.  Dec.  80  C.  S.  Bd.  5  N.  a 
J>.  7  von  einer  FortJiuer  der  nRechtspersönlichkeit«  der  -Aktiengesell- 
schaft während  der  Liquidation  (vgl.  auch  Bd.  15  S.  105).  u.  Jas  Erk. 
des  R.  G.  V.  17.  Okt.  82  ib.  Bd,  9  X,  3  S.  iS  — iq  lasst  in  ijleicher 
Weise  die  Rccinspersönlichkeit  einer  fusionirtcn  A.  G.  wahrend  der  ge- 
trennten \'ermöp;ensvcr\valtung  tortbestehen.  Auch  das  R.  O.  H.  G.  hat 
sich  meUriadi  im  Sinne  eines  Fortbestandes  der  juristischen  Persönlich- 
keit der  A.  G.  während  der  Liquidation  ausgesprochen ;  vgl.  bes.  Erk. 
V.  18.  Jan.  76  Bd.  19  N.  54  S.  165,  auch  Bd.  16  S.  2S4  u.  286  u.  Bd.  24 
S.  242  ff.  Da«u  Erk.  des  Bad.  Verw.  G.  v.  6.  Juli  69  Z.  f.  H.  R.  Bd.  15 
S.  262  ff.,  des  Kr.  Ger.  Duisburg  v.  4.  Apr.  7)  Busch  Bd.  29  S.  )04— )05. 
Ebenso  tViUe  Z.  t.  H.  R.  Bd.  8  S.  26-27,  BelAv  ib.  Bd.  17  S.  4^, 
Keyssner  b.  Busch  Bd.  jl  S.  Puchtlt,  v.  Hab»  u.  v.  Völdemdorff  zu 
Art.  244,  Löweufeld  S.  514—525.  —  Für  eingetragene  Genossenschaften 
nimmt  x'.  Sirhnfr  S.  284  das  Gleiche  an.  —  Allcrcmcin  huldigt  Stobbe 
1  S.  459  einer  derartigen  Konstruktion  (obschon  er  bei  der  A.  G.  S.  477 
die  entgegengesetzte  Autiassung  Rmaud's  billigt). 

*  Man  muss  daher,  wenn  ni.m  die  .'Vnsioht  der  in  der  vor.  Note 
angcL  Gerichtshöfe  und  .Schriftsteller  mit  dem  Wortlaut  der  Oc^cuc  ver- 
söhnen will,  zu  einer  Auslegung  greifen,  nach  welcher  »Auflösung«  ni^ 
»Auflösung«,  sondern  nur  »Veränderang«  bedeutet ;  so  in  der  That  Löwm^ 
/dd  a.  a.  O.  S.  ^iZ  u.  521,  v.  VHdentdcrf  2.  Aufl.  S.  7)0  N.  7  u.  A. 

3  Anders  läge  die  Sache,  wenn  es  an  einem  lebendigen  Rechts- 
subfckt  überhaupt  gebrache,  wie  dies  bei  der  hereditas  jacens  des  rdmi« 
sehen  Rechtes  der  Fall  ist.  Allein  eine  derartige  Lücke  in  der  Reilien- 
folge  realer  Willcnsträger  entsteht  hier  nicht.  Vichiichr  ist  mit  dem 
.\ugenblick  des  Wegfalls  einer  VcrKindsperson  auch  der  I:r\verb  ihres 
Vermögens  durch  eine  andere  Person  oder  Personenmehrheit  vollzogen. 
Hs  bedarf  also  so  wenig  eines  tingirten  Rechtssubjektes,  wie  bei  der  im 
I.iquidatiünssiadium  befindjichen  Erbschaii  des  deutschen  Rechts.  —  Gegen 
den  Gedanken  einer  »hngirten  Fortdauer«  wendet  sielt  auch  das  Erk.  des 
R.  G.  V.  29.  Dec.  80  C.  S.  Bd.  $  N.  2  S.  8. 
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anderen  Personen  nach.  Und  diese  Nacbwirkung  ehemaliger 
Ferhandspersotdichkeit  ist  es,  worauf  die  Fortgeltung  des 

Lebensgesetzes  eines  Gemeinwesens  für  den  Process  seiner 
Zersetzung  beruht'.  Wuiirlich  kann  mit  dem  Wegfall  der 
socialen  Lebenseinheit,  für  welche  und  durch  welche  sie 
gebildet  und  entfaltet  war,  die  körperschaftliche  Dascins- 
ordoung  nicht  mehr  als  Lebensgesetz  eines  Gemeinwesens, 
welches  selbst  nicht  mehr  als  lebendig  gilt,  wirksam  wer- 
den :  sie  erscheint  jedoch  nunmehr  im  Bereiche  und  während 
der  Dauer  der  auf  Abtragung  des  entseelten  Körpers  gerich- 
teten socialen  Aktion  als  Gesetz  der  lebendigen  Willens- 
träger, welche  dieses  Auflösungswerk  zu  vollfilhren  haben. 
Wie  man  daher  von  einem  Anfall  der  körperschaftlichen 
üder  anstaltlichen  Persönlichkeit  an  ihren  Rechtsnachfolger 
reden  kann,  so  kann  man  von  ihrer  Fortführung  durch  diesen 
Rechtsnachfolger  sprechen  :  derselbe  ist  beiahigt  und  ver- 
pflichtet, die  ihm  anL'efallene  Persönlichkeit  zunächst  als 
einen  noch  durch  ihr  früheres  Lebensgesetz  bestimmten 
Sonderbestandtheil  seiner  eignen  Persönlichkeitssphäre  zu 
bewahren  und  erst  nach  ordnungsmäßiger  Zersetzung  ihrer 
organischen  Reste  mit  dem  einheitlichen  Centraibereiche 
seiner  freien  Willensherrschaft  zu  verschmelzen. 

Das  körperschaftliche  oder  anstaltliche  Nachleben  äussert 
sich  vor  Allem  in  der  Fortdauer  einer  objektiven  Emheif  des 
yerbandsvermögens.  Obwohl  dieses  Vermögen  einen  neuen 
Herrn  empfangen  hat,  behält  es  in  dessen  Händen  als  ein 


'  Vollkommen  verkannt  wurde  dieses  Moment  von  der  älteren 
Theorie  und  insbesondere  noch  von  Kcuauil  A.  G.  S,  841  ff.;  man  üess 
vielmehr  mit  der  Kürpcrschal'i  solort  aucii  da*,  Körperschattsrccht  ctidca 
und  unterstellte  demgemäß  insbesondere  die  Auseinandersetzungsgemcin- 
scbaft  der  ehemaligen  Mitglieder  nicht  dem  Körperschaftsrecht,  sondern 
dem  reinen  Individualrecht.  Es  ist  das  Verdienst  der  Lehre  von  der 
Fortdauer  der  Persönlichkeit  des  Verbandes  im  Liquidationsstadium,  diese 
praktisch  unbrauchbare  Doktrin  gestürzt  zu  haben.  Und  es  verschligt 
nicht  allzuviel,  dass  dies  mit  Hülfe  einer  X'orstcllungsform  geschah, 
wxkhe  die  eigentlichen  Schwierigkeiten  mehr  verhüllt  als  beseitigt  und 
nur  den  Vorzug  der  Bequemlichkeit  hat. 
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rechtlich  anerkanntes  und  gebundenes  Sondervermögen  seine 
innere  Geschlossenheit  und  seine  äussere  Selbständigkeit.  Im 
Gegensatz  zu  seinem  früheren  Zustande  ist  ein  solches  Sonder- 
vermögen freilich  zum  Verschwinden  bestimmt,  besitzt  da- 
her nur  eine  in  der  Richtung  der  Auflösung  gelegene  und 
um  dieses  Zieles  willen  beschränkte  Hntwicklungstähigkeit. 
Allein  innerhalb  der  hiermit  abgesteckten  Oenzen  bewahrt 
es  den  ihm  durch  das  erloschene  Verbandsleben  aufgepräg- 
ten rechtlichen  Charakter.  Darum  bleibt  es  einerseits  be- 
tähigt.  Rechte  und  V  erbindlichkeiten  sowohl  zu  enthalten 
als  neu  in  sich  aufzunehmen,  die  nur  ihm  und  nicht  zu- 
gleich irgend^  einem  anderen  Vermögen  angehören.  Sein 
nunmehriger  Herr  kann  also  die  mit  diesem  Sonderver- 
mögen überkommenen  oder  neu  für  dasselbe  erworbenen 
Rechte  nicht  in  freier  Weise,  sondern  nur  als  Bestandtheile 
dieser  bestimmten  Vermögensmasse  ausüben ;  und  er  haftet 
nur  mit  dem  Sondervermögen,  nicht  mit  seinem  übrigen 
Vermögen  für  die  mit  demselben  übergegangenen  oder  im 
Bereiche  der  Entwicklungsfähigkeit  desselben  neu  begrün- 
deten Verbindlichkeiten.  Andrerseits  aber  bleibt  dieses  Son- 
dervermögen durch  seine  im  ehemaligen  X'erbandsleben  wur- 
zelnde Zweckbestimmung  gebunden.  Es'  kann  nicht  blos, 
sondern  es  muss  einem  ihm  durch  das  Lebensgesetz  des 
der  Auflösung  verfallenen  socialen  Körpers  vorgezeichneten 
Schicksal  unterworfen  werden.  Der  nunmehrige  Vermögens- 
herr darf  daher  die  Zerstörung  dieser  objektiven  Einheit 
nicht  vor  der  Erfüllung  oder  doch  hinreichenden  Sicherstel- 
lung aller  darauf  lastenden  Verbindlichkeiten  vorneiimen* 


'  Vgl  H.  G.  B.  An.  24s,  R.  Geooss.  G.  $  47»  Sächs.  Ges.  $  51^33» 
Bayr.  Ges.  .\rt.  28,  Preuss.  Wasscrgenoss.  G.  $  41  u.  s.  w.  Durch  vor- 
zeitige Vermischung  mit  dem  eignen  Vermögen  würde  er  persönlich 
luitbar  werden.  —  Die  Cc^et^e  treffen  demgemäß  nähere  Bcstim- 
muni^en  darüber,  in  wclciier  W  eise  die  bekannten  Gläubiger  durch  be- 
sondere Mittheiiungen  und  die  unbekannten  Glaubiger  durch  öffentliche 
Kunamachungen  von  der  Aullosung  in  Kenntniss  zu  setzen  und  /.ur  An- 
meldung ihrer  Ansprüche  aufzufordern,  die  angemeldeten  Schuldbeträge 
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und  muss  dabei  zum  Theil  den  Ablauf  eines  gesetzlich  fest* 
gestellten  Mindestzeitraumes  oder  »gesperrten  Jahres«  ab- 
warten*. Er  darf  jedoch  umgekehrt  ebensowenig  dieses 
Sondervermögen  als  solches  festhalten  oder  dessen  Auilosiing 
willkürlich  verzögern,  sondern  muss  es  von  Stufe  zu  Stufe 
seiner  gesetz-  und  verfassungsmäßigen  Bestimmung  und  so- 
mit zuletzt  dem  Untergange  zuführen*. 

Diese  eigenartige  Form  von  objektiver  N'ennögensein- 
heit  lässt  sich  offenbar  nur  aus  der  Kachwirkung  der  er- 
loschenen juristischen  Persönlichkeit  erklären,  ohne  welche 
ja  nach  geltendem  Recht  ein  solches  vollkommen  selbstän- 
diges und  geschlossenes  Zweckvermögen  nicht  haue  zu 
Stande  kommen  können'.  Allein  die  Kachwirkung  ehe- 

durch  Zahlunfr  und  die  nicht  angemeldeten   bekannten  Schuldbeträge 
durch  gerichtliche  Hintcr!ct:ung  zu  berichtigen  und  die  noch  schweben- 
den oder  streitigen  Forderungen  bichcr  zu  stellen  sind,  bevor  das  Ver- 
mögen vcrthcilt  oder  sonst  mit  anderem  \'ermögcn  verschmolzen  werden  \ 
darf.  Vgl.  Rmaitd  A.  G.  S.  862-867. 

^  So  bei  Aktiengesellschaften  (H.  G.  B.  A.  24$  Abs.  2  u.  247  Z.  $, 
Schweis.  O.  R.  A.  667  u.  669),  Sachs.  Genossenschaften  (§  54,  jedodi 
mit  Ausnahme  der  in  ^  ^8  erwihaten  Genossenschaften  für  ausschliess- 
Hch  kirchliche,  milde  oder  gemeinnützit^e  Zwecke),  Bayr.  anerkannten 
Vereinen  (A.  29),  ()>terr  Genossensch.ilten  mit  beschr.inkter  Halt  (5  81); 
ein  gesperrtes  Halbjahr  bei  (jenosscnscluüen  nach  Scliwei/..  O.  R.  A.JI? 
Abs.  2.  Das  gesperrte  Jahr  bcdcui^-t  iber  nicht  blos  eine  l  rist.  vor  deren 
Ablauf  die  Vcrtheilung  besw*  Vereiuiguug  uniulässig,  sondern  auch  eine 
Frist,  nach  deren  Ablauf  sie  ohne  R&cksichmahnie  auf  unangemeidete 
Gläubiger  zulässig  ist.  Gleichwohl  bestdit  (iir  die  Gläubiger  keine  Pflicht 
zur  Anmeldung  ihrer  Foiderungen;  sie  können  viehiiehr,  m>  lange  Sonder- 
vcrmögcn  vorhanden  ist,  aus  diesem  jeder  Zeit  Befriedigung  suchen.  Vgl. 
Rmaud  A.  Ct.  S  S62  — 877. 

*  Doch  liu  der  Staat  in  Ansehunj^  des  ihm  zur  Verwendung  für 
gleiche  oder  ähnliche  Zwecke  anfallenden  Korporations-  oder  Stiftungs- 
vcrmogens  meist  eine  feste  Verbindlichkeit,  da^lbe  in  irgend  einem  be- 
stimmten Zeitraum  in  eine  neue  definitive  Existenzform  fibenufuhreo, 
nicht  übernommen.  Auch  ist  bei  der  Fusion  von  Aktiengesellschaften 
der  Fusions^esellschaft  kdne  gesetzliche  Pflicht  auferlegt,  den  interimisti- 
schen Zustand  der  getrennten  Vermögensverwaltung  zu  irgend  einer  Zeit 
tu  beenditrcn  (H.  G.  B.  A.  247). 

^  Denn  alle  innerhalb  der  Vermogensspharc  desselben  Rechtssubjektes 
entstehenden  Sonderungen  sind  stets  nur  relativ.  Darum  eignet  sich  auch 
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maliger  Verbandspersönlichkeit  erschöpft  sich  keineswegs 
in  diesem  Fortbestande  ihres  objektiven  Niederschlages,  son- 
dern äussert  sich  auch  in  der  Fortdauer  von  Bmenim  der 
suhfdtthen  Ferhandseinheit,  indem  ftlr  die  Dauer  des  Ober- 
gangsstadiums der  KcijliiinaLhtolgcr  einer  Körperschaft  oder 
Anstalt  durch  den  Eintritt  in  eine  noch  von  der  körper- 
schaftlichen oder  anstaltlichen  Lebensordnung  beherrschte 
personenrechtliche  Stellung  eine  Modifikation  seiner  Rechts- 
subjektiviiät  erleidet.  Doch  gehen  hiebei  die  verschiedenen 
Arten  der  socialen  Nachfolge  weit  aus  einander. 

Sobald  der  aufgelösten  Körperschaft  oder  Anstalt  eine 
einzige  Person  succedirt,  entfaltet  sich  hauptsächlich  nur  die 
objektive  Nachwirkung  des  beendigten  Verbandslebens.  Bei 
dem  Anfall  eines  socialen  Nachlasses  an  den  Staat  oder  die 
Kirche  oder  die  Gemeinde  oder  an  irgend  ein  anderes  höheres 
Ganze  ist  die  zur  Nachfolge  berufene  Verbandsperson  be- 
rechtigt und  \  crptlichtet,  das  ihr  angefallene  Vermögen  bis 
zu  seiner  bestimmungsmäßigen  Neuverwendung  als  Sonder- 
verniögen  getrennt  zu  verwalten,  überdies  aber  stets,  wenn 
diese  Neuverwendung  in  der  Vereinigung  mit  anderem 
eignem  oder  fremdem  \^crmögen  besteht,  vor  dem  Vollzuge 
der  Vereinigung  behufs  Erfüllung  oder  Sicherstellung  der 
auf  ihm  lastenden  Verbindlichkeiten  zu  liqutdiren*.  Ahnlich 
verhält  es  sich  in  den  Fällen  der  Nachfolge  einer  unmittel- 
bar zum  Ersatz  der  erloschenen  Verbandsperson  berufenen 


dieses  Vermögen  in  seinem  nunmehrigen  Zustande  nicht  zum  dauernden 
Besunde  \  es  u-ägt  vielmehr  als  ein  blos  durch  die  Nachwirkung  einer 
besonderen  Reehtssubjektivitit  zusanuneogehaltener  lobegriiT  einen  tran- 
sitorlschen  Charakter  und  ist.  falb  es  nidit  etwa  ein  neues  gerade  auf 
seinen  Bestand  begründetes  Subjekt  gewinnt,  dem  Untergange  verfallen. 

'  Dass  eine  derartige  Verbindlichkeit  auch  bei  der  Aufhebung 
kirchlicher  Rechtssubjekte  für  die  Kirchenoberen  besteht,  sagt  mit  Recht 
Hinuhius  II  S.  46  ^  Wenn  der  Staat  das  Vermögen  einer  juristischen 
Person  als  crblose  \'crlassenschalt  nimmt,  folgt  seine  Liqiiidationsverbind- 
lichkeit  schon  aus  der  ihm  zugewiesenen  Stellung  eines  »l-'rbenc  (Sächs. 
Gb.  5  2620;.  im  Übrigen  Pr.  A.  L.  R.  ii,  o  l  201,  auch  Bohlau  S.  51—52. 
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anderen  Verbandsperson  und  namentlich  auch  in  den  Fällen 
der  Nachfolge  kraft  Verschmelzung,  wie  denn  gerade  die 
bei  dem  sonst  in  Ansehung  dieser  Verhältnisse  obwaltenden 
Schweigen  der  Gesetzgebung  doppelt  wenhvollen  Gesetzes- 
bestimmungen über  die  Fusion  von  Aktiengesellschaften  das 
bezeichnete  Princip  durchfuhren'.  Auch  bei  der  Nachfolge 
einer  Einzelperson  aber,  mag  dieselbe  nun  kraft  specieller 
Berufung  oder  als  letztes  Mitglied  succediren,  erzeugt  die 
Fondauer  der  objektiven  Gebundenheit  des  ehemaligen  Ver- 
band^vermögens  analoge  Wirkungen  ^  Dagegen  wird  in 
subjektiver  Hinsicht  die  für  sich  allein  an  die  Stelle  einer 
erloschenen  Verbandsperson  tretende  Person  durch  den  An- 
fall eines  so  gebundenen  Sondervermögens  an  sich  nicht 
afficirt.  Sie  untersteht  bei  der  Verwaltung  und  Verwendung 
dieses  Vermögens  hinsichtlich  ihrer  Willensbildung  und 
WiUensbethätigung  keineswegs  dem  Lebensgesetz  des  unter- 
gehenden socialen  Körpers,  sondern  der  eignen  Daseins- 
ordnung: die  succedirende  Verbandsperson  ihrem  eignen 
Verfassungsrecht die  succedirende  Einzelperson  aber  ledig- 
lich dem  natürlichen  Lebensgesetz  des  Individuums^.  Gieich- 

'  H.  G.  B.  A.  247  (Schwdt.  O.  R.  A.  669).  Das  Vermögen  der 
aufgelösten  Gesellschaft  soll  hier  so  lange  getrennt  verwaltet  werden» 
bis  die  Befriedigung  oder  Stcherstellung  ihrer  Gläubiger  erfolgt  ist;  die 
Vereinigung  beider  Vermögen  ist  erst  in  dem  Zeitpunkt  zulässig,  in 
welchem  eine  Vcrthcllung  des  Vt-rniogens  der  autgelosteii  Gesellschaft 
unter  die  Aktionäre  erfolgen  durlie.  Vgl.  über  diese  »besondere  Ver- 
niAgenscinheit«  Krk.  des  R.  G.  v.  17.  Okt.  82  C.  S.  Bd.  9  N.  }  S.  18 
(Seuri.  Bd.  38  N.  244). 

*  Vgl.  oben  S.  836  ff. 

9  Darum  wird  die  Verwaltung  des  Vermögens  einer  durch  Fusion 
aufgelösten  Aktiengesellschaft  troti  der  Vermögenssondening  von  der 

succedirendenAktienge  c!l  ch.ift  geführt,  und  t&r« Organe  sind  e^  wdche 

den  Gläubigern  für  die  Ausführung  der  getrennten  Ven;i'altung  haften 
(H.  G.  B.  A.  247  Z.  2  —  }).  Zugleich  aber  ergiebt  sich,  dass  die  Fusiorj?- 
gcseilschalr,  sofern  sie  nur  die  ^'c^möf^enssonderung  geiiörig  beobachtet, 
das  angefallene  Vermögen  nacii  liircr  eignen  Lebensordnung  verwaiieii 
und  benQtzen  und  demgemäß  auch  sofort  produktiv  weiter  arbeiten  lassen 
kann;  vgl.  Erk.  des  R.  G.  v.  17.  Okt.  82  a.  a.  O.  S.  16  ff. 
4  Vgl.  oben  S.  836  N.  3. 
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wohl  fehlt  es  auch  hier  nicht  ganz  an  subjektiven  Nach- 
wirkungen des  beendigten  Verbandslebens.  Denn  Dritten 

gegenüber  wird  der  Rechtsnachfolger  einer  juristischen  Per- 
son, so  hinge  und  soweit  er  als  Träger  eines  durch  die 
Nachwirkung  ihrer  subjektiven  Einheit  znsiimmengchahenen 
Sondervermögens  auftritt,  auch  in  subjektiver  Hinsicht  die 
Stelle  des  weggefallenen  Rechtssubjektes  einzunehmen  be- 
rechtigt und  verpöichtet  sein'.  In  diesem  Sinne  schreibt  das 
Handelsgesetzbuch  vor»  dass  bei  der  Auflösung  einer  Aktien- 
gesellschaft durch  Fusion  der  bisherige  Gerichtsstand  der 
Gesellschaft  für  die  Dauer  der  getrennten  Vermögensver- 
waltung bestehen  bleibt*.  Man  wird  hierin  keine  singulare 
Bestimmung,  sondern  eine  Folgerung  aus  einem  auch  sonst 
verwendbaren  allgemeinen  Kechtsgedanken  zu  erblicken 
haben'. 

Der  Nachfolge  einer  einzigen  Person  steht  die  Nach- 
folge mdirerer  Personen  insofern  gleich,  als  es  sich  dabei  um 
die  gleichzeitige  Berufung  unter  einander  bisher  Überhaupt 

nicht  oder  doch  nicht  durcii  die  autzulösende  Verbandseinheit 
verbundener  Rechtssubjekte  handelt.  Denn  hier  entsteht 
zwar  unter  den  TJicilhabem  des  hinterlassenen  Vermögens 


■  Dies  ist  es,  was  das  £rk.  des  R.  G,  v.  17.  Okt.  82  a.  a.  O.  S.  t8 
mit  der  nicht  einwandffden  Wendung  ausdrückt,  dass  »das  Gesetz  das 
durch  die  Fusion  begründete  Vcrhältniss  bei  Aufrechthaltung  getrennter 
V^erwaltung  als  das  einer  Fortsetzung  der  alten  Rechtspersönlichkeit  der 
autgelösten  Gesellschaft  durch  die  neue  Gesellschaft,  soweit  es  sich  um 
die  Gläubiger  der  erstercn  bmdelt,  auffasst«. 

*  H.  G.  B.  Art.  247  Z.  2. 

'  So  folgert  das  Erk.  des  R.  G.  v.  17.  Okt.  82  a.  a.  O.  S.  11—21 
hicr.ius,  dass  die  Gläubiger  einer  fusionirtcii  .\ktictigesellschaft  durch 
Jcrca  Auliübung  zur  Kündigung  unkündbarer  i- orderungen  gegen  die- 
selbe SO  lange  nicht  beredit^  werden,  als  die  Vermögcnssonderung  be- 
steht. Demgemäß  würde  auch  ohne  besondere  gesetaliche  Bestim* 
mungen  in  einem  Falle,  wie  er  im  £rk.  des  O.  A.  G.  Lübeck  v.  22.  Dec. 
18$}  b.  Seuff.  Bd.  19  N.  entschieden  ist,  heute  schwerlich  ein  »£r> 
löschen«  der  gegen  die  aufgehobene  Korporation  obschwebenden  Pro- 
cesse,  sondern  der  Eintrin  der  an  die  Stelle  gesetzten  neuen  Korporation 
in  diese  Processe  angenommen  werden. 
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eine  Gemeinschaft.  Allein  diese  Gemeinschaft  ist  hinsicht- 
lich ihres  Bestandes  und  ihrer  Auseinandersetzung  nach 
ihrem  eignen  Princip  und  nicht  nach  dem  Gesetz  des  ehe- 
maligen Verbandslebens  zu  beurtheilen 

Ganz  anders  dagegen  verhält  es  sich  bei  dem  Anfall 
einer  Körperschaft  an  die  Summe  ihrer  letzten  A^Ueder.  In 
objektiver  Hinsicht  bildet  hier  der  körperschaftliche  Nachlass 
bis  zu  seiner  vollständigen  Aüttlicilung  ein  gleichartiges 
Sondervermögen,  wie  er  es  in  den  Hamien  eines  einzigen 
Rechtsnachfolgers  bis  zur  Vereinigung  mit  dessen  übrigem 
Vermögen  oder  bis  zur  sonstigen  bestimmungsmäßigen  Ver- 
wendung darstellen  würde:  das  ehemalige  Körperschafts- 
vermögen bleibt  also  als  gemeinschaftliches  Vermögen  einer 
Personenvielheit  ein  in  sich  geschlossenes  und  von  dem 
übrigen  Vermögen  seiner  antheilsmäßigen  Trager  getrenntes 
einheitliches  Zweckvermögen,  dessen  Zweckbestimmung  nur 
eben  jetzt  lediglich  in  seiner  durch  Liquidation  und  Ver- 
theilung  zu  erreichenden  Zersetzung  liegt.  In  subjektiver 
Hinsicht  aber  rückt  hier  die  Gesammtheit  der  iKu.iiiclii  i^en 
Vermögensherren  für  den  Bereich  und  die  Dauer  des  Be- 
standes dieser  VermöL;enseinheit  nicht  blos  in  die  äussere 
Stellung  des  weggefallenen  Rechtssubjektes  ein ,  sondern 
verbleibt  als  Gemeinschaft  in  einer  aus  ihrer  bisherigen 
körperschaftlielien  Wrbundenheit  herstammenden  und  dem- 
gemäß von  der  fortwirkenden  Daseinsordnung  eines  Gemein- 
wesens beherrschten  Verbundenheit,  Hier  äussert  sich  also 
das  körperschaftliche  Nachleben  in  einem  Fortbestande  der 
subjektiven  Verbandseinheit.  In  diesem  Sinne  haben  die  mo* 
demen  Gesetze  bei  den  meisten  von  ihnen  normirten  Ge- 
nossenschaken nähere  Bcstimmuni:en  über  die  Rechtsvcr- 
hältnisbc  während  einer  von  der  Miiglicdcrgcsamratheii  selbst 


'  So  ?..  R.  auch  die  Gemeinschaft  zwischen  der  Gemeinde  und  den 
ehemaligen  Mitgliedern  in  Ansehung  eines  zum  Thei!  heimfallenden  und 
zum  Theil  zerfallenden  Innungsvermögens.  Differenzen  zwischen  Ge- 
meinde und  Innung,  welche  hieraus  entstehen»  entscheidet  nJchR  Gt^  -O. 
S  94  Abs.  4  u.  S  loj«  Abs.  5  die  höhere  Verwaltungsbehdrde. 
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durchzufübrendeD  NachlassreguliniDg  oder  über  die  »Liqui- 
daüontt  im  engeren  Sinne  des  Wones  getroffen Dabei  er- 
scheint überall  die  ^Genossenscbafi  in  Liqttidaiionw  als  eine 
durchaus  eigenartige  Gemeinschaft^  welche  als  eine  sich  zer- 
setzende  Körperschaft  unter  Körperschaftsrecht  steht  und 
doch  keine  lebendige  Körperschaft  mehr  ist  \  Diese  Gemein- 
schaii  ccluiU  (ialier  die  einheitliche  Kechtsfäiiit^keit  der  Ge- 
nossenschalt bei  und  vermag  nicht  nur  deren  Vermögens- 
rechte, sondern  auch  deren  Fersonenrechte  in  ununterbro- 
chener Kontinuität  fortzuführen^.  Allein  sie  besitzt  gleichwohl 


'  Vgl.  H.  G.  K  Art  244  u.  244«;  R.  Gcnoss.  Ges.  S  40—62; 
R.  Gew.  O.  5  94.  ^<^V>  104";  Häl£dusseng».  $  50;  Sächs.  Ges.  Ober 

j.  P.  531  — 38;  B.v  r Ces.  ü.  Vereine  A.  28— 30;  Preuss.  Wassergenoss. G. 
5  34-43.  64  u.  Hö  88;  Osterr.  Genoss.  G.  S  4i— 5i;  Schweiz,  ü.  R. 
An.  666—667  u.  711— 714. 

'  Ausdrücklicli  bestimmt  das  R.  Geuoss.  G.  5  49"  »ungcacluci  der 
Auflösung  der  Genossenschaft  kommen  bis  zur  Beendigung  der  Liqui- 
dation im  Übrigen  in  Bezug  auf  die  RecbtsverbAltnisse  der  bisherigen 
Genossenschafter  unter  einander,  sowie  zu  drinen  Personen,  die  Vor- 
Schriften  des  2.  u.  3.  Abschnittes  dieses  Geseues  zur  Anwendung,  sowdl 
sich  aus  dct:  Bestimmungen  des  gegenwfiril^cn  Abschnittes  und  .xus  dem 
Wesen  der  Liquidation  nicht  ein  Anderes  ergicbl«.  Ähnlich  das  Bayr.  G. 
über  die  privair.  Stell,  der  Vereine  A.  30  Abs.  i.  Fernt-r  d.i^  Preuss. 
Wassergenoss.  G.  §  42  ^^wü  es  heisst,  dass  »die  Bestiniraungcn  des  i>tatuis 
u.  des  gegenwärtigen  Gesetzes«  anwendbar  bleiben,  »soweit  nicht  aus  dem 
Wesen  der  Uquidation  sich  ein  Anderes  ergiebt«).  Für  Aktiengesell' 
Schäften  folgt  dos  Gleiche  aus  H.  G.  B.  Art.  24^  Abs.  i  mit  Art  144 
Abs.  I.  Die  Gesetze  sprechen  daher  während  der  Liquidation  noch  von 
einer  «Genossenscliaft«,  einem  »\'creina,  einer  »Aktiengesellschaftis  je- 
doch nicht  von  einer  noch  bestehenden  und  nur  etwa  autzulösenden, 
sondern  von  einer  »auigelö^iten«  Genossenschaü  oder  Gesellschatt  oder 
von  einem  »aufgelösten«  \'erein  und  von  ubisherigen«  Genossen- 
schaftern, Genossen,  Vereinsmitgtiedem«  Aktioniren  u.  s.  w.  —  Im  Grunde 
ist  wohl  dasselbe  gemeint,  wenn  das  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  18.  Jan.  76 
Bd.  19  N.  $4  S.  i6|  sagt,  mit  der  Auflösung  einer  A  G.  werde  »nur  die 
produktive  Seite  ihrer  Existen  TStört,  »wogegen  sie  für  die  Zwecke 
der  Liquidation  und  bis  zur  legalen  Befriedigung  der  Gläubiger  als  fort- 
dauernd behandelt  werden  mussf. 

^  Insbesondere  behalt  sie  den  bisherigen  Gerichtsstand  bei  (  H.G.  B. 
Art.  244«  mit  144  .\bs.  2,  R.  Gcnoss.  G.  ^  49  Abs.  2,  Sächs.  Ges.  5  56 
Abs.  1,  Bayr.  Ges.  A.  30  Abs.  1,  Preuss.  Wassergenoss.  G.  5  42  Abs.  2). 
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keine  lebendige  Gesammtpersönlichkeit  mehr»  sondern  ist 
nur  noch  die  zur  Trägerin  des  Nachlebens  einer  Gesammt- 

person  berufene  Vielheit  ihrer  fortlebenden  Glieder.  Djiam 
ist  ihre  ReciustäliiL;kcu  duieli  die  ihr  gestellte  Autgabe  der 
Selbstauflösuni^  begrenzt*.  Insbesondere  geht  nuf  sie  von 
der  Körperschattsgcwdlt  nur  so  vie!  über,  als  sie  davon  für 
die  Erreichung  ihres  Zieles  bedarf'.   Und  wenn  sie  zum 


Dass  eine  Aktiengesellsdult  mit  der  Firmenberechtigung  auch  ein  Marken- 
recht  behauptet  und  das  so  ihr  noch  zuständige  Waarenzeichen  zwar 
selbst  nur  noch  bei  der  Veräusserung  ihrer  Qbrig  gebliebenen  Waaren- 
vorräthe  föhren,  jedoch  durch  Veräusserung  mit  dem  Geschäft  und  der 
Firma  auf  einen  Anderen  übertragen  kann,  wird  im  Erk.  des  R.  G.  vom 
5.  Dec.  85  C.  S.  Bd.  15  N.  22  S.  102— III  dargelegt.  Die  aufgelöste 
Genossenschaft  bleibt  aber  auch  Trägerin  gemeinheitlicher  Rechte  und 
Verbindlichkeiten  gegen  ihre  Glieder  tmJ  Organe.  —  Aus  dieser  Kon- 
tinuität rechtfertigt  sich  auch  die  Annahme  des  K.  G.  im  Erk.  v.  17.  Okt. 
1882  C.  S.  Bd.  9  X.  ^  S.  14 — 15,  dass  eine  Akiicngcsclischa(t  im  Liqui- 
dations/ustande  an  sich  die  zu  ihren  Gunsten  ausbedungenen  Zahiuugs- 
modalitäten  nicht  verliert  und  somit  eine  Anleihe  nur  nach  dem  verein* 
barten  Schuldentilgungsplan  aurückzuzahlen  braucht,  falls  nicht  (was 
freilich  regelmäßig  zutreffen  möchte)  durch  die  Auflösung  eine  ausdrüdi- 
liehe  oder  stilbchweigende  Voraussetzung  der  Unkijndbarkeit  der  Forde- 
rung weggefallen  ist.  In  demselben  Sinne  ist  dem  Erk.  des  R.  G.  vom 
29.  Dec.  80  C.  S.  Bd.  5  N.  2  S.  7 — 9  beizustimmen,  welches  dem  Ciegen- 
kontrahenten  einer  A.  G.  wegen  Auflösung  derselben  mchx  ohne  Weiteres 
das  Recht  zur  vorzeitigen  Auflösung  eines  aui  längere  Zeit  gesd)lossenen 
Vertrages  (hier  ebes  Versicherungsvertrages)  zugestehen,  sondern  es  vom 
konkreten  Fall  abhängig  machen  will,  ob  der  »W^all  der  produktiven 
Seite  der  geschäftlichen  Thätigkeit  (ilr  die  Zukunft«  ein  solcher  Lösungs- 
grund ist. 

'  Vielfach  wird  sie  Rechte,  die  sie  behaupten  kann,  doch  nicht  neu 
zu  erwerben  befähigt  sein ;  man  denke  t.  B.  an  Firmenrecht,  Marken- 
recht,  Erfindungspateute  u.  s.  w. 

*  So  wird  sie  z.  B.  regelmäßig  das  Recht  aulonomiiclicr  Satzung 
nicht  mehr  haben  und  jedenfalls  zu  einer  Verfassungsänderung  nicht 
mehr  befugt  sein.  Ebenso  wird  ihr  das  Recht  der  Anfhabme  und  des 
Ausschlusses  von  Mitgliedern  fehlen.  Ein  etwaiges  Umhgerccht  steht 
ilir  lediglich  behufs  Abwicklung  der  bereits  angeleiteten  Verhältnisse, 
dagegen  nicht  mehr  für  produktiv e /Zwecke  zu;  vgl.  Erk.  des  R.  O.  H.  G. 
V.  26.  J.in.  77  Bd.  21  N.  108  S.  5^7  — 3  jo:  Ungültigkeit  der  Ausschrei- 
bung von  Nachschussprämien  seitens  einer  \'crsichcruugsgcnosscn&chaft 
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äusseren  Zeichen  der  Identii.it  ihrer  Einheit  mit  der  ehe- 
maligen VerbandspersönHchkeit  deren  Namen  beibehält,  so 
soll  sie  docb  zugleich  durch  einen  Zusatz  anzeigen,  dass 
dieser  Name  nur  noch  eine  erloschene  Persönlichkeit  be- 
deutet*. Ebenso  bewahrt  sie  eine  einheitliche  Willens-  und 
Handlungsfähigkeit:  sie  kann  Beschlösse  fassen  und  aus- 
föhren,  Rechtsgeschäfte  abschliessen,  klagen  und  beklagt 
werden  u.  s.  \v.^  Allein  wiederum  wird  sie  nicht  mehr  von 
einem  lebendigen  Gemeinwillen  beseelt,  sondern  hat  nur 
das  Werk  des  ehemaligen  Gemein  willens  zu  vollenden  und 
eine  durch  dessen  Aktionen  bereits  bedingte  und  bestimmte 
Willensbewegung  auszuführen.  Sie  Obemimmt  daher  auch 
nur  einen  hiernach  abgemessenen  Rest  der  körperschaftlichen 
^Willens-  und  Handlungsfähigkeit  ^  Demgemäß  bleibt  sie 
zwar  mit  Ort^anen  versehen ,  wcUlie  innner  noch  nach 
Körperschaftsrecht  funktioniren.  Allein  ihre  gesammte  Or- 
ganisation bedeutet  nur  den  behufs  eigner  Zersetzung  in 
Thätigkeit  erhaltenen  Bewegungsapparat  eines  entseelten 
socialen  Körpers.  Darum  erscheint  die  Organisation  der 
aufgelösten  Genossenschaft  als  unmittelbare  Fortsetzung  der 


auf  Gegenseitigkeit  in  Liquidation,  falls  dieselben  tax  Verstärkutlg  oder 
Ergänzung  des  Bctriebsfoiuis  gefordert  werden. 

'  Vgl,  die  \'orschritten  über  die  Finnen  der  Akticnfre^ellscluitten 
und  der  eingetragenen  Genosseuschatten  im  H.  G.  R.  A.  244^  mit  A.  139 
u.  ini  R,  Genobb.  G.  §  45.  Doch  lie^^t  in  der  Bc/.cichun^t,'  der  Fimia  als 
Li^uidationsfirma  keine  Änderung  dcrl  irnia;  Hrk.  des  R.  G.  v.  j.Dec.  85 
C.  S.  Bd.  IS  K  22  S.  10$. 

'  DemgemiO  kann  z.  B.  der  Gläubiger  einer  Wassergenossenschaft 
das  im  Preuss.  Ges.  $  24  anerkannte  Recht,  die  Beitreibung  der  zur 
Deckung  seiner  Forderung  von  den  einzelnen  Genossen  nach  ihrem  statu- 
tarischen Theilnahnieverhältniss  zu  entrichtenden  Umlagen  als  dne  ihm 
geschuldete  nHanähm^  der  Genossensämft«  im  Zwangsvollstrcckungswege 
^'^'^  S  773  ^-  ^''•'''^''"'?^"VP'^^vci">e  selbst  vorzunehmen  und  hierbei 

auch  die  Genossen  zusaninienzurulcn,  noch  einer  autgclö$ica  Genossen- 
schaft gegenüber  ausüben. 

J  Soll  irgend  etwas  mit  Rechiswirksanikeit  geschehen,  was  ausser 
halb  der  Aufgaben  der  Lii^uidation  liegt,  so  bedarf  es  hierzu  der  über- 
einstimmenden Willenserklärung  alter  Betheiligten. 
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bisherigen  körperschaftlichen  Organisation  und  vernith  gleich- 
wohl schon  durch  äussere  Veränderungen  die  eingetretene 
Wesenswandiung Die  alten  Organe  werden  sowohl  in 
ihrem  besonderen  Bestände  als  in  ihrem  Rangverhältniss  zu 
einander  konservirt':  der  Vorstand  aber  wechselt  als  Ver* 
tretungs-  und  Regierungsorgan  der  Liquidationsgenossen- 
schaft  zum  Zeichen  seiner  Funktionsveränderung  sogar  den 
Namen';  auch  werden  unter  der  Benennung  als  »Liqui- 
datoren« im  Zweifel  zwar  die  Iruhcicn  Vorstandsmitglieder, 
möglicher  Weise  jedoch  auch  andere  Personen  an  die  Spitze 


'  Vgl.  £rk.  des  R.  O.  H.  G.  v.  i8.  Jaa  76  Bd.  19  N.  S4  &  163: 
die  aufgelöste  A.  G.  muss,  »soweit  dies  für  die  Zwecke  der  Liquidation 
nothwendig  und  mit  denselben  vereinbar,  als  in  ihrer  Otganisatioo  ver> 
bleibend  behandelt  werden«. 

*  Somit  bleibt  im  Zweifel  eine  Generalversammlung  als  oberstes 

Beschlussorgan  erhalten;  vgl.  R.  Gcnoss.  G.  j  }6  u.  48,  Ba^T.Ges.  A.  jo 
Abs.  2;  ebenso  bei  Aktiengesellschaften  nach  Er k.  des  R.  G.  v.  28.  Jan.  81 
C.  S.  Bd.  5  N.  16  S.  54—57.  Desgleichen  ein  Aubichtsr.uh  als  Komrol- 
organ;  H.  G.  B.  A.  244«  Abs.  2.  Als  Ausfuhrungs-  und  Vcrtrctung^- 
organ  aber  fungirt  entweder  unter  dem  alten  Nnnicn  des  Vorstandes 
oder  unter  einem  neuen  Namen  ein  sei  es  nun  nus  dem  bisherigen  Vor- 
stande bestehendes  sei  es  neu  gebildetes  Organ,  welches  stets  »die  Rechte 
und  Pflichten  des  Vorsundes«  hat;  H.G.B.  Art  144«  Abs.  a,  R.Genoss.  Ges. 
$  61,  Sächs.  Ges.  S  36—37,  Bayr.  Ges.  Art.  )a  Demgemäß  richtet  sich 
auch  die  civilrechtliche  und  strafrechtliche  Verantwonlichkeit  der  Träger 
von  Organstellungen  im  Liquidationsstadium  nach  denselben  Gnindsätaen 
wie  während  des  Bestandes  der  Körperschaft;  vgl.  H.  G.  B.  A.  249  u. 
349^—249*1,  Sächs.  Ges.  §  34  Abs.  2,  Bayr.  Ges.  A,  34,  R.  Genois.Gts. 
5  66.  Mithin  h.iften  Liquidatoren  einer  Akticn<7".-'^ellschaft,  wie  Vorstands- 
und  .Aufsichtsrathsmitglieder  fvgl.  oben  S.  275  N.  l),  aus  Verstössen 
wider  die  Normen,  welche  die  liriuiltuni;  und  Vertheilung  des  Ciesel!- 
schnltsvermögens  betretien,  aucli  unmittelbar  den  Gläubigern;  Erk.  de:> 
R.  G.  V.  u),  Juni  82  C.  S.  Hd.  7  N.  54  S.  105—110  (Seuti".  Bd.  38  N.  45). 

'  Bei  Aktiengescllbchaftcn  und  eingetragenen  Genossenschaften  tritt 
stets  der  Name  j>LiL]uidatoren«  an  die  Stelle  des  Vorstandsnamen>,  und 
die  bislierigen  Vorsteher  müssen,  wenn  sie  Liquidatoren  werden,  sich 
selbst  als  solche  zur  Eintragung  anmelden;  H.  G.  B.  A.  244  Abs.  5, 
R.  Genoss.  G.  S  4X-  Ebenso  bei  Wassergenossenschaften  nach  Preoss. 
Gesetz  S  3$- 
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der  nunmehrigen  Gemeinschaft  berufen und  es  bedarf  einer 
den  Publicitätsformen  der  fraglichen  Genossenschaft  ent- 
sprechenden besonderen  Kundmachung  des  Eintrittes  in  diese 
Stellung  oder  des  Austrittes  aus  derselben*.   Sodann  kann 

zwar  auch  die  autgelöste  Gcnossens^lialt  noch  von 
Organsiellungen  beruten  und  abberufen  und  selbst  neue  Or- 


'  Bei  Aktiengesellschaften  können  nicht  nur  durch  das  Statut  oder 
durch  Generalversammlungsbeschluss,  sondern  auf  Antrag  des  Aufsichts- 
raths  oder  eines  Zwanzigstels  der  Mitglieder  auch  durch  richterliche  Er- 
nennung anstatt  des  bisherigen  Vorstandes  andere  Personen  /u  Liqui- 
datoren berufen  werden  (H.  G.  B.  A.  2^4).  Bei  cincrcirai:^enen  Genossen- 
schalten kann  dies  nur  durch  das  Statut  oder  duicii  Genossenscliaftsbe- 
schluss  geschehen  (S  40).  Desgleichen  bd  Preuss.  Wassergenossenschaften 
(%  )4  u»  64).  Die  Genossenschaften  des  SIchs.  Rechts  behalten  ihre 
bbherigen  Vertreter»  ialls  nicht  durch  das  Statut  oder  durch  Genossen- 
schaftsbeschluss  besondere  »Liquidatoren«  bestellt  werden  (5  ;7)- 
anerkannten  Vereinen  des  Bayr.  R.  haben  der  Vorstand  unter  Mitwirkunj^ 
der  statutenmäßig  hierzu  berufenen  Organe  oder  auch  besondere  von  der 
Gcneralversainmlung  ernannte  »Bevollmächtigte«  die  Liquidation  zu  be- 
sorgen (A.  30  Abs.  1).  Bei  eingesdiriebcnen  Hülfskassen  ist  der  \  orstand, 
bd  Innungen  und  Jnnungsverhinden  der  Vomand  unter  Anfacht  der 
Aufsichtsbehörde  zur  Liquidation  berufen;  indess  können  nicht  blos  durch 
Sutut  oder  Beschluss  andere  Personen  zu  Liquidatoren  besteih  werden» 
sondern  es  kann  auch  in  den  Fällen  obrigkeitlicher  Schliessung  und  wenn 
der  Vorsund  seinen  Verpflichtungen  nicht  genügt,  die  Aufsichtsbehörde 
selbst  die  Abwicklung  der  Geschäfte  in  die  Hand  nehmen  oder  durch 
Beaullragte  besorgen  lassen;  Hiilfskassenges.  §  30,  R.  Gew.  O.  5  10 v  u. 
104".  Vgl.  ferner  österr.  Genoss.  G.  5  44 ;  Schweiz.  O.  R.  A.  666  Abs.  1 
u.  711  (wo  filr  Genossenschaften  sogar  in  allen  Fällen  die  besondere 
Ernennung  von  Liquidatoren  durch  ein  kompetentes  Organ  oder  durch 
das  Gericht  vorgeschrieben  ist,  der  Vorstand  also  niemals  von  selbst  in 
diese  Stellung  einrückt).  —  Mehrere  Liquidatoren  müssen  im  Zweifel 
Stets  gemeinsam  handeln,  sind  also  in  ihrer  kollektiven  Einheit  /.u  dieser 
Organträgerschaft  berufen:  H.G.B.  A.2-j..}^  Abs.  i  mit  .\.  1 36;  R. Genoss. G. 
5  42  Abs.  2  (österr.  %  43) ;  Prcuss.  Wa&sergenoss.  G.  ^  39. 

*  R  G.  B.  A.  244  u.  244*  mit  A.  135  u.  R.  Genoss.  Ges.  §  41—42 
(Österr.  $  42^43)  mit  gleich?:eitiger  Übertragung  der  an  die  Eintragung 
oder  Nichtcintrngung  im  Handelsregister  auch  sonst  sich  knüpfenden 
Rechtsvcrnuuhungen.  Ahnlich  Preuss.  Wassergenoss.  G.  j  3S— 36  und 
5  86—87,  iiayr.  Ges.  5  30;  Schweiz  O.  R.  A,  666  .\bs.  3. 
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gane  bildeo*:  allein  sie  ist  hierbei  in  enge  Grenzen  der 
Aktionsfreiheit  gebannt  und  unterliegt  überdies  in  höherem 
Maße  ak  während  ihres  Bestandes  einer  obrigkeitlichen 
Kontrole  und  Mitwirkung*.   Vor  Allem  jedoch  erfährt  die 

Kompetenz  der  Organe  Jurcii  die  Auflösung;  der  Gcnoi^scn- 
sciwft  eine  durchgreifende  Umwandlung:  die  frühere  Ver- 
tretungskompetenz des  Vorstandes  schrumpft  zu  der  durch 
die  Aufgaben  der  Liquidation  begrenzten  Vertretungskompe- 
tenz  von  Liquidatoren,  seine  Geschäftsführungskompetenz 
zu  einer  entsprechend  eingeengten  Kompetenz  der  Liqui- 
dationsausführung zusammen';  die  Beschlussgewalt  der  Ge- 


'  Die  Berufung  von  Liquidatoren  kann  aut  gleiche  Weise,  wie  bei 
der  Auflösung  (vgl.  oben  S.  897  N.  i),  auch  in  jedem  späteren  Stadium  der 
Liquidation  erfolgen;  die  Abberufung  von  Liquidatoren,  welche  nidit 
vom  Riditer  oder  sonst  obrigkdtlich  ernannt  sind,  ist  jedercdt  durdi 
Versammlungsbeschlttss  möghch  (H.  G.  B.  A.  243  Abs.  4,  R.  Genoss.  G. 
%  40,  Östcrr.  Genoss.  G.  ^  41);  bei  der  Aktiengesellschaft  können  über« 
dies  :!lle  Liquidatoren  unter  den  trleichcn  Voraussetzungen,  unter  welchen 
das  ricliterliche  Ernennungsrecht  cuuritt,  auch  richterlich  nbge^et/t  werden 
(H.  G.  B.  A.  243  Abs.  1).  Ausdrucklich  bestimmt  das  Saclis.  Ges.  1  56 
Abs.  2:  »CS  können  aucii  zu  diesem  Zweck  (d.  h.  hehuls  Liquidation) 
später  noch  Vorstandswahlen  vorgenommen  werden«.  Gldcfaes  aber 
rouss  olTenbar  hinsichtlich  der  Aulsichtsrathswahlen  gelten.  Auch  steht 
nichts  im  Wege,  dass  nodi  während  der  Liquidation  ganx  neue  Organe, 
z.  fi.  Ausschüsse,  Kommissionen,  Rechnungsrevisoren  u.  s.  w,,  gebildet 
werden.  Gesetzlich  für  unzulässig:  erklärt  ist  jetzt  die  Bestellung  von 
Prokuristen  für  eine  Aktiengesellsduft  in  Liquidation;  H.  G.  B.  A.  244' 
Absatz  2. 

'  Vgl.  die  vor.  Anm.  u.  oben  S.  897  N.  i  über  die  nach  jei^i:;cn) 
.M(tieni^escllscharisrcclit  im  Liquidationsstadiuni  eintretenden  gesteigerten 
Bclugnisbc  des  Richters,  sowie  über  die  bei  Hülfskasscn,  Innungen  und 
Innungsverbänden  der  Aufsichtsbehörde  beigelegten  Rechte;  femer  R. 
Genoss.  G.  %  60-HSt  (Osten*.  $  70—71). 

J  H.  G.  B.  A.  244«  init  A.  R. Genoss.  G.  5  45  (Österr.  %  44); 
Preuss.  Wassergenoss.G.  S  $7;  Sächs.Ges.  36;  Bayr.  Ges.  A.  )o.  Überall 

ist  hier  die  Kompetenz  der  Liquidatoren  auf  die  Beendigung  der  laufen- 
den Geschäfte,  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten,  Einziehung  der  Forde- 
rungen. Versilberung  des  X'ermögens  und  Vcrtheilune;  der  vorhandenen 

und  eingehenden  Gelder  einu'e^clir.'inkt.  Sic  können  uuless  zur  Abwicklung 
^chwebe^de^  Geschäfte  aucli  neue  Gesciufte  eingehen  (z.  B.  auch  einen 
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□eralversammlung  besteht  nur  m  der  Einschränkung  auf 
Akte  eines  socialen  Zersetzungsprocesses  fort';  und  ebenso 


ProlongaiuNiswechsel  Ober  docn  Restbetrag  nach  Zahlung  eines  Theil- 
betrages  ausstellen,  Erk.  des  R.  G.  v.  2).  April  81  C,  S.  Bd.  4  N.  17 

S.  61—66).  Ui)bcw^lidie  Sachen  können  sie  nach  den  en^-ähnten  Ge« 
setzen  (mit  Ausnahme  des  Sachs.  Ges.)  in  Ermangelung  besonderer  Er- 
mächtigung nur  im  Wege  der  öffentHchen  Versteigerung  veräussem. 
Durch  die^e  BegrenT^ungen  ihrer  Zuständigkeit  ist  auch  ihre  Vertretungs- 
macht nad»  aussen  hin  beschrankt,  und  rwar  auch  für  die  ehemaHgen 
Vürstelicr.  sobald  der  Liquidationszusland  eingetreten  ist;  Rrk.  des 
R.  O.  H.  ü.  V.  2}.  Apr.  75  Bd.  17  N,  45  S.  213).  hmcrhalb  der  liiennit 
abgesteckten  Grenzen  aber  sind  sie  iur  gerichtlichen  wie  aussergcn«.hi- 
lichcn  Vertretung  der  aufgelösten  Genosscnsdiaft  und  auch  tum  Absdüuss 
von  Vergleichen  und  Kompromissen  för  dieselbe  befiUugt.  Bei  Aktien- 
gesellschaften (A.  1)8)»  eingetragenen  Genossenschaften  ($  44,  Osterr. 
G.  S  45)  und  Preuss.  Wassergenossenschaften  ist  diese  Vertretungskom- 
petenz wiederum  unbeschränkbar,  so  dass  eine  das  gesetzliche  Maß  über- 
schreitende Einschränkung  der  Geschäftsbefugnisse  der  Liquidatoren  für 
Dritte  nicht  existtrt.  Besondere  Verpflichtungen  sind  Jen  Liquidatoren 
zum  Theil  in  .Ansehung  der  alsbaldigen  Autsieikmg  und  Kundmachung 
einer  Bihni^  und  des  Verfahrens  im  Falle  ein^  ungünstigen  Ergebnissen 
derselben  auferlegt;  H.G.B.  A.  244«  Abs.  ^,  R.Gendss.G.  ^  4^  (Osterr. 
5  49),  ßayr.  Ges.  A.  28,  vgl.  Säclis.  Ges.  j  37.  Dazu  treten  die  kraft 
des  Pttbikititsprincips  ihnen  obliegenden  Anmeldungs-  und  Anzeige- 
pflichten. 

'  Innerhalb  dieses  Bereiches  aber  bleibt  die  Generalversammlung 
als  oberstes  Willensbildungsorgan  der  aufgelösten  Genossenschaft  den 
Liquidatoren  Obergcordnet,  so  dass  die  Letzteren  bei  Vermeidung  per- 
sönlicher und  solidarischer  Haftung  ihren  Beschlüssen  Folge  zu  leisten 
haben;  R.Genoss. G.  5  46  (Österr.  ^  }7),  Pr'hi-^s.  Wassergenoss.Ges.  5  40. 
Dieses»  Verhältniss  ergiebt  sich  auch  ohne  ausdrückliche  Ge<iet?csbestini- 
mung  aus  der  N.itur  der  S.^che  und  tritt  auch  bei  Aktiengesellschatten 
ein,  wenn>ciion  bei  der  otienen  I  laiKlelsgesellsch.itt,  auf  deren  Reclit  in 
Art.  244»  verwiesen  wird,  uacii  .\rt.  140  nur  die  Willensüberein.stinimung 
sämmilicher  Gesellschafter  die  Liquidatorai  bindet.  In  diesem  Sinne  liat 
das  Erk.  des  R.O.H.G.  v.  25.  Okt.  78  Bd.  24  N.  $8  S.  223<>238  der 
Generalversammlung  einer  aufgelösten  Aktiengesellschaft  ausdrücklich 
die  Kompetenz  zugesprochen,  jede  in  den  Grensen  des  Uquidations- 
iweckcs  liegende  .'\nordnung  (auch  die  Bewilligung  einer  durdi  Anstand 
und  Geschäftsehre  gebotenen  angemessenen  Remuneration  an  den  Auf- 
sichtsrath) durch  Mehrheitsbcschluss  zu  treffen.  Das  gleiche  Princip  ist 
im  Frk.  des  R.  (i.  v.  28.  Jan.  Si  C.  .S.  Bd.  5  \.  16  S.  54—57  durch- 
gelührt.  Die  in  dem  leutgedaclitcn  Erk.  daraus  gezogene  Folgerung,  dass 
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schwächen  sich  die  Zuständigkeiten  eines  Aufsichtsrathes 
oder  eines  sonst  etwa  noch  in  Thiitigkcit  verbleibenden 
Ürganes  ab'.  Ist  schliesslich  das  Ziel  der  Liquidation  er- 
reicht, so  verschwindet  dieser  Restbestand  körperschaftlicher 
Existenz  und  es  tritt  damit  die  Beendigung  auch  des  körper- 
schaftlichen Nachlebens  ein*.  In  allen  diesen  Gesetzesnormen 
aber,  welche  die  Liquidation  einzelner  Körperschaftsgattungen 
betreffen,  kommt  offenbar  ein  allgemdner  Gedanke  des 
modernen  Rechtes  zu  so  energischem  und  übereinstimmen- 
dem Ausdruck,  dass  inan  sicherlich  berechtigt  ist,  in  analoger 
Weise  trotz  etwaiger  Lücken  der  Gesetzgebung  ic^ic  .mJcrc 
Körperschaft  zu  behandeln,  welche  sich  durcl)  Zerfall  in 
ihre  Gliedpersonen  auflöst'. 

sur  Veriussening  von  Grundstücken  ohne  Versteigerung  bei  aufgelösten 
AktiengeseUscfaaften  ansutt  der  in  Art  137  geforderten  Zustimmung 
sämmtlicher  Gesellschafter  die  Zustimmung  der  Generalveisjunmlung 
durch  einfachen  Mehrheitsbeschluss  genügt,  ist  übrigens  durch  die  jetdge 
Fassung  des  A.  244*  Abs.  4  gesetzlich  sanktionirt.  Bei  eingetragenen 
Genossenschaften  (5  4}  Abs.  2,  Österr.  G.  $  44),  Preuss.  Wassergenossen- 
schaften (5  17)  u.  anerkannten  Vereinen  des  Bayr.  Rs.  (Art.  .\bs.  3) 
konnic  schon  bisher  in  diesem  Punkte  ein  Zweifel  nicht  aufkommen.  — 
Die  im  Falle  des  5  4^  Genoss.  Ges.  einberufene  Generalver- 

sammlung kann  fireilich  die  2ur  Abwendung  der  Konkursanntddung 
binnen  8  Tagen  zu  bewirkende  baare  Deckung  des  Defidts  nicht  durch 
Mehrheitsbeschluss  erzwingen,  sondern  höchstens  eine  Verständigung 
über  freiwillige  Einzahlungen  aller  oder  ein/ehier  Genossenschafter  anregen. 

'  Eine  positive  RcsTimmimg  des  H.  G.  B.  A.  244*  beseitigt  ausdrück- 
lich für  d.is  I.iquidationsstidium  einer  .\ktiengesellschaft  die  in  Art.  2^} 
deni  Auisichisraih  gegebene  Befugniss,  den  Vorstand  zur  Bestellung 
eines  Prokuristen  zu  emiäclitigen. 

'  Dasselbe  bleibt  also  so  lange  in  Wirksamkeit,  als  noch  unver* 
theiltes  Vermögen  vorhanden  (R.  O.  H.  G.  Bd.  19  N.  54  S.  164)  oder 
ein  schwebendes  Geschäft  abzuwickeln  ist  (R.G.  Bd.  15  N.  22  S.  105—104), 
Bei  .Aktiengesellschaften  ist  jetzt  eine  ötTentliche  Kundmachung  der  ße» 
endigung  der  Liquidation  nach  gelegter  Schlussrcchnung  vorgeschrieben 
(A.  245  Abs.  4).  —  Über  die  Autbewahrung  der  Hücher  wahrend  eines 
noch  /ehnjalirigen  Zeitraumes  und  über  das  Recht  der  Einsichtnahme 
in  die>clben  vgl.  H.  G.  B.  A.  246,  R.  Genoss,  G.  5  50  (Osierr.  5  5i)> 
Sächs.  Ges.  5  33>  Preuss.  Was5ergenoss.Ges.  5  45,  Schweiz.  O.R.  A.668. 

'  Darum  folgerte  die  Preuss.  Praxis  aus  dem  Schweigen  des  Berg- 
gesetzes über  die  Liquidation  einer  Gewcrksdiaft  sehr  mit  Unrecht,  dai^ 
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Ein  eigenthümliches  Verfahren  tritt  stets  im  Falle  der 

Konkurseröffnung  über  den  Nachlass  einer  Verbandsperson 
an  Stelle  des  sonsn^cn  Bcreinigungs-  oder  AuseinanJcr- 
seuuugsverfahrens Das  Konkursverfahren  über  das  \'er- 

im  Falle  der  Vcraus&eruiig  des  Bergwerkes  an  eine  Einzelperson  oder 
eine  Aktiengesellschaft,  welche  als  Singularsuccessoren  för  die  Schulden 
da  (kweri»chait  aicht  aufzukommen  haben,  den  Gewerkschaftsgläubigera 
zugleich  ihre  buherige  Schuldnerin  durch  Auflösung  enuogen  werde 
und  somit  nur  noch  eine  Klage  g^n  die  Gewerken  als  Eiozdne  zu- 
stehe; Erk.  des  Preuss.  O.Tr.  v.  15.  Nov.  70  Z.  f.  Bergr.  Bd.  12  S.474 
u.  des  A.  G.  Hamm  v,  1875  ib.  Bd.  17  N.  489,  auch  Khstnmann  ib. 
Bd.  12  S.  474  u.  Komm,  zu  S  lOO-  Dagegen  hat  das  Erk,  des  R.O.H.G. 
V.  18.  Jan.  Bd.  19  S.  190 — 195  mit  Recht  angenommen,  dass  die 
Gläubiger  ininicr  noch  die  als  «rechts-  und  processfähiges  Subjekt«  lort- 
bestehende  Ccwcrkschaft,  die  ja  noch  anderes  \'erniögen  besessen  haben 
kunne  und  jedenlalls  das  Kaufgeld  zuiiaclisi  kir  sich  envorhen  habe, 
belangen  können.  In  den  Gründen  dieses  Erk.  wird  froiÜch  die  Becndi* 
gung  der  Gewerkschaft  durch  Verlust  des  Bergwerkseigenthums  überhaupt 
verneint  und  demgemiO  auch  die  Gesammtnachfolge  der  Mitglieder  in 
Abrede  gestellt  (sie  würden  nicht  ipso  jure  condomini,  sondern  erlangten 
nur  einen  persönlichen  Anspruch  auf  ReinvermögeosvertheUung  gegen  die 
bis  zur  .^uftheilung  ihres  Vermögens  fortbestehende  Gewerkschaft).  Offen« 
bar  aber  will  das  R.  O.  H.G.  hiermit  nicht  dem  Verlust  des  Bergwerks* 
eigenthumes  den  Charakter  eines  Auflösunjjsgrundes  absprechen,  son- 
dern nur  »eine  Ciewerkschaü  in  Liquidation«  zur  Anerkennung  hriiiijen, 
w  obei  dann  die  obai  S.  88  i  zurückgewiesene  Konstruktion  des  Liquidation>>- 
/ust  indes  zum  Vorschein  kommt.  —  Vgl.  auch  Stdtbe  I  S.  439,  Btkker 
Tand.  1  S.  2}7  u.  259. 

'  H.  G.  B.  A.  240  Abs.  1  u.  24),  R.  Genoss.  G.  ^  0-)7  u.  40, 
HQlfskassenges.  5  29,  R.Gew.O.  S  103  Abs.  5  u.  104»,  Preuss.  Wasser- 
genoss.  G.  $  )|— 34*  S^chs.  Ges.  $  3$,  Bayr.  Ges.  A.  38  u.  31;  vgl. 
Osterr.Genoss.G.  5  6o~68  u.  $  85—86,  Schweiz.  O.R.  A.6}5  u.  711— 
712.  —  Der  Konkurs  über  das  Vermögen  einer  aufgelösten  Verbands- 
person  kann  nicht  blos  zugleich  mit  der  Auflösung,  sondern  auch  nach- 
träglich so  lange  eröffnet  werden,  ah  das  ehemalige  Verbands  vermögen 
noch  als  ungctheikes  Sonder\'ermögen  besteht.  Wenn  die  R.  Konk  O. 
dies  für  Akticagesellschatten  (5  19  J  Abs.  2}  und  eingetragene  Genossen- 
schaften (5  195  Abs.  2),  denen  das  E.  G.  3  6  anerkannte  Vereine  und 
registrirte  Gesellschaften  des  Bayr.  R.  gleiclistcllt,  ausdrücklich  siatuirt. 
so  ist  damit  die  Durchftkhrung  des  gleichen  Prineips  bei  anderen  Klassen 
juristischer  Personen  keinesw^  ausgeschlossen.  Umgekehrt  kann  nach 
der  Beendigung  des  Konkursverfahrens  noch  oder  wiederum  das  Liqui- 
dationsverfahren  oder  ein  anderes  Ausetnandersetzungsverfahren  eintreten. 
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mögen  juristischer  Personen  weist  bei  manchen  Klassen 
derselben  einige  Besonderheiten  auf,  entfaltet  jedoch  keinerlei 

principielle  Abweichungen  vom  gewöhnlichen  Konkursver- 
fahrenWenn  nun  aber  waiirend  des  Konkurses  in  objek- 
tiver Hinsicht  schon  das  Konkursrecht  für  die  Absonderung 
und  Auflösung  des  von  der  Verbandsperson  hinterlassenen 
Vermögens  als  einer  zweckbestimmten  Einheit  sorgt,  so 
macht  sich  daneben  in  subjektiver  Hinsicht  das  körperschafts- 
rechtliche  Nachleben  der  Verbandsperson  selbständig  geltend. 
Denn  die  Rolle  des  Gemeinschuldners  fällt  hier  dem  nun- 
üK-iirigen  Vermögensherrn  nur  in  der  kraft  seines  Nachfolge- 
Verhältnisses  eigenthümlich  gebundenen  personenrechtlichen 
Stellung  zu.  In  den  Fällen  der  Miigliedernachfolge  bewahrt  also 
die  aufgelöste  Genossenschaft  als  Gemeinschuldnerin  für  alle 
Beziehungen,  in  denen  überhaupt  ein  Gemeinschuldner  per- 
sönlich zur  Wahrnehmung  von  Rechten  oder  zur  Erfüllung 
von  Verbindlichkeiten  berufen  bleibt,  ihre  einheitliche  Rechts- 
und Handlungsfähigkeit.  Ist  dies  für  manche  Körperschafts- 
gauungen  durch  die  Gesetzgebung  ausdrücklich  bestimmt*, 

'  Die  R.Konk.O.  5  195  — ^97  nebst  E.G.j^  (und  der  Stratbcstini- 
munp  in  §  214)  enthält  nur  für  dns  Konkursverfahren  über  das  Ver- 
mögen von  Aktiengcsellscliaften  und  eingetragenen  Genossenschaften,  sowie 
von  anerkannten  Vereinen  und  registrirtcn  Gesellschaften  des  Bayr.  R.  einige 
sonderrechtliche  Vorschriften,  die  sich  bei  Aktiengesellschaften  lediglich 
auf  die  Voraussetzungen  der  Konkurserofinung,  bi;i  den  übrigen  Verbänden 
auch  auf  die  Vertretung  und  den  Ausschluss  des  Zwangsverglciches  und 
bd  den  eingetragenenen  Genossenschaften  fiberdies  auf  die  AusfaOsfor« 
dentngen  belieben.  Sonst  gelten  also  die  Normen  der  Konkunordnung 
in  gleicher  Weise  iikr  juristische  Personen  wie  för  Einzelpersonen.  Dabei 
macht  es  in  Ansehung  des  Verfahrens  keinen  Unterschied,  ob  es  sidi 
um  eine  durch  den  Konkurs  untergehende  oder  ihren  Konkurs  über- 
lebende Vcrb.Tvi'^^pcrson  handelt.  Nur  kann  eben  im  erstercn  Falle  die 
juristische  Person  selbst,  im  zweiten  Falle  stets  lediglich  ihr  Rechtsnach- 
folger in  der  durcli  die  Nachwirkung  des  weggefallenen  Verbandslcbens 
bedingten  eigenihutnlichen  Stellung  als  Genieinschuldner  erscheinen. 

*  So  bestimmt  die  R.Gew.0. 104"'  in  Ansehung  des  durch  Konkurs 
aufgelösten  Innongsverbandes:  »der  VorsMnd  des  Innongsverbandes  hat 
jedoch  die  während  des  Konkursverfahrens  dem  Gemeinschuldncr  an- 
stehenden Rechte  wahneunehiBen«.  Im  Konkursverfahren  Aber  das  Ver- 
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SO  gilt  es  doch  in  gleicher  Weise  für  jede  andere  Körper- 
schaftsgattung  und  für  den  ganzen  Bereich  gemeinschuld- 
nerischer  Selbständigkeit 

Dem  körperschaftlichen  Nachleben  im  Falle  der  Auflösung 
lässt  sich  endlich  in  den  Fällen  partieller  Auflösung  die  Nach- 
wirkung des  Körpcrschaftsban des  vcii,lcichen,  von  welcher 
die  zwischen  der  fortlebenden  Verbandsperson  und  den 


mögen  einer  eingetragenen  Genossenschaft  beruft  die  R.Konk.0.  selbst 
in  5  196  Abs.  I  den  Vorstand  oder  die  U4)uidatoren  zu  einer  Vertretung 

der  »Genossenschaft«  (ebenso  E.  G.  §  6  bei  Vereinen  und  r^sirirtea 
Gesellschaften  des  Bayr.  R.).  Auch  schiebt  das  R.  Genoss.  Ges.  gerade 
in  das  Konkursverfahren  das  ausserdem  nur  in  Fällen,  in  denen  trotz 
Uberschuldung  die  Konkurserortnung  nicht  erlolgen  kann,  zulässige  Um- 
lagcverfahrcn  ein,  welches  auf  der  Voraussetzung  einer  fortdauernden 
Wirksamkeit  der  gcaossenschaftHchen  Organisation  beruht  (5  $2—61» 
vgl.  Osterr.G.  $  60  Abs.  )  u.  S  61^71).  Demgemäß  wird  audi  im  Erk» 
des  R.G.  V.  a6.Sept.  82  C.  S.  Bd.a  N.  a  S.  3-s  (SeuE  Bd.  |8  N.97) 
mit  Recht  angenommen,  dass  die  Klage  auf  Feststellung  der  Nichtmit- 
gliedschaft  einer  aufgelösten  eingetragenen  Genossenschaft  nicht  gegen 
den  Konkursverwalter  zu  richten  ist,  da  der  Konkurs  nur  das  Vermögen 
der  Genossenschau  betrifft,  sondern  gegen  den  Vorstand,  der  nach  Auf- 
losung der  Genossenschaü  noch  als  Vertreter  eines  organtsirten  Vereins 
fungirt  und  auch  die  Gesammtheit  der  einzelnen  Genossenschafter  ver- 
tritt. Vgl.  Erk.  des  Obst  L.  G.  f.  Bayern  v.  Dec.  85  Seuff.  Bd.  19 
N.  t88:  die  Genossenschaft  wird  «war  durch  den  Konkurs  aufgdöst» 
aber  »doch  während  des  Konkursverfahrens  behuts  Wahrung  von  Ver- 
mögensrechten und  bei  Feststellung  der  gegen  sie  geltend  gemachten 
\^erbindlichkeiten  noch  als  rechtlich  existent  gedacht«  und  noch  durch 
Organe  veriretea. 

*  Inkonsequent  verfährt  das  R.  G.  im  Erk.  v.  21  Jan.  85  C.  S. 
Bd.  1}  N'.  116  is.  412 — 424.  Denn  hier  führt  es  einerseits  aus,  dass  nach 
R.  Konk.  Ü.  5  207  der  Genieinschuldner,  wenn  im  Auslande  Konkurs 
eröffnet  ist,  im  Inlande  persuniich  und  nicht  in  der  Vertretung  durcli 
den  Konkursverwalter  sen  belangen  ist.  Andrerseits  nimmt  es  an,  dass 
eine  Aktiengesellschaft  trotz  der  Auflösung  durch  Konkurseröffnung  in 
ihrer  Organisation  erhalten  bleibt,  soweit  es  sich  um  die  dem  Gemein- 
Schuldner  zustehenden  Rechte  und  obliegenden  Verbindlichkeiten  handelt; 
denn  die  Vornahme  der  dem  Gemeinschuldner  zugewiesenen  Handlungen 
würde  völlig  oder  nahezu  unmöglicli  sein,  owenn  bei  einer  A.  G.  schon 
durch  die  KonkurscrötTnunr  die  einheitliche  Organisation  gäxr/lkh  be- 
seitigt würde  und  das  bisherige  Ganic  in  eine  Vielheit  nur  in  thatsach- 
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durch  ihre  ausgeschiedenen  Bcst.indthcilc  bereicherten  Ver- 
bands- oder  Einzelpersonen  eintretende  Gemeinschaft  bis 
zum  N'ollzuge  der  Auseinandersetzung  beherrscht  wird'. 

So  entfalten  sich  selbst  noch  im  AuBösungsstadium  der 
Gemeinwesen  eigenthümHche  socialrechtUchc  Begriffe,  Sätze 
und  Verhältnisse,  die  dem  Individualrecht  nothwendig  fremd 
bleiben  müssen.  Die  rechtliche  Nachwirkung  erloschener 
Persönlichkeit  begegnet  freilich  schon  im  Individualrecht. 
Denn  wie  sollte  es  ohne  sie  ein  Erbrecht  geben?  Allein 
von  einer  rechiHchcn  Xachwirkuny  der  inneren  Daseins- 
ordnuni2  erloschener  Persönlichkeit  in  dem  Proces^  liuer 
Zersetzung  kann  erst  die  Rede  sein,  wo  der  Gedanke  einer 
aus  Personen  zusanmicngescizten  Person  auftaucht.  Von 
der  anderen  Seite  her  kennt  bereits  das  Individualrecht 
Nachwirkungen  einer  personenrechtlichen  Verbundenheit. 
Die  Betrachtung  der  Rechtsgemeinschaften  zur  gesammten 
Hand  hat  uns  reichliche  Belege  hierfür  geboten  und  nament- 
lich in  den  Handelsgesellschaften  nach  der  Auflösung  Rechts- 


licher  Gemeinschaft  stehender  Indtviduai  auseinanderfidetf.  Gleichwohl 
indess  will  der  Gerichtshof  eine  ausUndisdie  Aktiengesdlscbalt  «-egen 
ihres  iro  Inlande  befindlichen  Vermögens  nur  in  ihrem  Konkursverwalter 
beklagen  lassen,  weil  bei  einer  solchen  nur  auf  das  Vermögen  gebauten 
Genossenschaft  »das  ganze  Leben  der  Pcrsöitliclikcit  als  einer,  Jic  nach 
aussen  handeln  könnte,  gänzlich  durch  den  Konkurszweck  und  de<><;en 
Organe  absorbirrc  werde  und  den  bisiicrigen  oder  durch  den  Gesaninit- 
willcn  neu  gebildeten  Organen  zwar  die  Befugniss  zu  einzehien  Hand- 
lungen innerhalb  des  Konkursverfahrens,  nicht  aber  neben  dem  Konkurs- 
verwalter eine  generelle  Handlungsbefugniss  in  AnseKung  des  Gesellschafts» 
Vermögens  verbleiben  könne.  Offenbar  ist  aber»  wenn  «tie  Aktiengesell* 
Schaft  Oberhaupt  während  des  Konkurses  handlungs-  und  processfähig 
bleibt,  schlechthin  kein  Grund  vorhanden,  sie  hinsichtlich  des  von  einem 
ausländischen  Kiinkursverfahren  nicht  ertrritTenen  inlandiNCiien  Vemiögens 
anders  nls  einen  anderen  Geineinschuldner  /u  behandeln.  Im  vorliegenden 
Falle  stand  nocii  dazu  eine  LuxenibnrL^er  Aktiengesellschaft  in  Frage, 
deren  eiuheinüsches  Recht  den  Konkurs  gar  nicht  als  Außosungsgrund 
ansieht 

*  Vgl.  H.G.B.  A.  248  u.  Erk.  des  R.O.H.  G.  v.  19.N0v.78  Bd.  34 
N.62  S.  246—249;  Krankenversich.  G.  $  47;  Unfall  versieh.  G.  $  )i.  Vgl. 
auch  oben  S.  392. 
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gebilde  aufgezeigt,  welche  nahe  an  die  hier  behandelten 
Erscheinungen  heranreichen.  Immer  aber  bleibt  zwischen 
geseUschaftlichem  und  körperschaftlichem  Nachleben  die- 
selbe unüberbrückbare  begriffliche  Kluft  geöffnet,  welche 
überhaupt  die  Personenverbindungen  und  die  Verbandsper- 
sonen trennt.  Bis  zuletzt  bewahrt  es  sich  so,  was  wir  in 
der  Einleitung  als  Schlussergebniss  der  von  der  Genossen- 
schaftstheorie angeregten  Gedankenbewegung  bezeichneten: 
dass  an  dem  Punkte,  an  weichem  in  den  menschlichen  Ver* 
knöpfungsverhältnissen  eine  den  Einzelpersonen  gegenüber 
selbständige  Persönlichkeit  eines  socialen  Ganzen  hervor- 
i'in^:,  cm  Ucchtssystem  höherer  Ordiiuii^  Aiilicbt  und  neue 
Fordcruni^en  an  die  juristische  Bcgriffsbildung  stellt.  Hier 
wie  überall  steht  die  Rechtsprechung  gleich  der  Gesetz- 
gebung noch  unter  dem  Banne  der  in  der  romanisiischen 
Theorie  vorherrschenden  individualistischen  Auffassung  der 
juristischen  Person.  Allein  hier  wie  überall  hat  uns  gerade 
die  Beobachtung  der  Praxis  gezeigt,  dass  die  von  der  germa- 
nistischen Theorie  aus  der  Tiefe  unseres  nationalen  Rechts- 
bewusstseins  wiedergeborenen  KechLsi^ed.mken  von  Sieg  zu 
Sieg  vorschreiten  und  mehr  und  nielir  den  ori^.mischen  Ge- 
bilden des  Genieinlcbeus  anstatt  der  Einzwängung  in  indi- 
vidualrechtliche Schablonen  eine  ihrem  wahren  Wesen  ent- 
sprechende socialrechtliche  Ausgestaltung  sichern. 
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Zur  Einleitung. 

Z«  5.  ß  N.  f.  Sdtdem  ist  das  bedeutungsvolle  Werk  von  A.  HeusUr., 
Institutionen  des  deutschen  Privatrechts,  Leipz.  1885  u.  86,  erschienen, 
dessen  erster  Band  erst  f&r  den  Schluss  des  II.  Kap.  (von  S.  }o6  ff.  an) 

und  dessen  zweiter  Band  nur  noch  für  das  V.  Kap.  benützt  werden 
konnte.  lhu^/,-r  entwickelt  eine  ausführliche  Theorie  der  juristischen 
Personen  nach  reinem  deutschem  Recht  (I  5  54— 65)  und  stellt  hierbei 
die  »Geaossenschaüen«  (§  ^6  —  61)  als  eigenartige  Gebilde  dir,  tiehen 
denen  er  die  Stadtgenieinden  (5  62),  den  Fiskus  (3  63)  und  die  Kirch- 
lichen Anstalten  und  Stiftungen  (S  64—65)  als  besondere  Typen  behan- 
delt. Hier  wie  überall  schöpft  er  aus  der  Tiefe  der  germanischen  Rechts- 
gedanken, entnimmt  denselben  aber  nur,  was  sich  in  eine  »dniacbe« 
juristische  Konstruktion  fugt.  Das  Streben  nach  einfachen,  leicht  durch- 
sichtigen und  abgerundeten  Gedankcngebilden  verfuhrt  ihn  dann  hier 
wie  mehrfach  sonst,  sowohl  die  Geschichte  wie  die  Dogmatil^  unseres 
Rechtes  zu  vergewaltigen.  Fast  scheint  ihm  die  Einfachheit  der  vor- 
nehmste Prüfstein  der  Wahrheit  zu  sein.  Dies  gilt  jcdocli  in  den  Geistes- 
wissenschaften wie  in  der  Naturwissenschaft  immer  nur  ftkr  die  Gesetze, 
nicht  für  die  ErgMsu  des  Weltprocesses.  Auch  die  Rechtswissenschaft 
wird  sich  vielleicht,  wenn  sie  die  Gesetze  der  Rechtsbildung  sucht,  nicht 
aber,  wenn  sie  die  lebendigen  Rechtsgebilde  selbst  analysirt,  auf  eine 
Vermuthung  lür  Einfachheit  berufen  dürfen.  Jedenfalls  vermag  H,u.<.!tr's 
vereinfachte  Konstruktion  des  Rechtsinstituts  der  Gcnossenschatt,  die  in 
ihrem  juristischen  Kern  sich  nun  kaum  noch  von  der  römisclien  universitas 
unterscheidet,  vor  dem  Rciciuhum  der  deutschen  Genossenschaftsbiidung 
alter  und  neuer  Zeit  ni^  m  bestehen.  Wenn  Htuücr  dne  rein  fbr 
Privatrechtstwecke  vorhandene,  alles  Sonderrecht  der  Einadnen  ver* 
schlingende,  mit  der  gesammten  Hand  sich  an  keinem  Punkte  berührende 
und  am  wenigsten  dn  Gemeinschaftsverhältniss  in  sich  schliesscnde 
»juristische  Person«  schon  •^^  die  Uranl.lnge  der  Markgemeinde  hinein- 
legt, so  ist  hier  nicht  di:-  t>r',,  um  diese  sicher  ungeschichtlichc  .-Ansicht 
zu  widerlegen.  Wenn  er  .iber  gleichzeitig  seinen  vereinlachten  Cienos- 
senschaftsbegriff  für  die  Dogmaiik  des  gellenden  Rechtes  zu  verwcrilien 
sucht,  so  hat  sich  oben  S.  3x1  ff.  die  Gelegenheit  aur  Zurückwebung 
seiner  Ausführungen  geboten.  —  Bemerkt  sei  hier  noch,  dass  auch  IhusUr 
a.  a.  O.  S.  273  die  von  mir  versuchte  Beschreibung  der  Vorstellungs- 
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formen  anes  noch  uwnt-wickdten  Rechtsbewusstscins  für  den  (natürlich 
missf^lückten)  Versuch  einer  unserem  heutigen  Denken  annehmbaren 
'uristischen  Konstrul-rtion  ;uis<riebt.  Dass  ich  bereits  für  das  reindeutsche 
Recht  des  Mittelaher  .  <.  nc  ganz  andere  Formulirunq  Jcs  Genossenschafts- 
begrrffes  in  seiner  i  oiiauinng  aufgestellt  und  liicrDei  auf  die  vollkom- 
mene Differenziirung  von  Genossenschaft  und  gewmmter  Hand  das 
grössie  Gewicht  gelegt  habe,  wird  von  HeusUr  nicht  erwähnt. 

Zu  S.  s  N.  2,  Iniwischen  hat  lakud  dem  Au&atz  »Beiträge  zur 
Dogmatik  der  HaodelsgesellKbaften«»  der  erst  von  Kap*  II  an  benfitat 
werden  konnte^  eine  Einleitung  Über  »Gesellschaft  und  juristische  Pterson« 
vorausgeschickt  (Z.  £  H«  R.  Bd.  }0  &  469-050)),  in  welcher  er  der  Ver- 
nichtung des  »deutschrechtlichen  Genossenschaftsbegriffs«,  wie  er  nament- 
lich in  meinem  Genossenschaftsrecht  entwickelt  ist,  einen  eignen  Abschnitt 
widmet  (S.  483 — 495)-  Lahand  selbst  verharrt  durchaus  in  dem  roma- 
nistischen Gedankenkreise  des  unvermittelten  und  uavermittelbaren  Gegen- 
satzes von  »univcrsitas«  und  »societas«. 

P!u  S.  ;  .V.  2.  Auch  Wuskr  a.  a.  O.  I  S.  255  ff.  erklärt  die  jurisii- 
schca  i^er^ünea  lur  Rcaliiaica.  Ja  aeucsicxib  hat  Ldband  in  der  Zeiischr. 
f.  Off.  R.  Bd.  II  S.  160— 161  anerkannt,  dass  die  Rechtssubjektivität  der 
Selbstverwaltungskörper  und  die  der  Individuen  in  gleicher  Weise  vom 
Redit  stammt;  dass  daher,  wie  einerseits  auch  die  Reehtssubjekiivität 
des  Individuums  kein  Erseugniss  der  Natur,  sondern  ein  Gedankögebilde 
des  Rechts  und  somit  »juristische«  Persönlichkeit  ist,  andrerseits  auch 
die  sog.  juristische  Person  in  der  Sphäre  des  Rechts  keine  Fiktion,  son- 
dern »etwas  Wirkliches«  ist. 

7.U  S.  s  -V.  Innvischcn  ist  auch  vom  Kirchenrecht  her  ein 
eifriger  Vorkämpier  des  Gedankens  der  realen  VerbandspersönÜchkeit 
erstanden  :  C.  Meurer,  der  Bc^^riff  und  Ki<:cnthümer  der  heiligen  Saciien, 
zugleich  eine  Revision  der  Leiire  von  den  junsiisclieii  Personen  und  dem 
Ligcntbümer  des  Kirchenguts,  Dusseldorf  188 > ;  vgl.  bes.  I  S.  73  flf. 
u.  84  IL  —  Das  wcrthvoUe  Buch  konnte  erst  von  Kap.  IV  an  benOtat 
werden. 

Zu  S,  &  N,  I.  Mit  besonderer  Energie  tritt  IF.  f>Wr,  EiMk,  Stuttg. 
1886,  Rkr  die  Realität  der  Gemeinwesen  und  ihres  Wollens  und  Handelns 
ein.  Wenn  er  trotadem  den  Begriff  der  rechtlichen  »Persönlichkeit«  auf 
den  Staat  und  andere  sociale  Organismen  nicht  anwenden  will,  so  ;?ei^en 
seine  Bemerkungen  auf  S.  495  Anm.  (wonach  in  solcher  .\nwendung 
eine  aus  einer  juristischen  Fiktion  hervorgegangene  BegrirtsübertraL'nnL' 
liegen  soll),  dass  er  unwillkurHch  in  den  RechisbegrirV  oPcrsonlichkeitu, 
der  doch  nichts  als  »Rcchtssubjcktiviiai«  aussagt,  Fremdartiges  hinein- 
legt. —  Für  die  Rcahiai  der  juristischen  Personen  und  gegen  die  Fiktions- 
theorie erklärt  sich  auch  Klöppel,  Staat  und  Gesellschaft,  Gotha  1887, 
bes.  S.  347  ff.  Vgl.  auch  Sdmppe,  der  Begriff  des  subjektiven  Rechts, 
Breslau  1887,  S.  )i6  ff.  (wo  indess  Sekupp^s  Identificirung  der  Begriffe 
»Gemcinwille«  und  »objektives  Recht«  störend  einwirkt). 
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Zu  S.  6  .V.  4.  Inzwischen  hat  /.  Hikker,  System  Jcs  heutigen  Pan- 
dekienrtxlus.  Bd.  T.  Weimar  1886,  in  einer  sehr  eintiringendcn  Behand- 
lung der  jurisiisclien  Personen  (S.  196—286)  vielfach  neue  Wege  ein- 
geschlagen. In  der  GrundauiTassung  nähert  er  sich  jetzt  mehr  der  Per- 
sonifikatioostheorie  (wäre  also  zu  den  S.  7  N.  2  genannten  Sdiriftstellem 
zu  zählen).  Bei  der  Korporatibn  verhält  er  sich  selbst  gegen  den  Ge- 
danken der  realen  Persönlichkeit  nicht  ganz  ablehnend.  Doch  bleibt  ihm 
vorläufig  die  gemeinheitliche  wie  die  anstaltliche  aPerson«  durchweg  nur 
ein  »fingirtest*  Subjekt,  d  den  Bestand  eines  in  Wahrheit  subjektlosen 
N'erniögens  denk-  und  mundgerecht  machen  soll.  Realität  hat  ihm  nur, 
was  er  bezeichnend  »Verniögcnskcrn«  nennt:  bei  Anstalten  und  Stif- 
tungen die  Zwecksatzung,  bei  Korporationen  der  Personalvcrband. 

Zu  S.  8  K.  I.  über /-ij/'iiWi  neuesten  abweichenden  Standpunkt  vgl. 
Zusau  zu  S.  j  N.  2  auf  der  vor.  S.  —  Eine  eigenartige  Wendung  gieln  der 
Fiktionstheoric  jetzt  Holder,  über  das  Wesen  der  juristischen  Pcr>oncn,  Erl. 
1886 ;  vgl  auch  Pandekten,  Erl.  1886,  Bd.  I  §  29.  Seine  Ansicht  lässt 
sich  kurz  dahin  bezeichnen,  dass  er  die  AufEassung,  die  dei  Verf.  dieses 
Werkes  im  Genossenschaftsr.  Bd.  III  als  diejenige  des  reinen  römischen 
Rechtes  dargelegt  zu  haben  glaubt,  verabsolutirt.  Holder  behauptet  also 
auch  für  unser  heutiges  Recht  ein  selbst.indiges  Dasein  des  Gemein- 
wesens und  seines  Willens  und  erkennt  den  Begritl  der  realen  Gesammt- 
pcrsonlichkcit  für  das  Gebiet  des  Staatsrechts  und  des  gemeinheitlichen 
Rechtes  überhaupt  an.  Er  meint  jedoch,  dass  diese  reale  Einheit  als  das 
ihren  Gliedern  »^lecfatUn  fibergeordnete  Ganze  unfättiig  sei«  als  Privat* 
rechtsubjekt  neben  ihre  Glieder  zu  treten,  und  dass  daher  erst  durch 
die  Fiktioo  eines  Individuums,  wo  doch  dn  Individuum  nicht  ist,  die 
»juristische  Person«  zu  Stande  konune.  Sind  Höldfr's  Ausführungen  über 
die  Unmöglichkeit,  dass  der  Staat  .ils  St.nat  zu  seinen  Unterthanen  in 
Rechtsverhältnissen  stehe  oder  gnr  ihnen  ah  Processpartei  vor  den  eig- 
nen Gerichten  begegne,  unanfechtbar,  so  ist  seine  Argumentation  schlüssig. 
Dann  ist  aber  ein  wirkliches  diFentlichcs  Recht  und  nun  gar  eine  Vcr- 
waltungnrechtsprcchuiig  undenkbar,  und  was  wir  davon  zu  besitzen 
glauben,  ist  eitel  Dunst  1  —  Eigenthümlich  berührt  es,  wenn  fMhnd,  the 
Elements  of  Jurisprudence,  Ed^  Oxford  1886,  mit  der  von  ihm  sorg- 
ßltig  benützten  deutschen  Pandektenjurisprudenz  auch  die  Lehre  von  der 
person.T  ficia  in  voller  Sch.irfe  übernimmt  und  folgerichtig,  indem  er 
diese  »artihcial  persontf  der  ^normal  personc  siegen ü berste! h,  alles  Kor- 
poraiionsrecht  unter  die  Rubrik  »abnormal  rights«  bringt;  vgl.  S.  81  ff., 
90  u.  27J  flL 

Zu  5.  10  .V.  3.  In  einer  bestimmten  Richtung  hat  seitdem  Rosin, 
das  Recht  der  öffentlichen  Genossenschaft,  Freib.  1886.  den  iiegrifl  der 
Genosscnscliaft  im  technischen  Sinne  für  das  Gebiet  des  öffentlichen 
Rechtes  ausgebaut.  Das  mit  diesem  Werke  sich  vielfach  benUirende 
treifliche  Buch  konnte  erst  von  Kap.  IV  an  benützt  werden. 
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Zu  S.  10  X.  Jetzt  namcntlicli  auch  Hemler  a.  a.  O.  I  S  SO— 55, 
II  5  128  u.  149—150. 

2ti  5.  II  I.  Wesentlich  gefördert  ist  seitdem  der  Anstaltsbegriff 
durch  Meurer  a.  O.»  bes.  $  54  u.  64.  Vgl.  auch  Rosin  a.  a.  O.  S.  4S 
bis  $1.  Femer  HSüd^r,  über  das  Weseo  der  j.  P.  S.  t)— 14.  Zur  Ge- 
schichte Heusler  a.  a.  O.  I  S  $4  ^ 

Zu  S.  12  X.  j.  Wesentlich  übereinstimmend  fasst  die  Stiftung  Menrn- 
a.  .1.  O.  S.  75  ff.  auf;  auch  Heusler  a.a.O.  S.  255  u.  524  ff.;  theilweise 
auch  (nur  mit  Zuhülfenahme  der  Fiktion)  Holder  a.  a.  O.  S.  9 — 12. 

Zu  S.  ij  Y.  /.  Bekker,  Fand.  I  S  69,  hält  die  »Zwecksatzung«  für 
den  »alleinigen  Vermögenskerna. 

Zu  Kap.  1. 

Zu  S.  17  N.  4.  Vgl.  jettt  auch  /hMer,  Pand.  I  $  64  Beil.  1  S.  231 
bis  234,  der  zwar  (ur  das  gdtende  Recht  die  Verneinung  einer  allge- 
meinen Freiheit  der  Erzeugung  von  Körperschaften  und  Stiftungen  nur 
auf  den  Mangel  eines  nachweisbaren  Gewohnheitsrechtes  gründet,  de  lege 
ferenda  .iber  cbcrifills  das  mit  der  Fiktionsrheoric  zusammenhängende 
Ari^unicm  vcrwenhci,  dass  die  mit  Vermögcnsfahigkcit  bekleideten  Per- 
sonenverbindungen und  Zwecksauungen  «SiiiPiiLiritatcn«  seien. 

Zu  S.  iS  X.  2.  Vgl.  auch  Lihund  Z,  f.  H.  B.  Bd.  50  S.  472,  der 
aber  die  Anerkennung  durch  das  Recht  unrichtig  mit  »dem  Willen  (der 
Vnlethung)  des  Staats«  gleichsetzt. 

Zu  5, 19  N.  2.  Vgl.  bes.  auch  Laband  a.  a.  O.  S.  472;  Btlüter  a.  a.  O. 

Zu  5,  ai  ff*  u.  114  ff.  Die  Unterscheidung  zwischen  der  deklara- 
torischen Staatsthätigkdt  bei  der  Anerkennung  eines  Verbandes  als  Person 
und  der  etwaigen  kon?;titutiven  Staatsthätigkeit  bei  der  Schaffung  des 
Verbandskörpers  liegt  (obwohl  nicht  deutlich  ausgesprochen)  den  Aus- 
fuhrungen des  R.  G.  im  Erk.  v.  21.  J.in.  86  C.  S.  Bd.  15  K  >^  S.  257 
bis  248  zu  Grunde.  Hier  wird  einer  katholischen  FiÜalgemeiiide  die 
Fxistenz  als  besondere  Person,  welche  ihr  der  zweite  Richter  lut  (iriind 
angeblicher  Anerkennung  durcn  koiikludentc  st.iauicue  \  crw  aiiungs- 
handlungcn  bezw.  Erklärungen  zugesprochen  hatte,  deshalb  abgesprochen, 
weil  auf  diese  Weise  zwar  eine  schon  bestehende,  zur  Körperschaft  ge- 
eignete Gemeinschaft  Korporationsrechte  erwerben»  nicht  aber  eine 
Kircliengcmeinde  ohne  die  voniPr.A.L.R.  II,  11  $  2}8— 239  geforderte 
staatliche  Leitung  und  Mitwirkung  (insbesondere  ohne  Vornahme  einer 
festen  örtlichen  Abgrenzung)  und  ohne  die  gehörige  Aktion  des  Bischofs 
geschaffen  werden  konnte. 

Zu  S.  26  — Die  Begründung  der  \0[i  ihm  ah  löffcntliche  Ge- 
nossensch.it ten«  bezeichneten  \'erbandswe«»en  ^telh  jet/t  Hoiin  n.  .1.  (). 
S.  126 — 144  eingehend  dar.  Roun  untersciieide:  ^'leichtalls  sch.irt,  wie 
im  Texte  geschehen  ist,  die  siaailichc  Lrrichiung  unter  iMitwirkung  der 
Betheiligten  und  die  autonomische  Errichtung  unter  Mitwirkung  des 
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Staats.  (Daneben  lenkt  er  den  Blick  auf  die  eigenthümltchen  Fälle  der 
Körperschaftserrichtung  durch  Willensentschluss  einer  dritten  Person). 
Für  die  verschiedenen  Formen  der  Mitwirkung  der  Betheiiigten  einerseits 
und  des  Staates  andrerseits,  sowie  fiir  die  ungleichen  Grade  der  hierbei 
bestehenden  rechtlichen  Gebundcnlieit  des  Willensentschlusses  bieten  seine 
AusflUiniDgea  manche  wesentliche  Brgänsung  des  oben  Gesagten. 

Zu  S.  i8  S.  I.  Seitdem  ist  den  InmtugsverMndiu  durch  R.Gew.  O. 
S  104H  in  der  Fassung  des  R.  G.  v.  2).  Apr.  86  die  Möglichkeit  eröffoet, 
durch  Beschluss  des  Bundesrathes  das  Recht  der  Persönlichkeit  ^u  er- 
werben. Gerade  bei  ihnen  treten  nun  die  stets  erforderliche  staatliche 
Genehmigung  und  die  staatliche  Anerkennung  der  eignen  Rechtssubjek- 
tivität scharf  aus  einander. 

Zu  S.  2<)  iV.  2  n.  S.  III  X.  I.  Hinsichtlich  der  tischei ei^enoisen- 
schaftrn  ist  die  hier  gebilligte  Ansicht  Löning's  von  mir  später  als 
unhaltbar  autgegeben.  Denn  es  scheint  doch  sowolil  in  Preussen  wie 
in  Baden  schon  durch  das  Gesetz  jede  Fischereigenossenschaft,  welche 
in  gehöriger  Weise  staatlich  errichtet  ist  (vgl.  oben  S.  27  N.  3)»  indirekt 
als  Körperschaft  anerkannt  zu  sein.  Vgl.  Förster'Eceiui  l\'  S.  749  u.  750 
N.  Iii;  Rosin  a.  a.  O-  S.  89—91. 

Zu  S.  }i  K.  2 — },  Ebenso  jetzt  bei  den  Inwmgsverhäiden  nach 
R.Gew.  O.  5  104I'. 

/"  S.  j2  W  i— Näheres  liieruber  jetzt  bei  Hosin  a.  a.  O.  S.  137 
bis  140;  v^l.  auch  S.  1 34— 157  u.  i  }2. 

Zu  S.  }S  K.  I.  Xäher  spricht  sich  das  R.  G.  im  Erk.  v.  21.  Jan. 
188)  C.  S.  Bd.  14  N.  116  S.  417  über  die  Natur  der  Aktiengesellscliaft 
dahin  aus,  dass  sie  »eine  als  Person  vorgestellte,  zu  einhdtlicher  Lebens- 
äusserung  organisirte,  ein  durch  Beiträge  aufgebrachtes  bestimmtes  Ver- 
mögen zum  alleinigen  Haflungsobjekt  setzende  Verbindung  unbestimmter 
Vieler  ist,  bei  welcher  vermöge  der  Organisation  das  Handeln  bestimmter 
natürlicher  Personen  als  Handeln  der  juristischen  Person  gilt«. 

Zu  S.  40  K.  3.  Die  neueste  eingehende  Re<;prechung  der  Aktien- 
gesellschaften findet  sich  b.  Ikkker,  Fand.  1  ^  68  S.  261—276.  Hfkker  hält 
den  Streit  über  die  juristische  Persönlichkeit  der  .\.  G.  für  erledigt,  er 
meint  aber,  dass  die  A.  G.  den  Stiftungen  verwandter  sei  als  den  Korpo- 
rationen oder  vielleicht  als  ein  besonderes  mittleres  Gebilde  aufgefasst 
werden  dürfe. 

2ttS,4oN.s,  In  Z.  14—1$  dieser  Anm.  ist  statt  «Genossenschafts- 
begriff«  au  lesen:  »GesellschaftsbegriflT«. 

Zu  5.  44  N.  2.   Ausföhrlich  hat  Lalkmd  jetzt  in  der  Z.  f.  H.  K. 

Bd.  30  S.  496—505  diese  Doktrin  zu  begründen  gesucht.  Vgl.  gegen  ihn 
oben  S.  jo8  N.  i,  auch  Rosin  a.  a.  O.  S.  55  N.  44  u.  Bfkktr  a.  a.  O. 
S  60  Beil.  11  S.  216-217  u.  5  67  S.  24S  N.  kk. 

Zh  S.  -V.  2.  Für  die  juristisciie  Persönlichkeit  der  offenen 
Handelsgesellschal t  erklärt  sicli  neuerdings  Brems  in  dem  oben  S.  457 
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N.  2  aogef.  Aufsau.  Ober  andere  Anhlnger  dieser  Ansichl  vgl  auch 

Lab^d  a.  ;i.  O.  S.  475  —  476. 

Zu  S.  $1  iV.  4.  Vgl.  indess  seitdem  das  oben  S.  466  N.  I  angef. 
Erk.  des  R.  G.  v.  4.  Mai  81  b.  ScuH.  Bd.  39  K.  }2i. 

Ztt  S.  f>^  .V.  3.  Derselbe  Gerichtshof  —  O.  L.  G.  Darnisiadt  — 
charakterisirt  im  Erk,  v.  10,  Juni  84  b.  Seuflf.  BJ.  40  N.  198  S.  296 — 299 
einen  vom  Staat  mit  Korporationsrechten  nidu  ausg^tatteten  »landwirth- 
schaftlichen  Kreditverein«  als  »eine  Societät  im  römischrechtlichen  Sinne, 
alldn  als  eine  solche  wdche,  wie  dies  im  modernen  Leben  häufig  vor- 
kommt, vertragsmäßig  bezw.  statutarisch  durch  Organisation  einer  korpo- 
ralivni  Verfassung  modißcirt  ist«.  Indem  dann  sowohl  die  Vertretung 
nacii  aussen  ah  das  innere  Leben  nach  dem  Statut  beortheilt  wird,  tritt 
in  Wahrheit  durchweg  Korporationsrecht  an  Stelle  des  Socictätsrechts. 
Insbesondere  wird  der  Majoritätswillf  tür  entscheidend  erklart,  weil  unter 
den  socii  gültig  vereinbart  sei,  adass  i&r  Herstellung  ihres  Willens  ab 
Gesammtlieit  die  für  Korporationen  gdUndat  gemtatrechlUäfen  Grundsätie 
maßgebend  sein  sollten«.  Auch  wird  der  von  der  Majorität  bestellte  Vor- 
stand als  legitimirt  erachtet,  Darlehnsforderungen  des  Vereins  einzu- 
klagen, »weil  das  Vermögen  derartiger  Vereine  zwar  nicht  einem  idealen 
Rcchtssubjekt,  aber  doch  auch  nicht  den  einzelnen  MitgUedcni  pro  parte 
gehurt,  sondern  allen  Milgliedvin  lusantmen,  welche  darum  auch  in  dieser 
Gesammtlieit  eine  Forderung  einklagen  können«.  —  Mit  diesem  Erk.  ist 
also  das  O.  L.  G.  Darmst  zu  dem  oben  auf  S.  6j  zu  N.  i  gekennxeich- 
neten  Standpunkt  Obergetreten. 

Zw  5.  76  N,  /.  Übereinstimmend  mit  dem  Erk.  des  R.O.  H.G.  ein 
Erk,  des  R,  G  %  11.  Okt  84  C.  S.  Bd.  15  N.  18  S.  77—79,  wo  über- 
dies hervorgehoben  wird,  dass  auch  eine  gleichzeitig  vorgenommene 
Statutenänderung  die  Identität  des  Rechtssubjektes  nicht  aufliebt. 

Zu  S.  So  N.  2.  Ebenso  Bikl,-i\  Fand.  I  5  64  Beil.  I  unter  I. 

Zu  5.  Sa  .V.  2.  Diese  Bemerkungen  gellen  auch  gegen  Bekker  a.  a,  O. 
unter  III. 

ZttS.SfNt,  Auch  die  von  Bekker  a.  a.  O.  unter  IV  ausgemalten 
Möglichketten  rechtfertigen  es  nicht,  dass  der  Staat  Vereinen,  deren 

rechtlichem  Bestände  er  vom  öffentlichen  Rechte  her  nicht  beikommen 
kann,  mindestens  durch  Versagung  der  Privatrechtsfähigkeit  das  Leben 

erschwere.  Die  Privatrechtsnormen  haben  nicht  die  Aufgabe,  der  Polizei, 
w  o  sie  selbst  nicht  eiuschreiten  will  oder  kann,  Handlangerdienste  zu 
leisten. 

Zu  5.  ^7  N.  2.  Allerdings  ist  in  Badai  unterm  17.  Nov.  i88j  eine 
landesherrliche  Verordnung  über  »dte  Ertheilung  der  Körperschaftsrechtev 
ergangen,  welche  die  Grundsätze  des  II.  Constitutionsedikts  v.  i.  Aug. 
1807  über  »die  Verfassung  der  Gemeinheiten,  K^erschaften  und  Staats- 
anstalteoK  aufrecht  erhält.  Dieses  Edikt  fasst  jede  uewige  Gesellschaft«, 
deren  Zweck  »zugleich  ein  Theil  des  Staatszwcckes  ist«,  als  eine  »ewige 
Staatsgesellschaftu  auf,  die  ohne  landesherrliche  Bestatigutig  und  for^- 
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bestimmte  Mitwirkung  dn  strafbares  Unteniciimen  ist,  durch  sta.uiiciic 
Genehmigung  aber  (oder  zehnjährige  wissentliche  Duldung)  »das  Recht 
der  Persönlichkeit«  und  die  »Eigenschaft  einer  Körperschaft«  erlangt. 
Allein  man  wird  annehmen  müssen,  dass  es  sich  auch  hier  nur  um  die 
Körperschaftsrechte  im  technischen  Sinne  des  Wortes  handelt,  ohne  dass 
die  Behandlung  unbestätigter  Vereine  nach  Körperschaftsrecht  ausge- 
schlossen wäre. 

Zu  S.  j;7  .V.  1.  Das  £rk.  des  R.  G.  v.  22.  Dec.  8)  jetzt  auch  C.  S. 
Bd.  14  N.  25  S.  92  ff. 

Zu  Kap.  IL 

Zu  5.  142  N,  f.  Ausdrücklich  legt  auch  das  Bad.  II.  Const. 
Ed.  a.  a.  O.  den  Körperschaften  alle  Rechte  bei,  »welche  ein  einzelner 
Staatsbörger  in  dieser  staatsbOrgerlichen  Eigenschaft  hat«;  VorcOge  wie 

Einschränkungen  bedürfen  besonderer  Begründung. 

5.  j^^  N.  j.  Gegen  die  Auffassung  der  Familie  als  Genossen- 
schaft erklärt  sich  —  und  zwar  fUr  Vergangenheit  wie  Gegenwatt  — 

Heusler  I  §  55. 

Zu  S.  146  N.  2.  In  dem  Erk.  des  O.  L.  G.  Kiel  v.  14.  Dec.  84 
Seuff.  Bd.  40  N.  219  wird  mit  Recht  die  Heran/iehiuif;  eines  Koniniun.i!- 
verbandes  Kirchenabgaben  von  seinem  Grundbesitz,  für  unstatthaft 
erklärt,  weil  der  Verband  als  juristische  Person  nicht  Mitglied  einer 
Glaubensgemeinschaft  sein  könne.  Unrichtig  aber  ist  die  Behauptung, 
dass  jiiar  juristischen  Person  die  Fäh%keit  zur  Kircheomitgliedschaft 
abgebe;  dieselbe  wird  durch  die  Existenz  kirchlicher  Gliedkörper  mit 
eigner  Persönlichkeit  widerlegt 

Zu  S.  1^2  iV.  1  u.  j$7  A*.  2.  Vgl.  jetzt  auch  S.  Äw,  Theorie  der 
Staatenverbindungen,  Breshui  1886,  S.  VIII  — TX 

Zii  S.  rj7  K.  2.  Das  Besteuerungsrecht  der  Gemeinde  w  ird  vom 
R.G.  im  I:rk.  V.  14.  Okt.  84  CS.  Bd.  12  N.  67  S.  272—275  mit  Recht 
für  ein  der  \  crfügung  seines  Subjektes  durch  Vertrag  oder  Verzicht  ent- 
zogenes jus  publikum  erklärt,  dalier  ein  Vertrag,  durch  den  eine  Ge- 
meinde (Geldern)  der  Rhda  Eisenbahngesellschaft  Befreiung  von  Kom- 
munallasten aller  Art  gewährt  hatte,  als  nichtig  bdumddt.  Ob  aber 
das  R.  G.  mit  dem  Satze,  dass  dieses  Recht  nur  »auf  staatlidier  Zulassung 
beruhe«,  es  für  ein  von  der  Gemeinde  nur  ver^Mltetes  sUuMthes  Recht 
oder  vielmehr  blos  für  ein  hinsichtlich  der  Ausübung  vom  Staat  ab- 
hangiges kommunales  Recht  erklären  will,  erhellt  nicht. 

Zu  S.  is^If-  Seitdem  hat  Rosin  in  der  angef.  Schrift  das  entschei- 
dende Kriterium  der  juristischen  Person  de>  öffentlichen  Rechts  darin  /u 
erweisen  gesucht,  dass  sie  dem  Staat  ^ur  Erfüllung  ilires  eignen  Lebens- 
zweckes verpflichtet  ist.  Dass  iiidess  auch  dieses  McrMVial  nicht  durch- 
greift, ist  schon  S.  657  N.  i  bemerkt  worden.  Ebensowenig  darf  man 
mit  E.  Mayer ^  Krit.  V.  J.  Sehr.  Bd.  28  S.  45$— 466,  den  lti9JiVscben  Be> 
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griff  der  »Offendichen  Korporation«  durch  Hinzunahme  aller  Korpora- 
tionen ergänaen,  welche  entweder  durch  Specialverleihung  nach  den 
Grundsitten  des  älteren  Rechts  (womit  eine  praesumtio  iuris  et  de  jure 
filr  Gemeinnützigkeit  des  Zweckes  begrändct  sei)  oder  auf  Grund  eines 
gesetzlichen  Ausspruchs  nach  erfolgtem  Kachweis  der  »Gemeinnützigkeit« 
Korporationsrechte  erhalten  haben.  Denn  aul  Jicsc  Weise  gelangt  man 
lu  einem  viel  zu  weiten  und  gegenüber  der  neueren  Verwahungs-  und 
üerichtspraxis  veralteten  Begriff  der  »uüenilichcn  Korporation«.  Müsste 
man  doch  dazu  einerseits  zahlreiche  Vereine  mit  rein  privaten  Zwecken» 
selbst  wenn  der  Staat  bei  Ertheilung  der  juristischen  Persdnlichkeit 
durchaus  nicht  an  die  Verleihung  einer  öffentlichrechtlicfaen  Stellung 
gedadit  hat^  andrerseits  jede  auf  Grund  des  H.G.B.  A.  207*  vom  Bundes- 
rath zur  Ausgabe  kleiner  Aktien  »fär  ein  gemeinnütziges  Unternehmen« 
verstntrete  Aktienf^-escllschaft  rechnen.  —  Bei  dem  jetn^en  Zustande  der 
Gesetzt^ebunij  ist  eben  weder  über  die  Inndesrechiliciie  Unijlcichheil  noch 
auch  über  die  Relativität  des  Gegensatzes  innauszukaninien. 

Zu  S.  161.  Ebensowenig  kann  ein  reichsrechtlicher  Begriflf  der 
öffentlichen  Korporation  aus  der  Konk.  O.  5  $4  Z.  2  u.  }  (oben  S.  145 
K.  3)  abgeleitet  werden,  wenn  hier  ein  Konkursvorrecht  wegen  der  Bei- 
träge des  letzten  Jahres  nicht  blos  dem  Reiche,  den  Staaten  und  den 
Gemeinden  und  den  höheren  Kommunalverbänden,  sondern  auch  den 
Kirchen  und  Schulen,  den  nöjfenllichm  Verbäntkn«  und  den  noffeutlichcn, 
zur  Annahme  der  Versicherung  verpflichteten  Feuerversiclierungsanstalten« 
gewahr!  wird.  —  Oder  .111  den  Art.  \']y  Abs.  2  u.  207*  Abs.  2  H.G,  R. 
jetziger  Fa^suug,  wonach  der  ßundesraih  die  Ausgabe  von  Aktien  unter 
1000  Mark  gestatten  kann,  falls  das  Reich,  ein  Bundesstaat,  ein  Provin- 
zial»,  Kreis-  oder  Amtsverband  vodtr  eine  somUg«  öffcntUcbe  Kwporatimw. 
einen  bestimmten  Ertrag  der  Aktien  garantirt. 

Zu  S.  7^7  .V.  2.  Dagegen  hat  das  R.  G.  im  Erk.  v.  24.  Jan.  85 
C.  S.  ly.  13  N.  51  S.  21  $—220  das  '»FcucrsfKietätsreglement  für  die 
Residenzstadt  Berlins  v.  i.  Mai  1754,  in  welchem  der  König  zwar  weine 
gewisse  Societai«  auf  Ansuchen  errichtet,  jedoch  dieses  »Werke  selbst 
»setzt  und  ordnet«,  Zwangsbeiträge  vorschreibt  und  mehrtach  das  bis- 
herige gemeine  Recht  abändert,  fQr  ein  Gesä^  und  nicht  blos  f^t  »ein 
von  dem  Staat»  genehmigtes  StaltU  einer  Feuerversicherungsgesdlschaft 
auf  Gegenseitigkeit«  erklärt. 

Zu  S.  j6y  iV.  7.  Mit  Recht  hat  das  Hrk.  des  R.  G.  v.  18.  Jan.  86 
CS.  Bd.  1$  N.  54  S.  234—237  die  Qualifikation  der  Reichsbank  als 
Aktiengesellschaft  oder  überhaupt  als  juristische  Person  privatrccht- 
lichen  Charakters  zurücktrcwiescn  und  dieselbe  vielmehr  für  eine  'iiV/V/;/- 
liche  A)iilaUi<.  erklärt,  deren  :Vuclieiisscncine  zwar  aKtienaiuiiiche  Werili- 
papiere,  jedoch  (wie  früher  auch  Seehandlungs-  u.  Tabaksaktien)  »dffent» 
liehe«  Pajnere  und  deshalb  in  Freussen  beim  Indossament  stempelfrei 
sind.  —  l^n  Beispiel  gesHilidt  geregelter  Öffentlicher  Anstatten  bilden 
die  durch  das  Bad.  Ges.  v.  9.  Apr.  80  normirten  Sparkassen  mit  Ge» 
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meindebfirgschaft ;  eine  solche  Sparkasse,  die  durchaus  als  Gcmcinde- 

anst.i't  nr^'niiisirt  ist  und  verwaltet  wird,  erlangt  nach  5  '  des  Ges. 
durch  die  erforderliche  Srnntsp:enehmi<3^ng  »er/«  ötft-itfitrhr  An^Utl!«  d2< 
Recht  der  juristischuii  Persönlichkeit.  —  In  Ansehung  der  Stiftungen  Hegt 
die  Fragte  in  einigen  Stallen,  wie  Baden  (oben  S.  t6i  N.  i)  u  Bayern 
,  (£•  Mayer  a.  a.  O.  S.  460),  deshalb  schwierig,  w  eil  hier  dah  ganze  Siiltun^s- 
wesen  nahezu  iti  die  Form  von  Gemdndeanstalten  gegossen  worden  isL  — 
Vgl;  auch  Roda  a.  a,  O.  S.  48  E 

2tt.  5.  ijo  N.  2,  Vgl.  auch  Erk.  des  R.  G.  v.  2^.  Apr.  tk)  C.  S. 
Bd.  I  N.  12J  S.  ^j8— 544.  worin  die  autonome  Bildung  eines  mit  Majo- 
rität besch liessenden  Familicnrathcs  und  die  vertragsmäßige  Unterwer- 
fung unter  dessen  Entsclicidunj»  herÜL^lich  der  Verwaltung  und  l'ntzie- 
hung  einer  zui^esicherten  Unterstützung  anerkannt,  jedoch  ein  ^crtcht- 
liches  Anleciuungsrecht  gegen  offenbar  unbillige  und  grundlose  Beschlub^c 
gewährt  wird.  Ausdrücklich  heisst  es,  dass  dieser  Faniilicnrath  keine 
juristische  Person  und  kein  Kollegium  sei.  Hierher  müsste  man  auch 
das  hochadlige  Haus  steilen,  wenn  dasselbe  zwar  das  Subjekt  von  Auto- 
nomie wäre  (wie  dies  auch  das  R.G.  im  £rk.  v.  7.  Mai  80  C  S.  Bd.  2 
N.  39  S.  I  }>  — 1^7  anzuerkennen  schon  Gelegenheit  gehabt  hat),  aber 
keine  einheitliche  Vcrmögcnsfäliit^keit  bcs.i^SL.  Dagegen  ist  es  auf  alle 
Fälle  eine  unjurisiische  Ausdrucksweise,  w  enn  dns  R  G.  im  Frk.  v. 
12.  Dec.  84  C.  S,  Bd.  \i  N.  125  S,  452  um  des  ii^'cnKincn  Hrivat- 
fürstenreciusct  willen,  welches  doch  lediglich  Gcwohniieitsreciu  ist,  von 
»dl»'  korporaHvm  GeoMunsdiqfl  des  bohm  dmUu^  AtMsn  spricht. 

Zu  5.  17^  N,  j.  Über  die  Zulässigkdt  eines  Kompromisses  auf 
eine  öffentliche  Behörde  als  solche  vgl.  Hrk.  des  R.  G.  v.  17.  Jan.  7$ 
C.  S.  Bd.  13  N.  iio  S.  407—408. 

Zu  \/S  X.  1.  Zur  Frage  der  Zeugnissßihigkeit  jetzt  auch  Erk.  des 
R.G.  V.  22.  Dec.  84  Seuff.  Bd.  40  N.  2^:! 

Zu  S.  lyj  \.  2.  Über  die  Un^iulangliclikcit  der  Hrstreckuni:  der 
Vermögensunfähigkeit  bezw.  Erbunlahigkeit  der  Mitglieder  geistlicher 
Orden  auf  die  Mitglieder  von  Kongregationen  mit  votum  simplcx  (hier 
»armen  Schulschu'estem«)  vgl.  Erk.  des  Obst.  L.G.  f.  Baj'em  v.  8.  Okt.  85 
Seuffl  Bd.  41  N.  116. 

Zu  S.  175^  N.  f.  Ebenso  bezeichnet  das  R.G.  im  Erk.  v.  2i..\pr.  86 
C.  S.  Bd.  ij  N,  29  S.  145  als  rechten  Beklagten  wegen  polizeilicher 
EingriHc  in  eine  Kc.il'schaiiki^'ercchti^keit  den  Staat  als  »Staat«*,  erklärt 
jedoch  die  Austeilung  der  Klage  gegen  den  »Fiskuä«  für  eine  unschäd- 
liche Ungenauigkeit. 

Zu  S.  \.  2.  Sehr  nachdrücklich  veririii  das  R.  G.  auch  m 
mehreren  Entsch.  Qber  Rückforderung  ungebührlich  erhobener  Stempel- 
abgaben vom  Reichsfiskus  bezw.  Einzelstaaisfiskus  das  »in  Deutschland 
nur  >:eitweise  verdunkelte  Princip  de«  Rechtsstaats«,  nach  welchem  Mangels 
positivrechtlicher  .\usnahmebestimmungen  der  Rechtsweg  gegen  unge- 
rechtfertigte Abgabenerhebung  zulässig  sei;  es  handle  sich  um  »einen 


Digitized  by  Google 


Nachtrage,  915 


objektiv  rechtswulripcn  Eiiif^ritV  in  die  individuelle  Vcnnoi,'cnsrechts- 
spharc«,  der  eine  PÜichi  zur  VV'iederauihebung  des  Unrechts  durch  Er- 
stattung des  W'crthes  aus  Staatsmitteln  begründe ;  insoweit  sei  »ciii  Reclits- 
verhältoiss  zwischoi  dem  Herangezogenen  und  dem  Staat  ab  Vermögens- 
subjekten  entstanden«;  vgi.  Erk,  v.  2.  Febr.  84  C.  S.  Bd.  11  N.  17 
S.  ^$—91»  auch  V.  9.  Apr.  84  u.  20.  Mai  84  ib.  N.  18  S.  91  93,  N.  20 
S.  96—100  u.  Seuff.  Bd.  }9  N.  }|).  Von  demselben  Gerichtspunkt  aus 
hat  es  den  Rechtsweg  zwar  nicht  gegen  die  Versngitng  der  polizeiHchcn 
Erlaubnis^  zum  Schankbetriebe  an  den  Inhaber  einer  Keabchankf^ercchtiiT- 
keit.  \volil  .Iber  behufs  Erzwingung  der  Ancrkcnnuni^  dieses  Priv.urechts 
und  Sicherung  desselben  gegen  Hingririe  durch  polizeiliche  Verfügung 
zugelassen;  Erk.  v.  21.  Apr.  86  C.  S.  Bd.  15  N.  29  S.  1 39^146. 

Zu  S.  iS6  N.  ),  Das  Erk.  v.  22.  (nicht  23.)Dec.  8j  |etzt  inEntsch. 
des  R.  G.  f.  C.  S.  Bd.  14  N.  2)  S.  89—94. 

Zw  5.  1^2  \.  t.  Vgl.  auch  Erk.  des  R.  G.  v.  16.  Dec.  85  C.  S. 
Bd.  I  )  N'.  1 1  S.  S7— 44  über  die  privatrechtliche  Natur  des  Entschädigungs- 
anspruches gegen  das  Reich  aus  Beschädigung  eines  Grundstücks  durch 
Truppenübungen. 

Zu  S.  19}  .V.  2.  Gegen  die  Anntuhme  einer  besonderen  Servitut 
-der  Hauseigentliümer  an  der  öffentlichen  Strasse  hat  sich  der  Obst.G.H. 
Wien  im  Erk.  v.  i}.  Okt  8;  Seufl.  Bd.  42  N.  17  ausgesprochen. 

Zu  5.  194  AT.  /  ti.  ai6  N.  4,  Ober  die  Natur  des  Rechtes  auf  Ge- 
meingebrnuch  .m  öffentlichen  Flüssen  und  die  Tragweite  des  gemeinrecht- 
lichen Interdiktenschutzes  gegen  Störung  desselben  vgl.  jetzt  auch  Erk. 
des  R.  G.  V.  It.  Juni  86  Scuff.  Hd.  |2  N.  8  (Verurthcihuig  zweier  ÖI- 
heimer  Peiroleunibolirgeseiisciwlten,  eine  die  herkömmliche  Berieselung 
unmöglich  machende  Zuführung  von  Abfallwässern  in  einen  Dtlcnthchen 
Fluss  zu  unterlassen  und  den  Wiesenbesitxem  den  zugefügten  Schaden 
au  ersetzen)  u.  v.  19.  Mära  86  ib.  N.  9  (Verwendung  der  Interdikte  zum 
Schutz  einer  Mühle  gegen  Entziehung  des  Mablwassers),  sowie  des 
O.L.G.  Braunschweig  v.  16.  Dec.  84  ib  N.  j2  (Interdiktenschutz  wegen 
Schädigung  von  Fischereiberechtigten  durch  Immissionen  in  öfTentliche 
Flüsse;  gewährt  dem  «;ein  Recht  vom  Staat  ableitenden  Pächter;  gerichtet 
zugleich  aut  Schadensersai/ 1. 

Zu  S.  Kj/.  Vgl.  Erk.  des  O.L.G.  Hamburg  v.  ^a.  Apr.  s<^  n  des 
R.G.  V.  23.  Aug.  86  SeufT.  Bd.  42  N.  2:  da.s  Eigenthum  an  einer  Grab- 
stätte ist  ein  dingliches  Recht»  enthält  aber  kein  Privatrecht  auf  Geneh- 
migung der  Ausgrabung  von  Leichen  gegen  den  Staat. 

Zm  5  i(fS.  Heushr's  Auffassung  der  ursprünglichen  Markgemeinde 
als  rein  priv.itrechtlicher  Bildung  (IS. 266fr.)  hat  gleich  der  vervvandten 
Ansicht  Sol'iii'<  durch  die  in  dem  grossartigen  Werke  von  K.  Liiniprech;, 
Deutsches  W  irthschaftsleben  mi  MitrcKiltcr.  Leipz.  86,  gewonnenen  Er- 
gebnisse eine  m.  E.  schlnuende  W  )dcrlcgung  gefunden. 

Zu  S.  208  N.  I.  Vgl.  ürk.  des  O.  L.  (j.  Darmstadt  v.  j.  Mar/.  85 
Seuflf.  6d.  42  N.  18:  eine  Schafweideberechtigung  einer  Gemeinde  ist 
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nicht  als  römische  Servitut,  sondern  aJs  cigcinnumiiciic  ucutscurLciiiliciic 
dingliche  Beftigniss  zu  beurtheHen;  sie  ist  möglich  ohne  praedium  domi- 
nans  und  konnte  ohne  solches  vom  Fiskus  an  die  Gemeinde  veräusscn 
werden.  —  Vgl.  auch  Erk.  des  R.  G.  v.  6.  Okt  8$  C.  S.  Bd.  14  N.  S4 
S.  ai4— ai6. 

Zu  S,  U}  N*  ß*  Ober  Begründung  einer  Wddegenossenschafi  durch 
die  selbst  mit  Mehrhdtsbescbluss  mögliche  Einführung  gemeiner  Schaf- 
weide vgl.  Bad.  Ges.  v.  17.  Apr.  84. 

Zu  $,  3t6.  £ine  Genietnd^erechtigkcit,  die  zwar  die  Einzelnen 
und  sogar  audj  Nichtmitglieder  auszuüben  haben,  in  der  jedoch  keinerlei 
Individualrecht,  sondern  lediglich  gemeinhciiliches  Recht  der  Gemeinde 
als  solcher  steckt,  ist  z.  B.  auch  die  einer  Gemeinde  zu  Gunsten  »des 
gesamniten  Publikums«  hesieihe  Servitut  des  freien  Besuches  eines  Parkes 
(nebst  dazu  gehörigem  Fus^wegrecht  und  Real]astberechtil^ung  aul  Park- 
unterhaltung),  wie  sie  das  Erk.  des  R.G.  v.  6.  Oki.  8)  CS.  Bd.  14  N.  54 
S.  214—216  als  gemeinrechtlich  zulässig  anerkennt. 

Zu  S.  221  N.  ).  Vgl.  Erk.  des  Ü.L.G.  Braunschw.  v.  16.  Dcc.  84 
Scuff.  Bd.  42  N.  6:  Gemeindercihereclue  als  Jura  singulonim  iu  einer 
Realgerodnde  können»  wdl  sie  »aus  der  Gemeindemitgliedschaft  abflies> 
sende  und  an  den  Besitz  von  sog.  ReilM»tellen  gebundene  Berediti* 
gungen«  sind»  nicht  als  »sdbständige  und  frei  veräusserliche  Vermögens- 
objekte«  für  sich  grundbuchmißig  übertragen  werden;  vielmehr  ist  ihre 
Veräusserung  jedenfalls  nur  innerhalb  der  Realgemeinde  zulissig,  an 
Ausmärker  unzulässig  und  nichtig. 

Zu  5.  9)7  N.  1.  Das  Erk.  des  R.G.  v.  21.  Jan.  8$  C.  S.  Bd. 
N.  48  S.  204—209  erkennt  an,  dass  trotz  der  Ent\vicklung  der  Deich- 
verbände TU  öffenthchrechtliclicn  Korporationen  die  Deichlast  bei  der 
Pfanddeichung  wie  bei  der  Kommuniondeichunt,'  den  Charakter  der 
Reailasi  bchahen  hat,  mithin  auch  durcli  den  Ubergang  des  deichptlich- 
tigen  Grundstücks  in  das  Hoheitsrecht  eines  anderen  Staats  (der  im 
vorliej^cnden  Fall  gleichzeitig  dab  libkaliiclie  Hgenihum  Jaroii  erworben 
bane)  nidit  erfischt. 

Zu  S.  2^9  N.  I.  Sehr  wenig  gercciu  wird  dem  Weicu  des  hoch- 
adligen  Hausguts  das  Erk.  des  O.  L.  G.  Stuttg.  v.  27.  ViJbtz  85  Senft 
Bd.  41  N.  iiS.  Unter  Verwerfung  »eines  deutschrechtlichen  sog.  Gesammt- 
eigentfaums  der  Familie«  wird  die  Standesherrschaft  för  ein  Fideikommiss 
erklärt,  an  welchem  das  Famtlienhaupt  Eigenthum  hat,  den  Anwirtcm 
aber  neben  ihren  Anwartschaftsrechten  zugleich  praesenie  subjektiv  per- 
sönliche, objektiv  dingliche  Rechte  zustehen,  die  das  Higenthum  des 
Inhabers  beschränken  und  belasten.  Demgemäß  wird  eine  Klage  des 
Standesherm,  durch  welche  derselbe  einen  .\nw.1rter  zur  Abberufung 
seines  ungeeigneten  Vertreters  in  dem  hausgeset^licii  angeordneten  und 
in^be>onderc  zur  ÜberT^%ichung  der  Gulsverwaliung,  nebenbei  aber  auch 
zu  anderen  lamiiienrcchtlicheni-unkiionen  bestimnuenFamilienraih  zwmgen 
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\v\]\,  als  ciiK  (ausschliesslich  dem  diogliclicii  Gerichtsstände  uatcrwor- 
lene)  actio  nci^atoria  charaliterisirt ! 

Zu  S.  2)ij  K.  j.  Auch  «ias  Erk.  des  R.  ü.  v.  13.  Nov.  85  C.  S. 
B4.  14  N.  $8  5.  237—2)8  verneint  die  handebgeschäftUche  Natur  der 
Versicherung  auf  G^nsdt^keit,  mögen  auch  die  periodischen  Mitglieder« 
eimahlungen  aPrämiea«  heisaeo.  —  Über  die  Übernahme  einer  indivi- 
duellen»  jed(Kh  zugleich  einen  wesentlichen  Theil  des  Statutes  bildenden 
Haftung  für  den  Garantie-  und  Reservefonds  einer  Feuerversicherungs- 
genossenschaft auf  Gegenscitigkeh,  welclie  nur  unter  der  Bedingung:  des 
Zustrindekommens  der  dazu  erforderlichen  Einzahlungen  und  \'crpflich- 
tungscrklarungen  die  Eigenschaft  einer  juristischen  Person  criialicu  uaiic, 
vgl  Eric,  des  R. G.  v.  23.  Jan.  85  CS.  Bd.  13  N.  12  S.  29-33. 

Zu  5.  246  N.  /.  Das  Erk.  des  R.  G.  v.  28.  Nov.  83  C.  S.  Bd.  t$ 
N.  21  S.  9S— loi  (SeufF.  Bd.  42  N.  48)  geht  davon  aus,  dass  der  Unter- 
schied zwischen  einer  lediglich  von  dem  \'nrhandcnsein  eines  Rein- 
gewinnes und  einer  von  einem  Gesellschaftsbeschluss  abhängigen  Divi- 
dende für  die  Stärke  des  Sonderrechts  des  Aktionärs  in  der  That  sehr 
v'rheblich  ist.  Es  gelangt  indess  durch  die  Erwägung,  dass  in  :illen 
Fällen  fornielie  Festste! lungs-  und  Vcrthcilungsakte  von  Gesellschalii.- 
organen  erforderlich  sind,  dass  aber  nur  Aktionire  ein  Individualrecht 
auf  deren  Vornahme  oder  Berichtigung  haben  können,  zu  dem  Resultat, 
dass  für  die  Inhaber  tosgelöster  Dividendenschdoe  f ener  Unterschied  keine 
Bedeutuno;  hat. 

Zn  S.  24y  W  i.  Hierher  gehört  auch  das  Erk.  des  R.G.  v.  30.  Sept. 
1885  C.  S.  Bd.  14  N.  3H  S.  168—171,  nach  welchem  das  statutenmäßige 
Nachhezuizsreclit  von  Dividende  aus  dem  Reingewinn  künftiger  Jahre 
<iwar  Sonderrecht  des  Aktionärs  bezw.  des  Inhabers  des  Dividenden- 
scheines des  Ausfallsjahrcs  anerkannt,  jedoch  ein  Sonderrecht  darauf, 
»dass  Reingewinn  erzielt  werde«,  verneint  wird,  so  dass  in  dieser  Hin- 
sicht vielmehr  der  Wille  der  Gesellscbaftsorgane  (und  zwar  auch  f&r 
die  an  seiner  Bildung  nicht  betheiligten  Dividendenschdn-Inhaber)  ent- 
scheidet und  durch  einen  in  statutenmäßiger  Weise  beschlossenen  Ver- 
kauf des  Eisenbahnuntemehmens  an  den  Staat  die  McSglichkcit  ferneren 
vcrtheilungsfähigen  Reingewinnes  beseitigen  und  somit  künftige  Ansprüche 
der  Nachzugsberechtigten  abschneiden  kann.  —  Nach  dem  im  vor.  Nach- 
trag angef.  Erk.  des  R,  G.  v.  28.  Nov.  85  wird  das  Sonderrecht  des 
blossen  I^vUeadensd^n^lMkaherM  auf  dne  entsprediende  Qpote  des  bilanz- 
nulOigen  Reingewinnes  sogar  durch  einen  von  den  sututarischen  Fest- 
Setzungen  abw^cbendm  Beschluss  der  Aktiengesellschaftsorgane  Qber  Ver- 
wendung des  bilanzmäßig  festgestellten  Ge\\'innes  wirksam  entkräftet, 
weil  einerseits  das  Dividendenreclit  trotz  der  Verkörperung  In  einem  ver- 
^elbstandigten  Nebenpapier  Zubehör  der  Mitgliedschaft  bleibt,  andrerseits 
der  blosse  Dividendenschein-Inhaber  als  Nichtmitglied  weder  die  erforder- 
liche ßilanzfeststellung  erzwingen  (oben  S.  257  N.  i),  noch  eine  Bilanz- 
feststellung oder  einen  Gewinnvertheilungsbeschluss  als  sututenwidrig 
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anfechten  kann.  Man  wird  «fieser  Emsch.  (mit  Vorbehalten  f&r  Kollu- 
sionsßUe  zwischen  Aktiengesellschaft  und  Aktionären  zum  Schaden  von 
Dividendenschein-Inhabem)  zustimmen  müssen :  der  verselbständigte  Divi- 
dendenschein verkörpert  eben  ein  nicht  blos  durch  das  gcmeinheitliche 
Hecht  der  Aktiengesellschaft,  sondern  auch  durch  das  individuelle  Rcclu 
des  Aktionärs  als  dessen  Nebenrecht  begrenztes  und  bedingtes  Sonderrecht. 

/u  5.  .V.  /.  Vgl.  auch  Erk.  des  R.  G.  v.  25.  Febr.  8j  C.  S. 
Bd.  14  N.  52  S.  127—145. 

Zu  S.  2ß/  N.  f.  Hierzu  vgl.  jetzt  auch  das  in  den  Nachtr.  zu 
S.  246  0.  247  angef.  Erk.  des  R.  G.  v.  28.  Nov.  85  > 

ütt  5.  a;7  N.  2,  Dagegen  sagt  das  £rk.  des  R.  G.  v.  Sept.  8$ 
C.  S.  Bd.  14  N.  jS  S.  170:  »Vielmehr  entscheidet  darüber,  ob  überhaupt 
und  in  welcher  Weise  das  Unternehmen  der  A.  G.  zur  Erzielung  von 
(»cuinn  betrieben  werden  soll,  lediglich  der  Wille  der  Gesellschafts- 
organe«. Dieser  Satz  ist  offenbar  zu  weit  gefasst.  Hs  bedurfte  desselben 
niclit,  um  in  dem  der  Bcurtheilung  unterliegenden  Fall  (Verstaatlichung 
der  Mörkisch-Posener  EiscnbahngescUschaft)  gegenüber  dem  statuten- 
mäßig feststehenden  Recht  der  Gesellschaft  zur  Selbstauflösung  oder  zum 
Verkauf  des  UntemdmAens  an  den  Staat  den  Trägem  von  Divideoden- 
nachbezugsrechten  ein  individudles  Recht  auf  fernere  Erzieiung  von  Rein- 
gewinn abzusprechen. 

Zu  S.  2/9  V  ^.  Dass  nach  bisherigem  .\ktienrccht  jeder  einzelne 
Aktionär  einer  bestinmiten  Klasse  ein  Widerspruchsrecht  gegen  einen 
die  Soiiderhtelluiig  der  Aktien  seiner  Klasse  antasicnden  Generaher- 
sammlungsbeschluss  hatte,  erkennt  auch  das  R.  G.  im  Erk.  v.  2$.  Fehn 
i88s  C.  S.  Bd.  14  N.  )2  &  127—143  an.  Es  hat  gleichwohl  die  An- 
fechtungsklage von  Stammaktionären  gegen  den  Abschluss  eines  Eisen- 
bahnverst.i.itlichungsvertrages,  durch  welchen  den  Stammprioritätsaktio- 
nären eine  den  statutenmäßig  bei  der  Vertheilung  des  VertniN^cns  bevor- 
rechteten Nominalbetr.it^  überschreitende  .Abfindung  für  ihre  .Aktien  und 
deti  .Stanim.iktionären  nur  eine  erheblich  geringere  Abtindun^  .iiisbedungen 
wurde,  dtihatb  abgewiesen,  weil  die  statntenni.ir^i^e  Ran*;ordniing  der 
Aktiengattungen  bei  der  Verniögensvertheiluni;  sicli  tiur  aul  den  l  all  der 
Vertheilung  «ner  als  Liquidationsmasse  fungirenden  einheitlichen  Suitune 
beziehe,  während  der  Verkauf  des  Etsenbahnunternehmens  gegen  Ab- 
findung jeder  einzelnen  Aktiengattung  mittels  eines  besonderen  Preises  da- 
von nicht  berührt  werde.  —  Die  Entscheidung  ist  nicht  unbedenklich? 

Zh  S.  ofy  i  .V.  Die  Anwendbarkeit  des  Art.  222  .iiif  .Xiifechtung:,- 
klagen,  die  unter  der  Herrschaft  dieses  Gesetzes  wegen  trüberer  General- 
ver^annniuni^sheschlusse  erliohen  werden,  wird  im  Hrk.  des  R.  G.  v. 
23.  Febr.  Ö>  CS.  Bd.  14  N.  J2  .S.  142  14$  hinsichtlich  der  »Organisi- 
rttng  des  Klagcrechts«  b^abt. 

5.  27/  K.  2.  Vgl.  IVestt  über  das  Rechtsverhälmiss  des  Aktio- 
närs 2ur  Gesellschaft»  wenn  er  zu  vermögensrechtlichen  Leistutigen  neben 
der  Geldeintage  statutenmäßig  verpflichtet  ist,  b.  Busch  Bd.  36  S.  96 
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bis  !  \  \.  !')emj7f;,'etniber  erklärt  fi^'olff,  über  die  RübenlittV-rungspfliclu 
der  Aktionäre  von  Zuckerfabriken,  Z.  t.  H.  R.  Hd,  52  (iHHöj  S.  19—62, 
die  Konstituiruiii^  einer  solchen  Verbindlichkeit  als  MitgliedschaltspHicht 
tur  ausgeschlossen  durch  Art.  219,  —  ni.  E.  iiiu  Unrecht,  da  die  hier 
begrentte  »Beitragspflicht«  dn  engem  BegritT  als  »vermögensrechtliche 
Leistongspfllcht«  ist. 

Zu  S.  joi  N.  J.  Ausser  dem  Falle  ihrer  AuiUteung  kann  selbst» 
verstandlich  die  Genossenschaft  niemals  die  forthaftenden  ausgeschiedenen 
Mitglieder  xu  Beiträgen  behufs  Deckung  eines  Deficit  heranziehen ;  £rk. 
des  O.  L.  G.  Dresden  w  8.  Mai  84  SeulT.  Bd.  41  N.  155. 

Zu  S.  )üj  .V.  f.  Die  Frben  eines  Genossenschatters  haften  nach 
gcnicinetu  (röm.)  Recht  persönlich,  jedoch  nur  nach  Aniheilen  (Erk.  des 
O.  L.  G.  Rostock  V.  50.  Apr.  84  Seutf.  Bd.  41  N.  215);  nach  deutschem 
Recht  ab  Gesammtsdiuldner  bis  zum  Belaufe  der  Erbschaft. 

Xu5,  y}jN.  ja.E  Ebenso  jetzt  ausführlich  Erk.  des  R.G.  v.  )0.  Jan. 
jH86  CS.  Bd.  I)  N.  2)  S,  II)-  121  (daher  Solidarhaft  auch  für  die 
seit  der  Eröffnung  des  Konkurses  laufenden,  im  Konkurs  nicht  gellend 
zu  machenden  '/Amen). 

/m  S.  )üij.  Für  das  genossenschaftliche  Princip  spricht  sich  Ko%in 
a.  a.  O.  S.  53  N.  44  aus.  Vgl.  auch  die  ausführlichen  Erörterungen  über 
körperschaftliche  Sondcrrechtsverhältnissc  b.  liekker,  Pand.  1  S.  24$  ff., 
2)1—259,  268  flf. 

Zu  S.  )i3  N.  2.  Auf  einer  ähnlichen  Auffassung  beruht  der  von 
U'ach,  Civilprocess  I  S.  62$  N.  36,  gegen  die  Interventionsbefugniss  der 
Mitglieder  in  Processen  einer  juristischen  Person  gerichtete  Angriff. 

/it  S.  p2  X.  2.  Vgl.  auch  das  im  Xachtr.  zu  S.  22}  auf  S.  916 
N.  2  ins-ef.  l-.rk.  des  Ü.  L.  G.  Bnumschw.  v.  16.  Dec.  84.  in  welchem  es 
iieis.st,  Jie  aus  der  Mitgliedschaft  m  einer  Kcalgcnieindc  Hiessendcn  Ge- 
meindereiherechte seien  im  Grunde  i»ur  »Nutzungsbetiieiiigungen  an  der 
gemeinen  Mark«. 

Zu  S,  j)6  N.  I,  Das  Erk.  des  R.  G.  v.  5.  Juli  84  jetzt  auch  C.  S. 
Bd.  14  N.  2%  S.  118— 119. 

Zu  S.  )j6  M  2.  Auch  das  Erk.  des  R.  G.  \  .  19.  Jan.  86  C.  S. 
Bd.  N.  24  S.  ii4~iij  verneint  trotz  der  von  den  Beamten  geleisteten 
Heitrage  eine  versichcrungsvertragsnnüMi^e  Grundlage  der  gesetzlichen 
Witwen-  und  Waiseii^'elder  (daher  bei  Tödtung  in  die  Entschädigung 
uus  dem  Reichshatiplhchtgeset/,  einzurechnen^. 

Zu  Kap.  III. 

y.u  5.  )4(y.  Dass  die  Annalinie,  die  »Antheilc"  der  ofTenen  Handels- 
^t'seilschafter  seien  nach  der  gesetzlichen  Kegel  völlig  \\  irkunj^slos,  nicht 
ganz  zutreffend  ist,  ergiebt  sich  aus  der  Bemerkung  auf  S.  )ü2. 

Zu  S.  Sj4  X.  1.  Auch  in  dem  Erk.  des  O.  L.  G.  Damisi.  vom 
15.  Apr.  86  Seuff.  Bd.  12  N.  39  wird  die  Anwendung  des  Begriffes  und 
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Rechtes  des  römisclicn  Nicshmuchs  uif  die  vom  Kat^enciiibogener  Recht 

>.ii.ni  überlebenden  Ehci^'.utcn  cin:,'cr.uiiinc  lebenslängliche  Xutzniessung 

an  allc!i  Liejjenschaftcn  abgelehnt;   \-io!niclir  handele  es  sich  uni  einen  \ 

deutschi ecliiiichcn  «Bcisit/i«,  ein  »Nutzuugireciii,  weiches  mit  dem  Fa-  I 

mtlieaverhältniss  in  enger  Bettehung  stehe  und  ebensowohl  im  Interesse 

der  überlebenden  Kinder  wie  des  überlebenden  Ehegatten  begründet  sei«;  ! 

dieses  Beisitzrecht  betwecke  die  Fortführung  des  FauniÜenlebens  und 

gewähre  nicht  blos  Rechte,  sondern  lege  auch  Pflichten  auf  (Unterhalt 

der  Kinder  und  Sorge  für  ihr  Fortkommen) ;  daher  könne  ein  Kind 

nicht  einseitig  Thcilung  fordern  und  ebensowenig  der  Gläubiger  eines 

Kindes  sich  an  einen  Thcil  halten. 

Zu  S.  js6  M.  3.  Auch  das  Erk.  des  R.  G.  v.  6.  Okt.  85  CS.  Bd.  14 
N.  18  S.  19$— 197  spricht  sich  für  die  Berechnung  der  Abfindungen  von 
Geschwistern  und  Miterben  des  Anerben  einer  Mderstell^  welche  von 
dessen  Mutter  herrührt  und  nach  deren  Tode  in  die  lebenslängliche  Ver- 
waltung und  Nutzung  ihres  Ehemannes  kam,  nach  dem  Zeitpunkte  der 
Antretung  der  Hofeswirthschaft  durch  den  Anerben  und  nicht  nach  dem 
Zeitpunkt  des  Erbanfalles  aus  und  motivirt  dies  aus  dem  Gedanken  einer 
mit  den  Anerben  und  den  übriijeii  lirbberechticten  fortgesetzten  und  vom 
aufgeheirathcten  Wirth  voll  reprasentirten  Hofesgemeinschaft. 

Zu  S.  jßS  A'.  /.  Cliarakterisiisch  für  die  Befähigung  der  Undrechl- 
lichen  Gesellschaft  au  körperschaftsähnlicher  Bildung  Bxk,  desILG.  v. 
25. Febr.  i88s  CS.  Bd.  14  N.  )t  S.  I2$~i27.  I 

Zu  5.  36t  N,  t.  Vgl.  jetzt  auch  HeusUr  a.  a.  O.  II  $  118.  ~  Das 
Gesammthandsprincip  ist  übrigens  noch  so  mancher  weiterer  Verwerthung 
fähig;  vielleicht  auch  bei  der  (von  fV.wh  Civ.  Proc.  I  590  als  »Process- 
personeavereinc  bezeichneten)  GläubiLrer::enieinschatt  im  Konkurse 

Zu  S.  )6}  K.  j.  a.  E.  Das  Erk.  des  K.  G.  v.  ao.  Mai  85  jetzt  auch 
C  S.  Bd.  14  N.  3  S.  14—16. 

Zu  S,  }64  N.  ).  Daher  muss  auch  nach  Preuss.  R.  die  Eides- 
weigerung Eines  Miterben  Allen  präjudidren;  Erk.  des  R.  O.  H.  G.  v. 
II.  Okt.  7}  Bd.  II  N.  68  S.  205.  Anders  nach  gem.  K.»  Erk.  v. 
15.  Okt.  7J  ib.  X.  57  S.  IG}. 

Zu  S.  $6S  .V.  2.  Hin  ähnlicher  historischer  Ausgangspunkt  jetzt  bei 
Htttshr  .1.  n.  O.  II  S.  292  i\.  —  Die  eindrehende  Darstellung  des  mittcl- 
alterliciien  ehelichen  Güterrechts  bei  Hmshr  watq  bei  manchen  Pui^kten 
des  Textes  zu  beachten  gewesen;  doch  ist  es  nicht  thunlich,  dies  liier 
nachzuholen. 

Zu  S.  402  M  t.  Mit  dieser  Praxis  des  O.  Tr.  u.  des  R.  O.  H.  G. 
hat  jetzt  das  R.  G.  im  Erk.  v.  22.  Dec.  86  C  S.  Bd.  14  N.  76  (ur  den 
Fall  der  vertragsmäßigen  .\ufliebung  der  Gütergemeinschaft  durch  Kon- 
kurs gebrochen.  (Eine  andere  Behandlung  des  Falles  der  Gütersonderung 
wegen  Überschuldiins:  lä^st  es  offen 

Zfi  S.  /Mio  y,  ,\    liuwischeii  hat  if'acb  in  seiner  Abh.  »der  Eides-  | 
beweis  in  den  Processen  der  otfeneu  Handclsgesellsdufto,  Zeitschr.  tur  1 
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GvUprocess  Bd.  9  (i886)S.4}3— 4s6^  nachdem  er  von  der  »betrübenden 
Illusion«  einer  in  diesem  Punkte  herrschenden  Einigkeit  zurückgekommen 
ist  (Sk  4}6  N.  Ii),  seine  richtige  Ansicht  ausfuhrlich  begründet  und  die 
Argumente  der  Gegner  und  insbesondere  des  R.  O.  H.  G.  und  des  R.  G. 

widerlegt.  Auch  er  wendet  sich  namentlicli  gegen  die  Subsumtion  der 
Gescllschaftseide  unter  die  Eide  »nicht  processfahii^arc  Parteien  (S.  442  fT.) 
und  gegen  die  Charakterisirung  der  Eidesleistung  als  »Disposition« 
(S.  449—450). 

Zu  S.  601  N.  2.  H^aclj  hat  a.  a.  O.  S.  451—456  auch  in  diesem 
Ptmkte  die  Konsequenz  seiner  richtigen  Ansicht  gezogen  und  die  »gleich 
einem  Axiom«  auftretende  G^enmeinung  widerlegt. 
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Die  grossen  Zahlen  be/eichnen  die  Seite  des  Textes,  die  klciiKii 
die  Ziffer  der  Note;  ein  *  neben  der  Seitcnsidhl  weist  auf  die  zu  einer 
vorhergehenden  Seite  gehörige  Note ;  dn  N.  hinter  Seitenzahlen  bedeutet : 
»in  allen  oder  den  meisten  Noten«. 

Unter  den  in  diesem  Register  gebrauchten  Abkürzungen  bedürfen 
die  folgenden  einer  vorgängigen  Erklärung: 


1.6.  B  Aktiengesellschaft. 

A.  K.  G.  =  Aktienkoninianditgesell- 
schaft,  Kommanditgesellschaft  auf 

Aktien. 

A.  V.  =  Anerlxannicr  Verein  des  Bayr. 
Rechts. 

B.  G.  f.  U.T.  SS  Berufsgenossenschaf- 
ten  für  Unfallversicherung. 

E.H.K.  =  Eingeschriebene  Hülfs- 

kassen. 

E.U.W.G.  =  Hrwerbs-  u.Winhschafts> 

genossenschalten. 
G.er  =  Gesellschafter. 


G.  G.  =  G&tergemcinschalt. 
g.  H.  =  gesammte  Hand. 

H.  6.  =  Handelsgesellschaft. 

H.  6.«r  =  Handelsgesellschafter. 


J.p.  =  Juristische  Person  o.  Persön- 
lichkeit. 

K.  —  Körperschaft. 

K.  G.  ~  KummanditgcseUschalt. 

Liq.  =  Liquidation. 

0.  H.G.=  Offene  Handelsgesellsdiah. 

p*h.O.«r  =s  persönlich  haftender  Ge- 
sellschafter. 

R.  —  Recht. 

R.  G.  z.  g.  H.  =  Rechtsgemdnschaft 

zur  t^csanmitcn  Hand. 
R.O.  Rccluscirdniinj^. 
R.  V.  —  Rechisverhältniss. 
SL  =  Staat. 

V.  P. — Verbandsperson  o.  Verbands» 

persönlichkeit, 
s.  g.  H.  »  zur  gesammten  Hand. 


Abänderung  von  V.  P.  8üd. 
Des  Zwecks  m.  256*.  <a6.(»tiK 

H4a  71G».  «14.  -  Der  Lebens- 
dauer 2.")^.  716*.  Ö14.  825".  -  Der 
sachliclicii  Grundl.if^cn  Hl;').  —  Der 
SL'lbst.ind.  Dascinslorni  — 
Des  Organismus  7 16.  fSl  4. 817. 824*. 

—  von  Gesellschaftsverträ> 
gen  477».  478'.  575».  578». 

Abberufung  aus  Organstellung 
Ihi».  674.  691*.  »»99»,  71««,  724. 


Abfindung.  Vom  Bauerhof  345^ 
348  K  8ÖB*  m  —  Vom  Haus- 
vermögen  413. 427*.  —  Des  .Aktio- 
närs i>4*»».  802'. 

.\blindungsvertrag  mit  A.  O. 
Direktor  704*. 

A  b  g  a  b  e  n  e  r  h  e  b  u  n  g ,  unrechiniäs* 
sige  179*.  914.  —  S.  öffentliche  A. 

Abhelfende  Aufsicht  I>54*.ti5«)- 
6t).  —  Mittel  der  R.  O.  gegen 
antisociale  Einflösse  auf  Gemein- 
willensbildung 710. 
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Abnormes  R.  »U«.  —  S.  Singu-| 

laritat. 

Abschicluung  413.  426.  —  S. 

Schichitheil. 
Absetzung  von  Organen  der  V. 

P.  durch  St.  005*.  m'.  —  Durch 

V.  P.  «74.  —  S.  Abberufung. 
Abstimmung  681.  695».  700«. 

70Ö*-*.  —  S.  Stimmrecht. 
A  b  t  h  e  i  1  u  ng  ohne  Reaütheiluag430. 

Abtretung  von  Rechten  der  H.  G. 

gegen  einen  G  er  oder  eines  G.ers 

gegen  die  Ii.  G.  an  Dritte  548*. 

549*-».  —  S.  Veräusscrung. 
Abwehrende  Au&icht  ^ 
Ab  w  ic  k  1  u  n  g  884.8!)8  *.— S.  Uqui- 

dation. 

AbxweigungvonV.P.d26*.880>. 
Actio  aquae  pluviaearcendae 
gegen  V.  P.  7dO*. 

—  confessoria  gegen  V.  P.  7iH)*. 

—  doli  gegen  V.  P.  78J>«. 
Adel,  hoher  als  Genoss.  i«14.  — 

S.  Familie. 
Adoption  durch  V.  P.  146*. 
Aeussere  Gütergemeinschatt 

373*. 

Aeussere  Seite  des  Körper- 

schaftslchens  121.  214.  24«. 
:m.  «330.  TOD.  721  f.  765.  701).  810. 
Ml.  M^:J -  Maßgebend  l.  ausser- 
kdrperschaftl.  R.  V.  zwischen  V.  P. 
u.  Gliedern  7U4. 20ij'.  —  Aeussere 
K.  Handlungen  721.  723.  726.  - 
Legitimation  nach  aussen  «75 •. 
67H«. 

der  H.  G.  471.  482.  iMl  Mi. 
im.  082.  587.  —  Maßgebend  f. 
aus5ergcsellsch.iftl.  R.  V.  zwischen 
H.  G.  u.  G.er  532*  541.  580. 
Aeussere  und  innere  Seite. 
Geschieden  bei  R.  V.  des  deul.  R. 
440».  474-5. 


—  bei  K.  hins.  der  Begründung  . 

Der  R.  V.  214.  222.  2\S.  l'T.T'. 
2S.'>.  '^()'^.  —  Des  Umlandes  ilires 
Lebensbereiclies  0.ir..  7.'>0.  —  Der 
Repräsentation  *kJ7'.  7UU— 5.  70;'». 
—  Der  Verantwortlichk.  771  »*,  — 
Der  Wirksamk.  v.  Veränder.  821*. 

—  b.  erlaubten  Privatgesell- 
schaften des  Preuss.  R.  104  f. 

-  b.  eliel.  G.  G.  397  f.  404  I.  400. 

-  b.  H.  G.  43i>.  440.  4«;!».  V^^^.  565. 
.  O.  H.  Cr.  471.  47SV  482.  488. 
4t»5.  i'jOO.  —  K.  G.  5Üi'.  r>:)0'.  — 
\.  K.G.  470».  m'.  488».  506, 
510.  557».  Hins,  des  rechtl, 
Bestandes  472. 4li2. 488.  -  Wesen 
der  Diskrepanz  474.  —  Hins,  der 
Vertr.igsfreiheit  4lH».  471.  'iüO.  — 
Der  R.  V.  4l>0.  50<;.  .'ill.  531.  ,542. 

—  Des  Wollens  u.  Handelns  565. 
öso.  'tX-j. 

Agrargemcinschaft  '204 

81^0*    -  Als  blose  R.  G.  z.  g.  H. 

00».  1(12*.  III».  112».  .360«. 
Agrargenossenschaft  06 ». 

«7»  *.  73«.  102«.  108*.  112».  162*. 

\m\  201*.  210-4.  22t»-8.  284. 

321.  386».  327 ».  815*.  886«  837«. 

841.  856».  873='.  874 ».  910.  919.  — 

Sonderung  v.  Gemeinde    210  1. 

STi;*.     -  Privatr.  o.  öffentlichr. 

Natur  102«.  212.  -  J.  P  102  213. 

—  Genosscnschaltl.  Struktur  213  f. 
321  f.  —  S.  Allmende,  Haubergs- 
genossenschaiten. 

Agreements  ultra  vires  686*. 

Akademien  Itiß. 

Aktie  als  Mitgliedschaft  in 
A.  G.  241.  -  Schaffung  241.  25a 
811».  —  Umwandlung  251.  — 
Herabsetzung  252.  —  Zusammen- 
legung 2.'>-J^.  2(;»J».  —  Tilgung 
242.  251.  2:>1*.  253.  815*.  8!iO*. 

—  ßezugsrechte  250.  —  Über- 
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tragung  242.  25L  253.  222. 85fi^ 
—  Legitimation  1?44.  ^fK).  —  Be- 
schrankt veräusscrliche  A,  243*. 
im«.  —  Erwerb  eigner  A.  242». 
243 —  Vereinigung  aller  A.  in 
Einer  Hand  839.  —  Theiln.  am 
Gemeinlebcn  25Ü  f.  —  Liberirung 
2.^>0 2IL  —  Klassen  25£L  814«. 
918.  —  Kleine  A. 

—  als  Theilhaberschaftin 
A.  K.  G.  mh  mh  487».  ölüi. 
511».  577-8.  N. 

—  b.  öffentl.  Anstalten  äl3x 

—  in  ü.  IL  G.  mL  42iLL  42äl 
503«. 

Aktienbuch  24aiL244i  250. 251. 
5LLL  515*.  529«.  öaähl  a392. 

Aktiengesellschaft.  J.  P.  33«. 
38-42.  fiLLL  EKL  —  Theorien 
über  ihr  Wesen  40.  328  f.  HIO.— 
Praxis  88-40.  Gl».  ß2i-  32If.  — 
Verbindung  von  Gcsammtrecht  u. 
Sonderrecht  42.240.325  f.  —  »An- 
theil«  42.  24a  245.  32fi  8fi3^  — 
Eigenthunisvcrliältn.  am  Vermö- 
gen 325-33.  —  Privatrechts- 
K.  Iß2.  — Lebensaufgabe 3aiL Iii!'. 

— .  Errichtung  u.  Beitritt  (Zeich- 
nung) 2Stl.  122i.  123*.  124». 
125'-».  127«-».  128».  12a»-«. 
130».  131»-».  133».  134*.  IM«. 
132».  138-9.  913.-  Nichtbestand 
vor  Eintragung  8ü.  —  Aktienaus- 
gabe 241».  252.  iiia.  -  Vcr- 
änderungcn  des  Grundkapitals 
oder  der  Aktienzahl  242».  243'. 
21)2,  an.».  815*.  —  Statutenände- 
rung 253. —  Unwesentl.  u.  wcsentl. 
Veranden  aiOL  ölll  814».  815«. 
820-25  N.  827».  843«.  —  Auf- 
lösung 254.  255'.  257*.  258. 
827».  828».  aS4*.  838.  839.  810». 
842 '.  843.  84.-) ».  .S4,s h49  *.  &51 ». 
853— '>4  N.  8M1  8r,l ».  882'-».  - 


Theilweise  242'.  252'.  ÖÖO*.  904». 

—  Succession  bei  Auflösung  87*)*. 
SU*.*.  822.  -  Liq.  gga».  ÖS5». 
886».  887—8  N.  890-1.893  -900. 

—  Konkurs  882».  901^  N. 

— .  Rechtsfähigkeit  149».  1.V2'. 

—  R.V.  zu  Mitgliedern  u.  Orga- 
nen 181 «.  182»-«.  —  Sonderrechis- 
verhältnisse  240 -2tL  917—8.  — 
Mitgliedschaft  240.  209».  224».  — 
Beitrags-  u.  Einlagcpflicht  121. 
m.  22L  —  Keine  Haftpflicht  2IX 
~  Anfechtungsrechte  2ti2. 634 »-». 
675».  210».  —  Minderheitsrechte 
267;  s.  M.  —  Sonderstrafrecht  244*. 
650».  210L 

— .  Wollen  und  Handeln  fil2!. 
635«.  706».  810'.  —  Organe  259. 
614 ».  617'  ».  618».  623».  624 
fi2al  fi2ä^».  675».  676*.».  fiHL 
fiSOl  0821  6M1  fA^»-»  688'. 
ßSQL  sali.  695-705  N.  709'. 
7ir.'.712'-».  242»-».89ß-904\. 

—  Haltung  aus  Verschulden  2fil». 
765».  782».  2901  791«.  2921 
793».  —  Staatsaufsicht  651 ».  653». 
Ü5iL  »ML  fiSai  fi5äL  661'. 
664 665»-«.  897'.  8S>8'-«. 

—  des  älteren  Rechts  61».  ß2i 
67«.  99».  143».  778».  779'-«. 

Aktienkommanditgcsell- 
Schaft.  Keine  J.  P.  52—3.  307'. 
435.  —  Aber  R.G.  z.  gJL  351 '. 
435.  -  Imitirtes  K.R.  351 '.  mL 

—  Kaufmannscigcnschaft  43fi'.  — 
Vermögen  437 ».  Ml  4<i2.  493». 

—  Personenrechtl.  Gemeinschaft 
455i  462.  —  Bestandsgrundlagen 
470.  —  Errichtung  42fi.  —  Ver- 
änderung 403.  —  Auflösung  4SL 

—  Theilweise  491     —  Liq.  491. 

—  Umwandlung  in  A.G.  488» 
491.  555*.  575».  -  Tlieilhaber- 
schaft  s.  Aktie,  Kommanditaktio- 


Sachrigister, 


925 


när,  KommanJitistengesaminthdt, 
Persönlich  haftender  G.er.  —  R.V. 
am  Vcrmögcnsgnnzcn  505.  —  An 
eins^clncn  Hcstandtheileii  512.  — 
Sündcrrcchisveriultn.  50(1.  .V2H. 
535.  äöU.  —  Personcnrcchiiichcs 
R.V.  512.  526.  —  Personenrechil. 
Sonderrechtsv.  590*.  574*.  — 
Mmdcrbdtsrechte  269 Stellung 
im  dff.R.  493^  —  WUlensordnaog 
574—9.  —  Repiis.  nach  aussen 
5.^.  586  2  «.  587,  —  Böser  Glaube 
ölö*.  —  Eidesleistung  mK 

Aktienurkunde  241*.  242 »  ».250. 
251.  511».  52l>».  —  Inh.iber-A. 
243*.  2M*.  H38*.  839«.  —  Nanien- 
A.  243*.  244'.  511'.  Ö38«. 

Aktionär.  S.  Aktie,  A.G.,  Sonder- 

Aktivsaldo  4iH)«.  501». 

AI  imcn  tatiünsanspruch,hinein- 
falicnd  in  fortges.  G.G.  418'. 

Alleinaktionär  889*. 

Allgemeine  Gütergemein- 
schaft. S.  £beliche  A.  G.  G. 

Allmende  198f.  d20f.  717*.  - 
Eigenthumsverh.  210f.  821.  782*. 
— Gesammteigenthum  822.  —  Ge- 
sanimtnutzungsgerechtigkeit  321. 
732».— SubstanzverfugUDgen221 ». 
222*.  321.  —  Ablösung  v.  Ge- 
mcindeverniügcn  212 1. 321. 837 
870*.  —  UmwanJiung  in  freies 
Gcnicindevcrniogen  2UU^.  23U-. — 
.vuiinciiung  231-3.  874'.  876*. 

Allmendnutxungsrechte  199. 
—  Privatr.  o.  öffentlichr.  Char. 
198*.  227.  —  Deotschieditl.  2Ü4. 
324  *-*.  —  Mannichfaltigkeit  203 
—Als  reines  Mitgliedschaftsr  .(»>bür- 
geriichc  Nutzungen«)  199.  205*. 
2<X).  2-22».  -224.225. 230  233»-». 
234'-*.  311»,  313    315».  320.— 


Als  freies  Privatr.  202.  205».  206. 
222».  224.  229.  233.  234  ^  310». 

320.  —  Als  din.'!.  R.  an  fremder 
Sache  203'.  M'-'.  214».  229». 
232  ■  323.  —  Als  Mitcigcnihums- 
.imhcilc  103«.  212».  213«-».  214». 
229».  231«.  233.  323.  —  Als  ge- 
metnheitl.  Sonderr.  205. 207. 212  f. 
225-9.  280-2.  284. 821. 916.  — 
Als  Anthdle  an  u.  Ausllfksse  von 
Gesammteigcntburo  bezw.  Ge- 
saninitrecht  213».  214».  320-^4. 
S7r,*.  910.  —  Sjchenrechtl.  Inhalt 

321.  327».  —  Subjektive  Reschaf- 
fenh.  324.—  Bchandluag  im  Grund- 
buch 324. 

Begründung  223.  22.") . 233  ' .  — 
Verfassungsmäßige  u.  individualr. 
Grundlage  22.3.  —  Zusammcnhnng 
mit  Mitgliediclialt  200.  2u.i  .  20.".. 
210.  221.  224.  —  Verfügung 
22t.  229*-*.  281*.  824.  -  Über- 
tragbarkdt  221«.  222*.  228*.  824, 
916b  —  Trennbarkeit  vom  Hofe 
222*,  824.—  :]il.ign.ihmefähig- 
kdt  228.  —  Hechtsnnch folge  224. 

—  Ausübung  22»i.  227 .       -^A'J  - . 

—  Thcilnahmem.al>st.ibe  201'.  226. 

227.  228.  230».  231«*.  233'-».  - 
Unterwerfung  unter  Gemeinde- 
beschlüssc  und  Schranken  225—  30. 

—  Unentzichbarkeit  der  Sub- 
stanz 226*.  229.  —  Entziehbarkeit 
280*.  —  Scfaidcsale  bei  Substanz- 
verf.  über  die  Allmende  221.  — 

—  Vertretung  im  Process  215. 

—  Zuweisung  v.  Allmend- 
stucke  n  zu  Sondernutzung  226*. 

228.  233^—  Umwandlung  in 
Realthcile  232. 

Alpengenossenschaften  812*. 
!    325'.    S.  Agrargcnoss. 

A 1 1  g  e  m  e  i  n  d  e  n  112 ».  212.  S. 
Agrargenoss. 
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Amortisation   v.  Aktien  242*. 

251  253,  510».  815«.  KW «39 ». 
Amortisation  sgesc  t  zgc  b  ung 

144».  657*.  667. 

Amt  als  Subjekt  173.  836*.  - 
Amtshandluogen  764*.  767*-'. 
797  f.  —  Amtsvergehn  661 K  79&. 

—  Amtsübergriffe  766.  -  S.  Be- 
amte. 

Amtsgemeinde,  Amts-K.679'. 
r>8ir  ♦?«9*  814*.  S.  Kommunal- 

verbandc. 

Anderssetzung  v.  V.  P.  durch 
eigne  Willensthat  716.  819  ff.  — 
Durch  fremde  816.  —  Durch 
höhere  817. 

Anerbenrechi  345*.  348*.  356*. 
9S0. 

AncrkantHc  \' er  eine  des  Bavr. 
R.  aäV  —  l'ntsiehung  ;J5.  122». 

i:m*.  vm'  137*  v^r  hih».  _ 

J.  P.  ;35'.  —  Kein  Zwang  /.um  Er- 
werbe ihrer  Rechtsstellung  88 
Privatr.K.  162.  -  Mitgliedschaft 
137*.  88n*.  -  Wollen  u.  Handeln 

612'.  70Ö*-«.  -  Organe  <H4>. 
617^  «;i9*  t;?.'"'  077*-«.  679*  *. 
(-.81  K  r>s7 '.  t;.S8'.  Iii«  *.  695*.  699*. 
701-'-'N-  710«.  «9<>-9<1<^N  903*. 

—  Staatsaubichl  bfxi^.  i^A^.  »»56*. 
ÖftH».  659*-«.  661  -  Verände- 
rung 811*.  818 820*.  821  — 
Auflösung  842*.  843*.  853«.  a')4*. 
882'  ».  —  Durch  den  St.  777'. 

—  Liq.  m'.  888*.  893*-'.  896 
bis  <M)ON.  — Konkurs  901 -3 N. 

Ancrkenntniss  im  Process  der 
V.P.  711. 

Anerkennung.  Der  Persönlich- 
keit 21.  114  f.  909.  910.  -  S.  Ge- 
nehmigung, Konvalescenz. 

Anfall  erloschener  V.P.  nebst 
Vermögen  864.  8aV.  ^  An 
Mitgliedersumme  858*.  871*.  873. 


892.  —  B.  Gesamnitcigcnthimi  879. 

—  An  das  letzte  Mitglied  .S3<i  f.  — 
An  Ersatzperson  865.  889.  —  An 
grösseres  Ganae  868»  s.  Hdm&U. 

—  kraft  Konsolidation  bei 
R.  C.  /  H.  .«^IS*.  393.  424.  — 
An  Mitbelehnte  bei  Bauerlehn  3^7  *. 

Anfechtung  von  Handlungen 
insbcs,  Rcschlüsscn  einer 
K.  2i;-*.  -IXV.  im.  680*.  710*.  — 
Bei  A.  '2yy}-l.  <»4»-'.  ^39*. 
676*.  6.^*.  6,st'.  917.  91S.  — 
Gewerkschaften  282.  —  E.  u.  W, 
G.  297*.  300«. 

—  von  Beschlüssen  in  A.  K.  G. 
529'-*.  .574«.  577*.  578*. 

—  von  Verfügungen  über  ehel. 
G.G.  Vermögen  :^*.  .m  - 
Durch  den  handelnden  Ehemann 
selbst  .msr  387* 

.\  n  fe  c  h  t  u  n  i,'  s  r  e  c  h  t  der  Gläu- 
biger 375*.  4«'iO«.  508*.  .509'. 
565*.  634». 

Anhörung  der  Betheiligten 
vor  Errichtung  einer  V.  P.  27*. 
Hl 7*.  -  Vor  ihrer  Veränderung 
818*.  —  A.  der  V.  P.  vor  ihrer 
Ver.inderung  M12'.  818*.  —  Vor 
ihrer  Aut  hcbuni^  84S». 

Ankündigung  des  Beratliungs- 
gcgenslandes  679*.  681. 

Anleihe  s.  Darlehn. 

Anmaßung  V.  Zuständigkeit  714*. 

—  Als  Körperschaftsdeltkt  757. 
758*. 

\  n  m e  I  d  u  n gs  p f  1  i  c  Ii  t  c  n  ."2".  r>26*. 
.55().  .584  *.  685  659  *.  882  *.  896  *. 
8!  »9  *. 

Anstalten  als  V.  P.  1 1  12».  140«. 
617.  913.  —  Ocffenil.  u.  private 
A.  169.  846*.  847*.  850*.  858. 
913.  —  Staats-A.671*.717*.8:M». 
840*.  818*.  869.  -  Kirchliche 
672*.  834*.  «46«.  858«.  «68.  — 
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Kommunale 884*.  868.  WiUens- 
u.  Handlungsfähigk.  829.  689*. 
860.  —  Umwandlung  817->9N. 

820 '  825.  —  Von  staatl.  in  kommu- 
nale —  Fortbesland.  834. 
84*2.  —  ErlcKchener  K.  als  A.  8,'U. 

-  ;\uflicbuni;  .S-M».  84r). 
84»;'  847*.  8Ö0.  —  Vcrmögens- 
schicksale  8f>9.  868.  871.  ~  Liq. 
886.  889. 

AnstaUitchc  Auflassung  der 
K.  W.  98  f.  835.  a52*  —  Staats- 
anstaltlichc  157.  159.  658*.  671. 

—  Elemente  von  K.  894.  836. 

—  Form  der  Konstlniirung  26. 
140-1.  829*. 

Anstalcliches  Individualrecht 
188.  818*.  S.  Sondersrechtverhält* 
nbse. 

Anstaltstheorie  11.  909. 

Anste]lungsvertrag3.37*.  704'. 

723«. 

AntbeileamGenosscnscha  fts- 
vermögen.    Mitglieder -A.  am 
Vermögen  im  Ganzen  42.  46 — 47.  \ 
66«.  239.  24i).  276.  279.  288.  318. 1 
322.  328.  837.  84i3'.  S79.  -  An  i 
genoss,   Gesammttorderungsrccht  i 
337.  -  An  Gesammtverbindlichk. 
888. 

—  am  Vermögen  aufgelöster 
K.  863*.  866.  889. 

—  bei  Rechtsgemeinschaften 

zur  gesamniten  Hand  113. 
.3-1.').  431.  f'T-  —Völlig  fehlende 
gesonderte  A.  .345.  361>'.  370»  '. 
377*.  38^^. 39J.  421.— Wirk  unjrs- 
lose  A.  346».  371.  389.  422.  —  , 
Beschrankt  wirksame  346*.  j 
431.  502.  —  Bei  Auflösung 
entstehende  390.4^.  —  A.  als 
feste  duoten  346***.  389.  421. 
426.  431.  —  Wechseinde346*. 
498.  —  A.  als  Grundlage  der 
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Theilhaberschaft  347*.  369«.  360*. 
461.  508«.  506.  530*.  —  A.  an 
Vermögensinbegrirr ohne  A. 

an  den  einzelnen  Bestandtheilen 
363«.  .364.  366.  379.  421.  434«. 
448.  496.  91i». 

Veräusscriichkeit  .'346.  3»>1». 
365*.  423».  rm.  .505.  .507.  i'iü«». 
510.  ~  Vererblichkeil 

347.  423.  431 .  -  V  e r  z  i  c h  r  348*  ». 
395».  401.  4^)3.  -  Verwirkuug 
348*.  391».  —  .Massgebend  f. 
Stimmgewichi  346».  503^  .')05, 

—  Für  N  u  t  zant  he  i  1 346*.  352  *. 
361*.  497*.  503*.  —  Anwachsen 
847.434*.  425*.  502.  -  Schwin- 
den 502.  -  Realisirbarkeit 

348.  361 '.  502-3.  'W.  -  Frei- 
werden o.  Entstehen  h.  ^^'cg^all 
des  Bandes  346'.  347'  ». 

A.  bei  ehelicher  G.  G.  u. 
fo  r  t  g  e s e  t  :^  t  c  r  H  :t  u  s  g  c  ni  c  i  n - 
sch.-\ft  s  IjkI.  Ci.  G.  u.  l-ortg. 
H.iusi^cni.  —  Ik'i  Rheder  ei  363». 

—  Iki  Prcuss.  Gesellschalt 
3f>4».  -  Bei  Freuss.  Erbenge- 
meinschaft 364. 

—  am  Handelsgesellschafts- 
vermögen  447^9.  496-511.  — 
Als  Werthantheile  am  Gan- 
zen  496.  497.  —  Nicht  .m  ein- 
zelnen Rechten  n.  Vcrbindl.  497». 
f)!."!  —    Subjektive  Ge- 

bundenheit 44.S.  TjOI  —  Können 
"'ic  selb'»!  Best.in Jtlicilc  des  Ge- 
.scUschaüsvcraiOgcns  sein?  44s— 9. 

—  Sonderrechtliche  Natui  für 
u.  wider  Dritte  507.  —  Qjiielle 
einselner  Sonderredite  u.  Sonder« 
pflichten  530.  —  Ertragsan- 
theile  503-3.  -  S.  Werthan- 
theil, Zinsen,  Gewinnantheil,  Ver- 
lustantheil. 

A.  he  i  O.  H.  G.  497.  —  Können 
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nicht  fehlen  498*.—  Q^ioiencharak- 
ter  498.  —  Wechselnder  Bestand 
49a  —  Ungleichheit  499.  —  Ne- 
gative A.  499.  606*.  -  NaU-A. 
5Q1.  —  Sicherung  501.  —  Gebun- 
denheit 502.  508.  —  Wirkungen 
502.  507.  —  Anwartschaftiichcr 
Inhalt  503.  —  Rcalisining  b.  Lö- 
sunjT  des  Bandes  fjO-l.  äM7  -9.  — 
Abgeleitete  R.e  Dritter  {-Afi.  — 
GKiubigerr echte  an  A.  507.  —  Ver- 
trdgsniüUirikationen  497  ^.  498  *— *. 
502—3. 

A.  der  Kommaudi  tüte  n  504. 
509.  —  DerKommandiiaktio- 
nire  461.  605. MO.  580'. -Der 
p.  h.  G.er  der  A.K.G.  461.  605- 

—  bei  einfachem  Gemein- 
schaftsverhdltniss  844.846*. 
319. 

—  auf  Null  406»-  498^  501. 

—  negative.  Als  A.  an  überschul- 
detem Vermögen  (Schuldanthcile) 
411'.  m\  m.  üü«'.  522.  -  Als 
unierwertliigc  A.  (Ausgleichsschul- 
den) 500.  508'.  522*.  —  Kombi- 
nation V.  Bddem  601*. 

—  angebliche  b.  modernen  Ver* 
einen  6^  64.  65.  78.  118. 

Antheilsprincip  s.Q]aotenpnncip. 
Anti$ociale  Motive  709. 

Antrag  als  Erfordern,  z.  Aufsichts- 
handlungen  654. 661  •.  664«.  897». 

—  Zu  Veränderung  von  V.P.  815*. 
817«.  818'.819».— Zu  Aufbebung 

.S48».  851. 

Anwachsungsrecht  b.  R.  G.  z. 
g.  H.  347.  34«*  ».  393.  424».  425». 

Anwaltszwang  73»).  741  *.  779'. 

An  war  t  sclia  ftsr  echte  v.  Mit- 
gliedern am  Genossenschalts- 
vcrraögen  860.  879.  —  Bei  Familie 
239 ^  —  Agrargenoss.  288.  287*. 

-  A.G.  245.  m  257.  —  Ge-| 


werksch.  279.  —  ü.  u.  W.  G. 
294. 

—  höherer  V.P.  am  Vermögen 
einer  VJ>.  860.  86S>.  868>. 

—  der  Ehegatten  för  den  Fall  der 
Auflösung  der  ehel.  G.G.  890-  7. 

—  DerKinder  am  Hausvermö- 
gen im  Allcineigenth.  des  Hauptes 
411.  —  Bei  Verfnngenschnft  410*. 
411*.  —  Des  uberl.  Ehegatten  u. 
der  Kinder  b.  fonges.  G.  G.  425. 

—  der  Handelsgesellschafter 
608.  -  Auf  Werdianthea  in  Gelde 
497. 603.517.  —  Vertragsm.Modif. 
497'.  617.—  Bei  tfaeilw.  Auflösung 
504. — Bei  völliger  Auflösung  504. 

—  Verh.  au  Dritten  507. 
Anweisung  auf  eigne  Firma  459*. 
Anzeigepflichten  659*.  661*. 

f>97*.  899'. 
Apothekenree  ht  797*. 
Aquilische  Klage  gegen  V.P. 

749».  7Ö9— 93.  794*.  795— 80U. 

Arbeitsleistung  m  H.G.  446'. 

537.  538. 
Armen  an  st  alten  85^ 
Armenverband  384^  751.  797*. 
Associationsfreiheit  s.Freibeit 
Aufgelöste  V.P.  885.  898*.  898f. 

—  Als  Gemeinschuldnerin  902.  — 
S.  Liquidation.  Konkurs. 

~~  H.G.  s.  Liquidation. 

Aufhebung  von  V.P.  durch  St 
832».  845  f.  S.  Auflösung.  -  Von 
Beschlüssen  einer  V.P.  durch 
St.  634».  G45».  654».  663  710'. 

—  Von  Akten  eines  Organs  durch 
ein  anderes  Organ  705». 

—  ehelicher  G.G.  durcii  \  ertrag 
375*. "  Auf  Antrag  eines  Ehegat* 
ten  890.  402*.  Unterschied  v. 
blosser  GCitersonderung  890*  (s. 
diese). 
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Auflassung.  Gegenseitige  A.  des 
gaiuen  Vermögens  im  M.  A.  3Ö4*. 
—  A.vonGnindcigenth.  der  Erben- 
gemeinschaft an  einen  Miterben 
364'.—  A.  bei  Eingehung  ehelicher 
G.G.  374V  -  An  H.G.  »14.  - 
Bei  Illation  515.  —  Von  H.  G.  an 
G.cr  517.  —  Keine  A.  bei  Fest- 
haltung durch  veränderte  H.G. 
G16.  521*.  —  A.  an  Liq.  Firma 
518*.  —  Recht  auf  Auflassung 
385».  Ö15'. 

Auflösung  von  Verbandsper- 
sonen. Durch  Wegfall  aller  Glie- 
der 832».  sei».  -STG'.  —  Bi<; 
auf  Eines  830-  >•5^J3^  —  Bis  aui  ge- 
ringe Zahl  840.  —  Durch  Wegfall 
des  Substrats  841.  —  Durch  Kon- 
kurs 810*.  842.  902*.  904*.  — 
Durch  Erschöpfung  der  Lebens- 
kraft 842.—  Durch  eignen  Willens- 
cntschluss  S31  >.  S3-i».  844  ».  <S4H  t. 
^bl'.  Durch  fremden  Willcns- 
entichluss  ö41.  881 ». 

Staatliche  AuÜösung  777'. 
»Ib*.  «31».  832*.  845-y.  881«. 
879 —  Androhung  6U2-  —  St.  A. 
aus  RechtsgrQnden  848.  —  Als 
Strafe  768«.  778.  777.  778«.  779 
bis  83.  848.  8G0».  8G2 ».  862 864». 

—  Wegen  objektiver  Mingcl  780*. 
7BP.  810».  840».  84P-»  844». 
848».  849.  M77'.  —  Mit  Zustim- 
mung.' der  V.  P.  S4.^.  —  Nach  Er- 
mesbcn  aus  Gründen  des  öffent- 
lichen Wohls  777.  778«.  84$.  — 
Gegen  Entschädigung  778«.  847*. 
^  Durch  Richterspruch  778*.  779. 
782»      840».  841«-*.  849.  8(>2*. 

—  Durch  Verwaltungsakt  777. 
778^  780*.  840'.  846.  —  Durch 
Gesetzgebungsakt  778.  845.  848. 

A.  von  V.  P.  unter  Neubildung 
von  ErsaupersönUchkeit  825. 812'. 


813*.  835*.  843*.  865.  866.  890. 

—  Unter  Umbildung  anderer 
V.  P.  827.  829.  867.  —  Durch 
Verschmelzung  827.  866. 867.  aSO. 

—  Durch Zertheilung  829. 866.  867. 

Wirkungen  öä4.  —  Zeitpunkt 

881.  —  Kundmachung  303.  881. 

882.  —  Realisirung  863. 
Sonderrechtsv.  bd  A.  877.  — 

Sonderrechte  232.  237*.  248.  279. 
292.  293*.  294.  879-  —  Sonder- 
verbindl.  240*.  300.  877.  —  Mit- 
gliederansprüche aufTheilung  294. 
863*. 

A.  von  H.  u.  W.  G.  behufs  Ver- 
meidung der  .\u5zahlung  v.  Gut- 
haben 292.  301  ^ 
Auflösung  von  Rechtsgemein- 
schaffen  zur  gesammten 
Hand  349*.  868>.  375.  425.  484. 

A.  der  Ehegemeinschaft 
durch  Tod  375.  376».  388«.  392. 
407.  415.  —  Durch  Scheidung  s. 
Ehescheidung. 

A.  der  fortgesetzten  Haus- 
gemeinschaft 434».  —  Durch 
Tod  des  Hauptes  412.  425.  436^ 
428'.  Auf  dessen  VerUmgen 
412.  —  Wegen  zweiter  Ehe 
412.426.430».  —  Wegen  schlechter 
Wirthschaft  411 «.  412.  420*.  430». 

—  Durch  Tod  des  einzigen  Kindes 
425».  420».  —  Theilun^'  des  Haus- 
vermögens  als  i-olge  412.  426. 427. 

—  Konsolidation  als  Folge  425. 

—  Thatsächl.  Fortsetz,  in  zweiter 
Ehe  428^  —  Überf&hrung  in  neue 
Ehegemtinschaft  durch  Einkind» 
schafi  ül.  428. 

A.  der  H.  G.  180».  -  Durch 
Vereinbarung  48:).  486».  487.  — 
Tod  481*.  483.  485.  -  l^ntnmn- 
digung  483».  485.  —  Konkurs 
I    eines  G.ers  483».  486.  —  Konkurs 
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der  H.  G.  486.  —  Gläubigeran- 
dringen 486.  509.  —  Kündigung 
485.  525.  —  Zielerrcichung  485.  — 
Einseitieen  Willen  .aus  wichriwen 
Gründen  4fyj.  —  Zeitpunkt  487.  — 
Rückgängigmachung  481*.  485^. 

—  Folgen  488.  687.  —  Nach- 
wirkung der  H.  G.  488. 504. 517. 
562.  604.  —  Realistmog  der  An- 
tiieile  504. 517.  —  Scliuldenhaftung 
nach  A.  ryG2.  —  Recht  auf  Herbei- 
führung bc2w.  Verhinderung  der ! 
A.  i)Jb.  —  Vertrag  darüber  mit 
Drinen  .')H:;*, 

Autlösung  von  Vertretungs- 

organcD  u.  Versammlungen 

654*.  066«. 
Auflösung  von  Verträgen  mit 

A.  G.w^en  ihrer  Auflösung 894*. 
Auflösung,  theil weise  von 

V.  P.  815*  *.  818*.  819».  824». 

828*-*.  080.  903. 

Auflösung,  theil  weise  von  R.G. 
7..  g.  H.  349'.  —  Der  tortges.  Haus- 
gcnieiusühaft  durch  Ausscheiden 
eines  Kindes  427.  430'.  431.  — 
Unterschied  von  Absonderung 
unter  Eiluinmg  des  Bandes  4^^ 

—  Der  H.  G.  479.  482.  488.  491. 
504.  609.  617.  561.  587. 

A  u fl  5 s  u n gs k !  .1  gc  4%. 525».ö9I*. 
Aullüsungsmo  tive  844. 
Aufnahme  v.  Mitgliedern  durch 

V.P.  669^  716.  722».  723». 

811.  816*.  894«. 

—  V.  H.G.ern  480«-*.  4Si*-^.  683». 

Aufrechnung.  Ausschluss  zwi- 
schen Schuldverh.  aus  Körper- 

schaftsr.  u.  aus  beliebigen  Indivi- 
dualrechtsiiteln  236».  240*.  272. 
29 P.  2!i2».  300.  —  Analog  b. 

A.K.G.  542'. 

—  bei  H.G.  544 — 17.  -  Princip 
5ki».  —  Keine  Einsciiränkung  im  | 


Verh.  V.  aussergesellschaftl.  u.  ge- 
sellschaftl.  Obl.  zw.  H.  G.  u.  G.er 
542».  —  GesellschaftsforJ.  u.  Ge- 
sellschaftsschulden  r>44.  54^^.  — 
G.ford.  u.  Privatschulden  v.  G.er 
545.  — >  G.schuiden  u.  Privatford. 
V.  G.er  546.  —  A.  mit  der  Sonder- 
schuld aus  der  gpsellschafil  Soo- 
derhaft  desGxrs  644*  547>.  569*. 
m  \K  —  A.  nach  Auflösung  547. 
564». 

!  Aufsicht  über  V.  F.   »;3s.  ^AU. 
641  f.  642'.  —  Kircliüdie  641' 
642».  —  Kommunale  641».  642 ^ 

—  Staatliche  651. 
—  des  Staats  über  K.  638.  640. 

641.  663  f.  721. 782. Wegen  des 
Gegenstandes  des  Unternehmens 
651*.  —  Wegen  sta.itliclier  Organ- 
stellung der  K.  6.*j2.  ~  Specifische 

652.  —  Ständige  o.  ausserord.  A. 

653.  —  Aut  Antrag  o.  v.  Amts 
wegen  tliäiige  A.  653.  —  Zweck- 
mäßigkeit o.  nur  RechtmälSigltttt 
prüfende  A.  654.— Auisichisinhalt 
666.  —  Aufsiclnsluindlungen  658. 

—  Aufsichtsmittel  tif»-^.  —  Kennt- 
nissschaffende 659.  —  AbiiclfenJc 
660.  CyM^.  —  Vorbeugende  666. 

—  Zwiesp.iltentscheidung  689.  — 
Grenzen  der  .\.  671. 

Stellung  unter  besondere  A. 
782*.  812.  —  A.  in  Liquid.  898. 

Aulsicht,  innere  derV.P.  696». 

698-700.  896«.  —  Im  St  668. 
Aufsichtsrath  in  K.  699.  696*. 

—  Nach  Auflösung  896*.  896^ 
900.  -  Bei  A.G.  374.  617*.  618*. 
629».  678».  691*  ».  699».  704' 
878*.  897».  900».  —  Bei  E.  u.W.G. 
305.  ChS-S».  699 ».-  Bei  E.H.K. 699'. 

—  Bei  Sachs.  Gcnoss.  699 ».  —  Bei 
A.V.  617«.  695».  699». 

,—  der  A.K.G.  511».  527 »-'.528». 
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5^ '-'.551.  515.  576»".  521.  513. 

585».  597  ^ 

Aufsichtsrechte  des  H.G-crs, 
ohne  Geschäftsführung  571.—  Des 
Kommanditisten  ölü-—  Der  K.  Ge- 
sammtheit  in  A.  K.  G.  576*. — Ihres 
Aufsichtsraths  577". 

—  des  Aktionärs  2ßÜ.—  Des  Ge- 
werken  282.--  Des  Genossen- 
schafters 29S. 

Auftrag  von  V.P.  623.  ß24.  69IL 


—  An  Organe  als  solche  ?  im  622 
—  von  aiL  570'.  571». 
Ausbeute  279. 

Auseinandersetzung  der  V.P. 
mit  bisherigem  Mitgliede  292.81fiL 
880'.  9Q4,  —  Mit  abgezweigter  o. 
aus  ihr  bereicherter  V.  P.  ML  m 


—  der  H.G.  mit  bisherigem  G.er 

479«.  501 
Auseinander  setzungsgem  ei  n- 

schaft  m  504.  892. 

—  Nach  Körperschaftsr.  lebende 

m  879«. 

Ausfall  im  Genossenschaftskon- 
kurse 302*.  m  902».  —  Durch 
Insolvenz  mithaftender  Genossen- 
schafter aÖÖl.  879*.  —  Im  H  G. 
Konkurse  508«.  563».  —  Durch 
Insolvenz  eines  G.ers  mit  Passiv- 
saldo rm\  501 ». 

Ausgleichende  Gerechtigkeit 
807. 

Ausgleichungsansprüche  aus 
H.G.Verh.  498».  5a).  50-i.  508«. 
522'.  565*. 

Ausländische  V.P.  143».  lii3L 


255L  733«.  813'.  —  Ausl.  A.G. 
im  Konkurse  ^mh  —  Ausl.  HJi 

Ausländisches  Recht  260*. 


269»-*.  272«.  mh  558»-«.  5811 
—  Amerikan.  144».  356».  636« 
776'.  821  ^  -  Belg.  258«.  260«. 


262*.  268».  840».  845».  — 
Engl.  44«.  258«.  268«  -».  2IÜ1 
776».  840».  81.-)».—  Französ.  258». 
2fi2^  mh  273«.  116 ».  840».  8421 
845».  —  In  Luxemburg  90i*.  — 
Italien.  126».  260«.  268«-».  — 
Russ.  mh  -  Ungar.  268». 
—  S.  Österr.  R.,  Schweiz.  R. 

Ausrichtung  der  Söhne  412«. 
421*  ».  422».  433«. 

Ausscheiden  von  Mitgliedern 
811.  816«.  a8Q(s.  Ausschluss,  Aus- 
tritt). —  Erzwingung  durch  Gläu- 
biger 286«. —  Rückgängigmachung 
der  vermögensr.  Wirk,  durch  E.  u. 
W.  G.  291».  Kundmachung 

29äL  m  an». 

Recht  auf  Antheil  ?  252^'.  281». 
283«.  294«-».  880«.  —  R.  auf 
Summe  (Guthaben)  o.  Gegenstand 
287*.  290.  291*  «.  292.  8811  - 
Fortdauer  v.  Beitragsverbindl.  27;}. 
284«.  878«.  8811  —  V.  Haftver- 
bindl.  m  304«.  878«.  8S1*.  91iL 

—  von  Theilhabern  einer  R.G. 
z.  g.  IL  3 48*.  349.  427.  43i)».  431. 

—  Aus  HJl  im  480«.  482'-*. 
483.  486*  »  '.  509.  5911  -  Wir- 
kungen des  A.  aus  H.G.  492.  504. 
5111        56L  583«.  Ö9ül  599«. 

Ausschlagung  der  Erbschaft  381«. 

—  Der  G.G.  393»,  395».  4öL  m 
Ausschluss  von  Mitgliedern 

186.  237».  242«.  25L  211^  2H1  *. 
284*.  297.  O.')?*.  669».  671 ».  llfi. 
811.  894«. 

—  von  Theilhabern  einer 
R.  G.  z.  gji-  3481  -  Aus  iL_a 
481.  482«-".  483».  486'.».  504. 
576*.  .5801  —  Klage  darauf  525«. 

—  von  Geschäftsführung 
569 «-3.  _  V.Venretung 588.5801 

—  der  ehel.  G.  G.  durch  Vertrag 
J2ii  —  Form  375*. 
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Ausschuss  in  K.  62.  135.  614^ 

890'.  678.  679*.  687*  695*.  G99>. 

700«.  898*.  -  In  G.  H.  627*. 

638».  667. 
Aussetzung  der  ehe!.  G.  G.  375*. 
Ausspruch  434. 
Ausstattung  der  Töchter  412.  420. 

421».  422^.  133».  —  Natur  des  R. 

auf  A.  420» 
Ausstellungsvorstand  609*. 
Austritt  vonMitglicdcru  231 . 

237  *.  242. 253. 281.  284. 288. 289  >. 

m  811.816*.  —  Aller  883. 884*. 
—  von  H.  G.ern  479  K  480«.  482»-*. 

486*-» 

AusObungsakte  v.V.P.686'.884. 
A  u  s  w  ärt  i  ge  V.  P.  148*.  152«.  331 ». 
3S2K  —  Grundstücke  bei  ehel. 

r,.  G.  374». 

Au  Ii  erkontraktlich  CS  Ver- 
schulden 7>58  1.  —  V.  ünier- 
fjcbcneii  SOI  !. 

A  u  b  c  r  k  r  .1 1 1  s  e  ijc  u  u  g  v.  Be- 
schlüssen 634«.  S.  Aufhebng. 

Außerordentliche  Aufsichts- 
akte 663. 

Autonomie  s.  Sftuungsgewalt.  — 
Sog.  Privatautonomie  168'.  —  Sog. 
Autonomie  der  Parlamentär.  Kör- 
per 173^ 

A u  t  or  i  t  a  t  s  V  e  r  h  .i  1 1  n  i  s  s  e.  Ein- 
wirkungaul .\mt$zuständigkeit  766. 

Bäu  er  1  i  c  h  e  Gemeinderschaft  867  ^ 

3G3«.  —  B.  Gutsabtretung  mit 
Wirihschaftsgemcinschaft  357 — 
B.  Hofesgemeinschaft  345».  348». 
350'.  35(;^  357  ^  920. 

B  .1  n  k  e  II  26  K  163 ».  673 ».  783.  813 ». 

B  a  n  n  r  e  c  h  t  e  als  Gcsamniirechie 
209.  218*.  —  Gesammtlast  bc- 
gr&ndeod  209«. 

Baubeamte,  Versehen  764*. 

Bauern  610 ^ 


Bauerlehen  356«. 
Bauherrn.  Haftung  der  V.  P.  als 
solcher  764«.  791.  808«.  807«. 

Baukrankenkassen  32,  s.  Kran- 
kenkassen. 
Bauainsen  246«.  247«. 

Beamte  610«.  710*  u.  1.  —  Un- 
mittelb.  u.niittelb.  Staats-B.,  6fFentL 

B.u.Priv.it-B.199f.  164.  168.  — 
Wesen  Jes  Beamtenvcrhälm.  1%*. 
330  ^  795».  —  Vermögensrecht!. 
Ansprüche  gcj^en  den  Amtsherra 
195,  19G.  1!).S.  235.  im.  919.  — 
Ersatzvcrbindl.  gegen  ihn  336». — 
R.  V.  V.  Privatbeamten  238.  274. 
285.  305.  337*.  638«. 

—  als  Organe  v.  V.P,6U«.  618«. 
619. 620«.  627«.  629«.  686«.  697«. 
696«.  701«  704.  ~  Haltung  aus 
ihrem  Verschulden  763. 768f.  787«. 
788».  794. 

—  des  StantsalsStaatsorgane 
622-.  686*.  687*.  725*.  153  ^ 
760  1.  795».  -  Angebl.  Mand.it 
621*.  759.  795'.  -  Haftung  des 
St.  aus  ihrem  Verscliulden  179*. 
744-.  753.  769—68.  769».  770». 
787«.  795-801.  —  Eigne  Haftung 
des  B.  795.  800«. 

Beamtenqualität  716«. 

Beanstandung  v.  Beschlüssen 

645«.  663.  695«. 
Beendigung  v.  V.  P.  830-906. 

—  Rolle  des  Rechts  b.  B.  830.  - 

Rolle  des  Staats  b.  B.  832.  — 
Gründe  833.  -  Rechtsfolgen  SbA. 

—  Verwirklichung  881.  —  S.  Auf- 
hebung, Auflösung,  Schliessung, 
Untergang. 

—  des  Nachlebens  der  V.  P.  9U0. 

—  der  R.  G.  z.  g.  H.  353.  -  Der 
ehel.  G.  G.  376.  —  S.  Auflösung. 

—  der  Vertretungsmacht  f.  H. 
G.  587. 
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Beerbte  Ehe  S15\  398'-*.  394. 

397*.  4102*,  408.  415'. 
BeerbuQg  856.     S.  Erbrecht. 
Befehl  v.  Organ  an  Organ  693. 

697.  770«.  —  Des  St.  an  Untcr- 

thanen  797 ^ 
Beginn  des  rechtlichen  Daseins  v. 

V.  P.  121 --2.  —  Von  ehcl.  G.G. 

.S74.  -  Von  H.  G.  471  587.  — 

S.  Zeitpunkt. 
BegräbnissiUtien.  Redite  daran 

197.  915. 
»Begriff«.  Verh. xum »Wesen« 440. 

Begründung  von  V.  P.  s.  Er- 
richtung. 

—  von  R. G.  z.  g.  H.  353.  856—61. 

—  Erwerb  mit  g.  H.  368^  859^ 

—  Verpflichtung  mit  g.  H.  3.58». 
359».  —  Der  ehel.  G.  G.  371  f. 
~  Der  H.  G.  470.  —  Durch  Auf- 
nahme eines  Theilhabers  in  Einzel- 
geschift  478. 

—  Der  Vertretungsmacht  v. 
H.  G.crn  587. 

B  c g  u  i a c  h  t  u  n g  s  o  r  .i nc  700». 

Behörden.  Subjektivitrit  147  f. 
172  f.  783«.  914.  —  Partciühig- 
keit  733».  —  Editionscid  742*.  — 
»Staatliche«,  »öffentliche«,  »pri- 
vate«  B.  16!.  164. 168.  —  B.  von 
V.  P.  Überhaupt  135.  678.  697«. 
700».  717.  7f>5«. 

Beisitz  des  überlebenden  Ehe- 
gatten 354«.  394».  403».  407». 
433«.  '.♦lH).  —  Bei  chel.  Vcr^val- 
tungsgemcinschatt  408«.  —  Nach- 
bildung durch  Vertrag  o.  letztw. 
Verf.  409*.  —  Bei  ehel.  G.  G.  an 
Kinderantheiicn  430».  432.  433.  — 
An  Antheilen  andrer  Miterben  43S* . 

Beispruchsrecht  369». 

Beiträge  in  K.  193. 236.  239.854. 
S71-3.  28L  288-4.  S96-7.  S99 
--301.  305.  669.  688».  718.  719*. 


734«.  874*.  875*.  -  Begrenzte 
Beitragspflicht  254».  297.  919.  - 
Unbegrenzte  281.  296.  —  Ver- 
theUungsmaßstab  285«  297».S0D». 

—  B.  nach  Auflösung  877*.  894*. 

—  von  Ehegatten  405.  —  Zur 
Deckunf;  des  .\usfalls  h>-\m  G.  G. 
Vernjügen  4^).').  —  Zur  Entschä- 
digung des  G.G.  Vermögens  wegen 
Bezahlung  v.  Sonderschuld  4<>i. 

—  Anthcilniäßige  405.  —  Ein- 
seitige 406.  —  Verh.  zur  Haft 
nach  aussen  404—7. 

—  von  H.  G.ern  584  -  7.  556». 
557».  565*.  573«.  679*. 

Beitritt  76».  137».  724».  811. 816. 

—  S.  Mitgliedschaft. 

Beitrittszwang  133*.  —  S. 
Zwangsmtigliedschaft. 

Belastung  v.  Liegenschaften  382. 

386».  419».  —  S.  Liegenschaften. 
Belehrung  708».  709. 

Beleidigung  v.  V.  P.  147  f.  — 
V.  H.  G.  498».  -  Unter  Kollek* 
tivnamen  148». 

Belohnungen  710*. 
Bencficium  ab dicationis  401 «. 

Berathung  700.  706».  —  Be- 
r.uhunf»sorganc  700». 

Bereicherung.  Haftung  v,  V.  P. 

aus  B.  767*. 
Bergen  u.  Dachdingauftragen 

401». 

Bergge gen  buch  277«.  278*. 
Bergschul  de  II  -JSi'K 

Berg  w  e  r  k  s  c  i  g  c  n  i  ii  u  m  279». 
280«.  284«.  807«.  84L  901*.  — 
S.  Gewerkschaft. 

ß  e  r  g  \s'  c  r  k  s  g  e  n  o  s  s  c  n  s  c  h  a  f  t  e  n 
olme  Gewerkscliaftsqualität  88  S 
285«. 

Berichterstattung  687«.  697*. 
699». 
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fierufsabgrenzung  b.  Berufs- 
genoss.  815.  817 >.  819^  889*. 

Berufsgenossenschaften  815. 
Berufsgenossenschaften  für 
Unfallversicherung.  Ent* 

Stellung  27-.  30'.  32.  134*.  136*. 
138*.  828*.  82fr.  _  J.p.aa*.  — 
Sonderrechtsvcrh.  236  ^  —  Wol- 
len u.  Handeln  612*.  6a5«.  — 
Organe  614».  617».  676*.  683-  ^ 
689  692  *•  »■ ».  695 700«.  701 
811^  —  Staatsaufsicht  661«.  662*>. 
666*.  669^.  —  Sututenänderungcn 
817«.  820*  ».  821».  823».  -  Be- 
standsveränderungen 815  »— ».  817 
880«.  826«.  829*.  —  Auf- 

lösung 781«.  828*.  849».  852-.  ~ 
Vcrniogcnsschicksalc HOl  -.806^-*. 
mr'.  877».  878».  880».  904». 
Berufung  v,  Versammlun  'on 
679.  619».  658».  664.  676*.  699». 
716.  895«. 

—  in  Organsiell ung  674.  716. 
734.  897-8. 

B  e  schlagn  ahm  e  787  K  —  Rechts- 
widrige 797». 

Bes c  h  1  u  s  s  V.  K.  679—82.  —  Fest- 
stellung Dritten  gegenüber  679  *.  — 
Beurkundung  706»-«.  —  Ungültig- 
keit 633.  710«.  (S.  Anfcdnung, 
Konv.ilcscen^).  —  .\ulhcbun<;  fi63. 
(S.  AutlKbunt'.  iic.iüsMndung).  — 
AJs  Willens bildungsaki  o.  Element 
eines  solchen  694.  —  Vcrbältniss 
zur  WiUenseinigung  der  Einzdnen 
684». 

B.  über  Errichtung  der  V.P. 
Iddf.  188*  139>.  —  Über  ihre 
Auflösung  851—4.  881*.  — 

Über  Schicksale  des  künftigen 
Nachlasses  861.  866«.— Nach 
Auflösung  863.  896,  897».  898». 
899». 

—  von  O.H.G.  u.  K.  G.  567.  573. 


S89».  -  Bereich  567.  —  AnüieU- 
nähme  daran  567.  —  Form  567 »-^. 

—  Wesen  568.  —  In  Liquid«  572. 
r  —  in  A.K,G.  575-^.  589». 

•  Beschlussfäfaigkeit  679».  711*. 
.  Beschlussfassung  v.  Versamm- 
lungen in  K.  682.  694.  706». 

Bcschlusskompetaenen  694. 
699».  898.  —  Sekundäre  695. 

Beschlussorganc  694.  741.  764». 
770».  854.  896». 

Beschränkung  s.  Einschränkung. 

Besitz  der  V.  P.  728.  729*.  —  Bei 

obligationcnreehtl,  Verh.  728».  — 
Redlicher  o.  unredlicher  627 ».  790*. 

—  Bei  Sonderrechisv.  2 IS.  —  Er- 
werb u.  Verlust  für  u.  durch  Mit- 
glieder für  und  durch  die  (icmcin- 
heii  218—9.  627».  731 ».  Hrwcrb 
u.  Verlust  gegen  die  K.  2i9.  lol. 

—  gemeinschaftlicher  z.g.H. 
345».  848 ».  852.  —  Bei  ehel.  G.  G. 
388.  —  Bei  ibrtges.  G.  G.  41& 
420.  —  Mitbesitz  der  Frau  b.  Ver- 
waltungsgcmcinschaft  372*.  — 
Besitz  des  überl.  Ehegatten  am 
Kindergut  408.  430.  433«. 

—  einer  H.G.  480*.  518.  585«. 

Besitzstöru n gsklagen  gegen 

V.  P.  7;00.  7S9. 
B c s i i z  V  e r .i II d er u n g  s a  b  g  a  b  e  n 
b.  gcselisch.  Einbringung  öl5  ^  — 
Bei  Einbringung  in  eine  A.  G.  132*. 
Besoldungsholl  195». 

Bestätigung  v.  Wahl  654».  — 
S.  Genehmigung. 

Bestand  der  V.P.  809.  830.  — 
Eigne  Verfügung  Ober  B.  715.  722. 
819.  849.  852f.  —  Fremde  816. 
844.  —  Höhere  817.  845.  —  Be- 
standsveränderungen 815^  817—23. 
880.  —  .  BestandsObertragungeo 
865 f,  (866*).  880. 
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Keclu  der  W  P.  auf  unverän- 
derten B.  817*.  818*.  —  Auf  Fest- 
haltung  des  eignen  B.  817.  ^  Son- 
derreciite  der  Mitglieder  dieses 

Inhalts  821.  —  Fremde  R.c  dar- 
auf 819.  850.  —  Insbcs.  höherer 

V.  P.  8H».  aöl. 
—  der  K.G./.g.Il.  {)W2.  4«'».^ f.  (s. 
Veränderung,    I-oribcsiand).  — 
Klage  auf  AiKrkciiining  von  B. 
oder  Xichibesund  b'^h-.  597  \ 

Besteuerung  von  A.G.  u.  Gegen- 

sciligkeitsgenoss.  331 — 3. 
Bet  r  e  iben  der  Auflösung  v.  Genoss. 

durch  Verwaltungsbehörden  660*. 

«62*.  778*.  778«. 
Be  ir  iebskran]cenka$send2.,s. 

Kranltenlcassen. 
Betrug  seitens  V.  P.  766*. 
Beiielordcn  m\K 
Beurkundung  v.  Bcsclilüssen 

706»~». 

ßevorniundungsprincip  644f. 

833. 

Bewegliche  Sachen  s.  Pahrniis, 

Mobiliareigcnscbaft. 
Bewegung,  innerL  v.  V.  P.  durch 

Rechtsakte  716. 
Be  w  US  st  sei  nsorga  n  e  v.  V.  P.  627. 

698.  789*. 
Bewusstseinsvorgänge  inV.  P. 

Be^irksabgren^ungcn  811*. 
817«.  «18*.  H28».  829*. 

B  c z  u   s  r  c c  lu  aul  Akücn  2.'jU. 

Bilanz.  247  257».  509»  510». 
571*.  574».  576*.  t>91*.  917. 

Bindung  der  .Abwesenden  73 
(s.  Beschlussßhigkeit,  Versamm- 
lung). ^  Bei  H.G.?  567. 

Böser  Glaube  einer  V.P.  627.— 
Einer  H.G.  480*.  618*.  585'. 

Boge  n  sc  hOtsen  gesell  Schaft 
728*. 


Bohrgesellschali  163*.  790*. 
Bona  vacantia  s.  erblose  Ver- 

lassenschaft. 
Brauereigerechtigkeit  209*. 

218*. 

Braukommune  102*. 

Brückenunterhaltung  791, 

Bücher  s.  H.inJelsbücher.  —  Auf- 
bewahrung 90ü'. 

Bürgerte  nieinden  212  s. 
Agrargenoss. 

Bürgerliche  Nutsungen  s. 
Allmendnutzu  ngen. 

Bürgerliche  Rechtsstreitig- 
keiten s.  Rechtsweg. 

Bürgerlicher  Tod  177«.  83P. 

Büri^^crmeistcreiverband  827*. 

B  ü  r  g  e  r  V  c  r  ni  ö  g  c  n  s .  AI Imende. 
Burgschaftsübernahme  durch 
V.  P.  668.  810*.  —  A.  G.  250*. 

-  durch  Ehepaar  385*.  386». 
899*.  —  Oes  H.  G.ers  fiir  H.  G. 
637*.  567*.  —  H.G.cr  als  Erbe 
des  Bürgen  der  H.  G.  569*. 

—  angebliche  des  St.  für  seine 
Beamten  760.  761*.  769*. 

Bundesrath  33*.   148*  ».  172*. 

817«.  820*.  849*.  869*  910.  91.3. 
Bundesstaat  s.  Zusaramenge- 

set;jter  Staat. 
Burgfrieden  ü7.j 

Cession  einer  Porderung  von  oder 
an  H.G.  520*.  521  *.  545.  547. 

Civil process  730.  733.  73«;.  — 
Behufs  Strafaulloäung  v.  V.  P. 
779«.  780«.  849.  —  S.  Process, 
Rechtsweg. 

Communio,  römischr.  3*.  74*. 
389.  344. 349.  863. 369.  371. 471  *. 

Condictio  indebiti  einer  V.  P. 
wegen  irrihümlich  veriheilter  Di- 
vidende 293*.  629*.  688*. 
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C  on  d  ictio  ob  injustam  causam 

gegen  St.  796. 
Condominiuni,  römischr.  371. 

—  plurium  in  solidum  370». 

Coostitutio  persona]i5  22'.  S. 
Privileg. 

Constitutum  possessorium 64. 

515«. 

Culpa  V.  V.P.  605«  7491,  7g9^ 

— -  in  cli^cndo,  instrucndo  s. 
custodiendo  753.  7ö4*-*.  7ö9«. 
760'.  761'.  788». 

—  in  contrahendo  767'.  80G». 


Efarlehn.  An  V.P.  6(J8.  767'.  810'. 

m\  (68.  78).-  Zvvisclien  H.G. 

u.  G.cr  588».  589*  -  Als  Ele- 

ment  einer  O.H.G.?  446».  496». 

498'.  Ö38*. 
Dechargc  691».  700»  711*, 

Deckungspflichten^substdiäre 

von  MitgUedero  in  K.  240* 
299 f.  878.895«.  900*  919.  -  Be- 
schränkte .W4.  —  ^'crh.  zur  Haft- 
pflicht 304».  305.  878. 
—  bei  R.G.z.g-.H.  Subsidiäre  der 
Ehegatten  405.  -  Beider  nach 
Antheilen  4a5.  —  Eines  aufs 
Game  406.  —  Vcrh.  zur  Sonder- 
haft nach  aussen  405 — 6. 
D.  der  H.G,cr  ÖOO*.  601».  508«. 
5SI— 2.  586.  548».  565*.  -  Des 
Kommanditisten  536. 


Delikte  von  V.P.  743—801.  — 
Im  Rccht,>lcbcn  749.  T.M.  —  Vor- 
aussetz. 7ö8t.  —  Verh.  zu  Indi- 
vidualdelikien  768  f.  —  Reclits- 
lolgeu  768*.  771.  —  Straflolgen 
771  f.  —  Ersatzfolgen  784  f.  — 
Bd  kontraktl.  Verschulden  784.  — 
Bei  ausserkontraktl.  788.  —  Im 
Individuahechtsgebiet  788.  —  Im 
gemeinheid.  Aktioosgebiet  794.  — 
Berührung  mit  Haftung  f.  fremdes 
Verschulden  m\. 

Deliktisches  Element  von 

Rechtsgeschäften 560».  585*. 
7841.  801. 
Deliktsfäh  igkci  t  von  \'.  P.  r^7. 
743  f.  —  Theorie  74:i    s.  78.').— 
Praxis  748—51.  —  Urniaug  dieser 


Deichgenos  sc  n  Schäften  27 
237.  317'.  665'.  666».  689*.  816«. 
827'.  H52'.  916. 

Deklaratorische  Akte  b.  Ent- 
stehung V.  \A'.  115.  118f  fK)l>. 

—  Natur  des  Richterspruchs  über 
Auflösung  V.  H.  G.  o.  Ausschluss 
V.  H.G.er.  481».  486». 

Dekomposition,  sociale  s.  Zer- 
setzung. 


D.  7^6-a 

-  der  H.G.  680».  (560»).  762«.  - 
Vertretung  dabei?  584*. 

Delikts  obl  igati  onen  von  V.P. 
7sH_soi.  144*.  -Theorie746* 
747'-«.  748.  788.  —  Praxis  750 
—4.  762.  78.Sff.  .\us  öfTentlich- 
rechtl.  Handl.  o.  L'ntcriass.  794 f. 

—  ikrührung  mit  Hr>ai^verbindl. 
aus  fremdem  Versclmlden  803.  — 
Vech.au  Ersativerbindi.  oline  Ver> 
schulden  801».  806».  808. 

Deliktsschuld  eines  Ehegatten 
b.  ehd.  G.G,  390»  896»-».  400. 
401»-«.  406».  -  Eines  H.G.ers 

gegen  H.G.  539. 
—  als  Geschäftsschuld  560'. 

-  Als  H.  G.  Schuld  560».  581  *. 
Depositum  s»  Hinterlegung. 

Dcscendenten  347«.  414.  — 

S.  Kinder. 
Destinatare.    Ais  Subjekt  7». — 

Rcclite  m)*. 
Deutsches  Rem.  alleres  11. 

28.  80.  8»».  146*.  150«.  192». 

198f.  342.346».847».8ö0>.3ß«^-». 
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354.  35«i  -  9.  3G1 »-«.  363.  308«-». 
3ßlM.  372».  37;i'  382».  407». 
409-10.  411^412^  413».  414^-». 
494*.  446*.  463*.  e07>.  739.  741. 
74a  7^*.  772«.  808.  805.  83S. 
865^  873>.  876*.  885*  906.  915. 
920. 

~,modernes.Gewohnheitsrccht 

19.  56.  57.  f;3'.  07.  70-72.  77  f. 
89  f.  126.  142.  143«.  203.  210.  <»07. 
648.  673.  6W.  762  ^  785«.  792». 
794*.  846.  .s»k{.  871.  873».  H74*. 

—  Reichsrecht.  27»-'.  28».  2*»> 
30».  31-  33.  38  f.  .52»-«.  75—77. 
86-  88.  91.  122M2ÖM27M28«. 
ISl«-«.  133».  134*.  136-9. 143*. 
144».  IAV\  164*.  161. 162. 167». 
168*.  171».  172».  180*,  184».  185«. 
186M87».  191».  217«.  234«.236'. 
2.38»-».  240*.  i'M  •iS.;-304. 
331.  347».  3;.S*.  349  ^  3.>1  K  359». 
363 «.  364 «.  375  ♦  3aT «.  .199 » .  435 ». 
436».  445.  450-ÜU3.  608*.  611». 
614».  618«.  623».  624'-«.  626». 
629*  634«-*.  635*.  641  ^  647. 
650*.  653*.  654-66  N.  669*.  670». 
673-85N.688-92N.694-706N. 
710'-».  714«.  730.  7.33-42  N. 
770*.  77<;.  779«.  7.^0-1.  7S2^ 
7s:i  TSC  2,  7't3.  795'  -'.  .s<)l  ^  802«. 
cSUü',  HM».  813  -  5N.  817 

— 23N.  b2ti-9N.  839«.  840». 
842'.  843«.  8i8'-»  849».  852- 
4N.  869.  860»-»  861«.  864». 
869»-*.  871».  873*.  877-83  N. 
887*.  888»-*.  890-904  N.  910, 
913. 

—  Landesrecht  38£  56f.  86f. 
142  -4.  158  f.  162  f.  166  f.  170«. 
179«.  199.  202.  212  f.  220».  351». 
358.  360'.  361.  369'.  370«.  371». 
372-435  N.  513».  552».  608*. 
612*.  611».  617.  618.  646.  653«. 
654«.  656».  6.59»"*.  6tJ3».  666»-«. 


667 ».  668».  689'' »  ^  697  '.  700*- ». 
703.  727».  725*.  740*.  741«.  747. 
770*'».  776.  780*.  782. 783.  787«, 
796.  797*.  799*  ».  815».  818*.  835. 
852.  859.  869«. 

—  Preussisches  Land  recht  29*. 
44».  46«.  80*.  85».  89.  98-105. 
118t.  119«.  120».  142».  164».  166». 
\my  Vü\  l!)9^201».203«.213». 
221  L  '  )'-^  230»-«.  239».  238», 
277  ^  3U9. 323  ».325  V  3.58».  361  »-»• 
364.  375'.  376».  378«.  380.  387*. 
388».  390-2  N.  395».  398».  399». 
400«.  401*  404*.  406*  407»  ». 
416*.  429*.  480«.  4SI«  *.  432*. 
433*.  434»  515*.  611 ».  618».  626 '. 
627».  (;iO»-\  (yi5«.  649«.  652*. 
658*. 6.')1> » .  »;G5  •  ^  *.  GG8 » .  669*-« 
671 «.  iist  > ' .  Gsr .  im  \  6ö7 *.  697 ». 
701  _3  N.  7051.  711    716*.  740'. 

741 ».  747-.  759».  761».  765«.  770». 
777 «.  789 ».  796  \  801 ».  806*.  808 », 
814«.  818*.  819».  820*.  824«. 
833*.  884*.  835«.  840«  *.  844«. 
8I5*.  846*.  850»-*.  853*.  860». 
868».  870*  '.  872».  876».  877*. 
878».  889».  909. 

—  Preussische  Gesetze  (ein- 
schhessl.  der  offcntlichr.  Ges.  f. 
einzelne  Provinzen)  26'.  27«  *. 
28'.  2iM  «.  .33».  34«-*.  46».  47». 
,52'.  r>.')-.  ,S8.  IIP.  116«. 
U7M18^  122».134*.136-138N. 
179«-*.199».204*  212«-».  218»-*. 
220»-*.  221«.  222*.  224*  225*. 
229*.  230«-*.  231***.  288«-». 
2S4«  »  236»,  237'.  238».  240*. 
277-a5.  293».  322«.  324».  874«. 
379«.  399».  418*.  .515».  612*. 
614'.  617«.   625*.  626'.  645«. 

.  650  653-.  6.')4'  -«.  655».  658- 
69N.  673-82N.  688  -  91 N.  696*. 
698».  701-3N,  706«-*.  710»-«. 
714*.  748*.  776«.  778«.  779»-«. 
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780*.  782  >.  783'.  791*.  802«.  807». 
ÖU— 15N.  817-22  N.  825— 7  N. 
837».  840»  842».  81.3».  848«. 
849 1. 862—4  N.  8ÜÖ  870  *.  874  »•  ^ 
m\  879*.  881*  «.  882».  887». 
893»-«.  805-901 N. 

—  Bayrisches  Recht  35.  46«. 
66»  78--6.  86«.  88.  134*. 
186*.  187«.  168. 166«.  W«  206*. 
218«.  222*.  224«,  285*.  230«-«. 
233».  234«-«.  288*.  289»  297». 
298».  305*.  612*.  G14>. 617».619*. 
G24«.  6o3«.  654».  656».  658». 
659»-«.  661».  675-7  N.  679*  ». 
682».  684».  687^  <;88-9N.  695». 
699».  701-2N.  706»-«.  710»-». 
714«.  740^  776».  777».  779« 
780*-».  782».  810-12  N.  818*.* 
820-2 N.  826  ^  827».  842».  843». 
Sil*.  848*-».  852«.  853  -  4  N. 
860».  861«.  868«.  872*  873*. 
874».  880«,  882«-».  887«.  893«-». 
896--901N.  9U 

—  K.  Sachs.  R.  26«.  28«.  29«-». 
34«.  35.  86».  88.  90.  III  f.  117^ 
119».  122».  125«.  127«.  134*. 
136*.  137».  162.  163*.  166«.  179«. 
199».  214*.  225».  230«.  233». 
277»-».2öl».284*  «.  285».305»-3. 
310*.  358 ».  374  376 ».  308 107  \ 
515».  ini\  614».  626*.  &2H\ 
635«.  Gixi-.  G:j4*.  655*  ».  G56»! 
658».  659»-'.  661»-»  662».  664«. 
665«.  669*.  675-7 N.  681*.  G87*. 
690«.  696».  699«.  702-6N.  714«. 
742«-«.  779».  782«.  788*  789«. 
798».  810«.  811«.  818*.  820*  «. 
822*-«.  831«.  833».  841»-«.  844«. 
845».  a46«.  848»-».  849».  853- 
4X.  859».  868».  870».  872*. 
877*.  882»-«.  887-9  N.  893»-» 
896-901  N. 

—  Württombcr-.  R.  230«.  233«.  | 
234 «.  403 «.  404 «.  612  *.  648 «.  Ö6b «.  1 


—  Bad.  R.  26«.  27».  29 a5».  97«. 
166«.  199».  206«.  222* 22.')». 
230»-«.  233».  234»-».  237*.  333». 
407».  432*.  493«.  612*.  614». 
625'.  641».  645«.  667-.  669*-«. 
687*.  689*.  763*.  780*.  782». 
797».  799*.  812».  820».  826». 
830*.  846».  848«.  860».  852-4 N. 
862«.  868«.  870«.  872*.  883*.  911. 
912.  913.  916. 

—  Gr.  Hess.  R.  26».  166».  225». 
233«.  234«.  402*.  612*.  r>U  >.  625*. 
655*.  669*.  77<; 7i^»,  812». 
846«.  852'^  .s72*. 

—  Mecklenburg.  R.  65«.  401*. 
796». 

—  S.  Weimar.  R.  33».  34».  85». 
127«.  612*. 

—  Oldenburg.  R.U6».409*.612*. 
818*.  846».  868«.  872*. 

—  6raanschw.R.26».612*.614«. 
647».  818*.  822«.  846-^7  N.  848«. 
854«.  868».  872*. 

—  S.  Mcinin;^.  R.  III.  112». 
232  \  611 ».  647 ».  818 *,  846—7  N. 
868».  872*. 

—  S.  Alu-nb.  R.  r)(J'.  111.  112«. 
611».  625*.  647  ».681*.  75.^> 796». 
799«.  818*.  847*.  868«.  872*. 

—  S.Cob.-Goth.  R.3o».56».232*. 
612 *.  770».  796 ».  81ö*.  846 «.  868 ». 
872*. 

—  Anhalt.  R.  614«.  625*. 

^  Schwarcb.*Sondersh.  R.  56«. 
612*.  796». 

—  Waldeck.  R.  612*.  818*.  846«. 

872*. 

—  Reuss  d.  L  R.  818*.  846». 847«. 

868».  872*. 

—  Reuss  j.  L.  R.  847*.  868«.  872*. 

—  Schaumburg-Lippe  R.  612*. 
Lippe  sches  R.  390».  391». 

392».  398».  400».  418«. 419«.  420». 
423»  ».  425«.  427». 
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—  f  übisches  R.  36««.  37f>^.  401 
415'.  406».  418*.  410  »-^  420». 
424»-».  425».  42i».  428^  429*. 
430».  -131'. 

—  Brem.  R.  515*.  614». 

—  Hamburg.  R.  59^  332*.  368*. 
379«.  383«.  380*.  392*.  400^  417  K 
419«.  420>.  4S8*.  612*.  796*. 

—  Elsass-Lothr.  K  654».  777*. 
854*. 

—  Französ,  R.  in  Deutschland 
(Code  civ.)  W>.  97.  365*.  386». 
391*.  39.")'.  .iüö».  402».  403*  «. 
404 ä.  406^  407'-'.  515*.  611». 
66Ö ».  668*.  762«.  789  K  801  802 ». 
806*.  807*. 

—  Provinzial-u.  Statutar- 

rechte.  Bamb.  390*.  392».  425'. 

—  Coburg  404 ».  —  Erbach  L.  R. 
393*.  404  =».  411 ».  —  Fehmarn  404 ». 

—  Frank.  L.  G.  O.  390».  404»  — 
Frankf.  373».  —  Fuld.  404«.  - 
Hadcln  410 ».  —  Hess.-Homb.404«. 

Hoheololu  388*.  390*.  392*.  - 
HohenzoU.  229*.  379  385*.  390*. 
396*.  401*  415*.  —  Mark.  671  *. 

—  Mainz.  L.  R.  408*  '.  40-4  - 
Menimingen  404'.  —  Minden 415». 

—  Münster  384=.  423«.  -  Nörd- 
lin^^.  41 1^  —  Nürnberg.  3i<2». 
40<J».  430».  431'.  —  Paderborn. 
415^.  426  *.  —  Pommer.  385 »,  420*. 

—  Preuss.  Qberhaupt  416*.  —  Ra- 
vensb.  416*.  —  Rtetberg.  415*.  — 
Sclile$w.70— 71.— Schksw.-Holst. 
55*.  —  Solms.  L.  R.  354  ».  ^  Trier. 
404".  -  Verden  4(J(J^  —  Westfäl. 
m*.  387 ♦.393 ».307*.  401  ».415». 
417».  41S».  410»-*.  420*.  422*. 
423»  *.  424'.  425*.  426».  427»-*. 
42b'.  430«.  433*.  —  Würzburg, 
401*,  414*. 

—  Hannöv.  Gesetxg.  225*.  654t. 
667*.  776*.  818'  847*  ».  870*. 
872*. 


^  Kurhess.  GeseUg.  225*.  230«. 
815'.  846«.  872*. 

-  Nassau.Gesctzg.69». 225«. 230*. 
233«. 

—  S.  auch  »Österreich.  R.«» 
»Schweiz.  R.« 

Diebstahl  der  Mitgl.  an  Sachen  der 
K.  520*.  —  Des  Ehegatten  an 

Sachen  der  G.  G.?  380.  —  Des 
H.  G.ers  an  Sachen  der  H.  G.  ?  519. 

Dienstbarmachung  des  Lebens 
der  Glieder  für  das  der  V,  P.  u. 
umgekehrt  718-719. 
Dienstmiethe  durch  V.  P.  674. 
_  Zwischen  H.  G.  u.  G.cr 
531J«.  _  Als  Element  der  O.  H.  G.  ? 
446».  406».  408».  538*. 
Dienstrecht  355*. 
Differenzgeschäfte  387». 
Dingliche  Lasten  als  Sonder- 
lasten V,  Mitgliedern  kraft  K.  Mit- 
gliedschaft 317.  —  Als  Ausflüsse 
einer  dingl.  Gesammtlast  317.  — 
D.  L.  einer  H.  G.  551.  544». 
Dingliche  Rechte  im  deut.  R. 
3>24i.         Als  Sonderrechte  an 
Sachen  der  K.  317.  —  Als  Sonder- 
rechte kraü  eines  dingl.  Gesammt- 
rechts  317.  —  Als  Attsflflsse  eines 
Ge&ammteigenthums  319.  ^  D.  R. 
dner  H.  G.  520.  —  Im  Vcrh.  von 
H.  G.  u.  G.er  530.  -  (S.  Sachen- 
recht, Sonderrechtsv.,  Allmende, 
Eigenthuni,  Grunddienstbark.  u. 
s.  \v.) 

'D  isc  ipliaarsirafrecht661». 

710».  771. 
D  i  s  p  e  n  s  .1 1  i  o  n  e  II  658  ^. 
Disposiiionsgemeinschaft  b. 

H.  G.  447.  606. 
Dividende.  Anspruch  auf  D.  bei 

A.  G.  246-7.  249».  257».  917. 

018.  —  Einkommen  aus  Dividende 

als  Stetterobiekt331.  —  Dividende 
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bei  Gegenseitigkeit^enoss.  883  ^ 

—  S.  Gewinnantheil. 

Dividendenschein  346*.  2ö7^. 
917.  9ia 

Divisio*  kirchenrecbd.  839*' ^ 
Dolus  von  V.  P.  606«.  608*.  749*-*. 
754».  789«. 

Domici!  s.  Sit?;. 
Domk;ipitcl  öiJ4-. 
Doppelbesteuerung  331— .333. 
Dorfgemeinden  s.  Landgemein- 
den. 

Dotalrechi  373. 
Do tal vertrag  376*. 
Dreschmaschinengeoos  Seil- 
schaft 74*.  102*. 

Dritte  im  Verh.  au  K.  29a  634* 
686. 638. 640.675*. 679*  697. 688'. 
700-5. 765. 770*. 821*  891. 899*. 

—  Im  Verh.  zu  K.  ohne  Korpo- 
ratioosrechte  94  f.  lOöf.  —  Mit- 
glieder als  »Drille«  181.265*.  704. 
712«.  877. 

—  im  Verh.  zu  H.  G.  .506 f.  543f. 
5b0f.  büöf.  —  G.er  als  »Drine« 
465*.541.  ÖÖO.  —  Ehemalige  G.er 
als  Dritte  492*. 

Dualismus  oberster  Organe  689*. 
694. 

Durchwioterungsfuss  228*. 


Ehefrau  als  Mitträgerin  (Mitherrin) 
des  ehel.Gemeinschaftsrechis  3.')0*. 
37*2>.  373».  382.  384».—  Als  Re- 
präsentantin des  Ehepaars  35()^  * 
373*.  383.  38Ü^  397.  —  Im  haus-  \ 
fraulichen  Bereich  373*.  383. 384  ^ 
—  Anstatt  des  verhinderten  Haus* 
herm  888.  384 Bevormundete 
Ehefrau  876».  Handels-  oder 
Gewerbefrau  3a3.  —  Deliktsschul- 
den der  E.  398.  —  Beschränkte 
Handlungsfähigkeit  der  £.  610». 


I  Ehegatte  s.  Ehefrau,  Ehemann, 

Überlebender  Ehegatte. 
Eheliche  allgemeine  Güter- 
gemeinschaft 377.  —  Umfang 
378'.  —  Diebstahl  o.  Unterschla- 
gung eines  Ehe£».ittcn  möglich? 
:;80.  —  Sondcr.gütcr  377.  — 
\'cr(üg.  über  Liegcuschaftcu  382 ». 

—  Ausheilung  unter  Lebenden 
891».  392».  —  KonsoHdation  von 
Todes  wegen  393».  —  Qjioten- 
theilung  394*.  —  Modifik.  der- 
selben 395^  —  Schul  Jengemein- 
schaft .397.  400.  404.  400. 

Besonderheiten  der  A. G.G. 
des  Hamb.  R.  3«:^».  —  Des  Hohen- 
zoil.-Hcch.  R.  38Ö  ^  —  Des  Lüb.  R. 
415». 

Eheliche  Eigenthumseinheit 
in  der  Hand  des  Mannes  368. 
409».  410».  -  Geschlchtl.  868*. 
Eheliche  Errungenschafts- 
gemcinschafl  377.  —  Eigen- 
thum des  Mannes?  368*.  —  An- 
theile?  369«.  379».  380'.  -  Ver- 
waltunG:sgcn\einsch.  z.  ^.  11.  an 
Sondert;utern  373'.  —  SonJergut 
überhaupt  377.  —  Umlang  derE.E. 
378  ^  Verfiig.  über  Liegenschaf- 
ten 382».  —  Aufhebung  390*.  — 
Theilung  unter  Lebenden  391».-- 
Konsolidation  von  Todes  w^en 
393  ^  —  Quotentheilung  394*.  - 
Modif.  ders.  395'.  —  5chulden- 
gemcinschaft  u.  Schul  denson  de - 
rung  398'.  102^  403*.  404*. 407'. 

—  Leibnicht  133 '-«. 
I  «Eheliche  Genossenschaft« 

3G9».  370-.a72f.  374'.  382».  384'. 
Eheliche  Gütergemeinschaft 
überhaupt  Keine  J.P.  58—54. 
867.  370.  —  Kein  Alldneigenthum 
des  Mannes  368.  —  Gesammi- 
eigo n t h u m  ?  370. — Miteigen thura  ? 
371.  —  Kigenthumsgemeinschaft  c 
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g.H.Siö».  340».  348».  349«.  350». 
351».  S.Vi'.  354.  3Ü7.  369—72. 
3721".  —  Die  Hhctjattcn  in  pcr- 
sonenr.  Verbuiniciih.  das  Subjekt 
872.  —  Vermögen  als  Ganzes  das 
Objekt  377. 

Begrflndung  872.  —  Von 
Rechtswegen  374.  —  Vcrtragsm. 
376.—  Zeitpunkt  des  Eintritts  374. 

37G».  ~  Aiif;.l  375».  376*.  — 
Nichteintriii  375.  —  Ausschluss 
375.  _  Beendigung  durch  Tod 
375.  376».  392-7.  Durch  Ehe- 
sclicidung  375.  376».  390.  —  Ohne 
Lhetrcnnung  375».  390. 
Gemetnschaftsgut  u.  Son- 
dergut377.— Gemeinsphären 
u. Sondersphären  innerhalb 
der  G.G.  380f.  —  Genieinsphäre 

380.  388.  397.  —  Darstellung 
durch  Ehemann  381.38  t.  -  Durch 
Ehefrau  383.  384.  -  Durch  Ehe- 
paar z.g.  H.  384.  —  Sondersphären 

381.  388.  400.  405. 
Vertretung  381. —  Verwal- 
tung 381.  —  Verfügung  381. 

382.  886.  —  Besitz  n.  Genus s 
888.  —  Eigenthumsvcrh.  an  Sub- 
stanz 378.  388.  —  Anwart- 
schaften für  den  .\ufiösungsfail 
390.  —  Schuldengemein- 
schaft 397.  —  Äussere  Seite 
397.  —  Innere  404. 

(iesondertc  E  ig  e  lU  ii  u  nij. - 
anthcile  v  erneint369».370*'^ 
377 889. 887.  —  Auch  fiir  Todes- 
fall  892.  —  Bez.  Schuldenhaftung 
899.  404<.  —  Im  Konkurse  399». 
—  Desi;!.  gesonderte  Schuldan- 
theile  nach  .lussen  400.  — 
Nach  innen  405. 

Gesonderte  Eigen  t  im  ms  .1  n- 
tlicilc  bejaht  371.  '6V.i.  ßbO.  — 
Als  ruhende  371«.  377     389.  — 
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Nur  am  Vermö;^'ensf^;in/en  379. 
389.  405.  —  Bez.  Schuldcahaüung 
40(J'.  404'.  — Eventuelle  für  den 
Fall  der  Aufhebung  unter  Leben- 
den 880.  —  Für  den  Todesfall 
394.  —  Quotenmäßige  891.  894. 

—  Mit  Modif.  384*.  385».  — 
Anders  gebildete  391.  395.  — 
Sonderrecht  auf  solche  Antheile 
396.  Anwartschaftliche  Natur 
desselben  397.  --  .\ntheile  an 
einzelnen  ßc^iandtheilcn  des  Ver- 
mögens? 379 880».  888.  —  Att 
Schulden  nach  aussen  400*.  402. 

Fortsetzungen    und  Er> 
Setzungen  der  ehel.  G.G.  407 f. 
Eheliche  Gütergemeinschaft 
mit  Gütersonderung  im 
Todesfall  395.  —  Wesen  396». 

—  mit  Theilhaberschaft  der 
Kinder  369. 

—  von  Todeswegen  373.  415»» 

Eheliche  Lebensgemein- 
schaft. 374.  377*.  -  Begrenzung 
388.  —  .\uf  hebung  ohne  Ehetren- 
nung 876*.  888*.  888*. 

Eheliche  Mobiliargemein- 
schaft  877.  -  Sondergüter  377. 
-T  Verfug,  über  Liegenschaft  382». 
^  Gütertrennungsklage  391*.  — 
Theilung  unter  Lebenden  391». 

—  Ausschlagungsrcchi  395».  ~ 
Schuldenverh.  398».  m''.  403*  «. 
404^.  407»-*. 

Eheliche  Schuldengemein- 
schaft 874*.  897-407.  -  S. 
Schuldengemeinschaft. 

Eheliche  vertragsm .iß ige  Gü- 
tergemeinschaft 364».  374*. 

375.      Wesen  376. 
Eheliche  Verwaltunps eenici n- 

schaft  354».  368».  372.  —  Name 
372».  -  Enthalten  in  G.G.  878*. 
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—  Ehel.  V.  G.  mit  ebemännl. 
Herrschaft  872.  —  Mit  Herrschaft 

zur  gesamniten  Hand  373'.  —  Mit 

G.  G.  für  Todesfall  373.  —  Mit 
Schuldcngenicinschafi  374*.  — 
I-nrtsct2ung  mit  Kindern  -lOS. 

Eheliches  Güterrecht  über- 
haupt -A^AK  920.  —  Deutschr. 
Grunüpnncip  372.  —  Vcrtrags- 
rreihdt  376. 

E  he  mi  n  n  1  i  ch  e  r  Niessbrauch  SM  ^ 
872«. 

Ehcniännliches  Mundiuni8&4* 
372.  38P.  382«-». 

Ehemann  als  Haupt  der  Ehege- 
meinschaft u.  Repräsentant  des 
Ehepaars  350».  351».  372.  373». 
379».  382.  385.  386».  397.  447». 

—  Unverzfehtbarkeit  dieser  Stel- 
lung 876.  —  Unübertragbarkeit 
888*.  —  Verlust  368*.  -  Delikts- 
schuldcn  des  E.  898*.  ~  Klage 
des  £.  auf  Ausscheiden  der  Ehe- 
frau aus  H.  G.  597*. 

Ehepaar  343».  m)K  -  Als  Sub- 
jekt der  eliel.  Verwaltungsge- 
meinsch.  373*  ».  —  Als  Eigen- 
thumssubj,  bei  G.G.  377.  377*. 
380.  —  AlsHafiungssubj  f.SchuUen 
der  G.G.  896.  —  Als  Gemein- 
schuldner im  Konkurse  899«.  ~ 
Ungesonderte  Gemeinsphlre  880f. 
S96f.  —  Darstellung  durch  Ehe- 
gatten 884. 307.  Durch  Ehemann 
allein  382.  3ö4.  398.  —  Durch 
Ehefrau  allein  384.  398. 

Ehescheidung  375.  376».  388». 

389«.  390  -2 N.  395».  396».  — 

Process  388  ^ 
Ehescheidungsstrafeu  391». 
Ehe  vertrag  s.  Vertrag. 
Ehre  v.  V.  P.  148—60.  —  Von 

H.  G.  493». 
Ehrenrechte  in  V.P.  876*. 


E  h  rens  tr  a  f e  n  gegen  V.  F.  778. 788. 
Ehrverlust  610«.  —  Als  Aus- 
schi iessungsgrund  für  K  297. 

Nimmt  Stimmrecht  240*. 
Eid  der  V.P.  629.  737.  738»-«.  — 
Annahme  o,  Zurückschiebung  741. 

—  Organe  f.  Eidesleistung  739». 
741.  742»—*. 

-der  H.G.  466«.  598-601. 920— 
1.  -  Schiedseid  ÖSa  -  Richterl. 
Eid  598.  —  Schwurpflichtige  599. 

—  Ignoranieide  Ö99«— *. 

—  der  ]•  r  bengcmeinscha  ft  920. 

—  Im  Process  über  Vermögen  der 
chcl.  G.  G.  381*. 

—  Wesen  der  Zuschiebung  u. 
Annahme  von  Eiden  600«.  — 
Wesen  ihrer  Ableistung  600. 
9S1.  —  Stellv.  dabei  787*. 

—  Versprechenseide,  amtliche 
708«.  709«-*. 

E  i  g  e  n  tha  mer.  Haftung  als  E.808*. 
807. 

Eigenthum.  An  öffentl.  Sachen 
194».  —  An  Kirchensachen  19(J  V  — 
Am  Haus  vermögen  (familienr.  ge- 
bundenes) .368».  409.  414*.  — An 
einem  Vcruiügensinbegriff  als  Ein- 
heit 318».  326.  363  f.  878*.  495. 
497.  —  An  dner  Geredittgkdt 
818«.  826*.  —  Interimistisches  E. 
des  Staats  873«. 

—  der  H.  G.  an  körperlichen 
Sachen  öl  3.  —  Erwerb  514.  — 
Vom  G.er  514.  —  Von  allen  G.ern. 
515.  —  An  bewegl.  S.  514.  515.  — 
An  Liegensch.  514. 515.  —  Fesihal- 
tung  trotz  Persmenwechaels  516. 

—  Beendigung  516.  —  Übergang 
auf  G.er  617.  —  Ausübung  518. 

Eigenthumsantheile  an  Ver* 
mögensinbegriffen  829f. 

364«-«.  366.  496  f. 
Eigenthumsbegriff.  Römischr. 
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VTiXK  -  Dcutschrechtl.  afiH^  — 
Umbildung  des  individualr.  E. 
durch  das  Socialrecht  319-20.  - 
Zerlegung  der  Eigenthunisbefug- 
nisse  zwischen  Einheit  u.  Vielheit 
unter  gleichzeitiger  Zusamnienhal- 
tung  durch  K.  Verfassung  320. 
a2L  32L  879*.  —  E.  bez.  der 
Allmende  904'. 

Eigenthunisgemeinschafi  zur 
gesammten  Hand  3i5f.  3ß2f. 
lüÜlL  4M  (45*).  —  An  körp. 
Sachen  362.  —  An  Vermögens- 
einheiten 353.  SIL  3S0.  in  f.  431 
44L  495-511.  -  B.  ehel.  G.  G. 
s.  E.  G.  G.  -  B.  fortges.  G.  G. 
s.  F.  G.  G.  —  B.  fortges.  Haus- 
gemeinsch.  mit  aufgeschobener 
Realtheilung  43L=Unterschied  v. 
Miteigcnthum  43i*.  —  Bei  IL  G. 
44(L  44L  4fifi.  425.  MS. 

Eigenthumsklage  gegen  V.  P. 

Eigenthums  Ordnung  des  Social- 
rechts  312.  33Q.  333.  829.  —  In- 
dividuair. E.  O.  unter  personen- 
rcchtl.  Einwirkung  354*  *.  —  Un- 
ter Herrschaft  des  Princips  der 
gesammten  Hand  3()G.  378.  496. 
513. 

Eigen4hums Verhältnisse  an 

Allmenden  910».  211L 
Eignes  öffentl.  R.  v.  Gemeinden  u. 

anderen  öffentlichr.  V.  P.  15L  012. 

Einbringung  in  A.  G.  132*. 
139*.  22L 

—  in  a  G.  4Iüi  42aL  öll  - 
Wesen  514.  5 Ii).  —  Gegenstände 
535'.  —  Bewcgl.  S.  -  Lie- 
gensch. 51 5^^  Geschäft  als  solches 
478».  52Qlx  521».  -  Rechte  52QL 

—  Schulden  52L  —  Miteigcnthum 
515.  —  Schätzung  in  Gelde  535  ^ 

—  E.  quoad  usum  5.^5*.  537 — 


E.  des  Kommanditisten  in  K.  G. 

Einhandsgut  s.  Sondergut. 
Einheit  und  Vielheit  in  der 
Gcsammtheit  bei  K.  8.  3a 
124  f.  20fi  f.  112  f.  143.  -  In  or- 
ganisirten  Organen  683* 
—  bei  der  gesammten  Hand 
34Ä  f .  3tÜL  m  3i>D  f .  —  Kombi- 
nationsformen b.  Obligationen  z. 
g.  ü.  3fi21 
Einkaufsgeld  225*. 
Einkindschaft  414.  428.  —  Gc- 
setzl.  414».  42äl  —  Eigenthums- 
verhältn.  4:>RV 
Einkommen  332.  —  Der  A.  G. 
u.  der  Aktionäre  331—3.  —  Aus 
Gegenseitigkeitsgenoss.  333*.  — 
Deklaration  336». 
Einlage  in  IL  G.  535.  —  In  O. 
H.  G.  428.  -  Nicht  erforderl. 
498 49'J  K  535.  -  Gleichheit? 
499'.  -  Fest  verzinsl.  E.  446».  — 
Von  Kommanditisten  4 <>(").   48^} . 
5Q4.  5üiL  5aiL  5.5fi«  —  Von  Kom- 
manditaktionären 510».  535.  557 ». 
—  Von  p.  h.  G.ern  der  A.  K.  G. 
4üL  im^  510»,  577».  —  Einsei- 
tige Erhöhung  o.  Verminderung 
533. 

Einlagefordcrung  s.  Einlage- 
pflicht, Einlageversprechcn. 

Ein lagep flicht  von  IL  G.er  aus 
G.  Verh.  532L  533*.  5.^4». 
54S»-».  561L  5651  556». 

Einlageversprechcn.  Realisi- 
rung  514  f.  —  In  Liquid,  o.  Kon- 
kurs 518*.  —  Rückgängigmachung 
5iaL  —  Bedingtes  E.  5181  - 
Gläubigerrechtc  565*. 

Einmischungshandlungen  des 

Sts.  663  f. 
Einschränkungen  der  Vertrc- 
I     lungskompetenz  JQl  f .  —  Heiml. 
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703*.  —  Nach  aussen  unwirksame 
703.  —  Nach  Auflösung  89a 

Einsichtnahme  kraft  Staatsauf- 
sicht C.">iJ.  —  Kraft  innerer  Auf- 
sicht «97*.  nw».  —  In  Bücher 
eheni.iligcr  V.  P.  iKX)». 

Einspruchsrechte  des  St.  670.  — 
Innere  695. 

Einstimmigkeit  bei  K.  Ü39^  682. 

684*.  688*.  822  *.        862».  863 '. 

—  Bei  O.  H.  G.  u.  K.  G.  567.  568. 

672.  Ö89».  -  Bei  A:  K,  G.  576«. 
Einstweilige  Verfügung  des 

Richters  d88<.  tm*.  m\ 

Eintragung  von  R.V.  der  K. 
Ihrer  Begrund.,  Veränder.  u.  Be- 
endg.  30.  35.  75.  706*.  682.  — 

Der  Vertrctungsverh.  67Ö*.  704*. 
897  ^  —  S.  Kundmachung. 
—  der  H.G.  Bestand  o.  Bestands- 
verander.  der  O.  H.G.  172».  473». 
474*.  478».  4ÖÜ-.  18.b^  —  Der 
K.G.  476».  556».  -  Der  A.K. G. 
477».  488*.  510».— Vertretungsv. 
von  H.G.  589'.  590*. 

Eintritt  neuer  H.G. er  478. 483'-^ 
561.  583*.  596  *.  509*.  —  E.  in  K.s. 
Mitgliedschaft. 

Eintrittsrecht  in  verbotenes  Kon« 
kurrenzgescbäft  537.  585»-*. 

Einzelpersönlichkeit  desMen- 
sehen  als  Individuum  20. 28. 141. 
142.  144.  147.  150.  153.  177*. 
a>S-9.  612.  61.').  630.  632.  633. 
643.  651.  »)60.  Ta^'.  713.  723. 
726.  797.  809.  81Ü.  Sil.  814.  830. 

831.  855.  my  \m.  907. 

Einzelperson  als  Trägerin  von 
V.P.  83"). —  Als  ihre  Rcchtsnach- 
folgcrin  b90.  — Als  ihr  Organ  677. 
693  f.  739.  742. 

Einseivorsteher  677*. 

EinzelwiUen.  Als  Elemente  der 


Gemcinwillcn  677  *,  —  S.  Willens* 

Übereinstimmung. 
Eisenbahn  803».  K)4». 
Eisenbahngesellschaft  138». 

163».  249».  2o0^  623^  791».  792*. 

803».  917—8. 
Eisenbahnunternehmcr  (insbes. 

St.  als  solcher)  760.  792».  801* 

808.  805*.  807*. 

El  asticität  des  deut.Körperschafts- 
begrUfs  306.  ^  Oes  deut.  Gemein- 
schafts  u.GeselI$diafbbegrifls3l2. 

—  Des  Gedankens  der  Einwirkung 
Jcs  F.imilienb.mdes  auf  die  Vcr- 
niogcnsvcrh.  407. 

HnkelinderWere  414. 415. 423. 

S.  Kinder  i.  d.  \\*. 
Entlassung  von  Mitgl.  716.  — 

Von  Beamten  s.  Abberufung. 
Entlastung  s.  Decharge. 
Entmündigung  dnerV. P.  647. 

648».  782*.  812.  —  Eines  H.G.ers 

488».  485.  487. 
E n  ts c  häd igu ng  b.  Aufbebung  v. 

V.P.  778*.  847 -  S. Schadens- 
ersatz verbin  dl. 
Entschlagungsrecht    b.  cliel. 

G.G.  401».  —  S.  Ausschlagung. 
Entstehung  v.  V.  P.  l.'ii.  98t.  !H>i*. 

—  In  Verbindung  mit  Auliosung 
o.  Veränder.  bisheriger  V.P.  825  J. 

—  S.  Errichtung. 
Entziehung  der  Korporattons- 

rechte  813».—  Der  Persdniicbkdt 
831.  844. 

Erbbegräbniss  s. B^ibnissstine. 

Erben.  Einrücken  in  R. G.  z. 
g.  H.  347«.  —  In  O.  H.G.  469». 
480*  —  InKomm.mditistcn'^Teüung 
483».  —  S.  Kiiuicr,  Naclikoniaicn. 

-  eines  Ge  nossenschaltcrs 
919. 

—  eines  H.G.ers  bei  Uq.  572«. 
Erbengemeinschaft  desdcnt.«. 
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preuss.  R.  361.  920.  —  Des  fran- 1 
zös.  R.  —  Des  eem.  R.  'J2Ü.  i 

—  .Us  K.G.  z.  g.  H.  —  Pcr- 
sontnrccht).  Band  mV.  —  Erb- 
schaft im  Gaiucn  als  Objekt  364. 

—  b,  fielehnung  z.  g.  H.  35««. 

—  Unter  Kindern  in  der  Were 
406^-  Zwischen  äbert.  Ehegatten 
u.  Kindern  481*. — Zwischen  überl. 
Ehegatten  u.anderenMiterben  431 

—  Am  Bauerhof  345'  s.  Bäuer- 
liche Hofe:»gemeinschaft.  —  Zwi- 
f;chen  H.  G.  u.  Erben  des  ver- 
storbenen H.G.ers  489*. 

Erbeseinseizuag  noch  nicht  exi- 
stenter V.  P.  126. 

Jbr  bi  aliigkcii  von  V.  P.  71.  JH. 
106'.  112».  125  f.  142».  148«  172». 

Erbfolge.  Bei  R.  G.  z.  g.  H.  347*. 

—  Verspätete?  412».  418«-».— 
ErfirOhte?  418*. 

Erbgenossenschaften  813^ 
s.  Agrargenoss. 

Erblose  VerUssenschaften 
14&*.  857  r.  870. 876.  889>.  S.Suc. 
cession. 

£rbrecht(itt5b€S.Verh.zum  socialen 
Successionsr.)  855.  857.  859.  864'. 
870.  874.  876».  iSt^>K  904. 

—  Ausschluss  durch  Konsoli- 
d  a  t i  o  n  34« » .  393.  4 1 2 ' .  423  -  424. 

des  Ehegatten  395 *.  396*. 
400'.  —  Erbtheil  neben  Eigcn- 
uiunisihcil  393'.  395*. 

—  der  Kinder.  Beim  Tode  des 
erstverstorbenen  Eltemthdls  894. 
480.  —  Beim  Tode  des  letztver- 
storbenen 412».  426».— Erbtheil e 
neben  Schichttheilen  426».  —  £. 
vereinkindschafteter  Kinder  429*. 

Erbverbrüderungen  dö8*.8Ö9>. 

Erb  verzieht  426». 

Erbschat  tsaniritt.  Für  ehehG.G. 
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381  <.  -  Der  Kinder  b.  iortges. 

G.  G.?  417». 
Hrbschaftserwerb.Beiehel.G.G. 

381  ^  392  ^  —  Bei  foriges.  G.G. 
416*.  417  >.  419*. 
Erfinderrechte  v.  V.  P.  146. 866>. 
884^ 

— .  Eingriffe  in  E.  seitens  eber 

H.  G.  660».  Ö8r.  584». 
Erholungsgesellschaften  60. 

63.  66.  67».  73.  102 ».-S.Vereine. 
Erlassverträge  b.  H..G.  Schuld 

554.  559.  560*. 
E  r  1  o  s  c  Ii  c  II  V.  V.  P.  s.  Beendigung. 

Ernennung  von  Organen  der 
V.  P.  durcii  St.  665.  671.  897». 
-  Durch  V.P.  674.  689*.  716«. 
897. 

—  von  Mitgliedern  durch  St. 

840». 
Eroberung  844. 
Erpressung  durch  Suatsbebörde 

797  ^ 

Erlaubte  Privaige:»cllschaf- 
ten  des  Preuss.  Rs.  101  f.  — 
Wesen  101.  ^  Begriifsumfiing 
mK  —  R.  V.  104.  -  Aus- 
dehnung ihrer  Redite  durch  Praxis 
105.  —  Theorie  109.  —  Umwand- 
lung in  volle  K.  120'.—  Anwen- 
dung des  Begriffs  auf  die  wer- 
dende .\.G.  129*. 

Errichtung  der V. P.DurchSelbst- 
seizung  28.  33  f.  133  f.  139 ».  82«i. 
yU9.  —  Durch  St.  26  f.  140.  817 
835*.  909.  —  Sonst  durch  Dritten 
910.  —  Durch  Stiftung  48  f.  140. 
Ans  Elementen  wegfallen- 
der o.  theilw.  aufgelöster 
V.  P.  868.  876*.  —  Durch  Neubil- 
dung verbunden  mit  Auflösung 
812».  813*.  825.  866.  —  .\bzwei- 
giing  828.  —  Verschmelzung  827. 
866.  -  Zeriheilung  von  V.  P.  829. 
6o 
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Ö66.—  Wiedererrichtung  nach  Auf- 
lösung 835*.  837.  843».  481*. 

—  der  H.  G.  durch  Vertrag  470. 
Errungeoschaftsgemei  nschaft 

s.  Eheliche  E. 
Ersatz  vonV.  P.  durch  V.  P.  825. 

SHf).  mi  889.     Pirticlkr  m). 

—  von  The ii habern  einer  R.  G. 
z.  j^.  H.  durch  andere  347».  859'. 
415.  423.  455.  479. 

Ersatiorganc  711*.  897». 

Ersatzansprüche  V.  V.P. gegen 
Organe374^ma05. 705>.878*. 

—  S.  VenmtwordichkeitfSchadeos- 
ersatzvcrbindl. 

vonH.G.gegenG.cr532».533». 
534".  .537.  548».  551.  565*.  569». 

—  Von  G.er  gcg^enH.  G.  521. 
533*  ».  539.  549«.  564».  - 
Von  Gläubigern  der  H.  G. 
551. 

Ersatz  verbiadlichkeiten  s. 
Schadeosersatsv. 

Ersitzung ftir  u.  wider  V.P.  816* 

—  In  Gemeindeverhiltn.  218—20. 

—  Für  Pfarre  197*  —  Von  Kirch- 
stuhlsrechten 197». 

Er  trägst  heile  .868«.    —  S. 

Antheile. 
Erwachsen  von  V.P.  25. 
Erwägung,  innere  von  V.P.  700. 
Erwerb  eigener  Aktien  242». 

243*.  510».  656«.  —  Eigner 

Kuxe  378*.  M*. 
Erwerhsgeschäfte  v.  V.P.  66a 

727.  782. 

Er  wer  bsgenossen  Schäften 

718^ 

Erwerbs-  und  Wirths ch afts- 
genosscnschafien,  einge- 
tragene des  Reichsrechts. 
J.P.  33«.  42-44.  -  Theorien 
aber  ihre  Natur  48.  —  Prasb  42. 
"  Verknöpfung  von  Gesammtr. 


mit  Sondcrr.  u.  Sonderpflicht  44. 
286—305.  —  Privatrechts-K. 
Entstehung  32.  134*.  136*. 
137'.  186*.  818«.  -  Kein  Ein. 
tragungszwai^  87—8.  —  Mit- 
gliedschaft 137«.  286.  297. 
880«.  -  Veränderung  811  «.818*. 
820».  821«.  822». 

R.V.  286  f.  —  Zu  Mitgliedern 
181*.  m*  y  187»-«.  287 f.  294. 
—  Mannichtaltigkeit  294.  299.  — 
Geschafisantheile  287  (s.G.).  —  Ge- 
winnantheile  292.  878».  —  Stimm- 
recht 29a  —  Beiträge  296.  299. 
919.  —  Umlageverfahren  80O. 
878*-".  —  Haftung  der  Mitglieder 
43-44.  801-4.  87a  919. 

Wollen  u.  Handeln.  612*. 
729  —  Organe  298.  305.  615«. 
6!9*.  628».  r)T5^  677*-'.  m)*. 

684».  6.S51--.  688».  690». 
695».  6%».  698«.  699».  701«-*. 
703».  7a5».  706»-^.  712'.  742»-«. 
890—903.  N.  —  Haftung  für  sie 
749*.  765«.  —  Staatsau6icht  653*. 
664«.  665«.  656«-*.  658«.  659«-*. 
66l«».  668«. 

Auflösung  840«.  841".  842» 
843».  845«.  8Ö8*.  854».  868*  — 
Strafauflösung  650».  768*.  779*. 
780.  782*.  —  Nachlassrcf^ultrung 
882»-».  885».  887».  8*K3-OOON. 

—  Konkurs  882».  901— 903  N. 
eingetragene  des  Üsierr. 

Rs.  Abweichungen  vom  deut. 
Reichsr.  292«.  298*.  294«.  296 1. 
298*.  300«.  802**.  661«  780«. 
781*.  782»-«.  898«.  901«.  9n8» 
n  -lit  beschr.inkter  Haft 
297.  298«.  .301.  R<*2»  ftHS». 

%  nicht  eingetragene.  Nach 
gemdnrechtl.  Praxis  .')7».  62».  63«. 
67-71.  72^  73-.  74*.  625-.  911. 

—  N.  Reichsr.  75-77.  87.  298*. 
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911.  —  N.  österr.R.  87«.  —  N. 
Schweiz.  R.  87».  -  N.  Bad.  R. 
97«.  —  N.  Prcuss.  L.  R.  102  f. 

E rz  i ehu  n  g  s.  Kinder  in  der  Were. 

Ethische  Pflichten  v.  Mitgl.  u. 

Organen  261'.  709. 
Ex cept i onel  1  CS  R.  s.  Singularität 
K  xi  Stenz  b  egin  n  s.  Zeitpunkt. 
Existenzrecht  der  V.P.  817. 
Existenzverwirkung  773. S. 

Strafe. 


Fabrik  8*>2'.  804.  807». 
Fabrik  kr  a  nk  enkassen  32, 

Krarikcnkassen. 


Fahrniss.  Verfüg,  über  F.  b.  R.G. 

z.  g.H.  352».  387'.  410».  -  Be- 

handl.  b.  Auflös.  der  ehel.  G.G. 

305  >.     R.  V.  b.  VeHtuigenscfaaft 

410«.  411»  414«-». 
FalsttS  procurator  87«.  690«. 

806«. 

F  a  m  i  1 1  e  145. 912.  —  Fideikommiss- 
besiizende  F.  als  J.P.  imPreuss.  R.  i 
99'.  239».  688*.  "  ' 

— ,  hochadelige  als  K.  145'. 
8B9«.  869«.  688*.  914. 916.  | 

Familienndeikommiss.  Als, 
Form  V.  Ganerbscbaft  —  Er- '. 
richtttng  durch  H.G.  unter  Firma  ] 

'81 ! 

Familienrath  914. 

Familien  rechte.  Natur  145.  452. 

468.  —  Keine  F.  der  V.P.  145. 

—  Der  H.G.  508'. 

Familienrechtliche  Gemein- 
schall 350».  3.%.  468.  —  Mit- 

•  erben  als  F.G.  361V  —  F.G.  als 
Wurzel  der  H.G.  3571  —  F.  G. 
als  Grundlage  einer  H.  G.  im  heut. 
R.  446«. 

Familienstiftung  85»  96*.  188*. 
843«.  8dO«. 


Feuersocie  täten  s.  Venicherungs- 

verbände. 
Fiktionstheorie  in  Ansehung 
der  V.  P.  5.  8»-«.  16».  17»-*. 
öy^  141  f.  WX  m\\  745.  778». 
784.  788.  857.  iKJ8.  909.  —  Er- 
mäßigte F.  7.  604». 

Fingirte Freiheit  u.Gleichheit 

b.  der  rechtl  Ordn.  der  modernen 

Herrschaftsv.  804*. 
Fingirte  Garantieleistung 

des  Sts.  f.  Beamte  760. 
Fingirte  Gütergemeinschaft 

376'. 

Fingirte  Handlungsfähigkeit 

748«.  75:>. 
Fingirte  Person  (kuu:>tl.  ladivi- 

dunm)  6f.  8«.  16«.  81«.  120. 141. 

146«.  146«.  148*  149.  176.  608. 

604«-«.  606«.  690.  64B.  788.  744. 

745».  749.  761«.  762.  774.  867. 

909. 

Fingirter  Bestand.  Vor  dem 
wirkl.  Bestände  77. 135V  —  Dritten 
gegenüber  488».  —  Nadi  der  Be- 
endigung 490.  830.  885. 

Fingirter  Wille  605«.  680«.  746*. 
761«.  762«-«.  774«. 

Fingirte  Seele  7S3. 

Fingirtes  Wollen  u.  Handeln 
604«-«. 

Fingirte  Willensübereinstim- 
mung b.  Mehrheitsbescbl.  616. 

759». 

Firma.   Wesen  450.  459».  (146«). 

—  Verh.  zum  Geschäft  458.  — 
Übertragung  459*.  —  Gebrauch 
458».  804». 

—  der  V.  P.  146«.  813.  894  895- 

-  der  H.  G.  486.  464«.  466«.  467. 
681.  —  Abänderung  478***.  480*. 

—  Gebrauch  681.  590*  —  Noth- 
wendiger  581.  —  Fakultativer  582. 

—  Bei  kollektivem  Handein  582. 

6o' 
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688*.  —  Im  Process  602,  öi*4». 

—  Dem  etiuelaen  H.  gegen- 
über 526«.  681.  640«.  670.  574«. 

Firmengemeioschaft  442*  467*. 

—  Wesentl.  f.  H,  G.  444V  471. 

472.  —  Ausdiuck  personeorechtl. 

Verbundenh.  450.  458.  698.  — 

Bewirkt  Sondcrvcrmögensbildung 
443.  445».  448'.  471».  -  Fon- 
dauer in  Liq.  —  Rechte  u. 
Verbiiidl, unter  gemeinschaftl. Firma 
498.  —  Processe  unter  ihr  591.  — 
Eidesannahme  u.  Auflage  für  sie 
686«. 

Firmenrecht  vodV.P.  146.866«. 
m*'K  -  Von  H.  G.  493*.  64a 

Firmenzeichnung  f.  A.  G.  ti. 

E.  u.  W.  G.  685«.  706», 
Fisch  ereigenosscn Schäften 

27«.  29»  (910).  692».  IIP  mO). 
701»  815».  Hl  9'.  852».  854». 
Fiskalische  Stationen  172. 
Fiskus  148«.  148»«  144».  145». 

172.  174*   m«-«.  181.  606«. 

606*.  727«.  786«.  749«.  760.  761«. 

7,73».  761».  767«.  787*-«,  790*  « 

791  »-».792».  794».  914.  -  Recht 

auf  s(  cinlea  Nachlass?  857  f.  870. 

Fordcrurigsrechte  193».  —  Zur 
gcsaniniien  Hand  359  «.362» ;  s.  Ge- 
sammtfonleningeD.  —  Sind  An- 
thetle  in  A.  G.  il  Gewerksch. 
F.?  827.  GeschiftsanthciJe  in 
E.  u.  W.  G.  als  F.  335. 

—  von  H.  G.  520.  —  Überweisung 
an  H.  G.  o.  Erwerb  von  ihr  be- 
hufs Aulrechnung  545".  547». 

Form  der  G  ründu ngshan dl.  u. 
Reiiritiscrklärungen  b.  K. 
137.  —  Des  körperschafil. 
Handelns  619».  (m  706, 

—  der  Ehevertr.lge  876«.  376». 
—  Der  Gesellschaftsverträge 


s.  G.  —  Der  Gt^sellschafisbc- 
schl  üsse  ötil.  574. 
Formelle  Gütergemcinsch.!  u 
378*. 

^  Handlangen  der  H.  G.  6B1. 

59(1«. 

—  Parieifähigkeit?  593.  738«. 

— -  Personeneinheil.  Reduktion 
der  V.  P.  auf  F.  P.  2«.  6».  -41  • 
3^11».  531».  mi*.  B16.  745*. 
Formlosigkeit.  Des  H.  G.  Ver- 
trages 470.  —  Bedeutung  derselben 
bei  Einbringung  v.  Uegensch.  515  *. 
470«.  —  F.  V.  H.  G.  Beschlüssen 
667.  689«.  ~  F.  v.  Bdtrittser. 
Uäranigen  187«. 
Formwidrigkeit  b.  Körpersdiafcs- 

handl.  283».  634. 
Fortdauer  s.  Fortbestand. 
Fort  best  and    von   V.  P.  ohne 
Mitglied  830.  834.  —  Mit  Einem 
Mitgliede  835.  —  Nach  Auflösung  ? 
884.  901*. 

—  der  objektiven  Einheit 
des  VermOg^  einer  V.  P.  886. 
HS9  892.  —  Von  Elementen  ihrer 
subjektiven  Einheit  889.  891. 
892  f.  893».  -  V.  Rechtsfähigkeit 
893.  -  Willens-  u.  Handlungs- 
föhigk.  895.  —  Organisation  895. 

—  Im  Konkurse  VWJ2. 

—  von  R.  G.  z.  g.  H.  mit  ver- 
änderter Trlgerschait  353». 
869«.  416.  417«  477-484.  486«. 
486*'«-«.  497.  616.  617.  621.  626. 
664.  688«**.  694«.  699. 

Fortgeltung  der Lebcnaordn.  der 
V.  P.  im  Zersetaingsstadiimi  886. 
892. 

Fortgesetzte  Gütergemein- 
schaft 345».  350»-«.  351».  356. 
364.  at>4.  415-28.  —  Begriff  415. 
—  Name  415*.  —  Verbreitung 
416*.  —  Wesen  416*.  Ur- 
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sprüngl.  Formen  394.  421.  — 
Spätere  394.  -  Unechte  429  f. 

Eintritt  417*.- Fortsetzung  mit 
abgesonderten  Kindern  421.  — 
Beendigung  durch  Einkindschaft  | 
428'*.  —  Neue  nach  Auflosung  der 
zweiten  Hhc  429 —  Umwand- 
lung in  Eigentluimsgcmeinsch.  mit  i 
gesonderten  Antlicilen  4^^.  43'>. 

Rechtsverhältnisse  417.  — 
Eigcnü)uuihgctucuibch.417.  —  Sub- 
jekt 417.  --Ob)ekt4ia  —  Gemein- 
sphäre 418.  —  Rechte  des  Hauptes 
4ia  -  Der  Kinder  4aOL  —  Sonder- 
rechte der  Theilhaher  421  f. 

Ant heile.  Ungesonderte  394. 
421. 422.  —  Gesonderte  im  Verh.  v. 
Haupt  u.  Kindcrgesammtheit  421'. 

—  Im  Verh.  der  Kinder  zu  ein- 
ander 4-i2*.  —  Unwirksame  A. 
b.  bestellender  F.  G.  G.  422.  — 
Veräusserl.?  4^.  —  Realisirbar? 
43i,  —  Eigriifen  von  G.  G. 
eines  beiraihenden  Kindes?  42S. 
_  Zui^ff  der  Gläubiger?  423. 

—  VercrW,?  423.  —  Einrücken  v. 
Nachkommen  423.  —  Konsolidation 
424.  -  Letztwill.  Verf.?  424.  - 
Anwartschaftliche  A.  428.  —  Für 
den  l  all  der  Auflösung  der  F. G.G. 
durch  Tod  425.  —  Ausscliluss 
durch  Konsolidation  425.  —  Für 
den  Fall  der  Auflösung  unter 
Lebenden  4S6.  -  Für  den  Fall 
partieller  Auflösung  427. 

Fortgesetzte  Hausgemein- 
schaft 856.  845«.  afiO»-».  351' 
SM».  364. 407-35.  920.  -  Grund- 
gedanke 407.  —  Heutige  Geltung 
407".  —  Rechtl.  Fortbestand  bei 
thatsächl.  Lösung  des  Bandes  409  *■ 
421 ». 

—  mit  blosser  Verwaliungs- 
gemei tischa ft  408. 


—  mit  Alleineigenthum  des 
Hauptes  am  Hausver>noL'en  }0H 
—  Annäherung  an  Higenth.  G.  z. 
g.  H.  413.  —  Umwandlung  in 
solche  430.  43.).  —  Kein  A.d.  H. 
im  lub.  R.  415». 

—  mit  fortgesetater  Güter- 
gemeinschaft s.  F. G.G. 

—  mit  Eigenthumsgemein- 
schaft z.  g.  H.  in  anderen 
Formen  429.  —  Bios  am  Rück- 
stände der  ehel.  G.  G.  429.  —  Mit 
fixirten  u.  sichergestellten  Kinder- 
antheilen  (»Ausspruch«)  434. 

Fortführung  angefallener 
Persönlichkeit  886.  891.  893. 

Fortsetzung  der  K.  über  bedun- 
genes Ziel  254.  825«.  843 ^  —  Mit 
verändertem  Zweck  843.  —  Durch 
Minderheit?  851*. 

—  der  H.  G.  Trotz  Wegfalls  eines 
G.ers  479.  481.  482".  483.  485».. 
486**'*.  —  Trotz  Zielerreichung 
4851.  .  Kach  einmal  eingetr^ 
teuer  Auflösung?  481*. 

Frachtführerhaftung  v.  V.  P. 

8ai».  805^ 
Frauen  6X0». 

Freiheit  der  Körperschafts- 
bildung 19».  31  f.  82f.  88.90. 
116.  833.  009.  —  Der  Vereins- 
bildung 29.  81.  H3.  100.  117.  — 
—  Der  Gesellschalisbiidung 
468.  —  Der  Stiftungsbildung 
84— b6.  i»U9. 

Freikuxe  47».  285» 

F  r  e  i  m  a  u  r  e  r  1  ü  g  c  80*. 
Freistellung  de^  Erwerbes  der 

Keciitsstellung  einer  best  K.Gat* 

tung  87.  8'^. 

Freiwillige  Gerichtsbarkeit 

763'.  798. 
Frohndienste  67».  209».  220». 
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Fremde  610^  ^  V. P.  s.  Ausländ., 

Auswärt. 
Pnedlosigkeit  881  >. 

Funktionen  im  Leben  von  V.  P. 
706.  -  Rechil.  Verthcilung  686. 

692.  cm.  700.  im*.  814. —  Aus- 
übiingsfornien  7<Hi.  814.  —  Ver- 
haim.  zum  Individuallcbc'.  7u7.  — 
Abgeschwächte  Erhauung  nach 
Auflösung  896  f. 

Fusion  V.  A.  G.  255«.  256«.  822«. 

8Ü8*.  827 K  828^ 8fi5^  861«. 868 >. 

864*.  mK  885».  888«  890-1.  - 

Bei  A.K.G.  A\n\ 
Fusionsgesellschaft  800*.  891*. 


G  .1  n  c  r  b  e  n  1  ü  s  u  n  g  3-17  V 

G  a  n  c  r  b  s  c  h  a  I  i  c  n  J4b  *.  3i «  Ü5l 

3Ö6».  357*  *.  368». 
G  a  r  a  n  t  ie  vert  r  ä  ge  80&.— S.  Bürg- 

schaftsübcro. 
Gebietskörperscharten717.815. 
Gebietsuntergang  841. 
Gebiets  Veränderungen  716*. 

S15.  Ö16».  blö*.  bli*' 823». 

Gebote  kratt  Aulsichtsgewalt  658. 
661. 

Gebrauchsrechte,  gemeine  an 
öffentl.  Sachen  194.  m815*. 
91.5.  —  Privairechte  auf  Ge- 
brauch  derselben  193. 

—  bei  R.  G.  z.  g.  H.  852.  —  Bei 
ehel.  G.  G.  388. 

Geburt  12.  114.  124.  126*.  186». 

Gebundenheit  des  Gemein- 
lebens.  Durch  höbcffes Gemein- 
leben 641  f.  886f.  —  Durch  Sonder- 
leben  der  Glieder  s.  Sonderrechts* 

Verhältnisse. 

—  ob  jektive  des  Verroögens886r. 
b86i. 


Gee  inte  Vielheit  843. 859  s.Kol> 

lektive  EinheiL 
Gefahr  im  Verauge  ö67*.  569*. 

57  P. 

Gc t angenhaltung,  widerrechtl. 

Gehaltsansprüche  der  Beamten 
1Ö5». 

Gehorsamspflicht  gegen  Be- 
amte 766'-«. 

G eh  ä  1  f en.  Haftung  f.  ihr  Vcrschul- 
den  785».  792.  801. 

Geldstrafe  gej^en  V.  P.  77'.  783. 
G e  1  et:  ' n h eiisgcsellscha fi 451*. 

4..il.  470. 
Gemarkung  s.  Markung. 
Gemeittbewusstsein  v.  K.  im 

Rechtssinn  627.  b^  706. 
Gehftferschaften  219*  s.  Agrar- 

gencss. 

Gemeinde.  Urspr.  Charakter  11«8. 
Sl.x  -  Reste  desselben  lin»f.  836*. 

—  .^blösiini;  von  Agrargenoss.210. 

—  Wcien  157-.  159».  m\.  U12. 
Entstehung  26*.  124  H-iO*. 

827».  826^- ^  829*.  —  Verände- 
rung 812-6  N.818*.  819»  822«. 
826*-*.  827»-*.  828*.  829».  890». 

—  Beendigung  826*.  827*. 
829»-*  833».  841.  847*.  848»-*. 
852».  855».  856». 

Rechtsverhältnisse  143*. 
151 ».  157».  178».  U>8-235.  710*. 
71  «i».  730-2N.  7.'15«  912.  — 
Autsichisrechie  über  andre  V.  P. 
154*.  i'Al  ^— Heimülbrechteö60^. 
861*.  869' •^  871*.  875*.  892*. 
888. 

Wollen  und  Handeln  612*. 
614».  617*.  618*.  624*.  629».  647. 
689*.  727*.  -  Verfassung  673»  *. 

—  Vertretung  702*  *.  703».  — 
Specif.  Funktionen  717.  719».  — 
AlsOrgane  höherer  Verbände  683*. 
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725  »•  2.  —  Verschulden  durch 
Orf,'anc  7;>i.  757'—'.  ^  767*. 
786.  7h7*.  7093.  7Hr^  «.  794. 
796.  799*'>.— Staatsaufsicht 645*. 
647.  652^  654*.  655«.  669«.  665«. 
666».  668*-*.  669»-^.  782. 

Gemeindeangelegenheiten 
158.  159  >.  645*. 

Gemeindeanstalten  als  Glied- 
personen der  G.  161 820*.  884*« 
850«.  8.')!*.         877*.  911. 

GcnieinilcbcimtL-  15;»V  —  Haf- 
tung für  sie  74Ü-.  7jO.  763*.  7i*^***. 

Gemeindebehörden  159^  161». 
.     674*.  768*, 

Gemeindebeholzigungs* 
rechte  2Ü8»-*.  818*.  219*.  320*. 
227. 

Gemeindebeschlüsse  682».6ÖÖ*. 

710^  f^V2\  818*. 
Gemeindcbürf^errecht  161*. 
GemcinUegewalt  150.151 157'. 

—  Gegenstand  v<m  Sucoession? 

855». 

Gemeindekrankenkassen  82». 
Gemeinden  höhererOrdnung 

s.  KommunaJverbände* 
Gemcindeautxungsrechtc  s. 

Allmende. 

G  c  nie i n  derechtsgeb  ühr  225'. 

Gcuic  in  de  Sachen,  ötT.  im  Ge- 
meingebrauch 19a.  200.  216'-*. 
217». 

Gemeindevermögen  847*.872*. 

Gemeindeversammlung  617*. 

681*.  689'.  711  850*. 
Gemeindevertretung  159*.617'. 

654'.  663*.  681*.  689*-*.  709*. 

7.^3*.  H22».  850«. 
Gemeindevorstand  611*.  689*. 

7<>2«.  703«.  733».  787*. 
Gcmeindewahlen    161'.  654*. 

710*. 

Gemeindewege  200».  216*.  217». 


Gern   1  1  d e w ege r c ch 1 6  208*. 

Gemeinde  weide  198«.  200*. 

201*-*  204 ».  205*.  219*.  227. 288. 
Gemeindeweiderechte  208»-*. 

220*.  226*.  7801. 

Geraeängefühl  780.  774.  775. 
Gerne ingc ist  708.  772.  774.  865*. 
Gemeingebrauch  s.  Gebrauchs^ 
rechte. 

Gemeinheit  s.  Korperscliaft. 

I 

Ge m  e i  n h  e i  1 1  i  c  h  e  Aktionen 
7 15  f.  —  Im  Gründungsstadium  135. 

—  Im  Zersetzungsstadium  894.  — 
Als  Daikte  756».  757.  766.  794 
bis  801.  845. 

—  Herrschaft  Ober  GUedsphSren 
im:}.  225. 

—  Rechte  u.  Pflichten  der  V.  P. 
lUä  f.  170.  182.  734.  817.  H^ß>.  — 
Von  höheren  V.  P.  an  niederen 
V.  P.  845.  851. 

—  Repräsentation- V.  Gliedern 
183.  214. 

—  Succession  870. 
Gemeinheitstheilungen  230 

bis  33.  322*.  728».  874*.  876^ 
880*. 

Gemeinland  s.  Allmende. 

Gemeinleben.  Rechtlich  geordnet 
154.  613  f.  624.  648.  »573.  903.  — 
Innere  u.  äussere  S.  des  G.  705. 
714  f.  —  Das  G.  an  sich  715.  — 
Seine  BerulserfüUung  717.  —  In- 
nere Konflikte  267.  689.  734.  — 
Verh.  fum  BnxdUeben  707^14. 
715.  f 18-9.  774.  865.  874.  880. 

—  Verh.  der  G.  verschiedener  Ord- 
nung n\  einander  641—72.  721, 
723.  732.  758*.  851.  868.  880.  — 
Zusammenhänge  zwischen  wegfal- 
lendem G.  u.  neuem  o.  fortbestehen- 
dem Leben  865 ».  867  f.  —  S.  Leben 
der  V.P. 
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Gemeinschaft  10.  47  f  345?. 
339  f.  367  f.  —  Verh.  zur  Gemein- 
heit 307-8.  339  f.  370. 

—  in !"  Oo de ih  u.  Verderb  856*. 
414.  428«.  430. 
unter  ehemaligen  Mitglie- 
dern einer  V.  P.  892f.  —  Un- 
ter mehreren  Rechisnachlolgem 
daer  V.  P.  892.  —  üotcr  Theil- 
iiabern  einer  aufgelösten 
H.  G.  488.  497.  501.  509.  668. 
591.  —  Zwischen  fortbestelicnJer 
H.  G.  u.  ehemaligem  H.  G.cr  o. 
dessen  Rechtsnachfolger  492.  504- 
509.  661.  596'. 

Gemeinscliaftliches  Higen- 
thum  s.  Eigenthumsgenicinsch.Tft. 

Gemein  Schaftsbegriff,  selbstän- 
diger deuischr.  10. 339.  3<;h.  —  Rö- 
mischr.  s.  communio.  —  Dcutschr. 
«odif.  rtaiischrechtlichcr  G.  869. 
371.  —  S.  Gesunmte  Hand. 

G cmeins'chaftskonkurs  s. 
Konkurs. 

Ge  m  e  i  n  5  c  Ii  a  f  t  s  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  ss  e 
des  Individualrechts.  Gc<»cn- 
satz  zu  denen  des  KörperschaUs- 
rcchts  339  (308).  —  Annäherung 
an  dieselben  389  (307).  351.  — 
Kein  »korporatives  Blement«  388. 

—  Deutschrechtl.  G.  s.  g.  H.  841 
(10. 308).  309.  $.  gesammte  Hand. 

—  Modificirte  conununio  369  (342). 
871  -  Rein  individualistische  G. 
s.  communio. 

G  e  m  e  i  n  s  c  h  a  ( t  s  V  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  c 
des  Körperschaitsrcchts  807. 

—  Sachenrechtliche  317.  —  Obli- 
gationenrechtl.  887.  —  Unter- 
schied V.  individaalrechtl.  389. 

Gemeinschaftsrechts,  gesammte 
Hand. 

Gemeinschaftsschulden  s. 
Schuldengemeinschaft. 


Gemeinschaftswille,  einheit* 

lichcr  b.  R.  G.  z.  g.  H.  343.  350. 
359  >.  3«>1»-».  565.  -  Im  Gi^n- 
dungsstadium  r^Cyi].  570.  —  Im 
Auflösungsstadium  571.  .^76. 
Unterschied  vom  Gemdnv^'ilien 
343.  565.  576.  —  Von  über- 
einstimmenden Einzehfrillen  543. 
565. 

Gemeinschnldnerschaft  von 
V.  P.  841.  903^  -  Von  au%e- 
löster  V.  P.  902.  —  Von  ausllnd. 
A,  G.  9081. 

—  eines  Ehepaars  899***.  — 
Einer  H.  G.  489. 

Gemein  Sphäre  s.  Gesamnu Sphäre. 

Gemeinwesen  10.  24 f.  41.  44. 
51.  mt.  156  f.  163.  176.  G08 
61.3.  618».  624.  647.  7071.  718. 
723.  734.  758.  760.  766.  771.  773. 
786.  795.  806.  816.  866*.  —  Er- 
teugung  derselben  als  sodaler 
Lebeu  esen  121  f.  —  Rechtl.  Ord- 
nung ihrer  Lebeiisbetfaitigung612f. 

—  Über-,  Unter-  u.  Hinordnung 
V.  G.  im  Verh.  zu  einander  (>41  f. 

-  Zersetzung  der  G.  blÖl'.  892- 

Gern  ein  Wille  24  1".  41.  122.  133. 
261.  265.  608.  611.  627.  634». 
647.  8-20  -  3.  834.  835.  850.  - 
Unterschied  vom  Individualwitlen 
611.  618.  —  Vom  Gemeinschafts- 
willen 619.  —  Verhälm.  zu  seinen 
Thcilwillen  182  f.  306.  618.  686*. 
637.  708  f.  —  Rechtl.  Ordn.  seiner 
Bildung  u.  Ausfuhrung  613.  693  f. 
705.  822.  —  Gemeinwülen  ver- 
schiedener Ordnung  643.  —  Ge- 
bundenheit V.  G.  durch  höheren 
G.  640.  641  f.  819f.  862.  - 
Hineinwirken  des  höheren  G.  in 
niederen  G.  663  f.  —  Zusammen- 
wirken V.  G.  u.  Willenseinigung 
639.  851.  -  Ehemaliger  G.  895. 
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Genehmigung,  staatliche.  Bei 
Entstehung  von  V.  P.  l&f. 
28f.  d2f.  100.  123*.  140^  909. 

912.  014.  -  Bei  Umgestaltung 
von  V.  P.  812».  814«.  815*.  817*-». 
819«.  820».  —  Bei  Auflösung 
von  V.  P.  831».  849».  850*  *. 
852.  881«. 

—  bei  Körperschat tsakien 230«. 
281*.  283.  652».  654».  fi'»?*  Br>8«. 
667-70.  671.  721.  7.*^■^  -  Bei 
übi;ri>ciircjtung  des  Lcbcnsbcrei- 
cbes  der  IL  640.  —  Bei  Beschl. 
über  künftige  Vermögensschicksale 

—  Ersetzt  nicht  innere  Män- 
gel des  K.  WUiens  671.  -  Kann 
Rechten  Dritier  nichts  vergeben 
850*.  —  Nachweis  erfolgter  G. 
679 

— .  Gebundenheit  des  Staats 
hins.  Ertheilunp:  o.  Versagung 
der  G.  32.  83.  654'.  670',  Ö20»- 
mi.  910. 

General versanunlung  von  K. 
s.  Mitgliederversammlung,  Ver- 
sammlung. 

—  der  A.  G.  S6a  618«.  -  Kon- 
stituirende  189«.  —  Berufung 
268«-'.  269.  661*  699«.  810*.  - 
Ankünd.  des  Gegenstandes  268». 
269.  -  Theilnahme  —  Stinim- 
reclu  2f)l.  583».  710^  711*.  -  j 
Vertagung  269.  —  BL'*^ch1>issfa?-  ' 
5ung  682».  706^  -  Stellung  als 
Organ  617»-».  GLS^.  r,28'.  629». 
—  Als  oberstes  Organ  688'.  823«. 
854*-«.  861».  897*.  899».  -  Zu 
anderen  Organen  690*.  691  *.  696*. 
698*.  699*.  —  Anfechtung  ihrer 
Beschlüsse  268.  264*.  684«-«. 
689«-*.  699».  710«.  -  G.  V.  in 
Liq.  896«.  897».  899. 

^  der  E.  u.  \V.  G.  !i>r».3'.  '>9S\ 
688».  695*.  698*.  699'.  896*.  899». 


—  der  Bayr.  A.  V.  017*.  688*. 
706»-*.  896*.  897*.  900*. 

—  der  E.  H.  K.  688*  i;92r  823> 
864*. 

—  der  K  r  a  nkenkassen  689*. 

69l'*.  «48  ^ 

—  der  Wassergen oss. 688». 689'. 

h9ü '. 

—  von  \'creinen  ,s»)2*. 

Gene  r  i  I  Versammlung  der  A. 
K.  Ct.  455.  511».  518».  527»-«. 
529».  577-9  N.  585».  574«.  575. 
576*.  —  Im  Gründungsstadium 
576*.-Konstituicende  476*.  576*. 

—  In  Uq.  576*. 

Genossenschaften.  Technischer 
BegrifF?  808.—  S.  Agrarg.,  Aktien- 

ges.,  Anerk.  V.,  Berufsg.  f.  U.  V., 
Deichg.,  E.  u.  W.  G.,  Fischereig.» 
Familie,  Gewerksch.,  Haubergs;:  . 
Hülfskassen,  Innungen,  Knapp- 
schaften. Kreditverbände,  Wrcine, 
Vcrsichcrunt»sg.,  Waldg.,  Wa-ssersr. 

—  Higcnariigc  Ucutsclir.  G.  57 
bis  58.  63. 

Genossenschaften  des  Sachs. 
R.  J.P.35.— Privatrechts-K.162. 

—  Entstehung  85. 134*.  136«.  137  *. 
188*.  —  Eintragungsiwang?  88*. 

—  Beitritt  137».  —  Beitrags-  und 
Haftpflichten  305'  -  Wollen 
u.  Handeln  611».  635«.  734*.  — 
Ort'nnc  614«.  67.5^.  677'  m)\ 
iiü-iy  «;87*-*.  i'mK  Gl»")*. 
702'.  703'.  7ür>i.  70,- 1  7491.  _ 
Suatsaufsiclit  653«.  654».  656». 
658*.  669*~*.  661*'*.  662*.  664*. 
665*.  — Veränderung  810*.  818*. 
820*.  822*.  -  Auflösung  779*. 
782*.  883  *  841«-».  843*.  844*. 
848*.  a^S«.  854».  8S2».  —  Ver- 
mö£jens5chic:ks.  860',  —  Liq.  8H7». 
8,Hs ' .  S93  *.  896—900  X.  -  Kon- 

,    kurs  882».  901». 
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Genossenschaften  des 
Schweiz.  R.  :r>  ST'',  m.'*.  238>. 
286.  m'yK  21)8*.  3(Kj>.  3<)3-.  «lU». 
«17».  708«.  782«.  7S3'.  Klu*.  022*. 
840».  842'.  854  i'^.  8t>2*.  882»-«.  \ 
888».  893».  897^.  901».  -  Min 
beschränkter  Haft  297.  901.  806^ 

Genossenschaftliche  Formen 
der  Konstitttirung  von  V.  P. 
25.  128  f.  826. 

»Genossenschaftliches  Prin- 
cip«  309.  339.  919.  —  Bei  Ver- j 
theiluna  der  Rechte  u.  Pflichten  j 
zwischen  I:inheit  u.  Vielheit  einer  | 
K.  ;>14.  —  .\iir  perionenrechtl.Ge- ! 
biet  316.  —  Auf  Sachenrecht).  317. 

—  Auf  obligationeurechtl.  337.  — 
Im  Bundesstaat  816*.  642. 

Genossenschaftsbuch  292*. 
Genossenscbaftsgerichte  692. 
Genossenschaftstheorie  If.— 
Entwicklung  2.  889.  —  Kern  5. 

—  Ausbau  8.  341  f.  —  Anhänger  | 
i!  Hegner  2»  «.  3».  4*.  5— 6. ! 
90Ü.  J«)7.  -    Ziel  9.  im.  -  In  der  ' 
Fr.ige  des  Erfordern,  staatl.  Ge- 
nehm. 15  f.  65.  78.  82.  —  Des  L  ni- 
fangs  körperschaftl.  Rechisfahigk. 
Hl.  —  Des  Verh.  v.  Einheit  u. 
Vielheit  in  K.  175.  218.  806-9. 
314.  318.  890.  —  Des  Wesens 
deutschr.  Geadlscb.  u.  Gemdnsch. 
308. 339  f.  -  Der  Willens-  u.  Hand- 
lungsfähigk.  der  K.  608.  -  Ihrer 
Deliktsfahigk.  748.  —  Des  Wesens 
derOrg.ine  f 524.  —  Der  Beendigung 
834.  ^30.  tH)."».  —  Der  Vermögens- 
schicksale 8Ö8. 

G  c  n  o  ä  s  e  n  s  c  h  .1  f  t  s  V  e  r  ni  o  g  e  n. 
Sicherung  für  Glaubiger  b.  Ci.  mit 
beschränkter  Haft  287   2iK) 304«- 

Genossenschafts  Versamm- 
lung der  B.G.  f.  U.V.  617«  689*. 
692*.  823*.  8al*. 


Genussschein  253*. 
Gericht  als  Stnntsorgan  f.  Recht- 
sprechung 800.  -  F'.r  freiw.  Ge- 
ricinsbark.  TW»  -  B.  Errichtung 
von  Genoss.  .>().  139'.  —  Ii.  .\ul- 
sichtsfüiuung  über  \.  P.  164  268. 
288«  6Ö0».  659».  779«.  783*.  839». 
862 897>.  «98«-«.—  B.  Kund- 
machung der  Bestandsverh.  von 
H.  G.  550. 588*.  —  B.  Eraennuiig 
und  Abberufung  von  Liquidatoren 
572 ».  575*.  576  \  -  Gegenüber  der 
.\.  K.G.  476«.  477*.  577». 

Gerichtsbarkeit,  körper- 
schaftliche 152».  myK  283'-». 
692.  720.  (S.  Selbstgerichtsb.)  — 
Dclegirte  staatliche  720«. 
'Gerichtsstand  von  V.  P.  736-*. 

~  Nach  Auflösung  891.  893». 
— ,  genossenschaftlicher  185*. 

234.  289*.  801*.  785.  736*. 
--  der  Rhederei  860*.  —  Der 

H.  G.  493». 
Gerichtsvollzieher  768*.  798K 
Germanisten  1   5'.  11.  65.  82. 
175.  213.  306.  318.  33(J».  341.  438. 

1506».  743.  748.  85».  905. 
90<j  W>7. 

G  es  a  ni  nue  Hand  .ils  «er  in  an  ist. 
Rechisprincip  il.  171.  342. 

—  Theorie  la  341.  906—7.  — 
Verwandte  Theorien  84  U— Praxis 
842.  •  Unterschied  von  ein&cher 
Gemeinschaft  344.  849.  350^ 

Wesen  868.  —  Personen- 
rechtliches  Band  818.  872. 
45(J.  -  Famtlienrechtl.  356.  372. 
407.  —  Vertragsm.  357.  436.  450. 

—  Für  den  besonderen  Zweck  ge- 
schatieues  358.  —  Als  sekundäres 
Element  a59.  —  V  er  mögen  s - 
gemeinschafi  343.  456.  —  An 
Einseisache  861.  362.  —  Dingl. 
Recht  o.  dingl.  Last  862.  863*.- 
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Forderung  o.  Schuld  SiW.  W2.  ™ 
Verniöf,'cnsinbfgriti  'Mlk  -liMi.  — 
Lin Wirkung  des  personenr. 
Bandes  aut  die  Gestaltung 
der  Vermögensgem.  344.317*. 
350.  362.  368.  866.  372. 374. 407. 
436. 448.  460.  -  Rückwirkung 
dieser  auf  Jenes  462. 

UnterKtiddung  v.  Gesammt- 
sphäre  und  Sondersphären 

344  f.  3»)6.  380.  448V  494.  523. 
f)2^<.  —  Gesamnitsphäre 
34H.  4JH.  49H.  511.  543.  —  Ihre 
einheitl.  Ausgestah.  349.  —  Ge- 
nicinschalt  des  Wollens  u.  Han- 
delns 349.  351.  3Ö1.  565.  —  Dar- 
stellung nach  aussen  890.  881.'^ 
Einheit  nach  innenS&O.— Substanc- 
veri&g.  361.381. -Verwaliung352. 
:iÖl.  -  Besitz  352. 388.-  Gebrauch 
u.  Nuttung  352.  —  Sonder- 
sph:iren  .314.  4*>4.  507.  r>34.  - 
Hcgrcn/thcit  u.  Gebundenheil  3i5. 
—  Amiicilmjbigc  345.  3tki.  3G7. 
3öl).  Üby.  —  Aufs  Ganze  gerichtete 
346.  —  Anwartscliaftliche  390.  — 
Verlügungsraacht  QberdieSonder« 
sphäred46.88!t.— Folgen  des  Weg- 
falls von  Thetlfaabem  847.  -  Thei- 
lungsklage  d4&  889. 

Bestand  862.  876.  468.  —  Be- 
gründung 863.  374.  470.  —  Verän- 
derung 353. 375. 477.  -  Aufhebung 
353.  37Ö.  890.  484. 
Gesanimte  Hand  bei  einzelnen 
Rcc!it<;gcnieinschafien.  Man- 
nichtaltigkeit  der  Anwendung  des 
Princips  der  g.  H.  342.  344.  — 
G.  H.  bei  ehel  G.  G.  54.  345». 
34H».  348».  34H^  350»  '.  351». 

858>.  364.  867-407.  - 
Fortgesetiter  Hausgemein- 
sphaft  846«.  860>-*  861*.  866. 
364.407  -485.  —  Vergabung 


von  Todes  wegen  358'.  — 
Erbverbruderungen  358*. 
359».  —  Erbengemeinschaft 
340 358^361.  364'.  -  BäuerU 
Hofesgemeinsch.  846V  S48V 
850V  861V  856*  867V  868V  - 
LehnrechtL350V86lV868*-V 
359V  -  Ganerbsch.  846V  847V 
d56V  857*'V  363». 

Bei  der  H.  G.  50. 346*  ».  B50»-V 

351».  a'>2».  357.  435-603.  — 
O.  H.  G.  4 :r>.  448  i  J9.  -  K.  G. 
4a5.   -   Aulgelösten  H.  G  ins. 

—  Rliederei  316 •  «.  317^  .Mm*. 
349«.  ;i.')0'  *.  3.')]'.  a"j3'.  359». 
363».  —  Gewerkschaft  347». 
860V  —  Agrargemeinschaf« 
ten  86UV 

Beim  G  escl  1  sc  ha  fts  vert  r.  über- 
haupt 858.  364V  -  Der  Eigen- 
thurosgem  ein  Schaft  überhaupt 
361.  368».  —  Bei  einzelnen  For- 
der, u.  Schttldverh.  858«-*. 
359».  360. 

Im  öffentl.  R.?  363».  —  Bei 
modernen  Vereinen?  113.  :VX)». 

—  Bei  erlaubten  Privat- 
gesellscli.  des  Preuss.  R.? 
109  f. 

—  ohne  Eigcnihurasgeniein- 
schaft.  Bd  ehet.  Verwaltungsg. 
o.  E.  873».  410V  —  B.  Ehege- 
meinsch.  mit  Alldndg.  des  Man- 
nes 410».  —  B.  fortges.  Hausgem. 
mit  Alleineig.  des  Hauptes  u.  Ver- 
fangensch.iftsr.  fl'iV 

Gcsanimteigenihum  im  älteren 
Sinn  345V  3Ö6V  370  "  377V 
414'. 

Gcsammteigcnthuni  kraft  Ge- 
nossenschaftsrecht 106V  S07. 
227V  240f.  888  879.  916.  - 
Prindp  u.  Wesen  818 -Sa  782  V 

—  An  Allmende  320--324.  64. 
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66  ^  -  Bei  A.  G.  u.  Gewerksdi. 
dS5-8S. 

Gesammtforderungen,  genos- 
senschaftliche 318. 
—  zur    e  s  a  ni  nit  c  n  Hand  3*>2 
Gesaninitgercchiigkciten, 

gcnossenschaülichc  318.  S. 

Gesammvedite. 
Gesammtkapital  der  Komman< 

ditisten  s.  Grundkapital. 
Gesammtnachfolge,  deutsch- 

rechtl.  876. 
Gesammtnutzungsrecht  von 

Agrargenoss.  an  Gemeindeeigen* 

thum  211».  321.  325*. 

Gesamnitperson  f).  24.  133,  150. 
181.  188.  m.  VyJl.  773.  H16.  823. 
825».  904.  —  Vcrh.  zu  Glied- 
pcrsonen  150.  175.  613.  712.  718. 
123.  770.  827.  851.  867.  87S.  — 
Gliederung  in  Gesammtpersonen 
641.  673.  —  Verh.  zu  Organen 
624.  761.  -  Nachleben  in  GUe- 
dem  894. 

Gesammtpersönlichkciis- 
theorie  &.  604*.  74a  907.  908. 

G e  sa  ni  m  t  r  e c  h  t  e,  genossen- 
schaftliche 58.  207.  2a5.  — 
Dingl.  317.  730».  732».  —  Obli- 
gationenr.  337.  —  Processe  über  | 
G.  214.  —  ßeiitz  u.  Ersitzung  218- 

—  Ausübung  226*. 

Gcsammtschuid  als  Element  der 
Schuldverbindl.  einer  H.  G.  551. 

—  Haftungssubjeitt  5fifi.  —  Haf> 
tungsobjekt  $62.  ~  Zusammen» 
hang  mit  Sonderschuld  5^.  560. 
bis  62.  —  Selbständigkeit  552.  — 
Bez.  Geltcndmach.  553.  —  Ein- 
schränk, o.  Beendigung  554.  — 
Bestand  ohne  Sonderschuld  ^A. 

—  Fortdauernach  Autlös.  504.562. 
Gesamrat Sphäre,  ungesonderte 

(einheitl.)inR.G.  g.H.344.; 


349.  511.  —  Bei  Rhederei  359».  — 
Eigenthumsgemeinsch.  661 ».  — 
Erben  gemeinsch.  .3GI-.  —  Ge- 
saninitford.  u.  Gesammtverbind- 
lichk.  362*.  —  Ehel.  G.G.  3öUf. 
397.  405.  —  Fortges.  Hausgeni. 
408.  416.  432. 
—  bei  derH. G.  insbesondere 
498. 494. 511.  —  Kann  nicht  fehlen 
496*.  ^  Enthält  kein  Recht  des 
Einzelnen  för  sich  512.  ~  Nach 
innen  496.  .56&.  -  Nach  aussen 
506.  580.  591. 

G.  Sph.  hins.  des  ungeson* 

derten  Eigenthums  an  der 
Substanz  des  \'  e  r  m  o  g  e  n  s  - 
ganzen  4i»6.  504.         .50;>.  510. 

—  Bindung  der  kollektiven  Herr- 
schalt zu  Gunsten  der  laciinabcr 
497.  £06.  Zu  Gunsten  Dritter 
509*.  510.  -  AusQbung  497.  5ia 
SSOl 

G. Sph.  hins.  der  einzelnen 

Vermögensbestandtheile 
513.  —  Sacheigenthum  513.  — 
Andre  Rechte  520.  —  Verbind- 
lichk.  521.  —   Disposition  519. 

520.  543.  -   Er\^erb  514.  520. 

521.  543.  —  Ausscheidung  516. 
520.  521.  543.  548. 

G.  Sph.  hins.  personenrechtl. 
Befugn.  o.  Verbindl.  512.  529. 
543.  560. 

Verh.  der  G.Sph.  au  den  Sonder- 
Sphären  der  Theilhaber 
590f.  547.  ~  Dritten  gegenübe^ 
548.  551. 

Gesammtverbi  ad  iichkei  ten  , 
genossenscha  ftl  iche  201*.  23.'». 

—  Dingl. 317.  —  Obligationenrechti. 
337.  —  Fornienreichth.  338.  — 
Processvertretung  214.  —  Begrün- 
dung u.  Ablösung  219.  22U«.  731 
•  Klassenverbindlichlc.  209.  220. 
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Gesammtverbindlichkeiten 

zur  gesammten  Hand  362*. 
3Ö8.— Ohne Sonderhaft 362*.-  Mit 
Sonderhaft  davor,  dahinter  o.  dane- 
ben, nach  Antheilen  o.  aufs  Ganze 
3H2*.  4üUf.  —  Kraft  ehel.  G.G. 397  f. 
—  Kraft  Korpcrschafisdelikts  im 
Vcrh.  der  V.P.  u.  des  schuldigen 
Einzetncn  769.  —  S.  Sonderhaft 

bei  der  H.G.  insbesondere 
—  Verh.  nach  innen  581.  — 
Nach  aussen  550.  —  Personen- 
rechtl.  Verbind!,  ohne  Scheidung 
von  Verbind!,  der  H.G.  u.  des 
H.G.ers  55(.».  —  Vermögensrecht!, 
mit  solcher  Scheidung  551.  —  Gc- 
{»animtschuiii  dabei  551  s.  G.Sch. 
.  Daitt  gehörigt  Sonderschulden 
S55,  s.  S.Sch. 
Gesangverein  62>. 

Geschäftsantheile  in  E.  u. 
W.  G.  287-m  —  Wesen  287. 
335.  —  Verh.  zur  Mitgücdsch. 

28^.  —  Kein  .\niheil  28^.  — 
Obligationcnr.  Natur  28'>.  —  In- 
dividualr.  u.  genossenschaftsrcchti. 
Bcstandih.  289.  —  Beim  Aus- 
scheiden 291.  881*  —  Bei  Auf- 
lösung 878^  679^  —  Vcrh.  zu 
Gewinnanspruch  293^  —  Zu  An* 
Spruch  auf  Substanziheil  294.  — 
Zu  Gläubigerrechten  28ti*.  290  ^ 

—  nach  Ösicrr.   u.  Bayr.  R. 

bei  beschrankter  Haft  287*. 

28*»»-».  290».  304». 
Geschäftsbeginn  v.  H.G.  472*. 

473».  474*.  476».  478». 
Geschäftsbereiche  677*. 
Geschiftsehre  493*. 
Geschäftsführende  u.  nicht  ge- 

schäftsführiende  H.G.erö67*. 

569».  571. 
Geschäftsfährung  in  H.G.  488*. 


624.  Sfll*.  588.  640*.  641  ^  566. 

568—73.  579.  —  Wesen  570.  — 
Grenzüberschreitungen  571.  573  ^ 

—  G.  in  Liq.  572. 

Geschäftsf  ührungsbefugniss 

m.  572.  573.  579». 
GcschäfisführungsbereichööÖ. 
573. 

Geschäftsherr.  Haftung  der 
V.P.  als  G.  798».  901.  802*-»'». 
807. 

-bei  der  A.K.G.  679. 

Geschäftsordnung  v.  Versamml. 
681».  695».  O^HV^  3. 

Geschäftsvermögen  alsobj.  Ein- 
heit 436  (s.  Handelsgesellschalts- 
verraögen;.  —  G.V.  des  Einzel- 
kdufinanns  448*.  466—9.  —  Son- 
derung 457.  —  Obj.  Bestand  457  *. 

—  Deliktsschulden  als  Bestandth. 
560».  805*.  —  Mehrere  G.V.  des- 
selben Kaufmanns  458*'».  —  Der- 
selben H.G.  467.  -  Verh.  zur 
Firma  45s.  894*. 

Sondernach folge  in  G.  V. 
457  *.  459*.  —  Übergang  auf  H.  G., 
insbes.  durch  lUation  478»  514*. 
520 ».  521  *.  —  Veräusserung  seitens 
der  H.  G.,  insbes.  an  einen  bisher. 
Theilhaber  480.  48a  517«.  520*. 
621».  664»  604*.  699«.  -  Über- 
gang auf  eine  neue  Gesellschaft 
490».  555'.  -  Auf  eine  K.  490». 
i)r>ö*.  —  Übergang  des  G.  V.  einer 
A.  G.  auf  einen  Hinzelkaufmann 
o.  cm  anderes  bubj.  b56^  862*. 
868».  894*. 
Gesellschaft  des  deut.  R.  10. 
47  f.  889.  363*.  367.  864*.  486. 

—  Verh.  aur  K.  807.  839.  906.  - 
Verh.  aur  Sodetit  442.  444.  - 
Entfaltung  zur  Bnheit  308. 

Gesellschaften  s.  Erlaubte  Pri- 
vatgesellschaften. 
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GeselUehaftsprincip  des  deuL 
*  R.  367. 

Gesellschaftsreeht,  deutsches 
63*.  -  Der  älteren  Partikularr. 

358.  —  Der  neueren  Gcsctzb. 
101»,  112'.  358'.  451».  m  — 
S.  Handelsgesellschaft. 

Gesellschaftsvcrtrac:.  Römischr. 
355.  442*.  —  Deuischr.  mit  Ge- 
sammthandsprincip  357. 3öö  ^  Üli4'. 
m  —  Bei  der  Rhederei  859*. 
Bei  anderen  sachenr.Gemeinsch. 

-  bei  der  H.  G.  486.  442.  - 
Unentbehrlich  442.  470«.  472.  ~ 
Wesentl.  Inhalt  444.  469.  471.  — 
Mög!.  Inhalt  471.  —  Venrif^s- 
freiheii  44').  44ti'.  4>J8.  4s<>.  Af^t. 
485—7.  496.  497 '.  499*.  502'-»  ». 
fi08>*«.  605*.  -  Grenzen  derselben 
mK  469.  471.  476.  477«.  478^ 
480«  482-6.  487*.  496>.  606. 
506  535  56d*'>.871«  674.678>. 
679*.  580. 

Rei  der  O.  H.  G.  u.  K.  G. 
Stillschw.  Abschkiss  470.  —  Kein 
konstituirender  .\kt  470.  —  Kein 
blos  obligationenr.  Vertr.  470.  — 
Vielmehr  personenr.  Vertr.  470. 

—  Unentbehrlichk.  472,  -  Un- 
vollst., ungültiger»  noch  nicht 
wirksamer  478.  666>.  Abände- 
runi>  477'.  —  Aufliebung  484.  — 
Erschöpfung  seiner  Bindekraft  484. 

Bei  der  .X.  K.  G.  Verwendunj^ 
des  .Musters  der  K.errichtung  476. 

—  Abänderung  477'.  478 *•  484. 
575«.  578«. 

— .  Die  Errichtung  einer  K.  ist  kein 
G.  V.  1».  188«. 

Gesetlschaftswille  665  s,  Ge- 

meinsdiaftswÜle. 
»Gesetz«  und  »Statut«  186^  164. 

648.  678.  918.  S.  Satzungsgewalt. 


Gesetz  im  formellen  Sinn 
26»-«.  116».  140«.  678».  720*. 
77a  846». 

Gesetzesausführung  651*. 

Gesetzgebende  Versammlun- 
gen 147  t.  142».  173V  174 709. 
733« 

Gesetzte  bungiigcwal  t  18.  21. 

116.       652.  720.  778.  801.  817  ». 

819*.  826*.  832.  845.  848. 
Gesetagebungsorgane  116.  692. 
Gesetzliche  Vertreter  662*. 

697«.  600».  602*.  610.  737. 
-von  V.  P.?  621.  733».  737«. 


741 


1-1 


'42 ' 


Gesperrtes  Jahr  3<)5*.  488». 
4S91.  505».  510».  6Ü1».  837*.  882«. 
88a  890».  —  Gesperrte  Zeit  611  K 

Gewahrende  Aufsichtshand- 
lungen 668. 
Gewahrschein  278*. 
Gewahrsam  einer  V.  P.  729*. 

Gewerbeberechtigungen  147*. 
818*.  814.  —  Als  GesamrotberechL 

V.  Zunft  o.  Gilde  235.  318». 
Gewerbebetrieb  von  A.  G.  ;i31  *. 

332».  —  Von  Gegenseitiokeitsge- 

noss.  333».  -  Von  H.  G.  436.  442. 

444.  471.  ö*i6.  580.  582». 
Gewerbefreiheit.  Widerrechd. 

Eingriffe  797*. 
Gewerbefrau  888*. 
Gewerbeschulden  v.  Ehegatten 

aus  qtrmeinsch.  Gewerbebetriebe 

40-2».  4( MV 
G  c  w e r  b  c  u  n  t e r n e  h  m e  r.  Haltung 

von  V.  P.  als  G.  7."i5'.  786*.  792. 

793—4.  795*.  802.  807». 

Gewcre,  ungetheilte  gemein- 
same 348».  352". 

—  zu  rechter  Vormundschaft 
854*.  872*.  874. 

Gewerkenbuch  277*'*.  278*.  279*. 
280*.  284*. 
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GewerkenversammtuDg  282.! 

688».  t>81*. 
G  e  wer  lese  ha  1"  teil.  Wesen  44. 239. 
216.  325  f.  —  G.  des  älteren  Rechts  | 
45—7. 101*.  277.  3ii<)'.  363«.  828».  i 
838'.  — Des  neueren  Reclits  44  -5.  j 

—  J.  P.  34'.  44  f.  -  Privatrechts- 
K.  162. 

Entstehung  33.  88*.  134*. 
136*.  187».  188'.  —  Verände- 
rung 818>.  815«.  828'.  829*.  - 
Sonderrechts verh.  276  —  85. 
325  f.  —  Mitgliedschaft  als  Kux 
276.  -  Antheile  44.  279.  —  Zu- 
busse  283.  —  Wollen  und  Han- 
deln 606*.  612*.  728 ».-Organe 
28Ö.  674».  676r  677»-«.  GBO*. 
681*.  688».  690».  702'.  703-.  Tob». 

—  Gewerkschaitsbeschlüsse  28i).  i 
282.  284.  682».  711».  862*  ».  - 
Anfechtung  derselben  184».  282. 
668».  696*.  710*.  —  Suatsaufsicht 
658<  664»-*.  658».  668».  664». 
666».  —  Beendigung  a3H.  811. 
842».  nr^V.  864«.  862*-»  —  Liq.? 
841»,  900». 

Ge  winnantheil  in  E.  u.  W.  G.  i 
290».  292—3.  (2>^^«>  -  Anspruch 
auf  G.  298».  724  .  Ö7Ö».  — G.  in! 
A.  G.  s.  Dividende. 

-  in  H  G.  Bei  O.H.G.  49«.  502.  503. 
506».  ä36^  -  K.G.  505'.  509» 

6$6*.Ö56»  A.K.G.  510».  511». 

586*.  —  Anspruch  auf  G.  580». 
588*-».  684'.  636.  688.  664*. 

Gewinnvertbeilung  als  sociale 
Lebensaufg^ibe  718». 

Gliubiger  von  V.  P.  273«.  304». 
840».  845».  877.  878.  879'.  901*. 

—  Sicherung  des  K.  Vermögens  als 
Hatiungsobjekt  250.  273.  287». 
804».  661».  —  Vorzugsr.  vor  Mit- 
gliedcrguthabcn  290.  —  Eventuelle 
Anspruclie  gegen  Mitglieder  273. 


285.  802  (s.  Sonderhaft). — Gegen 
Organe  275».  877  *.  —  Aufforde- 
rung der  Gl.  nach  Auflösung  der 
K.  837».  8^2«.  887».  -  Rechte  an 
das  Vermögen  der  aufgelösten  K. 
839 -.ml. ^;8-S  >.  8.S9. 890 »' ».  891  >• ' 
893  -.  894».  89.-)-.  896«.  901*. 

Pri  vatgl  a  ubi  ger  von  Mit- 
gliedern 281».  286*.  290».  845». 
(S.  Pfändung.) 

G  1  a  u  b  i  g  e  r  von  R.  G.  z,  g.  H. 
Bei  ehel.  G.  G.  u.  fortges.  G.  G. 
898  f.  —  Gl.  eines  Kindes  haben 
kein  Recht  auf  dessen  Antheil  an 
fortges.  G.  G.  428».  920. 
—  der  H.  G.  543.  —  Kompensa- 
tionsbesclir.lnkungen  544.  546.  — 
Verh.  zu  Rechten  der  H.  G.  gegen 
einen  G.er  547.  —  Klagereclue 
gegen  H.  G.  u.  G.  er.  552.  .'V59. 
561.  —  Rechte  im  Konkurse  5ü2». 
563».  Nicht  vertreten  durch 
Liquidatoren  572».  —  Berufung  zu 
Liquidatoren  573*.  —  Gesellschaf- 
ter als  GL  der  H.  a581. 588.  589. 
549.  554".  564. 
Der  O.  H.  G.  Keine  Sicherung 
des  Bestandes  des  G.  Vermögens 
4«J0^  :Ä)1,  5.52».  -  Demiocli  Hai- 
tungsobjekt  443^  54.3.  552».  —  An 
derung  imKonkurseöOi.  508*. 552. 
Der  K.  G.  Sicherung  der  Ein- 
lagen der  Konunanditisten  4(10. 
609.  548.  650.  556». 
Der  A.  K.  G.  Sicherung  des 
Vermögens  460.  491».  510».  511». 
548.  66a  557». 
Privatgläubiger  eines  H. 
G.ers  462».  481».  486.  508.  509. 
—  Kompensation  .544.  ~  Stellung 
zu  den  Rechten  des  H.  G.ers 
gegen  die  H.  G.  549.  —  Zum 
Konkurse  der  H.  G.  u.  des  H.  G.ers 
506'.  —  Insbes.  Privatglbger  von 
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Kommanditaktionären  511.^  Von  I  Grander  von  A.G.  13i*.  274*. 


p.  h.  ü.em  der  A.  K.  G.  511». 

Gläubiger gemeinscha  f t  z.  g.  H. 
:my  3r>*»  ^  3»5L>'.-Ini  Konkurse 

Gleichhciisprincip  in  Gcnoss. 
191.  226.  227.  228.  230*.  231«. 
232».  236».  237«.  258.  281.  296.  J 
316.  -  Bei  der  O.  H.  G.  464. 
566.  073.  587. 

Gleichstellung  der  V.  P.  mit 
Einseipersonen  SO.  114. 126'.  1^. 
153.  178  609.  643».  723.  727. 
810.  811.  823.  830.  855.  912.  - 
im  Proccss  730.  735- ß.  -  Bei 
Deliktsobl.  784  -  G.  der  V.  P.  unter 
einander  143.  Uli.  727.  735—6. 

—  G.  der  Processparteien  als  sol- 
cher 735. 

Gliederverbände  678. 683 6U2>. 

814. (S.  Klassen,  Sektionen.) 
Gliederung  der  V.  P.  814. 

Gliedkörpersch arten  154.  641. 
648«.  649>.  672*  673>.  688^ 
692«,  724»-«.  776».  817.  819*. 
845.  851.  858».  868.  869. 

Gliedniäßige  Rechte  u.  Pflich- 
ten von  V.  P.  152f.  1.57.  170. 
m.  724.  734.  856.  —  Der  Glie- 
der von  V.  P.  1821.  641.  718. 
734.  775. 

Gliedniäßiges  Handeln  von 
V.P.  723.  —  Zugleich  als  inneres 
726.  —  Zugleich  als  individuelles 
7SK>.  —  Elemente  von  g.  H.  in 
inneren   Körperschaftsakten  721. 

—  In  individudlcn  732. 
Gliedstaaten    157^-  *'A2. 

♦i49».  650'.  652«.  683*.  772.  855». 
Gliedstellung  ohne  »Mitglied- 

Schaft«  274.  285. 
Glücksfälle  882>.  418^ 
Grossbetriebe  804*. 
Grubenvorstand  288*.  286'. 

674».  70a«. 


275.  276». 
Gründerkonsortium  128^ 

G  r  ü  n  d  e  r  ve  ra  n  twort  I  ic  hkeit 
127*.  139».  2Ö0'.  275.  276».  476. 

Gründungsgesellschaft?  124^ 

129»-». 

Gründ  u  ngs  ha  ndl  ung  133f. 

Gründungsstadium  der  V.P. 
123  f.  128  f.  K84. 

Grundbucl).  Eiutrage  aui  den  Na- 
men von  modernen  Genoss.  und 
Vereinen  69  K  94.— Von  erlaubten 
Privatges.  des  Pieuss.  R.?  105. 

G  r  u  n  d  b  ttc  hffi  h  rutt  g.  Haftung  aus 
ihr  764*.  796«.  798.  799». 

Grun  dbuchmäßigeEin  tragung 
der  ehel.  G.G.  374«.  878«.  879. 
—  Der  fortges.  G.G.  417»-'.  — 
Der  H.  G.  514«.  51G».  520».  582'. 

Grundbuchmäbige  Verkörpe- 
rung von  Mitgliedscha ften 
278»-^.  27^^'.  324«.  838».  UIÜ. 

Grunddienstbarkeiten  193'—'. 
196 Eine  Gemarkung  als  solche 
belastend  2Ü9*.  817.  —  S.  Grund- 
gerechtigkeiteiL' 

Grundeigen thfimer.  Haftung  v. 
V.  P.  aus  Nichterfüllung  der  Pflicht 
ten  des  G.  790f. 

Grundeigenthümcrgenossen- 
Schäften  811».  815». 

Grundeigenthum  s.  Liegen- 
schaften. 

Grundgerechtigkeiten  als  ge- 
nossenschaftliche Gesanuntrechte 
207*  Ohne  praedtum  dominans 
208.  317.  916.  -  Von  Mitgl.  an 
Uegenschaften  der  V.  P.  94.  817. 
329*.  —  Umgekehrt  817. 

Grundkapital  der  A.  G.  Auf* 
bringung  139».  —  Bindung  u. 
Sicherung  273.  —  Verändeniog 
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Weg&ll  841. 
>-  d  er  A.  K  G.  46a  481.  Ö05w  510. 

5ÖU.  570  '. 
Grundrechte  177».  VdW  316'. 

ti72.  797. 
Grundsaiiuug  Öl4*.  ^23. 
Grundverfassung  814'. 
Grund  verm5gett  von  Vemiügens- 

gcnoss.  615.  811. 
Gruodxinse  909*. 
Gütereinheit  373 ^ 

Gütergemeinschafts.  Ebd.  G.G. 
G  !•  t erver b  in  du  n  g  373*. 
Güiervereinigu  ng  373*. 
G üter sondcru n g    unter  Ehe- 
gatte u.  Wälircnd  der  Eue  3ö9*. 

—  Yertragsm.  375*.  —  Auf  dn- 
sdtigen  Antrag  890.  897'.  990. 
~  Bd  Ehetreonung  408*.  — 
Durch  Schdduog  891.  392*.  — 
Von  Todes  wegen  trotz  G.G.  31«) 

Guter  Glaube  einer  V.  P.  G27.  — 
Einer  H.  G    480'.  586^.  (584*). 

—  Dritter  im  \'erkchr  mit  V.  P. 
i03.  7bö.  --  Betheiligter  bcini 
Empfange  von  Zinsen  u.  Dividende 
509*.  510>. 

Guthaben  289  s.  Gesdiifbantbeil. 
Gutheissung  567*.  669«.  571*. 

586*.  —  S.  Konvalesceni. 
Gut 5 träger  350'.  351». 
Gymnasium  876*. 


H  Vi  fen.n  nlag  e  791 ». 

H  a  1  cngeid  li>4^ 

Haftpflicht  aus  HaftpfHcht- 

gesetzen  802*.  804*.  —  FOr 

V.  P.  786*.  798.  -  Für  H.  G. 

560*.  585*. 
Haftung  aus  Handeln  für  nicht 

existente  V.  P.  S7  ;h;  112>. 
—  aus  Verschulden  s.  V.,  Scha- 

densersatzveibindl. 


—  von  Mitgl.  aus  Verbindlidik. 

der  Genossenschaft  301.  —  Be- 
schränkte 304.  —  Des  Aktionärs? 
273.  —  Des  Gewerken?  285.  — . 

S.  Sondcrhaltung. 

—  von  T  Ii  e  i  1  h  a  b  c  r  n  einer  R,  G. 
z.  g.  H.  s.  Sonderhaftung. 

Ha  l'tu  n  gs  befr  ei  u  n  g  durch  Nach- 
weis eigner  Schuldlosigkeit  7Ö4  ^. 
791*  798».  802».  807*.-  Durdi 
Nadiwds  bestimmter  Sdiadensur- 
sachen  805*.  —  Durdi  Zeitablauf 
303*. 

Hat" tungsgemeinscha  fi  537. 
5öö.  -  Bei  O.  H.G.  439.  440. 
442  -  4  .  542*  ».  —  Verb,  zur  Ver- 
mögensgenieinschaft  443.— Wesen 
463.  —  S.  Schuldengenieiu^chafl. 

•~  des  Staates  u.  des  schul* 
digen  Beamten  769f. 

Haftungsübernahme,  besondere 

des  G.ers  fhr  H.  G.  587.  588*. 
Halbe  J.  P.  105. 

Halbpflegergenossenschaft 

66*.  226. 
Hand  wahre  Hand  518*. 

Handeln  mit  gesammter  Hand 
350».  352».  387.  432».  570.  571*. 
578 582—85.  588*-*.  597— 
601.  —  Seitens  kollektiver  Organ- 
trager  ti77^  696». 

Handeln  von  H.  G.  —  Form 
5Ö1.  ;>97.  —  Mit  gesammter  Haud 
582.  597.  —  Düren  vertretungs- 
befugten G.er  587.  601.  -  H. 

G.  em  in  eignem  Namen  o.auner'* 
halb  ihrer  Macfatsphjfe  590*.  — 
S.  Wollen  u.  Handeln. 

Handeln  von  V.P.  679f.  700f. 
—  .Sich  dedcend  mit  H.  von  Or- 
ganen 623.  625.  712.  724*.  — 
Durch  Einzelhandeln  o.  kollektives 

H.  696.  -  H.  für  V.  P.  im  Grün- 
I    dungsstadium  123  f.  —  Im  Zer- 

6t 


Digitized  by  Google 


9^2 


Sa^ngister. 


seuung5sudiiim888f.  —S.  Wollen 

u.  Handeln. 
Handelsfrau  383'.  401*. 
Handelsgemcinschaft .  f.iniilien- 

rechil.  ohne  H.  G.  Charakter  M«'.  ' 
H  a  n  d  e  1  s  g  e  s  c  h  .U't   als  Bestand- 

theil  von  tortgcs.  G.G.  418 ».419*. 

—  S.  Gescliät'ts vermögen. 

H  a  n  d  cl  s  g  c  i>  e  1 1  s  c  ii  a  It  e  II  im 
engeren  Sinne  48f.  101*.  106*. 
a07.  846*  ^  850^*.  851'.  858*. 
857.  485-608.  —  Unteischiede 
ihrer  drei  Formen  435.  487.  458. 
460.        469.  49&  506.  512.  585. 

550.  f).'),^).  .'>60. 

Wesen  45Ü.  —  Gesainnithands- 
princip  435-8.  448.  449.  — 
Labands  Theorie  439—49.  —  Per- 
sonenrechtl.  Band  450.  —  Obj. 
Einlidt  466.—  Subj.  Einheit  464. 

—  Verh.  beider  452.  466.  467. 
Bestand  468.  —  Errichtung 

470.  —  Veränderung  477.  —  Auf- 
lösung 484.  —  Theilw.  Autlös.  | 
4Ö1.  —  Na  eil  wirken  des  Bestandes  [ 
488.  49J.  r><>4.  566.  —  Konkurs 
488.  —  Liquidation  4IK). 
Rechtsverh.iltn  isse  492.  — 
Einheitl.  Rechtsfähigkeit  492.  — 
R.  V.  am  Vermögensgamen  486. 

—  An  einzdnen  Besundthdlen 
512.  —  Verbindlidik.  512.  — 
Innere  R.  V.  522.  —  Personen- 
rechtl.512.523.5&5.  -  Vermögensr. 
529.  —  Äussere  R.  V.  543.  550. 

Vcrhältniss  von  H.  G.  und 
H.  G.er.  i)  Geseüschaftl.  R.  V. 
ohne  Auseinaiidcrtreten  der  kol- 
lektiven Einheit  u.  der  Einzelnen 
405.  512.  524.  68a  560.  571^  — 
2)  Goellschaftl.  R.  V.  mit  Unter- 
scheidang  ungesonderter  Ge- 
sammtsphäre  u.  gesonderter  Ein- 
zelsphären 49.5.  512.  526.  530.. 

551.  —  Auch  gegenüber  allen  | 


Einxetoen  515.  —  H.G.  u.  H.  Cer 
hier  einander  berechtigt  o.  ver- 
pAichtet  522.  ~  Personeorechtl. 

512.   .529.    —  VermÖgensrechtL 
.580.  —  Rechtsgeschäfte  zwischen 
ihnen  514.  531 .  —  Processe  5*29 ' 
551.573*.  —  Herrschaft  der  Regeln 
über  innere  Seile  .531.  .56.S'.  570. 

—  Auilösbarkeit  in  gegenseitige 
Bet.  der  H.  G.er  582.  —  Rechte 
u.  Verbindlichk.  dieser  Art  für  u. 
wider  Dritte,  Gläubiger  u.  Cessio- 
nare  547.  549.  564.  —  })  Ausscr- 
gesellschaftliche  R.  ^'.  zwischen 
H  G.  u.  H.  G.er  494.  523.  532'. 
53.*i'.  5.3n-42.  554 >.  586.  -  Herr- 
schaü  der  Regeln  über  äussere 
.Seite  .541.  580.  586^  591.  —  Nicht 
auüöibar  540.  —  Für  und  wider 
Dritte  548.  5«.  564. 

Wollen  u.  Handeln  565.  - 
Innere  Willensgemeinsch.  565.  ^ 
Äussere  Darstellung  580.  —  Im 
Process  591. 

Handelsgescllscliaften  im 
weiteren  Sinn.  Dazu  gehören 
auch  Körperschaften  ."iOS*.  451.  — 
Gegensalz  zu  anderen  liandelsr. 
Gesdlschaftsverhältnissen  451. 

Handelsgesellschaften,  meh- 
rere unter  denselben  Per- 
sone  n  467. 516*.  54a  544*.  552*. 

Handelsgesellschafter.  Unter 
einander  494.  522.  —  Dreithei- 
lung  ihrer  Bez.  .523.  -  l)  GeseH- 
schaftliche  Rechte  u.  Ptlichten 
gegen  einander  49.5.  523.  570*.  — 
Personeiireclul.  512.  523—6.  — 
Wesen  526.»  —  Klagen  daraus 
624.  ^  VermögensreditL  582.  — 
Klagen  daraus  588.  —  3)  Gesell- 
schaft!. R.  V.  awischen  H.  G.er  u. 
H.  G.  494.  515.  522.  570  ~  An- 
theile  49<>  (s.  A.).  —  Personenr.  .528. 

—  Vermögensr.  580.  —  (S.  H.  G.) 


Digitized  by  Google 


Sachr^  ister. 


965 


—  3)  Äusscrgesellschafiliche  R.  V. 
zwischen  H.  G.er  u.  H.  G.  494. 

582*.  533>.  539-42.  580. 
586.  —  (S.  H.  G.) 
Nach  aussen,  i)  AJs  doMlne 

G.  er  ftr  sich  580.  —  2)  Als  Mit- 
träger der  H.  G.  s.  H.  G.  —  5)  Als 
Privatpersonen  s.  Gläubiger. 

Handclsgesellschaftsreclit 
anwendbar  auf  einen  Einzelnen 
475«. 

Handels  gesell  Schafts  schuld 
551.  —  Möglicher  Inhalt  651*. 
558^  -  Bq^flduog  552.  660^ 
^  Umwaodluiig  u.  Beendigung 
553.  —  Nach  innen  ungesonderte 
Gesammtschuld  521.  —  Nach 
aii5;«?en  jrugleich  Gesammt-^cbuld 
u.  Sonderschuld  551.  —  iunhcit 
der  H.  trotz  relativer  Selbst  uuiic'k. 
beider  Seiten  553.  560.  —  Gleich- 
zeitige   Geltendmachung  gegen 

H.  G.  u.  H.  G.er  561.  —  R.  V. 
nach  Lösung  des  H.  G.  Bandes 
561— a 

Handels  gesellscha  f  tsver  m  ö- 
gen  436.  443.  456.  593».  -  Als 
Sondervermögen  443*.  417—9. 
456—^3.  —  Gliederung  in  mclircrc 
Geschäftsvermdsfen  467'  —  Als 
H.iftungsobjeki  für  H.  G.  Schulden 
443*.  552.  —  Als  Objekt  gcsell- 
schaftiichen  Eigenthums  496.  497 
^  Geschlossenheit  nach  aussen 
506.  543.  546^  —  Quelle  seber 
Einheit  456.  460.  -  Ungleiche 
Struktur  bei  den  einzelnen  Arten 
der  H.  G.  4H<v  —  H.  G.  V.  im 
Konkurse  489.  5i,)7.  —  Einzelbe- 
standtheile  512.  —  Passiva  521. 
551.  560*. 

Handelsgewerbebetrieb  s.  Ge- 
werbebetrieb. 

Handelsmäkler  763*.  798«. 

Handelsrechtliche  Gesell- 


schauen  ohne  Char.  der  H,  G. 
450».  451. 

Handelsregister  35.  75.  97*. 
882«.  897*. 

Handelsschulden  der  Ehefrau 
383«.  401«. 

Handelsvermögen  s.  Gescb&fits- 
vermögen. 

H  a  n  d  1  un  ge n,einzel  ne  v onV.  P. 
714.  —  Rechtlich  bedeutungslose 
714'  (vgl.  714 »).  —  Innere  714.  - 
Äussere  gliedmäßige  723.  —  Äus- 
sere individuelle  735.  —  Kombi- 
nationen 721.  725.  780.  732.  — 
Processuale  729.  782  f.  —  Un- 
erlaubte 743  f  —  Im  GrOndungs- 
staJium  12.'3f.  —  Im  Zersetzungs- 
stadium 8a3.  895. 

Handlungsbevollmächtigte 
451  •.—Von  H.  G.  ö*J6'.  :m.  6U1«. 

Handlungsfähigkeil  GOi>.— \a- 
türl.  610  —  Rechtliche  60H.  — 
Ohne  RcchtsOhigk.  609 Unter- 
schiede 610*.  ^  Einschränkungen 

6ia 

—  der  Körperschaften  603.  — 
Anerk.  in  Praxis  605.  606*  (58. 
69».  70.  74*  »).  -  In  Theorie  603. 
604*.  606».  —  Durch  das  geltende 
Recht  <i07.  611».  -  Vcrhaltn.  v. 
rechtl.  u.  uaiürl.  H.  der  K.  Gu9. 
611.  -  Funktion  der  R.  O.  bei 
ihrer  Ausgestaltung  612.  —  Um- 
fang 626*.  680f.  728«.  765f.  — 
Begrensung  durch  rechtl.  abge- 
steckten Lebensbercich  633.  «J36». 
734*.  755.  —  Einschränkung  kraft 
Gebundenheit  durch  höheres  Ge- 
meinleben  641  f.  —  Insbes.  durch 
Staat  144-.  i\:y2i.  7r)7.  —  Un\ oli- 
kommeue  H.  im  Gebiet  präven- 
tiver Aufsicht  666.  —  Erweiterung 
der  H.  durch  fremde  Mitwirkung 
689.  757.  —  Enthäh  Deliktsßhigk. 
748.  755.  757.  —  Veränderungen 

61* 
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811.  812*.  —  Eiogeschiänkte  Fort- 
dauer im  Zerset2ungssudium886£i 

—  Im  Konkurse  902. 

—  der  Anstalten  u.Stiftuagen 

«29-30. 

— ,  einheitlichckraft  gesaram- 

ter  HaiiJ  aöü.  äÖO  t.  oö3*. 
HandlungsgehQlfen  461*.ö86<. 

Vorsuadsmitgl  sind  keine  690 K 
Handlungskompetenrzen  G96f. 

—  Spaltung  nach  innen  u.  atJSSen 
705.  —  S.  Willensausführung. 

H  a  n  d  1  u  n  g  s u  n  f  .'i  h  i  g  1<  e  1 1  f;i< >.  -= 
Einzelner  Theiihaber  bei  ges.  Hand 
582«.  597«.  -  Angebliche  H.  der 
V.P.  603.  604»-«.  606«. 

Hauber  gsgenossenschaften 
212».  218»-«.  221».  222*. 

224».  229«.  234».  322*. 824«.  664«. 
663».  m\  815*.  837.  874». 

Haupt  einer  K.  014»  (uT».  r>87*. 
691»-«.  6f»4.G97».  709«.  761.811». 

—  Des  Staats  687«.  690».  —  Der 
Kirche  672*.  —  Bbchof  als  Haupt 
der  Einielkirdie  688». 

—  einer  R.  G.  a.  g.  H.  890.  851». 
352».  882.  408.  417.  -  S.  Ehe- 
mann,  Überlebender  Eb^tte. 

Haus,  hoch  adelig  es,  s.  Familie. 

H  a  u  s  d  i  c  b  *  <  I  i  ]  Antragsrecbt  bei 
ehel.  G.  G.  3^4>*. 

Hausgemeinschaft  8(»H.  .S(>4  *. 
920.  —  Zwischen  Eltern  u.  Kin- 
dern 856 ;  s.  Fonges.  H.  —  Erwei- 
terte 866;  s.  Bäuerliche  Hoicsgem. 

Hausgenossenscbaft  a.  Haus- 
gemeinschaft. 

Haushalt,  gemeinheitlicher  719. 

Haushaltsplan  664».  668».  666. 
669».  71J».  723». 

Hausherrschaft  803.  —  Hatiung 
aus  H.  801.  -  Bei  V.  P.  802». 

Hausvermögen  866. 869**».  409. 

Hehlerei  b.  Hausdiebstahl  880». 

H  e  i  m  f  al  1  des  Vermögens  erlosche- 


ner V.  P.  an  höhere  V.  P.  868. 
889.  —  Wesen  870.  876.  -  H.  an 
Staat  835  857.  862».  863».  869. 
871.  875'.  877'  888».  — Zu  blos- 
ser socialer  Vermittlung  S73.  — 
H.  an  Reich  869«.  877».  —  An 
Kirdie  6üi  *.  858».  öbö.  «69 ».  ÖZI ». 
—  An  Gemeinde  869»**.  871^. 
873*^  875*.  892».  -  An  Körpmdi. 
868».  869. — An  Stifter  oder  Erben 
desselben  870*. 
Heredi tas  jacens  als  J.  P.  170«- 

m)K  88.1  ^ 

Herkommen  s.  Observanz. 
Herkunft  des  Vermögens  v.  V.  P. 

maßgebend  f.  Schicksale  863. 874 ' . 
Herrschaftsträger  851». 
Herrschaftsverhältnisse  des 

modernen  R.  803. 
Hinrichtung  681».  757«.  881«. 

832». 

Hinterlassenschaft  von  V.  P. 
836  f.  —  Umfang  855.  —  Slilcc.- 
sion  in  dieselbe  857.  —  Ah>  üc- 
sammtnachfolge  876.  Aktiv-  ii. 
Passivbestandtheiie  877.  —  Regu- 
Urung  883. 
Hinterlegung  bdm  Staat  334«. 
888  •.  -  Erzwungene  787».  - 
Häftling  des  St.s  daraus  767». 
787'.  7H8  ^  -  Bei  Gemeinde  787». 
I  Höchstes  Organ  687  s.  Ober- 
stes O. 

Hochverrath  von  Glicdstatten 
772«. 

Hofesgemeinschaft  s.  BäuerLH. 

Hofrecht  355*. 

Hoheitsrechte.  Erwerb  o.  Verlust 
813 ».  —  Eingriffe  kraft  H.  in  freie 
Individualsphären  177 ».  191  •.  640*. 
808.  —  Rechtstreitigkeiten  darüber 
736.—  Haftung  lur  veriragsmäß^e 
Ausftbung  der  H.  786.  —  Haftung 
aus  ihrem  Missbrauch  796^  797.— 
Aus  ihrem  Nichtgebrauch  799.— 
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Aus  ihicm  rechtnUAigen  Gebrauch 
808«. 

Holzrechte  an Gemeindemarkung 
S90*.  — H.  von  Gemeinden  s.  Gc- 

meindebeholzigungsr. 

H  o  Iz  u  n  gs  gern  einsc  haften  213". 

281  *  —  S.  Waldgcnoss. 
Honoraransprucii  von  H.  G.er 

saa  664*. 

Hülfskassen,etngeschriebene. 
J.  P.  81»-».  -  Privatrechtskörper- 
schaften m  657  V 

Entstehung  2^»*.  32.  134*. 
136*.  137'  l'iS'.  81.3».  -  Kein 
Zwanü;  zum  k-rwerbc  ihrer  Rechts- 
stellun}^  87'.  --  Son  der  rech  ts- 
ver h.  240*.  877*.  878^  — Wol- 
len u.  Handeln  Organe 
675».  688^  690^  69S*  ».  699«. 
701«.  897».  —  Staatsaufsicht  668». 
655 ».  656 659 662*- «.  663». 
664».  666«.  897».  -  Verände- 
r  u  ng  811 K  818*.  819».  820».  821 ». 
823«. 

Auflösung  842».  84<>*.  m\*'K 
—  Siaatl.  .Sclihcssung  780  *.  781. 
m*.  897».  —  Vennögensschick- 
sale  860».  —  Nachlassregulirung 
877».  878«.  898».  897».  898».  - 
Konkurs  901». 
Hülfskassenverbändeet4».827'. 


Identität  der  Persönlichkeit  im 
Wechsel  809.  —  Bei  V.  P.  823.  öa 
62.  68.  78.  809.  —  Nach  Aufldsung 
89(.  —  Eingetragener  E  u.  W.  G. 
mit  bisheriger  uneingetragener  76. 
911. 

Illation  s.  Einbringung. 
Illegitime  Organe  675.  —  illeg. 

Inhaber  der  Staatsgewalt  fi75».  ' 
Immobiliareigen schalt  alter 

Kuxe  46.  277. 
Immobilien  s.  Liegenschaften. 


Indtgenat  s.  Staatsangehörigkeit. 

Indirekte  Anerkennung  von 
J.  P.  87  f.  611».  886».  910. 

Individualrecht  120.  1761.  - 
Gegensatz  zum  Socialrecht  9.  10. 

127.  142  f.  145.  156.  174. 
:m.  612—5.  622-6.  633.  (^43. 
706».  723.  730.  734.  794.  804. 
859.  870.  874.  904.  905.  -  Ver- 
flechtung in  Sociahechl;|127f.  189f. 
806f.  840.  728.  785  (s.  Sonder- 
rechts vcrh.).  —  Kann  selbst  kdn 
Socialreclu  enthahen  340.  —  Über- 
wnndet  aber  bei  den  R.  G.  /  t,»  H. 
die  rein  individualistische  Struktur 
vermöge  des  personrcchll.  Ele- 
ments 3Ö5.  456. 

Beherrscht  auch  die  Gemein- 
wesen in  den  dazu  geeigneten 
Bes.  120.  128r.  l«!f.  726.  727. 
794.—  Beherrscht  ausschliess- 
lich die  R.  G.  z.  g.  H.  340f.  355. 

Individualrechte  auf  .Anders- 
setzung o.  Vernichtung  einer  \'.  P. 
816.  814.  —  Auf  Festlialiung  der- 
selben bei  ihrer  Existenz  8.iO. 

—  kraft  Rörperschafts-  o.  An- 
staltsrechts 188f.s.Sonderrechte. 

In'divtdua  1  rech  tshan  diu  n- 
gen  von  K.  725 f.  —  Zugleich 
als  innere  K.  Hand).  73<).  —  Als 
gliedmaßige  T.V1  —  Elemente 
von  1.  in  inneren  K.  Handl.  722. 
—  hl  gliedmaGigen  725.  —  I. 
von  K.  als  DeHkte  788  f.  -  1. 
behufs  Errichtung  v.  V.  P.  128. 
128.  —  Behufs  ihrer  Zersetzung 
884. 

Individualrechtsverhältnisse 

von  V.  P.  142f.  —  Im  Gründungs- 
stadium !-J8f.  —  Im  Zersetzungs- 
stadiuni >-s4  —  Zwischen  V.  P. 
u.  ihren  Üiicdpersonen  176.  180 
bis  81.  80&  814.  726.  877.  -  Zu 
Stellvertretern  623.  —  Als  Eie- 
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mciuc    von  Socialrcclitsverhält- 

nissen  s.  Sonderrechtsv. 

Indiv!  dualrechtsphären.  Ver- 
baiui-ireie  ITüf.  —  Schuu  gegen 
Körperschaftsgewalt  178.  —  Übcr- 
föhning  in  Socialrechtssphären 
127  f.  884.  —  OberfÜhning  von 
SoctabcchtssphlKn  in  I.  874.  880. 

883.  884. 
IndividualverschuldenbeiÜber- 

schreitung  der  Grenzen  des  kör- 
persch.  Lebensbereichs  757*.  758. 
—  B.  Übersclireiiung  der  Organzu- 
ständigkdt  768.  Als  Begleitung 
des  KOrperschaftsdelikts  744.  768 
bis  71.  —  Ohne  Rechtsfolgen 
768».  -  ST.ifrolgen  7(59.  771.  774. 
780*.  781  *.  —  Ersaulbigen  769. 
771.  795.  800«. 

Indiv  iduelle-s  Wollen  u.  Han- 
deln s.  \V.  M  H.  —  Verh.  /u 
orLr.inniiißii^ein  7U7  t.  —  Sicclvt 
stets  in  dem  Überschuss  mensch- 
lichen Thuns  über  Organfunktion 
713.  76a 

Individuum  s.  Eimdperson. 
kOnstlichcs  s.  fingirte Person. 

Indossament  auf  u.  von  H.  G. 
514«.  ölö«'*.  Ö17. 

Inkorporation  8S7*.  846*. 

Innere  Körperschaftshand- 
lungen 714f.  —  Zugleich  als  äus- 
sere gliedmäßige  bezw.individualr. 
721.  —  Elemente  von  1.  K.  H.  in 
gliedmäß.  725.  —  in  individualr. 
730. 

Innere  Seite  des  Rechtes  der 
V.  P.  127. 314.  299.  636.  660. 697. 
7C0-5.  766.  770.  810.  814.  886*. 

-  der  H.  G.  471.  482.  4%.  511. 
565.  —  Maßgebend  für  Verhältn. 

/wischen  H.  G.  u.  H.  G.er  im 
Gebiet  des  gescllschattlichen 
Sonderrechts  531. 


Innere  u.  äussere  Seite  s. 

A.  u.  i.  S. 
Inneres  Leben  der  V.  P.  Als 
Gegenstand  der  R.  O.  154.  613. 
643.  653  f.  —  Als  äusseres  Leben 
der  Sinxelmenschen  613.  715.  — 
Als  äusseres  Leben  engerer  V,  P. 
723.  —  Als  Motiv  u.  Ziel  für 
eignes  äusseres  Leben  730.  —  Ge- 
öffnet für  den  St.  652  f.  659.  660. 
—  Die  einzelnen  Aktionen  des 
1.  L.  der  V.  P.  714—28. 
—    des   Einzelraenschen  im 

Verh.  zur  R.  O.  613.  707  f. 
Innungen.  J.  P.  31*.  —  K.  des 
öflentl.  R.  38«.  167«. 
Entstehung  29«.  31.  82. 184\ 
136*.  -  Kein  Zwang  zum  Erw  erbe 
ihrer  Rechtsstellung  88*.  —  Recht 
auf  Mitgliedschaft  238».  -  R  V. 
208».  235.  —  Ausscheiden  von 
Mitgliedern  880».  —  Verände- 
rungen 811«.  813  ^  81»'.  820*-». 
821».  826».  827».  828«.  830*. 
Wollen  u.  Handeln  612*. 718«. 
-  Organe  675».  688«.  682».  702* . 
711*.  897«.  -  Aufsicht  über  1. 
154».  155.  164 653».  660'.  661 » 
662''».  664«.  <j6f)'.  669'.  897». 

Auflösung  840*.  842'.  849». 
852«.  853'  ».  854»-».  Siralauf- 
lösung  768'.  781.  -  Vermögens- 
schicksale u.  Hachlassregulirung 
860.861«.  864 «.869  ».871  «.874«-^. 
876».  877*  *.  892«.  893».  897«. 
896*.  —  Konkurs  901«. 
InnungsaussehOsse  28«.  171«. 

781.  820«.  827'. 
Innungskrankenkassen  32». 

Innungsverbände  28».  (910). 
171».  612'.  659».  mO\  662». 
665*.  676'.  »>^8«.  702*.  781.811», 
818*.  820*  826'.  827».  829«. 
842».   853».  854".   860«.  861«. 
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8W«.  902». 
Insiitorenrecbt  61».  62.  — 

S.  Mandat. 
Ititerdiktenschata  flir  gemeioe 

Gebrauchsrechte  195*.  216*.  789». 

915.  —  Gegen  V,  P.  (auch  auf 

Schadensersatz)  TfiO.  78«*. 
Inieresscnkollision  2Ö5*.  575'. 

708».  710-1, 
Interinisschein  241  ^  243*.  244^ 

329*.  510».  577*. 
Intervention  s.  Neben^I. 
Intestaterbrechte  von  V.P.  145*. 
Inventarerrichtung  408*.  419*. 

431*.  571*  574». 
I  r  r  t  h  13  m  von  V.  P.  293 *.  628.  634». 
Ilio  in  partes  694'. 


Jdgdgenossenscha  ften  €7*. 
237». 

Judengemeinden  102*.  880* 
866». 

Jura  in  re  aUcna  319. 

Iura  m  i  n  o  r  u  m  143*~*.  144*. 
a)b'.  ♦c^2'.  646». 

Juris tisclie  Konstruktion,  Aul- 
gaben der  J.  K.  308». 

Juristische  Person.  Wesen  5. 
611  ^  (S.  Gesainintperson,  Ver- 
bandsperson.) —  Werden  880  f. 
— .  Erlangung  der  Rechte  einer 
J.  F.  nach  Reichsr.  31  f.  —  X.ich 
dcut.  Landesrechten  34  f.  54.  89 1. 
(s.  Verleihung).  —  Nach  Schweiz, 
R.  35.  —  Krall  indircKicr  Ancrk. 
37  f.  611».  <~  Verlust  der  Rechte 
einer  J.  P.  880  f. 
Versagung  der  Rechte  der 
J.  P.  89.  —  Möglichkeit  der  Rechts- 
persönlichkeit ohne  den  tocli- 
nischcn  N  .imen  u.die  vollen  Rechte 
der  j.  P.  89  f. 
')  Unechte«,  »uneigent- 


liche«,  »relative««,  ohalbe« 
J.  P.  .M.  97.  105.  169 1.  3Ö0.  - 
Verkrüppelte  350*.  —  Unrichtig 
angenommene  J.  P.  23.  47. 
48«  49*  50.  51.  62».  54».  170». 
173«.  348.  437.  4.56».  459».  464*. 
588».  586».  599».  9ia 

Jus  in  bonis  830». 

Jus  rcfor m an di  des  Staats  g(^en> 
über  V.  P.  817'. 

Justizverweigerung  799». 


Kaduairung  von  Aktien  842*. 

251.  706*  —  Von  Kuxen  277». 

281*.  284. 
Kämmereivermögen200».221». 

Kanonisches  Recht  609*.  709*. 

744«.  776«.  812«.  907. 
K  a  n  o  n  i  s  t  e  n  196*.  61 6 ».  835*.  852  *. 

K  n  p  i  t  a  1  genossenschaft  189. 

;     240.  326». 

•Kapitalien.  Kündigung  u.  Hin- 
I  Ziehung  durch  Ehepaar  385«.  — 
I    Durch  überl.  Eheg.  432». 

Kassenvereine  782*.  875«.  — 
S.  Krankenkassen,  HQlfskassen. 

Kassenre Vision  s.  Revision. 

Kaufmännische  Korporation 
lt;7».  866». 

Kaufmann  466  f.  -  V.  P.  als  K. 
623*.  -  H.  G.  nls  K.  436.  — 
H.  G  er  als  K.  451 '  ».  582». 

Kenninij»s  einer  V.  P.  628.  698. 
727«.  -  Emer  H.  G.  585.  — 
E'mer  A.  K.  G.  585'. 

—  Dritter  von  ßnschränkungen 
der  Vertretungsmacht  667-  8. 
702-4.  —  Vom  Mangel  der  Or- 
ganschaft 676*. 

Kenntnissgabe  u.  Kenntniss* 

j  nähme  von  Vorgängen  des 
Körperschalislcbens.  An  u. 
durch  St,  669.  721.  ~  Im  Vcrh. 
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der  Organe  ai  einander  696*. 

698»  699». 

-  bei  H.  G.  524.  571.  577«.  578». 
Kinder  610».  «06«.  —  Vergleich 

J.  P.  mit  ihnen  603.  643;  s.  Un- 
mündige. 

— .  Einrücken  an  Stelle  eines 
versterbenden  Elternthetls. 
In  R.  G*  s.  g.  H.  aberhaupt  S47*. 
393*.  —  In  Bgenthnmsantheil  an 
G.G.  898«.  415  417»».  —  In 
ungesonderten  Antheil  .^1.  421. 
430.  —  In  gesonderten  .394.  421. 
430.  —  Zunächst  unpraktischen 
394.  422.  —  Sofort  wirksamen 
394.  431.  In  Gesamrothänder- 
Schaft  der  Verftigungssphäre  ohne 
Eigenthumsantfaeil  410*.  —  In  die 
Mittrigerschaft  fortgesetzter  G.  G. 
423.  —  In  die  Mitträgerschaft 
fortücs.  Haiisgem.  mit  Alletneigen> 
thum  des  Hauptes  414. 

Kinder  in  derW'crc  4<)7.  —  Als 
Mittragcr  der  Hausgemeinschaft 
409.  416».  —  Als  Tbeilhaber  am 
ungesonderten  Hausvermögen  417. 
480. 

Rechte  bei  fortges.  Hausgem. 
mit  Ilei  neigenthu  m  des 
Hauptes 409. —  Ret  fortges. G.G. 
416 f.  —  Bei  blosser  Hinaus- 
Schiebung  der  Realihcilung 
431. 

Mitwirkung  bei  Substana« 
verfüg.  409.  411.  420.  —  R.  auf 
Mitbesitz  u.  Mitgenuss  420. 

—  R.  auf  Erzieliung  und 
Unterhalt  412.  420  4:«*.  —  R. 
auf  Ausstattung  o.  A  u  s  - 
rieh  tu  ng  412^  420.  421 »-«.  422«. 
433*.  —  Sonder  e  rwerb  414*. 
418.  430.  —  Sonder  ha  ftung  f. 
Gemeinschaftsschulden?  419*. 

R.  auf  Abtheilung  wegen 
schlechter  Verwaltung  411.  412.  | 


420*.  —  Wegen  aweher  Ehe  412. 

414.  —  Wegen  erlangter  Sdb* 

ständigkeit  427.  480».  431». 

Anwachsungsrechte  kraft 
gesammter  Hand  4*24».  425».  — 
A  n  w  a  r  t  s  c  h  a  f t  s  re  chic  411. 
425.  426. 

Erbtheile  412^  426^480.481  *. 
»  Schichttheile  412. 496. 427. 

Besondere  Eigenthumsgem. 
z.  g.  H.  unter  den  Kindern  i^K 
410».  422*.  425'. 
Kirchen.  .Als  ötl'entlichrechtl. 
Körpersch.  bezw.  Anstalten  101*. 
157.  m*'K  166».  167»-*.  16i<». 
657*.  —  Als  ausammenge> 
setate  KOrper  mit  kArperschaftl. 
u.  anstaltl.  V.  P.  als  GUedpersonai 
152.  154».  609».  612*.  614».  617«. 
625*.  CAIK  m*.  6GG».  GfiS». 
672*.  683*.  689».  690».  847». 
851".  Hm.  889.  —  Publicistische 
ReclussubjektivitätderGesa  m  ni  i- 
kirchen  171».  868».  -  Kirchen 
im  Verh.  au  einander  727*. 

E  n  t  s  t  e h  tt ng  kirchlicher  Rechts» 
Subjekte  24.  812*.  828'.  888**«. 
880».  909.  —  Veränderung 
811'  H12'.  H1.3».  815^  816». 
817'.  823».  824'.  828'.  —  Be- 
endigung 812*.  828.  834»  V 
840  ^  845«=-».  846«.  847».  848. 
852  »-3.  880».  —  Liq.  879*.  889*. 

Selbstverwaltungsrecht 
612*.  647.  —  Selbstbesteu- 
erungsrecht  669*.  670».  879*. 
Satrungsrecht  654«  GG9«.  — 
Selbstgeri clitsbark.  G,')l*.  — 
Privilegien  143'»  —  Kirchl. 
Sonderrechtsv.  196— <.  235*. 
735*. 

Wollen  u.  Handeln  612*.  — 
Specif.  kirchl.  Handlungen  716*. 
717. 719*.  -  Rechtsgeschäfte  781*. 
732.  —  Staatsaufsicht  154*.  641  >. 
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647.  654*.  659»-».  6e9*.  «66». 
666».  667. 669  •••••.eTO»-^'*.  817». 
861 

Kirchengemeinden  654*.  660*. 
679*.  680*.  681*.  683^ 

Kirchengewalt  15a  641».  666». 
689».  776'.  817».  819'. 

Kirchenhoheit  *i70*  »wl^ 

K  i  rch  e  n  mi  lg  1  i  c  (ischa  1 1  von 
V.  P.  912. 

Kirchensachen  im  Gemeinge- 
brauch 816*. 

Kirchenvermögen  668«-*.  670*. 

671».  672     834».  867».  868». 

868«.  871». 
Kirchhof  197. 
Kirchliche  Beamte  h'A)'. 
Kirchliche  Anstalten 672  .  ÖöÖ». 

871 ». 

Kirchliche  Sriftungen  868». 
Kirchstuhlrechte  197. 

Klagen  für  u.  wider  H.G.  594».— 

Verbindung  der  K.  gegen  H.  G. 

u.  G.er  581 ».  594.  603».  —  K.  aus 

Verunhcilung  der  H.  G.  gegen 

G.er  596.  —  Klageanderung  592». 
Klassen  von  Mitgliedern  678. 

694».  716.  814.  8S8*. 
Insbes.  Klassen  von  Gerne i  nd  e- 

angehörigen  mit  besonderen 

Rechten  u.  Pflicliten  67«.  201  »-*. 

208».  20i\\  ^US^-^  209».  212». 

219».  223».  —  Genossenschaft!. 

Organis,  solcher  Kl.  1(^2«.  III«. 

211  ^  213^.  —  Vertretung  der  Kl. 

durch  Gemeinde  211»-».  —  Sdbst- 

verueiiing  S18» 

VersehiedeneKlassen  von  Aictio- 
nären  259.  814».  918. 
— *  von  Gesellschaftern  in  H.G. 

528.  —  In  A.  K.  G.  575». 
»Kleine  Korporationsrechte« 
III«. 

Kloster  606*.  668*.  677».  778». 
845».  861».  868». 


K  n ap p  s c ha  f t en.  Entstehung  S9*. 
88.  -  Rechtsfähtgk.  88».  184*. 
136».  188*.  —  Sonderrechtsverh. 
286«.  -  Organe  689^  G98».  702*. 
—  Staatsaufsicht  6*»*.  662*.  663». 


-  Veränder.  817*.  820*  '-  821». 
828».  —  Vermögensschicksale  bei 
Auflösung  860».  861».  873*. 

— ,  ungenehmigte  68». 
KnappscUaftskranlcenkassen 

683».  698*. 

Körper  der  V.  P.  814.  Der 
Stiftung  12. 

Körperschaften  6 f.  —  Unge- 
nehmigte 54  f.  162».  213.  —  Un. 
eigentliche  97.  —  Unvollkommene 
98  f,  _  öffentliche  K.  s.  Ö.  K, 

-  Privatrechts-K.  s.  P.  K. 
Körperschaftliches  Indivi- 
dualrecht 188f.  —  Wesen  188. 

-  Einzelverh.  190  f.  —  Werth 
306.  —  Grade  807.  —  Angriffe 
auf  den  Begriff  809.  -  Geltung 
im  Leben  813.  —  Objektiver  Ge- 
hak  814. 

KörpcrschaftsihnlichkeitS40. 

576.  920. 

Körperschafts  begriff  des 
deut.  Rechts  5.  306.  607.  — 
Elasticität  306.  —  Fähigkeit  der 
Annäherung  an  den  GeseUschafts- 
u.  Gemeinschaftsbegriflr  807. 
Körperschaftsbeschluss  s.Be* 
schluss. 

Körperschaftsdelikt  s. Delikt 
Körperschaftsehre  s.  Ehre. 
Körperschaftsgewalt  151.715. 

—  Als  Privatr.  bei  Privatrechts-K. 
164.— Als  ötl.  R.  b.  öffentl.  168. 

—  Minderung  ?:ur  Strafe  773.  — 
Restbestand  in  Liq.  894.  —  Gegen- 
stand der  Succession?  856*. 

Körperschaftshoheit  ItSe.  638. 
642. 645. 648.  67 8. 777 >.  778. 817. 


Digitized  by  Google 


970 


Saebrigisler. 


Körperschaftsrecht.  Anwend-I 
bar  auf  Personcnvereine  ohne 
Korporationsrechte  58.  64.  65  f. 
77.  90-111.  213.  911.  912. -Im 
Gründungsstadium  1l'1-41.  —  Im 
Zersetzungssuiiiuni  «63.  h79».  884. 
886^  893.  —  Unanwendbar  auf 
R.  G.  z.  g.  H.  340.  —  Unvollkom- 
meoes  K.  66  f.  21&  —  Imitirtes 
K.  340.  57<;. 

Körperschaftstbeorie  4. 

Kollationspflicht  421*.  486>. 

427». 

Kollegien  172.  —  Als  Organe  von 
V.  P.  »U4  \  &2b\  678.  «79*.  682. 
694.  741'.  742 74ä'.  —  Als 
engere  Personeneinheiten  in  R.  G. 
z.  g.  H.  528»-». 

Kollektive  Eiaheit  der  R.  G.  x. 
g.  H.  341*.  343.  350.  360*.  862*. 
363«.  370*.  416*.  437.  443.  458. 
454.  464-6.  471».  492.  495.  511 
bis  22.  527—49. 551-4.  565—603. 
—  Engere  innerhalb  einer  Ge- 
samniteinhcit  52.  351  >.  421'.  423*. 
424  ^  455.  4d^'.  512».  528.  5H4. 
575.  —  Besondere  für  gew  isse  Be- 
sieh. 527.  —  K.  £.  fungibler  Per- 
sonen  347*.  359*.  455.  —  Organ- 
träger als  K.E.  688*.  674*.  677*. 
897*. 

Verfehlte  Hcrabsetaung 
der  j.  P.  zur  K.  E.  6*.  607*. 
616.  —  S.  Formelle  Personen- 

einheit. 

Kollektives  Wollen  und  Han- 
deln s.  W  illensgenieinsch.ift,  Han- 
deln mit  gcs.uiiinter  Hand.  —  Ver- 
wechslung mit  korperschaftl.  W. 
u.  H.  607*. 

Kollektivgeschäftsführung 
525».  526*.  528*  *.  569.  57a  573. 
579*. 

Kollektivprokura  624*. 


Kollektivträgersehaft  von  Or- 

gansiellung  628*  ».  674».  677.  696. 

—  Im  Process  739.  742.  743*.  — 
In  Liq.  8i»7*. 

Ko  11  ektiv Vertretung  von  H.  G. 
588.  589».  591.  601«.  —  Durch 
G.er  mit  Prokuristen?  689 *. 

Kollusion  588.  704*.  918. 

Kommanditaktiengesellschart 
58*-«.  307».  435*. 

Kommanditaktionär.  Person- 
rechtl.  Stellung  455.  483.  487-  — 
Antheil  462.  5U5.  —  Sonderrechte 
506.  527».  .529»--.  574-.  --  Hin- 
lagepflicht ;'>a6».  548.  —  Hatt- 
mangel  542»,  566—7.  —  Thdln. 
an  Willensbildung  574.-Als Ver- 
treter der  H.  G.  666«.  —  S.  Kom- 
manditistengesammtheit. 

Kommanditgesellschaft.  Keine 
J.  P.  51  (911).  466 ».  -  Aber  R.  G. 
z.  g.  Ii.  435.  437.  4:^.— Als  innere 
Seite  der  O.  H.  G.  denkbar? 

—  Struktur  des  persouenr.  BanUcs 
453.  —  Des  K.  G.  Vermögens  46a 
462. 560.-  Vertragsgrundlage  470. 

—  Erricht.  475.  —  Vertnd.  482.  - 
Auflös.  487.  —  Theilw.  m*.  — 
Umwandl.  in  A.  G.  490*.  555*.  — 
R.  V.  am  Vermögensganzen  504. 

—  An  einzelnen  Bestandth.  512.  — 
Personenr.  Befugn.  u.  Verbindl. 
512.  524.  —  Gesamratr.  u.  Sondern 
604.  626.  686.  —  WoUen  u.  Han- 
deln 678.  —  Eidesleistung  601.  — 
Konkurs  489.  —  Uq.  490.  574*. 

Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  s.  A.  K.  G. 

Kommanditist,  Personenrechil. 
Stellung  453.  482»-*.  483.  487. 
533'.  573  587'.  —  V'erniögcus- 
beiJieiUgung  460.  483.  uUi.  535. 
548.  -  Haftung  542*-».  556*. 
565—6.  658*-*.  —  Übern,  beson- 
derer Haftung  587*.— K.  als  Pro- 
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kurist  o.  BevoUm.  586*.  —  Mit- 
bcrofung  xur  Eideskistung  601. 
Kommanditisiengesammtheit 

4r>5.  476.  484.  487.  48S».  .ötH». 
527.  r)2*)*-'.    ?»34*.  öö6. 

.574  f.  5,S^.  ')i^7V  «^»P.  —  Ver- 
hältn.  7.ur  Gcsauinueinheii  der 
A.  K.  G.  57«.  579»-«.  -  Beson- 
dere Willensbildung  als  Gesell- 
schafetheÜ  576.  —  TheUwillens- 
bildang  för  das  Gesellschaftsganae 
578. 

Kommissarische  Staatsver- 
waltungstatt Sclbstv.  mi 
Kommissionen  67«.  687'.  695*. 

700'.  898». 
Kommissi  vdelikie  vonV.P.756V 

758».  764«.  797. 
Konimunalanstaltcn  s.  Ge- 

meindeanst. 
Kommunalboheit  672. 
Kommunalvcrbindc  höherer! 

Ordnung 612*. 614«.  624  >  641». 

647.  655r  Hiv*?».  r,r,5\  ß68^  673». 

679*.  681*.  «i-:^*  »".89'.  735*.  812. 

S18*.  827».  848».  912.  913. 
Kompensation  s.  .Wrcchnung. 
Kompetenz  s.  Zuständigkeit. 
KompctenzkonfUkte  184*.  185». 

733». 

Komplementär  s.  Persönl.  haf- 
tender G.er. 
Komposition,  sociale  88i,  s.  ürün- 

dungsstadium. 
Konu  ssionswechscl  von  V.  P. 

813'.  824». 
Konfiskation  von  Sachen  einer 

V.  P.  773. 
Koniusion  b.  H.  G.  540'.  564«. 
Konkurrenaverbot  f.  H.  G.er 

454»  ».  488*.  49»».  524. 587. 578*. 

Ö79*.  585»'».  —  F.  Vorstands- 

mitgl.  V.  A.  G.  629*. 
Konkurs  von  V.  P.  810».  812^' 

841— a.  882».  901—8.  —  Von  E. 


u.  W.  G.  292-:r»0.  ^H>J».  919.  — 
Von  A.  G.  877 ^  IHll  \  WJK  — 
Brölfnung  wahrend  Liq.  901».  — 
Beendigung  9i)l  *. 
—  von  H.G.488'.  489.  517*.  581*. 
596*.  —  Wesen  489«.  —  Eröff- 
nung 552».  —  Einwirk,  auf  Sonder- 
haft  552.  562.  —  Realisirung  v. 
AosprOcheo  der  H.G.  gegen  G.er 
Ö18*.  582«.  584».  648*.  -  G.er 
als  Konkursgläubiger  682*.  544«. 
.'»64«.  -  Ihre  Cessionare  u.  Gläu- 
biger 549«.   —  Kompensations- 
beschränk.  517»    -  Zwangsver- 
gleich .W»^  —  Beendigung 
554».  o4>8'  '.  —  Ausfall  553». 
563.  —  Konk.  der  O.  H.G.  insbes, 
460«.  486.  498».  504*.  — 
Der  K.  G.  809«. 
Konk.  eines  H.  G.ers  488». 
486.  548».  664».  568».  -  D» 
Kommanditisten  insbes.  5 »8*.  — 
H.  G.  als  Konkursgiäubigerin  im 
Konk.  des  H.  G.ers  564». 
Konk.  der  H.  G.  u.  der  H.  G.er 
im  Vcrh.  zu  einander  508. 
518»-«.  r)52«.  553».  563». 
_  der  ehel.  G.G.  399 ^  —  Kon- 
kur^ihcilhaberschaft  der  Ehefrau 
400*.  —  Konk.  eines  Ehegatten 
890*.  899».  402».  920. 
K  o  n  s  o  Ii  d  a  t  i  o  n  vonBergwerks- 

eigenth.  8S8». 
Konsolidation  b.  genoss.  Ge* 

sammtdgendi.  879. 
Konsolidattonsprincipb.R.  G, 
«.  g.  H.  346».  847.  356».  392.  - 
Wesen  348».  893«.  412».  424». 
425».  —  Bei  ehel.  G.G.  im  Falle 
des  Todes  eines  Ehegatten  39i-3. 
408  f.         Bei  Verwirkung  der 
Thcilh.ibcrschaft  eines  Ehegatten 
vjyi     _  Bei  Verzicht  395 — 
K.  P.  bei  loriges.  G.  G.  42^,  — 
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»Was  ia  der  Were  verstirbt,  erbt 
wieder  an  die  Wete«  424.  485'. 

Konstatirung  des  Daseins  v. 
V.  P.  30.  114.  -  Von  Verinder. 
desselben  820*.  —  Von  Been- 
digung       —  S.  Kundmachung. 

Konstitutive  Akte  b.  Entsteh. 
V.  V.  P.  24  f.  114  t.  9()9.  —  B. 
Umgesuhung  8191.  —  B.  Auf- 
hebung 851  f. 

Konsuln  als  Processoigane  ihrer 
Srxn  788*. 

Konsumvereine  63.  181*.  896*. 
333».  718«. 

Kontraktliches  Verschulden 
von  \.  P.  784—7.  —  Von  Stellv. 
u.  Geholfen  7H.^.  801.  —  Verb.  v. 
beiUem  zu  einander  785. 

Kontroibefugnisse  s.  Aufsichts- 
rechte. 

Kontrotorgane  691\  696.  699^ 
700.  896*.  -  Ihre  Beschlusskom- 
petenzen  695.  »599  ^  —  Ihre  Hand- 
lungskomp. 696».  699*.  —  S.  Auf- 
sichtsrath. 

Konvalescenr.  v.  Körperschafts- 
akten 639.  6ä8.  676.  678*.  680*. 
681***.  688*.  684*  686. 

Korporation    s.  Körperschaft. 

Korporationsbegriff  des  Preuss. 
R.  ggf.  61&  668*. 

Korporatives  Element  steckt 
nicht  in  R.  G.  z.  g.  H.  a39. 

Korporationsrechtc  s.  Ver- 
leihung. —  Möglichk.  von  Körper- 
schaftsrechi  ohne  K.  un  tcdm. 
Sinn  88f.;  s.  K6rpeivdiaftsr« 

Korporationswfirdigiceit  118. 

Korrealobligation  363*.  568. 
—  Neben  o.  statt  Haftungsge- 
meinschaft von  H.  G.em  443*. 
46M».  r)52«.  501.  564. 

Korrespondentrhedcr360*.351*. 
359». 

Krankenkassen,  reichsgesetzl. 


geordnete  mit  dgner  J.  P.  (insbes. 
Orts-K.,  audiBeiriebs-K.tt.Bao-K.). 
^  V.  P.  88^  —  OffentUchr.  Kör- 

persch.  236. 
Errichtung  27»-»  29 «.30 ».32. 
1.34*.  13»;*  M29*.  9m*,  — 

Sonderrech  tsverh.  -JS»; — 
Wollen  u.  Handeln  Hl-2*.  — 
Organe  614*.  676*.  689*.  692*. 
701  708*.  —  Aufsidit  Ober K.  K. 
641*.  «6ft***.  664*.  666*.  666*. 
~  Veränderung  811.  818^. 
815«-*.  817«.  818*.  819».  821». 
82fi*.  m\  —  Auflösung  780'. 
78P.  830*.  840».  848«.  849*. 
8521.— Vermögensschicksale  gg^ji, 

87.T  «.  877*'*.  878  ^  880'.  904*. 
Kredit  als  Einlage  v.  H.G.er  535*. 
Kreditverbände,  öffentliche 

167*.  837*.  834*  689*. 
Kreditverein  69<.  896*.  383*. 

911. 

KreditverUumdung  gegen  V.P. 

147'. 

Kreiskör perscha ften  124*.  679'. 

681 '.  m'.  689*.  812.  819*.  828*. 

829*.  848». 
Kriminalisten  149*-:'.  160*. 

606*.  744».  746*.  746*.  747*.  748«- 

772— t 

Kündigung  einer  Genoss.  845*. 

—  Der  Mitgliedschaft  286«.  298. 

—  Des  genossenschaftl.  Guthabens 
287 290*  Geschältsantheil). 

—  Der  i-orderung  gegen  eine 
aufgelöste  A.  G.  891*.  894'- 

-  der  H.G.  461*.  486.  486.  487. 
686*.  886*.  676«.  —  DuttA  Gläu- 
biger 609. 

Künstliches  Individuum  s. 
fingirte  Person. 

Kundmachung  der  Körper- 
schafisbildung  30.  86f.  96. 
114.  122*.  136«.  137*.  139*.  — 
Der  Organbildung  657*.  703*. 
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704.  —  Von  Veränderungen  I  Landsiäadiscbe  Korpora  lion 


706».  811*.  8'20*.  —  Der  Auf- 
lösung V.  Körperscli.  öüi  -.  6ö6 
062.  «Ö7'.  896».  8ÖI.  Ö99*.  WO«. 

—  der  Thatbestän4e  bei  H.G. 
454*.  46&>.  460.  469.  471.  476. 
477  «.  480«.  482.  488.  ö5iM.  - 
Wirkungen  (ur  und  wider  Dritte 
471  475'.  588»-*.  r>HiM.  590*. 

—  des  Eint r  i tts  ehe  1.  G.G. 374*. 

—  Des  Ausschlusses  375*. 

—  der  Schuldübernahme 
4d8*.  479*. 

Kttndscbaft  als  Einlage  in  H.G. 
535>. 

Kuxe  46—7.  277—9.  829*.  —  Un- 
bcA^egl.  des  alten  R.  46.  277.  — 
Bc^'cgl.  des  neuem  R.  46.  277. 

—  Geschlossene  Zahl  279.  —  Er- 
werb u.  Verlust  277.  280.  — 
Übertragung  278.  856  *.  —  Preis- 
gabe 281*.  284.  —  Verwtrkung 
2/8*.  284.  —  Erwerb  e^  K. 
durch  die  Gewerksch.  278*.  280*. 

—  Verkauf  durch  üt  278».  281». 

—  Zuschreibung  an  Gewerken 
278  ^  281*.  —  Sonderrecht  am 
K.  277  —  Antheil  am  Bergwerk 
279.  —  Stimmrecht  282.  —  Ver- 
dnigung  aller  K.  in  Ekier  Hand 
838. 

Kux  sehe  in  277*-*.  280*.  281«. 
888*. 

Ladung  der  Mitgl.  zu  VersanunL 

H79'. 

Lager  bü  eher  324 
Lande  so  konomickollegium 
171». 

Landgemeinden  143*.  617*. 
671  ^  —  Umwandlung  in  Stadt- 
gem.  o.  der  Stadtgem.  in  L.  812. 

Landschaften  s.  Kreditverbände 

—  v>  EigenthümL  Fonds«  der 
Posener  L.  237*. 


Latente  Antheil e  s.  Ruhende  A. 
Laudemialberechtigung  gegen 

Gero.  220^ 
LebensUngliche  Bindung485*. 

Leben  socialer  Körper  9.  12*. 
114f.  129  f.  830.  834.  8»i4. 

Lebensäusserungen  der  so- 
cialen Körper  687. 

—  aufgäbe  —  632.  636.  638.656*. 
657.  716«.  7171.  814.  849.  — 
Obern,  durch  Nachfolger  867*. 
871. 

—  bedingungen  -  122.  123 f. 

—  beendigung  —  830f.  864^ 

—  begründung  —  121  f. 

—  bercich  —  iKi3.  635.  638.  656. 
721.  725.  734*.  752.  —  Begrenzt 
auch  Deliktsiäliigk.  755  f. 

—  beruf  —  s.  Lebensau^abe. 

—  bethAtigung  —  636.  693. 
^  centren  —  864.  870l 

—  dauer  —  2&4.  716V  814.  842. 

—  führung  —  647.  -  Fortführung 
durch  Nachfolger  834. 

—  gcsctz  —  s.  Lebensordnung. 

—  Grundlagen  —  716«.  815. 

—  i  nhali  —  715. 

—  Interessen  —  6141 
.  kraft  -  842. 

—  Ordnung  ^  618.  686.  687. 

648.  673.  H^h.  719'.  728.  814. 
859.  —  Fortgeltung  im  Zersetzungs- 
process  886.  892  f.  904. 

—  plan  —  415*. 

—  rücksiändc  -  837.  864.  877. 
892.  900. 

—  Schicksale  ~  883. 

—  sphire  ^  681  f.  s.  Lebensbereich. 

—  Störungen  ^  6681  669.  689. 

—  Übertragungen  —  865.  867. 

—  Vorgänge  —  9.698.  706.  72L 
723.  831. 

1-  zweck  der  V.  P.  63L  —  Als 


Digitized  by  Google 


974 


SadinfiUer, 


Rficbube^flf  682.  68&  -  Ab 
Pflicht  657.  912.  —  Erweiterung 

68&  —  Abänderung  s.  A.  —  Er- 
reichung 843.  —  Unmöglkh- 
werden  843. 

Legitimation  als  Organ  675. 

—  Als  Vorstand  675'.  703*.  — 
Als  ermächtigt  durch  anderes  Or- 
gan 678». 703».-  Als  Mitglied 
676*.  -  Als  AktioüSr  944^  246*. 
m  —  Als  Gewerke  mK  888^ 

—  des  Ehemannes  aeu  Verfug. 
387*.  —  Des  Vertreters  der 
H.  G.  im  Process  602*. 

Lehnrecht  .'J55'. 

Lehnrechtlich  e  Gesammthan  J 
.^50«.  358«-».  3ö9'.—  Bei  Bauer- 
lehii  35« ;  \ 

Lehnstrager  112».  35U».  35P. 

Lehnzinse  857*. 

Leib  zu  cht  des  uberl.  Ehegatten 
366V  394^  409*.  480«-'.  432* 
438*.  —  Am  Batierfaof  84ÖV  3S5*. 

Leistungsunfflhigkeit  als  Auf- 
lAsungsgrund  von  V.  P.  849. 

Leitung  V.  Versamml.  665».  681. 

Leseholzgerechtigkeit  208V 

Letrte  Mitglieder,  letztes  Mit- 
glied s.  Mitglieder»  Mitglied. 

LetztwilligeVerfügung  s.  Ver- 
lag ung  von  Todes  wegen.  — 
L.  V.  von  V.  R?  860. 

Lex  civitas  606*.  728V 

Lex  specialis  s.  Privileg. 

Liberalitätsakte  von  V.P.810V 
899V     ErwerbskArpersch.  686». 

—  A.G.  249.862».  —  Gewerksch. 
280».  862V  —  E.  u.  W.  G.  291. 
862*. 

—  von  H.  G.  506  V  584.  —  Bei 
ehel.  G.  G.  .386.  400V  -  Bei 
fortges.  Hausgem.  411V 

Liberirun gsgeschlfte  v.  V.  P. 
728. 


Liberirungsverbot  bei  Aktien 
2S0*.  273.  510V  386V  548.  557V 

Liegenschaften.  Erwerb  durdi 

V.  P.  94.  105.  667.  —  Veräusser. 
nm.  671  »*V  810 V  —  In  Liq. 
899*.  900*. 

— .  \' erlügung  über  L.  b.  R.  G. 
z.  g.  H.  3.')2V  373».  410  V  432  V 

— .  Vergemeinschaftung  von 
L.  durch  Eintritt  der  ehel.  G.G. 
874V  376V  —  Durch  gOterge- 
mdnsch.  Erwerb  S78V  —  Ver- 
Äusserung  u.  Beiast.  durch  Ehe* 
nunn  382.  385.  —  Mit  ge<;ammter 
Hand  385.  387'.  -  Bios  subsiJ. 
Haft,  der  von  der  I-rau  eingebt. 
L.  400  V  —  Behandlung  b.  Aus- 
einandersetzung der  G.  G.  395  V 

— .  Den  Kindern  verfangene 
409.  410*  V  4UV  414»-*.— Un- 
verfangene  daneben  414V 

—  der  H.  G.  616.  —  Einbringung 
470V  514  —  6.  —  Veräusserung 
519  V  573  V 

Li  c  gen  sc  haftliche  Ger  echt  ig* 

keit  325*. 

Liegen s  cha  f  1 1  i  c  he  s  \' er mo ge  n 
als  Objekt  von  gcnoss.  Ciesaninu- 
eigenth.  320.  —  Als  Obj.  einer 
R.  G.  z.  g.  H.  363. 

Liquidation  des  Nachlasses 
von  V.  P.  mV  868.  979V  888. 
886. 886V 889.  898—900.  901 V 
—  VonA.  G.  868V  877*  885V 

893  -900  N.  -  Von  E.  u.  W.  G. 
292.  293V  303»-».  885».  mS - 
OOON.  —  Von  Gewcrksch.^^  1KX)V 

—  der  H.  G.  489'- V  490.  m'. 
Ml*.  02;-).  r)71.  576.  590.  —  Reali- 
sirung  von  Hinlageversprechen  in- 
nerh.  der  L.  ol.sV  534  V  573  V  — 
Von  Dediungsanspräcfaen?  500*. 
522V  —  Von  Ausgleichsansprü* 
chen?  GOlV  522 V  578V-.SchuI- 
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denverh.  in  L.  ööX*.  —  Beendi- 
gung 554*. 

—  der  Rhederci  3t>3\ 
-der  ehel.  G.G.  431». 
^  der  Erbschaft  886*. 

Liquidationsgenossenschaft 
als  nach  KOrperschaftsr.  lebende 
Gemeinschaft  898.  S.  aufgelöste 
V.P. 

LiquidationsgcscIIschaft  als 
fortdauernde  R.  G.  z.  g.  H.  465*. 

489  ^  490-1.  509  ».  525.  565.  571. 
574».  576.  591.  594.  597«.  Ö99«. 

—  Eidesleistung  601. 

Liquidationsf irma  491.  573*. 

590».  59(;*.  .S95». 
Liquidatoren   von  V,  P.  896. 

897  *-V  898*-'.  099^  —  A.  G. 

269*.  274'.  665".   711  ^  811*- 

896»-».  -  E.  u.  W.  G.  300«.  30e«. 

896*-*. 

—  von  H*  G.  Personenr.  Stell.  525*. 
528  ^  572.  576».  590.  601«.  — 
Beruf,  u.  Abberuf.  572.  574».  575 
576^  *.  577».  578".  —  Vertreten 
die  ehcmal.  H.  (i.  als  R.  G.  z. 
g.  H.  562.  573.  591.  m.  602». 

—  Nicht  die  einzelnen  H.  Gxr 
578*.  591.  eOÖ»-*. 

Lootsenkorporatton  808*. 

Lukrativer  Erwerb  418»-*. 


Magazingenossenschaft  295». 

Majorität  in  K.  58».  59*.  65. 
66».  6Ö.  73.  619'-'.  -  Hcv  des 
Wissens  627».  —  Bei  Delikica 
759».  —  S.  Mehrbehsbeschlflsse. 

-  in  R.  G.«.  g.  H.  687*.  Ba8*  *  *. 
Beim  Wissen  518».  866*.  — 
S.  Mehrheitsbeschlüsse. 

Mandat.  Angebl.  an  Organe  621 
(61.  64).  632».  —  An  Beamte 
621«.  795«. 


M  a  r  k  e  n  r  e  c  h  t  von  V.  F.  146.  856 ». 
894'.  —  Von  H.G.  493».  543. 
584*.  —  Haftung  aas  Verletzung 
des  M.  560'.  684«. 

Markgemeinde  199.  204.  210. 
312*  «.  888».  906.  911. 

Markgenossenschaft  213«.  S. 
Agrargenoss.,  Allmende,  Mark- 
genieinde. 

M.1  rkherrlichkeii  204». 

M  a  r  k  u  u  g.  Eigenthumsvcrmuthung 
BU  Gttittten  der  Gemeinde  in 
ihrer  M.  205».  ^  M.  als  praedium 
dominans  208*.  —  Als  fundus 
scrvicns  209*. 

Mark  verband  204».  227. 

Mehrfachheit  von  Mitgliedsch. 
240.  277  ^  278».  281 284».  287«. 

Mehrheitsbeschlüsse  in  K.  616. 
gl9i-*.  _  Xm  Gründungssudium 
87.  80».  185.  189».  916.  —  Zu- 
stimmung cur  Erridit.  durch  höhe- 
ren Akt  27".  —  In  der  konstitui- 
renden  Versamnil.  30».  138*.  — 
Bei  modernen  Vereinen  u.  Genoss. 
68.  70  V  102«.  112».  —  N.ich  .\uf- 
lösung  889 ».  —  Erfordernisse  681 
bis  82  (s.  QiiJiWl'.  M.).  -  Anfech- 
tung 187  (s.  A.).  —  Rechtsmacht 
u.  Rechtsschranken  der  M.  907». 
221».  228».  234*.  225—80.  281*. 
286».  a»*.  239«.  247«.  253». 
or^s-s.  255.  2.56.  259*.  296». 
.310'  ai2.  .313*.  821.  822».  851. 
853.  862'.  863  ^ 
-  in  R.  G.  z.  g.  H.  351».  5Ü<^ 

I    56Ö.  576.  —  Bei  der  Rhedcrei 

1    351».  359«.  —  Bei  der  A.K.G. 
851».  359*.  489*.  887».  574  575. 

—  Bei  O.H.G.  u.  K.G.  480«. 
527*.  528«.  567.  572».  -  Hei 
Gesellsch.  des  bürg.  R.  112'.  911. 

—  Bei  der  zuföU.  Eigcnihumsge- 
g-emcinsch.  361 ». 

Meinung  einer  V.  F.  689*. 
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Meistcrk.is'.cn  29*.  31».  116*. 

Methode  .iuh».  440. 

Milde  Stiftungen  s.  Stillungen. 

Militärübungen,  schädigende 
7d8*.  806^  915. 

Mio derheits rechte  in  A.  G.;i67. 
678*.  —  Einführung  des  Gerichts 
dabei  268.  —  Das  M.  auf  Berufung 
V.  Gen.  V.  261».  t)()4'-*.  —  Auf 
Ankünd.  des  Berathungsgegenst. 
"IWVi.  —  Auf  Vertagung  der  Ver- 
handlung 269.  —  Auf  Herbdführ. 
von  gerichtl.  Untersuch.  269. 
Auf  Geltendmach.  v.  Ersauanapr. 
270.  —  Auf  Hemmung  v.  Be- 
schlttssfassung  367*.  —  Auf  Bean- 
tragung gerichtl.  Bestell,  v.  Liqui- 
datoren 2(  0*.  575  •.576».  »97*,  — 
Ausübung  der  M.  695*—'. 

—  bei  Gewerkschaften  284. 

—  in  der  A.  K.  G.  ä06*.  527'. 
Ö74*  576*» 

Misch  u  ng  v.  Indindualr*  u.  Socialr. 
s.  I.  u.  S.  —  Von  Privatr.  u.  5ff. 
R.  s.  O.  u.  P. 

Mi -^^^^ rauch  der  K.  Gewalt  o.  K. 
Priv.  756*.  757«.  —  Der  Zustän- 
digkeit 705.  714«.  764.  765*-«.  - 
Der  Amtsgewalt  764*.  767*.  768». 
~  Der  Vertretungsmacht  680. 

MiteigenthuBL  Römisdir.  45*. 
370*.  871.  mK  880*.  488.  — 
Mit  deutschrechtl.  Modif.  371.  379. 
389*.  390*.  —  «Deutschrechtl.«  M. 
45  *.  370*.  —  »Civilr.«u.»handeisr.« 
M.  448. 

—  unrichtig  angenommen  b. 
ehel.  G.  G.  371.  379.  —  H.  G. 
488.  447.  518*.  889^  —  A.  G. 
338*.  839.  —  Gewerksch.  45*.  46*. 

—  Modem.  Verein,  u.  Genoss.  64^ 

—  An  der  Allmende  203'.  213«-*. 
214*.  230*.  231«.  233.  323. 

— .  Umwandlung  in  Eigen- 
ihum  einer  H.  G.  515.  —  Um- 


wand], von  Eigtb.  der  H.  G.  in 
M.  517. 

Mitglied,  letztes  übriges  835 

bis  839.  863*. 
Mitglieder.  Als  Organe  677*, 

685*.  718*.  —  LetiteM.b.  AuflOs. 

836*.  868*.  874.  875«.  879.  892  f. 

-  Ehemalige  M.  877—880*. 
.^93  ^ 

M  i  t  g  Ii  c  d  c  r  V  c  r  s  :i  timii  1  u  n  g. 
Blosses  Organ  »U4'.  Gl 7.  620*. 
678  f.  689.  —  Verwechselungen 
mit  »universitas  ipsa«  616. 618  *-*. 
788*.  745*  758  f.  —  Unterschied 
von  Mitgliedersumme  664*.  — 
M.  als  oberstes  Organ  687. 
770«.  688.  899*.  -  Schranken 
ihrer  Zuständigk.  ^VA).  —  Verh. 
zu  andern  Organen  6tfO*.  691*—«. 

—  M.  im  Grundungsscadium 
135.  —  Im  Zersetzungs- 
Stadium  896*.  899.  ^  Beruf., 
Verhandl.,  Beschlussfass. 
der  M.  664.  679.  680.  682.  — 
S.  Generalversammlung;  Ver> 
Sammlung 

Mitglieder vcr/.eicbniss  6Ö9*. 
723».  811  *.  83S*. 

Mitglic dcrwechsel  58.  bU. 

Mitgliederaahl.  Offene  o.  ge- 
schlossene S89*.  716*.  811*.  - 
Reduktion  auf  eins  885.  889*.  —  ' 
Auf  geringe  Zahl  840. 

Mitgliedschaft  in  K.  93.  94.  104. 
112*.  161.  Mii  814.  — Recht 
auf  Erwerb  oder  BcMbchaltung  der 
M.  186«.  193*.  816»  (s.  isondcr- 
rechte).  —  Klage  auf  Feststellung 
der  M.  oder  KichtnntgHedschaft 
186.  908*.  —  B^irOndung  der  M. 
189  f.  187*-*.  189*.  18&  394. 
237*  ».  238.  241.  242.  277.  280. 
286.  288.  289*.  669».  670«.  671«. 
716.  722.  HU.  814.  894«.  -  Über- 
tragung 242.  277.  286«.  811».  — 
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Ausübung  243—4.  278.  2»7.  - 
Beendigung  186.  230.  :>37  *• 238. 
240'.  242.  277.  281.  284.  'Jm. 
288.  289».  297—8.  »Uil^'.  Ü71«. 
Tl»i.  722.  811.  H14.  mV. 

Pcrsoncnrcchtl.  Wesen  der 
M.  2S6.  —  Vermögensrechtl. 
Einkleidung  der  auf  Antbeile 
gd»a»ten  M.  280—48. 276— a  284. 
8ia  883».  837».  sas 

—  von  V.  P.  in  V.  P.  \:^.  724. 

Miigliedschaftsrechte  u.  Mit- 
gliedschaft sp  fliehten,  rei  nc 
182.  189.  192.  194«.  197».  199. 
21Ü.  222».  230 >  *.  233.  246«.  259. 
261.  268.  278.  276.  279. 282.  316. 
697. 698^  701.  704.  71&  719. 877. 

—  Ak  Bestandthcile  einer  im  (ian- 
xen  sonderrechtlich  gestalteten  Mit- 
gliedschaft 241.  244.  279. 

— ,  sondc  r  recht  liehe  s.Sonderr. 

—  "on  \'.  V.  I.^a.  «34».  723. 
Mittelahcrliche   Doktrin  a'J. 

81».  126».  142».  149.  4S9».  604». 
607*.  616.  620^  738.  743.  762'. 
löö«-«.  758.  7e9»-«.  784*.  826*. 
884*.  8a->* ».  844*.  846*.  852*-*. 
.•sr»7».  858». 
Mittelbare  Staatsbeamte,  -be- 
hörden,  -funktionen  159. 
161 ». 

—  Organe  687. 

Mttteigebilde  zwischen  K.  u. 
Gesellscb.  o.  Gemeinscb. 
Kann  es  nicht  geben  307.  839.  — 

Veru-eri.  in  Theorie  3»-«.  341». 

—  in  Pr.nxis  67*.  —  Annahme 
in  Theorie  2*.  40*.  —  In  Praxis 
:»8.  60  f.  6,5-8.  70-1.  75».  78. 

—  Richtiger  Kern  solcher  An- 
tuhmen  3'.  307.  339. 

Mitwirkung,  höhere  b.  Erricht. 
V.  V.  P.  28f.  137*.  140«.  909.  — 
Bei  ihrer  Verinder.  812»  817«-*. 
819*.  —  Bei  ihrer  Lebensbe- 


thätigung  s.  .Aufsicht.  B.  ihrer 
Auflösung  845».  852.  —  B.  Ord- 
nwnrr  der  k ü nfi igen  Schick  ^.ilc  ihres 
Vermögens  860, 862. 866  ^  .s. ' .  — 
B.  Regulir.  ihres  Nachhisscs  883. 
M.  der  B  e  1 1)  e  i  i  i  g  t  e  n  bei 
staatlicher  Hrrtchtung  o.  Verander, 
von  V.  P.  27.  140".  818*.  870*. 
909.  —  Der  V.  P.  selbst  b. 
ihrer  Umgest-ili.  o.  Auflieb.  Jurch 
höhere  Willcnsmacht  812».  817 ». 
HIH— <).  —  Der  M i t g ! i ede r  al s 
Einzelner  b.  \'ert"ü^.  der  V.  P. 
über  ihren  Bestand  821.  ^A. 
Mobiliareigenschaft  v.  Kuxen 
46.  277. 

Mobil  iargemetnschaft  s. 

Eheliche  M. 
Mobiliarschulden  398«.  402'. 
Monarch  ltL>*.  316».  770-.  811  ». 
Monarchische  Verlassung  v. 

\\  P.  687.  *J88  *.  689 ».  690 691 »  *. 

694.  697 ». 
»Moralische  Person«  der  Natur- 

rechtslehre  61.  98*.  746*. 
Mündel.  J.  P.  als  M.?  626  ^  646. 

646*.  647.  738. 
Mütterl  icher  Niessbrauch  408*. 

—  S.  Beisitz. 
Mutatio  Status  M;i». 
Mutschierung  421». 

Nachfolge  s.  Succession. 
Nachbeaug  »rechte  v.  Aktioniren 
917. 

Nachgründungen  249>.  276*. 

275».  691». 
Nachkommen,   einrückend  in 

R.G.  z.  g.  H.  347».  414.  423. 
Nachlass  s.  Hinterlassenschaft. 
Nachlassregulirung,  sociale 

883-9  a  —  Subfekt  883.  885. 

-  Wesen  884. 
Nachleben  von  V.P.  852.  881  f. 

62 
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892-905.  —  Ende  desselben  900. 

—  Verh.  zur  Nadiwirkuag  der 
R.  G.     g.  H.  905. 

Nachwirkung  ehemaltger  Per* 

Sönlichlceii  13*.  904.  -  Insbes. 
ehemaliger  Verbandspersönlichkeit 
886.  904.  —  Objdnivc  S3n  f.  H86. 
888.  -  Subjeküve  836».  889.  892  f. 

90?. 

—  des  K.sbandeb  b.  theilw,  Auf- 
lösung 903.  —  B.  Ausscheiden  aus 
E.  n.  W.  G.  292.  301  *. 

—  der  personenrechtL  Vet' 
boodenheit  b.  R.  G.  z.  g.  H. 
904.  —  Des  Ehebandes  409*.  417. 
432*.  434.  —  Des  hau«;genosscn- 
schaftl.  Bandes  409*.  421  ^  —  Der 
H.  G.  490.  497.  .'/M.  äHl.  .W).  I 
571.  57<;.  r)9U.  biW.  iKW.  —  B. 
iheilw.  AuÜös.  492.  504.  562. 

Näherrecht  277».  347».  361».  — 

S.  Vorkaufsrecht 
Name  460. -Von  V.P.  146.  $13. 

819*.  828*.  880*.  895.  -  Der 

H.  G.  450. 
Nationalität  der  Seeschüfe  62*. 

347 ». 

Naturrechtslchrcr  51.  65.  98". 

100.  616.  618.  744.  745*'». 
Nebenintervention  des  Mitgl. 

im  Process  der  K.  217».  248». 

267*.  291*.  919.  —  Des  H.  G.ers 

im  Process  der  H.  G.  465*.  585. 
Negative  Werthantheile  '499— 

501.  502».  504.  522. 
Negatorienklage  217».  916.  — 

Gegen  V.  P.  790*.  796  V 
Negotiorum  gestio,  angebl.  b. 

Schlüsselgewalt  384». 
Nichtige  Ehe  375. 
Nichtigkeit  s.  Ungültigkeit 
Nichtwissen  von  V.  P.  627.739*. 

—  Von  H.  G.  585.  600. 

N  iessbrauc  h  196*.  920.— Deutsch- 
rechtl.  s.  Beisttz,  Ldbcucht. 


Normativbestiramungen  30. 

Notare  768*.  798*. 
Notenprivileg  788.  813*. 
Novation  b.  H.  G.  Schuld  ^\ 
Nützliche  Verwendung  fiir 

künftige  V.  P.  127'. 
Nullantheile  406*.  498V  .'>()1. 
NutzuMgs.intheile  b.   R.  G.  z. 

g.  H.  3.52'.  357*. 
Nulzungsgemeinden  212.  213'. 

—  S.  Agrargenoss. 
Nutzungsrecht  Am  Gemeinland 

s.  AUmendnutJE.  ^  Bei  R.  G.  s. 

g.  H.  352.  361 ».  -  Bei  ehel.  G.  G. 

888.  —  Bei  fortges.  Hausgemein- 
schaft 408'.  418.  420.  422.  430. 

432».  433«. 
—  als  Bestandtheil  der  ehe!. 

Errungenschaftsgemeinsch. 

878*. 


Oberhaupt  v.  V.  P.  s.  Haupt. 

Oberstes  Organ  687.  692».  694. 
698».  770«.  -  Ist  blos  Organ  689. 

—  Schranken  der  Zuständigk.  des 
O.  O.  690.  764-.  —  Vernnitliung 
f.  seine  Zust.lndii;k.  691.  —  Ver- 
fass.  ohne  O.  O.  689.  —  O.  O.  nach 
AuHös.  896«.  899». 

Obervormundschaft  145*.  — 

Haftung  f.  Versehen  798*.  799. 
-  über  V.  P.  608*.  643-a 
O  b  j  e  k  t  i  V  e  E  i  nhei 1 456.  468. 886. 

—  S.  Sonde rvemiögen. 
Objektive  Gebundenheit  als 

Rückstand  einer  V.  P.  836  t.  8861. 

—  Durch  Konkurs  902. 
Objektives  Recht  s.  Recht. 
ObligationenrechtErschöpftdie 

Willensgebundcnh.  b.  emfadier 
Gemeinsch.  349.  3S0*.  -  Social- 
rechtl.  Umbildung  des  0. 383-a 
723.  808;  s.  Sonderrechtsverb.  — 
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Pcrsoncnrcchtl.  Umbildung  durch 
gcsammtc  Hand  JUil. 45r>  471  i\3i(. 

Obrigkeitliches  Ansehen  ein- 
wirkend auf  Amtszustindigk.  ICAi, 

Observanz  GG^  70».  200'.  202'. 
206«.  210. 213».223».225«.227»-«. 
SS8*  SS9*  SS4*.  678w  106*. 

öffentliche  Abgaben  im.  IHK 

Ida 

—  Amter  Ifi©. 

—  Angelegenheilen  161.  — 
S.  Vereine. 

—  Anlagen  791.  7W-. 

—  Anstalten  IGl*.  IG».  «20 ».  846». 
850«.  862*.  86a  918. 

—  Beamte  159.  168.  795*- 

—  Behörden  161.  168.  787* 

—  Dienste  198. 

—  Einrichtungen  798. 

—  FIflsse  194>.  789*.  91&. 

—  Genossenschaften  908.  — 
S.  Ö.  K. 

—  Körperschaften.  Begriff  157. 
166.  657».  90rt.  -  Weiterer  u. 
engerer  138f.  —  'I  Ik  I  a  cke  durch- 
geführter 168.  —  ivLciii  der  ö.  K. 
Sa  88>.  151.  167.  166  f.  184. 
»2«.  2a&  815«.  884.  684*  685^ 
616.  668.  665.  666'.  667.  668'. 
669»-«.  661  »-».665. 668. 688. 724  • 
726«.  735«-*.  771».  773.  78^.  VM.  | 
814*.  817.  818*.  836.  847.  84a 
8GU.  8Gö.  874.  912-3. 

—  Korporationen  im  obrigkeill. 
Staat  9()  1.  W.  159.  913. 

—  Machtmittel.  Rechtswidrige 
Verwend.  o.  Nichtverwend.  794  f. 

^  Rechte  u.  Pflichten  168. 
182  f.  —  Von  Privatrechts-K.  16a 
-  Von  H.  G.  mK  660.  667.  - 
In  privatrechtl. Gewände  160.868'. 
855'.  s.'t; 

—  S a  c  h  e  n  mi  G  c  m e  i  n  g  e  b  r  a u  ch 
194».  200.  315.  781^'.  1+15.  — 
Haftung  des  St.  o.  d.  Gemeinde! 


aus  Nichtinstandhaltung  791.  799». 
—  Privntreclitc  m  Ö.  S.  193«. 

öffentliches  Interesse  653 — 4. 
656.  -  Walu'unfT  !?c^en  K.  645. 
653*. 846  f.  -  Wahrung  anK.646». 

öffentliches  Recht  182.  184. 
610*.  Verh.  xum  Staatsrecht 
157f.  —  Verb,  sam  Privatrecht 
142.  165f.  179*.  811.  d40*.794f. 
804 ».  911,  912.  —  Mischung  mit 
Pnv  urecht  189.  191  i  m.  ,35, 
315*.  316».  317».  334.  336»-*. 

Öffentliche  Strasse  193«.  791». 
915. 

^  Ve  r bände  171.  658V  913. 

—  Versteigerung  519».  573». 
798».  899 900*. 

—  Vertrauenspersonen  798*. 
768*. 

Wc^e  200.  216'.  217». 
Offeatlichrechtliche  Be« 
schränkungen    und  Bela- 
stungen des  Grundetijentli.  UU'. 

—  Handlunp;en.  Durch  Vertragi- 
schlüssc  7HG.       Ah  Delikte  795. 

—  V.  P.  ohne  J.  P.  171.  733«. 
Örtliche  Zustindigkeitsver- 

theilung  698*. 
österreichisches  Recht  8a 

85»  ».  87«.    142«.  968«.  262*. 

268«-«.  2m*.    277'-».  284*  *. 

285».  28G-3<")n  .'^77  *.  m  407*. 

515^.   611  ».  G14>.  tili«*.  i;25  *. 

628'.  651«.  655».  770  V  77»;». 

780 '  -  •.  im  «.  797  «-».  8Ü0  K  8  >2«. 

im  \  807    859 «.  882  '-«.  H87  ». 

888».  898»-*.  896-901  N.  903*. 
Offene  Handelsgesellschaft 

Geschichte8e0».a6Sr».857*-*- 

Theorien  Aber  ihre  Natur  50. 

437   419.  910.  -  Praxis  50.  437 

bis  49.  —  Keine  J.  P.  48.  437. 

464.  466.  —  Aber  R.  G.  r.  g.  H. 

357  «.  435.  466.  —  Keine  blosse 

obligaiionenr.  Societat   437.  — 
62* 
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Keine  blosse  »Hattungsart«  439. 
443 f.  --  Wirk!.  »Gesellschaft« 
442—4.  44(; —  Verh.  innerer 
u.  äusserer  Seite  445  f.  —  Per- 
sonenrechll.  Band  4b3.  469.  — 
Vermögenseinheit  4öO.  —  Ver- 
tragsgrundlage  46& 
Errichtung  47a 478*.  -  Ge- 
sellschaftsvertrag  410.  471*.  — 
Existenzbeginn  471.  —  Ver- 
hnde  r.  478.  —  Auflösung 
479.  484.  Thfilw.  Auflös.  475». 
491.  —  Uniwaiidlung  in  A.  G. 
554*.  -    Liquid.  571. 

R.  V,  am  Vermögen  49ü. 
fi06.  518.  919.  —  Personen- 
rechtl.  Verh.  61^584.  -  Son- 
dersph&ren  gqgeirikber  derGe- 
meinsphäre  497.  507.  526.  535. 
-~  Haftungsverhältn.  542*. 
55ß.  —  Bildung  und  Ausführung 
des  Gesel  Isch  Ji  fts  wi  11  ens  566. 
■ —  Besclilusslass.  5<37.  r)72. —  Ge- 
schäftsführung Ö6Ö.  572.  —  Ver- 
tretung 587* G.er  als  Prokurist 
Sbß*.  ^  Eidesleistung  600. 
Offene  Mitgliederzahl  289^ 
Omissivdelikte  von  V.  P.  7r)6*. 
75«'.  7^4  ^  789».  790—2 

N.  793».  79«  ^  799. 
Orden,  geistliche  177«.  609». 

77«».  845».  Hü«».  914. 
Ordnung,  s.  Lebensordnung,  Rang- 

ordn.,  Recht 
Or  d  nu  D  gss  tr  a  fen  gegenV.P.  698*. 
788*.  —  Gegen  Organe  661».  783. 
889*.  —  Gegen  Mitglieder  ♦i62'. 
Organe  von  V.  P.  614f.  —  Be- 
griff 615.  —  In  Gesetzen  614». 
-  In  der  Praxis  106.  615». 
Socialrcchtl.  Wesen  614.  623. 
624.  —  Irrige  individualrechtl. 
Konstruict.  618.  626*.  —  Miss- 
brauch des  Begriffs  b.  R.G.  x.  g.  H. 
«02.  384«.  Ö91*.  616».  -  Verh. 


xur  Stell  Vertretung  106.  6a3l. 
762*.  —  O.  V.  Anstalten  u. 
Stiftungen  629.680.  -  Bestand 
ohne  O.  H34. 

W  o !  1  c  n  u.  Handeln  der  V.  P. 
durch  O.  672  f.  —  Lnilang  der 
DarsteUbarkeh  der  V.  P.  durch  O. 
688f.  O.  im  Process  788f.  — 
Verschulden  der  O.  ab  eigenes 
der  V.P.  74«»  753.  758f. 

O.  als  Rechtsinstitute  678. 
716»-*.  811'.  814.  898.  — 
Bildung  der  O.  Ü74.  «11.  814. 
898.  —  Staail.  Milwirk.  65«'.  — 
Staail.  Beruf,  u.  Abberuf.  665.  — 
Legitim.67&->  Trägerschaft 
676.  —  Funktionen  686.  768f. 
814.  —  SuatL  Zwang  gegen  O. 
611.  —  StaatL  Ersat«  ihrer  Funk- 
tionen  664  f. 

Haupt-  II.  Ncben-O.  686.  — 
Unniittclb.  u.  niittelb.  O.  687.  — 
Ober  s  le  sÜ.  fittT. ;  s.Ob.O.—  O.  im 
Gründungsstadium  1361.  — * 
Im  Auflösungsstadium  686 
bis  900. -Im Konkurse  906*->. 

V.  P.  als  0. 156. 167.  642^  688. 
724.  -  O.  V  o  n  V.  P.  als  O.  höherer 
V.P.  6H3^  -  O.  als  Organ - 
Personen  ohne  J.P.  172 f.  688. 
733«. 

Organ bildung  im  Heclussimie 675. 

Organfunktion.  Unterscheidung 
der  O.  von  sonstigem  meoschl. 
Handeb  684.  -  Redid.  Be- 
grenrang  685.  —  Suspension  wegen 
InteressenkolUsion  710.  —  Wirk- 
same O.  trotz  soldicr  711.  ~  O. 
als  solche  berührt  das  Individuunj 
als  solches  nicht  712.  76«.  769.  — 
O.  von  V.  P.  724. 

Organisation  als  Keniueichen 
der  V.P.  41.  44.  67.  68.  70.  71. 
74*.  614. 911.  -  Herstellung  1S2. 
-  Veränderung  674.  811*. 
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814.  _  Wesen  ß22.  673.  - 
Mannichfahigk.  686  f.  —  O.  ohne 
J.  P.  170.  683.  —  O.  komplexer 
Organe  678-83.  —  O.  im  Grün- 
dungsstadiuni  135.  —  Nach  der 
Auflösung  8i>5.  —  Schrfiibare  O. 
bei  R.  G.  z.  g.  H.  351. 

Organische  Rückstände  von 
V.  P.  864.  88a  886. 

Organischer  Zusammenhang 
von  Rechtssubjekten  176  f.  734. 

Organische  Verbundenheit 

uirksan\  im  R.  340.  355.  373*. 

416*.  417.  438.— S.  Pcrsonenr.V. 
Organismus,    natürlicher  u. 

socialer  10.  23.  24.  114.  136». 

615.  707*.  775.  825  ^  m.  864. 
-  ,  socialer  10.12.  —  Werden  25 f. 

121  f.  136».    Rechtl.  Ausgestaltung 

176.  615.  623.  673.  707*.  7(»f. 

7 16  f.  724.  73a  758«.  766».  775.- 

Socialer  O.  ohne  rechtl.  Ausgesult. 

804.  -  Vikariiren  des  höhere»)  O. 

für  den  eingegliederten  O.  664. 

—  Zusammenhänge  der  socialen 
O.  H67f.  -  Vcr.lnder.  716.  811  ^ 
814.  -  Zersiöruiig  m\.  xVJ. 
mx  —  Zersetzung  SH4.  Hl».").  1. 
Transfusion  ihrer  Hlenitiuc  864. 
870. 

Organmaßigesu.  individuelles 
Handeln  701-4.  768—«. 

Organpersönlichkeit  174.  683. 
738». 

Organ  Stellung.  Recht  auf  0.187. 
192V  2:i8.  274.  275*.  675.  817'. 

—  Berufung  zu  u.  Abberufung 
aus  (V  1S7.  674.  708».  716.  722. 
724.  811.  «*7. 

Orj^  an  t  r  n  gersc  ha  fl  <>76  t.  — 
Von  Kinzelpcrsonen  150.  677.  «iHl 


V  organisirten  Pcrsoneneinlieiten 
6H4.  —  Von  J.  l\  68.>.  724. 
Voraussetz.  708*.  —  Anford. 
709.  —  Interessenkollision  7ia  — 
Ehemalige  O.  195>.  288.  878*. 
Organsustftndigkcit  s.  Zustän- 
digkeit. 

Ortskrankenkassen  32;  s.  Kran- 
kenkassen. 
Ortskrankenkassenverbände 

827*. 

Ortsstatut  206«.  668». 


739.  742. 


V,  kollektiven  Per- 


soncneiniiciicn  677.  742.  8i)7  *.  — 


P.icia  de  consiiluendo  l  iO. 
Parochie  s.  Pfarrgenicinde, 
Parieilahigkeil  der  V.  P.  788. 
'  —  Modemer  Vereine  u.  Gen oss. 

56.  S9».  60*.  6».  66».  68«.  7a  72«. 

78«.  84.  106«.  «11«.  738».  911. 

—  P.im  öffentlichr.  Strciiverf. 

-der  n.  G.  592.  —  Der  Rhe- 

derei  360*. 
Partikuläre  Ü.G.  377.  37HV  a9<)^ 

mr  3W.  402.   401.   40<i.  - 

.S.  l'heliche  Errungenschaftsgetu,, 

Hhel.  Mobiliargem. 
Passivsaldo   499«.  501».  «W«. 

522.  565. 
Patentrechts.  Erfinderrecht. 

Patrimonialrechte  ISa  856«. 

856. 

Patronatrecht  150«.  829\  «56». 

Persönlich  haftende  Gesell- 
schaft e  r  453. 542».  547 ».  55.'».  587. 
—  Der  K.G.  482*.  561».  55ri. 
P.  h.  G.er  der  A.  K.  G.  insbcs. 
Personenr.  Stellung  455.  48:i  ■')28. 
529'.  576*.  —  Als  Gründer  476*. 
f,-,;i  „  Als  Principaliräger  574'. 
r,7r».  576='.  579.  —  Als  Vorsteher 
576.  578.  —  Antheile  461.  505. 
511*.  527«.  585.  -  Pflichten  n. 
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aussen  55<>.  —  Soiidcrrcchtsv.5.*M*. 

—  Hnftung  r>51    hlM*.  555. 
Persönlichkeit  22 f.  615. 

809.  «31.—  Recht  auf  P.  28.  Kil 

—  Unvolliiünimenc  o.  relative  P. 
169  f.  —  Socialrccbil.  P.  171.  - 
Oifentltchrecht].  P.  171.  783*.  - 
Organ-P.  174.  —  Erloschen  u. 
Nachwirken  der  P.  885  f.  -  Auf- 
nahme erloschener  P.  864.  865. 

—  Fortföhning  88(5. 893.  —  Rechte 
u.  PHichtcn,  die  mit  der  P.  unter- 
gehen Höf». 

Persona  licta  s.  l-ingirie  Person. 

Personalgcmeinschaft  s.  Per- 
sonenrechtliche G. 

Personalgenossenschaft  286. 

Personeneinheit  b.  R,  G.  z.  g.  H. 
348.  350.  370».  436.  443.  464.  494. 

—  Mit  fungibeln  Trägern  347 

—  Kaufmann.  AM).  450.  —  Für 
einen  einzelnen  vcrmdgensr.  Zweck 
358.  —  •■Ms  blosses  Gedanken- 
element S59.  —  Fortbestehende 
P.  nach  Auflösting  der  Gesell- 
schaft 488.  —  S.  Ehepaar,  H.  G. 

Bei  der  H.  G.  insbesondere 
.524.  —  Ancrk.  in  Praxis 
464  — Ix  —  Re.ilit.u  4<i<r.  —  Nicht 
AusHusb  sondern  (irund  der  \'cr- 
niögenseinlicil  467.— P.  als  Kechis- 
subj.  492.  513  f.  551  f.  —  In  R.  V., 
deren  Inhalt  die  Verbundenh. 
selbst  ist  fiS3-9.  6Ga  —  Hins, 
der  Verm&gen^gemeinsch.  529  f.  — 
Nicht  gegenöberstellbar  ihren 
Theilhabcrn  523.  ö^il).  —  Gegen- 
überstcllbar  529.  530.  570.  - 
AuJlosbar  in  ihre  Theühaber  533. 

—  Nicht  auflösbar  öM).  —  Dar- 
stellung nach  innen  531.  565. 
570.  573*-^,  —  Nach  aussen  541. 
üHO.  990.  591. 

Verwechslung  v.  P.  u.  Ge- 
sammtpersdnlichk.  6*.  «»7*. 


Pcrsonengesammtheits* 

t  he  or  i  e  6*. 
Pcrsoneninbegri ffe  als  Organe 

678. 

P er s o  n  c  u  ni  c h  r  h  e  i t ,  v  c  r  b  u n - 
dene  u.  unverbundene  343. 
344.  348.  360*.  366.  37a  417. 
438*.  468.  40a  465.  494.  51& 
617.  ölX  )  5!  »7  —  S.  Ehepaar,  H.G. 

— ,  verbundene  u.  anders  ver- 
bundene 443*.  468.  494.  Ö16*. 
517.  527.  540.  552*.  582». 

Personen  rechte.  Rechte  an 
der  eignen  Person  146f.  165*. 
316.  458^  797.  819  f.  847.  849  f. 
856.  —  Rechte  an  fremder 
Person  462.  666.  816.  860.  866; 
s.  Familienrechte.  —  Rechte  v. 
G esammt Personen  an  ihren 
(j1  ied personc n  u.  von  Glied- 
pcr.soncn  an  ihren  Gcsanimi- 
personen  165.  286.  315.  452'. 
672.  675».  718.  817 f.  851.  856.— 
Staatl.  Körperschaftshoh.  u.  kör> 
perschaftl.  Selbstverwaltungsr.  als 
P.  673.  817  f.  851.  —  P.  aufge> 
löster  V.  P.  893.  894.  —  Ver- 
knüpfung  von  individualr. 
u.  social  recht  l.  P.  316.  722.— 
V  c  r  ni  ög  en  srecht  I.  Einklei- 
dung von  Personcnrcchien  241. 
276. 

Personenrechtliche  Gemein- 
schaf 1 34S  f.  -  W  e  s  en  365. 665. 
—  Essentiell  u.  mal^ebend  b*  R.G. 

z.  g.  H.  343.  a50.  35.3.  356.  372. 
407.  —  Das  Band  nach  aussen 
350.  452.  ,589.  591.  592.  -  Nach 
innen  350.  453.  565.  —  Umbil- 
cicnüc  Einwirkung  der  P.  G.  auf 
Sachenrecht!.  Gemeinschaftsverli. 
354. 456.— Auf  oblij^ationenrechtl. 
Gemeinschaftsverh.  354.  456. 
P.  G.  kraft  Familienrechts 
356,  372,  —  Kraft  Vertrages 
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:mK  357.  436.  -  Für  Ver- 
mögens zw  ecke  43t».  -  Sekun- 
däre m  m 

P.  G.  bei  der  Rhederei  859. 
~B.  sachenrechtI.Gcmcinsch. 
'diSOK  —  Eigenthumsgemein- 

scha  fi  3*j1  *.  —  Erbcngcmein- 

schaft  361'. —  Fordcrungs- 
u.  S  c  h  u  JJ  IT  t    e  i  n  s  c  h  a  f  t  361 

—  Ehe  :j2<A  —  F  o  r  t  g  e  s.  H  a  u  s- 
gejucinsch.  4ü7.  417.  —  H.  G. 
436.  460-5.  524 565.  568. 

Personenrechtliche  Gesell- 
schaft m.  m:  m.  450-5. 

m.  5sM.  565. 

Personenreclitliche  Haf- 
tungsver haltnisse  453.  003*. 

Personenrechtl  jche  Herr- 
schaft 354.  372.  408.  451  *.  ^i03. 

—  Umbildeade  Einwirkung  von 
P,  H.  auf  Vermögensrechte  864 K 
87».  4H»K 

Personenrechtlicher  Vertrag 
b.  Vereinbarung  von  ehel.  G.  G. 
37r..  -  B.  Errichtung  v.  H.  G. 
13*K  —  B.  Ein-  11.  Ausgliederung 
inK.7L!2.  -  In  obiigatiouenrechll. 
Gewände  004*. 

Personenrechtliches  Band  s. 
P.  Gemeinschaft,  P.  Gesellschaft. 

Personenrechtliche  Succes- 
sion  876w 

Personenrechtliche  Umbil- 
dung dos  \' c  rniögensrechts 
durch  KörperschaUsrecht  ;il7  f. 
liS^Ü.  —  Durch  gesamnite  Hand 

353.  —   Duxch  Hcrrschaftsrechi 

354.  372.  406. 
Personenrechtliche  Verhält* 

niss'e  kraft  Nachwirkung 
von  V,P,  889.  891.  893 f.  902. 
Personenrechtliche  Ver- 
tretungsverhältnisse 451*. 
453.  ÖÜ3'.  —  Ü.  Venretung. 


Personen  rechtliche  Zu- 
sammenhange zwischen  wcij- 
laiicnücn  V.  P.  u.  succedircndci» 
Personen  8Ö9.  8641. 

P ers 0 nenroll e ,  mehrfache  Einer 
Person  469. 

Personenrollentheorie  7*. 

Personenwechsel  als  un- 
wesenil.  VerLindcr.  in  K.  47S. 
811.81»;'-».  -  P.  in  R.  G.  z.  g.  H. 
317'.  353».  41f,.  477  -84.  —  Als 
wesenil.  Veränder.  347'.  4U»^ 
417.  48a  488.  488.  —  Als  un- 
wesentl.  347  ^368*.  45&  488. 
484. 

Personifikationstheorie  7*. 

908. 

Pfändung  V.  Mitgliedschaften 
in  K.  277».  278*-».  284  ♦  •  288». 
2H7'.  —  V.  Rechlea  aus  iMil- 
g liedschaft  228.  236».  240*. 
386«.  290^  —  V.  Antheilen 
beiehel.G.G.379*.  —  V.  Kindes- 
antheilen  b.  fortges.  G.  G.  433*. 
—  V.  Theilhaberschaften  an 
A.K.G.  51V.  —  V.  Antheilen 
eines  H.  G.ers  .j08».  511«. 

Pfännerschaftcn  239«. 

Pl  anubestellung    von    H.  G.er 
für  H.G.  541«.  (557«). 

Pfandgericht  763*.  m\ 

Pfandrechte.  Geltendmach.  b. 
H.G.  541«  544»-«. 

Pfarrgemeinden  160*.  834^ 
K4ü^  ^^68». 

Ptarrgut  196'.. 671». 

Pilichnhcilsrechte  377'.  393«. 
411 i2b  ^  429*. 

Pfründe  als  J.P.  8B6«. 

Pfrfindenrechte  196*.  731*. 

Pia  Corpora,  Piae  causae,  s. 
Stiftungen. 

Politische  Rechte  161. 

Politische  Körperschaften 
147«.  172. 
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Polizei.  Eingriffe  in  Privatrechte 
113 lÜL  aii.  aiä.  —  Recht- 
mäßige Eingriffe  HÖH*.  —  Ver- 
säumnisse 799*.  —  Rechte  gegen 
Vereine  im  777«.  lüiL  7&i  \  SIL 

Polizeistaat  öQi  fi4f>'.  (>52*.  655. 
ßÜL  833.  bllL 

Pollicitation  727'. 

Postanstalt  H(te>*.  HDft^ 

Präsumtion  s.  Vermuthung. 

Präventive  Aufsicht  s.  Vor- 
beugende A. 

Praxis  L  14.  381.  47t.  5«f.  105f. 
14L  ISÖf.  24<i  'ML  ML  a2L  342. 
mL  431.  462—«.  IM.  liUL  125. 
ÖÖ4.  im 

Praxis  des  Reichsgerichts  38. 
30.  42.  44.  4Ü.  46».  47».  4ä.  49» 
ÖLL  53*.  54!.  57-9.  78''».  25L 
m  LLÜL  122*.  1231.  124'.  127«. 
l2iLL  1321.  133» 
13Ii.  14;{».  14Ü1 
l^iiL  IML  läü— 61.  Ifi3^  164«-'. 
lülL  1211  II2L1I  173'.  ilüi. 


134JL  135'-«. 
146«.  147-9. 


17H'.  179'-«.  181  «.  184''-».  1Ö5» 
186«.  likÜ.  mi.  193-L  203».  2(iL 
208'.  914'  225«.  226'.  228.  2.37  *. 
239  ».2431  244'.  24ii'  ».24I».24iiL 
260*.  251 «.  253».  2i25*' '.  258«.  259*. 
26H'.  270».  27r.  2221  275'. 
279*.  282*.  284«.  205»  -'.  288*. 
201*«.  292'.  2931  *>j95'-».  m± 
300«-\»3ÖLL=l  3ü2i  308'-*. 
305*.  310'  ».  3141  323».  324_L 
328'-*.  33L  33ti'-*.  rtäl 
354  '.363  ».  3Ö4'-  320. 321. 375'  -  '1 
378'-*.  382«.  383*'l  3851  38ül 
387 '■  3Iill  393'.  325'.  3981 
399*  '.  MM^K  409*.  4151  417  \ 
419'.  420».  4l>2-.  42fi  *• '.  428'. 
42Ü1  433  *.  437  *.  444  *.  444il  4501 
452-2.  lfi3-6.  42Ö.  473».  4241 
476'.  478-80.  421 492  4331 
497*.  502».  51iL!  5iai  515». 
516 '.  518*-«.  512'.  5221'.  531 


bis  iL  5451  54ii^- '.  5iK>l  5531 
555*.*.  .55(;-62.   5Ü21  572—3. 
581 583*.  584  -  93.  .^95-r;og 
605".  ÖÜ21  ßläl  dllil  617»-« 
621».  mi  K  624».  629». 
fi3fiV  6fl<i  '■   6321  Ü4ÜL  6411 
653'.  668«.  fi211».  673».  675«-». 
678*.    0221    mL  685».  Üödl 
6881.  fiaoi  ii211  IÖ21  703'-». 
706».  211:  '.  1121  727».  728'. 
1321  733'-«.  735*.  736*.  7.SXV 
739«.  740».  2421  254. 759. 760'-» 
761-3.  2651  229*.  783».  Iö4. 
786«-».    IMi-.    790*.  I21!ill 
797«-»  798».  2221  ÖÜll  H07« 
808'.  813'-«.  821  r  825«.  82H ' 
H->'.>  \    Mll».   Ö43.    H.'^6'.   8  ;2  *■ 
Ö22I  Ö2ai  imil  Ö2äl  885*'». 
82Q»'».  821'  ».  894*.  8iHi'.  896«. 
899      iKX)«.  9Q.S  *•  »■  909—920. 
—  des  ehe  mal.  Reichsober- 
handelsgerichts 32.421451 
40.  511  521  53».  71—2.  21il 
221-  102—3.  104'.  106«.  108». 
124«.  125*.  127«-».  129*'*.  130*. 
131».  133».   137''.  1:1^  164». 
181«.  ISÜ'-ill  187'-».  237».  239». 
243—63.  270-  3.  i?75'.  279».  285». 

290«.  291».  292«.  29.S' 
222*.  mV.  310'  ».  32ül  329*. 
3321  3421  3511  359».  *>3». 
364  ••.  387».  399*.  4flül  4ü21 
41Ä1  41fi'.  417».  4mi  419'-*. 
42Ö*  *  «.  4221  4^  424«.  444 
bis  4fL  44H  >.  4.^)-l.  m  K  156  bis 
fia  463-6.  470-92.  42dl  5Ü11 
504 '.  507».  5081  5131  515». 
518*.  522'-».  524».  5251  531 
bis  46.  5.51-64.  567  *.  569  »  ♦. 
.^71 -.L  579  -603.  605».  606*. 
61.-)'.  617'-*.  622«.  623».  624'  ». 
625*.  628'.  629'.  639«.  640«. 
6241  ß2fil  li281 <M1  iÄil 
6201  1021  703».  704'-'.  712*. 
228  1   73;J«.  734  *.  742*.  142*. 
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751«.  IfilA   777^   783«.  784«. 

78*>«.  79Q»-'.  7th>'.  7J»3*.  IMt 

mi  *.  815*.  a2ü  82*il  84P. 

8<kV.  877«.  m\  »93». 

894«.  Ö9fi'.  899 y  900«.  901  *. 

—  des  ehemal.  Preuss.Obertri- 
bunals  zu  Berlin  39".  4fi » 
4ÖL54«.  öäimifi».  78«  V  lÜll 
IDSL  105- im  1201,  122«-». 
1^4 ^.  liÄ*».  130«.  la^  133«. 
IML  IMl  149«.  164«. 

iiiimi  186»-«.  mal  194*  '. 

195i.  196».  197«.  199».  200»-". 
201    ^  204  t>1fS>.  218*  «. 

219».  220».  224«.  23H»-«  255*. 
2221  277«.  278«.  28Q1  282*-«. 
283».  285«-«.  32iil  ^54».  364«. 

3ßai  370».  am  aiai  382 >:a 

383«.  3841  3861  390». 
3951  398'  ».  401 '  «.  4031  412«. 
Üäl  lisi-  419'  \  421^  ».  422«. 
423».  42il  425».  4261  427». 
428»-«.  4311  433».  434«.  470«. 
4Iiil  rilil  572».  588«.  6(Mil 
641'.  6iäil  671».  6I2'  680*. 
102'.  703».  IUI  I4ai  749 '-«. 
IM.  IMl  IM'.  759«.  Itill  783». 
784 ^  m:  ».  791  «-».  1921  796«. 
797».  m'.  814'.  838'  ».  841'. 
846  »■  872*.  901 
~  des  ehemal.  O.  .A.G.  zu  Berlin 
69".  143»  201«.  2041  211«-». 
2mi  21fil  22ai  2441  2641 
3491  MIl  filfil  622«.  IHIL 

—  Preussischer  Gerichte  141 
203».    212*.  213».  285«.  401«. 
815».  -  Des  Trib.  z.  Königsb. 
255*.  -  Des  K.  G.  z.  Berlin  553'. 

—  Des  St.  G.  2.  Berlin  599 ^  - 
Des  A.  G.  Naumburg  421  48». 
11121  4fai  515«.  bmL  600».  - 
Des  O.  L.  G.  Naumburg  48».  (iDÜ»- ». 

—  Des  A.  G.  Magdeb.  192».  — 
Des  A.  G.  Hamm  5:^1 »  532*. 


841'.  901  ^  -  Des  A.  G.  Anis- 
berg 401 ».  -  Des  Kr.  G.  Duis- 
burg 88äl  -  Des  A.  G.  Köln 
164«.  588».  600»   -  Des 

Komp.  Konfl.  G.  fcL  200»,  2M^'\ 

-  Des  O.  V.  G.  im*. 

—  des  chemal.  O.  .\. G.  z.  Celle 

4ai  mi  laoi  143».  201»  ». 

226«.  314 '.  322«.  323».  34ä '.  354) ». 
3H41  391».  399«.  416».  418».  419'. 
4-^2'.  äiläl  621 «.  738».  I4iLl 
ISO.  1541  769«.  784».  Ilfil  H>i>». 
8(n  K  —  Des  Trib.  z.  CeHe 

-  Des  A.  G.  z.  Celle  IL  76». 
125*.  172*-«.  174*.  2021  228, 
348'.  355  *  856».  a4IL  605». 
I4ai  751».  1541  Hill  7701 
790«.  791 «.  793».  —  Des  O.  L.  G. 
z.  Celle  48».  1881  1911  20411 
224».  4031  4661  5991  fiüOi  ». 
742«.  827».  ödai  —  Hannov. 
Gerichte  überhaupt  211  K  787«. 

—  des  chemal,  O.  A.  G.  z,  Kiel 
216».  383«.  419'.  428^  790*. 
8QL  808«.  —  DesÜ.  L.G.z,  Kiel 
1811  195*  '.  3341  33iil  3541 
463».  594».  599»  ÜÜOI  912 

—  des  ehemal.  O.  .\.  G.  z.  Gasse  l 
54».  59».  63.  6til  196».  2(>8'. 
215'-V  217».  2191  22L  281». 
3141 322».  323*.  äiiil  <i<Hr. 
I2ül  753«.  161 '.  282 '.  790  *  799«. 
aOQ'.  866».  871*.  82äl  -  Des 
O.  L.  G.  zu  Cassel  594 '.  601». 

—  des  ehemal.  O.  A.  G,  Wies- 
baden 68  f.  122».  123*  1261 
lM121äL  219«.  354'.  38414211 
670*.  716«.  2291  791'.  ^P^K  — 
Sonstiger  Nassauischcr  Ge- 
richte 62.  .^99  ^ 

des  obersten  Gerichtsh,  z. 
München  4ai  73-5.  85*.  86*. 
102».  106«.  llül  IUI  1251 12Ü1 
130».   143».   172».    173\  18<11 
I     184».    19:>'.   198».   2<»4'  209». 
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21 P. 
235«. 


^^lA»  217 


370».  374 


220'. 
376«.  382». 


mt ».  a«öi  398 ».  40:r.  42U'.  -131 ». 
444«.44itiL  it22'.  48U».  üiJtiL(jÜl«. 
tf06*.  Hl«'.  G12«.  ß2;il  624'.  imL 


iLSL  läÜi  lül HA*.  766 767 ». 
789».  790*.  791  792  K  801«.  h36*, 
iHt3*.  914.  -Sonstiger  Bayr.  Ge- 
richte 4H1  ihL  102*.  126'.  479*. 
532  \  fi33  568«.  5H9 Ö98«. 
ä99_L  761  >.  IIüL  787 796*. 
—  des  chomal.O.A.G.  z.  Dresden 
4iÜ  42i  4ft»  4ai  59«.  tklL 
76-7.  iül  143!=ii  197*. 


470«. 

:)33». 

594i. 
728«. 
799«. 


4M  * 

547». 

59ai 


485».  531».  532*. 
549«.   553*,  566 


60P.   ÖütL!.  ß2ü 


mi  753«.  761 «.  IIü^  lÖLL 


—  Des  A.  G.  z.  Dresden 
600».  —  Des  O.  L.  G.  z. 
Dresden  297 ».323".  841«.  843*. 


-  des  c h e m a L  Ü.  T r.  z.  Stutt- 
gart 39*.  59«.  ÜL  ÖIrL  144*. 
Iü2i.  IMl.  lil2L  198«.  liidL 
2UaL  ;iQiL  2(KiL  215»-«.  M)i 
ÄiüL  229^  23JA  234«  »  *.  32aL 
370^.  dUL  381 ».  3S^  39<M.  393 ^ 

:i96 ».  39b  ^.  iil » .  Hü äaa  :>4o^- 

Ml^-^  —  Des  O.  L.  G.  z.  Stutt- 
gart i^L  801».  m 

-  des  chenial.  Ü.  iL G.  z.  Mann- 
heim 59«.  Mi  liiüi.  187» 
2Üil  209*.  21^368».  Siiil  Hill 
lÜLL  lüLL  29:>i  8(J1«:  -  Des 
Ü.L.G.  z.  Karlsruhe  296*.  — 
Des  Bad.  Verw.  G.  39*.  iüi  885». 

-des  ehemal.  O.  A,G.  z.  Darni- 
stadt  iaL  aäl  H2.  143».  IMl 
IML  2001  2Ü4A  2ü8'-».  211»-». 
)*lhL  217».21üL21ili220».23äl 

3511 3<i9i  am  aiiiL  aiiLL  imiL 

aiiiL  iMi.  a^Jlil  iMl  3Ö4LL  ;i87 «. 
3931  4(>3-.411'.414«.  üm  487». 


mi616*.  671».  7401  7411  7.'»31 
Hill  I91i  808».-  Des H.G. 
z.  Darmstadt  558».  —  Des 
O.  L.  G.  z.  Darmstadt  Ö3.  184». 

um  am  375«-i  aisi.  aiüi 

aüil  5.'»9l  619^  mi\  707*.  911. 
91.5.  1119. 

—  des  ehemal. O.A. G.Z.Rostock 
591  ILL  üai  IfM*.  22ß.  25ül 
3M1  .»1  4Ü11  541 1  - 
Des  O.  L.  G.  z.  Rostock  JUS. 

—  des  ehemal.  O.  A.  G.  z.  Jena 
4ai  üL  1261  Uai  Ia:il  Ifill 
1961  2Ü11  ».  m  2071  20R»-1 
2101  2111  21^  217 '-1  2181 
22Ü'  »1  2311  314».  323«.  3691 
370«.  3761  ;^*  »  3S6 4 IIP. 
420  1  422  1  42Ü1  5151  älM MHil 
tilfil6221Ü2itltmi  7381  mi 
7531   liüil   löll  7691  1901 


198 «-1  808».  «241  —  Des  ehe- 
mah  O.  .\.  G.  z.  Zerbst  749».  — 
Des  ehemal.  Schöppensiuhls  /. 
Jena  JjlL  — Des  O.  L.  G.  z.  Jena 
194».  a54».  Iii3_i 


—  des  ehe  mal.  O.  .\.  G.  z.  Ol- 
denburg 1431  354».  3<ai  3821 
381».3ilÜimi  6Ü61  Ilil».  7971 

—  des  ehemal.  O.  A.  G.  (bezw, 
O.  G.)  z.  Wollcnbüttel  ÖL 
1431  2Uai  2üai  2liil  2U5  1  206'. 
20H'-1    210 '■    211»-».  215» 
•^17'1  219  1  224  1  234  1  2ail 


314».34ä».  348».a561  3IÜltm«. 

\m\  üiii  1  t;ii>i  ti2i  1  ü2a\ «k^hi 

7361  Llü^  l  I41L1  IML  IMl 
761  »■  7631  764»  784  1  78H1 
797»-«  SO-S'— IWl  G  z.  B  ra  u  n- 
schweig  IÜ2jl=DesO.L.G.  z. 
Braunschweig  363».  äüL  914L 
919. 

-  des  ehemal.  O.A.G.  z.Lubeck 
491  1281  15:il  2ÜÜ1  2li9  '.  2111 

mi.-  '221.  am  33l 348l 

;J811  396  1  42h«-».  4291  55^1 
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♦ÜLL  720*.  lÜlMül 709«.  8ÜÖ». 
8(?<P.  891  — Des  tLG.  zu  Ham- 
burg 601».  —  Des  O.  L.  G.  z. 
Hamburg  4H  49».  IML  247«. 
2l:iL  288».  291*-«.  AIÜ  \  MiK 
m\mK  4ääL m\ 568-. 
67r)«.  1321  878*.  Ülä. 

—  ÖsterreichischcrGerichts- 
h  ö  fe  Üil  124*.  197«.  239».  H77'. 
44ifi'.489  »  5Üß».ä^'.aii6>.  im.\ 

6Ü1  ^.  lÖIL  838».  iiÜL 

—  Deutscher  Juristenfakultä- 
ten. Berlin  761».  799».  —  Bonn 
♦Üäi».  -  Göttingen  216».  —  Halle 
Ö9  •'.  tüL  imL  -  Heidelberg  209  V 
♦iQ6*.  IML  lÜl Tt):)'.  770*.  791)  ^ 
—  Jena  2()fi'.  808' 


—  verschiedener  deutscher 
Gerichte  IIZl  is<n  Hill.  207«- 
214».  322«.  iJ2a*.  321».3IäViMi 
417».  419*.  4:>ttV  4^1*  444«.  mh 
480».  543^  äOai  r>ft8'-*.  ällA 


581 ».  587*-*.  ÜSS»-".  5Ö9L 
.•»92*  *.  594*.  602*.  720». 
728«.  I4IL  744«.  785*.  IML  I9üL 

81Ä». 

Preisgabe  der  Mitglied  schall 

Prinzipal  s.  Geschälisherr. 

Prioritätsaktien  259.  HlQ'.  918. 
Prioritätsobligationen  810». 

Privatbeamte   164_i  s.  Beamte. 
Pr  i  vatbehörden  14i4;s.  Behörden. 
Privatgemeinden  212 ;  s.  Agrar- 
genoss. 

Privatgesellschaften  s.  Er- 
laubte' P. 

P  r  i  V  a  t  g  e  w  a  1 1  von  K.  164 ;  s. 

Pri  vatrechtskörpersch. 
Privatgläubiger  s.  Gläubiger. 

P  rivat  fordern ng  v.     G.er  54ü. 
547. 

P  r  i  v  a  t  k  o  n  k  u  r  s  m  a  s  s  e  n  von 


R  G.ern  564».— Verh.  zu  einander 
u.  zur  Konkursmasse  der  H.G.  508 «. 
Privatrecht.  Stellung  zum  Staat 
llfif.  191-2.  Iii».  I9L  -  An- 
wendung auf  den  St.  u.  andere 
öffentlichr.  V.  P.  142.  15\  I2L 
184. 

—  und  Vermögensrecht  165«. 
185»  —  P.  und  Völkerrecht 
7v>7'.  —  P.  und  öffentliches 
Recht  142-  155 f.  340».  794 f. 
8041  9LL  912. 

—  eingemischt  in  öffentl.  R. 
189.  liU  f.  22L  235.  315*.  316». 
■Uli  334.  m^'-'. 

Privatrecht  liehe  o.  öffentlich- 
rechtliche Nat  ur.  Von  Körper- 
schaften u.  .\nstalten  158  f.  169. 
657».  912—3.  —  Der  Haftung  des 
Staats  aus  Verschulden  bei  .Aus- 
übung V.  Hoheitsrechten  794. 

Privatrechtliches  Socialrecht 
lUa-ä.  —  Mischung  mit  privat- 
rechtl.  Individualrecht  m  22L 
234.  237  f.  315».  316  f.  <m 

Privatrechtsfähigkeit  v.  V.  P. 

142  f.  155  f.  Ü12. 
Privatrechtsfolgen  der  Delikte 

V.  V.  P.  184  f.  Ii>4. 
Privat  rechisliandlungen  der 

V.  P.  727  f. 
Privatrechtskörperschaften 

läai  156.  162  f.  212«.  2371.  635«. 
640.  !i5a.  Ü55.  6,56'-*.  658».  66L 
687.  Uli  lial  8181  823.  Ö3L 
847*.  848.  860,  bö9x  S73,  876 
—  P.  mit  einzelnen  Rechten  einer 
örif.  K.  168«.  ~  Umwandlung  in 
öff.  K.  813». 

Privatschuld  v.  Ü^G.er.  545. 

Privatschuldner  s.  Schuldner. 

P  r  i  V  a  t  v  e  r  m  ö  g  e  n  v.  iL  G.er 
5Q7f.  s.  H.  G.  Vermögen. 

Privileg.    Ist  die  Verleihung  v. 
J.  P.  ein  P.?  221.  115. 
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Privilegien,  besondere  von  einz. 
Klassen  v.  V.  P.  119«  142—4. 
727".  —  Privilegia  minorum  s. 
Jura  minorum.  —  Verlust  von  P. 
80«'-  813'.  —  Aberkennung  z. 
Strafe  113.  775'.  778*  m  — 
Missbrauch  v.  P.  1501778».  ml- 

Pr ivilegiirtc  Korporalionen 
9Qf.  28f.  IfiL 

Proccss  v.  V.  P.  732  f.  —  Im 
Zersetzungsstadium  884.  —  Fort- 
setz, nach  Auflös.  891".  —  Re- 
präsentation der  Gliedpersonen 
durch  die  Gesammtperson  u.  um- 
gekehrt 214-8.  IML  205».  208". 
209'-»  21ÜL  211*-».  I3L  733». 

—  P.  zwisclicn  einer  V.  P.  u. 
ihren  Mitgliedern  118.  IBL 

bis  8L  m  711*.  134.  — Zwischen 
einer  V.  P.  u.  ihren  Organen 
665".  4Mi  711*.  740«.  —  An- 
fechtungs-P.  nach  dem  R.  der 
A.  G.  2ß3.  2fi4. 2ötL  —  Nach  dem 
R.  der  A.  K.  G.  529».  574».  5111 

—  Nach  Gewerkschaftsrecht  282. 1 
Process  der  tL  G.  591— 6a3.  — 

P.  zwischen  tL  G.  u,  tL  G.er 
529«.  ödL  532*.  540».  54L  542. 
574«.  591  -  Der  tL  G.er  unter 
einander  fi24.  525».  52fi'-«.  53Ü». 
533.  540».  542.  573*.  -  Ver- 
schiedener Gruppen  v.  H.  Gj:m 
als  Personeneinheiten  untereinan- 
der 528'.  529«.  534'.  576*.  577'-«. 

Process  fäh igke it  der  V.  P. 
133.  139.  58  f.  —  In  Liquid.  895. 
901  *■  -  Im  Konkurse  904'.  — 
Einscliränkungen  d.  P.  (>S8.  739  *. 

—  der  tL  G.  ÖÖL  <;<»'.  a2L 

Processformen  706 ^ 

Processhandlungen  129.  132. 
736  f.  —  Voraussetz.  139  f. 

Processkosten  217».  7:^^'. 

Pr ocessorgane  v.   V.  P.  736. 


13L  739-42.  8991  9ft<t'.^  Be- 
schaffenheit 139.  —  Zuständigkeit 
140.  -  Getheilte  Funktionen  74(>. 
14L  -  Einheitl.  P.  142.  -  Er- 
satzorgane b.  Processen  mit  den 
P.  selbst  2ÜÜ.  268».  21L  658». 
fifiö».  6991  IUI  1121  740«. 

Processpartei  im  Pr.  der  V. 
P.  736».  866'.  -  Mitglieder  al> 
Richter  u.  Zeugen  1 75 74-j  V 

—  im  Pr.  der  tL  G.  592.  —  Die 
jeweilige  kollektive  Einheit  592- 
599.  —  Nicht  J.  P.  592.  593 '.  — 
Nicht  H.  G.er  als  Einzelne  59«. 
594-  —  Nicht  Vertreter  6(12.  — 
iL  G.er* als  Streitgenossen  der  tL 
G.  595. 

Proccssuale  Darstellung  der 
R.  G.  z.  g.  H.  Bei  der  Rhederei 
360*.  —  Preuss.  Erbengemeinsch. 
3651  -  Ebel.  G.  G.  381  382». 
383*.  398».  —  Fortges.  Hausgem. 
mL  433«.  —  iL  G.  541  5921 
597—603.  — .  Dem  H  G.er  gegen- 
über 5I£L  573»-*.  574«.  -  Eines 
Theils  der  tL  G.  gegen  den  andern 
Theil  5n'. 

Processuale  Repräsentation 
der Mitgl ieder  d urch  die  V. P. 
731.  735».  —  Hins,  reiner  Mit- 
gliedschaftsverh.  'HiL  —  Hins, 
der  Sondcrrcchtsverh.  214  f.  24H. 
—  P.  R.  der  V.  P.  durch  Mit- 
glieder 1401  (218). 

Processuale  Sclbstvertreiung 
V.  körpcrschaftl.  Sonderr.  21L  — 
V.  freiem  Privatr.  216.  -  Keine 
V.  reinem  Mitgliedschaftsr.  211*. 

Processua  listen  605*.  733». 
138  2-». 

Processunfähigkeit  737.  —  An- 
gebl.  P.  der  V.  P.  733«.  737.  — 
Angebl.  der  H_G.  .^97'.  cm\  — 
P,  einzelner  Theühaber  einer  H.G. 
597«.  mi 
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Process  voll  macht  I4U. 
74:r.  -  V.  P.  als  Trägerin  einer 
P.  734*.  737  •.  -  Ertheilung  v. 

p.  durch  V.  p.  m  m  IMi  - 

Ertheilung  v.  P.  durch  tL  G. 

Produktivgenossenschaft  2U5^ 
Prokura 451*.  öÖiLäliL  -  P.  einer 
V.  P.  ü23».  lÜQL  IQiL  iML 
»KX)'.  —  Kollektiv  mit  Vorstands- 
niitgl.  ?  ß21».  -  P.  einer  iL  G. 
äÖöV  r>67*-».  älö«.  58il  58Ö. 
588*.  599*.  601».— In  Liq.?  591  *, 

—  iL  G.er  als  Prokurist  fiH7. 
Protokollbuch  m  659MDiiL 
Provinzialfeuersocietäten  s. 

Versicherungsverbände. 
Provinzialgenieinden  ö23 *. 
Ülä^  tifiiiL         m  aiir.  826». 

&aiL  »29*.  iÜb'. 

Provisorisch  s.  Vorläufig. 

Prüfung.  Von  Gründungsher- 
gängen laa».  577».  -  Der  Vor- 
aussetz, der  staatl.  Anerk.  als  V.  P. 
22.  11^  liiL  —  Von  Lebensvor- 
gängen der  V.  P.  m  577  *. 
ÖM  f.  öÖä —  Der  Bilanz  m  577 ». 

—  P,  der  Amiszusiändigkeit  IlltL 
7H7  '■  —  Innungs-P.  (itiO*. 

Prüfungsorgane  iiMK  700*. 
P sycho  logische  Grundlagen  2üL 
Publicisten      ailL  ÖKlL  ÖJiü 

744«.  HIL  m  lüä». 
Publicitätspflichten6ö3«.  068^ 

Ü6Ö'.  661»  896*.  899*. 
Publicitätsprincip30.4lO82i 

897.  —  S.  Kundmachung. 


Q.U  a  1  i  f  i  c  i  r  le  Mehrheitsbe- 
schlüsse Ö85L  230».  252»-*. 
2M*  \  25^  25iL258».2iüL  iöitÜ 
283  ^  «i35».   701  *.  702*. 

«12».  821  -3.  848».  854«.  SfiLL 
—  In  A.  K.  G.  575«. 


dualificirte  Mitgliedschaft 

liü  s.  Klassen, 
aualificirte  V.  P.  ai3, 
du  a  s  i  k  o  n  t  ra  k  1 1  i  c  h  e  s  Ver- 

liältniss  vor  Entstehung  einer 

V.  P.  127  K—  Bei  Enteignung  MV. 
duoie n  389*.  blll'K  —  S.  Antheile. 
du  otenprincipb.  Gemeinschaften 

344.  —  Vereinbar  mit  Gesammt- 

handsprincip  —  Bei  ehel. 

G.G.  an».  -  Bei  iL_G.  m 
duotentheilung.  Bei  Auflösung 

der  ehel.  G.  G.  SSL  39L  mh 

—  Ungleiche  d  394. 4(tä*-^.  421 ». 

—  Schwankende  39L  3%»  äiiL 

—  ModiBcirte  395.  K  396». 

d  b.  Auflösung  fortges.  Haus- 
gem.  mit  A lleineigenth.  des 
Hauptes  Ü3.  —  B.  Auflös. 
fortges.  G.  G.  42L  —  Ungleiche 
421^  —  Schwankende  421  . 
4-27 '■  —  Modificirte  427«. 

Rang  V.  V.P.  LUL  -  Veränder. 

ai±  —  Herabsetz.  113. 
Rangverschiedenheit  von 

Rechtsordnungen  iL  I5iL  34Ü.  9üiL 

—  Von  Gemcinleben  lüü»  lli3. 
167.  643.  —  Von  Organen  iiöti. 
im. 

Ratihabitions. Gutheissung,  Kon- 
valescenz. 

Realität  der  V.  P.  ü.  12.  L24L  603. 
907.  9(K  —  Ihrer  Willens-  u. 
Handlungsfähigk.  ÜOS.  —  Der  Per- 
soneneinheit einer  iLG.  5Ü3> 

Realgemeinden  ßlL  210f.  21:L 
213».  22L  22M.  m  9l9j  s. 
Agrargenoss. 

R  e  a  1 1  a  s  t  i23L  231  24Q1 31IL  LLÜL 

—  Gcsammtreallast  als  Last  einer 
Gemeinde  209».  —  Gesammtreal- 
lastberechtigung  einer  Gemeinde 
2iJ8.  ällL 
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Realschankgerechtigkeit  914. 
915. 

Real  Union  812«.  826«  828«. 

Rechnungslage  v,  Organ  an 
V.P.  282».  B90«.  697*.  -  Von 
V.  P.  an  Sta;u  ♦;r>9».  —  R.  am 
Schluss  der  Liq.  iXX)*.  —  R.  bei 
H.  G.  524.  —  B.  fonges.  Hausgeni. 
433«. 

Recht,  o  b  je  kt)  ves.  Seine  Funktion 
b.  Seuung  und  Vemeuiung  v. 
Rechtssubjektivttät  20.  890. 

—  V.  Willens,  u.  Handlnngs> 
fähigk.  809.  6ia.  —  V.  sub- 
jektivem R.  468. 

— ,  Funktion  b.  der  Entstehung 
V.  V.  P.  18  f.  114  (.  GOK  —  B.  ihrer 
Veränderung  -  l>ei  ihrer 

Beendigung  8301.  rtN»  f.  —  B. 
Setzung  ihres  Zwecks  G32.  -  B. 
Setzung  u.  Begrenzung  ihrer  Wil- 
lens- u.Handlungs  Fähigkeit 
609. 6S1. 688f.  —  B.  Ordnung  ihres 
Gemeinlebens,  ihrer  Organe 
u.  Fun  k  t  i  o  n e n  613. 643. 648. 673. 

—  Im  Werden24.  127.  —  Im  Ver- 
gehen 881.  —  B.  Set;^ung  des  sub- 
jektiven R.s  der  V.  P.  174  f. 

— .  Sein  Verh.  zu  den  Funk- 
tionen des  Genieinicbens 
überhaupt  651.  7S0. 

Recht,  subjektives.  Im  Körper- 
schafbverh.  182.  —  Im  Verh.  v. 
V.  P.  verschiedener  Ordnung  673. 

—  Auf  Einhaltung  der  Grenzen 
des  K.lebens  637.  —  Aus  obj.  R. 
hins.  Ürganbildung  675.  676'. 
678.  —  Aus  obj.  R.  hins,  Organ- 
TTUStändigk.  183.  68;">.  —  S.  Mil- 
gliedschat'lsr.,  Ürgansicilung,  Son- 
derrechtsv. 

Recht  auf  Persönlichkeit  23. 
881«. 

Rechte  an  der  eignen  Person 
s.  Personenrechte.  I 


an  fremder  Person  s^  Fami» 
lienr.,  Personenr. 

—  an  eigner  Gesammtperson 

o.  Gliedperson  $.  Persor»enr. 

Rechtmäßigkeit.  Prüfung  im  Auf- 
sichtswege 64.5'.  6.V)  (654«).  670'. 

Rechtsausübungshandlungen 
V.  V.  P.  72H.  —  Durcli  Mitglieder- 
Vielheit  2181',  713  '.  731. 

Rechtsbeugung  769*.  800. 

Rechtsetaung648.70a  —  Rechts- 
widrige R.  800.  —  S.  Gesettg., 
Satzung. 

Rechtsfähigkeit  v.  V.  P.  141  f. 

—  Modemer  Vereine  u.Gcnos  $. 
58.  60.  62.  63  \  69.  70.  71.  73.  - 
Verh.  zum  Lebenszweck  63H. 

—  Verh.  zur  Willens- u.  Hand- 
lungstahigk.  609.  630t.  — 
V  e  r  ä  n  d  e  r.  8 1 1 Eingeschränkte 
Fortdauer  m  Li^.  89a  901*.  — 
Im  Konkurse  902. 

»  der  H.  G.  492. 

Rechtsgemeinschaften  s. 
Gemeinschaft,  Gesammtc  Hand. 

Rechtsgeschäfte  von  V.P.  668. 
700  f.  727.  730.  ~  Zu  Gunsten  o. 
zu  Lasten  von  Mitgliedern,  iiisbes. 
hins.  ihrer  Sonderrechte  o.  Sonder- 
pflichten  220  f.  249.  730.  732».  - 
Zwischen  V.  P.  u.  Mi^L  704. 
711*.  —  Zwbchen  V.  P.  u.  Or- 
ganen 699*.  704.  Tll*'»,  — 
Rechtsi^  ,ch.äftl.  Elemente 
innerer  K.Handlungen722.— Glied- 
mäßiger K.  Handl.  725*. 

—  in  .\nsehung  der  Rechts- 
sphäre einer  künftigen  V.P. 
123 f.  141.  —  Einer  ehemaligen 
V.  P.  884.  887.  895. 

—  der  H.G.  660».  —  Den  eignen 
Besund  betr.  588.  —  Zwischeo 
H.  G.  u.  H.  G.er  514— 581. 
539. 

Rechtshängigkeit  596. 
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RechtsiJcc    -ia.   177.   m  64«.  I 
7BS.  77  i.  H07.  m  Ö3l  ^  846. 

Rccluskratt  —  Des  Urtheib 
för  u.  wider  dne  K.  för  u.  wider 
die  Emseinen  u.  umgekefart 
S18.  —  R.  in  Anfedttungsprocesacn 
266*.  266«  282*.  -  Im  Verb.  v. 
Mitcrbcn  385'.  -  R.  des  ürtbeils 
im  Process  der  H.  C.  für  u.  wider 

G.  er  595—6. 560=.  561  *.  568  K  5H8  *. 
—  Des  Urtheils  im  Process  des 

H.  G.ors  wider  die  H.  G.  564». 
Rcchisnachl  olge  in  den  Nach- 

lass  einer  V.  P.  887. 856.  868  f. , 
Sttccession. » IndieMitglied- 
schaft  dner  V.P.s.Obertragiing, 
Veräusserung,  Vererbung. 
—  in  ein  Sondervermö|{en 
457'.  459*.  4782.  m.  901*.  - 
In dieThetlliaberschaft  einer 
R.  G.  7..  ^.  H.  479».  483».  —  Des 
H.  G.crs  in  Rechte  o.  Pflichten 
eines  Dritten  gegen  die  ti.  G. 
540.  541*.  —  Dritter  in  Rechte 
o.  Pflichten  der  H.G.  gegen  H.G.er 
u.  des  H.G.ers  gegen  H.G.  547. 
579. 

Rechtsnachfolger  v.  V.  P.  859 
(s.Succession).—  Eintritt  in  Rechte 
u.  Pflichten  876.  Ha5».- Als  Sub- 
jekt der  Nachlassregulirung  883  f. 
-  Gebundenheit  durch  Nachwirk,  j 
der  V.  P.  886 f.  -  Im  Konkurse 
902. 

Rechtsordnung  s.  Lebensord- 
nung, Recht 

Rechtsphilosophen  6^  e06*. 
907. 

Rechtsprechung  649.  655».  692. 

700.  720.  832.  —  R.  im  form.  u. 

matcr.  Sinn  720».~I>dikt  durch 

R.  764*.  800. 
Rechtsprechungsorgane  650. 

692.  800. 

Rechtssatz.  J.  P.  setzender  R. 


114t.  —  Ihr  Hude  se t/cader  R. 

—  Organschaft  setzender  R. 
674.  —  S.  Recht»  objektives. 

Rechtsschutz  f.  öff.  R.tt.Socialr. 
188r.  649.  668.  655^  819.  -  S. 
Rechtsweg,  Veiwaltungsrechtspre- 
chung. 

Rechtssicherheil  83. 

Rechtsstaat  645».  650.  6r)2.  665. 
778.  819*.  846».  847.  849.  914.— 
S.  Rechtsweg,  Verwaltungsrecht- 
sprechung. 

Rechtssubjekt  s.  Eiiuelperson, 
Juristische  Person,  Person. 

—  nach  Auflösung  der  V.  P. 
885.  88».  891.  888f. 

~.  Verbundene  Mehrheit  in 
personenrechtl.  Zusammen- 
hange als  R.  343.  360*.  361«-«. 
366.  377.  417.  432.  452.  463«. 
464-6.  493. 

Rechtsverh.il  tnisse  der  K.  141  f. 
—  Zwisclien  V.  P.  u.  Mitgl.  oder 
Organen  s.  Mitgliedschaftsr.,  Son- 
derrechtsv. —  Der  H.  G.  492.  — 
Zwischen  H.  G.  u.  H.G.er  522  f. 

Rechtssystem  9.  905. »  S.  Syste* 
matik. 

Rechtsweg.  Geset;:!.  EröfTn. o. Ver- 

Schliessung  Ui8.  179.  löl ».  184. 

l«)f.  m  192».  193».  194«.  195». 

!9«>».  197».  198*.  200«.  Jas-'i. 

236'.  297*.  b'i  >\  649.  735.  794 

7»»-«.  808».  819*.  887*.  849. 

914.  915.— Vertragsm.  Ausschluss 

445»  481  >.  496  >. 
RechtswidrigeHandlungen  u. 

Unterlassungen  v.  V.  P.  627. 

656»'«.  662».  75»;  >.  T<Vi.  768«. 

778«.  779— 8a.  789-801. 848.  m^K 
Rechtswidrige  Zerstörung  v. 

V.  P.  844. 
Rcclamatio  uxoria  38«. 
Regierung  »)97. 

Regier ungshandlungcn  698^ 
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IHK         —  Von  Kontrolorga- 
nen  6^9».  ^ 
Regierungsorgane  iStöK  Ü97'. 
«86. 

Registers.  Handelsr^;ister,  Kund- 

machung. 
HegisirirteGesell  sc  hatten  lies 

Bayr.  R.  35».  288*.  297.  305*. 

810».  H49\  901— 3  N. 
Regressansprucb  v.  V.P. gegen 

schuldige  Glieder  768*.  771.  ~ 

R.  des  f.  fremdes  Verschulden 

Haftenden  gegen  den  Schuldigen 

805*.  806*. 

—  der  Ehegatten  gegen  einander 
b.  Auseinandersetzung  der  G.  G. 
40r».  —  ViMi  Sondergut  an  G.  G. 
4itt).  —  \'on  G.  G.  an  Sondersrui 

—  Von  üondcrgui  an  Sonder- 

gut  407*. 
Reich,   deutsches  131'.  190. 

m\  660*.  652«.  806^ 

824*.  826'.  869*.  877>.  918. 
Reichsbank  26*.  27«.  673^  819*. 

869«.  913. 
Rcihestellen  i>06».  210».  916. 
Relative  J.  P.  r>l.  350. 
Rcligionsgcsellscha  ften  34*. 

101 IIH».  168«.  717.  824». 
Remonstrationsbelügiusse700. 
Remuneration  899*.  ^  S.  Uhe^ 

ralitätsakte. 
Rentenversicherungsanstalt 

168*.  164*. 
Repräsentanten  im  Sinne  des 

Preuss.  L.  R.  «18».  627».  697». 

701        7o:}«.  765«. 

—  von  Gewerkschaften  283*. 
280  ^  703*. 

Repra.sen  tarnen  Versamm- 
lungen 678.  68ir.  687*.  688. 
694.  709*.  759>. 

Repjäseniation  s.  Venretung. 

Repressive  Aufsichtsmittel  s.  Ab- 
helfende A. 


Reservefonds  247».  288«.  SObK 
»Res  uni versitatis  in  specie« 

200.  219«. 
Resolutivbedingung  485«. 
Retardat  277».  284. 
Retentionsrecht   s.  Zurüclcbe- 

haltungsrecht. 
Revision.  Staatl.  659*.  —  Innere 
697 

Revisionskommission  629». 
Revisoren  189«.  268*.  269.  665. 

700«.  896«. 
Rheder  801«  802«.  806*.  8OT«.* 

Rhederei.  Kdne  J.  P.  a3.  101».  — 

—  Aber  R.  G.  z.  g.  H.  346*.  — 
Kollektive  Einheit  :V>^ —  TheU" 
habcrschaU  346*-'.  ^H7'.  348*.  — 
Fungibilitäl  derselben  349*.  3;>3K 

—  Scliiffsvermögen  als  Substr.ii 
363'.  —  Das  Gesellschaftsband 
860*.  869*.  -  Bcschlussfas8.851«. 

—  Vertretung  860«.  851«. 
Richter  770«.  764*. 

Richter  Spruch  des  Staats  649— 
50.  —  Der  Weltgeschichte  772. 

—  VenJV'altungshandl.  behufs  Her- 
beiführ, u.  Ausfuhr,  des  R.  6.*lO^ 
6r>l'.  —  R.  bei  K6rper.^cllAttsde- 
iikien  772.  783».  —  Bei  Auliösuug 
V.  V.  P.  778«.  779,  -  Über  Auf- 
lösung einer  H.G.  486».  —  Ober 
Ausschluss  eines  H.  G.ers  481«. 

Römisches  Recht  über  J.P. 
Bez.  ihrer  Entstehung  60.  70-1. 
79—80.  —  Ihrer  R.  V.  3«.  142». 
157.  175«.  008.  —  Ihres  Wollens 
u.  Handelns  (iu7'.  ^mK  727'.  743. 
745.  749.  773^  —  ihrer  Beendig. 
83ö.  8Ö7«. 

Röm.  Privatrecht  über- 
haupt 178*.  —  Gemeinschafts- 
und Gesellschaftsrecht  8*.  5?f. 
61«.  68.  74.  76.  339.  344.  856. 

437.  439 f.  451».  632.  -  Mehr- 
heit der  Subj.  b.  Obl.  302*. 
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Pamilienr.  355.  372.  376  ^  —  Krb- 
rcchi  m*.  885».  ~  Delikisobl. 
750«. 

U  n  a  n  w  c  n  d  b  a  r  k  e  i  t  auf 

deutschr.  Verh.  dS.  49. 54. 68. 

«7.  70-4.  8a  SOI.  906.  4S7f. 

680*.  728^*.  748.  789*.  886. 
Romanisten  5.  81*.  604*.  606'. 

606*.  m 
RoministischeDoktrin8M5f. 

18  f.  80f.  199.  213.  m.  318.  322. 

326.  327.  342.  371.  603.  604». 

620».  621».  646».  743.  744.  746  ♦  ». 

747».  748.  835*.  846.  852.  8Ö7-H. 

W5.  907. 
Rübcnbaupfiicht  v.  Aktionären 

271  \  919. 
Rückgriff  s.  Regressanspruch. 

Rückst.ind  des  Lebens  Je r  V'.P. 

837.  864.  877.  892.  900.  —  Der 

H.G.  488.  -  Der  chel.  G.G. 

als  Obj.  einer  Qgentbumsgan. 

zwischen  überL  Ehegatten  und 

Kindern  429. 
~.   individualrechtlicher  der 

Verband' tirt-Hcdsclu\(t  1H9.  232. 

236».  24»j.  247  ^  248.  253 273. 

279.  2H4.  'J>i-!\  290.  291.  293'. 

2<J4.  301'.  302.  851».  877-80.  — 

Der  Organsiellung  195».  238. 878*. 

—  R.  der  Theilbaberschafc  einer 

RG.  X.  g.  H.  634. 

»Ruhen«  de»  Bestandes  einer  K. 
888.  —  Einer  A.  K.  G.  487«.  - 
Der  Verjährung  561*  563*.  568*. 

»Ruhende  Antheile«  816». 871. 
380».  380.  422». 


Sach  cn  r  cc  lir.  Socialreclitl.  Um- 
bildung Jui\.h  K,  R.  oiU.  723. 
732».  —  Personenrechtl.  Um- 
bildung durch  R.  G.  z.  g.  H.  848. 
86S.  868.  872.  407.  456.  518. 


Sachherrsch.ift.  Zerleg,  nach 
genoss.  Princip  318.  320.  327. 

Sachmiethe  aU  Element  einer 
H.G.?  687  >.  588^ 

Sälcularisation  868*. 

Salmann  878*. 

Salus  publica  645. 

Sammtdeichverbände  827». 

Samnitt  orderungen  s.  Gcsammt- 
fordcrungen. 

Sammtgemcindcn  827»--.  82*^1». 

Sanimiverbiudiiciikeiten 
s.  Gesammtverbindl. 

Satzung  (Statut)  184*.  186*. 
188».  178*.  214*.  648.  673.  — 
Recht].  Natur  der  S.  v.  Privat- 
rechiskarpersch.  164*.  678*. 

Satzungsgewalt  (Autonomie) 
32.  58».  66».  70».  133.  151.  152». 
164.  168.  178».  214*.  228.  253». 
254».  255*  256 »-».  2<i8.  280».  281 «. 
282»"».  296'.  324».  63."».  *iö4». 
669.  673.  687  720.  721 819  1. 
849*  >.  864.  86a  894*.  914. 
Erweiterung  durch  übertragene 
GesetBgebungsgvwalt790*.— Miss- 
brauch  der  S.  790*. 

Satzungsorgane  692». 

Satzungs  recht  (St.itut.irischc5 
R.)  32.  58.  62-5.  66  >.  68».  70  f. 
73.  74».  223».  225».  226.  241 
243»-*.  246—7. 251    253'.  255 ' 
256».  283*-».  287».  288».  289'-». 
290».  298.  891  999.  824*.  886*. 
887. 686. 678. 676*.  679-89. 687». 
688".  70l-a  ni*.740«-«.741«. 
748*.  765».  810.  815*.  816»-*. 
817'.  821-3.  S41'-».  843».  845». 
846.  851.  858—4.  868-63.  867. 
893«.  897».  917-8. 
Schaden  sc  rsat  ZV  erbindiich- 
keit.  Aus  eignem  Verschul- 
den 789».— Aus  fremdem  Ver- 
schulden 784.  788.  792.  798. 
801— 4.— Verh.  aum  Kdrperschafts- 
6j 
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delikt  808.  —  Sch.  ohne  Ver- 
schulden 762^  784.  788>.  792. 
798u  805-8.  —  Aus  Verursachung 
805.  -  Aus  fremder  Verurs.  806'. 

—  Vcrh.  7um  Körperscliaft?;dclikt 
808.— Vcrli.  zur  Haftung  aus  frem- 
dem Verschulden  ö06*— 

—  aus  Körperschaftsdelikten. 
Sch.  der  V.  P.  selbst  769.— Aus 
kontrakU.  Verschulden  784— Aus 
ausserkoQtraktl.  Verschulden  788; 
s,  Deliktsobl. »  Sch.  der  schul- 
digen Einzelnen  769.  795.  — 
Regressanspruch  der  V.  P. 
gegen  ihr  schuldiges  Glied  771. — 
Verh.  dieser  Sch.  der  V.  P.  zu 
ihrer  Sch,  aus  Haftung  f.  frem- 
des Verschulden  785  —  7.  798. 
8081  —  Zu  ihrer  Sch.  aus  Haf- 
tung ohne  Verschulden  793. 806 \ 
808. 

—  aus  Eingriffen  kr.ift 
Ho  hei  tsrecht  es  192».  194'. 
mi.  778 807—8.  —  Sch.  aus 
Gesctzgebungsalcten?  801».  808». 

—  der  Funktionäre  von  V.  P.  s. 
Verantwortlichkeit—  Sch.  g  e  g e  n 
dieV.P.  869.  835.  886'.  888*. 
8991.  —  Aus  unerlaubten  Hand- 
lungen vor  ihrer  Entstehung  127  *. 

—  Sch.  gegen  Gläubiger  270». 
6«>0*.  — Sch. gegen  geschädigte 
Einzelne  79.J.  m)'. 

Schäferei  gcrcchuglicil  303». 
Schein  der  K.  310.  576.  —  Des 
körperscbaftl.  Handelns  633.  675. 

Schenkung  an  V.P.  667.  810». 
^  Enthalten  in  Stiftungszuwen- 
dung 124*. 

—  seitens  einer  V.P.  s.  Liberali- 
tätsakte. 

— .  unter  Ehegatten  376*.  — 
Seitens  des  Vertreteis  einer  R.G. 
z.  g.  H.  s.  Liberalitätstkte. 


Schiedsgericht  Statutar.  283*. 
690».  682».  69«*.  -  Völkerr.772*. 

Schichtlheil.  B.  Auflös.  fortges. 

Hausgem.  unter  1.  c  b  e  n  d  e  n  411 . 

426.— Durch  To  d  42»;.  —  Bei  AI  - 

leineigentli.  des  }h;uptes  411. — 

Bei  t o r  i g es.  G.  G.  426.—  V\' e  s cn 

413  426».— Erbdidl  statt  Sch.41S; 

418.  —  Erbtheil  neben  Sch.  426.— 

Sch.  des  Qberl.  Ehegatten  412. 

425».  427».  —  Sch.  der  Kinder 

412.  426».  427.  —  Als  Abfindun-: 

vom  Vermögen  beider  Ehern  41.). 

427*.  —  Als  Abfindung  nur  vom 

\'ermögen  des  verstorb.  Ehern- 

ilieils  413.  427*.  —  Sonder - 

recht  1.  Anwartschaft  auf  Sch. 

411.  418.  428.  -  Unübertragbark. 

411*.  414.  423.  -  Unentziehbark. 

428'.  —  Zeitpunkt  f.  Emiitti.  414. 

428-  ^.  —  Übergang  in  zwetie 

Ehe  414.  428. 
Schifferzunft  r)8'. 
Sch if fsbaugesellic h J.t i  3o3*. 
Schiffsparten.  Wesen  363».  — 

Veräusser.  847  K  849«.-  Verpfönd. 

364*.  —  Anwachsungsr.  347*. 
Schöpferische  Th.itigkeit  b. 

Entstehung  von  V.P.  22 f.  26f. 

132 f.  _  Von  II.G.  468. 
Schöpfung  aus  dem  Nichts  16 

bis  17.  Hbf.  120. 
Schieuseukommuuc  176'. 
Schliessung,  staatL  v.  Genoss.  u. 

Vereinen  779*.  781«-«.  8»*-»;  $. 

Auflösung. 
Schlüsselgewalt  373*.  38.3. 394*. 
Schoßfallrecht  424«.  425». 
Sc h  ü t  z en g i  1  d c n  69 ».  102 ».  728». 
Schuldbcfreiung  b.  Aus-^chcidcn 

aus  H.  G.  521.  —  S.  HaUmig;.- 

bdreiung. 
Schulden  von  V.P.  Übergang 

auf  Rechtsnachfolger  876.  866'. 

887.  —  Deckung  nach  Aufldsung 
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878.  879*.  -  Regulirung  884. 
887.  890.  892.  —  B.  thcilw.  Auflös. 
880»  «.  —  S.  Gläubiger. 

—  von  K.en  ohne  Korporations- 
rechte 60».  61.  t>Ö-.  04.  72«. 
73.  75*.  95-6.  107-9. 

Schuldeagemeinschaft.  Unter- 
schied der  individualr.  Formen  der 
SdL  von  den  genoss.  Gesammt- 
verbindl.  338. 

—  unter  Ehegatten.  Kraft  eliel. 
G.G.  S97.  —  Ohne  solche  374*. 
397*.  —  Umfang  der  ehel.  Sch. 

397.  —  Arten  der  Genieinsch.Uts- 
schulden ;   Gescl/lkh  begründete 

398.  —  Gemeinsam  eingegangene 
897.  401.  402.  mK  IM  40bK  - 
Einseitig  begrandete398. 400>.  401. 
40e*.408*.40«*.  -  Deliktsschttlden 
890*.  398»-«.  400.  401«-«.  406». 

—  Eingebrachte  Schulden  s.  Vor- 
eheliche  Sch.  —  R.  V.  der  Sch, 
nach  aussen  '3U1.  —  Subjekt 
der  Gcnicinschaftshaft  39H.  — 
Objeki  derselben  a99.  400^  — 
Sonderhaft  400  s.  Sonderhalt  — 
Gemeuischaftshaft  Ar  Sonder« 
schulden  404»  —  Inneres  R.V. 
der  ehel.  Sch.  m.  —  Schuld- 
antheile?  405.  —  Beitragspflichten 

405.  —  Subsidiäre  405.  —  Principale 

406.  —  Rcgressansprüche  405. 
406.  407. 

—  krati  fortges.  G.  G.  419«. 
bei  der  H.  G.  i.  HandeL>gc>eU- 

schaftsscfauld. 
Schuldenhaftung  von  Mitgl., 
vereinbar  mit  J.  P.  44*.  306«.  910. 

—  S.  Sonderpflichten. 
Schuldige  Einzelne  bei  Körper- 
schaftsdelikten 768-71.  774. 

Schuldner  einer  H.  G.  5*20.  — 
Kompeusationsbeschrank.  544. 545. 

—  H.  G.er  als  Sch.  der  H.  G. 
531  K  5i4.  639.  547.  564. 


— ,  privater  eines  H.  G.crs  546. 

—  Kompensationsbcschränk.  546. 

—  H.  G.  als  Schuldnerin  des 
H.  G.ers  564. 

Schuldnergemeinschaft  xor 
gesammten  Hand  868*.  359^ 
362*.  398.  770*. 

Schuldschein  von  Ehepaar  399*. 

Schuldfibern  ah  nie.  Mit  Aktie 
272.  -  Mit  Kux  281.  —  Mit  Ge- 
schäftsvermooen  457*.  478«.  521». 

—  Mit  birnia  459*.  ~  Sch.  der 
H.  G.  vom  H.G.er  .r^l.  —  Sch. 
des  H.  G.crs  von  der  G.  Ü2I. 
545  ^  554«.  561».  —  Sch.  beim 
Eintritt  in  H.G.?  478  ^  531.  — 
Beim  Ausscheiden  aus  H.  G.?  581. 

Schulgemeinden  180*.  666^«. 
Schwebende  Verhältnisse  im 

Gründungsstadium  123  f.    -  Im 

Auflösungsstadium  884. 888  *.  8i>8 

;m«)5.    —    Bei  Körperschaüsbe- 

svhl  ISS  mit  heilbarer  Greazüber- 

bchreitung  639*. 
Schweizerisches  Recht 29  '.35 f. 

44".  87.  186^  187*.  288 ^  948'. 

246*.  258  <.  260*-«.  261*.  268*. 

270^  286«-*.  293^  296-800. 

302-3.  305«.  307».  308».  310*. 

325*.  435».  450«.  451'.  454«.  504*. 

532*.  538  *.  541«.  545".  547  '.  518«. 

558».  »;1P.614».  617«.618-.  tJ88». 

699».  703  ^  782«.  7a^»  789».  792*. 

794«.  801  =>.  8(.)2»-  '.  803».  805*. 

806«.8O7 ».  810 ».  ä22*»>.823«.840«. 

842*.  845».  860».  862*.  882«-». 

888*.  890*.  898».  897?-».  900*. 

901*. 

-.  Bündner  R.  818».  611*.  648». 

Zürcher  R.  29».  36'.  84.  186«. 
246».  318*.  349*.  611 '.  782^.806«. 
807».  860».  869*.  871*  ».  872«. 

874». 

.  Schwurorganc  v.  V,  P.  739». 
1    741.  742»-«. 
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Sedisvjikant  811  >.  812*. 
Seegrasnutzung  218*. 
Seewurf  807*. 

Sektionen  678.  68S*-*.  699*. 

095'.  828». 
Selbständigkeit.  Vermuth.  f.  S. 

der  K.  653». 
Selbstauflösungsrecht  V.  V.  P. 

844».  850  f.  894.  —  S.  AuHösung. 
Selbstbesteurungsrecht  v.  K. 

689»  670«.  719*.  757».  894«.  912. 
Selbstbestimmungsrecht  v.  V. 

P.  26.  646.  6Ö1.  819.  883. 
Selbsteotmündigung  eiaer  K. 

255». 

Sclbstgerichtsbarkeit  v.K.lo2». 

165».  184  f.  283*  *.  649.  692.  720. 
Selbstgeset;? i^cb ungsrecht  v. 

K.  s.  Satzungsgewalt. 
Selbstsetxung  v.  K.  ISdf.  71& 
Selbstsucht.  Beklmpfimg  der  S. 

V.  K.  durch  den  Staat  645. 

Bekämpf,  der  S.  der  Individiuen 

durch  das  Socialrccht  TO^Sf. 
Selbstvcrw  n  1  nin,£jsrech  t  151. 

612r  625*.  GC9.  G71'. 

672.  721».—  Suspension  666,  - 

Verh.  des  S.  zu  Selbstgerichtsb. 

u.  Satzungsgewalt  692.  720. 
Selbst  vernein  ung  von  V.P. 

860.  715.  882«. 

Servitut  193«-*.  196*  222».  915. 

—  S.  Grunddienstb. 
Seybficher  825*. 

Si  cherh  c  i  t  sbcstellu  ng  488«. 
434.  887.  889. 

Sicherheitspolizei.  Versäumniss 

ihrer  Handhabung  79^1 '-. 
Siegel  von  V.  P.  14»;.  iu\)\  IQiVK 

Simuhangründung  128*.  139'. 
476*. 

Singularität,  angebl.  des  R.  der 

V.  P.  17*.  117.  908.  909. 
Sippe  146*. 


Sittliche  Pflichten  v.  Organen 

u.  Mitgliedern  709. 
Sitz  von  V.P.  42'.  74*  146.  — 

Verlegung  255».  813. 

—  von  II.  G.  493*. 
Skl.iven  G09». 

So ci a  1  c  M o ti  V €.  Beförd.  durch  das 
R.  708. 

Socialrccht  10.  101.  —  Im 
Gröndungsstadium  121.  —  Im 
Zersetzungssudium  838.  884. 

In  Ansehung  der  R.  V.  von  V.  P. 
150  f.  156  f.  181  f.  306.  —  Ihrer 
Org.iiiis.iiion  616.  624.  643.  — 
Ihres  Wollens  u.  Handelns  162  f. 
*m  64.'}.  la^.  714.  723.  8()7.  — 
Im  Process  734.  —  Hins,  der 
socialen  Hinterlassenschaft  869  f. 
904. 

—.Verh.  zum  Individualrecht 

9.  10.  120.  127.  142  f.  145.  156. 
174.306.  339f.  612  f.  am  643.  714. 
721  730.  734.  m  8.52.  859.  874. 
9o4.  iK)5.— Nimmt  Individualrecht 
in  sich  aul  127 f.  188f.  306r.  340. 
723.  725.  732*.  -  Erlangt  Be- 
deutung f.  Individualiechtsskteder 
K.'7aO.  782.  —  Kann  aber  nicht 
in  Individuair.  enthalten  stin  34ül 

—  als  Privatrecht  157. 165. 185. 
735. 

—  als  öttentliches  R,  157.  167. 
184.  734. 

Socialrcclulichc  Nachlass- 
regul  irung  8831". 

—  Succession  869f.  —  Wesen 
865.  870.  874. 

—  Vertretungsmacht  623. 

—  Zusammenhänge  864f. 

S  o  c  i  a  1  r  c  c  h  ts  s  ph  fi  r  e  n.  Bildung 

aus  Individualrechtssph.iren  1271. 

884.  —  Verwandlung  in  solche 

874.  880.  883.  884. 
Socialrechtsverhältnisse 

zwischen  V.  P.  u.  ihren  Glied-  u. 
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Orfjan personell  181  f.  315;  s.  Ge- 
niciiilicitlichc  R.,  GHedmäßige 
R.,  MittjlicJschaUsr.,  Organ,  —  S. 
mit  üidtvidujlrcchtl.Bestandtheilen 
188 r.  310 f.;  s.  Sonderredttsverh. 

Socieias,  römische  3*.  57 f. 74*. 
442«.  461».  470.  478.  -  Verh. 
zum  BegrifT  »Gesellschaft«  bezw. 
j»H.  G.«  439.  442. 

Societätsrecht.  mod  ificirtcs. 
Angew.indt au i  ungcuchniigte K. 57 
bis  65.  74  '.  77.  92  f.  102*.  103'  «. 
911.  —  Auf  bäuerl.  Wirthsclutts- 
getn.  857 ^ 

Societätstheoric  b.  V.  P.  65. 
808».  616.  —  Bei  A.  G.  40»  *. 
329».  -  E.  u.  \V.  G.  4'i*.  13». 
"  H.  G.  50.  437.  489-42.  — 
Fhcl.  G.  G.  371». 

Soli  dar haft  s.  Soiidcrliaft. 

S  o  1  i  d  a  r  p  r  i  n  c  i  p  iM4.  742. 

Sondergut  eines  Ehegatten 
b.  ehel.  G.  G,  377.  —  B.  Er- 
rungenschaftsgem.878'.--  Gesetd. 
b.  allg.  G.  G.  388'.  —  Kraft 
Handelsbetriebes  der  Frau  383*. 
—  UnterscliIoJ  der  Sotidorrcchic 
am  S.  von  Stniderrechten  am  Ge- 
meinschattsgut  381 —  S.  als 
Hafiungsobj.  f.  Gemeinschafts- 
schulden 402.  404.  —  Für  Sonder- 
schalden404*.  -  Rc^essansprOche 
u.  Regressverbindl.  des  S.  gegen 
Gemeinschaftsgut  406.  407.  — 
Gegen  das  Sondergut  des  andern 
Ehegatten  407*. 

—  von  Kindern  in  der  W e r e 
414'.  418  42':»*.  430.  433».  — 
Ausstattung  oder  Ausrichtung  als 
S.  421».  422». 

—  des  überl  Eheg.  b.  fortges. 
Hausgem.  418*.  490. 

Sonderhaftung  kraft  Körper- 
schaftsrechts 44.  309».  877*. 
878.  -*  Bei  £.  u.  W.  G.  44.  301. 


338.  —  UnbLschr.uiktL'  302.  — 
Beschränkte  3()4.  —  Höch'^t  •  ,ib- 
sidiäre  302.  304".—  Eintritt  UN  - 
Erlöschen  303.304».--liclasiuag  v. 
Erben  919.  ^  Gdtendmadimig 
808*  878*.  —  Ausgeschlossen  b. 
genossensdiaftsrechtLForderungen 
von  Mitgl.  296*.  —  Verh.  zur 
Dcckun-spflicht  304*.  305. 87&919. 
Sonderhaftung  kra  ft(]  es  amnit- 
händerschafr.  Rei  ehel.  G.G. 
1  ü  r  Gemein s c  ha fi s  sc  h  u  1  den 
400  f.  —  Persönliche  S.  jedes  Eheg. 
400.  401.  402.  -  Nur  eines  401. 
406^  —  Durch  Entschlagungsr. 
beschrankte  S.  jedes  Eheg.  403*. 

—  Der  Ehefrau  401.  4a3».  -  Aul 
Sondergut  beschränkte  S.  402.  404. 

—  SolidareS.  401*.  402.  405.  40(>. 

—  AntlicilmSrngc  S.  401*.  402. 
403».  405*.  406.  —  AnthcihiüfMc^e 
S.  des  einen  u.  solidarc  S.  des 
andern  Eheg.  408*.  —  Subsidiäi« 
solidare  S.  408*.— Subsidiäre  an- 
theilmäßige  S.  403*.  —  S.  ohne 
innere Sonderscluild  407. — Mangel 
jeder  S.  402.  403».  404. 

— .  Bei  fortges.  G.  G.  keine  S. 
der  Kinder  t.  Genieinschaitsschul- 
den  419». 

~.  Bei  H.G.  für  Gesellschafts- 
schulden 544.  551.  —  Besteht 
auch  f.  aussergesdischaftl.  Ver- 
bindl,  der  H.  G.  gegen  Mitgesell- 
schafter 541.  542*.  —  Doch  mit 
Einrede  eigner  S.  des  Klägers  542. 

—  Auch  gegen  Rechtsnaclilolger 
549».  —  Fallt  weg  f.  gesellschaftl. 
Verbindl.  der  H.  G.  gegen  Mit- 
gesellschafter 532*. -Auch  gegen- 
über dem  Rechtsnachfolger  549*. 

Unbeschränkte  S.  547*.  555. 

—  Besch  rankte  555.  —  Bedeu- 
tung der  Haft  grenze  für  das  in- 
nere Verh.  542.  —  Bei  der  Korn- 
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pcns.  547*.  —  Mangel  «ier  bei 
blosser  sog.  indirekter  Haft  566. 
558*.  —  Bedeutung  nach  innen 
542.  Bei  der  Kompens.  547  ^— 
Solidare  S.  658.«-Principale 
558.  —  Subsidiäre  wälircnd  des 
Konkurses  M7'.  552.  562.-  Über- 
haupt 547'.  558'. —  S.  nach  Aus- 
scheiden 561.  —  Nach  Auf- 
lösung 551'.  562.  -  Nach  Be- 
endig, des  Konk.  548'. 

S.  des  offenen  G.ers  444. 
521.  555.  —  Des  neu  eintretenden 
478*.  561.  —  Des  ausscheidenden 
479<.  560«.  561. 

S.  des  Kommanditisten  453. 
475».  47Ü».  482  »  561.  —  Direkt 
556'.— Solidar  u.  principal  558'-». 

—  Haftgrenze  483.  55*5.  —  Klage 
u.  Einrede  557*.  —  S.  des  Kora- 
manditaktionars."  566. 

Sondernachfolge  S.Rechtsnach- 
folge, Geschäftsvermögen. 

Sonder  pflichten  s.  Sonderver- 
bindlichkeiten. 

Sonderrechte  kraft  Körper- 
schaftsrechts. Vo'^  Mitglie- 
dern 38.  42.  44.  46.  30«.».  -  Ins- 
bes,  V.  Gliedkörpern  643^.  725. — 
S.  der  Gliedstaaten  im  Reich  190. 
316*.— Der  hinzelpersoncn  u.V.P. 
im  Staat  191.316*.— Der  Kirchen- 
glieder  1%.  —  Der  Gemeindeglie- 
der m  310*.  811  >.  —  Der  MitgL 
V.  Agrargenoss.  212.  812*.  313*. 

—  Der  Haubergsgenosscn  insbcs. 
229«.  -  Der  Aktionäre  245.  810». 
312*.  .*n;r.  917—8.  —  Der  Divi- 
dendcnschein-Inhaber  917  —  8.  — 
DcrGewerken  27G.  312*.  313*. 

—  Der  Genossenschafter  286.  — 
Einer  Mitglieder k lasse 
201*-*.  208«.  206».  208«**.  208«. 
210  f.  218.  228>.  280'.  258.  917. 

—  Der  Träger  v,  Organstel- 


lung 193.  196. 198.- Der  Staats- 
beamten 195.  334.  —  Gemeinde* 
beaniten  19&  Kirchenbeamten 
196.—  Beamten  v.  öfT.  K.  23Öi.  334. 

—  Beaniten  v.  Privatrechts-K.  S88. 
274.  285.  305.  688». 

Inhalt  körperschaftlicher 
S. :  Erwerb  bezw.  Beibehaltung 
V.  Mitgliedschaft  186.  192«. 
224*-'.  237*  '.  238».  24o*  250 
bis  51.  280.  297.  31G.—  Liiialiung 
der  Mitgliedsch.  in  unversehnetn 
Bestände  225. 249.  251. 279.  S88^ 

—  Organstdliing  187. 192*.  238«. 
299.  816*.  —  Ausscheiden  237*'*. 
253.  281.  29a  816.  -  Nichtver- 
änderung  des  Bestandes  der  K. 
821.  84:?'-*.  —  Nichtauflösung 
der  K,  851.  —  Auflösung  der  K. 
2.58.  840^  a44».  845'.  —  Nicht- 
fortsctzung  der  K.254 * —Leben s- 
bethäiigung  der K. 257.917.918. 

—  Theiln.  am  Gemeinlebeti 
260.  282.  298.  —  Zulass.  rar  Mit- 
gBederversanunlung  260.  282.  — 
Stimnvwcht  240*.  260.  282.  298. 
316.  —  Kenntnißnahme  260.  282. 
298.  —  Achtung  der  verbin ds- 
freien  Sphäre  190.  191.  252. 
2rK}-7.  281.  296.  316.  »r,8.  640. 

—  Nichterhöhung  v.  Lasten  254. — 
Entschädig,  wegen  zulässiger  Ein* 
grifTe  192'.  198«.  282. 287*.  238*. 
834.  —  Genossenschaft!.  Gleich- 
heit 191.  226.  227.  22&  280*. 
231*.  232«.  236».  237».  258.  281. 
2%.  816.  —  Vorzüge  191.  238. 
259.  —  »Beobachtung  v.  Gesetz 
u.  Statut»?  262^  —  Anfechtung 
V.  K.  Handl.  262  -  4.  282.  638. 
918.  —  Benutzung  o.  Ge- 
brauch v.  Sachen  58*.  193. 
196  -  7.  198f.  286*.  239*.  246*. 
295.  —  Vermögensrechtl. 
Leistungen  19&  285.  238.  294. 
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.m  S781.   881      —  Vertrags- f 
schlüssc21>.')'.3.i5.— Versicherungs- 
u.  Umtrstüuungsansprüche  236*. 
231»».  240*.  295«.  334.  335.  878  ^ 

—  Aushäudigung  v.  Urk.  u,  Ver- 
schaffung V.  Legiüm.  250.  280". 
"Hanl*,  —  Sog.  »Geschiftsan- 
tbeil«  887.  d35.  878^  879^  - 
Bildong  eines  solchen  988'.  — 
Nutzantheil  322.  —  Er irags- 
ani heil  245.  246-48.  257».  279. 
21»2.  327.  917.  918.  -  Sub- 
s!.inzaniheil  239.  245.  249. 
28>s^  ;jl7f.  879.  .S8()^  ~ 
An  wart  sc  Ii  all  lur  Ucn  .\uf- 
lösungsfall  860.  862>.  863*.  879. 
^  Anw.  auf  Sachen  289'.  232. 
S87*.  879.  -  Anw.  auf  Werth 
245.  248. 257.  279.  294. 327 f.  879. 

.\hsturung  der  S.  nach 
ihrer  Stärke  266*-«.  —  Keine 
V.  S,  verschiedene  »Individual- 
rechte« '2^]h\'. 

Sonderrechte  b.  .Anstalten  u. 
Sti  Hungen  313*. 

Sonderrechte  bei  gesammter 
Hand  844r.  -  B.  Rhederei  359*. 
— Eigenthumsgem.  861  <•  ~  Erben- 
gemdnsch.  36P.  364*.  —  Ehe!. 
G.  (i.  388  f.  —  Foriges,  Hausgem. 
411  f.  4->5.  —  H.  G.  494.  528.  538. 

Inhalt  d c  r  a  r  t i  i<  e r  S. :  .\ntheil  I 
345.  361*.  366.  3h9i'.  421.  4:{I.  - 
W'.iclisen  u.  Schwinden  des  An- 
ihcilb  riü2*.  536.  53tJ.  —  Solidar- 
recht  846.  ^  Besib:  u.  Genuss 
862«.  888.  490.  497*.  61&  638. 

-  Ertragsantheil80e*.869».86P. 
dU2— 8.  606u  —  Ersatzansprüche 
988.  —  Anwartschaft  auf  Sub- 
stanz o.  Werth  390—7.  410-14.  | 
425-H.  ry>3.  517.  538.  M9.  -  j 
I-jnwirkung    auf    den   Gemein-  ■ 
schatiiwülcn  528'.  529*.  574».  — 
Vertretung  der  Gemcinscli,  nadi 


.Hissen  361*.  365*.  —  Aufldsung 
der  Gemeinsch.  361  *. 

onderrechts  Verhältnisse 
kraft  Körperschafisr echts 
(bc2\v.  Anstaltsrechts)  188  — 
338.  38.  42.  44.  46.  582.  877.  915 
bis  19.— Wesen         Werth  806. 

—  Gesetzl.  Anerk.  809.—  Bebandl. 
in  der  Praxis  313.— Theoretische 
Angriffe  auf  den  BcgritT  309-13. 
919.  —  Erforderl.  Ausbau  des  He- 
gritTs  314  f.  —  Ungleiches  Maß 
ihrer  Entlah.  306.—  Bedeutung  f. 
Einiheihing  der  K.en  309. 

Unterschied  solcher  S.  von 
freien  S.  des  Individual- 
rechts 189.  198.  198*.  202. 91& 
222'.  229.  288.  284.  945.  266*. 
270«.  276.  28&«  994.  299.  301. 
311.  704.  877.  — Unterschied 
derselben  v.  reinen  Mitglied- 
schaftsverhältn.  189. 192. 194'. 
197  ^  199.  216.  222*.  230*-«.  233. 
244.  iM»;.  201.  275.  282.  295.  29H 
bis  99.  312.  «77.  —  Verli.  zu  den 
verfassungsmäßigen  Schranken  des 
Lebensbereiches  der  K.  687. 
689.  —  Behandl.  der  S.  alsVerh. 
des  inneren  Lebens  der  K."704*. 

-  Schicksale  b.  Auf  lös.  der  K. 
878. 

Begründung'  1^9.  193*.  195*. 
2UU  -.  201.  202.  206.  208*"'.  210*. 
220.  223.  241.  250.  277.  288. 
295.  302.  313'.  713.  —  Im  Grün- 
dungsstadsum  128. 180— L— Ver- 
änderung 197>.  226 f.  286'. 
96L  688.  713.  —  Beendigung 
u.  Rückstand  189.  191*.  193*. 
195*.  220.  2.30-3.  23»;'.  242.  251. 
271.  277.  2'.>().  303.  M5r-.  877.  878. 

V  e  r  h  ä  1 1  n.  zwischen  der 
Herrschaft  v.Gcmeinwillen 
u.  S  o  n  d  c  r  w  i  1 1  e  n  bei  solchen  .S. 
189.  191.  197.  199».  200».  207. 
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222.  225-30.  236^  246—9.  2.73' 
bis  56.  279.  290.  637.  639.  917. 
918.  —  Rechtsschutz  im  Verh. 
der  \'.  P.  vuul  ihrer  Glieder  zu 
einunaLr  ibi^.  1^2».  193».  195». 
196».  200«.  233.  231  236».  247«. 
S56K  S62f.  982. 297*-«.  300*.  688. 

—  Processoale  Vertretung 
nach  aussen  189.  191.  205«. 
209*  ».  210».  211«-».  214-8. 
235*.  248.  713.  731.  —  Rechts- 
geschäft!. Verfügungen  2*20 
bis  22.  23»)».  240*.  242.  24H.  251. 
277.  2äQ.  im  291.  713.  731.  916 
bis  18.  —  Bcsit/  u.  Ausübung 
209*.  218-20.  627  ^  7ia  781.-- 
ErsiUung  u.  Verjährung  218—20. 

Objektiver  Gehalt  solcher  S. 
814.  —  Umbildung  des  individual- 
rcchtl.  Stoflfs  durcli  socialrccht- 
liche  Zuthat  315.  —  S.  mit  per- 
sonenrechtl.  Gehalt  316  (192. 
285«.  237*'».  240  f.  250.  276.  280). 

—  Sonderrechtl.  Struktur  des  Mit- 
gUedscluftsvcrh.  im  G<m/.en  240  f. 
276 f.  —  S.  mit  Sachenrecht]. 
Gehalt  817-88  (Ö8>.  19a  196. 
198^  207.  286*.  387.  246*).  — S. 
mit  obligationcnrechtl.  Ge- 
halt 333-8  (193.  209.  28t».  246. 
250.  271.  279.  28:^). 

S.  in  verschiedenartigen 
K.  G  .n  t  u  n  ^ e  n.  Im  zusammengcs. 
St.  190.  ol6*.  —  Im  St.  überhaupt 
191.  914.  —  In  der  Kirche  196. 
915.  —  In  der  Gemeinde  196.  915. 

—  In  Agrargenoss.  212.  916.<— In 
K.  des  öff.  R.  285.  -  In  öflf.Wirth- 
schaftsgenoss.  236.  —  Krankenkas- 
sen 206».  —  B.  G.  f.  U.  V. 236».— 
Knappschaften  236».—  Landschaf- 
ten 237*.  —  Dcicho;enoss.  237. 916. 

—  öff.  \Vassergenos5.  237».  —  In 
Privairechls-K.  237.  —  Hochadl, 
Familie  239. 916.- Versicherungs- 


genoss.  auf  Gegensciri^k,  239». 
917.  —  E.H.K.  240'.  —  Freien 
Wassergenoss.  240*. — ^'crmägen>- 
^^enoss.  239.  —  A.  G.  240.  917.  — 
Gcwerksch.  276.  —  E.  u.  V\ .  G. 
286.  919. 

Sonderrechtsverhältnisse  bei 
gesammter  Hand  844 f. —  An- 
theUmlß.o.  soUdare  Struktur 844.^ 

Personcnrcchtl.   512.  528.  574*. 

—  Vermögensrecht!.  512.  529.  — 
Sicherung  gegen  die Gemeinsphare 
35y\  361»-«.  426».  428».  .'VOl. 
.^)19.  583.  587».  -  Gebundenheit 
üurcii  die  ücnieuibpharc  iiOi.  549- 

Geltendmachung  581.  533. 542. 
595*.  —  Unterschied  von  Rechts- 
verh.  der  ungesonderten  Gemein< 
sphire  494.  —  Unterschied  von 
den  ausserli.  der  Gemeinsch.  stehen- 
den Individualrechtsverh.  494. 539. 
548.  549. 

Ausgestaltung  solcher  S. 
b.  der  Rhederei  359*.  —  ^-igc"- 
thumsgemcinscli,  361».  —  Erben - 
gemeinsch.  861*.  864*  -  Bhel. 
G.  G.  880  f.  —  Fortges.  Hausgem. 
411.  421.  -  H.  G.  494. 496«.  584. 
Sonderschuld  des  H.  G.erv 
kraft  H.  G.  Schuld  561.  — 
Abhängigkeit  v,  Gesanimtschuld 
553.  555.  560.  —  Selbständigkeit 
553—4.  559.  —  L'ntcr>ciiiede  bei 
den  Arten  der  H.  G.  555. 
Begründung  551.  555.  560. 
581*.  590.  —  För  Erben  569*.  - 
Nach  Auflös.  591  •.  —  Geltend- 
machung 569.  661.  696i  >  Be- 
stand u.  Beendig.  554.569— 61; 
s.  Verjährung.  —  Für  ausge- 
schiedene H.  G.cr  o.  Rechtsn.ich- 
folger  561.  -  Nach  AuÄös.  562. 

—  Im  Konkurse  562. 
A  u  1 1  e  c  h  u  u  ngs  bc  1  ug  n.  dc> 

aus  S.  beklagten  H.  G.ers  514.  — 
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Mit  Forder.  der  H.  G.  544*.  — 
Mit  eigner  Privatforder.  545*.66S«. 
—  Nicht  mit  Forder.  eines  Mit- 
gesellschafters  545*.  —  Auf- 
rechenbarkeit der  S.  gegen 
den  khigcndcn  H.  Cor  546.559*. 

\"erh.  der  S.  mehrerer  H. 
G.er  zu  einander  5('»3. 
Nach  innen  cmhaii  die  H.  G. 
Schuld  keine  S.  fiSl.  582*. 

Sonderschuld  eines  Ehegatten ' 
verknüpft  mit  Gemein-I 
Schafts  schuld.  Nach  aussen 
400;  s.  Sonderhaftung.  ^  Nach 
innen  405;  s.  Beitr.igspflicht,  Re- 
gressanspruch. —  Diskrepanzen 
der  äus'-ccn  u  der  inneren  Seite 
4<»4.  406.  4it7.  —  Antheilm.iß. 
üewKungspfiicht  trotz  sohdarcr 
Haft  405.  —  Einsdtige  Deckungs- 
pflicht trou  bddcrsdtigcr  Haft 
406.  ^  Innere  Sonderschuld  ohne 
äussere  Sonderhaftung  406.  — 
Äussere  Sonderhaft  ohne  innere 
Sonderschuld  407. 

Sondcrschul  den  eines  Ehe- 
c^atten  ausserhalb  des  (ic- 
m  ein  scha  f  t  s  \  erh.  398*.  — 
liaüung  des  Sonderguts  404 •\  — 
Äussere  Gemeinschaftshaft  daf&r 
404* 

S  on  der  s  p  hä  ren  s.Sonderrechtsver- 

hältnisse,  Sonderrechte,  Sonder- 
verbindlichkeiten. 

S  o  n  d  e  r  V  e  r  b  i  n  d  1  i  c  Ii  k  e  i  t  c  n 
kraft  K örpcrscha I tsrcchlcs. 
\'on  Mitgliedern  44  •.  877.  — 
Staatsgenossen  193.  —  Gemeinde- 
genossen 209.  —  Aktionären  271. 


Bildung  V.  GeschäftsantheilenäSS*. 

Dienste  19&  809>  Dtngl. 
BeUstung  196.  208«  237.  240* 

916.  —  Mittragung  v.  Abgaben 
209».  Beiträge  19:).  2.in>.  l>39». 
254».  271.  -m.  299.  im.  «77«. 

—  Sonstige  vermögen sreciul.  Lei- 
stungen 271*.  9lf>.  '  Subsidiäre 
Deckungspflichten  240*.  273*. 299. 
305.  d7a  919.  —  Subsidiäre  Haft- 
pflicht 278.  S85.  dOl.  877 878. 
919;  s.  Sonderhaftung. 

Sonderverbindlichkeiten  bei 
gesammter  Hand  344.  —  An- 
theilmäßigc  360*.  —  Solidare  346. 

—  S.  zur  Duldung  des  Wachsens  u. 
Schwindens  von  Antheilen  r>U2. 

—  Zu  Beiträgen  534  f.  —  7.ur 
Deckung  v.  Verlusten  503.  504-. 
586.  —  Zu  GebrauchsQberlassuttg 
687.  —  Zu  Arbeitsleist  537*.  —  Zu 
Brsat«leist.  687.  —  Zur  Haftung 
nach  aussen  360*.  302*.  400 f. 
537*.  öfiOf.;  s.  Sonderhaftung. 

Sondervermögen  32^  ÖO.  365. 

m\ 

—  im  \'  e r  ni  ö ^ c n  H i ne s  R e c h  t s- 
s  u  b  j  e  k  i  h  366.  456 ;  s.  Geschälis- 
vcrniögcn. 

—  als  Miteigenthumsobjekt 
364«.  866*.  866^ 

—  als  Objekt  einer  Eigen- 
thumsgemcinschafi  z.  g.  H. 
363  f.  366.  436.  —  Licgcnsdiafi! 
S.  V,  363.  —  Schiffs  vermögen  3r.:5. 

—  Hrbschaft  3'»4.  —  Fhci^eniein- 
schafiHvermo^en  3ti4.  377.  3ö5'. 
899.  --  Hausvermogen  b.  fortges. 
Huusgem.  408.  411».  418.  4^1. 


918.  "  Gewtrken  288.  —  Genos- 1    —  Gcsellschaitsvemiögen  364.  — 


senschaftem  299.  —  Trägern  v. 
Organs tellung  288w  274.  384. 
Inhalt  solcher  S. :  Duldung 
V.  Eingriffen  191'.  —  Übern,  v. 


Handelsgesellschaft$vermAgen864. 
436.  456.  462.  489-91:  s.  H. 

—  als  Vermögen  einer  J.  P. 

3-2\\.  3»>.''V  "^Tt".    -  Vermögen  er- 


Mehrbetheiligung  280*.  284*.  -1    losclicner  V.P.  als  S.V.  836i. 
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887.  880-92.  900«.  901    -  Im 

Konkurse  002. 
Sorgfalt  von  V.P.  —  Bei 

H.  G.  524. 
Souveränes  Organ  687 f. ;  &. 

Oberstes  O. 
Souveränetit  desSts  SO.  116*. 

151.  IM.  156.  177.  na  m'-*. 

685*.  648.  648.  675«.  778.  801. 

812.  817«  832. 
Sparkassen  TU  161^765^820'. 

850«.  913. 
Specialgrundbücher  324*. 
Specialverieihung  derJ.P.;s. 

Verjeibung. 
SpecialvoHmacht  701'. 
Spediteur.  V.P.  alsSp.  801'.  808*. 
Spolienklage  gegen  V.  F.  789*. 

79«  >. 

Staat  als  solcher.  P  '»'. 
»iü«>*.  642.  823».  —  Hntstctmng] 
24.  116».  131».  133».  308  ^  812». 
827».  828»-».  829'.  855».  —  Ver- 
änderung  812.  815«  828.  827«-*. 
8^*.  829«.  Beendigung  812«. 
827*.  828«.  829«-«.  845.  865«. 
Rechte  gegen  Mitglieder  1 50  f. 
176.  191  f.;  s.  Hohettsrechte.  — 
Sonderrechte  v.  Staatsglicdern 
^^cgcti  St.  191  f.  735».  —  Higen-  i 
thum  des  St. an  offen tl.  Sachen 
193.  194».  -  St.  als  SuProcess- 
partei  vor  Civilgerichten  179. 
735.  914.  —  Vor  Verwaltungs- 
gerichten 786.  -  St.  als  Ver- 
mögenssubj.  s.  Fiskus. 
Willens-  u.  Handlungs- 
fähigkeit des  St.  a>6\  612*. 
655«.  G4l^  —  Lebensaufgabe  717. 
719*  ».  —  I-unktionen  720.  — 
Verfassung  673»-«.  828.  —  Wol- 
len tt.  Handeln  durch  Organe 
622«.  675»  m\  758.  —  Organe 
614».  675«.  687.  690».  69P-«. 
709*-«.  ^  Beamte  als  Organe 


621 -.  622«.  753.  75»5'.  —  Ver- 
schulden des  St.s  durch  Organe 
7.^.  771.  —  Haltung  ausvertragsni. 
Verschulden  784.  795*.  —  .A.us 
ausservertragsni.  Verschulden  788. 
—  Aus  öffentUchr.  Handl.  o.  Uo- 
terlass.  786.  794-801.  Ent> 
schädigungspflichten  aus  recht- 
mäßigen Eingriffen  des  St.  806. 

Staat  im  Verh,  zu  andern 
Staaten  727.  771.  855».  880». 

Staat  im  Verh.  zu  engeren 
Verbänden.  —  Unterordnung^ 
aller  anderen  V.  P.  unter  den  St. 
152.  641.  717».  —  Einordnung 
vieler  V.  F.  in  den  St  Organismus 
154  f.  642.  72&  851.  869.  -  Un- 
gleiche Wcrthung  des  R.  der  ver- 
schiedenen K.  durch  den  St.  156  f. 

Wirksam  k.  des  St.  b.  Ent- 
stehung der  V.  P.  15  f.  84  f.  — 
H.  iliren  VV  1 1 1  c  n  s  a  k  t  i  o  u  e  n 
640  f.  ^  B.  ihrer  Veränderung 
817f.  —  B.  ihrer  Beendigung 
832.  -  R.  aber  Leben  u.  Tod  v. 
V.P.  845  f.  R.  auf  Festhaltung 
v.  V.  P.  b.  ihrer  Existenz  851.  — 
Heim  fallsrechte  desSu869f.; 
s.  Heimlall. 
Bindung  alles  engeren  Gemcin- 
lebens  durch  das  Leben  des  St. 
641.  AK5rperschaftshohdt« 
152f.  686.  642.  645.  817.  — 
Obervonnundschaft?  648 f.  —  St. 
als  Gesetzgeber  f.  K.  648.  — 
Als  Richter  I.  K.  649.  -  Als 
Vt  rw  alter  höchster  Willen s- 
macht  651.  —  Aufsicht  des  St. 
647.  652  f.  721.  732;  s.  A, 

Staat  als  souveränes  Rechts- 
organ 177.  648.  6fia  717«.  720. 
801.  817«.  831.  845. 

Staat  als  Träger  lebendiger 
WilUnsmacht  26 f.  122«.  140. 
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642.  651  f.  lUK  720.  817  f.  883. 
845. 

Staatengemeiascbaft  z.  g.  H. 

3iV3K  812». 
Staatcngcuosscnschatt  s.  Zu- 

saromenges.  St. 
Staatsangehörigkeit  198*.  618. 

-  Voo  V.P.  146.  188w 
Staatsanstalten  s.  Anstalten. 
Staat  sa n  wahschaft  un  Process 

wider  V.  P.  779». 
Stuatsbcanvtc  s.  Beamie. 
Staatsbehörden  s.  Behörden. 
Sta  .itsbü rger  liehe  Rechte  u. 

Pllichicn  von  V.  P.  153. 

643. 

Staatsgewalt  IfiOf.  675*.  716. 
719*.  766.  —  Als  Gegenstand  der 
Successian?  866*. 

Staatsoberhaupt  s.  Monarch. 

Staatsrecht  10.  158.  184.  720». 
79Ö«.  —  St.  u.  Völkerrecht  190  f. 
315*.  642.  —  St.  u.  oHcml.  K. 
158.  —  St.  u.  Privatr.  191  f.  795. 

Staats  wohl  645. 

Staatsaweck  717. 

Ständige  Aufsicht  668. 

Stadtgemeinde  148*.  678».  708*. 
787*.  —  Exemtionen  812.  —  Bil- 
dung AUS  Landgemeinde  o.  aus 
Staat  812«. 

Stammaktien  und  Stamm- 
Prioritätsaktien  918. 

Si.ind  V.  V.  P.  I  IJJ. 

Statut  134 'i  6.  Satzung. 

Statutarische  Portion  s.  Erb- 
recht. 

Stellvertretung  606*.  680.  626. 
627.  787.  —  Bei  Strafimtrlgen 
821*.  —  Bei  Ausübung  v.  M':- 
gliedschaftsrechten  244 ».  261. 279^ 


281 


Im  Verschulden?  751 


H04.  —  Haftung  f.  das  Verschulden 
V.  Stellvertretern  762*.  7ö5.  792. 
801. 


I      St.  f.  R.G.  2.  g.  H.  350».  586. 
'    588'.  601.   —  Verschieden  von 
der  Vertretung  kraft  Gesamnu- 
handsrecht  350  f.  381  f.  587  f.  »;(rJ. 
St.  f.  V.P,  623—4.  -  Verbchicdcn 
von  der  Vertretung  durch  Organe 
618^  6S0r.  762*.  786.  796*. 
796*.  (61.  68.  64.) 
Stempelsteuer.  B.  Einbringen  in 
A.  G.   182*.   —  Rückforderung 
ungebührlich  erhobener  St.  914. 
Steuerforderung  193».  336». 
Stcucrptlicht  v.  V.P.  153.  — 
Von  A.  G.  u.  E.  u.  W.  G.  331-3. 

—  Von  A.  K.G.  493». 
Stiftungen.  Wesen  12.  909.  — 

Begründung  15».89*-*  8t-86. 
122*.  128».  126*.  127K  140-41. 
664«.  —  Unter  Lebenden  129  ^ 
140.  141 —  Von  Todes  wegen 
126—7.  140.  141«.  —  Bestand 
RH4    —  Umwandlung  818*.  S26». 

—  Zerlegung  mi\  —  Un- 
tergang 842. 843.  —  Aufhebung 
846*.  840.  850.  —  Vcrmögens- 
schicks.  s.  Stiftungsverniögen. 

Sonderrech tsv.  1.  St.  318*. 

Anspräche  v.  Destinataren  u. 
Verwaltern  187*. 

Wollen  u.  Handeln  v.  St. 
12".  629.  —  Organe  622».  629. 
688'.  850'.  -  Unredlicher  Besitz 
790'.  —  Aufsicht  über  Su  lö4», 
161».  641».  672. 

St.  als  Privatanstaiica  169. 
847*.  869.  914.- Milde  St  (piae 
causae)  126*.  143*.  144*.  668. 
727*  844 >.  846*.  847«.  872*  - 
Gemeinnützige  St.  126».  844«. 

—  Kirchliche  St.  847».  869».- 
KommunaleSt.  869'  ».-Kor- 
porative St.  869'.— Familien- 
St.  s.  F. 

Stiftungsvermogc  a  13.  -  Bil- 
dung 141.  —  Wegfall  842.  844«. 
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—  Erhaltung  bei  seinem  Zweck 
840'.  847».  859«.  87P  \  878». 
888'.  -  Anfall  859.  869. 

Stille  Gescüscliaft  451».  469. 
470.— Als  innere  Seite  der  O.H.G.? 
446*.  —  Aufn.  eines  st.  G.ers  in 
eioeO.H.G.  480* —  Haftung  des 
St.  G.en  wie  eines  off.  H.  Cers 
475«. 

S  t  i  1 1  g  e s i e  1 1  le  Amheile  s.  Ruhende, 
ütil  Ischweigende  Verleihung  v. 

J.  P.  55"'.  117».  \m.  J»12.  —  St. 

I-Trit:htnn<;  ciiKT   K.   r)8 '.  —  St. 

Duldung  V,  K.  Akten  durch  den 

St.  658'.— St.  Einwyiigung  in  K. 

Akte689*.  676*.  679*. 680*.  681*«. 

686. 

Stillschweigender  Gescllscharis- 

venrag  470*. 

Stimmengleichheit  671 (]82'. 
Sti ni nicn tnehrheit  s.  Mchrheits- 

besciilüsse. 
Stimmgcwiclii  2io2K  299^  687*. 

708»  ' 

Stimmrecht  einer  K.  158.  734*. 

—  Einer  H.  G.  588* 

—  in  K.  68.  len*  2f)l.  298.  077». 
694 ».  709  Zutheilun-;  o.  ünt 
Ziehung  687«.  688».  71»r'. -Son- 
derrecht auf  St.  240*.  2«^.  2^'2. 
298.  594*.  -  Ausübung  des  St. 
243*.  259».  261—2.  -  Ausübung 
durch  Stellv.  844  >.  261.  S80^ 
387 >.  2il9^~Verantwortlichk.  f. 
die  Ausübung  768*.  769'.  770*. 

—  St.  im  Falle  der  Intercsscnkol- 
hsion  28.") 710'.  711». 

—  in  R.  G.  z.  g.  H.  351».  528*. 
529»-'.  567.  574.  575*.  .579». 

S t i ni m r c eil t s V e r gehe n  661 

710*-«. 
Stipendium  13* 
Stra  fantrag  einer  J.P.  621*.  — 

Eines  Ehep.iars  380». 
Strafe  beim  Körperschafts* 


delikt.  Körperschaftsstrafe 
743  f.  747*.  769.  771-84.-Denkb. 
771.  —  Gerechtigk.  774.  —  Anen 
773.  —  Theoret.  Verwert.  746  *. 
751 «.  769.  772  f.  —  Gesetzgeber. 
Verwerf.  768".  776.— \'orkonuiicn 
im  geltenden  R.  777-84.  —  Ver- 
hüllung 779*.—  Umdeutung  772». 
780«. 

In  di  V I d  u  a I  s  t  r  a  f  e  neben  der 
K.  Str.  72ir.  768V  769.  774.  — 
Verhän<^  v.  K.  selbst  771. 

Verli.iltn.  v  K.  Str.  u.  Indiv. 
Str.  /.  u  einander  769.  7 73.  774. 
775».  780*.  781*.  78Ä». 
Strafgericht  Qber  V. P.  773. 779*. 
782». 

Strafgewall  von  K.  1S2*.  165*. 
230«.  718.  771.  776. 

Straf  mittel  gegen  V.  P.  773. 

Stra  free  ht  li)2'.  773'.  775'.  776. 
—  Besonderes  Str.  /.un:  Schutz  des 
K.  R.S.  147  f.  168.  171».  174*. 
861«.  876».  660*  666*.  6ea  7ia 

Straf process  193».  Entschädig. 
unschuIdigVerurtbeUter80O*.809*. 

—  wider  V.  P.  779=.  783». 

Streitgenossen  9.')'.  217'.  264*. 
266».  594«.  595'  '.  597». 

Streitsachen.  Socialrechtl.  u.  iti- 
dividualrcclul.  734.  —  öffentliclir, 
u.  privatrecht].  $,  Rechtsweg. 

Stundungsverträge  b.  H.  G. 
Schuld  m  659.  660* 

Subjektive  Einheit  s.  Rechts- 
subjekt. 

Subjektives  Recht  s.  R. 

Subjekts  Wechsel  b.  Wegfall  einer 
V.  P.  855,  870.  876.  —  Bei  Ein- 
bringung in  H.  G.  u.  Überweisung 
V.  H.G.  an  R  G.er  514.  516.  517. 

Subsidiäre  Beitragspflicht 
V.  Rechtsvorgänger  378. 805*.  - 
\'on  Mitgl.  o.  Theilhabem  s. 
Decltttngspflichu 
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Subsidiäre  Haftung  v.  Mitgl. 
einer  K.  a02.  dOI*. 

V.  Theilhabern  einer  R,  G. 
«.  g.  H.  m^'K  647».  668«. 

—  des  H.  G.ers  während  des 
Konkurses  562.  547*.  552. 

—  des  St.  f.  Beamte  767r  769^ 
770.  787  >.  796»-*.  797«.  798» 

—  von  V.  P.  f.  Geldstrafen  7Öi. 
Sttbstanzverfügungen  b.  R.  G. 

«.  g.  H.  362.  —  Erbengem.  365  •. 

-  Ebd.  G. G.  S88f.  885.  —  Fort- 
ges.  Hausgem.  409.  411.  419*. 
480.  488*. 

Sub  tr  lt.  objektiv«  v.  V.  P.  815. 
838.  841.  -  S.  Gebiet,  Grund- 
kapital, Grundvermögen. 

Succession.  fn  sociale  Hinter- 
lassenschatt  .SiT.  Ööü  80.  — 
Wesen  864.  870.  875.  -  Als  Ge- 
sammtnachfolge  876  f.  S.  kraft 
Satzungsrechts  869.  867.  880.  — 
Kraft  satzungsRiflß.  Verf&g.  880. 
867.  —  Kraft  gcsetzl.  Regel  863. 

—  S.  einer  daför  geschaffenen  o. 
umgeschaffenen  \'  P,  o.  Mehrheit 
V.  V.  P.  865.  mj.  —  S.  einer 
umf.issciiJercn  V.  P.  868.  889.  — 
S.  der  .Nlitgliedcrgcsanimtheit  863  *. 
871*.  873.  879.  892.  901*.  902. 
^  Des  letzten  Mitgliedes  886. 
875*.  89a  —  Kombinirte  S.  876. 
891.  —  S.  des  Fiskus  876.  — 
Partielle  S.  b.  fMurtieller  Auflös. 
880. 

Im  Übrigen  s.  Erbrecht,  Gesamrat- 
nachfolge,  Rechtsnachfolge. 

Successive  Hrric!itung  und  Zer- 
setzung V.  V.  V.  133.  ««1.  883. 

Succcssivgründung  von  A.  G. 
128*.  188>. 

Supprcssio,  kirchenr.  812*.  845*. 

Suspension  der  ehel.  G.G.  f. 
bevorm.  Ehefrau  375*. 

^  von  Organen  681*. 
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Syndfkatsklage  795.  800*. 
Syndikus  6&  711*.  740***. 

S  N-  s  t  e  ni  a  t  i  k  des  R.  165«.  458*.  — 
Im  Pr.  L.  R.  101.  166*.  -  Im 
H.G.B.4öO.-Schweiz.Ob].R.4fiO>. 


T am  ieme -An Spruch  275*.  269*. 

678». 
Taxatoren  798*. 
Taxe.  Obern,  gegen  T.  396*. 
Testamentsexekutoren  680*. 
Testirfähigkeit  v.  V.P.?  861. 
ThcilbarkeitoderUntheilbar- 

keit  der  Mitgliedschaft  in  K.  221  ^ 

•>i7  '.  278  ^  270».  324.  —  Von 

Rechten,  die  aus  der  Mitgliedschaft 

flief\en  221  324. 
The  i  l  h  a  b  e  r  g  cnie  ins  ehalt  der 

Mitgl.  ehemaliger  V.  P.  874.  879». 

892r. 

Theilhaberschaft  in  R.G.  z.  g. 
H.  844t  —  Personenrechtl.  845. 

450.  524.  —  Auf  Vermögcnsan- 
theile  gebaute  Tli.  347».  359» 
360».  .361».  530*.  -  Geschlossene 
Zahl.  V.  Th.  484.  öOl —  An 
Individualität  gebundene  Th.  353». 
—  Th.,  für  welche  die  Indivi- 
dualität erhebl.,  aber  nicht  wesentl. 
ist  868*.  454.  488.  487.  -  Un- 
persönl.  (fungible)  Th.  347*.868*. 
465.  46a  483.  487.  —  Ungleich- 
artige Th.  neben  emander  358*. 
416».  453.  460. 

Erwerb  der  Th.  ;!78.  478. 
4<H02-».  —  Ü  bertragung  346. 
4...^.  479».  480^  484».  -  Ver- 
erbung 347. 428.  455.  479».  480«. 
483.  —  Verlust  durch  Aus- 
scheiden 818*.  349.  427.  430*. 
481.  478.  480*.  488*~«.  488*  — 
Ausschluss  348*.  481.  488*-^. 

Klage  .luf  Feststellung  v.  TIi 
oder  Nicbttheilhaberschaft  5Sö* 
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630*.  598*.  —  Transaktionen  dar- 
über 53B*. 

Theil recht  412*» 

Theilung  v.  Körperschafts- 
vermögen 232.  038'.  6(>5».  — 
Nach  .'Xuflös.  der  K.  860^  861. 
862*.  8*13'  m\\  866 ^  874.875. 
880.  882-.  8-SÖ* 898».  900«. 

—  des  ehel.  G.  G.vcrmögens. 
Nach  Hälften  391'.  395.  —  Nach 
ungleichen  Q)iote&  891*.  894.  — 
Nach  urspr.  Bestandtheileo  998*. 
896*.  —  Wahlrecht  zwischen  Th. 
nach  Qxioten  u.  nach  urspr.  Be- 
standth.  391».  31>2^  -  Anrecht 
eines  Eheg.  o.  seiner  Erben  aul 
ein;^clne  Stücke  388  ^  395».  — 
Stets  nur  1  hciiungsmodus  392'. 
396». 

»  des  HausvermOgens  412. 
497.  480.~Nach  Qpoten  4ia  426. 

427.  —  N.icli  jetzigem  Bestände 
414.  428.  —  Mit  Hinausschiebung 
der  Realiheilung  4,W.  434. 

—  des  H.  G.  Vermögens  480. 
517 

Theilungsklage  b.  R.  G.  z.g.H. 
84a  861*.  394. 426i.-Atissch]uss 
der  Th.  859*  889.  422.  482*. 

502  (64.  66»). 
Thier e.  Haftung  ffir  sie  807*.  — 

Personif.  23. 
T  i  1  g  u  n  g  V.  Aktien  242.— V.  Kuxen 
278». 

Tod  831.  832».  865 ».-Aller  Mitgl. 

833.  864 \  —  Eines  Ehegatten  s. 

AuiUs.  der  Ehe. 
Traditio  brevi  manu  64. 

Tradition  beim  Eigenthuinserwerb 
der  H.  G.  vom  G.er  oder  des  G.ers 
von  der  H.  G.  514.  515.  517'.  - 
Fällt  weg  b.  Festhaltung  des  Higen- 
thums  durch  veränderte  H.  G.  516. 
521    —  T.  an  Liquidaiionslinua  i 


Transformaiio,  kirchenr.  812*. 
826*. 

Translation  v.Verbandsleben  861 
867.  880l 

Transportanstalten  792*. 
Tumulte  799*. 
Turnverein  62". 


Über laiir tsrecht  218*. 

Ü  b  e  r  g  .1  II  gs  f  o  r  m  e  n  s.  MitleJ- 

gcbilde. 

Überlebender  Ehegatte.  Recht 
am  Ehcverraögen.  Auf  Allein- 
eigenthiim  892*-*.  4061  —  £igen< 
tbumsantheil  891— Erbtfaeil  892*. 
395*.-Voraus  888*.  896*.— Eins. 
Sachen  395».— Entschlagung  395». 
401.  403.  — Gütersonderung  396». 
—  Vorzuge  des  Witwers  393 ».  — 
Der  Witwe  395».  4U1.  403'. 

— .  Gcmeinschaftsvcrhaltiiisse 
mit  Kindern  407.  —  Beisit/- 
r echte  der  Ü.  E.  b.  Gütersonder. 
406*. -Bei  G.  G.  482f.-Allein* 
elgenthum  desO.  E  kraft  Kon- 
solidation 408.— Trots  Verfangen« 
Schaft 409.— R.c  .ils  Haupt  e  iner 
fortges.  G.  G.  418.  422*.  — Als 
Haupt  einer  Eigen thii ms- 
gem.  am  Rückstand  der  chcl. 
G.G.  432*.  —  Anwachsungs- 
rechte des  Ü.  E.  424».  425».— 
Schicht  theil  bei  Abtfadlung 
411«.  412.  425*.  426. -Sonder- 
gut  418*.  48a 

Repräsentative  Stellung 
desÜ.E  alsHaupt  der  Haus- 
gem.  351».  408.  409*.  417.  418*. 
419».  424 >.  433».  -  Herrsch.ift^ 
rechte  40f>.  411.  417  ^  419».  420. 
430.  433*.  —  VerbindHchk.  408«. 
412. 420.  —  R.  aufHiiiausschicbung 
der  Realtheilung  430 '  ».  —  R.  auf 
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Auflösung  der  Gemcinsduft  üji 
427'.  431». 
Vorzüge    des  Vaters  vor 
der  Mutter  408«.  419».  420». 
430^ 

Übereinstimmende  Beschlüsse 
o.  Entschlüsse  fi94. 

Überlegung,  innere  v.  V.  P.  700. 

Überschreitung.  Des  verfas- 
sungmäßigen Lebensbe- 
reiches von  V.  P.  ß3i.  636. 
tiüL  684«.  läL  mL  7H0'.  781'  -«. 
—  Geltendmachung  fi.^.  —  Hel- 
lung 63iL  m  684«.  —  Staatl. 
Abwehr  6ikL  661».  662«.  — 
Ü.  der  Organzuständigkeit 
ÖM.  685.  69L  ZßllSL  m  - 
Heilung  686.  —  Ü.  der  Amts- 
sphärc  insbes.  Z66.  795».  —  Ü. 
der  inneren  Zuständigk.  ohne 
Ü.  der  äusseren  Zuständigk.  7aS'. 
704^5.  m  —  Individual- 
verantwortl.  f.  Ü.  714«.  läS, 
768. 

—  von  Auftrag  o.  Vollmacht 

mL 

Überschuldung  von  V.  P.  810». 
841«. 

—  eines  Ehegatten  s.  Vorehe- 
liche Ü. 

Übcrschuss  im  Konkurse  der 
G.  öiÄiL 

Übertragener  Wirkungskreis 

641».  6ä2».  720«.  725 
Übertragsverträge  385.  386». 

426». 

Übertragung  s.  \'eräusserung, 
Vererbung. 

—  v.  Vcrbandsleben  864f.  880. 
Überwachung  der  Versamml.  v. 

K.  659 -.  —  Der  Geschäftsführung 
577«. 

Überweisung  von  R.en  der  U.G. 

an  \L  G.er  5iL  520». 
U  m  f a  n  g  der  Rechtsfähigk.  der  V.  P. 
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141.  —  Ihrer  Willens-  u.  Hand- 
lungsfähigk.  (>3i).  —  Ihrer  Dar- 
stellbark, durch  Organe  625.  — 
Ihrer  Deliktsfähigk.  155. 

Umgestaltung  v.  V.  P.  813». 
816.  825.  —  Insbes.  v,  Stiftungen 
818*.  m)K  872*.  —  U.  durch  St. 
777«.  812».  an.  —  Durch  Kirche 
817».  —  Durch  eignen  Willens- 
entschluss  819.  ~  Behufs  Nach- 
folge 867.  —  U.  der  Organisation 
durch  Auflösung  8tM;. 

Umlagerecht  s.  Selbstbesteu- 
rungsrecht.  —  Nach  Auflös.  894«. 

Umlageverfahren.  Bei  E.  u 
W.  G.  297».  3ÖQ.  304!  «.  841» 
878».  903*.  —  Heranzich.  ausge- 
schiedener Genossenschafter  301 ». 
878«.  ^-  U.  b.  Wasser-  u.  Wald- 
genoss.  879*.  895«.  —  B.  Kirclicn 

Umschaffung  s.  Umgestaltung. 

Umwandlung  s.  Umgestaltung. 

Unabänderliche  Zuständig- 
keiten »m  lüL  lüi  823«. 
854«-'. 

Unabgefundcne  Kinder  3881 
385».  423-5.  426». 

Unabhängigkeit  der  Gerichte 
800«.  770«. 

Unbeerbte  Ehe  393 »«.  aiLL  407». 
408.  a:v2  *■ 

Unbeschränkbarkeil  v.  Ver- 
tretungskompetenzen 11^  899 

—  V.  Vertretungsmacht  f,  H.(i. 
58L  5881  590».  —  V.  Haftung 
als  iL  G.er  453.  478».  559«.  702  V 

—  V.  Haftung  aus  Vertrag  ffi)5 
Unbeschränktheit  v.Vertreiungs- 

kompetenzcn  IQL  702'.  742».  IM. 

—  V.  Vertretungsmacht  f.  Ü.G. 
587.  —  V.  Haftung  als  Ii.  G.er 

453.  JxkL 
Unbewußte  Wil lens Vorgänge  b . 
Entstehung  v.  V.  P.  25^ 
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Unechte  J.  P.  61. 

Uneigentliche  J.P.  97.  16ef. 

Unentziehbare  Zuständig k. 
s.  Unabinderl  Z. 

Unerlaubte  Handlungen  v. 
V.  P.  743  f. :  s.  Delikte. 

Un  fall  vcrsiclicrung  901*;  s. 
Berufsgenoss.  f.  U. 

Ungenchniigie  Körper- 
schaften 54  f. 

Ungcsondefie  Gemcinsphare, 
U.Gesammtsphäres.Gesanimt- 
sphire. 

Ungleichheit,  principielle  der 
V.P.  gegenüber  Einzelper- 
sonenu.  untere!  na  nder.  Hins. 
Entstehung  23.  114.  127.  136'.  - 
Rechtsfähigk.  141.  150.  153.  — 
Willens-  u.  Handlungstähigk.  611. 
631.  632».  03:3.  64:].  060.  714. 
717.  723.  -  Im  Strafr.  771.  784. 

—  Hins,  der  Veränder.  810.  814. 
886*.  —  Beendigung  881.  — 
Nachfolge  in  Hinterlassenschaft 
857.  870.  874. 

Ungleichheitsprin  cip  bei  der 
K.  C.  4.'>4.  555.  573.  587. 

Ungültigkeit  von  K.  Handl. 
ins  bes.  K.  Beschlüssen  633. 

or>o  ^  710*. 

—  des  Geseli,sc  iialtsvertrages 

b.ac.  473«.  ÖÖ6*. 
Unto  per  aequalitatem  und  U. 

per  subjectionem  S12\  896*. 

—  U.  per  confusionem828*. 
875*.  ~  Dissolutio  unionis 
828'. 

Union,  cvangcl.  813'. 
Universalsuccession  876'. 
Universitäten  140*.  155.  100. 

235».  612*.  67l^703^  717».  731*. 

834'. 

Universitas  des  Röm.  R.  3*.  74*. 
83».  808*.  —  U.  ipsavd  per  alios 
agens  616.  738.  758—9. 


Universitas  juris  447 i  s.  SonJer- 

vermögen. 
Unkeontniss  einer  H.  G«  585. 
UnmittelbareOrgane  687.  690L 
Unmöglichkeit  von  Zwecfeer- 

rcichung  b.  V.  P,  816*.  84d.  S84». 

846». 

U  n  m  ü  n  d  i  g  c.  V.  P.  als  U. 603.  Ca>ö *. 

610'.  6ia*.  043.  737.  74V>  K  806^. 
U  n  p  f ä  n  d  b  a  r c  R  c  c  In c  P f  iii dung. 
Unschuldige  Mitglieder  schul' 

diger  V.  P.  775.  781*. 
Unschuldiger  i  hcii  b.  i:.hescbei- 

dung  391».  392».  895 

Unterbrechung  der  Verjährung' 

560*.  662.  568*.  564«.  Des 

Processes  694. 
Untergang  einer  V.P.  890.  888. 

841.  —  Partieller  816».  —  Ihrer 

Reste  888.  889*. 
Unterhalt  s.  Kinder  in  der  Were. 

Unterlassungsvergehens. 

Omissivdelikte, 
Unterordnung  aller  V,  P.  unter 
St.  154.  641. 

Unterschied  s.  Ungleichheit. 

U nter sch  1  agu ng  seitens  einer  Ge- 
noss.  729*.  756».  774».  —  i>citcns 
einer  H.  G.  584'.  —  Dersämmtl. 
K.MitgliederanSachend€r  K.  520*. 
^  Des  Ehegatten  an  Sachen  der 
G.  G.  880.  —  Des  H.  G.ers  an 
Sachen  der  H.  G.  519. 

Unterstellung  unter  das  Son- 
derrecht einer  best.  K.  Gattunjr 
86  f.  813». 

Unterstüi/.  nn!'s-Ansprüche 
236».  240*.  878  ^ 

Unth  eil  bare  Rechte  s.  Thdl- 
barkcit. 

Unveräusserliche  Rechte  58*. 

286;  s.  Veräusserlichkeit. 
Unverantwortliche  Organe 

770«.  800. 
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Unvererbliche  Rechte  286. 
855-7;  s.  Vcrerbh'chkcit. 

Unverzichtbare  Rechte  177'. 
•376».  849;  s.  Verzicht. 

Unvollkommene  J.  P.  105. 

Unvollständiger  Gesell- 
schaftsvertrag b.  O.  H.  G. 
487*. 

Unvordenklichkeit  25».  202*. 
m\  21^*.        228'.  816». 

833. 

Urheberrecht  einer  V.  P.  146. 
856».  —  Des  Ehegatten  b.  ehel. 
G.G.  381'. 

Urheberrechts  Verletzung 
durch  eine  H.G.  581*.  664* 

— '.  Processuale  Geltend- 
machung der  U.  durch  eine 
Genossenschaft  der  Urheber 
734 

Urheberschaft  eines  Schadens 

als  Hdftungsgrund  806  C 
Unheil  als  Funktion  des  Lebens 

einer  V.  P. 700. — Rechtsverletzung 

durch  U.  764*.  800^ 


V.'uerlichesMuodialrechtSöö*. 
407'. 

Veränderung  der  V.  P.  809.  — 
Arten  809.  —  Unwcsentl.  V.  810. 
—  Wesentl.  811.  "  Äussere  8t0* 
811.  —  Innere  810.  814.  —  Vor- 
aussetz. 816.  —  ^^'irk.  823.  — 
Kombination  mit  Bildung  u.  Auf- 
lösung V.  y.  P.  826.  —  Auflösung 
bloss  V.?  885 ^ 

-  der  R.G.  2.  g.  H.  353».  416». 
477.  525. 

Veräusserlichkeit  von  Mit- 
gliedschaften in  K.  65.  66>. 
222*.  229*.  242.  249.  SSa  272. 
277.  281.  286«.  324.  -  Von 
Rechten  aus  der  Mitglied- 
schaf 1 221. 222 '.  224. 231 ».  236 ». 


240*  287*.  290».  324.  —  Von 
T Iie i I  Ii .1  b e r s c  h .1  r t c n  b.  R.G. 
2.  g.  H.  347*.  471)'.  481'.  501. 
51 1 ».  —  V  o  11 A  n  t  h  e  i  1  s  r  c  c  h  t  e  n 
aus  R.  G.  2.  g.  H.  346.  361».  389, 
438>.  m.  50a*  606^ 
Veräusserung  seitens  V.  P.  668. 
728.  732.  —  Von  Gemeindever- 
mögen  220.  231  *.  608.  —  Kirchen- 
vermögen 671».  —  A.G. 
Vermögen  249.  —  Vermögen  v. 
I-  u.  \V.  G.  201.  —  (iewerk- 
icki  Iis  vermögen  279^.  280.  — 
Vermögen  einer  V.  P.  in  Liq.  898 
bis  900  N. 

—  seitens  einer  H.G.  517. 519^ 

—  Nicht  durch  H.  G.er  nls  Ein- 
zelnen 516.  —  V.  des  Geschäftes 
der  H.  G.  im  Ganzen  583. 

—  eines    H an  de  1 s ges chä f ts 
mit  Aktiven  u.  Passiven  457*.  — 

—  Mit  der  Firma  459*.  894*. 
enthalten  in  Einbringung  in 

H.  G.  u.  Überwdsung  von  H.  G. 
an  H.  G.er  616»-*.  ßl7*-*.  fiSa 

—  N;c!iT  verknüpft  mit  Aufn.  o, 
Ausscheiden  eines  H.G.ers516.521. 

Ver.uisserungsbefu  gnissc  b. 


ehel.  G,  G. 
382.  385.  - 
im  Ganzen 
Hausgem. 
des  Haup 
409.  411«.  - 
im  Ganzen 
G.G.  418. 
4 UM.  42(P 


Hins.  Liegenschaften 
Hins,  des  Vermögens 
385.  —  Bei  for  tges. 
mit  Alleineigen th. 
tes  hins.  Liegensch. 
-  Hms.  des  X'^ermögens 
411.  —  Bei  fortges. 
—  Hins.  Liegensch. 
—  Hins,  des  Ver- 
G.iTi^en  420 ^  —  Bei 
i:  I  g  c  u  Üi  u  ni s g  c  ni. 

zwischen  Qberl.  Eheg.  u.  Kindern 
48S>. 

Verantwortlichkeit  von  V.P. 
Strafrechtl.  774f.  —  Privatrechll. 
784 f. 

^vonStaaten.  Völkerrecht!.  771. 

64 


mogens  im 
sonstiger 
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—  von  Organträgern  705 ^  714*. 
729*.  Ifi8f.  896.  —  Der  V.  P. 
gegenüber  im  2IQ.  274'.  285. 
305»  —  Dritten  gegenüber  769. 
770'.  —  Den  Gläubigern  gegen- 
über '270'.  (>«X)'.  890».  896».  - 
Einzelnen  Mitgliedern  als  solchen 
gegenüber?  2IÜ.  —  Strafrechtl, 
V.  lüiL  896'. 

—  von  Aufsiclusrathsmitgl. 
einer  A.  K.G.  577'. 

Ve  r b  ä n  d  e.  Höhere u.  niedere, engere 
u.  weitere  633.  ti4ü.  ß41  f . ;  s.  Auf- 
sicht, Staat,  zusamnienges,  K.  — 
V.mit  socialrechtl,  bezw.öflfenilichr. 
Persönl.ohnePrivatrechtsfah.UÜf. 
827  914.  —  V.  mit  einer  von  der 
R.O.ignorirten  Einheit  80ß ».  804*- 

Verbandspersonen  s.  Anstalten, 
Genoss.,  Gesammtperson,  Jur.  Per- 
son, Körperschaft,  Stiftungen. 

Verbindlichkeiten  2.  g.  fcL  359'. 
362 '.  —  S.Gesammtverbindl.  z.  g.H. 

Verbote  kraft  Aufsichtsrechts  658. 
fifiL  —  Von  Vereinen  s.  Vereine. 

Verbundene  Personenniehr- 
h  e  i  t  als  Subjekt  343-  464.  —  S.  Ge- 
sammte  Hand. 

Verbundenheit  der  Subjekte 

343.  464,  -  Abstrakte  343.  460'. 
58Ü.         ÖJÖlL  581  —  Konkrete 

344.  4<;.s  iÄ  —  Faniilienr.  356. 
4iL  —  Vertragsm.  35L  450.  — 
F.  Einzelzweck  358. 

Verbürgung  s.  Bürgschaftsüber- 
nahme. 

Vereine.  Anerkennung  ihrer  pu- 
blicist.Rechts-  u.Handlungs- 
fähig  k.  durch  die  Vereinsgesetzg. 
170'.  277  '.  —  Organisation  165«. 
641  '■  .S-J7'.  —  Staatsaufsicht  656 
662L  —  Auflösung  117»-'.  779«. 
182».  821'.  -  Verbotene  V.  29*. 
m  781'.  782'-«.  —  Socialistische 
V.  liäil  löL  793'. 


Privatrechtsstellung.  Bc- 
handl.  im  Sinne  modificirter  Socic- 
täten  56— 65. 83. 911.—  Als  Körper- 
schaften 6ia '-'.  —  .\Is  Gc- 
sammthänderschaften  113. 36()'.  — 
Als  recht!,  nicht  vorhanden  gQ9 '.  — 
S.  Erlaubte  Privatgcsellsch.,  .-^nerk. 
Vereine,  Genoss.  des  Sachs.  R. 
Vereine  für  ideale  Zwecke  35. 

63—5.  66-7.  71 ». 
23.  87».  96".  113.  im  f.  165«.  186*. 
606*.  619<-«.  62H'.  fi.'W*.  703». 

iiäi  iä3i  m\  mr 

Vereine  für  öffentliche  .\n ge- 
legenheiten2ai.35».  >;:>6 '. 
669 '.  660'.  782'.  frjO*.  869 *, S71  V 

Vereinigung  v.  V.  P.  S2n.  8.Y)'.  - 
S.  Unio,  Verschmelzung. 

Vereinigung  aller  Mit  gl  i  cd  er- 
schaften  in  Einer  Hand  SSL 
838.  ~  Aktien  487'.  832.  —  Kuxe 

Vereinsbildung  s.  Freiheit  der  V. 

Vereinsfreiheit  s.  Freiheit. 

Vereinsgewalt  150. 153 '.715.719'. 

Vereinsverbot  8Ü.  HL 

Vererblichkeit  885^ Von  .Mit- 
gliedschaften 222'.  229'.  242. 
277».  278».  286«.  324.  856'.  — 
Von  Rechten  au s  M  i  t  g  I  i  e  d- 
schafl  221».  222«.  224.  r>88'. 
292.  324.—  Von  Theilhaber- 
schaft  an  R.  G.  z.  g.  H.  341'.  — 
V.  .\n  t heil s rechten  aus  Theil- 
haberschaft  an  R.  G.  z.  g.  U,  347. 

Vererbung  v.  .\ntheilen  am  Ver- 
mögen der  Ebel.  G.  G.  379'.  388 '. 
394.  396.  431.—  Von  Antheilen  am 
Hausvermögen  bei  forigcs.  G.  G. 
423».  —  Keine  V.  bei  Konsoli- 
dationsprincip  .^3.412'.  414.  4i.S. 
424. —  Einrücken  v.  Nachkommen 
in  Gemeinschaftsantheil  3Ö4.  414. 
423. 
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Verfangen  Schaft  409.    Rechtl.  |    gemeinfadd.  u.  gliedmäß.,  innerem 

u.  äusserem  Handeln  der  V,  P. 


Natur  409«.  410».  —  Das  Rechts- 
princ.  der  g.  H.  bei  V.  410».  - 

Anwartschaftsr.  u.  Antheilsr.  der 
Kinder  410».  411*.  414  ^-».  - 
Modalitäten  410*.  —  Thcilrecht 
412*.='.  —  B.  zweiter  Ehe  412  \ 
414«. 

Verfassung  61d.  67a 

Verfassungsänderung  223*. 

217^  248». 
2ö(P.  259. 


224».  2.%».  238«.  230». 


251 


1-  j 


2r>3-7.  253' 


262'.  282  ^  2*J>]».  21)7  635. 
64U.  674».  817«.  820*-'. 
821  —  4.  ötiü.  862*.  i^ll.—  Form- 
erford. 706«.  820".— V.  im  nwter. 
Sinn  814  822.  —  Im  formellen 
Sinn  814^  828*.-NachAuaA$ung 
894'. 

Verfassungsgerichte  185*.  733». 

Verfassungsrecht.  Werden  130 
bis  31.  —  Wesen  IG-l.  108.  —  In- 
halt 182  f.— Einschr .inkungen  des 
Rechtsweges  durch  V.  185.  —  V. 
als  Quelle  u.  Schranke  v.  Sonder- 
rechten u.  Sonderverbindl.  131. 
189.  190.  228f.  241C  320.  330. 
887.— als  Ordnung  des  Wollcns 
u.  Handelns  615.  635.  637.  672  f. 
683*.  —  Auch  für  den  Proccss 
739  f.  —  V.  als  Quelle  v.  Succes- 
sionsrcchicn  859  f.  867.  —  V.  von 
Kollegien  683. 

Verfassungs  Streitigkeiten 
184«. 

Verfassung$ttrkunde873*.814* 

823«. 

Verfrachter  805*. 

Verflechtung  v.  Socialrecht  u. 
Individualrecht  188  f.  198.  —  Von 
publicisc.  Gemeinderecht  u.  marli- 
genoss.  Individuair.  198. 204*.  205. 

—  Von  organiQäßigem  u.  indi- 
viduellem Thun  der  Menschen  712. 

—  Von  socialem  u.  individuellem. 


721.  725.  730. 
Verfügung  der  V.  P.  über  ihr 
Vermögen  tj()8.  670*.  671' ;  s.  Auf- 
sicht, Sondcrrechtsverh.  —  Über 
ihren  künftigen  Nachlass  726*. 
860-3.  867. 

—  der  H.  G.  über  Ihr  Vermögen 
506.  509.  510.  519.  ßStt  543.  580«. 

—  Keine  Verfügungsmaclu  des  H. 
G.ers  als  Einzelnen  516.  543. 

Ver  t  ügungs  b e  f  u  g  n  i  s s  e  b.  ehcl. 
G.  G.  381.— V.  des  i:henianns  381. 
384. 385» —Der  Ehelrau  382. 384». 

—  Jedes  Ehegatten  384*.  —  Nur 
beider  ausammen  884^7.—  V.  bei 
fonges.  Hausgem.  409. 418. 432'. 

Verfügung  von  Todes  wegen. 
Zu  Gunsten  von  V. P.  667.  — 
Zu  Gunsten  künftiger  V.  ?. 
125  f.  141. 

—  1  .  ;  chel.  G.  G.  Gemeinschaft!, 
der  üiiegaitcu  396'.  —  Einseitige 
eines  Ehegatten  398*.  398.  417*. 

—  bei  fortges.  Hausgem.  Des 
überl.  Eheg.  über  Hausvermd- 
gen  in  seinem  Alleineig.  411.  — ■ 
Bei  Verfangensch aft  411*.  —  Über 
ILmsverraögen  b.  fortges.  G.  G. 
425».  426».  —  ßci  andern  Formen 
V.  Eigenthumsgem.  431'*.  —  Der 
Kinder  über  Antheile  am  Haus- 
vermdgen  b.  fortges.  G.  G.  4S4. 
426*.  —  Bei  anderen  Formen  der 
Eigenthumsgem.  431^ 

Vergabung  von  Todes  wegen 
358«. 

Vergleicli  seitens  V.  P.  668. 
741.  801) —  Über  Ansprüche 
aus  GrunderverantwortL  250*. 
578». 

—  im  Process  über  gütergc* 
meinsch.  Vermögen  der  Ehe* 
gatten381*.  386». 

64* 
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Verhaftung,  rechtswidrige  764*. 

Verjährung.  Priv.  v.  J.P.  htns. 
der  V.  143*.  —  Verändern  ng  en 
durchV.816*.—V.m  Gemeinde- 
rechts verh.  218-20.  —  V.  der 
Klagen  gegen  ehcn^iligc  Genos- 
senschafter m  304>  '.  082». 

—  der  Sonderschulden  aus 
H.  G.  Schuld  m\  532*.  554. 
m\  560».  561.  562.  564*. 

Verknecbtung  881  ^ 

Verlegung  des Siwcs  v.  V. P. 813. 

—  In  das  Ausland  856^  818*. 
V.  des  Sitaes  dner  H.  G.  478*. 

»Verleihung«  der  »juris- 
tischen Persönlichkeit«  oder 

der  »K  orpo  r  .1 1  i  n  11  s reell  t  e  (< 
21-22.  29«.  3P.  57.  ÖO».  65.  79 f. 
115  f.  813«.  .M3i.  913.  — 

In  Preussen  34.  80\  98*.  118». 
119—20.  —  In  Bayern  a5'.  — 
In  Baden  911.  —  Im  firanzds.-rhein. 
R.  56«.  ^  Im  K.  Sachsen  117. 

—  In  Thüring.  Staaten  56K  117. 

—  Nach  Partikularrechten  im  Ge- 
biet des  gem.  R.  überhaupt.  64  f. 

—  Indirekte  V.  37  f.  U7«.  218». 

—  Stiiischw.  s.  St. 

Verlj  stantheil  in  E.  u.  W.  G, 
292».  297».  300». 

—  in  H.  G.  .'.;«)».  5,%.  —  O.  H.G. 
498.  500*.  502.  503.  —  K.  G.  504». 
ÖOS».  -  A,  K.  G.  610». 

Vermischung,  vorzeitige  v.  an- 
gefallenem Vermögen  einer  V.  P. 
mit  dem  eigenen  V.  887  ^ 

Vermögen  von  V.  P.  Verände- 
rungen im  Bestände  810.  841.  - 
Nachfolge  in  das  V.  der  V.  P. 
857.  —  V.  einer  V.  P.  in  der 
Hand  des  letzten  Mitgl.  83K  f. 
863».  892.  —  Als  obj.  Einlieit 
nach  Auflös.  bö6.  892.  —  Im 
Konkurse  902. 


Vermögen  alsGanzcs  s.  Sondcr- 

venuAgen. 
Vermögensbedörftige  Genoss. 

8^ 

Vermögenseinheit  s.  Sonder- 
vermögen. 

Vermögensf.1h:gkeit  der  V.  P. 
144.  —  Erschöpft  nicht  ilireKechts- 
ßhigk.  142.  145  f. 

—  der  H.G.  467«.  471».  493.  — 
Erschöpft  nicht  ihre  Rechtsfähiglc 
498*. 

Vermögensgemeinscbaft.  Als 

Element  v.  K.  307.  317.  337.  — 
Als  Ausfluss  der  R.  G.  z.  g.  H. 
343.  361.  372.  -  Insbes.  als  Aus- 
fluss  der  H.G.  43G.  440.  443. 
445'.  44b.  456.  460.  —  Verh.  zur 
Haftungsgenieinscliaft  443  f.  — 
Zur  Dispositionsgemeinsdiaft  447. 
—  Struknir  495.  512.  589.  — 
Abstrakte  Berechtig,  uu  Verpflicbt. 
zur  Theiln.  u.  konkreter  Inhalt 

der  Theiln.  530. 

V  e  r  m  ö  g  c  n  s  g  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  r  t  e  II 
239.  240  f.  318—33  (bes.  325). 
716».  810».  815.  838.  841.  874». 
879.  904*. 

Vermögensinbegri  ff  s.  Sonder- 

vemiAgen. 
nVermögenskern«  906%  909. 
Vermögensmassen,  gesonderte 

im  Eh  evernlögen  877  f.;  s.  Sonder* 

vermögen. 
V e rni t ) g e  n  s  p  c r  s o n i I  i k d i i o n  b. 

Stiftungen  13'. 
Vermögensrecht.  Umbildung 

durch  Sodalrecht  815.  Durch 

Personemvcfat  des  Individualrechts 

343.  357.  872.  466. 
Vermögensrechte  nach  Auflös. 

V.  V.  P.  856.  893. 

V  c  r  ni  ö  g  e  n  s  r  ec  h  1 1  j  c  li  e  Ver- 
bindlichkeiten nacii  Aufios. 
V.  V.P.  856.  893.  —  S.  Schulden. 


Digitized  by  Google 


~  als  BesiandtbeiU  v.  H.G. 

Vermögen  fiöl.  —MögL  Inhalt 

551«.  —  Begründungf  öflO*.  — 

S.  H.  G.  Schuld. 
Vermögensschicksale  b.  Auflös. 

V.  V.  F.  788».  857—80. 
Vermogcnssonderung  b.  Fusion 

890-1. 

Vermögensstrafe  gegen  V,  P. 

77&  78B* 
Ver m ögensObertragung  s. 

Ü  bertragsvertrige. 

Vermögensverlust  v.  V.  P. 
78a*.  810».  841»-«.  844».  84Ö*. 
—  B.  Stiüungen  842. 

Vermuthung  f.  Zusundigk.  des 
obersten  Organs  691.  —  F.  We- 
sentlicbkeit  der  Form  b.  K.  Handl. 
70S.  —  F.  Umfang  der  Vertretungs» 
macht  701.  765*.  —  F.  Zugehörig- 
keit zum  Betriebe  des  Handels- 
gewerbes -  Aus  Eintrag 
oder  Nichteintrag  882'.  8D7*;  s. 
Handelsregister,  Kundmachung. 

Vcr  n  u n  1 1 1  h u i  igk ci t ,  Verh.  zur 
Willensdiatigkeit  649.  700*. 

Verordnungsgewalt  in K. 093V 

Verpfändung  V.K. Vermögen  249. 
280».  -  Von  H.  G.  Vermögen 
517.  519».  520'. 

—  V.  Mitgiicdschafien  222*. 
229 ».  236 244 ».  278 —  Von 
Rechten  aus  Mitgliedschaft 
222'.  22^  K  240*.  286«.  290».  — 
Von  Antheilen  b.  R.  G.  z.  g,  H. 
861>.— VonSchiffsparten8ei«. 

Versagungen  v.  Rechtsfäbigk.l42>. 
143«.  144«.  -  Von  Willens-  u. 
Handlungsfähigk.  609.  611. 

Versammlung  von  K.  659».  679 
bis  82.  708  *.  761.  -  Im  Gründungs- 
stadium  135.  13^».  —  Konstilui- 
rende  30».  139».  —  Als  Willens- 
bildungsorgan 6$M.  ~  Berufung, 
Leitung  u.Schliessung716b—Obrig< 


kdtl.  Überwachung  660*.  —  Obrig- 
kdti.  SchUessung  665«.  —  S.  Mit* 
gUeder-V.»  General- V. 

—  bei  R.  G.  z.  g.  H.  351    667.  — 

S.  General-V.  der  A.  K.  G. 
Verschmelzung  von  V.  P.  817*. 
827. 849». 855 K  856 8G1 8ti5-7. 
890;  s.  Fusion.  —  V.  angclalleuer 
V.  P.  mit  der  eigenen  PersdnL 

OOO.  OD9« 

—  der  WillensspblreniaH.G. 

566. 

—  derVermögenssp hären  durch 
ehel.  G.  G.  374.  376.  378«.  — 
Vereinb.  niit  event.  AuselnanJer- 
seu.  uacli  urspr.  Bestandiii.  3'J2*. 
d96  K  Mit  Anwartschaftsrechten 
auf  eina.  Stücke  892*.  895V  397*. 

—  Mit  Besonderung  eina.  Stücke 
bez.  der  Verfügung  383 '.  —  Oder 
bez.  der  Schuidenhaitung  400». 

Verschulden  von  V.  P.  743f.771. 
777*.  779».  780  781  »-V  782»-«. 
794.  802.  807».  —  Geleugnet  v. 
Theorie  745».  747».  785.  —  \on 
Praxis  605«.  —  Bejaht  v.  Theorie 
744. 745*.746«.— VonPraxis  606* 
744*.  759.  762.  785*  786*.  788« 
790-92N.  790.  -Strafrolgea777f- 

—  Ersatzfolgen  784  f.  —  Verh.zum 
individuellen  V.  744.  757».  768-- 
71.  782»- 

—  von  H.  G.  584'.  -  Des  H.  G.ers 
in  Angeleg.  der  Ii.  G.  537. 

—  Haftung  für  fremdes  V.748^ 
762*.  784. 785. 78a  801  f.  -Wesen 
u.  Verb,  aur  Haftung  der  V.  P. 
aus  eignem  V.  786».  792.  798.  802 
bis  4.  ->  Verb,  zur  Haftung  ohne 
V.  806». 

Verschwenderische  W  i  r  t  h  - 
schalt  eines  Flieg.  390*. 

Versicherung  äÜ5.  807».  894'. 

Versicherungsgenossenscbaf* 
ten  auf  Gegenseitigkeit* 
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J.P.  71-2.  78».  99«.  —  Ent- 
stehung 87».  108*.  —  Sonder- 
rechtsverh.  289*.  295.  917.  — 
Vertragselemenie  337*.  723  ^  — 

Orc^anis.  6^-8*.  —  Innere  Hnnd- 
lungen  718  ■.  —  Kein  Ilandcls- 
gewcrbc  239 ^  917.  —  Besteurung 
333'.  —  Auflösung  873».  894». 

—  Einkleidung  in  die  Form  der 
eingetragenen  E.  u.  W;G.  296. 

Versicherungsverbände  des 
öff.  R.S  160*.  163*.  164'.  167«. 
236.  334«.  337*.  7(53*.  788*.  913. 

Versorgungsanst.ilten  85". 

Verstaatl ichuiigsverträ^e  v. 
Eisenbahngcsellsch.  249'.  826'. 

917.  9ia 
Versteigerung  s.  Öflimtl.  V. 
Versuchshandlungen  als  K. 

Delikte  757'. 

Vertagung  de«;  T-intritts  der  han- 
delsgesellschal tl . \  er bundenh.471 
472«.  473».  474*.  477*. 

Verthcilung  s.  Thdlung. 

V^erträge  zu  Gunsten  Dritter 
68«.  457*. 

Verträge  zu  Gunsten  o.  zu 
Lasten  einer  künftigen K.O. 
Anstalt  183  f.  131.  272.  276». 

Vcrtmi;  über  eheliches  Güter- 
recht 375.  —  Bedeunuii,'  der 
Vcnragsfreiheit  376.  —  Schranken  , 
376*.  —  Personenrechtl.  Wesen 
des  Vertrages  376.  ^  Zuläss. 
während  der  Ehe  875^  876*.  877*. 

—  Formerford.  876*.  876». 

—  über  Eltern-  u.  Kinder- 
recht 409*.  417*.  —  a  Etnkind- 
Schaft. 

—  zur  Begründung  einer  R.  (}. 
z.g. H.  357;  s. Geselischaftsvertrag. 

Vertragsbegriff  134*.  336-.  468. 
727*.  ~  Unanwendbar  auf  Statut 
184*.  678».  -  Auf  die  Errichtung  1 
einer  K.  188  f.  —  Auf  Beitritt  zur  I 


K.  als  solchen  296*.  887*.  -  Auf 

Beamtenanstellung  als  solche  196*. 
336«.  959.  —  Verh.  zu  den  inneren 
Vorgängen  des  Körperscbafts* 
lebens  336».  723.  732'. 
Vertragserbrechte  b.  Einkind- 
schaft 429*. 
Vertragserfüllung  durch  V,  P. 

784.  786.  8(M. 
Vertragsmäßige  Elemente  der 
GrQndungsvorgänge   von  K.en 
124^&  128-^1. 
Vertr  a<»sm  "i  f\i  j^e  G.G.  unter 
Eliec^.itien  s.  Eheliche  V.  G.G. 

—  Vertragsmäßige  fortges. 
G.  G.  417«. 

Vertragsmäßige  Übernahme 
V.  Haftung  f.  fremde  Schuld  803*. 

—  Für  unverschuldeten  Schaden 
805. 

Vertragspflichten  von  V.P.  aus 
öfTentlichrcchti.  H.mdl.  787'.  798*. 
V  e  r  i  r  a  g&r  echt  u.  Verfassungsrecht 
i:3<)-l. 

Vertragsschlüsse  von  V. P. 
TOOf.  720*.  727.  780*.  782».  767*. 
795».  —  Mit  Vorstehein  699. 704*. 
^  Mit  Mitgliedern  704*.  722.  - 

Zu  Gunsten  o.  zu  Lasten  v.  Mitgl. 
o.  Organen  730  '.  —  Verschulden 
dtibci  784—7.  —  Haftung  f.  .Stell v. 
801 .  —  Delinquiren  durch  V.  756 
757  ^  765«. 

—  behufs  Begründung  u.  Auf- 
lösung von  V.P.  128f.  884. 

Vertragssehl uss.  Verb,  zum  Be- 
schluss  684«. 

—  mit  sich  selbst.  Namens  einer 
V.P.  712'.  (711').  -  Xntnens 
einer  H.  G.  541 '.  545».  546'.  "»W. 

—  des  Ehepaars  385*.  —  Der 
II.G.  mit  H.G.er  539«. 

Veriragswille  als  Schöpfer 
der  H.  G.  486.  448».  468. 472- 
I    77.  —  Als  Gestaltgeber  der 
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\L  G.  445-6.  Ulf.  iSfi-  512. ' 
52tL  534'.  535.  559».  fM.  5fiL ; 
562. 512. 524. 5Iäl  -  Als  au  e  1 1  e 
der  Macht  gesellschaft- 
lichen Wollens  u.  Handelns 
4IL  48£L  481 4M.  —  Als  Zer- 
störer der  H.  G.  iüS.  484f.  — 
Massgebend  für  Erledigung  des 
Rückstandes  48^L  —  Überall  per- 
sonenrechtlichen Inhalts  469- 
470.  —  Zum  Theil  sich  bethätigend 
in  körperschaftl.  Formen 
476.  477'.  484.  —  Gesetzliche 
Schranken  der  Vertragsfrei- 
heit 4fia.  'AS£L  4IL  4äL  496 
.>46'.  579».  587j  s.  Gesellschafts- 
vertrag. 

Vertretung  kraft  Körper- 
schaftsrechts. Socialr.  Wesen 
623.  625,  —  Unterschied  v.  in- 
dividualr.  Stcllv.  623.  626.  — 
Umfang  625  f.  —  Scheidung  nach 
innen  u.  aussen  637  *.  700—5.  76.5. 

—  Wesen  dieser  Scheidung  2Q5. 

—  V.  k.  K.  vor  Gericht  236  f. 

—  kraft  gesammter  H  and  350. 

352.  m\  3sif.     m  4^ 

433«. 

—  k raf t  H andelsgesellschafts- 
rechts  insbes.  447. 488».  492 '-a. 
525.  540»  543.  aiä.  587  -91.  — 
Wesen  453.  589,  a^L  602.  -  Un- 
anwendb.  nach  innen  531 — 
.Anwendb.  gegenüber  dem  H.  G.er 
in  aussergesellschaftl.  R.  V.  ML 
580.  Ö2L  —  Schranken  583-5. 
5S21  59a  52L  -  Im  Process 
601-3.  —  Bei  Delikten?  584». 

—  Keine  Erstreckung  auf  V.  der 
H.  G.er  als  Einzelner  583.  608  ^ 

\*crtretungsbefugniss  bei 
ehcl.  G.G.  Des  Ehemanns  3SL 
398.  —  Der  Ehefrau  383.  384  i. 

—  V.  bei  fortges.  Hausgcm,  41<». 

mL  I 


I  —  in  iL  G.  5fiL  —  Vertretungs- 
;    befugter  H.  G.er  540".  543». 
545  -  6.  584».  5851.  581  .598*. 
599.  60L  6Ö2L  —  Nichtver- 
tretungsbefugter H.  G.er  545*. 
585.  59L  599.  —  Als  Prokurist 
o.  Bevollm. üöß.  —  Begründung 
u.  Beendigung  der  V.  f>87. 
589».  59Ö.  -  Entziehung  588. 
mL  -  Umfang583.  587.590. 
Veriretungskompetenz  von 
Körperschaftsorganen  nach 
aussen  637 67.5».  679*.  68.^*-«. 
•  686«.  eSL  2DQ-5.  — Vor  Gericht 
24Ü  f.  76.5.-  Bei  Verschulden  265. 

—  Nach  Auflösung  898.  —  Im 
Konkurse  902  903  »—Anwend- 
bar gegen  Mitgl.  u.  Beamte?  70-1 

—  Gegenüber  sich  selbst?  211'. 
212». 

Vertretungsorgane  v.V. P. 697 
806.=  Sekundäre  697»  -  Kontrol- 
organe  als  V.  69Ü  *.  —  V.  behufs 
Vertretung  der  K.  gegen  die  ordentl. 
V.  699».  24Ü».  — Handlungen  der 
V.  69&1  mi  K  898. 
Veruntreuung  v. Sachen  der  H.G. 

durch  H  G.er  519. 
Verwahrung  s.  Hinterlegung..— 

Haftung  des  St.  aus  V.  787 ». 
Verwalter,  irrig  als  das  Subjekt 

selbst  aufgefasst  TL 
Verwaltung.  Wesen  651 ».  ^5.5 '. 
692.  22a  —  V.  im  formellen  u. 
materiellen  Sinn  720». —  Formen 
704]«.— Rechtsschranken  652.  654*. 
833.  846.  —  S.  Selbst -V. 
Verwaltungsakte  von V. P.  220. 
— ,  staatliche.  Behufs  Erricht.  v. 
V.P.  26.  115 f.  mi  140 «.-Be- 
hufs .\ufsichtsführung  über  V.  P. 
fi5L  655».  —  Behufs  Aufhebung 
V.  V.  P.  22L  778«.  2^  846.  — 
Behufs  Herbeiführ,  o.  Durchführ. 
I     V.  Richterspruch  t>hO«.  651».  — 
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Bdlufs  Ausftihrung  v,  Gesetzen 
651'. 

Verwaltungsbefugnlssebei  R. 
G.  z.  g.  H.  352.  —  Bei  efaeL  G.  G. 

381  f.— Des  Ehemanns  381.—  Der 
Ehefrau  383.  —  Des  überl.  Eheg. 
b.  fortges.  Hausgem.  408.  410.411. 
418.  419.  420.  430.  432-4. 
Verwaltun<];sbeliörde  im  Pro- 
cess  über  Staad.  Autlosung  v.  Gc- 
noss.  660*.  —  Als  Civilklägerin 
779». 

Verwaltungsexekution  s.Ver> 
waltungszwang. 

Verwaltungsgemetnschaft  un- 
ter Ehegatten  s.  Ehel.  V. 

-  bei  der  H.  G.  440.  447.  -  Verh. 
zur  \'crnu)gcnsgemeinsch.  447.  — 
Personcnrcchtl.  Grundlage  453. 

V  e  r  w  a  1 1  a  n  g  s  g  c  r  i  c  1 1 1 1  i  c  h  e  r  P  r  o- 
cess  733.  735.  73«.— B.  Strafauf- 
lösung V.  K.  780*.  781*.  782». 

Verwaltungsorgane  692. 

Verwaltungsrath  695».  704*. 

Verwaltungsrechtsprechung 
32».  179^  185^  194 >.  234.  236«. 
650='.  735.  780*.  781*.  795».  819*. 
820».  849. 

Vcrwaltungs Unfähigkeit.  Des 
Ehemanns  SüC.  —  Des  überi. 
Eheg.  411.  420.  430'. 

Verwaltungstwang  168.  236»* 
661».  735«. 

Verwaltungszweige  692. 

Verwcndungsbeschlüsse  Ober 
K.  Vermögen  861. 

Verweise  gegen  V.  P.  T73.  783. 

Vcrwirkung  des  Rechtes  auf- 
körpcrschaftl.  Existen2650'. 
773.  777—82.  848. 

—  der  Mitgliedschalt  s.  Kadu- 
airung. 

Verzicht.  Auf  die  Persönlichkeit 
177».  831».  849.  -  Auf  Mitglied- 
schaft 881.  ^84.  —  Auf  ehemännl. 


Verwaltungsr.  37G'.  —  Aul  güier- 
gemdnschaftL  Antheil  395'.  401. 
408.  Auf  Beisits  o.  statuur. 
Portion  408.  —  Auf  Abschichtung 

bei  zweiter  Ehe  414.  429*.  —  Auf 
Eigenthumsantheii   bei  Einkin^- 

sch.vftsvcrtr.  429*. 
Vc  r  z  i  c  h  t  V,  V.  P.  728.  —  Im  Process 
741.  —  Der  A.  G.  auf  Ansprüche 
aus  Gründerverantwortlichk.  381*. 
578». 

Ve  r  z  u  g.  In  Ansehung  v.  Dividenden- 
zahlung 247*.  —  Mit  Beitrags- 
leistung 271  s,  272.  —  Des  H.  G.ers 

in  Gesellschaftsangeleg.  537. 
Viehhandelsgeschäfte  387-. 
Völkerrecht  147.  042«.  727.  771. 

772.  844.  855».  —  Mischung  mit 

Staatsrecht  189.  19(j. 
Vollmacht  einer  V,  P.27G'.285^ 

623».  668-.  674.  698».  —  Liegt 

nicht  zu  Grunde  der  Stellung  des 

Organs  621 1  mK 

-  einer  H.  G.  686».  601. 

—  zur  Stellvertretung  bei 
Ausüb.  V.  Mitgliedschafts- 
rechten  244*.  279».  280». 

Vollpersonen  169  f. 
Vollstreck  ung  vonUrtheilen  80(>». 

—  Des  Urtheils  gegen  V.  P.  733». 
735  \  895«.  —  Des  Urtheils  gegen 
H.G.  in  dasVermögen  des  H.G.ers  ? 
466».  563».  696.  ^  Nach  Geschäfts- 
fibemahme?  565*. 

Vo  r  a  u  s.  Des  überl.  Eheg.  388 ».  395». 
— DerunabgefundenenKinder388». 
395».  —  Des  unschuldigen  Theils 
b.  Ehescheidung  395».  —  V.  bei 
Aultheilung  tortges.  G.  G.  427*. 

—  Bei  der  Einkindsch.iu  414  42Ö  *. 
Vorauserledigung  v.Auflösungs* 

Wirkungen  883. 
Vorbereitende  Handlungen  f. 

Entstehung  v.  V.  P.  128. 130. 132 1. 
Vorbe  ttgen  de  Aufsichtsniittel654'. 
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661. 666-70.  -  V.Mittel  der  R.O. 
ge^cn  den  Einfluss  selbstsüchtiger 
Motive  710. 

Vorchcliciic  Sciiulücn.  Lines 
Ehegatten  397.  400".  402«.  403*. 
404«  406*  —  DesEliemanncsSdS  \ 
898*  400>.  401. 400*.  -  Der  Ehe- 
frau 401>*«*  \ 

Voreheliche  Überschuldung 
ci  1    rh  -attcn  890».  892».  8Ö8'. ' 
400'.  i^-JS). 

Vork  a  ut  srecht.  Satzungsni.ilM^cs 
nti  Akticn243*.  —  V.  vonCicwcrkcn 
J,"n  K  347*.  —  V.  von  Mitrhcdcrn 
SI7  —  V.  von  anderenGemdnem 
847 ^  —  V.  von  Miteigenthämem 
361  >. 

Vorläufige  OrgaaUation  185. 

137    138*.  139». 
Vorleben  der  K.  135.  189».  884. 

—  Der  H.  G.  5r,6.  576. 
Vorniundschatt  von  V.P.  145*. 
—  über  V.  P.  608.  622.  626».  630». 

643.  644. 

VorschUgsrechte  671^  700. 

Vorschussvereine69^29ß^883*. 

Vorstand  v.  K.  Als  R^ierungs- 
organ  690'.  697>.  89&  —  Als 
nothw.  Vertretui^gsorgan  701—5. 
898.  —  Vertretung  im  Wissen 
r.27— 9  f62Ö*).  —  Als  Process- 
organ  740'-».  741».  742.  911.  — 
Schwururuan  742»-'.  — 
\"crschuldunj?  durch  V.  765».  — 
Einzehie  Funktionen  300».  302*. 
614».  617«.  619.  779«.  687«-». 
689«  695***.698>.699'.  706>.810*. 

V.  im  GrQnduagssudium  186. 
189».  —  Im  .\uflösung$stadiuni 
896.  898.  —  Im  Konkurse  ' 

—  V.  moderner  Vereine  u.  Gc- 
noss.  Ol  f.  GS  1.  72*.  —  Iden- 
tischer V.  von  zwei  (ienoss.  712»- 

—  Bestellung  u.  Absetzung  durch 
St.  656 ».  665.  —  Durch  Aufsiclns- 


nnh  (;!>*♦».  —  Veränder.  811'.  — 
Legitimation  als  V.  675».  690». 
697 ». 

Einzelperson  als  V.  677».  — 
Kollektiver  V.  674».  677*->, 
695*.  748*.-KollegiaHscher 
V.  674  ^  688^  69&'. 
Vorstandsmitglieder  62*.  73K 
274.  S68*.  885.  624».  661*.  811'. 
896. 

Vorsteher  v.  K.  im  Sinne  des 

Preuss.  L.  R.  618».  701*. 
-  von  R.  G.  z.  g.  H.  351».  527*. 

576.  578. 
Vorvertrag  Qber  Errichtung  einer 

O.  H.  G.  471». 
Vorzugsrecht  der  Gewerkschaft 

an  Kuxen  wegen  Zubusse  284*. 


Wahl  V.  Organen  161«.  166'.  074. 

700«.  710^  716*.  721».  —  In  Liq. 

8i)Ö --  Siaatl.  Mitwirk.  652».  (^54«. 

669.  670»-«.   -  Nichtbestatigic  o. 

frustrirte  W.  665».  666«.  —  W.in 

A,  K.  G.  676.  676«--*.  677». 
Wahlhandlung  706*. 
Wahlrecht  161.  709».  770«. 
Wahlversammlungen  69'' 
Wahnsinnige  610«.806*.  -  Ver- 
gleich J.P.  mit  W.  603.  605«. 

610».  613*.  643.  737.  749». 
Wahrnehmung  seitens  einer 

V.  P.  616*.  628».  —  Äussere  u. 

innere  698. 
Wahrnehmungsorgane  v.  V.P. 

69a  786*. 
Waldgenossenschaften  27*.66*. 

612*.  702*.  816*.  819».  852*.  864*. 

874»  ».  879*. 
W  .1  r  t  r  c  c  h  t  e  s.  Anwartschaftsrechte. 
W  a  s  s  c  r  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  n  f  t  c  n. 

J.  V.  ;U\  —  Freie  als  Privjtrechts- 

K.  162.  —  0:1,  ali  üüciulichr.  K. 

167».  -  Entstehung  v.  W.  27*-*. 
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a4.  G<i».  134*.  136*.  137».  138'. 

—  Sondenrechtsverh.  b.  W.  287. 
840*.  878*.  —  Umlageverfahren 
879  *.  —  Wollen  u.  Handeln  61S*. 

706».  -  Organe  G14».  67ö*.682». 
688  ^  689*.  690».  692».  702*.  896 
bis  ODO  N'.  —  Aufsicht  über  freie 
W.  6")3».  659».  661».  664».  — 

—  Autsiclu  über  örtenil.  W.  655». 
♦>62^  664*.  666'.  —  Veränderung 
der  W.  811».  ölö'.  818'.  819». 
820*'*.  822  ^  my  Attflfisung 
840«.  842>.  848*.  849>.  852*. 
8Ö3»-*  864»-«.  881».  -  Straf- 
auflös.  782».  —  Vermögensschick- 
salc  u.  Nachlassregulirung  874». 
877*.  879*.  881  *.  882»-«.  887». 
893»-«.  895-901  N. 

Wechsel  rechte  v.  H.G.  581«. 
W  c  c  h  ^  e  1  V  e  r  b  i  lul  1  i  c h  k  e  iien  v. 

V.  P.  Eingehung  626*.  674».  711«. 

728».  -  In  Uq.  899*.  -  W. 

eingetrag.  E.  u.  W.  G.  808* 

—  einer  H.G.  669«.  660«.  668«. 
688*.  590*.  —  Eingehung  581.  — 
Zwischen  H.G.  u.  H. G.er  689». 
540«.  541». 

—  eine?  Ehepaars  399*.  400«. 
We  gerechte  216».  217».  -  S. 

( i  e  n  1  e  i  n  (.1  ew  eg  e,  Gerneindewege- 
rechie,  ÖUentl.  VVege. 

Wege  Unterhaltung  791.  799*. 

Wegfall.  Aller  Mitglieder  880«. 
832«.  888.  864«.  876«.  —  Aller 
Mitgl.  bis  auf  Eines  835.  —  Aller 
Mitgl.  bis  auf  eine  geringe  Zahl 
840.  —  Der  Organträger  834.  — 
Eines  sach!.  Substrats  841.  —  Des 
Stiftungsverniögens  842.  —  Des 
Zwecks  der  V.  P.  843. 

»Weibliche  Preiheit«  403«. 

Weidegenossenschaft  66«;  s. 
Agrargenoss. 

Weiderechte.  An  Gemeinde- 
markung  209*.  —  Einer  Zunft 


235^.  —  S.  Gemcindewcide,  Gc- 

meindeweiderechte. 
Wer  de  formen  der  V.P.  1861 
Werden,  Werdeprocess  der 

V.  P.  120  f.  888;  s.  Gröndungs> 

Stadium. 

Were,  ungetheilte  348».  352*.  - 
»Was  in  der  Werc  verstirbt,  erbt 
wieder  an  die  Were«  424.  426». 

—  S.  Kinder  i.  d.  W. 
Werkgenosscuschaften  295«. 
Werkherstellung.  Haftung  aus 

W.  801«  806« 
WerkverdingungsvertragSOl*. 

-  Zwischen  H.  G.  u.  H.  G.er  639*. 
541 «. 

Wertliant heile  in  K.  (Vermö- 
ge n  s  ge  n  o  s  s  e  n  sc  ha  i't  en)  327  f. 

-  Hei  A.  G.  42.  245  f.  325.  -  Bei 
Gcwerksch.  46.  279.  326. —  Keine 
bei  E.  u.  W.  G.  288.  -  Weesen 
dieser  W.  827.  Kein  Forde- 
rungsr.  888.  —  Keine  Miteigen* 
thumsantheUe  829.  —  Keine  dingl. 
Rechte  an  fremdem  Vermögen  880. 

—  Vielmehr  Ausflüsse  v.  genoss. 
( "i  csammteigenth.  330. — Einschrän- 
kung  des  Rechts  der  V.  P.  durcli 
die  W.  der  Mitgl.  240.  — Abfindung 
aussclieidender  xMitgl.  wegen  ihrer 
\V.  242.  2üL  253.  255'.  —  Reali- 
sirung  nach  Auflösung  248.  257*. 
879. 

—  bei  R.  G.  X.  g.  H.  866w  4G2«. 
~  bei  H.  G.  496.  —  Bei  der 

;  O.  H.  G.  497.  —  Als  wandelbare 
Cliioten  49H. -Kraft  des  Wachsens 
u.  Sclnvindais  501*.  5<J-2.— W.  auf 
ne:'.ii=ve  Wertligrösse  409.  502». 
1  5<>4.  .'iO,s^.  —  An  unterwerthigeni 
Vermögen  499.  —  Unterwcnhige 
AntheileöOa-^W.aufNulUdB«-^. 
601.  —  W.  exceptioneUer  Bildung 
mit  fixirtem  Werthbetrag  o.  auf 
feste  Qjioten  498«-*.  499.— Siche- 
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rung  der  W.  ge^en  die  Gemein- 
schaft 501.  —  Bindung  durch  sie 
50».— Abtretung  507.— Zugriff  v. 
Privatgläubiger  906.  —  W.  nach 
Lösung  des  Bandes  fiOS.  —  Reali- 
sirung  der  W.  500*.  502.  603.  - 
W.  bei  der  K.  G.  501.  509.  — 
Rci  der  A.  K.  G.  505.  510. 

VV  e  r  t  h  e  i  n  h  e  i  t  eines  \'emiögens- 
ganzcn  327.  457*.  4«2». 

W  e  r  t  h  p  a  p  i  e  r  c,  Übergang  auf 
H.  G.  514*.  —  Bei  Einbringung 
durch  H.  G.cr  Ö15«-*.  620».  — 
Übertragung  v.  W,  der  H,  G.  auf 
H.  G.er  517.  620>. 

Werthpapicrmäß ige  Verkör- 
pcriinc^  V.  Mitgliedschaften 
47.  241.  242-  3.  250.  277.  838.- 
Von  Thci Ihnberschafien  an 
öff.  .\nstalt  *a3.-Von  Thcil- 
habersc haften  an  H.  G.  402^ 
487'.  505.  ölV.  -  Von  Divi- 
dendenrechten 917. 

Widerspruch  gegen  Geschätts- 
fuhrungsafcte  in  H.  G.  566*9. 
584.  Ö26».  570»  578.  ö79*  «. 

Widerstand  gegen  Beamte  786 

Wiedereinsetzung  in  Mitglied- 
sch.ift  2')!».  273. 

Wiedereintritt  21>8 ». 

Wiedererrichtung  einer  V.  P. 
837;  s.  Errichtung. 

Wiederherstellung  einer  V.P. 
8^*;  s.  Errichtung. 

Wied  er  verheirathung  des 
Qberi.  Eheg.  408*.  414. 
42G.  428*'*.  480^  484. 

Wiederzusammentritt  des  letz- 
ten Mite;],  mit  neuen  Mitgl.  837. 

Wille.  Ah  Kern  der  Rechts- 
5,  u  b  i  e  k  t  i  \-  i  t  a  t  2'2.  iW.  —  \'erh. 
zuni   Zweck  derselben  631*.  — 

Als  Kern  der  Rechtssubjek- 
tivität der  Verbände  insbe- 
sondere 24  f.  —  Bei  K.  66. 


6053.  8e9*;  s.Gemeinwillc. 

—  Selbstbcjahung  133  f.  -  Selbst- 
vemeinung  860.  »  Spaltungen 
nach  innen  u.  aussen  637.  ^  Bei 
Anstalten  12.  629-80.  884. 
850.  869*. -Bei  der  Stiftung 
12«.  629-30.  834».  850.  869«. 

Willensaktionen  als  Elemente 
der  Willcnsaktionen  v.  V.  P.  693. 

Willcnsausführung  bei  V.  P. 
630.  696.  —  Nach  Autlös.  895. 
896».  898.  —  Verh.  zur  WUlens- 
bildung  698.  —  Verh.  au  Bewusst- 
sdnsvorgängen  696—7001  —  Ver- 
sdbständ.  der  W.  nach  aussen 
700-5. 

-  bei  H.  G.  570-1.  572.  579.  — 
Durch  Fremde  570'  «.  58G.  —  W. 

eines  Geselhch-iftsthciles  .577. 
W  i  1 1  en  s  a  u  s  fü  h  r  u  n  g  s  o  r    .1  n  e 

697.  8%'.  —  Ihre  Hntsdiluss- 
resp.  Bcschlusskompcicnzeii  630. 

698.  694 

Willensbewegung,  innere  der 
V.  P.  698.  696.  —  Nach  AuflAs. 

895. 

Willensbildung  der  Einzel- 
personen 613.  643.  707.  890. 

—  der  V.  P.  613.  693.  708  f.  810'. 
8'JO.  H17.  —  Der  .\iistahen  u. 
Stilt.  insbes.  630,  G71.  —  Nach 
Auliobung  895.  896*.  899'.  — 
Verh.  der  W.  zur  Willensaus- 
fillhrung  698.  —  Zu  Bewusstsdns* 
Vorgängen  698—700.  —  W.  durch 
Beschluss  694.  —  Durch  Ent- 
schluss  696.  -  Durch  Zusammen- 
wirken V.  Beschlüssen  o.  Ent- 
schlus^^en  694.  695.  741 '.  —  Hem- 
nnint;  der  W.695.  —  Ausführunj^^- 
konipetcn/eii  behufs  Vorbereitung 
u.  Forileiiuiig  der  W.  696.  — 
Mitwirkung  der  Mi^l.  als  Ein- 
zelner bei  der  W.  689.  684*.  — 
Mitwirkung  Dritter  610.  —  Mit- 
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Wirkung  von  Trailern  höherer 
Willenimach:  G4v>.  iMP.  G42. 
655.  G60— 71.  81i>\  —  Erscui 
nicht  innere  Mängel  der  W.  671. 
der  H.  G.  668.  674.  —  In  Liq. 
572.  —  Durch  Beschlussfassung 
hiu.  o()9«.  572.  573».  -  Durch 
Einzelentschluss  568.  56Ö».  573. 

—  Durch  Verbindung  von  Be- 
schluss  u,  Entscliluss  5(^8.  569*  •*. 

—  Hemmung  durch  \\  iiicr:>pruch 
56ö.  569«-*.  -  W.  eines  Gesell- 
schaftstheUcs  576—8. 

Willensbildungsorgane  694. 
899«. 

Willensen tschluss  der  V.  P. 
Im  Verh.  zum  staatl.  W.  655. 

—  Herbeiführung  durch  St.  660.  — 
Hcninuing  durch  St.  670.  —  Kas- 
sation durch  Si.  66a.  —  Korrektur 
durdi  St  664.  —  Ergänzung  durch 
St.  667.    Ersetzung  durch  St.  671. 

—  Elemente  des  W.  vonV.P. 
693.  694». 

Willenserklärung,  Vcrkehrs- 
mfißit^cs  Wirken  und  Fort- 
wirken der  W.  474.  765.  # 

—.Als  Element  der  inneren 
Willensbildung  v.  V.  P,  693. 

—  der  V.  P.  Mündliche  678*.  696>. 

—  Schriftliche  679*.  696«.  706«. 

—  der  H.  G.  W.  eines  H.  G.ers' 
Nansens  der  H.G.  zu  eigncnLastcn 
545  ^  547*.     Zu  eignen  Gunsten 
5453. 

— .E  j  de  s  1  e  i  s  t  u  n  gist  k  c  i  n  eW.  600. 

Willensfähigkcit  609.  —  Ohne 
PersönUchk.  609  ^ 
der  Einzelpersonen  609.  — 
Natörl.  W.  der  Kinder  u.  Geistes- 
kranken 610*. 

—  derV.  P,609,  — Der  Anstahenu. 
Stiftungen  insbes.  (529—30.  —  Der 
K.  603f.  —  Hej-iht  mi  kr  Theorie 
6ü3.  604\  605*.  606^  —  in  der 


Praxis  6»>5.  »X^J*.  —  Durch  das 
geltende  R.  r»07.  611».  —  Natürl. 
u.  rcchil.  W.  der  V.  P.  60i^.  bii.  — 
Funktionen  der  R.O.  bei  ihrer  Aus- 
gestaltung 612.  —  Umfang  626*. 
680f. —Begrenzung  durch  rechtlich 
abgesteckten  Lebensbereich  (j33. 
755  f.  —  Durch  höheres  Gemein- 
leben 641.  —  Steigerung  durch 
fremde  Mit  wirk.  639.  — -  Unvoll- 
kommene W.  im  Gebiete  präven- 
tiver Aufsicht  666.  —  W.  enthält 
Müghchkdt  schuldhaften  Wollens 
74a  768.  754.  —  Rest  v.  W.  nach 
Auflösung  895. 
-,  einheitliche  kraft  g.  H.d49. 
565. 

Willensfreiheit  der V.P. 752. 756. 

W  i  11  e  n  s  !i  e  b  u  n  d  e  n  h  e  i  t  durch 
suciaireciuücneiSni  Ordnung 
in  ein  Gemeindelebea.  Für 
die  Einzelpersonen  643.  —  Für 
V.  P.  641f. 

—  durch  individ  uatrechtliche 
Verhältnisse  des  Person en- 
rechts  s.  Wülensgemeinschaft. 

— ,  o  b  1  i  g  a  t  i  ü  n  e  n  r  e  c  h  1 1  i  c  h  e  b. 
einfacher  Gemeinsch.  o.  GescUsch. 

349.  350  -. 
Willensgemeinschaft  kraft g.H. 

849.  849. 959*.  860^  361^^.  d81f. 
46a  469.  66&  —  Personenrechtl. 
Gehalt  350. 539    360 361 523. 

566.  —  Auch  bei  W.  f.  l-inzelzweck 
359.  —  Wirksamkeit  nach  aussen 

350.  3.59».  453.  580.  592.  —  Nach 
innen  350.  359*.  361».  455.  — 
Körpcrschaftsähuliche  Ürdn.  351. 
361  >.  455. 476.  484. 487.  491.586. 

567.  676.  —  Engere  W.  m  einer 
R.  G.  z.  g.  H.  575  f. 

Willensmacht.  Verh.  zur  R,0. 
648 f.  —  Verh.  zu  Rechtsetzung. 
Rechtsprechung  und  Verwahung 
651*.   —  W.  als  sdiöpterische 
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Kraft  91.  25f.  46a.  —  Träger- 
Schaft  V.  W.  als  Voraussetzung 
V.  Persönlichkeit  23.  24. 

Willensor<:^anisation  durch  das 
Socialrccht  »;i4.  637.  693  f.  708. 

Willen  sirägcr  23.  632*.  886. 

VV  i  1 1  e  n  s  ü  b  e  r  c  i  n  s  t  i  ni  ni  u  n  g 
unter  Einzelnen aiy.  ^60^  565. 
639.  680*.  851.  8Q2^  868>.  885*. 

Willensunfähigkeit  6ia  —  An- 
gebl.  VV.  der  J.P.  608.  604»-*. 
605'-«.  645.  646«.  749».  753'.  — 

Wirkl.  W.  der  J.  P.  jenseits  der 
von  der  R.  O.  gesteckten  Grenzen 
633. 

Willcnsvorgä  nge  b.  Entsteh,  v. 
V.  P.  25.  —  Bei  ihrer  Lebeusenr- 
faltung  660.  683.  —  Verh.  zu  Bc- 
wustssdnsvorgängen  6961 

Wirklichkeit  s.  ReaUtät 

Wirkungskreis  v.  K.  Eigner 
642».  652.  726.  -  Über- 
trngcncr  «41».  668».  T2Ö».— S. 
Lebensbereich. 

W  i  r  i  Ii  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  G  e  n  o  s  s  e  n- 
schaften  235.  239.  7ia  719'. 
•p—  S.  E.  u.  W.  G. 

Wissen.  Vertretung  im  W. 685.687. 

-  der  V.P.  6S7.  699.  789». 

-  einer  H.G.  565.  600.  -  Der 
A.K.G.  585« 

Witwenkassen  152».  670*. 
Witwcnpension  b.  fortges.  G.G. 
418'. 

"W  i  t  w  e  n  -  u.  W  a  i  s  e  n  e  1  d  er  kraft 
Be.initenrechts  ,336  ^  919. 

W  ohnsitz  s.  Sitz. 

Wohnungsgenossenschaften 
895». 

Wollen  ».Handeln  der  Einzel- 
personen 618. 616. 643. 707. 713. 

-  der  V.  P.  608  f.  612    624 ».  819 f. 

—  Im  natürl.  Sinne  609.  613. 
683.  75».  —  Im  Rechtssinne 


611.  614. 684. 638. 675.  678.  765r. 

—  Die  V.P.  will  und  handelt 

» s  c  1  b  s  t  (t  ))  J  u  r  c  h  «  Organe  615. 
624.  672-706.  -  Vor  Gericht 
736  f.  —  Schuldhalt  75Öt  -  W. 
und  H.  nach  innen  u.  aussen 
liaG-7.  705.  714 f.  756.  —  Vor 
der  rechil.  Existenz  127.  135.  — 
Im  Hinblick  auf  bevorstehendes 
Ende  888.  -  W.  u.  H.  der  V.P. 
begrenzt  durch  rechtl.  abge- 
steckte Lebensbereiche  631  f.  755. 

—  Durch  Ein^zlledcrung  in  höheres 
Gcmeinleben  Wl  C.  757.— Form- 
er fordern.  <>>s5.  706. 

Ergänzung  durch  fremdes  W. 
u.  H.  639.  667.  684.  722.  725'. 
731.  732.  757.  819.  821.  851. 
862-3.  —  Staatl.  Erzwingung 
660f.  —  Hemmung  663.  — 
Korrektur  664.  —  Ersetzung 

Unterscheidung  v.körper- 
schaftl.  u.  indiv.  W.  u.  H.  im 
mensch L  Thun  127.  684.  707 
bis  12.  744.  758.  768.  884.  —  Ver- 
flechtung V.  Beiden!  127.  712 
bis  14.  768—71.  884. 

—  der  R.  G.  z.  g.  H.  Fähigk. 
derselben  zu  einheitl.  W.  u. 
H.  849.  565.  697.  —  Trennung 
V.  Bildung  o.  Ausfiibning  des 
Willens  566.  —  Formen  581.  — 
Unterscliied  vom  W.  u.  H.  eines 
Stellvertreters  für  die  R.  G. 
z  H.  350'.  570».  586.  5.^8». 
6<JL  —  W.  u.  H.  nacli  innen 
a"j0.  561'-«.  565.  568.  -  Kollek- 
tiv 850.  361«.  567.  569.  578.  — 
Reprasenutiv  86a  869«.  861». 
667.  669.  570.  578.  574-9.  667 
bis  91.  — W.  u.  H.  nach  aussen 
350.  359».  m.  580.  —  Kollektiv 
350.  K  373'.  381—4.  420. 

I    432'.  580».  682.  588».  597-601. 
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3G0*.  372».  884-7.  m\  419*. 

433».  601-3. 
— ,   gemeinschaftliches  von 

Kommuoioastheilhaberu 

349.  350». 
Würden  als  Subjekte  173. 


ZahluDgsuafähIgkeit  voa  V.  P. 
810».  841*-*.  8I8». 

Zeichen  s.  Markenrecht,  Name. 
Zeichne rsocietü t  li9*. 
Zeichnung  von   .\kticn  124 

125«.    129«.   130  ^  131  ^  133«. 

137».  130».  273.  535».  536».  586«. 
Zeichixuugsschcin  137». 
Zetta  blau  f.  V.  P.  verändernd  816». 

-  V.  P.  beendigend  816*.  825«. 
883^  885*.  848.  -  OrgänsteUung 
beendigend  674*.  ~*  H.  G.  been- 
digend 485». 

Zeitpunkt.  Des  rechtl.  Exis- 
tenzbeginnes einer  V.  P. 
121—2.  —  Des  Eintritts  einer 
Veränderung  der  V.  P.  820». 

—  Ihrer  Beendigung  832.  881. 

—  des  Eintritts  der  EheL  G.  G. 
874«.  876^  876». 

—  des  rechtl»  Existenxbe- 
ginnes  einer  H.  G.  471.  478. 
476».  477».  488.  —  Ihrer  Been- 
digung 487.  488». 

Zerfall  socialer  Körper  86Ö.  873. 

876.  892.  yOO. 
Zerlegung  v.  V.  P.  828.  865—7. 
Zersetzung  socialer  Körper  öd2. 

883.  892.  904. 
Zersetzungsstadium  der  V.  P. 

881.  884"  908» 
Zerstörung  socialer  Organismen 

880.  831.  844  f.  -  Ihrer  R&ck- 

stände  887.  882.  900. 
Zertiicilung  v.  V.P.  828.855». 

661«.  865-7. 


Zeuge.  Unrichtig  geladener  797*. 

ZeugniÜfähigkeit  v.  Mitgl.  im 
Process  der  K.  175».  742».  914. 

—  Von  H.  G.er  im  Process  der 
H.  G.?  598». 

Zeugung  17.  18.  23.  24f.  114. 
121  f.  865'. 

Zinsen  v.  Geschäftsantheilen 
in  E.  u.  W.  G.  290»-».  m  (288»). 
sogenannte.  Von  Bnlagen  der 
aCer  508. 636.588*.-Ed  O.H.G. 
502.  508».  -  K.  G.  509«.  556».- 
A.  K.  G.  510».  —  Anspruch  auf 
solche  Z.  5a3*-».  534«.  538.  .564*. 

—  Z.  V.  Aushigen  eines  H,  G.ers 
539».— Z  von  Bcitragsschuld  des 
H.  G.ers  537«. 

Zollbehörde.  Übergriffe  der  Z. 

18Ü',  797». 
Zollerhebung,  widerrechtliche 

180*. 

Z  o  1 1  f  r  e  i  h  e  i  t  als  genoss.Gesammtr. 

209.  218*. 

Zubusse  281.  2s3-5. 

Zufällige  Genieinschnft.  als 
R.G.  /..  g.  H.  bcliandelt  350*. 
361^  (45 *j. 

Zulassung  bei  E.H.K.  32».  880». 
— Der  Überschreitung  der  Lebens- 
sphäre einer  K.  610. 

Zunft  285.  813».  845».  861*.  872* 
874».  875».  —  S.  Innung. 

Zurechnung.  Bei  Körperschafis- 
delikten  744«.  7.57 f.  762. 767.  770'. 
771.  789.  —  Haftung  aus  Verur- 
sachuno: ohne  Z, 

Zurechnu  ngs  f  j  hig  ke  u  der\. 

'    P.  776». 

Zurückbehaltungsrecht  Ein- 
schränkung durch  Körperschaftsr. 
878.  548».—  Ausschluss  bei  a  G. 

544«. 

Zurücknahme  von  Beschlüssen 

[  GG3 

i Zusammcugcsetzle  Körper- 
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Schäften  152.  154.  641.  649M 
a5r.  <;:)2^  GT2*.  673».  683*-»  I 
724»-».  776».  84&.  851, 858».  868. 
869.  874. 

Zusammengesetzter  Staat  131». 
152.  190.  315*,  635^  G42.  649*. 
6Ö0».  662*.  683*.  724».  7T2.  ÖM*. 
826*.  829»  t.  866».  874«. 

Zasammensetzung  derV.  P.  5. 
24.  150.  181.  188. —  Verfugungen 
der  V.  P.  über  die  eigne  Z.  186. 
716.  721.  —  Veränderungen  der  Z. 
811.  814.  816. 

Zusammenschrumpfen  der  Ver- 
bandskörper 840. 

Zu  Schreibung  zu  Geschäftsanth, 
in  Genoss.  298».  —  Zu  Antheilen 
V.  H.  G.cm  498. 

Z  u  s  t  ä  n  d  i  g  k  e  1 1  der  Organe  v.  V.  P, 
685-705.  —  VertheiluiiK^  686f.767. 

—  Rangmä5sij:3:ef>S(J.  -  Funktionelle 
<;02.— ÖrtliclicGl»t>^  Vertheilun? 
iiacli  Ibrnialcü  Bcsumütuciicn  der 
Leboisvorgänge  693.  — -  Z.  nacli 
umen  u.  nach  aussen  700—5.  766. 
896.  —  Z.  int  Process  740—2.  — 
Z.  zu  Delikten  764—8.  —  Wesen 
der  Z.  705.  7»"4  —  Hingeschränkte 
Z.  in  Liq.  8ft8— 

Zustandsrcc lue  v,  V.  P.  146.  — 
Veränderungen  darin  810>.  81 1.823. 

Zustellungen  an  V.  P.  68'.  629'. 
677  K  786»  «  738.  740».  741. 742«. 

—  An  H.  G.  685».  588*  691». 
698».  601*. 

Zustimmung  der  V.  P,  zu  ihrer 
Verändern  ng  81 7  ^  8 18  *.  819 ».  826». 
827'.  -  Zu  ihrer  Aufhebung  848. 
851 .  —  Z.  d  e r  B e  th  c  i  1  i  g  t e  n  z u r 
Errichtung  v.  V,  P.  27.  —  Zur  Ver- 
änderung V.  V.  P.  818*.  —  Zur 
Aufhebung  v.  V.  P.  846».  847». 
850.  —  Z.  d  es  St.  s.  Genehmigung, 
d  e  r  E  h  e  fr  au  als  Ersau  des  Mit- 
handelns 387. 
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Zuwendung  des  Vermögens  v.  V.  P, 
für  den  Auflösungsfall  861. 

Zwang  gcgc-n  V.  P.  Zum  Erwerbe 
einer  besti  .uiücn  Rechtsstellung 
86.  87.  x^.  m.  64il.  —  Zur  Auf- 
nahme o.  Beibehaltung  v.  Mit- 
gliedern 167».  287*.  722». 

-  zur  Mitgliedschaft  in  V.  P. 
s.  Zwangsmitgl. 

Zwingsenteignung  192».  232. 
334.  808. 

Zw angsetntisir ung  666. 

Zwangsgewalt  v.  V,  P.  gegen 
Gliedpersonen  718.  —  Missbrauch 
797. 

Zwangsniaßregeln717.  —  Z.  des 
St.  gegen  K.  660—2.  ^  Hafning 
des  St.  aus  rechtswidrigen  Zw. 
766.  797. 

Zwangsmitgliedschaft  27' 
30.  138*.  166.  237*.  «57».  722». 

Zwangsvergleich  '(IQ'K  902». 

Zwangsvollstreckung  s.  Voll- 
streckung. 

Zweck  der  V.  P.  681  f  —  Man- 
ttichfaltigk.  717  f.  —  öflentl.  o. 
gemeinnütziger  Zw.  98*.  —  Be- 
schaffenheit des  Zw.  nicht  ent- 
scheidend f.  öfllentl.  o.  privatr. 
Natur  163*.  871*.  913.  —  Noch 
f.  kirchl.  ü.  vveltl.  Natur  8*}8». 
870*.  -  Verbotene  Zw.  29».  781'. 
782»^. 

Verh.  zu  Persönlichkeit  u. 
Wille  681».  —  Unrichtige  Per- 

sonifik,  des  Zw.  13».  —  Zw.  der 
V.  P.  ab  Gegenstand  der  R.  O. 
()32.  —  Bedeutung  der  rechtl. 
Normirung  des  Zw.  635.  755.  — 
Erfüllung  7171".  —  Abirrungen 
755. 

Erfikllung  des  eignen  Lebens- 
zwecks als  P  f  1  i  c  h  t  V.  V.  P.  gegen 
den  St.  657.  -  Anhaltungdazu 
durch  den  St.  657.  662*.  781'-*. 
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782*.  —   Stint!.    Abwehr  der ' 

I 

Vcrrnlf'ung  tremdartiger  Zw, 
6ÖÜ.  Gü2».  780».  781»-*.  782». 
A b ä n d c r u n oder  Erweite- 
rung des  Zw.  6aä.  640. 
814.  8aH*'K  SSSÜK  m  —  Er- 
reichung des  Zw.  849.  —  Uo- 
möglichwerden  des  Zw.  816». 
848.  844».  846«.  -  Schädlich 
werden  des  Zw,  846*. 
Erhaltung  desVermöf^ens  v.  K. 
u.  Stift,  für  gleichen  o.  ver- 
wand t  e  n  Z  w.  8 1«  *.  847  *•».  86i;*. 
868».  871-3.  888«. 

Zweckbestimmung  von  Ver- 
mögensbesrandtheilen  maß- 
gebend för  deren  Scbiclcsale  b, 
Attflös.  der  V.  P.  868.  868^  mK 
870*  ».  875». 

—  des  Vermögens  aulgelöster 
V.P.  887.  688.  889*.  694. 


Zweckgebundenheit  t^?-  Vor- 
niügensflufgelöster  V.  P.  ü3Ul.ö8öf, 

Zw  f  cir  ml  ßigk  eil  als  Ricbtschnar 
651  ^  653'.  655». 

Zweckmä  ß  igkeitserwägungen 
b.  Anerk.  ungendimigter  K.  88. 
911. 

Zweckmäßigkeitsprufung  sei- 
tens des  St.  o,  sonstii^er  höherer 
V.  P.  bei  K.  Handlungen  644—5. 
654.  657*. 

Zweck  vermögen.  Abhängi- 
ges 32»;  s.  Sondervermögen. — 
Selbständiges  46*.  888.  882. 

Zweckvermögenstheorie  6S 
18«.  40*.  46*.  145*.  eM «.  908. 90d. 

Zweigniederlassung 458^  467. 
Z, weite  Ehe  s.  Wiederverheira- 
thung. 
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